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VERLAG  VON  DUNCKER  &  HUMBLOT. 

1877. 


Du  Becht  der  Uebensötzung  in  fromde  Sprachen  wird  rorbehalten. 


Vorwort. 


An  Bearbeitungen  des  Seerechts  haben  wir  in  Deutschland 
keinen  Ueberfluss.  Der  Grund  ist  wohl  darin  zu  suchen,  dass  den 
Theoretikern  die  Verhältnisse  der  Seefahrt  und  des  Seehandels 
gewöhnlich  ziemlich  fem  liegen,  und  die  Praktiker  der  Seestädte 
selten  die  Müsse  zu  umfassenden  literarischen  Arbeiten  haben.  Mir 
gab  den  Anstoss  zu  dieser  Arbeit  meine  Thätigkeit  in  der  im 
Jahre  1871  niedergesetzten  Liquidations-Eommission  für  Rhederei- 
Schäden,  wobei  ich  reichliche  Gelegenheit  hatte,  die  Einrichtungen 
der  deutschen  Handelsmarine  und  die  bei  dem  Seeverkehr  in  Be- 
tracht kommenden  Rechtsverhältnisse  kennen  zu  lernen. 

Ich  habe  mich  für  jetzt  auf  eine  Darstellung  des  deutschen 
Seerechts  als  das  uns  zunächst  Liegende  beschränkt  und  habe  nur 
bei  den  wichtigsten  Lehren  zur  Vergleichung  das  englische  und 
das  französische  Recht  herbeigezogen,  hoffe  aber,  dass  es  mir  später 
vergönnt  sein  wird,  bei  einer  abermaligen  Behandlung  des  Gegen- 
standes die  sämmtlichen  fremden  Seerechte  mit  in  den  Kreis  der 
Betrachtung  zu  ziehen. 

Dass  ich  die  Form  eines  Kommentars  gewählt,  wird  man  mir, 
denke  ich,'  um  so  weniger  zum  Vorwurf  machen,  als  die  Anord- 
nung des  Handelsgesetzbuchs  sich  sehr  wohl  für  ein  wissenschaft- 
liches System  eignet,  wie  denn  auch  diese  Art  der  Darstellung  bei 
der  Behandlung  des  Handelsrechts  im  engeren  Sinne  sich  immer 
mehr  einbürgert.  Ich  glaube,  dass  bei  dieser  Behandlung  eine 
vollständigere  Durchdringung  des  Stoffes  möglich  ist. 

Ausser  dem  Buch  V  des  Handelsgesetzbuchs  sind  die  dasselbe 
ergänzenden    und    modifizirenden    Beichsgesetze    und    Partikular- 


VI  Vorwort. 

gesetzO;  mit  Ausnahme  derer^  welche  rein  lokalpolizeilicher  Natur 
sind;  berücksichtigt  worden. 

Für  die  Erklärung  der  Bestimmungen  des  Gesetzbuchs  und 
die  Entwickelung  der  leitenden  Prinzipien  aus  denselben  haben 
selbstverständlich  die  Protokolle  der  Hamburger  Konferenz  die 
Grundlage  gebildet,  bei  der  Ableitung  der  aus  jenen  Prinzipien 
sich  ergebenden  Rechtssätze  habe  ich  mich  namentlich  auf  die 
Judikatur  des  Reichs -Ober -Handels -Gerichts  und  der  hanse- 
städtischen Gerichte  gestützt;  und  so  hoffe  ich,  dass  mein  Buch 
auch  für  die  Praxis  ein  brauchbares  Hülfsmittel  sein  wird. 

Der  zweite  Band  wird  in  kürzester  Zeit  folgen. 

Berlin,  den  9.  Februar  1877. 
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BESTER  TITEL. 

Allgemeine  Bestimmniigeii. 


Art,  432. 

Für  die  mm  Erwerb  durch  die  Seefahrt  bestimmten  Schiffe, 
welchen  das  Eecht^  die  Landesflagge  zu  fuhren,  zusteht,  ist  ein 
Schiffsregister  zu  fuhren. 

Das  Schiffsregister  ist  öffentlich;  die  Einsicht  desselben  ist 
während  der  gewöhnlichen  Dienststtmden  einem  Jeden  gestattet. 

1.  Wie  das  Handelsrecht  im  engeren  Sinne  (H.G.B,  B. 
1 — 4)  der  Inbegriff  der  Normen  ist,  welche  sich  auf  den  Kauf- 
mann —  wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  so  doch  vorzugsweise  — 
beziehen ;  so  enthält  das  Seerecht  die  Rechtssätze,  welche  sich 
um  das  Seeschiff  gruppiren ,  das  Schiff  in  irgend  einer  Weise  zum 
Gegenstande  und  zur  Grundlage  haben.  Da  nun  das  H.G.B.  den 
Begriff  des  Kaufinanns^  wie  es  selbst  ihn  auffasst,  angegeben  hat, 
so  hätte  man  erwarten  können ,  dass  es  auch  die  Kategorie  von 
Schiffen  näher  bezeichnen  würde,  auf  welche  es  die  Bestimmungen 
des  5,  Buchs  Anwendung  finden  lassen  will.  Eine  derartige  Er- 
klärung enthielt  der  Preussische  Entwurf  des  H.G.B.  an  der 
Spitze  des  Seerechts,  indem  er  (im  Art.  385)  „nur  solche  Schiffe" 
„als  Seeschiffe  im  Sinne  dieses  Gesetzbuchs''  bezeichnete,  „welche 
zur  Beförderung  von  Personen  oder  Gütern  über  See  dienen." 
Diese  Definition  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  als  unrichtig 
bezeichnet,  da  sie  eine  ganze  Anzahl  von  Schiffen;  die  entschieden 
zu  den  Seeschiffen  gerechnet  würden ,  wie  die  für  den  Wallfisch- 
fang, für  Entdeckungsreisen  bestimmten,  hiervon  ausschlösse  (Prot. 
IV  S.  1483  f.  VHI,  S.  3695).  Man  beschloss  daher  in  erster 
Lesung  das  Wörtchen  „nur"  zu  streichen.  Dies  hatte  jedoch 
keinen  Sinn;  denn  korrekter  Weise  musste  man  auch  nach  dieser 
Streichung  dem  angeiührt-en  Satz  dieselbe  Bedeutung,    wie  vorher 
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beilegen.  Wollte  man  aber  dadurch^  wie  dies  in  der  Konferenz 
ausgesprochen  wurde  (Prot.  IV  S.  1485),  der  Definition  das  Exklusive 
nehmen,  so  wurde  dieselbe  ganz  bedeutungslos,  so  hörte  sie  eben 
auf,  Definition  zu  sein.  Denn  dann  besagte  der  Satz:  zur  Be- 
förderung von  Personen  oder  Gütern  zur  See  dienende  Schiffe 
gelten  unbedingt  als  Seeschiffe;  eben  so  gut  können  aber  auch 
irgend  welchen  anderen  Zwecken  dienende  Schiffe  dieselbe  Quali- 
tät haben.  In  zweiter  Lesung  strich  man  die  Definition  (Prot.  VIII 
S.  3696).  Dafür  glaubte  man  die  Schiffe  näher  bezeichnen  zu 
müssen,  für  welche  die  über  die  Schiffsregister  gegebenen  Vor- 
schriften massgebend  sein  sollten,  und  zwar  als  solche,  die  „zum 
Erwerb  durch  die  Seefahrt"  bestimmt  sind.  Hiergegen  Hesse  sich 
nichts  erinnern,  wenn  man  es  nicht  für  nöthig  gehalten  hätte,  die- 
selbe Beschränkung  für  diejenigen  Schiffe  aufzustellen,  bei  denen 
der  Begriff  des  Rheders  zur  Anwendung  kommen  sollte.  Dadurch 
ist  gewissermassen  eine  Definition  von  Seeschiff  wieder  eingeführt, 
und  zwar  eine  Definition,  die  für  manche  Bestimmungen  des  5.  Buchs 
entschieden  zu  eng  ist.  Man  mag  es  immerhin  passiren  lassen, 
dass  bei  Kriegsschiffen  der  Staat  weder  als  berecntigter  noch  als 
verpflichteter  Rheder  aufgefasst  wird.  Mit  welchem  Rechte  aber 
entbindet  man  den  Eigenthümer  eines  Dampfschiffes,  dessen  sich 
dieser  lediglich  zu  Vergnügungsreisen  für  sich  und  seine  Familie 
bedient,  von  der  Verpflichtung,  für  den  Schaden  einzustehen,  „welchen 
eine  Person  der  Schiffsbesatzung  einem  Dritten  durch  ihr  Verschul- 
den in  Ausführung  ihrer  Dienstverrichtungen  zufügt"  (Art.  451)  von 
der  Verpflichtung,  den  durch  Schiffskollisionen  verursachten  Scha- 
den zu  ersetzen,  falls  derselbe  durch  das  Verschulden  einer  „Per- 
son der  Besatzung"  seines  Schiffes  herbeigeführt  ist  TArt.  736)? 
mit  welchem  Rechte  versagt  man  ihm  den  Anspruch  auf  die  Hälfte 
des  Berge-  oder  Hülfslohnes,  wenn  durch  sein  Schiff  ein  anderes 
Schiff*  oder  dessen  Ladung  geborgen  oder  gerettet  ist  (Art.  751)  ? 
Pflichten  und  Befugnisse,  die  eben  dem  Rheder  auferlegt  resp. 
zugesprochen  werden.  Dieser  Uebelstand  wird  auch  dadurch  nicht 
gehoben,  dass  das  zum  Reichsgesetz  erhobene  Gesetz  des  Nord- 
deutschen Bundes,  betreffend  die  Nationalität  der  Kauffahrteischiffe 
vom  25.  Oktober  1867  die  bezeichneten  Schiffe  durch  Hinzufiigung 
des  Wortes  „Kauffahrteischiffe"  genauer  zu  charakterisiren  sucht; 
eben  so  wenig  dadurch,  dass  die  vom  Bundesrath  erlassenen  Vor- 
schriften über  die  Registrirung  und  die  Bezeichnung  der  Kauf- 
fahrteischiffe vom  13.  November  1873  (§  2)  den  zum  Erwerb  durch 
die  Seefahrt  bestimmten  Schiffen  beizählen: 

a)  Die  zur  grossen  Seefischerei  bestimmten  Schiffe  und  b)  die 
mm  Schleppeth  anderer  Schiffe  bestimmten  Fahrzeuge,  ivelche  See- 
fahrt betreiben. 

2.  Das  H.G.B.  hat  nur  Seeschiffe  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  vor  Augen;  denn  die  Flagge,  durch  welche 
die  Nationalität  des  Schiffes  angedeutet  wird,  ist  nach  dem  H.  Gr. 
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B.  die  Landesflagge,  d.  h.  die  Flagge  eines  einzelnen  deutschen 
Staates.  Der  auf  der  Hamburger  Konferenz  bereits  angeregte  Ge- 
danke, eine  deutsche  Nationalität  der  Schiffe  gesetzlich  zu 
Sanktioniren  (Prot.  IV  S.  1480)  ist  jedoch  durch  die  Deutsche  Reichs- 
verfassung und  das  Bundesgesetz  vom  25.  Oktober  1867  zur  Aus- 
führung gebracht,  indem  erstere  anordnet: 

(Art.  54)  Die  Kauffahrteischiffe  aller  Bundesstaaten  bilden 
eine  etnlieitliche  Handelsmarine. 

(Art.  55)  Die  Flagge  der  Handelsmarine  ist  schwarz  weiss  roth; 
und  letzteres  bestimmt: 

(§  J)  Die  zum  Erwerb  durch  die  Seefahrt^)  bestimmten  Schiffe 
(Kauffahrteischiffe)  der  Bundesstaaten  haben  fortan  als  National- 
flagge  ausschliesslich  die  Bundesfl^igge  zu  führen. 

(§  3)  Für  die  zur  Führung  der  Bundesflagge  befugten  Kauf- 
fahrteischiffe sind  in  den  an  der  See  belegenen  Bundesstaaten  Schiffs- 
register zu  fuhrfh.  Die  Landesgesetze  bestimmen  die  Behörden^ 
tvelche  das  Schiffsregister  zu  führen  haben, 

(§  4)  Das  Schiffsregister  ist  öffentlich;  die  Einsicht  desselben 
ist  icährend  der  gewöhnlichen  Dienststunden  einem  Jeden  gestattet 

3.  Das  Schiffsregister,  welches  das  H.G.B.  nach  dem 
Muster  des  Englischen  Rechts,  dem  dasjenige  anderer  Staaten  be- 
reits nachgebildet  war,  eingeführt  hat,  soll  zunächst  dazu  dienen, 
die  Nationalität  der  Schiffe  zu  bekunden,  indem  es  die  Grundlage 
der  dem  Schiffe  zur  Legitimation  dienenden  Dokumente  bildet 
(Prot.  IV  S.  1665 ff'.).  Daneben  soll  dasselbe,  älmlich  wie  das 
Handelsregister  diejenigen  auf  die  Seeschiffe  bezüglichen  Rechts- 
verhältnisse zur  allgemeinen  Kenntniss  bringen,  welche  für  den 
Seeverkehr  von  Bedeutung  sind.  Dass  letzterer  Zweck  den  Vor- 
schriften über  die  Schiffsregister  nicht  fremd  ist,  geht  aus  den  dar- 
über auf  der  Hamburger  Konferenz  gepflogenen  Erörterungen  her- 
vor (Prot.  IV  S.  1477 — 1483);  zeigt  sich  aber  auch  als  die  ausge- 
sprochene Absicht  des  Gesetzes,  indem  nur  dadurch  der  wörtlich 
in  das  Bundes^esetz  vom  25.  Oktober  1867  (§  4)  aufgenommene 
zweite  Absatz  des  Art.  432  sich  erklärt.  Dass  dieser  Zweck  aber 
erst  ein  sekundärer  ist,  ergiebt  sich  aus  der  Natur  der  Thatsachen, 
welche  nach  den  Bestimmungen  des  ersten  Titels  des  jH.G.B. 
B.  5  und  des  Bundesgesetzes  vom  25.  Oktober  1867  in  das  Schiffs- 
register einzutragen  sind ;  denn  wenn  dies  auch  nicht  lediglich  die 
Thatsachen  sind,  aus  denen  das  Recht  zur  Führung  der  Bundes- 
flagge  hervorgeht,  so  dienen  dieselben  doch  zur  Feststellung  der 
Identität  des  Schiffes  und  zur  Beseitigung  von  Bedenken,   welche 

*)  Die  vom  Bundesrath  erlassenen  Vorschrifteu  über  die  Registrirung  und 
die  Bezeichnung  der  Eaafiahrteischiffe  vom  13.  November  1S73  (§  1)  haben 
daa  Begriff  der  Seefahrt  präzisirt,  indem  sie  für  die  verschiedenen  (17)  Hafen- 
reviere der  deutschen  Rüste  die  Punkte  angeben,  wo  dieselbe  beginnen  soll: 
Centralblatt  für  das  Deutsche  Beich  1873  S.  367;  Stabenow,  Sammlung  der 
deutschen  Seeschifffahrtsgesetze.    Leipzig  1875,  S.  323  f. 
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sich  über  die  Frage,  ob  ein  an  Bord  eines  Schiffes  befindliches 
Certifikat  auch  wirklich  diesem  Schiff  gehöre,  erheben  können;  es 
ergiebt  sich  ferner  daraus,  dass  von  der  Eintragung  in  das  Schiffs- 
register die  Ausübung  des  Rechts,  die  Bundesflagge  zu  führen,  ab- 
hängig gemacht  wird,  nicht  aber  das  Eintreten  bestimmter  privat- 
rechtlicher  Folgen  i§  10  des  cit.  Bundesges.);  es  ergiebt  sich  end- 
lich daraus,  dass  die  Führung  der  Bundesflagge  ohne  vorange- 
gangene Eintragung  (§  14)  und  Unterlassung  der  Anzeige  der  Ver- 
änderung von  Thatsachen,  welche  im  Schiffsregister  zu  vermerken 
sind,  und  von  Thatsachen,  welche  die  Löschung  des  Schiffs  im 
Register  herbeiführen  (§?j  11  u,  12)  nicht  etwa  Ordnungsstrafen, 
sondern  Kriminalstrafen  zur  Folge  haben  (§§  14  u.  15).  Jeden- 
falls schafft  das  Schiffsregister  nicht,  wie  die  Grundbücher,  formales 
Recht  hinsichtlich  der  Eigen thumsverhältnisse  am  Schiff,  denn  zur 
Uebertragung  des  Eigenthums  gehört  und  genügt  Tradition  resp. 
blosser  Vertrag.  Wenn  also  eine  Person  als  iigenthümer  oder 
alleiniger  Eigenthümer  eines  Schiffes,  ohne  dies  m  Wahrheit  zu 
sein,  in  das  Schiffsregister  eingetragen  ist,  so  kann  er  in  seinem 
rechtlichen  Verhältniss  zu  anderen  Personen  doch  nicht  als  sol- 
cher angesehen  werden.  Es  dürfte  also  z.  B.  der  Schiffer,  dem 
nur  Vs  ^cs  Schiffes  gehört,  der  aber  als  alleiniger  Eigenthümer 
eingetragen  ist,  weil  man  das  Schiff,  dessen  übrige  Eigenthümer 
Nicntdeutsche  sind,  unter  deutscher  Flagge  fahren  lassen  wollte, 
nicht  von  den  Gläubigern  der  Rhederei  ausschliesslich  in  Anspruch 
genommen  werden.  Auch  aus  dem  dem  öffentlichen  Recht  an- 
gehörenden Satz,  dass  zur  Führung  der  deutschen  Flagge  nur  ein 
im  ausschliesslichen  Eigenthum  deutscher  Reichsangehöriger  stehen- 
des Schiff  berechtigt  ist,  lässt  sich  nicht  der  umgekehrte  Satz  fol- 
gern, dass  ein  unter  deutscher  Flagge  fahrendes  Schiff  eben  da- 
durch zu  ausschliesslichem  Eigenthum  deutscher  Staatsangehöriger 
werde,  und  demgemäss  der  einzige  deutsche  Miteigenthümer  auch 
als  alleiniger  Eigenthümer  desselben  im  Verhältniss  zu  dritten 
Personen  zu  betrachten  sei.  Ich  habe  diese  Ausführung  nur  um 
deswillen  gemacht,  weil  ein  —  allerdings  vor  Erlass  des  H.  G.  B. 
ergangenes  —  Erkenntniss  des  Ober- Appellationsgerichts  zu  Rostock 
vom  17.  Dezember  1853  zu  dem  zuletzt  von  mir  verworfenen  Satz 
unter  Anwendung  des  Princips:  ins  publicum  pactis  privatorum 
mutari  non  potest,  gelangt  (Seuffert's  Archiv  XI,  Nr.  169). 

Die  Schiffsregister  werden,  wie  die  Grund-  und  Hypotheken- 
bücher, über  einen  gewissen  Bezirk  gefuhrt,  d.  h.  über  alle  Schiffe, 
deren  Heimathshäfen  sich  in  diesem  Bezirk  befinden.  Dies  ordnet 
auch  §  5  des  Bundesgesetzes  vom  25.  Oktober  1867  an: 

Ein  Schiff  kann  nur  in  das  Schiffsregister  desjenigen  Hafens 
eingetragen  werden,  v(yn  tvelchem  aus  die  Seefahrt  mit  ihm  betriebest 
werden  soll  (Heimathshäfen^  Registerhafen); 

womit  nicht  gesagt  sein  soll,  dass  in  jedem  Heimathshäfen,  son- 
dern nur,  dass  für  jeden  Heimathshäfen  ein  solches  Register  ge- 
führt wird. 


Allgemeine  BeetimiDQngeD.  5 

Art.  433. 

Die  Eintragung  in  das  Schiffsregister  darf  erst  geschehen^  nach- 
dem das  Rechte  die  Landesflagge  gu  führen^  nachgewiesen  ist 

Vor  der  Eintragung  in  das  Schiffsregister  darf  das  Recht,  die 
Landesflagge  zu  fuhren,  nicht  ausgeübt  werden. 

1.  Der  Abs.  1  dieses  Artikels  ist  in  dem  Bundesgesetz  vom 
25.  Oktober  1867  nur  insofern,  als  dies  durch  die  in  diesem  (§  6) 
stattgehabte  anderweitige  Formulirung  der  im  Ali.  435  H.G.B. 
enthaltenen  Anordnungen  bedingt  wurde,  modifizirt  worden.  Der 
§  7  des  citirten  Gesetzes  lautet  nämlich: 

LHe  Eintragung  des  Schiffes  in  das  Schiffsregister  darf  efst 
geschehen^  nachdem  das  Recht  desselben,  die  Bundesflagge  zu  führen, 
und  aUe  in  de^n  §  6  bezeichneten  Thatsachen  glaubhaft  nach- 
gewiesen  sind. 

Dass  die  zur  Führung  der  Schiffsregister  niedergesetzten  Be- 
hörden erst  causa  cognita  die  Eintragung  vornehmen,  erklärt  sich 
daraus,  dass  die  Schiffsregister  öffentlicnen  Glauben  haben,  und 
dass  der  Staat  beansprucht,  dass  dieser  öffentliche  Glauben  auch  von 
anderen  Staaten  den  auf  Grund  derselben  ausgefertigten  Schiffs- 
papieren beigelegt  wird. 

2.  Die  Bestimmung  des  Abs.  2  ist  verschärft  worden  durch 
§  10  des  Bundesgesetzes  vom  25.  Oktober  1867: 

Das  Recht  die  Bundesflagge  zu  fuhren,  darf  weder  vor  der  Ein- 
tragung des  Schiffes  in  das  Schiffsregister^  noch  vor  der  Ausfertigung 
des  Certifikats  ausgeübt  werden; 

indem  hier  bestimmt  wird,  der  Schiffer  solle  nicht  eher  von  dem 
Recht,  die  Flagge  zu  fuhren,  Gebrauch  machen,  als  bis  er  in 
der  Lage  ist,  den  Beweis  dieses  Rechts  jeden  Auß:enblick  in  der 
kürzesten  Weise  durch  Vorzeigung  des  Certifikats  zu  führen. 
Korrekter  wäre  es  übrigens  gewesen,  wenn  der  Gesetzgeber  statt 
„Ausfertigung"  „Aushändigung"  gesagt  hätte,  da  es  nicht  die  Ab- 
sicht hat  sein  können,  sich  damit  zu  begnügen,  dass  die  Urkunde 
ausgefertigt  bei  der  sie  ausstellenden  Behörde  liegt;  denn  sonst 
wäre  nicht  abzusehen,  weshalb  man  sich  nicht  mit  der  Eintragung 
auch  fernerhin  begnügt  hätte. 

Zu  beachten  ist,  dass  nur  die  Ausübung  des  Rechts,  die  Bundes- 
flagge zu  iühren,  von  der  Eintragung  in  das  Schiffsregister  und 
Ausfertigung  des  Certifikats  abhängig  gemacht  wird,  nicht  aber 
das  Recht  selbst;  wie  denn  auch  für  die  widerrechtliche  Aneignung 
d^  Rechts  und  die  widerrechtliche  Ausübung  desselben  ganz  ver- 
schiedene Strafen  bestimmt  sind.  Für  den  ersteren  Fall  Destimmt 
§  13  des  citirten  Bundesgesetzes: 

Wenn  ein  Schiff,  welches  gemäss  den  Bestimmungen  des  §  2 
zwr  Fuhrung  der  Bundesflagge  nicht  berechtigt  ist,  unter  der  Bundes-- 
fl(V9^  fährt  j  so  hat  der  Führer  des  Schiffes  Geldbusse  bis  zu  ßnf- 
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hundert  Thalem  oder  Gefängnisssirafe  bis  zu  sechs  Monaten  ver^ 
imrht;  auch  kam^  auf  Konfiskation  des  Schiffes  erkannt  werden; 

für  den  zweiten  dagegen  wird  (im  §  14)  angeordnet: 

Wenn  ein  Schiffe  welches  gemäss  §  10  sich  der  Führung  der 
Bundesflagge  enthalten  muss,  weil  die  Eintragung  in  das  Schiffs- 
register oder  die  Ausfertigung  des  Schiffscertifikats  noch  nicht  erfolgt 
istj  unter  der  Bundesflagge  fährt,  so  hat  der  Führer  des  Schiffes 
Qeläbusse  bis  zu  Einhundert  Thalem  oder  verhältnissmässige  G-e- 
fängnissstrafe  verwirkt,  sofern  er  nicht  nachweist,  dass  der  unbefugte 
Gebrauch  der  Bundesflagge  ohne  sein  Verschulden  geschehen  sei. 

Art  434. 

Die  Landesgesetze  bestimmen  die  Erfordernisse,  von  welchen  das 
Becht  eines  Schiffes,  die  Landesflagge  zu  führen  abhängig  ist, 

Sie  bestimmen  die  Behörden,  welche  das  Schiffsregister  zu  führen 
haben. 

Sie  bestimmen,  ob  und  unier  welchen  Voraussetzungen  die  Ein- 
tragung in  das  Schiffsregister  für  ein  aus  einem  anderen  Lande  er- 
worbenes Schiff  vorläufig  durch  eine  Konsulatsurkunde  ersetzt  werden 
kamu 

1.  Nachdem  durch  die  Bundesverfassung  und  das  Bundes- 
gesetz vom  25.  Oktober  1867  der  Begriff  einer  norddeutschen  und 
später  deutschen  Nationalität  der  Schiflfe  und  einer  norddeutschen 
und  deutschen.  Bundesflagge  aufgekommen,  musste  der  Absatz  1 
des  Artikels  mit  seinem  Hinweis  auf  die  für  den  Erwerb  des 
Rechts,  die  Landesflagge  zu  führen,  massgebenden  Be- 
stimmungen der  Partikulargesetze  ersetzt  werden  durch  eine  allge- 
meine deutsche  Norm  über  den  Erwerb  dieses  Rechts.  Diese 
Norm  enthält  der  §  2  des  citirten  Bundesgesetzes. 

Zur  Führung  der  Bundesflagge  [sind  die  Kauffahrteischiffe  nur 
dann  berechtigt,  wenn  sie  in  dem  ausschliesslichen  Eigenthuni  solcher 
Personen  sich  befinden,  welchen  das  Bundesindigenat  (Artikel  3  der 
Bundesverfassung)  zttsteht.*) 

Diesen  Personen  sind  gleich  zu  achten  die  im  Bundesgebiete 
errichteten  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien,  in  Preussen  auch  die  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom 
J27.  März  1867  eingetragenen  Genossenschaften,  sofern  diese  Gesell- 
Schäften  und  Genossenschaften  innerhalb  des  Bundesgebietes  ihren 
Sitz  habeny  und  bei  den  Kommafhditgesellschaften  auf  Aktien  allen 
persönlich  haftenden  Mitgliedern  das  Bundesindigenat  zusteht. 

Die  hinsichtlich  der  eingetragenen  Genossenschaften  getroffene 
Bestimmung  ist  in  Folge  des  Bundesgesetzes  vom  4.  Juli  1868  und 
der  Erhebung  desselben  zum  Reichsgesetz  auf  die  auch  in  den 
übrigen  Ländern  des  Deutschen  Reichs  domizilirten  Genossen- 
schaften ausgedehnt  worden. 

*)  D.  h.  welche  Angehörige  irgend  eines  deutschen  Bundesstaates  sind. 
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Daes  bei  den  Aktienkommandit^esellschaften  auch  das  Bundes- 
indigenat  der  einzelnen  persönlich  naftenden  Gesellschafter  gefor- 
dert wird,  hängt  damit  zusammen,  dass  diese  nicht  als  juristische 
Personen  gelten,  also  keine  von  ihren  Mitgliedern  getrennte  Per- 
sönlichkeit haben.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  kommen 
allein  in  Beträcht,  weil  diese  als  die  Träger  der^  Gesellschaft 
gelten. 

2.  Zur  Führung  der  Schiffsregister  sind  auch  durch 
das  Bundesgesetz  vom  25.  Oktober  1867  nicht  dieselben  Behörden 
für  ganz  Deutschland  angeordnet  worden.  Das  Gesetz  (§  3  s.  o. 
S.  3)  wiederholt  vielmehr  lediglich  die  Bestimmungen  des  H.G.B. 
Eß  kommen  daher  in  dieser  Beziehung  noch  die  Einführungsgesetze 
zum  H.G.B.  zur  Anwendung^  Nach  diesen  haben  die  Schiffsregister 
in  den  alten  preussischen  Provinzen  und  Schleswig  -  Holstein  die 
Kreisgerichte,  und  nur  in  Königsberg  und  Danzig  die  Desonderen 
Kommerz-  und  Admiralitäts-Kpllegien,  sowie  in  Stettin  das  See- 
und  Handelsgericht  zu  führen,  in  Hannover  die  Landdrosteien,  in 
Mecklenburg  die  Schiffsregisterbehörden,  in  Oldenburg  das  Staats- 
ministerium, Departement  des  Innern,  in  Lübeck  aas  Handels- 
gericht, in  Bremen  die  Senatskommission  für  Schifffahrts- 
angelegenheiten und  in  Hamburg  die  Deputation  für  Handel  und 
Schifflahrt.  *) 

3.  An  Stelle  des  im  Abs.  3  enthaltenen  Hinweises  auf  die 
Partikulargesetzgebung  ist  die  vom  Konsul  ausgehende  Erthei- 
lung  provisorischer  Ermächtigung,  die  Nationalflagge  zu 
fähren,  regulirt  worden  durch  das  Bundesgesetz  vom  25.  öfctober 
1867,  §  16:, 

Wenn  ein  a/usserhalb  des  Bundesgebietes  befindliches  freundes 
Schiff  durch  den  üebergang  in  das  Eigenthum  einer  Person,  tiwlcher 
das  JBundesindigenat  zusteht,  das,  Eecht,  die  Bundesflagge  zu  fuhren, 
erlangt,  so  hörnten  die  Eintragung  in  das  Schiffsregister  und  das 
Certifihat  durch  ein  von  dem  Bundeslconsul,  in  dessen  Bezirk  das 
Schiff  zur  Zeit  des  Mgenthumsüberganges  sich  befindet,  über  den 
Urwerb  des  Rechts^  die  Bundesflagge  zu  führen,  ertheiltes  Attest, 
jedoch  nur  für  die  Dauer  eines  Jahres  seit  dem  Tage  der  Ät4^' 
Stellung  des  Attestes  und  über  dieses  Jahr  hinaus  nur  für  die  Dauer 
einer  durch  höhere  Gewalt  verlängerten  Reise  ersetzt  werden, 

Art.  485. 

Die  Eintragung  in  das  Schiffsregister  muss  enthalten: 

1,  Die  Thatsachen,  welche  das  Recht  des  Schiffes,  die  Landesflagge 
zu  fuhren,  begründen; 

2,  die  Thatsachen,  welche  zur  Feststellung  der  Identität  des  Schiffes 
und  seiner  Eigenthumsverhältnisse  erforderlich  sind; 


*)  Die  Schiffsre^isterbehörden  und  die  zu  denselben  gehörigen  Heimaths- 
bäfen  sind  yerzeichnet  bei  Stabenow,  Samml.  der  d.  Seeschifffahrtsges. 
S.  38^—387. 
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5.    den  Hafen,  von  welchem  am  mit  dem  Schiff  die  Seefahrt  be- 
trieben werden  soll  (Heimathshafen,  Registerhafen). 
Ueber  die  Eintragung    wird  eine  mit   dem  Inhalte    derselben 
übereinstimmende  Urkunde  (CertifiJcat)  ausgefertigt. 

Dieser  Artikel  ist  insofern  durch  das  Bundesgesetz  vom 
25.  Oktober  1867  abgeändert,  als  die  Thatsachen  angegeben 
werden,  welche  für  das  Recht  des  Schiffes,  die  Nationalflagge  zu 
fuhren,  für  die  Identität  und  die  Eigenthumsverhältnisse  desselben 
massgebend  sind,  und  deren  Eintragung  in  das  Schiffsregister  an- 
geordnet wird.  Die  §§  6  und  8  des  citirten  Gesetzes  lauten 
nämlich : 

(§  6)  Die  Eintragung  des  Schiffes  in  das.  Schiffsregister  mi^s 
enthalten: 

1.  den  Namen  und  die  Gattung  des  Schiffes  (ob  Barke,  Brigg 
u.  s.  w.); 

2.  seine  Grösse  und  die  nach  der  Grösse  berechnete  Tragfähigkeit; 

3.  die  Zeit  und  den  Ort  seiner  M'bauung,  oder,  tvenn  es  die 
Flagge  eines  nicht  mm  Norddeutschen  Bunde  (Deutschen  Reich) 
gehörenden  Landes  geführt  hat,  den  Thatutnstand ,  wodurch 
es  das  Recht,  die  Bundesflagge  zu  führen,  erlangt  hat,  und 
ausserdem,  wenn  thunlich,  die  Zeit  und  den  Ort  der  Erbauung ; 

4.  den  Heimathshafen; 

5.  den  Namen  und  die  nähere  Bezeichnung  des  Rheders,  oder 
wenn  eine  Rhederei  besteht,  den  Namen  und  die  naivere  Be- 
zeichnung aller  Mitrheder  und  die  Grösse  der  Schiffspart  eines 
Jeden;  ist  eine  Handelsgesellschaft  Rhed^  oder  Mitrheder^  so 
sind  die  Firma  und  der  Ort,  an  welchem  die  Gesellschaft  ihren 
Sitz  hat,  und,  tvenn  die  Gesellschaft  nicht  eine  Aktiengesellschaft 
ist,  die  Na^nen  und  die  nähere  Bezeicimung  aller  die  Handels- 
gesellschaft  bildenden  Gesellschafter  einzutragen;  bei  der  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien  genügt  statt  der  Eintragung  aller 
Gesellschafter  die  Eintragung  aller  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter; 

6.  den  Rechtsgrund,  auf  welchem  die  Erwerbung  des  Eigenthums 
des  Schiffes  oder  der  einzelnen  Schiffsparten  beruht; 

7.  die  Nationalität  des  Rheders  oder  der  Mitrheder; 

8.  den  Tag  der  Eintragung  des  Schiffes, 

Ein  jedes  Schiff  ivird  in  dxxs  Schiffsregister  unter  einer  be- 
sonderen Ordnungsnummer  eingetragen. 

(§  8)  Ueber  die  Eintragung  des  Schiffes  in  das  Schiffsregister 
wird  von  der  Registerbehörde  eine  mit  detn  Inhalt  der  Eintragung 
übereinstimmende  Urkunde  (Certifikat)  ausgefertigt 

Der  §  6  ist,  wie  die  meisten  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
dem  Preussi sehen  Einführungsgesetz  zum  H.G.B.  vom  24.  Juni 
1861  nachgebildet  und  stimmt  mit  dem  §  4  desselben  fast  wörtlich 
überein.  Uebrigens  befand  sich  die  Mehrzahl  der  hier  aufgezählten 
Punkte   bereits  in  dem   Preussischen  Entwurf  des  H.G.B.   und  in 
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der  Formulirung,  welche  der  Referent  der  Hamburger  Kommission 
den  auf  da«  Schiffsregister  bezüglichen  Bestimmungen  zur  Be- 
rathung  für  die  Kommission  gegeben  hatte,  wie  auch  in  dem  Ent- 
wurf aus  erster  Lesung. 

1.  Was  das  Gesetz  unter  Gattung  versteht,  giebt  es  selbst 
durch  die  zugefugten  Beispiele  an,  nämlich  die  Art  und  Weise, 
wie  das  Schiff  getakelt.  Die  Schiffsregisterbehörden  pflegen  sich 
jedoch  mit   dieser  Angabe   nicht  zu  begnügen,   sondern   eine  ganz 

fenaue  Beschreibung  von  der  Bauart  des  Schiffs,  einschliesslich  des 
laterials  —  Eisen,  Holzart,  etwaige  Metallhaut,  d.  i.  Metallbeschlag 
des  äusseren  Schiffsbodens   —   welches  dazu  verwendet,  zu  geben. 

2.  Dem  Namen  des  Schiffes  wird  das  (aus  4  Buchstaben 
bestehende)  Unterscheidungssignal  beigefügt. 

Durch  das  Unterscheidungssignal,  welches  dem  Schiff  von  der 
Schiffsr^sterbehörde  nach  Anweisung  des  Reichskanzler-Amts  ge- 
geben wird,  unterscheidet  sich  letzteres  von  allen  anderen  Schiffen, 
welch  e  dieselbe  Flagge  führen,  indem  dasselbe  Unterscheidungs- 
eipial  nicht  mehreren  Schiffen  unter  gleicher  Flagge  ertheilt  werden 
soll.  Auch  bei  etwaiger  Aenderung  des  Namens  und  des  Heimaths- 
hafens  behält  das  Schiff  sein  bisheriges  Unterscheidungssignal. 

Hinsichtlich  des  Namens  des  Schiffes  kommen  jetzt  noch  in 
Betracht  die  Bestimmungen  des  Reichsgesetzes  vom  28.  Juni  1873, 
betreffend  die  Registrirung  und  die  Bezeichnung  der  Kauffahrtei- 
schiffe : 

§  2  Die  Aenderung  des  Namens  eines  in  das  Schiffsregister 
eifigetragenen  Schiffes  soll  nur  aus  ganz  besonders  dringenden  Gründen 
gestattet  werden.  Sie  bedarf  der  Genehmigung  des  Reichskanzler- 
Amts. 

§  3    Jedes  in  das  Schiffsregister  eingetragene  Schiff  muss 
1,    seinen  Nam^en  auf  jeder  Seite  des  Bugs^)  und 
Z.    seinen  Namen  und  den  Namen  des  Heimathshafens  am  HecJc  **) 
an  den  festen  Theilen  in  gut  sichtbaren  und  fest  angebrachten 
Schriftzeichen  führen. 
§  4    Im  Falle   einer   Zuwiderhandlung  gegen  die    Vorschriften 
des  §  3  hat  der  Führer  des  Schiffes  Geldstrafe  bis  zu  Einhundert- 
fünfzig  Mark  oder  Haß  verwirkt. 

Durch  die  erste  dieser  Bestimmungen,  welche  denen  anderer 
Staaten  (namentlich  England's  und  der  Vereinigten  Staaten  Amerika*s) 
nachgebildet  sind,  soll  verhütet  werden,  dass  eine  Namensänderung 
in  betrügerischer  Absicht  vorgenommen  wird,  so  z.  B.  um  einem 
Schiffe,  welches  wegen  notorischer  Seeuntüchtigkeit  keine  Ver- 
sicherung oder  keine  Frachten  mehr  erhalten  kann,  das  eine  wie 
das  andere  unter  einem  neuen  Namen  zu  verschaffen.  Die  An- 
bringung des  Namens  an  der  Aussenseite  des  Schiffes  soll  die 
MögüchKeit  erschweren,  sich  der  Feststellung  der  Identität  zu  ent- 

*)  Vordere  Rundung  des  Schiffes. 
**)  Der  äuBsere  Theil  des  Hinterschiffes. 
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ziehen;  wenn  das  Schiff  hieran  ein  Interesse  hat;  wie  z.  B.  nach 
einer  Änsegelung.*)  Es  ist  jedoch  zu  beachten,  dass  diese  Vor- 
schriften auf  kleine,  nicht  zu  registrirende  Schiffe  keine  Anwen- 
dung finden.  Ebenso  wenio^  gilt  die  erste  Bestimmung  über  die 
Namens- Aenderung  für  den  Fall  des  Ueberganges  von  fremden 
Schiffen  in  das  Eigenthum  von  Deutschen,  denn  da  das  Gesetz  die 
Bestimmungen  nur  für  registrirte  Schiffe  giebt,  solche  Schiffe  aber 
noch  nicht  in  einem  diesseitigen  Schiffsregister  eingetragen  sind, 
so  steht  der  Namens-Aenderung  in  diesem  Falle  nichts  im  Wege. 
Hierdurch  wird  es  freilich  möglich,  dass  durch  einen  Scheinkaüf 
das  Schiff  zuerst  unter  eine  fremde  Flagge  gebracht  und  durch 
einen  zweiten  unter  die  deutsche  Flagge  zurückgebracht  und  da- 
durch das  Gesetz  umgangen  wird.  Erwägungen,  die  das  englische 
Recht  (Kauffahrteischifffahrts-Akte  von  1873)  bestimmt  haben,  für 
den  Fall  des  Wechsels  der  Nationalität  ebenso,  wie  sonst  die 
Namens-Aenderung  nur  mit  Genehmigung  des  Handelsamtes  zu- 
zulassen.**) 

3.  Unter  der  Tragfähigkeit,  die  nach  der  (durch  die 
Länge,  grösste  Breite  und  Tiefe  des  Schiffes  ausgedrückten)  Grösse 
berechnet  werden  soll,  versteht  man  zunächst  das  Gewicht,  mit 
welchem  das  Schiff  beladen  werden  kann,  ohne  an  seiner  See-  und 
Segelfahigkeit  etwas  einzubüssen.  Ferner  aber  bezeichnet  man  da- 
mit auch  die  Ladefähigkeit,  den  kubischen  Inhalt  des  Schiffes,  d. 
h.  das  Volumen,  welches  der  Schiffsraum  aufnehmen  kann  (Prot. 
IV  S.  1677).  Wenn  die  Tragfähigkeit  in  das  Schiffsregister  ein- 
getragen und  demgemäss  im  Certitikat  vermerkt  wird,  darüber 
auch  eine  eigene  Urkunde,  der  Messbrief,  ausgestellt  wird,  so  ge- 
schieht dies  nicht  sowohl  im  privatrechtlichen  Interesse  (z.  B.  mit 
Rücksicht  auf  die  Befrachtungsverträge),  als  vielmehr  im  öffent- 
lich-rechtlichen. Einmal  soll  dadurch  ein  Mittel  für  die  Fest- 
stellung der  Identität  des  Schiffes  und  ferner  die  Grundlage  für 
verschiedene    Abgaben    (Quai-    und    Hafenabgaben,     Leuchtfeuer- 

S eider),  sowie  für  Normirung  der    Maximalzahl    von    Passagieren 
ei  Auswandererschiffen  und  Aehnliches  gewonnen  werden. 

Bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  wurde  nun  in  Deutschland  die 
Trafffähigkeit  in  dem  ersteren  Sinne  aufgefasst.  Als  die  Einheit 
wurde  die  Schiffslast  angesehen,  welche  jedoch  in  verschiedenen 
Grössen  vorkam,  namentlich  von  4000  Pfund  (Normallast),  5200 
Pfund,  6000  Pfund  (Kommerzlast),  9000  Pfund  (Kostocker  Kommerz- 

*)  Vgl.  Romberg  in  v.  Holtzendorfirs  Jahrbuch  für  GesetzgebuDg ,  Verwal- 
tung und  Rechtspflege  des  Deutschen  Reichs  III  S.  333  f. 

**)  In  neuester  Zeit  ist  auch  an  die  deutschen  Konsulatsbehörden  in  den  bri- 
tischen Häfen,  um  den  Missbrauch  der  deutschen  Flagge  durch  seeuntüchtige 
Schifi^e  zu  verhüten^  die  Weisung  ergangen,  für  ein  in  das  £igenthum  deut- 
scher Reichsangehöriger  übergehendes  Schiff  das  Flaggen-Attest  (s.  Bundesges. 
vom  26.  Okt.  1867  §  16  —  oben  S.  -^  — )  nur  auf  Grund  des  Zeugnisses 
eines  Schiffsbesichtigers  des  britischen  hoard  of  trade  über  die  Untersuchung 
des  Schiffes  und  dessen  Seetüchtigkeit  zu  ertheilen  (Centralblatt  f.  d. 
Deutsche  Reich  1875  Nr.  39). 
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last).  Dieser  Gewichtsinhalt  wurde  aber  erst  wieder  aus  dem  durch 
ein  sehr  unzuverlässiges  Messungsverfahren  ermittelten,  und  daher 
von  der  wahren  Grösse  des  Schiffes  erheblich  abweichenden  Raum- 
inhalt durch  Anwendung  eines  Erfahrungskoöfficienten  hergestellt, 
der  stets  derselbe  war,  während  auch  die  Form  des  Schiffes  für 
die  Tragfähigkeit  von  wesentlichem  Einfiuss  ist.  Die  Folge  davon 
war,  dass  die  wirkliche  Tragfähigkeit  der  Schiffe  bis  zu  30% 
und  darüber  von  dem  Messungsresultat  abwich.*)  Durch  die  vom 
Bundesrath  erlassene  Schiffsvermessungsordnung  vom  5.  Juli  1872 
ist  an  Stelle  der  Ermittelung  des  Gewichtsinhaltes  die  des  Raum- 
inhaltes angeordnet.  Dieser  wird  durch  Vermessung  des  Schiffes 
nach  der  sehr  genauen,  in  England  bereits  im  Jahre  1854  einge- 
führten und  von  fast  allen  bedeutenderen  Seefahrt  treibenden  ISa- 
tionen  adoptirten  Moorsom'schen  Methode  festgestellt.  Die  Ver- 
messung geschieht  durch  die  von  den  Landesregierungen  bestellten 
Vermessungsbehörden,  zu  deren  Mitgliedern  ein  Schiffsbautechniker 
gehört.**)  Der  Rauminhalt  wird  in  Kubikmetern  ausgedrückt,  da- 
neben wird  die  entsprechende  Zahl  englischer  Register-Tons  (Be- 
zeichnung für  den  Kaum  von  100  Kubikfuss)  angegeben,  indem 
der  Kubikmeter  zu  0,353  englischen  Register  -  Tons  zu  berechnen 
ist.  Von  dem  in  dieser  Weise  ermittelten  Rauminhalt  des  ganzen 
Schiffes  in  allen  seinen  Theilen  (dem  s.  g.  Bruttoraumgehalt) 
wird  der  Inhalt  der  ausschliesslich  zum  Gebrauch  der  Besatzung 
dienenden  Räume  (s.  g.  Logisräume),  sowie  die  etwaigen  Ma- 
schinen-, Dampfkessel-  und  Kohlenräume  in  Abzug  gebracht  und 
dadurch  der  s.  g.  Nettoraumgehalt  des  Schiffes  ermittelt,  der 
nach  den  meisten  Rechten  und  so  auch  nach  dem  deutschen  allein 
für  die  Entrichtung  der  Abgaben  massgebend  ist.***)  Ueber  die 
Vermessung  wird  ein  Messbrief  ausgefertigt,  welcher,  ebenso  wie 
das  Schiffsregister,  den  Brutto-  und  Nettoraumgehalt  und  zwar  in 
Kubikmetern  und  Regster -Tons  angiebtf)  nnd  der  zu  den  an 
Bord  geführten  Schiffspapieren  gehört. ff) 

Die  Aneignung   der   Moorsom'schen    Methode    hat    noch    die 

*)  Nenea  Archiv  für  Handelsrecht  IL  S.  261  ff.  Entscheid,  des  R.  ü.  H. 
G.  IV  Nr.  50,  S.  242  f. 

**)  In  Preussen  fungiren  als  solche  die  Zoll-  und  Steuerämter,  in  den  an- 
deren Staaten  meist  besondere  Behörden. 

***)  Die  SchifiFsvermessungsordnung  vom  5.  Juli  1872  schreibt  diese  Aus- 
mittelting  der  Ladefähigkeit  auch  für  solche  Schiffe  vor,  die  bereits  nach  der 
früheren  Methode  vermessen  waren  (§  33).  Die  Ummessung  muss  überall  bis 
zum  1.  Januar  1878  vollzogen  sein.  Mit  diesem  Tage  verlieren  die  früheren 
anf  Schiffslasten  lautenden  Messbriefe  ihre  Gültigkeit  (§  34). 

t)  Die  den  Nettoraumgehalt  bezeichnende  Kubikmeterzahl  ist  auch  auf 
einem  Deckbalken  des  Schiffes  einzubrennen,  einzuschneiden  oder  sonst  in 
geeigneter  Weise  anzubringen:  Instruktion  zur  Schiffsvermessungsordnung 
vom  23.  Nov.  1872  §  39;  vgl.  Bekanntmachung  betr.  Ergänzung  des  §  23  der 
Schiffsvermessungsordnung  vom  24.  Okt.  1875  (Centralblatt  t.  d.  Deutsche 
Beich  1875  Nr.  46  S.  718. 

tt)  Vgl.  über  dies  Alles  Romberg  in  v.  Holtzendorff's  Jahrbuch  III  S. 
313—321. 
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Folge  gehabt,  dass  nach  den  in  den  Jahren  1872,  1873,  1874, 
1875  und  1876  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Dänemark, 
Oesterreich-Ungam,  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  Eng- 
land, Frankreich,  Italien,  Schweden,  Norwegen  und  Chile  ge- 
troffenen Vereinbarungen  wegen  gegenseitiger  Anerkennung  der 
nach  dem  neuen  Schiffsvermessungsverfahren  bewirkten  Ver- 
messungen die  deutschen  Messbriefe  in  den  genannten  Staaten  als 
massgebend  angesehen  werden.  Doch  ist  es  den  deutschen  Dampf- 
schiffen gestattet,  in  englischen  und  schwedischen  Häfen  die  Nach- 
messungen ihrer  Maschinenräume  zu  verlangen,  um  die  grösseren 
Abzüge,  welche  das  englische  und  schwedische  Recht  vom  Brutto- 
raumgehalt  zulässt,  zu  erhalten.  Ebenso  werden  umgekehrt  die 
dänischen,  österreichischen,  nordamerikanischen,  englischen  und 
französischen  Messbriefe  in  Deutschland  anerkannt.  Nur  findet  bei 
den  nordamerikanischen  Schiffen,  weil  die  amerikanische  Gesetz- 
gebung lediglich  Bruttoraulngehalt  kennt  und  hiervon  Abzüge 
nicht  gestattet,  auf  Verlangen  der  Schiffsiührer  im  deutschen  Hafen 
eine  Ausmessung  der  abzuffsfaliigen  Räume  zur  Ermittelung  des 
Nettoraumgehaltes  Statt.  Und  bei  den  englischen  und  schwedischen 
D  a  m  p  f  schiffen,  bei  denen  auf  Grund  der  englischen  Gesetzgebung 
grössere  Abzüge  vom  Bruttoraumgehalt  gestattet  werden,  als  in 
Deutschland,  müssen  die  hier  zulässigen  Abzüge  durch  Nach- 
messung der  abzugslahigen  Räume  ermittelt  werden,  wobei  jedoch 
der  Raumgehalt  der  Logisräume  den  englischen  resp.  schwedischen 
Certifikaten  gemäss  angenommen  wird.*) 

4.  Durch  die  Angabe  unter  Nr.  3  soll  „über  den  nationa- 
len Ursprung  des  Schiffes  Gewissheit"  gegeben  und  „die  An- 
fechtung der  Nationalität  des  Schiffes"  erschwert  werden.  (Prot, 
zum  H.  G.  B.  IV  S.  1681.) 

*)  Vgl.  die  Beetimmungen ,  betr.  die  Anerkennung  der  in  däniscben, 
österreichisch-ungarischen  und  nordamerikanischen  Schifispapieren  enthalteneu 
Vermessungsangaben  in  deutschen  Häfen  vom  21.  Dezember  1S72:  Reichs- 
centralblatt  f.  1873  S.  163,  Stabenow,  Samml.  der  d.  Seeschifffahrtsges.  S. 
274  f.  Centralblatt  f.  1875  Nr.  21  S.  324.  Bekanntmachung  des  dänischen 
Generaldirektors  für  das  Steuerwesen  vom  23.  Dezember  1872:  Preuss.  Han- 
delsarchiv von  1873  I  Nr.  7  S.  157.  Erlass  des  österr.  und  des  ungarischen 
Handelsministeriums  vom  3.  Nov.  1872:  ebendas.  II  Nr.  44  S.  459.  Circular 
des  Schatzamtes  zu  Washington  vom  25.  Okt.  1872:  ebendas.  I  Nr.  14  S.  342. 
Bestimmungen  über  die  Anerkennung  der  in  den  französischen  und  britischen 
ächiffspapieren  enthaltenen  Vermessungsangaben  in  deutschen  Häfen  vom 
2.  Oktober  1873:  Centralbl.  f.  187.i  S.  316,  Stabenow  S.  320— .S22.  Britischer 
Geheimrathsbeschluss  vom  26.'Juni  1873:  Preuss.  Handelsarchiv  1873  11  Nr.  42  S- 
410.  Bestimmungen  über  die  Anerkennung  der  in  italienischen  Schiffspapieren 
enthaltenen  Vermessungsangaben  in  deutschen  Häfen  vom  25.  August  1874: 
Centralbl.  f.  1874  S.  323,  Stabenow  S.  345  f.  Deklaration  zwischen  der  deut- 
schen Reichsregierung  und  der  italienischen  Regierung  v.  15.  Juni  1874: 
Preuss.  Handelsarch.  1874  H  Nr.  37  S.  250  Bestimmung  über  die  Aner- 
kennung der  schwedischen  Messbriefe  in  deutschen  Häfen:  Centralblatt  f.  1875 
Nr.  44  S.  688;  über  die  Anerkennung  der  in  chilenischen  Certifikaten  enU 
haltenen  Vermessungsangaben  vom  11.  Jan.  1876:  Centralblatt  1876  Nr.  2  S. 
26;  über  die  Anerkennung  der  norwegischen  Messbriefe  vom  7.  April  1876: 
Centralblatt  f.  1876  Nr.  15  S.  221. 
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5.  Unter   dem   Heimathshafen   versteht  das   Gesetz   vom 

25.  Oktober  1867  natürlich  dasselbe,  wie  Art.  435  H.  G.  B.  Der 
Heimathshafen  hat  tiir  das  Schiff  dieselbe  Bedeutung,  wie  das  Dq; 
mizil  für  die  Person. 

6.  Die  Bestimmungen  unter  Nr.  5  und  7  sollen  die  Mög- 
lichkeit gewähren»  jederzeit  den  Beweis  zu  führen,  dass  das 
Schiff  zur  Führung  der  Bundesflagge  berechtigt  ist.  Es  ergiebt 
sich  dies,  sowie  der  Grund  der  hinsichtlich  der  Gesellschaften  ge 
gebenen  Vorschrift  aus  dem  §  2  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober 
1867  (s.  o.  S.  6). 

7.  In  den  preussischen  Provinzen,  in  denen  das  AI  Ige - 
meine  Landrecht  gilt,  muss  auch  die  Verpfändung  des 
Schiffes  und  einzelner  Öchiffsparten  in  das  Schiffsregister  einge- 
tragen werden.  Nach  Art.  59  des  Preussischen  Einführungsgesetzes 
treten  nämlich  an  die  Stelle  der  §§  302—307  und  313  A.  L.  B. 
I,  20  folgende  Vorschriften: 

§  1  Die  Verpfändung  muss  in  das  Schiffsregister  eingetragen 
werden. 

Die  Eintragung  erßlgt  von  dem  Gericht,  welches  das  Schiffs- 
register  fuhrt 

Sie  muss  enthalten: 

1,  den  Namen  des  Gläubigers; 

2.  die  Forderung y  fü/r  welche  die  Verpfändung  geschehen  ist; 

3.  die  Bezugnahme  auf  die  Verpfändungs-Urhxnde  unter  Bezeich- 
nung des  Orts  und  de^  Datums  der  Ausstellung; 

4,  die  Zeit  der  Eintragung. 

Die  geschehene  Eintragung  ist  von  dem  Gericht  auf  der  Ver- 
pfändungs  -  Urkunde  und  auf  dem  CertifiJcat  des  Pfandbestellers  zu 
vermerken, 

§  2  Durch  die  Eintragung  in  das  Schiffsregister  uird  die  Ver- 
pfändung selbst  vollzogen. 

So  lange  die  Verpfändung  in  das  Schiffsregister  eingetragen  ist, 
kommen  dem  Gläubiger  die  Rechte  eines  wirklichen  Pfand-Inhabers  zu. 

Die  Eintragung  der  Verpfändung  wird  nach  der  Aufhebung  des 
Pfandrechts  im  Schiffsregister  gelöscht. 

§  3  Unter  den  in  das  Schiffsregister  eingetragenen  Pfand- 
rechten bestimmt  sich  das  Vorrecht  nach  der  Zeitfolge  der  Ein- 
tragung. 

Es  wird  also  hinsichtlich  der  Verpfandung  von  Schiffen  und 
Schiffsparten  dem  Schiffsregister  dieselbe  Bedeutung  beigelegt,  wie 
dem  Ilypothekenbuch  hinsichtlich  der  Verpfandung  von  Immobilien. 
Und  zwar  erscheint  nach  diesem  Gesetz  die  Hypothek  als  ein 
selbständiges  Recht,  welches  mit  der  Eintragung  entsteht  und  erst 
mit  der  Löschung  und  nicht  bereits  mit  dem  Untergange  der  For- 
derung, wofür  es  bestellt  ist,  zu  Grunde  geht. 

Dieselben  Bestimmungen  sind  auch  für  massgebend  erklärt 
worden  in  Neuvorpommern  und  Rügen  durch  das  Gesetz  vom 

26.  Mai  1873  §48  und  in  Schleswig-Holstein  durch  das  Ge- 
setz vom  27.  Mai  1873  §  48. 
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8.  Durch  das  Certifikat  soll  der  Beweis  der  Nationali- 
tät des  Schiffes  geführt  werden,  sowohl  im  Frieden  wie  im  Elriege ; 
im  Frieden  mit  Rücksicht  auf  die  von  gewissen  Nationen  anderen 
Nationen  und  deren  Schiffen  vertragsmässig  zugesicherten  Rechte,  im 
Kriege,  um  den  kriegführenden  Mächten  die  Möglichkeit  zu  ge- 
währen, festzustellen,  ob  ein  Schiff  dem  eigenen  Stae.te  angehört, 
oder  als  neutrales  oder  als  feindliches  zu  betrachten  ist.  Das 
Certifikat  ist  eine  öffentliche  Urkunde,  deren  p'ublica  fides  auch 
von  fremden  Nationen  anerkannt  wird.  Weil  dem  so  ist,  so  muss 
nicht  nur  mit  der  grössten  Sorgfalt  darüber  gewacht  werden,  dass 
die  im  Certifikat  enthaltene  Angabe  über  die  Nationalität  des 
Schiffes  der  Wahrheit  entspricht,  sondern  es  muss  auch  dafür  ge- 
sorgt werden,  dass  diese  Wahrheit  stets  geprüft  werden  kann. 
Daraus  erklären  sich  die  so  komplizirten  Vorschriften  über  die  in 
das  Schiffsregister  einzutragenden  Punkte  im  §  6  des  Bundes- 
gesetzes vom  25.  Oktober  1867,  sowie  die  Anordnung,  dass  das 
Certifikat  genau  mit  dem  Schiffsregister  übereinstimme,  wennschon 

i'enes  nicht  gerade  eine  wörtliche  Abschrift  des  letzteren  zu  ent- 
lalten  braucht.  Das  Certifikat  ist  das  wichtigste  Schiffspapier. 
Früher  dienten  in  den  deutschen  Küstenstaaten  verschiedene  rapiere 
zur  Legitimation  des  Schiffes,  namentlich  der  Bielbrief  oder  Beil- 
brief —  ein  Attest  der  Obrigkeit  über  den  vorschriftsmässigen  Bau, 
die  Grösse  und  Beschaffenheit,  den  Eigenthümer,  den  Erbauer, 
über  den  Zeitpunkt  und  Ort  der  Erbauung  desselben  —  und  der 
Seepass.  Wie  nun  das  H.G.B.  das  Schiffsregister  aus  dem  eng- 
lischen Recht  herübergenommen  hat,  so  auch  das  hiermit  überein- 
stimmende Certifikat  (Prot.  IV  S.  1666).  Es  ist  übrigens  hier- 
durch nicht  ausgeschlossen,  dass  neben  dem  Certifikat  noch  andere 
Schiffspapiere  geführt  werden,  so  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die 
dadurch  bedingten,  auf  völkerrechtlichen  Verträgen  beruhenden 
Vortheile  der  Seepass.*)  Dies  war  nach  den  Bestimmungen  des 
H.G.B.  anzunehmen  (Prot.  IV  S.  1683).  Es  gilt  aber  eben  dasselbe 
nach  dem  Bundesgesetz  vom  25.  Oktober  1867;  denn  indem  dieses 
im  §  9  bestimmt: 

Durch  das  Certifikat  wird  das  Recht  des  Schiffes,  die  Bundes^ 
flagge  zu  führen,  nachgewiesen.  Zum  Nachweise  dieses  Rechts  ist 
ijisbesondere  ein  Seepass  nicht  erforderlich; 

so  erklärt  es   das  Certifikat  für  ausreichend,   aber  nicht  für  allein 
und  ausschliesslich  zulässig. 

Art.  486. 

Treten  in  den  Thatsachen,  welche  in  dem  vorhergehenden  Artikel 
bezeichnet  sind,  nach  der  Eintragung  Veränderungen  ein,  so  müssen 


*)  Der  Anhang  zum  Hamb.  Ges.  betr.  die  Papiere  für  Hamburgische  See- 
schifie  vom  22.  Dezember  1865  bestimmt,  dass  auf  Verlangen  ein  Bielbrief 
ausgestellt  werden  soll. 
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dieselben  in  das  Schiffsregister  eingetragen  und  auf  dem  Certifikat  ver- 
merkt  werden. 

Im  Fall  das  Schiff  untergeht  oder  das  Recht,  die  Landesflagge 
0u  fuhren,  verliert,  ist  das  Schiff  in  dem  Schiffsregister  m  löschen 
und  das  ertheilte  Certifikat  zurückguliefem,  sofern  nicht  glaubhaft 
bescheinigt  wird^  dass  es  nicht  isurückgeliefert  werden  könne. 

Dieser  Artikel  ist  wörtlich  in  dem  Bundesgesetz  vom  25.  Ok- 
tober 1867  §11*)  wiederholt,  nur  sind  selbstverständlich  statt  der 
Worte:  ,^n  dem  vorhergehenden  Artikel"  die  Worte:  „in  dem 
§  6"  und  statt  „Landesflagge"  „Bundes flagge"   gesetzt  worden. 

Der  im  ersten  Absatz  vorgeschriebene  Vermerk  auf  dem 
Certifikat  kann  natürlich  erst  vorgenommen  werden,  wenn  das 
Schiff  in  den  Heimathshafen  zurückkommt,  weil  das  Certifikat  sich 
am  Bord  des  Schiffes  befindet. 

Die  Rückgabe  des  Certifikats  ist  angeordnet,  damit  mit  dem- 
selben kein  Missbrauch  getrieben  werden  kann. 

Art.  437. 

Die  Landesgesetee  bestimmen  die  Fristen^  binnen  welcher  die 
Thatsa^h^n  anmzeigen  und  nachzuweisen  sind,  welche  eine  Eintragung 
oder  Löschung  erforderlich  machen,  soivie  die  Strafen,  welche  für  den 
Fall  der  Versäumung  dieser  Fristen  oder  der  Nichtbefolgung  der 
vorhergehenden  Vorschriften  vermrkt  sind. 

Die  in  diesem  Artikel  den  Landesgesetzen  vorbehaltenen  Be- 
stimmungen sind  durch  das  Bundesgesetz  vom  25.  Oktober  1867 
für  sämmtliche  zum  Norddeutschen  Bunde  resp.  zum  Deutschen 
Keich  gehörigen  Seestaaten  getroffen  worden.  Der  dem  Preussischen 
Einfiihrungsgesetz  zum  H.G.B.  nachgebildete  §  12  des  citirten  Ge- 
setzes lautet  nämlich: 

Die  Thatsachen^  welche  gemäss  §  11  eine  Eintragung  oder  die 
Löschung  im  Schiffsregister  erforderlich  machen^  sind  von  dem  JRheder 
binnen  sechs  Wochen  nach  Ablauf  des  Tages,  an  welchem  er  von 
ümen  Eenntniss  erlangt  hat,  der  Registerbehörde  zum  Zweck  der 
Verfolgung  der  Vorschriften  des  §  11  anzuzeigen  und  glaubhaft 
nachzuweisen,  betreffenden  Falls  uräer  Zurücklieferung  des  Oertifikats. 

Die  Verpflichtung  zu  der  Anzeige  und  der  Nachweisung  liegt  ob : 

1.  wenn  eine  JRhederei  besteht,  allen  Mitrhedem; 

2.  wenn  eine  Aktiengesellschaft  Rheder  oder  Miirheder  ist,  für  die- 
selbe  allen  Mitgliedern  des  Vorstandes; 


*J  Treten  in  den  Iliatsachen,  welche  in  dem  §  6  bezeichnet  sind,  nach 
der  Hintragung  Verärvierungen  ein,  so  müssen  dieselben  in  das  Schiffsregister 
eingetragen  und  auf  dem  Certißkat  vermerkt  werden, 

Im>  FaU  das  Schiff  untergeht,  oder  das  Recht,  die  Bundesflagge  zu  führen, 
verliert,  ist  das  Seht  ff  in  dem  Schiffsregister  zu  löschen  und  das  ertheilte 
Certifikat  zurückzuliefem,  sofern  nicht  glauhhafl  bescheinigt  wird,  dass  es 
nicht  zurückgeliefert  werden  könne. 


i'Vr.- 
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5.  tvenn  eine  cmdere  HcmdelsgeseUschaß  Bheder  oder  Mürheder  ist, 
für  dieselbe  allen  persönlich  haftenden  Gesellschaftern; 

i,  wenn  die  Veränderung  in  einem  Eigenthumswechsel  besteht, 
wodurch  das  Recht  des  Schiffes,  die  Bundesflagge  zu  fuhren^ 
nicht  berührt  wird^  dem*  neuen  Erwerber  des  Schiffes  oder  der 
Schiffspart. 

Ebenso  ist  die  Festsetzung  einer  Strafe  für  den  Fall  der 
Nichtbeachtung  dieser  Vorschriften  nicht  der  Partikulargesetz- 
^ebung  überlassen^  sondern  es  ist  diese  durch  das  Gesetz  selbst 
getroTCn  im  §  15: 

Die  im  §  14  angedrohte  Strafe*)  hat  auch  derjenige  verwirkt, 
welcher  eine  nach  den  Bestimmungen  des  §  12  ihm  obliegende  Ver- 
pflichtung binnen  der  sechswöchentlichen  Frist  nicht  erfilllt,  sofern 
er  nicht  beweist,  dass  er  ohne  sein  Verschulden  ausser  Stande  ge- 
wesen sei,  dieselbe  zu  erfüllen.  Die  Strafe  tritt  nicht  ein,  wenn  vor 
Ablauf  der  Frist  die  Verpflichtung  von  einem  'Mitverpflichteten  erfüllt 
ist  Die  Strafe  wird  gegen  denjenigen  verdoppelt,  welcher  die  Ver- 
pflichtung auch  binnen  sechs  Wochen  nach  Ablauf  des  Tages,  an 
welchetn  das  ihn  verurtheilend^  Frkenntniss  rechtskräftig  geworden 
ist,  zu  erfüllen  versäumt. 

Art.  438. 

Die  Landesgesetze  können  bestimmen,  dass  die  Vorschriften  der 
Art.  432  bis  457  auf  kleinere  Fahrzeuge  (Küstenfahrer  u.  s.  w.) 
keine  Anwendung  finden. 

Das  Bundesgesetz  vom  25.  Oktober  1867  (§  17)  hatte  es  gleich- 
falls der  Landesgesetzgebung  überlassen,  Ausnahmen  von  der  Vor- 
schrift, dass  die  Schiffe  in.  das  Schiffsregister  einzutragen,  zu 
Gunsten  kleinerer  Fahrzeuge  zuzulassen.  Da  aber  in  Folge  hier- 
von ein  zu  ungleichmässi^es  Verfahren  beobachtet  wurde,  so  ist 
später  die  Sache  durch  die  Reichsgesetzgebung  selbst  geregelt 
worden.  Das  Reichsgesetz  vom  28.  Juni  1873,  betreffend  die 
Registrirung  und  die  Bezeichnung  der  Kauffahrteischiffe  bestimmt 
nämlich  im  §  1 : 

An  Stelle  des  §  17  des  Gesetzes,  betreffend  die  Nationalität  der 
Kauffahrteischiffe  und  ihre  Befugniss  zur  Führung  der  Bundesflagge 
vom  25.  Oktober  1867  tritt  die  folgende  Bestimmung : 

Schiffe  von  nicht  mehr  als  50  Kubikmeter  Brutto-BaumgehaU 
sind  zur  Ausübung  des  Bechts,  die  Beichsflagge  zu  führen^  auch  ohne 
Eintragung  in  das  Schiffsregister  und  Ertheiluhg  des  Certifikats 
befugt. 

Hierdurch  sind  diese  Fahrzeuge  nur  von  der  Pflicht  der  Re- 
gistrirung  befreit,  es  soll  denselben  aber  dadurch  nicht  das  Recht 
genommen    sein,    eine   solche    zu    verlangen.     Doch    übernehmen 


*)  Geldbusse  bis  zu  100  Thalem  oder  verhältnissmässige  Gefängnissstrafe. 
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dieselben  alsdann  auch  alle  Verbindlichkeiten,  denen  die  re^istrirten 
Schüfe  unterliegen;  so  werden  sie  dadurch  speziell  auch  den  über 
die  Namensfllhrun^  im  Gesetz  vom  28.  Juni  1873  getroffenen  Vor- 
schriften unterworten. 

Art.  439. 

Sei  der  Veräusserung  eines  Schiffes  oder  eines  Antheils  am 
Schiff  (Schiffspart)  kann  zum  Eigenthmnserwerh  die  nach  den  Grund-- 
Sätzen  des  hürgerlichen  Hechts  etwa  erforderliche  Uebergabe  durch 
die  unier  den  Kontrahenten  getroffene  Vereinbarung  ersetzt  werden, 
dass  das  Eigenthum  sofort  auf  den  Erwerber  übergehen  soll 

1.  Für  den  Erwerb  des  Eigenthums  an  Schiffen  fordert  der 
Preussische  Entwurf  des  H.G.B.  (Art.  389)  einen  gerichtlichen  oder 
notariellen  Vertrag,  der  Oesterreichische  Entwurf  des  Seerechts 
(§  8)  erklärt  die  Grundsätze  des  A.B.G.B.  für  massgebend;  für 
das  Veräusserungsgeschäft  selbst  als  die  Quelle  obligatorischer 
Wirkungen  enthält  weder  der  eine  noch  der  andere  Bestimmungen. 
Der  von  dem  Referenten  der  Hamburger  Konferenz  ausgearbeitete 
Entwurf  der  Vorschriften  über  das  Schiffsregister  foi'dert  zur 
Rechtsbeständigkeit  des  Veräusserungsgeschäfts  selbst  Schriftlich- 
keil,  verlangt  jedoch  eine  weitere  Form  für  die  Uebertragung  des 
Eigenthums  nicht.    Der  betreffende  Art.  391  lautet  nämlich  hier: 

Ein  Vertrag,  durch  welchen  das  Eigenthum  eines  in  das  Schiffs- 
register  eingetragenen  Schiffes  oder  ein  AntJieil  an  demselben  über- 
tragen werden  soll,  muss  schriftlich  errichtet  werden,  um  rechtsgültig 
zu  sein. 

Zum  Erwerbe  des  Eigenthums  ist  die  Uebergabe  nicht  er- 
forderlich. 

Hiergegen  wurde  jedoch  geltend  gemacht,  dass  diese  Vorschrift 
im  Widerspruch  stände  mit  dem  bis  dahin  geltenden  gemeinen 
deutschen  Öeerecht  und  dem  Geiste  des  H.G.B.  überhaupt,  soweit 
dasselbe  bereits  berathen,  eben  so  mit  dem  praktischen  Bedürfniss, 
indem  die  Eigenthümer  häufig  (namentlich  im  Kriege)  ein  Interesse 
daran  hätten,  über  ein  in  der  Fremde  befindliches  Schiff  ein  Ver- 
äusserungsgeschäft zu  schliessen*  dies  geschehe  im  Wege  der 
Korrespondenz,  der  man  doch  nicnt  die  Bedeutung  einer  Urkunde 
beilegen  werde  (Prot.  IV  S.  1693  iX  In  Folge  davon  wurde  die 
Streichung  des  ersten  Absatzes  bescnlossen,  wodurch  also  für  die- 
jenigen Veräusserungsgeschäfte,  welche  als  Handelsgeschäfte  auf- 
zufassen sind,  nach  Art.  317  H.G.B.  vollständige  Formlosigkeit 
eingeführt  wurde,  für  alle  übrigen  die  Bestimmungen  des  bürger- 
liehen Rechts  für  massgebend  erklärt  wurden. 

Der  Entwurf  des  Referenten  der  Hamburger  Konferenz  (cit. 
Art.  391)  sieht  ausdrücklich  von  der  Tradition  als  Requisit  des 
Eigenthumsüberganges  ab.  Die  Streichung  des  ersten  Absatzes 
des  Art.  391  gab  zunächst  Veranlassung  sich  über  die  Voraus- 
setzungen    für    die    Uebertragung    des    Eigenthums    schlüssig    zu 

o 

Lewis,  Seerecht.  .  ** 
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machen.  Man  schlug  zunächst  ebenso ,  wie  der  Preussische  Ent- 
wurf eine  gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde  vor,  indem  man 
darauf  hinwies,  dass  es  gerade  im  Seeverkehr  sehr  wichtig  wäre,  bei 
Veräusserungen  von  Schiflfen  den  Augenblick  der  Eigentfaums- 
übertragung  zu  fixiren  und  über  den  Augenblick  des  Eigenthums- 
überganges  eine  beweisfahige  Urkunde  zu  besitzen.  Diesem  Vor- 
schlag wurde  jedoch  keine  Folge  gegeben.  Eben  so  wenig  stellte 
man  unter  Beseitiffunff  des  zweiten  Absatzes  des  citirten  Art.  391 
das  Erforderniss  der  Tradition  wieder  her,  indem  man  darauf  hin- 
wies, dass  diese  allemal  da,  wo  das  zu  veräussernde  Schiff  sich 
nicht  in  der  Nähe  der  Kontrahenten,  also  auf  der  Reise  (in  transiiu) 
oder  in  einem  fremden  Hafen  befinde,  regelmässig  nicht  möglich, 
oder  doch  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden  sein  würde.  Auf 
der  anderen  Seite  liess  man  den  gedachten  Abs  2  des  Art.  391 
nicht  einfach  stehen  und  erklärte  nicht,  dass  das  Veräusserungs- 
geschäft  allein  schon  den  Uebergang  des  Eigenthums  zur  Folge  haben 
sollte.  Man  schlug  vielmehr  einen  Mittelweg  ein,  indem  man  als 
Regel  die  nach  dem  herrschenden  gemeinen  Recht  oder  Partikular- 
recht  erforderliche  Tradition  resp.  symbolische  Tradition  bestehen 
liess,  den  Kontrahenten  aber  das  Recht  beilegte,  einfach  durch 
eine  dahin  gehende  Uebereinkunft  ohne  jeden  weiteren  rechtlichen 
Akt  das  Eigenthum  übergehen  zu  lassen  (Prot.  IV  S.  1698 — 171 1, 
Vm  S.  3702  f.).*) 

Die  durch  das  Gesetz  den  Kontrahenten  gegebene  Befugniss, 
den  Eigenthumsübergang  von  dem  Erforderniss  der  Tradition  un- 
abhängig zu  machen,  ist  an  keinerlei  Bedingung  oder  Voraussetzung 
geknüpft,  sie  steht  denselben  in  jedem  (alle  zu,  mag  das  Schiff 
sich  auf  der  Fahrt  oder  in  einem  ausländischen  oder  inländischen 
Hafen  oder  sogar  im  Heimathshafen  befinden;  denn  das  Gesetz 
trifft  seine  Bestimmungen,  ohne  die  verschiedenen  möglichen  Fälle 
zu  unterscheiden.  Die  Vereinbarung  kann  daher  mündlich,  wie 
schriftlich,  namentlich  auch  im  Wege  der  Korrespondenz  erfolgen, 
sie  kann  mit  dem  Veräusserungsgeschäft  verbunden  werden,  aber 
auch  später  stattfinden  (Prot.  IV  S.  1705). 

2.  Dass  in  dem  Veräusserungsvertrage  ausdrücklich  gesagt 
werde,  das  „Eigenthum'^  solle  übergehen,  ist  natürlich  nicht  erfor- 
derlich, es  genügt,  wenn  die  Kontrahenten  solche  Ausdrücke  wählen, 
aus  denen  mit  Nothwendigkeit  auf  jene  Absicht  geschlossen  werden 

*)  Das  französische  Recht  fordert  zwar  für  die  Uebertragung  des  Eigen- 
thums keinen  besonderen  Rechtsakt,  verlangt  aber  Schriftlichkeit  für  den 
Veräusserungsvertrag  {Code  de  comm,  art,  193:  La  vente  volontäire  d'un 
navire  doit  etre  faxte  par  icrit^  et  peut  avoir  Heu  par  acte  public^  ou  par 
acte  SOZIS  signature  priv6e.  Elle  peut  etre  faite  pour  le  navire  entier  ou 
pour  une  portton  du  navire,  le  navire  6iant  dans  le  port  ou  en  voyage,  VgL 
Pardessus,  cours  de  droit  commercial  III,  6\  ed.  Paris  1856 ^  no.  606) ;  doch 
ffenügt  nach  der  Praxis  Korrespondenz.  Das  englische  Recht  lässt  durch  eine 
Kauf- Urkunde  das  Eigenthum  übergehen  (Ahhott  treatise  of  the  law  relative 
to  merc/iant  ships  and  seamen.  11.  ed,  by  Shee  London  1867,  p.  1.  2,  vgl. 
aber  p.  24.  p,  62.  63 J. 
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muss.  DemgemäSB  findet  auch  das  Reichs- Ober -Handels-Gericht 
(Entsch.  IV  S.  309  f.)  eine  Uebertragung  des  Eigenthums  in  den 
Worten:  .^vorstehendes  Part  übertrage  und  cedire  ich  mit  allen 
Rechten  ohne  Vorbehalt  an  —  B  — ;  Werth  habe  baar  bezahlt 
erhalten". 

3.  Dass  diese  Uebereinkunft  eine  formlose  sein  kann,  geht 
daraus  hervor,  dass  das  Gesetz,  wo  es  darauf  ankam,  die  Voraus- 
setzungen für  den  Uebergang  des  Eigenthums  festzustellen,  schlecht- 
hin eine  Vereinbarung,  das  ist  eben  ein  einfaches  —  forniloses  — 
pactum  gefordert  hat ;  und  es  ist  nicht  noch  nöthig,  darauf  aufmerk- 
sam zu  machen,  dass  die  Hamburger  Konferenz  selbst  diese  Verein- 
barung ausdrücklich  als  eine  „wenn  auch  nur  mündliche  Willens- 
erklärung" auffasste  (Prot.  IV  S.  1772,  vgl.  S.  1708).  Wie  bereits 
Goldschmidt  (Handelsr.  I  S.  806  Note  18)  hervorgehoben,  ist  es  nicht 
richtig,  wenn  Makower  (Kommentar  Anm.  15  b.  zu  Art.  439)  behauptet, 
dass  Art.  43^^  die  Form  dieser  Vereinbarung  habe  unbestimmt  lassen 
wollen,  und  dass  daher  nur  wenn  ein  Handelsgeschäft  vorliege,  ein 
formloser  Vertrag  genüge,  sonst  aber  die  allgemeinen  civilrecht- 
lichen  —  also  auch  die  betreflFenden  partikularrechtlichen  —  Vor- 
schriften über  die  Form  der  Verträge  zur  Anwendung  zu  bringen  seien. 

4.  Der  Grundsatz  des  Art.  439  gilt,  der  Bestimmung  dieses 
Titels  gemäss,  nur  für  die  zum  Erwerb  durch  Seefahrt  be- 
stimmten Schiffe,  freilich  aber  auch  für  die,  welche  nur  vorüber- 
gehend hierfür  bestimmt  sein  sollten  (Prot.  VIII  S.  3712).  In 
gleicher  Weise  aber  auch  für  die  einzelnen  Schiflfsparten. 

5.  Das  Wort  „sofort"  bedeutet  lediglich  „ohne  Weiteres", 
,;Ohne  dass  es  einer  Tradition  bedürfte".  Es  soll  damit  keineswegs 
angezeigt  werden,  dass  diese  Erklärung  nicht  selbst  den  Eigen- 
thumsübergang  von  dem  Eintritt  einer  Bedingung  (z.  B.  wenn  die 
zur  Zahlung  gegebenen  Wechsel  acceptirt  sein  würden)  oder  eines 
dies  abhängig  machen  dürfe.  Es  ist  nämlich  nur  davon  die  Rede, 
das8  die  Tradition  durch  die  gedachte  Vereinbarung  ersetzt  werden 
könne.  Wie  es  sich  nun  von  selbst  verstehen  würde,  dass  die  dem 
Inhalt  des  Veräusserungsgeschäfts  gemäss  unbedingt  vorzunehmende 
Tradition  nicht  durch  eine  bedingte  Vereinbarung  über  den  ohne 
solche  erfolgenden  Eigenthumsübergang  ersetzt  werden  könnte,  so 
muss  man  auch  umgekehrt  sagen,  dass  wo  die  Tradition  süb  die 
oder  conditione  zu  erfolgen  hat,  auch  die  fragliche  Vereinbarung 
eine  bedingte  oder  betagte  sein  dürfe.  Ob  die  Hamburger  Kon- 
ferenz, welche  es  sowohl  ablehnte,  das  Wort  „sofort"  zu  streichen, 
wie  auch  statt  desselben,  die  Worte  „durch  die  Vereinbarung"  zu 
setzen,  in  ihrer  Majorität  derselben  Ansicht  gewesen  ist,  lässt  sich 
mit  Sicherheit  nicht  behaupten.  Es  waren  m  der  Konferenz  drei 
Meinungen  vertreten.  Die  eine  ging  dahin,  durch  das  Wort  „so- 
fort" würden  bedingte  und  betagte  Vereinbarungen  über  den  Eigen- 
thumsübergang für  unwirksam  erklärt;  dies  sei  aber  nicht  die 
Absicht  der  Konferenz,  deshalb  müsse  man  das  Wort  streichen. 
Die  andere  legte  dem  Wort  dieselbe  Bedeutung  bei,  hielt  aber  die 
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Ausschliessung  bedingter  und  betagter  Willenserklärungen  aus 
praktischen  Rücksichten  für  nothwendig  und  dem  wahren  — 
wennschon  nicht  direkt  ausgesprochenen  —  Willen  der  Versamm- 
lung entsprechend.  Nach  einer  dritten  Meinung  sollte  durch  das 
Wort  ,,sotbrt"  die  Frage,  „ob  bedingten  Willenserklärungen  die 
Kraft  zukomme,  die  Tradition"  zu  ersetzen  nicht  entschieden  wer- 
den; das  Wort  ßollte  vielmehr  lediglich  den  Gegensatz  ausdrücken 
zwischen  den  hier  in  Rede  stehenden  Willenserklärungen,  durch 
welche  „die  Eigenthumsübertragung  wirklich  vollzogen  werde, 
und  denjenigen  Willenserklärungen  (Kauf  u.  s.  w.),  durch  welche 
lediglich  erst  eine  Forderung  entstehe,  kraft  deren  der  bisherige 
Eigenthümer  künftig  einmal  Eigenthum  zu  übertragen  sich  ver- 
pflichte". (Prot.  IV  Ö.  1704.  1772  f.  VIII  S.  3702.  Goldschmidt, 
Handelsrecht  I  S.  807  Note  19.) 

6.  Die  Vereinbarung  ist  übrigens  nicht  als  eine  Form  der 
Besitz  Übertragung  anzusehen  (Prot.  IV  S.  1710,  vgl.  1703). 
Der  Besitz  muss  daher  stets  besonders  erworben  werden,  was  aber, 
vorausgesetzt,  dass  das  Schiff  nicht  von  einem  Anderen,  als  dem 
Veräusserer  oder  dessen  Stellvertreter  besessen  wird,  durch  Stell- 
vertreter —  regelmässig  durch  den  Schiffer  —  sehr  leicht  zu  be- 
werkstelligen sein  wird. 

Art.  440. 

In  allen  Fällen  der  Veräusserung  eines  Schiffes  oder  einer  Schiffs- 
part  kann  jeder  Theil  verlangen^  dass  ihm  auf  seine  Kosten  eine 
beglaubigte  Urkunde  über  die  Veräusserung  eriheiÜ  werde. 

Die  Urkunde,  welche  bei  einer  Veräusserung  —  und  zwar,  wie 
dies  aus  der  Stellung  dos  Artikels  hervorgeht  (Prot.  VIIl  S.  3703), 
einer  freiwilligen  —  jeder  der  beiden  Kontrahenten  fordern  kann 
(Prot.  IV  S.  1701  f.  S.  1771),  soll  ein  Beweismittel  für  den  Fall 
sein,  dass  diese  ein  Interesse  daran  haben,  nachzuweisen,  dass 
sie  Eigenthümer  oder  nicht  mehr  Eigenthümer  des  Schiffes  oder 
einer  Schiffspart  sind.  Um  die  Urkunde  zu  einem  instrumentum 
publicum  zu  machen,  ist  vorgeschrieben,  dass  dieselbe  beglaubigt 
werde.  Diese  Beglaubigung  kann  aber  eben  sowohl  eine  gericht- 
liche oder  notarielle  sein,  als  auch,  wo  dies  nach  dem  betreffenden 
Partikularrecht  überhaupt  zulässig,  durch  eine  Administrativbehörde 
erfolgen  (Prot.  VIII  S.  3703). 

Art.  441. 

Wird  ein  Schiff  oder  eine  Schiffspart  veräusserty  während  das 
Schiff  auf  der  Reise  sich  befindet  ^  so  ist  im  Verhältniss  etvischen 
dem  Vewusserer  und  Erwerber  in  Ermangelung  einer  anderen  Ver- 
einbarung anzunehmen^  dass  dem  Erwerber  der  Gewinn  der  laufen- 
den Reise  gebühre  oder  der  Verlust  derselben  zur  Last  falle. 

Der  Gewinn  der  laufenden  Reise   wird  hier  unter  den  Begriff  der 
frucius  percipicndi  gebracht,  und  unter  diesem  Gesichtspunkt  dem 
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Erwerber  des  Schifltes  zugewiesen.  Die  frucius  pendenies  einer  Sache 
gehen  auf  den  Erwerber  über,  weil  sie  als  Tneile  der  Hauptsache 
jlten.  Wollen  wir  diesen  für  die  natürlichen  Früchte  geltenden 
rrundsatz  auf  die  fructtis  civiles,  und  zwar  speziell  auf  die  Fracht- 
gelder anwenden,  so  müssen  wir  erst  die  Frage  beantworten,  wie 
lange  können  diese  als  fructus  pendentes  angesehen  werden ,  resp. 
in  welchem  Augenblick  gelten  diese  Früchte  als  dem  Eigenthümer 
des  SchiflFes  erworben  ?  Hier  muss  man  nun  antworten,  bei  Beendigung 
der  Reise,  auf  welcher  die  Fracht  verdient  wurde.  Es  lässt  sich 
nämlich  nicht  sagen,  dass  fuf  jeden  zurückgelegten  Theil  der  Reise 
auch  ein  Theil  der  Fracht  als  verdient  gelte,  indem  es  dem  Be- 
frachter nicht  darum  zu  thun  ist,  die  Güter  überhaupt  weiter  ge- 
schafft, sondern  nach  dem  Bestimmungsort  gebracht  zu  sehen. 
Die  über  die  Distanzfracht  geltenden  Grundsätze  aber  lassen  sich 
über  die  Fälle  hinaus,  für  welche  sie  bestimmt  sind,  nicht  anwenden. 
Dass  die  Pacht-  und  Miethsgelder  nach  römischem  Recht  (L,  13 
SU  De  Ä.  E.  V.  [19,  1])  nicht  dem  Käufer  zufallen,  steht  dieser 
Entscheidung  nicht  entgegen,  da  jene  ein  Aequivalent  fiir  die  Zeit 
des  Gebrauchs  der  Sache  sind.  Natürlich  wird  vorausgesetzt,  dass 
während  der  Reise  nicht  nur  der  Veräusserungsvertrag  geschlossen, 
sondern  auch  das  Eigenthum  an  dem  Schiff  übertragen  worden  ist. 
In  diesem  Falle  ist  es  aber  sachgemäss,  dass  eben  so,  wie  das 
commodum^  auch  der  Verlust  übergeht,  welcher  das  Schiff  auf  dieser 
Reise  betroffen  hat,  denn  nicht  durch  den  Gewinn  der  Reise  ge- 
deckte Unkosten  haben  dieselbe  Bedeutung,  wie  Beschädigungen, 
welche  das  Schiff  erlitten;  sie  sind  als  Verschlechterungen  des 
Schiffes  anzusehen.  Sowie  letztere,  soweit  sie  nicht  durch  den  Ver- 
äusserer verschuldet  sind,  den  Erwerber  treffen,  so  hat  dieser  auch 
für  erstere  aufzukommen.  Es  lässt  sich  dies  auch  als  die  Intention 
der  Parteien  bezeichnen,  denn  es  ist  anzunehmen,  dass  wenn  ein 
Schiff  während  einer  Reise  verkauft  wird,  „der  Erwerber  auch  in 
das  ganze  Unternehmen  eintreten  wolle,  auf  welches  das  Schiff  aus- 
gegangen" (Prot.  IV  S.  1490  —  1492.  1636  —  1638.  1652.  VIII 
S.  3705.  3738).  Ob  der  Veräusserungsvertrag  auf  das  ganze  Schiff 
oder  nur  eine  Schiffiapart  gerichtet  war,  ist  nir  das  Prinzip  durch- 
aus irrelevant.  Natürlich  steht  es  den  Kontrahenten  frei,  über  den 
Uebergang  von  Gewinn  und  Verlust  abweichende  Vereinbarungen 
zu  treffen  und  dadurch  die  Regel  des  Gesetzes  auszuschliessen. 
Vgl  auch  den  Art.  442. 

Art,  442. 

Durch  die  Veräussenmg  eines  Schiffes  oder  einer  Schiffspart 
wird  in  den  persönlichen  Verpflichtungen  des  Veräusserers  gegen 
Dritte  nickts  geändert. 

Der  Art  441  regulirt  nur  das  Verhältniss  von  Veräusserer 
und  Erwerber,  nicht  aber  das  dieser  zu  dritten  Personen,  Das 
Gläubiger-  und  Schuldner- Verhältniss,  in  welchem  der  Veräusserer 
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zu  dritten  Pereonen  steht;  wird;  wie  dieser  Artikel  hinsichtlicli  des 
letzteren  Verhältnisses  noch  ausdrücklich  hervorhebt,  durch  die 
Veräusserung  nicht  berührt.  Verbindlichkeiten,  die  lediglich  auf 
dem  Schiffe  ruhen,  gehen  natürlich,  soweit  nicht  die  Ausnahme  des 
Art.  768  Platz  greift,  auf  den  Erwerber  über.  So  kann  dieser, 
wegen  des  das  Schiff  ti'effenden  Beitrages  zur  Havariegrosse  in 
Anspruch  genommen  werden,  auch  wenn  der  Havariefall  sich  unter 
dem  Vorbesitzer  ereignete.*) 

Art.  US. 

Unter  dem  2!ubehör  eines  Schiffes  sind  alle  SacJien  begriffen^ 
welche  eu  dem  bleibenden  Gebrauch  des  Schiffes  bei  der  Seefahrt  be- 
stimmt sind. 

Dahin  gehören  insbesondere  auch  die  Schiffsboote, 
Im  Zweifel  werden  Gegenstände,  welche  in  das  Schiffs-Inventar 
eingetragen  sind,  als  Zubehör  des  Schiffes  angesehen. 

1,  Das  Schiff  ist  eine  res  connexa,  ein  „Gesammtbauwerk",  wie 
das  Reichs- Ober-Handels-Gericht  sich  ausdrückt  (Entsch.  I  S.  190). 
Alles  was  zu  einem  Schiffe  gehört,  rilt  daher  als  T  h  e  i  1  desselben. 
Also  nicht  bloss  der  Kiel  (welchen  die  Römer  als  Hauptbestandtheil 
des  Schiffes  bezeichneten:  L.  61  De  B.  F.  [6,  1]  Planken,  Steven, 
Decksbalken,  Metallbeschlag  u.  s.  w.,  sondern  auch  Masten,  Raaen, 
Steuerruder  (L.  4d  De  evict  [21,  2]),  Tauwerk,**)  Segel,  Maschinen 
(bei  Dampfschiffen)  u.  s.  w.,  denn  ohne  alle  diese  Sachen  ist  ein 
Seeschiff  überhaupt  nicht  denkbar,  eben  so  wenig,  wie  ein  Haus 
ohne  Thüren  und  Fenster,  weshalb  denn  die  Römer  Gegenstände 
dieser  Art  treffend  guasi  membra  des  Schiffes  nennen. 

2.  WaB  nun  die  Pertinenzen  eines  Schiffes  betrifft,  die 
sich  von  den  Theilen  dadurch  unterscheiden,  dass  sie  an  sich  eine 
selbständige  Existenz  haben,  so  hat  das  Gesetzbuch  im  ersten  Ab- 
satz eine  vollkommen  richtige  Erklärung  davon  gegeben,  ohne  sich 
—  was  auch  wieder  durchaus  korrekt  —  darauf  einzulassen,  eine 
Aufzählung  dieser  Gegenstände  zu  geben.  Nur  die  Boote  hat  es 
ausdrücklich  als  Pertinenz  bezeichnet,  weil  hinsichtlich  dieser,  zum 
Theil  wohl  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  römischen 
Rechts  in  L.  44  De  evict.,  die  Ansichten  auseinander  gingen. 
Ausserdem  wird  man  Anker,  Ankerketten,  Kompass,  Log***)  und 
Aehnliches  zu  den  Pertinenzen  rechnen  können.  Dagegen  wird 
man  solche  für  den  Dienst  des  Schiffes  bestimmte  Instrumente,  die 
nach  feststehendem  Gebrauch  eines  Hafens  der  Kapitän  aus  eigenen 
Mitteln  anzuschaffen  hat,  (z.  B.  Chronometer)  aucn  dann   nicht  zu 


*)  Seuffert's  Archiv  VIII  Nr.  J26  (Erk.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom 
31.  Dezember  1839). 

**)  Wenn  das  Preuss.  A.  L.  R  §  91  I,  2  auch  Masten  und  Taue  zum 
SchifTszubehÖr  rechnet,  so  kann  dies  m.  £.  lediglich  von  Reservemasten  und 
dem  nicht  zu  Masten  und  Segeln  gehörigen  Tauwerk  verstanden  werden. 

***)  Ein  Instrument,  um  die  Geschwmdigkeit  des  Schiffes  zu  messen. 
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Pertinenzen  rechnen  dürfen,  wenn  dieser  zugleich^  alleiniger  Eigen- 
thümer  des  ächiffes  ist.  Wenn  das  Gesetz  ausser  den  hier  be- 
zeichneten Sachen  zu  den  Pertinenzen  noch  alle  Gegenstände 
rechnet,  welche  auch  ohne  zum  dauernden  Gebrauch  des  SchiflFes 
bestimmt  zu  sein,  in  das  Schiffsinventar  eingetragen  sind,  so  ist 
hierfür  massgebend  gewesen  die  Erwägung,  dass  die  Pertinenz- 
qualität  ihren  Grund  nicht  nur  in  einem  Rechtssatz  haben  kann, 
sondern  auch  in  einer  Dispostion  des  Eigenthümers,  der  solche  Sachen 
gleichfalls  dem  dauernden  Gebrauch  eines  Schiffes  widmen  kann, 
welche  ihrer  Natur  nach  nicht  dazu  bestimmt  sind.  Für  eine 
solche  Willensbestimmung  giebt  das  Gesetz  eine  Interpretations- 
reorel,  und  diese  findet  man  in  der  Eintragung  in  das  Schiffis- 
inventar.  So  kann  unter  dieser  Voraussetzung  der  Proviant  und 
die  Munition  zum  Zubehör  gehören,  obwohl  sie  sonst  nicht  dafür 
anzusehen  sind.  Es  ist  diese  Bestimmung  getroffen,  weil  unter 
Umständen  die  Subsumption  auch  von  an  sich  nicht  dahin  ge- 
hörigen Gegenständen  unter  die  Pertinenzen  gerechtfertigt  sein 
kann,  wie  z.  B.  die  des  Proviants  bei  einem  auf  der  Reise  befind- 
lichen Auswandererschiff  (Prot.  IV  S.  1485—1490.  VHI  S.  3704  f.). 

Art.  4M. 

Ln  Smne  dieses  fünften  Buchs  gilt  ein  seeuntüchtig  gewordenes 
Schiff 

i.  als  reparaturunfähig,  ivewn  die  Reparatur  des  Schiffes  über- 
haupt nicht  möglich  ist,  oder  an  detn  Orte,  mo  das  Schiff  sich 
befindet,  nicht  betverksteUigt ,  dasselbe  oMch  nicht  nach  dein 
Hafen,  tvo  die  Reparatur  ausmifiihrefh  iväre,  gebracht  werden 
kann; 

2.  als  reparaturumvürdig ,  tvenn  die  Kosten  der  Reparatur  ohne 
Abzug  für  den  Unterschied  zwischen  alt  und  neu  mehr  betragen 
wurden,  als  drei  Viertel  seines  früheren  Werthes. 

Ist  die  Seewntüchtigkeit  tvährend  einer  Reise  eingetretcfh,  so 
gilt  als  der  frühere  Werth  derjenige,  welchen  das  Schiff  bei  dem 
Antritt  der  Reise  gehabt  hat,  in  den  übrigen  Falllen  derjenige^ 
welchen  das  Schiff,  bevor  es  seeuntüchtig  geworden  ist,  gehabt 
hat  oder  bei  gehöriger  Ausrüstung  gehabt  haben  würde, 

1.     Die   Voraussetzungen    der  Reparaturunfähigkeit   und   Re- 

Saraturunwürdigkeit  zu  fixiren,  ist  nothwendig  mit  Rücksicht  auf 
as  Interesse  der  Rheder  (Art,  473),  der  Personen  der  Schiffs- 
besatzung (Seemannsordnung  vom  27.  Dezember  1872  §  56),  der 
Befrachter  (Art.  630.  632.  669)  und  der  Assekuradeure,  welche 
den  hierdurch  motivirten  Verkauf  auch  dem  Schiffer  resp.  den 
Rhedem  gegenüber  anzuerkennen  verpflichtet  sind  (Art.  877j.*) 


*)  Das  englische  Recht  ermächtigt  gleichfalls  den  im  Auslande  befind- 
lichen Schiffer  dem  Rheder  gegenüber,  die  Reparatur  zu  unterlassen  und  das 
Schiff  zu  veräussern,    wenn  der  Betrag  der   aufzuwendenden  Reparaturkosten 
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2.  Das  Gesetz  unterscheidet  zwei  Arten  der  Reparatur- 
unfähigkeit. 1.  Die  Reparatur  ist  überhaupt  nicht  möglich 
(absolute  Reparaturunfahigkeit) ;  2.  sie  ist  unter  den  obwaltenden 
Verhältnissen  nicht  möglich  (relative  Reparaturunfahigkeit).*)  Ab- 
solute Reparaturunfähigkeit  liegt  einmal  vor,  wenn  das  Schiff  ein 
Wrack  geworden  ist,  ferner  aber  auch  wenn  „die  Verbindungen 
desselben  in  solchem  Masse  gelöst  und  T heile  desselben  zertrüm- 
mert oder  doch  so  sehr  beschädigt  sind,  dass  nur  ein  Neubau, 
wenngleich  unter  Mitbenutzung  eines  Theils  der  alten  Materialien 
Seefähigkeit  wieder  herstellen  kann."  „^^^  relative  Reparatur- 
unfähigkeit beruht  in  besonderen  Umständen  des  Orts,  an  welchem 
die  Ausbesserung  des  an  sich  reparirbaren  Schiffes  vorgenommen 
werden  müsste,  nämlich  in  dem  an  dem  Liegeplatze  des  Schiffes 
bestehenden  Mangel  der  zur  Reparatur  erforderlichen  Voraus- 
setzungen (Helgen,  Docks,  Materialien,  Arbeiter  u.  s.  w.)  und  zu- 
gleich in  der  Unmöglichkeit,  das  Schiff  nach  einem  Platze,  wo  die 
Reparatur  auszuführen  wäre,  zu  bringen."  (Entsch  des  R.O.H.(jr. 
Xvl  Nr.  31  S.  106),  aber  auch  in  der  Unmöglichkeit,  die  zur 
Ausführung  der  Reparatur  noth wendigen  Geldmittel  zu  beschaffen. 

3.  Der  Begriff  der  Reparaturunwürdigkeit  beruht  auf 
dem  Gedanken,  dass  die  Reparatur  zu  unterlassen,  wo  die  Wieder- 
herstellung des  Schiffes  „wegen  des  schlechten  Zustandes"  desselben 
„als  eine  unverständige  Massregel"  erscheinen  würde.  Ein  solcher 
Zustand  wird  dem  Verlust  des  Schiffes  gleichgestellt,  und  alle 
Wirkungen,  welche  an  den  zufalligen  Untergang  eines  Schiffes 
geknüpft  sind,  treten  auch  ein,  wenn  durch  Zufall  ein  derartiger 
Zustand  des  Schiffes  herbeigeführt  ist  (Prot.  VIII  S.  3995).  Un- 
verständig ist  die  Wiederherstellung  des  Schiffes,  wenn  Bin  grosses 
Missverhältniss  zwischen  den  aafzuwendenden  Reparaturkosten  und 
dem  Werth  des  ganzen  Schiffes  bestehen  würde.  Die  Grenze  hier- 
für wird  sich  immer  durch  die  Anschauungen  des  Verkehrs  fest- 
stellen,  und  diese   hat  das   Handelsgesetzbuch  fixirt,  indem  es  die 


höher  wäre,  als  der  Werth  des  Schiffes  nach  der  Reparatur  und  verpflichtet 
den  Versicherer  gegenüber  dem  versicherten  Rheder  unter  der  gleichen  Vor- 
aussetzung den  Verkauf  des  Schiffes  anzuerkennen  (Ahbott  p,  o — 20  p.  638 
not.  n,J  Der  Code  de  comm.  art.  369  giebt  dem  Versicherten  das  Recht 
des  Abandons  in  Betreff  des  versicherten  Gegenstandes  (le  dilaisaement)  u.  a. 
en  cas  d' innavigahiUU  par  fortune  de  mer.    Eine  solche  wird  aber   nur  an- 

fenommen,  wenn  das  Schiff  nicht  reparirt  und  iu  den  Stand  gesetzt  werden 
ann,  seine  Reise  fortzusetzen  fart  389.  Pardessua  n,  64:4.  841 J.  Die 
iniuivigabillU  ist  absolue  oder  relative;  die  absolute  ist  identisch  mit  der 
deutschen  absoluten  Reparaturunfähigkeit,  die  relative  umfasst  die  relative 
Reparatui-unfähi^keit  und  Reparaturunwürdigkeit  des  H.6.B.  (Caumant, 
dictionnaire  unicersel  de  droit  maritime.  2,  ed.  Paris  1869,  p.  363  iu  575 
p»  364.  365  n.  578 — 585 Jf  eine  innavigabilite  relative  liegt  nämlich  auch  dann 
vor,  wenn  die  Reparaturkosten  unverhältnissmässig  (excessivee)  sind,  und  dies 
wird  von  der  französischen  Praxis  bereits  dann  angenommen,  wenn  dieselben 
'/«  des  Werthes  des  Schiffes  übersteigen  (ebendas.  p.  365  n.  591). 

*)  Vgl.  AUg.  Seeversicherungs-Bedingungen  von  1S67  §  181. 
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Reparaturunwtirdiekeit  ausspricht,  wenn  die  Kosten  der  Reparatur 
%  des  früheren  Werthes  des  ScniflFes  betragen  würden,  wobei  die 
iteparaturkosten  zu  ihrem  vollen  Betrage  in  Ansatz  kommen  und 
nicht  die  im  Versicherungsrecht  in  Folge  des  Umstandes,  dass 
durch  die  Reparatur  der  Werth  des  Schiflfes  gegen  die  Zeit  der 
Versicherung  erhöht  wird  (s.  Art.  712),  übliche  Kürzung  von  Vs 
des  Beiaufs  derselben  (Abzug  für  den  Unterschied  zwischen  alt 
und  neu)  stattfindet  (Prot.  VIII  S.  3996).  Für  den  Vl^erth  der 
Reparaturen  kommen  nicht  nur  die  Geldaufwendungen  in  Betracht, 
welche  durch  jene  unmittelbar  verursacht  worden  sind,  sondern 
auch  die  Kosten  der  Anschaffung  des  Geldes  im  Nothhafen,  wie 
Bodmerei-Prämie,  Banquier-Provision  und  Aehnliches.  Das  Reichs- 
Ober-Handels-Gericht  (Entsch.  XII  S.  403  f )  stellt  dies  zwar  in 
Abrede,  indem  es  geltend  macht,  das  H.G.B.  spreche  nur  von 
Kosten  der  Reparatur;  von  irgend  welchen  hinzuzurechnenden 
Kosten,  namentlich  von  Kosten  der  Geldanschaffung  sei  nicht  die 
Rede.  Da  aber  das  Gesetz  von  Kosten  der  Reparatur  spricht, 
und  nicht  vom  Werth  der  Reparatur,  so  kann  damit  einzig  und 
allein  gemeint  sein  die  ganze  Summe,  welche  der  Rheder  für  die 
Reparatur  zu  verausgaben  hat,  und  es  erscheint  mir  durchaus  will- 
kürlich, die  Arbeitslöhne  und  Materialienpreise,  welche  beispiels- 
weise im  Nothhafen  um  Vs  höher  waren,  als  im  Heimathshafen,  zu 
ihrem  vollen  Betrag  in  Ansatz  zu  bringen,  eine  33  Vs  %  betragende, 
Bodmerei-Prämie  aber  völlig  ausser  Ansatz  zu  lassen.  Bei  der 
Abschätzung  des  früheren  Werthes  des  Schiffes  soUeif  lediglich 
bestimmte  Zeitpunkte,  nicht  aber  auch  die  Orte,  wo  sich  das  Schiff 
zu  denselben  gerade  befand  (z.  B.  der  Abgangshafen),  in  Betracht 
gezogen  werden.  Die  Hamburger  Konferenz  fürchtete  aus  einer 
ausdrücklichen  Aufnahme  des  Urtes  Unzuträglichkeiten,  indem  es 
in  diesem  Falle  z.  B.  „den  Sachverständigen  auch  dann,  wenn  sich 
das  Schiff  in  einem  unbedeutenden  Hafen  befände,  nicht  gestattet 
sein  würde,  auf  die  Preisverhältnisse  an  den  in  nächster  Nähe  des- 
selben gelegenen  grossen  Handelsplätzen  Rücksicht  zu  nehmen, 
obschon  der  eigentliche  Markt  für  das  Schiff  auch  die  letzteren 
umfassen  würde"  (Prot.  VIU  S.  4141  f). 

4.  Das  Gesetz  nimmt  eine  Reparaturunfahigkeit  und  -Un- 
würdigkeit  nur  bei  seeuntüchtigen  Schiffen  an.  Die  in  jenen 
Fällen  statuirten  Folgen  treten  daher  nicht  ein,  wenn  das  Schiff 
^,ohne  Reparatur"  doch  „See  zu  halten  im  Stande  wäre",  wenn  es 
sieb  z.  B.  „in  einem,  wenngleich  beschädigten,  doch  die  Fortsetzung 
der  Reise  gestattenden  Zustande  an  einem  Orte  befände,  an  welchem 
e«  nicht  hätte  reparirt  werden  können"  (Prot.  VHI  S.  4069  f.). 


Art.  445, 

Zur  Schiffsbesatzung  werden  gerechnet  der  Schiffer,  die  Schiffs- 
fnammschaft,  sowie  alle  übrigen  auf  dem  Schiffe  angestellten  Personen. 


26  Erster  Titel. 

Die  Erklärung  dieses  Artikels  ist  wichtig  mit  Rücksicht  auf 
die  Bestimmungen  der  Art.  446.  451.  736.  740. 

Der  Ausdruck  ^^Schiffsbesatzung'^  begreift  alle  Personen,  welche 
irgend  ein  Amt  oder  einen  Dienst  auf  dem  Schiffe  haben.  Das 
Gesetz  unterscheidet  drei  Kategorien:  den  Schiffer  (Art.  478),  die 
Schiffsmannschaft  (Seemannsordnung  vom  27.  Dezember  1872  §  3) 
und  sonstige  „auf  dem  Schiffe  angestellte  Personen"  (ebendas.). 

Art.  446. 

Ein  mm  Abgehen  fertiges  (segelfertiges)  Schiff  kann  wegen 
Schulden  nidit  mit  Beschlag  belegt  werden.  Diese  Bestimmung  tritt 
jedoch  nicht  ein,  wenn  die  Schulden  zum  Behuf  der  anzutretenden 
Reise  gemacht  worden  sind. 

Durch  eine  Beschlagnahme  von  bereits  an  Bord  des  Schiffes  be- 
findlichen Gütern  wegen  Schulden  kann  deren  Wiederausladu/ng  nur 
in  denjenigen  Fällen  erwirkt  werden^  in  welchen  der  Ablader  selbst 
die  Wiederausladung  noch  zu  fordern  befugt  wäre,  und  nur  gegen 
Leistung  desjenigen,  was  dieser  alsdann  zu  fordern  haben  würde. 

Eine  zur  Schiffsbesatzung  gehörige  Person  kann  wegen  Schulden 
von  dem  Zeitpunkt  an  nicht  mehr  verhaftet  tverden,  in  welchem  dus 
Schiff  segelfertig  ist. 

1.  An  ein  Seeschiff  und  den  Abgang  desselben  knüpfen  sich 
mannigfache  Interessen,  des  Schiffers  resp.  des  Rheders  und  ver- 
schiedener Ladungsinteressenten.  Wenn  daher  ein  Gläubiger  eines 
Rheders,  eines  Befrachters  oder  einer  Person  der  Schiffsbesatzung 
durch  Auswirkung  eines  Arrestes  gegen  das  Schiff,  gewisse  Güter 
oder  Personen  der  Schiffsbesatzung  den  Abgang  des  Schiffes  ver- 
hindern oder  doch  verzögern  könnte,  so  würde  ein  mehrseitiges 
Interesse  verletzt  werden.  Es  ist  aber  natürlich,  dass  das  mehr- 
fache Interesse  dem  Interesse  einer  einzelnen  Person  vorgeht. 
Allein  dieser  Schutz  der  mehrseitigen  Interessen  muss  seine  Grenzen 
haben,  damit  er  nicht  zu  einer  offenbaren  Unbilligkeit  gegen  die 
Gläubiger  fuhrt.  Hieraus  erklärt  sich  die  Bestimmung  dieses 
Artikels,  welche  sich  auch  in  anderen  Gesetzgebungen,  wie  in  der 
französischen  (Code  de  comm.  art.  215),  nicht  aber  im  englischen 
Recht  findet. 

1.  Zunächst  wird  diese  Arrestfreiheit,  und  zwar  für  das 
Schiff  und  die  Mitglieder  der  Besatzung  nur  solchea 
Schiffen  gewährt,  welche  im  Begriff  stehen,  auszulaufen  und  welche 
ihre  Vorbereitungen   hierzu   bereits  vollständig  getroffen  haben.*) 


*)  Der  art.  215  des  Code  de  cvmm.  präcisirt  dies  genauer  dahin:  le 
hätimeni  est  cens6  pret  ä  faire  volley  lorsqve  le  capitaine  est  muni  de  ses 
expiditiona  pour  aon  voyage.  Und  ^jies  exp^ditwna  sc  compoaent  du  röle 
d'iqmpage^  du  congi  du  capitaine^  des  acquitn  €lHivr6s  par  la  douane  paur 
les  oojetSy  gut  composent  le  chargement^'^  (Colfai^rvy  le  droit  commsrcial. 
Baris  1863^  p.  219.    Vgl.  Pardessus  III  n.  61L  633), 


Allgemeine  Bestimmungexi«  27 

Dies  drückt  man  im  Seeverkehr  durch  das  Wort  ,yB  ereifert  ig** 
aus;  und  nur  weil  sich  in  der  Hamburger  Konferenz  darüber  Be- 
denken erhoben;  ob  dasselbe  auch  auf  Dampfschiffe  passe^ 
wurde  es  durch  die  Worte  ^^zum  Abgehen  fertig"  erläutert  resp. 
generalisirt  (Prot  IV  S.  1495  f.,  vgl.  VHl  S.  3707  f.).  Irrelevant 
ist  es,  ob  das  Schijff  mit  Ladung  segelfertig  liegt  oder  mit  Ballast; 
und  im  letzteren  Falle  ob  es  bereits  gechartert  ist  und  sich  nach 
dem  Orte  zu  begeben  hat,  wo  die  Ladung  einzunehmen  ist,  oder  ob  es 
eine  Fracht  sucnen  soll.  Femer  findet  die  Bestimmung  Anwendung 
auf  ein  Schifi^,  welches  seine  Ausreise  antreten  soll,  wie  auf  ein 
solches,  dessen  Ladung  nach  verschiedenen  Häfen  bestimmt  ist, 
und  welches  nach  Entlöschung  des  einen  Theils  sich  nun  nach 
einem  anderen  Bestimmungshafen  begeben  soll.  Sie  findet  An- 
wendung auf  ein  Schiff,  welches  bereits  ausgelaufen,  aber  durch 
widrigen  Wind  genöthigt  war,  in  den  Hafen  zurückzukehren. 

2.  Die  Arrestfreiheit  gilt  nicht  gegenüber  denjenigen  Gläu- 
bigern, welche  nicht  in  der  Lage  sind,  ihre  Forderungen  in 
einem  früheren  Zeitpunkt  geltend  zu  machen,  d.  h.  denjenigen  Per- 
sonen, welche  irgend  welche  zur  Ausrüstung  des  Schiffes  für  die 
bevorstehende  Reise  erforderliche  Gegenstänae,  z.  B.  Proviant  ge- 
Uefert  haben  (Prot.  IV  S.  1492). 

3.  In  Betreff  der  Ladung  hat  man  den  verschiedenen 
Interessen  dadurch  Rechnung  getragen,  dass  man  den  Gläubiger 
ganz  eben  so,  wie  den  Ladungseigenthümer  stellte,  d.  h.  ihm  nur 
in  den  Fällen  die  Befugniss  einräumte,  in  Folge  des  Arrestschlages 
die  Wieder  au  sladung  der  Güter  zu  bewirken,  in  denen  dem 
Befrachter  das  Recht  gewährt  ist,  Herausgabe  der  bereits  geladenen 
Waaren  zu  verlangen.  Es  kann  daher  im  Wege  des  Arrestes  die 
Wiederausladung  der  Güter  erzwungen  werden  sowohl  vor  Antritt 
(Art.  581)  als  nach  Antritt  der  Reise  (Art.  583),  aber  wenn  der 
Arrestimpetrat  nicht  das  ganze  Schiff  gechartert  hatte,  und  durch 
die  Wieaerausladung  der  Waaren  eine  Umladung  oder  eine  Ver- 
zögerung der  Reise  verursacht  werden  würde,  nur  mit  Einwilligung 
der  übrigen  Befrachter  (Art.  588).  Ausserdem  hat  der  Arrest- 
impetrant  Fautfracht,  d.  h.  je  nach  den  Umständen  die  halbe,  zwei 
Drittel  oder  die  ganze  Fracht  zu  entrichten  (Art.  581.  583 — 585. 
587  f.),  die  Kosten  der  Ein-  und  Ausladung  zu  tragen  und  Liege- 
geld zu  zahlen  (Art.  582). 

4.  Für  den  Fall,  dass  die  Arrestanlegung  keine  Wieder- 
ausladung der  Güter  erforderlich  macht,  trifft  das  Gesetz  keine 
Bestimmungen.  Es  tritt  dies  da  ein,  wo  unter  Vermerkung  auf 
dem  Konnossement  der  Arrest  „dem  Schiffe  und  der  Ladung'^  folgt 
und  in  der  Weise  vollzogen  wird,  dass  „der  Kapitän  gleich- 
sam als  Seguester  bestellt^'  wird  und  „den  richterlichen  Be- 
fehl erhält,  das  arrestirte  Gut  nicht  auszuliefern,  sondern  bei 
der  Entlöschung  im  Bestimmungshafen  zu  deponiren'^  Es  ist 
dies  eigentlich  ein  Arrest,  der  auf  die  Konnossemente  gelegt 
wird.     (Prot.  IV   S.  1493  £)    Für  diesen  Fall  sind  also  ledigUch 
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die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Prozessrechts  über  Arrest- 
anlegung massgebend.  Doch  wird  diese  hier  in  den  aller- 
seltensten  Fällen,  ausführbar  sein,  nämlich  regelmässig  nur 
dann ,  „wenn  der  Bestimmungsort  derselben  Gerichtsbarkeit 
unterworfen  ist,  wie  der  Ort  der  Abladung*',  indem  auswärtige 
Gerichte  dergleichen  Beschlagnahmen  oft  nicht  respektiren"  werden 
(Prot.  VIII  S.  3709  f.).  Gerade  deshalb  hat  man  es  ausge- 
sprochenermassen  unterlassen,  über  diese  Art  des  Arrestes  Be- 
stimmungen zu  treffen  (Prot.  VIII  S.  3777). 

5.  Es  ist  noch  zu  beachten,  dass  die  in  diesem  Artikel  statuirte 
Arrestfreiheit  nur  bei  Schuldverhältnissen,  obligstorischen  Verhält- 
nissen Platz  greift,  nicht  aber  bei  Civilansprüchen  überhaupt,  also 
nicht  bei  Vindikationsansprüchen  und  Pfandklagen  (Prot.  VIII 
S.  3708). 

6.  Der  Arrest  ist  überhaupt  ausgeschlossen  in  dem  Fall, 
wo  die  über  die  Güter  ausgestellten  Konnossemente  vom  Befrachter 
bereits  fortgeschickt  sind.  Allein  dies  folgt  nicht  aus  der  Be- 
stimmung aes  Artikels,  sondern  aus  der  Natur  des  Konnosse- 
ments. Mit  der  Absendung  der  Konnossemente  verliert  näm- 
lich der  Befrachter  die  Disposition  über  die  Waaren  (Art.  661). 
Der  Gläubiger  des  Befrachters  kann  aber  —  wie  dies  in  der  Ham- 
burger Konferenz  ausgeführt  wurde  —  „selbstverständlich  keine 
Ansprüche  auf  die  Güter  geltend  machen,  auf  welche  der  Ablader 
selbst  keine  mehr  hat"  (Prot.  IV  ö.  1494). 

Art.  447. 

Wenn  in  dmefn  fünften  Buche  die  europäischen  Häfen  den 
nichteuropäischen  Häfen  entgegengesetzt  werden^  so  sind  unter  den 
crsteren  mgleich  die  nichteuropäischen  Häfen  des  Mittelländischen, 
Schwarzen  und  Azowschen  Meeres  als  mitbegriffen  anzusehen. 

Die  Erklärung  dieses  Artikels  kommt  in  Betracht  bei  den 
Art.  518.  521.  865.  866  H.G.B.     Vgl.  Seemannsordnung  §  70. 

Art.  448. 

Die  Bestimmungen  des  fünften  Buches,  welche  sich  auf  den 
Aufenthalt  des  Schiffes  im  Hdmathshafen  bezieJien,  können  von  den 
Landesgesetzen  auf  alle  oder  einige  Häfen  des  Reviers  des  HeimathS" 
hafens  ausgedehnt  werden. 

Der  Ausdruck  „Heimathshafen^^  findet  sich  sehr  häufig  im 
Handelsgesetzbuch,  und  es  werden  daran  die  verschiedensten 
Rechtswirkungen  geknüpft. 

Die  hier  den  Landesgesetzen  gestattete  Ausdehnung  des  Be- 
griffs „Heimathshafen"  ist  durch  die  Thatsache  bedingt,  dass  von  dem 
beim  Seeverkehr  interessirten  Publikum  regelmässig  verschiedene 
in  der  Nähe  des  Heimathshafens  von  Schiffen  belegenen  Häfen 
diesem  gleichgestellt  werden  (Prot  IV  S.  1584).     Dies  führte  zu- 
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nächst  dazU;  bei  der  Bestimmung  über  die  VertretuDgsbefugnisse 
des  Schiffers  gegenüber  dem  Rheder  im  Entwurf  aus  erster  Lesung 
Art.  448  dem  Heimathshafen  das  Revier  desselben  gleichzusetzen 
(IV  S.  1882).  Da  es  jedoch  in  zweiter  Lesung  bedenklich  erschien, 
^ohne  Weiteres  iedes  auch  noch  so  grosse  Revier  dem  Heimaths- 
hafen^' gleichzustellen;  so  behielt  man  es  der  Landesgesetzgebung 
vor,  zu  bestimmen,  welche  Häfen  des  Reviers  dem  Heimathshafen  l 

gleichzuachten  (Prot  VIU  S.  3765—3767). 

Die  Einflihrungsgesetze  zum  H.G.B.  haben  denn  auch  die 
ergänzenden  Bestimmungen  getroffen.  Das  Preussische  Ein- 
fuorungsgesetz  behält  die  betreffenden  Anordnungen  königlicher 
Verordnung  vor;  §  54  desselben  bestimmt  nämlich: 

Es  bleibt  königlicher  Verordnung  vorbehalten,  in  Betreff  ein- 
zelner Häfen  zu  verordnen,  dass  denselben  für  die  Anwendbarkeit 
der  Bestimmungen^  tvelche  sich  auf  den  Aufenthalt  des  Schiffes  im 
Heimathshafen  beziehen,  alle  oder  einzelne  Häfen  ihres  Reviers  gleich- 
zuachten seien  (Artikel  448  des  Handelsgesetzbuches). 

Eine  solche  Verordnung  ist  aber  nicht  erlassen. 

Das  Einführungsgesetz  für  Hannover  vom  5.  Oktober  1864 
(§  32)  stellt  hinsichtlich  der  Bestimmungen  der  Art.  469.  495.  496. 
503.  520.  521.  523.  681.  757  Z  7  des  H.G.B.  „alle  Häfen  und 
Ankerplätze  beziehungsweise 

1.  an  der  Elbe  und  ihren  Nebengewässern, 

2.  an  der  Weser  und  ihren  Nebengewässern, 

3.  an  der  Ems  und  ihren  Nebengewässern 
dem  an  dem  nämlichen  Fluss  oder  dessen  Nebengewässern  belegenen 
Heimathshafen*'  und  (§  33)  hinsichtlich  des  Art.  473  „sämmtliche 
Häfen  zwischen  Eider  und  Scheide  einschliesslich  dem  Heimaths- 
hafen" gleich.  Nach  der  Einführungsverordnung  für  die  Provinz 
Schleswig-Holstein  vom  5.  Juli  1867  §  67  sind  in  Betreff 
der  Anwendbarkeit  der  Art.  495.  496.  681.  757  Z.  7  „für  die 
Schiffe,  deren  Heimathshafen  Altona  ist,  die  Häfen  von  Hamburg 
und  Harburg,  fiir  die  Schiffe,  deren  Heimathshafen  Blankenese  ist, 
die  Häfen  von  Altona,  Hamburg  und  Harburg";  in  Betreff  der 
Anwendbarkeit  der  Art.  473.  521.  523  für  Schiffe,  deren  Heimaths- 
hafen ein  holsteinischer  und  schleswigischer  Hafen  ist,  jeder  andere 
schleswigische  oder  holsteinische  Hafen,  sowie  jeder  Hafen  an  der 
Elbe  oder  Trave  dem  Heimathshafen  gleich  zu  achten.  Nach 
der  Einführungsverordnung  für  Oldenburg  vom  18.  April 
1864  Art.  27  sind  für  die  Art.  469.  473.  495.  496.  503.  520. 
521.  523.  681.  757  Z.  7  des  H.G.B.  „alle  Häfen  und  Anker- 
plätze beziehungsweise  an  der  Weser,  Jade,  Ems  und  deren  Neben- 
gewässem  dem  an  dem  nämlichen  Flusse  oder  dessen  Neben- 
gewässern belegenen  Heimatshafen  gleich  zu  achten.*'^  Die  Ein- 
tührungs Verordnung  für  Bremen  vom  6.  Juni  1864  §  40  dehnt 
den  Begriff  des  Heimathshafens  bei  den  Art.  469.  473.  495.  496. 
503.  520.  521.  523.  681.  757  des  H.G.B,  auf  „alle  Häfen  und 
Ankerplätze  an  der  Weser  und  ihren  Nebengewässern"  aus.    Nach 
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dem  Einführungsgesetz  fiir  Hamburg  vom  22.  Dezember  1865 
§  46  gelten  ^^als  Heimathshäfen  im  Sinne  der  Art.  473.  495.  496. 
681.  757  Z.  7  des  H.G.B.  für  die  in  Hamburg  in  das  Schiffsreff  ister 
eingetragenen  Seeschiffe  auch  die  Häfen  von  Altona  und  Harburgs 
sowie  sämmtliche  hamburgische  Häfen  mit  Ausnahme  der  Häfen 
des  Amtes  Ritzebüttel ;^^  im  Sinne  der  Art.  521.  523  alle  Eibhäfen; 
„für  hamburgische  Seeschiffe,  welche  in  das  Schiffsregister  zu 
Ritzebüttel  eingetragen  sind"  rücksichtlich  sämmtlicher  citirter 
Artikel  alle  Eibhäfen.  Das  Einführungsgesetz  für  Lübeck  vom 
26.  Oktober  1863  Art.  17  stellt  als  Heimathshäfen  für  alle  Be- 
stimmungen im  Buch  5  des  H.Ö.B.  den  Hafen  von  Travemünde 
dem  von  Lübeck  gleich. 

Art.  449. 

Für  die  Postanstalten  gelten  die  Bestirnnrnngen  des  fünften 
Buches  nwr  insoweit^  als  nicht  durch  besondere  Gesetze  oder  Verord- 
nungen für  dieselben  ein  Anderes  vorgeschrieben  ist. 


ZWEITES  TITEL. 

Von  dem  Rheder  mid  der  Rhederei. 


Art.  450. 

Rheder  ist  der  Eigenßiümer  eines  ihm  zwm  Erwerb  durch  die 
Seefahrt  dienenden  Schiffes. 

1.  Das  Handelsgesetzbuch  versteht  unter  dem  Rheder  den  Ei  gen - 
thümeF  eines  SchifleS,*  obwohl  das  Wort  (abgeleitet  von  „reden"  = 
bereiten^  ausrüsten)  eigentlich  auf  den  hindeutet,  der  das  Schiff  f\ir 
eine  Reise  auf  seine  Kosten  ausgerüstet  hat;  und  auch  das  römische 
Recht  als  exercüor  den  bezeichnet,  ad  quem  quotidianus  navis 
^aestus  pertinet  (§  2  J.  Quod  cum  eo  qui  [4,  7j)  resp.  aä  quem 
obventiones  et  reditus  omnes  perveniunt,  sive  is  dominus  navis  sit^ 
sive  ä  dommo  navem  per  aversionem  conduxit  vel  ad  tempus  vel  in 
Perpetuum  (L.  1  §15  Be  exercit  act.  [14,  1]).  Dieser  Eigenthümer 
kann  eine  physische  Person  oder  eine  juristische  Person  (z.  B.  eine 
Aktiengesellschaft)  oder  eine  offene  Handelsgesellschaft  sein.  Dass 
diese  Letztere  unter  den  Begriff  des  Rheders  und  nicht  unter  den 
der  Rhederei  fällt  (Art.  456),  hat  seinen  Grund  darin  ^  dass  die 
offene  Handeisgesellschaft  unter  ihrer  Firma  Eigenthum  an  allen 
möglichen  Sachen  erwerben  und  haben  kann.  Sie  kann  daher  ein 
solches  auch  an  Schiffen  haben.  Hat  sie  aber  das  Eigenthum  an 
einem  Schiff^  so  kann  sie  mit  Rücksicht  auf  dieses  in  ihrem  inneren 
Verhältnisse  d.  h.  im  Verhältniss  zu  ihren  Mitgliedern  nicht  ihren 
Charakter  ändern  und  als  Rhederei  erscheinen.  Hierbei  ist  es 
freiUch  nothwendig,  dass  das  Schiff  der  offenen  Handelsgesellschaft, 
als  solcher  gehört;  und  es  würde  eine  Rhederei  vorliegen,  wenn 
das  Schiff  zwei  oder  mehreren  Personen  gehörte,  die  zufallig  auch 
eine  Handelsgesellschaft  bilden.  Dagegen  kommt  es  nicht  in  Be- 
tracht, ob  der  Erwerb  durch  Seefahrt  aas  einzige  oder  doch  Haupt- 
geschäft  der   Gesellschaft  ist,  oder  von  derselben   nur  als  Neben- 
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geschäft  neben  anderen  Handelsgeschäften  betrieben  wird  (Prot.  VIH 
S.  3714). 

2.  Das  Gesetz  bezeichnet  nicht  jeden  Eigenthümer  einea 
SchiflFes  als  Rheder,  sondern  nur  den,  welchem  das  Schiff  zum 
Erwerbe  durch  die  Seefahrt  dient.  Hierbei  kommt  es 
freilich  nicht  darauf  an,  ob  dies  geschieht  dur^sh  die  Beförderung 
von  Personen  oder  durch  den  Transport  von  Gütern  fiir  fremde 
Rechnung  oder  für  eigene  Rechnung  des  Eigenthümers  (eines  Kauf- 
manns) (Prot.  IV  S.  1499  f.)  oder  durch  Bugsirdienste,  welche  das 
Schiff  anderen  Schiffen  leisten  soll. 

Art  451. 

Der  Wieder  ist  ßr  dm  Schaden  verantwortlich^  welchen  eine 
Person  der  Schiffsbesatzung  einem  Dritten  durch  ihr  Verschulden  in 
Ausführung  ihrer  Dienstverrichtimgefi  zufügt 

1.  Die  in  diesem  Artikel  statuirte  Verhaftung  des  Rheders 
för  die  Delikte  der  Schiflfebesatzung  war  schon  vor  Erlass  des 
H.G.B.  gemeines  Recht  in  Deutschland*)  und  gilt  zumeist  auch 
ausserhalb  Deutschlands,  Dieses  singulare  Prinzip  des  Seerechts, 
welches  mit  den  Grundsätzen  über  die  Stellvertretung**)  geradezu 
im  Widerspruch  steht,  ist  durch  das  Bedüi'fniss  des  modernen 
Seeverkehrs  („Rücksicht  auf  die  Sicherheit  des  Publikums  und  des 
Verkehrs^')  hervorgerufen  (Prot.  IV  S.  2027)  und  kann  nicht  aus 
dem  römischen  Recht  abgeleitet  werden.  Ifenn  wenn  auch  L.  1 
§  2  De  exercit.  aci.  (14,  Ij  den  gedachten  Grundsatz  bereits  zu  ent- 
halten scheint,  wenn  sie  bestimmt;  Sed  si  cum  quolibet  nauiarum 
Sit  contractum^  non  datur  actio  in  exercitorem,  quamquam  ex  delicto 
cuiusvis  eorum,  qui  navis  navigandae  causa  in  nave  sint,  detur 
actio  in  exercitorem:  alia  enim  est  contrahendi  causa,  alia  de- 
linquendi,  si  quidem  qui  magistrum  pra^onit^  contrahi  cum  eö  per- 
mittit^  qui  nautas  adhihet^  non  contrahi  cum  eis  permittit,  sed  culpa 
et  dolo  carere  eos  curare  debet;  so  zeigt  doch  die  von  demselben 
Ulpian  herrührende  und  gleichfalls  dem  Edikts  -  Kommentar  ent- 
glommene L.  7  pr.  Naut.  caup.  stab.  (4,  9)  (Debet  exercitor  omnium 
nautarum  st^orum,  sive  liberi  smt,  sive  servi,  factum  praestare:  nee 
immerito  factum  eorum  praestat,  cum  ipse  eos  suo  periculo  adhibuertt. 
sed  non  alias  praestat,  quam  si  in  ipsa  nave  damnum  datum  sit: 
ceterum  si  extra  navem  licet  a  nautis  non  praestabit)  dass  auch  die 
erstere  Stelle  lediglich  von  dem  damnum  in  navi  factum  zu  ver- 
stehen ist.***) 

*)  Pohls,  Seerecht  III  S.  792.  Kaltenboni,  Seerecht  I  S.  148.  Seuffart's 
Archiv  V  Nr.  164.  XI  Nr.  85.  XVIII  Nr.  248.  Ob  freilich  diese  Verhaftung 
eine  prinzipale  oder  —  wie  einige  Partikulan-echte  ausdrücklich  bestimmten  — 
subsidiäre  sei,  war  bestritten:  Heise  und  Cropp,  juristische  Abhandlungen 
U  S.  467. 

**)  Der  Code  civil  (art,  1384)  hat  allerdings  jenen  Grundsatz  als  all- 
gemeines Prinzip. 

***)  Hat  sich  freilich  der  magister  bei  einem  Kontraktsverliältniss  einen 
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2.  Der  Schaden  muss  in  Ausführung  der  Dienstverrichtungen 
zugefügt  sein,  d.  h.  nicht  etwa  bei  Gelegenheit  einer  Dienstverrich- 
tun^,  so  dass  diese  nur  mittelbare  Veranlassung  dazu  gegeben  hat^ 
sondern  der  Schaden  muss  durch  die  Dienstverrichtung  selbst,  näm- 
lich durch  eine  fehlerhafte  Vornahme  derselben  entstanden  sein. 
Auf  der  Hamburger  Konferenz  wurde  dies  durch  folgendes  Beispiel 
erläutert:  Wenn  die  Besatzungen  zweier  Schiffe  darüber  in  Streit 
gerathen,  dass  beide  an  derselben  Stelle  im  Hafen  anlegen  wollen, 
und  hierbei  ein  Mann  des  einen  Schiffes  von  der  Besatzung  des 
anderen  getödtet  wird,  so  ist  der  Rheder  des  letzteren  nicht  ver- 
pflichtet, fiir  den  Unterhalt  der  Hinterbliebenen  des  Getödteten  zu 
sorgen.  Wenn  aber  beim  Befestigen  des  Schiffes  von  der  Mann- 
schaft das  Tau  so  ungeschickt  gespannt  wird,  dass  ein  fremdes 
Boot  umgestürzt  wird,  so  ist  der  Rheder  des  ersteren  verpflichtet, 
den  hierdurch  entstandenen  Schaden  (also  z.  B.  die  dadurch  zu 
Grunde  gegangenen  Güter)  zu  ersetzen  (Prot.  IV  S.  2029). 

3.  Das  Verschulden  kann  eben  so  wohl  dolus,  wie  culpa 
sein,  und  es  kann  die  culpa  in  einem  positiven  Thun,  wie  in  einem 
Unterlassen  bestehen;  allein  diese  Unterlassung  darf  nicht  etwa 
blo«  „die  Unterlassung  eines  zur  Verhinderung  des  eingetretenen 
Schadens  geeignet  gewesenen  Thuns"  sein,  sondern  sie  muss  die 
Verletzung  sein  entweder  einer  „rechtlich  bestehenden  Verbindlich- 
keit zur  fursorgenden  und  schützenden  Thätigkeit",  oder  der  „durch 
vorangegangene  Umstände  oder  durch  eigenes  Verhalten"  hervor- 
gerufenen Pflicht,  „zu  der  Abwendung  oder  doch  Verminderung 
des  Schadens  positiv  mitzuwirken".*)  Wenn  z.  B.  der  Schiffer  für 
eine  Reise  sich  mit  der  dafür  üblichen  Quantität  Proviant  versehen 
hätte,  durch  widriges  Wetter  aber  über  die  unter  gewöhnlichen 
Verhältnissen  längst  mögliche  Dauer  der  Reise  hinaus  aufgehalten, 
um  den  ausgegangenen  Proviant  zu  ersetzen,  einen  Nothhafen 
aufgesucht  hätte,  und  nun  die  geladenen  Waaren  in  verdorbenem 
Zustand  im  Bestimmungshafen  angelangt  wären,  so  würde  der  Ver- 
frachter nicht  unter  Berufung  darauf  auf  Schadensersatz  in  An- 
spruch genommen  werden  können,  dass  wenn  der  Schiffer  eine 
grössere  Quantität  Proviant  von  Hause  mitgenommen,  der  durch 
das  Einlaufen  in  den  Nothhafen  verursachte  Aufenthalt  vermieden, 
und  die  Waaren  in  gutem  Zustand  nach  dem  Bestimmungsort  ge- 
bracht worden  wären.  Wohl  aber  würde  der  Anspruch  auf  Scha- 
densersatz gerechtfertigt  sein,  wenn  der  Schiffer  sich  nicht  mit  der 
tur  die  Reise  nothwendigen  Quantität  versehen  hätte,  oder  das 
leck  gewordene  Schiff,  während  dazu  die  Möglichkeit  vorhanden 
war,  nicht  hätte  ausbessern  lassen,  und  dadurch  die  Ladung  ver- 
dorben oder  verloren  gegangen  wäre. 

dolus  oder  eine  culpa  zu  Schulden  kommen  lassen,  so  haftet  dafür  allerdings 
der  exercüoT :  L.  I  §  9  De  exerck,  act.  (14,  1):  Sed  et  si  in  pretiis  rerum 
emptarum  fefellii  niagister,  exercitoris  erlt  damnunif  non  credüoris. 

*)  L,13  §  2   De  uaufr.  (7.  1).    L.  27  §  9.   L.  SO  ^  3  Ad  L  AquiL  (9,  2). 
Windscheid,  Pandekten  §  455  Nr.  2.   Entacheid.  des  R.O.H.G.  XIII  S.  116. 

Lewis,  Seerecht.  3 
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4.  Der  Rheder  haftet  nicht  erst  m  subsidtum,  sondern  soli- 
darisch mit  den  schuldigen  Personen  der  Besatzung  (Prot.  IV 
ö.  2028). 

5.  Als  Rheder  würde  auch  die  Lootsengesellschaft  eines 
Hafens  oder  Reviers  flir  den  Schaden  haften,  welcher  von  dem  den 
Lootsenkutter  führenden  Lootsen  oder  von  der  Mannschaft  des- 
selben verursacht  worden.  Die  Gesellschaft  ist  nämlich  als 
juristische  Person  Eigenthünierin  des  Fahrzeuges;  der  dasselbe 
fuhrende  Lootse  wäre  als  magister  navis  anzusehen,  mochte  ihm 
Seitens  der  Gesellschaft  der  ausdrückUche  Auftrag  zur  Führung 
des  Kutters  zu  Theil  geworden,  mochte  er  in  Folge  der  durch 
den  Gebrauch  oder  die  Statuten  der  Gesellschaft  festgestellten 
Reihenfolge  dazu  ermächtigt  sein.*) 

Art.  452. 

Der  Rheder  haftet  für  den  Anspruch  eines  Dritten  nicht  persön- 
lich^ sondern  er  haftet  nur  mit  Schiff  und  Fracht: 

1.  wenn  der  Anspruch  auf  ein  Rechtsgeschäft  gegründet  wird, 
welches  der  Schiffer  als  solcher  kraft  seiner  gesetzlichen  Be- 
fugnisse^ und  nicht  mit  Bezug  auf  eine  besondere  Vollmacht^ 
geschlossen  hat; 

2.  weftn  der  Anspruch  auf  die  Nichterfüllung  oder  auf  die  un- 
vollständige oder  mangelhafte  Erfüllung  eines  von  dem  Rheder 
abgeschlossenen  Vertrages  gegründet  wird,  insofern  die  Aus- 
führung des  Vertrages  zu  den  Dienstobliegenheiten  des  Schiffers 
gehört  hat,  ohne  Unterschied,  ob  die  Nichterfüllung  oder  die 
unvollständige  oder  die  mangelhafte  Erfüllung  von  einer. Ferson 
der  Schiffsbesatzung  verschuldet  ist  oder  nicht; 

3.  wenn  der  Anspruch  auf  das  Verschulden  einer  Person  der 
Schiffsbesatzung  gegründet  icird. 

In  den  unter  Ziffer  1  und  2  bezeichneten  Fällen  kommt  jedoch 
dieser  Artikel  nicht  zur  A^iwefidung,  wenn  den  Rheder  selbst  in  An- 
sehung der  Vertragserfüllung  ein  Verschulden  trifft,  oder  wenn  der- 
selbe die  Vertragserfüllung  besonders  gewährleistet  hat.\ 

1.  Die  Verbindlichkeit  des  Rheders  aus  den  dem  Seerecht 
angehörenden  Rechtsverhältnissen  ist  eine  unbeschränkte,  d.  h.  der 
Rheder  haftet  mit  seinem  ganzen  Vermögen.  Das  ist  die  Regel, 
welche  zwar  nicht  positiv  ausgesprochen,  aber  doch  der  Bestim- 
mung des  Art.  454  zu  entnehmen  ist.  Das  H.G.B.  lässt  jedoch 
eine  ganze  Reihe  von  Ausnahmen  zu,  in  denen  eine  Verhaftung 
nur  mit  Schiff  und  Fracht,  der  s.  g.,fortune  de  mer  eintritt. 
Diese  Beschränkung  der  Verhaftung  des  Rheders,  während  dieselbe 


*)  Seufferfd  Archiv  V  Nr.  164    (Erk.  des  O.A.G.  zu  Celle  vom   13.  Ok- 
tober 1845). 
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nach  römischem  Recht  eine  unbeschränkte  ist,*)  wurde  auf  der 
Hamburger  Konferenz  folgendermassen  begründet.  „Dem  Schiffer 
werde  das  Schiff  und  die  Ausfuhrung  der  Reise  anvertraut;  der- 
selbe erhalte  die  Ermächtigung,  innerhalb  bestimmter  Grenzen 
Kontrakte  für  Rechnung  des  Rheders  abzuschliessen,  allein  er 
kontrahire  nach  der  Intention  sämmtlicher  Betheiligten'^  „selbstän- 
dig in  eigenem  Namen,  jedoch  unter  Benutzung  eines  Realkredits, 
der  sich  in  dem  seiner  Leitung  anvertrauten  Schiffsvermögen  dar- 
biete" (Prot.  IV  S.  1576).  Die  dem  Schiffer  anvertraute  Ver- 
uiögensmasse  erscheint  nach  dieser  Auffassung  als  eine  universitas 
iuris  nach  Analogie  des  römischen  Pekuliums,  und  das  vom 
Schiffer  fiir  den  Rheder  abgeschlossene  Rechtsgeschäft  als  ein  für 
das  Pekulium  eingegangenes  Geschäft,  für  welches  der  Rheder 
nur  pecuUo  temis  zu  haften  hätte.  Es  wurde  ferner  geltend  ge- 
macht, dass  „die  Person  des  Exercitors  immer  mehr  in  den  Hinter- 
frund^  die  der  Eigenthümer,  der  Rheder  und  damit  das  Schiff 
agegen  mehr  oder  fast  ausschliesslich  in  den  Vordergrund  getreten." 
Man  kontrahire  mit  dem  Schiffer  nicht  sowohl  „als  Vertreter  der 
Rheder",  als  vielmehr  „als  Vertreter  des  Schiffes",  und  sehe  daher 
^^das  Schiff  als  Objekt  an",  an  welches  man  sich  zu  halten  habe 
(Prot.  IV  S.  1592  f ).  Dieselbe  Stellung  nimmt  der  Schiffer  ein, 
wenn  es  sich  nicht  um  Abschliessung,  sondern  um  Ausführung  vom 
Rheder  abgeschlossener  Geschäfte  handelt,  die  demselben  „der 
Natur  der  Sache  nach  oder  kraft  gesetzlicher  Anordnung"  obliegt, 
wobei  also  von  vorn  herein  bekannt  ist,  „dass  der  Rheder  die  Er- 
füllung nicht  selbst  besorgen  werde,  auch  nicht  selbst  besorgen 
dürfe,  wenn  ihm  die  Qualifikation  eines  Schiffers  fehle"  (Prot.  VIII 
S.  4154). 

2.  Natürlich  haftet  nicht  das  Schiff  allein,  sondern  auch  die 
Pertinenzen  desselben  (Prot.  IV  S.  1595). 

3.  Unter  Fracht  ist  zu  verstehen  die  Fracht  derjenigen  Reise, 
auf  welcher  die  Forderung  entstanden  ist,  denn  wenn  man  das 
Schiff  mit  Ausrüstung  und  zu  erwartendem  Verdienst  als  universitas 
h4ris  betrachtet,  und  gewissermassen  dieser  kreditirt,  so  hat  man 
natürlich  nicht  den  in  der  Zukunft  überhaupt  zu  erwartenden  Ver- 
diensty  sondern  den  auf  der  anzutretenden  oder  angetretenen  Reise 
zu  erwerbenden  vor  Augen. 

Auf  der  Hamburger  Konferenz  schwankten  hinsichtlich  dieses 
Punktes  die  Ansichten  hin  und  her.  Zuerst  wurde  der  hier  an- 
gegebene Grundsatz  von  der  Majorität  (aber  auch  nur  mit  Einer 
Stimme  Majorität)  adoptirt  (Prot.  IV  S.  1595--1598).  Darauf  er- 
zielte  der   Grundsatz,   dass   die    noch   nicht  erhobene  Fracht  der 

*)  Auch  das  englische  Recht  statuirt  eiue  unbeschränkte  Verhaftung  des 
Bheders  als  Regel;  und  läset  eine  Beschränkung  dieser  Verhaftung  bis  auf 
den  Werth  des  Schiffes  (nebst  Zubehör)  und  der  auf  der  Reise  bereits  ver- 
dienten und  noch  zu  verdienenden  Fracht  nur  zu  bei  denjenigen  Verbindlich- 
keiten, welche  aus  einem  Verschulden  des  Schiffers  (z.  B.  verschuldeter  Kol- 
lision) entstanden  sind  (Abbott  p.  107—116.  p.  349—356.  p.  616). 
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letzten  Reise  zur  forüme  de  mer  zu  rechnen  sei;  dieselbe  Majorität 
(Prot.  IV  S.  1601  — 1606).  Endlich  kehrte  man  wieder  zu  dem 
ersten  Grundsatz  zurück  (Prot.  VI  S.  2882—2889),  der  auch  seine 
Stelle  in  einem  anderen  Titel  des  H.6.B.  gefunden  hat  und  hier 
genauer  normirt  ist  (Art.  759  ff), 

4.   Die  Verhaftung  des  ßheders  ist  in  den  vom  Gesetz  auf- 

fezählten  Fällen  gesetzlich  beschränkt,  ohne  dass  es  einer 
esonderen  Erklärung  von  seiner  Seite  bedürfte.  Das  in  anderen 
Staaten  herrschende  Abandonsystem;  wonach  der  Rheder  stets  un- 
bedingt, d.  h.  persönlich  verpflichtet  wird,  sich  aber  von  seiner 
Zahlungsverbindlichkeit  durch  Aufgeben  des  Seevermögens  zu 
Gunsten  des  oder  der  Gläubiger  befreien  kann,*)  ist  ausdrücklich 
verworfen.  Daraus  folgt,  dass  das  Schiff  als  Ganzes  für  die  in 
Rede  stehenden  Schulden  haftet,  und  dass  daher  ein  Mitrheder 
seine  Schiffspart  nur  durch  Zahlung  der  ganzen,  auf  dem  Schiff 
haftenden  Schuld,  nicht  aber  des  ihn  treffenden  Theils  derselben 
frei  machen  kann  (Prot.  IV  S.  1586  ff.    VIII  S.  3731). 

In  Betreff  der  vom  Gesetz  aufgezählten  Punkte,  bei  denen  diese 
Beschränkung  der  Verhaftung  des  Rheders  eintritt,  ist  noch  zu  be- 
achten, dass  es  sich  in  Ziffer  1  und  2  um  Fälle  handelt,  in  denen 
der  Kapitän  ein  Geschäft  eingeht  oder  ausführt  als  Schiffsführer, 
nicht  als  Mandatar  des  Rheders.  Hat  also  z.  B.  der  Schiffer  das 
Schiff'  im  Heimathshafen  auf  Grund  eines  Auftrages  des  Rheders 
durch  einen  Mäkler  verchartert,  so  haftet  der  Rheder  für  die  vom 
Mäkler  verdiente  Courtage  mit  der  fortune  de  terre.  Die  beschränkte 
Haftung  des  Rheders  wird  übrigens  noch  nicht  dadurch  ausge- 
schlossen, dass  die  Handlung,  durch  welche  die  Schuld  veranlasst 
ist,  vom  Rheder  dem  Schiffer  speziell  aufgetragen  war,  wie  z.  B. 
die  Reparirung  des  Schiffes,  sonaern  erst  dadurch,  dass  das  Rechts- 
geschäft, welches  sie  begründete,  also  etwa  die  Aufnahme  eines 
Darlehns  in  Folge  besonderer  Anweisung  des  Rheders  vom  Schiffer, 
und  nun  nicht  als  Schiffer,  sondern  ausdrücklich  als  Bevollmächtigten 
des  Rheders  (unter  Bezugnahme  auf  die  Vollmacht,  nicht  blos 
auf  Grund  einer  Vollmacht)  eingegangen  war  (Prot.  IV  S.  1614. 
VIII  S.  3731  f ). 

*)  Das  Abandonsystem  gilt  u.  a.  im  französischen  Recht.  Der  art.  216 
des  Code  de  comm.  lautet  nämlich  mit  der  ihm  durch  das  Gesetz  vom  14.  Juni 
1841  zu  Theil  gewordenen  Deklaration:  Toutpropr Utaire  de  navire  est  cicilement 
responsable  des  faits  du  capitaine^ '  et  tenu  des  engagements  contractis  par 
ce  dernier  potir  ce  quiest  relatif  au  navire  et  h  Vexpddition.  —  //  peut, 
dans  tous  les  cos,  s'affranchir  des  obligations  ci-dessus  par  Vabandon  du, 
navire  et  du  fret,  —  Toutefois  la  facalti  de  faire  abandon  nest  point 
accordde  ä  celui,  qui  est  en  meme  temps  capitaine  et  propriitaire  ou  co- 
propriitaire  da  navire,  Lorsque  le  capitaine  ne  sera  que  co-propriitaire,  il 
ne  sera  responsable  des  engagements  contractis  par  lui^  pour  ce  qui  est  relatif 
au  navire  et  ä  Vexpidition,  que  dans  la  proportion  de  son  intiret.  Der 
Abandon  von  Schiff  und  Fracht  befreit  den  Rheder  von  jeder  Haftung  für 
die  ^xfaits  licites  ou  illicites  du  capitaine  et  de  riquipage^^.  Vgl.  Caumont, 
dictionnaire  p,  22—46. 
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5.  Ein  Verschulden  des  ßheders,  wodurch  die  Beschränkung 
seiner  Verhaftung  in  den  Fällen  der  ZiflFern  1  und  2  wieder  au^ 
gehoben  wird,  liegt  einmal  vor  bei  positiven  Handlungen,  wodurch 
dem  eingegangenen  Vertrage  direkt  zuwider  gehandelt  wird,  wie 
z.  B.  wenn  der  Rheder  das  verfrachtete  Schiff  nicht  dem  Befrach- 
ter zur  Disposition  stellt,  sondern  dasselbe  anderswohin  dirigirt 
(Prot.  Vin  S.  4469  f.).  Es  liegt  ein  solches  aber  auch  bereits 
dann  vor,  wenn  derselbe  nicht  alle  aus  dem  Vertrage  ihm  persön- 
lich erwachsenden  Verbindlichkeiten  erfüllt  hat  fProt.  VIII  S.  4155). 
So  z.  B.  wenn  der  Rheder,  welchem  mehrere  Schiffe  gehören  und 
welchem  beim  Abschluss  einer  Charter  die  Bestimmung  des  zum 
Transport  geeigneten  Schiffes  vorbehalten  war,  ein  zum  Transport 
der  einzunehmenden  Güter  nicht  geeignetes  Schiff  gewählt  und  nun 
der  Kapitän  desselben  lediglich  aus  diesem  Grunde  die  Einnahme 
der  Ladung  und  demgemäss  die  Erfüllung  des  Frachtvertrages 
verweigert  hatte  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XI  S.  260).  Es  ist  also, 
um  den  Rheder  persönlich  in  Anspruch  zu  nehmen,  nicht  erforder- 
lich, dass  dieses  sein  Verschulden  bewiesen  wird  (Prot.  VIII 
S.  4284  —  4286).  Bei  dem  Rheder ,  der  zugleich  Schiffsfuhrer  ist, 
tritt  stets  eine  persönliche  Verhaftung  ein,  da  „hier  jedes  Verschul- 
den des  Schiffers  zugleich  ein  Verschulden  des  Rheders"  ist 
(Prot.  Vin  S.  3834) ;  wogegen  bei  der  Rhederei  der  Mitrheder,  der 
zugleich  Schiffer  ist,  in  diesen  seinen  verschiedenen  Eigenschaften 
ganz  gesondert  zu  behandeln  sein  würde. 

In  allen  Fällen,  auch  in  dem  unter  Ziffer  3  haftet  der  Rheder 
persönlich  für  culpa  in  eligendo  (Prot.  VIII  S.  4155). 

6.  Dass  der  Rheder,  wenn  er  die  spezielle  Garantie  für 
die  Erfüllung  des  Vertrages  übernommen  hat,  persönlich  dafür 
haftet,  ist  selbstverständlich.  Umgekehrt  aber  kann  der  Schiffer 
eine  Verpflichtung  seines  Rheders,  persönlich  fiir  eine  Verbindlich- 
keit einzustehen,  natürlich  nicht  dadurch  herbeiführen,  dass  er 
„ohne  sich  auf  eine  ihm  hierzu  ertheilte  Autorisation  berufen  zu 
können,"  „Zahlung  aus  der  fortune  de  terre'^  des  Rheders  verspricht 
(Entsch.  des  Handelsgerichts  zu  Hamburg  vom  17.  September  1863 
bei  Hermann  und  Hirsch,  Samml.  seerechtlicher  Erk.  8.  289). 

Art.  453.*) 

Dieser  Artikel  ist  aufgehoben  und  ersetzt  worden  durch  den 
§  68  der  Seemannsordnung  vom  27.  Dezember  1872,  welcher  zwar 


*J  Der  Rheder  haftet  Jur  die  Forderungeri  der  zur  Schiffsbesatzung  ge^ 
hörenden  Personen  aus  den  Dienst-  und  Heuerverträgen  nicht  nur  mit  Schiff 
und  Fracht^  sondern  zugleich  persönlich. 

Wenn  jedoch  das  Schiff  dem  Rheder  ohne  sein  Verschulden  vor  Vollen- 
düng  der  Reise  verloren  geht,  insbesondere 
wenn  es  verunglückt^ 

wenn  es  als  reparaturunfähig  oder  reparaturunwürdig  kondemnirt  (Art.  444 J 
und  in  dem  letzteren  Falles  ohne  Verzug  öffentlich  verkauft  wird^ 
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die  Regel  des  Art.  453,  nicht  aber  die  Ausnahmen  desselben  auf- 
genommen hat.     Der  §  68  bestimmt  nämlich: 

Der  Bheder  haftet  für  die  Forderungen  des  Schiffers  und  der 
zur  Schiffsmannschaft  gehörigen  Personen  aus  den  Dienst-  und 
Heuerverträgen  nicht  nur  mit  Schiff  und  Fracht,  sondern  persönlich. 

Dieser  Grundsatz  bildet  eine  Ausnahme  von  der  Bestimmung  des 
Art.  452  Ziffer  1  H.G.B.,  denn  die  Abschliessung  von  Heuer- 
verträgen mit  der  Schiflfemannschaft  gehört  unter  allen  Umständen 
zu  den  gesetzlichen  Befugnissen  des  Schiffers  (Art  495  Abs.  2). 
Wenn  trotzdem  eine  Ausnahme  statuirt  ist,  so  ist  dies  lediglich 
aus  Nützlichkeits-  und  Humanitätsrücksichten  zu  erklären.  Von 
diesem  Standpunkt  aus  hatte  der  Preussische  Entwurf  Art.  406 
Abs.  2  und  3  die  unbedingte  persönliche  Verhaftung  des  Rheders 
für  die  Forderungen  der  Schiffsbesatzung  an  Heuer,  Reisekosten 
und  Entschädigung  ausgesprochen.  In  der  Hamburger  Konferenz 
suchte  man  die  gedachten  Rücksichten  mit  der  dem  Prinzip  des 
älteren  Rechts  (und  der  meisten  neueren  Rechte) :  wenn  das  Schiff 
verloren,  geht  auch  die  Heuer  verloren;  zu  Grunde  liegenden  Er- 
wägung, „dass  das  Schiffsvolk  ein  grosses  eigenes  Interesse  an  der 
Erhaltung  des  Schiffes  haben  und  selbst  Gefahr  laufen  müsse,  so 
lange  das  Schiff  in  Gefahr  sei"  zu  vereinigen,  indem  man  den 
Rheder  für  den  Fall ,  dass  ihm  das  Schiff  ohne  sein  Verschul- 
den vor  Vollendung  der  Reise  verloren  ginge,  „für  die  For- 
deningen  aus  der  noch  nicht  vollendeten  Reise,  oder,  sofern  die- 
selbe aus  mehreren  Abschnitten  besteht,  für  die  Forderungen  aus 
dem  letzten  nicht  persönlich",  sondern  nur  mit  Schiff  und  Fracht 
haften  Hess;  demselben  aber  zugleich  das  Recht,  „die  etwa  ge- 
zahlten Handgelder  und  Vorschüsse  zurückzufordern",  ausdrück- 
lich absprach  (Art.  453  H,G.B.;  vgl.  Prot.  IV  S.  1617  —  1624. 
S.  1649 — 1652).  In  den  Motiven  zur  Seemannsordnung  hat  man 
von  den  beiden  hervorgehobenen  Zweckmässigkeitsrücksichten  wie- 
der den  ersteren  flir  den  überwiegenden  gehalten  und  die  Bestim- 
mung lediglich  im  Interesse  der  Schiftsieute  getroffen.*) 

wenn  es  geraubt  wird, 

wenn  es  aufgebracht  oder  angehalten  oder  für  gute  Prise  erklärt  wlrd^ 
so  haftet   der  Rheder  für   die  Forderungen  aus  der  nicht  vollendeten  Reise 
oder,  sofern  dieselbe  aus  mehreren  Abschnitten  bestellt^  für  die  Forderungen 
aus  dem  letzten  Reise -Abschnitte  nicht  persönlich. 

Der  letzte  Reise -Abschnitt  beginnt  in  dem  Hafen^  in  welchem  das  Schiff 
zuletzt  Ladung  eingenommen  oder  gelöscht  hat^  und  mit  dem  Zeitpunkt,  in 
welchem  mit  dem  Laden  der  Anfang  gemacht  oder  dis  Löschung  vollendet 
ist.  Ein  Nothhafen  vnrd  als  Ladungs-  oder  Löschungshafen  im  Sinne  di-eser 
Vor  sehr  iß  nicht  angesehen. 

Der  Rheder  ist  in  keinem  der  vorgenannten  Fälle  befugt,   die  etwa  ge 
zahlten  Handgelder  und  Vorschüsse  zurückzufordern. 

*)  Der  Code  de  comm,  bestimmt  im  art.  258:  En  cos  de  prise,  de  bris 
et  de  nau frage,  avec  perte  entikre  du  navire  et  des  marchandises ,  les  ma- 
telois  ne  peuvent  pritendre  aueun  loyer.  —  Tis  ne  sont  point  tenus  de  restüuer 
ce  qui  leur  a  iti  avanci  sur  leurs  loyers.    art.  259:    Si  quelque  partie  du 
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Art.  454- 

Die  übrigen  Fälle,  in  welchen  der  Bheder  nicht  persönlich,  son- 
dern nur  mit  Schiff  und  Fracht  haftet,  sind  in  den  folgenden  Titeln 
bestimmt 

AH.  455. 

Der  Rheder  als  solcher  kann  wegen  eines  jeden  Anspruchs,  ohne 
Unterschied  ob  er  persönlich  oder  nur  mit  Schiff  und  Fra<M  haftet, 
vor  dem  Gerichte  des  Heimathshafens  (Art.  435)  belangt  werden. 

Wie  die  Handelsniederlassung  den  Mittelpunkt  der  geschäft- 
lichen Thätigkeit  des  Kaufmanns  bildet,  öo  das  Schiff  den  des  Rhe- 
ders.  Das  Schiff  hat,  wenn  man  diesen  Ausdruck  zulassen  will, 
sein  Domizil  in  dem  Heimathshafen.  Es  ist  daher  durchaus  korrekt, 
hier  auch  das  forum  domicilii  des  Rheders,  als  solchen,  d.  h.  in 
allen  Angelegenheiten,  welche  sich  auf  den  Rhedereibetrieb  beziehen, 
anzunehmen. 

Art.  456, 

Wird  von  mehreren  Personen  ein  ihnen  gemeinscJhaftlich  zu- 
stehendes Schiff  zum  Erwerb  durch  die  Seefahrt  für  gemeinschaftliclie 
Rechnung  verwendet^  so  besteht  eine  Rhederei. 

Der  Fall,  wenn  das  Schiff  einer  Handelsgesellschaft  gehört,  wird 
durch  die  Bestimmungen  über  die  Rhederei  nicht  berührt. 

1.  Mehrere  Personen,  die  ein  ihnen  zusammen  gehörendes  Schiff 
zum  Erwerb  durch  Seefahrt  für  gemeinschaftliche  Rechnung  ver- 
wenden, können  in  sehr  verschiedenartigen  Rechtsverhältnissen 
stehen.  Sie  können  eine  Aktiengesellschaft  bilden,  und  die  grossen 
Transport-  (namentlich  Dampfscnifffahrts-)  Gesellschaften  sind  dies 
durchweg.  Für  Gesellschaften  dieser  Art  ist  lediglich  das  Recht 
der  Aktienvereine  massgebend.  Es  kann,  wie  auch  der  Artikel 
ausdrücklich  hervorhebt,  eine  offene  Handelsgesellschaft  sein.  Die 
häufigste  Form  aber,  wobei  jedoch  stets  nur  Ein  Schiff  in  Betracht 
kommt,  ist  die  Rhederei  (früher  auch  wohl  Mascopei  genannt).  Und 
eine  solche  liegt  stets  vor,  wenn  ein  Schiff  mehreren  Personen  ge- 


noßsire  est  sauv^e,  les  matelots  engagis  au  voyage  on  au  mois  sont  payis  de 
leurs  loyers  ichus  sur  les  dibris  du  navire  quHls  ont  sauvSs.  —  Si  les  debris 
ne  suffisent  pasy  ou  s^il  n^y  a  que  des  marchandises  sauv^es,  iln  sont  payis  de 
leurs  loyers  subsidiairement  sur  le  frei.  Die  Jurisprudenz  hatte  die  Bestim- 
mung des  ersten  Satzes  des  Art.  258  dadurch  gemildert,  dass  sie  verschiedene 
Beisesbschnitte  unterschied,  nämlich  Ausreise  (voyage  d'allerj,  Zwischenreisen 
(voyages  iniermidiaires)  und  Rückreise  (voyage  de  retour )y  und  die  für  eine 
jede  dieser  Beisen  verdiente  Heuer  als  selbständige  Heuer  behandelte,  so  dass, 
wenn  z.  B.  das  Schiff  auf  der  Rückreise  zu  Grunde  ging,  den  Schiffsleuten  die 
Heuer  für  die  Ausreise  und  die  Zwischenreisen  zugesprochen  wurde  (vgl. 
Caumonf,  dictionnaire  p,  682), 

Das  neuste  englische  Recht  giebt  dem  Schiffsmann  Anspruch  auf  die 
Heaer  bis  zum  Untergang  des  Schiffes,  wenn  derselbe  nachweist,  dass  er  seine 
Sehnldigkeit  gethan  mit. 
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hört  und  von  ihnen  zum  Erwerbe  durch  Seefahrt  für  gemeinschaft- 
liche Rechnung  verwendet  wird,  vorausgesetzt,  dass  diese  Personen- 
Mehrheit  in  ihrer  Eigenschaft  als  Eigenthümer  des  Schiffes  weder 
eine  Aktiengesellschaft  (einschliesslich  der  Aktien  -  Eommandit- 
Gesellschaft),  noch  eine  offene  Handelsgesellschaft  bildet,  ohne 
Rücksicht,  ob  dieses  gemeinsame  Eigenthum  mehrerer  Personen 
von  Hause  aus  an  dem  Schifte  bestand,  oder  erst  später  entstanden 
ist,  in  der  Weise,  dass  das  einer  einzigen  Person  gehörige  Schiff 
auf  die  mehreren  Erben  derselben  überging  oder  von  derselben 
zum.  Theil  an  eine  oder  mehrere  Personen  veräussert  wurde. 

Hierbei  wird  das  Schiff  in  eine  grössere  oder  kleinere  Anzahl 
ideeller  Theile  (Schiffsparten)  zerlegt.  Die  Grösse  und  demgemäss 
die  Zahl  der  bei  einem  Schiffe  anzunehmenden  Parten  hängt  ledig- 
lich von  dem  Willen  der  Eigenthümer  des  Schiffes  ab.  Daher 
variirt  dieselbe  ausserordentlich,  und  zwar  steht  sie  durchaus  nicht 
im  Verhältniss  zu  der  Grösse  des  Schiffes.  Gerade  bei  kleinen 
Schiffen  von  200  bis  300  Tons  ist  die  Zahl  der  Parten  nicht  selten 
eine  ausserordentlich  grosse,  100,  120  Parten  kommen  bei  solchen 
Schiffen  sehr  häufig  vor  und  selbst  360  und  noch  mehr  Parten 
sind,  namentlich  bei  mecklenburgischen  Schiffen  gar  nicht  selten;*) 
während  umgekehrt  grosse  Schiffe,  die  einer  Rhederei  gehören,  oft 
in  4  und  noch  weniger  Parten  getheilt  sind.  Die  Zahl  der  Parten 
ist  übrigens  durchaus  nicht  immer  der  der  Mitrheder  (auch  nicht 
der  ursprünglichen)  gleich,  und  wenn  die  Partenzahl  sehr  gross 
ist,  ist  die  Zahl  der  Miteigenthümer  stets  viel  geringer,  wennschon 
30  bis  40  und  noch  mehr  Miteigenthümer  recht  häutig  vorkommen. 
Es  kann  nämlich  ein  Rheder  eben  so  wohl  eine  grosse  Anzahl  von 
Parten,  als  auch  nur  eine  resp.  einen  Theil  (Vs,  V3,  %,  V4;  ^Uy 
^/g  u.  s.  w.)  einer  Part  besitzen.  Die  Reeel  freilich  sollte  die  sein, 
dass  die  Part  dem  kleinsten,  ursprünglich  vorkommenden  Antheil 
eines  Rheders  gleich  ist.**)  Der  Grund  für  diese  Zerstückelung 
der  Schiffe  ist  darin  zu  suchen,  dass  der  Rhederei-Betrieb  eine 
beliebte  Kapitalanlage  in  den  Seestädten  bildet,  wobei  sich  auch 
das  kleine  und  kleinste  Kapital  betheiligt.  Um  dies  zu  ermög- 
lichen, sind  die  Schiffsparten  sehr  klein  angenommen,  nicht  selten 
beträgt  der  Werth  derselben  300  Mark,  150  Mars  und  noch 
weniger. 

2.  Was  die  juristische  Form  der  Rhederei  betrifft,  so 
wird  sie  meist  als  eine  Societät  betrachtet,   so  von  Eichhorn  (Ein- 


*)  In  einem  mir  bekannt  gewordenen  Fall  zei*fiel  das  Schiff  von  etwas 
über  200  Tons  in  .')040  Theile,  der  mindestbetheiligte  Rheder  hatte  21  Parten, 
der  höchstbetheiligte  1134. 

**)  Regelmässig  wird  der  Antheil  jedes  Rheders  am  Schiff  durch  eine 
Bruchzahl  ausgedrückt,  doch  ist  hierbei  der  Divisor  bei  demselben  Schiff  kei- 
neswegs stets  derselbe.     Es  kommen  z.  B.  bei  einem  Schiff  folgende  Antheile 

der  Mitrheder  vor:    V120,    ^''Vöo,    Voo,    ^^'^Veo,   ^leo    ^  «•  ^m    ferner    ^1^, 
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leitung  §  390),  Pohls  (Seerecht  I  S.  113),  Kaltenborn  TSeerecht  I 
8.  116);*)  eine  Auffassung,  die  namentlich  auch  die  des  Reichs- 
Ober-Handels-Öerichts  ist  (Entsch.  IV  Nr.  18  S.  84.  VU  Nr.  38 
S.  147.  VIII  Nr.  81  S.  342  ff.  XVI  Nr.  96  S.  382).  Die  Ham- 
burger Konferenz  hat  sich  über  die  Natur  der  lihederei  nicht  aus- 
gesprochen. Von  manchen  Mitgliedern  wurde  dieselbe  als  Societät 
bezeichnet,  ohne  dass  dies  von  der  anderen  Seite  für  irrig  erklärt 
worden  wäre  (vgl.  z.  B.  Prot.  IV  S.  1543  ff.  VIII  S.  3724  f.).  Es  ist 
jedoch  hierauf  kein  Werth  zu  legen,  da  man  aui*  der  Konferenz 
auch  in  der  Gewerkschaft  des  ßergrechts  ein  Societätsverhältniss 
fand  (Prot.  IV  S.  1546).  Beseler  (System  §  71  A)  wendet  auf  die 
Rhederei  den  von  ihm  in  die  Jurisprudenz  eingeführten  Begriff 
der  materiellen  Rechtsgemeinschaft  oder  gesammten 
Hand  an,**)  und  ihm  hat  sich  Gierke  (das  deutsche  Genossen- 
schaftsrecht II.  Berl.  1873,  S.  933  ff'.)  angeschlossen.  Hierunter  wird 
verstanden  eine  Vereinigung  mehrerer  Personen  in  demselben  Ver- 
mögensobjekt, „welche  für  bestimpite  Beziehungen  die  Grenzen  ihrer 
Persönlichkeit  aufhebt  und  dieselbe  gleichmässig  über  die  ihnen 
gemeinsam  gewordene  Rechtssphäre  erweitert,  ohne  dass  jedoch  ein 
neues  selbständiges  Rechtssubjekt  in  der  Vereinigung  begründet 
wird"  (Beseler  a.  a.  O.  S.  249.     Gierke  a.  a.  0.  S.  924  ff.). 

M.  E.  ist  es  am  richtigsten,  die  Rhederei  als  eine  juristische  Person, 
ähnlich  der  Gewerkschaft  des  Bergrechts  und  dem  Aktienverein  ***) 
au&ufassen.  Die  Grundlage  derselben  bildet  ein  Vermögensobjekt, 
das  Schiff  nebst  Zubehör,  welches  einem  bestimmten  Zwecke,  dem 
Erwerbe  durch  Seefahrt  dient.  Die  Mitghedschai't  in  der  juristi- 
schen Person  ist  lediglich  bedingt  durch  das  Eigenthum  an  einem 
oder  mehreren  Theilen  des  Vermögensobjekts  (an  einer  oder  meh- 
reren Schiffsparten).  Eine  Aenderung  in  den  Personen  der  Mit- 
rheder  ist  flir  die  Rhederei  durchaus  irrelevant  (Art.  472).  Der 
Eintritt  neuer  Mitglieder  ist  von  der  Zustimmung  der  bereits  vor- 
handenen Mitglieder  der  Rhederei  unabhängig,  eben  so  der  Austritt 
eines  oder  mehrerer  Mitglieder  (Art.  470);  vielmehr  wird  man 
durch  den  Erwerb  einer  Schiffspart  Mitrheaer,  durch  Veräusserung 

*)  Die  beiden  letzteren  zwar  wenig  korrekt:  Pohls:  Die  Rheder  ,,8tehen 
zu  einander  in  einem  Societätsverhältnisse,  und  zwar  in  dem  einer  partikulären 
Societät;  nach  Art  der  Aktiengesellschaft'^  Kaltenborn:  ,,Die  Rheder  stehen 
mit  einander  in  einer  s.  s.  partikulären  Gemeinschaft  (Societät)  nämlich  in 
Bezug  auf  das  Schiff;  sie  bilden  eine  Art  Aktiengesellschaft. 

**)  Doch  steht  es  damit  wohl  einigermassen  im  Widerspruch,  wenn  Beseler 
a.  a.  0.  §  253  IV  die  Rhederei  als  genossenschaftliche  Vereinigung  bezeichnet, 
deren  Einrichtung  als  eine  korporative  erscheine. 

***)  Gerber,  System  §  195  Note  2  sagt  von  der  Rhederei,  dass  sie  sich 
der  Aktiengesellschaft  dadurch  nähere,  dass  der  Antheil  an  Gewinn  und  Ver- 
lost nach  Scbiffsparten  bestimmt  werde,  regelmässig  eine  (nach  Grösse  der 
Schiffsparten  zu  bestimmende)  Majorität  entscheide  und  der  Austritt  durch 
Aufgeben,  wie  Veräusseruog  der  Schififspart  zulässig  sei;  sich  dadurch  aber 
von  derselben  unterscheide,  dass  nicht  immer  die  blosse  Haftung  mit  Schiff 
und  Fracht,  sondern  bisweilen  auch  eine  persönliche,  obschon  nicht  solidarische 
Haftung  eintrete. 
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Bämmtlicher  Parten,  die  man  hat,  hört  man  auf,  es  zu  sein  (voraus- 
gesetzt nur,  dass  diese  Thatsache  den  Mitrhedern  mitgetheilt  ist). 
Dagegen  ist  umgekehrt  die  Ausschliessung  eines  oder  mehrerer 
Mitrheder  durch  die  übrigen  nicht  möglich  (Art.  472).  Ja  die 
Möglichkeit,  auf  den  Mitgliederbestand  der  Rhederei  einzuwirken, 
ist  den  Mitrhedern  in  dem  Masse  abgeschnitten,  dass  denselben 
nicht  einmal  ein  Vorkaufsrecht  eingeräumt  wird  (Art.  470).  Eine 
Ausnahme  von  dieser  Regel  ist  aucn  nicht  etwa  darin  zu  erblicken, 
dass  die  Veräusserung  einer  Schiffspart,  wodurch  das  Schiff  das 
Recht,  die  Landesflagge  zu  führen,  verlieren  würde,  nur  durch  die 
Zustimmung  aller  Mitrheder  gültig  wird  (ebendas.).  Der  Grund 
hiervon  ist  vielmehr  darin  zu  suchen,  dass  durch  eine  solche  Ver- 
äusserung einem  jeden  Mitrheder  ein  wohlerworbenes  Recht  ent- 
zogen werden  würde,  was  nur  mit  seiner  Einwilligung  statthaft  ist. 
Auch  die  Zahl  der  Mitglieder  einer  Rhederei  steht  durchaus  nicht 
fest,  indem  Eine  Person  die  früher  Mehreren  gehörigen  Parten 
erwerben,  wie  auch  die  ihr  gehörigen  Parten  an  mehrere  Personen 
veräussern  kann.  Nach  Parten  wird  gestimmt  (Art.  458),  nach 
Parten  hat  man  zu  den  Ausgaben  der  Rhederei  beizutragen 
(Art.  467),  nach  Parten  partizipirt  man  am  Gewinn  und  Verlust 
(Art.  469).  Durch  Tod  eines  Mitrheders,  Unfähigkeit  eines  solchen, 
sein  Vermögen  zu  verwalten,  Verlust  des  Vermögens  wird  die 
Rhederei  nicht  aufgelöst,  auch  nicht  in  Folge  der  Anstellung  einer 
Theilungsklage  von  Seiten  eines  Mitrheders  (Art.  472);  wohl  aber 
durch  den  Verlust  des  Schiffes  {arg,  Art.  473).  Diese  Punkte 
widerstreiten  entschieden  der  Auffassung  der  Rhederei  als  einer 
Societät  und  sprechen  eben  so  entschieden  für  den  Korporations- 
charakter derselben.  Mit  letzterem  in  seiner  ursprünglichen,  d.  h. 
römischrechtlichen  Gestalt  im  Widerspruch  Stent  allerdings  der 
Grundsatz,  dass  die  Mitrheder  den  Gläubigern  der  Rhederei  direkt 
und  persönlich  nach  Massgabe  der  ihnen  gehörenden  Parten  haften 
können  (Art.  474).  Doch  wird  der  Begriff  der  Korporation,  wie 
er  sich  in  Deutscnland  ausgebildet  hat,  durch  das  Vorhandensein 
selbständiger  Verbindlichkeiten,  wie  Rechte  der  einzelnen  Mitglieder 
noch  nicht  unbedingt  ausgeschlossen.  Uebrigens  ist  diese  persön- 
liche Haftung  der  Mitrheder  die  seltene  Ausnahme  (Art.  452).  Wo 
sie  eintritt,  hat  sie  ihren  Grund  darin,  dass  die  Thatsache,  woraus 
sie  erwächst,  direkt  oder  indirekt  auf  den  Willen  der  Mitrheder 
zurückzuführen  ist ;  direkt,  indem  diese  selbst  f lir  die  gedachte  That- 
sache gestimmt  haben,  indirekt,  indem  sie  durch  den  Korrespondent- 
rheder  (der,  wenn  er  bestellt  ist,  als  der  gesetzliche  Bevollmächtigte 
der  Mitrheder  in  allen  den  Rhedereibetrieb  betreffenden  Hand- 
lungen erscheint,  Art  460)  oder  einen  Majoritätsbeschluss  der 
Rhederei  angeordnet  sind;  denn  jeder,  der  in  eine  Rhederei  ein- 
tritt, erklärt  von  vorn  herein  jeaen  Majoritätsbeschluss  fiir  seine 
eigene  Anordnung.  In  diesem  vollständigen  Zurücktreten  des  per- 
sönlichen und  dem  Vortreten  des  vermögensrechtlichen  Elements 
in  der  Rhederei  sehe  ich  den  zwingenden  Grund,   diese  selbst   als 
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Korporation,  als  juristische  Person  aufzufassen.  Denn  bei  dem 
möglichen  immerwährenden  und  plötzlichen  Wechsel  der  Mitglieder 
der  Rhederei  können  diese  physischen  Personen  nicht  als  die  Sub- 
jekte des  Vermögens  erscheinen,  sondern  lediglich  die  Gesammtheit 
der  jeweiligen  Parten-Eigenthümer  als  Begriff,  d.  h.  als  iuristische 
Person.  Daraus^  dass  der  Art.  457  —  worauf  bereits  vom  Eeichs- 
Ober-Handels-Gericht  (Entsch.  XV  S.  160)  hingewiesen  wird  —  dem 
Art.  90  des  H.G.B.  nachgebildet  ist,  ist  selbstverständlich,  wie  auch 
schon  Abs.  2  des  Art.  456  zeigt,  nicht  zu  folgern,  dass  das  Gesetz 
die  Rhederei  mit  der  offenen  Handelsgesellschaft  hat  gleichstellen 
wollen.  Dass  die  Rhederei,  als  solche  Eigenthum  und  sonstige 
Rechte  erwerben,  wie  auch  Verbindlichkeiten  eingehen  kann,  wird 
zwar  nirgends  ausdrücklich  gesagt  —  denn  der  Art.  461  handelt 
nur  von  der  durch  einen  Korrespondentrheder  vertretenen  Rhederei ; 

feht  aber  daraus  hervor,  dass  die  Rhederei  dem  einzelnen  Rheder 
urchaus  gleichsteht  Die  Rhederei  hat  ein  eigenes  Forum;  das- 
selbe, wie  der  einzelne  Rheder,  nämlich  das  G^ericht  des  Heimaths- 
hafens  des  Schiffes  (Art.  475).  Dass  die  Rhederei  klagen  und  ver- 
klag werden  kann,  sagt  das  Gesetzbuch  gleichfalls  nicht,  folgt  aber 
m.  E.  ebenfalls  aus  der  Gleichstellung  der  Rhederei  mit  dem  ein- 
zelnen Rheder,  ferner  aber  daraus,  dass  der  Korrespondentrheder 
berechtigt  ist,  bei  allen  Klagen,  welche  den  Rhedereibetrieb  be* 
treffen,  dieselbe  zu  vertreten  (Art.  460  Abs.  3),  denn,  wenn  eine 
solche  Vertretung  der  Rhederei  möglich  ist,  so  muss  die  Rhederei, 
als  solche,  und  zwar  auch  die,  welcne  keinen  Korrespondentrheder 
hat,  klagen  und  verklagt  werden  können.  Es  ist  daher  nicht  er- 
forderlich, dass  in  Prozessen  der  Rhederei  als  Kläger  oder  Beklagte 
die  sämmtlichen  Mitrheder  genannt  werden ;  wie  auch  die  einzelnen 
Mitrheder  nicht  den  auf  ihren  Antheil  fallenden  Gewinn  selbstän- 
dig Hir  sich  einklagen  und  sie  nur  soweit  persönlich  auf  den  sie 
treffenden  Theil  der  Schuld  belangt  werden  können,  als  diese  nicht 
durch  das  Schiffsvermögen  gedeckt  wird.  Das  Reichs-Ober-Handels- 
Gericht  (Entsch.  VIII  Nr.  81)  spricht  zwar  der  Rhederei  Rechts- 
subjektivität ab,  und  nimmt  an,  dass  die  einzelnen  Mitrheder  be- 
rechtigt und  verpflichtet  würden,  dieselben  auch  alle  einzeln  vor  Ge- 
richt klagen  und  verklagt  werden  müssten.  Wenn  dies  daraus  von 
selbst  folgen  soll,  dass  das  Entgegengesetzte  im  H.G.B.  nicht  aus- 
drücklich ausgesprochen  ist,  so  glaube  ich  es  bereits  im  Voran- 
gehenden widerlegt  zu  haben.  Wenn  es  sich  aber  aus  der  That- 
sache  ergeben  soll,  dass  (worauf  das  Ober-Handels-Gericht  —  a.  a.  0. 
S.  342  —  allerdings  hinweist)  es  den  Mitrhedern,  abgesehen  von 
den  Fällen,  in  denen  sie  durch  den  Schiffer  vertreten  werden,  „an 
einem  gesetzlichen  Organe  zur  gemeinschaftlichen  Vertretung  nach 
aussen  hin  fehlt,'*  so  ist  zu  beachten,  dass  der  Begriff  der  Kor- 
poration nicht  von  dem  Vorhandensein  einer  besonderen  Reprä- 
sentation abhängt,  dass  vielmehr  der  universitas  ordinata  die  in- 
oräinata  gegenübersteht,  bei  welcher  die  Mitglieder  selbst  als  die 
unmittelbaren  Träger    der   juristischen   Persönlichkeit    erscheinen. 
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Und  gerade   bei   der  Rhederei,   welche  häufiff   nur  aus  einer  ganz 

feringen  Zahl  von  Mitgliedern  besteht,  welcne  ausserdem  bei  der 
lehrzahl  der  rechtlichen  Angelegenheiten  durch  den  Schiffer  ge- 
setzlich vertreten  wird,  diesen  auch  in  allen  anderen  Angelegen- 
heiten durch  einen  (Majoritäts-)  Beschluss  zum  Stellvertreter  be- 
stellen kann,  ist  es  durchaus  angemessen,  dass  die  Bestellung  eines 
Repräsentanten  zwar  zugelassen,  aber  nicht  vorgeschrieben  ist. 
Uebrigens  steht  es  mit  der  bemerkten  Auffassungdes  Ober-Handels- 
Gerichts  von  der  Natur  der  Rhederei  nicht  im  Einklang,  wenn  es 
in  demselben  Erkenntniss  (a.  a.  O.  S.  344)  heisst,  der  Korrespon- 
dentr heder  ist  „nicht  Vertreter  der  einzelnen  Mitr heder",  sondern 
„Vertreter  der  Rhederei  als  solcher,  d.  h.  der  durch  die 
Einzelnen  gebildeten  Rechtsgemeinschaft,*)  auf  deren  Fort- 
bestand eine  Aenderung  in  den  Personen  der  Mitrheder  nach 
Art.  472  des  H.G.B/s  keinen  Einfluss  hat".  Denn  ist  der  Kor- 
respondentrheder  Vertreter  der  Rhederei,  als  Rechtsgemeinschalt 
überhaupt  und  (wie  im  vorliegenden  Falle)  im  Prozess,  so  muss  die 
Rechtsgemeinschaft  der  Rhederei  auch  Subjekt  von  Rechten  und 
Verbindlichkeiten,  d.  h.  ein  Rechtssubjekt  sein.  Gerade  der  vom 
Ober-Handels-Gericht  hervorgehobene  Grundsatz,  dass  eine  Aende- 
rung in  den  Personen  der  Mitglieder  der  Rhederei  auf  den  Be- 
stand der  letzteren  stets  ohne  allen  Einfluss  ist,  schliesst  die  Mög- 
lichkeit aus,  dieselbe  als  Societät  aufzufassen. 

Gegen  die  Auffassung  als  „Gelegenheitsgesellschaft",  als  Societät, 
welche  „den  gemeinsamen  Betrieb  einzelner  Handelsgeschäfte  zum 
Gegenstand  hat",  als  welche  in  neuster  Zeit  das  Ober-Handels-Qericht 
die  Rhederei  präcisirt  (Entsch.  vom  24.  April  1875  Bd.  XVI 
Nr.  96  bes.  S.  382  u.  384),  ist  noch  zu  bemerKcn,  dass  es  sich  bei 
der  Rhederei  durchaus  nicht  um  einzelne  Handelsgeschäfte  handelt 
(Art.  266  H.G.B.),  sondern  um  die  Betreibung  eines  dauernden 
Gewerbes,  den  Erwerb  durch  Seefahrt. 

Was  Beseler's  Auffassung  anlangt,  so  macht  derselbe**)  gegen 
die  Möglichkeit,  die  Rhederei  als  Korporation  aufzufassen,  geltend, 
dass  derselben,  weil  „der  Mittelpunkt  und  Kern  der  Rechtsgemein- 
schaft" das  Schiff  sei,  und  „dieses  bei  seiner  gebrechlichen  Be- 
schaffenheit auch  ohne  besondere  Unglücksfälle  nur  gewisse  Jahre 
dienen"  könne,   „der  Charakter  der   Dauer"  fehle.     Allein,   wenn 


*)  Auf  demselben  Standpunkt  steht  das  Gber-Handels-Grericht  in  einer  an- 
deren Entscheidung  Bd.  Vli  Nr.  38  S.  147.  Hier  heisst  es:  „Nach  dem  Attest 
der  Schiffsregisterbehörde  zu  Rostock  vom  22.  Juli  1870  ist  J.  C.  J.  Korrespon- 
dentrheder  der  Balance.  —  J,  ist  also  befugt,  die  Rhederei  vor  Gericht  zu 
vertreten.  —  Wer  diö  Rheder  sind ,  besagt  das  SchiflFsregister.  —  Ein  beson- 
deres Interesse,  ihre  Benennung  in  diesem  Prozesse  fordern  zu  müssen,  hat 
der  Beklagte  nicht  behauptet;  es  genügt  also,  dass  die  ,, Rhederei^'  als  Klägerin 
in  der  Klage  bezeichnet  ist.** 

**)  Es  findet  sich  diese  Ausführung  zwar  nur  in  der  ersten  Auflage  seines 
Systems  Bd.  III  S.  466.  Da  aber  Beseler  noch  in  der  neusten  Auflage  die 
Rhederei  unter  den  Begrifi^  der  „gesammten  Hand*'  bringt,  so  wird  dies 
wohl  noch  jetzt  für  seine  Ansicht  zu  halten  sein. 


.■"*-  • 
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diese  Ansicht  richtig  wäre,  so  dürfte  auch  niemals  eine  Dampf- 
schiff-Aktiengesellschaft als  Korporation  aufzufassen  sein,  denn  da 
bei  dieser  Lrörterung  der  Schwerpunkt  auf  die  Fragilität  der 
Schiffe  gelegt  wird,  so  kann  der  Umstand  wohl  schwerlich  einen 
Unterschied  begründen,  ob  das  Vermögen  der  Gesellschaft  aus 
einem  oder  aus  10  Schiffen  besteht,  und  ob  das  Schiff  ein  kleiner 
schleswigischer  China-Fahrer  von  2  bis  300  Tons  oder  ein  Bremer 
Lloyd-Dampfer  von  2  bis  3000  Tons  ist. 

Art.  457. 

Das  RechtsverhäUniss  der  Miirheder  unter  einander  bestimmt 
»ich  emiächst  nach  dem  zwischen  ihnen  geschlossenen  Vertrage.  So- 
weit  eine  Vereinbarung  nicht  getroffen  ist,  kommen  die  Bestimmungen 
der  nachfolgenden  Artikel  zwr  Anwendung, 

Der  Artikel  zeigt,  dass  die  vom  H.Gr.B.  über  die  Rhederei 
getroffenen  Bestimmungen,  soweit  sie  die  Verhältnisse  der  Mitrheder 
unter  einander  betreffen,  dem  vermittelnden  Recht  angehören.  Es 
ist  also  die  Norm  für  ein  konkretes  Verhältniss  zunächst  in  etwaigen 
vertragsmässigen  Anordnungen  zu  suchen,  sodann  in  den  Vor- 
schriften des  Gesetzbuchs.  Ferner  ist  natürlich  (zufolge  des  Art.  1 
H.G.B.)  auf  die  Gewohnheiten  im  Gebiete  des  Handelsrechts  und 
subsidiär  auf  die  Grundsätze  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechts 
zu  rekurriren  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XVI  Nr.  96  S.  382). 

Die  Verhältnisse  der  Rheder  zu  einander  können  nicht  nur 
bei  Eingehung  der  Rhederei,  sondern  auch  später  vertragsmässig 
festgestellt  werden.  Der  Rhederei -Vertrag  bindet  nicht  blos  die- 
jenigen Mitrheder,  welche  ihn  geschlossen  haben,  sondern  auch  die 
später  hinzukommenden.  Er  gilt,  wie  die  Statuten  einer  juristischen 
Person,  bis  er  durch  einen  neuen  Vertrag  aufgehoben  resp.  ab- 
geändert ist 

Art  458. 

Für  die  Angelegenheiten  der  Rhederei  sind  die  Beschlüsse  der 
Mitrheder  massgebend.  Bei  der  Beschlussfassung  entscheidet  die 
Mehrheit  der  Stimmen.  Die  Stimmen  werden  nach  der  Grösse  der 
Schiffsparten  gezählt.  Die  Stimmenmehrheit  für  einen  Beschluss  ist 
vorhanden,  wenn  der  Person  oder  den  Personen,  welche  für  den  Be- 
schluss gestimmt  haben,  zusammen  mehr  als  die  Hälfte  des  ganzen 
Schiffes  gehört, 

Einstimmigkeit  sämmtlicher  Mitrheder  ist  erforderlich  zu  Be- 
schlüssen, welche  eine  Abänderung  des  Rhedereivertrages  bezwecken 
oder  welche  den  Bestimmungen  des  Rhedereivertrages  entgegen  oder 
dem  Zwecke  der  Rhederei  fremd  sind. 

1.  Die  Rhederei  wird  hier,  wie  zum  Art.  456  ausgeführt,  als 
Korporation  aufgefasst.  In  den  Angelegenheiten  derselben  ent- 
scheidet die  Gesammtheit  der  Mitrheder,  mag  dieselbe  nach  Aussen 
durch  einen  Korrespondentrheder  vertreten  sein,  oder   nicht;    und 
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zwar  ist,  der  Natui'  der  Rhederei  als  Korporation  gemäss,  zu  einem 
gültigen  Beschluss  nicht  vertragsmässige  Uebereinkunft  sämmtlicher 
Mitrheder  erforderlich,  sondern  es  entscheidet  die  Majorität,  wobei, 
da  die  Mitgliedschaft  in  der  Rhederei  durch  den  Antneil  am  Schiff 
begründet,  und  das  Gewicht  der  Mitgliedschaft  durch  die  Grösse 
des  Antheils,  die  Zahl  der  Schiffsparten  bedingt  wird,  die  Schiffis- 

S arten,  und  nicht  die  Köpfe  der  Mitrheder  gezählt  werden  und 
en  Ausschlag  geben.  Jede  Schiffspart  giebt  also  Eine  Stimme. 
Es  ist  daher  auch  möglich,  dass  die  Willensäusserung  eines  ein- 
zigen Mitrheders  einen  Majoritätsbeschluss  darstellt,  und  derselbe 
stets  allein  alle  Dispositionen  (welche  nur  Stimmenmehrheit  ver- 
langen) zu  treffen,  berechtigt  ist  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XV  Nr.  48 
S.  158  f.).  Dagegen  ist  es  nothwendig,  dass  die  Inhaber  von  mehr 
als  der  Hälfte  sämmtlicher  Schiffsparten  sich  für  eine  Massregel 
ausgesprochen  haben,  und  es  genügt  nicht,  wenn  den  für  diese 
Stimmenden  mehr  als  die  Hälfte  der  in  der  Versammlung  ver- 
tretenen Parten  gehört.  Eine  gewisse  Modifikation  erhält  dieser 
Grundsatz  im  mecklenburgischen  Recht  Die  Mecklenburgische 
Einfuhrungs -Verordnung  vom  28.  Dezember  1863  bestimmt  näm- 
lich  (§  52): 

Bei  Abstimmtmgen  über  AngeUgenheiten  des  laufenden  Bhederei- 
hetriebes  werden  die  Stimmen  derjenige^i  MiMieder,  tcelcJw  nicht  an 
dem  Sitze  der  Bhederei  wohnhaft  sind  und  bei  dem  Korrespondent- 
rheder  einen  Vertreter  nicht  angetneldet  haben,  desgleichen  die  Stim- 
men derjenigen  Mitglieder,  welche  rechtlich  oder  thatsächlich  an  der 
Theilnahme  behindert  sind,  so  lange  sie  einer  Vertretung  entbehren^ 
den  mehreren  Stimmen  hinzugezählt. 

üeber  die  Form,  in  welcher  die  Beschlüsse  zu  fassen  sind, 
bestimmt  das  Gesetz  nichts.  Es  kann  daher  eben  so  wohl  in 
einer  zu  diesem  Behuf  zusammengerufenen  Versammlung  der 
Mitrheder,  als  durch  Korrespondenz  geschehen.*)  Wird  der  Be- 
schluss in  einer  Versammlung  gefasst,  so  ist  die  Gültigkeit  desselben 
nicht  etwa,  wie  bei  anderen  Korporationen  davon  sibhängig,  dass 
die  zur  Berathung  kommenden  Gegenstände  bei  der  Zusammen- 
berufung angegeben  sind,  ja  nicht  einmal  davon,  dass  sämmtliche 
Mitrheder  geladen  sind.  Es  genügt  vielmehr  die  in  irgend  einer 
Weise  herbeigeführte  Verständigung  von  so  vielen  Mitrhedern,  als 
zusammen  mehr,  als  die  Hälfte  des  Schiffes  besitzen.  Es  lässt  sich 
das  Gegentheil  nicht  etwa  aus  den  W^orten,  dass  die  Stimmen 
nach  der  Grösse  der  Schiffsparten  gezählt  werden  sollen,  ableiten 
(Entsch.  des  R.O.H.G.  XVI  S.  382.  Seuffert's  Archiv  XXVII 
Nr.  164  —  Erk.  des  A.G.  zu  Celle  vom  27.  Juni  1868  — ). 


*)  Letzteres,  nämlich  Missive,  welche  vom  Korrespondentrheder  in  Cir- 
kulation  ffesetzt  werden,  bilden  in  Mecklenburg  den  üblichen  Abstimmungs- 
Modus:  Buchka  und  Budde,  Sammlung  von  Entscheidungsgründen  des  O.A.6. 
zu  Rostock  III  S.  149. 
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2.  Da  in  diesem  Artikel  lediglich  das  Rechtsverhältniss  der 
Rheder  zu  einander  in  Frage  steht,  so  können  die  Bestimmungen 
desselben  durch  den  Rhederei- Vertrag  abgeändert  werden. 
£s  kann  also  z.  B.  angeordnet  werden^  dass  die  Beschlüsse  mit 
grösserer,  als  einfach  absoluter  Majorität^  z.  B.  mit  Zweidrittels- 
majorität zu  fassen  sind.  Es  kann  bestimmt  werden^  dass  nicht 
jedem  Mitr heder  Stimmrecht  zukommt,  sei  eS;  dass  sich  einige  des- 
selben ausdrücklich  begeben  hätten,  sei  es,  dass  Stimmrecht  über- 
haupt nur  mit  einer  gewissen  Zahl  von  Parten,  resp.  einem  be- 
stimmten Antheil  am  Schiff,  z.  B.  5  Parten  oder  f/go  Theil  verbunden 
wäre.  Es  kann  ferner  vorgeschrieben  sein,  dass  neben  der  Parten- 
Zahl  auch  Rücksicht  auf  die  Personen-Zahl  genommen  werden  soll, 
so  etwa,  dass  jede  Part  bis  zur  Zahl  von  5  oder  10  z.  B.  Eine 
Stimme  giebt,  die  darüber  «hinaus  einem  Mitrhed^er  gehörenden  Par- 
ten nicht  mehr  gezählt  werden. 

3.  Der  zweite  Absatz  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Rhederei 
sich  innerhalb  ihrer  eigenen  Rechtssphäre  zu  halten  hat  und  nie- 
mals Rechte  dritter  Personen  verletzen  darf.  Den  Rechten  dritter 
Personen  stehen  gleich  die  iura  quaesita  der  eigenen  Mitglieder, 
der  Mitrheder.  Ein  wohlerworbenes  Recht  hat  nun  jeder  Mitrheder 
darauf,  dass  der  Rhederei- Vertrag  innegehalten,  resp.  in  Ermange- 
lung eines  solchen  der  Zweck  der  Rhederei  erfüllt  wird.  Soll  hier- 
von abgewichen  werden,  so  ist  dazu  die  Einwilligung  der  Bethei- 
ligten, d.  h.  die  Einstimmigkeit  sämmtlicher  Mitrheder  erforderlich. 
Unter  „sämmtlichen  Mitrhedern"  sind  m.  E.  nicht  nur  die  stimm- 
berechtigten zu  verstehen,  sondern  auch  die,  welche  sich  vertrags- 
mässig  ihres  Stimmrechts  begeben  haben.  Denn  daraus,  dass  ein 
Mitrheder  auf  sein  Stimmrecht  verzichtet,  geht  nur  hervor,  dass  er 

ieden  Antheil  an  der  Leitung  der  Geschäftsangelegenheiten  der 
Jhederei,  aber  natürlich  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  vertrags- 
mäsßigen  oder  gesetzlichen  Gestalt,  aufgiebt.  Und  es  kann  dies 
nicht  so  verstanden  werden,  als  ob  er  in  jede  Verletzung  seiner 
wohlerworbenen  Rechte  durch  die  stimmberechtigten  Mitrheder 
willigte.  Denn  sonst  könnte  es  ja  kommen,  dass  ohne  allen  Grund 
durch  einen  Beschluss  der  letzteren  die  nicht  stimmfähigen  Mit- 
rheder ihrer  Eigenthumsantheile  am  Schiffe  für  verlustig  erklärt 
würden.  Nur  dann  würden  die  nicht  stimmberechtigten  Mitrheder 
auch  in  den  Fällen  des  Abs.  2  nicht  mitzustimmen  haben,  wenn 
sie  auch  für  diese  Fälle  ausdrücklich  auf  ihr  Stimmrecht  ver- 
zichtet hätten. 

In  der  Hamburger  Konferenz  waren  die  Ansichten  darüber, 
welche  Bedeutung  den  Worten:  „Einstimmigkeit  sämmtlicher  Mit- 
rheder ist  erforderlich,"  beizulegen,  gethent.  Einige  Mitglieder 
lassten  die  Worte  in  dem  hier  genommenen  Sinne ;  andere  meinten, 
in  dem  vorliegenden  Artikel  sei  lediglich  der  regelmässige  Fall 
vorausgesetzt,  aass  alle  Mitglieder  Stimmberechtigung  hätten,  indem 
in  dem  Fall,  wo  einzelnen  Mitgliedern  das  Stimmrecht  auf  Grund 
besonderer    vertragsmässiger    Vereinbarung   fehle,    auch    lediglich 
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dieser  die  Entscheidungsnorm  zu  entnehmen  sei.  Von  den  Vertretern 
der  ersteren  Auffassung  wollten  die  Einen  eben  um  dieser  von 
ihnen  angenommenen  Bedeutung  der  Worte  willen  diese  gestrichen, 
die  Anderen  aus  demselben  Grunde  dieselben  beibehalten  wissen. 
Man  behielt  die  Worte  bei,  indem  die  Mitglieder  der  Majorität 
entschieden  fortfuhren,  sicn  Verschiedenes  darunter  zu  denken 
(Prot  IV  S.  1563  f.). 

3.  Bestimmungen,  welche  dem  Zwecke  der  Rhederei 
fremd,  sind  eigentlich  nur  solche,  welche  auf  ein  Liegenlassen 
des  Schijöfes  oder  auf  eine  Verwendung  desselben  zu  anderen,  als 
Erwerbszwecken  (z.  B.  zu  einer  Entdeckungsreise)  hinauslaufen  (Prot. 
IV  S.  1501).  Zweck  der  Rhederei  kann  nämlich  in  diesem  Zu- 
sammenhange nur  bedeuten  den  Zweck  einer  jeden  Rhederei,  d.  h. 
nach  Art.  450  und  Art.  456  Erwerb  durch  die  Seefahrt,  denn  der 
Zweck  einer  einzelnen  bestimmten  Rhederei  muss  mit  dem  durch 
den  Rhederei -Vertrag  gesetzten  identisch  sein. 

4.  Ein Beschluss,  welcher  eine  A  bänderung  des  R  hederei - 
Vertrage  s  bezweckt,  hebt  gewisse  oder  sämmtliche  Bestimmungen 
desselben  auf  und  ersetzt  sie  durch  neue;  der,  welcher  den  Be- 
stimmungen des  Rhederei- Vertrages  entgegen  ist,  suspendirt  die- 
selben nur  für  einen  bestimmten  Fall  oder  für  gewisse  Fälle.  Der 
Rhederei- Vertrag  ist  aber  hierbei,  wie  das  Ober-Handels-Gericht  m. 
E.  richtig  ausführt  (Entsch.  XV  Nr.  48  S.  106 f.),  nicht  seinem 
ganzen  Wortlaute,  sondern  nur  seinem  ,,wesentlichen  Inhalte"  nach 
zu  verstehen.  Hierzu  sind  natürlich  diejenigen  Anordnungen  zu 
rechnen,  wodurch  die  gesetzlichen  Bestimmunffen  über  das  Ver- 
hältniss  der  Rheder  abgeändert  werden,  nicht  ohne  Weiteres  aber 
auch  diese  selbst,  wenn  sie  im  Vertrage  wiederholt  sind,  sondern 
nur  dann,  wenn  erwiesenermassen  die  Aufnahme  in  der  Absicht 
geschehen  ist,  um  „ihre  Abänderung  durch  spätere  Beschlüsse  der 
Mitrheder  zu  erschweren."  Z.  B.  würde  die  dem  Korrespondent- 
rheder  durch  den  Rhederei- Vertrag  ausdrücklich  eingeräumte  (ihm 
aber  bereits  gesetzlich  —  Art.  460  H.G.B.  —  zustehende)  Befug- 
niss,  ohne  besondere  Ermächtigung  der  Mitrheder  die  Fracht  zu 
versichern,  demselben  durch  einen  einfachen  Majoritätsbeschluss 
wieder  entzogen  werden  können. 

Art.  459. 

Durch  Beschluss  der  Mehrheit  kann  für  den  Rhedereibeirieh  ein 
Korrespondentrheder  (Schiffsdirektor,  Schijfsdisponent)  bestellt  werden. 
Zur  Bestellung  eines  Korrespondentrheders,  welcher  nicht  zu  den  Mit- 
rhedem  gehört,  ist  ein  einstimmiger  Beschluss  erforderlich. 

Die  Bestellung  des  Korrespondentrheders  kann  m  jeder  Zeit 
durch  Stimmenmehrheit  widerrufen  werden,  unbeschadet  der  Rechte 
auf  Entschädigung  aus  bestehenden  Verträgen. 

1.  Es  ist  durchaus  angemessen,  dass  die  Rhederei,  wie  die 
Mehrzahl  der  juristischen  Personen,  eine  ständige  Vertretung 
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hat,  durch  welche  sie  in  den  meisten  Fällen  mit  der  Aussenwelt  in 
Berährung  tritt.  Der  Geschäftsbetrieb  der  Rhederei  ist  ein  kauf- 
männischer ^  und  dieser  würde  geradezu  unmöglich  werden,  sollte 
zu  allen  Geschäften,  für  welche  oft  ein  rasches  Handeln,  ja  ein  so- 
fortiges Zugreifen  erforderlich  ist,  die  Zustimmung  von  vierzig 
oder  fünfzig,  nicht  selten  entfernt  vom  Heimath  shafen  und  von  ein- 
ander wohnenden,  zuweilen  wechselnden  Mitrhedem  eingeholt  wer- 
den. Deshalb  verkörpert  sich  die  Majorität  der  Mitrheaer  in  dem 
Korrespondentrheder  (SchiflFsdirektor,  Schiffsdisponenten,  dirigiren- 
den  ßheder,  auch  w^hl  Buchhalter).*)  Derselbe  ist  ein  Beamter, 
der  Geschäftsführer  der  Rhederei,  nicnt  aber  etwa  das  Haupt  der 
Rhederei  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Rostock  vom  23.  Mai  1867  — 
Goldschmidt's  Zeitschr.  f  Handelsr.  XHI  S.  603  — ).  Er  kann  aus 
der  Zahl  der  Mitrheder  genonunen,  aber  auch  ein  Fremder,  er 
kann  besoldet  oder  nicht  besoldet  sein. 

2.  Nach  dem  H.G.B.  ist  die  Bestellung  eines  Korrespondent- 
rheders  nur  zulässig,  nicht  nothwendig.  Die  Meckenburg- 
Schwerinische  Einführungs- Verordnung  vom  28.  Dezember  1863 
bestinunt  dagegen  (§  51):**) 

Jedes  Schiff,  welches  mehreren  JEigenthümem  gehört,  muss 
einen  Korre^ondenirheder  haben. 

Dass  in  Mecklenburg  die  Bestellung  eines  Korrespondent- 
rheders  gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  erklärt  sich  daraus,  aass  dort 
die  Rhedereien  regelmässig  aus  einer  sehr  grossen  Anzahl  von 
Mitrhedem  bestehen.  Wo  nicht  selten  die  Schiffe  sich  in  den  Händen 
von  zwei  oder  drei  Personen  befinden,  hat  eine  derartige  gesetz- 
liche Anordnung  keinen  Sinn.  Darauf  wurde  auch  auf  der  Ham- 
burger Konferenz  aufmerksam  gemacht  (Prot.  IV  S.  1520  f.). 

3.  Dass  der  Korrespondentrheder  aus  der  Zahl  der  Mit- 
rheder durch  einen  Majoritätsbeschlüsse  sonst  aber  nur 
durch  Einstimmigkeit  sämmtlicher  Mitrheder  bestellt  werden 
kann,  erklärt  sich  aus  der  grösseren  Gefahr,  welche  in  der  Be- 
stellung eines  Fremden  liegt,  indem  dieser  durch  kein  eigenes  In- 
teresse mit  dem  Schiffe  verbunden  ist. 

4.  Nach  dem  H.G.B.  ist  übrigens  ein  Majoritätsbeschluss 
nicht  nur  nothwendig,   um  eine  bestimmte  Person   zum  Korre- 

*)  In  Frankreich  vertritt  der  armateur  (qui  arme  un  navire  pour  V expedier 
en  mer,  en  le  munissant  de  tavi  ce  qui  est  n^cessaire  ä  la  navigation  et 
mrtoui  en  pr^osant  le  capitainej,  der  regelmässig  einer  der  proprUtaires 
du  navire,  nur  selten  ein  Dritter  isf,  etwa  die  Stelle  des  deutschen  iCorrespon- 
dentrheders.  Das  Verhältniss  desselben  wird  als  das  eines  Mandatars  der 
Mitrheder  in  den  das  Schiff  betreffenden  Angelegenheiten,  und  zwar  mit  allen 
Befugnissen,  wie  Verbindlichkeiten  eines  solchen  aufgefasst  fCaumont,  dicti- 
onnaire  p,  213  n.  1.  2.  p.  215  n.  8.  p.  217  w.  lö.  p:  240  n.  121,  Das  eng- 
lische Becht  kennt  einen  besonderen  hushand  of  ship.  Allein  seine  Befug« 
nisse  sind  nicht  genau  fixirt  (Abbott  p.  79.  80). 

**)  Diese  Bestimmung  ist  als  mecklenburgisches  Partikularrecht  ausdrück- 
lich anerkannt  durch  das  Bundesgesetz  vom  5.  Juni  1869  §  4. 
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spondentrheder  zu  bestellen^  sondern  auch  um  die  Vorfrage  zu  ent- 
scheiden, ob  überhaupt  ein  Korrespondentrheder  bestellt 
werden  soll  (Prot  S.  1621).  Natürlich  kann  dieser  Beschluss  auch 
von  dem  Mitrheder  gefasst  werden,  welchem  mehr  als  die  Hälfte 
des  Schiffes  gehört.  Dieser  kann  sich  auch  selbst  zum  Eorrespon- 
denti'heder  machen. 

5.  Irgend  eine  Form  für  die  Vollmacht,  welche  in  der  Be- 
stellung zum  Korrespondentrheder  liegt,  ist  nicht  vorgeschrieben, 
sie  kann  sowohl  mündlich,  wie  schriftlich  geschehen  (Pohls,  See- 
recht 1  S.  119).  Auch  eine  Anmeldunff  bei  der  Schiffsregister- 
Behörde  fordert  das  H.G.B.  nicht.  Natürlich  muss  die  Absiebt  der 
Mitrheder,  eine  bestimmte  Person  zum  Korrespondentrheder,  d.  h. 
zum  ständigen  Vertreter  für  die  laufenden  Angelegenheiten  zu  be- 
stellen, klar  erhellen,  wenn  schon  diese  in  der  ihr  ertheilten 
Vollmacht  nicht  gerade  nothwendiger  Weise  als  Korrespondent- 
rheder bezeichnet  werden  muss.  Der  Auftrag,  die  Mitrheder  für 
einzelne  bestimmte  Geschäfte  zu  vertreten,  oder  auch  dieselben  an 
einem  bestimmten  auswärtigen  Orte  zu  vertreten  (Bestellung  zum 
Korrespondenten  oder  Konsignatär  —  Ausdrücke,  welche  jedoch 
keine  technische  Bedeutung  haben)  würde  niemals  eine  Bestellung 
zum  Korrespondentrheder  sein;  vielmehr  liegt  hier  ein  einfaches 
Mandats verhältniss  vor,  welches  lediglich  nach  dem  Auftrage  zu 
beurtheilen  ist  (Entsch.  des  ß.  O.  H.  G.  XVII  S.  235  £).  Wohl 
aber  würde  der  Mitrheder,  welcher  unter  ilit wissen  der  übrigen 
Mitrheder;  der  Mitrheder,  welchem  mehr  als  die  Hälfte  des  Schiffes 
gehört,  sogar  eigenmächtig  und  ohne  deren  Wissen,  ja  selbst  wider 
deren  Willen  dauernd  die  Korrespondenz  eines  Schiffes  besorgt,  als 
Korrespondentrheder  anzusehen  sein.  (Vergl.  Entsch.  des  Harab. 
Handelsger.  vom  24.  August  1853  bei  Ullrich,  Sammlung  Nr.  112.) 

6.  Die  freie  Kündbar keit  des  Verhältnisses  des  Korres- 
pondentrheders  von  Seiten  der  Mitrheder  entspricht  den  gemein- 
rechtlichen Grundsätzen  über  das  Mandat.  Ebenso  steht  dem 
Korrespondentrheder  das  Recht  zu,  seinerseits  zu  jeder  Zeit  das 
ihm  gewordere  Mandat  zurückzugeben,  nur  darf  er  dies  nicht  in- 
tempestive  thun,  weil  er  sonst  den  Mitrhedern  für  allen  hierdurch 
erwachsenden  Schaden  nach  den  Mandatsgrundsätzen  verhaftet  sein 
würde,  wie  auch  die  Mitrheder  bei  einer  von  ihrer  Seite  —  nicht 
dem  Vertrage  gemäss  —  erfolgten  Kündigung  nicht  nur  zur  vollen 
Leistung  der  dem  Korrespondentrheder  zugesicherten  Vortheile, 
sondern  auch  zum  Ersatz  des  ihm  direkt  durch  die  Kündigung 
verursachten  Schadens  verpflichtet  sind.  Uebrigens  ist  kein  Unter- 
schied zwischen  dem  gleich  durch  den  etwaigen  Rhederei- Vertrag 
oder  dem  erst  später  Destellten  Korrespondentrheder  zu  machen. 
Auch  der  erstere  kann  durch  blossen  Majoritätsbeschluss  entlassen 
werden  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XV  S.  161),  denn,  wie  auf  der  Ham- 
burger Konferenz  Seitens  eines  Mitgliedes  richtig  bemerkt  wurde, 
die  Verbindung  der  Bestimmung  über  diese  Persönlichkeit  mit  dem 
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Rhederei-Vertrage  ist  nur  eine  zufallige  (Prot.  IV  S.  1502).  Der 
Korrespondentrheder,  welchem  mehr  als  die  Hälfte  des  Schiffes  ge- 
hört, kann  natürlich  gegen  seinen  Willen  gar  nicht  beseitigt  wer- 
den (Prot.  S.  1521  f.).  Mit  Auflösung  der  Ehederei  erlöschen  die 
dem  bestellten  Korrespondentrheder  gesetzlich  zukommenden  Be- 
fugnisse von  selbst,  und  es  liegt  ihm  nicht  etwa  die  Vertretung  der 
Mitrheder  bei  der  Liquidation  ob  (So  auch  Entsch.  des  A.  ö.  zu 
Celle  vom  28.  Mai  1868  —  Seuffert's  Archiv  XXIV  Nr.  70  — ). 

Art.  460. 

Im  VerhäUniss  bu  Dritten  ist  der  Korrespondentrheder  Tcraft 
seiner  Bestellung  hefugt^  alle  Geschäfte  und  Rechtshandlungen  voreu- 
nehmen ,  welche  der  Geschäflsbetrieb  einer  JRhederei  gewöhnlich  mit 
sich  bringt. 

Diese  Befugniss  erstreckt  sich  insbesondere  auf  die  Äusriistimgy 
Erhaltung  und  Verfrachtung  des  Schiffes,  auf  die  Versicherung  der 
Fracht,  der  Ausrüstungslcosten  und  der  Havereigelder^  sowie  auf  die 
mit  dem  geivöhnlichen  Geschäftsbetrieb  verbundene  Empfangnahfne 
von  Geldern, 

Der  Korrespondentrheder  ist  in  demselben  Umfange  befugt,  die 
Rhederei  vor  Gericht  zu  vertreten. 

Er  ist  befugt y  den  Schiffer  anzustellen  und  zu  entlassen;  der 
Schiffer  hat  sich  nur  a/n  dessen  Ämveisungen  und  nicht  auch  an  die 
etwaigen  Amcdsungen  der  einzelnen  Mitrheder  zu  halten. 

Im  Namen  der  Rhederei  oder  einzelner  Mitrheder  Wechselver- 
bindlichkeiten einzugehen  oder  Darlehen  aufzunehmen^  das  Schiff  oder 
Schiffsparten  zu  verkaufen  oder  zu  verpfänden  oder  für  dieselben 
Versicherung  zu  nehmen,  ist  der  Korrespondentrheder  nicht  befugt, 
es  sei  denn,  dass  ihm  eine  Vollmacht  hierzu  besonders  ertheilt  ist. 

Im  Uebrigen  bedarf  es  zu  den  Geschäften  und  Rechtshandlungen, 
welche  er  kraft  seiner  JBestelhmg  vorzunehmen  befugt  ist,  der  in  den 
Landesgesetzen  etwa  vorgeschriebenen  Spezialvollmacht  nicht. 

1.  Der  Korrespondentrheder  ist  kein  einfacher  Be- 
vollmächtigter, welcher  nur  soweit  der  Auftrag  reicht,  seine 
Auftraggeber  verpflichtet ;  sondern  seine  Ste  lung  nimmt  gewisser- 
massen  die  Mitte  ein  zwischen  der  des  Prokuristen  und  der  des 
Handlungsbevollmächtigten,  wennschon  der  Referent  der  Hamburger 
Konferenz  in  erster  Lesung  als  seine  Absicht  es  aussprach,  die 
Stellung  des  Korrespondentrhedere  der  des  Handlungsbevollmäch- 
tigten nachzubilden  (Prot.  IV  S.  1523).  Wie  der  Prokurist  ist 
der  Korrespondentrheder  zur  Vornahme  aller  Rechtshandlungen 
befugt,  welche  der  Geschäftsbetrieb  einer  Rhederei  mit  sich  bringt, 
nicht  dieser  bestimmten  Rhederei,  wie  es  heissen  müsste,  wenn 
seine  Stellung  vollständig  der  eines  Handlungsbevollmächtigten  nach- 
gebildet wäre.  Andererseits  darf  er  aber  —  wie  der  Uandlungs- 
oevolhnächtigte  —  nur  die  Handlungen  vornehmen,  die  gewöhn- 
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kommen.  Eben  so  zeigt  sich  diese  Mittelstellung  hiDeicht- 
einzelnen  RecbtsbandluDgen,  zu  deren  Vornahme  der  Art. 
Korrespondentrheder  ausdrücklich  ermächtigt  und  deren 
e  derselbe  ihm  umgekehrt  abspricht. 

Prinzip  über  den  Umfang  der  Vertretungsbefiignisae  des 
ndentrheders  ist  im  Abs-^l  ausgesprochen.  Die  in  den 
I  Absätzen  aufgeführten  Handlungen,  deren  Vornahme  dem 
ndentrbeder   ausdrücklich  eingeräumt  wird,   sind   nur  als 

aufzufassen,  nicht  aber  als  nähere  Begrenzung  des  allge- 
'rinzjps  (Prot.  IV  S.  1526).  Nur  durch  den  Abs.  5  erhält 
ne  genauere  Präcisirung.     Dem  Korrespondentrheder  wird 

nicht  nur  die  Befugniss  abgesprochen,  das  Schiff  und 
rten  zu  verkaufen  und  zu  verpfänden  und  darauf  Ver- 
;  zu  nehmen,  sondern  auch  Wechselverbindhchkeiten  ein- 
und  Darlehen  aufzunehmen.  Diese  letzteren  Geschäfte 
1  aber  keineswegs  solche  Rechtshandlungen,  welche  nur 
nabmsweise  bei  einer  Rhederei  vorkommen,  und  sie  deuten 
itacbieden  daraut  hin,  dass  unter  dem  gewöhnhchen  Ge- 
triebe einer  Rhederei  lediglich  die  laufenden  Geschälte 
eben  zu  verstehen  sind.  Dieser  Auffassung  widerspricht 
Natur  der  einzelnen  Geschäfte  nicht,  welche  die  Abs.  2 — 4 
t.     Es  ist  auch  zu  beachten,  dass  der  Korrespondentrheder 

als  der  Vertreter  der  Rhederei,  nicht  aber  der  einzelnen 
r  erscheint  (Prot.  IV  S.  1523.  1525.  1531).  Daraus  möchte 
die  Bestimmung  erklären,  dass  derselbe  keine  Versicherung 
Schiff  nehmen  darf,  während  ihm  doch  solches  für  die 
estattet  ist,  denn  die  Versicherung  des  Schiffes  lässt  sich 
I  nur  als  Sache  der  einzelnen  Mitrheder,  gewöhnlich  also 
letreffenden  Schifisparten  denken,  nicht  aber  als  Sache  der 
,  als  juristischer  Person ,  denn  diese  hört  in  demselben 
ck  auf  zu  exiBtiren,  wo  ihre  materielle  Grundlage,  d.  h. 
ff  untergeht.  Auch  wenn  das  Schiff  im  Ganzen  vemchert 
würde  das  doch  immer  nur  als  eine  Versicherung  sämmt- 
ihiffsparten  im  Namen  aller  Mitrheder,  nicht  der  Rhederei, 
en  sein. 

Wenn  der  Korrespondentrheder  im  Verhältniss  zu 
1  zur  Vornahme  der  in  Rede  stehenden  Handlungen  tür 
erklärt  wird,  so  soll  damit  nur  gesagt  werden,  daas  solche 

Ean  zu  Gunsten  der  Dritten,  mit  denen  oder  mit  Rücksicht 
e  sie  abgeschlossen,  als  gültig  zu  betrachten  seien,  nicht 
IS  der  Korrespondentrheder  solche  Handlungen  stets  er- 
Veise  vomelmien  dürfe,  so  dass  er  deshalb  niemals  von  den 
rn  in  Anspruch  genommen  werden  könnte.  Es  regelt  näm- 
ler  Artikel  lediglich  das  Verhältniss  des  Korreepondent- 
m  dritten  Personen,  während  auf  sein  Verhältniss  zu  den 
m  der  Art.  463  sich  bezieht 
Eine  Rhederei  ist  so  viel  als  irgend  eine  Rhederei,  und 


■  "«■-» 
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69  iäest  sich  die  Vertretungabefugniss  des  Korrespondentrheders 
weder  auf  Handlungen  beschränken;  wie  sie  gerade  bei  der  von 
ihm  vertretenen  Rhederei  vorzukommen  pflegen,  noch  auch  auf 
solche,  welche  bei  ,, derartigen"  Rhedereien,  wie  diese  es  ist,  üblich 
sind.  £s  ist  daher  ein  vom  Eorrespondentrheder  abgeschlossener 
Verfrachtungs-Kontrakt,  nach  welchem  das  SchiflF  nach  einem  trans- 
atlantischen Hafen  gehen  soll,  vollkommen  gültig,  auch  wenn  dieses 
Schiff  bis  dahin  immer  nur  Fahrten  zwischen  den  Häfen  der  Ost- 
see gemacht  hätte ;  eben  so  der  Kontrakt,  welcher  zur  Beförderung 
von  Personen  geschlossen  war,  auch  wenn  das  Schiff  bis  dahin 
lediglich  dem  Waaren-Transport  gedient  hatte  (Prot.  IV  S.  1526  f,). 
Eben  so  ist  es  ein  zu  Recht  oestehendes  Geschäft,  wenn  der  Korre- 
spondentrheder  Proviant  von  der  Art  angeschafft  hat,  wie  er 
wohl  auf  einem  Passagier-Befördernngs-Dampfer  vorkommt,  aber 
nicht  auf  dem  in  Rede  stehenden  Schiff,  etwa  einem  Kohlen-  oder 
Häringsschiff,  z.  B.  eingemachte  Früchte  und  spanische  Weine. 

4.  Unter  Ausrüstung  ist  natürlich  auch  die  Bemannung 
des  Schiffes  mit  zu  verstehen.  Der  Korrespondentrheder  ist  daher 
befiifft,  die  Heuerforderungen  der  Schiffsleute  anzuerkennen  und  zu 
bezahlen  (Entsch.  des  R.O.H  G.  VHI  S.  343).  Eben  so  hat  er  die 
Zahl  der  Schiffsleute  überhaupt  und  von  den  verschiedenen  Gat- 
tungen festzustellen.  Die  Annahme  der  Schiffsleute  selbst  pflegt  in- 
deas  nicht  durch  ihn  zu  geschehen,  sondern  durch  den  Schiffer. 
Dagegen  wird  dieser  selbst  von  ihm  eingesetzt;  wie  auch  der 
Korrespondentrheder  „die  Mittelsperson^'  bildet,  durch  welche  „der 
Verkehr  des  Schiffers  mit  der  Khederei  gewissermassen  hindurch- 
geht.'* Von  dem  Korrespondentrheder  hat  der  Schiffer  sich  Instruk- 
tionen zu  erbitten,  sich  mit  den  nöthigen  Geldmitteln  versehen  zu 
lassen  und  umgekehrt  an  diesen  die  Ueberschüsse  von  den  verein- 
nahmten Frachtgeldern  und  seine  Geschäftsberichte  einzuschicken, 
demselben  auch  Rechnung  zu  legen.  Es  erklärt  sich  dies,  sowie 
die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass  der  Schiffer  etwaigen  Anwei- 
sungen der  einzelnen  Mitrheder  keine  Folge  zu  leisten  hat,  daraus, 
dass  der  Schiffer  von  der  Rhederei,  nicht  aber  von  den  einzelnen 
Mitrhedern  seine  Anstellung  erhält,  auch  nicht  Geschäftsführer  der 
letzteren,  sondern  der  ersteren  ist  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Rostock 
vom  23.  Mai  1867  —  Goldschmidt's  Zeitschr.  XIH  S.  603-605). 

5.  Zur  Empfangnahme  von  Geldern  ist  der  Korre- 
spondentrheder befugt,  weil  er  auch  die  Ausgaben  der  Rhederei  zu 
bestreiten  hat;  es  liegt  ihm  eben  die  Besorgung  der  Geldangelegen- 
beiten  der  Rhederei  und  die  Führung  der  Rhederei-Kasse  ob.  Die 
Mitrheder  haben  daher  nicht  nur  eine  an  denselben  verabfolgte 
Zahlung  als  ihnen  geschehen  anzuerkennen,  sondern  auch  flir  alle 
sich  daran  knüpfenden  Folgen  einzustehen.  Ist  daher  dem  Korre- 
spondentrheder vom  Befrachter  ein  Frachtvorschuss  gezahlt  worden 
und  dieser,  weil  in  Folge  eines  Seeunfalls  keine  Fracht  verdient 
wurde,  zurückzuzahlen,  so  haften  die  Mitrheder  dafür,  auch  wenn 
derselbe  nicht  dem  Schiffe  zu  Gute  gekommen,  sondern  vom  Korre- 
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spondentrheder  veruntreut  sein  sollte.  Dass  der  Korrespondent- 
rneder  nur  zur  Empfangnahme  solcher  Gelder  legitimirt  ist,  welche 
im  gewöhnlichen  Geschäftsbetriebe  eingehen,  erklärt  sich  daraus, 
dass  sonst  die  Beschränkung  seiner  Vertretungsbefugniss  auf  diesen 
ihre  Bedeutung  verlieren  würde. 

6.  Die  Befugniss  des  Korrespondentrheders  zur  Führung 
von  Prozessen  ist  in  derselben  Weise  beschränkt,  wie  die  zur 
Eingehung  von  Rechtsgeschäften;  d.  h.  nur  über  solche  Sachen 
kann  er  Namens  der  Khederei  prozessiren,  die  auch  den  Gegen- 
stand eines  von  ihm  gültig  abzuscnliessenden  Rechtsgeschäfts  hätten 
bilden  können  (Prot  IV  ö.  1527  f.  VIII  S.  3743). 

7.  Der  Abs.  5  hat  natürlich  nur  die  Bedeutung,  dass  die 
Mitrheder  die  hier  aufgeführten  Rechtshandlungen,  als 
für  sie  geschlossen,  nicht  i*echtlich  anzuerkennen  verpflichtet  sind. 
Dagegen  soll  damit  dem  Korrespondentrheder  nicht  unbedinfft  ver- 
boten sein,  solche  Geschäfte  im  Interesse  der  Mitrheder  auch  ohne 
deren  Auftrag  resp.  Voraussetzung  nachfolgender  Ratihabition  der- 
selben abzuschliessen.  Er  wird  vielmehr  beim  Vorhandensein  der 
Voraussetzungen  einer  negotiorum  gestio  dazu  befugt  und  alsdann 
auch  berechtigt  sein,  mit  der  negotiorum  gestorum  actio  contraria 
von  den  Mitrhedern  Schadloshaltung  zu  verlangen  (Prot.  IV  S.  1531. 
VIII  S.  3716). 

Art  461. 

Durch  ein  Rechtsgeschäft  j  welches  der  Korrespondentrheder  als 
solcher  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Befugnisse  geschlossen  haty  wird 
die  Rhederei  dem  Dritten  gegenüber  atich  dann  berechtigt  und  ver- 
pflichtet, wetm  das  Geschäft  ohne  Nennung  der  einiselnen  Mitrheder 
geschlossen  is^. 

Ist  die  Rhederei  durch  ein  von  dem  Korrespondentrheder  abge- 
schlossenes Geschäft  verpflichtet,  so  haflen  die  Mitrheder  in  gleichem 
Umfange  (Art.  452),  als  wenn  das  Geschäft  von  Urnen  selbst  ge- 
schlossen wäre. 

1.  Will  der  Korrespondentrheder  auf  der  Grundlage 
des  Art.  460  die  Rhederei  berechtigen  oder  verpflichten,  so  muss 
er  als  solcher,  d.  h  für  ein  bestimmtes  SchiflF  und  unter  Hin- 
weis auf  seine  Qualität  als  Korrespondentrheder  eben  desselben  ge- 
handelt haben.  Anders  liegt  die  Sache,  wenn  derselbe  ausdrück- 
lich als  der  Bevollmächtigte  eines  oder  einiger  der  Mitrheder  ein 
Geschäft  abgeschlossen,  welches  an  sich  auch  in  seinen  Wirkungs- 
kreis fallen  konnte,  z.  ß.  gewisse  Arten  von  Lebensmitteln  gekauft 
hat  (weil  etwa  jene  Mitrheder  selbst  mit  dem  Schifi'e  fahren  wollten), 
oder  wenn  er  lediglich  im  eigenen  Namen  und  ohne  jeden  Hinweis 
auf  seine  Stellung  oder  auf  ein  bestimmtes  Schiff  einen  Vertrag  der 
gedachten  Art  eineegangen,  z.  B.  Proviant  eingekauft  hat.  In 
jenem  Fall  verpflichtet  er  lediglich  seine  Auftraggeber,  in  diesem 
nur  sich  selbst,   und  zwar  letzteres  ohne  Unterschied,  ob  der  von 
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ihm  gekaufte  Proviant  für  das  Schiff^  als  dessen  Korrespondent- 
rheder  er  fdngirte,  bestimmt  war,  oder  für  dieses  und  noch  für  an- 
dere Schiffe  oder  nur  für  andere  (vgl.  Prot.  IV  S.  1579). 

2.  Die  fihederei  haftet  für  dieKechtsgeschäfte  des  Korre- 
spondentrheders  innerhalb  der  angegebenen  Grenzen.  Für  Delikte 
desselben  aber  haftet  sie  eben  so  wenig,  wie  jede  andere  juristische 
Person  an  sich  für  die  Delikte  ihrer  Vertreter  (vergl.  Prot.  IV 
S.  1581). 

3.  Da  der  Korrespondentrheder  zur  Vertretung  der  Mitrheder 
vor  Gericht  befugt  ist,  so  haben  dieselben  auch  die  hier  von 
ihm  abgegebenen  Erklärungen  anzuerkennen  und  die  gegen  die 
durch  ihn  vertretene  Rhederei  ergangenen  Entscheidungen  gelten' 
zu  lassen.  Man  wird  den  Korrespondentrheder  dritten  Personen 
gegenüber  aber  auch  zur  prozessualischen  Vertretung  der  Rhederei 
ffir  verpflichtet  halten  müssen.  Denn  da  die  Rhederei  berechtigt 
ist,  sich  sowohl  in  der  Kläger-,  wie  in  der  Beklagtenrolle  durch 
den  Korrespondentrheder  vertreten  zu  lassen;  da  man  ihr  nicht 
den  Einwand  mangelnder  Aktivlegitimation  entgegensetzen  kann, 
wenn  sie  lediglich  als  Rhederei  durch  den  Korrespondentrheder 
klagt,  ohne  die  einzelnen  Mitrheder  namhaft  zu  machen,  so  ist 
auch  der  Korrespondentrheder  nicht  berechtigt,  den  Einwand 
mangelnder  Passivlegitimation  zu  erheben,  wenn  die  Klage  gegen 
ihn  als  Vertreter  der  Rhederei  und  nicht  gegen  die  einzelnen  Mit- 
rheder gerichtet  wird.*) 

4.  Die  Verpflichtung  der  Rhederei  durch  den  Korrespondent- 
rheder hat  die  persönliche  Verhaftung  der  einzelnen  Mit- 
rheder zur  Folge,  und  nicht,  wie  bei  der  Vertretung  durch  den 
Schiffer  die  Verhaftung  blos  mit  Schiff  und  Fracht  (Prot.  IV  S. 
1581.  VIII  S.  3733).  Der  Hinweis  auf  den  Art.  452  kann  ledig- 
Kch  die  Bedeutung  haben,  dass  eine  persönliche  Verhaftung  der 
Mitrheder  da  nicht  eintritt ,  wo  eine  Verhaftung  mit  Schitt  und 
Fracht  allein  auch  bei  einem  vom  Rheder  selbst  abgeschlossenen 
Geschäft  eintritt,  d.  h.  im  Fall  der  Ziffer  2  des  Art.  452. 

Art.  462. 

Eine  Beschränkung  der  im  Artikel  460  beeeichneten  Befugnisse 
des  Korrespondenirheders  kann  die  JRhederei  einem  Dritten  nur  in- 
sofern  entgegensetzen,  als  sie  beweist,  dass  die  Beschränkung  dem 
JDritten  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Geschäfts  bekannt  war. 

Die  Beschränkung  der  dem  Korrespondentrheder  durch  das 
Gesetz  beigelegten  Befugnisse  ist  zwar  nicht,  wie  beim  Prokuristen 
für  wirkungslos  erklärt  y  aber  sie  hat  nur  eine  begrenzte  Wirkung. 
Sie  gilt  nämlich  nur  dann,  wenn  sie  zur  Zeit  des  Vertragsab- 
schlusses dem  anderen  Kontrahenten   bekannt  war.    Die  Beschrän- 


*)    Dies   scheint  auch   die  Ansicht  des  R.O.H.G.  zu  sein  in  £nt8ch.  VII 
Kr.  81  S.  344. 
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kung  der  gesetzlichen  Befugnisse  des  Korrespondentrheders  kann 
gleiäi  bei  seiner  Bestellung  beliebt,  sie  kann  aber  auch  erst  später 
zugefügt  sein.  Sie  kann  im  letzteren  Falle  eine  generelle  oder  eine 
spezielle  sein,  d.  h.  sich  auf  alle  Fälle  einer  bestimmten  Art  be- 
ziehen oder  nur  mit  Rücksicht  auf  einen  einzelnen  Fall  aufgestellt 
sein  in  Gestalt  einer  dem  Korrespondentrheder  für  die  Vornahme 
einer  bestimmten  Handlung  ertheilten  Instruktion  (Prot.  VIII  S. 
3795).  Sie  kann  z.  B.  darin  liegen,  dass  der  Korrespondentrheder 
ermächtigt  wird,  einen  ihm  passend  scheinenden  Verfrachtungskon- 
trakt  einzugehen,  jedoch  nur  nach  einem  europäischen  Hafen.  Ist 
eine  solche  Beschränkung  dem  Dritten  bekannt,  so  kann  sie  ihm 
um  deswillen  entgegenffesetzt  werden,  weil  er  dolose  handelt,  wenn 
er  in  der  Absicht,  die  ilitrheder  persönlich  oder  doch  die  Rhederei 
mit  Schuf  und  Fracht  in  Anspruch  zu  nehmen,  ein  Geschäft  mit 
dem  Korrespondentrheder  abschloss,  dessen  Abschluss,  wie  ihm  be- 
kannt, diesem  ausdrücklich  untersagt  war.  Obwohl  das  H.G.B. 
diese  Wirkung  nur  mit  dem  „bekannt  sein"  verknüpft,  an  anderen 
Stellen  aber  die  Wirkungen  des  Könnens  ausdrücklich  auf  das 
„kennen  müssen'^  ausdehnt  (Art.  25.  Art.  46),  so  ist  doch  bei  diesem 
Artikel  unzweifelhaft  der  Satz :  lata  culpa  dolus  est,  zur  Anwendung 
zu  bringen,  und  demjenigen  die  Beschränkung  gleichfalls  entgegen- 
zusetzen, dem  zwar  dieselbe  zur  Zeit  der  Abschliessung  des  Ver- 
trages nicht  bekannt  gewesen  ist,  aber  lediglich  in  Folge  seiner 
eiffenen  groben  Fahrlässigkeit  (Prot.  IV  S.  1531  f ).  Es  kann  z.  B. 
schwerlich  einen  Unterschied  begründen,  ob  der  Befrachter  aus  der 
Vollmacht  des  Korrespondentrheders  ersehen  hat,  dass  diesem 
der  Abschluss  von  Verfrachtungsverträgen  nach  transatlantischen 
Orten  untersagt  war,  oder  derselbe  die  diese  Beschränkung  ent- 
haltende Vollmacht  bis  zu  diesem  Passus  durchzulesen  unter- 
lassen hat,  obwohl  ihm  dieselbe  mitgetheilt  war.  Dagegen  ist  es 
nicht  die  Pflicht  des  dritten  Kontrahenten,  Erkundigungen  darüber 
einzuziehen,  ob  auch  der  Korrespondentrheder  die  zu  dem  Rechts- 
geschäft welches  er  mit  demselben  abschliesst,  nach  Art  463  etwa 
erforderliche  Beschlussfassung  der  Mitrheder  herbeigeführt  und  ob 
in  dieser  eine  Beschränkung  seiner  gesetzlichen  Befugnisse  beliebt 
worden;  ja  es  würde  ihm  durchaus  kein  Nachtheil  erwachsen 
können,  wenn  er  ein  Geschäft  mit  dem  Korrespondentrheder  abge- 
schlossen, obwohl  ihm  bekannt  war,  dass  dieser  die  dazu  nothwen- 
dige  Beschlussfassung  der  Mitrheder  nicht  herbeigeführt  hatte 
(Prot  Vm  S.  3794). 

Art.  463. 

Der  Rhederei  gegenüber  ist  der  Korrespondentrheder  verpflichtet^ 
die  Beschränkungen  einmhaUen^  welche  von  derselben  für  den  Um- 
fang seiner  Befugnisse  festgesetzt  sind;  er  hat  sich  femer  nach  den 
gefassten  Beschlüssen  zu  richten  und  dieselben  zur  Ausführung  zu 
bringen. 


^^^. 
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Ln  Uebrigen  ist  der  Umfang  seiner  Befugnisse  aueh  der  Ehe- 
derei  gegenüber  nach  den  Bestimmungen  des  Art  460  mit  der 
Massgabe  zu  beurtheilen^  dass  er  zu  neuen  Reisen  und  Unterneh- 
rmngen^  zu  aussergewöhnlichen  Reparaturen,  sowie  zu/r  Anstellung 
oder  EnÜassung  des  Schiffers  vorher  die  Beschlüsse  der  Rhederei 
einholen  muss. 

1.  Dieser  Artikel  behandelt  das  Verhältnis s  des  Korre- 
spondentr heders  zu  den  Mitrhedern.  Der  Korrespon- 
dentrheder  ist  der  Geschäftsführer,  das  Organ  der  Mitrheder  und 
hat  demgemäss  ihre  Beschlüsse  auszuführen  und  seine  Handlungs- 
weise nach  diesen  einzurichten.  Thut  er  dies  nicht,  so  haftet  er 
den  Mitrhedern  für  allen  daraus  erwachsenden  Nachtheil,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  das  durch  den  Beschluss  der  Mitrheder  be- 
troffene* Geschäft  in  den  gesetzlichen  Wirkungskreis  des  Korre- 
spondentrheders  fallt  oder  nicht,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das 
Geschäft  gemäss  dem  vorangegangenen  Artikel  von  den  Mitrhedern 
angefochten  werden  kann  oder  nicht. 

2.  Der  Abs.  2  des  Artikels  zählt  die  (wichtigeren)  Ge- 
schäfte auf,  welche  der  Korrespondentrheder  nur  nach  dem 
Beschluss  der  Mitrheder  abschliessen  soll.  Die  Gültigkeit 
des  Geschäfts  ist  dadurch  freilich  in  keiner  Weise  bedingt.  Der 
Schiffer  z.  B.,  welchen  der  Korrespondentrheder  anstellt,  ohne  des- 
halb vorher  die  Mitrheder  befragt  zu  haben,  ist  gültig  angestellt, 
und  eben  so  binden  alle  von  demselben  innerhalb  seines  Wirkungs- 
kreises abgeschlossenen  Geschäfte  die  Mitrheder.  Allein  dem 
Korrespondentrheder  gegenüber  hat  in  diesen  Fällen  das  Nichtein- 
holen  eines  Rhedereibeschlusses  (vorausgesetzt  natürlich,  dass  dies 
unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  möglich  war)  dieselbe  Wir- 
kung, wie  in  allen  Fällen  die  Missachtung  eines  Rhedereibeschlusses ; 
d.  h.  derselbe  macht  sich  verantwortlich  für  allen  Schaden,der  da- 
durch den  Mitrhedern  erwächst. 

Art.  464. 

Der  Korrespondentrheder  ist  verpflichtet^  in  den  Angelegenheiten 
der  Rhederei  die  Sorgfalt  eitles  ordentlichen  Rheders  anzuwenden. 

Die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Rheders  ist,  ebenso 
wie  die  eines  ordentlichen  Kaufmanns  (Art.  282.  361.  380),  nichts 
anders  als  die  diligentia  diligentis  pairisfamilias.  Der 
Korrespondentrheder  hat  daher  omnis  culpa,  und  zwar  omnis  cuJpa 
m  oi>stracto  zu  prästiren  (Entsch.  des  R.O.H.G.  VIII  S.  64  f.).  Der 
Artikel  fordert  diese  Diligenz  vom  Korrespondentrheder  (mag  er 
zugleich  Mitrheder  des  Schiffes  sein  oder  nicht),  wenn  er  die  An- 
gel^nheiten  der  Rhederei  besorgt,  ohne  Unterschied,  ob  er  dies 
thut  auf  Grund  seiner  gesetzlichen  Befugnisse  oder  in  Folge  einer 
besonderen,  durch  Majori tätsbeschluss  ihm  ertheilten  Vollmacht  der 
Rhederei  oder  als  negotiorum  gestor  derselben.  Auf  den  Fall,  wo 
der  Korrespondentrheder  die   Angelegenheiten   der  einzelnen  Mit- 
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rheder  besorgt,  bezieht  sich  der  Artikel  nicht.  Hier  kann  entwe- 
der ein  Mandat  oder  negotiorum  gestio  vorliegen,  welche  nach  den 
GrundBätzen  des  bürgerlichen  Rechts  zu  beurtheilen  sind. 

Wo  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Rheders  gefordert  wird, 
wird  man  von  dem  Verpflichteten  nicht  die  Berücksichtigung  aller 
Umstände  verlangen  können,  worauf  die  weitgehenden  Spekula- 
tionen des  Grossnieders  und  des  genialen  Kaufmanns  beruhen,  son- 
dern nur  die  Beobachtung  derjenigen  Regeln,  welche  in  einem  Ge- 
schäftsbetriebe der  in  Rede  stehenden  Art  allgemein  beobachtet  zu 
werden  pflegen;  und  ein  Versehen  wird  nur  da  anzunehmen  sein, 
wo  eine  Handlung  oder  Unterlassung  im  Kreise  derer,  welche  das- 
selbe Gewerbe,  wie  der  Verpflichtete  und  etwa  in  demselben  Um- 
fange betreiben,  als  ein  Versehen  betrachtet  wird.  Der  Korrespon- 
dentrheder  würde  sich  eines  Versehens-  schuldig  machen,  wenn  er 
nicht  dafür  sorgte,  dass  der  Schiffer  in  fremden  Orten  den  erfor- 
derlichen Kredit  fände,  wenn  er  das  disponibel  gewordene  Schiff 
liegen  liesse,  ohne  sich  nach  einer  neuen  Fracht  umzusehen,  wäh- 
rend solche  zu  haben  waren,  aber  man  wird  es  nicht  für  ein  Ver- 
sehen halten,  wenn  er  in  dem  Hafen,  wo  das  Schiff  lajg,  einen 
Frachtkontrakt  abschloss,  ohne  zu  untersuchen,  ob  nicht  in  irgend 
einem  fremden  Hafen  vortheilhaftere  Frachtbedingungen  zu  erhalten 
waren.  Es  gehört  zur  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Rheders,  soweit 
ihm  Versicherung  obliegt,  zum  vollen  Werth  des  versicherten  Ob- 
jekts zu  versichern  (Entsch.  des  R.O.H.G.  VIH  S.  65);  derselbe 
wird  regelmässig,  als  negotiorum  gestor  verpflichtet  sein,  den  Vor- 
schuss,  welchen  er  für  die  Mitrheder  geleistet,  zu  versichern,  da 
diesen  gewöhnlich  die  Existenz  und  die  Grösse  der  für  sie  ge- 
leisteten Vorschüsse  noch  nicht  bei  Beginn  der  Reise,  sondern  erst 
bei  der  späteren  Rechnungslegung  des  Korrespondenthreders  be- 
kannt wird ,  und  sie  daher  meist  nicht  im  Stande  sind ,  ihrerseits 
Versicherung  dafür  zu  nehmen  (Entsch.  des  R.O.H  G.  XV  S.  118 f.); 
aber  man  wird  nicht  von  ihm  verlangen  können ,  dass  er  das  SchifT 
bei  mehreren  Gesellschaften  versicnert,  um  die  von  Insolvenzen 
solcher  den  Rhedern  drohende  Gefahr  zu  verringern. 

Art  465. 

Der  Korrespondentrheder  hat  über  seine  die  Rheder  ei  betreffende 
Geschäftsführung  abgesondert  Buch  zu  fuhren  und  die  da^su  gehörigen 
Belege  aufzubewahren.  Er  hat  auch  jedem  Mitrheder  auf  dessen 
Verlangen  Kenntniss  von  allen  Verhältnissen  eu  geben,  die  sich  auf 
die  Rhederei,  insbesondere  auf  das  Schiffe  die  Reise  und  die  Aus- 
riAStu/ng  beziehen;  er  muss  ihm  jederzeit  die  Einsicht  der  die  Rhederei 
beireffenden  Bücher,  Schriften  und  Papiere  gestatten. 

Art.  466. 

Der  Korrespondentrheder  ist  verp fliehet,  jederzeit  auf  BescMuss 
der  Rhederei  derselben  Rechnung  zu  legen.    Die  Genehmigung  der 
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Bechnung  tmd  die  BilUgtmg  der  Verwaltimg  des  Korrespondenirheders 
durch  die  Mehrheit  hindert  die  Minderheit  nicht,  ihr  Becht  geltend 
SU  machen, 

1.    Aus  der  Stellung  des  Korrespondentrheders  als  Geschäfts- 
führers der   Rhederei    ergiebt   sich    seine   Verpflichtung    zur 
Rechnungslegung.    Dagegen   steht  dem  Korr espon den tr heder 
keine  Klage  auf  Anerkennung  der  von  ihm  vorgelegten  Abrech- 
nung und  Ertheilung  der  Decharge  gegen  die  Rheder  zu.  Derselbe 
wüide  nur  auf  £rsatz  der   von   ihm  für  die  Rhederei  gemachten 
Vorschüsse,  wofiir  ihm  die  Rheder  unbedingt,  und  nicht  etwa  nur 
mit  Schiff  und  Fracht  haften  (Heise  und  Cropp,  juristische  Abhandl. 
I        I  S.  526),    auf  Entlastung  von  den  in  ihrem  Interesse  persönlich 
!        eingegangenen  Verbindlichkeiten   klagen,    unter   Umständen   auch 
,        eine  rrovokationsklage  anstellen  können  (Entsch.  des    O.A.G.  zu 
I         Celle  vom  14.  Dezember  1865  in  Seuffert's  Archiv  XX  Nr.  25). 
!  2.    Dass  aber  die  Ertheilung  der  Decharge  durch  die 

Majorität  die  Minorität  nicht  hindert,  ihre  Rechte  gegen  den  Korre- 
spondentrheder  geltend  zu  machen,  erklärt  sich  daraus,  dass  durch 
einen  Majoritätsoeschluss  niemals  iura  quaesita  der  einzelnen  Mit- 
rheder  verletzt  werden  dürfen.  Der  Satz  ist,  wie  auf  der  Ham- 
burger Konferenz  ausgeführt  wurde,  nicht  so  zu  verstehen,  dass  der 
Korrespondentrheder,  wenn  er  einen  Beschluss  der  Majorität  —  wo 
ein  solcher  überhaupt  ausreicht  —  ans^eiührt  hat,  von  den  in  der 
Minorität  gebliebenen  Mitrhedem  auf  Ersatz  des  ihnen  hieraus  er- 
wachsenen Schadens  belangt  werden  kann,  sondern  nur  so,  dass 
wenn  sich  der  Korrespondentrheder  in  irgend  einer  Weise  regress- 
pflichtig  gemacht  hat,  jeder  einzelne  Mitrheder — natürlicnnur 
tur  den  von  ihm  dadurch  erlittenen  Schaden  —  deswegen  seinen 
Regress  ge^en  denselben  nehmen  und  hieran  auch  nicht  durch  die 
Seitens  der  Majorität  der  Mitrheder  dem  Korrespondentrheder  er- 
theilte  Decharffe  oder  Billigung  seiner  Handlungsweise  gehindert 
werden  darf.  Wenn  z.  B.  der  korrespondentrheder  das  Schiff  für 
eine  andere  Reise  verfrachtet,  als  die  Majorität  beschlossen  hatte, 
BD  kann  ein  Mitrheder  denselben  auf  Ersatz  der  dadurch  ihm  ver- 
arsachten  „Erhöhung  der  Prämie  für  die  Versicherung  seiner  Part*' 
belangen,  selbst  wenn  alle  anderen  Mitrheder  die  Abweichung  von 
dem  Majoritätsbeschluss  nachträglich  gutgeheissen  haben  sollten. 
Dieser  Satz  ist,  wie  gleichfalls  in  der  Konferenz  hervorgehoben 
wurde,  nm  so  nothwendiger,  als  dem  Korrespondentrheder  zuweilen 
mehr  als  die  Hälfte  des  Schiffes  gehört,  indem  dieser  alsdann  stets 
in  der  La^e  wäre,  sich  selbst  Decharee  zu  ertheilen  und  sich  durch 
eigene  Billigung  seiner  Verwaltung  jeder  Verantwortlichkeit  zu  ent- 
ziehen (Prot  Vm  S.  3719f.). 

Art.  467, 

I  Jeder  Mitrheder  hat  nach  Verhältniss  seiner  Schiffspart  m  den 

I        Ausgaben  der  Rhederei^  insbesondere  zu  den  Kosten  der  Äusrüistung 
und  der  Reparatur  des  Schiffes,  heimtragen. 


60  Zweiter  Titel. 

Ist  ein  Mitrheder  mit  Leistung  seines  Beitrags  in  Verzug  und 
wird  das  Geld  von  Mitrhedem  für  ihn  vorgeschossen,  so  ist  er  den- 
selben von  Rechtswegen  zur  Entrichtung  von  Zinsen  von  dem  Zeit- 
punkt der  Vorschüsse  an  verpflichtet.  Ob  dtirch  einen  solchefi  Vor- 
schuss  ein  Pfandrecht  an  der  Schiffspart  des  säumigen  Mitrheders 
erworben  tvird,  ist  nach  den  Landesgesetzen  zu  heurtheilen.  Auch 
wenn  ein  Pfandrecht  nicht  erworben  ist,  wird  durch  den  Vor  schuss 
ein  versicherbares  Interesse  hinsichtlich  der  Schiffspart  für  die  Mit- 
rheder begründet  Im  Fall  der  Versicherung  dieses  Interesse  hat  der 
säumige  Mitrheder  die  Kosten  desselben  zu  ersetzen. 

1.  Die  einzelnen  Mitrheder  betheiligen  sich  nicht  wie  die 
Aktionäre  bei  einer  Aktiengesellschaft,  mit  einer  beschränkten  Ver- 
möffenseinlage,  dem  Werth  ihrer  SchiflFspart,  bei  dem  Greschäftsbe- 
trieoe  einer  Rhederei,  sondern  mit  ihrem  ganzen  Vermögen.  An- 
dererseits haften  sie  für  die  Verbindlichkeiten  der  Rhederei,  nicht 
wie  die  Socii  einer  offenen  Handelsgesellschaft  solidarisch,  sondern 
nur  nach  dem  Verhältniss,  in  welchem  sie  sich  bei  den  Geschäften 
der  Rhederei  betheiligen,  d.  h.  nach  dem  Verhältniss  ihres  Antheils 
am  Schiff.  Da  es  nun  bei  der  Rhederei  von  der  höchsten  Wichtig- 
keit ist,  die  Zeitumstände  wahr  zu  nehmen,  so  ist  jeder  Verzug 
bei  der  Ausrüstung  eines  Schiffes  möglichst  zu  vermeiden.  Ge- 
wöhnlich wird  dies  in  der  Weise  erreicht,  dass  der  Korrespondent- 
rheder,  wenn  die  Einnahmen  nicht  ausreichen,  um  die  hierzu  er- 
forderlichen Ausgaben  zu  decken,  und  demgemäss  neue  Einschüsse 
der  Mitrheder  erforderlich  wären,  selbst  die  nothwendigen  Gelder 
für  die  Rhederei  vorschiesst.  Derselbe  wird  aber  hierzu  nur  dann 
geneigt  sein,  wenn  ihm  daraus  kein  Nachtheil  erwächst.  Hieraus 
erklären  sich  die  Rechte,  welche  das  Gesetzbuch  dem  Mitrheder, 
der  für  einen  Mitrheder  in  Vorschuss  gegauj^en,  ein- 
räumt. Dass  demselben  das  Recht  gegeben  wird,  die  bchiffspart 
eines  solchen  mit  Rücksicht  auf  seinen  Vorschuss  zu  versichern, 
folgt  daraus,  dass  er  in  Betreff  dieses  Letzteren  ein  Interesse 
daran  hat,  dass  das  Schiff  die  Gefahren  der  Seefahrt  besteht, 
indem  dieses  (resp.  die  betreffende  Schiffspart)  den  Anschauungen  des 
Verkehrs  gemäss,  wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  so  doch  zunächst 
zur  Deckung  der  Forderung  zu  dienen  bestimmt  ist  Diese  Be- 
fugniss  ist  übrigens  nicht  davon  abhängig,  dass  der  Mitrheder,  fiir 
welchen  der  Vorschuss  gegeben  ist,  mit  der  Leistung  seiner  Bei- 
träge im  Verzuge  gewesen^  vielmehr  ist  dieser  Umstand  nur  die 
Voraussetzung  für  das  Recht  des  Vorschussgebers,  Zinsen  und  Er- 
satz der  Kosten  der  Versicherung  zu  beanspruchen;  denn  in  dieser 
Hinsicht  ist  von  dem  säumigen  Mitrheder  und  dem  Mitrheder, 
der  in  Verzug  ist,  die  Rede;  für  das  Recht,  Versicherung  zu 
nehmen  dagegen  fordert  das  Gesetzbuch  dieses  nicht,  sondern  sagt 
ganz  allgemein,  dass  durch  den  Vorschuss  ein  versicherbares  Lu- 
teresse  begründet  werde  (Entsch*  des  R.O.H.G.  XV  Nr.  40  S.  116 
Nr.  48  S.  162  f).  Unter  der  Schiffspart  ist  auch  der  entsprechende 
Antheil  des  Rheders  an   der  Fracht  zu  verstehen.     Denn  letzterer 
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erscheint  als  Äccessorium  der  Part,  und  was  hinsichtlich  des  In- 
teresses am  Schiff  gesagt  ist;  gilt  auch  von  der  Fracht ^  und  zwar 
in  noch  höherem  Masse  insofern,  als  die  Kosten  der  Seefahrt  zu- 
nächst von  dem  Gewinn  bestritten  werden,  und,  wie  es  auch  das 
Keichs-Ober-Handels-Gericht  ausspricht  (Entsch.  XV  S.  116)  „die 
Intention  des  für  die  Rhederei  in  Vorschuss  tretenden  Korrespon- 
dentrheders"  gewöhnlich  dahin  geht,  „sich  zunächst  aus  dem  Be- 
triebe der  Rhederei  zu  decken."  Das  Ober-Handels-Gericht  hat 
übrigens  den  hier  in  Rede  stehenden  Punkt  selbst  zwar  berührt, 
aber  unentschieden  gelassen  (Entsch.  XV  S.  162). 

2.  Der  Korrespondentrheder  ist  übrigens  zum  Nehmen 
einer  Versicherung  befugt,  nicht  nur,  wenn  er  zu  den  Mit- 
rhedem  gehört,  sondern  auch,  wenn  er  keinen  Antheil  am 
•Schiffe  hat,  denn  es  kommt  hier  dieselbe  ratio  in  Betracht,  wie 
bei  dem  Mitrheder,  und  die  Konferenz-Protokolle  zeigen,  dass  man, 
wenn  auch  das  Gesetzbuch  selbst  immer  nur  vom  Mitrheder  spricht, 
doch  stets  den  Korrespondentrheder  im  Auge  hatte  (Prot.  IV  S. 
ISlOf.  VIII  S.  3721.  Entsch,  des  R.OH.G.  XV  S.  115—117). 

3.  Durch  ein  Pfandrecht  lässt  das  H.G.B.  die  durch  den 
Vorschuss  entstandene  Forderung  nicht  gesichert  werden,  son- 
derrn  überlässt  die  Anordnung  eines  solchen  der  Partikulargesetz- 
gebung. Dies  ist  auch  geschehen  durch  die  Mecklenburg-Scnweri- 
nische  Einflihrungs- Verordnung  zum  H.G.B.  §  54,  welcher  be- 
stimmt: 

Durch  die  in  dem  Art  467  Abs.  2  des  H.G.B.  erwähnten  Vor- 
Schüsse  der  Mitrheder,  daher  auch  des  Korrespondentrheders,  tvird  ein 
Pfandrecht  an  den  Parten  der  säiwmigen  Mitrheder  erworben. 

Eben  so  wenig,  wie  das  H.G.B.,  fordert  dieses  Gesetz  als  Bedingung 
für  die  Entstehung  des  Pfandrechts  mora  des  Mitrheders,  für  den 
der  Vorschuss  geleistet  ist,  und  für  das  Pfandrecht  des  Korrespon- 
dentrheders,  dass  diesem  ein  Antheil  am  Schi£fe  gehört. 

Art.  468. 

Wenn  eine  neue  Reise  oder  wenn  nach  Beendigung  einer  Reise 
die  Reparatur  des  Schiffes  oder  wenn  die  Befriedigung  eines  Gläu- 
bigers beschlossen  worden  ist,  welchem  die  Rhederei  nur  mit  Schiff 
und  Fracht  haftet^  so  kann  jeder  Mitrheder,  welcher  dem  Beschlüsse 
nicht  zugestimmt  hat,  sich  von  der  Leistung  der  zur  Ausführung  des- 
selben erforderlichen  Einzahlungen  dadurch  befreien,  dass  er  seine 
Schiffspart  ohne  Anspruch  auf  Entgelt  aufgiebt. 

Der  Mitrheder,  welcher  von  dieser  Befu,gniss  Gebrauch  machen 
mU,  muss  dies  den  Mitrhedem  oder  dem  Korrespondentrheder  inner- 
halb dreier  Tage  nach  dem  Tage  des  Beschlusses  oder,  wenn  er  bei 
der  Beschlussfassung  nicht  anwesend  und  nicht  vertreten  war,  inner- 
halb dreier  Tage  nach  der  Mittheilung  des  Beschlusses  gerichtlich 
oder  notariell  hmd  geben.  Die  aufgegebene  Schiffspart  fällt  den 
ihrigen  Mitrhedem  nach  Verhältniss  der  Grösse  ihrer  Schiffsparten  m. 
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1.  Da  das  Gesetz  die  freie  Veräusserlichkeit  der  Schiffsparten 
für  jeden  Mitrheder  statuirt  und  diesem  somit  das  Recht  einräumt, 
der  Rhederei  einen  neuen  Mitrheder  —  auch  einen  nicht  zahlungs- 
fehigen  —  aufzunöthigen  und  sich  selbst  von  der  Verpflichtung, 
für  spätere  Verbindlichkeiten  der  Rhederei  einzustehen,  zu  befreien, 
80  müsste  demselben  auch  das  Recht  zur  Dereliktion  seines  Schiffs- 
antheils  mit  dieser  letzteren  Wirkung  zustehen.  Dies  wurde  auch 
auf  der  Hamburger  Konferenz  ausgesprochen  (^Prot.  IV  S.  1512  f.). 
Das  Gesetz  hat  zwar  dieses  Prinzip  nicht  allgemein  aufgestellt, 
wohl  aber  für  gewisse  dringende  FäUe,  nämlich  da,  wo  eine  Ver- 
äusserung  der  Schiffspart  nicht  zu  bewerkstelligen  sein  würde. 
.    /  2.    Die    Möglichkeit,   sich    durch   Aufgeben    seiner 

Schiffspart  einer  ferneren  persönlichen  Verhaftung  zu 
;':  entziehen,  wird  nur  bei  solchen  Verbindlichkeiten  der  Rhederei 

f.  anerkannt,  welche  erst  in  Zukunft  aus  einem  so  eben  gefassten  Be- 

rV      '  Schlüsse  hervorgehen  werden,  nicht  aber  bei  denen,  welche  die  un- 

•^  mittelbare  oder  auch  nur  mittelbare  Folge  eines  früheren  Beschlusses 

-"  sind,    dem  gegenüber   der   betreffende  Mitrheder   nicht  rechtzeitig 

'^  sein   Dereliktionsrechit  geltend  gemacht  hat.     Eine   neue  Reise  ist 

daher  nicht  jede  Reise,  die  nach  Vollendung  einer  anderen  jetzt 
begonnen  wird,  sondern  die  nicht  auf  einem  bereits  früher,  sondern 
erst  jetzt  gefassten  Beschlüsse  beruht  (Prot.  VIII  S.  3723).  Ferner 
kann  sich  der  Mitrheder  nicht  weigern,  die  Kosten  der  Reparatur 
des  Schiffes  tragen  zu  helfen,  wenn  diese  in  einem  Nothhafen  vor- 
genommen werden  muss,  weil  diese  die  Folge  einer  von  der 
Khederei  früher  beschlossenen  Reise  ist,  auf  welcher  dicuReparatur- 
bedürftigkeit  eintrat  (Prot.  S.  1514  — 1516).  In  Betreff  des  Be- 
;  Schlusses,  einen  Gläubiger,    dem  nur  die   fortune  de  nier   verhaftet 

ist,    voll   zu  befriedigen,    um   dadurch  die  Exekution  gegen  Schiff 
f  und  Fracht  abzuwenaen  (Prot.  VI  S.  2032  f.)  ist  es  irrelevant,  ob 

der  Mitrheder,   der  seine  Paii;  aufgeben  will,   dem   (früheren)  Be- 
schlüsse, auf  dem  die  Forderung  selbst  beruht,  zugestimmt  hat  oder 
nicht;    denn  der  Beschluss,    einen   solchen  Gläubiger  voll   zu  be- 
I  friedigen,  ist  darum  nicht  weniger  neu,  weil  diesem  das  Recht  zu- 

stand, für  die  Forderung  Befriedigung  mit  Schiff  und  Fracht  zu 
beanspruchen. 

3.  Die  dreitägige  Frist,  innerhalb  deren  der  Mitrheder, 
welcher  von  der  in  Rede  stehenden  Befugniss  Gebrauch  machen 

^  will,  dies  anzuzeigen  hat,   läuft  dem  Abwesenden,    der  nicht  ver- 

treten war,  nicht  schlechtweg  von  dem  Tage,  wo  er  zuföUig  Kunde 
von  dem  Beschlüsse  erhielt,  sondern  erst  von  dem,  wo  ihm  eine 
förmliche  Mittheilung  darüber  zugekommen  ist  (Prot.  VIII  S.  3722). 

4.  Das  H.G.B.  giebt  der  Minorität  nur  in  bestimmten  Fällen 
das  Recht,  sich  den  Wirkungen  der  Majoritätsbeschlüsse  zu  ent- 
ziehen. Nach  mecklemburgischem  Recht  ist  diese  Möglich- 
keit allgemein  gegeben  in  Folge  des  in  Mecklenburg  bestehenden 
Setzungsrechts,  welches  bei  Publikation  des  H.G.B.  von  Neuem 
regulirt  worden  ist  durch  die  Einführungs- Verordnung  vom  28.  De- 
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zember  1863.  Dieselbe  bestimmt  nämlich  im  §  53;*)  welcher 
jedoch  durch  die  Verordnung  vom  22.  Oktober  1869  in  einigen 
ßeziehungen  modifizirt  ist: 

Die  Minderheit  der  Rhederei,  welche  durch  einen  Beschhiss 
der  Mehrheit  in  den  Angelegenheiten  der  Rhederei  überstimmt  ist, 
Art.  458  Abs.  1,  Art.  473  Abs.  1  des  KOSB.,  hat  das  Recht  das 
Schiff  zu  setzen,  d,  h.  dasselbe  zu  einem  bestimmten  Geldpreise  zu 
veranschlagen,  zu  welchem  die  Mehrheit  der  Rheder  entweder  das 
Schiff  gegen  Auszahlung  der  Anfheile  der  Minderheit  nach  jenem 
Breise  übernehmen,  oder  wenn  sie  dies  cAlehnt,  das  Schiff  der 
Minderheit  der  Rheder  gegen  Auszahhmg  ihrer  Antheüe  nach 
jenem  Preise  überlassen  muss, 

1.  Zu  der  Minderheit  werden  auch  die  etwa  bei  der  Abstitnr 
mung  ordnungswidrig  übergangenen  Mitrheder  gerechnet,  die  sich 
dem  Beschlüsse  der  Mehrheit  nicht  fügen  wollen,  —  Das  Recht 
zu  setzen  steht  allen  zu  der  Minderheit  gehörenden,  welche  davon 
Gebnmch  machen  wollen,  zu,  daher,  wenn  die  Uebrigen  dies  nicht 
wollen,  auch  einem  Einzelnen. 

Nr.  2  abgeändert  durch  die  Verordnung  vom  22.  Oktober  1869: 

§  1  Der  Korrespondentrheder  hat  sofort  nach  beendigter 
Äbstifnmung  die  überstimmte  Minderheit  der  Rheder  mit  dem  Be- 
scMuss  der  Mehrheit  bekannt  zu  machen  und  dabei  unter  Auf- 
ßhrung  eines  jeden  befragten  Rheders  und  seiner  Part  anzugeben, 
ob  und  wie  derselbe  gestimmt  hat 

§  2  IHe  Setzungserklärung  muss  bei  Verlust  des  Setzungs- 
recJUs  binnen  drei  Tagen,  Art.  468  Abs.  2  des  H.GB.,  in  eiligen 
Fällen  sofort  nach  erhaltener  Eenntniss  von  dem  Mehrheitsbeschlüsse 
dem  Korrespondentrheder  zugestellt  werden,  welcher  dieselbe  mit 
Angäbe  der  Zeit,  wann  sie  erfolgt  ist,  sofort  nach  Ablauf  der  eben 
erwähnten  PVist  denjenigen  Rhedem,  welche  für  den  Mehrheits- 
beschluss  gestimmt  haben,  mitzutheilen  hat. 

Für  den  Nachweis  dieser  Mittheihmg  an  einen  Rheder,  welcher 
nicht  am  Mhedereisitze  wohnt,  genügt  der  durch  ein  Postattest  er- 
brachte  Beweis,  dass  an  denselben  an  dem  angegebevhen  Tage  von 
dem  Korrespondentrheder  ein  Brief  abgesandt  ist,  sofern  nicht 
dargethan  wird,  dass  der  angekommene  Brief  einen  anderen  In- 
halt gehabt  hat 

3.  Der  Geldanschlag  des  Schiffes,  welchen  die  Setzung  ent- 
halten muss,  ergreift  den  Werth  des  Schiffes  und  der  Schiffsgeräth- 
Schäften  und  behält  die  sonstigen  AJctiva  und  Passiva  einer  beson- 
deren Liquidation  vor. 


*)  Dieser  §  und  §  55  sind  auch  durch  das  Hundesgesetz  vom  5.  Juni  1869 
§  4  ausdrücklich  als  l^andesgesetz  anerkannt  worden. 
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Nr.  4  abgeändert  durch  die  Verordnung  vom  22.  Oktober  1869 : 

§  3  Die  Ausführung  des  ,  Mehrheitsbeschlusses  muss  nach 
rechtiseiUg  erfolgter  Setzung  untßrbleiben. 

Nr.  5  abgeändert  durch  die  Verordnung  vom  22.  Oktober  1869 : 

§  4  Die  Rheder,  welchen  die  Setjmngserklänmg  mitgetheilt 
worden  ist,  haben  ihre  GegenerJclärung  binnen  8  Tagen  an  den 
Korrespondentrheder  abjmgeben. 

Diese  Frist  beginnt  am  ersten  voUen  Tage  nach  der  geschehenen 
Mittheilung  ^  beziehungsweise  nach  der  Aufgabe  des  dieselbe  entr 
haltenden  Briefes  auf  die  Post  Die  Rheder,  welche  sich  binnen 
dieser  Frist  überall  nicht,  oder  undeutlich  oder  ungenügend'  er- 
klären, werden  als  von  detn  Mehrheitsbeschlüsse  zurücktretend  an- 
gesehen, 

§  5  Ist  die  Mehrheit  über  Nehmen  oder  Geben  getheilt,  so 
gehen  diejenigen  vor,  welche  die  ganze  Part  des  oder  der  Setzenden 
für  ihre  alleinige  Rechnung  nehmen  wollen,  nur  mit  Ausnahme  des 
Falles,  iverm  die  Parte  derjenigen,  welche  geben  oder  von  dem 
Mehrheitsbeschltiss  zurücktreten  wollen^  mit  den  Parten  des  oder 
der  Setzenden  zusammengerechnet  mindestens  die  Hälfte  aller  Parte 
der  Rheder  betragen,  welche  an  der  Beschlussfassung  Theil  ge- 
nommen haben.  In  diesem  Falle  müssen  diejerngen,  welche  die 
Part  des  oder  der  Setzenden  für  ihre  alleinige  Itechnung  nehmen 
wollen,  entweder  auch  noch  die  Parte  der  geben  wollenden  Rheder 
zum  Setzungspreise  nehmest  oder  ebenfalls  ihre  Parte  geben  oder 
von  dem  Mehrheitsbeschlüsse  zurücktreten. 

Tritt  dieser  Ausnahmefall  ein,  so  hat  der  Korrespondentrheder 
sofort  nach  dem  Ei^igange  sämmtlicher  Antworten  auf  die  Setzungs- 
erklärung spätestens  sofort  nach  Ablauf  der  im  §  4  vorgeschrie- 
bcfien  bezüglichen  Frist  jedem  Rheder,  der  nehmen  will,  genau 
schriftliche  Mittheilung  von  den  Antworten  der  einzelnen .  Rheder 
und  beziehungsweise  darüber  zu  machen,  welche  Rheder  und  aus 
welchen  Gründen  dieselben  als  von  den  Mehrheitsbeschlüssen  zurück- 
stehend ar^zusehen  sind. 

Auf  diese  Mittheilung  hat  der  betreffende  Rheder  seine  schliess- 
liche  Erklärung  über  die  Setzung  binnen  einer  —  nach  Massgabe 
des  §  4  zu  berechnenden  —  Frist  von  8  Tagen  abzugeben,  widrigen 
Falls  er  ah- von  dem  Mehrheitsbeschlüsse  zurücktretend  angesehen 
unrd. 

§  6  Der  Korrespondentrheder  hat  sofort  nach  dem  Ein- 
gange oder  Ausschluss  der  Gegenerklärungen  der  zur  Mehrheit 
gehörenden  Rheder  die  setzenden  Rheder  mit  dem  Ergebnisse  des 
Setzungsverfahrens  bekannt  zu  machen. 

Nr.  6  abgeändert  durch  die  Verordnung  vom  22.  Oktober  1869 : 

§  7  Die  Setzung  führt  nicht  zur  Auflösung  der  Rkederei, 
sondern  nur  zum  Ausscheiden  des  bezüglichen  Theils  der  Rheder. 
Der   bei  dem  Schiffe   bleibende    Theil  tritt    rücksichtlich   der    zu 
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übemehfnenden  Parte  in  die  laufenden  Rechte  und  Verbindlich- 
keiten der  Rhederei  mit  dem  Zeitpunkte  ein,  in  welchem  die  das 
Nehmen  oder  Gehen  ssum  Abschluss  bringende  Er1därm%g  an  den 
Korrespofidentrheder  abgegeben  worden  ist.  Der  Setzuvtgspreis  ist 
hinnen  8  Tagen  nach  zugelegter  Liquidation  an  den  ausschei- 
denden Theil  zu  berichtigen,  worauf  das  Schiff  zu  der  freien  Ver- 
fitgung  des  Nehmers  steht.  Kann  die  Liquidation  nicht  unverzüg- 
lich beschafft  werden ,  so  .  ivird  dem  Nehmer  gegen  genügsame 
Sicherheit  die  Verfügung  über  das  Schiff  freigegeben, 

7.  Diejenigen  Rheder,  welche  sich  an  der  fraglicJien  Ab- 
stimmung nicht  betheiligt  haben,  bleiben  mit  ihrem  Parte  im 
Schiffe. 

8.  Hat  die  MehrJieit  einefi  von  d^  Minderheit  ausgetienden 
Antrag  abgelehnt,  so  ist  eine  Setzung  aus  diesem  Grunde  nur 
unter  den  Voraussetzungen  statthaft,  unter  welchen  nach  dem 
Art.  473  Abs.  2  des  LI.G.B.  der  Verkauf  des  Schiffes  durch  die 
Mehrheit  beschlossen  werdert-  darf.  —  Der  Verkauf  des  Seeschiffes 
kann  auch  dann  durch  die  Mehrheit  beschlossen  werden,  wenn 
dasselbe  in  einem  anderen  Hafen  seine  Reise  beendigt  hat  und 
die  Schiffsmannschaft  entlassen  ist.  Vergl.  Art.  469  Abs.  2  des 
H.G.B. 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Bestimmungen  ist  die  verbindliche 
Kraft  des  Art.  468  H.G.B.  ausgeschlossen.*) 

Zu  beachten  ist  noch,  dass  das  Recht,  das  Schiff  zu  setzen, 
nur  der  dxirch  einen  Majoritätsbeschluss  ^^überstimmten  Minderheit 
und  den  etwa  bei  der  Abstimmung  ordnungswidrig  übergangenen 
Mitrhedern,  welche  sich  dem  Beschlüsse  nicht  fügen  wollen",  zusteht, 
dagegen  nicht  auch  solchen,  welche  ohne  mitgestimmt  zu  haben, 
nach  §  52  der  Einführungs- Verordnung  zum  H.G.B.  der  Majorität 
hinzuzurechnen  sind,  vorausgesetzt  natürlich,  dass  der  Beschluss 
sich  auf  eine  der  in  diesem  Paragraphen  berührten  laufenden  An- 
gelegenheiten bezieht.  Dagegen  wird  der  Minderheit  das  Recht, 
von  der  Setzung  des  Schiffes  Gebrauch  zu  machen,  dadurch  nicht 
entzogen,  dass  der  Mehrheitsbeschluss  bereits  zur  Ausführung  ge- 
bracht ist;  denn  der  §  2  der  Verordnung  vom  22.  Oktober  1869 
macht  die  Geltendmachung  des  Setzungsrechts  nur  abhängig  von 
der  Innehaltung  einer  bestimmten  Frist,  nicht  aber  davon,  dass 
der  dieselbe  veranlassende  Beschluss  noch  nicht  ausgeführt  ist,  und 
aus  dem  §  3  ist  nur  zu  folgern,  dass  bis  zur  Geltendmachung  dea 
Setzungsrechts  der  Beschluss  der  Majorität  zur  Ausführung  ge- 
bracht werden  kann,  und  dass  die  das  Schiff  ohne  vorangegangene 
Erkundigung  setzende  Minorität  sich  dej*  Gefahr  aussetzt,  mit  dem 
Schiffe  auch  das  Risiko  der  von  der  Majorität  beschlossenen  Unter- 


*)  §  55  der  Einführ.-Verordn. :    Der  Art.  468  des  H.G.B.   tritt  in  FoJge 
des  §  53  dieser  VerordnuDg  nicht  in  Wirksamkeit. 

Lewis,  Seer«clit.  5 


66  Zweiter  Titel.      . 

nehmung  übernehmen   zu  müssen,    welche  sie   durch  die  Setzung 
gerade  von  sich  abwenden  wollte.*) 

Art.  469. 

Die  Vertheilung  des  Gewinnes  und  Verlustes  geschieht  nach  der 
Grösse  der  Schiffsparten. 

Die  Berechnung  des  Gewinnes  und  Verlustes  und  die  Auszahlufvg 
des  etwaigen  Gewinnes  erfolgt  jedesmal^  nachdem  das  Schiff  in  den 
Heimathshafen  eurücJcgeJcehrt  ist,  oder  nachdem  es  in  einem  anderen 
Hafen  seine  Reise  beendigt  hat^  und  die  Schiffsmannschaft  eiü- 
lassen  ist. 

Ausserdem  müssen  auch  vor  dem  erwähnten  Zeitpunkte  die  ein- 
gehenden Gelder,  insoiceit  sie  nicht  zu  späteren  Ausgaben  oder  zur 
Deckung  von  Ansprüchen  einzelner  Mitrheder  an  die  Rhederei  er- 
forderlich sind,  unter  die  einzelnen  Mitrlieder  nach  Verhältniss  der 
Grösse  ihrer  Schiffsparten  vorläufig  vertheilt  uthd  ausgezahlt  werden. 

1.  Wer  Mitglied  einer  Rhederei  ist,  hat  die  Absicht,  dadurch 
einen  Gewinn  zu  erzielen.  Er  participirt  eben  so  aber  auch  am 
Verlust,  wie  Abs.  1  bestimmt,  nach  dem  Verhältniss,  zu  welchem 
er  bei  dem  Rhederei-Betriebe  betheiligt  ist,  d.  h.  nach  der  Grösse 
seiner  Schiffspart.  Der  Anspruch  auf  jenen  Antheil  am  Gewinn 
ist  ein  ius  quaesitum,  das  dem  Einzelnen  auch  nicht  durch  einen 
Majoritätsbeschluss  entzogen  werden  kann.  Von  wirklichem  Ge- 
winn, von  Reingewinn  kann  man  aber  immer  erst  reden  nach  voll- 
ständiger Beendigung  eines  Unternehmens,  daher  alsdann  erst  eine 
Rechnungslegung  und  Vertheilung  des  Gewinns  korrekter  Weise 
stattfinden  darf.  Und  als  beendet  ist  ein  Unternehmen  nur  unter 
den  in  Abs.  2  des  Artikels  angegebenen  Voraussetzungen  anzu- 
sehen, weil,  wie  in  der  Hamburger  Konferenz  hervorgehoben  wurde, 
,,in  allen  anderen  Fällen  der  Erfolg  der  einen  beendigten  Reise 
durch  den  Verlauf  einer  späteren  immer  noch  geändert  werden'^ 
kann  (Prot  IV  S.  1538  ff.). 

2.  Der  Abs.  3  entzieht  die  Veifügung  über  den  sich  vorläufig 
herausstellenden  Gewinn  den  Beschlüssen  der  Majorität  imd  giebt 
jedem  Mitrlieder  das  Recht,  auch  trotz  eines  entgegenstehenden 
Majoritätsbeschlusses  fferichtlich  zu  erzwingen,  sowohl  dass  solcher 
Gewinn  vertheilt  werae,  wenn  und  soweit  er  nicht  durch  die  Un- 
kosten des  Unternehmens  absorbirt  wird,  und  dass  dessen  Ver- 
theilung unterbleibe,  wenn  seine  Verwendung  hierzu  erforderlich 
ist,  wie  auch  der  Korrespondentrheder  die  Auszahlung  aus  diesem 
letzteren  Grunde  verweigern  darf. 

3.  Uebrigens  wird  weder  durch  Abs.  2  noch  3  verhindert, 
dass  von  der  Majorität  ein  neues  Unternehmen  und  die  Zu- 
rückhaltung der  zu  diesem  Behufe  erforderlichen 
Gelder   beschlossen  wird  (Prot.  VI    S.  2765).     Denn  wie  jeder 


♦)  So  mit  Recht  das  B.O.H.a.  in  Entsch.  V  Nr.  43. S.  189—196. 
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Mitrheder  zur  ForteetzuDg  des  Rhedereibetriebes  die  dazu  erforder- 
lichen Zuschüsse  zu  leisten  hat,  soweit  er  nicht  von  dem  ihm  durch 
Art.  468  gegebenen  Recht  Gebrauch  machen  kann  und  will,  so 
hat  er  zu  diesem  Behuf  auch  die  Einbehaltung  des  ihm  gebühren- 
den Gewinns  oder  eines  Theiles  desselben  sich  gefallen  zu  lassen. 

Art.  470. 

Jeder  Mitrheder  Jcann  seine  Schiffspart  jederzeit  und  ohne  Ein- 
müigung  der  übrigere  Mitrheder  ganz  oder  theiJweise  veräussem. 

Ein  gesetzliches  Vorkaufsrecht  sieht  den  Mitrhedem  nicht  zu. 
Es  Jcann  jedoch  die  Veräusserung  einer  Schiffspart,  in  Folge  welcher 
das  Schiff  das  Recht,  die  Landesflagge  zu  fuhren,  verlieren  wurde, 
rechtsgültig  nur  mit  Zustimmung  aller  Mitrheder  erfolgen.  Die  Landes- 
gesetze,  welche  eine  solche  Verämserung  ilberhaupt  für  unzulässig 
erUaren^  werden  durch  diese  Bestimmung  nicht  berührt. 

Die  Schiffspart  ist  nicht  nur  das  äussere  Zeichen  für  die  Mit- 
gliedschaft in  der  Rhederei,  sondern  sie  ist  auch  ein  Vermögens- 
objekt. Sie  ist  daher  vererblich  und  veräusserlich.  Und  zwar  ist 
der  Veräusserungsbefugniss  keine  andere  Schranke  gesetzt,  als 
dass  durch  deren  Ausübung  nicht  die  Rechte  der  übrigen  Mit- 
rheder geschmälert  werden  dürfen.  Hierzu  gehört  natürlich  auch 
das  Recht,  die  Landesflagge,  resp.  heutzutage  die  Bundesflagge  zu 
fuhren.  Daraus,  dass  das  Gesetz  den  Verkauf  einer  Schiffspart 
da,  wo  er  die  gedachte  Wirkung  haben  würde,  nur  mit  Zustim- 
mung sämmtlicher  Mitrheder  gestattet,  ist  nicht  zu  folgern,  dass 
zum  V  erkauf  des  ganzen  Schiffes  an  Ausländer  nicht  ein  Majoritäts- 
beschluss  ausreiche,  ^ondern  Stimmeneinhelligkeit  erforderlich  sei; 
denn  der  Verkauf  eines  Schiffes  durch  Stimmenmehrheit  ist  schlecht- 
hin gestattet,  und  es  berührt  die  Rechte  der  einzelnen  Mitrheder 
in  keiner  Weise,  ob  diese  Veräusserung  an  Inländer  oder  an 
Fremde  geschieht,  weil  die  Veräusserung  des  Schiffes  in  jedem 
Fall  die  Auflösung  der  Rhederei  zur  Folge  hat,  wogegen  die  Ver- 
äusserung einzelner  Schiffsparten  an  Ausländer  unter  Umständen 
nachtheilige  Folgen  fiir  aie  übrigen  Mitrheder  hat  (Prot.  IV 
S.  1546  f.). 

Der  Artikel  hat  nur  ein  gesetzliches  Vorkaufsrecht  der  Mit- 
rheder ausgeschlossen.  Durch  Privatdisposition,  z.  B.  durch  den 
ßhedereivertrag  kann  ein  solches  begründet  werden  (Prot.  VIII 
S.  3724  f.). 

Art.  47L 

Der  Mitrheder,  welcher  seine  Schiffspart  veräussert  hat,  wird, 
so  lange  die  Veräusserung  von  ihm  und  dem  Erwerber  den  3Iit- 
fhedem  oder  dem  Korrespondentrheder  nicht  angezeigt  worden  ist, 
im  Verhältniss  zu  den  Mitrhedem  noch  als  Mitrheder  betrachtet  und 
hleibt  icegen  aller  vor  dieser  Anzeige  begründeten  Verbindlichkeiten 
oh  Mitrheder  den  übrigen  Mitrhedem  verhaftet 

5* 
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Der  Erwerber  der  Schijfspart  üt  jedoch  im  Verhältniss  m  den 
übrigen  Miirhedem  schon  seit  detn  ZeifpimJcte  der  Erwerbung  als 
Mitrheder  verpflichtet 

Er  muss  die  Bestimmungen  des  BhedereivertrageSj  die  gefassten 
Beschlüsse  und  eingegangenen  Geschäfte  gleichwie  der  Veräusserer 
gegen  sich  gelten  lassen;  die  übrigen  Mitrheder  hönne^i  ausserdem 
alle  gegen  den  Veräusserer  als  Mitrheder  begründeten  Verbindlich- 
Jceiten  in  Bezug  auf  die  veräusserte  Schiffspart  gegen  den  Erwerber 
zur  Aufrechnung  britigen^  unbeschadet  des  Rechts  des  Letzteren  auf 
Gewahrleistmig  gegen  den  Veräusserer. 

1.  Während  die  Art.  442  und  474  das  Verhältniss  des  Ver- 
äusserers  und  des  Erwerbers  einer  Schiffspart  zu  den  Gläubigern 
der  Rhederei  reguliren,  bezieht  sich  dieser  Artikel  auf  das  Ver- 
hältniss der  gedachten  Personen  zu  den  Mitrhedern.  Da  die  Ueber- 
tragung  von  Schiffsparten  weder  an  irgend  eine  Form  noch  an  die 
Zustimmung  der  übrigen  Mitrheder  gebunden  ist,  sich  also  auch 
durchaus  ihrer  Kenntnissnahme  entzieht,  so  erscheint  es  nur  natur- 
gemäss,  wenn  das  Gesetzbuch  nicht  gleich  mit  dieser  Uebertragung 
auch  das  Verhältniss  zwischen  dem  Veräusserer  und  den  übrigen 
Mitrhedern  gelöst  sein  lässt,  sondern  hierzu  eine  Anzeige  des  aus- 
tretenden und  des  neueintretenden  Mitrheders  fordert.  Es  genügt 
nicht  die  Anzeige  eines  von  beiden,  sondern  es  wird  die  beider 
Kontrahenten  gefordert,  weil  dieselbe  wichtige  Rechtswirkungen, 
und  zwar  verschiedene  für  die  Letzteren  hat,  so  dass  der  eine  in 
der  Folgezeit  ein  Interesse  daran  haben  kann,  dass  die  Anzeige 
stattgefunden,  der  andere,  dass  sie  nicht  stattgefunden  hat. 

2.  Ueber  die  Form  der  Anzeige  bestimmt  der  Artikel  nichts, 
und  daraus  erhellt  schon,  dass  die  mündliche  oder  schriftliche  An- 
zeige sowohl  von  den  Kontrahenten,  als  auch  von  deren  Vertretern 
erstattet  werden  kann,  und  hieraus  wieder  geht  hervor,  dass  der 
eine  Kontrahent  sowohl  für  sich  allein,  als  auch  zugleich  im  Namen 
des  andern  die  Anzeige  machen  kann,  vorausgesetzt,  dass  er  von 
diesem  dazu  beauftragt  und  diesen  Auftrag  nachzuweisen  im  Stande 
ist  (Prot.  VIII  S.  3727). 

3.  Bis  diese  Anzeige  gemacht  ist,  wird  der  Ver- 
äusserer immer  noch  als  Mitrheder  angesehen,  sowohl  in 
formeller,  wie  materieller  Hinsicht,  und  zwar  eben  so  wohl  rück- 
sichtlich der  Forderungen,  wie  der  VerbindUchkeiten  der  Rhederei. 
Bis  zu  diesem  Augenblick  gilt  daher  der  veräussernde  Mitrheder 
als  stimmberechtigt  und  es  ist  seine  Stimme  bei  den  Beschlüssen 
der  Rhederei  in  Betracht  zu  ziehen  (Prot.  IV  S.  1549).  Bis  zu 
diesem  Augenblick  kann  demselben  der  Gewinn  der  Rhederei  aus- 
gezahlt werden,  denn  die  Bestimmung  des  Art.  441,  wonach  der 
Gewinn  der  laufenden  Reise  dem  Erwerber  gebührt,  bezieht  sich 
lediglich  auf  das  Verhältniss  von  Veräusserer  und  Erwerber.  Für 
die  bis  dahin  von  der  Rhederei  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
können  sich  die  Mitrheder  an  den  Veräusserer  halten,  der  ihnen  für 
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alle  Folgezeit  (d.  h.  auch  nach  der  Anzeige)  dafür  aufzukommen 
hat  (Prot.  S.  1549.  1552),  wennschon  nach  Art.  441  der  Ver- 
äuBserer,  sobald  er  in  Anspruch  genommen.,  sich  dieserhalb  an  den 
Erwerber  halten  kann. 

4.  Der  Erwerber  tritt  nicht  in  alle  Verbindlich- 
keiten seines  Auktor  ein,  ja  kann  von  der  Rhederei  auch 
nicht  einmal  für  den  Verlust  der  zur  Zeit  der  Veräusserung  laufen- 
den Reise  in  Anspruch  genommen  werden,  wohl  aber  für  die  in  der 
Zeit  nach  der  Erwerbung  und  nicht  erst  für  die  nach  der  Anzeige 
von  dieser  entstandenen  V^erbindlichkeiten.  Dieser  letztere  Satz 
hat  seinen  Grund  darin,  dass  der  Eigenthümer  einer  Schiffspart 
Witrheder,  und  demgemäss  zur  Leistung  der  zum  Rhedereibetriebe 
erforderlichen  Beiträge  verpflichtet  ist.  Wollte  man  nun  den  Er- 
'werber  erst  von  der  Anzeige  an  der  Rhederei  gegenüber  verpflich- 
ten, so  würde  damit  auch  der  Uebergang  des  Eigenthums  an  der 
Part  bis  zu  diesem  Moment  aufgeschoben,  und  damit  für  diesen 
selbst  eine  bestimmte  Form  wieder  eingeführt  werden  (Prot.  IV 
S.  1555).  Es  sind  demgemäss  die  einzelnen  Verbindlichkeiten, 
welche  sich  bei  Gelegenheit  eines  und  desselben  Unternehmens  er- 
geben haben,  gesondert  zu  betrachten,  und  es  hat  entweder  der 
Veräusserer  oder  der  Erwerber  dafür  aufzukommen,  je  nachdem 
dieselben  vor  oder  nach  der  Uebertragung  der  Schiffspart  ent- 
standen sind. 

5.  Ausserdem  hat  der  Erwerber  die  vor  seinem  Ein- 
tritt beschlossenen  Unternehmungen  für  sich  gelten 
zu  lassen  und  hat  die  nachher  dafür  notnwendig  werdenden  und 
nachher  ausgeschriebenen  Beiträge  zu  leisten,  während  für  die 
vorher  beschlossenen  aber  noch  nicht  eingeforderten  Beiträge  der 
Veräusserer  haftet  (Prot.  IV  S.  1556  f.).  Der  Erwerber  muss  sich 
auch  gefallen  lassen,  dass  ihm  von  den  Mitrhedern  „wegen  der 
Ansprüche  gegen  den  Austretenden"  „Abzüge  auf  seinen  AntheiP^, 
d.  h.  bei  einem  auch  später  ihm  auszuzahlenden  Gewinn  gemacht 
werden.  Durch  die  Veräusserung  und  den  Austritt  eines  Mit- 
rheders  darf  nämlich  die  Lage  der  Rhederei  nicht  verschlechtert 
werden,  darf  keine  Aenderung  in  den  Rechten  der  übrigen  Mit- 
rheder  eintreten,  und  so  ist  es  nothwendig,  dass  dieselben  ihr  per- 
sönliches Forderungsrecht  gegen  den  austretenden  Mitrheder  be- 
halten, und  ihnen  die  dinghche  Sicherheit,  die  ihnen  dessen  Schiffs- 

Eart  und   die  hierauf  fallenden  Gewinnantheile  gewähren,  erhalten 
leibt  (Prot.  S.  1552  f.). 

Art.  472. 

•   Eine  Aenderung  in  den  Personen  der  Mitrheder  ist  ohne  Eine 
fkiss  auf  den  Fortbestand  der  Rhederei» 

Wenn  ein  Mitrheder  stirbt  oder  in  Konkm-s  geräth  oder  eur 
VerwaÜung  seines  Vermögens  rechtlich  unfähig  mrd,  so  hat  dies  die 
Auflösung  der  Rhederei  nicht  mr  Folge. 
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^^^  jBm6  Aufkündigung  von  Seiten  eines  Mitrheders  oder  eme  Aus- 

schliesstmg  eines  Mitrheders  findet  nicht  statt. 


Der  Artikel  zeigt,  wie  schon  früher  darauf  hingewiesen  (s.  die  Aus- 
führungen zu  Art.  456  S.  41),  dass  die  Rhederei  eine  juristische  Person, 
und  keine  Societät  ist.     Die  Personen  der  Mitrheder  sind  völlig 
p      '  irrelevant,  wie  es  auch  irrelevant  ist,  ob  dieselben  vorübergehend  oder 

^r  -.  dauernd  verhindert  sind,  sich  bei  der  Leitung  der  Angelegenheiten 

^  i     1  der  Rhederei  zu  betheiligen.     Dahergeht  auch  die  Schiffspart,  d.h. 

5x  nicht  etwa  nur  der  quote  Theil   des  Schiffskörpers,    sondern   auch 

der    entsprechende    Antheil    am    Rhedereibetriebe    auf  die    Erben 
über.     Diese  werden  von  selbst,   ohne  dass  es  einer  darauf  bezüg- 
^■;>  liehen   Erklärung    oder    einer   Aufnahme    von   Seiten   der   übrigen 

ll ,;  Mitrheder  bedürfte,  Mitglieder  der  Rhederei  an  Stelle  ihres  Erblassers. 

[v      .  In  gleicher  Weise  geht   die  Schiffspart  in   die  Masse  des  in  Kon- 

>•.'";*  kurs  gerathenen  Mitrheders  über  und  wird  von  dieser,   ganz    wie 

iy^~  von  einem  persönlichen  Rheder  veräussert. 


Art.  478. 

Die  Auflösung  der  Rhederei  kann  durch  Stimmenmehrheit  be- 
schlossen werden.  Der  Beschluss,  das  Schiff  zu  ver äussern,  steht 
dem  Beschlüsse  der  Auflösung  gleich. 

Ist  die  Auflösung  der  Bhederei  oder  die  Veräusserung  des 
Schiffes  beschlossen^  so  muss  das  Schiff  öffentlich  verkauft  werden. 
Der  Verkauf  kmm  nur  geschehen^  wenn  das  Schiff  zu  ein(r  Reise 
nicht  verfrachtet  ist  und  in  dem  Beimathshafen  oder  in  einem  in- 
ländischen Hafen  sich  befindet.  Ist  jedoch  das  Schiff  als  reparatur- 
unfähig oder  reparaturunuHirdig  (Art,  444)  kondemnirt,  so  kann  der 
Verkauf  desselben,  auch  wenn  es  verfrachtet  ist,  und  selbst  im  Aus- 
lande erfolgen.  Soll  von  den  vorstehenden  Bestimmungen  abge- 
wichen werden,  so  ist  die  Zustimmung  aller  Mitrheder  erforderlich. 

1.  Die  Rhederei  hört  auf  zu  existiren  mit  dem 
Fortfallen  ihres  Subjekts  und  ihres  Objekts,  d.  h.  mit 
dem  Fortfallen  der  mit  juristischer  Persönlichkeit  begabten  Personen- 
Vereinigung  imd  mit  dem  Verluste  des  Schiffes.  Die  Personen- 
Vereinigung  hört  als  juristische  Person  auf  zu  existiren,  wenn  die 
dieselbe  bildenden  physischen  Personen  in  gültiger  Weise,  d.  h. 
durch  Stimmenmehrheit  beschliessen ,  nicht  mehr  die  juristische 
Person  bilden  zu  wollen,  d.  i.  die  Auflösung  der  Personen-Mehrheit 
beschhessen.  Ein  Verlust  des  Schiffes  lässt  sich  als  vollständiger 
Untergang  denken  oder  als  ein  Verlust  desselben  fiir  die  Rhederei. 
Dieser  kann  gleichfalls  durch  einen  Beschluss  der  Letzteren  herbei- 
geführt werden.  Das  Gesetz  sagt,  der  Beschluss,  das  Schiff  zu 
veräussem,  steht  dem  Beschlüsse  der  Auflösung  gleich.  Da  näm- 
lich die  Rhederei  aus  einer  subjektiven  und  einer  objektiven  Grund- 
lage besteht,  und  ohne   die  sächliche  Grundlage  des  Schiffes  eben 


fe&e^ 


Von  dem  Rheder  und  der^Rhederei.  71 

80  wenig,  wie  ohne  Personenmehrheit  gedacht  werden  kann,  so 
bedeutet  der  ßeschluss,  das  Schiff  zu  veräussern,  die  Auflösung  der 
Rhederei.  Natürlich  hört  die  Rhederei  autih  auf  zu  existiren,  so- 
bald sämmtliche  Parten  in  der  Hand  Einer  Person  vereinigt  sind. 
Dann  tritt  an  die  Stelle  einer  Rhederei  Ein  Rheder. 

2.  Hinsichtlich  des  Auflösungs  beschlusses  ist  noch  zu 
bemerken,  dass  er  nicht  mit  dem  faktischen  Verhalten 
der  Rhederei  im  Widerspruch  stehen  darf.  Denn  wenn 
Dach  demselben  die  Seefahrt  fortbetrieben,  das  Schiff  z.  B.  für  eine 
neue  Reise  verchartert  würde,  so  wäre  darin  der  Beschluss  zu 
sehen,  den  Auflösungsbeschluss  zurückzunehmen  (Prot.  IV  S.  1558) 
oder  vielmehr  die  durch  konkludente  Handlungen  zu  erkennen  ge- 
gebene Uebereinkunft,  eine  neue  Rhederei  mit  sämmtlichen  Voraus- 
setzungen der  früheren  zu  gründen. 

3.  Um  die  Interessen  der  einzelnen  Mitrheder  zu  wahren,  ist 
vorgeschrieben,  dass,  abgesehen  vom  Falle  eines  einstimmigen  Be- 
schlusses sämmtlicher  Mitrheder.  der  Verkauf  des  Schiffes  ein 
öffentlicher  sein,  der  Regel  nach  nicht  in  einem  auswär- 
tigen Hafen  und  auch  dann  nicht,  wenn  das  Schiff  zu  einer 
Reise  verfrachtet  ist,  erfolgen  soll  (Prot.  IV  S.  1559).  Die 
im  Gesetze  zugelassenen  Ausnahmen  von  der  Regel  sind  gleich- 
falls wieder  durch  das  wohlverstandene  Interesse  der  Rheder  be- 
dingt. Das  Gesetz  verbietet  jedoch  nur  den  Verkauf  selbst, 
während  das  Schiff  verfrachtet  ist  oder  in  einem  auswärtigen 
Hafen  liegt,  nicht  aber  die  Fassung  des  einen  solchen  anordnenden 
Beschlusses.  Es  ist  dies  um  so  weniger  zweifelhaft,  als  die  Fassung 
des  Preussischen  Entwurfs   (Art.  410): 

Die  Bhederei  Jcmm  mit  Stimmenmehrheit  ihre  Auflösung  wid 
den  Verkauf  des  Schiffes  heschliessen ,  sofern  dasselbe  nicht  zu  einer 
Reise  verfrachtet  oder  von  der  Reise  bereits  eurüchgekehrt  ist; 

welche  die  Auffassung  zuliess,  als  ob  auch  die  Beschlussfassung 
über  die  Veräusserung  eines  Schiffes  nicht  zulässig  wäre,  so  lange 
dasselbe  abwesend,  nicht  adoptirt  wurde,  und  dem  auf  der  Ham- 
burger Konferenz  gestellten  Antrage,  „auszusprechen,  dass  die 
Majorität  vor  Heimkehr  des  Schiffes  in  die  Heimath,  also  bevor 
dasselbe  nochmals  besehen,  und  sein  Werth  untersucht  worden, 
nicht  einmal  den  Beschluss  fassen  könne,  dass  das  Schiff  in  der 
Heimath  zu  verauktioniren  sei",  keine  Folge  gegeben  wurde 
(Prot.  IV  S.  1559).  So  hat  auch  das  Reichs- Oher-Handels- Gericht 
entschieden  in  einem  Falle,  in  welchem  die  Gültigkeit  des  Ver- 
kaufsbeschlusses nachträghch  angefochten  wurde,  weil  das  Schiff 
zur  Zeit,  als  derselbe  gefasst  war,  verfrachtet  in  New- York  ge- 
legen hatte  (Entsch.  XIV  Nr.  131  S.  418  ff). 

4.  Nach  Auflösung  der  Rhederei  ist  das  Vermögen  der- 
selben, also   der  aus  dem  Verkauf  des  Schiffes  gewonnene  Erlös 
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und  die  etwa  noch  vorhandenen  Baarbestände  unter  die  Mitrheder 
zu  vertheilen. 

5.  Wie  die  Liquidation  zu  erfolgen  habe,  bestimmt  das 
Gesetz  nicht.  Es  erklärt  sich  dies  daraus  ^  dass  gewöhnlich  die 
Auflösung  der  Khederei  nicht  die  Folge  eines  ausdrücklich  diese 
aussprechenden,  sondern  die  Veräusserung  des  Schiffes  anordnen- 
den Beschlusses  ist.  Alsdann  ist  aber  die  Rhederei  erst  aufgelöst 
mit  der  Ausführung  dieses  Beschlusses;  d.  h.  mit  dem  Verkauf  des 
Schiffes.  Dieser  findet  aber  regelmässig  erst  statt  nach  Beendigung; 
einer  Reise.  Gewöhnlich  werden  daher  die  Geschäfte  der  Rhederei 
vollständig  abgewickelt  sein,  wenn  der  Verkauf  vorgenommen 
*  wird,    so   dass  nach    der   Auflösung   der  Rhederei   nur  noch  der 

Kauferlös  unter  die  Mitrheder  zu  vertheilen  ist.     Sind  jedoch  nach 
Auflösung  der  Rhederei  noch  Geschäfte  abzuwickeln,  so  muss  dies 
l^i  von    den  einzelnen  Mitrhedern  geschehen,  welche  auch  als  Kläger 

und  Beklagte  im  Prozess  aufzutreten  haben.  Natürlich  können 
dieselben  sich  durch  Bevollmächtigte  vertreten  lassen,  und  zwar 
alle  Rheder  durch  dieselben,  ja  auch  durch  einen  und  denselben. 
Dieser  eine  kann  eben  so  gut  der  frühere  Korrespondentrheder, 
wie  jede  andere  Person  sein;  so  jedoch  dass  seine  Qualität  als 
Korrespondentrheder  jetzt  weiter  gar  nicht  in  Betracht  kommt. 
Dagegen  ist  es  m.  E.  nicht  richtig,  wenn  das  Appellationsgericht 
zu  Celle  im  einem  Erkenntniss  vom  28  Mai  1868  (Seuffert*s  Archiv 
XXIV  Nr  70)  annimmt,  dass  durcli  einen  vor  Auflösung  der 
Rhederei  gefassten  Majoritätsbeschluss  eine  Liquidations-Kommission 
niedergesetzt  werden  könne,  welche  mit  der  gerichtlichen  und 
aussergerichtlichen  Vertretung  der  bisherigen  Mitrheder  betraut 
werde.  Denn  die  Rhederei  darf  über  ihre  Sphäre  nicht  hinaus- 
gehen, und  sie  kann  ihren  Mitgliedern  für  die  Zeit,  wo  diese  auf- 
gehört haben,  Mitrheder  zu  sein,  eben  so  wenig  Mandatare  er- 
nennen, als  irgend  einer  dritten  Person. 

Art.  474. 

Die  Mitrheder  als  solche  haften  Dritteyi^  iverni  ihre  persönliche 
Haftung  eintritt,  nur  nach  Verhältniss  der  Grösse  ihrer  Schiffs- 
parten, 

Ist  eine  Schiffspart  veräussert,  so  haftet  für  die  in  der  Zeit 
zwischen  der  YiTüussermig  und  der  im  Art.  471  envähnten  Anzeige 
etwa  begründeten  persö^ilichen  Verhindlichheite^i  rüchsichtlich  dieser 
Schiffspart  sowohl  der  Veräusserer  als  der  Erwerber. 

1.  Während  das  römische  Recht  bei  mehreren  Rhedern  eines 
Schiffes  einen  Unterschied  machte,  ob  sie  alle  zusammen  die  See- 
fahrt mit  demselben  persönlich  betreiben  oder  durch  einen  magister 
napis,  und  im  ersteren  Falle  jeden  nur  pro  rata  parte  haften  liess, 
im  letzteren  alle  in  solidum,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  einer  aus 
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« 

ihrer  Mitte  zum  magister  navis  bestellt  war  (L,  1  §  25.  L.  2,  L.  3. 
L  4  pr.  §  1  De  exerdt  ad.  [14,  1] ;  so  lässt  da«  H.G.B.  der  im 
neueren  Seerecht  überhaupt*)  zur  Geltung  gelangten  Richtung 
folgend  für  jeden  der  Mitrheder  nur  proratorische 
Haftung  nach  der  Grösse  seiner  SchifFspart  eintreten,  voraus- 
gesetzt, dass  der  Mitrheder  „als  solcher",  d.  h.  lediglich  auf  Grund 
seiner  Zugehörigkeit  zur  Rhederei  und  nicht  auf  Grund  eines  be- 
sonderen Verhältnisses,  z.  B.  einer  Uebereinkunft  oder  wegen  eines 
Vergehens  in  Anspruch  genommen  wird    (Prot.  IV  S.  1612  f.). 

2.  Hinsichtlich  des  Verhältnisses  des  Veräusserers 
und  des  Erwerbers  einer  Schiffspart  dem  Dritten  gegen- 
über stellt  das  Gesetz  dasselbe  Prinzip  auf,  wie  den  Mitrhedern 
gegenüber.  Wie  diesen  der  Veräusserer  bis  zur  Anzeige  von  der 
stattgehabten  Veräusserung  haftet,  und  erst  hierdurch  frei  wird, 
der  Erwerber  bereits  von  der  Veräusserung  an,  während  der  Zeit 
von  der  Veräusserung  bis  zur  Anzeige  davon  die  Rhederei  zwei 
Schuldner  hat,  Veräusserer  und  Erwerber,  so  kann  sich  auch  der 
dritte  Gläubiger  während  des  gedachten  Zeitraumes  sowohl  an  den 
einen,  wie  an  den  anderen  halten. 

Art.  475. 

Die  Mitrheder  als  solche  Tcörmen  wegen  eines  jeden  Anspruchs, 
ohne  Unterschied,  ob  dieser  von  einem  Mitrheder  oder  von  einem 
Dritten  erhoben  ist,  vor  deni  Gerichte  des  Heimathshafens  (Art,  435) 
belangt  werden. 

Diese  Vorschrift  Tcotnmt  auch  dann  zwr  Anwendu/ng,  wenn  die 
Klage  nur  gegen  einen  Mitrheder  oder  gegen  einige  Mitrheder  ge- 
richtet ist 

Art.  476. 

Auf  die  Vereinigung  zweier  oder  mehrerer  Personen^  ein  Schiff 
für  gemeinschaftliche  Rechnung  zu  erbauen  u/nd  zur  Seefahrt  zu  ver- 
wenden, finden  die  Art.  457,  458,  467,  der  letztere  mit  der  Massgabe 
Anwendung,  dass  er  zugleich  auf  die  Baukosten  zu  beziehen  ist,  des- 
gleichen  die  Art.  Sf2  und  474  und,  sobald  das  Schiff  vollendet 
und  von  dem  Erbauer  abgeliefert  ist,  ausserdem  die  Art  ^0,  471 
md  473. 

Der  Korrespondentrheder  (Art,  459)  kann  auch  schon  vor  Voll- 
endwng  des  Schiffes  bestellt  werden;    er  hat  in  diesem  Fall  sogleich 

*)  Die  französische  Jurisprudenz  lässt  gleichfalls  die  Mitrheder  nur  p''o 
Taia  haften  {Caumont,  dictionnaire  p,  225  n.  57).  Auch  nach  englischem 
Recht  ist  der  Mitrheder  nur  verpflichtet,  sich  pro  rata  seiner  Schiffspart  be- 
langen zu  lassen.  Versäumt  er  jedoch  die  hierauf  gerichtete  plea  in  ahate- 
ri(eiu  geltend  zu  machen,  so  kann  Verurtheilung  auf  den  ganzen  Betrag  der 
Schuld  erfolgen  (Abbott,  treatise  p,  86). 
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nach  seiner  Bestellung  in  Beeug  auf  den  hmfUgen  Bhedereibetrieh 
die  Bechte  und  Pflichten  eines  Korrespandentrheders, 

1.  Das  Gesetz  hat  nicht  im  Auge  eine  Personen-Ver- 
einigung, die  sich  lediglich  zu  dem  Zwecke  gebildet  hat,  ein 
einzelnes  Schiff  oder  mehrere  zum  Verkauf  zu  erbauen,  sondern 
eine  Gesellschaft,  welche  den  gemeinsamen  Erwerb  durch  Seefahrt 
bezweckt  und  zu  diesem  Behufe  sich  ein  Schiff  erbauen  lässt 
(Prot.  IV  S.  1499.  S.  1638).  Auf  eine  solche  Gesellschaft  lässt 
sich  nun  nicht  einfach  der  Begriff  der  Rhederei  anwenden,  weil 
diese  das  Schiff  als  Ginindlage  voraussetzt;  sie  ist  vielmehr  ledig- 
lich eine  civilrechtliche  Societät,  Das  Gesetzbuch  hat  jedoch  auf 
dieselbe,  da  „der  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Bau  des  Schiffes 
vollendet"  ist,  und  der  „Schifffahrtsbetrieb"  beginnt,  „in  sehr  vielen 
Fällen  nicht  zu  ermitteln"  ist,  „sondern  die  den  Bau  und  den  Schiff- 
fahrtsbetrieb betreffenden  Geschäfte  nicht  selten  in  einander  greifen" 
die  für  die  Rhederei  geltenden  Grundsätze,  soweit  sie  hier  überhaupt 
anwendbar  sind,  zur  Anwendung  gebracht  (Prot.  IV  S.  1642.  1654); 
die  über  das  Recht  der  Mitrheder  zur  Veräusserung  ihrer  Parten,  das 
Verhältniss  des  Veräusserers  und  des  Erwerbers  einer  Schiffspart 
zu  den  übrigen  Mitrhedern  und  über  die  Auflösung  der  Rhederei 
fi'oilich  nur  fiir  den  Fall,  dass  das  Schiff  fertig  geworden,  und  der 
Betrieb  beginnen  kann  (Prot.  IV  S.  1647).  In  diesem  Falle  ist 
nämlich  mit  der  vollendeten  dinglichen  Unterlage  die  Rhederei  be- 
reits ausgebildet,  denn  dass  das  Schiff  momentan  zum  Erwerbe 
gebraucht  wird,  fordert  das  Gesetzbuch  für  den  Begriff  der  Rhederei 
überhaupt  nicht. 

2.  Was  die  Anwendung  des  Art  458  betrifft,  so  würde  unter 
den  Begriff  einer  A  bände rung  des  Rhcdereivertrages  ge- 
hören und  demgemäss  Stimmeneinhelligkeit  erfordern  der  Beschluss, 
das  Schiff  grösser  zu  bauen,  als  von  vorn  herein  veranschlagt  war, 
und  demgemäss  auch  höhere  Beiträge,  als  die  ursprünglich  fest- 
gesetzten von  den  einzelnen  Theilnehmem  einzufordern  (Prot.  IV 
S.  1645).  Das  consolato  del  mare  (c,  48)  hatte  zwar  den  entgegen- 
gesetzten Grundsatz,  doch  wurde  dieser  später  allgemein  beseitigt 
(Pohls,  Seerecht  I  S.  100). 

8.  Der  —  wie  gewöhnlich  durch  Majoritätsbeschluss  zu  wäh- 
lende —  Korrespondentrheder  hat  nicht  für  die  ledigUch 
durch  den  Bau  des  Schiffes  veranlassten  Geschäfte  die  Stellung 
eines  Vertreters  der  Gesellschaft,  sondern  nur  für  die  auf  den 
Rhcdereibetrieb  bezüglichen.  Die  Abschliessung  des  Vertrages  mit 
dem  Schiffsbaumeister,  der  Ankauf  von  Baumaterialien  und  Aehn- 
liehes  ist  nicht  Sache  des  Korrespondentrheders,  wohl  aber  der  mit 
Rücksicht  auf  die  nahe  bevorstehende  Vollendung  des  Schiffes  er- 
forderliche Ankauf  von  Proviant  und  sonstigen  Ausrüstungs- 
fegenständen ,  der  Abschluss  von  Frachtverträgen  u.  s.  w.  (Prot. 
V    S.   1641).      Natürlich    kann    der    Korrespondentrheder    durch 
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eine  besondere  Vereinbarung  der  Gesellschaft,  z.  B.  den  Rhederei- 
vertrag  zugleich  als  Bevollmächtigter  derselben  für  den  Schiffsbau 
bestellt  werden;  und  es  kann  dies  auch  durch  die  Majorität  der 
Mitglieder  geschehen,  wenn  derselben  dieses  Recht  durch  den 
Rhedereivertrag  eingeräumt  ist.  In  dieser  Eigenschaft  hat  derselbe 
den  Bau  zu  überwachen,  den  Baumeister  mit  den  etwa  erforder- 
lichen Anweisungen  zu  versehen  und  etwaige  beim  Bau  nothwendige 
ßechtsgeschäfle  abzuschliessen,  auch  die  nöthigen  Beiträge  zu  den 
Baugeldern,  wenn  dieselben  nicht  auf  ein  Mal,  sondern  ratenweise 
eingezahlt  werden,  auszuschreiben  und  einzukassiren  und  die  Bau- 
rechnung zu  fuhren  (Prot.  IV  S.  1642).  Allein  diese  Obliegenheiten 
kommen  demselben  nicht  als  Korrespondentrheder,  sondern  als  be- 
sonders bestellten  Bevollmächtigten  der  Mitrheder  zu. 

Art.  477. 

Wer  ei^  ihm  nicht  gehöriges  Schiff  zum  Erwerb  durch  die  See- 
fahrt für  seine  JRechnung  verwendet  und  es  entweder  selbst  fuhrt 
oder  die  Führung  einem  Schiffer  mivertraut^  wird  im  Verhältniss  zu 
Dritten  als  Rheder  angesehen. 

Der  Eigenihümer  kann  denjenigen,  welcher  aus  der  Verwendung 
einen  Anspruch  als  Schiffsgläubiger  herleitet,  an  der  Durchfuhrung 
des  Anspruchs  nicht  hindern,  sofern  er  nicht  beweist,  dass  die  Ver- 
Wendung  ihm  gegenüber  eine  widerrechtliche,  und  der  Gläubiger  nicht 
iyi  gutem  Glauben  war. 

1.  Das  römische  Recht  versteht,  wie  schon  oben  (S.  31)  her- 
vorgehoben, unter  dem  exercitor  navis  eben  so  wohl  den  Eigen- 
thümer,  als  den,  welcher  mit  einem  fremden  Schiff  dem  Erwerbe 
durch  Seefahrt  nachgeht,  —  den,  der  a  domino  navem  per  aver- 
smem  conduant  vel  ad  tempus  vel  in  perpetuum  —  und  es  sind  in 
der  That  „die  rechtlichen  Beziehungen  Dritter  zu  dem  Schiffseigner, 
der  mit  seinem  Schiffe  Frachtgeschäfte"  vornimmt,  „in  Nichts  ver- 
schieden von  den  Beziehungen  zu  demjenigen,  der  ein  fremdes 
»Schiff  miethet  und  mit  demselben  Frachtgeschäfte 
betreibt"  (Prot.  IV  S.  1497).  So  erklärt  sich  die  Anwendung 
der  für  den  Ersteren  gegebenen  gesetzlichen  Bestimmungen  auf 
den  Letzteren.  Natürlich  Kann  nicht  jeder,  der  mit  einem  fremden 
Schiff  in  irgend  einer  Weise  Frachtgeschäfte  macht,  an  die  Stelle 
des  Rheders  gesetzt  werden,  so  nicht  der,  welcher  für  eine  einzelne 
Reise  ein  Schiff  gemiethet  hat,  selbst  wenn  er  es  in  diesem  Falle 
nicht  selbst  beladen,  sondern  wieder  an  Andere  auf  Stückgüter 
verfrachten  will,  eben  so  wenig  aber  der,  welcher  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  ein  Schiff  gemiethet  hat,  um  dasselbe,  je  nachdem  es 
die  Gelegenheit  fordert,  auf  Stückgüter  oder  auch  im  Ganzen  an 
andere  Personen  zu  verchartern,  vorausgesetzt,  dass  der  Kapitän 
nicht  sein  Angestellter  und  Untergeordneter  ist,  sondern  den  Be- 
fehlen des  Schiffseigenthümers  untergeben  bleibt.    Der  hier  vor- 


?>=■ . ;:  ■ 


»V 


r 


r«. 


76  Zweiter  Titel. 


S^'  liegende  Fall  ist  vielmehr  der,  wo  jemand  das  Schiff  eines  Anderen 

rr^'  durch   einen   Miethskontrakt   oder    einen  sonstigen  Vertrag    unter 

i^^^  seine  Verfiigung  gebracht  hat  und   es  für  sich  fahren  lässt,   dabei, 

f-)-  /  wenn  er  das  Schiff  nicht  selbst  fuhrt,  den  Schiffer    unter    seiner 

t ^.'  Direktion  hat  und  überhaupt  die  für  die  Expedition  erforderlichen 

Dispositionen  selbst  ertheilt  (Prot.  IV  S.  1656  f.  Entsch.  des 
O.A.G.  zu  Lübeck  vom  30.  April  1867  bei  Kierulff,  Sammlung  III 
S.  356).  Nicht  in  Betracht  kommt  es,  ob  der  Schiffer  von  dem 
Miether  des  Schiffes  selbst  angestellt  ist,  oder  ob  der  des  Eigen- 
thümers  auf  dem  Schiffe  bleibt,  „damit  der  Letztere  noch  einige 
[^^.fv;  Garantie  für  eine   entsprechende  Behandlung  des  Schiffes  behält''; 

denn  auch  in  diesem  Falle  repräsentirt  der  Schiffer  nicht  mehr 
den  Eigenthümer  und  führt  nicht  in  dessen  Namen  die  Fracht- 
kontrakte aus. 

2.  Wenn  das  Gesetzbuch  einen  solchen  Miether  im  Ver- 
|:;  hältniss  zu  dritten  Personen  als  Rheder  betrachtet,  so  ist 
|( ; V  das  von  den  Rechten  und  Pflichten  zu  verstehen,  welche  als  Folge 
]^;  des  Rhedereibetriebes  (,>der  Verwendung"  des  Schiffes  „zum  Er- 
'''[  werb  durch  die  Seefahrt*^  erscheinen,  nicht  aber  von  denen,  welche 
l  lediglich  als  Folge  des  Öchiffseigenthums  erklärt  werden  können. 
\  Es  wird  daher  einem  solchen  Miether  das  Recht  zur  Veräusserung 
r  des  Schiffes  nur  unter  der  Voraussetzung  zustehen,  unter  der  auch 

der  Schiffer   dazu  berechtigt  ist.     In   allen    anderen  Fällen  würde 
der  Eigenthümer  zur  Vindikation  befugt  sein   (Prot.  IV   S.  1659. 
'i-    '  VIII  S   3740  f.).     Da  ein  solcher  Miether  aber  dritten   Personen 

^  gegenüber  alle  Rechte  und  Pflichten  eines  Rheders  hat,  demgemäss 

alle  derartigen  Rechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen 
darf,  so  kann  der,  welcher  sich  mit  demselben  in  Rechtsgeschäfte 
einlässt,  beim  Vorhandensein  der  sonstigen  Voraussetzungen  auch 
die  Rechte  eines  Schiffsgläubigers,  also  ein  Pfandrecht  am  Schiffe 
k  selbst  bekommen.     Die   Geltendmachung  dieses   Rechts   kann   der 

Eigenthümer  nicht  hindern,  wenn  sich  nicht  der  Gläubiger  in  mdlü 
fide  befand,  d.  h.  demselben  nicht  bewusst  war,  dass  die  Verwen- 
dung des  öchiffes  von  Seiten  des  Ausrüsters  eine  unbefugte  ge- 
wesen (Prot.  IV  S.  1661).  Dass  der  Eigenthümer  diese  mala  fia^^ 
des  Gläubigers  nachzuweisen,  und  nicht  umgekehrt  der  Gläubiger 
seine  bona  fides  darzuthun  hat,  ist  den  allgemeinen  Rechtsprinzipien 
konform,  nach  denen  quisquis  praesumitur  bonuSy  donec  probeffir 
contrarium. 

3.  Der  Grund  dieser  Bestimmung  ist  ein  ähnlicher,  wie 
der,  welcher  für  das  Auflassungsprinzip  im  deutschen  Immobiliar- 
sachenrecht  massgebend  gewesen.  Wie  hier  die  Rücksicht  auf  den 
Realkredit  bewirkt,  dass  dem  Inhalte  des  Grund-  und  Hypotheken- 
buchs unbedingt  publica  fides  beigemessen  wird,  und  aas  Recht 
dessen  aufrecht  zu  erhalten  ist,  der  dasselbe  von  dem  durch  jenes 
als  Eigenthümer  oder  Hvpothekengläubiger  Nachgewiesenen  erworben 
hat,   ohne  Rücksicht   aarauf,    ob   dieser  in  Wahrheit  Eigenthümer 
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oder  Hypothekengläubiger  ist,  so  hat  das  Interesse  der  Sicherheit 
der  Seeschi£EFahrt  es  veranlasst,  dass  hinsichtlich  der  von  dritten 
Personen  erworbenen  Rechte  der  stets  als  Eigenthümer  des  Schiffes, 
also  auch  zur  Einräumung  von  Rechten  an  demselben  befogt 
angesehen  wird,  der  die  Disposition  über  das  Schiff  hat.  Häufig 
nämlich  ist  es  fiir  den,  welcher  mit  einem  Schiffsführer  ein  Rechts- 
geschäft abschliesst,  äusserst  schwierig,  unter  Umständen  ganz 
unmöglich,  festzustellen,  ob  der  Schiffer  als  Vertreter  des 
Eigenthümers  oder  eines  Miethers  des  Schiffes  handelt  (Prot.  IV 
S.  1662). 


DRITTEE  TITEL. 

Von  dem  Schiffer. 


Art.  478. 

Der  Führer  des  Schiffes  (SchiffsJcapitän,  Schiffer)  ist  verpflichtet^ 
bei  allen  Dienstverrichtungen,  namentlich  hei  der  Erfattumg  der  von 
ihm  auszuführenden  Verträge,  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Schiffers 
anzudvenden.  Er  haftet  für  jeden  durch  sein  Verschulden  entstand e^^ien 
Schaderb,  insbesondere  für  den  Schaden^  tvelcher  au^  der  Verletzung 
der  in  diesem  und  den  folgenden  Titeln  ihm  auferlegten  Pflichten 
entsteht 

m 

1.  Der  Führer  eines  Schiffes,  in  der  kaufmännischen 
und  seemännischen  Sprache  „Kapitän,"  in  der  amtlichen  Sprache 
in  Deutschland,  wo  man  diese  Bezeichnung  für  den  Befehlshaber 
eines  Kriegsschiffes  reservirt,  „Schiffer"  genannt,  kann  alleiniger 
Eigenthümer  des  Schiffes,  oder  Eigenthümer  einer  Schiffspart,  oder 
weder  das  Eine,  noch  das  Andere,  sondern  blos  Angestellter  des 
Eheders  oder  der  Rhederei  sein.    Die  Regel  ist  die,  dass  der  Ka- 

Jitän  Eigenthümer  einer  Part,  also  Mitrheder  ist.  Indess  wird 
ierdurch  sein  Verhältniss  als  Schiffsführer,  abgesehen  etwa  von 
der  Bestimmung  des  Art.  522  nicht  alterirt.  Das  H.G.B.  hat  ledig- 
lich den  Schiffer  als  Angestellten  des  Rheders  resp.  der  Rhederei 
im  Sinne.  Einzig  und  allein  auf  diesen  anwendbar  sind  aber  nur 
die  Bestimmungen,  welche  von  dem  Verhältniss  des  Schiffers  zum 
Rheder  und  der  Rhederei  handeln  (Art.  495—503.  Art  513—526), 
nicht  aber  die,  welche  das  Verhältniss  desselben  zu  den  Ladungs- 
betheiligten  betreffen  (Art.  504 — 511)  und  die,  welche  die  allge- 
meinen Pflichten  enthalten,  die  dem  Schiffer  mit  Rücksicht  auf  die 
Sicherheit  der  Schifffahrt  und  im  Interesse  sämmtlicher  bei  der- 
selben BetheiUgten  auferlegt  sind  (Art.  478 — 493). 
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2.  Die  von  dem  Schiffer  zu  bethätigende  Sorgfalt  ist  die- 
selbe, welche  überall  da  vorkommt,  wo  das  H.G.B.  einen  beson- 
deren Grad  der  zu  prästirenden  Diligenz  fordert,  nämlich  diligentia 
diligentis  patrisfamuias  mit  der  Massgabe,  dass  jede  Verletzung 
der  durch  das  Gesetz  oder  die  Anschauungen  der  Berufsgenossen 
dem  Schiffer  auferlegten  Pflichten  unter  den  Begriff  der  von  dem- 
selben zu  prästirenden  culpa  levis  fällt. 

Das  Gesetzbuch  hat  selbst  eine  Reihe  von  Obliegenheiten  des 
Schiffers  aufgeführt.  Hiermit  ist  jedoch  nur  eine  Exemplifizirung 
der  Handlungsweise  eines  ordentlichen  Schiffers  beabsichtigt.  Die 
Nichtbeobachtung  dieser  Obliegenheiten  hat  keine  Strafe  zur  Folge, 
aber  sie  begründet  ohne  Weiteres  den  Begriff  einer  zu  prästiren- 
den culpa  (Prot.  IV  S.  1929.  VHI  S.  3748).  Welche  sonstigen 
Handlungen  oder  Unterlassungen  eine  mlpa  des  Kapitäns  begrün- 
den, darüber  entscheidet  richterliches  Ermessen,  nöthigenfalls  nach 
Anhörung  von  Sachverständigen.  Natürlich  ist  hierbei  eine  be- 
stimmte Handlung  oder  Unterlassung  nicht  immer  ohne  Weiteres 
culpa  y  sondern  es  kommt  auf  die  besonderen  Umstände  des  Falls 
an.  Es  wird  noch  nicht  unter  den  Begriff  der  culpa  fallen,  wenn 
der  Schiffer  nicht  ängstlich  den  üblichen  Kurs  für  eine  bestimmte 
Reise  einhält,  wohl  aber  wenn  derselbe  einen  Umweg  macht,  oder 
Haien  anläuft,  etwa  um  dort  seine  Privatangelegenheiten  zu  be- 
sorgen (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  13.  Oktober  1870  bei 
Kierulff,  Samml.  VI  S.  482),  eben  so  wenn  der  Schiffer  trotz  der 
ihm  bekannten  Blokade  des  Bestimmungshafens  seine  Reise  dort- 
hin fortsetzt  und  nicht  entweder  nach  dem  Abgangshafen  zurück- 
geht oder  in  einen  Zwischenhafen  einläuft  (Entsch.  des  R.O.H.G. 
VllI  S.  299).*)  Dagegen  wird  man  es  nicht  unbedingt  für  ein 
Versehen  des  Kapitäns  halten  können,  wenn  er,  obwohl  er  weiss, 
dass  seine  Flagge  oder  das  von  ihm  geführte  Gut  unfrei  geworden, 
doch  seine  Fahrt  fortsetzt,**)  sondern  nur,  wenn  die  Gefahr  nahe 
liegt,  vom  Feinde  aufgebracht  zu  werden,  z.  B.  wenn  er  sich  in 
Gewässer  begiebt,  in  denen  sich  feindliche  Kreuzer  befinden.  Fer- 
ner wird  natürlich  in  den  Gewässern,  in  denen  eine  gesetzliche 
Zwangspflicht  der  Zuziehung  eines  Lootsen  besteht,  die  Unterlassung 
dieser  Zuziehung  als  culpa  des  Kapitäns  aufzufassen  sein,  nicht  aber 
ohne  Weiteres  in  eii;iem  s.  g.  Lootsfahrwasser,  d.  h.  da,  wo  man 
sich  gewöhnlich  eines  Lootsen  bedient,  oder  wo  die  Vorsicht  dies 
zu  gebieten  scheint,***)  sondern  nur  dann,  wenn  weder  er  selbst. 


*)  Aeltere  und  neuere  Seerechte  enthalten  auch  eine  ausdrückliche  dahin 
zielende  Vorschrift:  §  1686  Preuss.  A.L.R.  ü,  8.  Code  de  comrn.  art.  27.9. 
Eine  solche  fand  sich  auch  im  Preuss.  Entw.  des  H.G.B.  Art.  427.  Sie  wurde 
in  das  H.G.B.  nicht  aufgenommen,  um  den  Schiffer  in  der  Wahl  der  zweck- 
dienlich scheinenden  Mittel  nicht  einzuengen:  Prot.  IV  S.  1867 f. 

*^)  Der  Preuss.  Entw.  Art.  425  —  wie  auch  das  Pr.  A.L.E.  (§  1687  II,  S)  — 
hatte  in  diesem  Falle  gleichfalls  dem  Schiffer  Einlaufen  in  einen  heimischen 
oder  neutralen  Hafen  vorgeschrieben.    Vergl.  Prot.  IV  S.  1866  f. 

***)    Die   generelle  Vorschrift   des   Preuss  Entw.  Art.  428,   stets  einen 
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noch  eine  andere  Person  der  Schiffsbesatzung  von  den  Eigenthüm- 
lichkeiten  des  Gewässers  genügende  Kunde  hat  (Entsch.  desR.O.H.G. 

XI  S.  331  ff.)*) 

3.  Wenn  aber  nach  dem  Gesetz  der  Schiffer  auch  fiir  omnis 
culpa  haftet,  so  kann  durch  einen  Vertrag  der  Betheihgten 
diese  Verhaftung  a,u{  culpa  lata,  ja  auf  dolus  allein  be- 
schränk t  werden  (X.  J23  De  R.  J.  [50,  17].  L.  1  §10  Bepositi 
[16,  3]),  denn  nur  die  vertragsmässige  Ausschhessung  des  Haftens 
für  dolus  ist  als  contra  honos  mores  verboten,  und  in  dieser  Hin- 
sicht kann  man  nicht  die  culpa  lata  dem  dolus  für  gleichgestellt 
erachten.  (So  auch  Entsch.  des  O  A.G.  zu  Lübeck  vom  29.  Mai 
1856  in  Seuffert's  Archiv  XI  Nr.  86.) 

Art.  479. 

Diese  Haftung  des  Schiffers  besteht  nicht  nur  gegenüber  dem 
Rh^der^  sondern  auch  gegenüber  dem  Befrachter  ^  Ablader  und  La- 
dmigsempfänger,  dem  Reisenden,  der  Schiffsbesatzung  und  detnjenigen 
Schiffsgläubiger ,  dessen  Forderung  aus  einem  Kreditgeschäft  (Art. 
497)  entstanden  ist;  insbesondere  dem  Bodmereigläubiger, 

Ber  Schiffer  tvird  dadurch^  dass  er  auf  Anweisung  des  Rheders 
gehandelt  hat,  den  übrigen  vorgenannten  Personen  gegember  von  der 
Haftung  nicht  befreit, 

Burch  eine  solche  Amveisung  tvird  auch  der  Rheder  persönlich 
verpflichtet,  wenn  er  bei  Ertheilung  derselben  von  dem  Sachverhält- 
niss  unterrichtet  war, 

1.  Abweichend  vom  römischen  Recht,  welches  neben  dem 
Rheder  auch  den  magister  navis  aus  den  von  ihm  seiner  Vollmacht 
gemäss  abgeschlossenen  Geschäften  in  Anspruch  nehmen  lässt, 
bleibt  nach  dem  jetzt  geltenden  Recht  in  Folge  des  Prinzips  der 
direkten  Stellvertretung  der  Schiffer  aus  den  von  ihm  als  Ver- 
treter des  Rheders  abgeschlossenen  Geschäften  von  jeder  persön- 
lichen Haftbarkeit  frei.  Trotzdem  hat  das  Gesetzbuch  eine  Ver- 
haftung des  Schi f f e r s  wegen  Versehen  nicht  nur  dem  Rheder, 
sondern  auch  gewissen  P.ersonen  gegenüber,  mit  denen  er  als  Ver- 
treter des  Ersteren  in  kontraktlichen  Beziehungen  steht,  statuirt. 
Diese  Verhaftung  darf  jedoch  nicht  analog  auf  andere  Personen 
ausgedehnt  werden,  zu  denen  der  Schiffer  in  einem  ähnlichen  Ver- 
hältniss  steht.  Um  dies  zu  verhüten,**)  hat  man  eine  generelle 
Bezeichnung  vermieden  und  die  einzelnen  Personen- Kategorien  be- 
sonders aufgeführt  (Prot.  IV  S.  1928  f.,  VI  S.  2615.  S.  2860). 
Wenn  aber  auch  der  Schiffer  diesen  genannten  Personen  für  allen 
Schaden  haftet,    der  ihnen  aus  einer  Pflichtverletzung  von  seiner 

Lootsen  an  Bord  zu  nehmen,  wo  „Gesetz,  Gewohnheit  oder  Vorsicht  es  ge- 
bieten/* wurde  gestrichen:  Prot.  IV  S.  1781  ff. 

*)  Ueber  das  Verschulden  bei  Schiffskollisionen  s.  Art.  736. 

**)  Speziell  um  die  Frage,  in  wie  fern  „der  Assekuradeur  den  Schiffer  zu 
belangen  befugt  sei/*  nicht  zugleich  mit  zu  entscheiden. 
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Seite  erwachsen  ist,  so  kann  man  demselben  doch  nicht  zurauthen, 
bei  seinen  Handlnngen  die  möglichen  Beziehungen  dieser  Personen 
zu  anderen  in  Betracht  zu  ziehen  und  unter  Berücksichtigung  aller 
dieser  Verhältnisse  zu  erwägen,  ob  nicht  aus  einer  Handlung  oder 
Unterlassung  denselben  ein  Nachtheil  erwachsen  könne.  Der 
Schiffer  haltet  daher  z.  B.  nicht  für  den  Nacbtheil,  der  den  Be- 
frachtern dadurch  zugefugt  ist,  dass  durch  eine  von  ihm  vorge- 
nommene Handlung  ihnen  Kosten  erwuchsen,  deren  Erstattung  sie 
nicht  von  ihren  Versicherern  verlangen  können,  während  er  eine 
andere  Handlung  hätte  vornehmen  können,  die  nur  erstattungs- 
fähige Kosten  in  ihrem  Gefolge  gehabt  haben  würde.  Man  darf 
demselben  vielmehr  nur  zumuthen,  solche  Verhältnisse  in  Betracht 
zu  ziehen,  über  deren  Vorhandensein  und  Beschaffenheit  er  ein 
sicheres  Ürtheil  hat  (Erk.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  19.  Juli 
1851  in  Seuffert's  Archiv  VI  Nr.  247). 

2.  Die  Bestimmung  des  Abs.  2  erklärt  sich  daraus,  dass  der 
Schiffer  Sachverständiger  ist  und  daher  wissen  muss,  dass  er  durch 
Verletzung  der  ihm  obliegenden  Pflichten  möglicherweise  Leben 
und  Vermögen  der  im  Artikel  genannten  Personen  gefährdet.  Die 
darauf  hinauslaufende  Anweisung  der  einen  derselben  kann 
ihn  daher  nur  von  der  Inanspruchnahme  dieser  einen 
Person,  nicht  aber  von  der  der  übrigen  befreien.  Denn  der 
dohs  oder  die  culpa,  deren  sich  jemand  gegenüber  einer  bestimm- 
ten Person  schuldig  macht,  wird  dadurch  nicht  beseitigt,  dass  die- 
selbe durch  eine  andere  Person  provozirt  ist.  Dass  der  Schiffer 
der  Angestellte  des  Rheders  ist  und  dessen  Anweisungen  Folge  zu 
leisten  hat,  bewirkt  hierin  keine  Aenderung,  denn  diese  Pflicht 
erstreckt  sich  nicht  auf  solche  Anordnungen,  die  auf  Rechtsver- 
letzungen hinauslaufen  (Prot.  VIII  S.  3813). 

3.  Dass  der  Rheder,  wenn  der  Schiffer  auf  seine  Anordnung 
hin  sich  eine  Rechtsverletzung  hat  zu  Schulden  kommen  lassen, 
gleichfalls  haftet,  ist  dadurch  bedingt,  dass  hier  mit  dem  Verschul- 
den des  Schiffers  auch  ein  eigenes  Verschulden  des  Rheders  kon- 
kurrirt.  Es  genügt  jedoch,  um  diese  Verhaftung  des  Rhe- 
ders zu  begründen,  nicht,  dass  der  Letztere  dem  Schiffer  eine 
derartige  Anweisung  hat  zukommen  lassen,  sondern  es  ist  noth- 
wendig,  dass  die  Handlung  oder  die  Unterlassung  des  Schiffers, 
welche  die  Rechtsverletzung  enthält,  auch  wirklich  die  Folge  der 
Anordnung  des  Rheders  ist  (Prot.  VIII  S.  3814  f.).  Es  ist  übri- 
gens Sache  des  Schiffers,  den  Rheder,  wenn  er  ihm  eine  Anweisung 
der  in  Rede  stehenden  Art  ertheilt,  über  den  Sachverhalt  zu  unter- 
richten. Unterlässt  er  dies,  so  haftet  er,  weil  er  eben  hierdurch 
sich  gleichfalls  ein  Versehen  zu  Schulden  kommen  lässt,  auch  dem 
Rheder,  mit  Ausnahme  natürlich  des  Falles,  wo  Letzterer  ohne 
Weiteres  in  der  Lage  war,  sich  über  den  Sachverhalt  selbst  zu 
Orientiren. 


Lewis,  Seerechi.  6 
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Art.  480. 


Der  Schiffer  hat  vor  Antritt  der  Reue  dafür  zu  sorgen,  dass 
das  Schiff  in  seetüchtigem  Stande,  gehörig  eingerichtet  und  ausge- 
rüstet, gehörig  bemannt  und  verproviantirt  ist,  und  dass  die  mm 
Ausweis  für  Schiff,  Besatzung  und  Ladung  erforderlichen  Papiar 
an  Bord  sind, 

1.  Dem  Schiffer  wird  es  zur  Pflicht  gemacht,  für  die  ge- 
hörige Ausrüstung  und  Einrichtung  des  Schiffes  zu  sorgen  Im 
Heimathshafen  darf  er  zwar  die  hierzu  erforderlichen  Rechtsge- 
schäfte nur  im  Auftrage  des  Rlieders  vornehmen  (Art.  495).  Da- 
raus fotgt  jedoch  nicTit,  dass  derselbe  seiner  Pflicht  Genüge  ge- 
leistet, wenn  er  den  Rheder  auf  die  zur  Ausrüstung  erforderlichen 
Gegenstände  aufmerksam  gemacht  und  deren  Anschaffung  von  ihm 
\  verlangt  hat.    Hierdurch  wird  er,  wenn  er  ohne  die  gehörige  Aus- 

^  rüstung  des  Schiffes  in  See  geht,  und  daraus  ein  Sehaden  entsteht, 

y^,.  nur  frei  von  der   Verhaftung   gegenüber  dem   Rheder,  nicht  aber 

den  übrigen   in  Art.  479   genannten  Personen  (Prot.  IV  S.  1755). 

|—  2.     Was  die  gehörige  Einrichtung  des  Schiffes  anlangt,  so 

K  erörtern  fxnihere  Schriftsteller  sehr   ausführlich  die  Frage,    ob  der 

Schiffer  für  den   durch   Ratten  oder  Mäuse  an  den  Waaren  ange- 

richteteu    Schaden   hafte,   wenn   er   keine  Katzen  auf  dem  Schiffe 

^  gehalten    (Pohls,  Seerecht  II   S.  469 f.   und  die  daselbst  Citirteu). 

So  viel  ist    entschieden    zu   behaupten,   dass   der    Schiffer  für  die 
^,  gehörige  Reinigung  des  Schiffes  zu  sorgen  hat,  bevor  er  die  neue 

'  Ladung    einnimmt.     Lässt    sich    aber   wegen   der   Kürze    der  Zeit 

oder  aus  anderen  Gründen  bis  dahin  die  Vertilgung  des  Unge- 
ziefers nicht  erreichen,  so  hat  derselbe  die  geeigneten  Mittel  anzu- 
wenden, um  die  verladenen  Waaren  vor  Beschädigung  durch  das- 
selbe zu  schützen.  Thut  er  dies  nicht,  so  macht  er  sich  einer 
ctdpa  schuldig. 

3.  Unter  gehöriger  Bemannung  und  Verproviantirung  ist 
eine  solche  zu  verstehen,  wie  sie  auf  Reisen  der  gerade  in  Frage 
stehenden  Art  üblich  ist;  auf  möglicher  Weise  bei  derselben  ein- 
tretende ausserordentliche  Unglücksfalle  und  Verzögerungen  hat 
der  Schiffer  dabei  keine  Rücksicht  zu  nehmen. 

Art.  481. 

Der  Schiffer  hat  m  sorgen  für  die  Tüchtigkeit  der  Geräth- 
schaften  zum  Laden  und  Lösche^i,  soivie  für  die  gehörige  Stauung 
nach  Seemamishrauch ,  auch  wenn  die  Stauung  durch  besondere 
Stauer  bewirkt  tvird. 

Fr  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  das  Schiff  nicht  überladen,  und 
dass  es  mit  dem  nöthige^i  Ballaste  und  der  (rforderlichen  Garnirung 
r ersehen  ivird. 
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1.  Die  in  den  Art.  480 — 490  angegebenen  Vorschriften  ent- 
halten eine  Illustrirung  der  von  einem  ordentlichen  Schiffer  zu 
fordernden  Handlungsweise.  Dies  ist  auch  für  die  Fassung  und 
die  Auslegung  der  einzelnen  Bestimmungen  von  Wichtigkeit.  Der 
Schiffer  hat  daher  zu  sorgen  für  die  gehörige  Stauung  nach 
Seemannsbrauch,  nicht  aber  (wie  der  preuss.  Entw.  Art.  413 
festsetzte)  für  zweckmässige  Stauung  (d.  h.  absolut  gute 
Stauung:  Entsch.  des  R.O.H.G.  XIX  S.  265)  der  Waaren,  sodass 
eine  schlechte  Stauung  ohne  Weiteres  ein  Verschulden  des  Schiffers 
involvirte  (Entsch.  des  ß.O.H.G.  XIX  S.  264).  Die  von  ihm  zu 
])rästirende  Diligenz  fordert  daher  nicht  unbedingt,  dass  die 
Stauung  gerade  der  (wenn  auch  ihm  selbst  unbekannten)  Be- 
schaffenheit der  verladenen  Güter,  sondern  nur,  dass  dieselbe  dem 
bisher  ,,allgemein  von  Seeleuten  beobachteten  Verfahren"  entsprach, 
wobei  auch  noch  auf  den  Umstand  Rücksicht  zu  nehmen  ist,  ob 
dem  Schiffer  der  Inhalt  bestimmter  Gefasse  bekannt  gewesen  ist, 
resp.  hat  bekannt  sein  müssen.*)  Unter  der  hieraus  sich  ergeben- 
den Beschränkung  hat  er  die  verschiedenen  Güter  derartig  im 
Schiffe  unterzubringen,  dass  eins  das  andere  nicht  beschädige**) 
und  ferner,  dass  sie  nicht  selbst  durch  die  Reise  (z.  B.  durch  das 
Kindringen  von  Seewasser)  leiden.  Er  muss  daher  die  Güter  wohl 
befestigen,  dass  sie  bei  stärkerer  Bewegung  des  Schiffes  nicht  hin 
und  her  geworfen  werden  können  (Pohls,  Seerecht  II  S.  441  f.). 

2.  Von  der  Verhaftung  wird  der  Schiffer  nicht  befreit,  wenn 
die  Stauung,  wie  die  Garnirung  durch  besondere  Stauer, 
,.Zwang88tauer,"  d.  h.  vereidigte  Stauer,  die  der  Schiffer  nach  den 
Gesetzen  des  Ladungsortes  zu  nehmen  verpflichtet  ist,  besorgt 
wd.  Denn  auch  in  diesem  Falle  bleibt  er  „Herr  der  Stauung," 
die  er  zu  überwachen  und  zu  leiten  hat.  Und  nur  dann  würde 
er  nicht  haften,  wenn  er  nachweisen  könnte,  dass  die  Stauung  un- 
geachtet seiner  rechtzeitigen  Einsprache  und  „ohne  dass  er  eine 
Abhülfe  finden  konnte,  unzweckmässig  vorgenommen  worden" 
(Prot.  IV  S.  1756  Vlll  S.  3750.  Entsch.  des  Hamb.  Handelsger. 
vom  11.  Februar  1852  —  Ullrich,  Samml.  Nr.  49  —  vom  27.  August 
1859  —  Seebohm,  Samml.  Nr.  95  —  Entsch.  des  R.O.H.G.  vom 
4.  Dezember  1875  —  XIX  S.  265  f.  — ).  Dasselbe  ist  zu  sagen, 
wenn  die  Stauung  durch  die  eigenen  Stauer  des  Befrachters  er- 
folgte.***)    Allerdings  würde  der  Schiffer   in  diesem  Falle  befreit. 


*)  Wenn  er  z.  B.  leckende  Waaren  an  einer  Stelle  aufstaute,  wo  sie  an- 
tiere  Waaren  beschädigten. 

**)  E«  würde  z.  B.  eine  mangelhafte  Stauung  sein,  wenn  zerbrechliche 
Waaren  sogestaut  waren,  dass  heim  Einladen  oder  bei  der  Löschung  noth- 
wendiger  Weise  schwere  Güter  darüber  hinweggerollt  werden  müssten  (Erk. 
f^p«  I^unb.  Handelsger.  vom  17.  März  1851  bei  Ullrich,  Samml.  Nr.  14^,  oder 
wenn  auf  Gebinde  Güter  von  grösserem  (rewicht  gestaut  waren,  als  gute  Ge- 
binde der  in  Rede  stehenden  Art  tragen  konnten  (Erk.  des  Hamb.  Handelsger. 
^om  3   Juli    1S73  in  der  Hamb.  Handelsger.  Zeit,  von  1874  Nr.  lü). 

***)  Namentlich  bei  Petroleum-Ladungen  kommt  es  vor,  dass  auf  Grund 
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wenn  er  gegen  die  mangelhafte  Stauung  resp.  .Garnirung  remon- 
strirt  und  dieselbe  eventuell  zur  Kenntniss  der  Ablader  gebracht 
hätte ,  und  trotzdem  von  diesen  die  bemängelte  Art  der  Stauung 
oder  Garnirung  angeordnet  oder  gutgeheissen  wäre  (Entsch.  des 
Hamb.  Handelsger.  vom  12.  Januar  1857,  vom  14.  September  1857  — 
Ullrich,  Samml.  Nr,  290.  339  — ,  vom  12.  Juni  1873.  Erk.  des  Oberer, 
zu  Hamb.  vom  11.  Juli  1873  —  Goldschmidt,  Zeitschr.  XIa  S. 
229  f.  —  Erk.  des  O.A.G.  zu  Berlin  vom  18.  Febr.  1870  —  Seuf- 
fert^s  Archiv  XXIV  Nr.  71.  —  Entsch.  des  R.O.H.G.  vom  4.  De- 
zember 1875  XIX  S.  266—268).  Denn  in  diesem  Falle  hatder  Schiffer 
die  ihm  überhaupt  mögliche  Diligenz  gewahrt.  Doch  würde  auch 
dieser  Umstand  den  Schiffer  unbedingt  nur  dem  Empfanger  gegen- 
über befreien,  der  lediglich  im  Interesse  des  Befrachters  die  La- 
dung erhielt,*)  einem  anderen  gegenüber  aber  nur  in  dem  Falle, 
wenn  er  einen  hierauf  bezüglichen  Vorbehalt  im  Konnossement 
(nach  Art.  659)  gemacht  hätte.  (Vgl.  Entsch  des  Hamb.  Han- 
delsger.  vom  9.  Juli  1851  —  Ullrich,  Samml.  Nr.  26  — ,  Hamb. 
Handelsger.  vom  12.  Juni  1873,  Oberger.  vom  11.  Juli  1873  — 
Goldschmidt,  Zeitschr.  a.  a.  O.  S.  230 f.)  Und  in  jedem  Falle 
haftet  der  Schiffer  den  Rhedem  und  der  Schiffsbesatzung,  wenn 
durch  die  schlechte  Stauung  das  Schiff  oder  die  Besatzung  Schaden 
erlitten  hat  (Entsch.  des  RO.H.G.  XIX  S.  268). 

3.  Die  Garnirung  besteht  zumeist  aus  Planken,  womit  die 
inwendigen  Seiten  des  Schifies  belegt  werden.  Es  geschieht  dies, 
um  von  den  Waaren  das  Wasser  abzuhalten,  welches  regelmässig 
in  das  Schiff  eindringt,  dann  aber  auch,  wenn  das  Schiff  schwer 
geladen  hat,  damit  der  Schwerpunkt  desselben  nicht  zu  tief  zu 
liegen  kommt  und  das  Schiff  zu  steif  wird.  Im  letzteren  Falle  be- 
steht die  Garnirung  meist  aus  Reiserbündeln  und  ähnlichen  leichten 
Gegenständen.  Der  Schiffer  lässt  sich  nun  ein  Versehen  zu  Schul- 
den kommen,  nicht  nur  wenn  er  es  ganz  unterlässt,  das  Schiff  mit 
einer  Garnirung  zu  versehen  und  statt  derselben  auf  den  Boden 
des  Schiffes  gleich  gewisse  Güter  —  ohne  Genehmigung  des  Ab- 
laders derselben**)  —  legt,  von  denen  er  annimmt,  dass  sie  durch 
das   Seewasser  nicht  leiden  werden,   sondern  auch,  wenn  er  zur 

einer  besonderen  Bestimmung  der  Chartepartie  die  Beaafsichtiguji^  der  Stau- 
ung  durch  autorisirte  Inspektoren,  welcne  die  Befrachter  zuzuzienen  haben, 
erfolgt.  Es  soll  dadurch  in  höherem  Masse  für  zweckmässige  und  sorgfältige 
Stauung  gesorgt  werden,  als  wenn  deren  Beaufsichtig^ung  dem  Schiffer  über- 
lassen wäre.  Das  I1.0.H.G.  sieht  in  soleher  Vereinbarung  eine  vertrags- 
mässige  Beschränkung  der  gesetzlich  dem  Schiffer  obliegenden  Verpflichtung 
in  dem  im  Text  angegebenen  Sinne  (Entsch.  XIX  S.  266  ff.). 

*)  Wollte  ein  solcher  sich  auf  den  vorbehaltlosen  Inhalt  des  Konnosse- 
ments berufen,  so  würde  der  Schiffer  ihm  die  eorcejyiio  doli  aus  der  Person 
des  Abladers  entgegensetzen  können,  indem  derselbe  einen  Anspruch  geltend 
machte,  welchen  der  letztere  nicht  erheben  dürfte. 

**)  Mit  Genehmigung  desselben  kann  es  natürlich  geschehen  ,  und  es 
kommt  vor,  dass  der  Befrachter  gegen  Erlass  eines  Theils  der  üblichen  Fracht 
oder  auch  gegen  Erlass  der  Fracht  überhaupt  dem  Schiffer  gestattet,  gewisse 
Güter  zur  Garnirung  zu  verwenden. 
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Garnirung  eine  Substanz  verwendet,  welche  vom  Wasser  durch- 
zogen wird  (z.  B.  wie  in  dem  citirten  Erkenntniss  des  O.A.G.  zu 
Berlin  gebrannte  Thonerde^  die  veräussert  werden  sollte)^  so  dass 
die  Feuchtigkeit  sich  den  Gütern  mittheilt. 

Art.  483. 

Werni  der  Schiffer  im  Auslände  die  dort  geltenden  gesetzlichen 
Torsckriflen,  insbesondere  die  Polizei-^  Steuer-  u/nd  Zollgesetze  nicht 
beohachtet,  so  hat  er  den  daraus  entstehenden  Sclmden  zu  ersetzen. 

Desgleichen  ha;t  er  den  Schaden  zu  ersetzen,  welcher  daraus 
entsteht^  dass  er  Güter  ladet,  von  ivelchen  er  tvusste  oder  unssen 
musste,  dass  sie  Kriegshontrehande  seien. 

1.  Die  Bestimmung  des  Abs.  1  wird  dadurch  nicht  ausge- 
schlossen, dass  die  Handlung,  wodurch  die  ausländischen  Po- 
lizei-, Steuer-  oder  Zollgesetze  verletzt  werden,  durch  den 
Schiffer  und  den,  welcher  Ersatz  des  dadurch  erlittenen  Schadens 
beanM)rucht,  z.  B.  den  Befrachter  vereinbart  worden  ist.  Der 
Schiffer  haftet  daher,  wenn  er  Waaren  über  Orte  zu  transportiren 
übernommen  hat,  in  denen  für  diese  ein  Einfuhr-  oder  Durch- 
ftihrverbot  besteht,  und  nun  dieselben  in  Folge  der  Verletzung  des 
Gesetzes  konfiscirt  werden,  oder  eine  Strafe  deshalb  zu  entrichten 
ist.  Es  lässt  sich  nämlich  nicht  etwa  behaupten,  dass  ein  derarti- 
ger Vertrag  als  contra  honos  mores  nichtig  wäre,  denn  die  üeber- 
tretung  eines  Steuergesetzes  kann  für  Ausländer  unmöglich  als 
turpe  bezeichnet  werden,  indem  solche  Gesetze  durchaus  auf  posi- 
tiver und  willkürlicher  Anordnung  beruhen.*)  Ferner  aber  hat 
der  Befrachter  wohl  für  die  Beobacntung  der  im  Abladehafen  gel- 
tenden Polizei-  und  Steuergesetze  und  der  im  Bestimmungshafen 
bestehenden  Einfuhrverbote  einzustehen  (Art.  564  H.G.Bji,  da- 
gegen ist  die  Kenntniss  und  Beobachtung  der  während  des  Trans- 

Sorts  in  Betracht  kommenden  Gesetze  Sache  des  Schiffers,  nicht 
es  Befrachters.  So  hat  auch  das  Ober -Appellationsgericht  zu 
Lübeck  in  einem  Erkenntniss  vom  14.  Juni  1866  entschieden 
(Kiemlff,  Sammlung  11  S.  410  ff.).  Anders  freilich  läge  die  Sache, 
wenn  die  fremden  Bestimmungen  dem  Befrachter  bekannt  gewesen 
wären,  und  er  doch  die  denselben  zuwiderlaufende  Handlung  an- 
geordnet hätte. 

2.  Wenn  im  Abs.  2  dem  Falle,  wo  der  Schiffer  wusste,  dass 
er  Kontrebande  geladen,  der  gleichgestellt  wird,  wo  er  dies 
wissen  musste,  so  heisst  dies,  dass  es  ihm  nicht  unbekannt 
hätte  bleiben  können,  wenn  er  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Schiffers  angewendet  hätte  (Prot.  IV  S.  1763  f.). 


*•)  Dies  steht  auch  in  der  Praxis  der  englischen  und  französischen  G-e- 
richte  fest;  vrgl.  Düobre,  table  generale  du  joumal  de  jurtsprvdence  com- 
rnercicde  et  maritime,  p,  PI  n.  70.  p.  139  n.  354,  p,  181  n,  593. 
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Art.  483. 


Sobald  das  Schiff  zum  Abgehen  fertig  ist,  hat  der  Schiffer  die 
Beise  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit  anzutreten. 

Auch  wenn  er  durch  Krankheit  oder  andere  Ursachen,  verhindert 
ist,  das  Schiff  zu  führen ,  darf  er  den  Abgang  oder  die  Weiterfahrt 
desselben  nicht  ungebührlich  aufhalteti;  er  muss  vielmehr,  wenn  Zeit 
und  Umstände  gestatten^  die  Anordnung  des  Bheders  einzuholen, 
diesem  ungesäumt  die  Verhinderung  anzeigen  und  für  die  Zwischen- 
zeit die  geeigneten  VorJcehrungen  treffen,  im  entgegengesetzten  Fall 
einen  anderen  Schiffer  einsetzen.  Für  diesen  Stellvertreter  ist  er  nur 
insofern  verantwortlich,  als  ihm  bei  der  Wahl  desselben  ein  Ver- 
schulden zur  Last  fällt. 

Es  gehört  zur  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Schiffers,  das  Schiif 
mit  der  Ladung  möpjlicnst  sicher  und  möglichst  sclmell  nach  dem 
Bestimmungsort  zu  bringen.  Derselbe  hat  daher  jeden  unnöthigen 
Aufenthalt  zu  vermeiden.  Hieraus  erklärt  sich  die  Bestimmung 
des  Abs.  1  des  Artikels.  Eben  so  aber  darf  der  Schiffer  sich  auch 
keine  unmotivirte  Unterbrechung  seiner  Reise  zu  Schulden  kommen 
lassen.  Die  Umstände,  welche  ihn  zur  Verzögerung  oder  Unter- 
brechung der  Reise  veranlasst  haben  (z.  B.  widrige  Winde,  Eis- 
gang, Kriegsgefahr),  hat  der  Schiffer  nachzuweisen.  Ob  in  ihnen 
aber  ein  ausreichender  Grund  für  die  Verzögerung  zu  suchen  ist, 
darüber  entscheidet  richterliches  Ermessen.  (So  auch  Meier  in 
Busch's  Archiv  fiir  Theorie  und  Praxis  des  A.D.H.G.B.  XXX 
S.  61  f.) 

Art.  484. 

Vom  Beginn  des  Ladens  an  bis  zur  Beendigung  der  Löschwng 
darf  der  Schiffer  das  Schiff  gleichzeitig  mit  dem  Steuermann  nur  in 
dringenden  FäUen  verla^ssen;  er  hat  in  solchen  Fällen  zuvor  aus  den 
Schiffsoffizieren  oder  der  übrigen  Mannschaft  einen  geeigneten  Ver- 
treter zu  bestellen. 

Dasselbe  gilt  auch  vor  Beginn  des  Ladens  und  nach  Beendigung 
der  Löschung ,  wenn  das  Schiff  in  einem  nicht  sicheren  Hafen  oder 
auf  einer  nicht  sicheren  Ehede  liegt. 

Bei  drohendef  Gefahr  oder  wenn  das  Schiff  in  See  sich  befindet, 
muss  der  Schiffer  an  Bord  sein,  sofern  nicht  eine  dringende  Noth- 
wendigkeit  seine  Abwesenheit  rechtfertigt. 

Entsprach  die  Abwesenheit  des  Kapitäns  den  gesetzlichen 
Voraussetzungen,  so  haftet  er  für  Unfälle,  welche  sich  während 
derselben  zugetragen  und  Schaden  verursacht  haben,  nicht,  wohl 
aber  für  die  mangelhafte  Ausführung  von  Vorrichtungen,  jRir 
welche  er  einzustehen  hat  (Art.  480  f.). 

Selbstverständlich  hat  der  Schiffer  für  die  bei  einer  einge- 
tretenen Gefahr  entstandenen  Schäden  nur  in  dem  Falle  einzu- 
stehen, wenn  er  deren  Bevorstehen  voraussah  und  nicht  an  Bord 
blieb    resp.,  nachdem   sie  eingetreten,   sich    nicht   sobald,   als    die 
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Umstände  es  irgend  gestatteten,  an  Bord  begeben  hat  (Prot.  VIII 
S.  3892  f.). 

Art.  485. 

Wenn  der  Schiffer  in  Fällen  der  Gefahr  mit  den  Schiffsoffir 
ziereti  einen  Schiffsrath  zu  halten  für  ange^nessen  fifulet,  so  ist  er 
gleichwohl  an  die  gefassten  Beschlüsse  nicht  gebunden;  €7'  bleibt 
stets  für  die  von  ihm  getroffenen  Massregeln  verantwortlich. 

Der  Preussische  Entwurf  (Art.  419)  machte  es  dem  Schiffer 
zur  Pflicht,  in  Fällen  der  dringendsten  Gefahr  einen  Schiffsrath 
zu  halten,  erklärte  ihn  jedoch  an  die  Beschlüsse  desselben  nicht 
für  gebunden.  Diese  Pflicht  wurde  beseitigt.  In  seiner  jetzigen 
Fassung  ist  der  Artikel  eigentlich  nur  deshalb  aufgenommen,  um 
dem  Schiffer  „eine  Andeutung  über  die  Zweckmässigkeit'^  der  Be- 
rufung des  Schiffsraths  zu  geben,  indem,  wie  auf  der  Hamburger 
Konferenz  hervorgehoben  wurde,  durch  die  Zustimmung  des  Schiffs- 
raths wahrscheinlich  wird,  dass  die  vom  Schiffer  vorgenommene 
Handlung,  z.  B.  der  Seewurf  „nicht  aus  übertriebener  Aengstlich- 
keit*',  sondern  wegen  dringender  Gefahr  stattgefunden,  die  Bethei- 
ligten, namentlich  die  Versicherer  daher  leichter  von  der  Noth- 
wendigkeit  des  vom  Kapitän  beobachteten  Verfahrens  überzeugt 
sein  werden;  weshalb  auch  in  Verklarungen  darauf  grosses  Ge- 
bebt gelegt  wird  (Prot.  IV  S.  1787—1789). 

Art.  486. 

Auf  jedem  Schiff  muss  ein  Journal  geführt  werden,  in  tvelches 
ßr  jede  Heise  alle  erheblichen  BegebenJieiten,  seit  mit  dem  Ein- 
nehmen der  Ladung  oder  des  Ballastes  begonnen  ist^  einzutragen 
sind. 

Das  Journal  wird  unter  Aufsicht  des  Schiffers  von  dem  Steuer- 
mann und  im  Fall  der  Verhinderung  des  letzteren  vmi  dem  Schiffer 
seiist  oder  unter  seiner  Aufsicht  von  eifhem  durch  ihn  zu  bestimmen^ 
den  geeigneten  Schiffsmann  geführt. 

Das  Journal  soll  gewissermassen  zur  Kontrole  des 
Schiffers  dienen;  es  soll  darüber  Auskunft  geben,  ob  „die  ein- 
getretenen Beschädigungen"  an  Schiff  oder  Ladung  „nicht  Folgen 
eigener  Nachlässigkeit,  sondern  eines  unabwendbaren  Zufalls"  sind 
(Prot.  IV  S.  179Ö).  Man  muss  zu  diesem  Beweismittel  seine  Zu- 
flucht nehmen,  da,  wenn  der  Kapitän  ein  Interesse  daran  hat,  die 
Wahrheit  zu  verheimlichen,  die  Schiffsleute  der  Regel  nach  in  der- 
selben Lage  sein  werden  Man  kann  dies  aber  um  so  unbedenk- 
licher thun,  weil  in  das  Journal  nicht  blos  das  den  Schaden  ver- 
ursachende Ereigniss  einzutragen  ist,  sondern  dasselbe  eine  „voll- 
ständige Geschichte  der  Reise''  enthalten  soll,  wobei  man  aber 
nicht  nur  ausserordentliche  Thatsachen,  sondern  alles  dasjenige, 
was  für  eine  Seereise  überhaupt  von  Einfluss*)  ist,  zu  notiren  hat. 


*)  Dies  ist  die  Bedeutung  des  Ausdrucks  „alle  erhebliche  Begebenheiten**, 
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Bei  dieser  BeschaffeDheit  des  JouroaU  liegt  es  auf  der  Hand,  dass 
eine  Eintragung  die  andere  kontrolirt.  Wird  daher  ein  beetimmtes 
Ereiguiss  anders ,  als  es  sich  in  Wahrheit  zugetragen  hat,  daige- 
stelit,  so  ist  dies  sehr  leicht  festzustellen,  indem  alsdanii  diese  Ein- 
tragung mit  den  früheren  mehr  oder  minder  in  Widerspruch 
stehen  wird.  Fälschungen  werden  noch  dadurch  erschwert,  dass 
nach  den  Einrichtungen  der  Seestaateu  die  Schiffsjournale  paginirt 
sein  mUsscn,  au  dasB  Blätter  aus  denselben  nicht  unbemerkt  ent- 
fernt -werden  können,  und  Aenderungen  nur  durch  Ausstreichen, 
nie  durch  Rasuren  gemacht  werden  dürfen. 

2.  Das  Journal  wird  nicht  fortlaufend,  so  lange  das  Schi£F 
fährt,  gefülirt,  sondern  immer  nur  für  eine  bestimmte  Reise. 
Den  Anfangspunkt  hat  das  H.G.B.  im  Anschluss  an  die  bereits 
früher  bestandene  Praxis  in  den  Augenblick  gesetzt,  wo  zuerst 
etwas  mit  Bezug  auf  die  bevoretehende  Reise  geschieht,  d.  h.  mit 
Einnahme  der  Ladung  oder  des  Ballastes  (Pohls,  Seerecht  I  S.  165. 
Kaltenborn,  Secrecht  I  S.  170).  Ueber  den  Endpunkt  der  Reise 
schweigt  das  Gesetzbuch,  lässt  also  die  Entscheidung  im  einzelnen  Falle 
den  konkreten  Verhältnissen  entnehmen.  Als  Regel  ist  anzunehmen, 
dass  das  Journal  zu  schliessen  ist,  wenn  das  aus  dem  Heimaths- 
hafen  ausgegangene  Schiff  in  diesen  wieder  zurückgekehrt  und 
entweder  die  Ladung,  wenn  es  Rückfracht  hatte  oder  den  Ballast 
gelöscht  hat.  Dasselbe  ist  zu  sagen,  wenn  das  Schiff  in  der  Fremde 
flieh  Frachten  sucht  und  Jahre  lang  zwischen  fremden  Häfen  hio 
und  her  fahrt,  ohne  in  die  Heimath  zurückzukehren -(wie  z.  B.  die 
mecklenburgischen  Schiffe  im  Schwarzen  Meer,  die  schleswig- 
holsteinischen  in  den  hinterasiatischen  Gewässern).  Hier  gelten 
mit  Rücksicht  auf  die  Journalführung  die  Fahrten  des  Schiffes 
von  der  Ausreise  bis  zur  Rückkehr  in  den  Heimathshafen  als  Eine 
Reise,  wenn  nicht  besondere  Umstände,  wie  z,  B.  Jahre  langes 
Stilliiegen  in  einem  fremden  Hafen  die  Reise  früher  endigen  lassen 
(Piihls,  Seerecht  I  S.  168).  , 

3.  Das  Journal  wird  der  Regel  nach  vom  Steuermann 
geführt,  indem  dasselbe  zur  Kontrole  des  Schiffers  dienen  soll. 
Doch  ist  der  Kapitän  ftir  die  Richtigkeit  desselben  verantwortlich, 
weil  es  zur  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Schiffers  gehört,  für  eine 
wahrheitsgetreue  Darstellung  der  Schicksale  des  Schiftes  auf  der 
Reise  zu  sorgen  (Prot.  IV  S.  1793.  VJH  S.  3755f.). 

Art.  487. 

Von  Tag  zu  Tag  sind  in  das  Journal  einzalragen: 
die  Beschaffenheit  von  Wind  und  Wetter; 
die  von  dem  Schiffe  gehaltenen  Kurse  vmd  ewückgclegtea 
Distanzen; 


wie  auch  die  Vergleichung    mit  der  dadurcli  ersetzten  Fassung  dea  Preues. 
Entw.  Art.  420:  „alle  merknürdigen  Ereignisse"  eeigt. 
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die  ermiüelie  Breite  und  Länge; 
der  Wasserstand  hei  deff  Pumpen. 
Femer  sind  in  das  Journal  einzutragen: 

die  durch  das  Loth  ermittelte  Wassertiefe  \ 

jedes  Annehmen  eines  Lootsen  und  die  Zeit  seiner  An- 

Jcunft  und  seines  Abganges; , 
die  Veränderungen  im  Personal  der  Schiffsbesatzung; 
die  im  Schiff sraih  gefassten  Beschlüsse; 
alle  Unfälle,  welche  dem  Schiff  oder  der  Ladung  zustossen 
und  die  Beschreibung  derselben. 
Auch  die  auf  dem  Schiffe  begangenen  strafbaren  Handlungen 
und  die  verhängten  Disziplinarstrafen,  soivie  die  vorgekommenen  Ge- 
burtS'  und  Sterbefälle  sind  in  das  Journal  einzutragen. 

Die  Eintragungen  müssen,  soweit  die  Umstände  nicht  hindern, 
täglich  geschehen. 

Das  Journal  ist  von  dem  Schiffer  und  dem  Steuermann  zu 
unterschreiben. 

1.  Die  in  diesem  Artikel  gegebene  Aufzählung  der  in  das 
Journal  einzutragenden  Thatsachen  hat  einmal  den  Zweck,  da- 
für zu  sorgen,  dass  das  Journal  ein  wirklich  getreues  Bild  von  dem 
Verlauf  der  Reise  giebt  und  dann  den,  zu  zeigen,  inwiefern  der 
Kapitän  in  der  Beobachtung  aller  nautischen  Vorschriften  sich  als 
ordentlicher  Schiffer  gerirt  hat. 

2.  Die  Regel  ist,  dass  die  Eintragungen  täglich  erfolgen. 
Bestimmte  Gründe,  die  von  der  Beobachtung  dieser  Vorschrift  be- 
freien, sind  nicht  angegeben.  Darüber,  ob  die  geltend  gemachten 
dazu  für  ausreichend  zu  erachten  sind,  entscheidet  das  arbitrium 
iudids.  Dass  die  Eintragungen  datirt  werden,  ist  nicht  erforder- 
lich. (Prot.  IV  S.  1801  f.)  Die  Eintragungen,  von  denen  das  Ge- 
setz spricht,  müssen  in  das  Journal  selbst  erfolgen,  und  es  sind 
darunter  nicht  die  Notizen  zu  verstehen,  welche  der  die  Wache 
habende  Offizier  nach  den  von  ihm  angestellten  Beobachtungen  in 
die  Kladde  aufzeichnet,  denn  das  Journal  hat  gar  manches  zu  ent- 
halten, was  in  die  Kladde  nicht  eingetragen  wird  (Prot.  IV  S. 
1799). 

3.  Die  Unterschrift  des  Steuermanns  unter  dem  Journal 
erklärt  sich  daraus,  dass  er  dasselbe  fiihrt;  er  bestätigt  damit  die 
Wahrheit  des  von  ihm  Aufgezeichneten.  Die  Unterschrift  des  Ka- 
pitäns hat  ihren  Grund  darin,  dass  das  Journal  unter  seiner  Aufsicht, 
also  auch  unter  seiner  Verantwortlichkeit  gefuhrt  wird,  welche  er  da- 
mit gewissermassen  übernimmt;  derselbe  erklärt  damit,  dass  er  gegen 
den  Inhalt  des  Journals  nichts  zu  erinnern  habe,  dass  ihm  das  Gegen- 
theil  von  dem  Aufgezeichneten  nicht  bekannt  geworden  sei.  Es  weist 
aber  die  Unterschrift  des  Kapitäns  nicht  etwa  auf  die  Pflicht  des- 
selben hin,  für  die  Richtigkeit  aller  einzelnen  in  das  Journal  ein- 
getragenen Thatsachen  einzustehen  (Prot.  IV  S.  1800  f.). 

4.  Hinsichtlich  der  Eintragung  der  Veränderungenim  Per- 
sonal der  Schiffsbesatzung  vgl.  §  52  der  Seemannsordnung. 
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JLwt.  48S. 


Das  Journal,  wenn  es  ordnungsmässig  gefuhrt  und  in  der  Fortn 
tmverdächtig  ist,  liefert  für  die  Begebenheiten  der  Reise,  soiveit  da- 
ruber  iveder  eine  Verldarung  erforderlich  (Art,  490),  noch  die  Bei- 
bringung  anderer  Belege  gebräuchlich  ist,  in  der  Regel  einen  unvoll- 
ständige^%  Beweis,  welcher  durch  den  Eid  oder  andere  Beweismittel 
ergänzt  werden  Jcann,  Jedoch  hat  der  Richter  nach  seinem  durch 
die  Erwägung  aller  Umstände  geleitete^i  Ermessen  zu  entscheiden,  oh 
dem  Inhalt  des  Journals  ein  grösseres  oder  geringeres  Mass  der  Be- 
weiskraft beizulegen  sei. 

Dem  Journal  wird  durch  das  H.G.B.  eine  ähnliche .  Beweis- 
kraft beigelegt,  wie  den  kaufinännischen  Handelsbüchern;  vgl. 
Art.  34  H.G.B. 

Art.  489. 

Die  Landesgesetze  können  bestimmen^  dass  auf  kleineren  Fahr- 
zeugen (Küstenfahrern  u.  dgl.)  die  Führung  eines  Journals  nicht  er- 
forderlich  sei. 

Die  Bestimmung  dieses  Artikels  erklärt  sich  daraus,  dass  die 
Iveisen  solcher  Schiffe  durchweg  von  kurzer  Dauer,  „nicht  selten 
in  24  Stunden  zu  Ende''  sind,  weshalb  von  Journaltühi'ung  füglich 
nicht  die  Rede  sein  kann  (Prot.  IV  S.  1822). 

Zu    dem  Artikel  kommen  folgende   Vorschriften  der  Einfüh- . 
rungsgesetze  in  Betracht. 

Das  Preussische  Einführunffsgesetz  vom  24.  Juni  1861 
Art.  55:  ^ 

Es  bleibt  Königlicher  Verordnung  vorbehalten,  zu  bestimmen, 
auf  welclien  kleineren  Fahrzeugen  (Küstenfahrern  und  dergleichen) 
die  Führung  eines  Journals  nicht  erforderlich  sein  soll. 

Eine  solche  Verordnung  ist  jedoch  nicht  erlassen  worden. 

Das  Hannovers  c  he  Einführungsgesetz  vom  5.  Oktober 
1864  §  34: 

Bei  denjenigen  kleineren  Fahrzeugen  (Küstenfahrern,  Leichter- 
schiffen u.  s.  wX  welche  zur  Seefahrt  ztvischen  Tönning  bis  Har- 
lingen  einschliesslich  benutzt  werden,  bedarf  es  für  Reisen  auf 
dieser  Strecke  der  im  Art.  487  vorgeschriebenen  Joumalführung 
Glicht  Indess  ist  auch  auf  diesen  Schiffen  ein  Journal  zu  führen, 
in  welches  von  Tag  zu  Tag  die  Beschaffenheit  von  Wind  und 
Wetter  und  der  Wasserstand  bei  den  Pumpen,  soweit  thunlich, 
täglich  und  ausserdem  ohne  Verzug  alle  Unfälle  einzutragen  sind, 
ivelche  dem  Schiffe  und  der  Lad^^ng  zustosse^i. 

Die  Schleswig-Holsteinische  Einführungs- Verordnung 
vom  5.  Juli  1867  §  68: 

Auf  kleineren  Fahrzeugen  (Küstenfahrern  und  dergleichen)  Uif 
zwar  die  Führung  des  Journals  glekhfalh  erforderlich.  Bei 
kurzen   Küstenfahrten    dieser  Fahrzeuge  braucht  jedoch  nur    von 
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Tag  zu  Tag  die  Beschaffenheit  von  Wind  und  Wetter  und  der 
Weisserstand  hei  den  Pumpen,  soweit  thunlich,  täglich  und  ausser- 
dein  ohne  Verzug  jeder  Unfall,  welcher  dem  Schiff  oder  der  Ladung 
zustössi,  eingetragen  zu  werden. 

Die  Mecklenburg-Schwerinische  Einfiihrungs-Verord- 
nung  vom  28.  Dezember  1863  §  57: 

Die  Küstenfahrer  sind  zu  der  Führung  eines  Journals  nur 
dann  verbunden,  wenn  sie,  mit  einem  Deck  versehen,  eine  Ladung 
Kaufutannswaarefi  von  einem  Seehafen  zu  dem  andern  fuhren. 

Das  Oldenburgische  Einfiihrungs  -  Gesetz  vom  18.  April 
18G4  Art.  29  ist  gleichlautend  mit  der  Bestimmung  des  Hannover- 
schen Einführungs-Gesetzes.  Ebenso  die  Bremische  Einführungs- 
Verordnung  vom  6.  Juni  1864  §  41. 

Das  Hamburgische  Einführungs-Gesetz  vom  22.  Dezember 
1865  §  47: 

Auf  kleineren  Fahrzeugen  ist  für    kurze    Küstenfahrten    die 
Führung  eines  Journals  nicht  erforderlich. 

Art.  490. 

Der  Schiffer  hat  über  alle  Unfälle,  ivelche  sich  während  der 
Heise  ereignen,  sie  mögen  den  Verlust  oder  die  Beschädigung  des 
Schiffes  oder  der  Ladung,  das  Einlauf e^h  in  eineti  Nothhafen  oder 
einen  sonstigen  Nachtheil  zur  Folge  haben,  mit  Zuziehung  aller  Per- 
sonen der  Schiffsbesatzung  oder  einer  genügenden  Anzahl  derselben 
eine  Verklarung  abzulegen. 

Die  Verklarung  ist  ohne  Verzug  zu  bewirken  und  zwar: 
im  Destimmungshafen  oder  bei  mehreren  Bestimmu/ngshäfen, 
in  demjenigen,   welchen  das  Schiff  nach  dem   Unfälle  zu- 
erst erreicht; 
im  Nothhafen,  sofern  in  diesem  reparirt  oder  gelöscht  wird; 
am  ersten  geeigneten  Orte,    wenn  die  Reise  endet,  ohne  dass 
der  Bestimmungshafen  erreicht  tvird. 
Ist  der  Schiffer  gestorben  oder  ausser  Stande,   die  Aufnahme 
der    Verklaruny  zu  betvirkcn,  so   ist  hierzu  der  im  Range  nächste 
Schiffsoffizier  berechtigt  und  verpflichtet, 

1.  Bei  der  Natur  der  Verklarung,  wie  sie  Art.  491  be- 
schreibt und  bei  der  Bestimmung  derselben^  als  Beweismittel  (Art. 
494)  zu  dienen,  ist  es  noth wendig,  dass  dieselbe  zu  einer  Zeit  er- 
folgt, in  der  die  Begebenheit,  worüber  sie  Zeugniss  ablegt,  noch 
möglichst  frisch  in  dem  Gedächtniss  der  Betheiligten  ist,  und  wo 
diese  selbst  noch  alle  beisammen  sind,  um  Auskunft  über  den 
Vorfall  geben  zu  können  (Prot.  IV  S.  1808,  S.  1812).  Aus  dieser  Er- 
wägung in  Verbindung  mit  dem  Bestreben,  die  Interessen  der 
Schifffahrt  nicht  durch  unzeitigen  Aufenthalt  des  Schiffes  zu  schä- 
digen (Prot.  IV  S.  1807)  sind  die  Bestimmungen  des  Art.  490  ent- 
standen. 
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2.  Die  Verklarung  soll  „spätestens  in  dem  ersten  Bestim- 
mungshafen, also^  wenn  das  Schiff  nur  nach  einem  einzigen  Hafen 
bestimmt  ist,  in  diesem,  wenn  dasselbe  aber  nach  mehreren  Häfen 
bestimmt  ist,  in  dem  ersten  Hafen,  in  welchem  gelöscht  wird",  er- 
folgen. „In  solchen  Häfen"  nämlich  wird  „die  Gemeinschaft,  welche 
bis  dahin  zwischen  dem  Schiffe  und  der  ganzen  Ladung  bestand, 
bezüglich  des  ausgeladenen  Th'eils  der  Ladung  aufgehoben",  daher 
müssen  „die  Rechtsverhältnisse,  welche  durch  die  stattgehabten 
UnföUe  bedingt"  sind,  „(Havarien  u.  s.  w.)  spätestens  bei  Auf- 
lösung dieser  Gemeinschaft  geregelt  werden ;"  die  Verklarung  aber 
bietet  „die  Grundlage  für  die  Regelung  dieser  Verhältnisse"  (Prot 
IV  S.  1811).  Dieselbe  muss  jedoch  bereits  früher,  nämlich  im 
Nothhafen  geschehen,  wenn  schon  hier  die  Verbindung  zwischen 
Schiff  und  Ladung  aufgehoben  wird,  ferner  wenn  hier  ein  Aufent- 
halt des  Schiffes  bereits  die  Folge  einer  Reparatur  desselben  ist; 
weshalb  dem  Schiffer  die  gedachte  Pflicht  nicht  obliegt,  wenn  er 
im  Nothhafen  nur  ein  oder  das  andere  verloren  gegangene  Stück 
der  Ausrüstung  anzukaufen  hat  (Prot.  S.  1812  f.).  Abgesehen 
hiervon  muss  die  Verklarung  im  ersten  Hafen  erfolgen,  in  den  der 
Schiffer  „mit  der  Mannschaft  nach  der  Strandung  des  Schiffes  und 
der  hierdurch  oder  durch  andere  Umstände  bedingten  Beendigung 
der  Reise"  gelangt  (Prot.  IV  S.  1812),  weil  in  diesem  Falle  auf  die 
Interessen  der  Schifffahrt  keine  Rücksicht  weiter  zu  nehmen  ist. 

Die  hier  angegebenen  Zeitpunkte  sind  diejenigen,  in  denen  der 

Schiffer  spätestens  verklaren  muss,  dagegen  darf  derselbe  auch  in 

jedem  früheren  Zeitpunkt,  also  in  jedem  Zwischenhafen,  „in  den  er 

nach  dem  Eintritt   eines  Unfalls  einläuft,"   die  Verklarung  ablegen 

(Prot.  IV  S.  1812). 

3.  Wenn  die  gedachten  Voraussetzungen  vorhanden  sind,  soll 
der  Schiffer  die  Verklarung  ohne  Verzug  bewirken.  Es  ge- 
nügt nicht,  wenn  derselbe  unmittelbar  nach  seiner  Ankunft  in  dem 
betreffenden  Hafen  die  Verklarung  anmeldet.  Er  muss  vielmehr 
so  bald  als  möglich  alles  das  thun,  was  zur  Herbeiführung  der 
Verklarung,  d.  h.  „zu  dem  feierlichen  Akt  der  Belegung  der  Ver- 
klarung selbst"  von  seiner  Seite  zu  geschehen  hat.  Vr  enn  daher 
die  Verzögerung  der  Ablegung  der  Verklarung  lediglich  von  der 
Behörde  oder  den  Beamten  ausgeht,  welche  bei  der  Verklarung  mit- 
zuwirken haben,  so  hat  dafür  der  Schiffer  nicht  einzustehen.  Eben 
so  wenig,  wenn  die  Verzögerung  ihren  Grund  in  irgend  welchem 
äusseren  Umstand  hat,  den  der  Schiffer  weder  herbeifuhrt,  noch  zu 
beseitigen  im  Stande  ist;  z.  B,  wenn  ein  Schiffsmann,  dessen  An- 
hörung der  Richter  für  nöthig  hält,  zur  Zeit,  wo  die  Verklarung 
abgelegt  werden  soll,  abwesend  ist,  während  er  zur  Zeit  der  An- 
meldung derselben  durch  den  Kapitän  noch  auf  dem  Schiffe  sich 
befand.  Die  Mecklenburg-Schwerinische  Verordnung  vom  28.  De- 
zember 1865  hat  die  Verzögerung  der  Ablegung  einer  Verklarung 
mit  Strafe  bedroht.     Sie  bestimmt  nämlich  im  S  59: 


"Srr 


Von  dem  Schiffer.  93 

—  Die  VerManmg  muss  nach  der  Anhmft  ohne  Verisv>g  an- 
gemeldet und  beschafft  werden.  —  Verzögerungen  der  Anmeldung 
oder  der  Aufmachung  werden  mit  verhältnissmässigen  Ordnungs- 
strafen geahndet  — 

4.  Wenn  dem  Schiffer  aufgegeben  wird,  bei  Ablegung  der  Ver- 
klarung wenigstens  eine  genügende  Anzahl  von  Schiffsleuten 
zu  stellen,  so  ist  darunter  weder  zu  verstehen  eine  Zahl,  die  dem 
Schiffer  selbst  genügend  zu  sein  scheint,  noch  eine  Zahl,  welche 
der  bei  der  Verklarung  mitwirkende  Beamte  für  genügend  erklärt, 
sondern  eine  solche,  die  der  über  die  Gültigkeit  der  Verklarung 
erkennende  Richter  unter  Berücksichtigung  der  obwaltenden  Um- 
stände für  ausreichend  erachtet.  Die  Regel  ist  daher  die,  dass 
alle  Schiffsleute  zu  stellen  sind.  Von  dieser  Regel  kann  nur  aus 
einem  genügenden  Grunde  abgewichen  werden.  Und  ein  solcher 
würde  zu  finden  sein  in  der  sehr  grossen  Anzahl  der  Schiffsleute, 
oder  darin,  dass  einige  derselben  zur  Zeit  des  in  Rede  stehenden 
Unfalls  noch  nicht  an  Bord  des  Schiffes  sich  befanden  oder  das 
Schiff  vor  der  Verklarung  verlassen  hatten,  ohne  dass  der  Schiffer 
die  Möglichkeit  hatte,  ihre  Gestellung  herbeizufuhren  (Prot.  IV 
S.  1815—1817.    Vm  S.  3757). 

5.  Der  letzte  Absatz  des  Artikels  legt  dem  an  die  Stelle 
des  Kapitäns  tretenden  Schiffsoffizier  die  Berechtigung 
und  Verpflichtung  zur  Ablegung  einer  Verklarung  nicht  hinsicht- 
lich der  Unglücksfalle  auf,  die  sich  ereignet  haben  während  er  das 
Kommando  auf  dem  Schiffe  führte  —  denn  das  versteht  sich  von 
selbst;  sondern  hinsichtlich  derer,  welche  während  der  Führung 
des  Schiffers  selbst  eingetreten  sind  (Prot.  IV  S.  1876).  Die 
Mecklenburg-Schwerinische  Verordnung  vom  28.  Dezember  1865 
(§  59)  dehnte  die  Verpflichtung  und  die  Berechtigung  zum  Ab- 
legen der  Verklarung  eventuell  auch  auf  die  übrigen  Schiffsleute 
aus.  Doch  besteht  diese  Vorschrift  als  im  Widerspruch  mit  dem 
H.6.B.  stehend  nach  §  2  des  Bundesgesetzes  vom  5.  Juni  1869 
nicht  mehr  zu  Recht 

Art  491. 

Die  Verklarung  muss  einen  Bericht  über  die  erheblichen  Be- 
gebenheiten der  Reise,  namentlich  eine  vollstömdige  und  deutliche  Er- 
zählung der  erlittenen  Unfälle,  unter  Angabe  der  isur  Abwendung 
oder  Verringerung  der  Nachtheüe  angewendeten  Mittel  enthalten. 

Art.  493. 

Im  Gebiete  dieses  Gesetzbuchs  muss  die  Verklarung,  unter  Vor- 
legung des  Journals  und  eines  Verzeichnisses  aller  Personen  der 
Schiffsbesatzung,  bei  dem  zuständigen  Gericht  angemeldet  werden. 

Das  Gericht  hat  nach  Eingang  der  Anmeldung  so  bald  als  thun- 
lich  die  Verklarung  aufzunehmen. 
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Der  dazu  anberaumte  Termin  wird  in  geeigneter  Weise  öffent- 
lich behmni  gemacht,  insofern  die  Umstände  einen  solchen  Aufent- 
halt gestatten. 

Die  Interessenten  von  Schiff  und  Ladung,  sowie  die  etwa  sonst 
bei  dem  Unfälle  Betheiligten  sind  berechtigt,  selbst  oder  durch  Ver- 
treter der  Äbhgun^  der  Verklarung  beizuwohnen. 

Die  Verklaruiiff  gescJiieht  auf  Grundlage  des  Journals.  Kann 
das  geführte.  Journal  nicht  beigebracht  werden,  oder  ist  ein  Journal 
nicht  geführt  (Art.  489),  so  ist  der  Grund  hiervon  amugeben. 

1,  Das  Gesetz  trifft  nur  hinsichtlich  der  im  Inlande  abzu- 
legenden Verklarungen  Bestimmungen.  Hinaichtlich  des  Aus- 
landes ist  massgebend  das  Recht  des  Ortes,  wo  die  Verklarung 
abgelegt  wird.  Die  Anwendung  des  Satzes :  loats  regi  tactum  hierauf 
ist  nämiieh  vollkommen  zutreffend  (Prot.  IV  ti.  1819  Erk.  des  Hamb. 
Oberger.  vom  1.  November  1861  —  Öeebohm's  Samml.  Nr.  202  S.  618 
— ,  Erk.  des  Hamb.  Handelsger.  vom  22,  Dezember)  1873  —  Hamb. 
Handelsger.-Zeit.  von  1874  Nr.  28  S.  218  — )  und  es  ist  verkehrt, 
dies  mit  KitcksicLt  darauf  iiir  zweii'elliai't  zu  halten,  dass  die  Ver- 
klarungen „wesentlich  als  Beweismittel  in  Frage"  kämen  und  aus 
diesem  Grunde  lür  die  Form  der  Verklarung  „die  Prozesagesetze 
des  erkennenden  Gerichts"  massgebend  seien  {vgl.  Prot.  S.  1820i; 
denn  obwohl  die  Handelsbücher  auch  zu  den  Beweismitteln  ge- 
hören, entscheidet  doeh  über  die  Frage,  ob  dieselben  ordnungs- 
mässig  geführt  seien,  die  eben  citirte  Kegel  (vgl.  Beseler,  deutsches 
Privatrecht  §  39  a.  E.l.  Dem  entsprechend  bestimmt  auch  die 
Mecklenburg-Schweriniache  Verordnung  vom  28.  Dezember  1863 
§59: 

Im  Auslände ,  ausserhalb  des  Gebietes  des  H.G.B.,  ist  die  Vei-- 
klarung  vor  der  zu  ihrer  Aufnahme  zuständigen  Behörde  tiaeh  den 
daselbst  bestehenden  Gesetzen  und  GewohnJieiten  zu  hesdmffen.  — 

Wenn  daher  nach  den  Gesetzen  des  Auslandes  Verklarungen 
von  Notaren  oder  anderen  Personen  aufzunehmen  sind,  so  sind  die 
von  einer  solchen  Person  aufgenommenen  auch  vor  dem  inlän- 
dischen Gericht  iiir  gültig  und  vollbeweisend  anzusehen  (Entscli, 
des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  30.  Dezember  1867  in  Kierulff,  Samml. 
m  S.  lOlOj. 

2.  Einige  Eintuhrungsgesetze  zum  H.G.B.  haben  über  die  zur 
Aufnahme  von  Verklarungen  kompetente  Behörde  noch  be- 
sondere Bestimmungen  getroffen.  So  verordnet  die  Mecklen- 
bu  rg-Sch  wer  inishe  Verordnung  vom  28.  Dezember  1863  §59: 

—  In  dem  Gebiete  des  H.G.B.,*)  Art.  492  desselben,  ist  dii^ 
selbe  vor  dem  zuständigen  Gerichte,  im  Inlande  vor  dem  Handels- 
gerichte des  Ortes  zu  maclien.  — 


•)  D.  h.  ausserhalb  Mecklenburg'», 
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und  die  Bremische  Verordnung  vom  6.  Juni  1864  §  42: 

Das  fiir  die  Aufnahme  von  Verklarungen  0tistcmdige  Gericht 
ist  in  Bremen  das  Handelsgericht^  in  Vegesack  und  Bremerhafen 
das  Amt.  Auch  heim  Handelsgericht  genügt  dam  ein  Mitglied 
des  Gerichts^ 

Das  Oldenburgische  Gesetz  vom  18.  April  1864  (§  30)  be- 
hält „nähere  Bestimmungen"  über  „die  Zustäüdigkeit  der  Behörden 
zur  Aufnahme  von  Verklarungen"  dem  Verordnungswege  vor. 

2.  Die  Verklarung  muss  unter  Vorlegung  des  Journals  an- 
gemeldet werden.  Hinsichtlich  dieser  Vorlegung  schreibt  die  Meck- 
ienburg-Schwerinische  Ei nführungs- Verordnung  §  58  vor: 

Der  Schiffer  hat  das  Journal  sofort  nach  der  Ankunft  im  Be- 
sfmmungshafen  oder  nach  der  A^ikunft  in  eine^n  Hafen,  in  tvelchem 
er  zu  einer  Verklarung  verbunden  ist,  Art  490  des  HG.B.,  und 
zwar  in  einmn  inländischen  Hafen  der  Ortsobrigkeit,  in  einem  aus- 
ländischen Hafen  dem  mecklenburgischen  Konsul  oder  dessen  Stell- 
urtreter,  in  deren  Ermangelung  der  dortigen  Hafenbehörde  zur 
Visirmig  vorzulegen.^) 

und  das  Hamburgische  Einfiihrungs- Gesetz  vom  22.  Dezember  1865 
bestimint : 

Die  Nichtbefolgtmg  des  §  6  der  Verordnung  für  Schiffer 
uml  Schiffsvolk  vom  27,  März  1786,  kraft  tvelcher  der  Schiffer 
das  Journal  innerhalb  24  Stunden  nach  der  Ankunft  im  harnr 
hurgischen  Hafen  detn  Schiffsregistrator  einzureichen  hui,  wird  mit 
einer  Geldbusse  bis  zu  50  Reichsthalem  belegt,  —  Hat  der  Schiffer 
einen  Schiffsmäkler  oder  einen  sonstigen  Agenten  zur  Bedienung 
des  Schiffen  angenommen,  so  trifft  diesen  die  vorgedachte  Strafe. 
Ler  Schiffer  bleibt  jedoch  für  die  Zahlungsfähigkeit  desselben  ver- 
antivortitch,  —  Die  Entscheidung  über  die  Strafe  steht  dem  Han- 
delsgerichte zu,  —  In  Ritzebüttel  ist  das  Journal  in  gleicher 
Weise  und  unter  gleicher  Strafandrohung  dem  Amtsrichter  ein- 
zureichen. 

3.  Ausser  dem  Journal  ist  ein  Verzeichniss  aller  Personen 
der  Schiffsbesatzung,  namentlich  die  Musterrolle  einzureichen,  in- 
dem der  Richter,  welcher  ausser  den  vom  Schiffer  gestellten  auch 
noch  die  übrigen  Personen  der  Schiffsbesatzung  vernehmen  darf, 
wissen  muss,  welche  Personen  zu  derselben  gehören  (Prot.  VHI 
S.  3762  f.). 

4.  Die  wirkliche  Ablegung  der  Verklarung,  im  Gegen- 
satz zur  Anmeldung  ist  von  Seiten  des  Gerichts  möglichst  zu  be- 
schleunigen, ohne  dass  damit  gesagt  sein  soll,  dass  „unbedingt  und 


*)  Heutzutage  würde  der  SchiflFer  das  Journal  zur  Visirung  vorzulegen 
Laben:  in  einem  mecklenburgischen  Hafen  der  Ortsobrigkeit,  in  einem  son- 
stigen Hafen  des  Deutschen  Reichs  der  Hafenbehörde,  in  einem  ausserdeutschen 
Hafen  dem  deutschen  Konsul. 
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in  allen  Fällen  sogleich  nach  der  Anmeldung  des  Schiffers  und 
der  Uebergabe  des  Journals  mit  der  Aufnahme  der  Verklarimg 
vorgeschritten  werden  müsse."  Vielmehr  sollen  „Verzögerungen, 
welche  durch  die  Natur  der  Sache  geboten"  sind,  dadurch  nicht 
für  unstatthaft  erklärt  werden  (Prot.  IV  S.  1832). 

5.  Wenn  es  heisst,  die  Verklarung  soll  auf  Grundlage  des 
Journals  geschehen,  so  ist  das  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob 
dieselbe  stets  genau  mit  dem  Inhalte  des  Letzteren  übereinstimmen 
müsse.  Es  können  vielmehr  Umstände,  die  zur  Aufklärune^  des 
Sachverhaltes  dienen,  in  die  Verklarung  aufgenommen  werden, 
auch  wenn  sie  sich  nicht  im  Journal  finden,  es  kann  die  irrthüm- 
liche  Darstellung  eines  Vorfalls  im  Journal  in  der  Verklarung  be- 
richtigt werden,  nur  muss  stets  die  Abweichung  des  Inhaltes  der 
Verklarung  von  dem  des  Journals  hervorgehoben  und  der  Grund 
dafür  angegeben  werden.  Es  muss  also  die  Verklarung  nur  stets 
von  der  Darstellung  des  Journals  ausgehen  und  auf  diese  Bezug 
nehmen.  Auch  dient  das  Journal  dem  die  Verklarung  aufnehmen- 
den Beamten  zur  Kontrole  der  Richtigkeit  der  Angaben  des 
Schiffers  (Prot.  S.  1823). 

6.  Der  Abs.  4  gewährt  sämmtlichen  bei  dem  Unfall  eines 
Schiffes  betheiligten  Personen  —  ausser  den  Interessenten  an  Schiff 
und  Ladung  noch  den  Hülfsieuten,  Bergern,  Lootsen,  Angeseg-el 
len  —  das  Recht,  durch  Fragen  auf  eine  wahrheitsgetreue  Dar- 
stellung des  Sachverhaltes  hinzuwirken.  Es  sind  demgemäss  die  Be- 
theiligten in  der  Lage,  ihre  eigenen  Interessen  zu  wahren.  Zugleich 
kann  dadurch  der  unbegründeten  Geltendmachung  von  Havarie- 
grosse-Ansprüchen vorgebeugt  werden  (Prot.  IV  S.  1827.  VHI 
S.  3762). 

Art  493. 

Der  Bichter  ist  befugt^  ausser  den  gesielltm  noch  andere  Per- 
sonen  der  Schiff shesateung,  deren  Äbhörung  er  angemessen  findet,  ssu 
vernehmen.  Er  Tcann  zum  Zwecke  besserer  Aufklärung  dem  Schiffer 
sowohl  als  jeder  anderen  Person  der  Schiffsbesatzung  geeignete  Fragen 
mr  Beantwortung  vorlegen. 

Der  Schiffer  und  die  zugezogenen  übrigen  Personen  der  Sdiiffs- 
besatzung  haben  ihre  Aussagen  zu  beschwören. 

Die  über  die  Verklarung  aufgenommene  Verhandlung  ist  in  Ur- 
schrift aufzubewahren  und  jedem  Betheiligten  auf  Verlangen  beglau- 
bigte Abschrift  zu  ertheilen. 

Die  Verklarung  ist  eine  Darlegung  des  Unfalls  durch  den 
Schiffer.  Die  Schiffsleute,  welche  derselbe  zu  stellen  hat  und  welche, 
wie  er  selbst,  über  den  Inhalt  der  gedachten  Darstellung  vereidigt 
werden,  haben,  wie  in  der  Hamburger  Konferenz  richtig  hervor- 

fehoben  wurde,  weniger  die  Bedeutung  von  Zeugen,  als  von  Eides- 
elfern,   welche   daher   auch   nicht  die  Wahrheit  der  in  der  Ver- 
klarung angegebenen  Thatsachen  zu  beschwören  haben,  sondern 
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Dui';  dass  sie  keinen  Grund  landen,  „den  Aussagen  des  Schiffers  zu 
misstrauen"  und  dass  ihnen  „nicht  das  Gegentheil  von  dem  bekannt 
sei,  was  der  Schiffer  erklärte''  (Prot  IV  S.  1834  f.).  Um  aber 
doch  nicht  die  Richtigkeit  der  Verklarung  lediglich  dem  Gewissen 
des  Schiffers  anheim zustellen,  ist  dem  Richter  das  Recht  gegeben, 
sowohl  die  vom  Schiffer  gestellten,  als  von  diesem  nicht  gestellten 
Personen  der  Schiffsbesatzung  als  Zeugen  über  die  in  der  Ver- 
klarung angegebenen  Thatsachen  zu  vernehmen  (Prot.  IV  S.  1834. 
1836.  1879).  Die  demselben  eingeräuiüte  Befugniss,  auch  die  vom 
Kapitän  nicht  gestellten  Personen  der  Schiffsbesatzung  zu  citiren, 
ist  durchaus  nothwendig,  da  sonst  zu  befürchten  wäre,  dass  der 
Richter  nur  solche  Personen  zu  hören  bekäme,  die  zu  Gunsten  des 
Schiffers  auszusagen  bereit  sind.  Passagiere  darf  der  Richter  da- 
gegen nicht  vernehmen.  Es  war  zwar  ein  hierauf  bezüglicher 
Antrag  auf  der  Hamburger  Konferenz  gestellt,  doch  wurde  der- 
selbe nicht  angenommen,  weil  man  darin  ein  bedenkliches  Ab- 
weichen von  dem  allgemeinen  seerechtlichen  Gebrauch  fand  (Prot. 
Vm  S.  3764). 

Dass  Schiffer  und  Schiffsleute  ihre  Aussagen  nur  unter  den- 
selben Voraussetzungen  zu  beschwören  haben,  unter  denen  dieselben 
im  Prozesse  einen  Eid  zu  leisten  verpflichtet  sind,  dass  also  z.  B. 
bei  einem  Mennoniten  der  Eid  durch  eine  eidesstattliche  Versicherung 
ersetzt  wird  (Prot.  IV  S.   1826),  versteht  sich  von  selbst. 

Art.  494. 

Die  in  Geniässheit  Art.  492  und  493  aufgenommene  Verklarung 
liefert  vollen  Beieeis  der  dadurch  heurhmdeten  Begebenheiten  der 
Eäse. 

Jedem  Betheiligten  bleibt  im  Prozesse  der  Gegenbeweis  vor- 
behalten, 

1,  Das  Gesetz  legt  Beweiskraft  nur  derjenigen  Verklarung  bei, 
bei  deren  Aufnahme  die  Vorschriften  der  Art.  492  f.  be- 
obachtet sind.  Es  genügt  daher  nicht,  dass  die  Form  die  gesetz- 
liche ist,  sondern  es  muss  auch  zwischen  der  Verklarung  und  dem 
Journal  das  oben  (S.  96)  angezeigte  Verhältniss  bestehen,  es 
muss  die  genügende  Anzahl  von  Schiffsleuten  zugezogen  sein,  und 
der  Schiffer  darf  nicht  etwa  gerade  solche,  welche  ganz  besonders 
Auskunft  zu  geben  im  Stande  waren,  aus  Nachlässigkeit  oder  gar 
doloscr  Weise  —  um  den  Thatbestand  zu  verdunkeln  —  zu  stellen 
unterlassen  haben.  Fehlt  es  an  einem  dieser  Erfordernisse,  so  ist 
der  Verklarung  die  Beweiskraft  abzusprechen.  Doch  ist  dieses 
Fehlen  von  Erfordernissen  nachzuweisen  und  es  hat  nicht  etwa  der 
das  Vorhandensein  derselben  zu  beweisen,  der  sich  auf  die  Ver- 
klarung als  Beweismittel  stützt.  Auch  der  Verklarung  wird  die 
Beweiskraft  zu  versagen  sein,  welche  erst  geraume  Zeit  nach  dem 
vom  Gesetz  festgesetzten  Zeitpunkte,  namentlich  erst  mit  Rücksicht 
auf  einen  bereits  erhobenen  oder  unmittelbar  bevorstehenden  Pro- 
Lewis, Seerecht.  7 


Igt  ist.    Das  H.G.B.  macht  zwar  auBdriicklich  die  Beweis- 


kraft der  Verklarung  nur  alihäugig  von  der  Beobacbtung  der  Vo 
Schriften  der  Art.  492  und  493.  Allein  einmal  wird  sich  eine  durcli- 
gängige  Beobachtung  dieser  Vorschriften  bei  einer  solchen  eret  spät 
abgelegten  Verklarung  häufig  gar  nicht  ermöglichen  lassen  ho 
AbhÖrung  der  vom  bchiffer  nicht  geetellten  Personen  der  Schiffs- 
besatzung Seitens  des  Kichters)  und  dann  gehört  ca  zum  Wesen 
einer  Verklarung  im  Sinne  des  Gesetzes,  dass  sie  ohne  Verzug  in 
den  im  Art.  490  angegebenen  Orten  abgelegt  ist.*} 

2.  P'enier  ist  nur  der  Verklarung  Beweiskraft  zuzusprechen, 
welche  der  Scliiffer  abzulegen  gesetzlich  verpflichtet  ist, 
nicht  der,  welche  der  Schiffer,  ohne  daas  eine  rechtliche  Nöthigung 
bestand,  aus  freien  Stücken  abgelegt  hat.  Denn  nur  von  der 
ersteren  handelt  das  Gesetzbuch,  und  die  einer  solchen  anormaler 
^Veise  —  weil  gleichsam  einem  Zeugnise  in  eigener  Sache  —  bei- 
gelegte Beweiskraft  kann  nicht  analog  auf  die  freiwillige  Verklarung 
ausgedehnt  werden  (Prot.  IV  S.  1842— 1844.  1846  fA  Dagegen  hat 
es  auf  die  Beweiskraft  der  Verklarung  keinen  Einnuss,  wenn  der 
Kapitän  über  die  mit  der  \'^erklarung  zu  beweisenden  Vorfälle  oder 
über  einzelne  derselben  auch  gewöhnliche  Beweismittel  beibringen 
kann.  (So  auch  Pohls,  Seerecht  II  S,  695  f.  Kaltenborn,  Seereehtl 
S.  175)  Denn  das  Gesetz  schreibt  die  Aufnahme  einer  Verklarung 
über  alle  während  der  Reise  eingetretenen  Unfälle  vor  und  legt 
der  den  gesetzlichen  Anforderungen  gemäss  aufgenommenen  Verkla- 
rung Beweiskraft  bei,  ohne  das  Eine  oder  das  Andere  nn  das  Fehlen 
anderweitiger  Beweismittel  zu  knüpfen. 

3.  Die  Veikianing  macht  vollen  Beweis,  ohne  dass  dem 
Richter  die  Bcfugniss  zustünde,  unter  Umständen  derselben  eine 
geringere  oder  gar  keine  Beweiskraft  beizulegen.  Doch  ist  der- 
selben Beweiskraft  nur  zuzusprechen  hinsichtlich  der  durch  sie  be- 
kundeten Thatsachen,  nicht  hinsichtlich  der  darin  ausgesprochenen 
Urtheile,  z.  B.  hinsichtlieh  der  Angabe,  dass  das  Schiff  in  gutem 
Stande  und  für  die  Reise  genügend  ausgerüstet,  wie  auch  mit 
ausreichendem  Proviant  versehen  gewesen  (Knisch.  des  O.A.G.  ku 
Lübeck   vom  27.  Mai  1868  in  Kieiulff's  Samml.  IV  S.  417  f.). 

4.  Die  Verklarung  hat  Beweiskraft  für  und  gegen  den 
Schiffer  und  die,  welche  für  diesen  die  Verantwortlichkeit  zu 
fi-agen  haben,  z.  B.  die  Rheder.**) 

*'\  Für  d^eee  Aoeiclit  lässt  eich  eine  konstante  Praxis  der  hanaeBtädliscLeii 
(iericute  —  allerdings  aus  der  Zeit  vor  Geltung  des  H.U.B.  —  anführen: 
liutsch.  dca  Ü.A.G.  zu  Lübeck  vom  30.  Sopt.  1822  (deiae  und  Cropp,  juristische 
Abb.  ]  S.  OS),  Ei'k.  des  ilamb.  HsndeUger.  v.  26.  Aug.  IS52,  t.  11.  Jan.  1S55 
(Ullricb's  Samml.  Nr.  70.  Nr.  181),  v.  )6.Sept  185$  (Secbohm'o  Samm).  Nr.  33*, 


28    April  1862  (Samml   v.  Hermann  u.  Hirsch  Nr.  1 
**l  So  wurde  vom  ll.ü.H.G.  in 


,  ._ .  _n  durch  Erkenntaiss  vom  II.  Juni  IbTS 

(ntecbicdenen  lli-cbtsfall,  iii  welchem  die  Astekuradeure  die  Zahluneaverbind- 
liclikcit  mit  RückBielit  auf  die  von  ihnen  behauptete  ungenügende  VerBorgung 
des  ScbiiFes  mit  Wasser  und  eine  dadurcli  verursachte  Deviation  abgelehnt 
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5.  Es  entsteht  noch  die  Frage,  welche  Bedeutung  einer  Nach- 
verklarung  beizulegen.  Die  Veranlassung  zu  einer  solchen  liegt 
darin,  dass  gewisse  Thatsachen^  deren  Erheblichkeit  nicht  von 
vorn  herein  an  den  Tag  trat,  nicht  mit  der  erforderlichen  Klarheit 
und  Vollständigkeit  aufgenommen  worden  sind;  und  sie  besteht  darin^ 
dass  die  Interessenten^  speziell  die  Rheder  nachträglich  von  dem  noch 
vorhandenen  Theile  der  Mannschaft  die  erforderlichen  Aufklärungen 
geben  lassen.  Einer  solchen  Nachverklarung  ist  nun  unter  den- 
selben Voraussetzungen  Beweiskraft  beizulegen  ^  wie  der  Haupt- 
verklarung, d.  h.  wenn  die  Nach  Verklarung  unmittelbar  nach  der 
Hauptver klarung;  oder  wenigstens  nach  kürzerer  Zeit  und' ohne 
dass  man  erst  durch  einen  Rechtsstreit  auf  die  Auslassungen  der 
ersteren  aufmerksam  geworden ^  aufgenommen  wird;  wenn  die 
sämmtlichen  bei  der  Verklarung  zugezogenen  Personen  der  Be- 
satzung noch  vorhanden  sind;  oder  doch  alle  diejenigen;  deren  An- 
wesenheit auf  den  Inhalt  der  Verklarung  von  Einnuss  sein  kann. 
In  allen  anderen  Fällen  ist  die  Nachverklarung  unstatthaft  und 
kann  eine  Vernehmung  der  noch  zugänglichen  Schiffsleute  nur  als 
Zeugen  stattfinden;  und  zwar  sowohl  wenn  ein  Rechtsstreit  Ver- 
anlassung zur  Vervollständigung  der  Verklarung  giebt;  als  auch 
mit  Rücksicht  auf  einen  zukünftigen  Rechtsstreit;  in  welchem  letz- 
teren Fall  die  Schiffsleute  in  Form  einer  Zeugenvernehmung  zum 
ewigen  Gedächtniss  abzuhören  sind.  (So  auch  im  Grossen  und 
Ganzen  Heise  und  Cropp;  jur.  Abh.  I  S.  96  ff.  bes.  S.  100.) 
Zum  Theil  abweichend  bestimmt  die  Mecklenburg -Schwerinische 
Verordnung  vom  28.  Dezember  1863  §  59: 

—  Ist  die  VerMarung  mangelhaft  oder  dtmkel,  so  ist  die  zu- 
ständige Behörde,  ieziehungsweise  dus  zuständige  Gericht  befugt,  eine 
NachverJcJarung  zu  veranstalten.  Die  Beweiskraft  der  letzteren  unter- 
liegt der  richterlichen  Beurtheilung. 

6.  Das  Gesetzbuch  lässt  gegen  die  Verklarung  einen  Gegen- 
beweis ZU;  der  sowohl  auf  das  Gegentheil  von  den  in  der  Ver- 
klarung behaupteten  Thatsachen,  als  darauf,  dass  die  Verklarung 
keinerf  Glauben  verdiene;  gerichtet  sein  kann.  Derselbe  darf  durch 
alle  bei  einem  solchen  überhaupt  zulässigen  Beweismittel  geführt 
werden;  also  auch  durch  das  Zeugniss  von  Personen;  welche  bei 
Abnahme  der  Verklarung  bereits  beeidet  worden  sind  (Prot.  IV 
Ö.  1847 — 1849).  Aus  diesem  Grunde  würde  auch  eine  in  formeller 
Beziehung   korrekt    aufgenommene    und    den    Bestimmungen    des 


hatten,  das  Vorbandensein  dieser  Thatsache  aus  den  Angaben  der  Verklarung 
geschlossen,  dass  auf  dem  Scbiff,  welches  wegen  Wassermangel  Pemambuco 
angelaufen  und  daselbst  9000  Gallons  Wasser  eingenommen  hatte,  bereits  am 
neunten  Tage  nach  der  Abfahrt  von  Pernambuco  das  Wasser  zu  Kindersuppe 
auf  9  Gallons  per  Tag  habe  reduzirt  werden  müssen,  und  dass  am  74.  Tage  nach 
dem  Ahj^ange  von  Pernambuco  der  Beschluss,  Port  Phillip  einzulaufen,  des- 
halb gefasst  worden  sei,  weil  der  Proviant  insbesondere  das  vVasser  nicht  mehr 
ausgereicht  habe  (Entscb.  XVII  S.  346—318). 


7* 
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H.G.B.  entsprechende  Verklarung  jede  Beweiskraft  verlieren,  wenn 
die  dabei  abgehörte  Schiflfsmannschaft  später,  z.  B.  bei  einem  gegen 
den  Kapitän  eingeleiteten  Kriminalverfahren  widersprechende  und 
widerrufende  Erklärungen  abgegeben  hätte  (Entsch.  des  O.A.G.  zu 
Lübeck  vom  28.  Sept.  1865  bei  Kierulff,  Samml.  I  S.  865.  869). 
Der  Gegenbeweis  gegen  eine  Verklarung  durch  Eidesdelation  ist 
in  demselben  Masse  unstatthaft,  wie  nach  dem  Prozessrecht  gegen- 
über den  anderen  Beweismitteln.  Nach  gemeinem  Recht  ist  die 
Eidesdelation  daher  unstatthaft,  wenn  der  Gegenbeweis  direkt  auf 
die  Unwahrheit  des  durch  die  Verklarung  zu  erweisenden  Beweis- 
satzes gerichtet  ist.  Widersprechen  sich  zwei  über  denselben  Vor- 
fall von  den  Führern  verschiedener  Schiflfe  abgegebene  Verkla- 
rungen, z.  B.  in  einer  Ansegelungssache,  so  ist  keiner  von  beiden 
Beweiskraft  beizulegen  (Entsch.  des  Handelsger.  zu  Lübeck  vom 
14.  Dezember  1867  bei  Kierulff,  Samml.  IV  S.  803). 

7.  üeber  die  Beweiskraft  der  im  Auslande  aufge- 
nommenen Verklarungen  enthält  das  Gesetzbuch  keine  Be- 
stimmungen ;  die  darauf  bezüglichen  auf  der  Hamburger  Konferenz 
aufgestellten  Vorschriften  wurden  gestrichen  (Prot.  IV  S.  1865  f.). 
Es  ist  in  Betreff  derselben  zu  sagen :  ist  die  Verklarung  im  Aus- 
lande den  daselbst  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  gemäss 
abgelegt,  so  ist  derselben  auch  vom  diesseitigen  Richter  volle  Be- 
weiskraft beizulegen.  Dies  fordert  die  Anwendung  des  Satzes: 
locus  regit  actum,  (So  auch  Pohls,  Seerecht  II  S.  696  f.  Kalten- 
born,  Seerecht  I  S.  175  f.)  Hierbei  ist  freilich  vorauszusetzen,  dass 
die  Ablegung  der  Verklarung  den  Grundsätzen  des  H.G.B.  gemäss 
eine  nothwendige  ^?ar. 

Art;  495. 

Rechtsgeschäfte,  welche  der  Schiffer  eingeht,  während  das  Schiff 
im  Heimatlishafen  sich  befindet,  sind  für  den  Eheder  nur  dann  vcr- 
bifidlich,  wenn  der  Schiffer  auf  Grund  einer  Vollmacht  geliandelt 
hat,  oder  wenn  ein  anderer  besonderer  Verpflichtungsgrund  vorhafh 
den  ist. 

Zur  Amiahme  der  Schiffsmannschaft  ist  der  Schiffer  auch  im 
Heimathshafen  befugt. 

1.  Der  Schiffer  hat  den  Erwerb  durch  die  Seefahrt  für  die 
Rheder  durch  das  von  ihm  geführte  Schiff  zu  vermitteln.  Er  würde 
dies  nicht  in  vollem  Masse  und  so,  wie  es  das  Interesse  der  Rheder 
selbst  fordert,  thun  können,  wenn  er  nicht  den  Kredit  der  Letzteren 
benutzen  dürfte,  da  er  die  den  Rhedereibetrieb  bildenden  Geschälte 
häufig  an  Orten  zu  betreiben  hat,  welche  weit  von  dem  Domizil 
der  Rheder  entfernt  sind,  und  er  somit  von  diesen  nicht  zu  ieder 
Zeit  mit  den  erforderlichen  Geldmitteln  versehen  werden  kann. 
Das  römische  Recht  hat  nun  nicht  sowohl  aus  diesem  Grunde  — 
denn  danach  würde  eine  Verhaftung  des  Rheders  durch  die  Hand- 
lungen des  Schiffers  nur  in  demselben  Umfange  geboten  werden. 
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in  welchem  das  heutige  Recht  eine  solche  zulässt,  —  sondern  mit 
Rücksicht  auf  die  Personen,  welche  mit  einem  Schiffer  Rechts- 
geschäfte abzuschliessen  genöthigt  und  doch  nicht  immer  in  der 
Lage  sind,  die  rechtliche  Stellung  desselben  zu  übersehen,  eine 
Klage  gegen  den  exerdtor  in  allen  Fällen  zugelassen,  in  denen  der 
tmgister  navis  ein  Rechtsgeschäft  innerhalb  des  ihm  bei  der  Be- 
stellung eingeräumten  Wirkungskreises  abgeschlossen  hat.  In  die- 
sem letzteren  Umstand  liegt  eine  Beschränkung  des  Vertretungs- 
rechts des  Schiffers,  indem  dasselbe  sich  nur  ffeltend  macht  bei  den 
Rechtsgeschäften,  die  sich  ausschliesslich  beziehen  entweder  auf  die 
Beförderung  von  Passagieren,  oder  auf  die  von  Sachen,  oder  auf 
die  Beförderung  von  leichten  Waaren,  oder  auch  von  schwerem 
Gut,  oder  auf  den  Transport  von  Personen  oder  Sachen  zwischen 
bestimmten  Häfen  (L,  1  §  12  De  exercit  ad.  [14,  1]),  Innerhalb 
des  ihm  eingeräumten  Wirkungskreises  lässt  das  römische  Recht 
aber  stets  den  Rheder  durch  den  Schiffer  verpflichtet  werden,  mag 
das  Geschäft  in  der  Heimath  des  Schiffes  resp.  am  Domizil  des 
Rheders,  oder  aber  in  der  Fremde  abgeschlossen  sein.  Das  spätere 
Recht,  und  zwar  bereits  das  Recht  des  Mittelalters  hat  die  Ver- 
tretungsbefugnisse des  Schiffers  nicht  weiter  ausgedehnt,  als  es 
das  Interesse  des  Rheders  selbst  fordert.  Es  hat  dieselben  daher 
cessiren  lassen  da,  wo  die  Rheder  die  Angelegenheiten  des  Schiffes 
selbst  zu  besorgen  im  Stande  sind ,  so  lange  der  Schiffer  seiner 
Rheder  „mächtig"  ist.  (Vgl.  Heise  und  Cropp,  jur.  Abh.  1  S.  465). 
Während  aber  dieser  Grundsatz  genügend  für  das  Interesse  der^ 
Rheder  sorgte,  so  nahm  er  nicht  in  gleicher  Weise  die  Interessen 
derer  wahr,  welche  mit  dem  Schiffer  Geschäfte  abschlössen,  weil 
diesen  zugemuthet  wurde,  stets  sich  zu  vergewissern,  ob  es  dem 
Kapitän  möglich  wäre,  sich  mit  Instruktion  vom  Rheder  versehen  zu 
lassen.  Das  H.G.B.  hat  dem^emäss  diesen  Punkt  genauer  präzisirt, 
indem  es  die  in  Rede  stehende  Möglichkeit  für  die  Zeit  annahm, 
wo  das  Schiff  sich  in  seinem  Heimathshafen  befindet,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  die  Rheder  oder  einzelne  derselben  hier  auch  ihr 
Domizil  haben. 

2.  Der  Vollmacht,  auf  Grund  deren  der  Schiffer  auch  während 
seines  Aufenthaltes  im  Heimathshafen  den  Rheder  durch  Ver- 
träge verpflichten  kann,  steht  negotiorum  gestio  und  in  rem 
versio  lUr  das  Schiff  gleich  (Prot.  IV  S.  1883.  1885;. 

3.  Dass  von  der  Kegel  des  Art.  495  eine  Ausnahme  mit  Rück- 
sicht auf  die  Annahme  der  Schiffsmannschaft  gemacht 
wird,  erklärt  sich  daraus,  dass  der  Erfolg  einer  Seereise  zum  grossen 
Theil  davon  abhängt,  dass  der  Kapitän  sich  auf  seine  Leute  voll- 
ständig verlassen  kann.  Daher  muss  ihm  bei  der  Annahme  der- 
selben auch  unbedingt  freie  Hand  gelassen  werden.  Auf  Dampf- 
schiffen pflegt  jedoch  der  Rheder  selbst  den  ersten  Ingenieur  an- 
zustellen, der  seinerseits  wieder  das  bei  der  Maschine  beschäftigte 
Personal,  Maschinisten,  Maschinist- Assistenten,  Heizer,  Feuerleute 
annimmt.     Auf  diese  Personen  würde  daher  das  in  Rede  stehende 
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Recht  des  Schiffers  nicht  auszudehnen  Bein.  Der  Abs.  2  des  Ar- 
tikels hat  übrigeuB  nur  die  Bedeutung,  dass  die  von  Seiten  des 
Schißers  allein  Torgenomtnene  Anstellung  der  SchiSsmaanBchai'l 
unter  allen  Umständen  eine  legale  ist,  ^reiche  der  Rheder  anzu- 
erkennen and  ttir  sich  gelten  zu  lassen  hat.  Es  ist  damit  nicht 
ausgedrückt,  dass  die  Annahme  der  Schiffsmannschaft  ausschliese- 
lieh  Sache  des  Kapitäns  sei,  welcher  eine  Mitwirkung  des  Rheders 
dabei  nicht  zu  dulden  habe.  Der  Preussische  Entwurf  (Art.  440) 
enthielt  eine  derartige  Vorschrift,  welche  man  jedoch  in  der  Ham- 
burger Konferenz  für  bedenklich  hielt  und  deshalb  beseitigte  (Prot, 
IV  S.  1964  f).  Der  Schiffer  wird  daher  nicht  nur  den  Protest 
des  Rheders  gegen  die  Anstellung  eines  Schiffsmannes  zu  beachten, 
sondern  auch  den  direkten  Anweisungen  desselben,  den  einen  und 
den  anderen  Seemann  anzunehmen,  Folge  zu  leisten  haben.  Diese 
Pflicht  ergiebt  sich  aus  dem  Di enst verhält n i bs  ,  in  dem  sich  der 
Schiffer  zum  Rheder  befindet.  Ist  der  Schiffsmann  von  der  Be- 
schaffenheit, dasB  der  Schiffer  von  seiner  Annahme  eine  Gefährdung 
des  Schiffes  zu  befürchten  hat^  so  würde  er  sich  dieser  Anordnung 
des  Rheders  eben  so  wenig,  wie  jeder  anderen,  die  ihm  eine 
Pflichtverletzung  zumuthete,  zu  fügen  haben  (vgl.  oben  Ö.  81).  Hat 
er  sich  aber  einen  aolchen  Schiffsmann  vom  Rheder  aufdrängen 
lassen,  do  haftet  er  gemäss  Art.  470  auch  ftir  allen  durch  denselben 
verursachten  Schaden,  nur  freilich,  wenn  er  protestirt  hat,  nicht 
dem  Rheder  selbst  gegenüber. 

Art.  496. 

Befindet  sich  das  Schiff  ausserhalb  des  ffeimatlishafens ,  so  ist 
itiT  Schiffer  Dritten  gegenüber  h-aft  seiner  Anstellung  befugt,  für  den 
Rheder  alle  Geschäfte  und  BechtsJtandlungen  voretmehmen ,  welche 
die  Ausrüstung,  Sematmiaig ,  VerpromantirutU)  und  Erhaltung  des 
Schiffes,  sowie  überhaupt  die  Ausführung  der  Heise  mit  sich  britige». 

Diese  Sefugniss  erstreckt  sich  auch  auf  die  Eingehung  von 
Frachtverträgen;  sie  erstreckt  sich  femer  avf  die  Anstellung  von 
Klagen,  welche  sich  auf  den  Wirkungskreis  des  Schiffers  bestehen. 

1.  Der  Artikel  stimmt  mit  dem  früheren  gemeinen  Seerecht, 
wie  es  in  Theorie  und  Praxis  zum  Ausdruck  gekommen,  Üherein.*; 

•)  Im  Groeten  und  Ganzen  stimmt  auch  dae  franzöeiBche  Recht  übereiu. 
Der  Schiffsei gCDthümer  hat  hiernach  nlle  Handlungen  des  Kapitäns  aozu- 
erkennen,  welche  diesem  da«  Gesetz  nicht  geradezu  untersagt.  Der  Code  ver- 
bietet nun  dem  Schiffer  ohne  Spezialvollmacht  des  (^chiffHeigenthümcra  irgend 
welche  Rechte  band  lungen  Behufs  der  Ausbeaaerung,  Ausrüstung,  Verfrach- 
tung des  Schiffes  einzugehen  sowie  Gelder  zu  diesem  Zwecke  auf  das  Schifl' 
aufzunehmen,  so  lange  sieh  derselbe  im  Wohnorte  (ileme^ire)  des  Ki^enlhiimers 
oder  seine«  Bevollmächtigten  befindet  (Code  de  comm,  art.  232),  Auch  Schiffs- 
leute Eoll  er  an  diesem  Ort  nur  annehmen  de  concert  avcc  le«  propriilairt' 
(nrt,  223).  Trotzdem  hält  die  französische  Jurisprudeni  solche  Verträge  auch 
ohne  Vollmacht  des  EigentLümers  zu  Gunsten  des  Dritten  für  gültig,  wenn 
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Der  Schiffer  erscheint  hiernach  (ausserhalb  des  Heimathshafens)  als 
der  rechtmässige  Vertreter  des  Rheders  in  Betreff  alles  desjenigen, 
was  in  den  Angelegenheiten  des  Schiffes  und  für  den  Zweck  der 
Frachtübernahme  auszuführen  ist  (Heise  und  Cropp,  jur.  Abh.  I 
S.  465.    Seuffert's  Archiv  XII  Nr.  292). 

2.  Die  Vertretungsbefiigniss  des  Schiffers  beginnt,  sobald  sich 
das  Schiff  ausserhalb  des  Heimathshafens  befindet,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  dasselbe  in  einem  Hafen  liegt,  in  welchem 
einer  der  Rheder  selbst  wohnt,  oder  eine  Handelsniederlassung  hat, 
oder  sogar  die  Rhederei  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten 
ist;  ohne  Rücksicht  natürlich  auch  darauf,  ob  der  Schiffer  „in  der 
Ausführung  einer  bestimmten  Frachtreise  begriffen",  oder  erst  aus- 
gefahren ist,  „um  Fracht  zu  suchen"  (Prot.  VIII  S.  4474j. 

3.  Die  Rechtsakte,  zu  denen  der  Schiffer  für  legitimirt 
erklärt  wird,  sind  durchweg  solche,  ohne  die  sich  ein  Irachtver- 
kehr  und  demgemäss  Frachtverdienst  nicht  denken  lässt.  Hi(jrbei 
wird  aber  die  Gültigkeit  des  Geschäfts  zu  Gunsten  des  Dritten 
dadurch  nicht  bedingt,  dass  das  konkrete  Geschäft  nothwendig  vor- 
genommen werden  musste;  es  ist  vielmehr  auch  gültig,  wenn  der 
JSchifter  dasselbe  nur  aus  Zweckmässigkeitsrücksichten  abgeschlossen 
hat  (Prot.  VIII  S.  3767).  Auch  sind  es  nicht  nur  die  „immer  wie- 
derkehrenden, alltäglichen"  Geschäfte,  sondern  in  gleicher  Weise 
die  „seltener  vorkommenden",  durch  besondere  Ereignisse  hervor- 
gerufenen (Prot.  IV  S.  1896);  wie  z.  B.  die  Versicherung  des 
Schiffes.  Dagegen  sind  es  nur  Geschäfte,  welche  das  Schiff  für 
den  Frachtverkehr  geschickt  machen  sollen,  und  keineswegs  alle 
Geschäfte,  welche  in  den  Frachverkehr  hineinschlagen.  So  ist  der 
»Schiffer  z.  B.  durchaus  nicht  ermächtigt,  für  Rechnung  des  Rheders 
Waaren  anzukaufen,  um  sie  nach  anderen  Plätzen  zu  verladen 
(Prot.  IV.  S.  1896). 

4.  Aus  der  Befugniss  zur  Eingehung  von  Frachtkontrakten 
ffeht  hervor  die  Befugniss  zu  allen  Handlungen,  welche 
die  regelmässige  Folge  eines  Frachtvertrages  sind;  so 
namentlich  zur  Empfangnahme  von  Frachtgeldern  (einschliesslich 
der  Ueberliegegelder)  *)  Wird  dem  Schiffer  zu  viel  Fracht  gezahlt, 
so  haftet  für  die  Rückgabe  dieses  Indebitums  nicht  blos  er  selbst 
persönlich,  sondern  auch  der  Rheder,  vorausgesetzt,  dass  das  Geld 


letzterem  nicht  nachgewiesen  wird ,  dass  ihm  die  Anwesenheit  des  Eigen- 
thümerB  bekannt  gewesen,  oder  hätte  bekannt  sein  müssen.  (Pardessns 
».  662.) 

Nach  englischem  Recht  hat  der  Rheder  vom  Schiffer  ohne  besondere 
Vollmacht  abgeschlossene  Geschäfte  gelten  zu  lassen,  wenn  sie  zu  den  Rechts- 
handlungen gehören,  die  der  Schiffer  regelmässig  —  bei  einem  Schiff  der 
in  Rede  stehenden  Art  —  allein  einzugehen  pflegt  (Abbott^  treatise  p.  100—116. 

*)  Diese  ßefugniss  geht  auch  daraus  hervor,  dass  der  Schiffer  das  Kon- 
nossement zu  zeichnen  hat  (Art.  644),  und  die  Güter  an  den  Destinatar  nur 
gegen  Zurückgabe  des  Konnossements  (wenigstens  Eines  auittirten  Exemplars : 
Art.  652)  und  gegen  Zahlung  der  Fracht  (Art.  615)  auszuliefern  sind. 
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diesem  ausbezahlt  oder  zu  SchiflPszwecken  verwendet  ist.  Denn 
wenn  der  Rheder,  nachdem  ihm  aus  der  Schiflfsrechnung  die  Quelle 
des  Geldes  bekannt  geworden,  nicht  die  Rückzahlung  desselben 
veranlasst,  so  liegt  darin  eine  Ratihabition,  woraus  seine  Haftung 
folgt  (L.  14  de  cond.  ca,  da.  [12,  4],  L.  6  §  1,  §2  De.  cofid.  ind. 
[12.  6j).  Eben  so  würde  der  Schiffer  berechtigt  und  verpflichtet 
sein,  aus  dem  ihm  untergebenen  Vermögen  der  Rhederei  das  m- 
debitum  zurückzuzahlen,  denn  da  der  Rlieder  nicht  will,  dass  der 
Schiffer  mehr  als  die  geschuldete  Fracht  einziehe,  so  liegt  in  dem 
diesem  ertheilten  generellen  Auftrage  des  Ersteren,  ihn  in  allen 
SchiflFsangelegenheiten  zu  vertreten,  auch  der  „die  in  seiner  Eigenschaft 
als  Schiffer  irrthümlich  zu  viel  empfangene  Fracht  in  eben  dieser 
Eigenschaft  zurückzuzahlen".  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom 
13.  Januar  1870  bei  Kierulff^,  Samml.  VI  S.  lOft*.)  Dagegen  ist  der 
Schiffer  nicht  legitimirt  zur  Vornahme  solcher  Handlungen,  die  nur 
zufalliger  Weise  mit  dem  Frachtvertrage  in  Verbindung  stehen. 
So  nicht  zur  Versicherung  der  Frachtgelder  und  Havariegelder. 
Auf  der  Hamburger  Konferenz  wurde  allerdings  der  Vorschlag  ge- 
macht, demselben  diese  Befugniss  ausdrücklich  beizulegen.  Doch 
w^urde  eine  solche  Bestimmung  für  bedenklich  befunden  (Prot.  IV 
S.  1886  f).  *)  Ferner  geht  aus  der  Befugniss  des  Schiffers  zur 
Eingehung  von  Frachtverträgen  nicht  das  Recht  hervor,  einen  vom 
R heder  geschlosaenon  Frachtkontrakt  zu  annulliren  oder  zu  ver- 
ändern, insbesondere  die  zwischen  dem  Befrachter  und  dem  Rhcder 
vereinbarte  Fracht  herabzusetzen,  eine  Veränderung  der  von  diesem 
festeesetzten  Reise  zu  bewilligen.  Eben  so  wenig  darf  er  Güter 
frachtfrei  annehmen  (Erk.  des  Hamburger  Handelsger.  vom  3.  Juli 
1851  bei  Ullrich,  Samml.  I  Nr.  27  S.  71  und  vom  23.  Oktober  1851 
ebendas.  Nr.  36  S.  86.  Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom 
21.  Februar  1857  in  Seufferfs  Archiv  XII  Nr.  292). 

5.  Klagen  anstellen  kann  der  Schiffer  nicht  blos  aus  solchen 
Rechtsgeschäften,  welche  er  selbst,  sondern  auch  aus  solchen,  die 
der  Rheder  eingegangen  ist  (z.  B.  auf  die  Fracht  aus  einem  vom 
Rheder  geschlossenen  Frachtkontrakt).  Ja  diese  Befugniss  be- 
schränkt sich  nicht  auf  Rechtsgeschäfte,  sondern  erstreckt  sich 
auf  alle  möglichen  anderen  Fälle,  z.  B.  auf  Ansegelungssachen 
(Prot.  VIII  S.  3784  f.).  Natürlich  ist  der  Rheder  in  den  Fällen, 
in  denen  der  Schiffer  zu  seiner  Vertretung  vor  Gericht  ermächtigt 
ist,  von  der  Theilnahme  am  Prozesse  nicht  ausgeschlossen  (Prot.  IV 
S.  1911). 

Der  Artikel  enthält  Bestimmungen  nur  in  Betreff*  der  Aktiv- 
legitimation des  Schiffers   zur  Vertretung  des  Rheders  im  Prozess. 


*)  Die  verschiedenen  Richtungen,  die  in  dieser  Hinsicht  auf  der  Ham- 
bureer  Konferenz  hervortraten,  waren  auch  schon  früher  in  der  Praxis  vor- 
handen. In  dem  in  Ullrich's  Samml.  I  Nr.  129  S.  189  f.  abgedruckten  Fall 
erklärte  das  Hamburger  Handelsgericht  den  Kapitän  als  solchen  zur  Ver- 
sicherung der  Fracht  nicht  für  befugt,  das  Obergericht  dagegen  legte  ihm 
diese  Befugniss  bei. 
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Passivlegitimation  hat  derselbe  nicht  in  gleichem  Umfange.  Diese 
ist  vielmehr  auf  die  Fälle  zu  beschränken,  in  denen  sie  vom  Ge- 
setz ausdrücklich  anerkannt  ist,  wie  im  Art.  697  und  Art.  764. 
Auf  der  Hamburger  Konferenz  war  Seitens  des  Referenten  der 
Antrag  gestellt,  unter  die  von  der  Befugniss  des  Schiffers  zur  Ver- 
tretung des  Rheders  handelnden  Bestimmungen  auch  den  Satz 
(Prot  IV  S.  1894,  vgl.  S.  1909  ff.)  aufzunehmen: 

Der  Schiffsgläubiger^  welcher  gegen  den  Wieder  einen  Anspruch 
verfolgt,  um  aus  Schiff  und  Fracht  sich  m  befriedigen,  härm  den 
Schiffer  belangen^  so  lange  dieser  das  Schiff  führt.  Ein  auf  diesem 
Wege  gegen  den  Schiffer  erwirktes  ErJcenntniss  tvird  gegen  den  Bheder 
in  Schiff  und  Fracht  vollstreckt 

Als  nun  aber  der  „von  den  Schiffsgläubigern"  handelnde  Titel  11 
des  Preussischen  Entwurfs  durch  die  Konferenz  eine  vollständige 
Umgestaltung  erfuhr,  und  dabei  auch  der  den  Inhalt  des  Art.  764 
H.G.B.  bildende  Grundsatz  aufgestellt  ward,  wurde  die  eben  an- 
geführte Bestimmung,  als  hierdurch  vollständig  ersetzt,  gestrichen 
(Prot.  VI  S.  2927  —  2929).  Handelt  es  sich  also  um  Ansprüche, 
aus  denen  der  Rheder  persönlich  haftet,  so  ist  der  Kapitän  nicht 
passiv  zur  Vertretung  des  Rheders  legitimirt ;  *)  und  es  würde  daher 
ein  gegen  den  Ersteren  ergangenes  Erkenntniss  gegen  die  fortune 
de  terre  des  Rheders  nicht  vofistreckbar  sein  (Prot.  VIII  S.  4173). 
Es  darf  also  z.  B.  eine  Klage  auf  Rückzahlung  zu  viel  empfangener 
Pracht  nicht  gegen  den  Schiffer  angestellt  werden.  Und  eben  so 
wenig  werden  die  Schiffsleute  sich  auf  ein  den  Schiffer  verurthei- 
lendes  Erkenntniss  stützen  dürfen,  wenn  sie  Exekution  „in  das 
der  See  nicht  anvertraute  Vermögen  des  Rheders"  beantragen  (Erk. 
des  Hamburger  Handelsger.  vom  6.  Dezember  1873.  11.  April  1874. 
11.  Mai  1874  —  Hamburger  Handelsger.-Zeit.  von  1874  Nr.  186). 

Art.  497. 

Zur  Aufnahme  von  Darlehen^  zur  Fjingehung  von  Käufen  auf 
Borg,  sowie  zum  Abschlüsse  ähnlicher  Kreditgeschäfte  ist  jedoch  der 
Schiffer  nur  dann  befugt,  tvenn  es  zur  Erhaltung  des  Schiffes  oder 
zur  Ausfuhrung  der  Reise  nothtvendig  und  nur  insoweit,  als  es  zur 
Befriedigung  des  Bedürfnisses  erforderlich  ist  Ein  Bodmereigeschäft 
ist  er  eifizugehen  nur  dann  befugt,  wenn  es  zur  Ausführung  der  Reise 
nothwendig  und  nur  insoweit,  als  es  zur  Befriedigung  des  Bedürf- 
nisses erforderlich  ist. 

Die  Gültigkeit  des  Geschäfts  ist  weder  von  der  wirklichen  Ver- 
uendutig,  noch  von  der  ' Ziveckmässigkeit  der  unter  mehreren  Kredit- 
geschäften getroffenen  Wahl,  noch  von  dem  Umstände  abhängig,  ob 


*)  Wie  Koch,  Kommentar  Note  12  zu  Art.  465,  der  im  Uebrigen  dieselbe 
Ansicht  vertritt,  dazu  kommt,  eine  Ausnahme  zu  statuiren  bei  Rekonventionen 
m  den  Fallen,  in  denen  der  Schiffer  nach  Art.  496  Abs.  2  zur  Anstellung  der 
Klage  legitimirt  ist,  ist  mir  nicht  ersichtlich. 
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dem  Schiffer  das  erforderliche  Geld  zur  Verfügung  gestanden  habe, 
es  sei  denn,  dass  dem  Dritten  der  böse  Glaube  bemesen  wurde, 

1.  Der  vorige  Artikel  ermächtigt  den  Schiffer  zur  Vornahme 
nicht  nur  von  alltäglich  wiederkehrenden,  sondern  auch  von  seltener 
vorkommenden  Geschäften,  aber  immer  nur  von  solchen,  welche 
mit  dem  regelmässigen  Schifflfahrtsbetriebe  verbunden  sind.  Der 
Art.  497  handelt  von  den  bei  einem  solchen  nicht  vorkommenden, 
von  den  ungewöhnlichen  Geschäften,  und  es  laufen  hierbei  seine 
Bestimmungen  auf  den  Satz  hinaus,  dass  der  Schiffer  solche  Ge- 
schäfte nur  im  Falle  der  Nothwendigkeit  abzuschliessen  befugt 
ist*)  (Prot.  IV  S.  1889).  Das  Vorhandensein  solcher  Nothwendig- 
keit braucht  nicht  vor  Eingehung  des  Geschäfts  unter  Beobachtung 
bestimmter  Formen  festgestellt  zu  werden  (Prot.  IV  S  1899 — 1901), 
sondern  der  Dritte,  welcher  aus  dem  Geschäft  Rechte  gegen  den 
Rheder  geltend  machen  will,  kann  dasselbe  durch  jedes  geeignete 
Beweismittel  darthun.  Von  diesem  Nachweise  ist  aber  die  Geltend- 
machung des  Anspruchs  gegen  den  Rheder  abhängig,  und  zwar 
genügt  es  nicht,  dass  die  Nothwendigkeit  zur  Eingehung  des  in 
Rede  stehenden  Geschäfts  überhaupt  dargethan  wird,  sondern  es 
muss  auch  bewiesen  werden,  dass  die  Verwendung  gerade  des 
Geldbetrages,  um  den  es  sich  dabei  handelt,  erforderlich  gewesen. 
Ein  jedes  der  hier  in  Rede  stehenden  Geschäfte  ist  daher  nur  bis 
zu  dem  Betrage  für  den  Rheder  rechtsverbindlich,  „dessen  Ver- 
wendung nothwendig  gewesen"  (Prot.  S.  1905  f.). 

2.  Das  Gesetz  fordert  nur  den  Nachweis  der  Nothwendigkeit 
des  Geschäfts,  nicht  auch  den  der  wirklichen  Verwendung  der 
dadurch  erhaltenen  Mittel  in  den  Nutzen  des  Rheders.  Wie  also 
nach  römischem  Recht  der  Rheder  für  die  Rückzahlung  eines  Dar- 
lehns  haftet,  welches  der  Schiffer  zwar  aufgenommen,  um  das- 
selbe für  das  Schiff  zu  verwenden,  darauf  aber  in  eigenen  Nutzen 
verwendet  hat  (L.  9  De  exercit.  act.  [14,  1]),  so  hat  auch  nach  dem 
H.G.B.  der  Rheder  für  die  Rückzahlung  des  Darlehns  und  Bodmerei- 
geldes  einzustehen,  selbst  wenn  der  Schiffer  dasselbe  veruntreut 
haben  sollte.  Das  H.G.B.  hat  die  im  früheren  gemeinen  Recht  be- 
strittene Frage  in  diesem  Sinne  entschieden,  weil  es  dem  Dar- 
leiher nicht  zuzumuthen  ist,  „die  Verwendung  des  Geldes  zu  kon- 
troliren,"  und  die  Aufstellung  eines  solchen  Verlangens  im  Gesetz- 
buch gerade  die  Interessen  der  Rheder  empfindlich  schädigen  muss, 
indem  unter  dieser  Voraussetzung  „Jedermann  Bedenken  tragen 
wird,  dem  Schiffer  Geld  zu  leihen"  (Prot.  IV  S.  1905).  Aus  eben 
demselben  Grunde  ist  auch  davon  Abstand  genommen,  die  Gültig- 
keit des  Geschäfts  abhängig  zu  machen  von  der  Zweckmässigkeit 
der  unter  mehreren   Kreditgeschäften  getroffenen  Wahl  oder   von 


*)  Nach  dem  Code  de  comm,  (art,  236)  macht  der  Kapitän  eich  ver- 
antwortlich, wenn  er  san^  necessiU  Geld  aufnimmt  sur  le  corps,  avitaillement 
OH  iqulpement  du  navire.  Das  Geschäft  selbst  ist  aber  gültig,  vorausgesetzt, 
dass  der  Darleiher  in  bona  fide  war. 


—  > 
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dem  Umstände,  dass  das  erforderliche  Geld  dem  Schiffer  nicht  zur 
Verfügung  gestanden. 

Art.  498. 

Auf  den  persönlichen  Kredit  des  Rheders  Geschäfte  abguschliesse^i, 
insbesondere  Wechselverbindlichkeiten  für  denselben  ein0tigehen,  ist 
der  Schiffer  nur  auf  Grufid  einer  ihn  hierzu  ermächtigenden  Voll- 
macU  (Art.  452  Ziff.  1)  befugt.  Verhaltungsmassregeln  und  dienst- 
liehe  Anweisungen ,  welche  der  Schiffer  vom  Rheder  erhäJt,  genügen 
nicht,  die  persönliche  Haftung  des  Rheders  deni  Dritten  gegenüber 
sii  begründen. 

Die  im  Art.  497  aufgeführten  Rechtsgeschäfte  hat  der  Rheder 
fiir  sich  gelten  zu  lassen,  wenn  die  daselbst  angegebenen  Voraus- 
setzungen zutreffen.  Allein  er  haftet  dafür,  dem  Art.  452  gemäss, 
nur  mit  Schiff  und  Fracht.  Eine  persönliche  Verpflichtung  desselben 
durch  ein  vom  Schiffer  abgeschlossenes  Rechtsgescnäft  setzt,  abgesehen 
von  den  Heuerkontrakten,  eine  besondere  Vollmacht  des  Ersteren  vor- 
aus. Dieser  Satz  geht  bereits  aus  dem  Art.  452  hervor.  Der  Art.  498 
gebt  aber  noch  weiter.  Er  verbietet  dem  Schiffer  ohne  besondere  Voll- 
macht ein  Geschäft  auf  den  persönlichen  Kredit  des  Rheders  abzu- 
schliessen.  Darin  liegt  zweienei.  Einmal  erscheint  der  Abschluss 
des  Geschäfts  als  eine  Rechtsverletzung,  deren  sich  der 
Schiffer  schuldig  macht,  und  woraus  für  diesen  der  Rechtsnachtheil  des 
Art  502  Abs.  2,  d.  h.  eine  persönliche  Verantwortlichkeit  sich  er- 
giebt ;  dann  aber  wird  das  Geschäft  für  unwirksam  erklärt,  um 
dem  anderen  Kontrahenten  irgend  einen  (auch  nur  auf  Schiff  und 
Fracht  beschränkten)  Rechtsanspruch  gegen  den  Rheder  zu  ge- 
währen. Die  erstere  Bedeutung  des  in  Rede  stehenden  Satzes 
wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  allgemein  zugegeben  (Prot.  IV 
S.  1887  f.  VIII  S.  3768  f.);  dagegen  scheint  man  darüber  nicht 
einig  gewesen  zu  sein,  ob  auch  der  letztere  Sinn  damit  zu  verbinden 
sei  (s.  Prot.  VIU  S.  3768  f.).  Derselbe  ergiebt  sich  aber  daraus, 
dass  der  Artikel  dem  Schiffer,  abgesehen  von  dem  Fall  einer  Voll- 
machtsertheilung  untersagt,  Geschäfte  auf  den  persönlichen  Kredit 
des  Rheders  abzuschliessen.  Thut  er  dies  dennoch,  so  handelt  er 
nicht  mehr  innerhalb  seiner  gesetzlichen  Befugnisse,  und  alsdann 
sind  seine  Handlungen  für  den  Rheder  nach  Art.  502  überhaupt 
nicht  verbindlich.  Hat  freilich  in  Folge  des  Geschäfts  eine  Be- 
reicherung des  Rheders,  namentlich  eine  in  rem  versio  hinsichtlich 
des  Schiffs  Vermögens  stattgefunden,  so  kann  der  Dritte  das  von 
ihm  Gegebene  condiziren. 

Die  Vollmacht,  welche  den  Schiffer  zur  Abschliessung  von 
Geschäften  auf  den  persönlichen  Kredit  des  Rheders  ermächtigt, 
muss  aber  eine  ausdrückliche  sein,  sie  darf  —  wie  das  Gesetz 
noch  besonders  hervorgehoben  hat  —  nicht  bereits  dann  ange- 
nommen werden,  wenn  der  Rheder  „dem  Schiffer,  sei  es  im  Voraus 
für  eventuelle  Fälle,   sei   es  auf  stattgehabte  Anfrage  für  den  ein- 
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zelnen  Fall  Instruktionen  und  Verbal tungsmassregeln  ertbeilt  hat 
(Prot.  VIII  S.  3779  —  3781).  Der  Vollmacht  steht  natürlich  die 
Ratihabition  gleich.  Ist  der  Schiffer  ermächtigt,  mittelst  Wechsel 
auf  die  Rheder  Geld  zu  entnehmen,  so  trassirt  er  bei  einer  Rhederei 
auf  den  Korrespondentrheder  (Heise  und  Cropp,  jur.  Abh.  I 
S.  511). 

Art.  499- 

Die  Befugniss  zum  Ve^^Jcaufe  des  Schiffes  hat  d^  Schiffer  nur 
im  Falle  dringender  Nothwendigheä,  und  nachdem  dieselbe  durch  das 
Ortsgericht  nach  Anhörung  von  Sachverständigen  und  mit  Zuziehung 
des  LandeskonsuJs,  wo  ein  solcher  vorhanden^  festgestellt  ist 

Ist  Jceine  Gerichtsbehörde,  tmd  auch  keine  andere  Behörde,  tvelche 
die  Untersuchung  übernimmt,  am  Orte  vorhanden,  so  hat  der  Schiffer 
zur  Rechtfertigung  seines  Verfahrens  das  Gtitachten  von  Sachverstän- 
digen einzuholen  und,  wenn  dies  nicht  möglich  ist,  mit  anderen  Bc- 
iveisen  sich  zu  versehen. 

Der  Verkauf  muss  öffentlich  geschehen. 

1.  Bei  Beantwortung  der  Frage,  ob  eine  dringende  Noth- 
wendigkeit  den  Verkauf  des  Schiffes  rechtfertige,  ist  für  den 
Schiffer  und  die  von  ihm  zugezogenen  Rathgeber  entscheidend  das 
Interesse  des  Rheders,  als  des  Eigenthümers  des  Schiffes  (Entsch. 
des  R.O.II.G.  XVIII  S.  283).  Das  Letztere  darf  vom  Schiffer  nur 
dann  veräussert  werden,  wenn  dies  das  einzige  Mittel  ist,  um  einen 
noch  grösseren  Schaden  vom  Rheder  abzuwenden.  Dies  wird  der 
Fall  sein  bei  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  im  Sinne  des  Art,  444 
(Prot.  IV  S.  1912  f.  Entsch.  des  R.O.H.G.  XII  S.  398  f.);  aber 
auch  andere  Umstände  können  den  Verkauf  als  gebieterische  Noth- 
wendigkeit  erscheinen  lassen  (Prot.  VIII  S.  3783  f.),  z.  B.  die  Un- 
möglichkeit, in  irgend  welcher  absehbaren  Zeit  die  zur  Bedienung 
des  Schiffes  erforderliche  Mannschaft  zusammenzubringen. 

2.  Die  dringende  Nothwendigkeit  reicht  aber  nicht  aus,  um 
den  Verkauf  gültig  zu  machen,  sondern  es  ist  hierzu  noch  erforder- 
lich, dass  die  Formvorschriften  des  Art.  499  beobachtet  sind: 
d.  h.  dass  der  Ausspruch  der  Sachverständigen,  welcher  diese  Noth- 
wendigkeit anerkennt,  durch  das  Gericht  oder  eine  sonstige  Be- 
hörde des  betreffenden  Ortes  konfirmirt  ist  (gleich  der  innavigabiliie 
legalement  cofistatie  des  Code  de  commeixe  art,  237), 

3.  Ist  das  eine  oder  das  andere  Requisit  nicht  ge- 
wahrt, so  ist  der  Rheder  berechtigt,  den  Verkauf  anzufechten. 
Dies  ist  der  Sinn,  der,  wennschon  man  sich  über  denselben  auf 
der  Hamburger  Konferenz  nicht  recht  hat  einigen  können  (Prot.  IV 
8.  1914  f.),  allein  mit  den  Worten  des  Artikels  sich  verbinden 
lässt  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  30.  Dezember  1867  bei 
Kierulff,  Samml.  III  S.  1003  f.).  Indem  nämlich  das  Gesetz  dem 
Schiffer  das  Recht  des  Verkaufs  einräumt  nicht  im  Falle  dringen- 
der Nothwendigkeit,    welche   von    einer  Behörde  festzustellen  ist. 
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noch  im  Falle  von  der  Ortsbehörde  konstatirter  dringender  Noth- 
wendigkeit,  sondern  im  Falle  dringender  Noth wendigkeit  und 
nachdem  dieselbe  durch  das  Ortsgericht  festgestellt  ist,  stellt 
es  das  Vorhandensein  der  Nothwendigkeit  und  das  Konstatiren 
derselben  als  zwei  gesonderte  Requisite  für  die  Gültigkeit  des 
Verkaufs  auf.  Wie  also  der  Verkauf  nicht  gültig  wäre,  wenn 
die  Nothwendigkeit  nicht  durch  die  Behörde  anerkannt  worden, 
so  ist  derselbe  auch  nicht  gültig,  wenn  eine  Nothwendigkeit  zwar 
YOü  der  Behörde  konstatirt  wurde,  eine  solche  in  Wahrheit  aber 
gar  nicht  vorhanden,  oder  doch  als  vorhanden  nicht  nachgewiesen 
war.*)  Ersteres  würde  möglich  sein,  wenn  der  Schiffer  doloser 
Weise  einen  falschen  Thatbestand  vorgespiegelt  hätte,  oder  die 
ausländischen  Beamten  selbst  doloser  oder  fahrlässiger  Weise  einen 
falschen  Thatbestand  konstatirt  hätten;  Letzteres  würde  vorliegen, 
wenn  die  Nothwendigkeit  zwar  durch  Sachverständige  ausgesprochen, 
aber  nicht  begründet  wäre,  wenn  z.  B.  die  Sachverständigen  in 
ihrem  Gutachten  (wie  es  in  Entsch.  des  R.O.H.G.  XVI  S.  106 
vorliegt)  nach  Aufführung  der  Schäden,  die  sie  an  dem  Schiffe 
wahrgenommen,  lediglich  die  Worte  hätten  folgen  lassen,  „aus  diesen 
Gründen  erklären  wir,  dass  das  Schiff  reparaturunfähig  ist,"  ohne 
diesen  Ausspruch  irgend  wie  zu  begründen,  und  ohne  dass  die  Be- 
gründung sich  von  selbst  aus  der  Natur  der  wahrgenommenen 
Schäden  ergäbe. 

4.  Dadurch,  dass  das  Gesetz  ein  Gutachten  von  Sachver- 
ständigen fordert,  wird  dargelegt,  dass  nicht  ein  kategorischer  Aus- 
spruch genügt,  sondern  dass  die  Sachverständigen  durch  Darlegung 
ihrer  Gründe  zu  bekunden  haben,  dass  sie  diesen  Ausspruch  zu 
thun  befähigt  waren.  Freilich  darf  der  erkennende  Richter,  das 
Sachverständigen- Gutachten  nur  insofern  einer  Kritik  unterwerfen, 
als  er  die  Schlüssigkeit  desselben  zu  prüfen  hat:  dagegen  darf  er 
nach  einer  feststehenden  Praxis  die  Richtigkeit  aer  von  den  Sach- 
verständigen angestellten  Beobachtungen  nicht  anzweifeln,  noch 
Gegenbeweis  dagegen  zulassen,  natürlich  abgesehen  von  dem  Falle 
erwiesenen  dolus  der  Sachverständigen,  oder  auch  des  Schiffers 
resp.  der  Schiffsbesatzung,  wodurch  die  Sachverständigen  irre- 
geleitet sind  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XII  S.  402  und  die  daselbst 
citirten  Erk.). 

5.  Will  der  Rheder  wegen  eines  ungerechtfertigten  Verkaufs 
des  Schiffes  einen  Anspruch  gegen  den  Schiffer  geltend 
machen,  so  wird  er  sich  freilich  stets  nur  auf  die  nicht  vorhandene 
Nothwendigkeit  des  Verkaufs  berufen  können,  nicht  auf  die  Nicht- 
beobachtung  der  Formvorschriften,  denn  nur  im  ersteren  Fall  kann 
von  verletzten  Interessen  des  Rheders  die  Rede  sein. 

*)  Der  Ausdruck  „festgestellt*'  im  Art.  499  kann  nichts  anderes  bedeuten, 
ale  anerkannt,  konstatirt,  und  es  ist  unerfindlich,  wie  Mako  wer,  Kommentar 
Anm.  zu  Art.  499  (50b)  in  diesem  Worte  emen  Hinweis  auf  eine  endgültige, 
also  unanfechtbare  Entscheidung  findet. 


Art.  500. 

D^'  Rkeder,  welcher  die  gesetzlichen  Befugnisse  des  Schi/fers 
besckränH  hat,  kann  dem  Dritten  die  Nichteinhaltung  dieser  Be- 
schränkungen nur  dann  entgegensetzen,  icerm  er  beweist,  dass  dieselben 
dent  Dritten  bekannt  tc(a-en. 

Art.  601. 

ffat  der  Schiffer  ohne  besonderen  Auftrag  für  Rechnung  des 
Jiheders  aus  eigenen  Mitteln  Vorschüsse  geleistet  od^  sich  persönlich 
vej-pflichtet ,  so  stehen  ihm  gegen  den  Itheder  wegen  des  ^Satzes 
keine  grösseren  Hechte  als  einem  Dritten  m. 

Da  dein  Schiffer  im  Art.  498  geradezu  untersagt  ist,  auf  den 
persönlickeii  Kredit  des  Rheders  Rechtageachäfte  einzugelien,  so 
kann  das  Gesetz  den  Kapitän  aelbat,  welcher  Vorachüsae  für  den 
Rheder  geleistet  oder  sicn  für  denselben  persönlich  verpflichtet  hat, 
nicht  besser  stellen,  als  den  Dritten,  welcher  Ansprüche  gegen  den 
Rheder  aus  den  vom  Schiffer  für  diesen  abgcBchlossenen  Geschäf- 
ten iiat,  indem  sonst  die  zuerst  angezogene  fiestimmung  illusorisch 
werden  würde.  Der  Rheder  haftet  also,  abgesehen  vom  Falle  der 
UereicheruDg,  nur  mit  Schiff  und  Fracht, 

Der  Artikel  sagt  nur,  dass  der  Schiffer  gegen  den  Rheder 
nie  mehr  Rechte  hat,  als  der  Dritte ;  nicht  aber,  dass  er  als  Kreditor 
des  Rheders  in  jeder  Beziehung  und  zu  seinen  eigenen  Gunsten 
stets  eben  so  zu  behandeln  sei,  wie  ein  dritter  Gläubiger.  Während 
nämlich  der  letztere  „die  Nothwendigkeit  der  Geldverwendung" 
nachzuweisen  hat,  nicht  aber  „die  wirkliche  Verwendung"  selbst, 
ao  würde  der  Schiffer  einen  Anspruch  gegen  den  Rheder  nur 
geltend  machen  können,  wenn  er  die  wirkliche  Venvendung  des 
Oeldes  zum  Nutzen  des  Schiffes  nachzuweisen  im  Stande  wäre  . 
(Prot.  IV  S  .1907 — 1909),  denn  ohne  solche  Verwendung  lässt  sich 
ein  Forderungs recht  des  Schiffers  gegen  den  Rheder  (abgesehen 
natürlich  von  Ansprüchen  aus  dem  Dien  st  vertrage)  überhanpt  nicht 
denken.  Dem  Dritten  gegenüber  hat  sich  nämlich  der  Rheder, 
vertreten  durch  seinen  gesetzlichen  Mandatar,  den  Schifier  zur 
Rückzahlung  des  von  diesem  fiir  das  Schiff  empfangenen  Darlehns, 
zur  Bezahlung  des  kreditirten  Kaufpreises  u.  s.  w.  verpflichtet. 
Davon  kann  dem  Schiffer  gegenüber  keine  Rede  sein.  Dieser  kann 
vielmehr  nur  klagen  auf  Ersatz  der  von  ihm  bei  Ausrichtung  des 
ihm  mit  der  Bestellung  zum  Schiffer  crtheilten  Auftrages  gemach- 
ten Auslage. 

Art.  503. 

Durch  ein  Rechtsgeschäft,  n-clches  der  Schiffer  in  seiner  Eigen- 
schaß als  Führer  des  Schiffes,  sei  es  mit,  sei  es  ohne  Beeeichnutui 
des  liheders,  innerhalb  seiner  gesetzlichen  Befugnisse  geschlossen  hat. 
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wird  der  Sheder  dem  Driiien  gegenüber  herechtigt  und  die  Haftung 
des  Eheders  mit  Schiff  und  Fracht  begründet. 

Der  Schiffer  selbst  mrd  dem  Dritten  durch  das  Bechtsgeschäft 
nicht  verpflichtet y  es  sei  denn,  dass  er  eine  Gewährleistung  für  die 
Erfüllung  übernommen  oder  seine  Befugniss  überschritten  hätte.  Die 
Hafbmg  des  Schiffers  nach  Massgabe  der  Art.  478  und  479  tvird 
hierdurch  nicht  ausgeschlossen. 

1.  Die  direkte  Berechtigung  und  Verpflichtung  des  Eheders 
durch  Handlungen  des  Schiffers  (z.  B.  aus  den  von  letzterem  ge- 
zeichneten Konnossementen),  so  dass  hieraus  ohne  Weiteres  der 
Ei-stere  klagen  und  beklagt  werden  kann  (Prot.  VIII  S.  3778—3780. 
Bosch,  Archiv  XXX  S.  64),  gilt  bereits  nach  römischem  Recht  und 
ist  im  früheren  gemeinen  deutschen  Seerecht  und  in  fast  allen 
neueren  Seegesetzen  alterkannt  worden. 

Wenn  hierzu  vorausgesetzt  wird,  dass  der  Schiffer  in  seiner 
Eigenschaft  als  Führer  des  Schiffes  gehandelt  haben  müsse, 
so  heisst  das,  er  muss  das  Rechtsgeschäft  als  gesetzhcher  Vertreter 
des  Rheders  geschlossen  haben.  Wenn  daher  das  Schiff  vermiethet 
war,  und  der  vom  Miether  etwa  angestellte  Schiffer  im  Auftrage 
eben  desselben  Geld  aufnahm,  um  damit  die  Unkosten  der  See- 
fahrt zu  bestreiten,  so  kann  hierdurch  natürlich  der  Eigenthümer 
des  Schiffes  nicht  verpflichtet  werden,  es  müsste  denn  der  andere 
Kontrahent  über  die  Anstellung  des  Kapitäns  getäuscht  oder 
durch  die  Umstände  zu  dem  Glauben  induzirt  worden  sein,  dass 
die  Anstellung  des  Schiffers  in  der  regelmässigen  Weise,  d.  h.  vom 
Rheder  erfolgt  war  (Entsch.  des  0.A  G.  zu  Lübeck  vom  16.  April 
1842  in  Seufferfs  Archiv  X  Nr.  161;  vgl.  Art.  477  H.G.B.). 

2.  Dass  der  Schiffer  durch  die  von  ihm  abgeschlossenen 
Rechtsgeschäfte  dem  Dritten  nicht  verpflichtet  wird,  ist  zwar 
den  Grundsätzen  des  römischen  Rechts  nicht  konform  (L.  7  §  17. 
§  24  De  exercit.  [14, 1]),  ist  aber  eine  Konsequenz  des  heutzutage 
geltenden  Prinzips  der  direkten  Stellvertretung.*) 

3.  Eine  eigenthümliche  Stellung  nimmt  aer  Schiffer  dem 
Schiffsvolk  gegenüber  ein.  „Bei  Abschliessung  der  Heuor- 
kontrakte'^  ist  der  Schiffer  „nicht  Repräsentant  der  Rheder  in  dem 
Sinne,  dass  der  abgeschlossene  Kontrakt  von  vorn  herein  als  durch 
seine  Vennittelung  nur  zwischen  dem  Schiffsvolk  und  den  Rhedern 
abgeschlossen  zu  betrachten  wäre;  er  schliesst  vielmehr  als  der- 
jenige, dem  die  Führung  des  Schiffes  auf  seine  Verantwortlichkeit 
übertragen  ist,  die  erforderlichen  Dienstverträge  im  eigenen  Namen 
ab".     Der  Heuerkontrakt  besteht   daher   zwischen   „dem  Schiffer, 


*)  Es  ist  vollkommen  unerfindlich,  wie  das  Berliner  Ober-Tribunal  in 
einem  Erkenntniss  vom  9.  Februar  1865  (Seuffei-t's  Archiv  XX  Nr.  253)  den 
Satz  hat  aufatellen  können,  dass  wenn  der  Schifler,  während  das  Schiff  sich 
ausserhalb  des  Heimathshafens  befindet,  selbständiff  —  d.  h.  kraft  seiner 
Axistellung,  ohne  besonderen  Auftrag  —  einen  Fraciitkontrakt  eingegangen, 
er  auch  auf  Erfüllung  desselben  in  Anspruch  genommen  werden  könne. 
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lerrn"  (als  welcher  derselbe  auch  die  Disziplinargewalt 
annschaft  hat)  und  „dem  Schiffsvolk  als  seinen  Dienst- 
ler Schiffer  ist  dalier  dem  Schiffsvolk  gegenüber  zwar 
lingt ,  zur  Zahlung  der  Heuer  verpflichtet ,  wohl  aber 
lamr,  daas  dasseloe  „wegen  Heiner  Ansprüche  aus  Schiff 

seine  Befriedigung  erhält".  Daraus  folgt,  „dass  das 
berechtigt  ist,  sicn  wegen  seiner  kontraktliehen  An- 
nächst  an  den  Schiffer  zu  halten  und  sich  nicht  an  die 
;heder  verweisen  zu  lassen  hat,  welche  dem  Schiffavolke 
sten  Fällen  nicht  bekannt  zu  sein  und  noch  weniger 
macht  zu  werden  pflegen."*)     Daher  kann  der  Schiffer 

30  lange  er  das  Schiff  führt,  oder  von  der  verdienten 
h  etwas  in  Händen  hat,  also  zur  Befriedigung  des  Schiffs- 
Standc  ist,  von  diesem  ohne  Weiteres  in  Anspruch  ge- 
;rden,  sondern  es  würde  auch  eine  spätere  Kface  nicht 
Ben  sein,  wenn  er  bei  der  Abmusterung  oder  uei  der 
les  Schiffes  und  Auslieferung  der  Fracht  an  die  Rheder 
lachte  Pflicht  gegen  das  Schiffsvolk  verletzt  hätte".  Hat 
■  Kapitän  bei  Abmusterung  des  Schiffsmannes  diesem 
trag  seines  Heuer-Guthabens  eine  Anweisung  auf  den 
jeben,  und  ist  diese  vom  Schiffsmann  anstandslos  au- 
worden,  so  ist  der  Schiffer  seiner  Verbindlichkeit  gegen 
jn  nachgekommen,  und  er  würde  bei  Ausantwortung  der 
Fracht  an  den  Rheder  nicht  weiter  auf  die  Ansprüche 
nannes  Rücksicht  zu  nehmen  haben.  Diese  Ausführung 
ppellations-Gerichta  zu  Rostock  (Entach.  vom  17.  De- 
i3  bei  Buchka  und  Budde,  Entscheidungen  I  S.  71,  auch 

in  Seuffert's  Archiv  XI  Nr.  169j  halte  ich  für  durchaus 
und  ich  glaube  nicht,  dass  man  den  vom  Reichs-Ober- 
icht  (Entsch.  XIII  S.  43)  aufgestellten  Grundsatz  :  „Der 
ag  wird  vom  Schiffer  in  Vertretung  der  Rbederei  ge- 
mit  allen  Konsequenzen  eines  Namens  der  Rheder  ei 
en  Kontraktes  fiir  richtig,  und  danach  den  Schiffer  durch 
ertrage  eben  so  wenig,  wie  durch  alle  anderen  Verträge, 
n  seiner  Eigenschaft  ala  Schiffsfiihrer  schhesst,  fiir  per- 
päichtet  halten  kann.  Die  mehrfach  erwähnte  Ver- 
fcs  Schiffers  Hesse  sich  vielmehr  bereits  aus  Art,  478  f- 


Art.  503. 

dem  Rheder  gegenüber  sind  für  den  Umfang  der  Sefuij- 
chiffers  die  vorstehenden  Artikel  massgebend,  sOKcit  der 
<e  Befugnisse  nicht  beschränkt  hat. 

dem  ist  der  Schiffer  verpflichtet,  von  dem  Zttstande  des 
en  Begebnissen   der  Beisen,   den   von   ihm   geschlossenen 

irlich  immer  nur  soweit  sie  wegen  Ihrer  Forderung  Befriedigupg 
id  Fracht  verlangen;  vgl.  8.  105. 
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Verträgen  und  den  anhängig  gewordenen  Prozessen  den  Rheder  in 
fortlaufender  Kenntniss  zu  erhalten  und  in  allen  erheblichen  Fällen, 
namentlich  in  den  Fällen  der  Art.  497  und  499,  oder  wenn  er  eine 
Base  m  ändern  oder  einzustellen  sich  genöthigt  findet^  oder  bei  ausser- 
geicöfmlichen  Reparaturen  und  Anschaffungen  die  Ertheilung  von 
Verhaliüngstnassregeln  nachzusuchen,  sofern  die  Umstände  es  ge- 
statten. 

Zu  aussergewöhnlichen  Reparaturen  und  Anschaffungen,  selbst 
\cenn  er  sie  mit  den  ihm  zu/r  Verfugung  stehenden  Mitteln  des  Rhe- 
ders  bestreiten  hann,  darf  er  nur  im  Falle  der  NothwendigJceit  schreiten. 

Wenn  er  das  zur  Bestreitung  eines  Bedürfnisses  nöfhige  Geld 
nicht  anders  sich  verschaffen  ha/mh^  als  entweder  durch  Bodmerei 
oder  durch  den  VerJcauf  von  entbehrlichem  Schiffszubehör,  oder  durch 
den  VerJcauf  von  entbehrlichen  Schiffsvorräthen ,  so  hat  er  diejenige 
Massregel  zu  ergreifen,  tvelche  für  den  Rheder  mit  dem  geringsten 
Nachtheil  verbunden  ist. 

Er  muss  dem  Rheder  nach  der  Rückkehr  in  den  Heimathshafen 
und  ausserdem,  so  oft  es  verlangt  wird,  Rechnung  legen. 

1.  Die  vorangegangenen  Artikel  haben  den  Umfang  der  Be- 
fugnisse des  Schiffers  zunächst  mit  Rücksicht  auf  dritte  Personen 
abgegrenzt,  d.  h.  mit  Rücksicht  auf  die  Frage,  inwiefern  ein  mit 
dem  Schiffer,  als  Führer  des  Schiffes  von  einer  dritten  Person  ab- 
geschlossenes Geschäft  von  dieser  gegen  den  Rheder  geltend  ge- 
macht werden  kann  Art.  503  erklärt  die  in  den  früheren  Arti- 
keln aufgestellten  Grundsätze  in  gleicher  Weise  massgebend  für 
das  Vernältniss  von  Schiffer  und  Rheder,  bestimmt  also, 
dass  diese  Grundsätze  auch  massgebend  sind  für  die  Beurtheilung 
der  Frage,  ob  der  Rheder  ein  vom  Schiffer  für  ihn  abgeschlossenes 
Geschäft  als  eine  Verletzung  des  zwischen  ihnen  bestehenden  Ver- 
hältnisses betrachten  und  demgemäss  Ersatz  des  ihm  daraus  er- 
wachsenen Schadens  verlangen  oder  dies  nicht  thun  kann.  Nur 
besteht  der  Unterschied,  dass  eine  Seitens  des  Rheders  vorgenom- 
mene Beschränkung  der  gesetzlichen  Befugnisse  des  Schiffers  dem 
Dritten  gegenüber  blos  beschränkte  (Art.  500),  dem  Schiffer  gegen- 
über unbemngte  Geltung  hat. 

2.  Von  der  im  Abs.  2  statuirten  Pflicht,  sich  vom  Rheder  in 
allen  wichtigen  Fällen  Instruktionen  zu  erbitten,  würde  der 
Schiffer  befreit  werden  durch  die  ihm  bei  Uebernahme  des  Kom- 

I  mandos  ertheilte  Ermächtigung,  in  allen  oder  gewissen  —  beson- 
ders namhaft  gemacht  —  Fällen,  z.  B.  in  Havariefallen  so  zu 
handeln,  „wie  es  ihm  den  Umständen  nach  am  zweckmässigsten 
erschiene"  (Erk.  des  Hamb.  Handelsger.  vom  17.  September  1863  bei 
Hennann  und  Hirsch,  Samml.  290). 

3.  Der  Abs.  3  ist  lediglich  eine  Konsequenz  des  Art.  497; 
denn  da  der  Schiffer  Kreditgeschäfte  zum  Behufe  von  Repara- 
turen und  Anschaffungen  nur  im  Nothfalle  eingehen  darf, 
so  kann  er  dazu  auch  nur  in  demselben  Falle  die  in  seinem  Be- 
sitz befindlichen  Mittel  des  Rheders  verwenden  (Prot.  IV  S.  1889). 

I  Levis,  Seerecht.  8 


Dritter  Titel 


Art.  504. 


Im  Interesse  der  Ladungsheiheiligten  hat  der  Schiffer  während 
der  Reise  mgleich  für  das  Beste  der  Ladung  nach  Möglichkeit  Sorge 
zu  tragen. 

Werden  zur  Abwendung  oder  Verringerung  eines  Verlustes  be- 
sondere 3fassregeln  erforderlich j  so  liegt  ihm  ob,  das  Interesse  der 
Ladungsbetheiligten  als  Vertreter  derselben  wahrzunehmen,  wemi 
thunltch  deren  Anweisungen  einzuholen  und,  insoweit  es  den  Ver- 
hältnissen entspricht^  zu  befolgen,  sonst  aber  nach  eigenem  JErfnessefi 
zu  verfahren  und  überJiaupt  thunlichst  dafür  zu  sorgen,  dass  die 
Ladungsbetheiligten  von  solchen  Vorfällen  und  den  dadurch  veran- 
lassten Massregeln  schleunigst  in  Kenntniss  gesetzt  werden. 

Er  ist  in  solchen  Fällen  namentlich  auch  berechtigt^  die  Ladung 
ganz  oder  zum  Theil  zu  löschen^  äusserstenfälls ,  wenn  ein  erheb- 
licher Verlust  tvegen  drohenden  Verderbs  oder  aus  sonstigen  Gründen 
anders  nicht  abzuwenden  ist,  zu  verkaufen  oder  Behufs  Beschaffung 
der  Mittel  zu  ihrer  Erhaltung  und  Weiterbeförderung  zu  verbodmen, 
sowie  im  Falle  der  Anhältung  oder  Aufbringung  zu  rehlamiren  oder, 
tvenn  sie  auf  andere  Weise  seiner  Verfügung  entzogen  ist,  ihre  Wie- 
dererlangung aussergerichtlich  und  gerichtlich  zu  betreiben. 

1.  Der  Artikel  zeigt,  dass  der  Schiffer  auf  der  Reise  nicht 
nur  der  gesetzliche  Vertreter  der  Rheder,  sondern  auch 
der  Ladungsinteressenten  ist  (Prot.  V  S.  2461  f.).  Diese 
sind  zunächst  die  Absender,  dann  aber  —  nämlich  nach  Ausstellung 
der  Konnossemente  —  die  Destinatare;  und  von  den  Absendern 
nicht  blos  die  Befrachter,  welche  unmittelbar  vom  Schiffer  oder 
Rheder  das  Schiff  gechartert  haben,  sondern  wenn  das  Schiff  im 
Ganzen  vermiethet  ist,  und  der  Befrachter  es  wieder  auf  Stück- 
güter verchartert  hat,  auch  die  einzelnen  Ablader  der  Letzteren, 
obschon  der  Schiffer  zu  diesen  in  keinem  direkten  Kontraktsver- 
hältniss  steht. 

2.  Die  Pflicht  zur  Anzeige  und  zur  Einholune  von  In- 
struktionen, die  Abs.  2  dem  Schiffer  auferlegt,  besteht  sämmt- 
lichen  bezeichneten  Personen  gegenüber  (Prot.  V  S.  2464).  Der 
Schiffer  hat  hinsichtlich  der  Anwendung  besonderer  Massregeln  von 
den  Ladungsinteressenten  Anweisungen  sich  zu  erbitten  und  diese 
zu  befolgen,  weil  er  auch  in  Ansehung  von  Sicherungsmass- 
regeln der  Vertreter  der  Ladungsinteressenten  ist.  Das  Gesetz 
legt  ihm  aber  diese  Pflicht,  sowie  die  Verbindlichkeit,  den  Anwei- 
sungen der  Befrachter  Folge  zu  leisten,  nur  unter  der  Voraus- 
setzung auf,  dass  es  die  Umstände  erlauben  und  es  den  bestehen- 
den Verhältnissen  entspricht.  Es  hat  dies  gethan,  weil  in  manchen 
Fällen,  namentlich  bei  Stückgüter-Ladungen,  sowie  wenn  die  Kon- 
nossemente an  Order  ausgestellt,  und  die  Lihaber  derselben  dem 
Schiffer  unbekannt  sind,  häufig  gar  keine  Kommunikation  zwi- 
schen diesem    und    den   Ladungseigenthümern   möglich  sein  wird 
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(Prot  V  S.  2464).  Wie  übrigens  der  Ladunffseigenthümer  den 
Schiffer  mit  Anweisungen  versehen  darf;  so  Kann  er  denselben 
auch  vom  selbständigen  Handeln  entbinden  und  z.  B.  die  Siche- 
rung der  Güter  nach  einem  eingetretenen  Unfall  selbst  in  die  Hand 
nehmen.  Für  den  Ehrfolg  der  vom  Befrachter  angeordneten  Siche- 
rungsmassregeln ist  der  Schiffer  dann  nicht  verantwortlich  (Entsch. 
des  R.O.H.G.  XII  S.  109).  Auch  ist  dieser  nur  dann  verpflichtet, 
einem  solchen  Vorhaben  des  Befrachter  nachzugeben,  wenn  dies 
mit  der  ihm  obliegenden  Sorge  für  das  Schiff  und  die  Güter  an- 
derer Befrachter  sich  vereinigen  lässt. 

3.  Die  gerichtliche  Vertretung  der  Ladungsinteres- 
senten steht  übrigens  ipso  iure  dem  Kapitän  im  Bestinunungsorte 
der  Ladung  eben  so  wenig,  als  im  Abgangshafen  zu,  er  kann  viel- 
mehr als  deren  Vertreter  im  Prozess  nur  auf  Grund  einer  beson- 
deren Vollmacht  auftreten.  Dies  folgt  aus  dem  Abs.  1  des  Arti- 
kels, welcher  den  Schiffer  nur  während  der  Reise  zum  gesetzlichen 
Vertreter  der  Ladungsinteressenten  erklärt,  sowie  aus  analoger 
Anwendung  des  Art  495  (Entsch.  des  E.O.H.G.  IV  S.  442  f.). 

Art.  505. 

Wird  die  Fortsetmng  der  Reise  in  der  ursprünglichen  Richtung 
durch  einen  Zufall  verhindert,  so  ist  der  Schiffer  hefugt,  die  Reise 
entweder  in  einer  anderen  Richtung  fortmsetzen  oder  dieselbe  auf 
kürzere  oder  längere  Zeit  einzustellen,  oder  nach  deni  Abgangshafen 
ettrückzukehren ,  je  nachdem  es  den  Verhältnissen  und  den  möglichst 
£ti  berücksichtigenden  Ämvei-sunge^i  entspricht. 

Im  FdUe  der  Auflösung  des  Frachtvertrages  hat  er  nach  den 
Vorschriften  des  Art.  634  zu  verfahren. 

Auch  hier  fordert  das  Gesetz  vom  Schiffer  nur  möglichste 
Befolgung  der  Anweisungen  der  Ladungsinteressenten,  weil  der- 
selbe gar  nicht  in  allen  Fällen  im  Stande  ist,  denselben  nachzu- 
kommen, so  namentlich  dann  nicht,  wenn  die  ihm  von  verschie- 
denen Ladungsinteressenten  zu  Theil  gewordenen  Anweisungen 
einander  widersprechen  (Prot.  V  S.  2464  f.). 

Art.  506. 

Auf  den  persönlichen  Kredit  der  Ladungsbetheiligten  Geschäfte 
abzuschliessen,  ist  der  Schiffer  auch  in  den  Fällen  des  Art.  504  nur 
auf  Grund  einer  ihn  hierzu  ermächtigenden  Vollmacht  befugt. 

Das  Gesetzbuch  hat  die  Stellung  des  Schiffers  gegenüber  den 
Ladungsinteressenten  derjenigen  nachgebildet,  welche  derselbe  den 
Rhedern  gegenüber  einnimmt  Seine  Befugnisse  als  gesetzlicher  Ver- 
treter der  Ersteren  gehen  daher  nicht  weiter,  als  die,  welche  ihm  als 
gesetzlichen  Vertreter  der  Rheder  zustehen.  Ladungseigenthüraer 
haften  daher  aus  den  vom  Schifier  nicht  auf  Grund  besonderer  VoU- 

8* 


'i^Äf'-^.: 


116  Dritter  Titel. 

machte  sondern  kraft  seiner  gesetzlichen  Befugnisse  abgeschlossenen 
Rechtsgeschäften  nie  über  den  Werth  der  fortune  de  mer,  d.  h.  der 
ihnen  abgelieferten  Ladung  hinaus  (Prot.  V  S.  2629  f.). 

Art.  507. 

Ausser  den  Fällen  des  Art.  504  ist  der  Schiffer  zur  Verbod- 
mung der  Ladung  oder  zur  Verfugung  über  Ladungsiheile  durch 
Verkauf  oder  Verwendung  nur  dann  befugt^  wenn  und  insoweit  es 
zum  Zweck  der  Fortsetzung  der  Reise  nothwendig  ist 

Das  Gesetz  räumt  dem  Schiffer  eine  Verfügung  nur  über 
Ladungs  t  h  e  i  1  e  ein,  weil  eine  Veräusserung  resp.  Verwendung  der 

fanzen  Ladung  nicht  zu  dem  durch  den  Artikel  allein  zugelassenen 
Iwecke,  d.  h.  zum  Zwecke  der  Fortsetzung  der  Reise  geschehen 
könnte.  Denn  nach  Entfernung  der  Ladung  lässt  sich  eine  Fort- 
setzung der  Reise,  (die  nach  dem  Bestimmungsorte  der  ersteren 
geht)  nicht  denken.  Dagegen  können  die  Ladungstheile  eben 
sowohl  bestehen  in  Antheilen  der  Ladungen  verschiedener  Be- 
frachter,  als  auch  in  der  ganzen  Ladung  Eines  Befrachters,  wenn 
nur  in  dem  Schiffe  noch  die  Ladungen  anderer  Befrachter  ver- 
bleiben und  in  ihrem  Interesse  die  Reise  fortzusetzen  ist  (Prot.  V 
S.  2462  f.).  Die  Gültigkeit  der  Verbodmung  der  Ladung  und  der 
über  Ladungstheile  getroffenen  Verfugung  ist  davon  abhängig,  dass 
„der  Schiffer  sich  in  einer  solchen  Lage"  befunden  hat,  welche 
eine  der  in  Rede  stehenden  ausserordentlichen  Massregeln  ,,er- 
forderlich  erscheinen"  lässt  (Prot.  VIII  S.  3816  f.).  Ob  die  Lage 
eine  solche  gewesen,  darüber  entscheidet  der  Richter  nach  freiem 
Ermessen,  natürlich,  wo  dies  nothwendig  ist,  unter  Zuziehung  von 
Sachverständigen. 

Art.  508. 

Gründet  sich  das  Bedürfniss  in  einer  grossen  Haverei  und  kann 
der  Schiffer  demselben  durch  verschiedene  Massregeln  abhelfen,  so 
hat  er  diejenige  Massregel  zu  ergreifen^  welche  für  die  Betheiligten 
mit  dem  geringsten  Nachtheil  verbunden  ist. 

Als  Mittel,  wodurch  dem  durch  grosse  Havarie  hervorgerufenen 
Bedürfniss  abgeholfen  werden  könnte,  wurden  in  der  Hamburger 
Konferenz  aufgezählt  Verbodmung  des  Schiffes,  Verbodmung  der 
Fracht,  Verkauf  von  Schiffszubehör,  Verkauf  von  Schiffsvorräthen, 
Verbodmung  von  Schiff,  Fracht  und  Ladung,  Verkauf  von  Ladungs- 
theilen;  eine  Aufzählung,  welche  jedoch  für  nicht  vollständig  er- 
klärt wurde  (Prot.  VIII  S.  3817,  S.  3822).  Welches  von  diesen 
und  den  sonst  noch  möglichen  Mitteln  mit  dem  geringsten  Nach- 
theil verbunden  ist,  hängt  von  dem  konkreten  Falle  ab.  Bei  Ab- 
wägung des  Nachtheils  hat  übrigens  der  Schiffer  die  Interessen 
sämmtlicher  Betheiligten  in  Betracht  zu  ziehen.  Er  darf  daher  ein 
Mittel,   das   einen   bestinmiten  Interessenten  besonders   beschwert, 


Von  dem  Schiffer.  117 

wählen,  wenn  dieses  fiir  die  Gesammtheit  der  Interessenten  weni- 
ger beschwerlich  ist.  Es  liegt  darin  keine  Unbilligkeit,  weil  bei 
der  Havariegrosse  eine  Ausgleichung  des  Schadens  unter  sämmt- 
lichen  Interessenten  stattfindet.  Der  Artikel  enthält  übrigens  nur 
eine  Verhaltungsmassregel  für  den  Schiffer,  der  sich  durch  ihre 
Nichtbeobachtung  einer  culpa  schuldig  macht,  und  es  hängt  von 
der  Beobachtung  derselben  nicht  die  Gültigkeit  des  vom  Schiffer 
abgeschlossenen  Geschäftes  ab,  weil  der  Dritte  ear  nicht  in  der  Lage 
ist,  zu  prüfen,  ob  das  Geschäft  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen 
die  für  die  Interessenten  am  wenigsten  nachtheilige  Massregel  ist. 
Dies  folgt  auch  aus  der  Bestimmung  des  Art.  497  Abs.  2,  welche 
für  den  Fall  des  Art.  508  für  anwendbar  erklärt  wird  (Art.  511). 

Art.  509. 

Liegt  der  Fall  einer  grossen  Haverei  nicht  vor,  so  ist  der 
Schiffer  zur  Verbodmung  der  Ladmig  oder  zu/r  Verfügung  über 
Ladungstheile  durch  Verkauf  oder  Verwendung  nur  dann  befugt^ 
icenn  er  dem  Bedürfniss  auf  anderem  Wege  nicht  abhelfen  kann, 
oder  wenn  die  Wahl  eines  anderen  Mittels  einen  tmverhältnisS" 
massigen  Schaden  für  den  Rheder  zur  Folge  haben  loürde. 

Auch  in  diesen  Fällen  kann  er  die  Ladtmg  nur  zusammen  mit 
dem  Schiff  und  der  Fracht  verbodmen  (Art.  681  Abs,  2). 

Fr  hat  die  Verbodmung  vor  dem  Verkauf  zu  wählen,  es  sei 
denn,  dass  die  Verbodmung  einen  unverhältnissmässigen  Schaden  für 
den  Rheder  zur  Folge  haben  würde. 

Ist  das  für  die  Fortsetzung  der  Reise  eintretende  Bedürfniss 
nicht  durch  eine  Havariegrosse  hervorgerufen,  ist  es  z.  B.  veran- 
lasst durch  eine  erforderliche  Reparatur  des  Schiffes,  so  kann  der 
Schiffer  bei  der  Wahl  der  Mittel,  um  demselben  abzuhelfen,  nicht 
•das  Interesse  sämmtlicher  Betheiligten  in  Betracht  ziehen,  weil  der 
Schaden,  der  nicht  durch  grosse  Havarie  verursacht,  nicht  von 
sämmtlicben  Interessenten  zu  tragen  ist ;  er  muss  vielmehr  zunächst 
das  Interesse  der  Ladungsbetheifi^ten  wahren^  und  das  Bedürfniss 
durch  die  Mittel  decken,  für  welche  der  Rheder  aufzukommen  hat, 
weil  es  regelmässig  diesem  obliegt,  die  für  die  Fortsetzung  der 
Reise  erforderlichen  Gelder  zu.  beschaffen.  Er  wird  daher  zu 
solchen  Mitteln,  durch  welche  die  Ladungsinteressenten  betroffen 
werden,  nur  aus  den  triftigsten  Gründen  seine  Zuflucht  nehmen 
dürfen  (Prot.  VIII  S.  3S21).  Von  den  Fällen,  in  denen  das  Gesetz 
dies  für  zulässig  erklärt,  entspricht  zwar  der  zweite,  wie  auch 
auf  der  Hamburger  Konferenz  zugegeben  wurde ,  nicht  der  Kon- 
sequenz, man  glaubte  ihn  aber  ans  Billigkeitsrücksichten  zulassen 
zu  müssen,  indem  der  Rheder  den  Ladungsbetheili^ten  .,den  Nach- 
theU,  welcher  ihnen  durch  den  Verkauf  der  Laaung''  erwachse, 
vollständig  zu  ersetzen  habe,  der  Umstand  aber,  dass  diese  Pflicht 
ceasire,  wenn  das  Schiff  verloren  gegangen,  dabei  nicht  in  Betracht 
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komme^  da  alsdanu  auch  die  Ladung  in  den  meisten   Fällen  ver- 
loren gegangen  sein  würde  (Prot.  Vfil  S.  3823). 

Art.  510. 

Die  Verbodmung  der  Ladung  oder  die  VerfUgung  über  Ladungs- 
{heile  durch  Verkauf  oder  Verwendung  wird  in  den  Fällen  des  vor-- 
siehenden  Artikels  als  ein  für  Rechnung  des  Bheders  abgeschlossenes 
Kreditgeschäft  (Art  497  und  7S7  Ziffer  7)  angesehen. 

Dieser  Artikel  bestimmt,  von  welchem  Gesichtspunkte  aus  den 
Ladungsinteressenten  für  die  ihnen  entzogenen  Waaren,  über  die 
zu  Gunsten  des  ßheders  disponirt  worden,  Ersatz  gewänrt  werde. 
Er  bestimmt  nämlich,  dass  der  Akt,  durch  welchen  dies  Seitens 
des  Schiffers  geschieht,  als  ein  von  diesem  im  Namen  des  Rheders 
eingegangenes  Kreditgeschäft  zu  betrachten  sei.  Der  Rheder  hafltet 
daher  den  Ladungsinteressenten  für  die  Wiederherstelhxng  des 
Werthes  ihrer  geopferten  Waaren,  wie  er  aus  den  für  die  Erhaltung 
des  Schiffes  oder  die  Ausfuhrung  der  Reise  nothwendig  gewor- 
denen und  vom  Schiffer  eingegangenen  Kreditgeschäfte  haftet.  Der- 
artige Ladungsinteressenten  rangiren  daher  unter  den  Schiffsgläu- 
bigem. Den  Werth,  zu  welchem  hierbei  die  Waaren  in  Betracht 
kommen,  bestimmen  die  Art.  612  und  613. 

Art.  511. 

In  Bezug  auf  die  Gültigkeit  der  in  den  Fallen  der  Art  504  und 
507  bis  509  von  dem  Schiffer  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte  kommen 
die  Vorschriften  des  Art  497  sur  Anwendung, 

Art.  512. 

Zu  den  Geschäften  und  Rechtshafullungefi ,  welche  der  Schiffer 
nach  den  Art.  495,  496,  497,  499,  504,  507  bis  509  vorzunehmen 
befugt  ist,  bedarf  er  der  in  den  Landesgesetjsen  etwa  vorgeschriebenen 
-Spezialvollmacht  nicht. 

Art.  513. 

Was  der  Schiffer  vom  Befrachter,  Ablader  oder  Ladungsetn- 
pfänger  ausser  der  Fracht  als  Kaplaken,  Primage  oder  sonst  als 
Belohnung  oder  Entschädigung,  gleichviel  unter  welchem  Namen,  cr- 
häU,  muss  er  dem  Rheder  cds  Einnahme  in  Rechnung  bringen. 

1.  Unter  Kaplaken  (panni  cappales)  versteht  man  einen 
Zuschlag  zur  Fracht,  der  in  der  früheren  Zeit  vom  Befrachter  dem 
Schiffer  auf  Winterreisen  zur  Winterbekleidung  (zu  einer  Kappe, 
Winterkappe)  gezahlt  wurde.  Zuweilen  wurden  sie  ausbednngen, 
zuweilen  ireiwillig  gegeben.  In  der  neueren  Zeit  nahm  jedoch  diesen 
Frachtzuschlag,  welcher  regelmässig  in  bestimmten  Procenten  von 
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der  Fracht,  zuweilen  aber  auch  in  einer  runden  Summe*)  stipulirt 
wurde,  durchweg  die  Rhederei  in  Anspruch  so  dass  im  I1.G.B. 
nur  der  bestehende  Zustand  legalisirt  worden  ist.**)  Dafür 
ist  es  aber  Sitte  geworden,  dass  der  Kapitän  unter  dem  Titel 
von  Eaplaken  eine  Tantieme,  in  gewissee  Procenten  der  ver- 
dienten Brutto-  oder  auch  Nettofracht  bestehend,***)  oder  statt  der- 
selben eine  bestimmte  Summe  vom  Rheder  bekommt,  und  in  dieser 
Bedeutung  hat  sich  der  Ausdruck  Eaplaken  besonders  erhalten, 
während  er  in  der  zuerst  hervorgehobenen  meist  durch  andere 
Bezeichnungen,  wie  z.  B.  Primage,  ersetzt  ist. 

2.  Primage  bedeutet  einmal  so  viel  wie  Kaplaken,  (Pohls 
a.  a.  0.;  wie  es  geradezu  die  englische  Bezeichnung  dafür  ist:  Ab- 
hoU,  treatise  p .  360. 361)  dann  aber  sind  darunter  und  unter  den  s  0  n  s- 
tigenBelohnungen,  deren  der  Artikel  Erwähnung  thut,  Prä- 
mien zu  verstehen,  die  der  Befrachter  unter  gewissen  Bedingungen  zu 
zahlen  verspricht,  so  wenn  das  Schiff  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit, 
oder  als  das  erste  mit  der  betreffenden  Art  von  Ladung  in  dem  Be- 
stimmungshafen eintreffen,  oder  wenn  die  Ladung  einen  vortheilhaften 
Markt  gefunden  haben  werde  und  Aehnliches.  In  der  Regel  werden 
auch  hierbei  Procente  der  vereinbarten  Fracht,f  )  zuweilen  wird  eine 
bestimmte  Summe  ausbedungen.  Ob  die  Bedingung  erfüllt,  ent- 
scheidet richterliches  (nöthigenfalls  auf  ein  Sachverständigen -Gut- 
achten gestütztes)  Arbitrium;  eben  so  entscheidet  dasselbe  auch 
über  die  Höhe  der  Prämie,  weim  diese  nicht  in  irgend  einer  Weise 
vereinbart  sein  sollte.  Auch  diese  Prämien  wurden  schon  früher 
vielfach  für  die  Rheder  stipulirt  und  vom  Rheder  in  Anspruch  ge- 
nommen. 

3.  Nach  dem  H.G.B.  sollen  solche  Prämien  in  jedem 
Fall,  also  auch  wenn  sie  ausdrücklich  dem  Schiffer  versprochen 
sind,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Frachtvertrag  von 
diesem  selbst  oder  vom  Rheder  abgeschlossen  ist,  dem  Rheder 
verrechnet  werden.  Und  dasselbe  gilt  von  den  ohne  beson- 
deres vorgängiges  Versprechen  nach  Vollendung  der  Reise  frei- 
willig vom  Befrachter  dem  Schiffer  gegebenen  Geschenken.  Der 
Grund  wird  darin  gesucht,  dass  Alles,  was  der  Schiffer  „mit  dem 
Schiffe  durch  Ausüoung  seiner  Pflicht  zu  erwerben  im  Stande  ist, 
dem  Rheder"  gehört  Dies  würde  nun  freilich  nicht  gegen  das 
Behalten  von  Geschenken  Seitens  des  Schiffers  sprechen.  Der 
wirkliche    Grund  ist   wohl   vielmehr  ein    Zweckmässigkeitsgrund, 

*}  Letzteres,  wenn  die  Zahlung  von  Kaplaken  nur  für  den  Fall  vom  Be- 
frachter versprochen  wurde,  wenn  er  mit  dem  Schiffer  Kufiieden  sein  würde. 

**)  Pohls,  Seerecht  IIS.  417.  Kaltenborn,  Seerecht  I  S.  150.  Samml. 
der  £rk.  des  Lüb.  O.A.G.  in  Hamb.  Rechtssachen  II  Nr.  73  S.  616  ff.  Ullrich, 
Samml.  I  Nr.  22  S.  66.    Prot,  der  Hamb.  Konf.  IV  S.  1921  f. 

**•)  2  %,  2Vä  %,  5  %  auch  5  von  105  finden  sich  häufig. 

t)  Die  Procente  sind  in  der  Regel  ziemlich  hoch;  15  */o  Primage  habe 
ich  in  Tielea,  namentlich  hamburgischen  und  bremischen  Chartepartien  und 
Konnossementen  gefunden.   • 
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nämlich  der,  dass  die  Sitte,  dem  Schiffer  Geschenke  zu  geben, 
sehr  häufig  zum  Nachtheil  des  Rheders  ausschlägt,  sei  es,  dass 
der  Schiffer  das  Schiffsmaterial  über  Gebühr  anstrengt,  sei  es,  dass 
er  im  Hinblick  auf  ein  zu  erwartendes  Geschenk  zum  Nachtheil 
des  Rheders  sich  niedrigere  Frachtsätze  gefallen  lässt  (Prot.  IV 
S.  1922  f.).  Die  Ausdehnung  des  Anspruchs  des  Rheders  auf  die 
ohne  vorgängiges  Versprechen  dem  Schiffer  gegebenen  Geschenke 
widerspricht  denn  eben  sowohl  dem  gemeinrechtlichen  Mandats- 
recht,*) als  dieselbe  (was  auch  das  Reichs-Ober-Handelsgericht  an- 
erkennt: Entsch  VI  S.  64)  über  die  Bestimmungen  des  früheren 
Seerechts  hinausgeht,  welches  allerdings  dem  Kheder  die  dem 
Schiffer  vorher  zugesagten  Belohnungen  zuspricht  (Entsch^  des 
O.A.G.  zu  Lübeck  vom  21.  Juli  1845  in  Seufifert^s  Archiv  IX  Nr. 
153). 

4.  Natürlich  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  der  Schiffer, 
mit  Genehmigung  des  Rheders  derartige  Geschenke  behalten  kann 

(Prot.  a.  a.  0.  und  VIII  S.  3789).  Auch  ist  zu  beachten,  dass 
die  Geschenke,  um  unter  die  Bestimmung  des  Artikels  zu  fallen, 
den  Charakter  von  Belohnungen  haben,  d.  h.  dem  Kapitän  ver- 
sprochen oder  gegeben  sein  müssen  im  Hinblick  auf  seine  als 
Schiffsfuhrer  geleisteten  Dienste,  denn  da  die  Bestimmung  entschie- 
den dem  anomalen  Rechte  angehört,  indem  sie  lediglich  auf  Zweck- 
mässigkeitsrücksichten  beruht,  so  ist  eine  analoge  Ausdehnung  der- 
selben nicht  statthaft.  Hat  also  der  Schiffer  lediglich  für  seine 
Person  und  ohne  Hinblick  auf  seine  Schiffsführung  ein  Geschenk 
vom  Befrachter  (der  mit  ihm  vielleicht  befreundet)  erhalten, 
so  braucht  er  dieses  nicht  an  den  Rheder  abzuliefern.  Wollte  man 
das  Gegentheil  annehmen,  so  würde  man  damit  vollständig  über 
den  Zweck  des  Gesetzes  hinausgehen,  welches  nur  eine  Kollision 
der  Interessen  des  Schiffers  und  des  Rheders  verhüten  will.**) 

5.  Das  Reichs-Ober-Handelsgericht  hat  in  einem  Erkenntniss 
vom  16.  April  1872  (Entsch.  VI  Nr.  11)  die  Bestimmung  dieses 
Artikels  auch  zur  Anwendung  gebracht  für  Ausfuhrprämien, 
welche  der  Empfänger  der  Ladung  fUr  sich  nicht  in  Anspruch 
nimmt,  und  den  Satz  aufgestellt^  dass  der  Schiffer  die  Exportboni- 
fikation an  den  Rheder  abzuliefern  habe,  möge  dieselbe  ihm  als 
Kapitän,  möge  sie  ihm  als  Vertreter  der  Ladungsinteressenten  zu- 
gebilligt sein ;  und  zwar  mit  Recht,  denn  in  jedem  Falle  wird  man 
die  Ausfuhrprämie  in  der  Hand  des  Kapitäns  als  eine  demselben 
zu  Theil  gewordene  Belohnung  für  geleistete  Dienste  aufzufassen 
haben,  weiche  im  ersteren  Falle  in  dem  Export,  im  zweiten  in  dem 
Tratisport  der  betreffenden  Waaren  bestehen. 

*)  L.  6  §  6.    L.  10   §  8.  §  13  L.  12  Mandati  (17,  1).    Mit  dem   Prcuss. 
L.  R.   liesse  sich  dieselbe  allenfalls  iu  Einklang  bringen:  §§  62 — 64  A.L.R. 

**)  Dass  dies  der  Zweck  des  Artikels,  nimmt  auch  das  R.O.H.G.  Entsch. 
VI  S.  64  an. 
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Art.  514. 


Der  Schiffer  da/rf  ohne  EtmmUigung  des  Bheders  für  eigene 
Bechnung  keine  Güter  verladen.  Ha/ndeU  er  dieser  Bestimmung  zu- 
icider^  so  muss  er  dem  Rheder  die  höchste  am  Äbladungsorte  mr 
Ahladungszeit  für  solche  Reisen  und  Güter  bedungene  Fracht  er- 
statten^ unbeschadet  des  Rechts  des  Rheders,  einen  erweislich  höheren 
Schaden  geltend  0u  machen. 

Das  Gesetz  hat  nicht  die  Fälle  vor  Augen,  ,,in  welchen  der 
Schiffer  schon  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  ein  Unrecht 
durch  die  Verladung  eigener  oder  fremder  Güter  begehen  würde/' 
d.  L  die  Fälle,  in  welchen  der  Schiffer  „seine  eigenen  Waaren 
oder  die  Waaren  anderer  Personen,  von  denen  er- sich  die  ent- 
sprechende Fracht  zahlen"  lässt,  oder  deren  Waaren  er  „aus  Ge- 
fälligkeit unentgeltlich  oder  gegen  eine  zu  geringe  Fracht"  befor- 
dert, in  der  Absicht  ladet,  „den  Rheder  um  die  ihm  gebührende 
Fracht  zu  verkürzen/'  sondern  den  Fall,  wo  der  Schiner  Waaren 
„auf  eigene  Rechnung"  in  der  Absicht  befördert,  „dem  Rheder 
hierfür  die  entsprechende  Fracht  zu  vergüten,  und  mit  der  Waare 
Handel  zu  treioen  und  dergleichen/'  T)as  Gesetz  hat  dies  dem 
Schiffer  untersagt,  weil  „die  Spekulationsgeschäfte  des  Schiffers 
mit  denen  des  Rneders'^  nicht  selten  koUidiren,  und  durch  dieselben 
dem  Letzteren  „eine  unpassende  Konkurrenz  gemacht"  werden 
würde,  auch  durch  Spekulationsgeschäfte  der  Schiffer  nicht  selten 
Zollverwickelungen  und  dergleichen  entstehen  dürften,  „welche 
dem  Rheder  und  den  übrigen  Ladungsinteressenten  zum  grossen 
Nachtheil  gereichten"  (Prot.  IV  S.  1924—1928). 

Der  Schiffer  unterliegt  a.usserdem  in  Betreff  der  Mitnahme 
von  Waaren  noch  der  Bestimmung  des  R.Str.G.B.  §  297: 

—  ein  Schiffer^  welcher  ohne  Vorwissen  des  Rheders  gegen- 
stände an  Bord  nimmt  ^  welche  das  Schiff  oder  die  Ladung  gefähr- 
den, indem  sie  die  Beschlagnahme  oder  JEimiiehung  des  Schiffes  oder 
der  Ladung  veranlassen  können,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  ein- 
tausend fünf  Hundert  Mark  oder  mit  Gefängniss  bis  m  zwei  Jahren 
bestraft. 

Art.  515. 

Der  Schiffer  kann,  selbst  wenn  das  Gegentheil  vereinbart  ist, 
jederzeit  von  dem  Rheder  entlassen  tverden,  jedoch  unbeschadet  seiner 
Entschädigungsansprüche. 

Das  zwischen  dem  Schiffer  und  dem  Rheder  bestehende  Rechts- 
verhältniss  beruht  auf  einer  Dienstmiethe ,  und  zwar  der  Regel 
nach  einer  locatio  conductio  operarum.  Daraus  geht  für  den  Rhe- 
der der  Anspruch  auf  die  Dienste  des  Schiffers,  und  für  den 
Schiffer  der  Anspruch  auf  die  ihm  versprochene  merces  und  die 
etwa  daneben  noch  ausbedungenen  Emolumente  hervor.    So  sicher 
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nun  jeder  der  Kontrahenten  verpflichtet  ist,  so  lange  das  Verhält- 
niss  Desteht,  die  aus  dem  Kontraktsverhältniss  für  ihn  hervorgehen- 
den Verbindlichkeiten  zu  erfüllen,  so  kann  er  seine  Ansprücne  aus 
demselben  aufgeben.  Der  Rheder  ist  daher  berechtigt,  jeden 
Augenblick  auf  die  Dienstleistungen  des  Schiffers  zu  verzichten, 
d.  h.  denselben  seiner  Funktionen  zu  entheben. 

Das  Vertretungsverhältniss  dritten  Pesonen  gegenüber  beruht 
auf  einem  dem  Schiffer  Seitens  des  Rheders  ertheilteh  Mandat. 
Da  das  Mandat  jederzeit  vom  Mandanten  widerrufen  werden  kann, 
so  kann  der  Rheder  auch  stets  das  gedachte  Vertretungsrecht  des 
Schiffers  beseitigen. 

Auf  diesen  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  beruht  die 
Bestinmiung  des  Artikels. 

Art.  516. 

Erfolgt  die  Entlassung,  weil  der  Schiffer  tmtilchtig  befunden  ist, 
oder  weil  er  seiner  laicht  nicht  genügt,  so  erhälier  nur  dasjenige^ 
was  er  von  der  Heuer  einschliesslich  aller  sonst  bedungenen  Vor- 
theile  bis  dahin  verdient  hat. 

1.  Der  vorangehende  Artikel  hat  als  Regel  das  Prinzip  aut- 

festellt:  Der  Rheder  kann  den  Schiffer  seiner  Funktionen  ent- 
eben, Letzterer  behält  aber  dessenungeachtet  seine  vermögensrecht- 
lichen Ansprüche  aus  dem  Dienstvertrage.  In  den  folgenden  Ar- 
tikeln wird  dieses  Prinzip  genauer  bestimmt  resp.  modifizirt.  Der 
Art.  516  behandelt  den  FaU,  in  dem  durch  Schulddes  Schiffers 
der  Dienstvertrag  nicht  erfiillt  werden  kann,  weil  der  Schiffer  die 
ihm  obliegenden  Dienste  nicht  leistet.  Für  diesen  Fall  ist  die 
Entscheidung  bereits  durch  das  bürgerliche  Recht  gegeben.  Qui 
operas  su^as  locavit,  toiius  temporis  mercedem  acdpere  debet,  si  per 
cum  non  stetif,  quo  mim^  operas  praestet;  heisst  es  in  L.  38  Lo- 
cati  (19,  2).  Der  locator  operarum  hat  also  keinen  Anspruch  auf 
Lohn,  soweit  er  die  Dienste  nicht  geleistet  hat.  Und  daraus  folgt 
wieder,  dass,  wenn  der  Dienstvertrag  wegen  Nichtleistung  der 
bedungenen  Dienste  aufgelöst  wird,  die  merces  nur  bis  zur  Auf- 
lösung zu  zahlen  ist. 

Die  Nichtleistung  kann  nun  ihren  Grund  haben  in  der  Un- 
tüchtigkeit  des  Schiffers  —  und  darunter  ist  der  Mangel  der  er- 
forderlichen Kenntnisse  und  sonstigen  Fähigkeiten  zur  Führung  des 
Schiffes  zu  verstehen  (Prot.  IV  S.  1933  f.)  —  oder  in  Pflichtver- 
letzung. 

Unter  dem  „seiner  Pflicht  nicht  genügen"  ist  nicht  jede  ,,ge- 
ringfügige  Pflichtversäumniss*'  zu  verstehen,  sondern  nur  schwerere 
Pflichtversäujnniss,  welche  sich  als  Nichtleistung  der  aus  dem 
Dienstverhältniss  hervorgehenden  Dienste  charakterisirt.  Wann 
dies  aber  anzunehmen,  darüber  entscheidet  arbitrium  iudicis  (Prot. 
IV  S.  1934). 

2.  Die   Bestimmung    dieses  Artikels    greift  Platz,  mag   der 
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Schiffer  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  oder  auf  Lebens- 
dauer angestellt  oder  für  eine  bestimmte  Reise  geheuert  sein 
(Prot  S.  1933.  1935).  Der  Umstand,  dass  im  letzteren  Falle  eine 
locaüo  conductio  operis  vorliegt,  begründet  keinen  Unterschied. 

Art.  517. 

Wetm  ein  Schiffer,  welcher  für  eine  bestimmte  Reise  angestellt 
ist,  entJctösen  unrd,  weil  die  Reise  wegen  Krieg,  Embargo  oder  Bio- 
kade  oder  wegen  eines  Einfuhr-  oder  Ausfuhrverbots,  oder  wegen 
eines  anderen  Schiff  oder  Ladung  betreffenden  Zufalls  wicht  ange- 
treten oder  fortgesetzt  werden  Jcann,  so  erhält  er  gleichfalls  nur  das- 
jenige, was  er  von  der  Heuer  einschliesslich  aller  sonst  bedungenen 
Vorfheile  bis  dahin  verdient  hat.  Dasselbe  gilt,  wenn  ein  auf  unbe- 
stimmte 2!eit  angestellter  Schiffer  entlassen  wird,  nachdem  er  die 
Ausführung  einer  bestimmten  Reise  ilbemommen  hat. 

Erfolgt  in  diesen  Fällen  die  Entlassung  während  der  Reise,  so 
hat  der  Schiffer  ausserdem  nach  seiner  Wahl  entweder  auf  freie 
Zurüchbeforderung  nach  dem  Hafen,  wo  er  geheuert  worden  ist,  oder 
mf  eine  entsprechende  Vergütung  Anspruch. 

Wenn  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuchs  ein  Anspruch 
auf  freie  ZfurücJcbefÖrderung  begründet  ist,  so  umfasst  derselbe  auch 
(Jen  Unterhalt  wäJirend  der  Reise. 

1.  Der  Artikel  handelt  liur  von  dem  für  eine  bestimmte  Reise 
geheuerten  Schiffer,  hat  also  nur  eine  cofhductio  operis,  nicht  ope- 
rarum  vor  Augen,  indem  hier  der  Schiffer  nicht  nur  Dienste  zu 
leisten  übernommen  hat.  sondern  die  Hervorbringung  einer  be- 
stimmten Wirkung,  nämlich  das  Schiff  an  den  Bestimmungsort  zu 
fuhren. 

Nach  gemeinem  Civilrecht  trifft  nun  der  casus,  welcher  die 
Ausflihrung  des  opus  verhindert,  den  conductor  operis  insofern,  als 
er  den  Anspruch  auf  die  merces  verliert,  oder,  wenn  die  Ueber- 
gabe  des  opus  stückweise  erfolgt,  doch  so  weit,  als  die  Uebergabe 
noch  nicht  erfolgt  ist.*)  Diesem  Prinzip  ist  die  Bestimmung  des 
Abs.  1  des  Artikels  konform.  Der  locator  operis,  der  Rheder 
wird  von  dem  Augenblicke  an  von  der  Verbindlichkeit  fernerer 
Zahlung  der  merces  an  den  conductor,  den  Kapitän,  befreit,  in  dem 
die  Herstellung  des  opus,  die  Ausführung  der  Reise  durch  einen 
diese  selbst  betreffenden  Zufall  unmöglich  geworden  ist.  Das  ist 
einmal  der  Fall  bei  einem  das  Schiff  oder  die  Ladung  oder  beide 
betreffenden  Zufall,  wenn  z.  B.  das  Schiff  untergeht,  die  Ladung 
verbrennt,  femer  in  den  Fällen  von  vis  maior,  welche  sich  als  Ver- 
hinderungen von  hoher  -Hand  (von  Seiten  souveräner  Mächte) 
charaktensiren ;  nämlich  wenn  ein  Krieg  zwischen  dem  Heimaths- 


*)  L.  36  Locati  (19,  2):  —  quod  vero  (scih  opusj  Ita  condiuctum  sit, 
«rf  ?7i  pedes  mensurtuve  praesietur,  eaiejius  conductoris  periculo  eH,  quatenua 
admenuum  non  sU. 
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Staate  des  Ehedere  oder  des  Eigenthiimers  der  Ladung  ausge- 
brochen ißt,  wodurch  Schiff  oder  Ladung  unfrei,  d.  h,  der  Gefaiir 
des  Aufbringen^  ausgesetzt  wird;  wenn  Embargo,  ein  vorläufiger 
Arrest,  von  dem  Staate,  in  dessen  Gebietsich  das  in  Frage  stehende 
Schiff  befindet,  auf  alle  in  seinen  Häfen  oder  Territorialmeeren 
befindlichen  Schiffe  oder  die  von  der  Nationalität  des  Ersteren  ge- 
legt wird;  wenn  der  Hafen,  in  welchem  das  betreffende  Schiff 
liegt,  oder  der,  nach  welchem  es  bestimmt  ist,  blokirt  ist; 
wenn  für  die  Waaren,  die  das  Schiff  geladen,  im  Ausgangshafen 
ein  Ausfuhrverbot  oder  im  Bestimmungshafen  ein  Einfuhrverbot 
besteht.  In  diesen  Fällen  triJFt  die  vis  maior  stets  Schiff  oder 
Ladung,  wenn  sie  zunächst  auch  in  der  Person  des  Kheders  oder 
eines  Ladungseigenthümers  eingetreten  sein  sollte.  Bricht  z.  B. 
Krieg  aus  zwischen  einer  Macnt  und  dem  Staate  des  Ladungs- 
(^igenthümers,  so  wird  dadurch  zuerst  der  Letztere  zum  Angehöri- 
gen einer  kriegführenden  Macht,  zugleich  wird  dadurch  aber  auch 
die  Waare  zum  feindlichen  Gut,  allerdings  indirekt,  im  Gegensatz 
zur  Kriegskontrebande ,  wobei  das  Gut  unmittelbar  durch  seine 
Eigenschaft  und  ohne  Rücksicht  auf  den  Eigenthiimer  der  Konfia- 
kation  unterworfen  wird.  Deshalb  wurde  auch  in  zweiter  Lesung 
statt  der  Worte:  „oder  wegen  eines  Schiff  oder  Ladung  betreffen- 
den Zufalls"  zu  setzen  beschlossen;  „oder  wegen  eines  anderen 
-  Zufalls«  (Prot.  VIII  S.  3800). 

Ganz  anders  liegt  die  Sache  bei  einem  sonstigen,  die  Person 
des  Rheders  betreffenden  Zufall,  z.  B.  wenn  die  im  Prachtvertrage 
ausbedungene  Ladung  nicht  geliefert  wird.  Hierbei  nämlich  lässt 
sich  nicht  sagen,  dass  die  Reise  abtiolut  unmöglich  wird,  sondern 
sie  wird  nur  nutzlos  und  unzweckmässig,  und  der  Rheder  giebt 
sie  deshalb  freiwillig  auf  (Prot  IV  S.  1931  f.    S.  1935  f.). 

Man  darf  übrigens  nicht  sagen,  dass  bei  Verfügungen  von 
hoher  Hand  die  Reise  auch  nicht  absolut  unmöglich  sei ;  denn  was 
gegen  das  Recht  und  demgemäss  auch  gegen  die  Grundsätze  des 
Volkerrechts  verstösst,  muss  eben  so  als  unmöglich  bezeichnet  wer- 
den, als  was  faktisch  unmöglich  ist.  Nur  hinsichtlich  der  Bio- 
kade  dürfte  noch  die  Frage  aufzuwerfen  sein,  ob  dieselbe,  um  die 
im  Artikel  bezeichnete  Wirkung  hervorzubringen,  eine  völkerrecht- 
lich wirksame  sein  müsse,  oder  ob  es  gentige,  dass  die  Umstände 
ein  dieser  Voraussetzung  entsprechendes  Verhalten  rechtfertigen  V 
Ich  glaube  das  Letztere  und  halte  es  daher  liir  ausreichend,  wenn 
die  Blokadc  gehörig  notifizirt  ist.  Allerdings  muss  eine  Blokade, 
um  tilr  die  Staaten,  welche  die  Pariser  Deklaration  vom  16.  April 
1856  unterzeichnet  haben  resp.  derselben  beigetreten  sind,  verbind- 
lich zu  sein,  effektiv,  d.  h,  durch  eine  hinreichende  Macht  ausge- 
übt sein,  um  den  Zugang  zum  feindlichen  Küstengebiet  thatsäch- 
lich  zu  verhindern.  Allein  hiervon  hängt  doch  nur  die  völker- 
rechtliche Gültigkeit  der  Blokade  ab,  mr  irgend  welche  privat- 
rechtlichen Verhältnisse  muss  der  gedachte  Umstand  als  durchaus 
irrelevant   bezeichnet  werden;    denn   die  Gefahr  des  Aufbringens 
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durch  die  Kriegsschiffe  der  blokirenden  Macht  bleibt  bestehen. 
Erklärt  nämlich  ein  Staat  bestimmte  Häfen  oder  Küsten  eines  an- 
deren Staates  für  blokirt^  so  giebt  er  damit  zu  erkennen ,  dass  er 
jedes  Schiff,  welches  sicn  der  blokirenden  Küste  nähert,  wie  ein 
solches  behandeln  werde,  welches  die  wirkliche  Blokadelinie  zu 
durchbrechen  unternimmt.  Ob  freilich  der  betreffende  Staat  diese 
seine  Absicht  ausföhren  kann,  hängt  von  seiner  Machtstellung  und 
dem  Verhalten  der  neutralen  grossen  Seemächte  gegenüber  dieser 
Massregel  ab.  Aber  eben  so  ist  auch  die  Möglichkeit,  eine*  wirk- 
liche Blokade  aufrecht  zu  erhalten,  durch  die  Machtstellung  des 
blokirenden  Staates  bedingt.  Man  kann  daher  dem  Rheder  nicht 
zumnthen,  sein  Schiff  der  Gefahr  der  Aufbringung  auszusetzen  auf 
die  Möglichkeit  hin,  es  in  Folge  einer  Intervention  seines  Staates 
oder  fremder  Staaten  nach  längerer  Zeit  wieder  zu  erhalten.  Eine 
feste  Praxis  besteht  übrigens  über  diesen  Punkt  üicht.  Ein  Er- 
kenntniss  des  Appellationsgerichts  zu  Marienwerder  vom  5.  Juli 
1865  steht  auf  dem  Standpunkt,  welcher  hier  eingenommen  ist 
(Bosch,  Archiv  VI  S.439  f.),  zwei  Erkenntnisse  des  Kommerz-  und 
Admiralitäts-Kollegiums  zu  Danzig  vom  26.  Juli  und  6.  September 
1864  stellen  für  aas  Eintreten  der  an  eine  Blokade  geknüpften 
privatrechtlichen  Wirkungen  das  Erfordemiss  einer  effektiven  Blo- 
kade als  selbstverständlich  hin  (Busch,  Archiv  IV  S.  487  f.). 

2.  Dem  für  eine  bestimmte  Reise  geheuerten  Schiffer  wird 
der  auf  unbestimmte  Zeit  angestellte  gleichgesetzt,  wenn  er  die 
Ausführung  einer  bestimmten  Reise  übernommen  hat, 
weil  man  auch  im  letzteren  Falle  die  ^ache  so  anzusehen  pflegt, 
„als  sei  der  Schiffer  nunmehr  wenigstens  für  diese  bestimmte  Reise 
angestellt,''  da  er  sich  „für  dieselbe  einzurichten"  hat  und  somit 
darauf  muss  rechnen  können,  „dass  der  Rheder  ihn  für  die  Dauer 
derselben  im  Dienste  belasse"  (Prot.  IV  S.  1933). 

3.  Ueber  den  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Ausführung  der 
Reise  als  übernommen  gilt,  vgl.  die  Ausfuhrungen  zu  Art.  518 
S.  127  f. 

4.  Die  Bestimmung  des  Abs.  2  ist  durch  die  Billigkeit  ge- 
boten (Prot.  a.  a.  O.).  Da  der  Anspruch  auf  Zurückbe- 
förderung  resp.  (nach  seiner  Wahl)  Vergütung  an  keine 
Bedingung  geknüpft  wird,  so  kann  der  Schiffer  Letztere  auch  dann 
fordern,  wenn  er  in  dem  Hafen,  in  welchem  er  entlassen  ist,  in 
fremde  Dienste  tritt  (Motive  zum  Entw.  eines  H.G.B.  f.  d.  Preuss. 
Staaten  S.  241). 

5.  Während  der  Zurückbeforderung  soll  dem  Schiffer  auch 
Unterhalt  Seitens  des  Rheders  zu  Theil  werden.  Unter  Unter- 
halt ist  aber  lediglich  Beköstigung,  und  nicht  auch  BSkleidung  zu 
verstehen.  Dies  ergiebt  sich  aus  der  Geschichte  der  Bestimmung 
in  Verbindung  mit  ihrer  Tendenz.  Im  Art.  436  des  Preussischen 
Entwurfs  war  dem  Schiffer  für  den  Fall,   dass  ihm  ein  Anspruch 


126  Dritter  Titel.    . 

auf  freie  Zurückbeförderung  zußtand,  auch  ,,Beköstigung"  während 
der  Reise  gewährt.  Eben  so  spricht  der  Art.  460  des  Entwurfs  aus 
erster  Lesung  dem  Schiffer  neben  der  freien  Zurückbeförderung 
^^Beköstigung  während  der  Rückreise"  zu.  In  zweiter  Lesung 
wurde,  um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  beschlossen,  den  Satz 
aufzustellen,  dass  „in  der  Verpflichtung,  freie  Rückbeförderung  zu 
gewähren,  in  allen  Fällen  zugleich  die  Verpflichtung  enthalten  sei, 
für  freien  Unterhalt  während  der  Rückreise  zu  sorgen''  (Prot.  VIII 
S.  3896).  Hiei'bei  ist  nun  „Unterhalt"  an  Stelle  des  Wortes  „Be- 
köstigung" gesetzt,  ohne  dass  auch  nur  eine  Andeutung  vorhanden 
wäre,  dass  damit  eine  weitergehende  Verbindlichkeit  des  Rheders 
hätte  ausgedrückt  werden  sollen.  Was  die  Tendenz  der  Bestim- 
mung anlangt,  so  soll  der  Schiffer,  wenn  ein  Zufall  die  Vollendung 
der  Keise  unmöglich  macht,  in  den  Zustand  zurückversetzt  werden, 
in  dem  er  sich  bei  Beginn  der  Reise  befand,  d.  h.  er  soll,  ohne 
dass  ihm  daraus  irgend  welche  Kosten  erwachsen,  in  den  Hafen, 
in  dem  er  geheuert  ist,  zurückgebracht  werden.  Hierzu  ist  es  er- 
forderlich, dass  ihm  während  der  Reise  unentgeltlich  Beköstigung 
zu  Theil  wird,  nicht  aber  Bekleidung,  um  so  weniger,  als  ihm 
solche  während  der  eigentlichen  Heuer -Reise  vom  Rheder  gleich- 
falls nicht  gewährt  wird,  und  er  nicht  verlangen  kann,  aus  der  in 
Rede  stehenden  Beendigung  seines  Kontraktsverhältnisses  einen  be- 
sonderen Vortheil  zu  ziehen  (Erk.  des  Berl.  O.  Trib.  in  Striet- 
horst's  Archiv  LXH  S.  245  ff.). 

Art.  518. 

Wird  ein  Schiffer^  welcher  auf  unbestimmte  Zeit  angestellt  ist^ 
aus  anderen  als  den  in  den  Art.  516  und  517  angeführten  Gründen 
entlassen^  nachdefn  er  die  Ausführung  einer  bestimmten  Reise  über- 
nommen hat,  so  erhält  er  ausser  demjenigen,  was  ihm  nach  det%  Be- 
stimmungen des  vorigen  Artikels  gebührt,  als  Entschädigung  noch  die 
Heuer  für  zivei  oder  vier  Monate,  je  nachdem  die  Entlassung  in 
einem  europäischen  oder  in  einem  nichteuropäischen  Hafen  erfolgt 
ist.  Jedoch  erhält  er  in  keinetn  Falle  mehr,  als  er  erhalten  haben 
tvürde,  wenn  er  die  Beise  zu  Ende  geführt  hätte* 

Dieser  Artikel  handelt  von  der  willkürlichen  Entlas- 
sung des  Schiffers  von  Seiten  des  Rheders.  Das  Gesetzbuch  hat 
nun  keine  Bestimmungen  getroffen  über  die  Folgen  einer  solchen  Ent- 
lassung bei  dem  auf  Lebenszeit,  auf  bestimmte  Zeit  und  für  eine 
bestimmte  Reise  angestellten  Schiffer,  auch  nicht  bei  dem  auf  un- 
bestimmte Zeit  angestellten,  bevor  er  eine  bestimmte  Reise  auszu- 
führen begonnen  hat.  Hierfür  sind  daher  lediglich  massgebend 
die  Grundsätze  des  bürgerlichen  Rechts  und  die  Bestimmungen 
des  Dienstkontrakts  (Prot.  IV  S.  1938.  S.  1942  f.).  Enthält  daher 
der  Letztere  keine  abweichenden  Bestimmungen,  so  wird  der  Rhe- 
der in  den  drei  ersten  Fällen  dadurch,  dass  er  erklärt,  keinen 
Gebrauch  mehr  von  den  Diensten  des  Schiffers  machen  zu  wollen, 
keineswegs  befreit  von   den   ihm  aus    dem    Kontraktsverhältnisse 


i»*^- 
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dem  Schiffer  gegenüber  obliegenden  Verpflichtungen.  Er  hat  viel- 
mehr diese  während  der  kontraktmässigen  Dauer  des  Dienstver- 
hältnisses nach  wie  vor  vollständig  zu  erfüllen.  Bei  der  Anstellung 
auf  unbestimmte  Zeit  dagegen  würde  der  Rheder  den  Schiffer,  ohne 
zu  einer  Entschädigung  verpflichtet  zu  sein,  jederzeit  entlassen 
können.  Der  Artikel  ordnet  nur  den  —  allerdings  gewöhnlichen*) 
—  Fall,  wo  der  auf  unbestimmte  Zeit  angestellte  Schiffer  den  Auf- 
trag erhalten  hat,  eine  bestimmte  Reise  zu  unternehmen  und  die 
Ausführung  dieses  Auftrags  begonnen  hat. 

Dieser  Fall  ist  nämlich  durchaus  nicht  dem  gleich,  in  welchem 
der  Schiffer  für  eine  bestimmte  Reise  geheuert  ist,  wenn  schon 
beide  im  vorigen  Artikel  wegen  der  faktischen  Aehnlichkeit  der 
Verhältnisse  aus  Billigkeitsrücksichten  gleich  behandelt  sind  (Prot. 
IV  S.  1945).  Wir  haben  vielmehr  in  diesen  Fällen  ganz  verschie- 
dene Kontraktsformen,  im  letzteren  Falle  eine  locatto  conductio  ope- 
ris,  im  ersteren  operarum.  In  diesem  würde  der  Rheder  von 
seinem  Recht,  den  Schiffer  jederzeit  zu  entlassen,  Gebrauch  machen 
können.  Nur  würde  freilich  der  Schiffer  nicht  nur  die  bei'eits 
verdiente  Heuer,  sondern  auch  Ersatz  aller  Auslagen  und  alles 
Schadens  verlangen  können,  welcher  ihm  dadurch  erweislich  er- 
wachsen ist,  dass  er  sich  dem  Rheder  für  die  in  Aussicht 
genommene  Reise  zur  Disposition  gestellt  hat,  also  auch  Er- 
satz des  Gewinnes,  der  ihm  aus  einem  anderen  Heuerkontrakt 
nachweisbar  zu  Theil  geworden  wäre.  Die  Bestimmung  des  Arti- 
kels ist  nun  eben  sowohl  im  Interesse  des  Schiffers,  dem  dadurch 
eine  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  höchst  schwierige  Beweisführung 
erspart  wird,  als  des  Rheders,  dessen  Recht,  den  Schiffer  zu  ent- 
lassen, durch  allzu  hohe  Entschädigungsforderungen  illusorisch  ge- 
macht werden  könnte  (Prot.  IV  S.  1938). 

Dass  dem  Schiffer  auch  dann  eine  Entschädigung  gebührt, 
wenn  er  nach  den  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  irgend 
einen  Anspruch  gegen  den  Rheder  gar  nicht  begründen  könnte, 
rechtfertigt  sich  dadurch,  dass  auch  er  (nach  Art.  521)  von  einer 
einmal  übernommenen  Reise  nicht  willkürlich  zurücktreten  darf 
(Prot.  IV  S.  1943). 

2.  Die  Ausführung  der  Reise,  wovon  die  Anwendbarkeit 
des  Artikels  abhängt,  beginnt  mit  dem  Augenblick,  in  welchem 
der  Schiffer,  dem  bei  einem  Vertrage  auf  unbestimmte  Zeit  vorher 
Kündigungsrecht  ebenfalls  zusteht,  verpflichtet  ist,  die  Reise  aus- 
zuführen, also  mit  dem  „Augenblick,  in  welchem  er  zur  Ausfüh- 
rung derselben  Anweisung  erhalten,  und  Letztere  ausdrücklich  oder 
faktisch  durch  Beginn  der  Vorbereitungen  und  dergleichen  accep- 
tirt*'  hat  (Prot.  I V  S.  1945\  In  jedem  anderen  Falle  ist  dagegen 
der  Bheder  befugt,  den  Scniffer  zu  entlassen,  ohne  Rücksicht  da- 
rauf, ob  eine  kurze  oder  lange  Zeit  seit  der  letzten  Reise  ver- 
strichen ist,  und  der  Schiffer  glauben  musste,  dass  eine  neue  Reise 
bald  unternommen  werden  würde.  Es  würde  in  diesem  Falle  auch 

*)  Die  Regel  ist  es  nämlich,  dass  der  Schiffer  auf  Reisen  ausgesandt  wird, 
um  hier  und  da  Fracht  zu  suchen,  vgl.  Prot.  IV  S.  1940. 
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an   einem  nachweisbaren  Entschädigungsanspruch    fehlen,  den   er 
gegen  den  Rheder  geltend  machen  könnte  (rrot.  VIII  S.  3803). 

3.  Ueber  den  Begriff  der  europäischen  Häfen  im  Sinne 
des  H.G.B.  vgl  Art.  447. 

Art.  619. 

War  die  Heuer  nicht  zeitweise  ^  sondern  in  Bausch  tmd  Bogeti 
ßr  die  ganze  Reise  hedu/ngen,  so  wird  in  den  Fällen  der  Art.  516 
bis  518  die  verdiente  Heuer  mit  JRücksicht  auf  den  voUen  Heuerbe- 
trag  nach  Verhältniss  der  geleisteten  Dienste,  sowie  des  etwa  fsurvtch- 
gelegten  Theiles  der  Reise  bestimmt.  Zwr  Ermittelung  der  im  Art, 
518  erwähnten  Heuer  für  zwei  oder  vier  Monate  wird  durchschnitt^ 
liehe  Dauer  der  Reise  einschliesslich  der  Ladungs-  und  Löschirngs- 
zeit  unter  Berüchsichtigtmg  der  Beschaffenheit  des  Schiffes  in  Ansatz 
gebracht,  und  danach  die  Heuer  für  die  ztvei  oder  vier  Monate 
berechnet. 

In  den  Art.  516   bis  518  wird  der  regelmässige  Fall  voraus- 
gesetzt, dass  die  Heuer   des  Schiffers   monatweise  bedungen   ist." 
Art.  519   giebt  an,    in   welcher  Weise   die  Bestimmungen  der  ge- 
dachten Artikel  aufzufassen  sind,  wenn  die  Heuer  in  Bausch  und 
Bogen  für  die  Reise  bedungen  ist. 

Für  die  Art.  516  und  517  ordnet  Art.  519  nicht  nur  an,  wie 
bei  der  in  Bausch  und  Bogen  für  eine  Reise  festgesetzten  Heuer 
die  verdiente  Heuer  zu  berechnen,  sondern  er  entscheidet  auch  die 
bei  diesen  Artikeln  möglicher  Weise  aufzuwerfende  Vorfrage,  ob 
vor  vollendeter  Reise  von  verdienter  Heuer  überhaupt  die  Bede 
sein  könne,  wenn  ein  Bauschquantum  fär  die  ganze  Reise,  d.  h. 
für  die  Vollendung  der  Reise  festgesetzt  ist;  und  zwar  ent- 
scheidet er  dieselbe  im  bejahenden  Sinne  (Prot.  IV  S.  1947).  Die 
verdiente  Heuer  selbst  ist  durch  sachverständiges  Ermessen  festzu- 
stellen, indem  in  Betracht  gezogen  werden  die  bereits  geleisteten 
Dienste  und  das  Resultat  derselben  im  Verhältniss  zu  den  für  die 
Zurücklegung  der  ganzen  Reise  aufzuwendenden  Diensten. 

Zur  Ermittelung  des  Betrages  der  im  Art.  518  dem  Schiffer 
zugebilligten,  in  zwei-  resp.  viermonatlicher  Heuer  bestehenden  Ent- 
schädigung ist  durch  sacnverständiges  Gutachten  die  regelmässige 
Dauer  der  in  Frage  stehenden  Reise  —  unter  Berücksichtigung 
der  Fahrgeschwindigkeit  eines  Schiffes  der  in  Rede  stehenden 
Art  —  festzustellen,  für  welches  nur  die  positive  Vorschrift  be- 
steht, dass  in  die  Zeitdauer  der  Reise  auch  die  Lade-  und  Lösch- 
zeit eingerechnet  werde. 

Zu  beachten  ist  noch,  dass  unter  der  verdienten  Heuer  des 
ersten  Satzes  die  Heuer  mit  Einscliluss  der  dem  Schiffer  zustehen- 
den Kaplaken  und  sonstigen  ausbedungenen  Vortheile  zu  verstehen 
ist,  unter  der  Heuer  im  zweiten^  Satze  die  reine  Heuer  mit  Aus- 
schluss sonstiger  Emolumente. 
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Art.  520. 

Endet  die  Rückreise  des  Schiffes  nicht  in  dem  Heimathshafen^ 
und  war  der  Schiffer  für  die  Am-  tmd  EUckreise  oder  auf  unbe- 
stimmte Zeit  angestellt  y  so  hat  der  Schiffer  Anspruch  auf  freie  Zu- 
rückbeförderung  nach  dem  Hafen,  wo  er  geheuert  worden  ist,  u/nd 
mf  Forfbejsug  der  Heuer  während  der  Reise  oder  nach  seiner  Wahl 
auf  eine  entsprechende  Vergütung. 

Der  preußsische  offizielle  Text  liest  hier :  „auf  bestimmte  Zeit'^ 
statt  ^auf  unbestimmte  Zeit'',  was  aber  offenbar  ein  Druckfehler 
ist  (vgl.  Prot.  VIII  S.  3833). 

Art.  531. 

Der  Schiffer,  welcher  auf  unbestimmte  Zeit  angestellt  ist,  muss, 
sobald  er  eine  Reise  angetreten  hat,  in  dem  Dienste  verbleiben,  bis 
das  Schiff  in  den  Heimathshafen  oder  in  einen  inländischen  Hafen 
zurückgekehrt  und  die  EnÜöschung  erfolgt  ist. 

3r  kann  jedoch  seine  Entlassung  fordern,  wenn  seit  der  ersten 
Abreise  zwei  oder  drei  Jahre  verflossen  sind ,  je  nachdem  das  Schiff 
suT  Zeit  der  Aufhündigtmg  in  einem  europäischen  oder  in  einem 
nichteuropäischen  Hafen  sich  befindet.  Er  hat  in  einem  solchen 
FaUe  dem  Rheder  die  eu  seiner  Ersetzung  erforderliche  Zeit  m  ge- 
iciSJtren  und  den  Dienst  inztvischefh  fortzusetzen,  jedenfalls  die  lau- 
fende Reise  zu  beendigen. 

Hat  der  Rheder  sofort  nach  der  Kündigung  die  Rückreise  an- 
geordnet, so  muss  der  Schiffer  das  Schiff  zurückßhren. 

1.  Das  zwischen  dem  Rheder  und  dem  Schiffer  bestehende 
Verhältniss  ist  ein  Vertrauensverhältnisse  bei  welchem  jeder  Theil 
auf  die  bona  fides  des  anderen  rechnen  muss.  Eine  Verletzung 
dieser  bonaßdes  wäre  es,  wenn  der  (auf  unbestimmte  Zeit  ange- 
stellte) Schiller  durch  die  an  sich  zulässige  unzeitige  Aufkün- 
digung des  Verhältnisses  dem  Rheder  Verlegenheit  bereiten, 
möglicher  Weise  empfindliche  Verluste  zufügen  würde,  indem  dieser 
alsdann  unter  Umständen  genöthigt  wäre,  einer  Person  das  Kom- 
mando zu  übergeben,  der  er  sein  Vertrauen  nur  in  geringem  Masse 
schenkt  Darauf  bemht  die  Bestimmun]g,  dass  der  Schiffer  in  der 
Fremde  den  Dienst  nicht  verlassen  darf. 

Von  dieser  Regel  statuirt  aber  der  Abs.  2  eine  Ausnahme,  um 
die  Interessen  des  Rheders  mit  denen  des  Schiffers  in  Einklang 
zu  bringen. 

2.  Die  dem  Schiffer  im  Abs.  2  auferlegte  Pflicht,  auch  nach 
der  von  seiner  Seite  erfolgten  Kündigung  den  Dienst  fortzu- 
setzen^ bis  der  Rheder  mn  ersetzt  hat,  nöthigt  denselben,  nicht 
Mos  ^,da8  Schiff  unter  seiner  Obhut''  zu  behalten,  und  deshalb 
einstweilen  mit  demselben  still  zu  liegen,  sondern  auch  „den  etwa 
bereit  liegenden  Ordres  zur  Antretung  einer  neuen  Reise  Folge" 
zu  leisten  (Prot.  IV  S.  2017). 

Lftwis,  Seereclit.  9 
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3.  Unter  der  laufenden  Reise  ist  natürlich  nicht  dies. g. 
Heuerreise  („aus  und  zu  Haus^O  zu  verstehen,  sondern  die  Fracht- 
reise,  auf  der  sich  der  Schiffer  zur  Zeit  seiner  Kündigung  gerade 
befindet  (Prot.  VIII  S.  3804). 

4.  Die  Rückreise  im  Abs.  3  ist  nicht  nothwendiger  Weise 
die  Reise  nach  dem  Heimatbshafen  des  Schiffes  oder  auch  nur 
nach  einem  inländischen  Hafen;  sondern  es  kann  als  solche  auch 
die  Reise  nach  einem  in  der  Nähe  des  Heimathshafens  oder  doch 
in  der  Richtung  der  Heimreise  belegenen  Hafen  angesehen  werden. 
Ob  freilich  im  konkreten  Falle  eine  Reise  der  letzteren  Art  als 
Rückreise  betrachtet  werden  kann ,  ist  durch  richterliches  Arbi- 
trium zu  bestimmen  (Prot.  IV  S.  2018). 

5.  Der  Artikel  trifft  keine  Bestimmung  für  den  Fall,  dass 
der  Schiffer  für  eine  bestimmte  Reise  oder  auf  bestimmte 
Zeit  geheuert  ist.  Im  ersten  Falle  hat  der  Schiffer,  wie  sich  aus 
der  Natur  des  Heuerkontraktes  ergiebt,  zumeist  in  seinen  Funk- 
tionen zu  verbleiben,  bis  das  Schiff  in  den  Hafen,  von  dem  es  aus- 
gegangen, zurückgekehrt  ist.  Denn  regelmässig  gilt  erst  dann  die 
Reise  —  nämlich  stets  wenn  sie  als  „aus  und  zu  Haus"  beabsich- 
tigt ist  —  als  vollendet.  Auch  die  Entlöschung  wird  in  diesem 
Falle  der  Schiffer  abwarten  müssen,  wenn  das  Schiff  mit  Ladung 
zurückgekehrt  ist,  weil  eine  Frachtreise  erst  mit  Entlöschung  des 
Schiffes  ihr  Ende  nimmt  (Prot.  IV  S.  1949.  1957).  Im  zweiten 
Falle  hört  allerdings  mit  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  die 
Pflicht  des  Schiffers,  das  Kommando  zu  fuhren,  auf  Es  verstösst 
dieser  Satz  auch  nicht  gegen  die  dem  Kapitän  obliegende  bona 
fides,  da  es  Sache  des  Rheders  ist,  bei  Ablauf  der  Vertragszeit  fiir 
einen  anderen  Schiffsführer  zu  sorgen  (Prot.  IV  S.  1957  f.). 

Art.  532. 

Die  Schiffspartj  mit  welcher  der  Schiffer  auf  Grund  einer  mit 
den  übrigen  lUiedern  getroffenen  Vereinbarung  als  Mitrheder  an  deni 
Schiff  betheiligt  ist,  muss  im  Fall  seiner  unfreitvilligen  Entlassung 
auf  sein  Verlangen  von  den  Mitrhedem  gegen  Auszahlung  des  durch 
Sachverständige  ssu  bestimmenden  Schätmmgstverthes  übemonmiefh 
werden.  Dieses  Recht  des  Schiffers  erlischt,  wenn  er  die  ErJclärung, 
davon  Gebrauch  su  machen,  ohne  Chrund  verzögert 

1.  Der  Bestimmung  dieses  Artikels  liegt  die  Thatsache  zu 
Grunde,  dass  nicht  selten  nur  Parten-Eigenthümer  zu  Schiffsführern 
bestellt  werden.  Dadurch,  dass  das  Gesetz  die  Mitrheder  nöthigt, 
die  Schiffspart  des  gegen  seinen  Willen  entlassenen  Kapitäns  dem- 
selben abzunehmen,  soll  dieser  in  den  Stand  gesetzt  werden,  auch 
unter  den  angegebenen  Verhältnissen  wieder  das  Kommando  eines 
Schiffes  zu  erhalten. 

2.  Die  Mitrheder  sind  indess  nur  verpflichtet,  die  Schiffspart 
zu  übernehmen,   welche    der  Schiffer  in  Folge  einer  Ueberein- 
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kunft  mit  den  übrigen  Rhedern  erworben  hat,  d.  h.  welche  er  in 
Folge  seiner  Anstellung  als  Schiffer  mit  dem  Willen  der  Mitrheder 
erworben  hat,  oder  mit  Rücksicht  auf  welche  seine  Anstellung  als 
Schiffer  erfolgt  ist  (Prot.  VUI  S.  3028).  Auch  erlischt  das  Recht 
desselben  wenn  er  sich  nicht  in  billiger  Frist  zur  Aus- 
übung desselben  meldet.  Man  will  dadurch  verhindern,  dass  der 
Schiffer  sein  Recht  nicht  zu  einem  für  die  Rheder  etwa  besonders 
ungünstigen  Zeitpunkt  geltend  macht  (Prot.  IV  S.  1948). 

Art.  538* 

FaMs  der  Schiffer  nach  Antritt  der  Reise  erkrankt  oder  ver- 
wmdet  tcird^  so  trägt  der  Bheder  die  Kosten  der  Verpflegimg  imd 
Eeiking: 

1.  wenn  der  Schiffer  mit  dem  Schiffe  zurückkehrt  und  die  Buch- 
reise  in  dem  HeimatJishafen  oder  in  dem  Hafen  endet,  wo  er 
geheuert  worden  ist^  bis  zur  Beendigung  der  Bückreise; 

2.  wenn  er  mit  dem  Schiffe  zurückkehrt  und  die  Beise  nicht  in 
einem  der  genannten  Häfen  endet,  bis  zum  Ablauf  von  sechs 
Monaten  seit  Beendigung  der  Bückreise; 

3.  wenn  er  während  der  Beise  am  Lande  zurückgelassen  werden 
musste,  bis  zum  Ablauf  von  sechs  Monaten  seit  der  Weiterreise 
des  Schiffes. 

Auch  gebührt  ihm  in  den  beiden  letzteren  Fällen  freie  Zurüch- 
beförderung  {Art,  517)  oder  nach  seiner  Wahl  eine  entsprechefide 
Vergütung. 

Die  Heuer  einschliesslich  aller  sonst  bedungenen  Vortheile  be- 
zieht der  nach  Antritt  der  Beise  erkrankte  oder  verwundete  Schiffer^ 
wenn  er  mit  dem  Schiffe  zurückkehrt,  bis  zur  Beendigung  der  Bück- 
reise^  wenn  er  am  Lande  zurückgelassen  werden  musste,  bis  zu  dem 
Tage,  an  welchem  er  das  Schiff  verlässt 

Ist  der  Schiffer  bei  Vertheidigung  des  Schiffes  beschädigt,  so  hat 
er  überdies  auf  eine  angemessene,  erforderlichenfalls  von  dem 
Richter  zu  bestimmende  Belohnung  Anspruch, 

Die  Bestimmungen  des  Artikels  greifen  dann  nicht  Platz,  wenn 
die  Erkrankung  oder  Verwundung  des  Schiffers  durch  seine  Schuld 
herbeigeführt  ist.  In  diesem  Falle  steht  nämlich  bereits  nach  den 
Grundsätzen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechts  dem  Rheder  eine 
Einrede  gegen  den  Anspruch  des  Schiffers  auf  Ersatz  der  Kosten 
der  Heilung  und  Verpflegung  zu  (Prot.  IV  S.  2035). 

Art.  534. 

Stirbt  der  Schiffer  na^h  Antritt  des  Dienstes,  so  hat  der  Bheder 
die  bis  zum  Todestage  verdiente  Heuer  einschliesslich  aller  sonst  be- 
(bmgenen  Vortheile  zu  entrichten;  ist  der  Tod  nach  Antritt  der  Beise 
erfolgt,  so  hat  der  Bheder  atich  die  Beerdigungskosten  zu  tragen. 

Wird  der  Schiffer  bei  Vertheidigtmg  des  Schiffes  getödtet,  so  hat 
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der  Bheder  überdies  eine  angemessene,    erforderlichenfalls  von  de$n 
Bichter  m  bestimmende  Belohnung  m  zahlen. 

Art.  535. 

Auf  die  ffi  den  Art.  823  und  524  bezeichneten  Forderungen 
findet  die  Vorschriß  des  Art.  453  gleichfalls  Anwendung. 

Dieser  Artikel  ist  aufgehoben  worden  durch  den  §  68  der 
Seemannsordnung,  welcher  an  Stelle  der  auf  Schiff  und  Fracht 
beschränkten  Haftbarkeit  eine  persönliche  Verhaftung  des  Rheders 
treten  lässt. 

Art.  536. 

Auch  nach  dem  Verluste  des  Schiffes  ist  der  Schiffer  verpflichtet^ 
noch  für  die  Verklarung  zu  sorgen  und  Oberhaupt  das  Interesse  des 
Bheders  so  lange  wahrzunehmen,  als  es  erforderlich  ist.  Er  JhU 
aber  auch  für  diese  Zeit  Anspruch  auf  Fortbezug  der  Heuer  und 
auf  Erstattung  der  Kosten  des  Unterhaltes.  Filr  diese  Heuer  und 
Unterhaltskosten  haftet  der  Bheder  persönlich.  Ausserdem  behält  der 
Schiffer,  jedoch  nur  nach  Massgabe  des  Art.  453,  Asisprttch  auf 
freie  Zurüchbeforderung  (Art  517)  oder  nach  seiner  Wahl  auf  eine 
entsprechende  Vergütung. 

1.  Abgesehen  von  dem  Fall,  wo  der  Schiffer  nicht  ausschliess* 
lieh  zur  Führung  eines  bestimmten  Schiffes  bestellt  ist,  wie  z.  B. 
bei  den  meisten  l)ampf schiff fahrts- Gesellschaften,  würde  durch  den 
Untergang  des  Schiffes,  welches  er  fuhrt,  das  Dienstverhältniss  des- 
selben gelöst  sein;  denn  ohne  Schiff  kann  von  einem  Schifib- 
fiihrer  nicht  mehr  die  Rede  sein  (Prot.  IV  S.  1960  f.).  Damit  hört 
auch  die  Vertretung  des  Rheders  durch  den  Schiffer  auf.  Dennoch 
hat  dieser  immer  noch  solche  Angelegenheiten  zu  besorgen,  welche 
aus  seinem  früheren  Stellvertretungsverhältnisse  herrühren ,  bis 
darüber  von  anderer  Seite  Fürsorge  getroffen  ist.  Wenn  nämlich 
die  Grundlage  des  Mandatsverhältnisses  fortgefallen  ist,  so  hören 
doch  nicht  zugleich  alle  Verbindlichkeiten  des  Stellvertreters  auf, 
welche  sich  aus  dem  Mandatsverhältnisse  ergeben. 

Das  Gesetzbuch  hat  nun  diese  Pflicht  des  Schiffers  noch  ausdrück- 
lich hervorgehoben.  Und  es  würde  derselbe  z.  B.  in  Havariean- 
gelegenheiten die  Interessen  des  Rheders  zu  vertreten  haben 
(Entsch.  des  R.O.H.G.  XV  S.  66).  Ich  möchte  diese  trotz  des 
Unterganges  des  Schiffes  fortdauernde  Stellvertretung  des  Schiffers 
aber  nicht  unter  den  Begriff  der  negotiorum  gestio,  wie  dies  auf 
der  Hamburger  Konfißrenz  geschah,  sondern  unter  den  des  Man- 
dats bringen,  wie  auch  auf  der  Hamburger  Konferenz  selbst  die 
in  Rede  stehende  Verpflichtung  des  Schiffers  als  Ausfluss  des  fort- 
wirkenden Dienstvertrages  betrachtet  wurde  (Prot.  VUI  S.  3808). 
Aus  eben  diesem  Grunde  glaube  ich  auch  nicht,  dass  man  mit  dem 
Reichs-Ober-Handelsgericht  (Erk.  vom  30.  Oktober  1874  —  Entsch, 
XV  S.67 — )  den  Anspruch  des  Schiffers  auf  die  ihm  im  Art.  526  ein- 
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geräumte  Vergütung  unter  den  Gesichtspunkt  der  actio  negotiorum 

{esiorum    contraria,  sondern  den  der  actio  mandati  contraria  zu 
ringen  hat. 

2.  Für  den  Anspruch  auf  Heuer  und  Erstattung  der  Kosten 
des  Unterhaltes  haftete  schon  nach  dem  H.G.B.  der  Rheder  per- 
sonKch,  während  die  Haftung  für  freie  Zurückbeförderunff  des 
Schiffers  nach  dem  Hafen^  wo  er  geheuert  war,  resp.  entsprecnende 
Vergütung,  welche  das  H.G.B.  auf  Schiff  und  Fracht  beschränkte, 
erst  durch  die  Seemannsordnung  §  68  für  eine  persönliche  erklärt 
worden  ist. 

Art.  527. 

Die  Bestimmungen  der  Landesgesetge  über  die  von  dem  Schiffer 
nacheuweisende  QuaUfUcation  werden  durch  dieses  Oesetfsbuch  nicht 
berührt. 

An  Stelle  der  durch  das  H.G.B.  noch  aufrecht  erhaltenen  Be- 
stimmungen der  Landesgesetze  über  die  Qualifikation  des  Schiffers 
sind  auf  Grund  des  Art.  54  der  Reichs- Verfassungs-Urkunde : 

—  Das  Beich  hat  —   die  Bedingungen  festzustellen  ^  von  wel- 
chen die  Erlaubniss  zur  Führung  eines  Seeschiffes  abhängig  ist; 
und  des  §  31  der  Reichs-Gewerbe- Ordnung  vom  21.  Juni  1869: 

Seeschiffer  ^  Seesteuerleute  wnd  Lootsen  müssen  sich  über  den 
Besitz  der  erforderlichen  Kenntnisse  durch  ein  Befähigu/ngseeugniss 
der  stiständigen  Vertcaltungshehörde  au^tveisen.  Der  Bundesrath  er- 
lässt  die  Vorschriften  über  den  Nachweis  der  Befähigung.  Die  auf 
Grund  dieses  Nachweises  ertheilten  Zeugnisse  gelten  für  das  ganze 
Bundesgebiet^  bei  Lootsen  für  das  im  Zeugniss  cmgefuhrte  Fahr- 
wasser; 

g treten  die  Bekanntmachungen  des  Bundesraths,  betreffend  die 
üfung  der  Seeschiffer  und  Seesteuerleute  auf  deutschen  Kauf- 
fahrteischiffen vom  25.  September  1869  und  vom  30.  Mai  1870 
(Bundesgesetzblatt  für  1869  S.  660  ff.,  für  1870  S.  3Uff.  Stabe- 
now,  Sammlung  S.  167—209). 


VIEKTEß  TITEL. 
Ton  der  Schifismannschaft 

aufgehoben  und  ersetzt  durch 
die  Seemannsordnong  rom  27.  Dezember  1872. 

Erster  Abschnitt. 
Einleitende  Bestimmungen. 

§1. 

Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  finden  auf  alle  Kauffahrteischiffe 
(Gesetz  vom  äS.  OUober  1867  §  1,  Bmdesgesetublait  S.  35)  Anwen- 
dung, welche  das  Recht,  die  Reichsßagge  m  fahren,  aasüben  dürfen. 

Unter  den  Kanfif&IirteiBchitfen  sind,  wio  dies  schon  der  Hinweis 
auf  das  Bundesgesetz  vom  25.  Oktober  1867  andeutet,  dieselben 
Schiffe  zu  verstehen,  welche  B.  5  des  H.G,B.  vor  Augen  hat, 
d.  h,  SchifFc,  welche  zum  Erwerb  durch  die  Seefahrt  dienen. 

§2. 

Schiffer  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  der  Führer  des  Schiffes 
(SchiffsJcapitän) ,  in  Ermangelung  oder  Verhinderung  desselben  dessen 
Stellverireter. 

Der  Paragraph  will  sagen,  dass  in  dem  Gesetz  der  Ausdruck 
„Schiffer",  dessen  gegenüber  der  Schiffsmannschaft  Erwähnung  ge- 
schieht, den  bedeutet,  welchem  die  Führung  des  Schiffes  durch 
eine  dauernde  Anstellung  oder  auch  nur  vorübergehend  anver- 
traut ist. 

8S. 

Zur  „Schiffsmamtschaß"  („Mannschaft')  werden  auch  dieSchiffs- 
offiziere  mit  Ausschluss  des  Schiffers  gerechnet,  desgleichen  ist  müer 
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,,Schiffsmaim'^  auch  jeder  Schiffsofßsiier  mit  Ausnahme  des  Schiffers 
zu  verstehen, 

Personen,  tvelche,  ohne  ewr  Schiffsmannschaft  zu  gehör en\  auf 
iifiem  Schiffe  als  Maschinisten^  Äufwärter,  oder  in  anderer  JEigen- 
schafl  angestellt  sind,  haben  dieselben  Bechte  und  Pflichten,  welche 
in  diesem  Gesetze  in  Ansehung  der  Schiffsmannschaft  festgesetzt  sind. 
Es  macht  hierbei  keinen  Unterschied,  ob  sie  von  dem  Schiffer  oder 
von  dem  Bheder  angenommen  worden  sivhd, 

1.  Dieser  Paragraph  ist  aus  dem  H.G.B.  herübergenommen, 
und  zwar  Abs.  1  fast  wörtlich  aus  dem  Art.  528,  Abs.  2  aus  Art.  554;*) 
freilich  mit  einer  wesentlichen  Modifikation,  indem  die  in  diesem 
Artikel  zugelassene  Ausnahme  beseitigt  woi^den  ist. 

Die  Schiffsmannschaft  besteht  aus  den  Offizieren  und  den 
Matrosen  im  weitesten  Sinne  des  Wortes. 

2.  Das  Gesetz  hat  die  Kategorien  der  Schiffsleute  nicht  auf- 
gezählt, welche  zu  den  Offizieren  zu  rechnen  sind.  Man  wird 
dies  entschieden  für  einen  grossen  Fehler  halten  müssen,  wenn 
man  bedenkt ,  welches  wichtige  Recht  §  47  den  Schiffsoffizieren 
einräumt.  Es  wird  als  solcher  jeder  zu  bezeichnen  sein,  der  ein 
Kommando  auf  dem  Schiffe  iuhrt.  Nach  den  Anschauungen  der 
betheiligten  Kreise  gehören  unzweifelhaft  dahin  auf  Segelschiffen 
die  Steuerleute^  auf  Dampfschiffen  ausser  diesen  auch  noch  die 
Ingenieure  und  die  Maschinisten.  Den  Bootsmann  wird  man  der 
Regel  nach  nicht  zu  den  Offizieren  rechnen  dürfen,  sondern  nur 
dann,  wenn  er  die  Stelle  eines  Steuermannes  versieht ;  was  freilich 
stets  anzunehmen  ist  bei  kleineren  Schiffen,  die  nur  Einen  Steuer- 
mann haben,  auf  transatlantischen  Reisen.  Auf  Kriegsschiffen  rech- 
net man  freilich  den  Bootsmann,  eben  so  wie  die  Steuerleute  und 
Maschinisten  zu  den  Deckoffizieren  (mit  Feldwebelrang).**) 

Der  Steuermann  ist  der  Oehülfe  des  Kapitäns,  der  mit  diesem 
der  Zeit  nach  sich  in  das  Kommando  des  Schiffes  zu  theilen, 
natürlich  aber  stets  den  Anordnungen  des  Schiffers  Folge  zu  leisten 
hat  Auf  grösseren  Schiffen  kommen  zwei  Steuerleute,  Ober-  und 
Untersteuermann,  vor,  auf  ganz  grossen  Dampfschiffen  bis  zu  vier, 
die  dann   als   erster,   zweiter,    dritter,   vierter  Offizier   bezeichnet 


•)  Personen,  welche,  ohne  zur  Schiffs mannschajl  zu  gehören^  auf  einem 
Schiff  als  Maschinisten,  Aufwärter  oder  in  anderen  Eigenschaften  angestellt 
dind,  haben,  sofern  nicht  durch  Vertrag  ein  Anderes  bestimmt  Ut^  dieselben 
Rtchie  und  Pflichten,  tcelche  in  diesem  Titel  in  Ansehung  der  Schiffsinann- 
tehaft  festgesetzt  sind» 

Es  macht  hierbei  keinen  Unterschied^  ob  sie  von  dem  Schiffer  oder  Rheder 
Eingenommen  worden  sind, 

**)  Nach  Tecklenborg  (Handlexikon  für  Rbeder,  Versicherer  und  Schiffs- 
kapitäne.  Bremen  1863,  o.  405  f.)  würden  zu  den  Offizieren  gerechnet  der 
B(H)tamaDn  in  jedem  Fall,  ferner  der  Zimmermann,  der  Koch,  zuweilen  auch 
der  S^elmacher.  Nach  den  von  mir  in  den  seemännischen  Kreisen  einge- 
zogenen Erkundigungen  ist  dies  jedoch  nicht  der  Fall.  Den  Angaben  von 
Tecklenborg  folgt  &aig,  Handbuch  des  deutschen  Konsularwesens.  Berlin 
IS75,  S.  197. 
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werden.  Der  erste  Ingenieur  auf  Dampfschiffen  hat  die  Disziplinar- 
gewalt über  die  bei  der  Maschine  beschäftigten  Personen  (vgl.  oben 
§.  101  f.) ,  die  freilich  den  Anordnungen  des  Kapitäns  gegenüber 
soweit  zurücktreten  muss^  als  dies  durch  die  Sicherheit  des  Schiffes 
bedingt  ist. 

3.  Bei  den  Matrosen  im  weiteren  Sinne  werden  unterschie- 
den der  Bootsmann,  Zimmermann,  Koch,  Segelmacher,  eigentliche 
Matroseü  oder  Vollmatrosen,  Leichtmatrosen,*)  Schiffsjungen  und 
unter  den  Letzteren  wohl  noch  ein  besonderer  Kochsmaat  und 
Kaiütswächter.  Von  diesen  hat  der  Bootsmann  besonders  die  Auf- 
sicht über  die  Takelage  und  das  Segelwerk  des  Schiffes  zu  fuhren, 
sowie  die  Einnahme  und  Löschung  der  Ladung  zu  überwachen. 
Daneben  hat  er  auf  kleineren  Schiffen,  die  nur  Einen  Steuermann 
haben,  wenn  es  nöthig  ist,  Steuermannsdienste  zu  thun.  Statt  des 
Bootsmanns  resp.  des  Steuermanns  findet  sich  auf  ganz  kleinen 
Schiffen  (die  nur  3  bis  4  Mann  Besatzung  haben)  ein  Bestmann, 
der  zugleich  Matrosen -Dienste  versieht.  Der  Zimmermann  hat^ 
wo  es  nöthig  ist,  kleine  Beparaturen  am  Schiff  vorzunehmen; 
der  Koch  ist  auf  Segelschiffen  meist  zugleich  Proviantmeister;  der 
Segelmacher  hat  das  Segelwerk  in  Stand  zu  halten.  Sie  haben 
jedoch  auch  Matrosendienste  zu  thun.  Der  Unterschied  der  ver- 
schiedenen Rangklassen  der  Matrosen  äussert  sich  auch  in  der 
verschiedenen  Höhe  der  Heuer,  und  die  oben  beobachtete  Reihen- 
folge ist  namentlich  in  dieser  Hinsicht  massgebend,  obwohl  Schwan- 
kungen nicht  fehlen,  zuweilen  z.  B.  der  Koch  eine  höhere  Heuer 
erhält,  als  der  Zimmermann.  Die  Schiffsjungen  wollen  den  See- 
dienst erlernen,  sind  daneben  zur  Bedienimg  des  Schiffers  da, 
werden  auch  dem  Koch  beigegeben ,  um  ihm  Handreichungen  zu 
thun. 

Natürlich  finden  sich  diese  verschiedenen  .  Kategorien  nicht 
auf  jedem  Schiff;  am  ehesten  fehlt  der  Bootsmann  und  der  Segel- 
macher; der  Zimmermann  schon  seltener,  Koch**)  nie. 

4.  Zu  den  sonst  noch  auf  dem  Schiffe  angestellten 
Personen,  welche  sich  namentlich  auf  grösseren  Dampfschiffen 
finden,  gehören  besonders  Aerzte,  Zahlmeister,  Proviantmeister, 
welche  dem  Range  nach  den  Offizieren  gleichstehen,  das  Maschinen- 
Personal:  Ingenieur,  Maschinisten,  Maschinist-Assistenten,  Heizer, 
Feuerleute  (zum  Kohlen  schaufeln),  Aufwärter  und  Köche,  welche 
letzteren  auf  den  grossen  Passagier  -  Dampfschiffen  nicht  Matro- 
sen sind. 

*)  In  manchen  Häfen  werden  noch  Jun^männer  und  Halbmänner  unter- 
schieden, und  zwar  als  Abstufungen  der  Leichtmatrosen.  Das  Verhaltniss  von 
Jungmann  und  Halbmann  steht  nicht  fest  In  der  Begel  aber  hat  der  Jung- 
mann einen  höheren  Rang,  als  der  Halbmann. 

**)  Dagegen  kommt  es  auf  ganz  kleinen  Schiffen  wohl  vor,  dass  nicht  ein 
Vollmatrose,  sondern  ein  Leichtmatrose  oder  gar  ein  Junge  die  Stelle  des 
Kochs  einnimmt. 
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• 

Wenn  die  Seemannsordnung  dieselben  hinsichtlich  ihrer  Rechte, 
wie  Pflichten  der  SchifFsmannschaft  gleichstellt,  ohne  die  vom 
E6.B.  (Art.  554)  ftir  möglich  erklärte  anderweitige  vertragsmässige 
Festsetzung  zuzulassen,  so  ist  dies  namentlich  von  Wichtigkeit 
in  Betreff  des  §  30,  indem  nunmehr  auch  solche  Personen  un- 
weigerlich alle  Arbeiten  zu  verrichten  haben,  welche  der  Kapitän 
für  Schiff  und  Ladung  ihnen  zu  übertragen  für  gut  befindet. 

5.  Es  dürfte  noch  die  Frage  zu  beantworten  sein,  ob  zur 
Schiffsmannschaft  oder  den  sonst  auf  dem  Schiffe  angestellten  Per- 
sonen, von  denen  dieser  Paragraph  spricht,  auch  der  Lootse  zu 
rechnen  sei  ?  Einige  Juristen  sind  dieser  Ansicht.  Ja  manche  zählen 
denselben  nicht  nur  zur  Schiffsbesatzung,  sondern  sogar  zur 
Schiffsmannschaft,  indem  sie  ihn  als  einen  zeitweise  fungirenden 
Offizier  bezeichnen  (Pohls,  Seerecht  I  S.  248^  Erk.  des  O.A.G.  zu 
Lübeck  vom  25.  April  1868  in  Kierulff 's  Samml.  IV  S.  305  f.). 
Ich  halte  dies  nicht  für  richtig,  glaube  vielmehr,  dass  der  Lootse 
einen  zwiefachen  Charakter  hat,  je  nachdem  er  ein  Zwangslootse 
oder  freiwillig  an  Bord  genommener  Lootse  ist.  Ersterer  hat  ent- 
schieden einen  obrigkeitlichen  Charakter;  er  ist  gewissermassen 
ein  Organ  der  staatlichen  Sicherheitspolizei  zur  See.  Denn  nur 
dadurch  lässt  es  sich  erklären,  dass  der  Kapitän,  sobald  der 
Zwan^lootse  an  Bord  gekommen,  ihm  das  Kommando  abzutreten 
hat.  Der  freiwillig  an  Bord  genommene  Lootse  ist  dagegen  ein 
Sachverständiger,  der  als  Rathgeber  des  Kapitäns  erschemt. 

Das  Ober -Appellations- Gericht  zu  Lüoeck  macht  fin  dem 
citirten  Erk.)  für  die  oben  angeführte  Ansicht  geltend,  aass  das 
Gesetz  bei  den  auf  dem  Schiff  angestellten  Personen  nicht  unter- 
scheide, von  wem  und  auf  wie  lange  dieselben  engagirt  seien,  ob 
für  die  ganze  Reise  oder  nur  für  einen  Theil  derselben.  Allein  ein 
Lootse,  der  an  Bord  genommen  wird,  um  das  Schiff  durch  irgend 
ein  Fahrwasser  zu  funren,  kann  nicht  als  auf  dem  Schiffe  ange- 
stellt bezeichnet  werden;  eben  so  wenig,  wie  ein  Sachverständiger, 
der  beispielsweise  zur  Abschätzung  irgend  eines  Schadens,  oder 
ein  Handwerker,  welcher  zur  Vornahme  irgend  welcher  Reparaturen 
an  Bord  gekommen  ist  Denn  der  Umstand,  dass  in  dem  einen 
Falle  das  Schiff  sich  auf  der  Fahrt,  im  anderen  in  einem  Hafen 
befindet,  kann  einen  Unterschied  nicht  begründen.  Als  Schiffs- 
offizier lässt  sich  der  Lootse  schon  um  des  willen  nicht  ansehen, 
weil  jener  unter  dem  Kapitän  das  Kommando  führt.  Er  kann  aber 
auch  nicht  zu  den  auf  dem  Schiffe  angestellten,  nicht  zur  Mann- 
schaft gehörigen  Personen  gerechnet  werden,  weil  er  sonst  den 
Befehlen  des  Schiffers  Folge  zu  leisten  verpflichtet  wäre. 

Zu  eben  demselben  Resultat  fuhrt  auch  die  Geschichte  des 
Art.  740  H.Ö.B.  in  Verbindung  mit  Art.  445,  obwohl  das  Ober- 
Appellations-Gericht  zu  Lübeck  in  dem  angeführten  Erkenntnisse 
gerade  diese  mit  seiner  Ansicht  in  Einklang  findet.  In  der  Fassung 
des  Entwurfs  aus  erster  Lesung  lautete  nämlich  der  erstere  Artikel 
(es  ist  hier  Art.  636) : 
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Wmn  sich  das  Schiff  umter  der  Führung  ehies  2hvangslootsen 
befunden,  und  Schiffer  und  Schiffsmannschaft,  soivie  die  übrigen  auf 
deni  Schiff  angesteÜten  Personeti  die  ihnen  obliegenden  Pflichten  er- 
füllt haben  — . 

Mit  Rücksicht  auf  den  in  zweiter  Lesung  eingeschobenen 
Art.  445  ist  für  die  verschiedenen  im  Art.  636  genannten  Personen- 
Klassen  bei  der  endgültigen  Redaktion  des  H.G.B.  die  gemein- 
same Bezeichnung  „Schiffsbesatzung"  gesetzt.  Nun  bin  ich  aller- 
dings mit  dem  Ober-Appellations-Gericht  zu  Lübeck  der  Ansicht, 
dass  hierdurch  eine  materielle  Aenderung  nicht  beabsichtigt  worden 
ist;  allein  schon  in  der  Fassung  des  Entwurfs  aus  erster  Lesung 
steht  der  Zwaneslootse  im  Gegensatz  zu  sämmtlichen  die  Schiffs- 
besatzung bildenden  Personen  (Schiffer,  Schiffsmannschaft  und  übrigen 
auf  dem  Schiff  angestellten  Personen),  denn  „die  übrigen  auf  dem 
Schiff  angestellten  Personen^'  werden  —  nach  unbefangener  Prüfung 
des  Wortlautes  —  nicht  gegenübergestellt  dem  Schiffer,  der  Schiffs- 
mannschaft und  dem  Lootsen,  sondern  nur  dem  Schiffer  und  der 
Schiffsmannschaft.  Wenn  das  Ober- Appellations-Gericht  zu  Lübeck 
für  seine  Ansicht  noch  auf  den  Umstand  sich  beruft,  dass  es 
anderenfalls  im  H.G.B.  an  jeder  Entscheidung  der  Frage  fehlen 
würde,  wer  in  Kollisionsfallen  den  Schaden  zu  tragen,  wenn  der 
Schiffer  freiwillig  einen  Lootsen  zur  Führung  des  Schiffes  engagirt 
habe  (a.  a.  O.  S.  306),  so  ist  darauf  zu  bemerken,  dass  es  eben  so 
wenig  nöthig  war,  tiir  diesen  Fall  besondere  Bestimmungen  zu 
treffen,  wie  für  den,  wo  der  Schiffer  nach  dem  Rathe  irgend  eines 
anderen  zufällig  an  Bord  befindlichen  oder  absichtlich  an  Bord  ge- 
nommenen Sachverständigen,  z.  B.,  eines  alten  und  erfahrenen  See- 
fahrers sich  gerichtet  hatte.  Abgesehen  nämlich  von  dem  Fall,  wo 
er  das  Kommando  einem  Zwangslootsen  abzugeben  verpflichtet  war, 
bleibt  der  Schiffer  der  allein  verantwortliche  Führer  des  Schifies, 
und  den  Rheder  trifft  die  Haftung. 

Seemafmsäniter  sind  innerhalb  des  Bundesgebiets  die  Musterungs- 
behörden  der  einzelnen  Btmdesstaaten  und  im  Auslande  die  Konsulute 
des  Deutschen  -Reichs. 

Die  Errichtung  der  Micsterungsbehörden  innerhalb  des  Bundes- 
gebiets steht  den  Landesregierungen  nach  Massgabe  der  Landes- 
gesetze zu.  Die  Geschäftsführung  derselben  unterliegt  der  Oberauf- 
sicht des  Reichs. 

Die  Musterungsbehörden  im  Inlande  sind  entweder  besondere 
Behörden  unter  diesem  Namen,  wie  in  den  meisten  preussischen 
Häfen,  oder  unter  dem  Namen  Seemannsamt,  wie  in  Olaenburg  und 
in  den  Hansestädten,  woselbst  der  Vorsteher  desselben  die  Bezeich- 
nung Wasserschout  oder  Scheut  fuhrt,  oder  es  sind  die  Funktionen 
der  Musterungsbehörde  einer  anderen  (Verwaltungs-)  Behörde  über- 


r 
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tragen;  wie  in  mehreren  hannoverschen  und  schleswig-holsteinischen 
Orten  (dem  Magistrat  in  Stade,  dem  Bürgermeisteramt  z.  B.  in 
Glückstadt,  Itzehö,  dem  Amt  z.  B.  in  Jork,  Freiburg,  der  Hafen- 
und  Brücken  -  Kommission  in  Schleswig,  dem  Hafenmeister  in 
Holtenau,  der  Hardesvoigtei  z.  B.  in  Augustenburg,  in  Tondern, 
der  Kirchspielsvoigtei  z.B.  in  Lunden,  Elmshorn,  der  Kloster- 
voigtei  in  Schönberg  in  Holstein,  dem  Gutsinspektorat  z.  B.  in 
CoUmar,  dem  Koogs-Inßpektorat  in  Niebüll)  und  in  den  mecklen- 
burgischen Häfen  (dem  Gewett  zu  ßostock,  den  Schiffer- Aeltesten 
zu  Wismar,  dem  grossherzoglichen  Amt  und  dem  Magistrat  zu 
Ribnitz).*)^ 

Dass  im  Auslande  die  Konsulate**)  als  Musterungsbehörden 
l'ungiren,  war  bereits  durch  das  Bundesgesetz  vom  8.  November 
1867,  betreflFend  die  Organisation  der  Bundeskonsulate  angeordnet 
worden,  welches  in  §  32  bestimmt: 

Sie  (seil,  die  Bundeskonsuln)  bilden  für  die  Schiffe  der  Bimdes- 
handelsmarine  im  Hafen  ihrer  Residenz  die  Musterungsbehörde, 


Zweiter  Abschnitt. 

« 

Seefahrtsbücher  und  Musterung. 

8  5. 

Niemand  darf  im  Bundesgebiet  als  Schiffsmann  in  Dienst  treten, 
bevor  er  sich  über  Namen,  Heimath  und  Älter  vor  einem  Seemanns- 
amte ausgewiesen  und  von  demselben  ein  Seefahrtsbuch  ausgefertigt 
erhalten  hat 

Ist  der  Schiffsmawn  ein  Deutsche,  so  darf  er  vor  vollendetem 
vierzehnten  Lebensjahre  zur  Uebemahme  von  Schiffsdiensien  nicht  zu- 
gelassen werden;  auch  hat  er  sich  über  seine  Militärverhältnisse, 
soivie,  wenn  er  noch  der  väterlichen  Gewalt  unterworfen,  oder  minder- 
jährig istj  über  die  Genehmigung  des  Vaters  oder  Vormundes  zur 
Uebemahme  von  Schiffsdiensten  auszu/weisen. 

Mit  dem  Seefahrtsbuch  M  dem  Schiffsmann  zugleich  ein  Abdruck 
der  Seemannsordnung  und  des  Gesetzes,  betreffend  die  Verpflichtung 
icuischer  Kauffahrteischiffe  zur  Mitnahme  hülfsbedürftiger  Seeleute, 
auszuhändigen. 


*)  Ein  VerzeichnisB  der  inlÜndiBcheu  Seemannsämter  ist  enthalten  in  den 
Bekanntmachungen  des  Reichskanzler- Amts  vom  15.  Oktober  1S74  und  vom 
9.  Mai  1875  (Keichscentralblatt  f.  1874  Nr.  43  und  f.  1875  Nr.  20). 

**}  Von  der  Stellung  der  Konsulate  als  Mustcrungsbehörden  bandelt  aus- 
führlich König,  Handbuch  S.  214—231. 
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Der  Abs.  1  bezieht  sich  sowohl  auf  Inländer^  wie  auf  Aus- 
länder^ welche  im  Bundesgebiet  in  SchifFsdienste  treten.  Der,  welcher 
im  Auslande  auf  einem  aeutschen  Schiffe  Dienste  nimmt^  ist  nicht 
verpflichtet,  sich  ein  Seefahrtsbuch  ausfertigen  zu  lassen,  auch  wenn 
er  ein  Deutscher  ist,  wie  denn  auch  die  Konsulate  Seefahrtsbücher 
überhaupt  nicht  ausfertigen  (Cirkular  des  Reichskanzlers  vom 
22.  Februar  1873  zu  §  5  der  Seemannsordnung).  Der  im  Inlande 
in  Schiffsdienste  tretende  Seemann  braucht  den  im  Abs.  1  geforder- 
ten Nachweis  übrieens  nicht  vor  dem  Seemannsamte  zu  führen,  in 
dessen  Bezirk  er  sich  zuerst  verheuert,  sondern  er  kann  denselben 
vor  jedem  Seemannsamte  fuhren. 

§6. 

Die  väterliche  oder  vortnundschaftliche  Genehmigung  (^  5)  gilt, 
sofern  ihr  eine  Einschränkung  nicht  ieigefugt  ist,  als  ein-  für  allemal 
ertheilt 

Kraft  derselben  wird  der  Minderjährige  einefn  Grossjährigen 
gleichgeachtet,  insoweit  es  sich  um  den  Äbschluss  von  Heuerverträgen, 
die  aus  ihnen  hervorgehenden  Rechte  und  Pflichten  und  das  gericht- 
liche Verfahren  darüber  handelt, 

§7. 

Wer  bereits  ein  Seefahrtsbuch  ausgefertigt  erhalten  hat,  muss 
behufs  Erlangung  eines  neuen  Seefahrtsbuches  das  ältere  vorlegen 
oder  den  Verlust  desselben  glaubhaft  machen,  Dass  dies  geschehcfi, 
wird  von  dem  Seemamisamt  in  dem  neuen  Seefahrtsbuch  vermerkt 

Wird  der  Verlust  glaubhaft  gemacht,  so  ist  diesem  Vermerke 
jmgleich  eine  Bescheinigung  des  Seemannsamtes  über  die  friihere^i 
Rang-  und  Dienstverhältnisse,  sowie  über  die  Dauer  der  Dienst- 
zeit, insoweit  der  Schiffsmann  sich  hierüber  genügend  ausweist,  bei- 
zufügen, 

8  8. 

Wer  nach  Inhalt  seines  Seefahrtsbuches  angemustert  ist,  darf 
nicht  von  "neuem  angemustert  werden,  bevor  er  sich  über  die  Be- 
endigung des  früheren  Dienstverhältnisses  durch  den  in  das  See- 
fahrtsbuch eir^utragenden  Vermerk  (§§  20,  22)  ausgewiesen  hat. 
Kann  nach  dem  Ermessen  des  Seemannsamtes  ein  solcJier  Vermerk 
nicht  beigebracht  werden,  so  dient  statt  desselben,  sobald  die  Be- 
endigung des  Dienstverhältnisses  auf  andere  Art  glaubhaft  gemacht 
ist,  ein  vom  Seefnannsamt  hierüber  einzutragender  Vermerk  im  See- 
fahrtsbuche, 

§  9. 

Einrichtung  und  Preis  des  Seefahrtsbuches  bestimmt  der  Bundes- 
rath.    Die  Ausfertigung  selbst  erfolgt  kosten-  und  stempelfrei. 
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Das  Seefahrishuch  muss  über  die  Militärverhältnisse  des  In^ 
habers  (§  5)  AtisJmnß  geben, 

§  10. 

Der  Schiffer  h^  die  Musienmg  (Anmusterung^  Abmusterung)  der 
Sckiffsmcmnsdiaß  nach  Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen  (§§  11 
bis  2^  Mi  veranlassen. 

Der  Schiffsmann  hat  sich,  wenn  nicht  ein  unabwendbares  Hinder- 
^\ks  entgegensteht,  ssur  Musterung  zu  stellen. 

Die  Verpflichtung  des  Schiffers,  die  Musterung  zu  bewirken^ 
ist  eine  polizeiliche  Verbindlichkeit,  wie  dies  bereits  aus  der  für 
den  Unterlassungsfall  angedrohten  Strafe  (§  99  Ziff.  i)  hervorgeht. 
Civilrechtliche  Wirkungen  sind  davon  nicht  abhängig. 

§11. 

Die  Anmusterung  besteht  in  der  Verlautbarung  des  mit  dem 
Sd^iffsmann  geschlossenen  Heuervertrages  vor  einem  Seemannsamt 
Sie  muss  für  die  innerhalb  des  Bundesgebietes  liegenden  Schiffe  unter 
Vorlegung  der  Seefahrtsbücher  vor  Antritt  oder  Fortsetzung  der  Beise, 
fvr  andere  Schiffe,  sobald  ein  Seemannsamt  angegangen  werden  hann^ 
erfolgen. 

Die  Anmusterung  kann  gültig  vor  irgend  einem  Seemannsamte 
geschehen;  es  braucnt  nicht  gerade  das  Seemannsamt  des  Bezirks 
zu  sein,  in  welchem  sich  das  Schiff  befindet,  wie  es  auch  vor- 
kommt, dass  für  ein  im  Auslande  liegendes  Schiff  die  Mannschaft; 
in  der  Heimath  geheuert  wird.  Die  Perfektion  des  Heuervertrages 
ist  durch  die  Anmusterung  nicht  bedingt,  sondern  wird  bei  dieser 
Torausgesetzt. 

§12. 

Die  Anmusterungsverhandlung  wird  vom  Seemannsamt  als  Muster- 
rolle ausgefertigt.  Wenn  die  zur  Schiffsmannschaft  ein^es  Schiffes 
gehörigen  Personen  nicht  gleichzeitig  mittelst  Einer  Verhandlung  an- 
gemustert werden,  so  erfolgt  die  Ausfertigung  auf  Grund  der  ersten 
Verhandlung, 

Die  Musterrolle  muss  enthalten:  Namen  und  Natiofhalität  des 
Schiffes,  Namen  und  Wohnort  des  Schiffers^  Namen^  Wohnort  und 
iienstlic}^  Stellung  jedes  Schiffsmannes,  und  die  Bestimmungen  des 
Henervertrages ,  einschliesslich  etwaiger  besonderer  Verabredungen, 
hisbesondere  muss  aus  der  Musterrolle  erhellen,  was  dem  Schiffs- 
fMrm  für  den  Tag  an  Speise  und  Trank  gebührt.  Im  Uebrigen 
ion'd  die  Binrichtmig  der  Musterrolle  vom  Bundesrath  bestimmt 

Die  Musterrolle  gehört  zu  den  Schiffspapieren.  Da  dieselbe 
über  die  Nationalität  der  Equipage  Auskunft  giebt,  so  hat  sie  eine 
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gleiche  Bedeutung;  wie  das  Schiffscertifikat  Wie  dieses  hat  sie 
publica  fides,  die  auch  von  fremden  Mächten  anerkannt  wird. 
Aber  nicht  nur  in  völkerrechtlicher  Hinsicht  erscheint  die  Muster- 
rolle als  documentum  publicum^  sondern  auch  in  privatrech tlicher, 
soweit  es  sich  um  das  zwischen  Schiffer  und  Mannschaft  bestehende 
Rechtsverhältniss  handelt;  und  zwar  ist  die  Musterrolle  ein  in- 
strumenium  commune^  was  eben  so  wohl  ge^en  den  Schiffer,  wie 
gegen  die  Mannschaft  beweist  (Prot,  der  Hämo.  Konf.  IV  S.  1965  f.). 
Doch  ist  gegen  den  Inhalt  der  Musterrolle  Gegenbeweis  zulässig, 
denn  da  die  Gültigkeit  des  Heuervertrages  nicht  von  der  Aufnahme 
desselben  in  die  Musterrolle  abhängt,  so  ist  auch  die  Gültigkeit 
der  einzelnen  Bestimmuneen  des  Heuervertrages  nicht  durch  die 
Aufnahme  in  die  Musterrolle  bedingt. 

§  18. 

Wird  ein  Schiff smarm  erst  nach  Ausfertigimg  der  Musterrolle 
angemustert^  so  hat  das  Seemannsamt  eine  solche  Musterung  in  die 
Musterrolle  eimsutragen. 

§1*. 

Bei  jeder  innerhalb  des  Bundesgebiets  erfolgenden  Anmusterung 
wird  vom  Seemannsamt  hierüber  und  über  die  Zeit  des  Dienstantritts 
ein  Vermerk  in  das  Seefahrtsbuch  jedes  Schiffsma/nnes  eingetragen^ 
welcher  zugleich  als  Ausgangs-  oder  Seepass  dient.  Ausserhalb  des 
Bundesgebiets  erfolgt  eine  solche  Eintragung  nur^  wenn  das  Seefahrts- 
buch zu  diesem  Zwecke  vorgelegt  wird. 

Das  Seefahrtsbuch  ist  hiernächst  vom  Schiffer  für  die  Dauer  des 
Dienstverhältnisses  in  Verwahrung  zu  nehmen, 

§15. 

Wenn  ein  angetnusterter  Schiffsmann  durch  ein  unabwendbares 
Hindemiss  ausser  Stande  gesetzt  wird,  den  Dienst  anzutreten,  so  hat 
er  sich  hierüber  sobald  wie  möglich  gegen  den  Schiffer  und  das  See- 
mannsamt,  vor  welchem  die  Musterung  erfolgt  ist,  auszuweisen. 

§  16. 

Die  Abmusterung  besteht  in  der  Verlautbarung  der  Beendigung 
des  Dienstverhältnisses  seitens  des  Schiffers  und  der  aus  diesem  Ver- 
häliniss  ausscheidenden  Mannschaft  Sie  muss,  sobald  das  Dienst- 
verhältniss  beendigt  ist,  erfolgen,  und  zwar,  wenn  nicht  ein  Anderes 
vereinbart  toird,  vor  dem  Seemannsamt  desjenigen  Hafens,  wo  das 
Schiff  liegt,  und  nach  Verlust  des  Schiffes  vor  demjenigen  Seemanns- 
amt,  icelches  zuerst  angegangen  werden  kann. 

Die  Abmusterung  bewirkt  nicht  die  Aufhebung  des  Dienst- 
verhältnisses, sondern  setzt  diese  voraus   und  zwar  vertragsmässige 
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Aufhebung,  da  der  Paragraph  von  der  Verlautbarung  der  Beendigung 
des  Dienstverhältnisses  Seitens  des  Schiffers  und  der  Mannschan 
spricht  Die  Abmusterung  ist  sowohl  im  öffentlichen  Interesse,  ivie 
aus  Fürsorge  fiir  die  Betheiligten  vorgeschrieben.  In  ersterer  Hin- 
sicht giebt  dieselbe  dem  Seemannsamte  die  Gelegenheit;  die  vom 
Schiffer  den  Schiffsleuten  ausgestellten  Zeufipiisse  zu  kontroliren^ 
TOD  etwaigen  auf  der  Reise  begangenen  Verbrechen  Kenntniss  zu 
nehmen ;  zu  verhüten  ^  dass  noch  in  einem  anderen  Dienstverhält- 
nisse befindliche  Schiffsleute  sich  auf  einem  anderen  Schiffe  an- 
heuern lassen.  In  letzterer  Hinsicht  erhält  das  Seemannsamt  Kennt- 
niss von  den  gegenseitigen  Ansprüchen  der  Schiffsleute  und  des 
Schiffers,  und  Kann  so  Streitigkeiten  derselben  beilegen  oder  ent- 
scheiden (Motive).  Da  durch  die  Abmusterung  das  Dienstverhält- 
niss  nicht  aufgehoben  wird,  so  kann  eine  vertragsmässige  Auf- 
hebung desselben  nicht  ersetzt  werden  durch  eine  Erklärung  des 
Schiffers  der  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  „im  Voraus  zu- 
stimmen zu  wollen,  wenn  sie  der  Schiffsmann  künftig  fordern  oder 
wünschen"  würde  auch  wenn  diese  letztere  Voraussetzung  später 
wirklich  zutrifft  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XVIII  S.  416  f.). 

Vor  der  Abnvustenmg  hat  der  Schiffer  deni  abzumusternden 
Schiffsmann  im  Seefahrtsbuch  die  bisherigen  Bang-  und  Dienstver- 
hältnisse und  die  Dauer  der  Dienstzeit  m  bescheinigen,  auf  Verlangen 
auch  ein  Führungszeugniss  eu  ertheilen.  Das  letztere  darf  in  das 
Seefahrtsbuch  nicht  eingetragen  werden. 

§18. 

Die  Unterschriften  des  Schiffers  unter  der  Bescheinigimg  und 
dem  Zeugniss  (§  :ü)  werden  von  dem  Seemam^amt,  vor  welchem 
die  Abmustenmg  stattfindet,  kosten-  und  stempelfrei  beglaubigt. 

§19. 

Verweigert  der  Schiffer  die  Aufstellung  des  \Zeugnisses  (§  V)^ 
oder  enthält  dasselbe  Beschuldigungen,  deren  Richtigkeit  der  Schiffs- 
nutnn  bestreitet,  so  hat  auf  Antrag  des  letzteren  das  Seemannsamt 
den  Sachverhalt  zu  untersuchen  und  das  JErgebniss  der  Untersuchung 
dem  Schiffsmann  zu  bescheinigen. 

§20. 

Die  erfolgte  Abrnt^sterung  unrd  vom  Seemamhsamt  in  dem  See- 
fcJ^rtsbuche  des  abgemusterten  Schiffsmannes  und  in  der  Musterrolle 
vermerkt 
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Da  die  Musterrolle  stets  authentische  Nachricht  über  den 
Bestand  der  Schififsbesatzung  geben  soll^  so  muss  jede  stattgehabte 
Abmusterung;  wie  auch  jede  Anmusterung  auf  derselben  vermerkt 
werden. 

§21. 

Biß  Musterrolle  ist  nach  Beendigimg  derjenigen  Reise  oder  der- 
jenigen Zeit^  auf  welche  die  als  Musterrolle  ausgefertigte  ÄnmusterungS" 
Verhandlung  (§  12)  sich  heisieht,  dem  Seemannsamt,  vor  welchem  ab- 
gemusteri  wird,  eu  überli^em. 

Letztereres  übersendet  dieselbe  dem  Seemannsamt  des  HeimoithS" 
hafens. 

§32. 

Wenn  der  Bestand  der  Mannschaft  Aenderungen  erfährt,  bei 
welchen  eine  Musterung  (§  10)  nach  Massgabe  vorstehender  Bestim- 
mungen unausführbar  ist,  so  hat  der  Schiffer,  sobald  ein  Seemanns- 
amt angegangen  werden  kann,  bei  demselben  unter  Darlegung  der 
Hinderungsgründe  die  Musterung  nachzuholen,  oder,  sofern  auch 
diese  nachträgliche  Musterung  nicht  mehr  möglich  ist,  den  Sachverhalt 
anzuzeigen.  Ein  Vermerk  über  die  Anzeige  ist  vom  Seemamtsamf 
in  die  Musterrolle  und  in  die  Seefahrtsbücher  der  betheiligten  Schiffs- 
leute einzutragen. 

Die  für  die  Musterungsverhandlungen,  einschliesslich  der  Aus- 
fertigung der  Musterrolle,  zu  erhebenden  Kosten  fallen  dem  Eheder 
zur  Last. 

Die  Bestimmuiog  über  die  in  gleicher  Höhe  ßr  alle  Seemanns- 
ämter  innerhalb  des  Bundesgebiets  festzustellenden  Kosten  bleibt  dem 
Bundesrath  vorbehalten. 

Bis  zur  Erledigung  dieses  Vorbehcdts  steht  die  Bestimmung 
über  die  Höhe  der  Kosten  den  Landesregierungen  im  Verordnungs- 
wege zu. 


Dritter  Abschnitt. 
Vertragsverhältniss. 

§24. 

Die  Oadtigkeii  des  Heuervertrages  ist  dwrdh  schriftliche  Abfassung 
nicht  bedingt. 

§25. 

Wenn  bei  dem  Abschluss  des  Heuervertrages  die  Vereinbarung 
über  den  Betrag  der  Heuer   nicht  durch  ausdrikikU^  Erklärung 
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getroffen  ist^  so  wird  im  Zweifel  diejenige  Heuer  als  vereinbart  an- 
gesehen, welche  das  Seemannsamt  des  Hafens,  in  welchem  der  Schiffs^ 
maum  angemustert  wird^  für  die  daselbst  mir  Zeit  der  Anmtistenmg 
üblich  erklärt. 

§36. 

Wenn  ein  Schiffsmann  sich  für  eine  Zeit  verheuert,  für  die  er 
durch  einen  früher  geschlossenen  Heuervertrag  gebunden  ist,  so  hat 
der  Anspnich  auf  Erfüllung  des  merst  geschlossenen  Vertrages  den 
Vorzug. 

Hat  jedoch  eine  Anmusterung  auf  Grund  des  spateren  Vertrages 
siattgefunden,  ohne  dass  auch  auf  Grund  des  ersten  Vertrages  an- 
gemustert  ist,  so  geht  jener  var. 

§27. 

Wird  ein  Schiffsmann  erst  nach  Anfertigung  der  Masterrolle 
geheuert^  so  gelten  für  ihn  in  Ermangelung  anderer  Vertragsbestim- 
mungen die  nach  Inhalt  der  Musterrolle  mit  der  ubrigeft  Schiffs- 
mmnschafi  getroffenen  Abreden;  imbesondere  kann  er  nur  dieselbe 
Heuer  fordern,  welche  nach  der  Musterrolle  den  übrigen  Schiffsleuten 
seines  Banges  gebührt 

Dieser  Paragraph  ist  wörtlich  dem  Art,  530  H.  Qt.  B.  ent- 
nommen. 

§  38. 

Die  Verpflichtung  des  Schiffsmannes,  mit  seinen  Effekten  sich 
an  Bord  einmßnden  und  Schiffsdienste  jm  leisten,  beginnt,  wenn  nidht 
dn  Anderes  bedungen  ist,  mit  der  Anmusterung, 

Wenn  der  Schiffsmann  den  Dienstantritt  länger  als  vierund- 
zwamig  Stunden  verzögert,  ist  der  Schiffer  zum  Bücktritt  von  dem 
Heuervertrage  befugt.  Die  Ansprüche  wegen  etwaiger  Mehrausgaben 
fir  einen  Ersatmtann  und  wegen  sonstiger  aus  der  Verzögerung  er- 
uachsener  Schäden  werden  hierdurch  nicht  berührt. 

Im  Abs.  1  ist,  nur  unter  Einschiebung  der  Worte  „mit  seinen 
Effekten"   der    erste   Absatz    des  Art.  531  H.G.B,  wiedergegeben. 

Das  im  Abs.  2  dem  Schiffer  eingeräumte  singulare  Recht, 
wegen  Verzögerung  des  Dienstantritts  Seitens  des  Bchiffsmannes 
vom  Heuervertrage  zurückzutreten,  ist  aus  der  Rücksicht  auf  das 
Interesse  der  ScMfffahrt  zu  erklären.  Für  die  Ausübung  dieses 
Kechts  wird  nicht  vorausgesetzt,  dass  die  Verzögenmg  des  Schiffs- 
maimes  eine  verschuldete  ist. 

§  29. 

Den  Schiff smawn,  welcher  nach  der  Anmusterung  dem  Antritt 
oder  der  Fortsetzung  des  Dienstes  sich  entzieht,  kann  der  Schiffer 
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zur  ErßUung  semo'  Pflicht  dwch  das  Seemannsamt  ewmgsweise 
(mhaltm  lassen. 

Die  daraus  erwacitsenäen  Kosten  hat  der  Schiffsmann  eu  er- 
seteen. 

In  diesem  Paragraphen  ist  der  Art.  532  H.G.B.  wiederholt,  nur 
ist  die  Behörde  bezeichnet,  durch  welche  der  Schifiämann  zu  seiner 
Pflicht  anzuhalten  ist.  Unter  dem  „sich  der  Fortsetzung  des  Dienstes 
entziehen",  ist  übrigens  nicht  bloB  Deaertion  zu  verstehen,  sondern 
auch  Ar  bei  tever  Weigerung,  durch  welche  die  Schiffsleute ,  etwa  ihre 
Entlassung  oder  höhere  Löhne  vom  Schiffer  zu  erti-otzen  suchen 
(Entsch.  des  K.O.H.G.  IV  S.  292);  denn  zur  Fortsetzung  des 
Dienstes  genügt  es  nicht,  dasa  der  Schiffemann  au  Bord  bleibt, 
sondern  es  muas  derselbe  auch  die  mit  seiner  Stellung  verbun- 
denen Arbeiten  ausführen. 


Der  Schiffsmamn  ist  verpflichtet,  in  Ansehung  des  Schiffsdiettstes 
den  Anordnttngen  des  Schiffers  umveigerlich  Gehorsam  zu  leisten  und 
eu  jeder  Zeit  alle  für  Schiff  und  Ladung  ihm  übertragene  Arbeiten 
mi  verrichten. 

Er  hat  diese  Verpflichtung  su  erfüllen,  sowohl  an  Bord  des 
Schiffes  und  in  dessen  Booten,  als  auch  in  den  Leichierfahreeuget} 
und  auf  dem  Lande,  sowohl  unter  geivöhnlichen  Umständen,  als  attch 
unter  Havarie. 

Ohne  Erlaubniss  des  Schiffers  darf  er  das  Schiff  bis  gur  4f>- 
musterung  nicht  verlassen.  Ist  ihm  eine  solche  Erlaubniss  ertheiÜ, 
so  tnuss  er  zur  festgesetzten  Zeit,  wenn  aber  keine  Zeit  festgesetzt 
ist,  noch  vor  8  Uhr  Abends  zurücJdehre». 

Die  beiden  ersten  Absi^tze,  deren  erster  dem  Art  533  H.G.B, 
entnommen  ist,  erklären  sich  daraus,  dass  die  auf  einem  Schiflf  zu 
verrichtenden  Arbeiten  nicht  so  einfach  sind,  und  so  ein  für  alle 
Mal  feststehen,  dass  sie  sich  im  Heuervertrage  für  jede  Kategorie 
der  Mannschaft  £xiren  liessen.  An  Stelle  bestimmter  kontrakt- 
mässiger  Dienste  ist  daher  der  unbedingte  Gehorsam  gegen  die 
Befehle  des  Kapitäns  in  Schiffsangelegenheiten  gesetzt  worden. 

S31. 

Wenn  das  Schiff  in  einmz  Hafen  liegt,  so  ist  der  Schiffsmann 
mtr  in  dringenden  Fällen  schuldig,  lätiger  als  zehn  Saiden  täglich 
zu  arbeiten. 

8  83. 

Bei  Seegefahr,  besonders  bei  drohendem  Schiffbruch,  sowie  bei 
Gewalt  oder  Angriff  gegen  Schiff  oder  Ladung  hat  der  Schiffsmann 
alle  befohlene  Hälfe  zur  lahalkmg  von  Sdiiff  und  Ladung  wwetgerUch 
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Sit  leisten,  und  darf  ohne  Einwilligu/ng  des  Schiffers,  so  lange  dieser 
selbst  an  Bord  bleibt,  das  Schiff  nicht  verlassen. 

Er  bleibt  verbtmden,  bei  Schiffbruch  für  Rettung  der  Personen 
imd  ihrer  Effekten,  sowie  für  Sicherstellung  der  Schiffsfheile ,  der 
GeräOmhaften  und  der  Ladung,  den  Anordnungen  des  Schiffers  ge- 
mäss^ nach  besten  Kräften  zu  sorgen  und  bei  der  Bergung  gegen 
Forä)ezug  der  Heuer  und  def^  Verpflegung  Hülfe  eu  leisten. 

Wenn  das  Schiff  verunglückt,  so  endet  der  Heuervertrag  (§  56). 
DemgemäsB  wäre  der  Schiffsmann  auf  Grund  des  Heuervertrages 
nach  dem  Untergange  des  Schiffes  zu  irgend  welchen  Diensten  im 
Interesse  der  Kheder,  der  Passagiere  und  der  Ladungsinteressenten 
riicht  mehr  verpflichtet.  Da  nun  aber  in  den  meisten  Fällen  nur 
durch  die  Fortsetzung  dieser  Dienste  der  diese  Personen  treffende 
Schaden  sich  verringern  lässt,  so  ist  dieselbe  durch  das  Ge- 
setz den  Schiffsleuten  noch  ausdrücklich  zur  Pflicht  gemacht 
(Prot,  zum  H.G.B.  —  welches  im  Art.  542  Abs.  3  eine  ähnliche 
Bestimmung  enthielt  —  IV  S.  1986  ff.). 

§38. 

De?*  Schiffsfnann  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  bei  der  Ver- 
ehrung mitzuwirhen  und  sei^ie  Aussage  eidlich  zu  bestärken. 

Dieser  Verpflichtung  hat  er  gegen  Zahlung  der  etwa  erwacJiseiv- 
dm  Reise-  und  Versäumnisskosten  nachzukomme}%^  auch  wenn  der 
Heuerverirag  in  Folge  eines  Verlustes  des  Schiffes  beendigt  ist 
(§  56). 

Dieser  Paragraph  ist  den  Art.  535  und  542  Abs.  3  H.  G.B. 
entnommen. 

Hinsichtlich  der  Verklarung  steht  die  Mannschaft  anders  da, 
als  der  Schiffer.  Der  Schiffer  —  und  wenn  dieser  gestorben  oder 
ausser  Stande  ist,  die  Aufnahme  der  Verklarung  zu  bewirken,  der 
im  Ran^e  nächste  Schiffsoffizier  —  ist  verpflichtet,  ohne  irgend 
eine  an  inn  ergangene  Aufforderung  die  Verklarung  zu  bewirken, 
der  Schiffsmann  nat  nur  die  Pflicht,  bei  der  Verklarung  mit- 
zuwirken, und  auch  dieses  nur  wenn  er  dazu  besonders  auf- 
gefordert ist. 

Wird  nach  Antritt  der  Reise  eixtdecM,  duss  der  Schiffsmann  zu 
dem  Dienste,  zu  welchem  er  sich  verheuert  hat,  untauglich  ist,  so  ist 
der  Schiffer  befugt,  den  Schiffsmann,  mit  Ausschluss  des  Steuer- 
mnns,  im  Range  herabzusetzen  und  seine  Heuer  verhäJtnissmässig 
«<  venringem. 

Macht  der  Schiffer  von  dieser  Befugniss  Gebrauch,  so  hat  er 
die  getroffene  Anordnung,  sobald  thunlich,  dem  Betheiligten  zu  er- 
öffnen,  auch  in  das  Schiffsjournal  einzutragen,   dass  und  wann  dies 
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geschehen.    Vor  der  Eröffnung  und  Eintragung  tritt  die  Verringerung 
der  Seuer  nicht  in  Wirksmnkeit, 

So  lange  die  Reise  noch  nicht  angetreten  ist^  kann  der  Schiffer 
den  Schi£bmann;  der  zu  den  Diensten,  zu  welchen  er  sich  yer* 
heuert  hat.  unfähig  ist^  entlassen  (§  57).  Nach  Antritt  der  Reise 
kann  der  ochifier  aie  ihm  aus  der  Untauglichkeit  des  Schiffsmannes^ 
den  er  nun  nicht  mehr  entlassen  darf,  erwachsenden  Nachtheile 
dadurch  verringern,  dass  er  denselben  degradirt,  z.  B.  den  Zimmer- 
mann zum  Matrosen  macht  und  ihn  dann  auch  auf  die  diesem 
Range  entsprechende  geringere  Heuer  setzt.  Den  Steuermann  kann 
der  Schiffer  nach  Antritt  der  Reise  nicht  nur  nicht  entlassen,  son- 
dern auch  nicht  im  Range  herabsetzen.  Als  Grund  hierfür  wird 
geltend  gemacht,  dass  die  Steuerleute  sich  vor  einer  Staatsbehörde 
einer  Prüfung  zu  unterziehen  hätten  und  Dienste  als  Steuerleute 
erst  nehmen  dürften,  wenn  sie  von  der  Behörde  hierzu  für  quali- 
fizirt  erklärt  worden  wären,  und  dass  „man  nicht  zugeben  könne, 
dass  der  von  einer  solchen  Prüfungskommission  als  entsprechend 
qualifizirt  erachtete  Steuermann  hinterher  vom  Schiffer  als  nicht 
qualifizirt  bezeichnet  werde"  (Prot.  IV  S.  1991  f.^  —  eine  Argu- 
mentation, deren  Richtigkeit  freilich  dahingestellt  bleiben  kann. 
Natürlich  ist  der  Schiffer  berechtigt,  den  Steuermann  ausser  Funktion 
zu  setzen;  allein  er  hat  ihm,  wenn  nicht  dieserhalb  ein  Vorbehalt 
im  Heuervertrage  gemacht  ist,  während  der  Reise  die  volle  Heuer 
und  sonstigen  Lmoluraente  zu  belassen. 

§35. 

Die  Heuer  ist  in  Ermangelung  einer  anderweitigen  Abrede  vom 
Zeitpunkte  der  Anmusterung  an  zu  zahlen. 

§36. 

Die  Heuer  ist  dem  Schiffsmann,  sofern  keine  andere  Verein- 
harung  getroffen  ist,  erst  nach  Beendigung  der  Beise  oder  hei  der 
sonstigen  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  eu  zahlen,  wenn  diese 
früher  erfolgt 

Der  Schiffsmann  kann  jedoch  bei  Zwischenreisen  in  dem  ersten 
Hafen,  in  welchem  das  Schiff  ganz  oder  zum  grösseren  Theil  enüöscht 
wird,  die  Auszahlung  der  Hälfle  der  bis  dahin  verdienten  Heuer 
(§  ^)  verlangen,  sofern  bereits  sechs  Monate  seit  der  Anmusterung 
verflossen  sind.  In  gleicher  Weise  ist  der  Schiffsmann  bei  Ablauf 
je  weiterer  sechs  Monate  nach  der  früheren  Auszahlung  wiederum 
die  Auszahlimg  der  Hälfte  der  seit  der  letzten  AuszeMung  verdienten 
Heuer  zu  fordern  berechtigt 

Der  Abs.  1  ist,  wie  schon  in  den  Protokollen  ziun  H.G.B., 
dessen  Art.  536  Abs,  1  derselbe  nachgebildet  ist,  hervorgehoben 
wurde  (Prot.  IV  S.  1974)  „wegen  Erhaltung  der  Disziplin  an  Bord 
unentbehrlich". 
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In  dem  Abs.  2  ist  zu  beachten^  dass  die  erste  Zahlung  vom 
Schiffsmanne  nur  dann  verlangt  werden  kann^  wenn  das  Scniff  in 
dem  Hafen ;  den  es  angelaufen,  ganz  oder  zum  Theil  entlöscht 
wird,  die  ferneren  Zahlungen  aber  immer  schlechtweg  nach  Ablauf 
von  weiteren  sechs  Monaten,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Schiff 
dann  auch  seine  Ladung  ganz  oder  zum  Theil  löscht,  ob  es  über- 
haupt einen  Hafen  angelaufen  ist,  oder  nicht. 

§37. 

Oh  und  inwieweit  vor  dem  Antritt  der  Reise  Vorschuss^ahlungefi 
auf  die  Heuer  zu  leisten  oder  Handgelder  jm  zahlen  sind,  bestimmt 
in  Ermangelung  einer  Vereinbarung  der  Ortsgebrauch  des  Hafens^ 
in  welchem  der  Schiffsmann  angemustert  mrd. 

§38. 

Alle  Zahlungen  an  Schiffsleute  müssen^  wenn  nicht  ein  Anderes 
vereiribart  ist,  nach  Wahl  derselben  entweder  baar  oder  mittelst  einer 
auf  den  Bkeder  ausgestellten ,  cmf  Sicht  zählbaren  Anweisung  ge- 
leistet tcerden. 

Der  Schiffsmann  ist  berechtigt,  die  Heuer  in  Anweisungen  auf 
den  Eheder  zu  fordern,  —  eine  Bestimmung,  die  dem  Preussischen 
Einfuhrungsgesetz  zum  H.G.B.  Art.  56  §  1  nachgebildet  ist  —  um 
in  bequemer  Weise  seinen  Angehörigen  in  der  Heimath  Qeld^  zu- 
kommen zu  lassen. 

§39. 

Vor  Antritt  der  Meise  hat  der  Schiffer  ein  Äbrechnungsbuch 
anzulegen,  in  welches  alle  auf  die  Heuer  geleisteten  Vorschuss-  und 
Abschlagszahlungen^  sowie  die  etwa  gegebenen  Handgelder  einzu- 
tragen sind.  In  dem  Abreckungsbuche  ist  von  dem  Schiffsmann  über 
den  Empfang  jeder  Zahlung  zu  quittiren.  .  Auch  hat  der  Schiffer 
jedem  Schiffsmann,  der  es  verlangt,  noch  ein  besonderes  Heuerbuch 
zu  übergeben  und  darin  ebenfalls  jede  auf  die  Heuer  des  Inhabers 
geleistete  Zahlung  einzutragen. 

§40. 

Wenn  die  Zahl  der  Mannschaft  sich  während  der  Meise  ver- 
mindert  und  nicht  wieder  ergänzt  wird^  so  sind^  falls  nicht  ein 
Anderes  bedungen  ist,  die  dadurch  ersparten  Heuerbeträge  unter  die 
verbleibenden  Schiffsleute  nach  Verhältniss  ihrer  Heuer  zu  vertheilen. 
-Em  Anspruch  auf  die  Vertheilung  findet  jedoch  nicht  statt,  wenn 
äie  Verminderung  der  Mannschaft  durch  JEntweichung  herbeigeßhrt 
ist  und  die  Effekten  des  entwichenen  Schiffsmannes  nicht  an  Bord 
^Tucigeblieben  sind. 
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Wenn  die  Zahl  der  Mannschaft  sich  während  der  Reise  um 
mehr  als  ein  Sechstel  verringert,  so  nmss  der^  Schiffer  dieselbe  auf 
Verlangen  der  verbleibenden  SchiffsletUe  ergämen^  sofern  die  Um- 
stände eine  Ergänzung  gestatten. 

Die  durch  Verminderung  der  Mannschaft  ersparten  Heuer- 
beträge sind  deshalb  unter  die  übrigbleibenden  Schinsleute  zu  ver- 
theilen^  weil  alsdann  auch  deren  Arbeitslast  wächst.  Die  von  diesem 
Anspruch  der  Mannschaft  statuirte  Ausnahme  erklärt  sich  daraus, 
dass  Desertionen  von  Schiflfsieuten  unter  Mitnahme  der  EflFekten 
sich  nur  unter  Mitwissen  der  zurückbleibenden  denken  lassen. 

§41. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Schiff  länger  als  zwei  Jahre 
amwärts  verweilt,  tritt  in  Ermangelung  eitler  anderweitigen  Abrede 
für  den  seit  zwei  Jahren  in  Dienst  befindlichen,  Schiffsmann  eine 
Erhöhung  der  Heuer  ein,  wenn  diese  nach  Zeit  bedungen  ist. 

Diese  Erhöhung  wird  tvie  folgt  bestimmt: 

1.  der  Schiffsjunge  tritt  mit  Beginn  des  dritten  Jahres  in  di^  in 
der  MusterroUe  bestimmte  oder  aus  derselben  ah  DurcJhSchnitts- 
betrag  sich  ergebende  Heuer  der  Leichtmatrosen,  und  mit  Be- 
ginn des  vierten  Jahres  in  die  in  der  Musterrolle  bestimmte 
Heuer  der  Vollmatrosen  ein; 

2.  der  Leichtmatrose  erhält  mit  Beginn  des  dritten  Jahres  die 
in  der  Musterrolle  bestimmte  Heuer  der  Vollmatrosen  und 
mit  Beginn  des  vierten  Jahres  ein  Fünftel  derselben  mehr  an 
Heuer; 

3.  für  die  übrige  Mannschaft  sfeiyt  die  in  der  Musterrolle  an- 
gegebene Heuer  mit  Beginn  des  dritten  Jahres  um  ein  Fünftel 
tind  mit  Beginn  des  vierten  Jahres  um  ein  ferneres  Fünftel 
ihres  ursprünglichen  Betrages, 

In  dem  Fall  der  Ziffer  2  tritt  der  Leichtmatrose  mit  Beginn 
des  drittelt  Jahres  in  den  Bang  eines  Vollmatrosen  ein. 

Der  Dur chschnittsbetrag  der  aus  der  Musterrolle  sicher- 
gebenden Heuer  der  Leichtmatrosen  wird  nach  Ziff.  1  des  Paragraphen 
dem  Schiffsjungen  zu  gewähren  sein,  wenn  auf  dem  betreffenden 
8chiffe  die  Leichtmatrosen  in  Jungmänner  und  Halbmänner  zer- 
fallen, oder  wenn  den  einzelnen  Leichtmatrosen  eine  verschiedene 
Heuer  ausgesetzt  ist. 

§  42. 

Die  aus  den  Dienst-  und  Heue>'verirägen  herrührenden  For- 
derungen des  Schiffers  und  der  zur  Schiffsmannschaft  gehörigen  Per- 
sonen, welche  auf  einetn,  nach  den  Art  866  und  867  des  allgemeinen 
Deutschen  Handelsgesetzbuches  als  verschollen  anzusehenden  Schiffe 
sich  befunden  hab&n^  werden  fällig  mit  Ablauf  der  VersclioUcfüieits- 
frist.    Das  Dienstverhältniss  gilt  sodann  einen  halben  Monat  nach 
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dem  Tage  fiir  beendet^  bis  zu  welchem  die  letzte  Nachricht  über  das 
Schiff  reicht. 

Der  Betrag  der  Forderungen  ist  dem  Seemannsamt  des  Heimaths- 
hafens  zu  übergeben^  welches  die  Aushändigung  an  die  JEnypfa/ngS' 
berechtigten  zu  vermitteln  hat. 

§43. 

Dem  Schiffsmann  gebührt  Beköstigung  für  Rechnung  des  Schiffes 
von  dem  Zeitpunkt  des  Dienstantritts  an,  Er  darf  die  verabreichten 
Speisen  und  Getränke  nur  zu  seinem  eigenen  Bedarf  verivenden  und 
nidits  davon  veräussem,  vergeuden  oder  sonst  hei  Seite  bringen. 

Die  Art  der  Beköstigung  muss  nach  §  12  der  Seemanns-O. 
aus  der  Musterrolle  hervorgehen. 

§44. 

Die  Schiffsmannschaft  hat  an  Bord  des  Schiffes  A^ispruch  auf 
feinen,  ihrer  Zahl  und  der  Grösse  des  Schiffes  entsprechenden^  nur 
für  sie  und  ihre  Effekteyi  bestimmten  wohlverirahrten  und  genügend 
zu  lüftenden  Logisraum, 

Kann  dem  Schiffsmann  in  Folge  eines  Unfalls  oder  aus  anderen 
Gründen  zeitweilig  ein  Unterkommen  auf  dem  Schiffe  nicht  gewährt 
werden,  so  ist  ihm  ein  andertveitiges  aiigcmessenes  Unterkontmen  zu 
verschaffen. 

§45. 

Die  dem  Schiffsmann  für  den  Tag  mindestens  zu  verabreichen- 
den Speisen  und  Getränke  (§  43),  die  Grösse  und  die  Einrichtung 
des  Logisraumes  (§  44)  u/nd  die  mindestens  mitzunehmenden  Heil- 
mittel bestimmen  sich  im  Zweifel  nach  dem  örtlichen  Rechte  des 
Hemathshafens. 

Der  JErlass  näherer  Bestimmungen  steht  den  Landesregierungen 
im  Verordnungswege  zu, 

§  46. 

Der  Schiffer  ist  berechtigt,  bei  ungeivöhnlich  langer  Dauer  der 
Reise,  oder  tcegen  eingetretener  Unfälle,  eine  Kürzung  der  Bationen 
oder  eine  Aenderung  hinsichtlich  Jer  Wahl  der  Speisen  und  Getränke 
eintreten  zu  lassen. 

Er  hat  im  Schiffsjournal  zu  bemerken,  wann,  aus  welchem 
Grunde  und  in  welcher  Weise  eine  Kürzung  oder  Aenderung  ein- 
getreten ist 

Wenn  dies  versäumt  ist^  oder  wenn  die  vom  Schiffer  getroffenen 
Anordnunge^i  sich  als  ungerechtfertigt  oder  durch  sein  Verschulden 
herleigefuhrt  erweisen,  so  gebüJirt  dem  Schiffsmann  eine  den  cr- 
emen Entbehrtingen  entsprechende  Vergütung,   lieber  diesen  Anspruch 
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:  ;!  entscheidet  unter  Vorbehalt  des  Rechtsweges  das  Seenmfmsamt,   vor 

:,  welchem  abgemustert  tvird. 

V'  Wenn  ein  Schiffsoffizier  oder  nicht  weniger  als  drei  Schiffsleute 

1;.  bei  einem   Seema/imsamte  Beschwerde  darüber   erheben,    dass    das 

;;;  Schiff,    für  welches  sie  angemustert  sind,  nicht  seetüchtig  ist,    oder 

-v^  dass  die    Vorräthe,   icelche  das  Schiff  für  den  Bedarf  der  Mann- 

<^  Schaft  an  Speisen  und  Getränken  mit  sich  fuhrt^  wngermgend  oder 

verdorben  sind,  so  hat  das  Seemannsamt  eine  üntersuchmig  des 
.>  Schiffes  beziehungsweise  der  Vorräthe  zu  veranlassen,  und  deren  Er- 

.  -  {febniss  in  das  Schiffsjournal  einzutrage^i.    Auch  hat  dasselbe,  falls 

; ,  die  Beschwerde  sich  als  begründet  erweist,  für  die  geeignete  Abhülfe 

Sorge  zu  frar/en. 

Die  Bestimmung  dieses  Paragraphen,  welche  durch  den  Reichs- 

k  tag  dem  Gesetze  eingefügt;  ist  nicht  unbedenklich;  da  sie  Ghikanen 

.y^  der  SchiflFsmannschaft  Thür  und  Thor  öffnet,   durch   welche   dem 

Rheder  und  den  Ladungsinteressenten  unersetzlicher  Verlust  zugefugt 

werden  kann.*) 

Hinsichtlich  der  Qualität  eines  Schiffsoffiziers  verweise  ich  auf 
die  Ausführungen  zu  §  3  (oben  S.  135)  und  füge  nur  hinzu,  dass 
der  Bootsmann,  wenn  er  die  Beschwerde  in  der  Eigenschaft  eines 
Schiffsoffiziers  vorbringt,  den  Nachweis  zu  führen  hat,  dass  ihm 
diese  auch  wirklich  zusteht,  d.  h. ,  dass  er  Steuermannsdienste 
versieht**) 

'  §  48. 

Falls  der  Schiffsmcmn  nach  Antritt  des  Dienstes  erkrankt  oder 
verwundet  wird,  so  trägt  der  Ehedem-  die  Kosten  der  Verpflegung 
und  Heilung: 


*)  Ich  will  nur  darauf  hinweisen,  dass  es  beispielsweise  einem  Konkur- 
renten des  Ladungseigenthümers,  dem  es  nur  darum  zu  tfaun  ist,  den  AlM;ftng 
des  Schiffes  zwei  bis  drei  Tage  aufzuhalten,  nicht  immer  zu  schwer  rollen 
wird,  aus  der  Besatzung  eines  gössen  Dampfschiffes  von  40  bis  50  Mann  drei 

fewissenlose  Burschen  herauszufinden,  welche  Beschwerde  wegen  Seeuntüchtis^- 
eit  des  Schiffes  erheben.  Die  Strafandrohung  des  §  94  wird  dagegen  wohl 
schwerlich  ein  wirksames  Schutzmittel  sein.  Einen  *  geradezu  seltsamen  Ein- 
druck aber  macht  es,  wenn  die  amendirte  Dienstinstruktion  für  die  deutschen 
Konsuln  vom  22.  Februar  1873,  welche  Bestimmungen  über  die  Handhabung 
dieses  Paragraphen  Seitens  der  Konsuln  enthält,  es  den  Letzteren  zur  Pflicht 
macht,  die  Schiffsleute  auf  die  Entschädigungsansprüche  hinzuweisen,  welche 
sie,  falls  die  Beschwerde  unbegründet  befunden  werden  würde,  zu  gewärtigen 
hätten.  Als  ob  solche  Entschädigungsansprüche,  in  den  meisten  Fällen  zu 
realisiren  wären! 

**)  So  ordnet  auch  die  in  der  vorigen  Note  citirte  Dienstinstruktion  an : 
der  Konsul  hat  „zunächst  die  Legitimation  der  Beschwerdeführer  festzu- 
stellen. Insbesondere  ist,  wenn  die  Beschwerde  von  einem  Schiffsmann  unter 
Berufung  auf  seine  Eigenschaft  als  Schiffsoffizier  erhoben  wird .  von  ihm  der 
Nachweis  zu  führen,  dass  ihm  dieselbe  wirklich  zusteht.  Nur  aer  Steuermann 
des  Schiffes  ist  von  diesem  Nachweise  befreit.*' 
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i.  wenn  der  Schiffsnmnn  wegen  der  Krankheit  oder  Verwundung 
die  Reise  nicht  antritt,  bis  mm  Ahlauf  von  drei  Monaten  seit 
der  Erkrankung  oder  Vertmndung; 

2.  wen/n  er  die  Reise  antritt  und  mit  dem  Schiffe  nach  einetn 
deutschen  Hafen  eurückkehrt,  bis  mm  Ablauf  von  drei  Monaten 
seit  der  Rückkehr  des  Schiffes; 

S.  wenn  er  die  Reise  antritt  und  mit  detn  Schiffe  mruckkehrt,  die 
Rückreise  des  Schiffes  jedoch  nicht  in  einem  deutschen  Hafen 
endet,  bis  zum  Ablauf  von  sechs  Monaten  seit  der  Rückkehr 
des  Schiffes; 

4,  wenn  er  während  der  Reise  am  Lande  zurückgelassen  werden 
musste,  bis  mm  Ablauf  von  sechs  Monaten  seit  der  Weiterreise 
des  Schiffes. 

Auch  gebührt  dem  Schiffsfnami ,  falls  er  nicht  mit  dem  Schiffe 
nach  dem  Hafen  mruckkehrt^  von  welchem  das  Schiff  seine  Aus- 
reise angetreten  hat,  freie  Zurückbeförderung  na^h  diesem  Hafen 
(§§  ^^7  ^^),  oder  nach  Wahl  des  Schiffers  eine  entsprechende  Ver- 
ging. 

Der  Paragraph,  welcher  der  Hauptsache  nach  dem  Art.  548 
H.6.B.  nachgebildet  ist,  verpflichtet  den  Rheder  —  freilich  in  ver- 
schiedenem Umfange  —  die  Kosten  der  Verpflegung  und  Heilung 
des  erkrankten  oder  verwundeten  Schiffsmannes  zu  tragen.  Diese 
Verbindlichkeit  erstreckt  sich  auf  alle  Erkrankungen  und  Ver- 
wundungen, „welche  sich  ein  Seemann  während  der  Dienstzeit, 
d.  i.  nach  dem  wirklichen  Antritt  seines  Dienstes  zuzieht,  gleichviel 
ob  bei  Ausübung  des  Dienstes  selbst  oder  ausserdem,  gleichviel  ob 
eigenes  Verschulden  des  Erkrankten",  z.  B.  ünvorsiditigkeit  bei 
der  Vornahme  von  Dienstverrichtungen,  mit  untergelaufen  ist  oder 
nicht  (Prot,  zum  H.G.B.  IV  S.  2012).  Dass  Letzteres,  abweichend 
vom  bürgerlichen  Recht  und  den  in  Betreff  des  Kapitäns  vom 
H.Q.B.  (Art.  523)  aufgestellten  Grundsätzen,  wirklich  hat  bestimmt 
werden  sollen,  geht  daraus  hervor,  dass  das  Gesetz  eine  Ausnahme 
von  der  in  Rede  stehenden  Verbindlichkeit  des  Rheders  nur  dann 
statuirt,  wenn  das  Verschulden  in  einer  unerlaubten  oder  unsitt- 
lichen Handlung  besteht  (§  50). 

§49. 

Die  Heuer  bezieht  der  erkrankte  oder  verwundete  Schiffsmann: 

wenn   er  die  Reise   nicht  antritt,    bis  zur  Einstelhmg    des 

Dienstes ; 
wenn  er  die  Reise  antritt  und  mit  dem  Schiffe  zurückkehrt, 

bis  zur  Beendigung  der  Rückreise; 
wenn  er  während  der  Reise  am  Lande  zurückgelassen  werden 

musste,    bis  zu    dem   Tage,    an   welchem   er   das  Schiff 

tierlässt. 
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Ist  der  Schiffsmatm  bei  der  Vertheidigung  des  Schiffes  beschädigt^ 
so  hat  er  überdies  auf  eine  angemessene,  erforderlichenfalls  von  dem 
Richter  0u  bestimmende  Belohnung  Anspruch. 

Die  Belohnung;  welche  dieser  Paragraph,  der  mit  dem  Art.  549 
H.G.B.  vollständig  übereinstimmt,  dem  bei  einer  Vertheidigung  des 
Schiffes  beschädigten  SchifiBmanne  zuspricht,  soll  nicht  volle  Schad- 
loshaltung ftir  alle  aus  der  Verwundung  dem  Schiffsmanne  resp. 
seinen  Angehörigen  erwachsenden  Nachtheile  sein,  sondern  nur 
„eine  angemessene,  ein  für  alle  Mal  zu  leistende  Belohnung,  die 
der  ersten  Noth  zu  steuern  geeignet"  ist  (Prot,  zum  H.  Gr.B.  FV 
S.  2014). 

§50. 

Auf  den  Schiffsmann,  welcher  die  Erankheii  oder  Venoundung 
durch  eine  unerlaubte  Handlung  sich  guge^ogen  hat^  oder  mit  einer 
syphilitischen  Krankheit  behaftet  ist,  finden  die  §§  48  und  49  Iceine 
Anwendung. 

§51. 

Stirbt  der  Schiffsmann  nach  Antritt  des  Dienstes,  so  Jiat  der 
Bheder  die  bis  zmn  Todestage  verdiente  Heuer  (§  67)  zu  zahlen  und 
die  Bestattungskosten  zu  trafen. 

Wird  der  Schiffsmann  bei  Vertheidigung  des  Schiffes  getödtet^ 
so  hat  der  Bheder  überdies  eine  angemessene^  erforderlichenfalls  von 
dem  Bichter  zu  bestimmende  Belohnung  zu  entrichten. 

Der  in  diesem  Paragraphen  (der  mit  Abs.  1  des  Art.  551  H.G.B. 
gleichlautet)  befindliche  Hinweis  auf  §  67  deutet  darauf  hin,  dass, 
wenn  die  Heuer  nicht  nach  der  Zeit,  sondern  in  Bausch  und  Bogen 
für  die  ganze  Reise  festgesetzt  ist,  die  bis  zum  Todestage  des 
Schiffsmannes  verdiente  Heuer  durch  das  in  diesem  Paragraphen 
angegebene  Verfahren  zu  ermitteln  ist. 

§53. 

Ueber  jeden  nach  Antritt  des  Dienstes  eintretenden  Todesfall 
eines  Schiffsmannes  muss  vom  Schiffer  unter  Zuziehung  von  zwei 
Schiffsoffizieren  oder  anderen  glaubhaften  Personen  ein  urhmdlicher 
Nachweis  beschafft  werden.  Die  Urkunde  muss  Tag  und  Stunde 
des  Todes,  Vor-  und  Familiennamen,  Geburts-  oder  Wohnort  und 
Alter  des  Verstorbenen,  sowie  die  muthmassliche  Ursache  des  Todes 
enthalten.  Sie  ist  von  dem  Schiffer  und  den  zugezogenen  Zeugen  zu 
vollziehen. 

Soweit  der  Nachlass  des  verstorbenen  Schiffsmannes  sich  an 
Bord  befindet,  hat  der  Schiffer  für  die  Aufzeichnung  und  Auf- 
bewahrung, sowie  erforderlichenfalls  für  den  Verkauf  des  Nach- 
lasses  Sorge  zu  tragen.  Die  Aufzeichnung  ist  unter  Zuziehung  von 
zwei  Schiffsoffizieren  oder  anderen  gluubhaften  Personen  vorzunehmen. 
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IHe  Nachlassgegenstände  selbst,  der  etuaige  Erlös  atis  denselben, 
soide  der  etwaige  JSeuerrücJcstand  sind  nebst  der  erwähnten  Aufzeichnung 
imd  deni  Nachweis  über  den  Todesfall  demjenigen  Seemannsamt,  bei 
dem  es  zuerst  geschehen  kann,  zu  übergeben.  Wenn  im  Auslande 
das  Seemarmsamt  aus  besonderen  Gründen  die  Uebemcbhme  der  Nach- 
lassgegenstände  abUhnt,  so  hat  der  Schiffer  die  Uebergäbe  bei  dem- 
jenigen Seemannsamt  zu  bewirken,  bei  welchem  es  anderweit  zuerst 
geschehen  kann, 

Di^rch  die  Vorschriften  des  ersten  und  dritten  Absatzes  werden 
die  auf  die  Führung  der  Oivilstandsregister  bezüglichen  Bestimmungef^ 
der  Landesgesetze  mcht  berührt, 

^ach  dem  Schlusssatz  dieses  Paragraphen  fanden  Abs.  1  und 
3  ihre  Ergänzung  durch  die  etwaigen  Bestimmungen  der  Landes- 
gesetze über  die  Civilstandsregister.  An  Stelle  dieser  Vorschrift 
ist  jetzt  das  Reicbsgesetz  vom  6.  Februar  1875  über  die  Beurkun- 
dung des  .Personenstaniies  getreten,  durch  dessen  §8  61 — 64  die 
angegebenen  Abschnitte  des  §  52  der  Seemanns -^O.  modifizirt 
worden  sind. 

Diese  Paragraphen  lauten  folgendermassen : 

§  61  Geburten  und  Sterbefälle  ^  welche  sich  auf  Seeschiffen 
während  der  Reise  ereignen,  sind  nach  den  Vorschriften  dieses  Ge- 
setzes*) spätestens  am  nächstfolgenden  Tage  nach  der  Geburt  oder 
deni  Todesfall  von  dem  Schiffer,  unier  Zuziehtmg  von  zwei  Schiffs- 
Offizieren  oder  anderen  glaubhaften  Personen,  in  dem  Tagebuche  zu 
hearhtnden.  Bei  Sterbefällen  ist  zugleich  die  muthmassliche  Ursache 
des  Todes  zu  vermerken. 


*)  In  dieser  Hinsicht  kommen  in  Betracht: 

§  22  Die  Iiliiitra§ung  des  Gehurisf alles  soll  enthalten :  1.  Vor-tind  Familien^ 
namen,  Stand  oder  Geioerbe  und  Wohnort  des  Anzeigenden  (lallt  natürlich  fort) ; 
2,  Ort,  Tag  und  Stunde  der  Geburt)  3.  Geschlecht  des  Kindes]  4.  Vornamen  des 
Kindes;  ö.  Vor-  und  Familiennamen^  Religion ^  Stand  oder  Geioerbe  und 
Wohnort  der  Eltern,  Bei  Zwillings^  oder  Mehrgeburten  ist  die  Eintragung 
für  jedes  Kind  besonders  tmd  so  genau  zu  bewirken ,  dass  die  Zeitfolge  der 
fßrschiedenen  Geburten  ersichtlich  ist.  Standen  die  Vornamen  des  Kindes 
zur  Zeit  der  Anzeige  noch  nicht  fest,  so  sind  dieselhen  nachträglich  und 
längstens  binnen  zwei  Monaten  nach  der  Geburt  anzuzeigen.  Ihre  Eintragung 
erjolgi  am  Rande  der  ersten  Eintragung. 

§  23  Wenn  ein  Kind  todtgeboren  oder  in  der  Geburt  verstorben  ist^  so 
muss  die  Anzeige  spätestens  am  nächstfolgenden  Tage  geschehen.  Die  Ein- 
tragung ist  alsdann  mit  ilem  im  §22  unter  Nr.  1  bis  3  und  ö  angegebenen 
Inhalte  nur  im  Sterberegister  zu  machen. 

§  59  Die  Eintragung  des  Sterbe f alles  soll  enthalten:  7.  Vor- und  Familien- 
namen^ Stand  oder  Gewerbe  und  Wohnort  des  Anzeigenden  (TdWUoYi)'^  2.  Ort, 
Tag  und  Stunde  des  erfolgten  Todes  /  3.  Vor-  und  Familiennamen^  Religion^ 
AUery  Stand  oder  Gewerbe ^  Wohnort  und  Geburtsort  des  Verstorbenen; 
4.  Vor-  und  Familiennamen  seines  Ehegatten,  oder  Vermerk,  dass  der  Ver- 
storbene ledig  gewesen  sei;  Ö,  Vor-  und  Familiennamen ,  Stand  oder  Ge- 
werbe und  Wohnort  der  Eltern  des  Verstorbenen,  Soweit  diese  Verhältnisse 
unbekannt  sind-,  ist  dies  bei  der  Eintragung  ztt  vermerken. 
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§  62  Der  Schiffer  hat  zwei  von  ihm  beglaubigte  Abschriften 
der  Urhunden  demjenigen  Seemannsamte,  bei  dem  es  zuerst  geschehen 
Jcami,  zu  übergeben.  Eine  dieser  Abschriften  ist  bei  dem  Seemamis- 
amte  aufzubewahren,  die  andere  ist  demjenigen  Standesbeamten,  in 
dessen  Sezirk  die  Eltern  des  Kindes,  beziehungsweise  des  Verstotbenefh 
ihren  Wohnsitz  haben  ,oder  zuletzt  gehabt  haben,  behufs  der  Em- 
tragung  in  das  Register  zuzufertigen. 

§  63  Ist  der  Schiffer  verstorben  oder  verhindert,  so  hat  der 
Steuermann  die  in  den  §§  61  und  62  dem  Schiffer  auferlegten  Ver- 
pflichtungen zu  erfüllen. 

§  64  Sobald  das  Schiff  in  den  inländischen  Hafen  eingelaufen 
ist,  in  welchem  es  seine  Fahrt  beendet,  ist  das  Tagebuch  der  für  deth 
Standesbeamten  des  Hafenorts  zuständigen  Aufsicfitsbehörde  vorzu- 
legen. Diese  hat  beglaubigte  Abschrift  der  in  das  Tagebuch  einge- 
tragenen Standesurkunde  dem  Standesbeamten,  in  dessen  Register  der 
FaU  gehört  (§  62),  behufs  KontroUrung  der  Eintragungen  zuzu- 
stellen, 

§  53. 

Wenn  der  Schiffer  während  der  Heise  stirbt,  ist  der  Steuennann 
verpflichtet,  für  die  Beschaffung  eines  Nachweises  über  den  Todes- 
fall und  für  den  Nachlass  nach  Massgabe  der  vorstehenden  Bestim- 
mungen (§  52)  zu  sorgen. 

§  54. 

Der  Schiffsmann  ist  verpflichtet,  während  der  ganzen  Reise,  ein- 
schliesslich etwaiger  Zwischenreisen,  bis  zur  Beendigung  der  Rück- 
reise im  Dienste  zu  verbleiben,  wenn  in  dem  Heuen^erirage  nicJU  ein 
Anderes  bestimmt  ist. 

Unter  Rückreise  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmung  ist  die 
Reise  nach  dem  Hafen  zu  verstehen ,  von  welchetn  das  Schiff  seine 
Ausreise  angetreten  hat  Wenn  jedoch  das  Schiff  von  einem  nicht 
europäischen  Hafen  oder  von  einem  Hafen  des  Schivarzen  oder  des 
Azowschen  Meeres  kommt  und  dasselbe  seine  Ausreise  von  einem 
deutschen  Hafen  angetreten  hat,  so  gilt  auch  jede  der  nachstehefid  be- 
zeichneten Reisen  als  Rückreise,  falls  der  Schiffer  spätestens  alsbald 
nach  der  Ankunft  die  Reise  der  Schiffsmannschaft  gegenüber  für  be- 
endigt erklärt: 

1.  die  Reise  nach  jedem  anderen  deutschen  Hafen, 

2.  die  Reise  nach  einem  ausserdeutschen  Hafen  der  Nordsee  oder 
nach  einem  Hafen  des  Kanals  oder  Grossbritanniens, 

3.  sofern  das  Schiff  seine  Ausreise  von  einem  Hafen  der  Ostsee 
angetreten  hat,  auch  die  Reise  nach  einem  ausserdeutscJhen 
Hafen  der  Ostsee  oder  nach  einem  Hafen  des  Sundes  oder  des 
Kattegats. 

Endet  die  Rückreise  nicht  in  dem  Hafen,  von  welchem  das  Schiff 
seine  Ausreise  angetreten  hat,  so  hat  der  Schiffsmann  Anspn^ch  auf 
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freie  ZurücJcbeßrderung  (§§  65,  66)  nach  diesem  Hafen  und  auf 
Forfbemg  der  Heuer  währmd  der  Reise  oder  nach  seiner  Wahl  auf 
tm  entdeckende  Vergühmg. 

§55. 

Nach  beendigter  Reise  Jcann  der  Schiffsmann  seine  Entlassung 
mcht  früher  verlangen,  als  bis  die  Ladung  gelöscht,  das  Schiff  ge- 
reinigt und  im  Hafen  oder  an  einem  anderen  Orte  festgemacht,  auch 
(He  etwa  erforderliche  Verklarung  abgelegt  ist. 

§66. 

Der  Heuerverirag  endet,  wenn  das  Schiff  durch  einen  Zufall  dem 
Nieder  verloren  geht^  insbesondere 
wenn  es  verunglückt; 

wenn  es  als  reparaturunfähig  oder  reparaturunwürdig  kondem- 
nirt  (Art.  4M  des  allg.  Deutschen  Handelsgesetzbuchs)  und  in 
dem  letzteren  Falle  ohne  Verzug  öffentlich  verkauft  wird; 
wenn  es  geraubt  tvird; 

wenn    es    aufgebracht   oder  angehalten  und  für  gute  Prise  er- 
klärt wird. 
Dem  Schiffsmann  gebührt  alsdann  nicht  allein  die  verdiente  Heuer 
(§  6T),  sondern  auch  freie  ZurückbefÖrderung  (§§  65,  66)  nach  dem 
Hafen ^  von  welchem  das  Schiff  seine  Ausreise  angetretcfi  hat,  oder 
meh  Wahl  des  Schiffers  eine  entsprechende  Vergütung. 

1.  Der  Verlust  des  Schiffes  ftir  den  Rheder  bildet  nach 
diesem  Paragraphen,  wie^bereits  nach  Art«  542  H.G.B.,  nicht  ^^einen 
Grund  zur  Entlassung  der  Schiffsmannschaft^',  sondern  ist  selbst  eine 
nEriöschungsart  des  Heuervertrages".  Man  gelangte  hierzu  auf 
der  Hamburger  Konferenz  durch  folgende  Erwägung.  Die  Mann- 
schaft sei  lediglich  dazu  angenommen,  um  auf  dem  bestimmten 
..Schiffe  Dienste  zu  leisten'*.  Daher  müsse  ihr  Verhältniss  zum 
Schiffer  und  Rheder  in  „dem  Augenblick,  in  welchem  ihre  Dienst- 
leistung durch  den  Untergang  des  Schiffes  unmöglich  geworden 
sei,  von  selbst  und  ohne  eine  weitere  Willenserklärung  des  Schiffers 
gelöst  werden«  (Prot  IV  S.  1987  f.).  Diese  Deduktion  ist  m.  E. 
durchaus  zutreffend.  Es  wird  wohl  schwerlich  jemals  vorkommen, 
dass  die  Mannschaft  fiir  einen  bestimmten  ^itraum  angeheuert 
wird,  sondern  sie  wird  für  eine  Reise  oder  mehrere  Reisen  ange- 
iiominen,  so  dass  also  der  Heuerkontrakt  mit  Beendi^tmg  der  Reise 
ohne  besondere  vorgängige  Aufkündigung  zu  Ende  geht.  Geht 
das  Schiff  zu  Grunde  oder  geht  es  auch  nur  dem  Schiffer  ver- 
loren, 80  nimmt  damit  unzweifelhaft  die  jetzige  Reise  und  überhaupt 
jede  Reise,  für  welche  der  Schiffsmann  geheuert  ist,  ihr  Ende,  und 
damit  erlischt  der  Heuerkontrakt. 

2.  Der  Anspruch  des  Schiffsmanns  auf  freie  Zurückbe- 
fÖrderung ist  nicht  lediglich   aus   Billigkeitsrücksichten  zu  er- 
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klären  (Prot,  der  Hamb.  Konf.  IV  S.  1988),  sondern  ist  eine  Folge 
des  im  H.  G.  B.  und  in  der  Seemanns -O.  ganz  allgemein  auf- 
gestellten Prinzips,  dass  der  Schiffsmann,  wenn  die  Rückreise  nicht 
in  dem  Hafen  endet,  von  welchem  das  Schiff  seine  Ausreise  ange- 
treten hat  (H.Ö.B.:  wo  er  selbst  geheuert  ist)  freie  Zurückbeför- 
derung  nach  diesem  Hafen  verlangen  kann. 

8  67. 

Der  Schiffer  kamt  den  Schiff sniann ,  ahgeseJien  von  den  in  denn 
Heuervertrage  bestimmten  Fällen,  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  enttasseti: 

1.  so  lange  die  Reise  noch  nicht  angetreten  ist,  wenn  der  Schiffs- 
mann  eu  dem  Dienste,  zu  tvelcheni  er  sich  verheuert  hat,  un- 
tauglich  ist; 

2.  wenn  der  Schiffsmann  eines  groben  Dienstvergehens,  insbeson- 
dere des  wiederholten  Ungehorsams  oder  der  fortgesetzten 
Widerspenstigkeit,  der  Schmuggelei  sich  schuldig  macht; 

3.  wenn  der  Schiffsmann  des  Vergehens  des  Diebstahls,  Betrugs, 
der  Untreue,  Unterschlagung,  Hehlerei  oder  Fälschimg,  oder 
einer  nach  dem  Strafgesetzbuche  mit  Zuchthaus  bedrohten  Hand- 
lung sich  schuldig  macht; 

4.  wenn  der  Schiffsmann  mit  einer  syphilitischen  Krankheit  be- 
haftet ist,  oder  wenn  er  durch  eine  unerlaubte  Handlung  eine 
Krankheit  oder  Verwundung  sich  zusieht,  tcelche  ihn  arbeits- 
unfähig macht; 

5.  wenn  die  Reise,  für  tvelche  der  Schiffsmann  geheuert  war, 
wegen  Krieg,  Embargo  oder  Blokade,  oder  wegen  eines  Aus- 
fuhr- oder  Einfuhrverbots  odet'  wegen  eines  anderen,  Schiff  oder 
Ladung  betreffenden  Zufalls  nicht  angetreten  oder  fortgesetzt 
werden  kcmn. 

Die  Entlassung^  sowie  der  Qrund  derselben  muss^  sobald  es  ge- 
schehen kann,  dem  Schiffsmann  angezeigt  und  in  den  Fällen  rfa* 
Ziffern  2,  3,  4  in  das  Schiffsjournal  eingetragen  werden, 

1.  Die  Dauer  der  Dienstzeit  der  Schiffsleute  beruht  lediglich 
auf  dem  Uebereinkommen  dieser  und  des  Schiffers ,  d.  h.  auf  dem 
Heuervertrag.  Demgemäss  können  in  diesem  auch  die  Gründe 
aufgestellt  werden,  welche  den  Schiffer  berechtigen,  vor  Ablauf  der 
Kontraktszeit  den  Schiffismann  zu  entlassen  (z.  B.  Verkauf  des 
Schiffes  im  Auslande  —  Prot,  der  Hamb.  Konf.  IV  S.  2006.  VID 
S.  8842  — ).  Gewisse  Entlassungsff runde  aber  hat  im  Interesse 
der  Rheder  und  der  Schifffahrt  aas  Gesetz*)  aufstellen  müssen, 
weil  die  Aufführung  im  Heuerkontrakt  die  Einwilligung  des  Schiffs- 
mannes voraussetzt,  welche  nicht  immer  zu  erlangen  sein  dürfte. 

2.  In  Ziff.  1  gewährt  einen  Entlassungsgrund  der  Umstand; 
dass  der  Schiffsmann  die  Dienste,  zu  denen  er  angeheuert  ist,  der 
Schiffszimmermann  alsoz.  B.  die  beso  nderen  Dienste  eines  solchen, 

•)  Sie  finden  eich  bereits  alle  im  H.O.B.  Art.  543. 
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nicht  etwa  Seemanusdienste  überhaupt  zu  leisten  nicht  im  Stande 
ist;  ein  Grundsatz^  der  den  Prinzipien  des  Civikechts  durchaus 
konform  ist,  indem  bei  einer  locatio  conductio  operarum  der  con- 
dudoTy  bevor  er  dem  locaior^  „der  zu  den  versprochenen  Diensten 
sich  anfähig  zeigt",  die  bedungene  merces  vorenthält,  nicht  erst  zu 
untersuchen  hat,  ob  derselbe  „nicht  etwa  zu  anderen  Diensten  ver- 
wendet werden  könnte"  (Prot,  der  Hamb.  Konf.  IV  S.  1990).  Es  ist 
dies  jedoch  ein  Entlassungs^und  nur  so  lange  die  Reise  noch  nicht 
angetreten  ist.  lieber  die  ^Folge  des  in  Rede  stehenden  ümstan- 
des  nach  Antritt  der  Reise  trim;  der  §  34  die  Bestimmung. 

3.  Unter  der  „unerlaubten  Handlung*'  der  Ziff.  4  ist  besonders 
an  Schlägereien  gedacht  (Prot.  IV  S.  1994). 

4.     Ueber  den  Begriff  der  Blokade  in  Ziff.  5  vgl.  die  Ausfüh- 
rungen zu  Art.  517  H.G.B.  (oben  S.  124  f.). 

Zu  beachten  ist  noch,  dass  Ziff.  5  nur  auf  den  Fall  anwendbar 
ist,  wo  der  Schiffsmann  gerade  zu  dieser  bestimmten  Reise  ge- 
heuert, oder  zwar  auf  unbestimmte  Zeit  angenonunen,  aber  zu 
dieser  Reise  „beordert"  ist,  wogegen  die  vorangegangenen  Ziffern 
sich  „auf  alle  Fälle  der  Anstellung'^  beziehen,  „also  auch  auf  den 
allerdings  seltenen  Fall  einer  Anstellung  auf  bestimmte  2ieit  oder 
für  Lebensdauer'^  (Prot.  IV  S.  1995). 

§58. 

Dem  Schiffsmmm  gebührt  in  den  Fällen  der  Ziffern  1  bis  4  des 
ß  57  nicht  mehr  als  die  verdiente  Heuer  (§  67),  in  den  Fällen  der 
Ziffer  5  hat  er,  wenn  er  nach  Antritt  der  Reise  entlassen  wird, 
mcht  allein  auf  die  verdiente  Heuer,  sondern  auch  auf  freie  ZuriXck- 
leforderung  (§§  65,  66)  nach  dem  Hafen,  von  welchem  das  Schiff 
seine  Au^eise  angetreten  hat,  oder  nach  Wahl  des  Schiffers  auf 
me  efUsprechende  Vergütung  Anspruch. 

§  59. 

Der  fisr  eine  Reise  geheuerte  Schiffsmann,  welcher  aus  anderen 
als  aus  den  in  dem  §  57  erwähnten  Gründen  vor  Ablauf  des  Heuer- 
vertrages enäassen  wird,  behält,  wenn  die  Entlassung  vor  Antritt 
der  Meise  erfolgt^  als  Entschädigung  die  etwa  empfangenen  Hand- 
und  Vorschussgelder,  soweit  dieselben  den  üblichen  Betrag  nicht  über- 
steigen. 

Sind  Hand-  und  Vorschussgelder  nicht  gezahlt,  so  hat  er  als 
Entschädigung  die  Heuer  für  einen  Monat  zu  fordern. 

Ist  die  Entlassung  erst  nach  Antritt  der  Reise  erfolgt,  so  hat 
^  AnsprtH^  auf  freie  Zurüclcbefördertmg  (§§  65,  66)  nach  dem 
Hafen ,  von  welchem  das  Schiff  seine  Ausreise  angetreten  oder  nach 
Wahl  des  Schiffers  auf  eine  entsprechende  Vergütung.  Auch  erhält 
er  ausser  der  verdienten  Heuer  (§  67)  noch  die  Heuer  für  zwei  oder 
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vier  Monate,  je  nachdem  er  in  einem  europäischen  (§  70)  oder  in 
einem  nichteuropäischen  Hafen  entlassen  ist,  jedoch  nicht  mehr  ak 
er  erhalten  haben  würde,  wenn  er  erst  nach  Beendigung  der  Reise 
entlassen  worden  wäre. 

1.  Wenn  der  Schiffer,  abgesehen  von  den  im  Gesetz  nachge- 
lassenen Fällen,  den  Schiffsmann  vor  Ablauf  der  Eontraktszeit  ent- 
lässt,  so  würde  dieser  an  sich  Anspruch  auf  das  volle  Interesse 
haben ,  d.  h.  auf  Ersatz  aller  der  Nachtheile ,  die  ihm  durch  die 
vorzeitige  Entlassung  erwachsen  sind.  Diesen  Anspruch  kann  der 
Schiffsmann  auch  nach  dem  heutigen  Recht  geltend  machen  in  den 
Fällen^  wo  er  auf  eine  bestimmte  Zeit  oder  auf  Lebenszeit  ange- 
stellt ist  (Prot.  IV  S.  2001.  VIII  S.  8843).  Für  den  ungleich  hau- 
gger  vorkommenden,  ja  durchaus  die  Resel  bildenden  Fall;  dass 
der  Schiffsmann  für  eine  bestimmte  Reise  geheuert  ist,  hat  der  vorlie- 
gende Paragraph  der  Seemanns-0.  (wie  bereits  dasH.Gr.B.im  Art.545) 
um  den  sonst  zu  besorgenden  häufigen  Streitigkeiten  vorzubeugen 
und  „einerseits  die  Rheder  vor  unbilligen  Ansprüchen,  anderer- 
seits .  die  Mannschaft  vor  ungerechtfertigten  Ausflüchten'^  zu 
schützen  (Prot.  IV  S.  1996),  selbst  die  Ansprüche  normirt,  welche 
der  Schiffsmann  geltend  zu  machen  berechtigt  ist.  Sie  gehen  auf 
Ersatz  des  muthmasslich  entgangenen  Gewinns  und  Beseitigung 
des  Schadens,  der  ihm  daraus  erwachsen  würde ,  dass  er  sich  bei 
der  Entlassung  an  einem  anderen  Orte,  als  in  dem  Abgangshafen 
des  Schiffes  befindet.  Dem  ausdrücklich  für  eine  bestimmte  Reise 
geheuerten  Schiffsmann  ist  der  gleichzusetzen,  der,  auf  unbestimmte 
Zeit  angestellt,  „die  Einberufung  zu  einer  bestimmten  Reise  bereits 
angenommen  hat''  (Prot.  VIII  S.  3843). 

2.  Wenn  der  Abs.  1  dem  vor  Antritt  der  Reise  entlassenen 
Schiffsmann  als  Entschädigung  ,.die  empfangenen  Hand-  und 
Vorschussgelder  zuspricht,  aoer  nur  soweit  dieselben  den  üb- 
lichen Betrag  nicht  übersteigen,  so  soll  damit  jenem  ein  Recht  auf 
solchen  Vorschuss  abgesprochen  werden,  den  er  nur  auf  seine 
Bitte  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Verhältnisse,  z.  B.  mit 
Rücksicht  auf  seine  und  seiner  Familie  augenblicklichen  Bedürf- 
nisse erhalten  hat  (Prot.  IV  S.  3844). 

3.  Im  Abs.  3  wird  dem  Schiffer  die  Wahl  gegeben,  ob 
er  den  Schiffsmann  nach  dem  Ausreise-Hafen  frei  zurücKbefi)rdern 
oder  statt  dessen  demselben  eine  angemessene  Entschädigung  ge- 
währen, will.  Dem  Schiffsmann  steht  ein  solches  Wahlrecht  nicht 
zu ;  nimmt  er  die  ihm  vom  Schiffer  angebotene  Zurückbeförderung 
nicht  an,  so  kann  er  eine  Vergütung  deshalb  nicht  verlangen.  Das 
Gesetz  will  nämlich  durch  die  Entschädigung,  welche  es  dem 
Schiffsmanne  zuspricht,  nur  Schaden  von  demselben  abwenden, 
aber  ihm  nicht  die  Mödichkeit  gewähren,  auf  Kosten  des  Rheders 
einen  Gewinn  zu  machen,  was  unbedingt  der  Fall  sein  würde, 
wenn  der  Schiffsmann  statt  der  Zurückbeförderung  eine  Geldent- 
schädigimg verlangen  könnte,  obwohl  er  sich  sofort  nach  der  Ent- 
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lassuDg  wieder  verheuert  hatte.  Ob  die  Entschädigung  angemessen, 
entscheidet  arbitriu/m  iudids. 

4.  Die  Entschädigung  für  den  entgangenen  Ge- 
winn ist  bemessen  nach  dem  Betrage  der  Heuer  für  die  Dauer 
der  noch  zurückzulegenden  Reise.  Doch  soll  dieser  Betrag  die 
Höhe  einer  zweimonatlichen  resp.  viermonatlichen  Heuer  nicht 
übersteigen,  je  nachdem  der  Schiffsmann  in  einem  europäischen 
oder  nichteuropäischen  Hafen  entlassen  ist.  Der  Grund  dieser 
Vorschrift  ist  derselbe,  welcher  für  den  Ausschluss  der  Wahl  des 
Schififemannes  zwischen  Zurückbefbrderung  und  Vergütung  mass- 
gebend war.  Die  Dauer  der  Reise  ist  durch  sachverständige  Ab- 
schätzung festzustellen.  Doch  ist  für  den  Fall,  dass  nach  dem 
Heuerkontrakt  die  Entlassung  des  Schiflfemannes  in  einem  deutschen 
Hafen  hätte  erfolgen  sollen,  für  Segels.chiffe*)  die  Feststellung  vom 
Gesetze  selbst  im  §  60  getroffen. 


§60.. 

Wenn  die  Vorschrift  am  Schlüsse  des  vorstehenden  Paragraphen 
Anwendimg  findet^  und  der  Schiffsmann  nach  Beendigung  der  Reise 
in  einem  deutschen  Hafen  entlassen  worden  wäre^  so  wird,  um  die 
ihm  ausser  d^  verdienten  Heuer  gebührende  Heuer  m  bestimmen, 
die  Dauer  der  Reise  eines  Segelschiffes  gerechnet: 

norch  Häfen 


von  Häfen: 

L  der  Nordsee  bis  zum  61.  Grade  nördlicher  Breite 
und  des  Englischen  Kanals  zu      .;.... 
2,  der  Ostsee  und  der  angrenzmden  Gewässer  zu 

5,  in  Europa  ausserhalb  des  Englischen  Kanals  und 
bis  zur  Strasse  von  Gibraltar  mit  Einschluss  der 
Azoren^  soune  der  Nordsee  über  den  61.  Grad 
nordlicher  Breite  hinaus  und  ausserhalb  der  Nord- 
see bis  zum  Nordkap  einschliesslich  zu  ,     .     ,     , 

4.  des  Mittelmeeres,   des  Schwarzen  und  Azowschen 

Meeres  zu       .     .     , 

0.  in  Europa^  östlich  des  Nordkaps  zu       .... 

6,  der  Osthuste  Amerikas  von  Quebeck  bis  Bio  de 
Janeiro  einschliesslich  zu 

7,  südlich  von  Bio  de  Janeiro  bis  Kap  Hom  ein- 
schliesslich zu 


der 
Nord- 
see 


der 
Ostsee 


Monaten 


1 


2 
2 

2 

^     2 


1 


2 

2 

2^1, 
3 


*)  Für  Dampfschiffe  würde  daher  auch  in  diesem  Falle  die  FcststelluDg 
der  Daaer  der  noch  zurückzulegenden  Reise  durch  Sachverständige  zu,  er- 
folgen haben.     • 
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von  Häfen: 

8.  der  Westküste  Amerikas  von  Kap  Hom  bis  Pa^ 
nama  einschliesslich  zu 

9.  der  Westküste  von  Afrika  nördlich  vom  Aequator 
einschliesslich  der  Kanarischen  und  Kapverdischen 
Inseln  zu *    .     . 

10.  südlich  vom  Aequator  bis  zum  Kap  der  guten 
Hoffnung  einschliesslich  zu        

11,  jenseits  des  Kap  der  guten  Hoffnung,  diesseits  des 
Kap  Komorin  mit  Einschluss  des  Bothen  Meeres 
und  des  Persischen  Golfs  zu 

X^.  von  den  sonstigen,  vorstehend  nicht  mit  einbe- 
griff enen  Häfen  zu 


der 
Word- 

see 


nach  Häfm 


der 


Monaten 

2 
4 


03/ 

i 
i 


§61. 

Der  Schiffsmann  kann  seine  Entlassung  fordern: 

1,  wenn  sich  der  Schiffer  einer  schweren  Verletzung  seiner  ihm 
gegen  denselben  obliegenden  Pflichten,  insbesondere  durch  Miss- 
handlung  oder  duirch  grundlose  Vorenthaltung  von  Speise  und 
Trank  schuldig  macht: 

2,  wenn  dcts  Schiff  die  Flagge  wechselt; 

3,  wenn  nach  Beendigung  der  Ausreise  eine  Zwischenreise  be- 
schlossen, oder  tvenn  eine  Zwischenreise  beendigt  ist^  sofern 
seit  dem  Dienstantritt  ztvei  oder  drei  Jahre,  je  nachdem  das 
Schiff  in  einem  europäischen  (§  70)  oder  in  einem  nichteuro- 
päischen Hafen  sich  befindet,  verflossen  sind. 

Der  Wechsel  des  Rheders  oder  Schiffers  giebt  dem  Schiffsmami 
kein  Becht,  die  Entlassung  zu  fordern. 

1.  Wegen  grober  Verletzung  des  Kontraktsverhältnisses  von 
Seiten  des  Schiffers  konnte  bereits  nach  Art.  547  Abs.  1  H.G.B. 
der  Schiüsmann  seine  Entlassung  fordern ;  eben  so  war  schon  nach 
Art.  539  Abs.  1  H.G.B,  (in  Verbindung  mit  Art.  540)  der  Schiffs- 
mann,  der  sich  nicht  ausdrücklich  für  eine  längere  Zeit  verheuert 
hatte ,  nach  Ablauf  von  2  resp.  3  Jahren  nach  dem.  Dienstantritt 
berechtigt,  dies  zu  thun  unter  der  Voraussetzung,  dass  entweder 
nach  Vollendung  der  Ausreise  oder  nach  Vollendung  einer  Zwi- 
schenreise nicht  die  Rückreise  angeordnet  ward,  sondern  andere 
Dispositionen  über  das  Schiff  geti*oflfen  wurden.  Neu  hinzugekom- 
men ist  der  Wechsel  der  Nationalität,  der  übrigens  im  Preuss.  Ent- 
wurf des  H.G.B.  (Art.  459)  unter  den  Gründen  aufgeführt  wurde, 
aus  denen  der  SchifiBmann  seine  Entlassung  verlangen  durfte. 

2.  Die  Bestimmung  des  §  61  ist  nicht,    wie  die*  des  §  59  auf 
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den  Schiffsmann  zu  beschränken^  welcher  für  eine  beBtimmte  Reise 
geheuert  ist  Vielmehr  greifen  die  Sätze  der  Ziff.  1  und  Ziff.  2  Platz 
Sei  allen  möglichen  Arten  der"  Anheuerung  (Prot,  zum 
H.6.B.  Vin  S.  8844);  mag  der  Schiffismann  fiir  eine  bestimmte  Reise, 
auf  bestimmte  Zeit;  auf  unbestimmte  oder  auf  Lebenszeit  angestellt 
seiD.  Der  Satz  der  Ziff.  3  erhält  seine  Beschränkung  durch  den  §  62 
Ziff.  1.  Danach  findet  die  Bestimmung  Anwendung  auf  den  Schiffs- 
msLun,  der  sich  verheuert  hat  für  eine  bestimmte  Reise  (aus  und  zu 
Haus);  fiir  eine  unbestimmte  Zahl  von  Reisen  und  auf  unbestimmte 
Zeit;  und  als  Verheuerung  auf  solche  Zeit  ist  unzweifelhaft  auch  die 
Verheuerung  auf  Lebenszeit;  wenn  solche  überhaupt  vorkommen 
sollte;  anzusehen. 

Selbstverständlich  ist  der  Schiffsmann ;  der  sich  zu  einer  be- 
stimmten Reise  verheuert  hat;  berechtigt;  seine  Entlassung  zu  for- 
dern, wenn  vom  Schiffer  eine  ganz  andere  unternommen  wird  (Prot, 
zum  H.G.B.  IV  S.  2007),  denn  diese  ist  nicht  Gegenstand  des  Kon- 
traktsverhältnisses; welches  er  eingegangen  ist. 

3.  Der  dem  Art.  547  H.G.B.  zu  Grunde  liegende  Preuss. 
Entwurf  des  H.G  B.  Art.  459  räumte  nach  dem  Vorbilde  des  Hollän- 
dischen H.G.B.  Art.  440  deili  Schiffsmann  das  Recht,  seine  Ent- 
lassung zu  fordern;  auch  ein  in  dem  Falle: 

<* 

icem  vor  dem  Beginn  der  Reise  der  Staat  in  einen  Seekrieg  ver- 
vrickeli  wird,  und  nach  der  Richtung  der  Reise  Kriegsgefahr 
fi^  das  Schiff  wahrscheinlich  wird. 

Die  Hamburger  Konferenz  hat  jedoch  die  Streichung  dieses  Satzes 
beschlossen,  weil  derselbe  ;;in  der  Bezeichnung  der  Nähe  der 
Kriegsgefahr  eine  Unbestimmtheit  behalten  wurde,  welche  Streitig- 
keiten eher  zu  erzeugen,^  als  abzuhalten  geeignet  wäre"  (Prot.  IV 
S.  1559 f.  S.  2004);  und  so  ist  derselbe  auch  in  die  Seemanns -O. 
nicht  aufgenommen  worden.  £s  wurde  jedoch  bereits  auf  der 
Hamburger  Konferenz  angenommen,  dass,  wenn  ,;wirklich  ernst- 
liche Gefahr  für  die  Person  oder  fiir  Hab'  und  Gut^*  vorhanden 
^äre.  der  Schiffsmann  gegen  die  Zumuthung,  die  Reise  fortzusetzen 
.,auch  ohne  eine  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung  bei  ledem 
Richter  Schutz  finden"  würde.  Nun  ist  zwar  unter  den  Gründen; 
aus  denen  der  Schiffer  den  Schiffsmann  vor  Ablauf  der  Kontrakt- 
zeit entlassen  darf  auch  der  angeführt;  dass  die  Reise  wegen  Krieg, 
Embargo  oder  ßlokade  nicht  angetreten  oder  fortgesetzt  werden 
kann  (§  57),  während  sich  ein  solcher  unter  den  Gründen,  aus 
denen  der  öchiffsmann  seine  vorzeitige  Entlassung  zu  fordern  be- 
rechtigt ist;  nicht  findet.  Allein  daraus  ist  noch  nicht  zu  folgern; 
dass  &e  Seemanns-O.  dem  Schiffsmann  das  Recht  hierzu  in  diesem 
Falle  hat  absprechen  wollen.  Denn  besonders  aufoeföhrt  sind 
überhaupt  nur  solche  Gründe,  wegen  deren  der  Schiffsmann  nicht 
bereits  nach  den  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  seine  Ent- 
lassung zu   fordern  befugt  ist,  indem  diese  selbstverständlich  auch 

11* 
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für  das  Verhältniss  von  Schiffsmann  und  Schiffer  als  massgebend 
angenommen  wurden  (Prot,  zum  H.G.B.  IV  S.  2007).  Es  heisst 
aber  in  L.  27  §  1  Locati  (19,  2):  Iterum  inierrogatus  est,  $i  quis 
timoris  cama  emigrasset,  deberet  mercedem  necne.  respondit,  $i  ca/usa 
fi$isset,  cur  periculum  timeret^  quamvis  periculum  vere  non  fuisset, 
tarnen  non  debere  mercedem:  sed  si  causa  timoris  iusta  non  fuissety 
nihilo  minus  debere.  Diese  Stelle  handelt  allerdings  nur  von  der 
Sachmiethe^  dass  aber  der  darin  ausgesprochene  Grundsatz,  dass 
ein  Miethskontrakt  durch  gegründete  Furcht  vor  einer  mit  der  Er- 
füllung desselben  verbundenen  Gefahr  aufgehoben  wird,  auch  An- 
wendung findet  auf  die  Dienstmiethe,  ergiebt  sich  aus  L,  22  C, 
De  hcato  (4,  65),  wonach  der  Richter  auf  Ausführung  einer  locatio 
conductio  operarum  zu  erkennen  hat,  quatenus  bona  fides  pa- 
titur»  Zu  entscheiden,  ob  wirklich  durch  den  Krieg  Leib  und 
Gut  der  Schiffsleute  gefährdet  wurde,  gebührt  dem  Richter,  der 
die  Sachlage  des  konkreten  Falls  in  Betracht  zu  ziehen  hat.  Doch 
wird  dieser  die  aus  einer  gegründeten  Furcht  sich  ergebenden 
Folgen  stets  zu  statuiren  haben,  wenn  das  Seemannsamt  (vgl.  §  64) 
die  Weigerung  des  Schiffsmanns,  die  Reise  fortzusetzen,  als  ge- 
rechtfertigt anerkannt  hat;  da  dem  Schiffsmann  kein  unbefange- 
nerer Sinn,  als  dem  Beamten  zuzutrauen  ist.  Der  Punkt  ist  übri- 
gens kontrovers.  Das  Reichs-Ober-Handels-Gericht  steht  (in  einem 
freilich  noch  unter  der  Herrschaft  des  H.G.B.  erlassenen  Erkennt- 
niss  vom  4.  Januar  1875  -  Entsch.  VHI  Nr.  81  S.  345-348  — ) 
auf  dem  hier  vertretenen  Standpunkt.  Allein  das  Hamburger 
Obergericht  scheint  eine  Argumentation ,  wie  sie  hier  gecreben, 
nicht  für  richtig  zu  halten  (vgl.  Erk.  vom  19.  Januar  1871  in 
Goldschmidt's  Zeitschrift  XYlII  S.  572—575)  und  der  Kriminal- 
Senat  des  Berliner  Ober-Tribunals,  welcher  in  einem  Erkenntniss 
vom  5.  Mai  1871  die  Weigerung  der  Schiffsleute,  die  Reise  fort- 
zusetzen, nach  §§  4.  7.  8  des  Preuss.  Ges.  vom  31.  März  1841 
für  strafbar  erklärt,  spricht  es  geradezu  aus,  dass  der  Ausbruch 
eines  Krieges  den  Schiffsmann  keineswegs  von  der  Verpflichtung 
befreie,  den  Anordnungen  des  Schiffers  unweigerlichen  Uehorsam 
zu  leisten  (Entsch.  des  O.-Trib.  LXVI  Nr.  48  —  Krim.  Sen.  Nr.  2  — 
S.  9*  ff.  bes.  S.  13*). 

§63. 

In  dem  FaTle  des  §  61  Ziffer  3  kann   die  Entlassung  nicht  gc- 
fordert  werden: 

1,  ivenn  der  Schiffsmann  für  eine  längere  als  die  daselbst  ange- 
gebene Zeit  sich  verhmert  hat.  Die  Verheuerung  auf  unhe- 
stimmte  Zeit  oder  mit  der  allgemeine^i  Bestimmung,  dass  nach 
Beendigung  der  Ausreise  der  Diefhst  für  alle  Meisen,  welche 
noch  beschlossen  werden  möchten,  fortzusetzen  sei,  wird  als 
Verheuerung  auf  solche  Zeit  nicht  angesehen-^ 

2.  sobald  die  BücJcreise  a^ngeordnet  ist. 


Von  der  Schiffs  mannschaft.  165 

§  63. 

Der  Schiffsmatm  hat  in  den  Fällen  der  Ziffer^n  1  und  2  des 
§  61  dieselben  Änspriiche^  welche  für  den  Fall  des  §  59  bestimmt 
shid;  in  dem  Falle  der  Ziffer  3  gebührt  ihm  nicht  mehr,  als  die  ver- 
diente  Hei4er  {§  67). 

§64. 

j&w  Ausla/nde  darf  der  Schiff stnarm,  wehher  seine  Entlassimg 
fordert,  ausser  in  dem  FaUe  eines  Flaggemoechsels ,  nicht  ohne  Ge- 
nehmigung  eines  Seemannsamtes  (§  lOS)  den  Dienst  verlassen, 

För  die  Uebertretung  dieser  Vorschrift  ist  in  §  83  eine  Geld- 
strafe statuirt. 

§65. 

Weifvn  nach  den  Bestimmimgen  dieses  Gesetzes  ein  Anspruch  auf 
freie  ZtmlcJcbeförderung  begründet  ist,  so  unifasst  derselbe  a/uch  den 
Viüerhalt  tvahrend  der  Reise. 

Darüber,  dass  der  Schiffsmann  nicht  auch  Kleidung  zu  fordern 
berechtigt  ist,  s.  oben  die  Ausfuhrungen  (S.  125  f.)  zum  Art  517 
Abs.  3  H.G.B.,  dem  der  §  65  der  Seemanns-O,  wörtlich  entnom- 
men ist. 

§66. 

Bern  Ansprüche  auf  freie  Zurückiefördenmg  wird  genügt,  wenn 
dm  Schiffsmtmn,  welcher  arbeitsfähig  ist,  mit  Genehmigung  des  See- 
monnsamtes  ein  seiner  früheren  Stellung  entsprechender  und  durch 
angemessene  Heuer  im  vergütender  Dienst  auf  einem  deutsclien  Kauf- 
fci^eischiffe  nachgewiesen  wird,  welches  nach  de^n  Hafen^  von  wel- 
chem das  Schiff  seine  Ausreise  angetreten  hat,  oder  einem  deinselbeti 
^e  belegenen  Hafen  geht;  letderenfalls  unter  Gewähnmg  der  ent- 
sprechenden Vergütung  für  die  weitere  freie  Zurückbeförderung  (§  65) 
Üs  zum  Hafen  ^  von  welchetn  das  Schiff  seine  Ausreise  a/ngetre- 
tm  hat. 

Ist  der  Schiffstrumn  Icein  Deutscher ,  so  tvird  \eirh  Schiff  seiner 
Naiionalität  einetn  deutschen  Schiffe  gleicligeachtet, 

§67. 

In  dm  Fällen  der  §§.36,  51,  56,  58,  59  und  63  wird  die  ver- 
diente Heuer,  sofern  die  Heuer  nicht  0eitiveise,  sondern  in  Bausch 
wid  Bogen  für  die  ga/nze  Reise  bedwnge^i  ist,  mit  Büchsicht  auf  den 
^dlen  Heuerbetrag  nach  Verhältniss  der  geleisteten  Dienste,  sowie 
te  etwa  zurückgelegten  Theils  der  Beise  bestimmt  Zur  Ermittelung 
der  in  den  §§  59  und  60  erwähnten  Heuer  für  einzelne  Monate  wird 
die  durchschnittliche  Dauer  der  Beise  einschliesslich  der  Ladungs- 
md  Löschungszeit   unter  Berücksichtigung   der   Beschaffenheit  des 
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Schiffes  in  Ansatz  gebrasht  und  demach  die  Heuer  für  die  einzelnen 
Monate  herechiet 

Dieser  Paragraph  ist  dem  Art.  519  H.G.B.  entnommen. 

«68. 

Der  jRheder  haftet  für  die  Forderungen  des  Schiffers  und  der 
mr  Schiffsmannschaft  gehörigen  Personen  aus  den  Dienst-  und 
Heuerverträgen  nicht  nur  mit  Schiff  und  Fracht^  sondern  persönlich. 

Diese  Bestimmung  tritt  an  die  Stelle  des  Art  453  d^  allge- 
meinen Deutschen  Handelsgesetzbuchs. 

S.  oben  S.  37  f. 

§69. 

Der  dem  Schiffsniann  als  Lohn  zugestmidene  Theil  an  der 
Fracht  oder  am  Gewinn  wird  als  Heuer  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
nicht  angesehen. 

Der  Paragraph  ist  dem  Art.  555  H.G.B.  entnommen. 

§70. 

In  den  Fällen  der  §§  59  und  61  süid  den  europäischen  Häfen 
die  nichteuropäischen  Häfen  des  Mittelländischen,  Schwarzen  und 
Assowschen  Meeres  gleichzustellen. 

Die  Bestimmung  dieses  Paragraphen  ist  aus  dem  Art.  447 
H.G.B.  herübergenommen. 

§71. 

Der  Schiffer  darf  einen  Schiffsmann  im  Auslande  nicht  ohne 
Genehmiguna  des  Seemannsamtes  zurücklassen.  Wenn  für  den  Fall 
der  Zurucklassung  eine  Hülfsbedürftigkeit  des  Schiffsmannes  zu  be- 
sorgen ist,  so  kann  die  Ertheilung  der  Genehmigung  davon  abhängig 
gemacht  werden,  dass  der  Schiffer  gegen  den  Eintritt  der  Hülfsbe- 
dOrftigkeit  für  einen  Zeitraum  bis  zu  drei  Monaten  Sicherstellung 
leistet. 

Die  Bestimmungen  des  §  103  werden  hierdurch  nicht  berührt 

Auf  die   Uebertretung  dieser  Bestimmung  ist  im  §  98  Geld 
resp.  GefUngnissstrafe  gesetzt. 
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Vierter  Abschnitt. 
Di82Eiplinar  -  Bestimmungei). 

§  72 

Der  Schiffsniafm  ist  der  DisinipUnargetvalt  des  Schiffers  imter- 
warfen. 

Dieselbe  begimU  mit  dem  Aniriit  des  Dienstes  und  erlischt  mit 
dessen  Beendigung. 

Die  verantwortliche  Stellung  des  Schiffers ,  verbunden  mit  der 
regelmässig  vorhandenen  Unmöglichkeit^  obrigkeitliche  Hülfe  in 
Anspruch  zu  nehmen^  bringt  es  mit  sich,  dass  sich  das  Verhältniss 
desselben  zu  den  Schiffsleuten  nicht  als  reine  locatio  conductio  ope- 
rarum  auffassen  lässt.  Die  Seemanns-0.  räumt  daher  dem  Schiffer 
obrigkeitliche  Gewalt  ein,  wie  dies  bereits  das  H.G.B.  (im  Art.  533) 
gethan  (s.  auch  Prot.  IV  S.  1974),  die  nähere  Begrenzung  der- 
selben aber  der  Landesgesetzgebung  vorbehalten  hatte. 

§73. 

Der  Schiffsmann  ist  verpflichtet,  sich  stets  nüchtern  jsu  halten 
md  gegen  Jedermann  ein  angemessenes  und  friedfertiges  Betrafen 
2u  beobachten. 

Dem  Schiffer  und  seinen  sonstigen  Vorgesetzten  hat  er  mii 
Achtung  eu  begegnen  und  ihren  dienstlichen  /befehlen  unweigerlich 
Folge  zu  leisten. 

§74. 

Der  Schiffsmann  hat  dem  Schiffer  auf  Verlangen  wahrheits- 
Hetnäss  und  vollständig  mitzutheüen,  was  ihm  über  die  den  Schiffs- 
dienst betreffenden  Angelegenheiten  bekannt  ist. 

§75. 

Der  Sekiffsmann  darf  ohne  Erlaubniss  des  Schiffers  keine  Güter 
an  Bord  bringen  oder  bringen  lassen.  Für  die  gegen  dieses  Verbot 
Geforderten  eigenen  oder  fremden  Güter  muss  er  die  höchste  amÄb- 
ladungsorte  zur  Abladungszeit  für  solche  Reisen  und  Güter  bedungene 
Fracht  erstatten,  unbescJiadet  der  Verpflichtung  zum  Ersatz  eines  er- 
preislich  höheren  Schadens. 

Der  Schiffer  ist  auch  befugt,  die  Güter  über  Bord  zu  werfen, 
irewn  dieselben  Schiff  oder  Ladung  gefährden. 

1.  In  der  älteren  Zeit  stand  den  Schiffsleuten  das  Recht  der 
Führung  zu,  d.  h.  die  Befugniss,  eine  gewisse  Quantität  von 
^iiitem  auf  dem  Schiffe  zu  verladen,   ohne  dafür  eine  Fracht  zu 
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entrichten.  Später  ist  dieses  Recht  verschwunden.  Doch  gestatten 
noch  einige  der  neueren  Gesetze  den  Schifisleuten  ausdrückHch, 
so  viel  ,,unverbotenei^'  Waaren  mitzunehmen,  als  sie  in  ihrer  Schlat- 
stelle  und  Kiste  bergen  können,  und  auch  die  französische  »Praxis 
räumt  denselben  trotz  des  sehr  bestimmt  lautenden  entgegenstehen- 
den Verbotes  des  Code  de  comm.  art  251  das  gleiche  Recht  ein*) 
(Pohls ,  Seerecht  I  S.  274  f.  Kaltenbom ,  Seerecht  I  S.  205  f.). 
Auch  diese  letzten  Ueberreste  des  alten  Rechts  der  Führung  hat 
bereits  das  H.Gr.B.  (Art.  534)  beseitigt  „wegen  der  grossen  Sach- 
theilC;  die  nicht  selten  aus  demselben  entständen^  indem  die  Mann- 
schaft häufig  die  Zollgesetze  und  dergleichen  ausser  Acht  lasse'^ 
(Prot  IV  S.  1973);  und  in  die  Seemanns-O.  ist  diese  Bestimmung 
fast  wörtlich  herübergenommen, 

2.  Der  „SchiflFsmann,  welcher  ohne  Vorwissen  des  Schiffers 
—  Gegenstände  an  Bord  nimmt;  welche  das  Schiff  oder  die  Ladung 
gefährden,  indem  sie  die  Einziehung  des  Schiffes  oder  der  Ladung 
veranlassen  können'^,  verfallt  ^  abgesehen  von  dem  ihm  im  Abs.  2 
des  Paragraphen  angedrohten  Nachtheil,  noch  der  Strafe  des  §  297 
des  R.Str.G.B.  (,,Geldstrafe  bis  zu  eintausend  fünfhundert  Mark'' 
oder  „GefUngniss  bis  zu  zwei  Jahren'^. 

§76. 

Die  Bestimmungen  des  §  75  finden  ebenfalls  Anwendung,  wenn 
der  Schiffsmann  ohne  Erlai^niss  des  Schiffers  Branntwein  oder 
andere  geistige  Getränke  oder  mehr  an  Tabak,  als  er  zu  seinetn 
Gebrauche  auf  der  beabsichtigten  Meise  bedarf,  an  Bord  bringt  oder 
bringen  lässt 

Die  gegen  dieses  Verbot  mitgenommenen  geistigen  Getränke  und 
Tabak  verfallen  dem  Schiffe. 

§77. 

Die  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§  75  und  76  getrof- 
fenen Anordnungen  des  Schiffers  sind,  sobald  es  geschehen  kann,  in 
das  Schiffsjournal  einzutragen. 

Den  Schiffer,  welcher  diese  Vorschrift  nicht  beobachtet^  trifft 
die  Strafe  des  §  99  (s.  Ziff.  4). 

§78. 

Wenn  das  Schiff  in  einem  Hafen  liegt,  so  ist  der  Schiffer  be- 
fugt, die  Effekten  der  Scfiiffsleute  zur  Verhütung  einer  Entweichung 
bis  zur  Abreise  des  Schiffes  in  Verwahrung  zu  rühmen. 

*)  Pardessus,  cotm  de  d/roit  commercidl  in  no.  €71.  Das  franzÖBische  Becht 
hat  einen  eigenthümlichen  hierauf  bezüglicheu  Vertrag  ausgebildet:  den  c(m' 
trat  de  pacottüe,  dessen  Wesen  darin  besteht,  dass  die  Schiffsleute  auch  den 
Verkauf  der  von  ihnen  mitgenommenen  Waaren  dritter  Personen  übernehmen : 
Pardessua  no.  702, 
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§79. 

Der  Schiffer  ist  heftwf,  alle  zur  Aufrechtet^halhmg  der  Ordnung 
ufid  zur  Sicherung  der  MegelmässigJceit  des  Dienstes  erforderlichen 
Massregeln  ßu  ergreifen,  Zm  diesem  Zwecke  darf  er  namentlich 
mch  herkömmliche  Erschwerungen  des  Dienstes  oder  massige  Schmä- 
lerung der  Kost^  letztere  jedoch  auf  höchstens  drei  Tage^  als  Strafe 
mketen  lassen,  Geldbusse,  körperliche  Zächtigimg  oder  Einsperrung 
darf  er  als  Strafe  nicht  verhängen. 

Bei  einer  Widersetzlichkeit  oder  bei  beharrlichem  Ungehorsam 
ist  der  Schiffer  zur  Anwendmig  aller  Mittel  befugt,  welche  erforder- 
lich sind,  um  seinen  Befehlen  Gehorsam  zu  verschaffen.  Er  darf 
gegen  die  Betheiligten  die  geeigneten  Sicherungsmassregeln  ergreifen 
und  sie  nöihigenfalh  während  der  Reise  fesseln. 

Jeder  Schiffsmann  muss  dem  Schiffer  auf  Erfordern  Beistand 
iwr  Aufrechterhaltung  der  Ordnung,  sowie  zur  Abwendung  oder 
Unterdrückung  einer  Widersetzlichkeit  leisten. 

Im  Auslande  hat  der  Schiffer  in  dringenden  FäUen  die  Kom- 
mcmdanten  der  ihm  zugänglichen  Fahrzeuge  der  Kriegsmarine  des 
Bachs  um  Beistand  zur  Aufrechthaltung  der  Disziplin  anzugehen. 

%  80. 

Jede  vom  Schiffer  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  §  79 
getroffene  Verfügung  ist  mit  Angäbe  der  Veranlassung^  sobald  es 
gediehen  kann,  in  das  Schiff^oumal  einzutragen. 

Im  UnterlassungB&Ile  tritt  die  Sti'afe  des  §  99  (Ziff.  4)  ein. 


Fünfter  Abschnitt. 
Straf-Be  Stimmungen. 

§81. 

Ein  Schiffsmann,  welcher  nach  Abschluss  des  Heuervertrages 
sich  verborgen  hält,  um  sich  dem  Antritte  des  Dienstes  zu  entziehen, 
wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  zwanzig  Thalern  gestraft.  Die  Verfol- 
gung tritt  nur  auf  Antrag  ein. 

Wenn  ein  Schiffsmarm,  um  sich  der  Fortsetzurhg  des  Dienstes 
zu  entziehen^  entläuft  oder  sich  verborgen  hält,  so  tritt  Geldstrafe  bvi 
zu  Einhundert  Thalem  oder  Gefängnissstrafe  bis  zu  drei  Monatefi 
ein.    Die  Verfolgung  tritt  mir  auf  Antrag  ein. 

Ein  Schiffsmann,  welcher  mit  der  Heuer  entläuft  oder  sich  ver- 
borgen hält,  um  sich  dem  übernommenen  Dienste  zu  entziehen,  wird 
mt  der  im  §  298  des  Strafgesetzbuchs  angedrohten  Gefängnissstrafe 
bis  zu  Einem  Jahre  belegt. 
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1.  la  Abs.  1  des  Paragraphen  handelt  es  sich  um  einfachen 
Bruch  des  Heuervertrages,  in  Abs.  2  und  Abs.  3  um  Desertion, 
und  zwar  in  Abs.  2  um  einfache  Desertion,  in  Abs,  3  um  Deser- 
tion, erschwert  durch  strafbaren  Eigennutz. 

2.  Der  Begriff  der  Desertion  setzt,  wie  das  aus  den  Worten 
„entlaufen"  und  „sich  verborgen  halten"  des  Abs-  2  sich  ergiebt, 
voraus,  dass  der  Schiffstnann  dem  Schiffer  „wider  dessen  Wissw 
und  Willen  die  Fortsetzung  des  Kontrakts  Verhältnisses  unmöglich 
macht",  „so  dass  der  blos  passive  Widerstand,  die  Arbeitsverwei- 
gerung", durch  welche  ein  Schiffsmann  seine  Entlassung  zu  er- 
trotzen sucht,  niemals  als  Desertion  aufgefasst  werden  kann  (Episch. 
des  R.O.H.G.  IV  S.  291  f.). 

Der  im  Abs.  3  angezogene  Paragraph  des  R.Str,G,B.  be- 
stimmt: 

Ein  Schiffsmann,  leelcher  mit  der  Meuer  entläwfl,  oder  sich  ver- 
borgen halt,  um  sich  dem  Vernommenen  Dienste  ett  eninehen,  wird, 
ohne  Unterschied,  oh  das  Vergehen  im  Inlande  oder  im  Auslande 
begangen  worden  fs(,  »»»f  Gefängniss  bis  zu  Einem  Jahre  bestraft. 

8.  Natürlich  ist  der  Scbiffsmann  auch  civilrechtlich  verant- 
worthch  für  allen  Schaden,  welcher  aus  seinem  Delikt,  wie  aus 
jeder  Verletzung  seiner  Dienstpflichten  der  Rhederei  erwächst. 


5t  rfen  Fällen  der  beiden  letzten  Absätze  des  §  81  verliert  der 
Schiffsmann,  wetm  er  vor  Abgang  des  Schiffes  weder  sur  Fortsetzung 
des  Dienstes  freiwillig  zurückkehrt,  noch  zwangsweise  zurückgehracht 
wird,  den  Anspruch  auf  die  bis  dahin  verdiente  Heuer.  Die  Setter 
und,  sofern  diese  nicht  ausreicht,  auch  die  Effekten  können  zur 
Deckung  der  Schadensansprüche  des  Kheders  aus  dem  Heuer-  oder 
Dienstvertrage  in  Anspruch  genommen  werden;  soweit  die  Heuer 
hierzu  nicht  erforderlich  ist,  wird  mit  ihr  nach  Massgabe  des  §  107 
verfahren. 

Die  besondere  Strafe  des  Verlustes  der  verdienten  Heuer  tritt 
nicht  bei  jeder  Desertion  ein,  sondern  nur  dann,  wenn  der  Schi£&- 
mann  vor  Abgang  des  Schiffes  auf  dasselbe  weder  freiwillig  zu- 
rückgekehrt, noch  zwangsweise  zurückgebracht  ist,  d.  h.  wenn 
seine  Dienste  auf  der  anzutretenden  Reise  dem  Schiffe  gefehlt 
haben. 


Hat  der  Schiffsmarm  sich  dem  Dienste  in  einem  der  Fä^  des 
§  61,  1  und  3  ohne  Genehmigung  des  Seemannsamtes  (§  64)  ent- 
zogen, so  tritt  Geldstrafe  bis  zum  Beirage  emer  Monatshäter  em. 


t    . 
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§84. 

Mit  Geldstrafe  bis  zum  Betrage  einer  Monatsheuer  wird  ein 
Schiffsmann  bestraft^  welcher  sich  einer  gröhlichm  Verleijstmg  seiner 
Dienstpflichten  schuldig  macht. 

Als  VerleUmng  der  Dienstpflicht  in  diesem  Sinne  wird  inshe' 
sondere  angesehen: 

Nachlässigheit  im  Wachtdienste ; 

Ungehorsam  gegefi  den  Diensibefehl  eines  Vorgesetzten; 

ungebührliches  Betragen  gegen  Vorgesetzte^  gegen  andere  Mit- 
glieder der  Schiffsmannschaft  oder  gegen  JReisende; 

Verlassen  des  Schiffes  ohne  Erlaubniss  oder  Ausbleiben  vbber 
die  festgesetzte  Zeit; 

Wegbringen  eigener  oder  fremder  Sachen  von  Bord  des  Schiffes 
und  an  Bord  bringen  oder  an  Bord  bringen  lassen  von 
Gütern  oder  sonstigen  Gegenständen  ohne  Erlaubniss; 

eigenmächtige  Zulassung  fremder  Personen  an  Bord  und  Ge- 
siaifung  des  Anlegens  von  Fahrzeugen  an  d^is  Schiff; 

Trunkenheit  im  Schiffsdienste; 

Vergeudung,  unbefugte  Veräusserung  oder  bei  Seite  bringen  von 
Proviant; 

Gegen  Schiffsoffiziere  kann  die  Strafe  bis  auf  den  Betrag  einer 
meimonatlichen  Heuer  erhöht  werden. 

Wenn  die  Heuer  nicht  zeitweise  bedungen  ist,  so  mrd  die  Strafe 
auf  einen  nach  dem  Ermessen  des  Seetnannsamtes  der  Monatsheuer 
entsprechenden  Geldbetrag  bestimmt. 

Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein.  Der  Antrag  ist  bis 
zur  Abmusterung  zulässig. 

§86. 

Der  Schiffer  hat  jede  Verletzung  der  Dienstpflicht  (§  84)^  sobald 
es  geschehen  kann^  mit  genauer  Angabe  des  Sachverhaltes  in  das 
Schiffsioumal  einzutragen  und,  wenn  thunlich^  dem  Schiffsmann  von 
deni  JMiaÜ  der  Eintragung  unter  ausdrikMicher  Hinweisung  auf 
die  Strafandrohung  des  §  84  Miüheilung  zu  machen. 

Unterbleibt  die  Mittheilung,  so  sind  die  Gründe  der  Unterlassung 
im  Journal  anzugeben.  Ist  die  Eintrar/ung  versäumt^  so  tritt  keine 
Verfolgung  ein. 

§86. 

Ein  Sehiffsnhann^  welcher  den  wiederholten  Befehlen  des  Schiffers 
oder  eines  anderen  Vorgesetzten  den  schuldigen  Gehorsam  verweigert, 
icird  mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu 
Emkundert  Thalern  bestraft. 


8  87. 

Wmn  zwei  oder  mehrere  nur  Schiffsmannsckafl  gehörige  Per- 
sonen dem  Schiffer  oder  einem  anderen  Vorgesetzten  den  sckuXdigfn 
Gehorsam  auf  Yerahreckmg  gemeinschaftlich  verueigem,  so  UHU  gegen 
jeden  Betheiligten  Gefängnissstrafe  his  eti  JE^nem  Jahre  ein.  Ber 
Rädelsführer  tvird  mit  Gefängniss  bis  eu  drei  Jahren  bestraft. 

Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  kann  auf  Geldstrafe 
bis  aw  zueihundert  Thalem  erkatmt  werden. 

Der  Hädelsßihrer    wird    mit   Gefängniss    bis   eu    zwei  Jahren 


Die  in  diesem  Paragraphen  Btatuirte  härtere  Strafe  erklärt  sich 
aus  den  Komplott-Qmndsätzen. 


Ein  Schiffsmann,  welcher  zwei  oder  mehrte  zur  Schiffsmann- 
schaft gehörige  Personen  zur  Begehung  einer  nach  dm  §§  S7  und  91 
strafbaren  Handlung  auffordert,  ist  gleich  dem  Anstifter  eu  bestrafen, 
wenn  die  Aufforderung  die  strafbare  Wandlung  oder  einen  strafbaren 
Versuch  derselben  mr  Folge  gehabt  }tat. 

Ist  die  Aufforderung  ohne  Erfolg  gebliehen,  so  tritt  im  Falle 
des  §  87  Geldstrafe  bis  zu  Einhundert  Thalerm,  im  Falle  des  §  91 
Gel^trafe  bis  mi  zweihundert.  Thalem  oder  Gefängnissstrafe  bis  zu 
Einem  Jahre  ein. 

8  8  9. 

Ein  Schiffsmann,  welcher  es  unternimmt,  den  Schiffer  oder  einen 
andern  Vorgesetzten  durch  Geualt  oder  durch  Bedrohung  mit  Ge- 
walt, oder  durch  Verweigerung  der  Dienste  zur  Vornahme  oder  mr 
Unterlassung  einer  dienstlichen  Verrichtung  zu  nöthigen,  wird  mit 
Gefängniss  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft.  Sind  mildernde  Umstände 
vorhanden,  so  kam^  auf  Geldstrafe  bis  zu  zweihundert  Thalem  er- 
Tcarmt  werden. 

§90. 

Dieselben  Strafbesiimmungeii  (§  89)  finden  auf  den  Schiffmiann 
Anwendung,  welcher  es  unternimmt,  dem  Schiffer  oder  einem  anderen 
Vorgesetzten  durch  Gewalt  oder  durch  Bedrohung  mit  Gewalt  Wider- 
stand zu  leisten  oder  den  Schiffer  oder  einen  anderen  Vorgesetzten 
thätlich  anzugreifen. 

§91. 

Wenn  eijie  der  in  den  §§  89,  90  bezeichneten  Handlimgen  von 
mehreren  Schiffsleuten  auf  Verabredung  gemeinschaftlich  begangen 
wird,  so  kann  die  Strafe  bis  auf  das  Doppelte  des  angedrohten 
Eöchstbeirages  erhöht  werden. 
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Der  JRädelsführer ,  sowie  diejenigen,  tvelche  gegen  den  Schiffer 
oder  gegen  einen  anderen  Vorgesetsften  Gewaltthätigheiten  verüben, 
icerden  mit  Zuchthaus  bis  jsu  fünf  Jahren  oder  mit  Gefängniss  von 
gleicher  Datier  bestraft;  auch  kann  auf  2!ulässigkeit  von  Polizei- 
aufsicht erkannt  werden.  Sind  mildernde  Umstände  vorhanden^  so 
iriü  Gefängnissstrafe  nicht  unter  drei  Monaten  ein. 

§92. 

Ein  Schiffsmann,  welcher  solchen  Befehlen  des  Schiffers  oder 
eines  anderen  Vorgesetzten  den  Gehorsam  verweigert,  welche  sich  auf 
die  Abwehr  oder  auf  die  Unterdrückung  der  in  den  §§  89,  90  be- 
zeichneten Handlungen  beziehen,  ist  als  Gehülfe  zu  bestrafen,    ^  |    , 

§93. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  zwanzig  Thalem  oder  mit  Haft  bis  zu 
vierzehn  Tagen  wird  bestraft  ein  Schiffemann,  welcher 

L  bei  Verhandlungen,  die  sich  auf  die  Ertheilung  eines  See- 
fahrtsbuches ,  auf  eine  Eintragung  in  dasselbe  oder  auf  eine 
Musterw%g  beziehen,  wahre  Thatsachen  entstellt  oder  unter- 
drückt oder  falsche  vorspiegelt,  um  ein  Seemannsamt  zu 
täuschen; 

2,  es^  unterlässt,  sich  gemäss  §  10  zur  Musterung  zu  stellen; 

3.  im  Falle  eines  dem  Dienstantritt  entgegenstehenden  Hinder- 
nisses unferlässt,  sich  hierüber  gemäss  §  15  gegen  das  Seemanns- 
amt auszuweisen. 

Durch  die  Bestimmung  der  Ziffer  1  wird  die  Vorschrift  des 
§  3171  des  Strafgesetzbuchs"^)  nicht  berührt 

§94. 

Wer  wider  besseres  Wissen  eine  auf  unwahre  Behauptungen 
gestützte  Beschwerde  über  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  oder  Mangel- 
haftigkeit des  Proviants  bei  einem  Seemannsamte  vorbringt  und  auf 
Gnmd  dieser  Behauptungen  eine  Untersuchung  veranlasst,  wird  mit 
Gefängniss  bis  zu  drei  Monaten  bestraft 

Wer  leichtfertig  eine  auf  umiahre  Behauptungen  gestützte  Be- 
schwerde über  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  oder  Mangelhaftigkeit  des 
h'oviants  bei  einem  Seemannsamte  vorbringt  und  auf  Grund  dieser 


*)  Wer  vorsätzlich  bewirkt^  dass  Erklärungen^  Verhandlungen  oder  Thal- 
Bachen^  welche  ßkr  Rechte  oder  Rechtsverhältnisse  von  Erheblichkeit  sind,  in 
öfenUichen  Urkunden,  Büchern  oder  Registern  als  abgegeben  oder  geschehen 
Unrkundet  werden^  während  sie  überhaupt  nicht  oder  in  anderer  Weise  oder 
i'on  einer  Person  in  einer  ihr  nicht  zustehenden  Eigenschaft  oder  von  einer 
anderen  Person  abgegeben  oder  geschehen  sind,  vjird  mit  Gefängniss  bis  zu 
iechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark  bestraß. 
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Behauptunffen  eine  Untersuchung  vtrarilassl,  wird  mit  Geldstrafe  b 
eu  Einhimdert  Tkalern  hestraft. 


Die  Verhängung  einer  in  diesem  Abschnitte  oder  durch  sonstige 
strafgesetzliehe  Bestimmungen  angedrohten  Strafe  wird  daAireh  nicht 
ausgeschlossen,  dass  der  Schuldige  aus  Anlass  der  ihm  zur  Last  ge- 
legten That  bereits  äisgiplinarisch  bestraß  worden  ist.  Jedoch  kann 
eine  erlittene  Disziplinarstrafe,  sowohl  in  detn  Strafbescheide  des 
Seemannsamies  (§  Wl),  wie  in  dem  gerichtlichen  Strafurtheil  bei 
Abmessung  der  Strafe  berücksichtigt  werden. 


Der  Schiffer  oder  sonstige  Vorgesetete,  tvelcher  einem  Schiffs- 
mann gegenüber  seine  Disziplinargewalt  missbraucht,  wird  mit  Geld- 
strafe bis  zu  dreihundert  Thalem  oder  mit  Gefängniss  bis  eu  Einem 
Jahre  besU-aft. 

Der  Schiffer,  welcher  seine  Verpflichtung,  für  die  gehörige  Ver- 
proviantirung  des  Schiffes  zu  sorgen,  vorsätzlich  nicht  erfüllt,  wird 
mit  Gefängniss  bestraft,  neben  welchetn  auf  Geldstrafe  bis  zu  fünf- 
hundert Thalem,  sowie  auf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
erkannt  werden  kann. 

Hat  (fef  Schiffer  die  Erfüllung  der  Verpfiichtvng  fahrläasig^- 
weise  unterlassen,  so  ist,  warn  in  Folge  dessen  der  Schiffsmannschaft 
die  gebührende  Kost  nicht  gewährt  werden  kann,  auf  Geldstrafe  bis 
zu  zweihundert  TÄö/trrt  oder  Gefängniss  bis  zu  Einem  Jahre  zu 
erkennen. 


Mit  Geldstrafe  bis  zu  Einhundert  Ilialem,  mit  Saft  oder  mit 
Gefängniss  bis  zu  drei  Monaten  wird  ein  Schiffer  bestraß,  welcher 
einen  Schiffsmann  im  Auslande  ohne  Genehmigung  des  Seemanns- 
amies zvrücklässt  (§  71). 

S  99. 
3Iit  Geldstrafe    bis  zu  fünfzig  Thalern  oder  mit  Haft  teird  be- 
ftraft  ein  Schiffer,  welcher 

1.  den   ihm  in   Ansehung  der   Musterung  obliegenden    Verpftich- 

iungen  nicht  genügt  (§  10); 
Z.   bei  Verhandlungen,   welche  sich  auf  eine  Musterung  oder  eine 
Eintragung  in  ein  Seefahrtsbuch  beziehen,  wahre  Thatsacheti 
entstellt  oder  unterdrückt,  oder  falsche  vorspiegelt,  um  ein  See- 
mannsamt  zu  täuschen : 
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S,  bei  Todesfällen  die  Beschaffung  wad  Uebergabe  des  vorgeschrie- 
benen Nachweises  unterlässt  oder  die  ihm  obliegende  Fürsorge 
für  den  Nachlass  veräbsämnt  (§§  52,  53); 

4.  eine  der  in  den  §§  77  tmd  80  vorgeschriebenen  Eintragungen 
in  das  Schiffsjournal  unterlässt; 

5.  den  ihm  bei  Vergehen  und  Verbrechen  nach  §§  102  und  103 
obliegenden  Verpflichtungen  nicht  genügt  \ 

6.  dem  Schiffsmann  ohne  dringenden  Grund  die  Gelegenheit  ver- 
sagt, die  Entscheidung  des  Seemannsamtes  nachmisuchen  (§§  105, 
106); 

7.  einem  Schiffsmann  grundlos  Speise  oder  Trank  vorenthält; 

8.  es  unterlässt,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  ein  Exemplar  dieses 
Gesetzes,  sowie  der  massgebenden  Vorschriften  über  Kost  und 
Logis  im  Volkslogis  zugänglich  ist  (§  108). 

Durch  die  Bestimmung  der  Ziffer  2  wird  die  Vorschrift  des  §  271 
des  Strafgesetzbuchs  nicht  berührt. 

8  100. 

Die  Bestimmungen  der  §§^81—99  finden  auch  dann  Anwendung, 
icenn  die  strafbaren  Handlungen  ausserhalb  des  Bundesgebietes  be- 
gangen sind. 

Die  Verjährung  der  Strafverfolgung  beginnt  in  diesem  Falle  erst 
mit  dem  Tage,  an  welchem  das  Schiffe  dem  der  Thäter  zur  Zeit  der 
Begehung  angehörte,  zuerst  ein  Seemannsamt  erreicht. 

Der  Abs.  1  des  Paragraphen  bildet  eine  Ausnahme  von  der  Be- 
stimmung des  §  4  R«Str.Gr.B. : 

Wegen  der  im  Auslände  begangenen  Verbrechen  und  Vergehen 
findet  in  der  Regel  keine  Verfolgung  statt; 

der  Abs.  2  vom  letzten  Absatz  des  §  67  Str.G.B.: 

Die  Verjährung  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Hand- 
lung begangen  ist,  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpvmkt  des  eingetretenen 
Erfolges. 

§101. 

In  den  Fällen  der  §§  81  Abs.  1,  84,  93,  99  erfolgt  die  Unter- 
suchung und  Entscheidung  durch  das  Seemannsamt.  Dasselbe  hat 
den  Angeschuldigten  veranttvortli^h  zu  vernehmen  und  deji  That- 
bestand  summarisch  festzustellen.  Eine  Vereidigung  von  Zeugen  findet 
nicht  statt.  Nach  Abschluss  der  Untersuchung  ist  ein  mit  Griinden 
versehener  Bescheid  zu  ertheilen,  ivelcher  dem  Angeschuldigten  im 
Fälle  seiner  Amvesenheit  zu  verkünden^  im  Falle  seiner  Abtvesenheit 
in  Ausfertigung  zuzustellen  ist.  Wird  eine  Strafe  festgesetzt,  so  ist 
die  Dauer  der  für  den  Fall  des  Unvermögens  an  Stelle  der  Geld- 
strafe tretenden  Haft  zu  bestimmen. 

Gegen  den  Bescheid  kann  der  Beschuldigte  innerhalb  einer  zehn- 
tägigen Frist  von  der  Verkündigung  oder  der  Zustellung  ab  auf  ge- 
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richtliche  JEniscJheidung  antragen.  Der  Antrag  ist  bei  dem  Seemanm- 
amt  jsu  Protokoll  oder  schriftlich  anzubringen. 

Hat  das  Seemannsamt  seinen  Sitz  im  Auslände^  so  ist  für  das 
weitere  Verfahren  dasjenige  Gericht  örtlich  zuständig,  in  dessen  Be- 
zirk der  Heimathshafen  tmd  in  ürmangehmg  eines  solchen  derjenige 
deutsche  Hafen  belegen  ist^  welchen  das  Schiff  nach  der  Siraffestselmmg 
zuerst  erreicht. 

Der  Bescheid  des  Seemcmnsamtes  ist  in  Betreff  der  Beitreibung 
der  Geldstrafe  vorläufig  vollstreckbar. 

Der  zweite  Satz  des  Abs.  3  bezieht  sich  auf  Schiffe,  welche, 
früher  Ausländern  gehörig,  in  das  Eigenthum  von  Reichsangehörigen 
übergegangen  sind,  und  denen  auf  Grund  des  Reichsgesetzes,  betr. 
die  Nationalität  der  Kauffahrteischiffe  vom  25.  Oktober  1867  §  16 
von  Seiten  eines  Bundeskonsuls  ein  Attest  über  den  Erwerb  des 
Rechts,  die  Bundesflagge  zu  fuhren,  ertheilt  worden  ist. 

§  102. 

Begeht  ein  Schiffsmann,  während  das  Schiff  sich  auf  der  See 
oder  im  Auslande  befindet,  ein  Vergehen  oder  Verbrechen,  so  hat 
der  Schiffer  unter  Zuziehung  von  Schiffsoffizieren  und  anderen  glaub- 
haften Personen  alles  dasjenige  genau  aufzuzeichnen^  tvas  nuf  den 
Betveis  der  That  und  auf  deren  Bestrafung  Einfluss  haben  kann. 
Insbesondere  ist  in  den  Fällen  der  Tödtung  oder  schweren  Körper- 
verletzung die  Beschaffenheit  der  Wunden  genau  zu  beschreiben,  auch 
zu  vermerken,  wie  lange  der  Verletzte  etwa  noch  gelebt  hat,  ob  und 
welche  Heilmittel  angewendet  sind  und  welche  Nahrung  der  Ver- 
letzte zu  sich  genommen  hat 

§  103. 

Der  Schiffer  ist  ermächtigt,  jederzeit  die  Effekten  der  Schiffs- 
leute, welche  der  Betheiligung  an  einer  strafbaren  Handlung  ver- 
dächtig sind,  zu  durchsuchen. 

Der  Schiffer  ist  ferner  ermächtigt,  denjenigen  Schiffsmann,  der 
sich  einer  mit  schwerer  Strafe  bedrohten  Handlung  (§  57  Ziffer  3) 
schuldig  macht,  festzunehmen.  Er  ist  hierzu  verpflichtet,  wenn  das 
Entweichen  des  Thäters  zu  besorgen  steht. 

Der  Thäter  ist  unter  Mittheilung  der  aufgenommenen  Verhand- 
lungen an  dasjenige  Seemannsamt,  bei  welchem  es  zuerst  geschehen 
kann,  abzuliefern.  Wenn  im  Auslande  das  Seemannsamt  aus  be- 
sonderen Gründen  die  Uebemahtne  ablehnt,  so  hat  der  Schiffer  die 
Ablieferung  bei  demjenigen  Scemannsamt  zu  bewirken,  bei  tvelchem 
es  anderweit  zuerst  geschehen  kann. 

In  dringenden  Fällen  ist  der  Schiffer,  wenn  im  Auslande  ein 
Seemannsamt  nicht  rechtzeitig  angegangen  tverden  kann,  ermächtigt, 
den  TJiäier  der  fremden  Behörde  behufs  dessen  Uebermittelung  an 
die  zustäyidige  Behörde  des  Heimathshafens  zu  übergeben.    Hiervon 
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hai  er  hei  äefujenigen  Seemannsamt,  hei  iceJchem  es  stierst  geschehen 
lami,  Anjseige  zu  machen. 

In  Betreff  des  letzten  Absatzes  ist  zu  beachten,  dass  die  Ueber- 
gabe  des  Thäters  an  die  fremde  Behörde  niemals  zur  Bestrafung, 
sondern  stets  nur  zur  üebermittelung  an  die  zuständige  Behörde 
des  Heimathshafens  geschehen  darf.  Natürlich  besteht  für  diese 
fremde  Behörde  keine  Verpflichtung,  sich  dieser  Üebermittelung  zu 
unterziehen. 


Sechster  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen, 

§  104. 

Jedes  Seeinannsamt  ist  verpflichtet,  die  gütliche  Ausgleichung 
der  zu  seiner  Ketintniss  gebrachten,  zwischen  dem  Schiffer  und  d^m 
Schiffsmanne  bestehenden  Streitigl^eiten  zu  versuchen,  bishesondere 
hat  de^  Seemannsafnt ,  vor  tvelchein  die  Abmusterung  des  Schiffs- 
ymmkcs  erfolgty  hinsichtlich  solcher  Streitigl'eiten  einen  Güteversuch 
m  veraitstdlten. 

§105. 

Der  Schiffsmann  darf  den  Schiffer  vor  einem  fremden  Gericht 
nicht  belangen.  Handelt  er  dieser  Bestimmung  zuwider,  so  ist  er 
nicht  allein  für  den  daraus  entstehenden  Schaden  verantwort- 
lich, Sandern  er  wird  ausserdem  der  bis  dahin  verdienten  Heuer 
rerlustig. 

Er  hann  in  Fällen,  die  keinen  Aufschuh  leiden,  die  vorläufigi 
Entscheidung  des  Seemannsamtes  'nachsuchen.  Die  Gelegenheit  hierzu 
darf  der  Schiffer  oJme  dringenden  Grund  nicht  versagest. 

Jeder  Theil  hat  die  Entscheidung  des  Seetnanmamtes  einst- 
Keilen  zu  befolgen,  vorbelialtlich  der  Befugniss,  nach  Beendigung 
der  Heise  seine  Rechte  vor  der  zuständigen  Behörde  geltoid  zu 
^fachen. 

Im  Falle  eines  Ztca^hgsverl-aufs  des  Schiffes  finden  die  Be- 
stimmungen des  ersten- Absatzes  auf  die  Geltendmachung  der  For- 
denoigen  des  Schiffsmannes  aus  detn  Dienst-  oder  Hctiervertrane 
hine  Anwendung. 

1.  Die  ersten  3  Absätze  dieses  Paragraphen  sind,  wie  der 
Art.  537  H.G.B.,  dem  dieselben  entnommen,  im  Interesse  der  Soe- 
schifffahrt  ffegebeü,  indem  ohne  eine  solche  Bestimmung  ,,die 
Disziplin  schwer  aufrecht  zu  erhalten"  ist  und  jeder  Matrose  es  in 
•ier  Hand  hat,  „in  die  Dispositionen  der  Rheders  durch  Anstellung 
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einer  Belage  und  durch  Verhinderung  der  Weiterreise  störend  ein- 
zugreifen" (Prot,  der  Harab.  Konf.  IV  S.  1977). 

2.  Das  Verbot  fiir  den  SchifFsmann,  den  Rechtsweg  im  Aus- 
lande zu  beschreiten,  ist  nicht  auf  gewisse  Fälle  beschränkt, 
so  nicht  —  wie  im  Preussischen  Entwurf  des  H.G.B.  Art.  452  — 
auf  die  Fälle,  welche  Geldforderungen  betreffen,  sondern  es  bezieht 
sich  auf  alle  Streitigkeiten,  auch  auf  die,  welche  wegen  Ausübung 
der  Disziplinargewalt  des  Schiffers  (angeblicher  Excesse  derselben) 
entstanden  sind  (Prot.  IV  S.  1978  f.);  und  es  ist  dem  SchifFsmann 
eben  sowohl  ein  Anrufen  des  Civilrichters  wie  des  Strafrichters 
resp.  Staatsanwaltes  im  Auslande  untersagt.  Dass  Letzteres  die 
Meinung  der  Verfasser  des  der  Seemanns -O.  §  105  zu  Grunde 
liegenden  Art.  537  H.G.B.  gewesen,  wird  ni<iht  etwa  dadurch  wider- 
legt, dass  auf  der  Hamburger  Konferenz  bemerkt  wurde,  wo  „ein 
kriminalrechtliches  Einschreiten  indicirt  sei",  würden  „die  aus- 
wärtigen Behörden  durch  die  Vorschrift  des  deutschen  Seerechts 
sich  doch  nicht  beirren  lassen,"  „von  Amts  wegen  einzuschreiten'"' 
(Prot.  IV  S.  1979). 

3.  *  Das  gesetzliche  Verbot ,  den  Schiffer  vor  einem  fremden 
Gericht  zu  belangen,  besteht,  so  lange  sich  das  Schiff  auf 
der  Reise  befindet;  so  lange  gilt  es  also  auch  für  den  aus  dem 
Schiffsdienste  entlassenen  Schiffsmann,  weil  im  entgegengesetzten 
Falle  alle  Nachtheile  eintreten  würden,  wegen  deren  die  Bestimmung: 
für  nothwendig  erachtet  wurde,  „zumal  es  ein  Seemann  durch  sein 
Betragen  leicht  dahin  bringen"  kann,  dass  ihn  der  Schiffer  entlässt 
(Prot.  IV  S.  1978). 

4.  Die  im  Abs.  1  angedrohte  Strafe  ist  nothwendig,  um 
die  Wirksamkeit  der  Bestimmung  zu  sichern,  indem  in  dem  deutschen 
Gesetz  noch  keine  Nöthigung  für  die  ausländische  Behörde  liegt, 
eine  dem  Gesetz  zuwider  bei  ihr  angebrachte  Klage  zurückzuweisen 
(Prot.  IV  S.  1980). 

5.  Die  vom  Seemannsamte  nach  Abs.  2  und  Abs.  3  getroffene 
Entscheidung  ist  eine  provisorische;  sie  ist  nur  so  lange 
für  beide  Theile  verpflichtend,  als  nicht  der  Streit  später  von  der 
zuständigen  Behörde  abändernd  entschieden  ist.  Es  ist  daher  auch 
weder  die  thatsächliche  Feststellung  noch  die  rechtliche  Beurtheilun^ 
des  Rechtsfalles  durch  das  Seemannsamt  lür  den  erkennenden  Richter 
bindend*)  (Entsch.  des  R.OH.G.  IV  S.  293.    XII  S.  420). 

6.  Das  Recht,  eine  vorläufige  Entscheidung  des 
Seemannsamtes  im  Auslande  zu  impetriren,  ist  ausdrücklich 
nur  dem  Schiffsmann  durch  das  Gesetz  eingeräumt.  Das  gleiche 
Recht   steht  aber  naturgemäss  auch  dem  Schiffer  zu  (Entsch.  des 


*)  Anders  liogt  die  Sache  in  den  Fällen,  wo  das  Seemannsamt  nicht  pro- 
visorisch, sondern  definitiv  als  Polizei-Behörde  entscheidet  (Seem.-O.  §  101), 
und  nur  in  bestimmten  Formen  eine  Provokation  auf  richterliches  Grehör  zu- 
gelassen  ist. 
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B.O.H.G.  XII   S,  419),  da  der  Anseprucli  des  Seemannsamtes  für 
beide  Theile  vorläufig  bindend  ist. 

§  106. 

Im  Inlande  wird  der  Streit  nvischen  dem  Schiffer  und 
Schiffsmann,  tcelcker  nach  der  Anmusterung  über  den  Antritt 
äk  Fortsetzung  des  Dienstes  entsteht,  von  dem  Secniannsami 
Vorbehalt  des  Rechistceges  entschieden.  Die  Entscheidung  des 
mmtttsanites  ist  vorläufig  vollstreckbar. 

^  107. 

Die  nach  den  Brstimmunycn  des  V.  Abschnittes  .fcsigi:s< 
oder  ernannten  Geldstrafen  flicssen  der  Scemannskasse  und  if 
mangehmg  einer  solchen  der  Orts-Amienkasse  des  HeimatJish 
(its  Schiffes,  icelchcfn  der  Thäter  zur  Zeit  der  Begehung  der  : 
iarm  Handlung  angehörte,  zu,  insofern  sie  nicht  int  Wegt 
Lnndesgesetzgebung  su  anderen   ähnlichen  Zwccl'en  bestimmt  wi 

§108. 

Ein  Exentplar  dieses  Gesetzes,  soicie  der  für  das  Schiff' 
Kost  and  Logis  geltenden  Vorschriften  (§  45),  muss  im  Volk: 
fflr  jederzeitigen  Einsieht  der  Schiffsleute  vorhanden  sein. 

Die  Nichtbeobachtung  dieser  Vorschrift  ist  im  §  99  mit  ^ 

U-droht. 

S109. 

Die  Anwendung  der  §§  5  bis  23  und  der  §§  48  bis  52 
Wmere  Fahrzeuge  (Küstenfahrer  m.  s.  tv.)  haim  durch  Bestimi 
ih  Landesregierungen  im  Verordnungswege  ausgeschlossen  werd 

§110. 

Dieses  Gesetz  triU  mit  dem  1.  März  1873  in  Kraft.  Mit 
alben  Tage  tritt  der  vierte  Titel  des  fi'tnften  Buchs  des  allgemi 
Diutsdten  Handelsgesetzbuchs  amser  Kraft. 


Wenn  in  anderen  Gesetzen  auf  Bestimmungen  verwiesen  i 
Tc'cÄe  durch  dieses  Gesetz  ausser  Kraft  gesetzt  sind,  so  tretet 
(Mitsprechenden  Bestimmungen  des  letzteren  an  die  Stelle  der  erst 
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In  einer  ffewissen  Verbindung  mit  diesem  Gesetz  steht  das 
Reichsgesetz,  oetreflfend  die  Verpfliehtunff  deutscher  Kauffahrtei- 
schiffe zur  Mitnahme  hülfsbedürftiger  Seeleute  vom  27.  Dezember 
1872. 

§  1  Jedes  deutsche  Kauffahrteischiff,  tveJches  von  einem  ausser- 
deutschen  Hafen  nach  einem  deutschen  Hafen  oder  nach  einem  Hafen 
des  Kanals^  Grosshritanniens ,  des  Sundes  oder  d^s  Kattegats  oder 
nach  einem  ausserdetUscJien  Hafen  der  Nordsee  oder  der  Ostsee  be- 
stimmt ist,  ist  verpflichtet^  deutsche  Seeleute,  welche  im  Auslande 
sich  in  hülfsbedürftigetn  Zustande  befinden,  behufs  ihrer  Zurück- 
beförderung  nach  Deutschland  auf  schriftliche  Amveisung  des  See- 
mannsamtes gegen  eine  Entschädigung  (§  5)  nach  seinem  Bestint- 
mtmgshafen  mitzunehmen. 

In  Ansehung  ausländischer  Seeleute^  welche  unmittelbar  fiach 
einem  Dienste  OMf  einem  deutschen  Kauffahrteischiffe  ausserlkdlh 
Deutschlands  sich  in  einctn  hülfsbedürftigen  Zustande  befinden,  liegt 
den  nach  do-en  Heimathslande  bestimmten  deutschen  Kauffahrtei- 
schiffen eine  gleiche  Verpflichtung  oh. 

Zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  Ti<inn  der  Schiffer  vom 
Seemannsamt  zwangsweise  angehalten  werden. 

§  2  Bieten  mehrere  Schiffe  Gelegenheit  zur  Mitnahme^  so  sind 
die  zu  befördernden  Seeleute  durch  das  Seemannsamt  nach  Verhält- 
niss  der  Grösse  der  Schiffe  und  der  Zahl  ihrer  Mannschaften  auf 
die  einzelnen  Schiffe  zu  vertheilen. 

§  3    Die  Mitnahme  kann  verweigert  tvcrden: 

1,  wenn  und  soiveit  an  Bord  kein  angemessener  Platz  filr  die 
Mitzunehmenden  vorhafiden  ist; 

2,  wenn  der  MitzwneJwnende  bettlägerig  krank  oder  mit  einer 
syphilitischen  oder  einer  sonstigen^  die  Gesundheit  oder  Sicher- 
heit der.  Mannschaft  gefährdenden  Krankheit  behaftet  ist,  oder 
tvegen  eines  Vergehens  oder  Verbrechens  zurückbefördert  wer- 
den soll; 

5.  wenn  und  soweit  die  Zahl  der  Mitnehmenden  ein  Viertheil  der 

Schiffsmannschaft  übersteigt; 
4.  ivenn  die  Mitnahme  nicht  mindestens  zwei  Tage  vor  dem  Zeit- 
punkt verlangt  wird,    an  welchem   das  Schiff"  zum    Abgehen 
fertig  ist. 

Die  Entscheidung  über  den  Grund  der  Weigerung  steht  dan 
Seemannsamt  zu, 

§  4  Während  der  Reise  erhält  der  Mitgenommene  Kost  und 
Logis  von  Seiten  des  Schiffes.  Er  ist  der  Disziplinargewalt  des 
Schiffers  unterworfen, 

§  5  Die  Entschädigung  (§  1)  beträgt,  in  Ermangelung  der 
Vereinbarung  über  einen  geringeren  Satz,  für  jeden  Tag  des  Aufent- 
halts an  Bord: 

1.  für  einen  Schiffer^  einen  Steuermann,  einen  Arzt,  einen  Ma- 
schinisien  oder   den  Assistenten  eines  solchen,   einen  Proviant^ 
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oder  Zahlmeister  einat  Thdler  auf  Segelschiffen  und  einen  und 
einen  halben  Thahr  auf  Dampßchiffen; 
2.  für  jeden  anderen  Seemann  einen  halben  Thaler  auf  Segelschiffen 
und  zwei  Drittel  Thaler  auf  Dampfschiffen. 

§  6  Die  Auszahlung  der  Entschädigung  erfolgt  im  Bestimmungs- 
hafen durch  das  Seemannsamt  gegen  Auslieferung  der  ivegen  der 
Mitnahme  ertheilten  Anweisung  (§  1). 

§  7  Der  Mitgenommene  haftet  für  die  durch  die  ZurücJcbeför- 
(lerung  verursachten  Aufwendungen. 

Die  Vorschriften,  tv eiche  den  Bheder  oder  andere  Personen  zur 
Erstattung;  solcher  Aufwendungen  verpflichten,  icerden  durch  dieses 
Gesetz  nicht  berührt 

§  8  Wer  sich  der  Erfüllung  einer  ihn  nach  §  1  obliegenden 
Verpflichtung  entzieht,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzig  Thalem 
oder  mit  Haft  bestraft  Für  die  Festsetzung  der  Strafe  und  für  das 
weitere  Verfahren  Jcommen  die  im  §  101  der  Seemannsordnung  ent- 
haltenen   Vorschriften  zur  Anwendung. 

§  9     Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  März  1873  in  Kraft, 


FÜNFTER  TITEL. 
Ton  dem  Frachtgeschäft  znr  Beförderong  von  Gfltem. 

Art.  557. 

Der  Frachtvertrag  sur  Beförderung  von  Gtifer»  hezieht  sich  ent- 
weder: 

1.  auf  das  Schiff  im  Ganzen  oder  einen  verhältnissmässigen  Tkefi 
oder  einen  bestimmt  bezeichneten  Baum  des  Schiffes,  oder 

2.  auf  einzelne  Güter  (Stückgüter). 

1.  Jeder  See-Frachtvertrag  ist  eine  Zocafi'o  conductio 
operis  und  niemals  eine  hcatio  rei.  Auch  bei  der  Befrachtung 
eines  ganzen  Schiffes  ist  der  Vertrag  nicht  daraufgerichtet,  diiss 
dem  Befrachter  das  Schiff  auf  eine  bestimmte,  oder  nach  den  Um- 
ständen sich  richtende  Zeit  überlassen  wird,  um  dasselbe  seiner 
Beschaffenheit  gemäss  zu  benutzen,  oder,  wie  Cropp  (in  Heise  und 
Cropp's  jur.  Abb.  II  S.  636)  es  ausdrückt^  das»  dem  Befrachter 
das  Schiff  „zum  Behuf  der  Einnahme  der  Waaren,  die  er  liefern 
werde,  nach  einem  gewissen  Bestimmungsorte  zu  seiner  Disposition 
sein  soll."  Dies  ist  nämlich  nur  der  Fall  im  Art.  477  H.G.B.,  in 
welchem  der  Miether  des  Schiffes  dieses  selbst  führt,  oder  durch 
den  von  ihm  selbst  angestellten  oder  doch  von  ihm  dirigirten 
Schiffer  fiihreu  lässt.  In  jedem  anderen  Falle  übernimmt  der  Ver- 
frachter den  Transport  der  ihm  vom  Befrachter  ü bergebenen 
Waaren  nach  dem  von  diesem  angezeigten  Bestimmungsort  (so 
auch  Ullrich  in  Voigt's  Neuem  Arch.  für  Handelsr.  11  S.  320ff.). 

2.  Es  besteht  indess  unzweifelhaft  ein  Unterschied ,  ob  (wie 
bei  dem  auf  Stückgüter  gerichteten  Frachtvertrage)  der  Befrachter 
nur  verlangen  kann,  dass  die  von  ihm  verladenen  Güter  in  diesem 
Schiff  nach  dem  von  ihm  angegebenen  Bestimmungsort  gebracht 
werden,  oder  ob  (wie  bei  der  Befrachtung  des  Schiffes  im  Ganzen) 
demselben  dabei  auch  die  ausschliessliche  Verfügung  über  sämmt- 
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liehe  Räume  des  Schiffes  zusteht.  Zweifelhaft  kann  es  sein,  wel- 
cher dieser  beiden  Arten  von  Verfrachtungsverträgen  die  Ver- 
rrachtung  eines  bestimmten  Baumes  des  Schiffes  und  die  eines 
quoten  Theils  desselben  beizuzählen  ist;  und  es  waren  hierüber 
auch  die  Ansichten  auf  der  Hamburger  Konferenz  getheilt  (Prot.  V 
S.  2042—2044).  Wenn  man  dieselben  trotzdem  dem  Preussischen 
Entwürfe  (Art.  466)  folgend,  der  Befrachtung  des  ganzen  Schiffes 
gleichstellte,  so  scheint  die  Erwägung  hauptsächlich  massgebend 
gewesen  zu  sein,  dass  nach  dem  damaligen  Seerecht  über  alle  der- 
artigen Befrachtungen  —  im  Gegensatz  zur  Stückladung  —  eine 
Chartepartie  ausgestellt  zu  werden  pflegte.  Abgesehen  aber  von 
der  den  Kontrahenten  eingeräumten  Befugniss,  die  Ausstellung 
einer  solchen  Urkunde  zu  verlangen  (Art  558),  ist  die  Gleich- 
stellung   nur    noch    durchgeführt   hinsichtlich    der  Lade-  —  resp. 

Lösch und    Ueberliegezeit *)   (Art.  568-578.   588.  595—603. 

604;  vgl.  Art.  589.  605);  denn  wenn  auch  von  Fautfracht  nur  bei 
Verfrachtung  des  ganzen  Schiffes,  eines  quoten  Theils  und  be- 
stimmter Räume  desselben  die  Eede  ist,  so  sind  doch  die  Entschä- 
digungsansprüche des  Verfrachters  in  den  Fällen,  wo  hier  Faut- 
fracht gefordert  werden  kann,  bei  Stückgüterladung  der  Fautfracht- 
forderung  bei  Verfrachtung  eines  quoten  Theils  oder  bestimmten 
Raumes  des  Schiffes  gleich.  Und  in  dem  Art.  643  sind  in  Betreff 
des  durch  cctstis  verursachten  Ausser krafttretens  des  Frachtver- 
trages und  Zurücktretens  eines  Kontrahenten  vom  Frachtvertrage 
dieselben  Vorschriften  für  den  auf  Stückgüter,  wie  für  den  auf 
einen  quoten  Theil  oder  einen  bestimmten  Raum  des  Schiffes  be- 
züglichen Frachtvertrag  gegeben. 

3.  Das  H.G.B.  bezeichnet  die  Subjekte  des  See-Frachtver- 
trages als  Verfrachter  und  Befrachter.  Ersterer  ist  nach  der  hier 
vertretenen  Ansicht  stets  conductor  operis;  es  ist  der  Rheder  oder 
Schiffer,  welcher  den  Transport  der  Waaren  übernommen  hat; 
Letzterer  ist  locator  operis,  aer  sich  den  Transport  der  Waa^:en 
ausbedingt.  Von  dem  Befrachter,  als  der  Person,  welche  den 
Prachtvertrag  abgeschlossen  hat,  wird  der  Ablader  unterschieden; 
das  ist  der,  welcher  die  Ladung  liefert.  Natürlich  können  Be- 
frachter und  Ablader  eine  und  dieselbe  Person  sein;  ist  dies  nicht 
der  Fall,  so  kommt  mit  Rücksicht  auf  den  Frachtvertrag  der  Ab- 
lader nur  als  Vertreter  des  Befrachters  in  Betracht  (Prot.  V 
S.  2074  f.  S.  2088;  vgl.  Erk.  des  O.A.G.  zu  Rostock  vom  24.  Fe- 
bruar 1851  in  Seuffert's  Archiv  VII  Nr.  87). 

*)  Ein  Anspruch  des  Verfrachters  auf  Liegegeld  wird  allerdings  unter 
Umständen  auch  bei  Stückgütern  anerkannt  (Art  605).  —  Speciell  auf  Stück- 
g^üter-Ladungen  bezieht  sich  noch  der  Art.  591  (Fixu'ong  eines  Endtermins 
tÜT  den  Antritt  der  Eeisc  durch  den  Richter). 


Äi-t.  558. 

Schiff  im  Gatizcii  odo-  zh  einem  riThäUnissmässigcn 
1  ein  bestimmt  bezeichneter  Baum  des  Schiffes  ver- 
irt  jede  Partei  verlangen ,  dass  über  den  Vertrag  eine 
unde  (Chariepariie)  errichtet  werde. 
lussische  Entwurf  des  H.G.B.  hatte  (in  Art.  467)  die 
itroffen : 

Schiff  ganz  oder  stt  einem  bestimmten  TJteile  (Art. 
'rächtet,  so  muss  der  Verfrag  bei  Strafe  der  Nichtig- 
geschlossen lüerden. 

achtvertrag  jedoch  durch  Vermittehmg  eines  Handeh- 
>ssen,  so  vertritt  der  Schhtsseettel  desselben  die  Stelle 
1  Vertrages. 

i)  nun  äeitena  des  Referenten  der  Hamburger  Kon- 
hingewiesen  wnrde,  class  die  meisten  Seerechte*) 
des  Frachtvertrages  verordneten,  so  beschloss  man 
ksicht  auf  das  in  den  anderen  Theilen  des  H.G.B. 
Prinzip  der  Formlosigkeit  der  Verträge  von  der 
t  der  Scliriftlichbeit  abzusehen;  aber  theiU  wegen 
it  des  Vertrages  selbst,  thcils  wegen  der  Unentbenr- 
ihriftlichen  Vertragsurkundo  für  beide  Theile,  welche 
eleu  Fällen  zur  Versendung  oder  zur  Legitfmation 
4nschluss  an  den  Oesterreichiachen  Entwurf  (§  7G) 
itrahenten  das  Recht  einzuräumen,  eine  solche  Ur- 
erlangen.  Mit  Riicksiclit  hierauf  Hess  man  auch  den 
E    des    Preusaischen    Entwurfs   fallen    {Prot.    V  S. 

eine  bestimmte  Form  hat  sich  für  die  Charte- 
iBgebildet,  wennschon  man  sich  bei  der  Abfaaaung 
rmulare  zu  bedienen  pflegt,  die  aber,  und  zwar  an 
;lben  Platze,  in  sehr  verschiedenen  Gestalten  vor- 
mtlich  mehr  oder  minder  ausführlich  sind.  Eigen- 
ä,  dass  in  deutschen  Häfen  die  Chartepartien  sehr 
scher  Sprache  abgefasst  werden.  Es  hat  dies  seinen 
daas  oftmals  irgend  eine  der  durch  eine  solche 
rsonen   nicht    deutscher  Nationalität  angehört,  und 


lei'  C'otle  de  eoiam.  nrt.  273  und  zvar  bei  allen  Arten  des 
Im  englischen  Recht  nird  der  Frachtvertrag  in  den  F&llen 
ler  Kegel  nnch  tichriftlich  abgefasst,  doch  ist  dadurch  nicht 
iselben  bedingt:  AbboU,  treatiee  p.  I"0.  1S5.  196. 
ndc  wird  bezeichnet  als  Chartepartie  oder  Certepnrtie.  Dies 
Charta  par lila  ab,  indem  in  der  älteren  Zeit  die  Urkunde, 
:rakt  enthielt,  durchschnitten  undjedem  der  Kontrahenteu 
Jen   «rnrde.     Abbott    p.   195.   196.     Pohls,  Seerecbt  II  S.  4Ui. 


Vou  dem  Frachtgeschäft  zur  Befordei*ung  von  Gütern.  185 

dass  man  sich  des  Englischen  gewissermassen  als  der  internatio- 
nalen Seesprache  bedient.  Man  hat  daher  hieraus  auch  nicht  zu 
schliessen,  dass  der  Frachtvertrag  nach  englischem  Recht  zu  be- 
urtlieilen  ist;  dies  darf  man  vielmehr  nur  dann  thun,  wenn  die 
Absicht  der  Kontrahenten  nachweislich  darauf  gerichtet  war,  sich 
dem  englischen  Recht  zu  unterwerfen;  was,  abgesehen  von  einer 
ausdrücklichen  Erklärung  und  von  dem  Falle,  wo  beide  Kontra- 
henten Engländer  wären,  nur  dann  anzunehmen  sein  würde,  wenn 
in  der  Chrfrtepartie  unzweifelhaft  englische  Rechtsanschauungen 
zur  Anwendung  gebracht  worden  wären.*) 

3.  Die  Charter  kann  Seitens  des  Befrachters  durch  Cession 
auf  einen  Anderen  übertragen  werden.  Das  Recht  des  Be- 
frachters, eine  bestimmte  Quantität  Waaren  von  dem  vereinbarten 
Abladehafen  nach  dem  festgesetzten  Bestimmungshafen  auf  diesem 
Schiffe  transportiren  zu  lassen,  mit  allen  für  ihn  hieraus  erwachsen- 
den Ansprüchen,  geht  dadurch  auf  den  Cessionar  über.  Durch 
Indossament  kann  jedoch  eine  Chartepartie  nicht  übertragen  wer- 
den (Art.  302),  und  es  würde  daher  auch  ein  auf  einer  solchen 
befindliches  Bianko-Indossament  nicht  ausreichen,  um  den  Ueber- 
gang  der  Rechte  des  Befrachters  aus  dem  Frachtvertrage  auf  den 
Inhaber  der  Chartepartie  zu  erweisen  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lü- 
beck vom  13.  Oktober  1870  in  Kierulff  Samml.  VI  S.  474  ff.  — 
auch  in  Seuffert's  Arch.  XXVI  Nr.  235  — ). 

Nicht  unter  den  Gesichtspunkt  einer  Cession  ist  eine  After - 
chartepartie  zu  bringen.  Derselben  liegt  vielmehr  eine  siib- 
locaiio  zu  Grunde.  Es  erlangt  daher  der,  „welchem  die  Befrach- 
tung eines  Schiffes  mittelst  einer  Afterchartepartie  überlassen  ist, 
hierdurch  kontraktliche  Rechte  nur  gegen  den  Aftervercharterer, 
nicht  gegen  den  Schiffer  oder  die  Rhederei'',  wenn  nicht  diese  „zur 
Ausführung  der  Afterchartepartie  sich  besonders  verpflichtet, 
haben."  (Erk.  des  Hamb.  Handelsger.  vom  21.  Januar  1864  bei 
Herrmann  und  Hirsch,  Samml.  Nr.  89.) 

Art.  559. 

In  der  Verfrachtung  eines  ganzen  Schiffes  ist  die  Kajüte  nicht 
einbegriffen;  es  dürfen  jedoch  in  dieselbe  ohne  Einwilligung  des  Be- 
frachters Iceine  Güter  verladen  werden. 

Dieser  aus  dem  Oesterreichischen  Entwurf  her  übergenommene, 
aber  auch  dem  früheren  gemeinen  Seerecht  konforme**)  Artikel 
enthält  eine  Interpretationsregel  für  den  das  ganze  Schiff  betreffen- 
den   Frachtvertrag.      Dass    bei    einer    Verfrachtung    des    ganzen 

*)  Vgl.  die  in  fcJiebeiiLaar's  Archiv  für  deutsches  Wechselrecht  und  Han- 
delsrecht N.  P.  Bd.  III  S.  337  —  350  zusammengestellten  Erkenntnisse  der 
hanaestädtischen  Gerichte. 

♦♦)  Pohls,  Seerecht  II  S.  408 f.    Erk.    «les  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  19.  De- 
zember 1840  in  Seuffert's  Archiv  IX  Nr.  204. 
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Schiffes  der  Raum  für  die  Aufbewahrung  der  SchiffBUtensilieD  und 
des  Proviants,  sowie  das  Volkslogis  ausgeschlossen,  versteht  sich 
von  selbst.*)  Dagegen  wäre  an  und  lür  sich  nicht  dasselbe  zu 
sagen  hinsichtlich  der  Kajüte,  weil  „sie  nicht  immer  ganz  für  den 
Kapitän  nöthig"  ist  „und  nicht  selten  noch  Kaum  für  die  Unter- 
bringung von  Gütern  darbietet."  Deshalb  ist  der  frühere  allge- 
meine Gebrauch  besonders  durch  das  Gesetzbuch  sanktionirt  wor- 
den. Das  fiir  den  Kapitän  aufgestellte  Verbot,  für  eigene  oder 
fremde  Rechnung  Waaren  in  der  Kajüte  ohne  Ertaubniss  des  Be- 
frachters zu  verladen,  soll  verhüten,  dass  diesem  vermittelst  des 
von  ihm  selbst  gecharterten  Schiffes  im  Bestimmungsorte  Kon- 
kurrenz gemacht  werde  (Prot.  V  S.  2059). 

Art.  560. 

Bei  jeder  Art  von  Frachtvertrag  (Art.  5S7)  hat  der  Verfrachter 
das  Schiff  in  seetüchtigem  Stande  m  liefern. 

Er  haftet  dejn  Befrachter  ßr  jeden  Schaden,  icelcher  aiM  dem 
mangelhaften  Zustande  des  Schiffes  entsteht,  es  sei  denn,  dass  die 
Mängel  aller  Sorgfalt  ungeachtet  nicht  eu,  entdecken  waren. 

1,  Der  Frachtvertrag,  von  welcher  Beschaffenheit  er  auch 
immer  sein  mag,  läuft  steta  darauf  hinaus,  dass  der  Verfrachter  die 
Waaren  auf  diesem  Schiffe  nach  dem  Bestimmungsorte  schafi^. 
Soll  dies  aber  möglich  sein,  so  muss  das  Schiff  seetüchtig,  d.  b. 
von  der  Beschaffenheit  sein,  nicht  blos  überhaupt  irgend  eine  Reise 
machen  („See  halten"),  sondern  gerade  die  in  Rede  stehende  See- 
reise machen  zu  können  (Prot.  VIII  S.  3847f ).  Die  Seetüchtigkeit 
bedingt  auch,  dass  die  Schiffsinstrumente  und  alle  sonstigen  Per- 
tineuzen  in  gehörigem  Stande  sind  (Prot.  V  S.  2066).  Dage^n 
würde  die  Seetüchtigkeit  als  solche  im  Sinne  des  K.G.B.  nicht 
auch  in  sich  schliessen  genügende  Verproviantirung,  ausreichenden 
Koblenvorrath  und  genügende  Bemannung;  denn,  wenn  auch  dies 
Alles  für  daa  Schiff  nothwendig  ist,  um  eine  bestimmte  Reise  an- 
treten und  mit  Sicherheit  ausfuhren  zu  können,  so  unterscheidet 
doch  daa  H.G.B,  die  Seetüchtigkeit  des  Schiffes  von  der  gehörigen 
Verproviantirung  resp,  Ausrüstung  und  Bemannung  (Art.  480, 
Art,  825  Ziff  1).  Wegen  eines  durch  mangelhafte  Ausrüstung 
und  Bemannung  ihm  verursachten  Nachtheils  würde  der  Befrachter 
daher  nicht  aus  diesem   Artikel  Entschädigung   verlangen  können. 

2.  Die  Seetüchtigkeit  muas  zu  der  Zeit  vorhanden  sein,  „zu 
welcher  die  Leistung  des  Schiffes  beginnen  soll,  also  gegen  die 
Zeit  der  Abreise."     Wenn  sich  daher  das  Schiff  in  dem  Zeit- 

*J  Die  Mecklenburg  -  ächweTiniecbe  Verordnung  vom  28.  Dezember  1863 
bat  dies  nocb  besODdcrs  auasprecben  zu  miiasen  geglaubt.  Sie  bestimint  im 
§  SB:  Bei  der  Befrachtung  eines  ganzen  Schiffe»,  Art.  553  de»  H.G.B.,  üt 
auch  der  nälhige  Raum  für  da»  Schifftaolk  und  die  Sckiffabeilürfnitae  der 
Kajüte  gleich  za  achte». 
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punkte,  wo  mit  der  Ladung  begonnen  werden  soll,  in  einem  repa- 
raturbedürftigen Zustande  befindet,  so  kann  sich  der  Befrachter 
nicht  wegen  kontraktwidriger  Leistung  beschweren,  vorausgesetzt, 
dass  die  nothwendigen  Reparaturen  der  Art  sind,  dass  sie  die  Be- 
ladung nicht  hindern  und  bis  zu  der  vertragsmässigen  Abgangs- 
zeit des  Schiffes  zu  bewerkstelligen  sind  (Entsch.  des  O.A.G.  zu 
Lübeck  vom  27.  Mai  1867  in  Kierulffs  Samml.  UI  S.  463). 

3.  unter  dem  dem  Befrachter  aus  der  mangelhaften  Beschaffen- 
heit des  Schiffes  erwachsenen  Schaden  ist  nicht  der  durch  Ver- 
lust oder  Beschädigung  der  Güter  entstandene  zu  verstehen.  Denn 
für  Beurtheilung  dieses  Schadens,  welche  den  Grundsätzen  des 
ßezeptums  unterliegt,  enthält  der  Art.  607  die  Norm.  Es  steht 
vielmehr  der  Nachtheil  in  Frage,  welcher  aus  der  noch  vor  der 
Verladung  sich  herausstellenden  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  er- 
wächst; z.  B.  wenn  wegen  der  Seeuntüchtigkeit  eine  Beladung  des 
Schiffes  überhaupt  nicht  möglich  ist,  oder  durch  die  Reparatur  ein 
grosser  Zeitaufwand  verursacht  wira  (Prot.  V  S.  206L  2064). 

4.  Wenn  das  Gesetzbuch  den  Verfrachter  von  der  Verhaf- 
tung nur  dadurch  befreien  lässt,  dass  die  Mängel  aller  Sorg- 
falt ungeachtet  nicht  zu  entdecken  waren,  so  fordert  es  von  dem- 
selben mehr,  als  dass  er  die  gehörige  Sorgfalt  (diligentia  diligmtis 
patris  familias)  zur  Leistung  eines  seetüchtigen  Schiffes  anwende. 
Derselbe  hat  vielmehr  die  Seetüchtigkeit  selbst  unbedingt  zu 
gewähen.  Er  wird  nicht  dadurch  befreit,  dass  er  das  Schiff  durch 
Zünmerleutc  nachsehen,  dichten,  kalfatern,  repariren  lässt,  sondern 
er  hat  auch  für  die  Versehen  dieser  Leute  einzustehen,  und  haftet 
nicht  nur  für  culpa  in  eligendo.  „Nur  wenn  es  unter  gewöhnlichen 
Umständen  ausserhalb  der  Möglichkeit  gelegen"  hat,  „den  Mangel 
zu  entdecken",  wird  er  von  der  eben  gedachten  Verpflichtung  be- 
freit (Prot.  Vm  S.  3848).  Man  folgte  in  dieser  Hinsicht  der  Auf- 
fassung des  Verkehrs,  die  vielleicht  unter  dem  Einflüsse  der 
Grundsätze  des  Rezeptums  sich  gebildet  hatte,  indem  man  bei  einem 
gecharterten  Schiff  die  Zeit  vor  Empfang  der  Waaren  und  die 
nach  Empfang  derselben  nicht  auseinander  hielt.*) 

Art.  561. 

Der  Schiffer  hat  zur  Einnahme  der  Ladung  das  Schiff  an  den 
vom  Befrachter  oder,  wenn  das  Schiff  an  Mehrere  verfrachtet  ist, 
ton  sämmtlichen  Befrachtern  ihm  angewiesenen  Platz  hinzulegen. 

Wenn  die  Anweisung  nicht  rechtzeitig  erfolgt^  oder  wenn  von 
sämmtlichen  Befrachtern  nicht  derselbe  Platz  angewiesen  wird,  oder 
wenn  die  Wassertiefe,  die  Sicherheit  des  Schiffes  oder  die  örtliche^} 


7)  Nach  englischem  Recht  hat  der  Verfrachter  die  Seetüchtigkeit  des 
Schiffes  zu  gewährleisten:  Abbott^  treaiise  p.  302  —  305.  Auf  demselben 
Standpunkte  scheint  die  französische  Jurisprudenz  zu  stehen :  Caumontj  die- 
tionnavre  p.  176  n.  103,  p,  180  n.  136. 
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Verordnungen  oder  Einrichtmtgen  die  Befolgmig  der  Jjuveisung  nicht 
gestatten^  so  mttss  der  Schiffer  an  deni  ortsüblichen  Ladungsplatz 
anlegen. 

Vgl,  die  Ausfuhrungen  zu  Art.  593. 

Art.  562. 

Sofern  nicht  durch  Vertrag  oder  durch  die  örtlichen  Verord- 
nmigen  des  Äbladungshafens  und  in  derefi  Ermangelung  durch  einen 
daselbst  bestehenden  Ortsgebrauch  ein  Anderes  bestimmt  ist^  müssen 
die  Güter  von  dem  Befrachter  kostenfrei  bis  an  das  Schiff  geliefert^ 
dagegen  die  Kosten  der  Einladung  derselben  in  das  Schiff  von  dem 
Verfrachter  getragen  werden. 

Für  die  Frage,  wer  die  durch  die  Abladung  der  Güter  ent- 
stehenden Kosten  zu  tragen  habe,  ist  massgebend  1.  ein  etwaiger 
besonderer  Vertrag  zwischen  Befrachter  und  Verfrachter,  2.  eine 
örtliche  Verordnung  des  Abladungshafens ,  3.  ein  im  Abladungs- 
hafen bestehender  Ortsgebrauch,  4.  die  Bestimmung  dieses  Artikels. 
Unter  dem  Ortsgebrauch  ist  aber  nicht  nur  das  eigentliche  örtliche 
Gewohnheitsrecht  zu  verstehen,  sondern  auch  die  an  dem  Orte  be- 
stehende blosse  Uebun^,  die  Sitte,  der  man  folgt,  ohne  das  Be- 
wusstsein  rechtlicher  ^Nöthigung  zu  haben,  die  consuetudo  ohne 
opinio  necessitaiis  (Prot.  VIII  S.  3849). 

Art.  663. 

Der  Verfrachter  muss  statt  der  vertragsmässigen  Güter  andere, 
von  dem  Befrachter  zur  Verschiffung  nach  demselben  Bestimmungs- 
hafen ihm  angebotene  Gütc^^  annehmen  y  wenn  dadurch  seine  Lage 
nicht  erschwert  wird, 

Biese  Bestimmung  findet  keine  Amvcndung,  wenn  die  Güter  im 
Vertrage  nicht  blos  nach  Art  oder  Gattung,    sondern  speziell  6e- 
zeichnet  sind. 

Die  Gegenstände  des  Frachtvertrages  können  der  Spezies 
oder  dem  Genus  nach  bestimmt  sein,  oder  es  ist  auch  nicht  ein- 
mal die  Gattung  festgesetzt  worden.  Im  letzten  Falle,  wo  z.  B. 
nur  eine  bestimmte  Zahl  von  Kolli  den  Gegenstand  des  Vertrages 
bilden,  ist  dem  Befrachter  die  Wahl  der  Waaren  ganz  freigestellt. 
Doch  kann  der  Verfrachter  selbstverständlich  solche  Waaren  zurück- 
weisen, welche  auf  dem  in  Rede  stehenden  Schiff  überhaupt  nicht, 
oder  doch  nur  unter  Gefährdung  des  Schiffes,  der  Besatzung  und 
der  Ladung  anderer  Befrachter  verladen  werden  können,  wie  ex- 
plodirbare  Substanzen,  Gegenstände  von  ganz  ungewöhnlicher 
Grösse  oder  ausserordentlicher  Schwere,  (Voigt  in  s.  Neuen  Archiv 
für  Handelsr.  II  S.  258).  Sind  die  Gegenstände  speziell  bezeichnet, 
z.  B.  bestimmte  Maschinen  genannt,   so   hat  es  dkbei  sein  Bewen- 
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den.  Für  den  Fall  aber,  dass  die  Frachtgüter  nur  dem  Genus*) 
nach  bestimmt  sind,  stellt  Abs.  1  des  Artikels  eine  Interpretations- 
regel auf,  die  übrigens  dem  früheren  gemeinen  Seerecht  konform 
ist  (Voigt  a,  a.  O.  S.  259).  Danach  hat  die  Seitens  der  Kontra- 
henten beliebte  Bezeichnung  eigentlich  nur  die  Bedeutung,  durch 
em  Beispiel  den  Kreis  von  Waaren  anzudeuten,  aus  welchem  die 
Befrachtung  des  Schiflfes  zu  erfolgen  habe.  Innerhalb  dieses  Kreises, 
der  durch  die  Anschauungen  des  bei  Frachtverträgen  betheiligten 
PubUkums  gebildet  wird,  und  alle  die  Waaren  umfasst,  über  welche 
Frachtverträge  zu  gleichen  Bedingungen  abgeschlossen  werden, 
kann  der  Befrachter  an  Stelle  der  ausdrücklich  bezeichneten 
Waaren  andere  dem  Verfrachter  zum  Transport  übergeben.  Hier- 
aus erklärt  sich,  dass  der  Verfrachter  nur  unter  der  Voraussetzung 
zur  Annahme  solcher  anderweitiger  W^aaren  verpflichtet  ist,  dass 
dadurch  nicht  seine  Lage  erschwert  wird,  wie  dies  z.  B.  der  Fall 
\«1lre,  wenn  an  Stelle  des  ursprünglich  in  der  Chartepartie  ge- 
nannten Getreides  Eisen  oder  Kohlen  verladen  würden,  indem 
diese  „zu  den  beschwerlichsten  Abladungen'^  gehören;  oder  „statt 
einer  Waare,  die  weniger  Fracht"  zahlt,  „eine  andere,  für  die  mehr 
zu  zahlen^'  ist  (Prot.  V  S.  2151  ff.).  Umgekehrt  braucht  der  Ver- 
frachter eine  Ladung,  für  welche  geringere  Fracht,  als  die  für  die 
ursprünglich  vereinbarte  Ladung  zu  zahlen  ist,  nur  dann  anzu- 
nehmen, wenn  ihm  die  verabredete  höhere  Fracht  gezahlt  wird 
(Prot.  VIII  S.  3854  f).  Uebrigens  bezieht  sich  diese  Interpretations- 
regel auf  jede  Art  des  Frachtvertrages,  die  Verfrachtung  eines 
ganzen  Schiffes,  einzelner  Theile  oder  Räume  des  Schiffes,  wie 
auch  auf  den  Stückgütervertrag. 

Art.  564. 

Der  Befrachter  oder  Ahlader,  welcher  die  verladenen  Güter  im- 
richtig  hezeichnet  oder  Kriegskontrehande  oder  Guter  verladet,  deren 
Ausfuhr  oder  deren  Einfuhr  in  den  Bestimmungshafen  verboten  isi^ 
oder  welcher  hei  der  Abladung  die  gesetzlichen  Vorschriften,  insbe- 
sondere die  Polizei-^  Steuer-  und  Zotlgesetze  übertritt,  wird^  ivhsofem 
ihm  dabei  ein  Verschulden  zur  Last  fällt,  nicht  blos  dem  Verfrachter, 
sondern  auch  allen  übrigen  im  ersten  Absatz  des  Art.  479  bezeich- 
neten Personen  für  den  durch  sein  Verfahren  veranlassten  Aufent- 
halt und  jeden  anderen  Schaden  verantwortlich. 

Dadurch,  dass  er  mit  Genehmigung  des  Schiffers  gehandelt  hat, 
mrd  seine  VerantworflichJceit  den  übrigen.  Personen  gegenüber  nicht 
axisgeschhssen. 

Er  kann  aus  der  KonfisJcation  der  Güter  Iceinen  Grund  her- 
leiten, die  Zahlung  de7-  Fracht  zu  verweigern. 


*)  Uebrigens  gilt  für  diesen  Fall  gleichfalls  die  Beschränkung,  dass  die 
zum  Transport  übergebenen  Gegenstände  nicht  das  Schiff,  Besatzung  und 
übrige  Ladung  gefährden  dürfen. 


Gefährdelt  die  Güter  das  Schiff  oder  die  übrige  Ladung,  so  ist 
der  Schiffer  befugt,  dieselben  ans  Land  zu  setzen  oder  itt  dringeiiden 
Fäifeti  über  Bord  zti  irerfen. 

1.  Der  Schaden,  von  welchem  im  Aba.  1  des  Artikela  die 
Rede  ist,  wird  vom  Gesetz  unter  den  Begriff  des  damnum  in- 
iuria  datum  gebraelit  (Prot.  V  S.  2067.  VIII  S.  3850).  Die  in- 
iuria  besteht  in  der  aus  Absicht  oder  Fabrlässiekeit  erfolgten  uii- 
riclitigen  Bezeichnung  von  "Waaren,  deren  richtige  Bezeichnung 
zur  \  erhtttuDg  von  Unglück  nothwendig  ist  (wie  von  Pulver  und 
anderen  explo urbaren  Stoffen),  in  der  Uebertretung  anerkannter 
Grundsätze  des  Völkerrechts,  der  Gesetze  des  Abladehafena  und 
gewisser  Gesetze,  nämlich  der  Einfuhrverbote,  des  Bestimmungs- 
hafens. 

2.  Wenn  das  Gesetz  die  Verantwortliclikeit  des  Befrachtei-s 
von  einem  Verschulden  desselben  ausdrückfich  abhängig  macht, 
so  soll  damit  doch  der  Beweisfrage  in  keiner  Weise  präjudicirt 
werden.  Es  ist  daher  nicht  in  jedem  Falle  nothwendig,  dass  dem 
Befrachter  das  Verschulden  nachgewiesen  wird.  Vielmehr  hängt 
es  von  den  Umständen  des  konkreten  Falles  ab,  ob  der  Beschii- 
digte  ausser  dem  Schaden  auch  noch  das  Verschulden  des  Be- 
frachters zu  beweisen  hat,  oder  nur  den  Schaden,  und  es  daun 
Sache  des  Befrachters  ist,  den  Nachweis  zu  fuhren,  dass  derselbe 
durch  casus  entstanden  (Prot.  S.  2082). 

3.  Dass  die  Genehmigung  des  Schiffers  deu  Befrachter 
von  der  Verantwortlichkeit  gegenüber  den  übrigen  im  Art.  479  ge- 
nannten Personen  nicht  befreit,  ist  selbstverständlich,  da,  wie  auf 
der  Hamburger  Konferenz  bemerkt  wurde,  der  Schiffer  „nicht  die 
Macht  habeu"  kann,  „die  Gerechtsame  dritter  Interessenten  zu  ver- 
geben." Dies  gilt  freihch  dem  Rbeder  gegenüber  nur  soweit,  als 
der  Schiffer  nicht  als  dessen  rechtlicher  Vertreter,  also  in  Kollu- 
sion mit  dem  Befrachter  gehandelt  hat  (Prot.  V  H.  2067.  2070 
VIU  S.  3850). 

4.  Der  Abs.  3  will  sagen,  wenn  und  so  weit  im  Uebrigen  dei" 
Anspruch  des  Verfrachters  auf  die  Fracht  begründet  ist,  kann  der 
Befrachter  aus  der  Kon6skation  der  von  ihm  verladenen  Güter 
keine  Einrede  gegen  denselben  herleiten  (Prot  V  S.  2082.  VIII 
S.  3850). 

Art.  565. 

Auch  derjenige,  welcher  ohne  Wissen  des  Schiffers  Güter  an 
Bord  bringt,  ist  nach  Massgabc  des  vorigen  Artihels  zum  i!rsalz  des 
daraus  entstehenden  Schadens  xerpßchiet.  Der  Schiffer  ist  befugt, 
solche  Güter  wieder  ans  Land  zu,  setzen,  oder,  tvenn  sie  das  Schiff 
oder  die  übrige  Tjidung  gefährden,  nöthigenfalls  über  Bord  zu  werfen. 
Hat   der  Schiffer   die  öüter  an  Bord  behalten,    so  nmss  dafür  die 
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höchste  am  Äbladungsort  zur  Abladungszeit  für  solche  Beise^i  und 
Güter  bedungene  Fracht  bezahlt  iverden. 

Weil  es  bei  der  Beladung  von  SchiflFen,  namentlich  in  den  Fällen^ 
wo  diese  —  wie  bei  den  grossen  Dampfern  — *)  mit  grosser  Eile 
geschieht,  wohl  vorkommen  mag,  dass  Waaren  „ohne  Wissen  und 
Willen  des  Schiflfers  an  Bord  gebracht  und  erst  nach  der  Abreise 
entdeckt"  werden,  so  hat  das  Gesetzbuch  diese  Bestimmungen  mit 
Rücksicht  auf  die  Verantwortlichkeit  des  Schiffers  treffen  müssen. 
Da  aber  der  Letztere  ivor  jedem  durch  eine  solche  ohne 
sein  Wissen  erfolgte  Verladung  von  Gütern  verursachten  Nach- 
tlieil  geschützt  werden  sollte,  so  musste  er  für  berechtigt  erklärt 
werden,  die  höchste  Fracht  zu  fordern,  welche  durch  vorherige 
Vereinbarung  dafür  hätte  festgesetzt  werden  können. 

Art.  566. 

Der  Verfrachter  ist  nicht  befugt,  ohne  Erlaubniss  des  Befrach- 
ters die  Güter  in  ein  anderes  Schiff  zu  verladen.  Handelt  er  dieser 
Besfimniung  zuunder,  so  ist  ei'  für  jeden  Schaden  leranitvortlich ,  in 
Ansehung  dessen  er  Glicht  beweist,  dass  derselbe  auch  dann  entstanden 
und  dem  Befrachter  zur  Last  gefallen  sein  icürde,  wenn  die  Güter 
nicht  in  ein  anderes  Schiff  verladen  worden  tväreii. 

Auf  Umladungen  in  ein  anderes  Schiffe  welche  in  Fallen  der  Noth 
m<ili  Antritt  der  Beise  erfolgen,  findet  dieser  Artikel  keine  An- 
wendung. 

1.  Bereits  das  römische  Recht  verbietet  dem  Schifter,  gegen 
den  Willen  des  Befrachters  die  Waaren  in  ein  anderes  Schift'  zu 
verladen,  und  lässt  denselben  für  den  Untergang  der  Waaren 
haften,  wenn  sie  auf  diesem  Schifte  zu  Grunde  gegangen  sind,  es 
müßste  denn  das  vom  Befrachter  gecharterte  Schiff  selbst  gleich- 
falls untergegangen  sein.*)    Dieser  Satz   des  römischen  Rechts  ist 


*)  Bei  den  Schiffen  der  Hamburg-Amerikanischen  Packetfahrt-Gesellschaft 
sind  die  Einrichtungen  der  Art,  dass  die  Einnahme  der  Ladung  dieser  Schiffe 
von  c.  3000  Tons  in  3  Tagen  beendigt  ist. 

**J  />.  13  ^  1  Locati  (idy  2):  Si  nav icularius  onvs  MtnUirnas  vehen- 
dum  condiixerlt  et,  cum  flujtien  Minturncnsc  navis  ca  suhire  non  jjosset  in 
dltaiu  iiavem  merce^  transtulerit  eaque  navis  in  osiio  ßuminis  pei'terit,  tene- 
tur  pn'muß  navicularius  f  Laheo  si  cnlpa  carct,  non  iencri  ait:  ceierum  si 
vcl  invito  domino  fecit  vcl  quo  non  debnit  tempore  aut  si  niinns  idoneac 
ftavi^  tunc  ex  locato  agendum.  L.  10  §  1  De  lege  Rhodia  (14,  2):  Si  ea 
condicione  navem  conduxisti  ^  lU  ea  merces  tvae  portarcntur  easqiie  merces 
nvUa  nauta  necessitate  coactus  in  navem  deteriorem,  cum  id  sciret  te  fieri 
noUcy  transtidii  et  merces  tuae  cum  ea  nave  perierunt  in  qua  nocissime  vectae 
sunt^  habes  ex  conduclo  locato  cum  priore  nauta  aciionem.  Paulus:  immo 
contra^  si  modo  ea  navigaiiune  utraque  navis  periitj  cum  id  sine  dolo  et  culpa 
nantanim  /actum  esset,  idem  iuris  crit,  si  prior  natäa  publice  retentus  navi- 
ffare  cum  tui^  mercibus  prohibitus  Juerit.  idem  iuris  erit,  cum  ea  condicione 
^  te  conduxisset,  ut  cerXam  poenam  tibi  pracstaret ,  nisi  ante  constitutum 
diem  merces  tuas  eo  loci  exposuisset^  in  quem  devehendas  cas  merces  locassety 
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im  Handelsgesetzbuch  wiederholt  worden,*)  nur  ist  in  diesem  die 
im  römischen  Recht  von  der  Verhaftung  des  Schiflfers  statuirte 
Ausnahme  generalisirt  worden.  Auch  ist  die  Substitution  eines 
anderen  Schiflfes  nicht  nur  gegen  den  Willen  des  Befrachtei*8,  son- 
dern auch  ohne  den  Willen  des  Befrachters  verboten. 

2.  Die  Umladung  in  ein  anderes  Schiff  ist  nicht  schlechtweg 
in  Fällen  der  N  o  t  h  dem  Schiffer  gestattet,  sondern  nur  wenn  ein 
solcher  Nothfall  sich  nach  Antritt  der  Reise  ereignet  (vgl.  Art.  634). 
Vor  Antritt  der  Reise  würde  hierzu  immer  die  Genehmigung  des 
Befrachters  vorausgesetzt  werden.  Ohne  diese  wäre  der  Schifter 
als  negotiorum  gestor  zur  Umladung  unter  denselben  Voraus- 
setzungen befugt,  unter  denen  ihm  ein  Dritter  als  negotiorum  gestor 
an  Stelle  des  Befrachters  die  Genehmigung  ertheilen  könnte  (Prot. 
V  S.  2074). 

Art.  567. 

Ohne  Genehmigung  des  Abladers  dürfen  dessen  Güter  weder  auf 
das  Verdeck  verladen,  noch  an  die  Seiten  des  Schiffes  gehängt 
werden. 

Den  Landesgesetzm  bleibt  vorbehalten,  zu  bestimmen,  dass  in 
Ansehung  der  Küstenschifffahrt  die  vorstehende  Vorschrift^  so  weit 
sie  auf  die  Beladung  des  Verdecks  sich  bezieht,  keine  Anwendung 
finde, 

1.  Die  Bestimmung  des  Abs.  1  dieses  Artikels  hatte  urspiüng- 
Jich  eine  andere  Bedeutung,  als  in  der  endgültigen  Redaktion  des 
Gesetzbuchs.  Im  Preussischen  Entwurf  (Art.  413)  und  in  dem 
Entwurf  aus  erster  Lesung  (Art.  436)  befand  sich  das  Verbot, 
Waaren  ohne  Genehmigung  des  Abladers  auf  das  Verdeck  zu  ver- 
laden oder  an  die  Seiten  des  Schiffes  zu  hängen,  vermöge  der 
ratio  ^  welche  dem  auch  in  älteren  deutschen,  wie  älteren  und 
neueren  ausserdeutschen  Seerechtsquellen  enthaltenen  Verbot  der 

I 

nee  per  eum  staret,  quo  minus  remisita  sibi  ea  poena  spectaret.  idem  iurk  iu 
eodem  genere  cogitationis  ohservahlmus,  si  probatum  fucrit  nautam  morbo 
impedi'tum  navigare  non  potuisse.  idem  dicemus,  si  navis  eius  vitium  fecerit 
sine  dolo  malo  et  culpa  eius.  Auf  der  Hamburger  Konferenz  hat  man  augeu- 
ßcheinlich  nur  die  zweite  dieser  Stellen  in  Betracht  gezogen,  indem  man  die 
in  Rede  stehende  Verhaftung  des  Schiifers  im  römischen  Recht  auf  den  Fall 
beschränkt  glaubte,  dass  die  Verladung  in  ein  schlechteres  Schiff  erfolgte 
(Prot.  V  S.  2072).  Das  Wort  deteriorem  scheint  mir  aber  auch  in  der  X,  10 
De  lege  Rhodia  nicht  als  Voraussetzung  für  die  in  der  Stelle  an  die  Um- 
ladung geknüpften  Folgen,  sondern  lediglich  zur  Erklärung  des  nachträglich 
erfolgten  Unterganges  der  Waaren  gesetzt  zu  sein.  Wenigstens  würden  sich 
die  Sätze  des  Paulus  mit  den  Worten:  si  in  navem  deteriorem  transtulitniM 
recht  vereinigen  lassen,  wenn  auf  deterior  irgend  welches  Gewicht  zu  legen 
wäre. 

*)  Freilich  unbewusst,  da  man  auf  der  Hamburger  Konferenz  —  wie  in 
der  vorigen  Note  bemerkt  —  der  römischrechtlichen  Bestimmung  über  die 
durch  die  Umladung  der  Waaren  herbeigeführte  Verhaftung  des  Schiffers 
eine  beschränktere  Bedeutung  beilegte  (vgl.  Prot.  VIII  S.  3S51). 
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Decksladung  zu  Ghrunde  liegt, *^  in  dem  „vom  SchiflFer"  handeln- 
den dritten  Titel.  Danach  maente  eine  Uebertretung  dieses  Ver- 
botes (als  Verletzung  einer  demselben  durch  das  Gesetz  auferlegten 
Pflicht)  den  Schiffer  sämmtlichen  Personen  gegenüber  verantwort- 
lich, denen  er  für  einen  durch  sein  Verschulden  entstandenen 
Schaden  haftet.  Nach  der  jetzigen  Stellung  der  Bestimmung  wird 
durch  ihre  Uebertretung  nur  eine  Verhaftung  des  Ver- 
frachters gegenüber  dem  Befrachter  begründet.  Damit 
ist  aher  nicht  gesagt,  dass,  wenn  die  Verladung  von  Gütern  auf 
Deck  eine  derartige  ist,  dass  dadurch  eine  Gefahr  iiir  das  Schiff 
and  die  übrige  Ladung  entsteht;  der  Schiffer  durch  die  Genehmi- 
gung der  Ablader  der  gedachten  Güter  von  einer  Verantwortlich- 
keit gegenüber  den  übrigen  Ladungs-  und  Schiffsinteressenten  be- 
freit würde;  vielmehr  haftet  derselbe  trotzdem  für  den  aus  der 
gedachten  Verladung  entstandenen  Schaden,  wenn  diese  selbst 
eine  Verletzung  der  dem  Schiffer  obliegenden  Sorgfalt  enthält 
(Prot.  Vffl  S.  3751). 

2.  Sehr  auseinander  gingen  auf  der  Hamburger  Konferenz 
die  Ansichten  in  Betreff  der  Frage ,  ob  die  hinsichtlich  des  Ver- 
decks gegebene  Vorschrift  auf  „die  auf  dem  Verdeck  eingedeckten 
RüuiDe'%  die  in  neuerer  Zeit  auf  den  Schiffen  angebrachten 
„Hütten'*  oder  „Dünetten"  auszudehnen  wäre.  Die  Einen 
stellten  die  Dünetten  mit  Rücksicht  darauf,  dass  dieselben  ,,in  der 
Regel  eben  so  fest  gebaut**  wären,  „wie  der  übrige  Schiffskörper/* 
dem  s.  g.  Schiffsraum,  d.  h.  den  unter  den  Luken  befindlichen 
ßäumen;  die  Anderen,  indem  sie  ienes  in  Abrede  stellten,  gerade 
umgekehrt  dem  Verdeck  gleich.  £ine  dritte  Meinung  ging  dahin, 
dass  der  Bau  der  „Hütten  sehr  verschieden,  bald  fester,  bald  we- 
niger sicher  sei**,  und  dass  sich  daher  „keine  allgemeine  Bestim- 
mung rechtfertigen  Hesse",  vielmehr  „in  jedem  einzelnen  Falle  nach 
den  vorliegenden  Umständen  zu  entscheiden  sei,  ob  eine  solche 
Verladung  als  Decksladung  zu  gelten  habe  oder  nicht/*  Für  diese 
letztere  Ansicht  entschied  sich  nach  wiederholten  langen  Debatten 
die  Majorität.  Eine  ausdrückliche  Bestimmung  in  diesem  Sinne 
in  das  Gesetzbuch  aufzunehmen,  unterliess  man,  um  nicht  .,auf  die 
vorliegende  Streitfrage  aufmerksam  zu  machen**  (Prot.  IV  S.  1759  f. 
S.  1868 — 1875).  Es  ist  daher  in  jedem  Falle  durch  Sachverstän- 
dige festzustellen,  ob  die  Dünetten,  so  „fest  gebaut  und  wohl  kal- 
fatert", auch  „so  fest  mit  dem  ganzen  Gelüge  des  Schiffes  ver- 
bunden** sind,  dass  sie  denselben  Schutz  gegen  die  See  gewähren, 
i^ie  der  unter  den  Luken  befindliche   Raum,**)  oder  aber  ob  dies 


*)  Diese  ratio  becrteht  in  der  „Vermuthung,  dass  durch  die  Deckpgüter 
1-  das  Schiff  überladen  nnd  2.  die  Arbeit  der  Mannschaft  behindert  weide^* 
iDuhü  in  Voigt's  Neuem  Archiv  f.  H.  R.  I  S.  204). 

*^)  Es  ist  dies  fast  durchweg  der  Fall  bei  den  grossen  Transportdamijfer;!, 
1^0  sich  gerade  in  der  Hütte  (über  dem  Hauptverdeck)  die  Kajüte  erster 
Klasse  regelmassig  befindet. 
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nicht  der  Fall  ist.  Im  ersteren  Falle  hat  der  Richter  dieselben  mit 
Rücksicht  auf  die  darin  verladenen  Güter  dem  s.  g.  SchiflEsraum, 
im  zweiten   dem  Verdeck  gleichzustellen. 

3.  Von  dem  in  Abs.  2  den  Landesgesetzgebungen  eingeräumten 
Recht  hat  keine  derselben  Gebrauch  gemacht. 

Art.  568. 

Bei  der  Verfrachtung  eines  Schiffes  im  Cremten  hat  der  Schiffer, 
sobald  er  zwr  Einnahme  der  Ladimg  fertig  und  bereit  ist^  dies  detn 
Befrachter  anzuzeigen. 

Mit  dem  auf  die  Anzeige  folgenden  Tage  begimit  die  Ladezeit. 

lieber  die  Ladezeit  hinaus  hat  der  Verfrachter  auf  die  Äbladutig 
noch  länger  zu  warten,  wenn  es  vereinbart  ist  (Ueberliegezeit), 

Für  die  Ladezeit  kann,  sofern  nicht  das  Gegentherl  bedungen 
ist,  keine  besondere  Vergütung  verlangt  werden.  Dagegen  mttss  der 
Befrachter  dem  Verfrachter  für  die  Ueberliegezeit  eine  Vergütung 
(Liegegeld)  gewähren. 

1.  Unter  Ladezeit,  auch  Liegezeit,  Liegetage  (in 
Frankreich  jours  de  planche  oder  staries,  in  England  days  for 
loading  oder  lay-days  genannt)  ist  diejenige  Zeit  zu  verstehen, 
während  welcher  der  Schiffer  nach  dem  Gesetze  ohne  besondere 
Vergütung  auf  die  Ladung  zu  warten  verpflichtet  ist  (vgl.  Prot.  V 
S.  2087.  S.  2471).  Eine  solche  Ladezeit,  deren  Dauer  in 
verschiedener  Weise  festgestellt  werden  kann  (Art.  569),  kommt 
in  Folge  einer  Rechtsvorschrift  (also  als  gesetzliche  Ladezeit: 
Entsch.  des  R.O.H.G  XII  S.  130)  bei  der  Befrachtung  eines  ganzen 
Schiffes,  eines  quoten  Theils  und  eines  bestimmten  Raumes  eines 
solchen  (Art.  588)  vor,  wogegen  dies  bei  der  Stückgüterfracht  nicht 
der  Fall  ist  (Art.  589). 

2.  Der  Beginn  der  Ladezeit  setzt  voraus,  dass  das  Schiff 
im  Stande  ist,  die  Ladung  aufzunehmen.  Das  H.G.B.  bestimmt 
nun  im  Anschluss  an  das  frühere  gemeine  Seerecht  (Voigt,  Neues 
Archiv  f.  Handelsr.  II  S.  219),  dass  es  nicht  Sache  des  Befrachters 
ist,  sich  nach  der  Ladebereitschaft  des  Schiffers  zu  erkundigen, 
sondern  Sache  des  Schiffers,  diese  Ladungsbereitschaft  dem  Be- 
frachter anzuzeigen*)  (Prot.  S.  2079).  Es  muss  daher  beides  zu- 
sammen kommen:  Ladebereitschaft  und- Anzeige  von  derselben  an 
den  Befrachter.  Fehlt  das  Eine  oder  das  Andere,  so  kann  die 
Ladezeit  nicht  beginnen. 

3.  Ueber  die  Ladezeit,  welche  einen  Bestandtheil  des 
Frachtvertrages  ausmacht,  auf  die  Ladung  zu  warten,  würde  der 
Schiffer  an  und  für  sich  nicht  verpflichtet  sein,  wie  dies  auch 
Art    571    ausdrücklich   anerkennt.    Jlun  ist   aber  im  Handelsver- 


*)  Ueber  die  Beschaffenheit  dieser  Anzeige  s.  die  Ausführungen  zu  Art.  595. 
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kehr  der  Befrachter  oft  ohne  seine  Schuld  verhindert,  diese  Frist 
einzuhalten,  weil  z.  B.  die  Ladung  erst  aus  dem  Inneren  des  Landes 
auf  dem  Wasserw^e  herbeigeschafft  werden  soD,  und  der  Transport 
durch  niedrigen  Wasserstand  oder  Eis  aufgehalten  wird.  Auch 
fordert  es  oft  sein  Interesse,  die  Beladung  eine  Zeit  lang  hinaus- 
zuschieben, um  etwa  ein  bevorstehendes  Fallen  der  Preise  der  zu  , 
verladenden  Waaren  abzuwarten.  Daher  pflegen  sich  die  Befrachter 
ausser  der  eigentlichen  Ladezeit  noch  eine  fernere  Zeit  zur  Aus- 
führung der  Beladung  auszubedingen.*)  Das  H.G.B.  hat  die  ver- 
tragsmässige  Festsetzung  einer  solchen  ferneren  Frist  durch  Be- 
frachter und  Verfrachter  ausdrücklich  zugelassen.  Diese  s.  g. 
Ueberliegezeit  (französisch  surestaries,  englisch  demurrage)  ist 
lediglich  eine  Verlängerung  der  Ladezeit,  von  der  sie  nur  deshalb 
unterschieden  wird,  weil  Seitens  des  Befrachters,  von  dem  ihre 
Inanspruchnahme  abhängt,  dafür  eine  Vergütung  zu  entrichten  ist. 
Die  V  ergütung  für  die  Ladezeit  ist  nämlich  in  der  stipulirten  Fracht 
mitbegriffen.  Dabei  wird  für  die  Ladezeit  eine  bei  Beladungen 
der  in  Rede  stehenden  Art  durchschnittlich  ausreichende  Frist  oe- 
rechnet.  Werden  nun  für  den  Fall,  dass  diese  sich  nicht  als  ge- 
nügend herausstellt,  noch  Ueberliegetage  zwischen  den  Kontrahenten 
vereinbart,  so  muss  dafür  auch  eine  besondere  Vergütung  gewährt 
werden,  weil  diese  noch  nicht  in  der  Fracht  enthalten  ist.**) 

4.  Diese  Vergütung,  das  s.  g.  Liegeeeld,  hat  denselben 
Charakter,  wie  die  für  die  Ladezeit  zu  entrichtende,  in  der  Fracht 
mit  enthaltene  Vergütung,  d.  h.  den  der  merces,  der  Miethe  (Entsch. 
der  R.O.H.G.  XIX  Nr.  29  S.  93  f.).  Nicht  aber  kann  dieselbe  jetzt 
~  d.  h.  nach  der  ihr  vom  H.  G.B.  angewiesenen  Stellung  —  als 
Konventionalstrafe  aufgefasst  werden,  wie  dies  früher  die  herr- 
schende Meinung  unter  den  Juristen  war.  ***)  Eine  Konventional- 
strafe setzt  nämlich  die  Verletzung  eines  Vertrages  voraus.  Der 
Befrachter  aber,  welcher  in  die  Lage  kommt,  Liegegeld  zu  ent- 
richten,  hat   sich    nicht    eines    Kontraktbruchs    schuldig   gemacht, 


*)  Entsch.  des  O.A.G.  zu  Rostock  vom  24.  Februar  1851  (in  Seuffert's 
Archiv  VII  Nr.  87).  Voigt,  Neues  Archiv  für  H.R.  II  S.  214  nimmt  eine 
allgemeine  Praxis  an ,  wonach  die  Ueberschreitung  der  Ladezeit  den  SchiflPer 
(auch  ohne  besondere  Verabredung)  nur  berechtige,  vom  Befrachter  eine  an- 
Bpmessene  Vergütung  für  den  längeren  Aufenthalt  zu  fordern,  nicht  aber  den 
Kontrakt  als  nicht  mehr  zu  Recht  bestehend  zu  betrachten. 

**)  So  auch  nach  französischem  Recht  (Caumont,  dictionnaire  p,  188, 189, 
n,  225  p,  813  n.  1)  und  nach  englischem  (Ahhott^  treatise  p.  264,  2b'Ö),  Das 
erstere  kennt  noch  contre-  surestariesy  worunter  verstanden  werden  des  dorn- 
rmges  et  interets  pour  la  Prolongation  du  retard^  toujours  plus  considfyrables, 
quant  au  taux,  que  les  simples  surestaries.  —  les  contre-surestariesj  donnent 
droit  h  une  indemnite  d'un  quart  en  sus  de  celle  des  surestaries  ("Caumont 
V'  S13  n.  1). 

***)  Pohls,  Seerecht  II  S.  482.  Kaltenborn,  Seerecht  I  S.  350.  Voigt,  Neues 
Ärehiv  für  H.R.  II.  S.  227  ff.  Entsch.  des  O.A.G.  zu  Kiel  vom  13.  Juni  1857 
in  Seuffert's  Archiv  XII  Nr.  15.  Es  fand  zwar  auch  die  entgegengesetzte 
Ansicht  ihre  Vertreter,  so  in  einem  Erk.  des  Hamb  Handelsger.  vom  2.  Nov. 
1854,  vgl.  Hermann  u.  Hirsch,  Samml.  Nr.  15  S.  75. 

13* 


^^M 


m 

'  ■:•■  ■*•. 
•.t\" 


•';-»■ 


■t 


196  Fünfter  Titel 

indem  er  die  Ueberliegezeit  für  'sich  in  Anspruch  nahm^  sondern 
hat  ein  vertragsmässiges  Recht  ausgeübt.  Auf  der  Eiamborger 
Konferenz  wurde  von  keiner  Seite  den  Ueberliegegeldem  die  Be- 
deutung einer  Konventionalstrafe  beigelegt,  wennschon  der  Antrag, 
2u  Protokoll  auszusprechen,  dass  das  Liegegeld  als  Miethe  aufzu- 
fassen sei;  abgelehnt  wurde  (Prot.  VIII  S.  3885).  Der  Anspruch 
auf  Liegegeld  setzt  daher  irgend  ein  Verschulden  auf  Seiten  des 
Befrachters  nicht  voraus .*) 

5.  Fällt  das  Inanspruchnehmen  von  Ueberliegezeit  nicht  unter 
den  Begriff  der  mora,  so  hat  auch  der  Befrachter  nicht  für  den 
Schaden  einzustehen,  welcher  lediglich  aus  dieser  That^ache  (z.  B. 
in  Folge  inzwischen  eingetretenen  Frostes,  wodurch  das  Schiff  am 
Auslaufen  verhindert  wird)  hervorgeht,  wogegen  nach  der  entgegen- 
gesetzten Theorie  der  Befrachter  hierfür  aufzukommen  hat  (Voigt 
a.  a.  O.  S.  229  f.  Prot.  V  S.  2092). 

6.  Hat  das  Schiff  auf  der  Ballastreise  einen  Hafen  anlaufen 
müssen,  um  daselbst  Order  zu  erhalten,  nach  welchem  Hafen  es 
sich  Behufs  Einnahme  der  Ladung  begeben  soll,  so  ist  die  Zeit, 
welche  das  Schiff  über  die  im  Frachtkontrakt  stipulirte  Zeit  hinaus 
auf  die  Order  hat  warten  müssen,  auf  die  Ladezeit  in  Anrechnung 
zu  bringen,  so  dass  diese  um  eben  so  viele  Tage  verkürzt  wird 
(Voigt  a.  a.  O.  S,  220.  .Entsch.  des  Hamb.  Handelseer.  vom 
19.  Dezember  1862  bei  Hermann  und  Hirsch,  SammL  Nr.  36 
S.  152). 

Art.  569. 

Ist  die  Dauer  der  Ladezeit  durch  Vertrag  nicht  festgesetzt,  so 
wird  sie  durch  die  örtlichen  Verordnungen  des  Ahladungshafens  und 
in  deren  Ermangelung  durch  den  daselbst  bestehenden  Ortsgebraudi 
bestimmt  Besteht  auch  ein  solcher  Ortsgebrauch  nicht,  so  giU  als 
Ladezeit  eine  den  Umständen  des  Falles  angemessene  Frist. 

Ist  eine  Ueberliegezeit^  nicht  aber  deren  Dauer  ^  durch  Vertrag 
bestimmt,  so  beträgt  die  Ueberliegezeit  vierzehn  Tage. 

Enthält  der  Vertrag  nur  die  Festsetzung  eines  Liegegeldes,  so 
ist  anzunehmen,  dass  eine  Ueberliegezeit  ohne  Bestimmung  der  Dauer 
vereinbart  sei, 

1.  Der  Artikel  unterscheidet  3  Arten  der  Normirung 
der  Ladezeit:  a.  Festsetzung  durch  Vertrag,  b.  Bestimmung 
nach  den  örtlichen  Verordnungen  resp.  dem  Ortsgebrauch,**)  c.  Ar- 
bitrirung  nach  den  Umständen  des  Falls ;  auf  welche  der  Richter 


*)  Es  ist  mir  nicht  recht  verständlich,  wenn  das  RO.H.G.  und  das  A.G.  zu 
Stettin  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XV  Nr.  63  S.  224)  den  Satz  aufstellen ,  dass 
der  Anspruch  auf  Liegegeld  ein  Verschulden  auf  Seiten  des  Befrachters  nicht 
nothwendig  voraussetze. 

**)  Diese  beiden  Arten  der  Feststellung  der  Ladezeit  erkennt  auch  der 
Code  de  comm.  art.  274  ausdrücklich  an:  Si  le  temps  de  la  charge  et  de  la 
dicharge  du  navlre  nest  poinl  fixS  par  les  Conventions  dea  parlies  ü  est 
r6gl6  sutvant  Vusage  des  lieux. 
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auch  in  dieser  Reihenfolge  zu  rekurriren  hat  (Entsch.  des  R.O.H.G. 
XVHI  S.  363).  In  letzterem  Falle  ist  eine  Zeit  anzunehmen^ 
„während  welcher  die  betreffenden  Güter  nach  den  bestehenden 
örtlichen  Einrichtungen  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  (ohne 
züiällige  Behinderungen  und  Erschwerungen)  mit  Bequemlichkeit^^ 
hätten  abgeladen  werden  können  (vgl.  Entsch.  des  K.  O.  H.G.  V 
S.  140).  Es  ist  also  Kücksicht  zu  nehmen  auf  die  Quantität  und  die 
Beschaffenheit  der  Waaren,  sowie  auf  die  Ladevorrichtungen,  aber 
nicht  auf  die  lediglich  die  Person  des  Abladers  betreffenden  Umstände. 
Die  Majorität  der  Hamburger  Konferenz  hat  es  zwar  abgelehnt^ 
eine  derartige  allgemeine  Begel  aiifzustellen^  obwohl  aus  ihrer  Mitte 
ein  dahin  zielender  Antrag  gestellt  worden  war  (Prot.  V  S.  2080). 
Ob  die  Arbitrirung  dieser  Frist  Seitens  des  Richters  sofort  bei 
einer  ausgebrochenen  Differenz  zwischen  Befrachter  und  Verfrachter 
vor  Abreise  des  Schiffers  in  einem  summarischen  Verfahren  nach 
Art  des  französischen  Ordonnanz- Verfahrens  stattzufinden  hat,  odor 
erst  nachträglich  bei  Gelegenheit  einer  Seitens  des  Befrachters 
gegen  den  Schiffer  angestellten  Klage  wegen  Vertragsbruchs  oder 
einer  Seitens  des  Befrachters  gegen  di«  Klage  des  Verfrachters 
aus  Art.  579  f.  geltend  gemachten  Einrede,  hängt  von  den  Prozess- 
eesetzen  der  verschiedenen  Seeplätze  ab  (Prot.  V  S.  2165.  2167). 
Der  Reichs-Civilprozess-Ordnung  ist  ein  Ordonnanz-Verfahren  fremd. 

2.  Auch  die  Festsetzung  der  üeberliegezeit  erfolgt 
entweder  durch  Vertrag  oder  durch  Gesetz,  d.  h.  das  H.G. S. 
selbst.  Haben  nämlich  die  Kontrahenten  eine  Üeberliegezeit  ver- 
einbart, ohne  deren  Dauer  festzusetzen,  so  wird  dieselbe  vom  Ge- 
setz auf  14  Tage  normirt,  und  als  Verabredung  einer  solchen  un- 
bestimmten und  demgemäss  durch  das  Gesetz  auf  14  Tage  normirten 
Üeberliegezeit  soll  es  auch  angesehen  werden,  wenn  der  Kontrakt, 
ohne  der  Üeberliegezeit  Erwähnung  zu  thun,  ein  Ueberliegegeld 
festgesetzt  hat.  Diese  Frist  von  14  Tagen  wurde  dem  Preussischen 
Entwurf  (Art.  479)  gemäss  in  das  Gesetz  aufgenommen,  weil  sie  der 
Konferenz  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  als  die  angemessenste  er- 
schien (Prot  V  S.  2091).  Von  welchem  Zeitpunkt  die  Ueberliege- 
tage  beginnen,  ist  im  Art.  570  bestimmt. 

3.  Die  Wirkung  des  Ablaufs  der  Ladezeit  bei  nicht  verab- 
redeter Üeberliegezeit,  sowie  die  des  Ablaufs  der  Üeberliegezeit 
hat  Art.  571  festgesetzt. 

4.  Bei  Berechnung  der  Ladezeit  und  Üeberliegezeit  ist,  wie 
schon  die  Bestimmung  über  den  Anfang  der  Ladezeit  zeigt,  das 
Prinzip  der  CivilKomputation  massgebend  (Entsch.  des 
R.O.H.G.  Xn  S.  130).  Dies  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  Lade-  und 
Üeberliegezeit  durch  Vertrag  resp.  Ortsrecht  festgesetzt  sind,  wenn 
nicht  hierdurch  zugleich  eine  andere  Berechnungsweise  angeordnet 
ist  (vgl  Prot  V  S.  2080).^ 

5.  Soll  das  Schiff  seine  Ladung  in  verschiedenen  Häfen 
einnehmen  und  ist  für  jeden  dieser  Häfen  eine  besondere  Ladezeit 
ausbedungen,  so  machen  an  und  für  sich  die  für  die  verschiedenen 
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Häfen  konzedirten  Liegetage  nicht  eine  gemeinsame  Ladezeit  aus, 
so  dass  die  in  einem  Hafen  ersparten  Liegetage  von  den  in  einem 
anderen  zu  viel  gebrauchten  abzurechnen,  und  nur  die  über 
die  sämmtlichen  Ladezeiten  hinaus  gebrauchten  Tage  als  Ueber- 
liegezeit  zu  betrachten  wären;  sondern  dies  ist  nur  dann  anzuneh- 
men, wenn  in  Folge  einer  besonderen  Vereinbarung  die  Liegetage 
nach  der  Wahl  des  Befrachters  transportabel  sein  sollen.  Hat 
aber  eine  solche  Vereinbarung  stattgefunden,  so  bedarf  es  nicht 
noch  einer  ausdrücklichen  Erklärung  des  Befrachters,  dass  er  sein 
Wahlrecht  ausüben  wolle  (Entsch,  des  Hamburger  Handelsgerichts 
vom  7.  Januar  1864  bei  Hermann  und  Hirsdi,  Samml.  Nr.  87 
IS.  359  f.). 

6.  Die  Abladung  ist  erst  dann  geschehen,  wenn  die 
Waaren  an  Bord  des  Schiffes  gebracht  sind.  Das  ergiebt  sich  aus 
dem  natürlichen  Sprachgebrauch.  Und  es  ist  verkehrt,  wenn  das  Ost- 
preussische  Tribun^  in  einem  durch  Entscheidung  des  Reichs-Über- 
Handels-Gerichts  vom  19.  Juni  1875  vernichteten  Erkenntniss  aus 
der  Bestimmung  des  Art.  562  H.  G.  B. ,  dass  die  Güter  vom  Be- 
frachter kostenfrei  an  das  Schiff  geliefert,  die  Kosten  der  Ein- 
ladung derselben  in  das  Schiff  dagegen  vom  Verfrachter  getragen 
werden  müssen,  folgert,  die  Abladung  sei  vollendet,  wenn  der 
Schiffer  „die  Waare  oehufs  Einladung  an  der  Ladungsstelle  über- 
nommen" habe.  Wie  nämlich  das  Ober-Handels- Gericht  ausfuhrt, 
lässt  sich  aus  der  vom  Gesetz  getroffenen  Entscheidung  über  das 
Tragen  der  durch  die  „Anlieferung"  und  das  „Einladen  der  Güter*' 
verursachten  Kosten  „über  den  Begriff  der  Abladung  und  den 
Zeitpunkt,  mit  welchem  diese  für  vollendet  zu  erachten",  nichts 
entnehmen  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XVHI  S.  131  f.). 

Art.  570. 

Ist  die  Dauer  der  Ladezeit  oder  der  Tag,  mit  welchem  dieselbe 
enden  soU,  durch  Vertrag  "bestimmt^  so  beginnt  die  Ueberliegemt 
ohne  Weiteres  mit  dem  Ablauf  der  Ladezeit, 

In  Ermangelung  einer  solchen  vertragsmässigen  Bestimmtmg  be- 
ginnt die  Ueberliegezeit  erst,  nachdem  der  Verfrachter  dem  Befrackter 
erJclärt  hat,  dass  die  Ladezeit  abgelaufen  sei.  Der  Verfrachter  kann 
chon  innerhalb  der  Ladezeit  dem  Befrachter  erklären,  an  weUheni 
Tage  er  die  Ladezeit  für  abgelaufen  halte.  In  diesem  Falle  ist  zum 
Ablauf  (ier  Ladezeit  und  zum  Beginn  der  Ueberliegezeit  eine  neue 
Erklärung  des  Verfrachters  nicht  erforderlich. 

1.    Der  Preussische  Entwurf  des  H.G.B.  (Art.  479)  bestimmt: 

Wenn  das  Schiff  im  Ganzen  oder  zu  einem  bestimmten  TheiU 
verfrachtet  ist,  so  muss  der  Schiffer  nach  Ablauf  der  bedungenen 
oder  gesetzlichen  Ladmtgszeit  bei  mangelnder  oder  unvollständiger 
Ladung  Protest  wegen  Nichterfüllung  erheben  lassen,  und  vom  Tage 
der  Protestaufnahme  an  gerechnet,  noch  vierzehn  laufende  Tage  warten. 
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Der  Rrotest  mtiss  durch  einen  Notar  oder  Gerichtsbea/mten  aufge- 
nommen werden. 

Es  war  somit  als  Voraussetzung  für  den  Beginn  der  Ueber- 
üegezeit  die  Erhebung  des  Protestes  gesetzt.  Eine  solche  wurde 
auf  der  Hamburger  Konferenz  in  dem  Falle  für  unentbehrlich  er- 
klärt, wenn  die  Ladezeit  weder  durch  Vertrag  noch  durch  Orts- 
gebrauch bestimmt  und  ,,somit  ihre  Dauer  nach  den  Umständen 
des  einzelüen  Falles"  zu  normiren  wäre.  Da  nämlich  die  Dauer 
iieser  angemessenen  Zeit  nicht  von  vorn  herein  durch  den  Richter 
festgesetzt  ist,  sondern  vorläufig'  der  Beurtheilung  jedes  der  Be- 
theiligten  selbst  überlassen  werde,  so  fehle  es  an  jedem  festen  und 
erkennbaren  Endpunkt  für  die  Ladezeit;  denn  wenn  der  Befrachter 
der  Ansicht  sei,  bereits  eine  angemessene  Zeit  gewartet  zu  haben, 
würde  der  Befrachter   sich  noch  innerhalb  dieser  Zeit  zu  befinden 

Slauben.  Aber  auch  bei  den  beiden  anderen  Arten  der  Normirung 
er  Ladezeit  hielt  man  den  Protest  für  zweckdienlich,  weil,  wenn- 
schon das  Ende  der  Ladezeit  hinreichend  bestimmt  wäre,  und 
wennschon  es  feststände,  „dass  der  Schiffer  nach  Ablauf  der  Lade- 
zeit nicht  länger  ohne  Vergütung  auf  die  Ladung  zu  warten" 
brauchte,  „im  Geschäftsverkehr  die  beiderseitigen  Gerechtsame  der 
Kontrahenten  nur  selten  sogleich  zur  Anwendung  gebracht  würden" 
und  der  Schiffer  häufig  mit  Kücksicht  darauf,  dass  er  auch  später 
wieder  mit  dem  Befrachter  „Geschäfte  zu  machen"  gedächte,  be- 
reit wäre,  eine  Zeit  lang  noch  unentgeltlich  auf  die  Ladung  zu 
warten.  Der  Befrachter  müsste  daher  darauf  hingewiesen  werden,  dass 
er  eine  derartige  Nachsicht  beim  Schiffer  nicht  ferner  voraus- 
zusetzen hätte  (Prot.  V  S.  2089  f.  S.  2105  f.).  Da  nun  aber  diese 
Erwägung  naturgemässer  Weise  nur  da  Platz  greifen  kann,  wo  die 
Dauer  der  Ladezeit  durch  Ortsgebrauch  und  örtliche  Verordnung 
eanz  im  Allgemeinen,  nicht  aber  wo  sie  durch  den  Vertrag  für 
uen  konkreten  Fall  festgesetzt  ist,  so  Hess  man  für  den  Fall  dieser 
Festsetzung  im  Frachtvertrage  das  Erforderniss  der  Protesterhebung 
fallen,  anfangs  freilich  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  ausser- 
dem auch  Üeberliegezeit  und  Liegegeld  ausbedungen  war,  also 
die  Verbindlichkeit  des  Schiffers,  Ueoerliegezeit  zu  halten,  vertrags- 
massig  feststand  (Prot.  S  2107  —  2109),  später  auch  ohne  dieses 
Erforderniss  (Prot.  S.  2197  f.).  Hierbei  kann  es  natürlich  auch 
keinen  Unterschied  begründen,  ob  nach  dem  Vertrage  das  Ende 
der  Ladezeit  mit  einem  bestimmten  Tage  oder  nach  Ablauf  einer  ge- 
wissen Frist  eintreten  soll.  Für  die  anderen  Arten  der  Festsetzung 
der  Ladezeit  verlangte  man  eine  Erklärung  des  Verfrachters,  dass 
die  Ladezeit  abgelaufen  sei,  und  er  nunmehr  für  die  folgende  Warte- 
zeit Liegegeld  beanspruche.  Hierbei  verwandelte  man  jedoch  den 
Protest  in  eine  formlose  Erklärung,  und  gab  nur  ausnahmsweise 
dem  Verfrachter  in  seinem  Interesse  das  Recht,  auf  Kosten  des 
Befrachters  eine  öffentliche  Urkunde  aufnehmen  zu  lassen,  wenn  er 
nicht  in  anderer  Weise   sich  die  Möglichkeit  sichern  konnte,   den 
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Beweis   zu    fuhren  ^    dass    er    jene    Erklärung   abgegeben    (Prot. 
S.  2111  f.  H.G.B.  Art.  572). 

2.  Aus  der  oben  angegebenen  Bedeutung  dieser  Ei*klärung 
ergiebt  sich,  dass  dieselbe  auch  vor  Ablauf  der  Ladezeit  abgegeben 
werden  darf,  nur  muss  sie  einen  bestimmten  Tag  bezeichnen,  von 
welchem  ab  das  Liegegeld  laufen  soll  (Prot.  VIII  S  3871— 3874). 
Natürlich  kann  diese  Erklärung  niemals  in  der  Anzeige  der  Lade- 
bereitschaft gefunden  werden,  weil  diese  lediglich  die  Voraussetzung 
für  den  Anfang  der  Ladezeit  ist  (Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  XVIU 
S.  365f.).*) 

Art.  571. 

Nach  Ahlauf  der  Ladezeit  oder,  wenn  eine  Ueberliegezeit  verein- 
bart ist,  nach  Ablauf  der  Ueberliegejmt  ist  der  Verfrachter  nicht 
verpflichtet,  auf  die  Abladung  noch  länger  zu  warten.  Er  ntuss 
jedoch  seinen  Willen^  nicht  länger  eu  warten^  spätestens  drei  Tage 
vor  Ablauf  der  Ladezeit  oder  der  Ueberliegezeit  dem  Befrachter 
erklären. 

Ist  dies  nicht  geschehen,  so  läuft  die  Ladezeit  oder  Ueberliege- 
zeit nicht  eher  ab,  ah  bis  die  Erklärung  nachgeholt  ist  und  seit  dem 
Tage  der  Abgabe  derselben  drei-  Tage  verstrichen  sind. 

Die  in  diesem  Artikel  erwähnten  drei  Tage  werden  in  allen 
Fällen  als  ununterbrochen  fortlaufende  Tage  nach  dem  Kalender 
gezählt. 

1.  Der  Preussische  Entwurf  (Art.  479  f.)  kannte  eine  gesetz- 
liche Ueberliegezeit  von  14  Tagen.  Diese  Frist  erachtete  man  auf 
der  Hamburger  Konferenz  als  den  Interessen  der  Verfrachter  ge- 
fährlich. Auf  der  anderen  Seite  wollte  man  dem  Schiffer  nicht 
das  Recht  einräumen,  „unversehens^^  davon  zu  gehen,  ohne  zuvor 
den  Befrachter  von  seiner  Absicht,  nicht  länger  warten  zu  wollen, 
in  Kenntniss  zu  setzen.  So  schlug  man  einen  Mittelweg  ein 
und  stellte  den  Satz  auf,  der  Schiffer  ist  nicht  schuldig,  länger  als 
8  Tage  nach  Ablauf  der  Ladezeit  liegen  zu  bleiben,  wenn  er  seine 
dahin  gehende  Absicht  vorher  dem  Befrachter  angezeigt  hat  (Prot.  V 
S.  2091 — 2093).  Diese  Frist  hatte  aber  auch  noch  den  Charakter 
der  Ueberliegefrist.  Bei  einer  abermaligen  Durchberathung  dieser 
Materie  kam  man  aber  zu  dem  Resultat,  dass  „wenn  im  Fracht- 
vertrage weder  eine  Ueberliegezeit  noch  ein  Ueberfiegegeld  bedungen 
worden,^^  der  Schiffer  „nach  Ablauf  der  Ladezeit  zur  Einhaltung  einer 
Ueberliegezeit  nicht  verpflichtet  sei".  Trotzdem  aber  erklärte  man 
den  Verfrachter,  unzweifelhaft  mit  Rücksicht  auf  die  Gebräuche 
der  beim  Seehandel  betheiligten  Kreise,  nicht  für  berechtigt,   sich 


*)  In  dieser  Entscheidung  weist  das  R.O.II.G.  noch  daraaf  hin,  dass  Ycr- 
tragsmässige  Festsetzung  der  Ladezeit  stets  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
im  Frachtvertrage  voraussetze.  Diese  werde  im  Art.  570  grade  der  still- 
schweigenden Unterwerfung  unter  den  Ortsgebrauch  und  natürlich  auch  unter 
die  Örtliche  Verordnung  gegenüber  gesetzt  (a.  a.  0.  S.  364). 
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,,ohiie  Weiteres  nach  Ablauf  der  Ladezeit^^  vom  Vertrage  loszusagen, 
sondern  erst  dann  die  weitere  Einnahme  der  Ladung  zu  verweigern, 
wenn  er  drei  Tage  vorher,  und  zwar  entweder  nach  Ablauf  oder 
innerhalb  der  Ladezeit,  „seinen  Willen,  dieses  Recht  auszuüben, 
dem  Befrachter  kundgegeben"  hätte.  Und  dies  wurde  auch  auf 
den  Fall  ausgedehnt,  dass  eine  Ueberliegezeit  vertragsmässig  fest- 
gesetzt worden  (Prot.  V  S.  2471—2473). 

2.  Die  hier  in  Rede  stehende  Kündigungsfrist  von  drei 
Tagen  hat,  auch  wenn  sie  nicht  in  die  Ladezeit  fällt,  nicht  die 
Bedeutung  einer  Ueberliegezeit.  Demgemäss  hat  auch 
der  Verfrachter  dafür  kein  Liegegeld  zu  beanspruchen.  Hat  der 
Verirachter  bis  zum  Ende  der  Ladezeit  oder  noch  länger  mit  der 
Abgabe  seiner  Erklärung  gewartet,  so  ist  dies  als  eine  von  seiner 
Seite  freiwillig  erfolgte  Verlängerung  der  Ladezeit  anzusehen 
(Prot  V  S.  2489).  Anders  liegt  die  Sache,  wenn  eine  Ueberliege- 
zeit überhaupt  verabredet  war.  Würde  in  diesem  Falle  die  Kün- 
digung erst  später  als  drei  Tage  vor  Ablauf  der  Ueberliegezeit 
erfolgen,  so  würde  der  Verfrachter  für  alle  Tage,  welche  hiernach 
das  bchiff  noch  über  die  ursprüngliche  Ueberliegezeit  hinaus  zu 
warten  hätte,  Ueberliegegeld  beanspruchen  können.  Denn  in  diesem 
Falle  wird  durch  die  Kündigungsfrist  und  die  der  Kündigung 
vorangehenden  (nicht  in  die  Ueberliegezeit  fallenden)  Tage  die 
Ueberliegezeit  in  derselben  Weise  verlängert,  wie  im  ersten  Falle 
die  Ladezeit  (Prot.  S.  2489  f.). 

3.  Bleibt  das  Schiff  nach  Ablauf  der  Kündigungs- 
frist noch  liefen,  so  kann  der  Befrachter  für  diese  fernere 
Zeit  Ueberliegegeld  nicht  fordern.  Die  Ueberliegezeit  endet  näm- 
lich jedenfalls  mit  dem  Ablauf  der  Kündigungsfrist,  eine  neue 
Ueberliegezeit  kann  aber  nicht,  da  die  ursprüngliche  auf  einem 
Vertrage  des  Verfrachters  und  Befrachters  beruhte,  einseitig  durch 
den  Ersteren  begründet  werden,  sondern  setzt  gleichfalls  eine  Ueber- 
einkunft  beider  Theile  voraus.  Diese  würde  aber  dann  anzunehmen 
sein,  wenn  nach  Ablauf  der  Kündigungsfrist  der  Befrachter  mit  der 
Abladung  fortführe,  denn  hierdurch  würde  derselbe  mittelst  einer 
konkludenten  Handlung  sein  Einverständniss  mit  der  Verlängerung 
der  Ueberliegezeit  zu  erkennen  geben  (Prot.  V  S.  2492). 

4.  Durch  den  letzten  Absatz  des  Artikels  wird  ausgedrückt, 
dass  auch  die  Tage  nicht  ausser  Ansatz  bleiben,  welche 
bei  der  Berechnung  der  Lade-  und  Ueberliegezeit  nicht  mitgerechnet 
werden,  jeder  Tag  also  gezählt  wird,  wenn  auch  dui^h  Wind,  Wetter 
und  andere  Zuiälle  jede  Abladung  oder  die  Annahme  der  Ladung  an 
demselben  unmöglich  gemacht  ist.  Als  Grund  hierfür  wurde  auf 
der  Hamburger  Konferenz  geltend  gemacht,  „dass  in  der  Statuirung 
der  dreitägigen  Frist  an  sich  schon  eine  gegen  die  allgemeine  Natur 
des  Vertragsrechts  dem  Befrachter  zugestandene  Begünstigung  läge, 
die  nicht  ohne  Nachtheil  zu  weit  ausgedehnt  werden  könnte,"  dass 
es  demgemäss  gerechtfertigt  wäre,   die   Tragung  des  während  der 
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Frist  eintretenden  Zufalls,   dem  durch  Gewährung  derselben  „be- 
günstigten Befrachter"  zur  Last  zu  legen  (Prot.  V  S.  2487  f.). 

5.  Selbstverständlich  kann  der  Schiffer  vor  Ablauf  der  in 
diesem  Artikel  gesetzten  Frist  absegeln,  wenn  ihm  die  Befrachter 
in  unzweideutiger  Weise  erklären,  die  Ladung  nicht  liefern  zu 
wollen  oder  zu  können  (Erk.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  21.  Februar 
1857  in  Seuffert's  Archiv  XII  Nr.  293). 

6.  Macht  ein  Zufall  den  Abgang  des  Schiffes  vor  Ablauf 
der  in  diesem  Aiükel  statuirten  Frist  nothwendig,  so  wird  aller- 
dings für  den  Befrachter  kein  Anspruch  auf  Entschädigung  begründet, 
dagegen  verliert  aber  auch  der  Verfrachter  seinen  Frachtanspruch 
(L,  36  Locati  [19 y  21]),  Dies  würde  bei  eintretendem  Frostwetter 
anzunehmen  sein,  wenn  dadurch  die  Gefahr  einzufrieren  für  das 
Schiff  entstünde,  denn  wenn  hierdurch  auch  die  Sicherheit  des 
Schiffes  selbst  nicht  gefährdet  wird,  so  kann  man  doch  dem  Schiffer, 
w^enn  die  Beladung  noch  im  Spätherbst  geschieht,  nicht  zumuthen, 
während  des  Winters  bis  zum  Aulgehen  des  Eises  im  Hafen  liegen 
zu  bleiben,  und  die  Ladung  erst  im  Frühjahr  nach  ihrem  Bestim- 
mungsorte zu  bringen,  da  in  solchem  Falle  die  Intention  der  Kon- 
trahenten unzweifelhaft  dahin  geht,  dass  das  Schiff  vor  Eintritt 
des  Frostes  abgehen  soll.  War  übrigens  die  Vereinbarung  aus- 
drücklich zwischen  den  Kontrahenten  getroffen,  dass  das  Schiff  vor 
Eintritt  des  Frostes  expedirt  werden  sollte,  so  würde  darin  eine 
üebernahme  der  Gefahr  von  Seiten  des  Befrachters  liegen,  und 
derselbe  verpflichtet  sein,  dem  Verfrachter  die  Fracht  zu  zahlen 
(Entsch.  des  O.  A.  G.  zu  Lübeck  vojn  25.  November  1865  in 
Kierulff's  Samml.  I  Nr.  87  S.  1053)  und  die  sonst  noch  durch 
Art.  579  statuirte 'Entschädigung  zu  leisten. 

Art.  673. 

Die  in  den  Artikeln  570  und  S71  erwähnten  ErMärungen  des 
Verfrachters  sind  an  keine  besondere  Form  gebunden.  Weigert  sich 
der  Befrachter,  den  Empfang  einer  solchen  Erklärung  in  genügender 
Weise  zu  bescheinigen^  so  ist  der  Verfrachter  befugt,  eine  öffentliclie 
Urkunde  darüber  auf  Kosten  des  Befraditers  errichten  eu  lassefi. 

Schon  oben  (S.  199)  wurde  gezeigt,  dass  zur  Erhebung  eines 
förmlichen  Protestes  der  Verfrachter  nicht  vei'pflichtet,  sondern  nur 
berechtigt  ist.  Es  ist  dies  jedoch  nicht  lediglich  der  Willkür  des- 
selben überlassen;  derselbe  darf  vielmehr  nur  dann  eigentlichen 
Protest  erheben,  wenn  er  sich  nicht  in  anderer  Weise  den  Beweis 
sichern  kann,  dass  er  die  für  den  Beginn  der  üeberliegezeit  oder 
für  die  Beendigung  der  Ladezeit  resp.  üeberliegezeit  vom  Gesetz- 
buch vorgeschriebenen  Erklärungen  abgegeben  hat.  Als  eine 
Sicherung  des  Beweises  wurde  aber  auf  der  Hamburger  Konferenz 
nur  die  schriftliche  Bestätigung  der  Erklärung  Seitens  des  Be- 
frachters,  z.  B.  auf  der  Chartepartie*oder  auf  dem  Konossement 
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angesehen  (Prot.  VIII  S.  3857).  Die  Protest-Urkunde  kann  eine 
fferichtliche  oder  notarielle,  eine  Konsulats-Urkunde*)  oder  auch 
(nach  dem  Grundsatz :  loctis  regit  actum)  eine  solche  Urkunde  sein, 
welche  von  einer  nach  den  Gesetzen  des  betreffenden  ausländischen 
Ortes  zur  Aufnahme  solcher  Akte  berufenen  Behörde  errichtet  ist 
(Ygl.  Prot  V  S»  2110). 

Dass  in  solchem  Falle  der  Befi'achter  die  Kosten  zu  tragen 
hat,  ist  den  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  konform,  weil 
dieselben  durch  seine  Versäumniss  entstanden  sind  (Prot.  S.  2111). 

Art.  573. 

Das  Liegegeld  wird,  tvewn  es  nicht  durch  Vertrag  bestimmt  ist, 
von  dem  JRichter  nach  billigem  Ermessen,  nöthigenfaUs  nach  Anhörung 
von  Sachverständigen  festgesetzt 

Der  Richter  hat  hierbei  auf  die  näheren  Umstände  des  Falles, 
insbesondere  auf  die  Seuerbeträge  und  UnterhaltsJcoste^i  der  Schiffs- 
lesatsung,  sowie  cmf  den  dem  Verfrachter  entgehenden  Frachtverdienst 
Rücksicht.  0u  nehmcfi, 

1.  Das  für  die  Ueberliegezeit  vom  Befrachter  zu  zahlende 
Liegegeld  ist  entweder  ein  vertragsmässiges  oder  ein  an- 
gemessenes. Die  Höhe  des  letzteren  wird  der  Natur  der  Sache 
gemäss  festgesetzt  boni  viri  arbitratu,  d,  h.  durch  den  Richter,  der 
überall,  wo  diese  Festsetzung  eine  ihm  selbst  abgehende  Sach- 
kenntniss  voraussetzt,  Sachverständige  zuziehen  wird.  Ob  er  dies 
aber  zu  thun  hat,  hat  er  selbst  zu  beurtheilen.  Dies  wird  durch 
das  Wort  nöthigenfaUs  ausgedrückt,  welches  dem  Richter  ge- 
stattet, Sachverständige  anzuhören,  den  Parteien  aber  keinen 
Rechtsanspruch  auf  deren  Zuziehung  gewährt  (Entsch.  des  R.O.H.G. 
V  S.  141.  XI  S.  338).  Eben  so  ist  auch  der  Ausspruch  der  Sach- 
verständigen für  den  Richter  nicht  bindend;  dieselben  sind  nur 
seine  Gehülfen,  deren  Ausspruch  seiner  freien  Würdigung  unter- 
liegt (vgl.  Entsch.  des  R.O.H.G.  V  S.  151). 

2.  Wenn  im  Abs.  2  bestimmt  ist,  dass  der  Richter  besonders 
auf  Heuer  und  Unterhaltungskosten  der  Besatzung  und  den 
dem  Verfrachter  entgehenden  Frachtverdienst  bei  der  Nor- 
mirung  des  Liegegeldes  Rücksicht  zu  nehmen  hat,  so  soll  dem- 
selben damit  nicht  die  Pflicht  auferlegt  sein,  unter  allen  Umständen 
das  Liegegeld  so  hoch  anzusetzen,  dass  dem  Verfrachter  voll- 
ständige Entschädigung  für  seine  haaren  Auslagen  und  den  nach- 
weisbar entgangenen  Gewinn  zu  Theil  wird ;  vielmehr  ist  der  Be- 
trag des  Liegegeldes  stets  mehr  oder  weniger  arbiträr,  und  di'e  in 
Abs.  2  aufgezählten,  sowie  diesen  gleichartigen  Momente  sind  nur 
Faktoren,  welche  für  die  Festsetzung  mitbestimmend,  aber  nicht 


*)  Die  Konsuln  sind   zur  Aufnahme  solcher   Urkunden  nach  §  15    des 
Bondes-Konsulats-Gesetzes  vom  8.  Nov.  1867  befugt. 
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unbedingt  maBsgebend  sein  werden,  indem  der  Richter  beispiels- 
weise sucli  die  in  dem  betreffenden  Hafen  üblichen  (im  Gegen- 
satz zu  den  vom  Verfrachter  wirklich  gezahlten)  Heuersätz^  die 
regelmäsagen  Unterhaltungakosten ,  die  unter  gewöhnlichen  Ver- 
hältniBsen  während  eines  der  Dauer  der  Ueberliegetage  entsprechen- 
den Zeitraumes  zu  verdienende  Fracht,  dann  aber  auch  ganz  be- 
sondere die  in  dem  Hafen  übliche  Höhe  der  Liegegelder  wird 
berücksichtigen  müssen  {Prot.  V  S.  2113— 2115.  Erk.  desB-O.H.G. 
V  S.  141  f.). 

Art.  674. 

Bei  Serechmmg  der  Lade-  und  Ueberliegezeit  werden  die  Tage 
«rt  umtnUrhrof^en  fortlaufender  Reihenfolge  gezählt;  insbesondere 
h)mmen  in  Ansäte  die  Sonn-  und  Feiertage,  sowie  diejenigen  Tage, 
an  welchen  der  Befrachter  durch  Zufall  die  Ladung  zu  liefern  ver- 
hindert ist. 

Nicht  in  Ansatz   kommen  jedoch   die  Tage,   an  welchen  durch 

Wind  und  Wetter  oder  durch  irgend  einen  anderen  Zufall  enltoeder 

1.  die  Lieferung  nicht  nur  der  bedungenen,  sondern  jeder  Art  von 

Ladung  an  das  Schiff,  oder 
S.  die  Uebemahme  der  Ladung 
verhindert  ist. 

1.  Eine  Regel  über  die  Berechnung  der  Ladezeit  und  Ueber- 
liegezeit ist  in  zwiefacher  Hinsicht  von  Bedeutung,  nämlich  mit 
Rücksicht  auf  die  Frage,  ob  die  in  der  einen  oder  anderen  Weise 
festzustellende  (Art.  56Ö)  Wartezeit  (Art.  580 1  abgelaufen  ist,  wäh- 
rend welcher  der  Verfrachter  auf  die  Abladung  zu  warten  hat, 
und  ferner  ob  resp.  wie  viel  Liegegeld  vom  Verfrachter  beansprucht 
werden  darf.  Ueber  den  Einäu&s  des  Zufalls  auf  diese  Berech- 
nung stellte  man  nun  auf  der  Hamburger  Konferenz  zunächst  fol- 
genden Grundsatz  auf: 

In  die  Ladungsfrist  werden  omcA  diejenigen  Tage  eingerechnet, 
an  welchen  der  Befrachter  wegen  Wind  und  Wetter  oder  wegen 
eines  anderen  zufälligen  Ereignisses  die  Ladung  2M  liefern  verhindert 
ist.  Nicht  eingerechnet  werden  dagegen  die  Tage,  an  welchen  ein 
solches  Ereigniss  die  Uebemahme  der  Ladung  in  das  Schiff  ver- 
hindert, wohin  insbesondere  gehört,  wmn  der  Schiffer  wegen  Wind 
und  Wetter  den  Ladungsplatz  verlassen  und  auslaufen  muss; 
indem  man  von  dem  Prinzip  ausging,  dass  jeder  der  Betbeiligten 
den  Zufall  zu  tragen  ba.be,  welcher  sich  in  seiner  Person  ereignet 
(Prot  V  S   2084).*)     Später  wurde  wiederholt  der  Antrag  gestellt, 

*J  Der  Punkt  war  vor  Erlttss  des  H.G.B.  kontrovera;  vgl.  Voigt  (Neue» 
Archiv  II  S.  22&  f.),  welcher  das  im  Text  aufgestellte  Prinzip  fiir  das  richtige 
hält,  und  Ullrich  (ebendas.  S  31)9  ff.),  der  den  Befrachter  von  »einer  Ver- 
bindlichkeit,   das  Liaden  (und  Lögcheu)   rechtseitig  zu  beschaffen,   und    bei 


■r .  * 
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auch  den  Zufall  nicht  zu  Lasten  des  Befrachters  sein,  zu  lassen, 
welcher  jeden  Befrachter  und  nicht  nur  diesen  bestimmten  allein 
an  der  Beladung  des  Schiffes  hindern  würde.  Als  Grund  hieriiir 
machte  man  namentlich  geltend,  beim  Abschluss  des  Frachtvertrages 
gingen  die  Kontrahenten  von  der  Voraussetzung  aus,  es  werde 
nicht  nur  die  Benutzung  des  Schiffes  überhaupt,  sondern  auch 
dessen  rechtzeitige  Benutzung  möglich  sein  (Prot.  V  S  2093  ff.). 
Dieser  Antrag  wurde  zunächst  abgelehnt  (Prot.  V.  S.  2100  f.),  dann 
aber  zum  Beschluss  erhoben,  doch  nur  mit  Rücksicht  auf  den  ersten 
der  oben  hervorgehobenen  Punkte,  indem  hinsichtlich  des  zweiten 
der  jetzige  Art.  575  eingeschoben  wurde  (Prot.  V  S.  2476  ff.  2491. 
Vlli  S.  3945  f.). 

Danach  gelten  folgende  Regeln: 

a.  Bei  Berechnung  der  Ladezeit  und  Ueberliegezeit,  soweit  sie 
überhaupt  juristisch  von  Bedeutung,  sind  mitzuzählen  1.  die  Sonn- 
und  Feiertage;  2.  die  Tage,  an  denen  durch  Zufall  die  Lieferung 
gerade  der  Ladung  des  Befrachters,  z.  B.  wegen  der  besonderen 
Beschaffenheit  der  Waaren,  in  Folge  widerrecntlichen  Aufhaltens 
derselben  durch  die  Zollbeamten  u.  s.  w.  verhindert  ist;  dagegen 
sind  nicht  mitzuzählen  die  Tage,  an  denen  durch  einen  Zufall  die 
Uebernahme  der  Ladung  Seitens  des  Schiffes  unmöglich  gemacht 
ist,  z.  B.  weil  das  Letztere  wegen  des  Wetters  den  Ladungsplatz 
verlassen  musste,  oder  wegen  Unfalls  eine  Reparatur  erforderlich 
wurde  (Prot  V  S.  2084). 

b.  Bei  Berechnung  der  Ladezeit  und  Ueberliegezeit,  aber  ledig- 
lieh in  ihrer  Bedeutung  als  Wartezeit,  sind  nicht  mitzuzählen  die 
Tage,  an  denen  durch  Zufall  die  Lieferung  nicht  nur  der  speziellen 
Laaung  des  Befrachters,  sondern  jeder  Ladung  verhindert  ist^ 
z.  B.  weil  die  Abfahrt  der  Leichterschiffe  wegen  Wind  und  Wetter 
nicht  möglich  ist  (Prot.  V  S.  2099). 

2.  I^atürlich  gelten  diese  Grundsätze  nur  für  den  Fall,  dass 
nicht  eine  anderweitige  vertragsmässige  Festsetzung  durch  die  Kon- 
trahenten getroffen  ist  (Prot  V  S.  2080^.  So  findet  sich  nament- 
lich in  englischen  Chartepartien  Ausschluss  der  Sonn-  und  Fest- 
tage.*) Sollte  in  diesem  Falle  nur  ausdrücklich  der  Sonntage 
Erwähnung  geschehen  sein,  so  würden  darunter  auch ,  auf  Grund 
des  Art  278  H.GB.,**)  die  Festtage  zu  verstehen  sein.  Allerdings 
ist  der  Sonntag  begrifflich  vom  Festtage  unterschieden.  Trotzdem 
ist  der  Letztere  dem  Ersteren  gleich  zu  stellen,  nicht  wegen  des 


Yerzogerang  eine  Entschädigung  zu  gewähren,  darch  casus  befreien  lässt, 
▼orauBgesetzt,  dass  dieser  die  EdPüllung  der  Verbindlichkeit  absolut,  also  für 
Jedermann  uBipöglich  machte. 

*)  Nach  Londoner  Usanz  werden  übrigens  bereits  ohne  Weiteres  Sonn- 
end Feiertag  nicht  mitgerechnet:  Abbott  treatise  p,  20'6, 

**)  Bei  Beurtheilnnq  und  Aiisleijung  der  Handelsgeschäfte  hat  iler 
Richter  den  Willen  der  Kontrahenten  zu  erforschen  und  nicht  an  dem  buch" 
stäbUchen  Sinne  des  Ausdrucks  zu  haften. 
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allgemeinen  Polizeieebotes  der  Arbeitaruhe,  sondern  weeen  der 
Volkssitte  der  Arbeitsruhe,  denn  es  ist  nicht  anzunehmen,  aaea  der, 
welcher  an  Sonntagen  dieser  Volkssitte  folgt,  sich  an  Festtagen  ihr 
nicht  unterwerfen  wollte  (dies  gegen  die  Ausführungen  in  Entseb. 
des  E.O.H.G.  VI  S.  93  f,,  wo  die  Klausel  per  running  days,  sundays 
excevted  wörtlich  aufgefasst  wird), 

i  ein  kontraktmässiges  Verzichten  der  Befrachters  auf  die 
tigung  des  Abs.  2  Ziff.  I  wird  es  auch  angesehen,  wenn  die 
>arung  getroffen  ist,  dass  die  Abladung  bis  zu  einem  be- 
!n  Tage  beendet  sein  musste  (Art.  577). 

Art.  575. 

Ir  die  Tage,  während  welcher  der  Verfrachter  wegen  VerJUn- 
di!r  Lieferung  jeder  Art  von  Ladung  hat  länger  warten  müssen, 
ihm  lAegegeld,  selbst  wenn  die  Verhinderung  während  der 
t  eingetreten  ist.    Dagegen  ist  für  die  Tage,  während  welcher 

n  Verhinderung  der  Uebemakme  der  Ladung  hat  länger  warten 

,  lAegegeld  nicht  zu  entrichten,   selbst  wenn  die  Verhinderung 

d  der  üeberliegezeit  eingetreten  ist. 

ISS  der  Verfrachter,  wenn  die  Wartezeit  wegen  Verhinderung 
bernahmo  der  Ladung  ausgedehnt  wurde,  keinen  Anspruch 
igegeld  hat,  ergiebt  sieb  aus  den  allgemeinen  Grundsätzen 
rgerlichen  Rechts  über  die  Mietbe.  Die  Verpflichtung  zur 
g  der  merces  cessirt,    wenn  der  Zufall   den  Gegenaland  der 

trifft,   hier  also  den  Verfrachter  verhindert,   dasjenige  zu 

was  von  seiner  Seite  zunächst  zu  geschehen  hat,  um  die 
rung  des  Transportes  in  Angriff  zu  nehmen.  Auf  der 
rger  Konferenz  wurde  zunächst  allerdings  der  entgegen- 
!  Grundsatz  aufgestellt  und  angenommen,  d.  h.  dem  Ver- 
r  das  Recht  eingeräumt,  „auch  für  diejenigen  Tage  Ueber- 
Id   zu   fordern,"    welche   „wegen   Verhinderung   der  Ueber- 

der  Ladung  in  das  Schiff  durch  Wind  und  Wetter  oder 
e  Zufälle  nicht  in  die  Üeberliegezeit  einzurechnen"  sind; 
d  die  Verhinderung,  welche  während  der  Ladezeit  stattfand, 
trfrachter  nöthigen  sollte,  um  so  viele  Tage,  als  die  Ver- 
ing  dauerte,  länger  unentgeltlich  auf  die  Ladung  zu  warten 
!'  Ö.  2168—2170).  Die  Vertheidiger  dieser  Ansicht  machten 
[eltend,  dass  die  Üeberliegezeit  ein  dem  Befrachter  im  Inter- 
s  Handels  zugestandenes  beneficium  wäre,  welches  man  „nur 
ler  Voraussetzung"  eingciührt  hätte,  „dass  auch  die  Lasten 
berliegezeit  billig  ausgeglichen  würden",  und  „welches  auf 
engste  zu  interpretiren  wäre".  Die  Gegner  dagegen  führten 
BBB    der  Befrachter,   der  von   der   Üeberliegezeit   Gebrauch 

nur  „eines  ihm  zustehenden  Rechts"  sich  bediente,  somit 
2dcm  Vorwurfe  schuldhafter  Verzögerung  und  allen  Folgen 
■zuges  frei  sein"  müsste  (Prot.  S.  2247—2250).     Später  aber 


Von  dem  Frachtgeschäft  aur  BeforderuDg  von  Gütern.  207 

wurde    der  oben  bereits  angegebene  Grundsatz   des  Art.   575    in 
seiner  jetzigen  Fassung  angenommen. 

Dass  auf  der  anderen  Seite  der  Verfrachter  Anspruch  auf 
Liegegeld  hat  wegen  jeder  Ausdehnung  der  Wartezeit,  die  durch 
irgena  einen  die  Person  des  Befrachters  treffenden  Zufall  ver- 
ursacht ist,  entspricht  auch  den  Grundsätzen  des  bürgerlichen 
Rechts  von  der  Miethe,  nur  ist  es  inkorrekt,  dass  eine  Zeit  als 
Ladezeit  vom  Gesetz  bezeichnet  wird,  flir  welche  doch  Ueberliege- 
geld  zu  entrichten  ist. 

Art:  576. 

Sind  für  die  Dauer  der  Ladezeit  nach  Art,  569  die  örtlichen 
Verordnungen  oder  der  Ortsgebrauch  massgebend,  so  kommen  bei 
Berechnung  der  Ladezeit  die  beiden  vorstehenden  Artikel  nur  insoweit 
2ur  Anwendung,  als  die  örtlichen  Verordnungen  oder  der  Ortsgebrauch 
nichts  Abweichendes  bestimmen. 

Der  Artikel  erklärt  für  die  Berechnung  der  Ladezeit  nicht 
schlechtweg  an  Stelle  der  Art.  574.  575  das  besondere  Ortsrecht, 
wo  ein  solches  existirt  und  von  den  eben  genannten  Artikeln  ab- 
weichende Bestimmungen  enthält,  für  massgebend,  sondern  nur  das- 
jenige Ortsrecht,  welches  zugleich  Bestimmungen  über  die  Dauer 
der  Ladezeit  enthält  und  nach  Art.  569  in  dem  konkreten  Falle 
für  diese  massgebend  ist.  Bestünde  an  einem  Orte  lediglich  eine 
Vorschrift  über  die  Berechnung  der  Ladezeit,  z.  B.  die,  dass  Sonn- 
und  Feiertage  in  die  Ladezeit  nicht  einzurechnen  seien,  so  würde 
dadurch  die  Anwendung  des  Art.  574  nicht  ausgeschlossen  werden. 
Da  nämlich  der  Art.  576  ausdrücklich  zwischen  Dauer  und  Be- 
rechnung der  Ladezeit  unterscheidet,  so  kann  man  unter  einem 
flir  die  Dauer  der  Letzteren  massgebenden  Ortsrecht  nicht  ein 
solches  verstehen,  welches  für  die  Arbitrirung  einer  angemessenen 
Ladefrist  die  leitenden  Prinzipien  darbietet,  sondern  nur  das,  welches 
die  Ladezeit  selbst  in  Tagen,  Wochen  u.  s.  w.  ausdrückt.  (Vgl. 
Entsch.  des  R.O.H.G.  V  S.  135  f.). 

Art.  577. 

Hat  der  Verfrachter  sich  ausbedungen,  dass  die  Abladung  bis 
zu  einem  bestimmten  Tage  beendigt  sein  müsscy  so  mrd  er  durch  die 
yerhinderung  der  Lieferung  jeder  Art  von  Ladung  (Art  574  Ziff.  1) 
nm  längeren  Warten  nicht  verpflichtet 

Art.  578. 

SoU  der  Verfrachter  die  Ladung  von  einem  Dritten  erhalten, 
«nd  ist  dieser  Dritte  ungeachtet  der  von  dem  Verfrachter  in  orts- 
iblicher  Weise  kundgemachten  Bereitschaft  mm  Laden  nicht  m  ei'- 
niitteln  oder  verweigert  er  die  Lieferung  der  Ladung,    so  hat  der 
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Verfrachter .  den  Befrachter  schleunigst  hiervon  ssu  benaehrichiigen 
und  nur  bis  zum  Ablauf  der  Ladezeit^  nicht  auch  während  der  etwa 
vereinbarten  üeberliegeztit  auf  die  Abladung  zu  warten,  es  sei  denn, 
dass  er  von  dem  Befrachter  oder  einem  Bevollmächtigten  desselben 
noeh  innerhalb  der  Ladezeit  eine  entgegengesetzte  Anweisung  erhält 
Ist  für  die  Ladezeit  und  die  Löschzeit  zusammen  eine  ungetheiUe 
Frist  bestimmt,  so  wird  für  den  oben  erwähnten  Fall  die  Hälfte  dieser 
Frist  als  Ladezeit  angesehen. 

1.  Wenn  der  Verfrachter  die  Ladung  von  einem  Dritten  in 
Empfang  nehmen  soll,  so  hat  er  sich  bei  diesem  zu  melden,  und 
ihm  die  Ladebereitschaft  des  SchiflFes  anzuzeigen.  Ist  ihm  die 
Wohnung  oder  vielleicht  gar  der  Name  dieses  Dritten  nicht  be- 
kannt, so  hat  er  seine  Ankunft  und  Ladebereitschaft  durch  öffent- 
liche Bekanntmachung  in  der  in  den  kaufmännischen  Kreisen  an 
dem  betreffenden  Orte  üblichen  Weise  zur  Kenntniss  des  Abladers 
zu  bringen,  z.  B.  durch  Anzeige  in  den  öffentlichen  Blättern,  An- 
schlag an  der  Börse.  Wenn  dies  ohne  Erfolg  geblieben,  d.  h.  der 
Ablader  nicht  zu  ermitteln  ist,  und  eben  so  wenn  der  Ablader  sich 
gemeldet,  oder  auch  dem  Verfrachter  von  vorn  herein  zugängUch 
war,  auch  die  Meldung  desselben  entgegengenommen  hat,  aber  die 
Abladung  verweigert,  so  schreibt  das  Gesetzbuch  dem  Verfrachter 
vor,  den  Befrachter  hiervon  schleunigst  in  £.enntniss  zu  setzen  und 
während  der  Ladezeit  auf  die  Abladung,  zu  warten,  „damit  der 
Befrachter  während  derselben  die  Sache  möglichst  redressiren,  oder 
einen  anderen  Ablader  gewinnen,  oder  selbst  laden  kann"  (Entsch. 
des  R.O.H.G.  VII  S.  152  f.).  Das  Gesetzbuch  hat  diese  Vorschrift 
getroffen,  um  dem  Schiffer  für  den  in  Rede  stehenden  Fall,  in  dem 
er  nie  wissen  kann,  welche  Handlungsweise  dem  Interesse  des  Be- 
frachters entspricht,  eine  Direktive  zu  geben  (Prot.  V  S.  2493). 

2.  Der  Dritte,  um  den  es  sich  handelt,  kann  ein  Korrespon- 
dent, ein  Geschäftsfreund,  oder  ein  Agent,  ein  Bevollmächtigter 
des  Befrachters  sein.  Die  Anzeigepflicht  des  Verfrachters  würde 
nun  in  dem  einen,  wie  in  dem  anderen  Falle  bestehen,  wenn  der 
Dritte  selbst  oder  seine  Wohnung  nicht  zu  ermitteln  gewesen  wäre. 
Verweigert  jedoch  der  Bevollmächtigte  die  Ladung,  so  würde  von 
einer  Anzeigepflicht  des  Verft'achters  nicht  mehr  die  Bede  sein 
können,  weil  der  Befrachter  die  von  seinem  Stellvertreter  abge- 
gebenen Erklärungen  für  sich  gelten  lassen  muss  (So  auch  Entsch. 
des  R.O.H.G.  Vfl  S.  153).  Dies  folgt  einmal  aus  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen,  dann  aber  auch  daraus,  dass  der  Artikel  den 
Verfrachter  noch  ausdrücklich  verpflichtet,  den  Anweisungen  des 
Stellvertreters  des  Befrachters  Folge  zu  leisten.  Ist  für  den  Ver- 
frachter eine  Instruktion  des  Bevollmächtigten  hinsichtlich  der  Ab- 
ladung bindend,  so  muss  für  ihn  auch  massgebend  sein  die  Er- 
klärung desselben,  er  könne  oder  wolle  keine  Ladung  liefern. 
Natürlich  wdrd  hierbei  vorausgesetzt,  dass  der  Bevollmächtigte  als 
solcher  Seitens  des  Befrachters  dem  Verfrachter  bezeichnet  war. 
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3.  Die  Benachrichtigung  hat  nöthigenfalls  auf  telegraphi- 
acbem  "Wege  zu  geschehen,  weil  sie  sonst  in  vielen  Fällen  gar 
nicht  zu  bewerkatelligen  sein  würde.  Entscheidend  ist  hierfür  der 
Oeschäf^gebrauch . 

4.  Während  der  Ueberliegezeit  hat  der  Verfrachter 
Dicht  weiter  auf  die  Abladung  zu  warten,  wenn  er  nicht  eine 
dsrauf  gerichtete  Anweisung  des  Befrachters  oder  seines  Bevoll- 
mächtigten erhalten  hat;  doch  niuss  ihm  diese,  sowie  überhaupt 
jede  Instruktion  innerhalb  der  Ladezeit  zugegangen  sein.  Mit  Ab- 
lauf der  Ladezeit  ist  der  Frachtvertrag  als  gebrochen  anzusehen; 
der  Verfrachter  ist  „keine  weiteren  Instruktionen  anzunehmen 
verpflichtet"  und  ist  berechtigt,  „die  Annahme  der  Ladung  zu  ver- 
weigern". Hierzu  ist  auch  die  Erhebung  eines  Protestes  nicht 
erforderlich    (Prot.  VHI  S.  3858). 

Art.  579. 

Der  Verfrachter  muss  auf  Verlangen  des  Befrachters  die  Beise 
avek  ohne  die  volle  bedungene  Ladung  antreten.  Es  gebührt  ihm 
nler  alsdann  nicht  allein  die  volle  Fracht  und  das  etwaige  Liegegeld, 
'ondem  er  ist  auch  berechtigt,  insoweit  ihm  durch  die  ÜnvoUstän- 
Mgkfit  der  Ladung  die  .Sicherheit  für  die  volle  Fracht  entgeht,  die 
Bestellung  einer  anderweitigen  Sicherheit  zu  fordern.  Auss&-dem  sind 
ihm  die  Mehrkosten,  welche  in  Folge  der  ünvoUständigkeit  der 
Ladwng  ihm  etwa  erwachsen,  durch  den  Befrachter  zu  erstatten. 

\.  Wie  bei  jedem  Vertrage  darf  auch  beim  Frachtkontrakte 
jeder  der  Kontrahenten  auf  die  Leistung  des  Anderen  verzichten. 
Dieser  Verzicht  kann  auch  ein  theilweiser  sein.  Als  ein  solcher 
theilweiser  Verzicht  ist  es  auch  aufzufassen,  wenn  der  Befrachter 
an  den  Verfrachter  das  Ansinnen  stellt,  die  Reise  statt  mit  der 
gaozen  bedungenen  Ladung  nur  mit  einem  Theile  derselben  an- 
intreten,  vorausgesetzt,  dass  derselbe  bereit  ist,  die  volle  Fracht 
^Q  entrichten.  Lb  kann  jedoch  der  Befrachter  nur  soweit  von 
seinem  Recht  der  Verzichtleistung  Gebrauch  machen,  als  dadurch 
nicht  die  Interessen  des  anderen  Kontrahenten  verletzt  werden. 
Derartige  Interessen  des  Verfrachters  sind  aber  vorhanden;  und 
zwar  wurde  in  dieser  Beziehung  auf  der  Hamburger  Konferenz 
Folgendes  angeführt :  „Wenn  der  Schiffer  nicht  die  volle  bedungene 
Ladung  an  Bord  habe,  so  habe  er  auch  nicht  mehr  vertrags- 
mässige  Deckung  fiir  die  volle  Fracht  Femer  sei  der  Verfrachter, 
der  die  Reise  mit  einer  geringeren  als  der  vertragsmässigen  Ladung 
machen  solle,  im  Falle  der  Havariegrosse  wesentlich  ge&brdet. 
Denn  alsdann  habe  nur  die  wirklich  auf  dem  Schiffe  befindliche 
Udnng  an  den  Havariekosten  mitzutragen,  und  werde  das  Schiff 
mehr  m  Anspruch  genommen,  als  wenn  die  volle  Ladung  kon- 
Knrriren  mfisste;  auch  darüber  könne  Streit  entstehen,  ob  nur  die 
für  die  verladenen  Waaren  zu  berechnende  Fracht  oder  die  ganze 
Fracht  an  den  Havariekosten  theilzunehmen  habe.     Endlich  könne 
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die  Ladung  auch  so  beschaifen  sein^  dass  das  Schiff  nicht  ohne 
Ballast  in  See  zu  gehen  im  Stande  sei.  Der  Ballast  aber  könne 
dem  Schiffer  unter  Umständen  grosse  Kosten  veranlassen^  zumal 
wenn,  er  denselben  nicht  ohne  eine  Umladung  der  bereits  an  Bord 
befindlichen  Waaren  einzunehmen  im  Stande  sei/'  (Prot.  V  S.  2135) 
Wegen  der  Verletzung  dieser  Interessen  darf  der  Verfrachter  Er- 
satz verlangen.  Auf  dieser  £rwägung  beruht  die  Bestimmung 
dieses  Artikels.*) 

2.  Unter  den  dem  Verfrachter  erwachsenden  Mehrkosten 
sind  namentlich  zu  verstehen  die  Kosten,  welche  entstehen  aus  dem 
Einnehmen  von  Ballast  und  daraus^  dass  der  Schiffer  bei  der  Ver- 
theilung  der  Havariegrosse  mit  einem  grösseren  Beitrag  angesetzt 
wird,  als  es  bei  voller  Ladung  der  Fall  sein  würde. 

Art.  580. 

Hai  der  Befrachter  bis  zum  Ahlauf  der  Zeit,  während  welcher 
der  Verfrachter  auf  die  Abladung  m  warten  verpflichtet  ist  (Warte- 
zeit), die  Abladung  nicht  vollständig  bewirkt,  so  ist  der  Verfrachter 
befugt,  sofern  der  Befrachter  nicht  von  dem  Vertrage  zurücktritt,  die 
Reise  anzutreten  und  die  im  vorstehenden  Artikel  bezeichneten  For- 
derungen geltend  zu  machen. 

Art  681. 

Der  Befragter  kann  vor  Antritt  der  Reise,  sei  diese  eine  ein- 
fache oder  zusammengesetzte,  von  dem  Vertrage  unter  der  Verpflich- 
tung zurücktreten,  die  Hälfte  der  bedungenen  Fracht  als  Fautfracht 
zu  zahlen. 

Bei  Armendiwng  dieser  Bestimmung  unrd  die  Reise  schon  dwm 
als  angetreten  erachtet: 

1.  wenn  der  Befrachter  den  Schiffer  bereits  abgefertigt  hat; 

2.  wenn  er  die  Ladung  bereits  ganz  oder  zum  Theil  geliefert  hat 
und  die  Wartezeit  verstrichen  ist. 

1.  Nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Verti*ag8rechts 
würde  der  Befrachter  bei  unterlassener  Abladung;  d.  h.  bei  ein- 
seitigem Rücktritt  vom  Vertrage  dem  Verfrachter  die  bedungene 
Fracht  zu  zahlen  haben  unter  Abzug  der  vom  Verfrachter  wfthrend 
derselben  Zeit  etwa  anderweitig  verdienten  Fracht  (arg.  L.  19 
§9.  §10  Locati:  [19,  2].  Entsch.  des  O.A.Q.  zu  Rostock  vom 
24  Februar  1851  in  Seuffert's  Archiv  VII  Nr.  87).  Schon  früher 
war  es  indess  fast  allgemein  Rechtens,  dass  der  Befrachter,  wenn 
er  vor  Antritt  der  Reise  den  Frachtkontrakt  aufkündigte,  nur  die 
halbe  Fracht  zu  entrichten  hatte.    (Heise  und  Cropp,  jur.  Abb.  II 


*)  Der  Code  de  comm.  art.  288  bestimmt  ebenfalls:  —  Si  le  navire  a 
regu  une  partie  de  san  chargement,  et  qü'ü  parte  ä  non  Charge^  le  frei  entier 
Mera  du  au  capäaine. 
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S.  619.)  Es  beruht  dieser  Qnindsatz  auf  Zweckmässigkeitsrück- 
sichten^  weil  anderenfalls  der  Kauftnann  ^^zu  sehr  in  seinen  Spe- 
kulationen beengt^'  und  ^^die  Verpflichtung  des  Befrachters,  im 
Falle  einseitigen  Rücktrittes -vom  Frachtvertrage,  die  ganze  Fracht 
zahlen  zu  müssen,  mit  allzugrossen  Nachtheiien  für  den  ganzen 
Handel  verbunden  sein  würde"  (Prot.  V  S.  2118). 

Das  Handelsgesetzbuch  hat  diesen  Grundsatz,  der  sich  auch 
in  der  Mehrzahl  der  neueren  Gesetzgebungen  findet,  *)  einfach  auf- 
genommen.   Der  Art.  581  enthält  folgende  Regeln: 

a.  Der  Befrachter  kann  ohne  jeden  Grund  vom  Vertrage  zu- 
rücktreten. 

b.  £r  hat  in  diesem  Falle  die  Hälfte  der  bedungenen  Fracht 
dem  Verfrachter  zu  entrichten. 

c.  Der  Befrachter  muss;  wenn  er  nur  zu  dieser  Entschädigung 
verpflichtet  sein  will,  von  seinem  Rücktrittsrecht  Gebrauch 
machen  vor  dem  Antritt  der  Reise. 

2.  Die  Entschädigung,  welche  der  Befrachter  dem  Verfrachter 
zu  entrichten  hat,  bezeichnet  das  Seerecht  als  Fautfracht,**) 
welches  Wort  man  von  faute  de  frei  („Mangel -Fracht":  Beseler 
System  1.  Aufl.  IH  S.  480  Note  12)  ableitet.  Auf  diese  Entschä- 
liigung  braucht  sich  der  Verfrachter  nicht  dasjenige  anrechnen  zu 
lassen,  was  er  anderweitig  verdient.  Es  ist  jedoch  nicht  etwa  die 
vorrangige  Zahlung  die  Bedingung  für  die  Geltendmachung  des 
Kücktrittsrechts.  Vielmehr  richtet  sich  die  Verbindlichkeit  zur 
Zahlung  der  Fautfracht  ganz  nach  dem  im  Frachtvertrage  verein- 
barten Zahlungsmodus.  Demgemäss  hat  regelmässig,  nämlich  stets 
wenn  der  Destinatar  nach  Empfane  der  Waaren  die  Fracht  zu 
bezahlen  haben  würde,  der  Befrachter  sofort  nach  der  Wieder- 
ausladung  der  Güter  die  Fautfracht  zu  entrichten,  und  dem  Ver- 
trackter würde  wegen  dieser  seiner  Forderung  auch  ein  Pfandrecht 
an  den  Gütern  nach  Art.  624  zustehen,  weil  in  diesem  Falle  der 
Befrachter  an  die  Stelle  des  Empfangers  getreten  wäre.  Sollte 
jedoch  nach  dem  Frachtkontrakte  die  Fracht  dem  Verfrachter 
nicht  vom  Destinatar,  sondern  vom  Befrachter  gezahlt  werden,  und 
war  dem  Letzteren  ein  K>edit  auf  bestimmte  Zeit  gewährt  worden, 
80  kann  der  Verfrachter  weder  sofortige  Zahlung  der  Fautfracht 
fordern,  noch  ein  Pfandrecht  an  den  wieder  ausgeladenen  Gütern 
beanspruchen,  weil  die  Auflösung  des   Frachtvertrages  demselben 


*)  Der  Code  de  comm.  Art.  288  bestimint:  —  Si  cependant  Vaffriteur^ 
ians  avoir  rien  e?iarg6,  rompt  le  voyage  avant  le  d^art,  ü  paiera  en  in- 
demniU  au  capitaine  la  moitii  du  fret  convenu  par  fa  chartepartie  pour  la 
tctaltti  du  cfiargementf  qu*U  devcnt  faire.  Dagegen  kann  nach  englischen) 
Recht  der  Verfrachter  das  volle  Interesse  ersetzt  verlangen:  Abbott p,  432.  463. 
**)  Und  zwar  gebraucht  man  diesen  Ausdruck  nicht  nur  für  die  \ji  der 
Hälfte  der  Fracht  bwtehende  Entschädigung,  sondern  für  Alles,  was  „an 
Fracht  bezahlt  werden^'  muss,  „wenn  der  Verfrachter  die  bedungene  Ladung 
gar  nicht  oder  unvollständig  geliefert"  hat  (Prot.  VIII  S.  3875). 

14* 
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keine  grösseren  Rechte  gewähren   kann^   als  ihm   von  Hause  aus 
zustanden  (Prot.  V  S.  2121). 

3.  Als  angetreten  gilt  die  Reise  mit  Rücksielit  auf  diese 
Bestimmung,  wenn  a.  der  Befrachter  den  Schiffer  abgefertigt  hat 
und  b.  die  Ladung  der  Lieferung  oder  eines  Theils  derselben  statt- 
gefunden und  zu^eich  die  Wartezeit  (Art  571)  verstrichen  ist. 

Unter  Abfertigung  versteht  man  ^^das  ausdrückliche  oder  still- 
schweigende Anerkenntniss  des  Befrachters'^,  ,,dass  die  Ablieferung 
beendigt  sei'^  Diese  Erklärung  wird  regelmässig  mit  dem  Augen- 
blicke der  vollständigen  Lieferung  der  Ladung  zusammentreffen 
oder  doch  unmittelbar  darauf  folgen  (Prot.  V  S.  2122).  Die  in 
diesem  Artikel  derselben  beigelegte  Bedeutung  hängt  aber  von 
diesem  Umstände  nicht  ab,  vielmehr  würde  sie  auch  dann  ein- 
treten, wenn  die  Abfertigung  auch  „bei  zweifellos  unvollständiger 
Ladung"  stattgefunden  haben  sollte.  Und  zwar  kommt  hierbei  der 
Umstand  nicht  in  Betracht,  ob  die  Wartezeit  oder  auch  die  Lade- 
zeit noch  läuft  (Prot.  V  S.  2200).  In  dem  Falle  sub  b.  müssen 
beide  Momente  zusammentreffen,  so  dass  der  Rücktritt  vom  Ver- 
trage unter  der  in  diesem  Artikel  angegebenen  Voraussetzung  mög- 
lich ist,  sowohl  wenn  nur  ein  Theil  der  Ladung,  als  wenn  die 
ganze  Ladung  geUefert  ist,  vorausgesetzt,  dass  die  Wartezeit 
noch  läuft. 

Art.  583. 

Macht  der  Befrachter  von  dern  im  vorstehenden  Artikel  be- 
zeichneten Rechte  Gebrauch^  nachdem  Ladtmg  geliefert  ist,  so  muss 
er  auch  die  Kosten  der  Einladung  tmd  Wiedera/usladung  fragen  und 
für  die  Zeit  der  mit  möglichster  Beschleunigung  zu  heunrhenden 
Wi^derausladung ,  soweit  sie  nicht  in  die  Ladezeit  fällt,  Liegegeld 
(Art.  S73)  zahlen. 

Der  Verfrachter  ist  verpflichtet,  den  Aufenthalt,  welchen  die 
Wiederausladung  verursacht,  selbst  dann  sich  gefallen  zu  lassen, 
ivenn  dadurch  die  Wartezeit  überschritten  wird,  wogegen  ihm  für 
die  Zeit  nach  Ablauf  der  Wartezeit  Liegegeld  und  der  Ersatz  des 
durch  Ueberschreitung  der  Wartezeit  entstandenen  Schadens  ge- 
bührt, soweit  der  letztere  den  Betrag  dieses  Liegegeldes  eneeislich 
übersteigt, 

1.  Aus  der  Bestimmung  des  vorigen  Artikels  geht  bereits 
hervor,  dass  der  Befrachter  von  seinem  Rücktrittsrecht  auch  dann 
Gebrauch  machen  darf,  wenn  durch  die  daraus  hervorgehende 
Ausladung  der  Waaren  die  Wartezeit  überschritten  werden  sollte, 
ja  sogar  wenn  der  Anfang  mit  der  Ausladung  erst  nach  dem  Ab- 
lauf der  Wartezeit  gemacht  werden  könnte.  Da  aber  die  Faut- 
fracht nur  als  Entschädigung  für  den  Bruch  des  Frachtvertrages 
anzusehen  ist,  so  mußs  dem  Verfrachter  noch  fernerer  Ersatz  für 
den  durch   das   Wiederausladen   der   Waaren   entstehenden   Zeit- 
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verlußt  zu  Theil  werden.     Auf  dieser  Erwägung  beruhen  die  Be- 
stmuDun^en  dieses  Artikels. 

2.  Wenn  die  Wiederausladung  innerhalb  der  Ladezeit 
bewerkstelligt  werden  kann^  so  hat  der*  Befrachter  ausser  der 
Fautfracht  die  Kosten  der  Einladung  und  Ausladung  zu 
trafen.  Dies  steht  allerdings  im  Gegensatz  zur  Regel  der  Art.  562 
und  594.  Allein  einmal  ist  hierfür  massgebend  gewesen  die  Er- 
wägung, dass  wenigstens  die  Kosten  der  Ausladung  im  Bestim- 
mungshafen nach  dem  daselbst  bestehenden  Gebrauch  gar  nicht 
dem  Verfrachter  zur  Last  fallen^  oder  in  Folge  gewisse]^ Umstände*) 
sich  erheblich  geringer  stellen  können,  als  im  Abladehafen  (vgl. 
Prot.  V  S.  2452)',  femer  aber  sind  die  Kosten  der  Ein-  und  Aus- 
ladung vom  Gesetzbuch  in  Ermangelung  einer  dafür  in  Betracht 
kommenden  spezielleren  Norm  nur  deshalb  dem  Verfrachter  zur 
Last  gele^;  weil  derselbe  Ersatz  dafür  in  der  vereinbarten  Fracht 
erhält;  diese  vereinbarte  Fracht  (welche  doch  nur  die  ganze 
Fracht  sein  kann)  bekommt  eben  der  Verfrachter  in  diesem  Falle 
nicht. 

3.  Wird  die  Ladezeit  überschritten,  aber  die  Warte- 
zeit innegehalten ;  so  hat  der  Befrachter  noch  das  gewöhnliche, 
d.h.  für  diesen  Frachtkontrakt  Platz  greifende  Liegegeld  zu 
zahlen.  "Wird  die  Wartezeit  auch  überschritten^  ausser  dem 
Liegegelde  auch  Ersatz  für  den  nachweisbar  hierdurch  noch  nicht 

Sedeckten  Schaden  zu  leisten.  Ein  solcher  Schaden  kann  z.  B. 
araus  entstehen,  dass  in  Folge  der  Verzögerung  der  Abreise  ein 
Hinderniss  der  Abfahrt  eintritt,  z.  B.  Frost,  welcher  4en  SchiflFer 
zwingt.  Monate  lan^  liegen  zu  bleiben.  Und  hierdurch  wieder 
kann  derselbe  möghcherweise  verhindert  werden,  einen  bereits 
anderweitig  unter  einer  namhaften  Konventionalstrafe  eingegangenen 
Frachtkontrakt  zu  erfüllen  (Prot.  V  S.  2124  f ). 

Art.  583. 

Nachdem  die  Reise  im  Sinne  des  Art.  561  angei/reten  ist,  kann 
der  Befrachter  nur  gegen  Berichtigung  der  vollen  Fracht,  soime  allei- 
sonstigen  Forderungen  des  Verfrachters  ^Art  615)  und. gegen  Be- 
richtigung oder  SichersteUung  der  im  Art.  616  bezeichneten  For- 
derungen von  dem  Vertrage  zurücktreten  und  die  Wiederausladu/ng 
der  Güter  fordern. 

in  Fall  der  Wiederausladung  hat  der  Befrachter  nicht  nur  die 
M&rdurch  entstandenen  Mehrkosten,  sondern  auch  den  Schaden  m 
ersetzen,  welcher  aus  dem  durch  die  Wiederausladung  verursachten 
Aufenthalt  dem  Verfrachter  entsteht. 


*)  Es  kann  im  Bestimmungshafen  z.  B.  der  Schiffer  sich  zum  Heraus- 
nehmen der  Ladung  aus  dem  Schiffe  seiner  eigenen  I^eute  bedienen,  während 
^  im  Abladehafen  dazu  besondere  Arbeiter  verwenden  muss.  Vielleicht  sind 
auch  die  Arbeitslöhne  im  ersten  Hafen  geringer  als  im  letzten. 
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Zum  Zweck  der  Wtedercmsladung  der  Güter  die  Reise  zu 
ändern  oder  einen  Hafen  anmlaufen,  ist  der  Verfrachter  nicht  ver- 
pflichtet. 

1.  Wie  schon  oben  bemerkt  (s.  die  Ausführungen  zum  Art.  579 
S.  209),  kann  der  Befrachter  auf  die  Leistung  des  Verfrachters 
d.  h.  den  Transport  der  Waaren  verzichten;  aber  er  kann  dies 
nie  unter  Bedingungen  thun,  wodurch  Interessen  des  Verfrachters 
beschädigt,  und  diesem  Verbindlichkeiten  auferlegt  werden,  welche 
nicht  aus  dem  ursprünglichen  Frachtvertrage  hervorffehen.  Dies 
folgt  bereits  aus  allgemeinen  Rechtsprinzipien  (wie  auch  das  O.A.6. 
zu  Lübeck  —  in  einem  Erk.  vom  30.  Juni  1870  in  Seuflfert's 
Archiv  XXIV  Nr.  267  —  darauf  hinweist),  ist  aber  vom  H.G.B. 
gleich  anderen  Gesetzgebungen*)  noch  ausdrücklich  anerkannt 
worden  (wie  in  diesem  Artikel,  so  noch  in  Art,  639  f.  Art.  643 
Ziff.  4). 

2.  Nach  dem  Gesetz  muss  daher  dem  Verfrachter  alles 
das  zu  Theil  werden,  was  er  auf  Grund  des  Pracht- 
vertrages zu  fordern  haben  würde,  wenn  er  den  Transport 
ausgefllhrt  hätte.  Er  hat  daher  Anspruch  auf  die  volle  Fracht 
und  alle  im  Art.  615  genannten  Accessionen  derselben,  sowie  auf 
Ersatz  derjenigen,  bei  Gelegenheit  des  Transportes  entstandenen 
(vom  Art.  616  aufgezählten)  ausserordentlichen  Unkosten,  welche 
dem  Befrachter  zur  Last  fallen.  Weshalb  freilich  der  Art.  583  den 
Befrachter  ohne  Rücksicht  auf  die  besondere  Beschaffenheit  des 
Frachtvertrages  nöthigt,  die  Fracht  Zug  um  Zug  gegen  die  Aus- 
lieferung der  Ladung  dem  Verfrachter  zu  zahlen,  ist  nicht  abzu- 
sehen, indem  dadurch  der  Letztere  unter  Umständen  besser  ge- 
stellt wird,  als  wenn  er  den  Transport  ausgeführt  hätte.  l5ie 
Protokolle  der  Hamburger  Konferenz  geben  darüber  keine  Aus- 
kunft. Der  Wortlaut  des  Artikels  („gegen  Berichtigung'^  lässt 
aber,  besonders  wenn  man  ihn  mit  der  in  dieser  Hinsicht  ab- 
weichenden Bestimmung  des  Art.  581  („unter  der  Verpflichtung  — 
die  Hälfte  —  der  Fracht  —  zu  zahlen")  vergleicht,  Keine  andere 
Auffassung  zu.  Man  kann  auch  eine  andere  Auslegung  nicht  darauf 
stützen  wollen,  dass  Art.  583  auf  den  Art.  615  verweist,  welcher 
den  Empfänger  nur  „nach  Massgabe  des  Frachtvertrages  oder  des 
Konnossements"  zur  Zahlung  der  Fracht  verpflichtet;  denn  der  Hin- 
weis auf  Art.  615  geschieht  nur  zur  Präzisirung  der  Fracht- 
Accidenzen. 

3.  Den  Befrachter  treffen  alle  Kosten,  welche  durch 
die  Ausführung  seines  Verlangens  entstehen.  Er  hat 
zwar  nicht,  wie  im  vorigen  Artikel,  die  gesammten  Kosten  der 
Einladung  und  Wiederausladung  zu  tragen,  viehxtehr  sind  die  einen 
wie  die  anderen  zu  Lasten  des  Verfrachters,  soweit  nicht  eine 
engere  Norm   darüber  etwas  Anderes  bestimmt.     Sollten  aber  in 


*)  So  u.  a.  vom  Code  de  comm.  art,  293. 
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Folge  eines  solchen  dem  Destinatar  die  Kosten  der  Ausladung 
treffen^  so  hat  der  Befrachter  in  diesem  Falle  dieselben  zu  tragen^ 
eben  so  aber  auch  die  Kosten,  welche  der  Verfrachter  nicht  ge- 
habt hätte,  „wenn  er  die  Ladung  erst  im  Bestimmungshafen  ge- 
löscht haben  würde"  (Prot.  V  S.  2451  f.). 

4  Der  Befrachter  hat  ferner  dem  Verfrachter  den  durch 
den  Aufenthalt  verursachten  Schaden  zu  ersetzen. 
Darunter  sind  nicht  nur  die  fiir  den  Aufenthalt  in  dem  Löschungs- 
hafen vom  Schiffer  zu  machenden  Ausgaben  zu  verstehen,  als 
Hafengelder,  Heuer  und  Unterhaltungskosten  fair  die  Besatzung, 
sondern  auch  ieder  anderweitige  positive  Schaden,  welcher  dem 
Verfrachter  dadurch  erwachsen  ist,  dass  er  das  Schiff  nicht  mit 
der  Ladung  nach  dem  Bestimmungshafen  gebracht  hat.  Dahin  ge- 
hören die  für  die  Einnahme  von  Ballast  aufzuwendenden  Kosten, 
wenn  der  Verfrachter  durch  einen  bereits  abgeschlossenen  Fracht- 
vertrag genöthigt  war,  nach  jenem  Hafen  Behufs  Einnahme  einer 
neuen  Ladung  zu  versegeln,  eben  so  eine  Konventionalstrafe,  welche 
dadurch  verwirkt,  dass  der  Verfrachter  lediglich  in  Folge  dei- 
Weisung  des  Befrachters  einen  anderweitigen  Frachtvertrag  nicht 
rechtzeitig  (z.  B.  wegen  inzwischen  eingetretenen  Frostes)  hat  aus- 
fuhren können.  Dagegen  erstreckt  sich  die  Verbindlichkeit  des 
Befrachters  „nicht  auf  den  Ersatz  eines  entgehenden  Gewinnes'^; 
welcher  etwa  darin  gefunden  werden  könnte,  dass  der  Schiffer 
durch  die  in  Folge  der  Entlöschung  und  Einnahme  von  Ballast 
^^entstehende  Verzögerung  seiner  Ajakunft  im  Bestimmungshafen 
eine  günstige  Konjunktur  für  Eingehung  neuer  Frachtverträge'^ 
nicht  mehr  nat  benutzen  können  (Prot  V  S.  2451). 

Art  584. 

Der  Befrachter  ist  statt  der  vollen  Fracht  nur  zwei  Drittel  der- 
selben als  Fautfracht  eu  zahlen  verpflichtet,  wenn  das  Schiff  zugleich 
auf  Buckladung  verfrachtet  ist  oder  in  Ausführung  des  Vertrags  zur 
Einnahme  der  Ladung  eine  Fahrt  aus  einem  anderen  Hafen  zu 
machen  hat,  und  wenn  in  diesen  beiden  Fällen  der  EilcJctritt  früher 
erklärt  wird,  als  die  JRückreise  oder  die  Beise  aus  dem  Äbla^dungs- 
hafen  im  Sinne  des  Art  581  angetreten  ist. 

Für  das  in  diesem  Artikel  normirte  Rechtsverhältniss  sollten, 
so  weit  die  Frachtforderung  in  Frage  steht,  keine  anderen  Grund- 
sätze zur  Anwendung  kommen,  als  für  das  im  vorigen  Artikel  ge- 
regelte, weil  die  Rechtsverhältnisse  in  Wahrheit  dieselben  sind. 
Ist  ein  Schiff  auf  Rückladung  zugleich  verfrachtet,  so  beginnt  die 
Beise  mit  dem  Abgange  aus  dem  Ausreisehafen,  und  sie  endet  mit 
der  Ankunft  resp.  Löschung  in  diesem,  da  für  die  Ausreise  und 
Kückreise  nur  Eine  Fracht  stipulirt  worden  ist.  Hat  das  Schiff' 
nach  den^  Frachtkontrakt  sich  erst  von  dem  Hafen^  in  dem  es  sich 
befindet,  in  Ballast  nach  einem  anderen  Hafen  zu  begeben,  um  die 
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LaduDg  einzunehmen^  so  beginnt  die  Reise  mit  dem  Anfange  der 
Ballastreise  und  endet  mit  aer  Entlöschung  der  Ladung  im  Be- 
stimmungshafen. 

Der  Preussische  Entwurf  (Art.  482)  hatte  nun  die  Bestimmung 
getroffen : 

—  Hatte  das  Schdff  zm  Emnahine  der  Ladung  schon  eine  Fahrt 
aus  emem  cmderen  Hafen  gemacht,  oder  war  das  Schiff  auf  Buch- 
ladimg  verfrachtet,  so  ist  der  Befrachter  zur  Bezahlung  der  vollen 
bedungenen  Fracht  verpflichtet;  es  sind  ihm  jedoch  darauf  die  für 
die  anderweit  erhaltenen  Ladungsgüter  eingehenden  Frachtgelder  m 
Oute  zu  rechnen. 

Der  Schiffer  da/rf  eine  Ladung  derselben  Art,  wie  die  bedungene 
nicht  zurückweisen,  wenn  sie  ihm  anderweit  geboten  wird. 

Dass  der  Verfrachter  hier  verpflichtet  wurde,  sich  die  ander- 
weit erhaltene  Fracht  auf  seine  Frachtforderung  anrechnen  zu 
lassen,  ist  nur  daraus  zu  erklären,  dass  man  die  Reise  in  Ladung 
—  im  Gegensatz  zur  Ballastreise  —  resp.  die  Rückreise  als 
selbständige  Reise  betrachtete. 

Auf  der  Hamburger  Konferenz  wurde  jedoch  gegen  den  dem 
Verfrachter  prinzijpieU  zuerkannten  Anspruch  auf  die  volle  Fracht 
Widerspruch  erhoben,  indem  man  geltend  machte,  dass  bei  der 
locatio  conductio  operis  —  im  G-egensatz  zur  locatio  conductio 
operarum  —  die  Forderung  des  conauctor  operis^  wenn  der  locator 
„von  der  Ausführung  des  Werkes  keinen  Gebrauch"  mache,  nicht 
„auf  Bezahlung  des  vollen  bedungenen  Lohnes"  gehe,  sondern  sich 
lediglich  in  eine  Interessenfordernng  auflöse,  bei  deren  Berech- 
nung die  Kosten,  welche  die  Ausführung  mit  sich  gebracht  haben 
würde,  in  Abzug  kommen  müssten.  Ausserdem  wurde  darauf 
hingewiesen,  dass  die  Liquidation  mit  Rücksicht  auf  die  Frage 
„welcher  anderweitige  Verdienst  des  Schiffers  von  der  vollen 
Fracht  in  Abzug  kommen  müsse",  besondere  Schwierigkeiten 
darbieten  würde  (Prot.  V  S.  2139.  S.  2149).  Um  diese  zu  ver- 
meiden, wurde  der  Antrag  gestellt,  „dem  Verfrachter  eine  zwischen 
der  halben  und  der  ganzen  Fracht  liegende,  durch  freies  richter- 
liches Ermessen  zu  bestimmende  Quote  der  Fracht"  zuzusprechen, 
ein  Vorschlag,  der  von  6  Stimmen  angenommen,  von  6  Stimmen 
verworfen  wurde.  Noch  ehe  indess  mit  Rücksicht  auf  diesen  An- 
trag eine  Entscheidung  durch  den  dem  Präsidenten  der  Konferenz 
zustehenden  Stichentscheid  getroffen  war,  wurde  ein  anderer  An- 
trag gestellt,  wonach  der  Befrachter  verpflichtet  sein  sollte,  die 
volle  Fracht  zu  entrichten,  aber  die  Befugniss  erhielt,  eine  ange- 
messene —  im  Streitfalle  durch  den  Richter  festzustellende,  aber 
nie  die  Hälfte  der  vollen  Fracht  übersteigende  —  Quote  in  Abzug 
zu  bringen,  „wenn  nach  den  Umständen  anzunehmen"  wäre,  dass 
sich  dem  Verfrachter  „ohne  Beschwerde  Gelegenheit  zu  ander- 
weitem Frachtverdienst"  darböte,  oder  dass  ihm  wenigstens  „ein 
sonst  nothwendiger  Kostenaufwand  gespart  würde"  (Prot.  V  S.  214S). 
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Dieser.  Antrag  wurde  mit  einer  Majorität  von  7  gegen  5  Stimmen 
und  unter  einem  förmlichen  Protest  des  stimmfünrenden  Abgeord- 
neten für  Hamburg  angenommen  (Prot.  V  S.  2150  f.).  Noch  in 
erster  Lesung  kam  man  abermals  auf  diesen  Punkt  zurück,  und 
es  wurde  unter  Hinweis  darauf ,   dass  zu  befürchten,   es  werde  ,;in 

I'edem  einzelnen  Falle  über  die  Summe,  welche  von  der  ganzen 
Tracht  in  Abzug  zu  bringen  sei'^  ein  Prozess  entstehen,  der  An- 
trag gestellt,  dem  Verfrachter  zwei  Drittheile  der  Fracht  zu- 
zusprechen, und  dieser  Antrag  wurde  fast  einstimmig  angenommen 
(Prot  V  S.  2498  f.). 

Um  den  Sinn  des  Artikels  richtig  zu  erfassen,  muss  man  den- 
selben mit  Art.  581  ff.  kombiniren.  Danach  ist  der  Befrachter,  auch 
wenn  eine  Reise  der  in  Art  584  behandelten  Art  vorliegt,  be- 
rechtigt gegen  Zahlung  der  Hälfte  der  vollen  Fracht  vom  Vertrage 
zurückzutreten,  so  lange  ihm  dies  gestattet  sein  würde,  wenn  nur 
die  erste  Reise  den  Gegenstand  des  Frachtvertrages  bildete,  d.  h. 
vor  Antritt  der  Reise  aus  dem  Abgangshafen.  Vom  Antritt  dieser 
Reise  bis  zum  Antritt  der  Rückreise  resp.  der  Reise  in  Ladung 
kann  der  Befrachter  gegen  zwei  Drittel  der  Fracht  zurücktreten. 
Von  dem  Augenblick  aber,  wo  auch  diese  Reise  als  angetreten 
gilt,  nur  gegen  Zahlung  der  ganzen  Pracht  (Prot.  V  b.  2140. 
Vni  S.  3889). 

Unter  der  vollen  Fracht  ist  selbstverständlich  zu  verstehen  die 
tlir  die  Ausreise  und  die  Rückreise  resp.  die  Ballastreise  und  die 
Reise  in  Ladung  zusammen  stipulirte  Fracht. 

Art.  585. 

Bei  anderen  ssusaimnengesetgten  Reisen  erhalt  der  Ver fr  achter y 
wenn  der  Befrachter  den  Rüchtritt  erklärt,  bevor  in  Bezug  auf  den 
letzten  Reiseabschnitt  die  Reise  im  Sinne  des  Art.  581  angetreten  ist, 
als  Fautfracht  zwar  die  volle  Fracht,  es  kommt  von  dieser  jedoch 
eine  angemessene  Quote  in  Abzug,  sofern  die  Umstände  die  Annahme 
legründen,  dass  der  Verfrachter  in  Folge  der  Aufhebung  des  Ver- 
trages Kosten  erspart  und  Gelegenheit  zu  anderweitigem  Fracht- 
verdienst gehabt  habe. 

Können  sich  die  Parteien  über  die  Zülässigkeit  des  Abzuges  oder 
die  Höhe  desselben  nicht  einigen,  so  entscheidet  darüber  der  Richter 
nach  billigem  Ermessen. 

Der  Abzug  darf  in  keinem  Falle  die  Hälfte  der  Fracht  über- 
steigen. 

1.  Für  andere  Fälle  kombinirter  Reisen,  als  die  im  Art.  584 
behandelten,  enthielt  der  Preussische  Entwurf  keine  Bestimmung, 
imd  es  herrschte  zuerst  auch  auf  der  Hamburger  Konferenz  die 
Ansicht  vor,  „dass  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  mass- 
gebenden Verhältnisse,  hierüber  keine  allgemeinen  Bestimmungen 
erlassen  werden  könnten,  die  Entscheidung  hierüber  vielmehr  dem 
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Richter  anheimzugeben  sei''  (Prot.  V  S.  2174);  später  machte  sich 
jedoch  die  Auffassung  geltend ,  dass  die  ^^aus  zwei  Gliedern''  zu- 
sammengesetzten Reisen  (d.  h.  die  Reisen,  deren  der  Apt  584  Er- 
wähnung thut)  gleichfalls  zu  den  „kombiuirten  Reisen"  gehörten, 
und  dasS;  was  für  j^ie  beschlossen  sei,  ;;in  der  Regel  auch  fiir  die 
aus  mehreren  Glieaem  bestehenden  Kombinationen  Geltung  haben 
müsse;  soweit  sie  überhaupt  als  eine  einzige  Reise  angesehen  wer- 
den könnten".  Es  wurde  daher  die  fär  die  Reisen  des  Art.  584 
von  der  Versammlung  zuerst  beliebte  Bestimmung^  dass  der  Be- 
frachter im  Falle  des  Rücktritts  zur  Zahlung  der  ganzen  Fracht 
unter  eventuellem  Abzug  einer  angemessenen  Quote  verpflichtet  sei 
(s.  o.  S.  216);  auch  auf  die  anderweitigen  kombinirten  Reisen  aus- 
gedehnt (Prot.  V  S.  2200  f.  S.  2478).  Diese  Bestimmung  Hess 
man  tiir  aie  letzteren  Reisen  stehen  ^  als  man  i)ir  die  Reisen  des 
Art.  584  dem  Verfrachter  das  Recht  auf  zwei  Drittel  der  Fracht 
zusprach  (Prot.  V  S.  2499). 

Für  konsequent  kann  man  es  freilich  nicht  halten;  dass  die 
Hamburger  Konferenz  für  ein  wesentlich  gleichartiges  Rechtsver- 
hältniss  (Art.  583.  584.  585)  drei  verschiedene  Prinzipien  aufgestelh 
hat^  und  es  ist  mir  namentlich  die  roitio  nicht  erfindlick;  nach 
welcher  der  Verfrachter  bei  der  kombinirten  Reise  des  Art.  584 
immer  zwei  Drittel;  bei  der  des  Art.  585  möglicher  Weise  einmal 
nur  drei  Fünftel  oder  gar  die  Hälfte  der  stipulirten  Fracht  erhält. 

2.  Unter  der  vollen  Fracht  ist  die  für  die  säramtlichen 
Reisen  etwa  stipulirte  Gesammtfracht  zu  verstehen;  ist  eine  solche 
nicht  vereinbart,  die  Summe  aller  einzelnen  Frachtbeträge. 

3.  Ob  übrigens  ein  Frachtkontrakt;  vermöge  dessen  der 
Verfrachter  sich  verpflichtet;  eine  Reihe  von  Reisen  filr  ^nen  be- 
stimmten Befrachter  zu  unternehmen;  als  Vertrag  über  Eine 
kombinirte  ReisC;  oder  als  Kontrakt  über  menrere  unab- 
hängige Reisen  aufzufassen,  ist  quaestiö  facti,  Ist  für  jede  der 
verschiedenen  Reisen  die  Fracht  in  der  einen  oder  der  anderen 
Weise  besonders  normirt;  so  ist  das  ein  starkes  Argument  für  die 
Annahme  verschiedener  Reisen  (vgl.  Prot  VIH  S.  3ö90  f.). 

Art.  586. 

Hat  der  Befrachter  bis  samt  Ablauf  der  Wartezeit  keine  Ladung 
geliefert  y  so  ist  der  Verfrachter  cm  seine  Verpflichtungen  aus  dem 
Vertrage  nicht  länger  gebunden,  und  befugt,  gegen  den  Befrachter 
dieselben  Ansprüche  geltend  m  machen,  welche  ihm  zugestanden  habeti 
würden,  tvenn  der  Befrachter  von  dem  Vertrage  mrückqeireten  wäre 
(Art,  581.  584,  585). 

.  1.  Die  Bestimmung  dieses  Artikels  bezieht  sich  oben  sowohl 
auf  die  einfache  ReisC;  wie  auf  die  aus  zwei  Ghedern  und  auf  die 
aus  mehr  als  zwei  Gliedern  zusammengesetzte  Reise. 
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2.  Zweifelhaft  ist  nar^  ob  bei  einer  kombinirteu  Reise  der 
Schiffer  schon  dann  befugt  ist^  ;;Von  dem  Vertrage  abzugehen'^, 
wenn  er  in  einem  Hafen  die  bedungene  Ladung  nicht 
erhält,  „obschon  er  nach  dem  Vertrage  in  anderen  Häfen  wieder 
andere  Ladungen  in  Empfang  zu  nehmen  und  weiter  zu  Irans- 
portiren'^  hat?  Die  Frage  ist  weder  unbedingt  zu  bejahen,  noch 
za  verneinen,  vielmehr  sind  bei  ihrer  Beantwortung  immer  die 
konkreten  Umstände  in  Betracht  zu  ziehen  (Prot.  V  S.  2499  f.). 
Es  werden  sich  in  dieser  Hinsicht  folgende  allgemeine  Regeln  auf- 
stellen lassen: 

a.  Werden  in  einem  bestinmiten  Hafen  keine  Güter  vom  Be- 
frachter resp.  dessen  Bevollmächtigten  geliefert,  verlangt  diesei* 
aber  (natürlich  unter  Erfüllung  der  im  Art.  579  angegebenen  Be- 
dingungen), dass  sich  das  Scniff  in  Ballast  nach  dem  nächsten 
Baten  begebe,  um  dort  Ladung  in  Empfang  zu  nehmen,  so  hat 
der  Schiffer  dieser  Anweisung  Folge  zu  leisten.  Der  Befrachter 
kann  nämlich  verlangen,  dass  der  Verfrachter  auch  ohne  die  volle 
bedungene  Ladung  die  Reise  antritt  (Art.  579).  Daraus  ist  wieder 
za  folgern,  dass  der  Erstere  auch  fordern  darf,  dass  der  Letztere 
die  Reise  in  Baliast  macht,  wo  er  ein  Interesse  daran  hat,  denn  da 
das  Gesetz  über  das  Minimum  der  Ladung  nichts  bestimmt,  mit 
welcher  der  Schiffer  die  Reise  anzutreten  hat,  so  kann  er  auch 
beanspruchen,  dass  derselbe  ohne  alle  Ladung,  d.h.  in  Ballast  sich 
nach  dem  Bestimmungshafen  begiebt,  um  so  mehr,  als  hierdurch 
die  Lage  des  Verfrachters  in  keiner  Weise  verschlechtert  wird. 
Gegen  diese  Aufl&tssung  lässt  sich  auch  der  Umstand  nicht  geltend 
machen,  dass  der  Art.  579  den  Schiffer  verpflichtet,  „ohne  die 
volle  bedungene  Ladung'^  und  nicht  ohne  Ladung  überhaupt 
die  Reise  anzutreten;  denn  da  der  citirte  Artikel  nur  die  einfacne 
Reise  vor  Augen  hat,  so  wäre  es  sinnlos  gewesen,  wenn  derselbe 
den  Schiffer  ausdrücklich  verpflichtet  hätte,  eine  Reise  ohne  Ladung 
zu  machen,  woran  der  Befrachter  gar  kein  Literesse  gehabt  hätte. 
Eben  so  wenig  kann  man  der  gedachten  Ansicht  den  Art.  587 
Abs.  3  entgegensetzen,  denn  auch  hier  wird  der  Verfrachter  ledig- 
lich deshalb  von  der  Verpflichtung  entbunden,  die  im  Vertrage 
bezeichnete  Reise  —  das  wären  aber  im  vorliegenden  Falle  sämmt- 
liche  Reisen,  nicht  eine  einzelne  —  auszufuhren,  weil  dies  ohne 
jedes  Interesse  für  den  Befrachter  wäre. 

b.  Soll  der  Schiffer  die  Ladung  nicht  vom  Befrachter  selbst, 
sondern  von  einem  Dritten  in  Empfang  nehmen,  so  ist  er  ver- 
pflichtet, dem  Ersteren  von  der  nicht  erfolgten  Lieferung  nach 
Art.  578  Anzeige  zu  machen  und  das  weiter  in  diesem  Artikel 
vorgeschriebene  Verfahren  zu  beobachten.  Wäre  aber  eine  solche 
Anzeige  nicht  zu  bewerkstelligen,  so  würde  der  Schiffer  nach 
All  504,  welcher  ihm  au&iebt,  das  Interesse  der  Ladungsbetheilig- 
ten  wahrzunehmen,^)  verpnichtet  sein,   nach  dem   nächsten  Hafen 

*)  Darauf  wurde  auch  auf  der  Hamburger  Konferenz  aufmerksam  ge- 
macht: Prot  V  S.  2499  f. 
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zu  verBegelu;  um  daselbst  andere  Ladung  in  Empfang  zu  nehmen, 
vorausgesetzt;  dass  nicht  die  Unmöglichkeit;  solche  zu  erhalten, 
klar  vorlag. 

c.  In  allen  anderen  Fällen  wird  man  dem  Schiffer  wohl  das 
Recht  einräumen  müssen,  vom  Vertrage  zurückzutreten ;  wenn  er 
auch  nur  in  einem  der  namhaft  gemachten  Häfen  keine  Ladung 
erhält. 

3.  Wenn  das  Gesetz  den  Befrachter  nicht  länger  für  ge- 
bunden erklärt,  so  soll  damit  gesagt  werden^  dass  der  Vertrag 
nicht  ipso  jure  aufgelöst  ist;  wenn  die  Ladung  nicht  bis  Ende  der 
Wartezeit  geliefert  worden;  sondern  dass  der.  Verfrachter  das  Recht 
hat;  vom  Vertrage  zurückzutreten.  Dazu  bedarf  es  allerdings  keiner 
ausdrücklichen  Erklärung;  sondern  es  kann  dies  eben  so  gut  durch 
konkludente  Handlungen  geschehen,  z.  B.  durch  Absegeln;  durch 
Abschliessen  einer  neuen  Charter.  Würde  aber  der  Verfrachter 
liegen  bleiben  und  nach  Ablauf  der  Wartezeit  die  ursprünglich  be- 
dungene Ladung  ohne  irgend  eine ,  besondere  Vereinbarung  ein- 
nehmen; so  könnte  dies  nicht  als  ein  neuer  Frachtvertrag  betrachtet 
und  der  Verfrachter  nicht  für  berechtigt  gehalten  werden;  neben 
der  Fautfracht  noch  die  ursprünglich  für  die  Ladung  vereinbarte 
Fracht  zu  fordern.  Durch  oedingungslose  Annahme  der  Ladung 
nach  der  Wartezeit  würde  der  Schiffer  vielmehr  zu  erkennen  geben, 
dass  er  den  alten  Frachtkontrakt  als  noch  zu  Recht  bestehend 
anerkenne  (Prot.  VIII  S.  3878  £). 

Art.  587. 

Auf  die  Fautfracht  wird  die  Fracht^  welche  der  Verfrachter  ßr 
andere  Ladungsgüter  erhält,  nicht  angerechnet. 

DtdTch  diese  Bestimmung  wird  jedoch  die  Vorschrift  im  ersten 
Absate  des  Art.  585  nicht  berührt. 

Der  Anspruch  des  Verfrachters  auf  Fautfrctcht  ist  nicht  davon 
abhängt,  dass  er  die  im  Vertrage  bezeichnete  Reise  ausführt 

Durch  die  Fautfracht  werden  die  Ansprüche  des  Verfrachters 
auf  Liegegeld  und  die  übrigen  ihm  etwa  isustehenden  Forderungen 
(Art.  615)  nicht  ausgeschlossen. 

Der  Abs.  I  des  Artikels  bezieht  sich;  wie  aus  Abs.  2  ersicht- 
lich; auf  die  Fautfracht  des  Art.  581  und  die  des  Art.  584.  Die 
Bestimmung  erklärt  sich  daraus,  dass  dem  Verfrachter  gerade  ein 
Anspruch  auf  Fautfracht  im  Betrage  von  ^/g  resp.  %  der  stipu- 
lirten  Fracht  an  Stelle  des  Ansprucns  auf  die  ganze  Fracht;  unter 
Abzug  der  anderweit  verdienten;  eingeräumt  ist. 

Durch  den  Empfang  der  Fautfracht  wird  der  Verfrachter  wegen 
seines  Anspruchs  auf  Liegegeld  und  die  ihm  sonst  noch  zustehenden 
Forderungen  nicht  abgetunden,  weil  die  Fautfracht  nur  eine  Ent- 
schädigung für  die  verloren  gehende  Fracht  ist.  Das  Liegegeld 
speziell  muss  bezahlt  werden  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen 
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aber  die  Miethe  ohne  ßüchsicht  darauf;  ob  während  der  lieber- 
liegezeit  die  Abladung  bewerkstelligt  worden  ist  oder  nicht;  denn 
das  Schiff  hat  zur  Disposition  des  Befrachters  gestanden;  und  wenn 
derselbe  auch  durch  einen  in  seiner  Person  sich  ereignenden  Zu- 
fall verhindert  worden  wäre,  davon  Gebrauch  zu  machen,  so  befreit 
ihn  dies  nicht  von  der  Verbindlichkeit,  die  merces  zu  zahlen. 

Art  588. 

Ist  ein  verhältnissmässiger  Tkeil  oder  ein  bestimmt  hezekhneter 
Raum  des  Schiffes  verfrachtet,  so  gelten  die  Art,  568  bis  587  mit  fol- 
genden Abweichungen: 

i  Der  Verfrachter  erhält  in  den  Fällen,  in  welchen  er  nach 
diesen  Artikeln  mit  einem  Theile  der  Fracht  sich  begnügen 
müsste,  <As  Fautfracht  die  volle  Fracht^  es  sei  denn,  dass 
sämmtltche  Befrachter  mrüchtreten  oder  keine  Ladung  liefern. 
Von  der  vollen  Fracht  kommt  jedoch  die  Fracht  für  die- 
jenigen Güter  in  Abmg,  welche  der  Verfra>chter  an  Stelle  der 
nicht  gelieferten  angenommepi  hat. 

JS,  Jn  den  Fällen  der  Art.  582  und  583  kann  der  Befrachter  die 
Wiederausladung  nicht  verlangen^  wenn  dieselbe  eine  Ver- 
zögerung der  Reise  zur  Folge  haben  oder  eine  Umladung  nöthig 
machen  wUerde,  es  sei  denn,  dass  alle  übrigen  Befrachter  ihre 
Genehmigung  ertheilten.  Ausserdem  ist  der  Befrachter  ver- 
pflichtet, sowohl  die  Kosten,  als  auch  den  Schqden  zu  ersetzen^ 
welche  durch  die  Wiederausladung  entstehen. 

Machen  sämmÜiche  Befrachter  von  dem  Rechte  des  Rück- 
tritts Gebrauch,  so  hat  es  bei  den  Vorschriften  der  Art.  582 
und  583  sein  Bewenden. 

1.  Das  Gesetzbuch  stellt  hinsichtlich,  der  Lade-  und  Ueber- 
liegezeit  und  hinsichtlich  des  Rücktritts  vom  Vertrage  die  Ver- 
charterung  einer  Quote,  sowie  eines  räumlich  bestimmten  Theils 
des  Schiffes  der  eines  ganzen  Schiffes  gleich.  Trotzdem  wurden 
auf  der  Hamburger  Konferenz  —  freilich  erst  in  zweiter  Lesung  — 
in  zwei  Punkten  wesentliche  Abweichungen  hiervon  statuirt  und 
die  Grundsätze  der  Stückgüterfracht  zur  Anwendung  gebracht 
(Prot  Vin  S.  3882—3885). 

Die    erste   in  Ziff.  1  enthaltene    Abweichung  wurde  dadurch 

ferechtfertigt  dass  „das  Recht  gegen  Entrichtung  einer  Quote  der 
'rächt  vom  Vertrage  zurückzutreten,  nicht  fliglich  jedem  einzelnen 
Befrachter  für  sich  zugestanden  werden  könne,  weil  diese  Quoten 
nur  unter  der  Voraussetzung  als  eine  entsprechende  Entschädigung 
des  Verfrachters  betrachtet  worden  seien,  dass  der  Letztere  die 
Heise  nicht  zu  machen  brauche^',  während  hier  „die  Reise  des 
Rücktrittes  imerachtet  ausgeführt  werden  müsse."  Die  Konferenz 
hielt  sich,  obwohl  sie  die  juristische  Natur  der  hier  in  Frage  ste- 
henden Frachtverträge    der  des  Totalfrachtvertrages   gleichstellte, 
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zu  dieser  Abweichung  für  berechtigt,  weil  die  von  ihr  getroiFenen 
„Beatimmungen  über  den  Rücktritt  vom  Vertrage  gegen  eine  im 
Gesetz  ein  für  allemal  bestimmte  Quote  der  Fracht  nicht  auf  dem 
inneren  Wesen  der  Totalbefrachtungen,  sondern  lediglich  auf  Zweck- 
mässigkeitsrücksichten  beruhten"  (Prot.  VIII  S.  3882f,).  Auch  läset 
sich  noch  geltend  machen  —  auf  welchen  Umstand  in  der  Kon- 
ferenz freilich  nur  mit  Rücksicht  auf  Stückgüterladimgen  hinge- 
wiesen wurde  —  dass  bei  „Vercharterung  des  ganzen  Schiffes" 
die  volle  Fracht  zu  bezahlen  ist,  „wenn  der  Schiffer  die  Reise  mit 
einem  Theile  der  Ladung  ausfuhren"  muss  (Prot.  V  S.  2178). 

Die  Bestimmung  der  Ziff.  2  erklärt  sich  daraus^  dass^  wenn 
die  Güter  mehrerer  Befrachter  auf  dasselbe  Schiff  abgeladen  wer- 
den, eine  gewisse  Gemeinschaft  zwischen  diesen  Personen  entsteht, 
welche  die  Folge  hat,  dass  Jeder  bei  der  Geltendmachung  seiner 
Rechte  auf  die  seiner  Mitbefrachter  Rücksicht  nehmen  muss.  Tritt 
nun  eine  Kollision  zwischen "  den  Ansprüchen  verschiedener  Be- 
frachter ein,  so  kann  diese  nicht  in  der  Weise  gelöst  werden,  dass 
man  die  Majorität  entscheiden  lässt,  noch  auch,  dass  der  Geld- 
werth  der  von  jedem  geladenen  Güter  für  massgebend  gehalten 
wird,  vielmehr  muss  naturgemässer  Weise  der,  welcher  eine  Ab- 
weichung von  dem  ursprünglichen  Kontraktverhältniss  beansprucht, 
denjenigen  gegenüber  zurückstehen,  welche  die  Ausführung  des- 
selben verlangen. 

2.  Nur  den  Befrachtern  wird  das  Recht  abgesprochen, 
die  Wiederausladung  ihrer  Güter 'ohne  Zustimmung  der  Mitbefrachter 
zu  verlangen.  Dieselbe  wird  aber  nicht  unbedingt  verboten,  so  dass 
der  Schiffer  einem  darauf  gerichteten  Verlangen  auch  ohne  einge- 
holte Genehmigung  der  Letzteren  stattgeben  darf,  vorausgesetzt, 
dass  nur  keine  rechtliche  Interessen  dieser  dadurch  verletzt  werden 
(Prot.  V  S.  2454). 

3.  Unter  Umständen  kann  es  zweifelhaft  sein,  ob  die  Kontra- 
henten „die  Verfrachtung  eines  räumlich  bestimmten  Theils  oder 
eine  Stückbefrachtung  mit  der  Nebenbedingung  beabsichtigt  haben, 
dass  „die  Ladung  in  einem  bestimmten  Räume  untergebracht  wer- 
den" soll.  Die  Entscheidung  dieser  Frage  ist  aber  immer  nur  dem 
konkreten  Vertrage  zu  entnehmen,  welcher  stets  einen  Anhalt- 
punkt dafür  abgeben  wird,  worin  der  „Hauptgegenstand  des  Ver- 
trages" besteht  (Prot.  V  S.  2185). 

Art.  589. 

Hat  der  Frachtvertrag  Stückgüter  zwni  Gegenstand,  so  muss  der 
Befrachter  auf  die  Aufforderung  des  Schiffers  ohne  Verzug  die  Ab- 
ladung  beivirken. 

Ist  der  Befrachter  säumig,  so  ist  der  Verfrachter  nicht  ver- 
pflicJUet,  auf  die  Liefenmg  der  Güter  zu  warten;  der  Befrachter 
muss,  wenn  ohne  dieselben  die  Reise  angetreten  wird,  gleichwohl  die 
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voUe  Fracht  entrichten.  Es  kommt  von  der  Jefjsteren  jedoch  die 
Fracht  für  di^emgen  Güter  in  Ahztkg,  welche  der  Verfrachter  an 
Stelle  der  nicht  gelieferten  angenommen  hat 

Der  Verfrachter  y  welcher  den  Anspruch  auf  die  Fracht  gegen 
den  säumigen  Befrachter  geltend  machen  tvill,  ist  bei  Verlust  des 
Anspruchs  verpflichtet,  di§s  dem  Befrachter  vor  der  Abreise  kund  zu 
(ßeben,  Auf  diese  Frklänmg  finden  die  Vorschriften  des  Art.  372 
Anwendung, 

1.  Der  Artikel  bezieht  sich  auf  alle  Fälle,  in  denen  ein 
Frachtvertrag  über  den  Transport  von  Stückgütern  abge- 
schlossen ist,  ohne  Rücksicht  daraut^  ob  der  Schiffer  das  Schiff  von 
vom  herein  auf  Stückgüter  angelegt,  d.  h.  dem  Publikum  gegen- 
über sich  zur  Annahme  von  Stückgütern  bereit  erklärt  hat  oder 
nicht 

2.  Abweichend  von  den  übrigen  Kategorien  der  Frachtver- 
träge beginnt  bei  der  Stückgüterfracht  die  Verpflichtung 
zum  Laden  nicht  erst  mit  dem  auf  die  Anzeige  des  Schiffers 
von  der  Ladebereitschaft  folgenden  Tage,  sondern  sofort  mit  der 
darauf  gerichteten  Aufforderung  des  Schiffers,  vorausgesetzt  natür- 
lich, dass  diese  Aufforderung  zu  einer  Zeit  erfolgte,  wo  noch  ein 
Anfang  mit  dem  Laden  gemacht  werden  konnte.  Mit  der  Ab- 
ladung ist  dann  ohne  Unterbrechung  fortzufahren.  Ob  der  Ver- 
frachter dieser  seiner  Verpflichtung  nachgekommen,  darüber  ent- 
ächeidet  das  Ermessen  des  Richters,  der  natürlich  darauf  Rücksicht 
zu  nehmen  hat,  ob  an  dem  Tage  der  Aufforderung  selbst  etwa 
wegen  der  vorgerückten  Tageszeit  ein  Anfang  mit  der  Abladung 
nicht  mehr  gemacht  werden  konnte,  und  ob  die  Abladung  an  ge- 
wissen Tagen  wegen  widriger  Witterung  und  überhaupt  in  Folge 
irgend  eines  Zuralls  ausgesetzt  werden  musste  fvgl.  Prot.  VIII 
S.  3885.  Entsch.  des  Hamb.  Oberger.  vom  1.  April  1864  bei  Her- 
mann und  Hirsch,  Samml.  S.  380 f.).  Ohne  die  gedachte  Auffor- 
derung des  Schiffers  würde  der  Befrachter  nicht  in  mora  gesetzt 
werden. 

3.  Wenn  das  Gesetz  bei  Stückgüterfracht  auch  keine  gesetz- 
liche Ladezeit  kennt,  so  ist  damit  nicht  die  vertragsmässige 
Festsetzung  einer  Ladezeit  oder  auch  Ueberliegezeit 
ausgeschlossen.  Für  die  Berechnung  derselben  sind  jedoch  die 
Regeln  des  Gesetzbuchs  über  die  gesetzliche  Lade-  und  Ueber- 
liegezeit nicht  massgebend,  vielmehr  hat  sich  der  Richter  lediglich 
nach  dem  Vertrage,  event.  nach  allgemeinen  Rechtsprinzipien  zu 
richten,  und  nur  von  dem  bei  den  gesetzlichen  Fristen  geltenden 
Prinzip  der  Civilkomputation  würde  auch  hier,  wenn  nicht  die 
entgegengesetzte    Absicht    der    Konti*ahenten    erhellte,*)    analoger 

*)  Diese  entsegengesetzte  Absiebt  würde  anzunehmen  sein,  wenn  die 
Ladezeit  in  Stunden  und  nicht  in  Ta^en  ausgedrückt  wäre,  es  müsste  denn 
die  Zahl   der  Stunden  mit  einer  bestimmten  Zahl  von  Tagen  im  Gebrauche 
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Gebrauch  zu  machen  sein,  denn  da  diese  Komputation  in  den  An- 
ordnungen des  Handebgeaetzbuchs  zur  Durchtührung  gebracht  ist 
(vgl.  z.  ß.  Art  328.  568  Abs.  2.  571.  595  Abs.  3.  610.  623.  834), 
BO  ist  sie  in  Handelageschä^n  iro  Zweifel  auch  bei  vertragB- 
mäsBigen  Zeitbestimmungen  anzunehmen  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XII 
S.  130^.  Daher  würde  auch  in  diesem  Falle  der  Anfang  der  Lade- 
zeit in  denselben  Zeitpunkt,  wie  bei  Verfrachtung  eines  ganzen 
Schiffes  zu  setzen  sein.  Hiervon  abgesehen  würden ,  in  Ermai^;e- 
lung  einer  anderweitigen  vertragsmässigen  Disposition,  die  Tage 
in  ununterbrochener  Reihenfolge  zu  zählen  sem,  ohne  dass  die 
Ausnahme  des  Art.  574  Züf.  1  Platz  griffe,  wogegen  umgekehrt 
die  Tage  nicht  in  die  Lade-  und  Ueberliegezeit  eingerechnet  wer- 
den könnten,  an  denen  der  Hinderungsgnind  der  Abladung  das 
Schiff  tria.*) 

4.  Die  Gründe  für  die,  mit  der  Mehrheit  der  neueren  See- 
rechte**) im  Widerspruch  stehende  Bestimmung  des  Abs.  2  sind 
natürlich  die  für  die  derselben  nachgebildeten  Grundsätze  der 
Ziff.  1  des  vorigen  Artikels  bereits  (o.  S.  221  f.)  angegebenen 
(vgl.  Prot.  V  S.  2177—2180). 

5.  Die  in  Abs.  3  angeordnete  Erklärung  des  Verfrach- 
ters, welche  dem  früheren  Rechte  konform  ist  (Pohls,  Seerecht 
II  S.  572),  ist  nothwendig,  „weil  sonst  der  Befrachter  nicht  ohne 
Grund  annehmen  könnte,  der  Schiffer  habe  hinreichende  ander- 
weitige Ladune  erhalten  und  deshalb  auf  Bezahlung  der  Fracht 
fiir  die  ausgefallenen  Güter  verzichtet"  (Prot.  V  S.  2180).  Ausser- 
dem soll  dadurch  dem  Befrachter  Gelegenheit  gegeben  werden, 
sich  darüber  zu  vergewissem,  ob  der  für  seine  Waaren  erforder- 
liche Raum  in  Wahrheit  ungenutzt  geblieben  (Entsch.  des  Ham- 
burger Handelsger.  vom  12,  Mai  1863  bei  Herrmann  und  Hirsch, 
Samml.  Nr.  54). 

6.  Nicht  als  StUckgUterüacbt  ist  der  Fall  zu  behandeln,  wenn 
ein  Makler,  von  dem  Schiffer  beauftragt,  ihm  eine  Ladung  zu  be- 
sorgen, mit  einer  Anzahl  von  Befrachtern  „Frachtverträge  vorbe- 
reitet und  Bodann  im  Kamen  aller  dieser  Befrachter  mit  dem 
Schiffer  eine  gemeinschaftliche  Chartepartie  schliesst."  Hierauf 
sind  vielmehr  die  Grundsätze  über  die  Totalver Charterung  des 
Schiffes  zur  Anwendung  zu  bringen,  freilich  mit  der  Modifikation, 
„dass  die  Disposition  über  das  Schiff,  das  Rücktritterecht  vom 
Vertrage   und  dergleichen   nicht  jedem  einzelnen  Befrachter,   son- 

dei  genöhntichen  Lebens  volUtäudig  gleicbbedeutend  sein.  Die*  hat  auch 
das  R.O.U.G.  —  in  Uebereinatimmnag  mit  dem  A.G.  za  Stettin  —  in  dem 
£rk,  vom  26.  November  IS73  (Entsch.  XII  S.  \2bi.)  ansenommcn,  no  es  die 
AuBdrücke  48  Stunden  und  2  Tage  als  sjnonjm  bezeicnnet.  Vgl.  auch  Art. 
610  H.6.B.  („acht  und  vierzig  Stunden  nach  dem  Taee  der  Uebemabme"). 

*)  Es  ist  dies  eine  Konsequenz  des  Grundsatzes,  dass  Jeder  den  Zufall 
zu  tragen  hat,  der  sich  in  seiner  Person  ereignet. 

•*)  Dahin  gehört  auch  der  Code  de  comm.  art.  291. 
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dem  nur  dem  Konsortium  derselben'^  zusteht ,  welches  letztere  als 
Kontrahent  anzusehen  (Prot.  V  S.  2186)  und  als  Gelegenheits- 
gesellschaft (H.G.B.  B.  3  Tit.  2)  aufzufassen  sein  würde. 

Art,  690. 

Nach  der  Abladung  kcmn  der  Befrachter  auch  gegen  Berichti- 
gung der  vollen  Fracht^  sowie  aller  sonstigen  Forderungen  des  Ver- 
frachiers  (Art.  615)  und  gegen  Berichtigmig  oder  Sicherstellung  der 
im  Art.  616  bezeichneten  Forderungen  nur  nach  Massgabe  des  ersten 
Absataes  der  Vorschrift  unter  Ziff.  2  des  Art.  588  von  deni  Ver- 
tage mrücktreten  und  die  Wiederausladung  der  Güter  fordern. 

Ausserdem  findet  auch  ßr  diese  Fälle  die  Vorsehriß  im  letzten 
Absatz  des  Art.  583  Anwendung. 

Art.  591. 

Ist  ein  Schiff  uuf  StücJcgüter  angelegt  und  die  Zeit  der  Abreise 
mdU  festgesetzt,  so  hat  auf  Antrag  des  Befrachters  der  Richter  nach 
den  Umständen  des  Falles  den  Zeitpunkt  zu  bestimmen^  über  welchen 
hinaus  der  Antritt  der  Reise  nicht  verschoben  werden  kann. 

1.  Die  Bestimmung  dieses  Artikels  wurde  auf  der  Hamburger 
Konferenz  in  folgender  Weise  motivirt :  Wenn  das  Schiff  auf  Stück- 
güter angelegt  sei,  gehe  die  Meinung  der  Kontrahenten  bei  Ab- 
schluss  eines  Frachtvertrages  dahin,  „dass  der  Schiffer  nicht  eher 
fahren  wolle,  als  bis  er  eine  genügende  Ladung  habe,  dass  er  aber 
doch  jedenfalls  fahren  wolle,  selbst  wenn  er  nur  wenig  Ladung 
erhalten  sollte;  dass  aber  auf  der  anderen  Seite  der  Befrachter 
keine  unverhältnissmässig  lange  Zeit  zu  warten  beabsichtige'^ 
(Prot.  V  S.  2192). 

2.  Die  Bestimmung  gilt  nur  für  den  Fall,  dass  die  Zeit  der 
Abreise  „entweder  gar  nicht  oder  nur  mit  unbestimmten  Aus- 
drücken, wie  z.  B.  mit  den  Worten:  so  bald  als  möglich  und  der- 
gleichen erwähnt^'  ist.  Dieselbe  cessirt,  wenn  der  Schiffer  den 
Frachtvertrag  „ausdrücklich  oder  stillschweigend  unter  der  Be- 
dingung^' eingegangen,  „dass  er  nicht  anders  als  mit  genügender 
Ladung  zu  fahren  verpflichtet  sein  wolle."  Und  dieselbe  Bedeu- 
tung hat  ein  eben  dahin  zielender  feststehender  Ortsgebrauch  des 
betreffenden  Hafens  (Prot.  V  S.  2190—2193). 

Art.  593. 

Bei  jeder  Art  von  Frachtvertrag  hat  der  Befrachter  innerhalb 
der  Zeit,  binnen  welcher  die  Güter  zu  liefern  sind,  dem  Schiffer  zu- 
gleich alle  zur  Verschiffung  derselben  erforderlichen  Papiere  zu- 
2i*steUen. 

Die  Zustellung  der  nöthigen  Papiere  an  den  Schiffer  gehört 
mit  zur  vollständigen  Abladung  der  Waaren;  daher  hat  der  Be- 
frachter, wenn  er  die  Waaren  noch  während  der  Ladezeit  geliefert, 
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die  fr.  Papiere  aber  erst  während  der  üeberliegezeit,  Liegegeld  zu 
entrichten  (Prot.  VIII  S.  3853  f.).  Dem  Schiffer  hat  das  Gesetz 
nicht  die  Verpflichtung  auferlegt,  die  von  seiner  Seite  zu  liefern- 
den, für  die  Expedition  des  Schiffes  erforderlichen  Papiere,  z.  B: 
das  Manifest  (Verzeichniss  der  vom  Schiff*  geladenen  Güter)  inner- 
halb derselben  Zeit,  oder  einer  sonst  bestimmten  Zeit  zu  beschaffen 
(Prot.  V  S.  2085  f.). 

Art.  593, 

Der  Schiffer  hat  zur  Löschung  der  Ladung  das  Schiff  an  den 
Fiats  hinzulegen,  tvelcher  ihm  von  defnjenigen,  an  den  die  Ladung 
abzuliefern  ist  (Empfänger),  oder,  wenn  die  Ladung  an  mehrere 
Empfänger  abzuliefern  ist,  von  sämmtlichen  Empfängern  ange- 
wiesen wird. 

Wenn  die  Änweisting  nicht  rechtzeitig  erfolgt,  oder  wenn  von 
sämmtlichen  Empfängern  nicht  derselbe  Platz  angemesen  unrd,  oder 
wenn  die  Wassertiefe,  die  Sicherheit  des  Schiffs  oder  die  örtlichen 
Verordnungen  oder  Einrichtungen  die  Befolgung  der  Anweisung  nicht 
gestatten,  so  muss  der  Schiffer  an  dem  ortsüblichen  Löschungsplatz 
anlegen, 

1.  Das  H.G.B.  räumt  zunächst  dem  Empfänger  der  Ladung  das 
Recht  ein,  den  Platz  zu  bestimmen,  an  welchem  die  Löschung 
stattfinden  soll.  Dieses  Wahlrecht  erlischt  jedoch,  wenn  die  Wahl 
„nicht  rechtzeitig  oder  nicht  in  geeigneter  Weise"  erfolgt,  und  der 
Empfänger  kann  alsdann  nur  verlangen ,  dass  „die  Löschung  an 
dem  ortsüblichen  Platze"  geschieht  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XJX 
S.  285  f.). 

2.  Der  Schiffer  hat,  wenn  es  aus  den  im  Artikel  ange- 
gebenen Gründen  nicht  statthaft  ist,  an  dem  vom  Empfänger  ge- 
wählten Löschplatz  anzulegen,  nicht  abzuwarten,  bis  ihm 
die  Weisung  zuffegangen,  sich  nach  dem  ortsüblichen 
Löschplatz  zu  begeben,  sondern  er  hat  dies  von  selbst  zu  thun; 
widrigenfalls  würden  ihn  dieselben  Nachtheile  treffen,  welche  ein- 
treten, wenn  er  ohne  Grund  die  Anlegung  an  den  vom  Empfanger  be- 
stimmten Platz  weigert.  So  würde  z.B.  die  Löschzeit,  deren  Anfang  für 
das  Recht  des  Verfrachters,  Liegegeld  zu  fordern,  massgebena  ist, 
nicht  beginnen.  Diese  Pflicht  des  Schiffers  besteht  aber  nur  in 
den  vom  Gesetz  genannten  Fällen.  Derselbe  würde  daher  hierzu 
nicht  verpflichtet  sein,  wenn  das  Anlegen  an  dem  ihm  angewie- 
senen Löschplatz  zwar  statthaft,  dieser  aber  nicht  frei,  d.  h.  zeit- 
weise durch  andere  Schiffe  besetzt  war.  Auch  würde  der  Schiffer 
nicht  in  einem  solchen  Falle,  um  seine  Rechte  zu  wahren,  gegen 
den  ihm  angewiesenen  Löschplatz  zu  protestiren  haben  (Entsch. 
des  R.O.H.G.  XV  S.  234)  •  und  nur  dann  würde  die  bona  fides  es 
fordern,  dass  derselbe  den  Empfanger  von  dem  angegebenen  Hinder- 
niss  der  Löschung  in  Kenntniss  setzte,  wenn  er  Grund  hätte,  an- 
zunehmen, dass  dieses  dem  Letzteren  nicht  bekannt  war. 
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3.  Wenn  das  Gesetz  den  SehiflFer  verpflichtet,  an  dem  orts- 
üblichen Löschungsplatz  anzulegen,  so  ist  damit  nicht  gesagt,  dass 
derselbe  der  Weisung  des  Empfangers  unbedingt  Folge  zu  leisten 
hat,  wenn  ihm  dieser  einen  d!er  ortsüblichen  Löschungsplätze  an- 
weist. Sind  viehnehr  Hindernisse  vorhanden,  welche  es  dem 
Schiffer  unmöglich  machen,  an  diesem  Platze  anzulegen,  wie  z.  B. 
der  Tiefgang  des  Schiffes,  so  braucht  derselbe  einer  derartigen 
Anweisung  des  Empfangers  eben  so  wenig  Folge  zu  leisten,  als 
wenn  derselbe  ihm  einen  anderen  —  nicht  ortsüblichen  —  Lö- 
schungsplatz angegeben  hätte.  Bei  der  Frage  aber,  ob  die  Sicher- 
heit des  Schiffes  es  gestattet,  an  einem  bestimmten  Platze  anzu- 
legen, kommt  es  selbstverständlich  nicht  nur  darauf  an,  dass  ihm 
keine  Gefahr  auf  der  Hinfahrt  nach  diesem  Platze  droht,  sondern 
auch,  dass  dies  bei  der  Rückfahrt  gleichfalls  nicht  zu  befurchten 
ist  (Entsch.  des  R.O.H.G.  V  S.  372). 

Für  Bremen  sind  einige  Punkte  dieses  Artikels  noch  ge- 
nauer gesetzlich  geregelt  durch  die  (vom  Bundesges.  vom  5.  Juni 
1869  §  4  ausdrücklich  als  Landesgesetz)  anerkannte  Verordnung, 
die  Löschung  der  Seeschiffe  betreffend,  vom  9.  (publ.  am  12.) 
Februar  1866  §  1: 

Hinsichtlich  der  Bestimmung  des  Weserplatises  unterhalb  Bremen, 
an  welchem  der  Schiffer  das  Schiff  zm*  Löschung  der  Ladtmg  hinzu- 
legen hat^  bleibt  es  bei  dem  bisherigen  Rechte  insbesondere  bei  der 
Verpflichtung  des  Schiffers,  jeder  rechtzeitigen  Anweisung  des  Lösch-- 
platzes  von  Seiten  der  Ladungsempfänger  Folge  zn  leisten. 

Unier  allen  Umständen  gilt  eine  Anweisung  noch  als  recht- 
zätig,  wenn  sie  innerhalb  der  nächsten  24  Simiden  nach  Ankunft 
des  Schiffes  auf  der  Rhede  von  Bremerhaven  erfolgt.  In  den  Mo- 
naten November^  Dezember,  Januar  und  Februar  und  sobald  ausser- 
dem die  Weser  nicht  frei  vom  Eise  ist,  darf  jedoch  weder  ein 
Ladungsempfänger  einen  Platz  zum  Löschen  der  Ladung  anweisen^ 
noch  ein  Schiffer  in  Ermangelung  einer  Anweisung  einen  Löschplatz 
wählen^  der  nicht  mit  der  Stadt  Bremen  durch  eine  Eisenbahn  ver- 
bunden ist. 


.■>;♦>: 


Art.  694. 

Sofern  nicht  durch  Vertrag  oder  durch  die  örtlichen  Verord- 
nungen des  Löschungshafens  und  in  deren  Ermangelung  durch  einen 
daselbst  bestehenden  Ortsgebrauch  ein  Anderes  bestimmt  ist^  werden 
die  Kosten  der  Ausladung  aus  dem  Schiffe  von  dem  Verfrachter, 
aUe  übrigen  Kosten  der  Löschung  von  dem  Ladungsempfänger  ge- 
^ragefh. 

Vgl.  die  Ausführungen  zum  Art.  562  (s.  S.  188). 

Zu  den  Kosten  der  Löschung,  welche  der  Ladungserapfänger 
zu  tragen  hat,  gehören  auch  die  des  Abwägens,  Messens  u.  s.  w. 
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ladung,  wenn  die  Fracht  nach  Masa,  Gewicht  oder  Menge 
iiter  oedungen  ist. 

Art.  595. 

tci  der  VerfracJitung  eines  Schiffes  im  Garnen  hat  der  Schiffer, 
er  eum  Löschen  fertig  ufid  bereit  ist,   dies  dem  En^fänger 
Hgen. 

fe  Anzeige  nvuss  durch  öffentliche  Bekanntmachung  in  orts- 
T  Weise  gesche>ien,  mwhj  der  Empfänger  dem  Schiffer  wiJe- 
ist. 

fit  dem  auf  die  Anzeige  folgenden  Tage  beginnt  die  Löschieit. 
'eher  die  Löscheeit  hinaxis  hat  der  Verfrachter  nur  dotm  auf 
mahme  der  Ladung  noch  länger  eti  warten,  wenn  es  vereinbart 


W  die  Löschzeit  kann,  sofern  nicht  das  G-egentheil  hedungen 
ine  besondere  Vergütung  verlangt  werden.  Dagegen  muss  dem 
ichter  für  die  üeberliegezeit  eine  Vergütung  (Liegegeld}  ge- 
werden. 

»OS  lÄegegeld  wird  von  dem  Eichter  nach  Anleitung  des  Art. 
stgesetzt,  wenn  es  nicht  durch  Vertrag  bestimmt  ist. 
.  Wie  die  LadebereitBchaft  dorn  Befrachter  (s,  o.  S.  194), 
,  die  Löschbereitschaft  dem  Empfänger  anzuzeigen.  Der 
fänger  ist,  wie  Art.  593  erläutert,  derjenige,  „an  den  die 
lg  abzuliefern  ist,"  daher,  wenn  über  die  Ladung  ein  Konnos- 
t  aUBgestellt,  nur  der  Inhaber  dieses  Konnossements.  Unter- 
es daher  auch  in  einem  konkreten  Falle  keinem  Zweifel, 
ler  Befrachter  zugleich  Empfänger  der  Ladung  ist,  ist  aber 
üese  vom  Schiffer  ein  (an  Order  lautendes)  Konnossement  aus- 
It,  80  kann  die  an  den  Befrachter  zu  der  Zeit,  wo  er  sich 
,,nicht  im  Besitze  eines  ihn  legitimirenden  Konnossements  be- 
geschehene  Meldung  von  der  Löschbereitachaft  für  sich 
„als  eine  den  Beginn  der  Löscbzeit  bedingende  Anzeige  im 
des  Art.  575"  nicht  angesehen  werden  (Entsch.  des  R.O.H.G. 
1.  229). 

.  Die  Löschbereitschaft  und  demgemäss  auch  die  Anzeige 
ben  setzt  nicht  das  vorhergehende  Einnehmen  des 
hplatzes  durch  den  Schiffer  oder  auch  nur  die  Anweisung 
solchen  Seitens  des  Empfängers  voraus.  Vielmehr  genügt  es, 
„von  Seiten  des  Schiffers  nichts  entgegensteht,  den  ihm  an- 
senden  oder  den  ortaüblichen  Löschplatz  ohne  Verzug  einzu- 
m"  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XV  S.  234).  Das  Gesetz  ver- 
tet  nämlich  den  Schiffer  in  Betreff  des  Löschplatzes  zunächst 
Anweisungen  des  Empfängers  Folge  zu  leisten.  Wäre  nun 
>öschbereitschaft  bedingt  durch  das  Anlegen  am  Löschplatz, 
tte  das  Gesetz  dem  Schiffer  au&eben  müssen,  vor  der  Er- 
ig  der  Löschbereitschaft  sich  Behufs  Anweisung  eines  Lösch- 
a   bei   dem  Empfänger  zu  melden.     Dies   schreibt   aber  das 
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Gesetz  nicht  vor,  lässt  Tielmehr  eine  Anzeige  von  der  Löschbereit- 
Bcbaft  auch  unbekannten  Empfängern  gegenüber  durch  öffentliche 
Bekanntmachung  zu.  Es  kann  aach,  wie  das  ReichB-Ober-Handels- 
Geriebt  (a.  a,  O)  richtig  ausführt,  dem  Schiffer  nicht  zugemutbet 
werden,  „sein  Schiff  schon  im  Voraus  unter  Aufwendung  von  Zeit 
und  Kosten  an  irgend  einen  bestimmten  ortsüblichen  Löscb^atz 
zu  legen  auf  die  Gefahr  hin,  dass  dieser  dem  Interesse  des  £lni- 
pfängers  nicht  entspricht  und  deshalb  alsbald  wieder  mit  einem 
ihm  von  diesem  angewiesenen  anderen  Löschplatz  vertauscht  wer- 
den mnss." 

3.  Die  Anzeige  ist  nicht  „ein  formeller  Akt,  sondern  e» 
dient  als  solche  jede  Erklärung  des  Schiffers,  welche  überhaupt 
geeignet  ist,  den  EmpfUnger  von  der  Löschbereitschaft  des  Schiffes 
in  KenutnisB  zu  setzen."  Diesen  Satz  bat  da«  Reichs -Ober- 
Handels- Gericht  (a.  a.  O.  S.  229)  m.  E.  mit  Recht  auf  einen  Fall 
angewendet,  wo  der  Schiffer  seine  Löschbereitschaft  in  Gegenwart 
de»  Empfangsberechtigten,  aber  nicht  —  wenigstens  nicht  erwie- 
senermassen  oder  eingestandenermassen  ^  diesem  —  sondern  einer 
anderen  Person  —  gegenüber  erklärt  hatte.  Natürlich  ist  hierbei 
vorauszusetzen,  dass  die  Mittheilung  in  der  Weise  geschah,  dass 
der  Empfänger  von  derselben  Notiz  nehmen  musste,  und  dass  es 
nicht  genügt,  wenn  die  an  einem  dritten  Orte  abgegebene  Erklä- 
rung zufälligerweise  zu  den  Ohren  des  Empfängers-  gelangt. 

4.  Wenn  das  Gesetzbuch  die  Löschzeit  mit  dem  Tage  beginnen 
lässt,  welcher  der  Anzeige  des  Schiffers,  „dass  er  zum  Löschen 
fertig  und  bereit  ist,"  folgt,  so  versteht  sich  von  selbst,  dass  die 
wirkliche  Bereitschaft  des  Schiffers  zum  Luschen  hierbei 
vorausgesetzt  wird  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XV  S.  233).  Nur  kommt 
der  Mangel  der  Löschbereitschaft  hierbei  nicht  in  Betracht,  ist  viel- 
mehr zu  Lasten  des  Empfangers,  den  dieser  selbst  verschuldet, 
etwa  durch  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Handlung,  z.  B. 
durch  nicht  rechtzeitige  Uebergabe  der  von  ihm  einzureichenden 
Deklaration  (Prot.  V  S.  2240.  EntacL.  des  Berliner  Ü.Trib.  vom 
11.  September  1856  in  Seuffert's  Archiv  XI  Nr.  295).  Die  Lösch- 
bereitschaft wird  auch  dadurch  ausgeschlossen,  dass  der  Schiffer 
durch  seine  Schuld  oder  durch  Zufall  verhindert  ist,  sich  sofort 
nach  der  Anzeige  nach  den  ihm  angewiesenen  oder  ortsüblichen 
Löschplatz  zu  oegeben;  z.  B.  in  Folge  einer  Anordnung  der 
Obrigkeit.*)  Dass  dieser  NachtheÜ  den  Verfrachter  trifft,  geht 
daraus  hervor,  dass  im  H.G.B.  für  die  Ladung  und  Löschung  im 
Grossen  und  Ganzen  das  Prinzip  durchgeführt  ist,  daas  Jeder  den 

*)  Derartige  Anordnungen  kommen  bei  Petroleum-Ladungen  vor,  Ee  be- 
steht häufig  die  VoTsehrift,  daea  Schiffe  mit  solcher  Ladune  nicht  nnr  aus- 
schliesslich  an  bestimmten  Plätzen  löschen,  aondern  auch,  dass  sie  vorläufig 
aa  einer  genissen  Stelle  vor  Anker  gehen  und  dort  warten  müseen ,  bis  die 
Polizeibehörde  sie  benachrichtigt,  dass  an  dem  r.oschplatz  ohne  sicherheite- 
geCthrliche  Konkurrenz  mit  anderen  Schilfen  Raum  vorhaaden. 
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Zufall  zu  tragen  hat,  welcher  sich  in  seiner  Person  ereignet,  bei 
der  Löschung  also  der  Verfrachter  den,  welcher  die  Löschung,  der 
Empfanger  den,  welcher  den  Empfang  der  Ladung  verzögert  (Art. 
574.  598.  599  H.G.B.  vel.  o.  Ö.  204  f.  Entsch.  des  R.O.H.G. 
XVII  S.  93  f.).  Es  steht  hiermit  nicht  in  Widerspruch  die  oben 
(S.  228  f.)  vertheidigte  Ansicht,  dass  die  Löschbereitschaft  nicht 
bedingt  ist  durch  das  Einnehmen  des  Löschplatzes  Seitens  des 
Schiffes.  Denn  es  ist  auch  jetzt  nicht  gesagt  worden,  die  Lösch- 
bereitschaft tritt  nicht  ein,  so  lange  das  Schiff  sich  nicht  nach  dem 
Löschplatz  begeben  hat,  sondern  nur,  so  lange  das  SchilBF  nicht  in 
der  Lage  ist,  sich  sofort  nach  dem  Löschplatz  zu  begeben. 

5.  Ueber  den  Charakter  der  Ueberliegezeit  und  des  Liege- 
geldes vgl.  die  Ausfiihrungen  zu  Art.  568  (o.  S.  195  f.). 

6.  Ueber  die  Bedeutung  der  Zeit,  welche  das  Schiff  im  Order- 
hafen hat  warten  müssen  s.  S.  196. 

7.  Ueber  die  Verpflichtung  des  Verfrachters,  binnen  einer 
gewissen  Zeit  die  Löschung  vorzunehmen,  trifft  das  Gesetzbuch 
keine  Bestimmung.  Natürlich  haftet  derselbe  dem  Empfänger  auf 
Grund  des  Frachtvertrages  für  jeden  Schaden,  der  diesem  aus 
einer  verschuldeten  Verzögerung  der  Löschung  erwachsen  ist.  Für 
die  Entscheidung  der  Frage,  ob  culpa  in  dieser  Hinsicht  vorhan- 
den, sind  massgebend  die  über  die  cuJpa  des  Schiffers  überhaupt 
aufgestellten  Grundsätze  (s.  o.  S.  79,  vgl.  Meier  in  Busch'  Archiv 
S.  54—57). 

Art.  596. 

Ist  die  Dauer  der  Löschzeit  durch  Vertrag  nicht  festgesetzt,  so 
wird  sie  durch  die  örtlichen  Yerordnungen  des  Löschungshafens  mid 
in  deren  Ermangelung  durch  den  daselbst  bestehenden  Ortsgebrauch 
bestimmt.  Besteht  auch  ein  solcher  Ortsgebrauch  nicht,  so  gilt  als 
Löschzeit  eine  den  Umstünden  des  Falles  angemessene  Frist. 

Ist  eine  Ueberliegezeit,  nicht  aber  deren  Dauer  durch  Vertrag 
bestimmt,  so  beträgt  die  Ueberliegezeit  vierzehn  Tage, 

Enthält  der  Vertrag  nur  die  Festsetzung  eines  Liegegeldes,  so 
ist  anzunehmen,  dass  eine  Ueberliegezeit  ohne  Bestimmung  der  Dauer 
vereinbart  sei. 

Vgl.  die  Ausfiihrungen  zum  Art.  569  (o.  S.  196  ff.). 

1.  Auch  bei  der  Löschzeit  und  der  in  Verbindung  mit  ihr 
vorkommenden  Ueberliegezeit  ist  die  Civilkomputation  mass- 
gebend  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XII  S.  130). 

2.  Ist  für  die  Ladezeit  und  Löschzeit  zusammen  ein 
bestimmter  Zeitraum,  z.  B.  8  Tage,  4  Wochen  u.  s.  w.,  festgesetzt, 
so  ist  das  nicht  so  aufzufassen,  als  ob  die  Hälfte  dieser  Zeit  zum 
Laden,  die  andere  zum  Löschen  bestimmt  wäre.  Die  ungezwungene 
Auslegung  einer  derartigen  Willenserklärung  kann  vielmehr  nur 
die  sein,  dass  dem  Befrachter  und  dem  Empfanger  „zur  Verwen- 
dung  der     Frist   im    Einzelnen   ein    gewisser    Spielraum    gewährt 


-  «  ■ 
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werden  böU,  so  dass  der  nicht  zum  Laden  benutzte  Theil  der  ge- 
meinschaftlichen Frist  eben  die  Löschzeit  bildet."  Fs  wäre  näm- 
lich gar  nicht  abzusehen,  weshalb  die  Kontrahenten  eine  Gesammt- 
frist  festgesetzt  haben  sollten,  wenn  sie  doch  für  das  Laden  und 
Löschen  die  Statuirung  je  einer  besonderen  Frist  beabsichtigt  hätten. 
Zur  Begründung  der  hier  verworfenen  Ansicht  darf  man  sich  auch 
nicht  auf  die  Bestimmung  des  Art.  578  Abs.  2  berufen,  weil  die 
in  dieser  Stelle  gegebene  Auslegungsregel  durchaus  singulärer 
Natur  ist,  welche  eine  Ausdehnung  über  das  hier  behandelte  Kechts- 
verhältniss  hinaus  nicht  zulässt  (Lntsch.  des  R.O.H.G.  XV  S.  219  ff, 
Voigt,  Neues  Archiv  f.  H.R.II  S.  220  fr.,  vgl.  Prot.  VHI  S.  3858  f.). 

3.  Gesetzlich  ist  die  Löschzeit  normirt  durch  die  Bremische 
Verordnung  vom  9.  Februar  1866  §  4: 

Die  Löschseit  der  Schiffe  bis  zu  75  Roggenlasten  Tragfähigkeit 
ist,  i/cenn  dieselbe  in  der  Periode  vom  1.  März  bis  81,  Oktober  be- 
ginnt, auf  8  Tage,  wenn  in  der  Periode  vom  1,  November  bis  zum 
letzten  Februar,  auf  12  Tage  festgesetzt  Für  je  weitere  30  Roggen- 
lasten  wird  1  Tag  Löschzeit  mehr  berechnet  Bei  nur  theilweise  be- 
ladenen  Schiffen  wird  die  Loschzeit  verhältnissm^ässig  kürzer  berechnet 
Sonn-  und  Feiertage  kommen  bei  Berechnung  dieser  Fristen  nicht 
in  Anschlag. 

Art.  597. 

Ist  die  Dauer  der  Löschzeit  oder  der  Tag,  mit  welchem  dieselbe 
enden  soU^  durch  Vertrag  bestimmt,  so  beginnt  die  Ueberliegezeit 
ohne  Weiteres  mit  dem  Ablauf  der  Löschzeit. 

In  Ermangelung  einer  solchen  vertragsmässigen  Bestimmung  be- 
ginnt die  Ueberliegezeit  erst,  nachdem  der  Verfrachter  dem  Em- 
pfänger erklärt  hat,  dass  die  Löschzeit  abgelaufen  sei.  Der  Ver- 
frachter kann  schon  innerhalb  der  Löschzeit  dem  Empfänger  erklären, 
an  uelchem  Tage  er  die  Löschzeit  für  abgelaufen  halte.  In  diesem 
Falle  ist  zum  Ablauf  der  Löschzeit  und  zum  Beginn  der  Ueberliege- 
zeit eine  neue  Erklärung  des  Verfrachters  nicht  erforderlich. 

Auf  die  in  diesem  Artikel  erwähnten  Fitklärungen  des  Ver- 
frachters finden  die  Vorschriften  des  Art.  572  Anwendung. 

Vgl.  die  Ausführungen  zu  Art.  570  S.  199  f  und  zu  Art.  572 
S.  202  f. 

Art.  698. 

Bei  Berechnung  der  Lösch-  und  Ueberliegezeit  werden  die  Tage 
in  tmunterbrochen  fortlaufender  Reihenfolge  gezählt;  insbesondere 
kommen  in  Ansatz  die  Sonn-  und  Feiertage,  sowie  diejenigen  Tage, 
an  welchen  der  Empfänger  durch  Zufall  die  Ladung  abzunehmm 
verhindert  ist. 

Nicht  in  Ansatz  kommen  jedoch  die  Tage,  an  welcJien  durch 
Wind  und  Wetter  oder  durch  irgend  einen  anderen  Zufall  entweder 


1.  der  Transport   nicht  nur  der  im  Schiffe   befindlichen,  sondern 
jeder  Art  von  Ladimg  von  dem  Schiff  an  dös  Lemd,  oder 

2.  die  Ausladung  aus  dem  Schiffe 
verhindert  ist. 

Vgl.  die  AuBfUhningen  zu  Art.  574  (S.  205),  in  welchem  über 
die  Bedeutung  der  Verhinderung  der  Liefernng  der  bedungenen 
Ladung  an  das  Schiff,  der  Lieferung  jeder  Art  von  Ladung  an 
das  S(3iiff  und  der  Uebernahme  der  Ladung  dieselben  Girund- 
sätze  aufgestellt  sind,  wie  in  Art  598  über  die  Bedeutung  der  Ver- 
hinderung des  Transportes  der  im  Schiffe  befindlichen 
Ladung  an  das  Land,  des  Transportes  j  e  d  e  r  Art  von  Ladung  an 
das  Land  und  der  Ausladung  aus  dem  Schiffe.  Ueber  die 
Gleichstellung  der  Festtage  und  der  Sonntage,  wenn  vertrags- 
mftssig  nur  die  Letzteren  von  der  Löschzeit  resp.  Ueberliegezeit 
ausgenommen  sind,  insbesondere  s.  S.  205  f. 

Art.  599. 

Für  die  Tage,  wäfa-end  welcher  der  Verfrachter  wegen  der  Ver- 
hinderung des  Transports  jeder  Art  von  Ladung  vpn  dem  Schiff  an 
das  Land  hat  länger  tvarten  müssen,  gebührt  ihm  Liegegeld,  selbst 
ti-erni  die  Verhinderung  während  der  Löschzeit  eingetreten  ist.  Da- 
gegen ist  für  die  Tage,  während  welcher  er  wegen  Verhinderung  der 
Ausladung  aus  dem  Schiff  hat  länger  warten  müssen,  Liegegeld  nicht 
zu  entrichten,  selbst  wenn  die  Verhinderung  w^end  der  Ueberliege- 
zeit eingetreten  ist. 

Auch  in  diesem  Artikel  sind  über  die  Wirkungen  der  Ver- 
hinderung des  Transportes  jeder  Art  von  Ladung  von  dem 
Schiffe  an  das  Land  und  die  der  Verhinderung  der  Ausladung 
aus  dem  Schiff'e  dieselben  Regeln  aufgestellt,  wie  im  Art  575  über 
die  Wirkungen  der  Verhinderung  der  Lieferung  jeder  Art  von 
Ladung  und  die  der  Verhinderung  der  Uebernahme  der  Ladung. 
Vgl.  daher  die  Ausfdhrungen  zu  diesem  letzteren  Artikel  S.  206  f. 

Art.  600. 

Sind  fitr  die  Bauer  der  Löschzeit  nach  Art.  596  die  örtlichen 
Verordnungen  oder  der  Ortsgebrauch  massgcbtnd,  so  kommen  bei 
Berechnung  der  Löschzeit  die  beiden  vorstellenden  ArÜhel  nur  inso- 
weit zur  Anwendung,  als  die  örtlichen  Verordnungen  oder  der  Orts- 
gebrauch  nichts  Abweichendes  bestimmen. 

Vgl.  die  Ausführung  zu  Art.  576*}  S.  207. 


*)  Die  an  dieser  Stelle  citirtc  Entscb.  des  R.O.H.G.  (V  E 
■ich  gerade  auf  die  Berechnung  der  Löschzeit 
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Art.  601. 

flb*  der  Verfrachter  sich  attsbedimgen ,  dass  die  Löschung  bis 
lu  einem  bestimmten  Tage  beendigt  sein  müsse,  so  wird  er  durch 
die  Verkindervng  des  Transports  jeder  Art  von  Ladung  von  dem 
Schiff  an  das  Land  (Art.  5S8  Ziff.  1)  isum  längeren  Warten  nicht 
ierj)  fliehtet. 

Art,  603. 

Wenn  der  Empfänger  zur  Ahnahme  der  Güter  sich  bereit  er- 
Märt,  dieselbe  aber  über  die  von  ihm  eimtthallenden  Fristen  ver- 
zögert, so  ist  der  Schiffer  befugt,  die  Güter,  imter  Benachrichtigung 
des  linpfängers,  geri(JUlich  oder  in  anderer  sicherer  Weise  nieder- 
luUgen. 

Der  Schiffer  ist  verpflichtet,  in  dieser  Wme  zu  verfahren  und 
zugleich  den  Befrachter  davon  in  Kermtniss  eu  setzen,  wenn  der  Em- 
pfänger die  Annahme  der  Güter  verweigert  oder  üier  dieselbe  auf 
die  im  Art.  595  vorgeschriebene  Anzeige  sich  nicht  erklärt,  oder  tcerm 
der  Empfänger  nicht  eu  ermitteln  ist. 

In   dem   Artikel   werden   4   Fälle   unterBchieden :    1.  der  Em- 

SCmeet  ist  gar  nicht  zu  ermitteln;  2.  der  Empfänger  verweigert 
ie  Annahme  der  Güter;  3.  der  Empfänger  giebt  auf  die  Anzeige 
des  Schiffers  von  der  Löacbbereitscnaft  eine  Erklärung  darüber, 
ob  er  die  Ladung  annehmen  wolle  oder  nicht,  überhaupt  nicht  ab ; 
i.  der  Empfänger  erklärt  sich  zur  Annahme  der  Ladung  bereit, 
verzögert  aber  dieselbe.  In  den  drei  ersten  Fällen  verpflichtet 
dag  Geeetzbuch  den  Schiffer,  die  Güter  unter  gleichzeitiger  Benach- 
richtigung  des  Befrachters  zu  depoairen,  im  letzteren  Falle  be- 
rechtigt es  ihn  nur  hierzu. 

Unterläsat  in  den  drei  zuerst  genannten  Fällen  der  Schiffer 
die  Niederlegung  der  Güter  und  die  Benachrichtigung  des  Be- 
trachters, so  macht  er  sich  für  allen  daraus  entstehenden  Schaden 
verantwortlich.  Es  kann  daher  auch  ein  hierauf  basirter  Einwand 
Seitens  des  Befrachters  den  Ansprüchen  entgegengesetzt  werden, 
welche  gegen  diesen  nach  Art.  629  der  Verfrachter  geltend  zu 
machen  berechtigt  ist.  Dagegen  lässt  sich  nicht  sagen,  dass  die 
Beobachtung  der  in  Rede  stehenden  Vorschrift  die  „formelle  Vor- 
aussetzung" für  jene  Forderungen  iat  (Entsch.  des  R.O.H.Ö.  XV 
S.  231  f.). 

Selbstverständlich  kann  dem  Schiffer  die  Pflicht  zur  Deposition 
der  Ladung  und  Benachrichtigung  des  Befrachters  im  Fracht- 
kontrakt erlassen  werden. 

Art.  603. 

htsotceit  ditrch  die  Säwnniss  des  Empfängers  oder  durch  das 
Niederlegungsverfahren  die  Löschzeit  ohne  Verschulden  des  Schiffers 
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überschritten  wird^  hat  der  Verfrachter  Ai%spruch  auf  Liegegeld 
(Art,  595),  unbeschadet  des  Hechts,  für  diese  Zeit,  soweit  sie  keine 
vertragsmässige  Ueberliegezeit  ist^  einen  erweislich  höheren  Schaden 
geltend  gu  machen, 

1.  Das  Gresetzbuch  hat  den  Verfrachter  in  dem  hier  in  Rede 
stehenden  Fall  nicht  auf  die  Forderung  des  nachgewiesenen  In- 
teresses beschränkt;  sondern  ihm  das  Recht  gegeben ^  auch  ohne 
diesen*  Nachweis  Liegegeld  zu  fordern,  weil,  wie  auf  der  Ham- 
burger Konferenz  ausgeführt  wurde,  das  Führen  des  Nachweises 
„meist  so  schwer  und  mit  solchen  Weitläufigkeiten  verbunden"  ist, 
dass  anderenfalls  die  Rhederei  im  höchsten  Grade  gefährdet  wer- 
den würde.  Man  nahm  nämlich  an,  dass  das  Interesse  des  Schiffers 
nicht  gut  „weniger  als  das  Liegegeld"  betragen  könne  (Prot.  V 
S.  2252  f.). 

2.  Dass  der  Ersatz  nachweisbar  höheren  Schadens 
nur  für  die  Zeit  ausserhalb  der  vertragsmässigen  Ueberliegezeit 
gefordert  werden  darf,  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Benutzung 
dieser  Zeit  dem  Empfanger  vertragsmässig  gegen  das  Liegegeld 
gestattet  ist. 

3.  Die  Verpflichtung  zuni  Leisten  einer  den  Betrag  des 
Liegegeldes  übersteigenden  Entschädigung,  sowie  auch  zum  Leisten 
des  Liegegeldes,  soweit  es  nicht  für  eine  vertragsmässige  Ueber- 
liegezeit gezahlt  wird,  setzt  voraus,  dass  der  Empfanger  die  Vor- 
nahme der  Löschung  verschob  oder  unterHess,  „obschon  es  bei  ihm 
gestanden,  dieselbe  alsbald  vorzunehmen"  (Prot.  V  S.  2254). 

Art.  604. 

Die  Art.  595  bis  603  kommen  auch  dann  zur  Anwendung ,  wenn 
ein  verhältnissmässiger  Theil  oder  ein  bestimmt  bezeichneter  Baum 
des  Schiffes  verfrachtet  ist. 

Zu  diesem  Artikel  kommt  in  Betracht  die  Bremische  Verord- 
nung vom  9.  Februar  1866  §  3: 

Der  Schiffer  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  eines  oder  mehrerer 
der  betheiligten  Ladungsempfänger  von  der  ihm  in  den  Art,  602  und 
605  des  A,D.H,G,B.  eingeräumten  Befugniss^  die  Empfänger  von 
Stückgütern  zur  unverzüglichen  Empfangnahme  derselben  anzuhalten 
und  im  Fälle  der  Verzögerung  die  Güter  niederzulegen,  nach  Mass- 
gabe der  vorgedachten  Artikel  gegen  jeden  einzelnen  Empfänger  Ge- 
brauch zu  machen, 

Art.  606. 

Der  Empfänger  von  Stückgütern  hat  dieselben  auf  dis  Auffor- 
derung des  Schiffers  ohne  Verzug  abzunehmen.  Ist  der  Empfänger 
dem  Schiffer  nicht  bekannt,  so  muss  die  Aufforderung  durch  öffent- 
liche Bekanntmachung  in  ortsüblicher  Weise  geschehen. 
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In  Ansehung  des  Rechts  und  der  Verpflichtung  des  Schiffers^ 
die  Guter  niederzulegen,  gelten  die  Vorschriften  des  Art.  602,  Die 
im  Art.  602  vorgeschriebene  Benachrichtigung  des  Befrachters  Tcawn 
durch  off  entliehe,  in  ortsüblicher  VTeise  m  bewirkende  Bekanntmachung 
erfolgen. 

Für  die  Tage,  um  welche  durch  die  Säumniss  des  Empfängers 
oder  durch  das  Niederlegungsverfahren  die  Frist,  binnen  welcher  das 
Schiff  würde  entlöscht  worden  sein,  überschritten  ist,  hat  der  Ver- 
frachter Anspruch  auf  Liegegeld  (Art.  595),  uf^eschadet  des  Bechts, 
einen  erweislich  höheren  Schaden  geltend  jsu  machen. 

1.  Die  Verpflichtung  des  Empfängers,  die  Güter  auf  die 
Aufforderung  des  Schiffers  ohne  Verzug  (s.  S.  223)  abzunehmen, 
gilt  bei  der  Stückgüterfracht  selbst  dann,  wenn  „zwischen  Be- 
frachter und  Verfrachter  nicht  auf  Stückgüter  kontrahirt  ist,"  der 
erste  Befrachter  des  ganzen  Schiffes  oder  eines  Theils  desselben 
vielmehr  erst  mit  anderen  Personen  versclüedene  Unterfrachtver- 
träge über  Stückgüter  geschlossen  hat  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XII 
S.  130,  vgl.  Prot.  Vni  S.  3991).  Natürlich  kann  bei  Verträgen 
dieser  Art  eben  so  gut  eine  vertragsmässige  Löschzeit  festgesetzt 
werden,  wie  eine  Ladezeit  vereinbart  werden  kann  (s.  S.  223  f.). 

2.  Bei  Uebertragung  der  Bestimmungen  des  Art.  602  auf 
Stückgüterfrachten  hielt  man  es  für  zu  hart,  den  Schiffer  zu  ver- 
pflichten, wegen  einzelner,  vielleicht  unbedeutender  Ladungstheile 
sich  mit  den ,  wenn  auch  in  den  entferntesten  Weltgegenden  woh- 
nenden Befrachtern  in  Verbindung  zu  setzen,  andererseits  wollte 
man  demselben  nicht  die  Befugniss  einräumen,  die  Güter,  bei  denen 
die  Voraussetzung  des  Art.  602  zuträfe,  bei  irgend  Jemandem  zu 
deponiren  und  sodann  abzureisen,  um  vielleicht  nie  wieder  an  den 
liöschungsort  zurückzukehren,  ohne  dem  Ablader  die  Möglichkeit 
zu  gewähren,  zu  erfahren,  bei  wem  das  Gut  deponirt  worden. 
So  schlug  man  einen  Mittelweg  ein,  d.  h.  schrieb  dem  Schiffer 
Benachrichtigung  des  Befrachters  vor,  liess  aber  zu,  dass 
diese  auch  durch  öffentliche  Bekanntmachung  (durch  die 
öffentlichen  Blätter,  Börsenanschlag  u.  s.  w  )  am  Löschungsorte  er- 
folge (Prot  V  S.  2242  f.). 

3.  Im  Abs.  3  ist  an  die  Stelle  der  Löschzeit  des  Art.  603 
gesetzt  „die  Frist,  binnen  welcher  das  Schiff  würde  ent- 
löscht worden  sein,"  und  diese  Frist  ist  durch  den  Richter 
nach  Anhörung  von  Sachverständigen  den  konkreten  Verhältnissen 
gemäss  zu  bemessen.  Der  von  dem  säumigen  Empfanger  für  den 
durch  seine  Zögerung  entstandenen  Schaden  zu  leistende  Ersatz  ist, 
wie  im  Art  603  und  aus  den  bereits  bei  diesem  Artikel  angegebenen 
Gründen  auf  den  Betrag  des  Liegegeldes  normirt.  Das  Liegegeld 
wd  aber  in  diesem  Falle,  weil  die  vertragsmässige  Bestimmung 
eines  solchen  wohl  nur  selten  vorkommt,  regelmässig  durch  den 
Richter  festzusetzen  sein.  Dass  das  Recht  des  Verfrachters,  einen 
den  Betrag  des  Liegegeldes  übersteigenden  Enschädigungsanspruch 


d  zu  machet),  niclit,  wie  im  Art.  603,  auf  die  Zeit  ausBerhalb 
ertragBrnäBsigea  Ueberliegezeit  beschränkt  ist,  erklärt  sich 
falls  daraus,  dass  eine  solche  bei  deu  Stfickgüterfrachten  nur 
Q  allerBeltensten  Fällen  vorkommen  wird.  let  aber  eiae  Ueber- 
eit  in  einem  konkreten  Falle  vereinbart,  so  kann  natürlich 
Verfrachter  ftir  dieselbe  stets  nur  Liegegeld  fordern.  Dies 
daraus,  daas  der  Verfrachter  nur  den  erweiBlich  das  Liege- 
abersteigenden  Schaden  geltend  machen  kann.  Wird  nämlich 
)chiffer  während  der  kontraktmäsaigen  Ueberliegezeit  auffc- 
I,  so  kann  von  einem  Schaden  des  Verfrachters  nicht  die 
sein,  da  die  Empfanger  ein  ihnen  kontraktlich  zustehendes 
,  ausüben,  wofür  dem  Verfrachter  das  gleichfalla  kontraktUch 
rte  Aequivalent  in  dem  Liegegelde  zu  Theil  wird.  Bei  der 
irung  des  Schadenaersatzes  lat  auch  in  Betracht  zu  ziehen 
achtheü,  welchen  andere  Ladimgsemptänger  dadurch  erleiden, 
durch  die  Säumniaa  des  einen  die  Herausnahme  ihrer  Waareu 
lern  Schiflfe  verzögert  wurde,*)  deren  Preis  z,  B.  ,,in  Folge 
Veränderung  der  Konjunktur  in  der  Zwischenzeit"  bedeutend 
en  ist,  und  für  welchen  diese  Ersatz  vom  Schiffer  verlangen 
.  V  S.  2253  f.). 

[.  Der  Schiffer  macht  sich,  wenn  er  die  Depoaition  von 
n  verzögert  und  dadurch  die  Herausnahme  anderer  Güter 
It,  den  Empfängern  dieser  letzteren  für  allen  ihnen  daraus 
ihsenden  Schaden  persönlich  verantwortlich  und  zwar  nicht 
lU  dem  Falle,  wenn  er  zu  jener  Deposition  durch  das  Geaeia 
lichtet,  sondern  auch  in  dem,  wo  er  dazu  nur  berechtigt  ist 
t  dies  lediglich  eine  Folge  der  von  demselben  zu  prästirendeu 
alt  (Prot.  S.  2254). 
Jeber  das  besondere  Bremische  Rocht  b.  S.  234  zu  Art.  604. 

Art.  G06. 

iVetm  bei  der  Verfrachtung  des  Schiffes  im  Ganzen  oder  eines 
Itnissmässigen  Theils  oder  eines  bestimmt  bezeichneten  Raumes 
'chiffes  der  Befrachter  Untcrfrachtveriräffe  über  Stüchjüter  ge- 
^sen  hat,  so  bleiben  für  die  Rechte  und  Pflichten  des  Ursprung- 
i  Verfrachters  die  Art.  595  bis  603  massgebend. 
Dieser  Artikel,  welcher  auf  der  Hamburger  Konferenz  erat  in 
er  Lesung  hinzugofügt  ward,  wurde  in  folgender  Weise  mo- 
:  Wenn  der  Befrachter  des  ganzen  Schiffes  oder  eines  Theilea 
ilben  mehrere  Unterfrachtverträge  über  Stückgüter  geschloasen, 
!stehe  zwischen  demselben  und  dem  Verfrachter  kein  anderes 
Csverbältniss,  als  wenn  er  unmittelbar  mehrere  Destinatare 
nmt  hätte;  d.  h.  es  kämen  die  über  den  Fall  der  Verfrach- 
des  ganzen  Schiffes  geltenden  Vorschriften  über  die  Löschung 

£b  kann  dies  eintreten,  wenn  man  zu  dieKn  Waaren  nicht  gelangen 
B,  weil  die  des  «iumigen  Empfängers  zu  oberst  gepackt  waren. 
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vu  Anwendung.  Die  Empfönger  aber,  deren  Rechte  tmd  Pflich- 
ten von  den  Unterbefrachtern  beBtinomt  seien,  erBchienen  ab 
Empfänger  von  Stückgütern.  „Diese  Eigenthümlichkeit  des  Ver- 
liältaiageB  könnte  nun  leicht  zu  der  Aneicht  verleiten ,  als  wenn 
aacb  die  Rechte  und  Pflichten  des  ursprünglichen  Verfrachters 
darch  die  Unterfrachtverträge  modifizirt  würden,"  Dieser  Ansicht 
3«11  durch  die  Bestimmungen  entgegengetreten  werden.  Der  Ver- 
frachter behält  dafür  trotz  der  vum  Befrachter  abgeechlosBenen, 
auf  Stückgüter  lautenden  Unterfrachtverträge  seine  Ansprüche  ans 
der  Ch&rtepartie  reap.  dem  ursprünglichen  Frachtvertrage  gegen 
die  Letzteren,  während  die  Unterirachtvertrfige  lediglich  mass- 
vebeod  sind  für  das  Verhältniss  der  Stückgüteremp&nger  und  der 
L'nterbefrachter  (Entsch.  des  Hamb.  Handelsger.  vom  1.  Februar 
1864  und  des  Hamb.  Oberger.  vom  1.  April  1864  bei  Herrmami 
und  Hirsch,  Samml.  S.  377  f.   S.  380  f.). 

Art.  fi07. 

Der  Verfrachter  haftet  für  den  Schaden,  welcher  durch  Veriust 
oder  Beschädigung  der  Güter  seit  der  £Ä)ipfongnahme  bis  zur  Ah- 
lieferung  entstanden  ist,  sofern  er  nicht  beweist,  dass  der  Verlust 
'Jer  die  Beschädigung  dur<Ji  höhere  Gewalt  (vis  maior)  oder  durch 
die  natio'liche  Beschaffenheit  der  Güter,  namentlich  durch  inneren 
Verderb,  Schwinden,  gewöhnliche  Leckage  u.  dgl.,  oder  durch  ausser- 
Iici  nicht  erkennbare  Mängel  der  Verpackung  entstanden  ist. 

Verlust  und  Beschädigung,  welche  aus  einem  mangelhaften  Zu- 
stande des  Schiffes  entstellen,  der  aller  Sorgfalt  ungeachtet  nickt  mt 
entdecken  war  (Art.  560  Abs.  2),  werden  dem  Verluste  oder  der  Be- 
schädigung durch  höhere  Gewalt  gleichgeachtet. 

1.  Nach  römischem  Recht  hatte  der  nauta  für  die  Restitution 
der  Sachen,  welche  von  ihm  oder  seinen  Leuten  in  das  Schiff  auf- 
genommen waren,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dies  in  Folge  eines 
Sliethskontraktes  oder  eines  Depositums  oder  eines  sonstigen 
Kechtage Schafts  geschah,  lediglich  auf  Grund  dieser  Uebernahme 
unbedingt  einzustehen.*)   Dieses  ro mischrechtliche  receptitm,  dessen 

■  Grundsätze  schon  lange  im  Seerecht  anerkannt  und  auch  in  den 
meisten   neueren   Gesetzgebungen    zur   Geltung  gelangt  waren,**) 

.  ist  in  das  H.G.B.  gleichfalls  aufgenommen,  deaseu  Art.  607  (eben 
90  wie  der  Art  395)  lediglich  die  Prinzipien  desselben  sanktionirt 
bat.  Demgemäss  handelt  es  sich  in  dem  Artikel  nur  um  die  Ver- 
bindlichkeiten, welche  eintreten,  wenn  der  Schiffer  „die  Waaren 
lediglich   auf  Grund  des  Frachtvertrages,"  nicht  um   die ,   welche 

*)  L.  1  pr.Nautae,  caup.  (t,  9):  AU  praetor:  Xautae  —  ^tod  euiutque 
Kliman  fore  reeeperinl  niti  reaittutnt,  tn  eo§  iudicium  dabo. 

**)  So  auch  im  fraoEÖsiiclien  Recht  (Code  de  comm.  arl.  222.  230)  und 
im  en^Mhen  Itecht  (Abbott,  treatite  p,  331.  338 J. 
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derselbe  durch  die  ^^Ausstellung  des  Konnossements"  übernimmt 
(Prot.  V  S.  2255).  Hierbei  lässt  das  Gesetz  den  Verfrachter  für 
jeden  Schaden  haften,  welcher  nicht  durch  höhere  Gewalt  herbei- 
gefiihrt  ist.  Der  Grund  dieser  Bestimmung  ist  darin  zu  suchen, 
dass  der  Befrachter  regelmässig  ausser  Stande  ist,  die  „Thätigkeit^ 
Sorgfalt  und  Wachsamkeit"  des  Verfrachters  zu  kontroliren  und 
den  Beweis  „seiner  Nachlässigkeit  oder  So^losigkeit"  zu  erbringen 
(Prot.  IX  S.  4695.  Entsch.  des  R.O.ELG.  XII  S.  108),  guia 
necesse  est  plerumque  fidem  eorum  sequi  et  res  custodiae  eorum  com- 
mittere  (L,  1  pr.  Nautae,  caup,). 

2.  Damit  von  einem  Rezeptum  die  Rede  sein  könne,  ist  es 
nicht  erforderlich,  dass  die  Aufnahme  der  Güter  stattfindet  auf 
Grund  eines  vorangegangenen  Frachtvertrages.  Es  ge- 
nügt vielmehr,  „dass  für  den  Zweck  eines  die  Transportirung  des 
Gegenstandes  betreffenden  Geschäfts  die  Anbord  bringung  und  Ent- 
gegennahme als  die  ersten  und  Vorbereitungs-Akte  eines  solchen 
Geschäfts  geschehen.  Kommt  dieses  zu  Stande,  so  ruht  auf  dem 
Schiffe  die  Verbindlichkeit  ex  reeepto  seit  dem  Zeitpunkte  der 
Entgegennahme."  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XX  S.  120  f.)  Freilich 
wird  Hierbei  vorausgesetzt,  dass  die  Entgegennahme  der  Güter  von 
Seiten  des  Verfrachters  selbst  oder  eines  „legitimirten  Vertreters" 
desselben  erfolgte,  d.  h.  vom  Schiffer  oder  Steuermann,  resp.  dem, 
welcher  Steuermannsdienate  versah.*)  Auch  begründet  die  An- 
nahme durch  den  Steuermann  nur  dann  eine  Verbindlichkeit  des 
Verfrachters,  wenn  jenem  nicht  untersagt  war,  Güter  oder  doch 
Güter  der  in  Rede  stehenden  Art  „mit  Verbindlichkeit  für  das 
Schiff"  an  Bord  zu  nehmen,  und  diese  Beschränkung  der  Voll- 
macht desselben  dem  andren  Kontrahenten  bekannt  war  (L.  11  §  2. 
L,  17  §  4  De  inst.  act.  [14,  3].  Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  XX 
S.  122  f.). 

8.  Das  H.G.B.  hat  den  Begriff  der  höheren  Gewalt  nicht 
weiter  präzisirt.  **)  Die  Erklärung  ist  daher  aus  dem  bürgerlichen 
Recht  zu  nehmen,  für  welches  jedoch  der  in  Rede  stehende  Be- 
griff sehr  bestritten  ist.  Dass  nun  nach  römischem  Recht  vis 
maior  nicht  lediglich  eine  Bezeichnung  für  casus  in  gewissen  An- 
wendungen ist,  geht  gerade  aus  der  für  das  Rezeptum  massgebenden 


•)  Der  Steuermann  ist  der  Vertreter  des  Schiffers;  er  ist  daher  befugt, 
alle  Geschäfte  vorzanehmen,  welche  in  den  Betrieb  des  Khedereigewerbes 
fallen  nach  Analogie  der  Art.  47  und  50  H.Gr.B.  (Entsch.  des  R.O.H.Gr.  XX 
S.   122  f.). 

*•)  Eben  so  bestimmt  der  Code  de  comm.  ort.  230  schlechtweg:  Aa 
responsabilite  du  capitaine  ne  cesse  que  par  la  preuvc  cCohatacles  de  force 
majeure.  Das  englische  Recht  zählt  zwar  im  Einzelnen  auf:  ctcts  of  God 
and  the  Kinq^s  enemies,  perils  of  the  sea  u.  s.  w. ;  doch  soll  damit  nicht  ge- 
sagt sein ,  dass  diese  Ereignisse  immer  und  unter  allen  Umständen  als  vis 
maior  den  Verfrachter  von  der  Verhaftung  befreien.  Vielmehr  erscheinen 
dieselben  nur  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  als  vis  maior^  unter  denen 
sie  nach  deutschem  Handelsrecht  diesen  Charakter  haben  würden ;  vgl.  Abbott 
j).  331  —  347. 
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L.  3  §  1  Nautae,  caup.  hervor,  welche  den  Verpflichteten  für  den 
Schaden  einstehen  lässty  etiamsi  sine  culpa  eius  res periit  und  ihn 
nur  dann  von  der  Verhaftung  befreit,  si  quid  damon  fatali  con^ 
ixngit  Auf  der  anderen  Seite  wird  man  unter  vis  maior  nicht 
einzig  und  aliein  zu  verstehen  haben  ein  unabwendbares  Natur- 
oder anderes  Ereigniss,  dem  menschliche  Kräfte  nicht  widerstehen 
können.  Denn  wollte  man  den  Schiffer  und  den  Frachtführer  nur 
für  den  Schaden  nicht  haften  lassen,  der  überhaupt  nicht  durch 
menschliche  Vorsicht  und  irgend  welche  Massregeln  verhütet  oder 
abgewendet  werden  kann,  so  müsste  man  dieselben  für  verpflichtet 
halten,  Vorkehrungen  zu  treffen,  deren  Kostspieligkeit  in  keinem 
Verhältniss  zu  dem  Gewinn  stehen  würde,  welchen  ihr  Gewerbe 
abwirft.*)  Es  wird  demgemäss  für  richtig  zu  halten  sein,  die  — 
heutzutage  herrschende  —  Meinung,  wonach  das  Haften  für  casus 
mit  Ausnahme  der  vis  maior  und  das  Haften  für  omnis  culpa  sich 
nur  dadurch  unterscheiden,  dass  in  dem  letzteren  Falle  der  Ver- 
pflichtete alle  die  Vorkehrungen  zu  treffen  hat,  welche  nach  den  An- 
schauungen der  Berufsgenossen  Behufs  der  Verhütung  eines  Scha- 
dens vernünftigerweise  getroffen  werden,  wogegen  im  ersteren 
Falle  der  Verpflichtete  auch  noch  dafür  einzustehen  hat,  dass  seine 
Vorkehrungen  auch  wirklich  den  beabsichtigten  Erfolg  haben, 
£s  ist  demgemäss  unter  höherer  Gewalt  ein  schadenbringendes 
Ereigniss  zu  verstehen,  welches  durch  solche  Massregeln,  die  nach 
den  Anschauungen  des  Verkehrs  vernünftigerweise  —  weil  mit 
dem  zu  erreichenden  Erfolg  in  einem  richtigen  Verhältniss  stehend  — 
von  dem  Verpflichteten  gefordert  werden  können,  nicht  zu  be- 
seitigen ist.  (Goldschmidt,  Zeitschrift  f.  Handelsr.  HI  S.  86  ff.  113  ff. 
Hahn,  Kommentar  zu  Art.  395  §  13  f.  Anschütz,  Kommentar  HI 
S.  434.  Entsch.  des  R.O.H.G.  II  S.  295  f.  VH!  S.  30  f.  S.  160  f. 
Xn  S.  107  f.)  Ob  ein  solches  Ereigniss  vorliegt,  ist  immer  nur 
für  den  konkreten  Fall  zu  entscheiden;  denn  dasselbe  Ereigniss 
kann  in  dem  einen  Falle  als  vis  maior,  in  dem  anderen  nicht  als 
solche  betrachtet  werden.  Wogendrang,  Sturm,  Eis  werden  nur 
dann  als  höhere  Gewalt  erscheinen,   wenn   der   Schiffer   alles    das 

?ethan  hat,  was  in  seemännischen  Kreisen  zur  Abwendung  oder 
Verringerung  der  von  diesen  Naturkräften  drohenden  Gefahren 
gefordert  wird.  Dasselbe  gilt  vom  Aufbringen  durch  die  Kreuzer 
einer  feindlichen  Macht;  auch  hier  könnte  von  vis  maior  nicht  die 
Rede  sein,  wenn  dem  Schiffer  die  Nähe  von  feindlichen  Kriegs- 
schiffen bekannt  war  und  er  es  trotzdem  unterliess,  in  einen  neu- 
tralen Hafen  einzulaufen.  Ein  obrigkeitlicher  Befehl,  durchweichen 
die  Ladung  mit  Beschlag  belegt  wird ,   fallt  unter  den  Begriff  der 


•)  Hahn,  Kommentar,  Ausführ,  zu  Art.  395  §  1 1  weist  darauf  hin ,  dass 
man  alsdann  von  dem  Frachtführer  verlangen  müsste,  dass  er  absolut  wasser-, 
feuer-,  bombenfeste  Güterschuppen  errichte,  immer  Aubhülfspersonen  bereit 
hielte,  welche,  wenn  die  mit  dem  Transport  zunächst  beauftragten  Personen 
von  einem  Unfall  betroffen  würden ,  an  deren  Stelle  träten,  jedem  Transport 
bewaffnete  Bedeckung  mitgäbe. 
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höheren  Gewalt,  vorauBgesetzt,  dass  die  Veranlassung  zur  Beschlag- 
nahme nicht  in  irgend  einem  Verschulden  des  Scmffers  liegt,  und 
aus  diesem  Grunde  würde  eine  Konfiskation  von  Waaren  wegen 
Uebertretung  der  Zollgesetze  (nach  Art.  482  H.G.B.)  nie  als  vis 
maior  zu  betrachten  sein.  Auch  Raub  (vis  piratarum)  erscheint 
als  höhere  Gewalt,  aber  nur  wenn  er  ausgeführt  ist  mit  offener 
Gewalt  (im  Gegensatz  von  blossen  Drohungen)  und  Ueberwältigunff 
eines  entgegengesetzten  Widerstandes;  aber  (bei  Schiffen)  wom 
schwerlich  der  Diebstahl,  weil,  wenn  ordentlich  Wache  gehalten 
wird  —  wofür  der  Schiffer  Sorge  zu  tragen  hat  —  ein  Diebstahl 
durch  Einsteigen  oder  Einbrechen,  der  bei  einem  Gebäude  noch 
unter  vis  maior  zu  bringen  sein  dürfte,  sich  nicht  recht  denken 
lassen  wird,  ohne  dass  damit  eine  wirkliche  Gewalt  konkurrirt 
Der  nur  mit  besonderer  Schlauheit  ausgeführte  Diebstahl  qualifizirt 
sich  niemals  als  solche,*)  und  selbstverständlich  auch  niemals  der, 
welcher  von  einer  Person  der  Schiffsbesatzung  verübt  ist,  denn 
lür  diese  hat  der  Schiffer  unbedingt  einzustehen.  Dass  die  Be- 
schädigung als  Folge  einer  von  aussen  kommenden  Macht  eintritt, 
ist  nicht  nothwendig,  wie  denn  Feuer,  welches  im  Innern  eines 
Fahrzeuges  ausbricht,  den  Charakter  der  höheren  Gewalt  tragen 
kann  (Entsch.  des  ß.O.H.G.  VIII  S.  31).  Eben  so  braucht  das 
Ereigniss  kein  unberechenbares,  vorher  nicht  gekanntes  zu  sein, 
wie  denn  der  Umstand,  dass  der  Schiffer  die  Reise  bei  einem 
Gewitter  angetreten  oder  fortgesetzt  hat,  nicht  verhindert,  dass  der 
Blitzstrahl,  welcher  gezündet  und  die  Ladung  zerstört  hat,  unter 
vis  maior  gebracht  wird  (Entsch.  des  R.O.H.G.  VIII  S.  163).  Nicht 
das  Bewusstsein  einer  möglichen,  sondern  nur  das  einer  noth wen- 
digen Gefahr  schliesst  das  damnum  fatale  aus,  qmd  imprudentibus 
accidit 

4.  Dem  Verlust,  resp.  der  Beschädigung  durch  höhere  Gewalt 
hat  das  Gesetzbuch  den  durch  die  natürliche  Beschaffen- 
heit der  Güter  verursachten  gleichgestellt,  und  zwar  mit  vollem 
Recht.  Die  in  Rede  stehenden  Beschädigungen  sind  nämlich  solche, 
welche  die  Waare  in  jedem  Falle,  d.  h,  auch  ohne  den  Transport 
oder  in  Folge  eines  Transportes  überhaupt,  oder  wenigstens  eines 
Transportes  der  in  Rede  stehenden  Art,  z.  B.  durch  Erschütterung, 
Reibung,  durch  Feuchtigkeit  erlitten  haben  würde  (Hahn,  Kommen- 
tar zu  Art.  395   §  6).    Ein   solcher   Fall  steht  aber  der  höheren 


*)  So  bat  auch  das  R.O.H  G.  durch  Erkenntniss  vom  11.  April  1876 
(Entsch.  JCX  Nr.  37)  in  einem  Falle  entschieden,  in  welchem  zwei  SiiberkisteDj 
die  in  der  von  Innen  verschlossenen  Kajüte  des  Steuermanns  standen,  geraubt 
wurden,  nachdem  die  Diebe  in  das  von  oben  geöffnete  Skylight  eingestiegen 
waren  und  den  schlafenden  Steuermann  selbst  geknebelt  batten.  Mit  Becht 
führt  das  O.H.G.  aus  (8.  124  f.),  dass  das  Beschreiten  des  Verdecks  des 
Schiffes  durch  die  Diebe,  die  Lösung  des  Skylightdeckels,  das  Hineinsteigen 
der  Diebe  in  die  Kajüte,  das  Wiederhinaussteigen  derselben  mit  den  Kisten, 
die  Wiedereinschiffung  und  das  Wegrudern  hätte  bemerkt  werden  müssen,  wenn 
auf  dem  Schiffe  pflicntmässig  Wache  gebalten  worden  wäre. 
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Gew&h  Tollstfiodig  gleich,  denn  entweder  lässt  sicli  eine  derartige 
BeachäcliguDg  überhaupt  aicht  abwenden,  oder  doch  nur  durch 
Boiche  MasBregehi,  deren  Kostspieligkeit  in  keinem  richtigen  Ver- 
hähnisg  zu  dem  zu  erreichenden  Erfolge  stehen  würde.  Das  Ge- 
Getzbitch  hat  nun  die  wichtigsten  Ai'ten  einer  solchen  durch  die 
naliir liehe  Beschaffenheit  der  Güter  verursachten  Beschädigung 
aafgeftihrt:  inneren  Verderb  z.  B.  durch  Gährung,  Rost,  Ver- 
stocken,  Selbstentzündung,  das  Schwinden,  d.  h.  Verringerung  des 
ijevichts  oder  des  Masses,  die  Leckage,  d.  h.  das  Dringen  der 
IlUsaigkeiten  durch  die  Fugen  des  Gebindes  ohne  äusserliche  Be- 
Jcbädigung. 

5.  Dass  Mängel  der  Verpackung  den  Verfrachter  gleich- 
falls von  der  Verhaftung  befreien,  wenn  der  Verlust  oder  die  Be- 
Ecfaädigung  dadurch  herbeigeführt  ist,  erklärt  sich  daraus,  dass  in 
solchem  Falle  der  Schaden  in  einem  Versehen  des  Absenders 
seinen  Grund  hat,  in  welchem  Falle  auch  beim  Rezeptum  die  Ver- 
bindlichkeit des  Schiffers  u.  s,  w.  cessirt.  Die  Mängel  dürfen  aber 
nicht  erkennbare  sein,  denn  der  Schiffer  würde  sich  eine  culpa 
za  Schulden  kommen  lassen,  wenn  er  Waaren  annähme  in  einer 
Verpackung,  von  der  er  sich  als  Sachverständiger  sagen  musste, 
daaa  daraus  eine  Beschädigung  der  Ersteren  zu  erwarten  wäre. 
Natürlich  gebt  in  diesem  Falle  die  Verpflichtung  desselben  nicht 
weiter,  als  dass  er  den  Befrachter  auf  diese  Mangelhaftigkeit  auf- 
merksam macht  Besteht  dieser  auf  dem  Transport  der  Waaren 
in  der  maogelhaften  Verpackung,  so  haftet  der  Verfrachter  nicht 
tnr  den  daraus  entstehenden  Schaden  (Hahn  a.  a.  O.  §  7.  ij  20), 
vdl  darin  ein  stillschweigender  Verzicht  des  Befrachters  auf  die 
Verantwortlichkeit  desselben  wegen  einer  derartigen  Beschädigung 
liegen  würde. 

6.  Weil  der  Schiffer  bei  dem  Transport  der  Waai-en,  abge- 
üehea  von  den  im  Gesetz  ausgenommenen  Fällen,  die  Garantie 
übernimmt  fiir  die  Ablieferung  der  Waaren  im  unbeschädigten 
Zostande  (sahum  fore  recipi0,  so  hat  er  den  Beweis  zu  erbringen, 
dasB  die  Beschädigung  auf  eine  jener  Ursachen  zuriickzufülu-en 
ist;  denn  die  Befreiung  von  der  Verpflichtung  bildet  den  Gegen- 
stand einer  Exceptio,*)  das  Fundament  der  Exceptio  hat  aber  der 
zu  beweisen,  der  sie  vorschützt  (Entsch.  des  0.  A.G.  zu  Lübeck 
Tom  29.  .November  1826  in  Seuffert's  Archiv  IV  Nr.  113).  Doch 
KnUgt  es,  wenn  der  Schiffer  den  Nachweis  führt,  dass  der  Scha- 
aen  durch  ein  Ereigniss  herbeigeführt  ist.  welches  an  sich  geeignet 
ist,  unter  den  Begriff  der  höheren  Gewalt  zu  fallen,  z.  B.  ein  Un- 
wetter; er  hat  nicht  weiter  darzuthun,  dass  er  alle  I^Iassregeln 
(.■etroffen  hat,  die  zur  Abwendung  des  drohenden  Nachtheils  von 
^männern  angewendet  zu  werden  pflegen,  -vielmehr  ist  es  Sache 
des  Empfängers,  zu  beweisen,  dass  der  Schiffer  es  an  der  Anwen- 

')  L  -i  §  1  Naatae,  caup.:  —  Labeo  »eribil,  n  quid  nanfragio  mit  per 
■in  ^iratarum  perieril,  non  eue  injqimm  ereept/'onem  ei  dari. 

Ltwie.  SeececM.  16 
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düng  dieser  Massregeln  hat  fehlen  lassen^  und  dass  gerade  hierauf 
der  Verlust  oder  die  Beschädigung  zurückzufuhren  ist  (Goldschmidt, 
Zeitschrift  III  S.  116).  Dagegen  müsste  beim  Raube  die  Ueber- 
wältigung  des  Seitens  der  Besatzung  geleisteten  Widerstandes  mit 
in  das  Beweisthema  aufgenommen  werden  (vgl.  Entsch.  des  R.O.H.G. 
XX  S.  122);  weil  nur  ein  derartig  qualifizirter  Raub  als  vis  maior 
betrachtet  werden  kann. 

7.  Die  Haftungspflicht  des  Schiffers  kann  vertraes- 
mässig  beschränkt  werden  auf  Versehen^  j a  sogar  auf  dolus. 
Denn  die  Bestimmung  des  Art.  607  gehört  nicht  dem  absoluten 
Recht  an,  wie  auch  das  römische  Recht  die  vertragsmässige  Aus- 
schliessung der  besonderen  Haftung  aus  dem  Rezeptum  zulässt.*; 
Auch  kann  festgesetzt  werden,  dass  dieses  Versehen  stets  dem 
Schiffer  oder  der  Schiffsmannschaft  nachzuweisen  ist.  Und  eine 
solche  vertragsmässige  Herabsetzimg  der  Haftpflicht  ist  in  einer 
darauf  abzielenden  Bestimmung  der  ein  für  alle  Mal  aufgestellten 
Frachtbedingungen  einer  Packetfahrt- Gesellschaft  zu  finden,  auf 
Grund  deren  dieselbe  Befrachtungsverträge  abschliesst  (Entsch.  des 
O.A.G.  zu  Lübeck  vom  29.  Mai  1856  in  Seuffert's  Archiv  XI 
Nr.  86).  Denn  jeder,  welcher  mit  einer  solchen  Gesellschaft  kon- 
trahirt,  unterwirft  sich  stillschweigend  den  Bestimmungen  der 
Frachtbedingungen. 

Findet  sich  aber  in  solchen  Frachtbedingungen  lediglich  die 
Klausel,  dass  ein  bestimmter  Schaden,  z.  B.  „jeder  Wasser-  und 
Feuerschaden  als  von  unwiderstehlicher  Gewalt  herrührend  an- 
gesehen werden  soll",  so  würden  dadurch  nur  -die  Beweisregeln 
abgeändert.  Ist  nämlich  eine  durch  Wasser  oder  Feuer  herbei- 
genihrte  Beschädigung  durch  die  Schuld  des  Verfrachters  oder  der 
Schiffsleute  herbeigeführt,  so  wird  in  Folge  jener  Klausel  der  Ver- 
frachter nicht  etwa  von  der  Verhaftung  befreit,  sondern  es  trifft 
nur  die  Beweislast  hinsichtlich  des  Verschuldens  den  Befrachter, 
während  nach  dem  bestehenden  Recht  der  Verfrachter  die  höhere 
Gewalt  nachzuweisen  hat  (£ntsch.  des  Berl.  Revisionshofs  vom 
10.  März  1845  in  Seuffert's  Archiv  II  Nr.  180). 

8.  Der  Abs.  2  des  Artikels  ist  lediglich  eine  Konsequenz  des 
Art.  560  Abs.  2.  Erklärt  das  Gesetzbuch  den  Verfrachter  aus- 
drücklich nicht  für  verantwortlich  ftir  die  Mängel  des  Schiffes, 
welche  aller  Sorgfalt  ungeachtet  nicht  zu  entdecken  waren, 
so  kann  es  denselben  auch  nicht  ex  recepto  wegen  einer  Beschä- 
digung haften  lassen,  welche  die  Folge  eines  unentdeckbaren 
Mangels  des  Schiffes  ist.  Auch  wurde  auf  der  Hamburger  Kon- 
ferenz darauf  hingewiesen,  dass  eine  derartige  Verhaftung  des 
Verfrachte«  mit  aer  Auffassung  des  Verkehrs  in  Widerspruch 
stünde  (Prot.  VIII  S.  3907  f.). 


*)  L.  27  pr.  ^autae^  caup.:  —  item  si  praedixerüj  ut  unusquüque 
vectorum  res  suas  servet  neque  damnum  se  praestattirunif  et  consenserint 
rectores  praetlictioni,  non  convenitur. 


Von  dem  Frachtgeschäft  zur  Beförderung  von  Gütern.  243 


Art.  608. 

Für  Kostbarkeiten,  Gelder  tmd  Werthpapiere  haftet  der  Ver- 
frachter nur  in  dem  Fälle,  wenn  diese  Beschaffenheit  oder  der  Werth 
der  Guter  bei  der  Abladung  dem  Schiffer  angegeben  ist, 

1.  Ak  Grund  für  diese  (dem  Art.  395  Abs.  2  H.G.B.  kon- 
forme) Bestimmung,  welche  sich  in  dem  Preussischen  Entwürfe  noch 
nicht  fand,  sondern  erst  auf  der  Hamburger  Konferenz  nach  dem 
Vorgange  des  englischen  Rechts  (Merchant  Shipping  Act  von  1854, 
J7. 18  Vict.  c.  104  s.  503,  vgl.  Abbott,  treatisep.  344)  hinzugefugt  ward, 
wurde  angegeben,  „es  sei  höchst  billig  und  angemessen,  dass,  wenn 
einem  Manne,  der  in  der  Regel  nur  mit  Kaufmannsgütern  von  gewöhn- 
lichem Werthe  zu  thun  habe ,  Güter  von  ganz "  besonderem  und 
ausserordentlich  hohem  Werthe  übergeben  würden,  dies  demselben 
zuvor  mitgetheilt  werde,  damit  er  eine  um  so  grössere  Sorgfalt  auf 
dieselben  verwenden"  könne  (Prot.  V  S.  2261  £);  man  dürfe  daher 
dem  SchiflFer  billiger  Weise  nicht  zumuthen,  „fiir  ganz  ausser- 
ordentlich grosse  Summen  selbst  dann  zu  haften,  wenn  ihm  über 
die  Grösse  seiner  Haftbarkeit  gar  keine  Andeutung  gegeben  worden 
sei«  (Prot.  V  S.  2298  f.). 

2.  Die  Verhaftung  aus  dem  Rezeptum  tritt  bei  den  in  diesem 
Artikel  genannten  Gegenständen  nur  dann  ein,  wenn  die  Beschaffen- 
heit oder  der  Werth  derselben  angegeben,  nicht  etwa  zufallig 
zur  Kenntniss  des  Schiffers  gelangt  ist  (Prot.  V  S.  2299  f.  VH! 
ä.  3982).  Fehlt  diese  Angaoe,  so  haftet  der  Schiffer  aus  dem 
Frachtvertrage  und  dem  Rezeptum  gar  nicht  für  dieselben. 
Er  haftet  für  Beschädigung  und  Verlust  solcher  Gegenstände  nur 
in  derselben  Weise,  wie  ein  Dritter,  der  das  Eine  oder  das  Andere 
verursacht  hätte,  d.  h.  nach  gemeinem  Recht  für  dolus  und  culpa 
lata  (Prot.  V  S.  2300.  Entsch.  des  R.O.H.G.  VHI  S.  271—273). 

Art.  609. 

Bevor  der  Empfänger  die  Güter  übernommen  hat,  kann  sowohl 
der  Empfänger  als  der  Schiffer,  um  den  Zustand  oder  die  Menge 
der  Güter  festzustellen^  die  Besichtigung  derselben  durch  die  mstän- 
dige  Behörde  oder  durch  die  zu  dem  Zweck  amtlich  bestellten  Sach- 
verständigen  beunrken  lassen. 

Bei  diesem  Verfahren  ist  die  am  Orte  anwesende  Gegenpartei 
zusuzieheny  sofern  die  Umstände  es  gestatten. 

1.  Durch  die  Bestimmungen  der  Art.  609  und  610  sollen  die  für 
das  Vorhandensein  und  die  Höhe  des  Schadens,  für  den  der  Ver- 
frachter aus  dem  Frachtvertrage  eventuell  aufzukommen  hat,  dien- 
lichen Grundlagen  gewonnen  und  so  verhindert  werden,  dass  der- 
selbe für  „eine  erst  später  entstandene  (resp.  äusserlich  sichtbar 
gewordene)  Beschädigung"  in  Anspruch  genommen  wird.   Es  wurde 

16* 
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dies  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  schwere  Verantwortlichkeit, 
die  der  Schiffer  aus  dem  Frachtvertrage  und  dem  recepium  für  das 
Frachtgut  habe,  und  die  ihn  treffende  schwere  Beweislast  für  ge- 
rechtfertigt gehalten  (Entsch,  des  K.O.H.O.  III  S.  21.  XIV  S.  297, 
vgl.  Motive  zum  Preuss.  Entw.  des  H.  G.  B.  S.  272  f.  Prot.  V 
S.  2301.  2304  f.  2502  f.).  Gleichzeitig  sollte  der  Schiffer  auf  die 
ihm  Seitens  des  Empfangers  drohenden  Entschädigungsansprüche 
aufmerksam  gemacht  und  so  veranlasst  werden,  auf  Sicherung  des 
Beweises  Bedacht  zu  nehmen. 

2.  Unter  der  Uebernahme,  welcher  Ausdruck  in  zweiter 
Lesung  an  Stelle  der  im  Preussischen  Entwurf  und  im  Entwurf  aus 
erster  Lesung   befindlichen   Worte    „vor  oder  bei  der  Löschung^' 

fesetzt  wurde,  ist  nicht  „jede  faktiscne  Entgegennahme  der  Güter" 
urch  einen  Beauftragten  resp.  Boten  des  Empfängers  zu  verstehen, 
sondern  nur  der  juristische  JEmpfang,  die  Entgegennahme  durch 
einen  wirklichen  Mandatar,  welcher  befugt  ist,  „über  den  Zustand 
der  Güter  sich  zu  vergewissern  und  darüber  eine  entsprechende 
Erklärung  abzugeben".  Ob  eine  solche  Uebernahme  vorliegt,  lässt 
sich  nur  Tür  den  einzelnen  Fall  entscheiden,  indem  dabei  die  fakti- 
schen Verhältnisse  und  örtlichen  Gebräuche  in  Betracht  zu  ziehen 
sind  (Prot.  VIII  S.  3915  £).  Eine  auf  die  Uebernahme  des  Fracht- 
gutes bezügliche  Bestimmung  enthält  die  Bremische  Verordnung 
vom  9.  Februar  1866  §  2: 

Der  Transport  des  Frachtgutes  vom  Löschplatz  ^lach  Brenim 
geschieht  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Ladtmgsempfängers ,  welcher 
daher  das  Frachtgui  am  Löschplätze  (d.  h.  Weserplatz  unterhalb 
Bremen)  in  Empfang  m  nehmen  hat  Die  Uebernahme  des  Fracht- 
gutes gilt  aber  erst  thach  der  Ankunft  der  Wa^re  in  Bremen  als 
vollendet.  Werden  indess  Güter  am  Löschplatz  zmn  Ziveck  der 
Lagerung  belassen  oder  werden  sie  von  da  nicht  nach  dem  Bestimm 
mungsort,  sondern  nach  einem  andren  Platz  verladen,  so  gilt  damit 
die  Uebernahme  als  geschehen;  jedoch  ist  auch  in  diesem  Falle  die 
Fracht  in  Brennen ,  als  dem  vertra^gsmässigen  Bestimmungsorte  zu 
bezahlen. 

3.  Durch  die  Besichtigung  soll  der  Zustand,  resp.  die 
Menge  der  Waaren  festgestellt^  d.  h.  es  sollen  die  Beschädigungen 
und  Verluste  (Manko)  an  den  Gütern  ermittelt  und  dadurch  die 
Grundlagen  fiir  die  Berechnung  des  Schadens,  den  der  Empfanger 
erlitten,  gewonnen  werden   (Prot.  V  S.  2301  f.) ;    oder    es   soll  um- 

f rekehrt  festgestellt  werden,  dass  solche  Beschädigungen  und  Ver- 
uste  an  den  Waaren  nicht  vorhanden.  Die  Besichtigung  ist  daher 
nicht  als  eine  blosse  Formalität  gedacht,  sondern  sie  muss  für 
den  angegebenen  Zweck  geeignet,  d.  h.  gründlich  und  genau  sein 
und  die  Mängel  und  Schäden  klar  legen. 

4.  Die  zuständige  Behörde  ist  zunächst  als  eine  beson- 
dere technische  Behörde  gedacht,  wie  die  Luken-  und  Ladungs- 
besichtiger  in  Bremerhaven  eine  solche  bilden  (vgl.  Brem.  Verordn. 
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vom  2.  Juni  1856  und  vom  11.  November  1870  §  1  und  2).  Wo 
aber  weder  eine  solche  Behörde  noch  zu  dem  in  Rede  stehenden 
Zweck  besonders  bestellte  Sachverständige  vorhanden  sind,  da  hat 
das  kompetente  Gericht  die  Besichtigung  durch  Sachverständige 
vorzunehmen,  die  für  den  speziellen  Fall  ernannt  sind.  *)  Die  Be- 
hörden resp.  Sachverständigen  haben  die  Besichti^ne  und  Prüfung 
selbst  vorzunehmen.  Dies  spricht  das  GesetzDucn  mit  dürren 
Worten  aus.  Dadurch  ist  freilich  nicht  ausgeschlossen,  dass  die- 
selben für  gewisse  hierbei  „vorkommende  Verrichtungen  (wie  Zäh- 
len, Wägen,  Messen)"  sich  der  Hülfe  Anderer  bedienen.  „Voraus- 
setzung ist  aber  auch  dabei  immer,  dass  diese  Verrichtungen  unter 
ihrer  Aufsicht  und  auf  ihre  Anweisung  erfolgen.''  Und  auf  keinen 
Fall  dürfen  sie  sich  darauf  beschränken,  ohne  eigene  Prüfung 
lediglich  die  Wahrnehmungen  anderer  Personen  zu  konstatiren 
(Entsch.  des  ß.O.H.G.  XU  S.  249—251.  Eben  so  auch  das  A.G. 
zu  Stettin  in  den  in  Entsch.  des  R.O.H.G.  XI  S.  244  f.  mitge- 
theilten  Entscheidungsgründen  eines  Erkenntnisses).  Ueber  das 
Resultat  ihrer  Besichtigung  haben  die  Sachverständigen   dem  Re- 

?uirenten  eine  Bescheinigung  auszustellen;  denn,  wenn  auch  da^ 
[.G.B.  eine  solche  nicht  ausdrücklich  verlangt,  so  wird  doch  „die 
Bedeutung  und  der  Werth  solcher  Besichti^ngen  durch  die  äusser- 
liche  Fixirung  des  Befundes  und  dessen  Kundgebung  an  die  Be- 
theiligten bedingt,  so  dass  eine  desfallsige  Dokumentirung  als  ein 
nothwendiges  Annexum  der  Besichtigung  selbst  erscheint'^  fEntsch. 
des  R.O.H.G.  III  S.  21).  Einem  Attest,  aus  dem  hervorgent,  dass 
die  Besichtigung  nicht  den  angegebenen  Grundsätzen  entspricht, 
ist  irgend  eine  Beweiskraft  nicht  beizulegen.  Ueber  die  Grenzen 
entscheidet  natürlich  richterliches  Ermessen. 

5.  Der  Ausspruch  der  Sachverständigen  hat  nicht  etwa  un- 
bedin^e  und  unumstössliche  Beweiskraft.  Das  geht  aus  dem 
Wortlaut  des  Art.  609  hervor,  welcher  dem  Schiflfer  wie  dem  Em- 
pfanger anheimgiebt,  um  den  Zustand  oder  die  Menge  der  Güter 
festzustellen,  die  Besichtigung  derselben  bewirken  zu 
lassen,    nicht  aber  den  Zustand   durch    die    Besichtigung 


*)  Die  Mecklenb. -Schwerin.  Einführ.- Verordn.  vom  28.  Dezember  18r>::^ 
§  69  bestimmt  dies  ausdrücklich: 

Die  ßir  die  in  dem  Art,  609  des  H,G,B.  erwähnte  Besichtigung  zu- 
ständige Behörde  ist  im  Inlande  das  Handelsgericht  des  Ortes.  Dasselbe 
hat  die  SachverHändlgcn  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  ernennen. 

Die  Brem.  Verordn.  vom  11.  November  1870  lässt,  obwohl  es  ausser  den 
erwähnten  Luken-  und  Ladungsbesichtigern  in  Bremen  noch  besonders  be- 
stellte und  beeidigte  Sachverständige  für  die  Besichtigung  von  Ladungen 
giebt,  auch  den  Antrag  beim  Gericht  auf  die  Bestellung  von  Sachverständigen 
Hir  den  konkreten  Fall  zu.    Sie  verordnet  im  §  9: 

Demjenigen^  welcher  in  Gemässheit  der  Art,  609  und  610  des  H,  G.  Ji. 
<Un  Zustand  oder  die  Menge  von  mit  See-  oder  Leichterschiffen  angekommenen 
Gutem  feststellen  lassen  will,  bleibt  es  unbenommen y  anstatt  damit  die  im- 
^1  erwähnten  Sachverständigen  zu  beauftragen,  bei  dem  kompetenten  Gerichte 
die  Ernennung  von  Sachverständigen  zu  beantragen. 
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festatellen  zu  lassen.  Die  entgegengesetzte  Ansicht  würde 
auch  eine  ausBerordentliche  Härte  fiir  die  ßetheiligten  enthalten, 
da  nur  in  den  allerseltensten  Fällen  eine  Remedur  gegen  das  fehler- 
hafte Resultat  einer  mangelhaften  Besichtigung  zu  erzielen  sein 
"■""''''  '^enn  der  Regel  nach  wird  dies  den  Betheiligten  erat  ,^U8 
den  Sachverständigen  nach  der  Besichtieung  auszustel- 
est"  ersichtlich  werden  und  bei  der  Zustellung  desselben 
equirenfen  wird  es  zur  rechtzeitigen  Wiederholung  der 
ng  meist  schon  zu  spät  sein  (vgl.  Entach,  des  R.O.H.G, 
f.).  Es  steht  daher  nicht  nur  derjenigen  Partei,  gegen 
3  Attest  vorgebracht  wird,  das  Recht  zu,  gegen  den  In- 
ilben  den  Ge^nbeweis  zu  führen,  sondern  auch  der 
ist  befugt,  die  durch  das  Attest  dokumentirte  Feststel- 
Sachverständigen  „durch  anderweitige  Beweismittel"  ao- 
ersetzen  und  zu  verstärken,  als  auch  zu  widerlegen" 
es  R.O.H.Gr.  a.  a.  0.).  Dies  gilt  nicht  nur  von  der  frei- 
h  Art.  609  beantragten  Besichtigung  und  dem  darüber 
en  Attest,  sondern  auch  von  der,  deren  Erwirkung  unter 
timmten  Präjudiz  dem  Ladungsempfänger  im  Art,  610 
it  gemacht  wird.  Der  Verlust  der  Ansprüche  ist  dem 
npfanger  nicht  etwa  für  den  Fall  angedroht,  dass  die 
angen,  für  die  er  Ersatz  beansprucht,  nicht  durch  die 
ng  dargethan  sind,  sondern  für  den,  dass  er  die  Besich- 
irhaupt  nicht  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Zeit  erwirkt. 
Besichtigung  und  dem  darüber  ausgestellten  Attest  im 
Art.  610  keine  andere  Beweiskraft  beigelegt  werden 
der  des  Art,  609,  folgt  daraus,  dass  die  Besichtigung  des 
Lrtikels  mit  der  des  letzteren  (nach  dessen  „Massgabe" 
)lgen  hat)  gleichartig  ist,  und  man  im  Art.  609  unmög- 
Jesichtigungsattest,  welches  der  Empfänger  impetrirt  hat, 
re  Beweiskraft  beilegen  kann,  als  dem,  welches  der 
ch  hat  geben  lassen.*) 

Lt  i-cclit  VfTatSndlich  ist  es  mir,  wenn  daa  R.Ü.H.G.  im  Erk.  vom 
i  (EntscL.  VI  S.  345  f)  die  Ansicht:  aua  der  Befugnisa  des  Schiffers 
iBempfftogers,  die  in  Rede  stehende  Besichtigung  zu  veil&ngen  (das 
t  allerdings:  den  Zustand  der  Güter  feststellen  zu  lassen)  folge 
jede  andere  Beweisführung  des  Schiffers  über  die  Quan- 
dung  ausgeschlossen  sei;  bestätigt  findet  duixih  den  Oegeii- 
t.  61)9  und  610,  indem  der  Art.  610  tur  den  darin  vorgesehenen 
^ichtigung  nach  Massgabe  des  Art.  6U!I  dem  Empfünger  bei 
ler  betrettenden  Ansprüche  zur  Pflicht  mache.  Jedenfalls  aber 
O.H.G.  hiermit  eben  so  wenig,    wie    durch    die  in   dem  Erk.  vom 

1873  (Entseh.  XI  S.  245  f.)  sich  findende  Bemerkung,  dass  die 
Yorgeechri ebene  Untersuchung  für  die  Gegenpartei  des  Sequirenten 
ch"  sei,  die  im  Text  verworfene  Ansicht  für  richtig  haben  erklären 

es  sonst  von  der  im  Erkenntniss  vom  30.  Juni  1871  (Entseh.  III 
jidigten  Ansicht  abgewichen  sein  würde,  dies  aber  in  keiner  Weise 
:  wird.  Die  Argumentation  des  Erk.  vom  22.  Juni  1B72  hat  augen- 
lakower,   Kommentar   zu  Art.  609  Note  82*'   zu   dem   Satz    veran- 
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6.  Der  Abs.  2  will  dafür  Borgen^  dass  die  Sachverständigen 
bei  ihrer  Besichtigung  und  Prüfung  sich  nicht  lediglich  an  das 
ihnen  von  dem  Requirenten  gebotene  Material  halten^  sondern  dass 
auch  dem  Gegentheil  nach  Möglichkeit  Gelegenheit  gegeben  wird 
für  Veryollständi^ng  des  Materials  in  seinem  Interesse  zu  sorgen, 
sowie  überhaupt  aas  Verfahren  zu  kontroliren  und  ^^uf  Beseitigung 
etwa  vorkommender  Mängel  und  Unregelmässigkeiten  bei  Zeiten 
hinzuwirken/^  Aus  diesem  Grunde  ist  denn  auch  die  Zuziehung 
der  Gegenpartei  als  „ein  wesentliches  Erfordemiss''  der  Be- 
sichti^ng  anzusehen.  Wenn  das  Gesetz  dieselbe  nur  fordert,  so- 
fern oie  Umstände  es  gestatten,  so  soll  damit  eigentlich  nur  gesagt 
werden,  dass  die  Vornahme  der  Untersuchung  nicht  von  der  Mög- 
lichkeit^ die  Gegenpartei  zuzuziehen,  abhängig  ist,  dass  daher  diese 
Zuziehung  unterbleiben  kann,  wenn  sie  aus  besonderen  Gründen^ 
namentlich  „in  der  vorgeschriebenen  kurzen  Zeit  nicht  zu  bewerk- 
stelligen sein  sollte".  Von  diesem  Falle  abgesehen  würde  ohne  die 
gedachte  Zuziehung  eine  Untersuchung  im  Sinne  des  Art.  609  als 
nicht  geschehen  zu  betrachten  sein.  (So  auch  Entsch.  des  R.O.H.G. 
XI  S.  245  f ). 

7.  Das  Gesetz  fordert  nur  die  Zuziehung  der  am  Orte  an- 
wesenden Gegenpartei.  Daraus  ist  aber  nicht  zu  folffern, 
dass  dasselbe  auch  umgekehrt  die  Zuziehung  dieser  allein  zulässt. 
Vielmehr  ist  es  lediglicn  in  das  Ermessen  des  Gerichts  gestellt,  ob 
es  die  nicht  am  Orte  anwesende  Gegenpartei  zuziehen  ^ill  oder 
nicht  (vgl.  Entsch.  des  R.O.H.G.  XVfl  S.  181  f.). 

Art.  610. 

Ist  die  Besichtigung  vor  der  Uebernahme  nicht  geschehen,  so 
niuss  der  Empfänger  binnen  acht  imd  vierzig  Stunden  nach  dmn 
Tage  der  Uebernahme  die  nachträgliche  Besichtigung  der  Güter  nach 
Massgabe  des  Art  609  erunrken,  widrigenfalls  alle  Ansprüche  wegen 
Beschädigung  oder  theilweisen  Verlustes  erlöschen.  Es  macht  keinen' 
Unterschied,  ob  Verlust  und  Beschädigung  äusserlich  erkennbar  waren 
oder  nicht 

Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung  auf  solche  Verluste 
imd  Beschädigungen^  welche  durch  eine  bösliche  Handlungsweise  eine^' 
Person  der  Schiffsbesatzung  entstanden  sind, 

1.  Der  Preussische  Entwurf  des  H.G.B.  enthielt  (im  Art.  499) 
die  Bestimmung: 

Uebemimmt  der  Ladungsempfänger  Guter^  ohne  dass  dieselben 
gerichtlich   oder   obrigkeitlich   besichtigt  sind,   so  ist  er  aller  An- 


lasit:  „der  Art.  609  schliesst  überhaupt  nicht  jede  andere  Beweisführung  des 
Schiffen  über  Quantität  und  Qualität  der  Ladung  aus,  wohl  aber  der  Art.  610 
für  den  Empfönger." 
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Sprüche  auf  Ersatz  ettvaniger  Beschädigmzg  oder  Vemiindertmg  ver- 
lustig. 

Da  man  jedoch  eine  derartige  Bestimmung  als  zu  weitgehend 
und  für  den  Empßlnger  zu  naditheilig  und  hart  bezeichnete,  in- 
dem es  geradezu  als  unmöglich  erschiene,  „immer  vor  oder  bei  der 
Empfangnahme  zu  sehen,  ob  eine  Beschädigung  u.  s.  w.  der  Waare 
vorhanden  sei,"  so  wurde  u.  a.  unter  Hinweis  auf  die  im  Handels- 
verkehr herrschende  Ansicht,  dass  die  unbeanstandete  Annahme 
von  Waaren  als  Genehmigung  derselben  oder  als  Verzicht  auf 
Entschädigungsansprüche  gelte,  der  Antrag  gestellt,  den  Unter- 
gang der  Entschädigungsansprüche  noch  weiter  abhängig  zu  machen 
von  der  vorbehaltlosen  Empfangnahme  der  Güter,  und  dieser  An- 
trag, wonach  sich  also  —  wie  auch  im  französischen  Recht  (Code 
de  convm.  ort  435.  436)  —  der  Empfänger  sein  Recht  durch  eine 
Vorbehaltserklärung  sichern  sollte,  wurde  mit  einer  einzigen 
Stimme  Majorität  zum  Beschluss  erhoben  (Prot.  V  S.  2304—2311); 
später  genauer  dahin  präzisirt,  ,,dass  der  Empfanger  speziell  die 
Beschädigung  oder  Verringerung  der  Güter  bezeichnen  müsse, 
wegen  deren  ein  Vorbehalt  gemacht  werden  solle"  (Prot.  V 
S.  2502  f.).  Bei  der  zweiten  Lesung  wurde  aber  geltend  gemacht, 
die  gedachte  Bestinunung  werde  dahin  fuhren,  dass  „die  Abnahme 
der  Güter  nur  unter  Vorbehalt  geschehe",  und  so  die  Absicht  des 
Gesetzes  vollständig  vereitelt  würde.  In  Folge  davon  wurde  die 
Bestimmung  des  Art.  610  in  der  jetzigen  Passung,  welche  übrigens 
—  freilich  nur  hinsichtlich  der  äusserlich  nicht  erkennbaren  Be- 
schädigungen —  nach  dem  Vorbilde  des  holländischen  Rechts 
ursprünglich  auch  der  Preussische  Entwurf  enthielt,  zum  Beschluss 
erhoben;  somit  also  ftir  die  Geltendmachung  von  Entschädigungs- 
ansprüchen des  Empfängers  gegen  den  Verfrachter,  indem  der 
erste  Schritt  hierzu  in  dem  Auswirken  der  Besichtigung  gefunden 
wurde,  eine  ganz  kurze  „Verjährungsfrist"  festgesetzt  (Prot.  VHI 
S.  3916—3919,  vgl.  V  S.  2305). 

2.  Die  Vorschrift  des  Artikels  mit  dem  auf  die  Unterlassung 
gesetzten  Präjudiz  tritt  nur  dann  ein,  wenn  nicht  bereits  vor  der 
Uebernahme  der  Güter  die  Untersuchung  durch  Sach- 
verständige stattgefunden  hat.  Dass  der  bei  dieser  Unter- 
suchung beabsichtigte  Zweck  (s.  die  Ausführungen  zum  Art  609 
Nr.  3  Ö.  244)  auch  vollständig  erreicht  wird,  ist  nicht  wesentlich. 
Bei  dem  Grundsatz,  dass  die  Besichtigung  gemäss  Art.  610  nicht 
zu  erfolgen  braucht^  wenn  eine  solche  gemäss  Art.  609  stattgefun- 
den hat,  wird  allerdings  vorausgesetzt,  dass  bei  dieser  Letzteren 
„die  amtlich  angestellten  Sachverständigen  mit  der  gehörigen  Sorg- 
falt verfahren"  sind,  trotzdem  darf  es  den  Ladungsempfängern 
(aus  den  oben  S.  245  f  angegebenen  Gründen)  „nicht  präjudiziren" 
und  demgemäss  nicht  eine  abermalige  Besichtigung  innerhalb 
48  Stunden  verlangt  werden,  „wenn  die  Besichtigung  nicht  in  aus- 
reichender Weise  geschehen  ist"  (Entsch.  des  R.O.H.G.  HI  S.  22  f ). 
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Doch  ist  hiermit  nicht  gesagt,  dass  es  zur  Abwendung  des  Prä- 
judizes des  Art.  610  genügt,  dass  der  LadungsempfUnger  den  An- 
trag auf  Besichtigung  stellt,  vielmehr  ist  es  stets  erforderlich^  dass 
dem  Antrage  auch  Folge  geleistet  wird  und  dazu  gehört,  dass  die 
Sachverständigen  den  Auftrag  selbst  ausfuhren,  d.  n.  den  Zustand 
and  die  Menge  der  Güter  einer  Prüfling  unterziehen,  und  sich 
nicht  damit  begnügen,  die  Waaren  nur  obenhin  zu  besichtigen  und 
den  von  Anderen  ermittelten  Befund  zu  konstatiren  (Entsch.  des 
R.OÄG.  Xn  S.  249  f.). 

3.  Die  dem  Empfanger  noch  nach  der  Uebernahme  der  Güter 
nachgelassene  Untersuchung  muss  innerhalb  48  Stunden  erwirkt 
werden.  Das  Gesetzbuch  fordert  daher  „eine  solche  Thätigkeit, 
welche  innerhalb  der  Frist  zur  Vornahme  des  für  erforderlich 
erachteten  Besichtigungsakts  fiihrt^'  und  es  genügt  eben  so  wenig, 
wenn  der  Empfänger  innerhalb  der  gedachten  Zeit  „einen  Gerichts- 
beschlüsse^ über  die  „alsbald  vorzunehmende"  Besichtigung  erlangt, 
als  wenn  er  nur  einen  dahin  zielenden  Antrag  stellt  (Entsch.  des 
R.().H.G.  XIV  S.  149  f.\  Es  geht  dies  aus  dem  Wortlaut  des 
Artikels  hervor.  Derselbe  sagt  nicht  etwa,  der  Empfänger  soll 
die  Besichtigung  beantragen,  sondern  er  soll  sie  erwirken,  d.h. 
ihre  (wirkliche)  Vornahme  herbeiführen.  Diese  Auffassung  wird 
aber  auch  durch  die  oben  (unter  Nr.  1)  gegebene  Entstehungs- 
geschichte des  Artikels  bestätigt.  Sollte  die  Salvirung  der  Geltend- 
machung von  Entschädigungsansprüchen  nicht  eintreten  können 
in  Folge  eines  bei  der  Entgegennahme  der  Güter  gemachten  Vor- 
behaltes des  Empfängers,  so  konnte  man  dieselbe  nicht  bewirken 
lassen  wollen  durch  einen  noch  später  impetrirten  Gerichtsbeschluss 
auf  Besichtigung  der  Güter.  Notnwendig  ist  es  aber  nur,  dass  ein 
Anfang  mit  der  Besichtigung  gemacht  wird,  denn  es  soll  nur  be- 
wirkt werden,  dass  in  48  Stunden  besichtigt  wird,  nicht  dass  diese 
Besichtigung  innerhalb  dieser  Frist  auch  vollendet  wird.  Natür- 
lich darf  aber  keine  unnöthige  Unterbrechimg  derselben  stattfinden, 
and  nur  wenn  in  Folge  der  oachlage  des  konkreten  Falles,  nament- 
lich wegen  besonderer  Hindernisse  die  Vollendung  in  48  Stunden 
nicht  möglich  sein  sollte,  würde  das  Präjudiz  des  Art.  610  nicht 
eintreten« 

4.  Durch  die  Beobachtung  der  Vorschrift  des  Abs.  1  werden 
die  Ansprüche  des  Befrachters  gegen  den  Verfrachter  aus  dem 
Art  607  gewahrt«  Nur  ist  selbstverständlich,  dass  wenn  bei  dieser, 
nach  der  Entgegennahme  der  Güter  stattfindenden  Besichtigung 
Manko  oder  Beschädigungen  ermittelt  werden,  der  Empfänger 
gegen  den  Schiffer  den  Beweis  zu  erbringen  hat,  dass  diese  be- 
reits bei  der  Löschung  vorhanden  gewesen  (Prot.  VIII  S.  3919). 
Davon  abgesehen  würde  der  Empfanger  aber  nur  die  Quantität 
and  die  Qualität  der  abgeladenen  Waaren  darzuthun  haben,  und 
Sache  des  Schiffers  wäre  es,  den  Verlust  durch  vis  mador  zu  be- 
weisen (Entsch.  des  R.O.H.G.  XV  S.  380). 
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5.  Der  Abs.  2  lässt,  indem  er  eine  Ausnahme  von  der  Re^el 
des  Abs.  1  statuirt,  die  Haftung  des  Verfrachters  bestehen  für  die 
Verluste  und  Beschädigungen,  welche  durch  eine  bösliche  Hand- 
lungsweise einer  Person  der  Besatzung  entstanden  sind.  Damit  ist 
natürlich  nicht  gesagt,  dass,  sobald  ein  doliAS  einer-Person  der  Be- 
satzung, und  irgend  eine  Beschädigung  an  den  Gütern  durch  diesen 
vom  Empfänger  bewiesen  ist,  das  Prinzip  des  Absatzes  cessirt  und 
wieder  das  des  Art.  607  Platz  greift,  so  dass  alle  nachträglich 
erwiesenen  Beschädigungen  und  Mankos  auf  die  bösliche  Hand- 
lungsweise zurückzufahren  seien,  wenn  nicht  Seitens  des  Verfrach- 
ters vis  mator  als  deren  causa  nachgewiesen  würde.  Das  Gesetz- 
buch sagt  nändich  nicht:  die  Bestimmung  des  Abs.  1  findet 
keine  Anwendung,  wenn  eine  bösliche  Handlungsweise  statt- 
gefunden hat,  sondern  dieselbe  findet  keine  Anwendung  auf 
solche  Verluste  und  Beschädigungen,  welche  durch  eine  bösliche 
Handlungsweise  entstanden  sind.  Der  Empfanger  hat  daher  in 
solchem  Falle  den  Beweis  der  Beschädigung  der  Güter  zu  fuhren 
und  ferner  darzuthun,  dass  dieselbe  durch  eine  bösliche  Handlungs- 
weise der  Person  der  Schiffsbesatzung  entstanden  ist  (Entsch.  des 
R.O.H.G.  XIV  S.  297  f.   XV  S.  380). 

6.  Der  Art.  610  findet  keine  Anwendung  auf  den  Fall, 
wo  mehrere  für  denselben  Empfänger  bestimmte  Kolli  zwar  in 
einem  Konnossement,  aber  nach  Inhalt,  Nummer,  Marke  gesondert 
aufgeführt  sind,  und  nach  der  Löschung  das  Fehlen  von  einem 
derselben  ermittelt  wird.  Hier  liegt  nämlich  eine  Stückgüterladung 
vor,  wobei  jedes  Kollo  als  ein  selbständiges  Ganzes  anzusehen  ist*) 
Das  Fehlen  eines  solchen  Kollo  begründet  daher  keinen  „Manko" 
sondern  einen  „Totalverlust",  auf  welchen  sich  der  Art.  610  nicht 
bezieht,  auch  nicht  beziehen  kann,  weil  hierbei  „die  Besichtigung'' 
durch  Sachverständige  „regelmässig  bedeutungslos"  sein  würde 
(Entsch.  des  R.O.H.G.  XI  S.  35  f.    XV  S.  142  Q. 

7.  Für  Bremen  ist  der  Art.  610  modifizirt  durch  die  Be- 
stimmung der  Verordn.  vom  9.  Februar  1866  §  6: 

Verlust  und  Beschädigung  der  Güter,  welche  hei  der  Empfang- 
nahme aus  einefn  Seeschiffe  äusserlich  erkennbar  waren,  fcönneti 
später  nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  von  deren  Vorhandensein 
dem  Schiffer  oder  seinem  Stellverireter  hei  der  Empfangnahme  sclirift- 
lieh  oder  sorhst  in  genügender  Weise  Anzeige  gemalt  worden  ist, 

8.  Für  Hamburg  kommt  zu  Art.  609  und  610  noch  in  Be- 
tracht der  durch  §  4  des  Bundesges.  vom  5.  Juni  1869  als  Landes- 
gesetz ausdrücklich  anerkannte  §  50  des  Hamburgischen  Ein- 
führungsges.  vom  22.  Dezember  1865: 

Der  §  9  der  Verordnung  für  Schiffer  und  Schiffsvolk  vom 
J27.  März  1786  ist  aufgehohen.    Dagegen  kommen  die  §§  S.  U.  12 


*)  In  Wahrheit  sind  hier  auch  verschiedene  Konnossemente  anzunehmen, 
die  in  einer  Urkunde  zusammengefasst  sind. 
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und  13  dieser  Verordnung  für  die  rechtliche  Beurtheilung  des  Ver- 
hältnisses zwischen  dem  Schiffer,  dem  Leichterschiffer ^  dem  Ever- 
fi^rer  und  dem  Empfänger  auch  femer  zur  Anwendung^  falls  die 
Giüer  in  Schuten  oder  sonst  in  Wasser  gelöscht  werden. 

Nach  den  §§  11  und  12  dieser  Verordnung  wird  nun  der 
SchiflFer  durch  die  vorbehaltlose  Quittung  des  Leichterschi£fers  und 
des  Everfuhrers  gegen  alle  künftigen  Ansprüche  gesichert;  und  in 
die  Verbindlichkeiten  desselben  treten  der  LeicnterschiflFer  resp. 
Everfuhrer  ein.  Der  Leichterschiffer  soll  beschädigte  Waaren  nicht 
annehmen,  thut  er  dies  im  Nothfall^  so  ertheilt  er  keine  Quittung, 
sondern  der  Schiffer,  welcher  alsdann  bis  zur  Entlöschung  der 
Güter  aus  dem  Leichterschiffe  verantwortlich  bleibt,  soll  demselben 
1  oder  2  Matrosen  mitgeben ;  der  Everfuhrer  hat  die  Beschädigung 
der  Waaren  auf  der  Quittimg  ,^specifice^'  zu  vermerken. 

Art.  6U. 

Die  Kosten  der  Besichtigung  hat  derjenige  zu  tragen,  tvelcher 
dieselbe  beantragt  hat. 

Ist  jedoch  die  Besichtigung  von  dem  Empfänger  beantragt,  und 
wird  ein  Verlust  oder  eine  Beschädigimg  ermittelt ,  wofür  der 
Verfrachtet'  Ersatz  leisten  muss,  so  fallen  die  Kosten  de^n  Letzteren 
mr  Last 

Der  Preussische  Entwurf  Art.  4^8  Abs.  2  hatte  die  Bestimmung 
getroffen : 

Die  Kosten  fallen  demjenigen  zur  Last^  welcher  den  Schaden 
SU  tragen  oder  zu  erstatten  hat,  oder  wenn  keine  Beschädigung  ge- 
funden wird,  dem,  welcher  die  Besichtigung  veranlasst  hat 

Bei  dieser  Bestimmung  fand  man  es  nun  in  erster  Lesung  un- 
billig, dass  der  Befrachter  die  Kosten  zu  tragen  hätte,  wenn  der 
Schiffer  die  Besichtigung  beantragt  hatte  und  nachzuweisen  im 
Stande  war,  dass  die  eingetretene  Beschädigung  von  vis  maior 
herrührte.  Es  erfolgte  daher  die  Streichung  des  Satzes  allerdings 
bei  Stimmengleichheit  lediglich  in  Folge  des  dem  Präsidenten  zu- 
stehenden Stichentscheides  (Prot.  V  S.  2303,  vgl.  VIII  S.  3988). 

Nachdem  aber  beschlossen  war,  dass  der  Verfrachter,  welcher 
aus  dem  ßezeptum  Ersatz  leisten  müsste,  nur  den  Werth  der 
verloren  gegangenen  resp.  den  Minderwerth  der  beschädigten 
Waaren  zu  vergüten  hätte  (Art.  612.  614),  hielt  man  es  fiir  nöthig, 
bestimmte  Normen  über  die  Verpflichtung  zum  Tragen  der  Kosten 
des  Besichtigungsverfahrens  aufzustellen,  und  man  schrieb  vor,  die 
Kosten  der  Besichtigung  trägt  der,  welcher  dieselbe  beantragt  hat, 
mag  sich  keine  Beschädigung  oder  mag  sich  eine  solche  heraus- 
gestellt haben ^  mit  Ausnahme  des  Falls,  wo  eine  Beschädigung 
ermittelt  ist  für  welche  der  Empfanger  Entschädigung  beanspruchen 
kann.     Alsaann  darf  dieser  auch  Ersatz  der  Kosten  der  von  ihm 


'/3^V 
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heantragten  Besichtigung  verlangen.  Hierbei  wurde  als  selbst- 
verständlich vorausgesetzt;  dass  durch  diese  Bestimmung  ^^Ein- 
Wendungen  aus  dem  allgemeinen  Gesichtspunkte  des  dolus  nicht 
ausgeschlossen  würden,  dass  z.  B.  dem  Verfrachter  die  Kosten  des 
Besichtigungsverfahrens,  ungeachtet  des  Vorhandenseins  einer  von 
ihm  zu  vertretenden  Beschädigung  nicht  aufgebürdet  werden  dürf- 
ten, wenn  er  sich  sofort  zum  Ersätze  des  Schadens  bereit  erklärt, 
der  Empfänger  aber  dennoch  die  Besichtigung  veranlasst  habe" 
(Prot.  VIII  S.  3987  -  3989). 

Art.  612. 

Wmn  auf  Grund  des  Art  607  für  den  Verlust  von  CHitern 
Ersatz  geleistet  werden  muss,  so  ist  nur  der  Werth  der  verlorenen 
Güter  zu  vergüten.  Dieser  Werth  wird  durch  den  Marktpreis  be- 
stimmt, welchen  Güter  derselben  Art  und  Beschaffenheit  am  Bestim- 
mungsorte der  verlorenen  Güter  bei  Beginn  der  Löschung  des  Schiffes 
oder,  wenn  eine  Entlöschung  des  Schiffes  an  diesem  Orte  nicht  er- 
folgt, bei  seiner  Ankunft  daselbst  haben. 

In  Erma'ngelung  eines  Marktpreises,  oder  falls  über  denselben 
oder  über  dessen  Anwendung,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die 
Qualität  der  Güter  Zweifel  bestehen,  wird  der  Breis  durch  Sach- 
verständige ermittelt. 

Von  dem  Preise  kommt  in  Abzug,  was  an  Fracht,  Zöllen  und 
Uiiikosten  in  Folge  des  Verlustes  der  Güter  erspart  wird* 

Wird  der  Bestimmungsort  der  Güter  nicht  erreicht,  so  tritt  an 
Stelle  des  Bestimmungsortes  der  Ort,  wo  die  Reise  endet,  oder,  wenn 
die  Reise  durch  Verlust  des  Schiffes  endet,  der  Ort,  tvohin  die  Ladung 
in  Sicherheit  gebracht  ist 

1.  Die  Grundsätze  des  Rezentums  sind  nicht  aus  dem  Wesen 
der  dabei  in  Betracht  kommenaen  Rechtsverhältnisse  geflossen, 
sondern  gehören  dem  anomalen  Rechte  an;  sie  beruhen  auf  Nütz- 
lichkeitsrücksichten,  indem  ohne  dieselben  die  Sicherheit  des  Ver- 
kehrs sehr  beeinträchtigt  werden  würde.*)  Mit  Rücksicht  hierauf 
fand  man  es  nicht  billig,  den  Verfrachter  in  den  Fällen  für  das  volle 
Interesse  des  Befrachters  haften  zu  lassen,  wo  seine  Verhaftung 
überhaupt  nur  eine  Folge  der  strengen  Grundsätze  des  Rezeptums 
ist;  und  so  wurde  bestimmt,  dass  derselbe  nur  den  Werth  der 
Waaren  zu  ersetzen  schuldig  sei  (Prot.  V  S.  2313  f.). 

2.  Die  Bestimmung  des  Artikels  findet  nur  Anwendung,  wenn 
lediglich  auf  Grund  des  Art.  607  für  den  Verlust  von  Gütern  Er- 
satz geleistet  werden  soll,  d.  h.  wegen  der  durch  casus  (welcher 
nicht  unter  vis  maior  filUt)  verursachten  Verluste.    (Vgl.  Entsch. 


^  Diesen  Standpunkt  nehmen  bereits  die  Römer  ein ,  wie  denn  Ulpiaa 
in  L,  1  pr,  Nantae,  caup,  (4,  9)  sagt:  —  maxima  uHlücu  est  huius  edieti,  quin 
necesse  est  plerumque  eorum  fidem  sequi  et  res  custotüae  eorum  committere. 
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de8  E.O.H.G.  XX  S.  52  f.)  Ist  also  ein  Verlust  verursacht  worden 
durch  dolus  oder  culpa  einer  Person  der  Schiffsbesatzung^  so  haftet 
der  Verfrachter  für  das  volle  Interesse.  Und  in  demselben  Um- 
fange für  den  durch  eigenen  dolus  oder  eigene  culpa  verursachten 
Schaden.  Auf  der  Hamburger  Konferenz  wurde  nämlich  der  An- 
trag gestellt,  ausdrücklich  zu  bestimmen,  dass  der  Abs.  1  des 
Artikels  keine  Anwendung  fände  auf  die  Fälle,  ,,in  welchen  dem 
Schiffer  oder  der  Mannschaft  eine  bösliche  Handlungsweise  oder 
ein  grobes  Verschulden  zur  Last  falle'^  Die  Richtigkeit  dieses 
Grundsatzes  wurde  allgemein  anerkannt,  die  Aufnahme  desselben 
in  das  Gesetzbuch  aber  beanstandet,  weil  damit  zugleich  ausge- 
sprochen würde,  dass,  wenn  durch  ein  geringes  Versehen  der  Be- 
satzung der  Verlust  oder  die*  Beschädigung  der  Güter  herbeigeführt 
worden  sei,  der  Verfrachter  nicht  menr  als  den  Werth  derselben 
zu  ersetzen  habe.  Wenn  nun  schon  mehrere  Mitglieder  der  Kon- 
ferenz ein  solches  Prinzip  für  durchaus  gerechtfertigt  hielten,  so 
wurde  doch  die  Aufnahme  des  gedachten  Satzes  abgelehnt  (Prot.  V 
JS.  2318—2321.  Vm  S.  3921  f.t  Die  Verhaftung  des  Verfrachters 
liir  die  durch  Versehen  einer  Person  der  Schiffsbesatzung  herbei- 
geführten Verluste  und  Beschädigungen  wird  daher  bestimmt  durch 
die  Art.  478  und  451,  fiir  die  durch  eigenes  Versehen  verursachten 
(wenn  der  Verfrachter  der  Kheder  ist)  durch  Art.  282  H.G.B., 
und  von  einer  Beschränkung  der  Verhaftung  auf  den  Ersatz  des 
Werthes  der  verloren  gegangenen  oder  beschädigten  Waaren  kann 
keine  Rede  sein. 

3.  Hinsichtlich  der  Ermittelung  des  Werthes  der  Waaren 
bestand  früher  eine  Meinungsverschiedenheit  darüber,  ob  der  Preis 
der  Faktura  oder  der  am  Bestimmungsorte  geltende  massgebend 
wäre.  Die  Hamburger  Konferenz  entschied  sich,  indem  sie  dem 
Preussischen  Entwurf  folgte,  für  die  letztere  Ansicht  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  dieselbe  die  grösste  Verbreitung  hätte,  sowie  darauf, 
„dass  der  Empfänger  in  der  Regel  durch  Bezahlung  des  am 
Löschungsorte  bestehenden  Marktpreises  vollständig  entscnädigt  sei, 
indem  er  die  fehlende  Waare  dort  meistens  sofort  um  diesen  Preis 
wieder  anschaffen  könne."  Als  Preis  gilt  nun  zunächst  der  Markt- 
preis, vorausgesetzt,  dass  ein  solcher  sich  mit  Sicherheit  feststellen 
lässt  Dazu  ist  es  nicht  erforderlich,  dass  derselbe  durch  „öftent- 
Kche  autorisirte  Preisnotirungen"  dokumentirt  wird;  auch  sind,  wo 
solche  existiren,  diese  nicht  allein  für  die  Höhe  massgebend,  son- 
dern es  sind  sowohl  hinsichtlich  der  Existenz,  als  der  Höhe  des 
Marktpreises  „auch  Anderweitige  Nacliweise"  (wie  z.  B.  eine  Reihe 
von  Kaufgeschäften)  in  Betracht  zu  ziehen.  Ueberall,  wo  ein 
Marktpreis  entweder  gar  nicht  existirt  oder  sich  nicht  mit  Sicher- 
heit ermitteln  lässt,  wird  der  Preis  der  Waaren  durch  Sachverstän- 
dige festgesetzt,  aber  stets  —  wie  aus  dem  Abs.  1  in  die  Bestim- 
mung des  Abs.  2  herüberzunehmen  ist  —  der  Preis,  welcher 
durchschnittlich  fiir  Waaren  der  in  Rede  stehenden  Art  an  dem 
Bestimmungsorte   der  Güter  zur  Zeit   des   Beginns  der  Löschung 
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resp.  der  Ankunft  des  Schiffes  daselbst  gezahlt  wird,  d.  h. 
der  durchschnittliche  Kaufpreis,  der  gemeine  Werth  (Prot  V 
S.  2314-2318). 

4.  Von  dem  Marktpreise  oder  dem  durch  Sachverständ^e  zu 
ermittelnden  gemeinen  Werth  lässt  der  Artikel  Fracht,  Zölle 
und  Unkosten,  welche  in  Folge  des  Verlustes  der  Güter  erspart 
werden,  in  Abzug  bringen,  weil  in  dem  Marktpreise  und  dem 
Verkaufspreise  auch  diese  Unkosten  enthalten  sind,  und  um  den 
Betrag  eben  dieser  der  Markt-  oder  Verkaufspreis  der  Güter  den 
Sachwerth  derselben  übersteigt.  Der  Preussische  Entwurf  liess  zwar 
Zölle  und  Verkaufsunkosten,  nicht  aber  die  Fracht  in  Abzug 
bringen,  gab  jedoch  dafür  dem  Verfrachter  (im  Art.  505)  einen 
Anspruch  auf  die  Fracht  „für  verlorene  Güter,  für  welche  der 
Schiffer  Entschädigung  leisten  muss.'^  Es  wurde  indess  dieser 
Grundsatz  gestrichen  und  dafür  bestimmt,  dass  die  Fracht  gleich- 
falls von  dem  Marktpreise  und  dem  gemeinen  Werthe  der  Güter  bei 
der  Entschädigungsleistung  in  Abzug  zu  bringen,  weil  man  an- 
nahm, dass  dem  Verfrachter  „kein  selbständiges  Forderungsrecht, 
sondern  nur  ein  Recht  des  Abzugs  zugestanden  werden"  dürfe, 
indem  derselbe  sonst  ,^ei  wörtlicher  Auslegung  der  Vorschrift" 
(seil,  im  Art.  505)  das  Kecht  erlangen  würde,  „die  Bezahlung  der 
Differenz  zu  begehren,  wenn  der  Werth  verlorener  Frachtgüter  in 
Folge  einer  Aenderung  der  Konjunktur  und  dgl.  am  Löschungs- 
orte geringer  gewesen  sein  würde,  als  die  Fracht."  (Prot.  V  S.  2321.) 

Art.  613. 

Die  Bestimmungen  des  Art.  612  finden  auch  auf  diejenigen 
Güter  Anwendung,  für  welche  der  Rheder  nach  Art.  510  Ersatz 
leisten  fnuss. 

Uebersteigt  im  Falle  der  Verfügung  über  die  Güter  durch  Ver- 
kauf der  Reinerlös  derselben  den  im  Art.  612  bezeichneten  Preis,  so 
tritt  an  Stelle  des  letzteren  der  Reinerlös. 

Art.  614. 

Muss  für  Beschädigung  der  Güter  cmf  Grund  des  Art.  6C7  Er- 
satz geleistet  werden,  so  ist  nur  die  durch  die  Beschädigung  ver- 
ursachte Werthsverminderung  der  Güter  zu  vergüten.  Diese  Werths- 
Verminderung  wird  bestimmt  durch  den  Unterschied  zxmschen  dem 
durch  Sachverständige  zu  ermittelnden  Verhmfswerth ,  welchen  die 
Güter  im  beschädigten  Zustande  haben,  und  dem  im  Art  612  be- 
zeichneten Preise  nach  Abzug  der  Zölle  und  Unkosten,  soweit  sie  in 
Folge  der  Beschädigung  erspart  sirkd. 

Art.  615. 

Durch  Annahme  der  Güter  wird  der  Empfänger  verpflichtet, 
nach  Massgabe  des  Frachtvertrages  oder  des  Konnossements^  auf  deren 
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Grnmd  die  Empfanffnahnie  geschieht,  die  Fracht  nebst  allen  Neben- 
gebühren ,  sowie  das  etwaige  Liegegeld  isu  bezahlen ,  die  ausgelegten 
ZöUe  und  übrigen  Auslagen  zu  erstatten  und  die  ihm  sonst  obliegen- 
den Verpflichtungen  zu  erfüllen. 

Der  Verfrachter  hat  die  CriUer  gegen  Zahlung  der  Fracht  und 
gegen  Erßihmg  der  übrigen  Verpflichtungen  des  Empfängers  aus- 
zuliefem. 

1.  An  sich  ist  der  Destinatar  zur  Zahlung  der  Fracht  u.  s.  w, 
nicht  verpflichtet:  durch  Annahme  der  Ladung  wird  ohne 
Weiteres  gegen  inn  die  auf  dem  Frachtvertrage  oder  dem  Konnosse- 
ment beruhende  Frachtforderung  des  Verfrachters  begründet.  Nimmt 
nämlich  der  Empfänger  die  Güter  auf  Grund  des  Frachtvertrages 
oder  des  Konnossements  an,  so  erkennt  er  den  einen  resp.  das  andere 
tiir  sich  als  massgebend  an^  auch  soweit  daraus  Verbindlichkeiten 
iür  ihn  hervorgehen.  (Prot.  V  S.  2325  f.  VIII  S.  4459  f.)  Die 
Frage,  ob,  wenn  der  Empfänger  die  Annahme  der  Ladung  ver- 
weigert, eine  auf  die  Annahme  und  Zahlung  der  Fracht  gerichtete 
Klage  zulässig  sei,  ist  nicht  allgemein  zu  beantworten.  Es  ist  viel- 
mehr zu  unterscheiden,  ob  der  Empfänger  bereits  zu  dem  Ver- 
frachter durch  eine  ausdrückliche  Erklärung  oder  durch  kon- 
kludente Handlungen  (z.  B.  Auslieferung  der  Konnossemente)  in 
ein  direktes  KontraKtsverhältniss  getreten  ist  oder  nicht.  Im  ersteren 
Falle  steht  dem  Schiffer  ein  Klagerecht  zu,  im  letzteren  nicht, 
wenn  derselbe  nicht  etwa  als  Mandatar  oder  negotiorum  gestor  des 
Befrachters  ein  diesem  gegen  den  Destinatar  zustehendes  Klage- 
recht geltend  machei)  kann.  (Prot.  V  S.  2323  f.  Entsch.  aes 
O.A.G.  zu  Lübeck  vom  29.  April  1867  in  Kierulff^s  Samml.  III 
S.  318.  322  f.) 

2.  Die  Fracht  ist  zunächst  auf  Grund  des  Konnossements 
zu  zahlen,  auf  Grund  des  Frachtvertrages  nur,  soweit  die  Be- 
stimmungen desselben  in  das  Konnossement  aufgenommen  sind 
(Art.  653),  und  wenn  überhaupt  ein  Konnossement  nicht  gezeich- 
net ist. 

3.  Der  Fracht,  zu  deren  Zahlung  sich  der  Empfange]*  durch 
Annahme  der  Güter  verpflichtet,  stellt  das  Gesetzbuch  gleich  ausser 
den  Nebengebühren  (wie  Primage,  Kaplaken)  das  Liegegeld. 
Diese  Verbindlichkeit  des  Destinatars  besteht  nun  ohne  Weiteres 
hinsichtlich  des  bei  der  Löschung  entstandenen  Liegegeldes.  Und 
zwar  haften  mehrere  Destinatare  solidarisch  für  dasselbe  hinsicht- 
lich der  Ueberliegetage,  die  jeder  von  ihnen  gebraucht  hat,  also 
fiir  das  gesammte  Liegegeld,  wenn  sie  gleichzeitig  mit  der  Löschung 
fertig  geworden  sind.  Das  Liegegeld  ist  nämlich  zu  zahlen  fiir  den 
Gebrauch  der  Ueberliegezeit,  kann  daher  von  jedem  gefordert  wer- 
den, der  davon  Gebrauch  gemacht  hat,  selbstverständlich  kann  es 
aber  nur  Ein  Mal  gefordert  werden.  (Entsch.  des  R.  O.  H.  G,  XV 
S.  224 f.)  Da  aber  dasselbe  nur  für  den  Gebrauch  der  Ueber- 
liegezeit zu   zahlen  ist,    so   haftet  Niemand   dafür  hinsichtlich  der 
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Ueberliegezeit;  welche  der  andere  Destinatar  gebraucht  hat.  In 
Betreff  des  bei  der  Einnahme  der  Ladung  entstandenen  muss  man 
unterscheiden,  ob  der  Schiffer  ein  Konnossement  gezeichnet  hat 
oder  nicht,  und  im  ersteren  Falle,  ob  er  ein  ,,reines  Konnossement" 

fezeichnet  hat  oder  in  diesem  ausdrücklich  den  Vorbehalt  wegen 
lahlung  des  von  der  Abladung  rückständigen  Liegegeldes  (z.  B. 
durch  Hinweis  auf  eine  darauf  bezügliche  Bestimmung  der  Cnarte- 
partie)  gemacht  hat.  Im  letzteren  Falle  ist  der  Verfrachter  be- 
rechtigt, dieses  vom  Empfänger  zu  fordern  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XV 
S.  222  f.),  im  ersteren  aagegen  ist  derselbe  verpflichtet,  die  Ladung 
gegen  Zahlung  der  Fracht  allein,  wie  sie  ihm  das  Konnossement  zu- 
spricht, auszuliefern.  (Vgl.  Entsch.  des  R.O.H.G.  V  S.  132  f.)  In 
dem  Falle,  wo  gar  kein  Konnossement  ausgestellt  ist,  wo  von  Hause 
aus  eine  Verbindlichkeit  des  Schiffers  dem  Destinatar  gegenüber 
an  diesen  die  Ladung  abzuliefern,  überhaupt  nicht  besteht,  der 
Schiffer  also  die  Ablieferung  an  bestimmte  Bedingungen  knüpfen 
kann ,  kommt  es  ganz  auf  die  in  dieser  Hinsicht  zwischen  dem 
Schiffer  und  dem  Empfänger  geschlossene  Uebereinkunft  an.  Daraus 
folgt  aber  noch  nicht  etwa,  dass  es  eines  besonderen  Vorbehaltes 
in  Betreff  des  rückständigen  Liegegeldes  bedürfte.  Vielmehr  würde 
der  Anspruch  auf  dieses  stets  begründet  sein,  wenn  nur  aus  der 
Uebereinkunft  erhellte ,  dass  der  Anspruch  auf  das  Liegegeld  mit 
zu  den  Forderungen  gerechnet  wurde,  gegen  deren  Berichtigung 
allein  die  Auslieferung  der  Ladung  erfolgen  sollte.  Der  Schiffer 
selbst  würde  sich  persönlich  verantwortlich  machen,  wenn  er  sich 
zur  Auslieferung  der  W^aaren  verpflichtete,  ohne  sich  Befriedigung 
wegen  aller  seiner  Forderungen  aus  dem  Frachtvertrage  aus- 
zubedingen.  Dasselbe  ist  hinsichtlich  des  Anspruchs  auf  Faut- 
fracht zu  sagen  (Prot.  V  S.  2357—2359). 

4.  Unter  den  Auslagen  des  Verfrachters,  zu  deren  Ersatz 
der  Destinatar  verpflichtet  ist,  sind  besonders  Vorschüsse  und  Nach- 
nahmen zu  verstehen  (Prot.  VH!  S.  3925). 

5.  Was  der  Artikel  unter  den  dem  Empfänger,  abgesehen 
von  der  Verbindlichkeit  zur  Zahlung  der  Fracht  und  deren  Ac- 
cidenzien,  des  Liegegeldes,  der  ausgelegten  Zölle  und  sonstigen 
Auslagen,  noch  obliegenden  Verpflichtungen  versteht,  ist  im 
Art.  616  angegeben 

6.  Abs.  2  bestimmt,  dass  die  beiderseitigen  Verpflichtungen 
des  Verfrachters  und  des  Destinatars  Zug  um  Zug  zu  geschehen 
haben,*)   also    weder    der   Verfrachter   mit    der   Aolieferung    der 


*)  Nach  englischem  Recht  braucht  der  Schiffer  nicht  vor  Bezahlung  der 
Fracht  und  Ernillung  der  sonstigen  Verbindlichkeiten  des  Empfängers  die 
Ladung  auszuliefern.  Auch  können  die  Güter  bis  zur  Bezahlung  oei  dem 
wharf  or  warehouse  owner,  bei  dem  wharfinger  deponirt  werden:  Abbott, 
treatise  p,  333.  p.370,  p.  260—262  (Merchant  Shippmg  Act,  v.  1862,  2ö.  26 
Vict.  c.  63),  Der  Code  giebt  dem  Verfrachter  allerdings  nicht  das  Recht,  die  Ab- 
lieferung der  Ladung  vor  der  Zahlung  zu  verweigern,  wohl  aber  die  Deponirung  der 
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LadoBg^  noch  der  Empfänger  mit  der  Zahlung  der  Fracht  voran- 
zugehen schuldig  ist  (ProtV  S.2323.  VUI  S.  4460).  Dies  ist  aber 
nidit  so  aufzufassen,  als  ob  der  Schiffer  vor  der  Zahlung  sich  zu 
keiner  Handlung  zu  verstehen  brauchte ,  welche  sich  auf  die  Ab- 
lieferung der  Ladung  bezieht.  Vielmehr  ist  es  selbstverständlich^ 
ibßB  er  „die  Lage  zu  brechen'^,  d.  h.  die  Güter  aus  der  Lage  zu 
nehmen  und  ;yden  Empfänger  in  den  Stand  zu  setzen''  hat,  die 
Waare  zu  untersuchen  una  zu  prüfen  ^  ob  er  dieselbe  ohne  Vor- 
behalt und  ohne  vorherige  Besichtigung  durch  die  dazu  berufenen 
Personen  empfangen  könne  oder  nicht  (Prot.  V  S.  2324.  VIII 
S.  3925).  Ist  ein  ferneres  Verbleiben  der  Ladung  im  Schiffe  der- 
selben gefährlich,  so  muss  der  Schiffer  die  Löschung  vornehmen 
(Prot  V  S.  2356).  Glaubt  er  die  Waaren  nicht  mit  Sicherheit  an 
den  Destinatar  abliefern  zu  können,  so  hat  er  dieselben  zu  de- 
poniren.     Das  Nähere  hierüber  bestimmt  das  bürgerliche  Recht. 

Für  den  Fall^  dass  über  die  Art  und  Weise,  wie  Zug  um 
Zog  erfüllt  werden  soll,  Streit  unter  d  en  Parteien  entsteht, 
haben  einige  Einführungsgesetze  zum  H.  G.  B.  besondere  Bestim- 
mungen getroffen.  Das  Hannoversche  Einfuhrungsges.  vom 
5.  Oktober  1864  §  37 : 

Die  Bestimmungen  des  §  39  Abs,  1  und  3  dieses  Gesetzes  kom- 
men jsur  Anwendung,  wenn  Verfrachter  und  Empfänger  sich  über 
äe  Art  und  Weise,  wie  Zug  um  Zug  ssu  erfüllen  sei^  nicht  einigen 
können. 

Und  dieser  §  29  lautet  in  dem  allein  hierher  gehörigen*) 
Abs.  1: 

Können  der  Frachtführer  und  der  Empfänger  über  die  Art  und 
Weise,  wie  Zug  um  Zug  ssu  erfüllen  sei,  sich  nicht  einigen,  so 
ist  der  Erachtführer  eur  Auslieferung  verpflichtet^  sobald  der  Em- 
pfcmger  den  von  ihm  nach  dem  Frachtbriefe  zu  entrichtenden  Betrag 
lei  Gericht  oder  einer  andern  zur  Annahme  von  Depositen  ermäch- 
tigten Behörde  oder  Anstalt  deponirt  hat. 

Die  Bremische  Einfuhrungsverordn.  vom  6.  Juni  1864  §36: 

Der  Frachtführer,  sowie  der  Verfrachter  sind  zur  Auslieferung 
der  Frachtgüter  verpflichtet,  sobald  der  Empfänger  die  Fracht  und 
das  dem  Frachtführer  oder  Verfrachter  nach  dem  Frachtvertrage,  dem 
Frachtbriefe  oder  Konnossemente  ausserdem  Gebührende  bei  Gericht 
oder  einer  anderen  ztjr  Annähme  von  Depositen  ermächtigten  Behörde 
oder  Anstalt  deponirt  hat*^) 

Waare  zu  fordern,  bis  Zahlanff  erfolfft  Cart,  305).  Andere  Gesetzgebungen 
stellen  die  Verpflichtung  des  Verfrachers,  mit  der  Ablieferung  der  Ladung 
voranzugehen,  wenigstens  als  Regel  auf.  Diesen  Standpunkt  nahm  das  Preuss. 
LR.  ein  (§  1722  f.  11,  8). 

*)  Abs.  3  ist  auf  aen  Fall  des  Art.  625  H.G.ß.  zu  beziehen  und  stimmt 
voÜBtändig  mit  dem  Abs.  2  dieses  Artikels  überein. 

**)  Der  Abs.  2  bezieht  sich  auf  den  Fall  des  Art  625,  mit  dessen  Abs.  2 
er  gleichfalls  übereinstimmt. 

Lewii.  Seerecht.  17 


V.' 


t 


^;* 


\ 


258  Fünfter  Titel 

Das  Hamburgische  Einführungsges.  vom  22.  Dezember 
1865  §  51: 

Können  Frachtßhrer  und  Empfänger  oder  Verfrachter  tmd 
Empfänger  über  di-e  Art  und  Weise,  wie  Zug  um  2kg  gu  erßUen 
sei^  sich  nicht  einigen,  so  ist  der  Frachtführer^  sowi^  der  Verfrachter 
ssur  Auslieferung  der  Frachtgüter  verpflichtet,  sobald  der  Empfänger 
die  Fracht  und  was  dem  anhängig  bei  Gericht  deponirt  hat. 

Nach  Ablieferung  der  Güter,  ist.  der  Frachtßhrer  oder  der  Ver- 
frachter 0ur  Erhebung  der  deponirten  Summe  eventuell  gegen  mv- 
gemessene  Sicherheitsleistung  berechtigt. 

Die  Mecklenburg-Schwerinische  Einführungsverordn. 
vom  28.  Dezember  1863  §  70: 

Können  Verfrachter  und  Empfänger  sich  über  die  Art  und 
Weise,  wie  2iug  um  Zug  zu  erfüllen  sei,  nicht  einigen,  —  vgl. 
Art.  615  Abs.  2  des  H.  G.B.  —  so  treten  die  Bestimmungen  des 
§  40  Abs.  1  tmd  3  dieser  Verordnung  ein. 

Und  dieser  §  40  ist  gleichlautend  mit  §  29  des  Hannoverschen 
Einführungsgesetzes. 

Das  Oldenburgische  Einführungsgesetz  vom  18.  April  1864 
§  31  und  §  25  (auf  welchen  der  erstere  verweist)  stimmt  mit  §  37 
und  §  29  des  Hannoverschen  Einführungsgesetzes  überein. 

Art.  616. 

Der  Verfrachter  ist  nicht  verpflichtet^  die  Güter  früher  auszu- 
liefern,  als  bis  die  auf  denselben  haftenden  Beiträge  tmr  grossen 
Haverei,  Bergungs-  und  Hülfshosten  und  Bodmereigelder  bezahlt  oder 
sichergestellt  sind. 

Ist  die  Verbodmung  für  Rechnung  des  Bheders  geschehen,  so  giU 
die  vorstehende  Bestimmung  unbeschadet  der  Verpflichtung  des  Ver- 
frachters^ für  die  Befreiung  der  Güter  von  der  Bodmereischuld  noch 
vor  der  Auslieferung  zu  sorgen. 

Art.  617. 

Der  Verfrachter  ist  nicht  verpflichtet,  die  Güter^  mögen  sie  ver- 
dorben oder  beschädigt  sein  oder  nicht^  für  die  Fracht  an  ZaMungs- 
statt  anzunehmen. 

Sind  jedoch  Behältnisse,  ivelche  mit  flüssigen  Waaren  angefulli 
waren,  während  der  Reise  ganz  oder  zum  grösseren  Theil  ausgelaufen, 
so  können  dieselben  dem  Verfrachter  für  die  Fracht  und  seine  übrigen 
Forderungen  (Art.  615)  an  Zahlungsstatt  überlassen  werden. 

Durch  die  Vereinbarung,  dass  der  Verfrachter  nicht  für  Leckage 
hafte,  oder  durch  die  Klausel:  „frei  von  Leckage,^^  wird  dieses  Hecht 
nicht  ausgeschlossen.  Dieses  Eecht  erlischt,  sobald  di^  Behödtnisse 
in  den  Gewahrsam  des  Abnehmers  gelangt  sind. 
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Ist  die  Fracht  in  Bausch  tmd  Bogen  bedungen,  tmd  sind  nur 
mige  Behältnisse  ganz  oder  mm  grösseren  Theile  ausgelaufen,  so 
körnen  dieselben  für  einen  verhaltnissmässigen  Theil  der  Fracht  und 
der  übrigen  Forderungen  des  Verfrachters  an  Zahlungsstatt  Hier- 
lassen werden. 

1.  In  Uebereinstimraung  mit  dem  früheren  gemeinen  deutschen 
Seerecht  und  den  meisten  ausserdeutschen  Seerechten*)  hat  das 
H.Gr.B.  die  Bestinmiung  getroffen,  dass  dem  Verfrachter  wider 
seinen  Willen  für  seine  Forderungen  nicht  Frachtgüter  an  Zahlungs- 
statt gegeben  werden  dürfen.  Und  zwar  gilt  dies  auch  hinsichtlich 
der  unbeschädigten  Güter.  Man  glaubte  dies  besonders  her- 
vorheben zu  müssen ;  weil  die  Annahme  von  solchen  dem  Schiffer 
„bei  bedeutenden  Aenderungen  der  Konjunktur^^  möglicher  Weise 
zugemuthet  werden  könnte  (Prot.  V  S.  2326  ff.). 

2.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  statuirt  das  Gesetzbuch 
mit  Rücksicht  auf  eine  allgemein  geltende,  auch  in  anderen 
Rechten  **)  zum  Ausdruck  gelangte  Rechtssitte  hinsichtlich  der  Tnit 
Flüssigkeiten  gefüllten  Behältnisse,  bei  denen  ein  Verlust  durch 
Leckage  stattgefunden  hat.  Der  Grund  hierfür  ist  in  dem  Be- 
streben zu  suchen,  den  Schiffer  gegenüber  dem  Umstand,  dass 
solche  Güter  in  höherem  Masse,  als  andere  Veruntreuungen  durch 
die  Mannschaft  ausgesetzt  sind,  und  dass  als  die  Ursache  selbst 
einer  bedeutenderen  Leckage  vis  maior  vermittelst  der  Verklarung 
(z.  B.  durch  die  Angabe,  das  Schiff  habe  auf  der  Reise  schwer 
gearbeitet)  dargethan  werden  kann,  zu  einer  besonderen  Umsicht 
und  Achtsamkeit  zu  veranlassen.  Daher  trifft  das  Gesetzbuch  seine 
Bestimmung  nicht  hinsichtlich  jeder  Leckage,  sondern  nur  hin- 
sichtlich einer  erheblichen.  Wann  eine  solche  anzunehmen,  wollte 
der  Preussische  Entwurf  (Art.  503)  im  konkreten  Falle  dem  richter- 
lichen Ermessen  anheimstellen  und  hatte  demgemäss  gefordert,  dass 
die  Fäsger  „ganz  oder  zum  grossen  Theile"  ausgelaufen  wären. 
Auf  der  Hamburger  Konferenz  fand  man  aber  diese  Bestimmung 
zu  schwankend  und  unsicher  und  setzte  statt  „zum  grossen  Theil" 
die  Worte  „zum  grösseren  Theil,"  wonach  also  mehr  als  die  Hälfte 
des  Inhaltes  des  Gefässes  geleert  sein  muss  (Prot.  V  S.  2327  ff.). 

3.  Liegt  eine  solche  Leckage  vor,  so  können  die  Güter  dem 
Verfrachtei-  iur  die  Fracht  und  seine  übrigen  Forderungen  über- 
lassen werden.  Dieses  Recht  des  Abandons  steht  einmal  dem 
Destinatar  zu,  und  wenn  derselbe  davon  Gebrauch  macht,  so  hat 

*)  So  bestimmt  der  Code  de  comm.  art  310 :  Le  chargeur  ne  peut  aban" 
donner  paur  le  fret  les  marckandises  diminu^ea  de  prix  ou  d^tiriories  par 
If^ir  vice  propre  ou  par  cos  fortuiL 

**)  Der  eben  citirte  art,  310  des  Code  de  comm.  verordnet  in  dieser  Hin- 
sicht: Si  toutefois  des  ßäaüles  contenant  vin,  huile,  miel  et  autres  liquides^ 
(^t  tellement  coidi  qu^elles  sotent  vides  ou  preegue  vides^  les  dltea  futailles 
pourront  etre  abandonn^es  povr  le  fret.  —  In  ETDgland  wird  ein  Recht  des 
Abandons  von  Seiten  des  Empfängers  nicht  beanspracht:  Abbott,  ireatise 
p.  379—380. 
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der  Verfrachter  nicht  die  Befngniss,  sich  we^en  der  Frachtzahlung 
an  den  Befrachter  zu  halten  ^  weil  die  Sache  so  aufgefasst  wird, 
als  ob  der  Destinatar  die  Waare  erhalten  hätte.  Das  gleiche  Recht 
des  Abandons  steht  aber  auch  dem  Befrachter  zu.  wenn  der  Em- 
pfänger aus  einem  anderen  Grunde^  als  dem  der  Leckage  die  An- 
nahme verweigert,  und  nun  der  Befrachter  auf  Zahlung  der  Fracht 
in  Anspruch  genommen  wird.  Das  Gesetz  sagt  nämlich  ganz  ali- 
gemein ^  dass  der  Verfrachter  sich  die  Hingabe  der  Waaren  an 
Zlahlungsstatt  gefallen  lassen  muss,  ohne  zu  präzisiren,  welche 
Person  ihm  gegenüber  hierzu  befugt  sei  (Prot.  V  S.  2327  f.).  Die 
Abandonerklärung  muss  eine  ausdrückliche  sein.  Der  Aoandon 
ist  nicht  schon  in  der  Zurückweisung  der  Annahme  der  Guter  zu 
finden,  sondern  es  muss  die  Erklärung  des  Destinatars  resp.  des 
Befrachters  hinzukommen,  dass  er  die  Güter  dem  Verfrachter  für 
die  Fracht  überlasse  (Entsch.  des  0.A  G.  zu  Lübeck  vom  29.  April 
1867  in  Kierulffs  Samml.  III  S.  322).  Natürlich  kann  das  Recht 
des  Abandons  dem  Empfänger  und  dem  Befrachter  vertragsmässig 
entzogen  werden,  so  durch  die  Klausel  der  Chartepartie,  dass  die 
Fracht  „auch  für  nur  theilweise  voll  abgelieferte  und  für  leerge- 
leckte Fässer  zu  bezahlen^'  ist  (Entsch.  des  RO.H.G.  XIX  S.  267). 

4.  Eine  Leckage  wird  nicht  nur  bei  Fässern,  wie  der  Preus- 
sische  Entwurf  wollte,  angenommen,  sondern  überhaupt  bei  allen  Be- 
hältnissen, die  zum  Versenden  von  Flüssigkeiten  gebraucht 
werden,  nicht  aber  bei  Flaschen  und  anderen  Gefassen,  die  wieder 
in  Elisten  oder  anderen  Behältnissen  verpackt  sind.  Gegenstände  der 
letzteren  Art  fallen  nicht  unter  die  Bestimmung  des  Artikels,  weil 
man  die  Eiste,  welche  gefüllte  Flaschen  enthält,  nicht  als  ein  mit 
Flüssigkeiten  oder  flüssigen  Waaren  gefülltes  Behältniss  bezeichnea 
kann,  und  die  einzelnen  Flaschen  nicht  den  Gegenstand  des  Trans- 
portes bilden  (Prot.  V  S.  2329.  VUI  S.  3927). 

5.  Der  in  Abs.  3  hervorgehobenen  Klausel:  „frei  von 
Leckage'V^^t  ™<^i^  nicht  die  Bedeutung  beilegen  wollen,  die 
Ausübung  des  Abandon -Rechts  auszuschliessen ,  weil  man  mit 
Recht  fürchtete,  dass  dadurch  bei  dem  regelmässigen  Vorkonameii 
der  Klausel  auf  Konnossementen  die  Bestimmung  des  Artikels  über- 
haupt illusorisch  werden  würde.  »Sie  hat  lediglich  die  Bedeutung, 
die  Verhaftung  des  Verfrachters  für  den  durch  Leckage  —  aber 
ohne  seine  Schuld  —  entstandenen  Schaden  auszuschliessen  (Prot. 
V  S.  232qf.). 

6.  Das  Recht  des  Abandons  kann  nicht  nur  hinsichtlich  dejr 
ganzen  Ladung,  sondern  auch  hinsichtlich  einzelnerGefässe  aus- 
geübt werden.  Und  zwar  gilt  dies  nicht  nur  dann,  wenn  die  Fracht 
nach  den  einzelnen  Stücken,  sondern  auch,  wenn  sie  in  Bausch  und 
Bogen  für  das  ganze  Schiff  berechnet  ist,  und  selbst  in  dem  Falle,  wo 
die  Ladung  aus  verschiedenen  Gegenständen,  der  Leckage  unter- 
worfenen und  nicht  unterworfenen,  zusammengesetzt  ist.  £s  muBs 
in    diesem   Falle    eine    Repartition    der  Fracht  auf  die   einzelnen 
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Frachtstücke   durch  ein  sachverständiges  Verfahren^  ähnlich  dem 
bei  Havariefallen;  stattfinden  (Prot  V  S.  2331). 

7.  Das  Recht  des  Abandons  hört  auf  nicht  erst,  wenn  eine 
juristische  Empfangnahme  der  Güter  stattgefunden  hat,  sondern 
sobald  dieselben  in  den  faktischen  Besitz,  die  Detention  des  Em- 
pfängers, gekommen  sind. 

Art.  618. 

Für  Crüter,  welche  durch  irgend  einen  Unfall  verloren  gegangen 
smd,  ist  keine  Fracht  eu  befahlen  und  die  etwa  vorausbejsahUe  zu 
erst^iUen,  sofern  nieht  das  GegerUheil  bedungen  ist. 

Diese  Bestimmung  kommt  auch  dann  jsur  Anwendung,  wenn  das 
Schiff  im  Gangen  oder  ein  verhältnissmassiger  oder  ein  bestimmt  be- 
zeichneter Baum  des  Schiffes  verfrachtet  ist  Sofern  in  einem  solchen 
FaUe  das  Frachtgeld  in  Bausch  und  Bogen  bedungen  ist,  berechtigt 
der  Verlust  eines  Theils  der  Guter  zu  einem  verhältnissmässigen 
Abzüge  von  der  Fracht 

1.  Die  Bestimmung,  dass  für  die  durch  einen  Unfall  verloren 
gegangenen  Güter  eine  Fracht  —  ]^m  Empfanger  wie  vom  Be- 
irachter  —  nicht  zu  bezahlen  ist,  entspricht  den  Grundsätzen 
über  die  locatio  conductio,*)  und  ist  auch  in  allen  übrigen  Gesetz- 
gebungen anerkannt.**) 

2.  Dass  in  dem  gleichen  Falle  diepränumerirte  Fracht  zu 
restituiren,  —  ein  Prinzip,  das  allerdings  erst  von  der  Hamburger 
Konferenz  aufgenommen  wurde,  indem  der  Preussische  Entwurf 
(Art  504)  nach  dem  Vorgange  des  englischen  Rechts,  ***)  den  ent- 
gegengesetzten Grundsatz  adoptirt  hatte  —  ist  lediglich  eine  Konse- 

3uenz  des  ersten  Satzes  und  ist  im  römischen  Recht  gerade  für  einen 
em  vorliegenden  analogen  Fall  f )  und  in  fast  allen  neueren  Gesetz- 
gebungen anerkannt,  ff)  Die  Fracht  muss  zurückgezahlt  werden, 
inag  sie  dem  Rheder  persönlich  als  Fracht  (als  Abschlagszahlung), 
mag  sie  dem  Kapitän  als  Vorschuss  vom  Befrachter  gezahlt  sein 


*)  So  anch  £ntsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  29.  Oktober  1850  —  in 
Seufltert's  Archiv  VI  Nr.  56  — ,  in  welchem  nur  verkehrter  Weise^  der  Fracht- 
vertrag als  locatio  conductio  operarum  statt  operis  aufgefasst  wird. 

*^  So  bestimmt  der  Code  de  comm,  art  302 :  II  tCeet  du  atumn  frei  pour 
les  marchandises  perdues  par  naufrage  ou  ichouementj  püUes  par  des  pirates 
ou  prises  par  les  eunemis, 

***)  Dieses  lässt  wenigstens  das  Rückforderungsrecht  cessiren,  wenn  die 
Fracht  nach  dem  Vertrage  vor  der  Ablieferung  der  Waaren  zu  zahlen  war, 
▼gl.  Abbott,  trealise  p.  S&4, 

t)  L.  lö  §  6  Loeati  (19,  2):  Item  ctim  quidam  nave  amisea  vecturam, 
^ftam  pro  mutua  acceperat,  repeteretur,  rescriptum  est  ab  Antonino  Augusto 
^an  immerito  proeuratorem  Caesaris  ab  eo  vecturam  repetere,  cum  munere 
tehendi  functus  non  sit.  quod  in  omnibus  personis  similiter  observandum  est. 

tt)  Der  Code  fährt  in  der  eben  citirten  Stelle  fort:  Le  capitaine  esttenu 
de  restituer  le  fret^  gut  lui  aura  SU  avanci^  sUl  n'y  a  Convention  contraire. 
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(EniBch.  des  R.O.H.G.  XV  S.  60).  Diese  Regel  kann  jedoch  durch 
Vereinbarung  der  Kontrahenten  ausgeschlossen  werden.  Und  zwar 
kann  eine  solche  Vereinbarung  eine  ausdrückliche  sein  oder  in 
einer  konkludenten  Handlung  bestehen.  Eine  Vereinbarung  der 
letzteren  Art  ist  auch  zu  finden  in  der  Klausel:  ;,Der  Befrachter 
hat  die  Vorschussgelder  auf  Kosten  des  Verfrachters  versichern 
zu  lassen;  „dör  Vorschuss  soll  sein  „suhjcct  to  insurance;"  „Taffre^ 
tewr  fera  assurer  les  avances"  mit  oder  ohne  den  Zusatz  „&»  prime 
demeurant  ä  la  Charge  du  fr^teur''.  Hierdurch  übernimmt  der  Be- 
frachter, welcher  das  Recht  erhält,  „Ersatz  der  Versicherungskosten 
ausser  dem  Vorschussbelauf  von  dem  Verfrachter  zu  verlangen, 
das  Risiko  des  Frachtvorschusses,  und  der  Verfrachter  bleibt  auch 
im  Falle  des  Verlustes  der  Waaren  „von  der  Rückzahlungspflicht 
selbst  dann  frei,  wenn  der  Befrachter  die  ihm  dargebotene  Mög- 
lichkeit, auf  Kosten  desselben  Versicherung  zu  nehmen,  unbenutzt 
gelassen  haben  sollte^'  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XV  S.  61  f.). 

3.  Unfall  ist  in  diesem  Artikel  statt  vis  maior  gesetzt.  Der 
Preussische  Entwurf  (Art.  504)  hatte  nämlich  seine  Bestimmung  ge- 
troffen für  Güter,  welche  durch  Schiffbruch  oder  andere  UnfäUe  ver- 
loren,  oder  durch  Feinde  oder  Seeräuber  genommen  sind.  Statt 
dieser  Worte  beschloss  die  Hamburger  Konferenz  die  Worte  zu 
setzen:  durch  eifien  Unfall  verloren  gegangen  sind,  lediglich  aus 
dem  Grunde,  weil  der  Preussische  Entwurf  „eine  nicht  völlig  er- 
schöpfende Aufzählung  enthält  ,'*  während  die  in  Rede  stehende 
Bestimmung  überhaupt  einen  vom  Schiffer  „nicht  zu  vertretenden 
Zufall"  im  Auge  habe  (Prot.  V  S.  2334). 

4.  Die  Waaren  selbst  müssen  durch  den  Unfall  verloren 
gegangen  sein,  d.  h.  sie  müssen  durch  die  unmittelbare  Einwir* 
Kun^  des  Unfalls  aufgehört  haben,  zu  existiren.  Es  greift  daher 
die  Vorschrift  des  Artikels  in  dem  Falle  nicht  Platz,  wo  die  durch 
einen  Seeunfall  beschädigen  Waaren  „wegen  schlechter  Beschaffen- 
heit, Gefahr  des  Verderbs  u.  s.  w.  verkauft  werden."  Man  kann 
nämlich  nicht  sagen,  dass  die  Sachen,  welche  durch  einen  Unfall 
„in  einen  solchen  Zustand  gerathen  sind,  dass  ihr  Weitertransport 
nach  vernünftigem  Ermessen  unterbleiben  musste,^^  zu  den  ver- 
loren gegangenen  Sachen  zu  rechnen  seien;  da  das  H.G.B.  stets 
zwischen  venorenen  und  beschädigten  Sachen  unterscheidet  (Art.  607* 
610. 612.  614. 879—881),  ohne  an  irgend  einer  Stelle  anzudeuten,  dass 
die  Beschädigung,  wenn  sie  einen  gewissen  Grad  erreicht  hat,  als 
Verlust  betrachtet  werden  soll.  Wenn  nun  aber  Güter,  die  in  sehr 
beschädigtem  Zustande  im  Nothhafen  ankommen,  gerade  als  ge- 
rettete bezeichnet  werden  müssen,  so  bildet  der  oaselbst  ange- 
ordnete Verkauf  derselben  einen  Fall,  in  welchem  die  Waaren  in 
Folge  einer  Disposition  des  Befrachters  nicht  an  den  Empfänger 
gelangt;  und  zwar  eben  so  wohl,  wenn  der  Schiffer  zu  dem  Ver- 
kauf der  Waaren  geschritten  ist,  lUs  wenn  dieser  Verkauf  durch  den 
Befrachter  selbst  oder  einen  besonderen  Bevollmächtigten  desselben 
angeordnet  ist^  denn  der  Schiffer  würde  in  diesem  Falle  auf  Grund 
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des  Art  504  als  Vertreter  der  Ladungsinteressenten  gehandelt 
haben.  Hier  wäre  also  der  Befrachter  zur  Bezahlung  der  vollen 
Fracht  (Art.  583)  verpflichtet  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom 
30.  Juni  1870  in  KierulflPs  Samml.  VI  S.  352-357),  und  zwar 
gilt  dies  auch  in  dem  Falle,  wo  ein  Provenü  aus  dem  Verkauf 
überhaupt  nicht  erzielt  sein  sollte,  weil  der  Erlös  beispielsweise 
durch  die  entstandenen  Auktionskosten  vollständig  absorbirt  wor- 
den ist,  ganz  eben  so,  als  wenn  die  Waaren  im  Bestinmiungshaf'en 
auf  die  Anordnung  oder  Veranlassung  des  Befrachters  verkauft 
sein  sollten. 

Dasselbe  ist  zu  sagen,  wenn  die  Waaren  im  Bestimmungsorte 
wegen  erlittener  Beschädigung  auf  die  Seitens'  des  Destinatars  (der 
aber  die  Güter  nicht  abgenommen  hat)  oder  des  Befrachters  ver- 
anlasste Verfügung  einer  Behörde  verkauft  sind.  So  entschied 
m.  E.  mit  Recht  das  Ober- Appellations-Gericht  zu  Lübeck  in  einem 
Falle,  wo  eine  Kohlenladung,  welche  in  Brand  gerathen,  auf  Befehl 
des  Gerichts,  dessen  Einschreiten  die  Destinatare  beantragt  hatten,  ge- 
löscht und  öffentlich  verkauft  worden  war  (Erk.  vpm  29.  April  1867 
m  Kierulff's  Samml.  III  S.  314  f  S.  318  f.).  Anders  läge  freilich  die 
Sache,  wenn  die  Behörde  im  Nothhafen  oder  auch  im  Bestimmungs- 
hafen, bevor  der  Destinatar  die  Waaren  angenonmien,  aus  eigener 
Initiative,  etwa  mit  Rücksicht  auf  die  Sicnerheit  der  Besatzung, 
deren  Leben  der  Weitertransport  der  Ladung  gefährden  würde, 
oder  mit  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Sicherheit,  den  Verkauf  der 
Waaren  anordnete.  In  diesem  Falle  würde  ein  Verlust  der  Waaren 
zu  finden  sein,  nicht  in  der  Beschädigung,  die  sie  erlitten,  sondern 
in  dem  Verkaufe.  Und  ein  solcher  verkauf,  welcher  auf  Grund 
eines  vom  Schiffer  nicht  abzuwendenden  obrigkeitlichen  Befehls 
erfolgt,  ist  mit  demselben  Recht  als  Unfall  zu  bezeichnen,  als  die 
von  einer  Staatsgewalt  ausgehende  Konfiskation  von  Gütern. 

5.  Die  Bestimmungen  des  Abs.  1  müssen  nicht  nur  zur 
Anwendung  gebracht  werden,  wenn  das  Schiff  auf 
Stückgüter  verfrachtet,  sondern  auch,  wenn  dasselbe  im 
Ganzen  oder  zu  einem  verhältnissmässigen  Theil,  oder  wenn  ein 
bestimmter  Raum  desselben  verfrachtet  ist,  denn  in  jedem  dieser 
Fälle  liegt  eine  locatio  conductio  operis  vor  (Prot.  V  S.  2333). 

Art.  619. 

Ungeachtet  der  Nichtahlieferung  ist  die  Fracht  ssu  /sohlen  für 
Güter  ^  deren  Verlust  in  Folge  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit 
{Art.  607)  eingetreten  ist,  saune  für  Thiere,  welche  unterwegs  ge- 
storben 9ind. 

Inwiefern  die  Fracht  für  Guter  eu  ersetzen  ist,  welche  in 
FäOen  der  grossen  Haverei  aufgeopfert  worden  sind,  wird  durch  die 
Yorschriflen  iü>er  die  grosse  Haverei  bestimmt. 
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Die  Anfangsworte  ,, ungeachtet  der  Nichtablieferung'^ 
sollen  nur  den  Gegensatz  ausdrücken;  in  welchem  sich  dieser  Ar- 
tikel zum  vorigen  befindet.  Es  ist  aber  daraus  nicht  etwa  der 
Schluss  zu  ziehen,  ^^dass  in  allen ,  in  diesem  Artikel  nicht  er- 
wähnten Fällen  der  Nichtablieferung  keine  Fracht  zu  zahlen 
sei/'  Dies  dürfte  nur  dann  angenommen  werden,  wenn  im  Gesetz- 
buch als  Kegel  das  Prinzip  aufgestellt  wäre:  ist  die  Nichtabliefe- 
rung durch  einen  Zufall  herbeigeführt,  so  ist  keine  Fracht  zu 
zahlen,  und  von  dieser  Regel  nur  bestimmte  Ausnahmen  zugelassen 
wären.  Dies  ist  aber  nicht  geschehen,  vielmehi*  sind  die  verschie- 
denen Fälle,  in  denen  die  Nichtablieferung  durch  einen  Zufall  her- 
beigeführt ist,  „in  Kategorien  gebracht,  und  für  die  einzelnen 
Kategorien  selbständige  Regeln  aufgestellt,'^  wonach  bald  gar  keine 
Fracht  (Art.  618),  bald  blosse  Distanzfracht  (Art.  632),  bald  volle 
Fracht  zu  bezahlen  ist  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom 
30.  Juni  1870  in  Kierulffs  Samml.  VI  S.  351  f.  357). 

Art.  630. 

Für  Güter,  welche  ohne  Abrede  über  die  Höhe  der  Fracht  ssur 
Beßrderung  übernommen  sind,  ist  die  am  Abladungsorte  ettr  Ab- 
ladimgseeü  übliche  Fracht  zu  zaMen. 

Für  Güter  y  welche  über  das  mit  dem  Befrachter  vereinbarte 
Mass  hinaus  zur  Beförderung  übernommen  sind,  ist  die  Fracht 
nach  VerhäUniss  der  bedungenen  Fracht  zu  zahlen, 

1.  Die  Bestimmung  des  Abs.  1  ist  lediglich  eine  Anwendung 
des  allgemeinen,  schon  früher  durch  die  Praxis  adoptirten  Grund- 
satzes, dass  für  die  Frachtberechnung  die  Usanzen  des   Ablade- 

El  atz  es  massgebend  sind.  Und  der  Grund  für  dieses  Prinzip  ist 
auptsächlich  darin  zu  suchen,  dass  „es  sich  bei  der  Frachtbe- 
stimmung gerade  um  diejenigen  Eigenschaften  und  die  Ver- 
packungsweise  der  betreffenden  Waaren  handelt,  welche  in  dem 
Verschiffungshafen  die  gewöhnlichen  sind,^^  und  dass  im  Ablade- 
hafen  immer  „eine  Verschiffungs  -  Konkurrenz  gerade  derjenigen 
Waaren  stattfindet,  auf  deren  Verhältniss  zu  einander  es  an- 
kommt/^ während  dies  nur  selten  am  Bestimmungsorte  und  gar 
nicht  da,  wo  zufallig  der  Kontrakt  geschlossen  (den  beiden  Orten, 
die  bei  der  Frachtberechnun^  noch  in  Betracht  kommen  könnten) 
der  Fall  sein  wird.  (So  mit  Kecht  Voigt,  Neues  Archiv  f.  H.R.  II 
S.  283,  der  als  ferneren  Grund  noch  anfiihrt,  dass  der  Ablade- 
platz der  Ort  ist,  „an  welchem  der  Fracht-Kontrakt  zunächst  zur 
Ausfuhrung  kommen  soll/') 

2.  Ist  die  Fracht  för  bestimmte  Arten  von  Waaren  festgesetzt  und 
zagleich  vereinbart,  dass,  wenn  an  deren  Stelle  andere  Güter 
verladen  würden,  die  Fracht  im  richtigen  Verhältniss  hiemach  ver- 

Sütet  und  im  Abladungshafen  regulirt  werden  solle,  so  ist  in  Folge 
es  ausgesprochenen  rarteiwillens  das  Gericht  des  Bestimmungs- 
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Ortes  nicht  kompetent,  die  Richtigkeit  der  daeelbst  stattgehabten  Re- 
gulinmg,  mag  sie  durch  die  an  dem  gedachten  Orte  amtlich  be- 
stellten SachventändigeD  resp.  von  den  Parteien  gewählten  Schieds- 
männer, mag  sie  gerichtlieh  erfolgt  sein,  von  Neuem  einer  Prüfiing 
zu  unterziehen.  Haben  Mängel  bei  der  Citation  oder  sonstige  Un- 
regelmässigkeiten Btattgefunden ,  so  sind  diese  am  Abladangsorte, 
aber  nicht  am  Bestimmungsorte  geltend  zu  machen  (Entedi.  des 
O.A.G.  zu  Lübeck  vom  27.  September  1870  in  KierulfFs  SammL 
VI  S.  452—454).  Ist  der  gedachte  Vertrag  durch  den  Schiffer 
ftt^eschlossen ,  so  ist  gemäss  Art.  496  und  502  der  Eheder  daran 
gebunden  (So  auch  Meier  im  Centralorgan  f.  d.  D.  H.  u.  W.  R, 
N  F.  VII  S.  303  f.). 

Art.  6äl. 

Wetm  die  IVacht  nach  Mass,  Gewicht  oder  Menge  der  Güter 
bedingen  ist,  so  ist  im  Zweifel  onsunehmen,  dass  Mass,  Gemcht 
oder  Menge  der  abgelieferten  und  nicht  der  eif^elieferten  Güter  für 
die  Höhe  der  FracM  entscheiden  soll. 

Der  Artikel  stellt  (im  Gegensatz  zum  Art.  658)  eine  loterpre- 
tationaregel  auf,  denn  die  Worte  „es  ist  im  Zweifel  anzu- 
nehmen" weisen  darauf  hin,  dasa  die  Beetimmung  nicht  zur  An- 
wendong  kommt,  wenn  ein  entgegengesetzter  WiDe  der  Kontra* 
hentoo  nicht  blos  ausdrücklich  auegesprochen  ist,  sondern  nur  nach- 

fe wiesen  werden  kann  (vgl.  das  durch  Kntach.  dee  O.A.G.  zu 
ubeck  vom  27.  Januar  ltJ70  bestätigte  Erk.  des  0.0.  zu 
16.  September  1869  in  Kierulff's  Samml.  VI  S.  54  f.). 
el  selbst  wird  dadurch  motivirt,  dass  der  Verfrachter 
Ansprüche  aus  dem  Fracht  vertrage  geltend  machen 
denselben  erfüllt  bat.  Demgemäss  kann  er  nur  tiir 
rte  Quantum  die  Fracht  fordern,  da  er  in  Wahrheit 
ach  dem  BeHtimmui^sort  transportirt  hat.  Er  muas 
i^nbusse  an  seinen  rVachtaiiaprüchen  erleiden,  wenn 
>uantnm  während  des  Transports  verringert,  wie  auf 
Seite  die  Fracht  erhöht  wird,  wenn  das  Quantum  zu- 
it. 

Art.  633. 

ler  Fracht  können  Kaplaken,  JVäm^en  und  dergleichen 

H  werden,  sofern  sie  nicht  ausbedungen  sind. 

ähnlichen  und  ungewöhnUchm  Unkosten  der  Schifffahrt, 

'"Jd,  Hafengeld,  Leuchtfeuergeld,  Schlepplohn,  Quaran- 

seisungskosten  und  dergleichen,  fallen  in  Ermangelung 

#*■""■    abrede   dem    Verfrachter    allein   zur  Last, 

Massregeln ,  welche  die  Auslagen  verttr- 

D'oeiUvertrages  nicht  verpflichtet  war. 

averei,  sowie  die  Fälle  der  Aufwendtay 
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von  Kosten  gur  Erhaltung^  Bergimg  und  Bettung  der  Ladung  werden 
durch  diesen  Artikel  nicht  berührt. 

1.  Die  Unkosten,  welche  der  Abs.  2  aufführt,  fasste 
man  früher  unter  den  Begriff  der  kleinen  oder  ordinären  Havarie 
zusammen;  indem  man  darunter  alle  Ausgaben  verstand,  die  ein 
beladenes  Schiff  gewöhnlich  während  der  Keise,  bis  es  im  Hafen 
festgemacht  ist,  zu  machen  hat  (Pohls,  Seerecht  H  S.  627.  Ealtenbona^ 
Seerecht  II S.  57.  §  1774  Preuss.  A.L.R.  H,  8).  Dieselben  wurden  in 
Ermangelung  einer  vertragsmässigen  Festsetzung  in  der  Regel  in  der 
Weise  auf  Schiff  und  Ladung  vertheilt,  dass  das  Schiff  ein  jDritttheil, 
die  Ladung  zwei  Dritttheile  zu  tragen  hatte  (§  1782  Pr.  A.L.R.  II,  8). 
Die  neueren  Gesetzgebungen  haben  regelmässig  den  Begriff  der  kleinen 
Havarie  überhaupt  aufigegeben,  die  gedachten  Ausgaben  als  Un- 
kosten des  Schififahrts  -  Betriebes  auigefasst  und  sie  so  durch  das 
Schiff  allein  tragen  lassen,  indem  von  der  Ansicht  ausgegangen 
wurde,  dass  diese  Kosten  nach  der  Meinung  der  Eontranenten 
durch  die  Frachtgelder  gedeckt  werden  sollten.*)  Auf  diesem 
Standpunkt  steht  auch  das  Handelsgesetzbuch. 

2.  Unter  den  durch  Massregeln,  zu  denen  der  Ver- 
frachter auf  Grund  des  Frachtvertrages  nicht  ver- 
pflichtet ist,  verurBachten  Auslagen  sind  Auseisungs- 
kosten  und  ähnliche  ausserordentliche  Reisekosten  zu  verstehen. 
If'ür  Kosten  dieser  Art  hatte  der  Preussische  Entwurf  (Art.  507)  das 

alte  Recht  beibehalten  und  dieselben  demgemäss  dem  Ladungs- 
empianger  auferlegt,  und  zwar  wohl  deshalb,  weil  es  zweifelhaft 
sein  dürfte,  ob  derartige  Ausgaben  noch  unter  den  Begriff  der 
kleinen  Havarie  fallen.  Diese  Ausnahme  wurde  aber  auf  der 
Hamburger  Konferenz  beseitigt,  indem  man  geltend  machte,  dass 
solche  ausserordentliche  Auslagen  in  der  Regel  nicht  unbedingt 
erforderlich  wären,  sondern  dem  Schiffer  meistens  die  Wahl 
„zwischen  der  Aufwendung  derselben  und  dem  Abwarten  der 
natürlichen  Beseitigung  des  betreffenden  Hindernisses'^  bliebe,  und 
ferner,  dass  derselbe,  wenn  nicht  ,,sein  eigenes  Interesse^  ihn  „zu 
solchem  Aufveande*^  veranlasste,  sich  in  der  Regel  zuvor  „mit  den 
Ladungsinteressenten  in  Benehmen  setzen'^  und  dieselben  „ver- 
tragsmässig^'  dazu  bewegen  könnte,  einen  Theil  jener  Kosten  zu 
tragen  (Prot  V  S.  2341  f.).  Natürlich  wird  der  Schiffer  diese 
letztere  Möglichkeit  nicht  haben,  wenn  er  „in  Folge  einer  aus- 
drücklichen oder  selbstverstandenen  Bestimmimg  des  Frachtver- 
trages^'  (weil  dieser  sich  nicht  in  anderer  Weise  ausführen  lless) 
zur  Frgreifung  der  in  Rede  stehenden  Massregel  verpflichtet  ist 
(Prot  VIU  S.  3931). 


*)  So  der  Code  de  eomm,  art,  406:  Le9  lamanaget ^  touages,  püotage», 
paur  etUrer  dam  lee  Jiavre»  ou  rivihres^  ou  pour  en  sortir^  le$  draüe  de 
congisy  vitiUs  rapporiSy  tannes,  balises,  ancragee  et  autres  droits  de  tiamga- 
tion,  ne  sunt  point  avaries;  maü  üs  sont  de  simplee  frais  h  la  Charge  du 

navire. 
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Für  Lübeck  kommt  noch  in  Betracht  der  Art.  18  des  Ein- 
führungsges.  vom  26.  Oktober  1868: 

Für  die  Beschlussnaihme  über  das  Ein-  und  Äuseisen  der 
Schiffe  bei  eugefrorener  Trave^  'ingleichen  für  die  Vertheilung  der 
desfaUsigen  Kosten  bleibt  die  Verordnung  vom  1.  Dezember  1841^ 
das  Ein-  und  Ät^seisen  betreffend,  in  Kraft; 

und  diese  Verordnung  wieder  bestimmt: 

L  Zu  der  Beschlussftzssung,  ob  ein  in  Travemünde  liegendes  Schiff 
von  dort  hierher  eingeeiset,  oder  ein  im  hiesigen  Hafen  einge- 
frorenes, annoch  zur  Fahrt  in  See  bestimmtes  Schiff  nach  der 
Travermünder  Bhede  hin  ausgeeiset  werden  soUe,  ist  die  Zur 
Stimmung  dreier  Vieriheile  der  Ladirngs-Interessenten^  diese  nach 
Lasten  der  geladenen  Güter  berechnet,  erforderlich.  Der  Schiffer 
oder  die  Schiffseigner  sind  an  diesen  Beschiuss  gebunden. 

3.  Von  den  Kosten  für  jedes  einzelne  Schiff  trägt  ein  Dritäheil 
das  Schiff  und  zwei  Dritttheile  die  Ladung. 

4.  Dieser  ^/a  Kosten -Äntheil  der  Ladung  wird  unter  die  verschie- 
denen Interessenten  derselben  nach  Verhältniss  der  Lastenzahl 
ihrer  Güter  vertheilt. 

3.  Ueber  die  grosse  Havarie^  die  Bergung  und  Ret- 
tung der  Ladung  konunen  die  besonderen  Bestimmungen  des 
Gesetzbuchs  zur  Anwendung  (Tit.  8  Abschn.  1.  Tit.  9).  Ob  aber 
die  Kosten,  welche  durch  die  zur  Erhaltung  der  Ladung 
getroffenen  Massre^eln,  soweit  diese  nicht  unter  einen  der  ge- 
nannten Begriffe  fsdlen,  den  Verfrachter  oder  den  Ladungsinteres- 
senten  treffen,  ist  im  konkreten  Falle  durch  richterliches  Ermessen 
zu  bestimmen  (Vgl.  Prot.  VIII  S.  4224—42261  Der  Richter, 
welcher  natürlich  Sachverständige  zuziehen  wird,  hat  bei  seiner 
Entscheidung  sich  von  dem  Brauch  der  betreffenden  Kreise  leiten 
zu  lassen,  wonach  solche  Kosten,  welche  auf  jeder  Reise  vorkommen 
können  und  deren  Ersatz  in  der  Fracht  bereits  enthalten  ist,  vom 
Verfrachter  (wie  z.  B.  für  das  Umstechen  einer  Getreideladung), 
andere  dagegen  (wie  z.  B.  für  die  Fütterung  von  Thieren)  von 
den  Ladungsinteressenten  getragen  werden. 

Art.  623. 

Wenn  die  Fracht  nach  Zeit  bedungen  ist,  so  beginnt  sie  in  Fr- 
numgehmg  einer  anderen  Abrede  mit  dem  Tage  zu  laufen,  der  auf 
denjenigen  folgt,  an  welchem  der  Schiffer  angezeigt  hat,  dass  er  zur 
Emnahme  der  Ladung,  oder  bei  einer  Meise  in  Ballast,  dass  er  zum 
Anritt  der  Beise  fertig  und  bereit  sei,  sofern  aber  bei  einer  Beise 
in  BäUast  diese  Anzeige  am  Tage  vor  dem  Antritt  der  Beise  noch 
nicht  erfolgt  ist,  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Beise  angetreten 
wird. 

Ist  Liegegeld  oder  Ueberliegezeit  bedungen,  so  beginnt  in  allen 
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Fällen  die  ZeiifracM  erst  mit  dem  Tage  zu  laufen  ^  an  welchem  der 
Antritt  der  Reise  erfolgt. 

Die  Zeitfracht  endet  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Löschung 
vollendet  ist. 

Wird  die  Heise  ohne  Verschulden  des  Veffrachters  verzögert 
oder  unterbrochen,  so  muss  für  die  2kmscheneeit  die  Zeitfracht  fort- 
entrichtet  werden,  jedoch  unbeschadet  der  Bestimmungen  der  Art.  €39 
und  640. 

1.  Hinsichtlich  des  Beginns  der  Zeitfracht  sind  in  den  ver« 
Bchiedenen  Gesetzgebungen  besonders  zwei  Grundsätze  zur  Gel- 
tung gelangt.  Nach  dem  einen,  der  namentlich  im  englischen 
(Abbott,  treatise  p.  369)  und  französischen  Recht  (Code  de  camm. 
art.  S^S)*)  gilt,  beginnt  die  Fracht  mit  dem  Tage,  an  welchem  das 
Schiff  ausläuft,  nach  dem  anderen,  der  fi'üher  in  den  meisten 
deutschen  Häfen  als  der  herrschende  bezeichnet  werden  konnte, 
läuft  die  Fracht  von  dem  Tage  an,  an  welchem  der  Verfrachter 
das  Schiff  dem  Befrachter  zur  Verfügung  gestellt  hat.  Das  H.G.B. 
hat  den  letzteren  Grundsatz  adoptirt.  ^ch  den  Bestimmungen 
des  Gesetzbuchs  über  den  Anfang  der  Ladezeit  (Art.  595)  konnte 
nämlich  die  Fracht  nicht  mit  dem  Tage  der  Anzeige  von  der 
Ladebereitschaft,  sondern  erst  mit  dem  darauf  folgenden  beginnen. 
Bei  einer  Reise  in  Ballast  aber  kann  die  Fracht  erst  zu  laufen  be- 
ginnen mit  dem  Tage  nach  der  Anzeige  des  Schiffers,  dass  er  zum 
Antritt  der  Reise  bereit  sei  und  nicht  scnon,  wie  der  Preussische  Ent- 
wurf (Art.  508)  wollte,  mit  dem  Tage,  an  dem  das  Einnehmen  des 
Ballastes  begonnen  hat,  denn  dieses  gehört  zu  den  Vorbereitungen 
für  die  Fertigstellung  des  Schiffes.  Dass  das  Gesetzbuch  die  Fracht 
auch  beginnen  lässt  mit  dem  Antritt  der  Reise  selbst,  wenn  nicht 
am  Tage  vor  demselben  eine  Anzeige  von  der  Reisebereitschaft 
erfolg  ist,  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Erklärung  des  Schiffers 
nur  die  Reisebereitschaft  bekunden  soll,  diese  aber  durch  die  wirk- 
lich erfolgte  Abreise  vollständig  dargethan  wird  (VgL  Prot  V 
S.  2343—2346.  VHI  S.  3932). 

2.  Kann  der  Schiffer  die  Anzeige  nicht  erstatten,  weil  der 
Befrachter  sich  nicht  an  dem  Orte  aufliält,  wo  das  Schiff  licet, 
auch  daselbst  keinen  Bevollmächtigten  hat,  dem  die  Anzeige  wirk- 
sam gemacht  werden  kann,  so  wird  dieser  ersetzt  durch  „Er- 
hebung eines  Protestes  über  die  Unausfiihrbarkeit  der  Anzeige- 
erstattung,'' ja  nach  dem  Wortlaute  des  Artikels  würde  man  bereits 
die  Absendung  der  Anzeige  an  den  Befrachter  ftir  genügend  zu 
halten  haben  (Prot.  S.  2346). 

3.  Dass  beider  Vereinbarung  von  Liegegeld  oder 
von  Ueberliegezeit  (ohne  Erwähnung  des  Liegegeldes)  die 
Zeitfracht   erst  mit   dem    Antritt  der  Reise  beginnt,  erklärt  sich 


*)  Si  le  navire  est  friU  au  mois  et  s'il  n'y  a  eonventian  corUraire,   le 
fret  eourt  du  jour  oü  le  navire  a  fait  voüe. 


Von  dem  Frachtgeschäft  zur  Befördenuig  von  Gütern.  269 

daraus,  dass  ^^die  Vei^pflichtun^,  Liegegeld  zu  bezahlen ^  mit  der 
Yerpflichtuiig,  zugleich  Zeitfracnt  zu  entrichten,  prinzipiell  nicht 
yereinbar^  ist^  una  dass  die  Kontrahenten  durch  die  ^^  Vereinbarung 
von  Liegegeld^^  deutlich  zu  erkennen  gegeben  haben  ^  dass  ^,die 
Zeitfiracht  nur  för  die  Reise''  bezahlt  werden  soll,  nicht  auch  für 
;,die  Zeit  der  Vorbereitung  zu  derselben/'  dass  vielmehr  „i^  dieser 
Beziehung  die  flir  die  gewöhnlichen  Fälle  der  Frachtbestimmimg 
geltenden  Vorschriften  zur  Anwendung  kommen"  sollen  (Prot.  VIU 
S.  3932  f.). 

4.  Der  letzte  Absatz  lässt  in  dem  Falle,  wo  die  Beise  ver- 
zögert oder  unterbrochen  wird,  ohne  dass  einer  der  Kontra- 
henten dies  verschuldet  hat,  den  Befrachter  den  Nachtheil  treffen, 
da  —  wie  auf  der  Hamburger  Konferenz  hervorgehoben  wurde  — 
„das  Bedürfniss  des  Verkehrs  die  möglichste  Bewahrung  des  schon 
in  sich  gerechtfertigten  Prinzips  erfordert,  dass  die  Fracht,  nach- 
dem sie  zu  laufen  begonnen,  bis  zur  Beendigung  der  Löschung 
fortläuft"  (Prot.  V  S.  2347).  Das  Gesetzbuch  macht  Ausnahmen 
von  diesem  Prinzip  einmal  in  dem  Falle,  wo  der  Aufenthalt  in 
einer  Verfügung  von  hoher  Hand  seinen  Grund  hat*)  (Art.  639), 
und  femer  dann,  wenn  der  Aufenthalt  durch  die  Noth wendigkeit 
verursacht  ist,  das  Schiff  auszubessern  (Art.  640). 

Art.  624. 

Der  Verfrachter  hat  wegen  der  im  Art.  615  erwähnten  For- 
derungen ein  Pfandrecht  an  den  Crütem. 

Das  Pfandrecht  besteht,  so  lange  die  Güter  gu/rückbehalten  oder 
deponirt  sind;  es  dauert  auch  nach  der  Äbliefenmg  noch  fort^  sofern 
es  hinnen  dreissig  Tagen  nach  Beendigung  d^rseWen  gerichtlich  gel- 
tend gemacht  wird;  es  erlischt  jedoch  ^  sobald  vor  der  gerichtlichen 
Geltendmachung  die  Güter  in  den  Gewahrsam  eines  Dritten  gelangen, 
weldier  sie  nicht  für  den  Empfänger  besitzt 

1.  Schon  seit  früher  Zeit  wurde  allgemein  dem  Verfrachter 
wegen  seiner  Forderungen  aus  dem  Frachtvertrage  ein  Retentions- 
recht an  den  transportirten  Waaren  eingeräumt.  Auch  das  H.G.B. 
spricht  demselben  ein  solches  zu,  indem  es  ihn  nur  verpflichtet, 
Zug  um  Zug  gegen  Empfang  des  ihm  Geschuldeten  die  Ladung 
an  den  Destinatar  abzuliefern  (Art.  615).  Nur  um  den  Verfrachter 
zu  veranlassen,  von  diesem  Retentionsrecht,  dessen  „strikte  ''und 
öfter  sich  wiederholende  Ausübung"  störend  in  den  Geschäftsver- 
kehr eingreift,  möglichst  wenig  Gebrauch  zu  machen  und  sich 
auch  „ohne  Entrichtung  der  Fracht  zur  Auslieferung  der  Güter" 


*)  Aehnlich  der  Code  de  comm,  art  277 :  S*ü  existe  une  force  majeure^ 
qui  rCempeche  que  pour  un  temps  la  sortie  du  navire  lee  Conventions  sub- 
»istenty  et  il  ny  a  pas  lieu  b.  dommag es-interits  h  raison  du  retard.  —  Elles 
fubsistevU  Sgalement,  et  il  n^y  a  lieu  h  aucune  au^mentation  de  frei,  si  la  force 
majeure  arrtve  pendant  le  voyage. 
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herbeizulassen,  räumt  das  Gesetzbuch  demselben  nach  dem  Vor- 
gänge anderer  Gesetzgebungen*)  ein  beschränktes  Pfandrecht 
ein.  Das  Pfandrecht  ist  beschränkt  worden,  weil  es  „nach  Ab- 
lieferung der  Gtiter^'  wirken  soll,  dies  aber  mit  denjenigen  Gesetz- 
gebungen schwer  zu  vereinigen  ist,  welche  an  beweglichen  Sachen 
nur  ein  Faustpfand  zulassen  (Prot.  V  S.  2348  f.).  Das  Pfandrecht 
ist  insofern  beschränkt,  als  es  nur  so  lange  existirt,  als  die  Waaren 
sich  in  den  Händen  des  Empfangers  oder  eines  Stellvertreters  des^ 
selben  befinden,  und  ferner  als  es  nur  während  einer  bestimmten 
Zeit  nach  der  Ablieferung  geltend  gemacht  werden  kann.  Diese 
Frist  hatte  der  Preussische  Entwurf  (Art.  509)  auf  drei  Tage  fest- 

fesetzt.     Die  Hamburger  Konferenz  erweiterte  dieselbe  in  zweiter 
jcsung  auf  dreissig*  Tage  (Prot.  VIH  S.  3936). 

2.  Das  Pfandrecht  des  Verfrachters  erlischt,  sobald  ein 
Dritter  den  Besitz  an  den  Waaren  erwirbt,  während  es  durch  ein 
über  diese  vom  Empfänger  abgeschlossenes  Veräusserungsgeschäft 
noch  nicht  untergehen  würde.  Dagegen  ist  der  Titel,  auf  Grund 
dessen  der  Dritte  besitzt  (Eigenthum,  Pfandrecht)  irrelevant.  Nur 
muss  er  juristischen  Besitz  haben,  er  darf  nicht  Stellvertreter  des 
Destinatars  sein,  nicht „für  den  Empfanger''  besitzen. 

Art  625. 

Im  Falle  des  Streits  über  die  Forderungen  des  Verfrachters 
ist  dieser  die  Güter  ausmliefem  verpflichtet^  sobald  die  streitige 
Summe  bei  Gericht  oder  bei  einer  anderen  ewr  Annahme  von  Depo- 
siten ermächtigten  Behörde  oder  Anstalt  deponirt  ist 

Nach  Ablieferung  der  Güter  ist  der  Verfrachter  zur  Erhebung 
der  deponirten  Summe  gegen  angemessene  Sicherheitsleistung  be- 
rechtigt. 

Das  Gesetz  verpflichtet  den  Verfrachter  nicht  in  jedem  F^e, 
gegen  Deponirung  der  ihm  geschuldeten  Summe  die  Waaren  an 
den  Empfänger  abzuliefern,  sondern  nur  alsdann,  wenn  der  Letztere 
die  Höhe  der  Forderung  des  Ersteren  bestreitet  oder  Gegenan- 
sprüche gegen  dieselbe  geltend  macht. 

Art.  626. 

So  lange  das  Pfandrecht  des  Verfrachters  besteht  ^  kann  das 
Gericht  auf  dessen  Ansuchen  verordnen,  dass  die  Güter  ganz  oder  m 


*)  So  Code  de  comm,  art.  307 :  Le  capUaine  est  prißri  pour  son  frei 
8ur  lea  marchandises  de  son  chargement  pendant  quinzaine  aprh  leur  dili- 
vrancej  ei  elles  ri'ont  passS  en  mains  tierces.  —  art.  3c8:  En  cas  de  faillite 
des  chargeurs  au  riclamateurs  avant  Vexpiration  de  la  quinzaine  le  capitaine 
est  privüigU  sur  tous  les  erwandere  pour  le  paiement  de  son  fret  ei'  des 
avaries,  qui  lui  sont  dues.  Vgl.  PardessuSy  cours  de  droit  commercial  III 
no,  962, 


r^  r 
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emem  e^/Usprechenden  Theil  Behufs  Befriedig%mg  des  Verfrachters 
öffentlich  verkauft  werden. 

Dieses  Becht  gebührt  dem  Verfrachter  auch  gegenüber  den  übrigen 
Glätibigern  und  der  Konkursmasse  des  Eigenthümers. 

Das  Gericht  hat  die  Betheiligten,  wenn  sie  am  Orte  anwesend 
sind^  über  das  Gesuch,  bevor  der  Verkauf  verfugt  wird,  zu  hören. 

Art.  637. 

Hat  der  Verfrachter  die  Güter  ausgeliefert  ^  so  kann  er  wegen 
der  gegen  den  Empfänger  ihm  zustehenden  Fordenmgen  (Art.  615) 
<m  dem  Befrachter  sich  nicht  erholen.  Nur  insoweit  der  Befrachter 
mit  dem  Schaden  des  Verfrachters  sich  etwa  bereichem  würde,  findet 
ein  Büekgriff  statt. 

1.  Der  Frachtvertrag  wird  abgeschlossen  zwischen  dem  Be- 
frachter und  dem  Verfrachter;  und  es  ist  demgemäss  an  sich  auch 
der  Erstere  zur  Befriedigung  des  Letzteren  wegen  der  Forderungen 
aus  dem  Frachtvertrage  verpflichtet.  Allein  der  Verfrachter  oe- 
kommt  vom  Befrachter  „wegen  der  Fracht  eine  Assignation  an  den 
Empfänger."  Er  erhält  den  „Auftrag ,  gegen  Auslieferung  der 
Güter  die  Fracht  vom  Empfönger"  zu  erheben.  Thut  er  dies 
nicht  und  übt  er  dies  ihm  zustehende  Retentions-  und  Pfandrecht 
nicht  auS;  so  macht  er  sich;  da  ihm  das  einC;  wie  das  andere  nicht 
lediglich  in  seinem  eigenen  Interesse;  sondern  zugleich  im  Interesse 
des  Befrachters  eingeräumt  ist;  einer  culpa  schuldig  und  wird  in 
Folge  des  zwischen  ihm  und  dem  Befrachter  bestehenden  Mandats - 
'Verhältnisses  dem  Letzteren  zum  Ersatz  des  diesem  entstehenden 
Schadens  verpflichtet.  Dieser  Schaden  besteht  in  der  Frachtforde- 
rung, deren  Zahlung  nun  dem  Befrachter  obliegen  würde.  Und  so 
kompensirt  gewissermassen  das  ßecht  zwischen  dem  Anspruch  des 
Verfrachters  gegen  den  Befrachter  auf  die  Fracht  und  der  Ver- 
pflichtung desselben  zur  gleichen  Leistung  an  den  Befrachter;  wenn 
es  Verlust  der  Frachtforderung  für  den  V  erfrachter  statuirt  (Prot. 
V  S.  2362  f.  VIII  S.  3941). 

Diese  Grundsätze  fanden  schon  nach  dem  früheren  Kecht  viel- 
fach in  Deutschland  ihre  Vertheidiger  (Prot.  V  S.  2361 ;  vgl.  Erk. 
des  Hamb.  Handelsger.  vom  19.  Dezember  1862  in  der  Samml. 
von  Hermann  und  Hirsch  Nr.  36  S.  152)  und  sind  auch  in  andere 
Gesetzgebungen  übergegangen.  *) 

2.  Wenn  das  Gesetzbuch  eine  Ausnahme  alsdann  statuirt; 
wenn   der  Befrachter   sich   sonst  mit  dem   Schaden  des    Ver- 


*)  So  kann  sich  auch  nach  dem  Code  de  comm.  art.  305  der  Verfrachter 
nar  dann  an  den  Befrachter  halten ,  wenn  die  Güter  zur  Deckung  der  Fracht 
nicht  ausreichen.  Dagegen  erscheint  nach  englischem  Becht  das  Retentions- 
recht als  dem  Verfrachter  ausschliesslich  in  seinem  eigenen  Interesse  gegeben, 
und  es  kann  demgemäss  dieser  den  Befrachter  auf  Zahlung  der  Fracht  in  An- 
spruch nehmen,  auch  wenn  er  sein  Retentionsrecht  nicht  geltend  gemacht  hat : 
Abholt,  treeUise  p.  370-373. 


272  Fünfter  Titel. 

frachters  bereichern  würde,  so  ist  dabei  hauptsächlich  an  den 
Fall  gedacht,  dass  ,,Belrachter  und  Empfanger  juristisch  eine  und 
dieselbe  Person^'  sind,  d.  h.  wo  der  Absender  und  Empfänger  ^^ein 
und  dasselbe  Handlungshaus^'  bilden;  oder  wo  der  Empfänger  der 
Kommissionär  des  Befrachters  ist  (Prot.  V  S.  2363  VIII  S.  3938). 

3.  Selbstverständlich  cessirt  die  Regel  des  Artikels,  wenn  nach 
dem  Frachtverträge  der  Befrachter  die  Fracht  zu  zahlen 
hatte  (Prot.  Vni  S.  3941). 

4.  Da  der  Verlust  der  Frachtforderung  als  die  Folge  der 
durch  seine  culpa  bekundeten  Verpflichtung  des  Verfrachters  zuuei 
Schadenersatz  erscheint,  so  kann  der  erste  Satz  des  Artikels  da 
keine  Anwendung  finden,  wo  die  Realisirung  der  Forderung^i 
aus  dem  Frachtvertrage  gegen  Ablieferung  der  Ladung  unmög- 
lich war,  wo  also  einerseits  die  Waaren  unbedingt  ausgeladen 
werden  mussten,  und  andererseits  eine  Deponirung  derselben  resp. 
eine  gerichtliche  Beschlagnahme  oder  Geltendmacnung  des  Pfand- 
rechts  in  Folge  des  Rechts  und  der  Einrichtungen  des  (auslän- 
dischen) Löschungshafens  nicht  bewerkstelligt  werden  konnte  (VgL 
Entsch.  des  H.A.G.  zu  Nürnberg  vom  13.  Mai  1870  in  Qold- 
schmidt's  Zeitschr.  XIX  S.  559). 

Art.  638. 

Hat  der  Verfrachter  die  Qüter  nicht  ausgeliefert^  imd  von  dem 
im  ersten  Ahsatfs  des  Art.  626  bezeichneten  Rechte  Gebrauch  ge- 
macht,  jedoch  durch  den  Verkauf  der  Guter  seine  vollständige  Bc- 
friedigung  nicht  erhalten^  so  kann  er  an  dem  Befrachter  sich  erholen^ 
soweit  er  wegen  seiner  Forderungen  aus  dem  zivischen  ihm  und  dem 
Befrachter  abgeschlossenen  Frachtvertrage  nicht  befriedigt  ist 

Diese  Bestimmung  ist  eine  nothwendige  Folge  des  dem  Art. 
627  zu  Grunde  liegenden  Prinzips,  wie  sie  auch  das  französische 
Recht  enthält.*) 

Art.  629. 

Werden  die  Güter  von  dem  Empfänger  nicht  abgenommen^  so 
ist  der  Befrachter  verpflichtet  y  den  Verfrachter  wegen  der  Fracht 
und  der  übrigen  Fordenmgen  dem  Frachtvertrage  gemäss  jsu  6e- 
friedigen. 

Bei  der  Abnahme  der  Güter  durch  den  Befrachter  kommen  die 
Art  593  bis  626  in  der  Weise  smr  Anwendung,  dass  an  Stelle  des  in 

*J  Code  de  comm,  art.  305:  Si  le  consignataire  refuse  de  reeevoir  les 
marchandises,  le  capitaine  ptuty  par  autoriU  de  justice^  en  faire  vendre  povr 
le  paiement  de  son  frei ,  et  faire  ordonner  le  depöt  du  surplus,  --  S'ü  y  a 
insuffiaancej  ü  conserve  son  recours  contre  le  chargeur.  Diese  Bestimmung 
bezieht  sich  natürlich  nicht  nur  auf  den  Fall,  wo  der  Destinatar  die  Annahme 
der  Waaren  überhaupt  verweigert,  sondern  sich  weigert,  die  Fracht  gjt^'&^k 
den  Empfang  der  Güter  zu  bezahlen;  denn  bis  dies  geschieht,  wird  die  auf 
Verlangen  des  Kapitäns  erfolgte  Deposition  der  Waaren  fortgesetzt  (arL  306), 
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diesen  Artikeln  bezeichneten  Empfängers  (fer  Befrachter  tritt.  Insbe^ 
sondere  steht  in  einem  solchen  Falle  dem  Verfrachter  wegen  seiner 
Forderungen  das  ZurücMehaltungs-  und  Pfandrecht  an  den  Gütern 
nadi  Massgabe  der  Art.  624^  625^  626,  sowie  das  im  Art.  616  be- 
seichnete  Recht  zu. 

Art.  €30. 

Der  Frachtvertrag  tritt  amser  Kraft  ^  ohne  dass  ein  Theü  mr 
EtUschädigung  des  anderen  verpflichtet  ist,  wenn  vor  Antritt  der 
Heise  durch  einen  Zufall 

1.  das  Schiff  verloren  geht,  insbesondere 

wenn  es  verunglückt, 

wenn  es  als  reparaturu/nfähig  oder  reparaiurunwürdig  kon- 
demniri  (Art  444)  und  in  dem  letzteren  Falle  ohne  Ver- 
zug öffentlich  verkauft  wird, 

wenn  es  geraubt  mrd, 

wenn  es  aufgebrO'Cht  oder  angehalten  und  für  gute  Prise  er- 
klärt unrd;  oder 

2.  die  im  Frachtvertrage  nicht  blos  nach  Art  oder  Gattung,  son- 
dern speziell  bezeichneten  Güter  verloren  gehen]  oder 

3.  die,  wenn  auch  nicht  im  Frachtvertrage  speziell  bezeichneten 
Güter  verloren  gehen,  nachdem  dieselben  bereits  an  Bord  ge- 
bracht oder  Behufs  Einladung  in  das  Schiff  an  der  Ladungs- 
stelle von  dem  Schiffer  übernommen  worden  sind. 

Hat  aber  in  dem  unter  Ziffer  3  bezeichneten  Falle  der  Verlust 
der  Güter  noch  innerhalb  der  Wartezeit  (Art  580)  sich  zugetragen, 
so  tritt  der  Vertrag  nicht  ausser  Kraß,  sofern  der  Befrachter  ohne 
Verzug  sich  bereit  erklärt,  statt  der  verloren  gegangenen  andere  Güter 
(^.  563)  zu  liefern,  und  mit  der  Lieferung  noch  innerhalb  der 
Wartezeit  beginnt.  Fr  hat  die  Abladung  der  anderen  Güter  binnen 
kürzester  Frist  zu  vollenden^  die  etwaigen  Mehrkosten  dieser  Ab- 
ladung zu  tragen^  und  insoweit  durch  dieselbe  die  Wartezeit  über- 
schritten wird,  den  dem  Verfrachter  daraus  entstehenden  Schaden  zu 
ersetzen. 

1.  Die  Art.  630  bis  640  beziehen  sich  zunächst  auf  die  Ver- 
frachtung eines  Schiffes  im  Ganzen. 

2.  Das  Gesetzbuch  lässt  den  Frachtvertrag  ausser  Kraft  treten 
bei  der  durch  Zufall  verursachten  Unmöglichkeit^  das  verfrachtete 
Schiff  oder  die  bedungene  Ladung  zu  liefern.  Von  Einfluss  war 
hierbei  das  Prinzip  des  Preuss.  A.L.R.  (§  364  I,  5),  dass,  wenn 
„die  Unmöglichkeit,  den  geschlossenen  Vertrag  zu  erfüllen,  durch 
einen  Zufall"  entsteht,  „der  Vertrag  für  aufgehoben  angesehen" 
wird,  welches  in  dem  Preussischen  Entwurf  (Art.  512)  zur  Anwendung 
gelangt  war,  und  das  man  auf  der  Hamburger  Konferenz  deshalb 
adoptirte,  weil  „die  durch  Zufall  eingetretene  Unmöglichkeit  der 
Leistung    des    einen   Theils    den   anderen  Theil  von  der    Gegen- 
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leistUDg   befreie,   und   dies    dem  Reaultate   nach    zu    völliger  Auf- 
lösung des  Vertrages  führe"  (Prot  V  S.  2367). 

3.  Unmöglich  wird  die  Leistung  durch  den  Untei^gang  des 
Schiffee,  weil  der  Frachtvertrag  nicht  schlechtweg  auf  Transpor- 
drung  einer  Quantität  Waaren  nach  dem  Beatimmungsorte  ge- 
richtet ist,  sondern  auf  Transportirung  mit  diesem  bestimmten 
SchifiFe.  Dass  dasselbe  auch  beim  Uutergange  der  Waaren  ange- 
nommen wurde,  rechtfertigte  man  in  folgender  Weise:  Die  Aus- 
führung des  Frachtvertrages ,  die  Erfüllung  der  locatio  condictio 
operis  ist  unmöglich,  „wenn  der  bedungene  Transport  durch  Zufall 
unausführbar  geworden,"  also  auch  wenn  „die  im  Fracht  vertrage 
bedungene  Waare"  untergeht  (Prot.  V  S.  2368).  Der  Verfrachter 
miethe  sich  nämlich  „die  Gelegenheit,  durch  den  Transport  Er- 
werb zu  macheu,  von  dem  Befrachter,  als  dem  loeator,  dessen  Ver- 
pflichtung demnach  nicht  blos  darin  bestehe ,  Greld  fUr  den  ausge- 
führten Transport  zu  bezahlen,"  sondern  auch  „die  Waaren  zum 
Transporte  zu  liefern."  Von  dieser  letzteren  Verbindlichkeit  werde 
der  Befrachter  „mit  dem  Untergange  der  von  ihm  versprochenen 
Waaren,  weil  dadurch  seine  vertragsmässige  Leistung  unmöglich 
geworden,"  befreit  (Prot.  VIII  S.  3948). 

4.  Der  Preussische  Entwurf  hatte  die  Auflösung  des  Vertrages 
eintreten  lassen  in  allen  Fällen  einer  faktischen  und  juristischen, 
dauernden  und  nur  zeitweiligen  Unmöglichkeit  der  Erfüllung  (vgl. 
Prot.  V  S.  2369.  2381  f.).  Die  Hamburger  Konferenz  gelangte 
nach  langen  Berathungen  schliesslich  zu  dem  Resultate,  ipso  iure 
eintretende  Auflösung  des  Vertrages  nur  in  den  Fällen  fak- 
tischer Unmöglichkeit  der  Erfüllung  zu  statuiren  (Prot.  V  S.  2388. 
2390). 

5.  Die  Auflösungsgründe  des  Preussischen  Entwurfs  fanden  inso- 
fern eine  Erweiterung,  als  „dem  Untergange  der  im  Frachtverlrage 
speziell  bezeichneten  Ladungsgüter"  gleichgestellt  wurde  der  Unter- 
gang der  im  Frachtvertrage  nur  generell  benannten,  die  be- 
reits an  Bord  des  Schiffes  gekommen  oder  „Behufs  der  Ein- 
ladung in  das  Schiff  an  der  Ladungsstelle  von  dem  Schiffer  über- 
nommen sind"  (Prot.  VUI  S.  3964  t.,  vgl.  V  ö.  2380f).  Diese 
Gleichstellung  ist  durchaus  korrekt,  da  auch  in  diesen  Fällen  die 
für  den  Transport  bestimmten  Waaren  untergegangen  sind.  Daher 
setzt  das  Gesetzbuch  voraus,  dass  die  nur  generell  bezeichneten 
Waaren  von  dem  Schiffer  wenigstens  übernommen  sind,  und  es  ge- 
nügt nicht,  dass  dieselben  vom  Befrachter  zum  Zweck  des  Trans- 
ports von  dessen  übrigen  Waaren  ausgesondert,  noch  dass  sie  aa 
den  Abladeplatz  gebracht  und  hier  dem  Schiffer  vorgezeigt  sind, 
noch  auch,  dass  sie  zum  Zwecke  des  Transports  an  das  Schiff  vom 
Lande  geschieden  und  in  Evcr  oder  Leichterschiffe  geladen  sind 
(vgl.  Prot  V  S.  2371  f.  VIH  S.  3950  f.  3964  f.)  T)ie  Ueber- 
nahme  des  Schiffers  ist  nach  den  Grundsätzen  der  civilrechtlichen 
Apprehension  zu  beurtheilen. 


Von  dem  Frachtgeschäft  zur  Beförderung  von  Gütern.  275 

6.  Die  Auflösung  des  Frachtvertrages  hat  natürlich 
keine  rückwirkende  Kraft  und  kann. nicht  bereits  entstan- 
dene Ansprüche  vernichten^  so  dass  also  z.  B.  die  ;; Verpflichtung 
zur  Bezahlung  des  bereits  erwachsenen  Liegegeldes^'  trotz  der  Au^ 
löBung  bestehen  bleibt  (Prot.  VIII  S.  3965). 

7.  Die  Bestimmung  des  Artikels  kommt  auf  analoge  Fälle 
zur  Anwendung.  So  z.  B.  auf  den  Fall,  wenn  ein  Transport  ver- 
tragsmässig  gerade  zu  einer  bestimmten  Zeit  ausgeführt  werden 
soll,  aber  durch  Einfrieren  des  Schiffes  unmöglich  wird  (Prot.  V 
S.  2391);  femer  wenn  ein  Schiff  durch  einen  Zwangskauf  der 
Staatsgewalt  dem  Bheder  entzogen  und  zu  öffentlichen,  etwa  Kriegs- 
zwecken bestimmt  wird  (vgl.  Prot.  S.  2388). 

8.  Der  Abs.  2  des  Artikels  beruht  lediglich  auf  Zweckmässig- 
keitsrücksichten. 

Art.  631. 

Jeder  Theil  ist  befugt,  von  dem  Vertrage  isidrückmireten ,  ohne 
mir  Entschädigung  verpflichtet  zu  sein: 

1,  wenn  vor  Antritt  der  Reise 

dcLS  Schiff  mit  Embargo    belegt  oder  eum   landesherrlichen 
Dienst  oder  eum  Dienst  einer  fremden  Macht  in  Beschlag 
genommen, 
der  Handel  mit  dem  Bestimmungsort  untersagt, 
der  AbladungS'  oder  Bestimmungshafen  blohirt, 
die  Ausfuhr  der  nach  dem  Frachtvertrage  zu  verschiffenden 
Güter  aus  dem  Abladungshafen  oder  die  Einfuhr  derselben 
in  den  Bestimmungshafen  verboten^ 
durch  eine  andere  Verfugung  von  hoher  Hand  das  Schiff  am 
Auslaufen  oder  die  Reise  oder   die  Versendung  der  nach 
dem  Frachtverträge  ssu  liefernden  Guter  verhindert  wird. 
In  allen  vorstehenden  Fällen  berechtigt  jedoch  die  Verfügung 
von  hoher  Hand  rmr  darm  eum  Rücktritt,  wenn  das  eingetretene 
Hindemiss  nicht  voraussichtlich  von  nur  unerheblicher  Dauer  ist; 

2.  wenn  vor  Antritt  der  Reise  ein  Krieg  ausbricht  j.  in  Folge 
dessen  das  Schiff  oder  die  nach  detn  Frachtvertrage  bu  ver- 
schiffenden Güter  oder  beide  nicht  m^hr  als  frei  betrachtet 
werden  können  und  der  Gefahr  der  Aufbringung  oMsgesetet 
würden. 

Die  Ausübung  der  im  AH.  563  dem  Befrachter  beigelegten  Be- 
fugniss  ist  in  den  FcUlen  der  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  aus- 
geschlossen. 

1.  Es  wurde  bereits  zum  vorigen  Artikel  bemerkt  (S.  274), 
dass  nur  in  den  Fällen  des  Art.  512  des  Preussischen  Entwurfs,  wo 
eine  faktische  Unmöglichkeit,  das  Schiff  oder  die  Ladung  zu  liefern, 
vorliegt,  die  Hamburger  Konferenz  die  Auflösung  des  Frachtver- 
trages ipso  iure  eintreten  liess.  In  allen  anderen  FäUen  wurde  nur 
jedem  der  Kontrahenten  das  Recht  gegeben,  von  dem  Vertrage 
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zurückzutreten  (Prot.  V  S.  2388).  Als  Grund  für  diese  ab- 
Weicbende  Bebandlun^sweise  lässt  sieb  angeben,  dass  in  allen  diesen 
Fällen  die  Unmöglicnkeit  nur  zur  Zeit  oestebt^  aber  in  längerer 
oder  kürzerer  Zeit  wieder  beseitigt  werden  kann.  Man  wollte  da- 
her den  Kontrabenten  die  Möglicbkeit  geben,  zu  wählen  zwischen 
dem  Hinausschieben  der  Ausführung  des  Vertrages  und  der  Auf- 
lösung desselben.*) 

2.  Ob  die  Wirkung  des  Ereignisses  dauernd  genug  ist;  um 
die  Auflösung  des  Frachtvertrages  zu  veranlassen,  hat  der  Richter 
nach  den  Umständen  des  konkreten  Falles  ex  hono  et  aequo  zu  er- 
messen. £s  ist  aber  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  ein  und 
dasselbe  Ereigniss  für  einen  Frachtkontrakt  von  erheblicher,  für 
einen  anderen  von  unerheblicher  Dauer  sein  kann.  Ersteres  dann, 
weim  die  „von  der  Verfügung  betroffene  Zeit*'  gerade  „für  den 
Frachtvertrag  entscheidend,  und  der  gewollte  Transport  dadurch 
unmöglich  geworden"  ist  (Prot.  V  S.  2388). 

3.  Ueber  die  Frage,  ob  die  Blök  ade  eine  effektive  sein 
muss,  s.'  oben  S    124  f. 

4.  Hinsichtlich  Ziff.  2  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  das 
Schiff  resp.  die  Ladung  „nach  richtiger  Rechtsauslegung  frei  ist*" 
vielmehr  liegt  dem  einen  wie  dem  anderen  Theile  nur  eine  «ver- 
ständige Erwägung"  ob,  „ob  in  Folge  des  Kriegsausbruches  ochiff 
oder  Ladung  von  den  Befehlshabern  feindlicher  Kriegsschiffe  nach 
summarischer  Prüfung  als  unfrei  betrachtet  werden  kann"  (Entsch. 
des  R.O.H.G.  VII  S.  174.  Entsch.  des  Hamb,  IJandelsger.  vom 
2.  Juli  1864,  vom  17.  Oktober  1864  in  Hermann  und  Hirsch, 
Samml.  Nr.  116.  ISO).**) 


*)  Auf  der  Hamburger  Konferenz  wurde  auch  die  Ansicht  ausgesprochen, 
dass  die  Ereij^isse,  welche  unter  den  Gesichtspunkt  der  Verfügungen  von 
hoher  Hand  nelen,  ferner  die  Unfreiheit  von  Schiff  resp.  Ladung  in  Folge 
eines  ausgebrochenen  Krieges  nicht  die  AusführunK  des  Frachtvertrages  un- 
möglich, sondern  nur  gefährlicher  und  zwar  so  gefährlich  machten ,  dass  die- 
selbe billiger  Weise  nicht  verlangt  werden  könnte  (Prot  V  S.  2381.  238«). 
Ich  halte  diese  Auffassung  nicht  für  richtig,  glaube  vielmehr ,  dass  eine 
Handlung,  die  sich  als  eme  Verletzung  der  anerkannten  Grundsätze  des 
Völkerrechts  qualifizirt,  eben  so  für  juristisch  unmö^ich  zu  halten  ist,  wie  die, 
welche  nur  unter  Verletzung  des  Landesrechts  geschehen  kann.  Das  Brechen 
der  von  einem  fremden  Staate  verhängten  Blokade  ist  unerlaubt  und  demge- 
mäss  juristisch  unmöglich ,  nicht  direkt  weil  der  fremde  Staat  sie  verhängt 
hat,  sondern  weil  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  eine  Blokade  zu  respek- 
tiren  ist.  Die  Unfreiheit  von  Schiff  und  Ladung  verursacht  die  Unmöglich- 
keit, den  Frachtkontrakt  zu  erfüllen,  denn  wenn  die  Fortsetzung  der  Seefahrt 
und  des  überseeischen  Handels  Seitens  der  Angehörigen  der  kriegführenden 
Mächte  mit  der  durch  das  Völkerrecht  sanktionirten  Gefahr  des  Verlustes 
von  Schiff  resp.  Ladung  bedroht  ist,  so  hat  dies  dieselbe  Bedeutung,  als  wenn 
das  Völkerrecht  die  Fortsetzung  von  Seefahrt  und  überseeischem  Handel  unter 
Androhung  eben  derselben  Strafe  verboten  hätte.     Vgl,  oben  S   124  f. 

**)  Für  dRs  französische  Hecht  kommt  in  Betracht  art.  276  des  Cotfe  de 
comm.:  Si,  avant  le  dh)ari  du  navire^  ü  y  a  interdictton  de  commerce  avec 
le  pays  pour  leqnel  il  est  destiniy  les  Conventions  sont  risoliies  sans  doni- 
mages'int^ets  de  pari  ni  ftavtre,  —  Le  cliargeur    est   tenu   des   frais    de 
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Art.  682. 

Wenn  nach  Antritt  der  Reise  dcts  Schiff  durch  einen  Zufall  ver- 
loren geht  (Art  630  Ziff.  1)^  so  endet  der  Frachtvertrag.  Jedoch 
hat  der  Befrachter,  soweit  Güter  geborgen  oder  gerettet  sind,  die 
Fracht  im  Verhältniss  der  zurückgelegten  0ur  ganjsen  Reise  jsfu  zahlen 
(Distanzfracht). 

Die  Distanzfracht  ist  nur  soweit  zu  zahlen,  cds  der  gerettete 
Werth  der  Grüter  reicht 

Die  auswärtigen  Rechte  erkennen  das  Institut  der  Distanz- 
fracht als  eine  liieilf rächt,  zu  deren  Zahlung  der  Befrachter  ge- 
setzlich verpflichtet  ist,  entweder  gar  nicht  an,  wie  das  amerika- 
nische und  englische  Recht,*)  oder  nur  unter  ganz  bestimmten 
Voraussetzungen;  so  wenn  der  Weitertransport  der  Waaren  auf 
einem  anderen  Schiffe  unmöglich  ist,  wie  das  französische  Recht,**) 
oder  wenn  30  Stunden  in  der  Runde  kein  anderes  Schiff  aufzu- 
treiben ist,  wie  das  spanische  Recht.***)  Dagegen  spricht  das 
H.6.B-  dem  Verfrachter  in  jedem  Falle  einen  Anspruch  auf  Distanz- 
fracht zu,  freilich  nur  für  die  Waaren,  welche  gerettet  sind  und 
höchstens  bis  auf  Höhe  des  Werthes  derselben. 


h.  Charge  et  de  la  dicharge  de  ses  marchandiaes.  Und  dieselbe  Bedeutung 
wird  Fällen  der  gleichen  Art  beigelegt:  Pardessus,  cowra  de  droit  commer- 
cial  III  no.  111. 

Nach  englischem  Recht  wird  der  Frachtvertrag  aufgelöst  durch  Ausbruch 
des  ILriegefl  zwischen  dem  Staate^  welchem  Schiff  oder  Ladung  angehört  und 
dem,  wohin  es  bestimmt  war  (nicht  aber  wenn  der  Krieg  mit  irgend  einem 
anderen  Staate  ausgebrochen);  wenn  die  Ausfuhr  der  Waaren  verboten  ist; 
wenn  Embargo  verhängt  ist  von  dem  Staate ,  dem  der  Befrachter  angehört, 
m  ihe  nature  of  reprtsals  and  partial  hostility  gegen  den  Staat,  welchem 
das  Schiff  angehört  (während  in  allen  anderen  Fällen  das  Embargo  nur  einen 
Aafschub  der  Reise  zur  Folge  hat);  wenn  der  Bestimmungshafen  blokirt  ist 
(während  nicht  dasselbe  eintritt  bei  Blokade  des  Hafens,  in  dem  sich  das 
Schiff  befindet;  ein  Satz,  den  Abbott  freilich  amerikanischen  Erkenntnissen 
entlehnt,  indem  er  bemerkt,  dass  es  darüber  keine  ausdrücklichen  Aussprüche 
euglischer  Gerichte  gäbe):  Abbott,  treatüe  p.  4Ö3—464.  Uebrigens  fordert 
gerade  Abbott  a  real  and  effective  —  not  a  nominal  or  relaxed  olockade, 

*)  Abbott,  treatise  p.  362—360.  Doch  haben  auch  englische  Gerichte 
einen  Anspruch  auf  Distanzfracht  anerkannt  in  Fällen,  wo  die  Billigkeit  dies 
XQ  fordern  schien. 

**)  Code  de  comm.  art.  296:  —  Dans  le  cas,  ou  le  navire  ne  pourrait 
Hre  radotM,  le  capitaine  est  tenu  den  louer  un  aiUret  —  Si  le  capüaine 
rCa  pu  lover  un  avJtre  navire,  le  fret  n^est  du  qu^h  proportion  de  ce  que  le 
Toyage  est  avancSe.  Vgl.  Pardessus,  cours  de  droit  commercial  III  no.  644. 
Aus  art.  296  ist  auch  zu  ergänzen  art.  303:  Si  le  navire  et  les  marchan- 
dises  Bont  rachetSs,  ou  si  les  marchandises  sont  sauvies  du  naitfrage^  le  capi- 
taine est  payi  du  fret  jusqu'au  Heu  de  la  prise  ou  du  naufrage,  —  II  est 
poff^  du  fret  erUier  en  contribuant  au  rachat,  s'il  conduit  les  marchandises 
Ott  Heu  de  leiir  destination.  DemgemäsB  würde  der  Kapitän  verpflichtet  sein, 
aueh  im  Falle  des  Schiffbruchs  den  Versuch  zu  machen,  den  Transport  der 
Waaren  nach  dem  Bestimmungsorte  zu  bewerkstelligen^  und  erst  wenn  dies 
nicht^  möglich  wäre,  würde  er  Anspruch  auf  Distanzfracht  haben. 
'^J  Codigo  de  com.  art.  777. 


Art.  6»S. 

Bei  Bereckmmg  der  Distamfracht  kommt  in  Anschlag  nicht 
allein  das  VerkäÜniss  der  bereits  eurückgelegten  eu  der  noch  maück- 
eulegenden  Entfernung,  sondern  auch  das  VerhäUniss  des  Aufwandes 
an  Kosten  und  Zeit,  der  Gefahren  und  Mühen,  welche  dwckschniti- 
lieh  mit  dem  vollendeten  Tkeile  der  Reise  verbunden  sind,  eu  denen 
des  nicht  voUendeien  Theiles. 

Können  sich  die  Parteien  über  den  Betrag  der  Distatufraeht 
nicht  einigen,  so  entscheidet  darüber  der  Richter  nach  billigem  Er- 
messen. 

Um  das  Verhältniss  der  bereits  zurückgelegten  zu  der  noch 
zurückzulegenden  Entfernnng  zu  ennitteln,  musa  atete  aufgesucht 
werden  der  entfernteste  Punkt,  den  der  Schiffer  erreicht  hat  „unter 
ordnungsmäsBiger  Ausführung  der  Reise,"  d.  b.  so  lange  er  den 
Weg  nach  dem  Reiaeziel  auf  dem  üblichen  Course  verfolgte,  selbst 
wenn  dieser  Ort  „nach  Längen-  und  Breitengraden"  berechnet  wer- 
den müsate ,  weil  das  angebrachte  Schiff  in  einen  abseits  vom 
Course  belegenen  Hafen*)  gebracht  oder  der  Schiffer  in  einem 
eben  so  belegenen  Nothhafen  eingelaufen  ist  (vgl.  Art-  636  Abs.  6). 
Denn  das  Gesetzbuch  hat  flir  die  Berechnung  der  Diatanzfracht 
nicht  blos  die  Erwägung  massgebend  sein  laaaen,  „wie  viel  der 
Schiffer  dem  Befrachter  durch  die  theilweise  Ausfiihrune  des  Trans- 
portes genützt  habe ,"  sondern  es  hat  auch  hauptsächlich  die 
„eigenen  Opfer"  desselben  berücksichtigt  wissen  wollen  (Prot.  V 
S.  2412).  Natürlich  darf  die  noch  zurückzulegende  Reise  nicht 
von  demselben  Orte  ans  berechnet  werden,  sondern  von  dem  aus, 
von  welchem  die  Waaren  mit  einem  anderen  Schiffe  nach  dem 
Bestimmungshafen  befördert  werden  müssen, 

Art.  634. 

Die  Aufl&sutM  des  Ffachtver^ages  ändert  nichts  in  den  Ver- 
pflichtungen des  Schiffers,  bei  Abwesenheit  der  Betheiligten  otnA 
nach  dem  Verluste  des  Schiffes  für  das  Beste  der  Ladung  eu  sorgen 
(Art.  504  bis  506).  Der  Schiffer  ist  demzufolge  berechtigt  und  ver- 
pflichtet, und  ewar  im  Falle  der  Dringlichkeit  auch  ohne  vorherige 
Anfrage,  je  nachdem  es  den  Umständen  entspricht,  entweder  die 
Ladtmg  /fir  Rechnung  der  Betheiligten  mittelst  eines  anderen  Schiffes 


*)  Der  Code  läest  die  Fracht  zahlen  juequ'au  lieti  de  la  prise  fart.  303). 
Die  französischen  PriBengcricbte  im  Krie|;e  des  Jabres  ISTO/TI  haben  die» 
dnrchweg  von  dem  Aufbringungsbafen  verstanden  und  mit  KückBicht  auf 
diesen  Ort  slets  die  Distanzfracht  berechnet.  Pohls  hält  eine  solche  Auf- 
fassung für  die  einzig  richtige,  veil  der  Hafeu,  nach  welchem  das  genom- 
mene schiff  aufeebracht  vird,  der  Punkt  ist,  bis  zu  welchem  dasselbe  die 
Uüt.T  geechnfft  fint  (Seereclit  II   S.  SKI  f.). 


^^^1^ 
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•  nach  dem  Bestimmungshafen  befördern  m  lassen,  oder  die  Auf- 
lagerung oder  den  Verkauf  derselben  0u  bewirhen  und  im  Falle  der 
Weiterbeförderung  oder  Auflagerung,  Behufs  Beschaffung  der  hierzu , 
sowie  gur  ]prh(üiung  der  Lesung  nötkigefi  Mittel,  einen  Theil  davon 
m  verkaufen,  oder  im  Falle  der  Weiterbeförderung  die  Lesung  gang 
oder  ssum  Theil  zu  verbodmen. 

Der  Schiffer  ist  jedoch  nicht  verpflichtet,  die  Ladung  ausssuofnir 
icorten  oder  zur  Weiterbeförderung  einem  anderen  Schiffer  zu  über- 
geben, bevor  die  Distanzfracht  nebst  den  sonstigen  Forderungen  des 
Verfrachters  {Art.  615)  und  die  auf  der  Ladung  haftenden  Beiträge 
Bur  grossen  Haverei^  Bergungs-  und  Hülfskosten  und  Bodmereigelder 
bezahlt  oder  sichergestellt  sind. 

Auch  für  die  Erfüllung  der  nach  dem  ersten  Absatz  dieses  Ar- 
tikels dem  Schiffer  obliegenden  Pflichten  haftet  der  Rheder  mit  defn 
Schiffe^  soweit  etwas  davon  gerettet  ist,  und  mit  der  Fracht. 

1.  Das  Gesetz  verpflichtet  nicht  den  Verfrachter,  sondern 
den  Schiffer,  nach  dem  Untergange  des  Schiffes  für  das  Beste 
der  Ladung  zu  sorgen^  d.  h.  „diejenigen  Massregeln  im  In- 
teresse der  Ladung  zu  ergreifen,  welche  nach  den  Umständen  des 
Falles  als  die  angemessensten  erscheinen/'  Was  derselbe  in  dieser 
Hinsicht  vornimmt,  thut  er  nicht  „zum  Vollzuge  des  einmal  er- 
loschenen Frachtvertrages/'  nicht  als  Vertreter  des  Rheders,  son- 
dern als  gesetzlicher  Vertreter  der  Ladungsinteressenten.  Daher 
hat  der  Scniffer  nicht  das  Recht,  in  jedem  Falle  die  Ladung  nach 
dem  ursprünglichen  Bestimmungsorte  zu  schaffen,  selbst  wenn  sich 
ihm  dazu  eine  Gelegenheit  darböte.  Er  darf  dies  vielmehr  nicht 
thun  1.  g^en  den  Widerspruch  der  Ladungsinteressenten,  2.  ohne 
die  Ermächtigung  derselben,  wenn  diese  eingeholt  werden  konnte, 
3.  wenn  es  den  Umständen  nicht  gemäss  ist,  d.  h.  dem  wohl  ver- 
standenen Interesse  der  Ladungseigenthümer  widerspricht,  wo  eine 
vorherige  Anfrage  nicht  stattfinden  konnte.  Ferner  hat  der  Schiffer, 
auch  wenn  er  die  Ladung  nach  dem  Bestimmungsorte  bringt,  nicht 
das  Recht,  die  vertrs^smässige  Fracht  zu  verlangen.*)  Dagegen 
kann  derselbe  Ersatz  der  Auslagen  fordern,  welche  er  bei  Aus- 
richtung seiner  Obliegenheiten  gehabt  hat,  selbst  wenn  diese  über 
den  Betrag  der  vertragsmässigen  Fracht  hinausgehen  sollten  (Prot.  V 
S.  2364  f!).  Dies  ergiebt  sich  aus  der  Stellung  des  Schiffers  gegen- 
über den  Ladungsinteressenten,  und  aus  der  Analogie  des  Art.  526. 
Der  Schiffer  macht  seine  Ansprüche  geltend  mit  der  actio  mandati 
contraria  (nicht  negotiorum  gestorum  contraria,  wie  das  R.O.H.G.  — 
Entsch.  XV  S.  66  f.  -  will;  vgl.  oben  S.  132  f.). 

*)  Hierdurch  unterscheidet  sich  das  deutsche  Recht  wesentlich  von  dem 
iranzösischen ,  wonach  der  Kapitän  bei  der  Unmöglichkeit,  mit  dem  eigenen 
SchifiPe  die  Waaren  nach  dem  Bestimmungsorte  zu  transportiren ,  auf  Grund 
des  ursprünglichen  Frachtvertrages  verpflichtet  ist,  den  Transport  mit  einem 
anderen  gemietheten  Schiffe  (auf  seine  Kosten)  zu  bewerkstelligen,  dafür  aber 
Anspruch  auf  die  volle  kontraktliche  Fracht  nebst  deren  Accessionen  hat 
(Code  de  comm.  art.  296' J. 
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2.  Das  Gesetz  erhält  die  aus  Art.  504  bis  506  flieasende  Ver- 
bindlichkeit des  Schiffers^  ^^dem  Interesse  der  Ladang  zu  dienen/' 
aufrecht  nur  bei  Abwesenheit  der  Betheiligten.  Dieselbe 
erreicht  daher  ihr  Ende^  .^^söbald  die  Ladung  einen  Vertreter  ge- 
funden hat"  YEntsch.  des  R.O.H.G.  XV  S.  66). 

3.  Der  letzte  Absatz  erklärt  sich  daraus^  dass,  wenn  der  Ka- 
pitän auch  ,^nach  der  Auflösung  des  Frachtvertrages  ausschliesslich 
als  Vertreter  der  Ladungsinteressenten"  handelt  (Prot.  VIII  S.  4307), 
er  dies  doch  lediglich  auf  Grund  seiner  Qualität  als  Schifier  thut. 

Art.  635. 

Gehen  nach  Antritt  der  Reise  die  Güter  durch  einen  Zufall  ver- 
loren^  so  endet  der  Frachtvertrag,  ohne  dass  ein  Theil  zur  Entschä- 
digung des  anderen  verpflichtet  ist;  insbesondere  ist  die  Fracht  weder 
ganz  noch  theilweise  zu  zahlen,  insofern  nicht  im  Gesetze  das  Gegen- 
theil  bestimmt  ist  (Art,  619). 

Darüber,  dass  Güter,  welche  während  der^Reise  durch  See- 
unfalle  beschädigt  und  deshalb  im  Nothhafen  verkauft  werden, 
nicht  als  verloren  gegangen  zu  betrachten  sind,  vgl.  die  Ausfüh- 
rungen zu  Art.  618  (S.  262  f.). 

Art.  636. 

Ereignet  sich  nach  defn  Antritt  der  Reise  einer  der  im  Art.  631 
envähnten  Zufälle^  so  ist  jeder  Theil  befugt ^  von  dem  Vertrage  zu- 
rückzutreten^ ohne  zur  Entschädigung  verpflichtet  zu  sein. 

Ist  jedoch  einer  der  im  Art  631  tmier  Ziff.  1  bezeichneten  Zu- 
fäUe  eingetreten,  so  muss,  bevor  der  Rüchtritt  stattfindet,  auf  die  Be- 
seitigung  des  Hindernisses  drei  oder  fünf  Monate  gewartet  werden, 
je  nachdem  das  Schiff  in  einem  europäischen  oder  in  einem  nichU 
europäischen  Hafen  sich  befindet 

Die  Frist  unrd^  wenn  der  Schiffer  das  Hindemiss  während  des 
Aufenthaltes  in  einem  Hafen  erfährt,  von  dem  Tage  der  erhaltenen 
Kunde ^  anderenfalls  von  dem  Tage  an  berechnet^  cm  welchem  der 
Schiffer,  nachdem  er  davon  in  Kenniniss  gesetzt  worden  ist,  mit  dem 
Schiffe  zuerst  einen  Hafen  erreicht 

Die  Ausladung  des  Schiffes  erfolgt,  in  Ermangelung  einer  ander- 
weitigen Vereinbarung,  in  dem  Hafen,  in  welchem  es  zur  Zeit  der 
Erklärung  des  Rücktritts  sich  befindet 

Für  den  zurückgelegten  Theil  der  Reise  ist  der  Befrachter  Di- 
stanzfracht (Art.  632.  633)  zu  zahlen  verpflichtet 

Ist  das  Schiff  in  Folge  des  Hindernisses  in  den  Abgangshafen 
oder  in  einen  anderen  Hafen  zurückgekehrt^  so  wird  bei'  Berechnung 
der  Distanzfracht  der  dem  Bestimmungshafen  nächste  Punkt,  welchen 
das  Schiff  erreicht  hat^  Behufs  Feststellung  der  zurückgelegten  Eni-- 
femung  zum  Anhalt  genommen. 
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Der  Schiffer  ist  auch  in  den  Fällen  dieses  Artikels  verpflichtet^ 
vor  und  nc^h  der  Auflösung  des  Fraehtverirages  für  das  Beste  der 
Ladung  nach  Massgabe  der  Art  504  bis  506  und  634  bu  sorgen. 

Der  Artikel  hat  im  Abs.  2  die  Zeit,  während  welcher  das  den 
Rücktritt  vom  Vertrage  rechtfertigende  Ereigniss  gedauert  haben 
muss,  fixirt.  Diese  von  Art.  631  Ziff.  1  abweichende  Bestimmung 
wurde  dadurch  motivirt^  dass^  während  im  Abladehafen  regelmässig 
der  ,yBefrachter  oder  ein  Korrespondent  desselben"  anwesend  sein 
würde,  und  so  eine  Verständigung  zwischen  Befrachter  und  Ver- 
frachter erzielt  werden  könnte,  dies  nicht  leicht  der  Fall  sein  würde 
nach  Antritt  der  Reise  an  dem  Orte,  wo  das  Schiff  sich  gerade 
befände  (Prot.  V  S.  2404  f.). 

Diese  Frist  hat  das  Gesetz  verschieden  normirt,  je  nachdem 
sich  das  Schiff  in  einem  europäischen  Hafen  —  welchem  nach 
Art.  447  die  nicht  europäischen  des  Mittelländischen,  Schwarzen 
und   Azowschen    Meeres  gleichstehen  —  oder    einem    aussereuro- 

Eäischen  befindet,  während  der  Bestimmungshafen  dabei  nicht  in 
ietracht  kommt  (Prot.  V  S.  2406  f.).  Der  Grund  für  diese  Unter- 
scheidung, wie  auch  dafür,  dass  die  Fristen  so  weit  bemessen  sind, 
ist  darin  zu  suchen,  dass  dem  Befrachter  die  Möglichkeit  gewährt 
werden  soll,  „sich  mit  dem  Schiffer  über  das  weitere  Verfahren 
immer  in  Benehmen^^  zu  setzen,  ihm  die  „geeigneten  Instruktionen" 
zu  ertheilen  und  „falls  eine  besondere  Uebereinkunft  über  ein 
längeres  Zuwarten  des  Schiffers  gegen  ein  angemessenes  Liegegeld 
nicht  zu  Stande"  kommt,  „für  die  üebernahme  der  Ladung  ge- 
eignete Fürsorge"  zu  treffen  (Prot.  V  S.  2406  f.). 

m 

Art.  637. 

MtJiss  das  Schiff y  nachdem  es  die  Ladung  eingenommen  hat,  vor 
Antritt  der  Beise  in  dem  Abladungshafen  oder  nach  Antritt  der- 
selben  in  einem  Zwischen-  oder  Nothhafen  in  Folge  eines  der  im 
Art.  631  erwähnten  Ereignisse  liegen  bleiben,  so  werden  die  Kosten 
des  Aufenthalte  y  auch  wenn  die  Erfordernisse  der  grossen  Haverei 
nicht  vorliegen,  über  Schiffe  Fracht  und  Ladung  nach  den  Grund- 
sätzen der  grossen  Haverei  vertheilt^  gleichviel  ob  demnächst  der 
Vertrag  anf gehoben  oder  vollstä^idig  erfüllt  wird.  Zu  den  Kosten 
des  Aufenthalts  werden  alle  in  dem  zweiten  Absatz  des  Artikels  708 
Ziff.  4  aufgeführten  Kosten  gezählt^  diejenigen  des  Ein-  und  Aus- 
laufens jedoch  nur  dann,  wenn  wegen  des  Hindernisses  ein  Noth- 
hafen angelaufen  ist, 

1.  Nur  bei  gewissen  der  im  Art.  631  aufgeführten  Ereignisse, 
wie  bei  Blokade  des  Bestimmungshafens,  beim  Unfreiwerden  von 
Schiff  und  Ladung,  würde  das  Einlaufen  des  Schiffes  in  einen 
Nothhafen  nach  Art.  708  Ziff.  4  unter  den  Betriff  der  Havarie- 
grosse  fallen;  bei  allen  anderen  würde  es  hierzu  an  dem  Erfor- 
demiss  der  „gemeinsamen  Gefahr"  fehlen.    Eben  so  liegen  nicht  die 
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Voraussetzungen  der  grossen  Havarie  vor,  wenn  der  Schiffer  in 
Folge  eines  der  gedachten  Ereignisse  im  Abladehafen  oder  einem 
Zwischenhafen  liegen  bleibt.  Denn  es  geschieht  hier  nicht  ^^etwas 
Positives,"  es  wird  kein  Schaden  dem  Schiffe  resp.  der  Ladung 
zugefügt,  „um  die  Gefahr  zu  beseitigen,"  sondern  es  vrird  nur 
etwas  unterlassen,  was,  „wenn  es  vorgenommen  würde,  das  Schiff 
und  die  Ladung  erst  der  Gefahr  aussetzen  würde."  In  manchen 
Fällen,  z.  .B.  beim  Embargo,  bei  der  Beschlagnahme,  fehlt  es  auch 
an  dem  „Erfordemiss  der  Freiwilligkeit  des  Opfers"  (Prot.  VI 
S.  2676  f.).  Wegen  der  Gleichheit  des  Verhältnisses  sind  aber 
die  sänmitlichen  hier  in  Betracht  kommenden  Fälle  gleich  be- 
handelt worden  (Entsch.  des  R.O.H.G.  VII  S.  170).*) 

2.  Die  Bestimmung  des  Artikels  greift  nur  Platz  bei  dem 
Schiffe,  welches,  nachdem  es  die  Ladung  eingenommen 
hat,  liegen  bleiben  muss.  Als  Grund  hierfür  wird  angegeben,  dass 
erst  nach  Vollendung  der  Abladung  eine  Gemeinschait  zwischen 
Schiff  und  Ladung  eingetreten  ist,  während  vorher  jeder  Theil  den 
„ihn  betreffenden  Schaden  zu  tragen"  hat  (Prot.  V  S.  2409  t). 
Allein  es  ist  nicht  nothwendig,  dass  das  Ereigniss  dem  SchiflFer  aucn 
erst  nach  Beendigung  der  AbladunGr  bekannt  wird,  vielmehr  kommt 
der  Artikel  auch  dann  zur  Anwendung,  wenn  der  Kapitän  nach 
dem  Bekanntwerden  des  fr.  Ereignisses  mit  der  Beladung  fortfahrt 
und  mit  dem  beladenen  Schiffe  liegen  bleibt.  Dies  ist  dem  Wort- 
laut des  Artikels  durchaus  konform.  Das  Gesetz  sagt:  „muss  das 
Schiff,  nachdem  es  die  Ladung  eingenommen  hat,  —  in 
Folge  eines  der  im  Art.  631  erwähnten  Ereignisse  liegen  blei- 
ben;" es  sagt  aber  nicht:  wird  eines  der  fr.  Ereignisse,  nachdem 
das  Schiff  die  Ladung  eingenommen,  dem  Schiffer  bekannt.  Es 
kommt  eben  nicht  darauf  an,  wann  das  Ereigniss  selbst  eintritt, 
noch  auch,  wann  es  bekannt  wird,  sondern  wann  dasselbe  „seine 
Wirksamkeit  äussert"  (Prot.  V  S.  2410),  d.  h.  „den  Schiffer  zu 
dem  EntschluBs  bringt,  mit  dem  Schiffe  liegen  zu  bleiben."  Nicht 
immer  nämlich  werden  die  Ereignisse  des  Art.  631  diesen  Ent- 
schluss  gleich  nach  ihrem  Bekanntwerden  bei  dem  Schiffer  her- 
vorbringen, sondern  erst  nach  Ablauf  einer  gewissen  Zeit  (Entsch. 
des  R.O.H.G.  VII  S.  171  f.).  Man  darf  sich  auch,  wie  das  Reichs- 
Ober-Handels-Gericht  (a.  a.  0.)  mit  Recht  ausfuhrt,  f&r  die  ent- 
fegengesetzte  Ansicht  nicht  darauf  berufen ,  dass  auf  der  Ham- 
urger  Konferenz  der  Antrag,  die  Bestimmung,  „dass  dem  Schiffer 
für  seinen  Aufenthalt  im  Abgangshafen  —  Entschädigung  zu  leisten 
und   die   Kosten   hierfür  nach  Massgabe   der  Grundsätze   über  die 


*)  Eine  gleiche  Bestimmung  enthält  der  Code  de  comm.  für  einen  spe- 
ziellen Fall  im  art.  \30ü :  8i  le  vaisseau  ent  arreU  dans  le  cours  de  son 
voyage  par  Vordre  d*une  puissance,  II  n'est  du  aucun  frei  pour  le  temps  de 
sa  detention^  si  Ic  narire  est  affriU  au  mois ;  ni  avgmentatfon  de  frety  s^il 
est  loue  au  voyage,  La  nourrüure  et  les  loyers  de  V^quipage  pendant  la 
diiention  du  navire  sont  rSputis  avarieff. 


w^ 
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Havariegrosse  zu  vertheilen  seien"  auch  „für  die  Zeit  vor  Voll- 
endung der  Abladung''  zur  Anwendung  zu  bringen  ^  abgelehnt 
wurde  (Prot.  V  S.  2411).  Denn  dieser  Antrag  hatte  den  Zweck, 
die  gedachte  VertheiluDg  der  Kosten  auch  dann  eintreten  zu  lassen^ 
wenn  die  ^^begonnene  Abladung"  durch  eines  der  im  Art.  631  ge- 
nannten Hindernisse  „unterbrocnen"  würde,  ,.da8  Schiff  also,  ohne 
die  Abladung  zu  beendigen,  liegen  bliebe." 

Art.  638. 

Wird  nur  ein  Theil  der  Ladung  vor  Antritt  der  Reise  durch 
einen  Zufäll  betroffen,  weicher,  hätte  er  die  ganze  Ladung  ietroffen^ 
nach  den  Art.  630  und  631  den  Vertrag  aufgelöst  oder  die  Parteien 
mm  Eücktriit  berechtigt  haben  wurde ,  so  ist  der  Befrachter  nur  be- 
fugt, entweder  statt  der  vertragsmässigen  andere  Güter  abzuladen, 
sofern  durch  deren  Beförderung  die  Lage  des  Verfrachters  nicht  er- 
schwert wird  (Art.  563),  oder  von  dem  Vertrage  unter  der  Verpflich- 
Umg  zurückzutreten,  die  Hälfte  der  bedungenen  Fracht  und  die 
sonstigen  Forderungen  des  Verfrachters  zu  berichtigen  (Art  581  und 
582).  Bei  Ausübung  dieser  Rechte  ist  der  Befrachter  jedoch  nicht 
an  die  sonst  einzuhaltende  Zeit  gebunden.  Er  hat  sich  aber  ohne 
Verzug  zu  erklären^  von  welchem  der  beiden  Bechte  er  Gebrauch 
machen  wolle  und,  wenn  er  die  Abladung  anderer  Güter  wählt,  die- 
selbe binnen  kürzester  Frist  zu  bewirken,  auch  die  etwaigen  Mehr- 
kosten dieser  Abladung  zu  tragen,  und  insoweit  durch  sie  die  Warte- 
zeit überschritten  unrdj  den  dem  Verfrachter  daraus  entstehenden 
Schaden  zu  ersetzen. 

Macht  er  von  keinem  der  beiden  Rechte  Gebrauch,  so  muss  er 
auch  für  den  durch  den  Zufall  betroffenen  Theil  der  Ladung  die 
voUe  Fracht  entrichten.  Den  durch  Krieg ,  Ein-  und  Ausfuhrverbot 
oder  eine  andere  Verfugung  von  hoher  Hand  unfrei  gewordenen 
Theil  der  Ladung  ist  er  jedenfalls  aus  dem  Schiffe  heranzunehmen 
verbunden. 

Tritt  der  Zufall  nach  Antritt  der  Reise  ein,  so  muss  der  Be- 
frachter für  den  dadurch  betroffenen  Theil  der  Ladung  die  volle 
Fracht  auch  dann  entrichten^  wenn  der  Schiffer  diesen  Theil  in 
einem  anderen  als  dem  Bestimmungshafen  zu  löschen  sich  genöthigt 
gefunden  und  hierauf  mit  oder  ohne  Aufenthalt  die  Reise  fort- 
gesetzt hat 

Durch  diesen  Artikel  werden  die  Bestimmungen  der  Art,  618 
und  619  nicht  berührt 

Das  im  Abs.  1  dem  Befrachter  eingeräumte  Wahlrecht  kann 
von  demselben  ausgeübt  werden  auch  nacSi  Abfertigung  des  Schiffes 
resp.  vollständiger  oder  theilweiser  Lieferung  der  Ladung  und  dem 
Ablauf  der  Wartezeit  (Art.  581)  bis  zum  Augenblick  der  Abreise 
des  Schiffes.  Doch  muss  derselbe  von  diesen  Rechten  „bei  Ge- 
fahr des  Verlustes  derselben  ungesäumt  Gebrauch  machen" 
(Prot.  V  S.  2420). 


Art.  639. 

Abgesehen  von  den  Fällen  der  Art.  631  bis  638  hat  ein  Aufenl- 
Aoß,  welchen  die  Reise  vor  oder  nach  ihrem  Antritt  durch  Natur- 
ereignisse oder  andere  Zufälle  erleidet,  auf  die  Redtte  \md  PflidUen 
der  Parteien  Iceinen  Einßuss,  es  sei  denn,  dass  der  erkennbare  Zweck 
des  Vertrages  durch  einen  solchen  Aufenthalt  vereitelt  ivürde.  Der 
Befrachter  ist  jedoch  befugt,  während  jedes  durch  einen  Zufall  ent- 
standenen, voraussichtlich  längeren  Aufenthalts  die  bereits  in  das 
Schiff  geladenen  Güter  auf  seine  Gefahr  und  Kostet  gegen  Sicher- 
keitsle^ung  für  die  rechtzeitige  Wiedereiniadung  ausisuladen.  Unter- 
lässt  er  die  Wiedereinladung ,  so  hat  er  die  volle  Fracht  zu  zahlen. 
In  jedem  Falle  muss  er  den  Schadtn  ersetzen ,  welcher  aus  der  von 
*Am  verarüassten  Wiederausladung  entsteht. 

Gründet  sich  der  Aufenthalt  in  einer  Verfügung  von  hoher 
Hand,  so  ist  für  die  Dauer  derselben  keine  Fracht  gu  besidUen, 
wenn  diese  zeitweise  bedungen  war  (Art.  633). 

1.  Dieser  Artikel  enthält  die  Regel  über  den  Einäuss,  weichen 
eine  durch  Naturereignisse  oder  sonstige  zufällige  Ereignisse  ver- 
ursachte Verzögerung  der  Reise  auf  den  Fortbestand  des  Pracht- 
vertrages ausübt.  Die  Regel  lautet  nun,  dass  ein  derartiger  Aufent- 
halt durchaus  einfliisslos  ist.  Es  wird  weder  der  Frachtvertrag 
aufgelöst,  noch  erleiden  die  beiderseitigen  Ansprüche  aus  demselben 
irgend  welche  Veränderung.*)  Und  zwar  soll  es  keinen  Unter- 
scliied  begründen,  ob  dieser  Aufenthalt  sich  vor  oder  nach  An- 
tritt der  Reise  ereignet.  Hierbei  setzt  das  Gesetzbuch  auch 
nicht  etwa  voraus,  doss  der  geschlossene  Frachtkontrakt  bereits  in 
der  Ausführung  begriffen,  dass  Schiff  also  dem  Befrachter  im  Ab- 
ladehafen  zur  Disposition  gestellt  ist,  denn  es  kann,  da  ganz  all- 
gumein  von  dem  vor  Antritt  der  Reise  stattgehabten  Aufenthalt  die 
Kede  ist,  selbstverständlich  keinen  Unterscnied  begründen,  ob  der 
Antritt  der  Reise  verzögert  wird  durch  ein  Ereigniss,  welches  die 
Ladeboreitschaft  vorhindert  oder  die  Kompletirung  der  Ladung 
oder  das  Auslaufen  des  beladenen  Hcbiffes.  **) 

2.  Von  der  Regel  werden  aber  Ausnahmen  zugelassen.  Solche 
begründen   einmal   die  in  den  Art  ö31  bis  638  aufgeführten  Fälle 

*)  lliermit  stimmt  auch  das  englische  Recht  tiberein:  Abbott,  treatite 
p.  36.9.     Ehea  ao  dos  französische:  Code-  de  comm.  arl.  3liO,  b.  S.  2S2  Not«*). 

**)  Besonders  deutlich  wird  dies  durch  die  in  einem  Erk.  des  A.G.  zu 
Lübeck  vom  22.  September  1868  (in  Kierulff's  Samml.  IV  8.  589i  gegebenen 
Exemplifikation.  Es  wird  hier  iiäinli<;h  gegenüber  gestellt  der  Fall,  wo  das 
gecbsrtertc  Schiff  im  llafeu  liegt,  um  die  Laduns  einzunehmen,  aber  noch 
beschäftigt  ist,  die  dorthin  gebrachte  Ladung  zu  Töschea.  und  in  dieser  Zeit 
durch  einen  cattit ,  z.  B.  Ansegelung  oder  Feuer  beschädigt,  ehe  ca  die  kon- 
traktliche Keiae  antreten  kann,  nocn  erst  repariren  muss;  und  der  Fall,  wo 
der  Unfall  das  Schiff  traf,  nachdem  die  Löschung  der  alten  Ladung  beendet 
war  und  es  bereit  lap,  die  neue  Ladung  einzunehmen. 
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und  feraer  der  vom  Artikel  selbst  herTorgehobene,  erst  in  zweiter 
Lesung  hinzugefügte  Fall;  dass  durch  einen  solchen  Aufenthalt  der 
erkennbare  Zweck  des  Vertrages  selbst  vereitelt  werden 
würde.  Der  Zweck  des  Vertrages  ist  nicht  ein  beiden  Kontra- 
henten gemeinsamer  Zweck.  Ein  solcher  würde  nur  in  den  aller- 
seltensten  Fällen  vorhanden  sein,  denn  der  erste  und  Hauptzweck 
eines  jeden  Frachtvertrages  ist  nicht  für  beide  Kontrahenten  der- 
selbe, ist  nicht,  wie  das  Ober- Appellations- Gericht  zu  Lübeck  in 
einer  Entscheidung  vom  22.  September  1868  (in  KierulflPs  Samml. 
IV  S.  590)  hervorhebt,  die  „Beförderung  von  Waaren  oder  Men- 
schen von  einem  Orte  nach  dem  anderen.*'  Dies  ist  vielmehr  nur 
der  Zweck  des  Befrachters.  Der  Zweck,  welchen  der  Verfrachter 
beim  Abschluss  eines  Frachtgeschäftes  verfolgt,  ist  die  Erzielung 
eines  Gewinnes,  des  Frachtverdienstes.  Wäre  jenes  wirklich  der 
Zweck,  so  könnte  ein  solcher  in  seiner  AJlgemeinheit,  wie  das  Ge- 
richt mit  Recht  bemerkt,  auch  niemals  durch  einen  blossen  Aufent- 
halt vereitelt  werden,  üebrigens  wird  es  schon  durch  die  Be- 
zeichnung des  Zweckes  als  eines  erkennbaren  ausgeschlossen,  dass 
er  ein  gemeinsamer  sein  muss,  denn  bei  einem  solchen  wäre  die 
Bezeichnung  „erkennbar''  eine  sinnlose.  Der  Zweck  kann  aber 
eben  sowohl  der  Zweck  des  Befrachters,  wie  der  des  Verfrachter 
sein.  Der  Zweck  des  Ersteren  kann  durch  einen  solchen  Aufent 
halt  vereitelt  werden,  wenn  derselbe  z.  B.  „leicht  verderbende 
Waaren,  wie  Apfelsinen,  Austern"  u.  s.  w.  verladen  wollte,  und 
das  Schiff  in  der  Weise  beschädigt  ward,  dass  eine  voraussichtlich 
mehrere  Monate  in  Anspruch  nehmende  Reparatur  nothwendig 
wurde;  der  des  Verfrachters,  wenn  er  sich  z.  B.  bereits  einem 
anderen  Befrachter  gegenüber  verpflichtet  hatte,  in  dem  Bestim- 
mungshafen der  jetzt  anzutretenden  Reise  vor  Eintritt  einer  be- 
stimmten Jahreszeit  sich  zur  Disposition  zu  stellen  oder  Ladung 
einzunehmen  (vgl.  Prot.  VIll  S.  3985). 

3.  Der  Zweck  des  Vertrages,  der  zur  Auflösung  berechtigt, 
muBS  ein  erkennbarer  sein.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass 
nur  die  von  den  Kontrahenten  ausdrücklich  namhaft  gemachten 
Zwecke  in  Betracht  kommen,  es  genügt  vielmehr,  wenn  der 
eine  Kontrahent  den  Zweck  des  anderen  überhaupt  und  als  mit 
einer  Verzögerung  der  Reise  nicht  vereinbar  gekannt  hat  oder  aus 
dem  Inhalte  des  V  ertrages  hat  kennen  müssen.  Dagegen  ist  ein 
nur  innerlich  beabsichtigter  Zweck  des  einen  Kontrahenten  nicht 
zu  berücksichtigen  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  22.  Sep- 
tember 1868  in  Kierulffs  Samml.  IV  S.  591.  Vgl.  Prot.  VIII 
S,  4067  f.). 

Art,  640. 

Muss  das  Schiff  während  der  Reise  ausgebessert  werden,  so  hat 
der  Befrachter  die  Wahl,  oh  er  die  ganze  Ladimg  an  dem  Orte, 
wo  das  Schiff  sich  befindet,  gegen  Berichtigimg  der  vollen  Fracht 
und  der  übrigen  Forderungen  des  Verfrachters  (Art.  615)  und  gegen 
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Berichtigtmg  oder  Sicherstellung  der  im  Art  616  bezeichneten  For- 
derungen  ewrüchnehmen^  oder  die  Wiederherstelltmg  abwarten  tmü. 
Im  letzteren  Falle  ist  für  die  Datier  der  Ausbesserung  keine  Fracht 
m  bezahlen,  wenn  diese  zeitweise  bedungen  war. 

Das  Gesetzbuch  giebt  dem  Befrachter  das  Recht,  in  dem  im 
Art.  640  gesetzten  Falle  die  Herausgabe  der  ganzen  Ladung,  nicht 
aber  eines  Theils  der  Ladung  gegen  Zahlung  der  ganzen  Fracht 
und  deren  Accidenzen  (nicht  der  olossen  Distanzfracht)  und  gegen 
Berichtigung  oder  Sicherstellung  derjenigen  Forderungen  des  Ver- 
frachters, welche  dieser  geltend  machen  dürfte,  wenn  der  Noth- 
hafen,  in  den  das  Schiff  Behufs  der  vorzunehmenden  Reparaturen 
eingelaufen,  der  Bestimmungshafen  wäre.*)  Der  Befrachter  ist 
aber  nicht  verpflichtet,  alles  dasjenige  dem  Verfrachter  zu  erstatten, 
was  dieser  gehabt  haben  würde,  wenn  er  die  Reise  nach  dem  Be- 
stimmungshafen, nach  dem  er  sich  vielleicht  mit  Rücksicht  auf 
einen  anderweitigen  bereits  abgeschlossenen  Frachtvertrag  begeben 
muss,  mit  der  Ladung  vollendet  hätte.  Derselbe  hat  also  nicht  die 
Kosten  einer  neuen  Versicherung  zu  ersetzen ;  auch  trifft  den- 
selben nicht  die  auf  der  Weiterfahrt  des  Schiffes  entstandene  H,a- 
variegrosse  (Prot.  V  S.  2427  f.). 

Art.  641. 

Wird  der  Frachtvertrag  in  Gemässheit  der  Art.  630  bis  636 
aufgelöst,  so  werden  die  Kosten  der  Ausladung  aus  dem  Schiffe  von 
dem  Verfrachter,  die  uhrigen  Löschungskosten  von  dem  Befrachter 
getragen.  Hat  der  Zufall  jedoch  nur  die  Ladung  betroffen,  so  fallen 
die  sämmtlichen  Kosten  der  Löschung  dem  Befrachter  zur  Last 
Dasselbe  gilt,  wenn  im  Falle  des  Art.  638  ein  Theil  der  Ladung 
gelöscht  wird.  Musste  in  einem  solchen  Falle  Behufs  der  Löschung 
ein  Hafen  angelaufen  werden,  so  hat  der  Befrachter  auch  die  Hafen- 
kosten zu  tragen. 

Alt.  643. 

Die  Art  630  bis  641  kommen  auch  zur  Anwendung,  wenn  das 
Schiff  zur  Einnahme  der  Ladung  eine  Zureise  in  Ballast  nach  dem 
Äbladungshafen  zu  machen  hat  Die  Reise  gilt  aber  in  einem  solchen 
Falle  erst  dann  als  angetreten,  wenn  sie  aus  dem  Äbladungshafen 
angetreten  ist.  Wird  der  Vertrag,  nachdem  das  Schiff  den  Äb- 
ladungshafen erreicht  hat,  aber  vor  Antritt  der  Reise  aus  dem 
letzteren  aufgelöst,  so  erhält  der  Verfrachter  fu/r  die  Zureise  eine 
nach  den  Crrundsätzen  der  Distanzfracht  (Art.  633)  zu  bemessende 
Entschädigimg. 

*)  Eben  so  das  eDglische  Hecht  C Abbott,  treatise  p.  369 J  und  der  Code 
de  comm.  art.  296:  Sie  le  capüaine  est  contraint  de  faire  radouber  le  ncL- 
vire  pendant  le  voyage,  Vaffreteur  est  tenu  cCattendre^  ou  de  payer  le  fret 
en  entier. 
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In  anderen  Fällen  einer  fMsammengeseteten  Reise  sind  die  obigen 
Artikel  in  soweit  anwendbar,  ah  Naäir  und  Inhalt  des  Vertrages 
nicht  entgegenstehen. 

1.  Die  Art.  630—641  beziehen  sich  zunächst  auf  den  gewöhn- 
lichen F&U  eines  Frachtvertrages^  nämlich  auf  den  einer  einfachen 
Reise  ^  wobei  sich  das  Schiff  beim  Abschlüsse  des  Frachtvertrages 
im  Abladehafen  befunden  hat.  Der  Art.  642  dehnt  dieselben  auch 
auf  zusammengesetzte  Reisen  aus,  und  zwar  unbedingt  auf  solch e, 
wo  der  Reise  in  Ladung  vorangeht  eine  Reise  in  Ballast  nach 
dem  Abladehafen ;  auf  andere  kombinirte  Reisen  aber  nur,  soweit 
sich  jene  Bestimmungen  mit  der  Natur  und  dem  Inhalte  des  be- 
trefienden  Vertrages  vereinigen  lassen.*) 

2.  Für  die  kombinirte  Reise  der  ersteren  Art  musste  das 
Gesetzbuch  jedoch  den  Anfang  derselben  fixiren,  weü  es  zweifel- 
haft sein  kann,  ob  man  denselben  bereits  in  den  Zeitpunkt  zu 
setzen  hat,  wo  das  Schiff  die  Ballastreise  begonnen  hat;  oder  erst 
in  den,  wo  die  Reise  in  Ladung  angetreten  ist;  wie  denn  auch 
beide  Ansichten  auf  der  Hamburger  Konferenz  vertreten  waren. 
Die  Majorität  entschied  sich  flir  die  letztere  Meinung,  indem  — 
aber  nur  hinsichtlich  der  Wirkungen  zufälliger  Ereignisse  auf  den 
Frachtvertrag  —  angenommen  wurde,  dass  „die  Zureise  als  eine 
vor  Antritt  der  Reise  statthabende  vorbereitende  Handlung  zu  be- 
trachten sei"  (Prot.  V  S.  2431  -2433). 

3.  Für  die  Anwendung  des  Art.  639  auf  eine  Reise  dieser  Art 
ist  es  natürlich  aus  den  in  den  Ausführungen  zu  diesem  Artikel 
angegebenen  Gründen  (o.  S.  284)  irrelevant ,  ob  die  Verzögerung 
vor  Antritt  der  Zureise  stattgefunden  hat  oder  erst  während  der- 
selben (Entsch.  des  Hamb.  Oberger.  vom  28.  Februar  1867  und 
des  O.  A.  G.  zu  Lübeck  vom  22.  September  1868  in  KieruMTs 
Samml.  IV  S.  584.  589). 

4.  Dass  das  Gesetzbuch,  obwohl  es  die  Reise  erst  beginnen 
lässt,  wenn  das  Schiff  den  Abladungshafen  verlassen,  doch  dem 
Verfrachter  einen  Anspruch  auf  eine  Entschädigung  gewährt,  wenn 
der  Frachtvertrag  vor  Antritt  der  Reise,  aber  nachoem  das  Schiff 
den  Abladungshafen  erreicht  hat,  durch  eines  der  Ereignisse  der 
Art.  630  und  631  aufgelöst  wird,  ist  aus  Billigkeitsrücksichten  zu 
erklären  (Prot.  V  S.  2432).  Dem  Wortlaut  des  Artikels  nach 
würde  sich  diese  Bestimmung  nicht  auf  den  Fall  beziehen,  wo  der 
Frachtvertrag  erst  nach  Antritt  der  Reise  aus  einem  der  ge- 
dachten Gründe  aufgelöst  wird.  Allein  mit  Recht  macht  das 
Reichs -Ober -Handels -Gericht  (Entsch.  HI  S.  262  f.)   darauf  auf- 


*)  Eine  besondere  Bestimmung  für  den  Fall  einer  Reise  aus  und  zu  Haus 
enthält  der  Code  de  comm.  art,  299 1  S*il  arrive  interdiction  de  commerce 
arec  le  pays  pour  lequel  le  navire  est  en  route^  et  quil  aoit  ohligi  de  revenir 
avee  son  chargement^  il  n^est  du  au  capitaine  que  le  fret^  de  Vcdler,  quotque 
le  vaiaaeau  ait  4t6  affriti  pour  Valier  et  le  retour. 
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merksam,  dass  die  Fassung  ,^aber  vor  Antritt  der  Reise  aus  dem 
letzteren'^  auf  einer  ungenauen  Redaktion  beruht  und  nur  den 
Sinn  „obgleich  noch  vor  Antritt  der  Reise*'  haben  kann.  Da 
nämlich  die  Hamburger  Konferenz  in  ihrer  Majorität  die  Reise 
nicht  bereits  mit  dem  Anfange  der  Ballastreise  beginnen  lassen 
wollte,  sondern  erst  mit  dem  Verlassen  des  Abladehafens,  auf  der 
anderen  Seite  eine  billige  Entschädigung  des  Verfrachters  für  die 
Zureise  gerechtfertigt  fand,  so  datirte  sie  gewissermassen  mit  Rück- 
sicht auf  diesen  Zweck  das  Moment  des  Antritts  der  Reise,  wie 
das  Ober-Handels  Gericht  sagt,  auf  den  Zeitpunkt  der  Erreichung 
des  Abladehafens  zurück.  Man  hatte  aber  durchaus  nicht  die  Ab- 
sicht, den  Entschädigungsanspruch  auf  den  Fall  der  Auflösung 
des  Frachtvertrages  vor  Antritt  der  Reise  zu  beschränken,  und 
dem  Verfrachter  denselben  abzusprechen,  wenn  die  Auflösung  erst 
nach  dem  Antritte  erfolgte.  Dies  ergeben  auch  die  Berathungs- 
protokoUe  ganz  klar.  Sie  sagen  nändich  (V  S.  2433),  es  sei  ent- 
schieden, „dass  dem  SchiflFer,  wenn  das  die  Ausführung  des  Trans- 
ports behindernde  Ereigniss  erst  nach  Erreichung  des  Bestim- 
mungshafens eintreten  sollte,  eine  billige  Entschädigung  für  Jdie 
Zureise  zu  gewähren  sei."  Freilich  würde  der  Richter,  auch  wenn 
er  auf  den  in  Rede  stehenden  Fall,  unter  Ausschluss  des  dritten 
Satzes  des  Art.  642,  ledighch  die  Bestimmungen  der  Art.  632  ff. 
zur  Anwendung  zu  bringen  hätte,  befugt  sein,  dem  Verfrachter 
eine  billige  Entschädigung  für  die  Ballastreise  zuzusprechen,  indem 
ihn  Art.  633  ermächtigt,  den  Aufwand  an  Kosten  und  Zeit,  welche 
mit  dem  vollendeten  Theile  der  Reise  verbunden  sind,  in  Anschlag 
zu  bringen,  ihn  also  unzweifelhaft  auch  ermächtigt,  den  Umstana 
mit  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  das  Schiff,  um  die  Reise  in  Ladung 
zu  machen,  erst  eine  Zureise  in  Ballast  machen  musste. 

5.  Wenn  bei  einer  anderweitigen  zusammengesetzten  Reise, 
für  welche  eine  Gesammtfracht  stipulirt  war,  der  Frachtvertrag 
aufgelöst  wird,  nachdem  eine  oder  mehrere  Reisen  bereits  voUendet 
waren,  so  ist  auf  Grund  des  Art.  633  aus  dem  Verhältniss*)  der 
bereits  gemachten  Reisen  zu  den  noch  zu  machenden  die  Fracht 
der  vollendeten  Reisen  zu  ermitteln,  und  diese  dem  Verfrachter 
voll  zuzusprechen,  sollte  auch  auf  der  unterbrochenen  Reise  die 
Ladung  vollständig  zu  Grunde  gegangen  und  demgemäss  dafür 
vom  Befrachter  nach  Art.  635  Ji^acht  überhaupt  nicht  zu  zahlen 
sein.  Für  die  früheren  Reisen  ist  dieser  Umstand  irrelevant,  da 
aus    denselben  die   Ladung   an   den  Empfanger  bereits  abgeliefert 


*)  Hierbei  ist  natürlich  nicht  nur  die  Dauer  der  betreffenden  Reisen  in 
Betracht  zu  ziehen,  sondern  auch  die  Art  der  Güter  und  alle  anderen  Um- 
stände, welche  auf  die  Höhe  der  Fracht  einzuwirken  pflegen.  In  Hamburg 
besteht  der  auch  in  den  Allg.  Seeversicherungsbedingungen  §  21  zur  An- 
wendung gekommene  Gebrauch,  in  dem  Falle,  wo  eine  gemeinsame  Fracht 
für  die  Ausreise 'und  die  Rückreise  stipulirt  ist,  ^/g  auf  die  Ausreise,  %  auf 
die  Rückreise  zu  rechnen  (Entsch.  des  R.O.H,G.  III  S.  265). 
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und  demgemäss  die  Fracht  verdient  ist.  Die  Vereinbarung  näm- 
lich, dass  die  Fracht  erst  nach  Ablieferung  der  Ladung  der  letzten 
Reise  zu  zahlen,  macht  die  Forderung  nur  zu  einer  betagten,  nicht 
aber  zu  einer  Dedingten.  Ganz  eben  so  würde  in  dem  Falle  zu 
verfahren  sein,  wo  nur  för  die  Heimreise  eine  Fracht  vereinbart 
ist,  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  eben  dieser  aber  keine  für  die 
Ausreise.   (Entsch.  des  R.O.H.G.  IH  S.  254  f.  265  f.) 

Art.  643. 

Wenn  der  Vertrag  nicht  auf  das  Schiff  im  Ganzere,  sondern  nur 
auf  einen  verhältnissmässigen  Theil  oder  einen  bestimmt  bezeichneten 
Baum  des  Schiffes  oder  cmf  Stückgüter  sich  bezieht^  so  gelten  die 
Art.  630  bis  642  mit  folgenden  Abweichungen: 

1.  In  den  Fällen  der  Art.  631  und  636  ist  jeder  Theil  sogleich 
nach  Eintritt  des  Hindernisses  ufid  ohne  Rücksicht  auf  die 
Dauer  desselben  von  dem  Vertrage  zurückzutreten  befugt. 

2,  Im  Falle  des  Art  638  kann  von  dem  Befrachter  das  Recht, 
von  dem  Vertrage  zurückzutreten^  nicht  ausgeübt  werden, 

3,  Im  Falle  des  Art.  639  steht  defn  Befrachter  das  Recht  der 
einsttveiligen  Löschung  nur  dann  zu,  wenn  die  übrigen  Be- 
frachter ihre  Genehmigung  ertheilen. 

4.  Im  Falle  des  Art.  640  kann  der  Befrachter  die  Güter  gegen 
Entrichtung  der  vollen  Fracht  und  der  übrigen  Forderungen 
nur  dann  zurücknehmen^  tcenn  wahrend  der  Ausbesserung  die 
Löschung  dieser  Güter  ohnehin  erfolgt  ist. 

Die  Vorschriften  der  Art  588  und  590  werden  hierdurch  nicht 
berührt. 

1.  Hinsichtlich  der  Anwendung  des  Art.  637  auf  die  im 
Art,  643  genannten  Frachtverträge  ist  zu  beachten,  dass  zu  den 
Kosten  des  Aufenthalts  im  Abladehafen  oder  Zwischen-  resp.  Noth- 
hafen  nicht  nur  die  von  dem  zufalligen  Ereignisse  betroffenen 
Güter  beizutragen  haben,  sondern  die  ganze  Ladung  (Prot.  V 
S.  2438—2441). 

2.  Der  Schlusssatz  des  Artikels  bezieht  sich  ausschliesslich 
auf  Ziff.  4.  In  dem  Entwurf  aus  erster  Lesung  lautet  nämlich 
Ziff.  4  (des  Art.  572): 

Ln  Falle  des  Art.  569  kann  der  Befrachter  die  Güter  gegen 
Entrichtung  der  vollen  Fracht  und  der  übrigen  Forderungen  des 
Verfrachters  unbeschadet  der  Vorschrift  des  Art  S74  Abs.  2  nur 
dann  zurücknehmen^  wenn  während  der  Ausbesserung  die  Löschuncf 
dieser  Güter  ohnehin  erfolgt  ist. 

Durch  die  Verwandelung  des  Zwischensatzes  „unbeschadet  — 
Abs.  2'^  in  einen  Hauptsatz,  den  jetzigen  Schlusssatz  des  Artikels, 
hat  eine  materielle  Aenderung  nicht  beabsichtigt  werden  sollen, 
wie  denn  in  den  Protokollen  keine  Andeutung  dafür  enthalten  ist. 

Lewis,  Seerecht.  19 
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Der -Satz  kann  daher  eben  so  wenig  auf  Ziff.  2  und  3^*)  mit  denen 
er  sich  übrigens  auch  gar  nicht  vereinigen  lässt^  wie  auf  Ziff.  1 
Anwendung  finden. 

Art.  644. 

Nach  Beendigung  jeder  einzelnen  Ahludung  hat  der  Schiffer 
deni  Ablader  ohne  Verzug  gegen  Bückgäbe  des  etwa  bei  der  An- 
nahme der  Güter  ertheilten  vorläufigen  Empfangscheins  ein  Kon- 
nossement in  so  vielen  Exemplaren  auszustellen  y  als  der  Ablader 
verlangt 

Alle  Exemplare  des  Konnossements  müssen  von  gleichem  Lihdlt 
seiny  dasselbe  Datum  haben  und  ausdrücken,  wie  viele  Exemplare 
ausgestellt  sind. 

Dem  Schiffer  ist  auf  sein  Verlangen  von  dem  Ablaäer  eifie  mit 
der  Unterschrift  des  Letzteren  versehene  Abschrift  des  Konnossetnents 
zu  ertheilen, 

1.  Nach  Annahme  der  Waaren  hat  der  Schiffer  oder  ein 
Stellvertreter  desselben  —  regelmässig  der  Steuermann  —  einen 
Empfang  schein  auszustellen.  Dieser  Empfangschein  hat  ledig- 
lich die  iNatur  einer  Quittung  und  kann  nicht  als  eine  Anweisung 
auf  das  Konnossement  betrachtet  werden.**)  Das  Gesetzbuch  sagt 
daher  auch  nicht;  dass  dem  Inhaber  des  Empfangscheines,  son- 
dern dem  Ablader  gegen  Rückgabe  des  Empfangscheines  das 
Konnossement  auszustellen  ist.***)  Natürlich  kann  statt  des  Ab- 
laders auch  der  Bevollmächtigte  desselben  dies  fordern. 

2.  Dem  Inhalte  dieses  Empfangscheines  entsprechend  hat  der 
Schiffer    das   Konnossement   auszustellen.     Es    soll    dies   nach 


*)  Hierauf,  glaubt  das  Hamburger  Obergericht,  sei  die  Anwendbarkeit 
des  Satzes  durch  die  gedachte  anderweitige  Kedigirung  ausgedehnt  worden 
(Entsch.  vom  5.  September  1870  in  Goldschmidt's  2«it8chr.  XylH  S.  587). 

***)  Ich  kann  nicht  finden,  dass  der  Empfangschein  allgemein  als  Inhaber- 
papier und  als  ein  negoziables  Papier  betrachtet  wird.  Pohls,  an  einer  Stelle 
seines  Seerechts  (II  S.  446)  und  Kaltenborn  (Seerecht  I  S.  285)  bezeichnen 
zwar  den  Empfangschein  als  „eine  Art  von  Papier  au  porteur^\  welches  den 
Inhaber  berecntige,  die  Ausstellung  des  Konnossements  zu  verlangen.  Allein 
au  einer  anderen  Stelle  (II  S.  561)  nennt  Pohls  dies  ^radezu  eine  Ham- 
burgische Ansicht,  welche  „allgemein  genommen  manchen  Bedenken  unter- 
liegen" dürfte.  Abbott  (treatise  p.  279)  sagt  nur,  dass  der  Schiffer  das 
Konnossement  auszustellen  hat  nach  der  Anweisung  des  Abladers  -  oder  des 
Inhabers  des  Empfanescheines.  Die  übliche  Form  eines  solchen  Empfang- 
scheines würde  auch  scnwerlich  einen  Anhaltspunkt  dafür  abgeben,  jedwedem 
Inhaber  desselben  ein  Recht  auf  Auslieferung  des  Konnossements  zuzusprechen. 
Y.s  lautet  nämlich  gewöhnlich: 

Empfangen  in  gutem  Stand  am  Bord  des  Schiffes  .  .  .   Kptn.  ...    be- 
stimmt nach  .  . .  (Aufzählung  und  Bezeichnung  der  Güter). 

(Datum.)  (Unterschrift.) 

Steuermann. 
***)  Es   scheint  mir  daher  nicht  zuzutreffen,    wenn   es  in   den  Motiven 
zum  Preussischen  Entwurf  des  H.G.B.  S.  263  heisst,  derselbe  enthalte  nichts, 
dem  iSatz,  dass  der  Empfangschein  ein  Inhaberpapier  sei.  Widersprechendes. 
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jeder  einzelnen  Abladung,  also  bei  Stückgüterfrächt ,  der 
Defrachtung  eines  bestimmten  Raumes  und  eines  quoten  Theils  des 
Schiffes,  nicht  erst  nach  der  Befrachtung  des  ganzen  Schiffes  ge- 
schehen. 

3.  Das  Gesetz  schreibt  vor,  dass  das  Konnossement  ohne 
Verzug  ausgestellt  werde,  aber  es  hat  nicht,  wie  andere  Gesetz- 
gebungen,*) einen  bestimmten  Zeitraum  angegeben,  innerha.Ib  dessen 
dies  zu  geschehen  hat. 

4.  Die  Zahl  der  Konnossemente  hängt,  wie  nach  den  meisten 
neueren  Gesetzgebungen,**)  von  dem  Willen  des  Abladers  ab» 
Derselbe  kann  mehrere  Exemplare  verlangen,  weil  er  der  Sicher- 
heit halber  das  Konnossement  mit  verschiedenen  Gelegenheiten  an 
den  Empfönger  senden  will  und  ein  Exemplar,  um  selbst  ein  Be- 
weismittel gegen  den  Verfrachter  in  Händen  zu  haben,  zurück- 
behält. So  werden  sehr  häufig  4  Exemplare  ausgestellt,  aber  auch 
die  Ausstellung:  von  5,  6  und  mehr  ist  nicht  selten.  Die  Konnosse- 
mente müssen  jedoch  auf  ein  Mal  gefordert  werden,  wenigstens 
würde  der  Schiffer  einer  Nachforderung  keine  Folge  zu  leisten 
haben,  wenn  er  die  mit  dem  Vermerk  über  die  Zanl  versehenen 
Exemplare  an  den  Ablader  abgeliefert  hätte  (Goldschmidt^  Handels- 
recht I,  2  S.  676  Note  29). 

5.  Die  verschiedenen  Exemplare  brauchen  nicht  denselben 
Wortlaut  zu  haben.  Der  auf  der  Hamburger  Konferenz  gestellte 
Antrag,  statt  des  im  Entwurf  gebrauchten  Ausdrucks :  „von  glei- 
chem Inhalt"  das  Wort  „gleichlautend"  zu  setzen,  wurde  ver- 
worfen, weil  hierdurch  „die  geringste  Abweichung  in  den  unerheb- 
lichsten Punkten  für  erheblich  erklärt"  und  ausserdem  ausgeschlossen 
werde,  „dass  die  verschiedenen  Exemplare  des  Konnossements  in 
verschiedenen  Sprachen  ausgestellt  würden"  (Prot.  VHI  S.  4004). 

6.  Das  Konnossement  wird  vom  Kapitän  gezeichnet,, 
wennschon  das  Gesetz  dies  nicht  ausdrücklich  angeordnet  hat. 
,,Xur  er  ist  befugt,  sich,  Schiff  und  Fracht  nach  Massgabe  des 
Konnossements  zu  obligiren,"  wie  ihm  die  gehörige  Verlaaung  und 
Ablieferung  der  Waaren  obliegt.  Nur  ausnahmsweise  könnte  das 
Konnossement  gezeichnet  werden  durch  einen  vom  Schiffer  be- 
stellten resp.  anerkannten  Vertreter,  und  nur  in  Nothfallen,  wie 
beim  Tode  oder  ganz  schwerer  Krankheit  des  Kapitäns  würde  der 
Steuermann   für  mn  einzutreten  haben.     Dagegen  sind  die  Schifi^- 


*\  Die  meisten  verlangen,  dass  das  Konnossement  in  24  Stunden  aus- 
gestellt wird, 

*•)  So  nach  englischem  Recht:  Abbott  treatise  p,  279.  Eben  so  nach 
französischem,  welches  wenigstens  4  Exemplare  fordert:  Code  de  comm.art.282i 
Chaque  connaüsement  est  fait  en  guatre  origlnaux  au  moins ;  un  pour  le 
chargeur;  un  pour  celui^  ä  quilea  marchandisea  sont  adressies;  un  pour  le 
capäaine;  un  pour  Varmateur  du  bdtiment.  Lee  quatre  originaux  sont  eignes 
par  le  chargeur  et  par  Ip.  capüaine  dans  les  vingt  quatre  heure^  aprhs  le 
chargement, 
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agenten  oder' Makler  als  solche  (d.  h.  wenn  sie  nicht  vom  Schiffer 
dazu  bevollmächtigt  sind)  zur  Zeichnung  von  Konnossementen  nicht 
befugt.  *)  Aus  dem  von  einem  solchen  gezeichneten  Konnossement 
würden  die  lediglich  auf  diesem  beruhenden  Ansprüche  gegen  den 
Rheder  nicht  geltend  gemacht  werden  können.**)  Eine  Ausnahme 
tritt  nur  ein  bei  den  racketschi%e8ellschaften.  Hierbei  pflegt  die 
Ausstellung  der  Konnossemente  (wie  auch  die  ganze  Besorgung  der 
Befrachtung  des  Schiffes)  durch  besondere  Expeditionen  oder  Agen- 
turen zu  geschehen.  Dass  ein  solches  Konnossement  aber  fiir 
durchaus  gültig  und  nach  allen  Richtungen  vollwirkend  anzusehen 
ist,  beruht  darauf,  dass  diese  Art  der  Unterzeichnung  von  Kon- 
nossementen „nur  auf  Grund  bekannt  gemachter  Reglements,  somit 
in  Folge  besonderer  vertragsmässiger  Abreden"  vorkommt  (Prot.  V 
S.  2194).  Ueblich  ist  es,  dass  das  Konnossement  vom  Befrachter 
ausgefüllt  und  vom  Schiffer  vollzogen  wird  (Entsch.  des  O.A.G  zu 
Lübeck  vom  14.  Juni  1866  in  Kierulff's  Samml.  11  S.  405).  Da- 
gegen wird  es  nicht,  wie  nach  den  meisten  anderen  Rechten,***)  vom 
Befrachter  mit  unterschrieben.  Wohl  aber  ist  der  Ablader  ver- 
pflichtet, dem  Schiffer  (der  auf  Gruod  des  Art.  480  H.G.  B.  ein 
Konnossements-Exemplar  an  Bord  führen  muss)  auf  sein  Verlangen 
eine  von  ihm  unterzeichnete  gleichlautende  Kopie  des  Konnossements 
auszuhändigen  (Prot.  V  S.  2194 — 2197),  welche  aber  nicht  begeben 
werden  kann  (Goldschmidt  S.  676  Note  30). 

7.  Hinsichtlich  einer  Differenz  zwischen  dem  in  den  Händen 
des  Schiffers  befindlichen  und  den  anderen  Konnossements-Exem- 
plaren hatte  der  Preussische  Entwurf  (Art.  487)  bestiimnt: 

Wenn  das  in  den  Händen  des  Schiffers  befindliche  Exemplar 
des  Konnossements  von  dem  Inhalte  eines  andern  Exetnplars,  auf 
welches  die  Ablieferung  geschehen  soll,  abweicht,  so  geht  das  ausser- 
lieh  unverdäMige  dem  verdächtigen  vor. 

Sind  beide  imverdächtig,  so  bestimmen  sich  die  Pflichten  des  Schiffers 
nach  Seinern  Exemplare,  seine  Hechte  nach  dein  Exemplare  des  AblaJders. 


*)  Voigt,  Neues  Arch.  f.  H.R.  II  S.  105.  107  f.  S.  117.  124.  Entsch.  des 
R.O.H.a  XIV  S.337.  Vgl.  Prot.  V  S.  2211  f.  In  englischen  Konnossementen 
findet  sich  freilich  regelmässig  der  Satz:  in  witnesa  vjhereof  (he  masUr  or 
jnirser  of  the  Said  ship  has  signed  u.  s.  w.  (vgl.  auch  das  Formular  eines 
Konnossements  bei  Abbott  p.  27$),  Allein  es  ist  dies  lediglich  eine  Be- 
miniscenz  aus  der  früheren  Zeit,  wo  es  neben  dem  schreibunkundigeu  Schiffer 
einen  Schiffsschreiber  auf  dem  Schiffe  gab,  welcher  st^ts  das  Konnossement 
ausstellte  (s.  Goldschmidt  S.  665  ff.).  Heutzutage  hat  der  Satz  keine  Be- 
deutung mehr:  Voigt  a.  a.  0.  S.  117. 

**)  In  der  Abhandlung  von  Voi^t  jun.  im  Neuen  Archiv  S.  460—467,  in 
welcher  ausgeführt  wird,  dass  ein  ^lamens  des  Schiffers  beispielsweise  vom 
Schiffsagenten  oder  Makler  gezeichnetes  Konnossement  dem  vom  Schiffer 
selbst  gezeichneten  gleichsteht,  wird  auf  den  im  Text  hervorgehobenen  Punkt 
nicht  eingegangen.  Auch  ist  aus  der  Abhandlung  nicht  ersicntlich,  ob  Voigt 
bei  dem  Agenten  und  Makler  des  Schiffers  voraussetzt,  dass  derselbe  beson- 
ders zur  Aussellun^  von  Konnossementen  vom  Schiffer  ermächtigt  ist,  oder  ob 
er  demselben  ohne  eine  solche  besondere  Ermächtigung  diese  Befugniss  zuspricht. 

***)  So  nach  dem  Code  de  comm.  art.  282, 
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Auf  der  Hamburger  Konferenz  wurde  der  Artikel  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  „der  fragliche  Kollisionsfall  nach  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  sich  entscheiden  lasse,  deren  Anwendung  aus- 
zuschliessen  kein  Grund  vorliege",  gestrichen  (Prot  V  S.  2228). 
Hiemach  aber  muss  das  Konnossement  des  Schiffers,  wenn  es  mit 
keinem  der  übrigen  übereinstimmt  (abgesehen  natürlich  vom  Falle 
einer  Fälschung)  als  blosse  Kopie  diesen  nachstehen;  stimmt  es 
jedoch  mit  einem  der  Originalkonnossemente  überein,  so  ist  nach- 
zuweisen, welches  Konnossement  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
und  dem  zur  Zeit  des  Kontraktsabschlusses  vorhandenen  überein- 
stimmenden WiDen  der  Kontrahenten  entspricht*)  (Vgl.  Koch, 
Kommentar  Anm.  165  zu  Art.  654.    Pohls,  Seerecht  II  S.  475  f ) 

Art.  645. 

Das  Konnossement  eiithält: 

1.  den  Namen  des  Schiffers; 

2,  den  Namen  und  die  Nationalität  des  Schiffs; 
5-  den  Namen  des  Abladers; 

4.  den  Namen  des  Efnpfängers; 

5.  den  Abladungshafen; 

6.  den  Löschungshafen  oder  den  Ort^  an  welchem  Order  über  den- 
selben einzuholen  ist; 

7,  die  Bezeichnung  der  abgeladenen  Güter,  deren  Mefige  und  Merk- 
zeiclien; 

8,  die  Bestimmiüig  in  AnseJiwng  der  Fracht; 

9,  den  Ort  und  den  Tag  der  Ausstellung; 
10.  die  Zahl  der  amgestellten  Exemplare, 

1.  In  dem  Konnossement  bekennt  der  Schiffer,  die  verladenen 
Waaren  empfangen  zu  haben  und  verpflichtet  sich,  dieselben  an 
den  im  Konnossement  mit  Namen  oder  sonst  genau  (d.  h.  als  den, 
welcher  mit  dem  Willen  des  Abladers  die  Güter  erhalten  soll)  be- 
zeichneten  Destinatar  abzuliefern.  **)    Das  Konnossement  ist  kein 


*)  Der  Code  tle  comm,  art.  284  enthält  in  dieser  Beziehung  die  Be- 
stimmung: En  cas  de  diversiU  entre  les  connaiasements  cViui  meme  chargementf 
celui  qui  sera  entre  les  mains  flu  capitaine  fera  foi  s'il  est  rempli  de  la 
mam  flu  ckargeur,  ou  de  celle  de  son  commissionaire,  et  celui^  qui  est  pr^- 
senti  par  le  chargeur  ou  le  consignataire  sera  suiviy  s^il  est  rempli  de  la 
inain  du  capitaine» 

**)  Man  bedient  sich  bei  der  Ausstellung  der  Konnossemente  gedruckter 
FormnJare.    Die  übliche  Form  ist  folgende: 

Ich  A  . . . ,  Schiffer  von  dem  bchiffe  genannt  B  .  .  . ,  welches  jetzt  in 
H  . . .  (reep.  hier)  ladet,  um  nach  S  .  . .  zu  segeln,  —  bescheinige,  dass  ich 
im  Baume  des  erwähnten  Schiffes  von  Herrn  C  . . .  folgende  Güter  —  mit 
nebenstehendem  Zeichen  empfangen  habe,  um    solche  nach  zurückgelegter 

f  lacklicher  Reise  abzuliefern  in  S  .  . .  an   die  Order  des  Herrn  D .  .  .  gegen 
ie   Bezahlung  der  Fracht  von  —  per  —  nebst  —  °  o  Primage. 

Die  Havarie  wird  nach  Seegebrauch  festgesetzt.  Zur  Eifiillung  dessen 
verbinde  ich  meine  Person,  Güter  und  das  Schiff  mit  allem  Zubehör,  indem 
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Formalakt  (Prot.  V  S.  2204  f.).  Daraus  erklärt  »ich,  dass  durch 
das  Vorhandensein  der  im  Art.  645  aufgeführten  Bestandtheile 
nicht  die  formelle  Gültigkeit  bedingt  ist.  Doeh  ist  der  Ablader 
berechtigt,  vom  Schiffer  die  Aufnahme  der  aufgezählten  Punkte, 
welche  im  Wesentlichen  mit  denen  der  anderen  neueren  Gesetz- 
gebungen übereinstimmen,'^)  in  das  Konnossement  zu  verlangen 
^Prot.  V  S.  2202  f.  2210).  Welche  Bedeutung  dem  Fehlen  des 
einen  oder  des  anderen  Bestandtheiles  beizulegen,  ist  nur  im  kon- 
kreten Falle  zu  ermessen  und  zwar  danach,  od  dasselbe  die  Iden- 
tität der  wirklich  abgeladenen  und  der  im  Konnossement  bekun- 
deten Ladung  in  Frage  stellt. 

2.  Hinsichtlich  der  einzelnen  Bestandtheile  ist  nur  Folgendes 
zu  bemerken: 

Der  Empfänger,  wie  dies  aus  dem  Art.  646  hervorgeht, 
braucht  nicht  benannt,  sondern  nur  bezeichnet  zu  werden, 

Dass  statt  des  Löschungshafens  auch  der  Ort,  an  welchem 
Order  über  denselben  einzuholen  ist,  der  s.  g.  Orderhafen  ge- 
setzt werden  kann,  hängt  damit  zusammen,  dass  der  Ablader  zur 
Zeit  des  Abganges  des  Schiffes  vielleicht  noch  nicht  weiss,  an  welchem 
Platze  er  die  Waaren  verkaufen  will,  dies  vielmehr  erst  von  der 
späteren  Konjunktur  abhängig  macht,  vielleicht  auch  auf  Grund 
vorangegangener  Verhandlung  mit  dem  Destinatar  diesem  dieselbe 
Möglichkeit  offen  zu  lassen  nat.  Aus  diesem  Grunde  wird  dem 
Schiffer  aufgegeben,  zunächst  einen  bestimmten  Hafen  anzulaufen, 
um  daselbst  die  Weisung  zu  empfangen,  in  welchem  Hafen  er  die 
Ladung  zu  löschen  hat  £s  geschieht  dies  in  kürzester  Weise, 
z.  ß.  Fdlmouth  for  Orders. 

Das  Gesetz  verlangt  nicht  vom  Schiffer  (wie  es  der  Preus- 
sische  Entwurf  Art.  484  gethan  hatte),  dass  er  die  Gattung  der 

feladenen  Güter  angebe,  um  denselben  nicht  in  die  Lage  zu 
ringen,  ihm  unbekannte  Eigenschaften  der  Güter  anzuerkennen 
(Prot.  V  S.  2210  f.).  Es  genügt,  wenn  derselbe  neben  Angabe  von 
Menge  und  Merkzeichen  die  Güter  ganz  im  Allgemeinen  z.  B.  als 
Kaufmannsgüter  bezeichnet. 

Art.  646. 

Auf  Verlangen  des  Abladers  ist  das  Konnossement,  sofern  nicht 
das  Gegenthetl  vereinbart  ist,  an  die  Order  des  Empfängers  oder 


ich  darüber  —  Konnossemente  gleichen   Inhaltes  unterschrieben  habe,  die 
nur  für  eines  gelten. 

H  .  .  .  den  27.  Januar  1877  A  . . . . 

*J  Code  de  comm.  art.  281:  Le  connaissement  doit  exprimer  la  nature 
et  la  quantüi  ainsi  gue  les  esp^ces  ou  qualiUs  des  objets  ä  transporter,  II 
indiane  le  nom  du  chargeur;  le  ncm  et  Vadresse  de  celui  ä  gut  Vexpidition 
est  faite;  le  nom  et  le  domicile  du  capitaine;  le  nom  et  le  tonnage  du  navirr, 
Iß  Heu  du  d^part  et  celui  de  la  destination.  II  inonce  le  prix  du  fret.  II 
präsente  en  marge  les  marques  et  numSroe  des  objets  ä  transporter. 
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lediglich  an  Order  m  stellen.   Im  letzteren  Falle  ist  unter  der  Order 
die  Order  des  Abladers  zu  verstehen. 

Das  Konnossement  kann  auch  auf  den  Namen  des  Schiffers  als 
JEmpfängers  lauten. 

Das  H.G.B.  hat  in  Uebereinstimmung  mit  den  übrigen  neueren 
Gesetzgebungen*)  nicht;  wie  der  Preussische  Entwurf  Art.  230, 
das  Konnossement  unbedingt  für  ein  negoziables  Werthpapier  und 
fiir  indossabel  erklärt^  sondern  nur  wenn  dasselbe  an  Order  gestellt 
ist  (Art.  302,**)  vgl.  Prot.  V  S.  2204—2208.  VUI  S.  4005).  Auf 
der  anderen  Seite  verpflichtet  es  den  Schiflfer,  auf  Verlangen  des 
Abladers  das  Konnossement  an  Order  zu  steUen,  wenn  er  nicht 
bei  Abschliessung  des  Frachtvertrages  sich  das  Gegenthßil  aus- 
bedungen hat.  Danach  kann  der  S(£iffer  versprechen,  die  Waaren 
auszuhefem  an  eine  bestimmte,  namentlich  bezeichnete  Person 
(Namens-Konnossement).  Diese  Person  kann  sein  irgend  ein 
dritter  Destinatar,  es  kann  sein  der  Ablader  selbst  (der  z.  B.  eine 
Handelsniederlassung  an  dem  Bestimmungsorte  hat)  oder  auch  der 
Schiffer,  welcher  alsdann  als  Verkaufs-Kommissionär  des  Abladers 
erscheint.  Der  Schiffer,  von  welchem  das  H.G.B.  spricht,  ist  natür- 
lich stets  der,  welcher  das  Konnossement  gezeichnet  hat  (Prot.  VIII 
S.  4006).  Das  Namens-Konnossement  kann  nur  durch  Cession  auf 
einen  Andern  übertragen  werden  (vgl.  Prot.  V  S.  2238).  Der 
Schiffer  kann  femer  die  Waaren  auszuliefern  sich  verpflichten  an 
eine  der  genannten  Personen,  oder  deren  Order,  oder,  was  damit 
gleichbedeutend  ist,  an  die  Order  einer  der  fr.  Personen.  Und  in 
dieser  Hinsicht  stellt  das  Gesetz  die  Interpretationsregel  auf,  dass 
die  blossen  Worte  „an  Order"  Order  des  Abladers  bedeuten. 
(Order-Konnossement.)  Das  Order-Konnossement  kann  nicht 
blos  durch  ein  Namens-Indossament,  sondern  auch  durch  ein  Blanko- 
indossament***) übertragen  werden. 

Das  von  anderen  Gesetzen  anerkannte  Inhaber-Konnossement, 
welches  jeden  Inhaber  als  Empfänger  bezeichnet,!)  oder  Blanko- 
Konnossement ,  in  welchem  für  den  Namen  des  Destinatars  ein 
leerer  Kaum  gelassen,  f+)  ist  dem  deutschen  Recht  fremd.  (Prot.  V 
S.  2112.     Goldschmidt,  Handelsrecht  I,  2   S.  674  £) 


)  Vgl.  Abbott,  treatise  p,  431 :  The  bill  of  lading,  in  all  its  vsual  form», 
ins  tke  Word  ,,as8tgn8*^;    but  it  will  be  proper  to  advert  again  to  the 


contazna 

differend  forms  in  common  tue.  Sometimes  it  is  made  for  delivery  to  the 
consignor  by  name  or  assigns;  sometimes  to  arder  or  attsigns^  not  naming 
anp  person,  and  at  other  times  to  the  consignee  by  name  or  assigns. 

**^  Ingleichen  können  Konnossemente  der  Seeschiffer  —  durch  Indossa- 
ment übertragen  werden,  wenn  sie  an  Order  lauten. 

***)  Für  die  Beschaffenheit  des  Indossaments  sind  massgebend  die  Vor- 
scfarifien  des  Art.  305  H.G.B.  und  der  daselbst  angezogenen  Art.  11—13.  36. 
74  A.D.  W.O. 

t)  Code  de  comm,  art,  28 i:  —  Le  connaissement  penU  etre  ä  ordre,  ou 
au  porteur,  ou  ä  personne  d^nomm^e. 

+t)  Abbott  p,  280:  sometimes  no  person  is  named  as  consignee^  but  the 
terms  of  the  instrument  are,  „To  be  delivered  etc.  unto  ortier, 

or  assigns.^* 
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Art.  647* 


Der  Schiffer  ist  verpflicMei,  im  Löschungshafen  dem  Jegitimirten 
Inhaber  auch  nur  eines  Exemplars  des  Konnossements  die  Güter 
auszuliefern. 

Zur  Empfangnahme  der  Güter  legitimirt  ist  derjefiige^  an  welchen 
die  Güter  nach  dem  Konnossement  abgeliefert  werden  sollen^  oder 
auf  welchen  das  Konnossement,  wenn  es  an  Order  lautet,  durch  In- 
dossament  übertragen  ist 

1.  Der  Schiffer  muss  und  darf  nur  im  Löschungshafen 
die  Güter  ausliefern,  d.  h.  in  dem  im  Konnossement  angegebenen 
oder  durch  die  im  Orderhafen  erhaltene  Weisung  bezeichneten 
Bestimmungshafen. 

2.  Die  Auslieferung  der  Güter  kann  und  muss  nur  geschehen 
an  den  Inhaber  eines  Konnossements,  selbst  beim  Namens-Kon- 
nossement  an  den  in  diesem  bezeichneten  Destinatar  nur  unter 
dieser  Voraussetzung  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XV  S.  228). 

3.  Legitimirter  Inhaber  des  Konnossements  ist  beim 
Namens -Konnossement  der  in  demselben  namhaft  gemachte  Desti- 
natar, an  dessen  Stelle  aber  auch  ein  Bevollmächtigter  oder  ein 
Cessionar  treten  kann.  Beim  Order-Konnossement  ist  es  entweder 
gleichfalls  der  namentlich  bezeichnete  Empfänger,  oder  der  durch 
eine  fortlaufende  Reihe  von  Indossamenten  (Art.  36  A.D. W.O.)  als 
rechtmässiger  Inhaber  des  Konnossements  nachgewiesene  Indossatar, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  demselben  das  Konnossement  Behufs 
eigener  Empfangnahme  der  Ladung  indossirt  war,  oder  um  das- 
selbe an  eine  andere  Person  wieder  auszuliefern  fEntsch.  des 
R.  O.  H.  G.  XV  S.  230).  Eben  so  wenig  wie  der  Zaiilende  beim 
Wechsel  ist  der  Schiffer  beim  Order-Konnossement  verpflichtet,  die 
Aechtheit  der  Indossamente  zu  prüfen,  vielmehr  ist  me  Erfüllung 
als  gültig  zu  betrachten,  selbst  wenn  sich  nachträglich  die  Un- 
ächtheit  der  Indossamente  herausstellen  sollte.  Dagegen  hat  der- 
selbe sich  beim  Namens  -  Konnossement  von  der  Gmtigkeit  der 
Vollmacht  oder  der  Cession  des  Konnossements-Inhabers  zu  über- 
zeugen, indem  er  anderenfalls  die  Ladung  an  den  Letzteren  auf 
seine  Gefahr  abliefert  (Prot.  V  S.  2237  f.). 

4.  Dass  der  Schiffer  zunächst  dem  Inhaber  auch  nur  eines 
Konnossements  die  Ladung  auszuliefern  hat,  während  er  ver- 
pflichtet ist,  auf  Verlangen  des  Abladers  mehrere  Konnossemente 
auszustellen,  erklärt  sich  daraus,  dass  niemals  sämmtliche  Konnosse- 
mente an  den  Destinatar  gelangen  werden,  indem  wenigstens  eins 
vom  Ablader  zurückbehalten  werden  wird. 

5.  Heber  die  Voraussetzungen,  unter  denen  der  Schiffer  an 
einem  anderen  Orte  als  dem  Bestimmungshafen,  und  an 
eine  andere  Person  als  den  legitimirten  Inhaber  eines 
Konnossements  die  Ladung  ausliefern  darf,  enthalten  die 
Art.  661.  662  die  Bestimmungen. 
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Art.  648. 

Melden  sich  mehrere  legitimirte  Konnossementsinhaber  ^  so  ist 
der  Schiffer  verpflichtet,  sie  sämmtlich  zurückzuweisen,  die  Güter 
gerichtlich  oder  in  einer  anderen  sicheren  Weise  niederzulegen  u/nd 
die  Konnossementsinhaber,  welche  sich  gemeldet  haben,  unter  Angabe 
der  Chilnde  seines  Verfahrens  hiervon  zu  benachrichtigen. 

Wenn  die  Niederlegung  nicht  gerichtlich  geschieht,  so  ist  er 
befugt,  über  sein  Verfahren  und  dessen  Gründe  eine  öffentliche  Ur- 
kunde errichten  zu  lassen  und  wegen  der  daraus  entstehenden  Kosten 
in  gleicher  Art  wie  wegen  der  Fracht  sich  an  die  Güter  zu  halten 
(Art.  626). 

1.  Die  verschiedenen  Exemplare  des  Konnossements  gelten 
nur  als  Ein  Konnossement  ^  und  zwar  sollte  entweder  nur  Ein 
Exemplar  in  den  Verkehr  kommen^  oder  die  verschiedenen  Exem- 
plare sollten  in  Einer  Hand  vereinigt  sein,  wenn  die  Ladung  im 
Bestimmungshafen  anlangt  (Motive  zum  Preuss.  Entwurf  S.  267  ff.). 
Trotzdem  kommt  es  auch,  abgesehen  von  einem  Delikt  und  einem 
Versehen,  vor,  dass  sich  die  Konnossements-Exemplare  in 
verschiedenen  Händen  befinden.  So  kann  z.  B.,  wenn  der 
Destinatar  unsicher  wird,  oder  Konkurs  über  dessen  Vermögen  er- 
öffnet wird,  der  we^en  des  Kaufgeldes  noch  nicht  befriedigte  Ab- 
sender ein  zweites  Exemplar  an  einen  Korrespondenten  absenden, 
damit  dieser  dem  ersten  Konnossementsinhaber  womöglich  zuvor- 
komme und  die  Auslieferung  der  Waaren  an  ihn  verhindere. 
Eben  dasselbe  können,  wenn  Konkurs  über  das  Vermögen  des 
Abladers  eröffiiet  wird,  dessen  Gläubiger  thun,  um  die  Ladung  zur 
Masse  zu  ziehen.  Damit  nun  der  Schiffer  nicht  der  Gefahr  aus- 
gesetzt würde,  „mit  aUen  Konnossementsinhabern  in  Prozesse  ver- 
wickelt" zu  werden,  wurde  eine  Vorschrift,  wie  sich  der  Schiffer 
in  solchem  Falle  zu  verhalten,  auf  der  Hamburger  Konferenz  für 
ein  dringendes  Bedürfniss  gehalten.  Und  zwar  adoptirte  die  Ver- 
sammlung die  Bestimmung  des  Preussischen  Entwurfs  (Art.  489),  weil 
sie  die  gleichfalls  mögliche  Vorschrift,  dass  der  Schiffer  die  Wahl 
habe,  „an  welchen  der  Destinatare  er  in  solchem  Falle  die  Waare 
ausliefern  wolle",  und  es  denselben  überlasse,  den  Streit  unter 
einander  auszutragen,  als  dem  Schiffer  eine  zu  grosse  Macht  ein- 
räumend, für  bedenklich  hielt  (Prot.  V  S.  2233). 

2.  Der  Artikel  findet  sowohl  Anwendung  auf  nicht  in- 
dossable,  wie  auf  indossable  Konnossemente,  da  der 
Schiffer  auch  von  denen  der  ersteren  Art  mehrere  Exemplare  aus- 
zustellen verpflichtet  ist  (Prot.  V  S.  2237). 

3.  Dass  die  mehreren  Konnossementsinhaber  sich  wirklich 
gleichzeitig  bei  dem  Schiffer  melden,  ist  nicht  erforderlich. 
Es  genügt,  dass  ein  weiterer  Konnossementsinhaber  sich  meldet, 
bevor  der,  welcher  sich  früher  gemeldet,  die  Auslieferung  der 
Ladung  erlangt  hat,    also  so  lange  diese  sich  noch  an  Bord  des 
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Schiffes  befindet  oder  deponirt  ist.  Hat  der  Schiffer  einen  Theil 
der  Ladung  ausgeliefert,  so  greift  die  Vorschrift  des  Artikels  hin- 
sichtlich des  noch  nicht  ausgelieferten  Restes  Platz.  (Prot.  V 
S.  2286  f.)  Auch  macht  sich  der  Schiffer  regresspflichtiff,  wenn  er 
die  Auslieferung  der  Ladung  ausfuhrt  oder  vollendet,  nachdem  sich 
ein  weiterer  Konnossementsinhaber  gemeldet  hat,  selbst  wenn  er 
sich  bereits  dem  ersteren  gegenüber  ausdrücklich  zur  Ablieferung 
der  Waaren  verpflichtet  haben  sollte. 

4.  Selbstverständlich  hört  die  Pflicht  des  Schiffers 
zur  Deposition  auf,  wenn  die  Konnossementsinhaber  einig 
sind,  ,,dass  der  Schiffer  einem  aus  ihrer  Mitte  die  Waaren  gebe," 
weil  alsdann  von  einer  —  die  Voraussetzung  des  Artikels  bilden- 
den —  Konkurrenz  von  Konnossementsinhabern  nicht  mehr  die 
Rede  sein  kann,  und  eben  so,  wenn  dieselben  übereinkommen,  dasB 
die  Waaren.  bei  einem  Dritten  deponirt  werden,  vorausgesetzt,  dass 
diesem  zugleich  ein  Konnossements-Exemplar  übertragen  wird  und 
die  Konnossementsinhaber  (unter  Vorbehalt  ihrer  gegenseitigen 
Rechte)  dem  Schiffer  gegenüber  ihren  Rücktritt  erklären  (Prot.  V 
S.  2236). 

5.  Der  Preussische  Entwurf  (Art.  489)  verpflichtete  in  jedem 
Falle  der  Deposition  den  Schiffer,  Protest  zu  erheben.  Auf  der 
Hamburger  Konferenz  wurde  eine  solche  Vorschrift  bedenklich 
gefunden,  „weil  sie  zu  der  irrigen  Auslegung  führen  könnte,  als 
sollte  der  Fortbestand  der  Rechte  des  Verfrachters  von  der  Protest- 
erhebung abhängig  und  dieser  nur  im  Falle  der  Letzteren  befugt 
sein,  der  Klage  eines  Konnossementsinhabers  mit  der  Einrede  ent- 
gegen zu  treten,  es  habe  sich  noch  ein  anderer  gemeldet."  Dem- 
ffemäss  verwandelte  man  die  Pflicht  des  Schiffers  zur  Erhebung 
des  Protestes  in  eine  Pflicht  zur  Benachrichtigung  der  Konnosse- 
mentsinhaber, damit  diese  Kenntniss  davon  erhielten,  weshalb  der 
Schiffer  die  Waaren  an  sie  nicht  ausliefern  wolle,  und  wo  er  sie 
depohire  (Prot.  V  S,  2234  f.).  Das  Gesetz  ermächtigt  den  Schiffer, 
auf  Kosten  der  Ladung  förmlichen  Protest  zu  erheben,  wenn  die 
Deposition  nicht  bei  Gericht  geschieht,  weil  es  demselben  die  Mög- 
lichkeit gewähren  will,  sich  erforderlichenfalls  in  den  Besitz  eines 
Beweismittels  über  das  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen der  Deposition  zu  setzen,  während  dies  bei  der  gericht- 
lichen Niederlegung  nicht  fiir  nothwendig  gehalten  wurde,  indem 
alsdann  schon  die  über  die  Deposition  gepflogenen  Verhandlungen 
genügende  Auskunft  über  die  gedachten  Voraussetzungen  geben. 

Art.  649. 

Die  Uehergdbe  des  an  Order  lautenden  Konnossements  an  den- 

jenigen,  welcher  durch  dasselbe  zur  Empfafignahme  legitimirt  icird, 

hat,  sobald  die  Guier  wirklich  abgeladen  sind,  für  den  Erwerb  der 

von  der  Uebergabe  der  GhUter  abhängigen  Rechte  dieselben  rechtlichen 

WirJmngen  wie  die  Uebergabe  der  Güter. 
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1.  Die  früher  in  Deutschland  sehr  streitige  Frage,  ob  hin- 
sichtlich der  Wirkungen  die  Uebertragung  des  Konnossements  mit 
der  Uebertragung  des  körperlichen  Besitzes  der  verladenen  Güter 
identisch  wäre,*)  ist  auch  bei  Abfassung  des  H. G.B.  lebhaft 
rentilirt  worden.  Der  Preussische  Entwurf  (Art.  230  Abs.  2)  ent- 
hielt die  Bestimmung: 

Die  Uebergabe  des  inäossirten  Konnossements  oder  Duplikats 
des  Frachtbriefes  oder  Ladescheines  an  den  Indossator  steht  der 
Uebergabe  der  Waare  gleich. 

In  der  ersten  Lesung  der  Nürnberger  Konferenz  wurde  mit 
überwiegender  Majorität  (11  gegen  5  Stimmen)  der  Satz  ange- 
nommen : 

Die  Uebergabe  des  Ladescheins  steht  der  Uebergabe  der  Ladung 
gleich  (Art.  351  des  Entw.  aus  erster  Lesung), 

indem  namentlich  auf  die  Unentbehrlichkeit  eines  solchen  Satzes 
für  den  Handelsverkehr  hingewiesen  wurde  (Prot.  I  S.  443 — 446). 
Eben  so  lautet  der  Entwurf  aus  zweiter  Lesung  (Art.  388): 

Die  Uebergahe  des  Ladescheins  steht  der  Uebergabe  des  Gutes 
gleich. 

Auf  der  Hamburger  Konferenz  wurde  auf  den  Antrag  von 
Gerber,  welcher  darauf  hinwies,  dass  die  gebräuchlichen  Formeln : 
die  Uebergabe  des  Konnossements  stehe  der  Uebergabe  der  Waare 
gleich,  oder  der  Empfang  des  Konnossements  sei  gleich  dem  Besitz- 
erwerb der  Waare,  nicht  das  juristische  Verhältniss,  sondern  nur 
das  regelmässige  thatsächliche  Verhältniss  ausdrückten,  während 
das  rechtliche  Element  lediglich  in  der  „formellen  Natur  der  Ver- 
pflichtung'' l%ö,  welche  der  Schiffer  „dem  zukünftigen  Konnosse- 
mentsinhaber gegenüber  auf  Auslieferung  der  Waare"  übernehme, 
der  angegebene  Art.  388  des  Entwurfs  aus  zweiter-  Lesung  mit 
9  gegen  3  Stimmen  gestrichen  (Prot.  V  S,  2215  —  2222.  2226;. 
Schon  bei  dieser  GeJegenheit  war  von  der  Minorität  von  Neuem 
auf  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  und  die  Anschauungen  der  Han- 
delswelt, sowie  auf  die  Gesetzgebung  der  bedeutenasten  handel- 
treibenden Nationen  hingewiesen,    mit    denen    sich   das   deutsche 


*)  In  England  gilt  dieser  Grundsatz:  Abbot  treatise  p.  28S,  p.  294 — 298, 
434  squ,  440  squ.  Bills  of  Lading  Act,  vom  14-  August  1855,  IS.  19  Viel, 
c.  111  8.  1  (abgedruckt  im  Neuen  Archiv  f.  H. R.  II  S.  121).  Ebenso  in 
Frankreich  unbestritten  beim  Orderkonnossement;  aber  auch  beim  Namens- 
konnossement wird  derselbe  voü  vielen  Schriftstellern  vertheidigt,  s.  Gold- 
«chmidt's  Handelsrecht  I,  2  S.  TOS  Note  23.  Nach  der  Praxis  des  Kassations- 
hofes überträgt  die  Indossirung  des  Konnossements  das  Eigenthum  an  den 
anf  der  Reise  befindlichen  Waaren,  so  dass  ein  Beweis  des  derselben  zu 
Grunde  liegenden  Kaufvertrages  nicht  erforderlich  ist;  vgl.  Caumant,  dictiov- 
naire  p,,Ö19  n.  34,  der  selbst,  eben  so  wie  der  Appelhof  zu  Aix,  diese  An- 
sicht verwirft  und  meint,  dass  das  Konnossement  ne  confhre  au  porteur  qtCvn 
droit  ä  la  consignation. 
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Handelsgesetzbuch  durch  Beseitigung  des  in  Rede  stehenden  Prin- 
zips  in  Widerspruch  setzen  würde  (Prot.  V  S.  2222 — 2226).  Und 
in  zweiter  Lesung  wurden  von  Neuem  Anträge  eingebracht,  die 
Uebergabe  des  Konnossements  überhaupt  oder  mit  Rücksicht  auf 
gewisse  Wirkungen  der  Uebergabe  der  Waare  gleichzusteUen.  Die 
Versammlung  entschied  sich  zunächst  mit  9  Stimmen  gegen  Eine^ 
dass  eine  ausdrückliche  Bestimmung  in  diesem  Sinne  anzunehmen; 
sie  verwarf  die  Beschränkung  der  Gleichstellung  auf  die  Begrün- 
dung von  Eigenthum  und  Pfandrechten  mit  8  gegen.  2  Stimmen, 
die  Beschränkung  der  Gleichstellung  zu  Gunsten  des  bonae  fidei 
possessor  mit  6  gegen  4  Stimmen;  und  beschloss  endlich  die  Be- 
schränkung der  Gleichstellung  auf  das  an  Order  lautende  Kon- 
nossement mit  6  gegen  4  Stimmen.  Für  den  letzteren  Beschluss 
wurde  gegenüber  der  Behauptung,  dass  es  für  eine  Unterscheidung 
zwischen  indossablen  und  nicht  indossablen  Konnossementen  an 
jedem  inneren  Grunde  fehle,  geltend  gemacht:  Die  fr.  Unter- 
scheidung entspreche  der  Auffassung  des  Verkehrs,  wie  sie  wenig- 
stens im  Süden  seit  lange  Geltung  habe.^^  Der  Kaufmann  glaube  dort 
durch  ein  nicht  indossaoles  Konnossement  nicht  ein  eben  so  sicheres 
Recht  erhalten  zu  haben,  wie  durch  ein  indossables.  Die  Unter- 
scheidung gewähre  dem  Ablader  den  Vortheil,  durch  die  Wahl 
eines  nicht  indossablen  Konnossements  den  Uebergang  des  Besitzes 
zu  verhindern,  wo  dies  seinen  Interessen  gemäss  sei.  Die  Unter- 
scheidung entspreshe  „der  Natur  der  Sache",  denn  nur  bei  einem 
indossablen  Konnossement  „sei  die  Auslieferung  der  Ladung  an  den 
Inhaber  ohne  weitere  Untersuchung  Pflicht  und  Recht  des  Schiflfers", 
das  nicht  indossable  Konnossement  erscheine  mehr  als  eine  „Be- 
weisurkunde über  anderweitig  begründete  Rechte"  TProt  VlII 
S.  4015  —  4020).  Den  wahren  Grund  für  dieses  Vernalten  der 
Konferenz  findet  Goldschmidt  entschieden  richtig  in  einer  gewissen 
Aengstlichkeit,  „den  nothwendigen  Rechtssatz  ganz  unbeschränkt 
aufzustellen"  (Handelsrecht  I,  2  S.  716  Note  32). 

2.  Das  Gesetzbuch  knüpft  an  die  Uebertragung  des 
Order-Konnossements  dieselben  rechtlichen  Wirkungen, 
wie  an  die  Uebertragung  der  Güter  selbst.  Damit  soll  nicht  ge- 
sagt sein,  der  Empfanger  erhält  stets  durch  das  Konnossement  aas 
Eigenthum  an  der  Waare,  sondern  nur,  der  Empfanger  erhält  an 
den  Waaren  dasselbe  Recht,  welches  er  auf  Grund  des  zwischen 
ihm  und  dem  Ablader  bestehenden  Rechtsverhältnisses  durch  die 
Besitzübertragung  erhalten  würde.  Er  kann  daher  Eigenthum,  aber 
auch  nur  Besitz,  und  zwar  entweder  blosse  Detention  oder  juristi- 
schen Besitz  erhalten,  unter  Umständen  auch  ein  Pfandrecht  resp. 
Retentionsrecht.  Der  Handlungsbevollmächtigte  des  Abladers,  der 
Agent,  der  Kommissionär  und  Spediteur  erhalten  durch  das  Kon- 
nossement (wie  durch  Besitzübertragung)  lediglich  Detention  der 
verladenen  Waaren,  der  Kommissionär  und  Spediteur  aber  unter 
den  in  Art.  374  und  382  H.G.B.  angegebenen  Voraussetzungen  ein 
Pfandrecht  an  denselben  und  alsdann  auch  juristischen  Besitz.   Der 
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Empfänger^  welchem  auf  Grund  eines  Yeräusserungsgeschäfts  mit 
dem  Eiffenthümer  die  Waare  übersandt  wird,  erhält  Eigenthum;*) 
desgleichen;  bona  fides  vorausgesetzt,  der,  welchem  dieselbe  von 
einem  Kaufmann  in  dessen  Handelsbetrieb  auf  Grund  eines  Yer- 
äusserungsgeschäfts übersandt  wird,  selbst  wenn  dieser  nicht  Eigen- 
thümer  war  (Art.  306),  wogegen  nach  gemeinem  Recht  in  diesem  Falle 
der  selbst  in  bona  fide  befindliche  Empfanger  nur  juristischen  Be- 
sitz erhalten  würde,  wenn  der  Absender  der  Güter  kein  Kaufmann 
war,  resp.  dieselben  nicht  in  seinem  Handelsbetriebe  veräussert  hatte. 
Den  in  Rede  stehenden  Satz**)  halte  ich  mit  Goldschmidt 
(a.  a.  O.  S.  721  flf.)  für  durchaus  konform  der  civilistischen  Besitz- 
theorie. Bis  zur  Konnossements- Zeichnung  Seitens  des  Schiffers 
detinirt  dieser  die  Waaren  für  den  Ablader.  In  dem  Augenblick, 
wo  der  Ablader  dem  Schiffer  das  von  ihm  ausgefüllte  Konnosse- 
ments-Formular  zur  Unterzeichnung  vorlegt,  und  der  Letztere  es 
mit  seiner  Unterschrift  versieht,  giebt  der  Ablader  den  Besitz  auf 
zu  Gunsten  des  der  Natur  des  Konnossements  entsprechend  legi- 
timirten  Inhabers  desselben,  der  Schiffer  hört  daher  auf  für  den 
Ablader  zu  besitzen  und  besitzt  fortan  für  den  Konnossements- 
inhaber. Dieser  ist  unter  Umständen  eine  persona  incerta.  Aber 
so  gut  der  Besitz  an  eine  persona  inceria,  in  welcher  nur  eine  be- 
stimmte vom  Veräusserer  gesetzte  Voraussetzung  zutrifft,  über- 
tragen werden***)  und  Jemand  die  negotia  einer  ihm  nicht  be- 
kannten Person  fuhren  kann  ,f )  so  kann  man  auch  Besitz  für  eina 
Person  erwerben,  von  welcher  man  zwar  keine  individuelle  Vor- 
stellung hat,  welche  aber  bestimmt  bezeichnet  ist.  Der  Besitz  der 
Waare  wird  somit  abhängig  vom  Besitz  des  Konnossements.  Dass 
der  Ablader  durch  die  mit  seinem  Willen  geschehene  Unterzeich- 
nung des  Konnossements  den  Besitz  aufgiebt,  geht  daraus  hervor, 
dass  er  in  diesem  Augenblick  die  Möglichkeit  verliert,  sich  ohne 
weitere  Voraussetzung  in  den  Zustand  faktischer  Gewalt  über  die 
Waare  zu  versetzen,  diese  Möglichkeit  vielmehr  zu  einer  bedingten 
wird,  bedingt  durch  den  Besitz  der  Konnossemente.  Der  Ablader 
giebt  gewissermassen  den  Besitz,  den  er  früher  hatte,  auf,  erwirbt 
aber  freilich  diesen  in  demselben  Augenblick  als  Konnossements- 
inhaber wieder.  Uebersendet  aber  der  Ablader  das  Konnossement 
—  natürlich  im  Einklänge  mit  dem  Inhalte  eben  dieses  —  an  eine 
andere  Person,  so  wird  diese  zum  Konnossementsinhaber,  für 
welche  der  Schiffer  die  Waaren  detinirt.  Und  dasselbe  ^t  selbst- 
verständlich von  jedem,  der  wieder  durch  einen  früheren  Konnosse- 


'^  Freilich  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Kaufpreis  bezahlt  oder 
kreditirt  ist. 

•*)  Die  verschiedenen  Versuche  einer  theoretischen  Konstruktion  des- 
selben werden  kritisch  beleuchtet  von  Goldschmidt,  Handelsrecht  I,  2  S.  719  ff. 

*♦•)  L,  9  §7  De  A.R.D.  (41,  lj:  —  qui  müsilia  iactat  in  wdgua—guia 
vuU  quod  quisque  exceperit  eiua  esse,  statim  cum  dominum  efficü. 

i)  L.  ö  §  1,  §  10.  De  neg,  gest.  (S,  4).  L,  14  §  1.  L.  29  pr.  Comm. 
^iv.  (10,  3). 
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mentsinhaber  das  Konnossement  erhalten  hat.  Dieser  Auffassung 
steht  auch  der  Umstand  nicht  entgegen,  dass  nach  dem  oben  Ge- 
sagten unter  Umständen  der  Empfanger  blosse  Detention  erhält. 
Denn  da  eine  Repräsentation  gerade  stets  nur  hinsichtlich  der 
Detention  stattfindet,  so  muss  durch  einen  Stellvertreter  nicht  nur 
die  Detention  für  den  juristischen  Besitzer  einer  Sache,  sondera 
auch  für  einen  Detentor  stattfinden  können.  (So  auch  Goldschmidt 
a.  a.  0.  S.  723.) 

3.  Dass  die  angegebenen  Wirkungen  der  Konnossements- 
Uebertragung  nur  dann  eintreten,  wenn  die  Waaren  wirklich 
abge lauen  sind,  erklärt  sich  daraus,  dass  das  Konnossement  kein 
Formalakt  ist. 

4.  Das  H.G.B.  hat,  wie  schon  bemerkt,  die  vollständige  Gleich- 
stellung der  üebergabe  des  Konnosseilients  und  der  Waare  nur 
ausgesprochen  hinsichtlich  des  Order-Konnossements.  In  Betreff 
des  Namens-Konnossements  ist  diese  Gleichstellung  noch 
ausdrücklich  anerkannt  worden  in  Betreff  der  Begründung  und 
Fortdauer  von  Retentions-  und  Pfandrecht  (Art.  313.  374.  382 
H.G.B.).  Abgesehen  hiervon  ist  in  Betreff  des  Namens-Konnosse- 
ments das  frühere  Recht  bestehen  geblieben,  der  Art  649  hat 
nämlich,  indem  er  für  das  Order -Konnossement  ausdrücklich  die 
Gleichstellung  der  Üebergabe  des  Konnossements  mit  der  Waare 
statuirte,  dieselbe  Wirkung  dem  Namens-Konnossement  nicht  ge- 
radezu absprechen  wollen.  Und  wenn  auch  die  Ansicht  einzelner 
Mitglieder  der  Konferenz  nach  Ausweis  der  Protokolle  (s.  oben} 
entschieden  dahin  ging,  so  ist  doch  dies  nirgends  als  die  Meinung 
der  Majorität  hervorgetreten.  Jedenfalls  hätte  der  Art.  649,  wenn 
es  beabsichtigt  worden  wäre,  eine  ganz  andere  Fassung  erhaltea 
müssen.  So  wie  derselbe  jetzt  lautet,  kann  nur  gesagt  werden: 
das  H.G.B.  enthält  eine  Bestimmung  über  die  Wirkungen  der 
Üebergabe  eines  Konnossements  blos  in  Betreff  der  Order-Konnosse- 
mente. Hinsichtlich  der  Namens-Konnossemente  enthält  es,  ausser 
den  Spezialbestimmungen  in  Art.  313.  374  und  382  keine  Vor- 
schrift. Wo  aber  das  Gesetzbuch  schweigt,  ist  (nach  Art.  1)  auf 
die  Handelsgebräuche  und  das  allgemeine  bürgerliche  Recht  zu 
rekurriren.  Somit  ist  auch  für  die  Namens  -  Konnossemente  das 
bürgerliche  (partikularrechtliche  und  gemeinrechtliche)  Gesetzes- 
recht*) resp.  Gewohnheitsrecht  massgebend.  Diese  Ansicht  wurde 
bisher  namentlich  von  Thöl  (Handelsrecht,  auch  in  der  5  Aufl. 
Leipz.  1876,  I,  2  S.  298  und  Goldschmidt  a  a.  O.  S.  716  Note  32) 


*)  So  enthält  der  §  1  der  Bremischen  Verordnung  vom  25.  August  1848^ 
den  U ebergang  des  Eigen thums  an  beweglichen  Sachen  betreffend,  eine  An- 
erkennung des  Grundsatzes,  „dass  mit  der  geschehenen  Einsendung  oder 
Uebertragung  des  über  eine  verschifite  Waare  ausgestellten  Konnossementa 
die  Waare  selbst  für  übergeben  gilt;''  und  eben  so  erkennt  die  Bremische 
revidirte  Erbe-  und  Handfesten-Ordnung  vom  30.  Juli  1860  §  136  eine  „Uebei- 
tragung''  der  Waare  „mittelst  Konnossements"  an  nn^  bezeichnet  das  Kon- 
nossement als  die  Waare  vertretend. 
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vertreten.  Sie  ist  jetzt  auch  vom  Reichs-Ober-Handels-Gericht  in 
einem  Erkenntniss  vom  19.  November  1873  adoptirt  worden  (Entsch. 
XI  S.  415 — 417).  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  oben  gegebene 
Konstruktion  des  Satzes  des  Art.  649  eben  sowohl  für  dasl^amens- 
Konnossement,  wie  für  das  Order -Konnossement  passt,  halte  ich 
nach  gemeinem  Recht  für  das  Erstere  ebenfalls  die  Gleichstellung 
der  Uebergabe  des  Konnossements  mit  der  Besitzübertragung  der 
Güter  fUr  begründet.  Doch  kann  man  nicht  sagen,  dass  diese 
Ansicht  in  Theorie  und  Praxis  die  herrschende  ist,  vielmehr  dauert 
der  früher  hinsichtlich  der  Konnossemente  überhaupt  bestehende 
Streit  jetzt  in  Betreff  der  Namens-Konnossemente  fort.*) 

5,  Die  Wirkungen  der  Konnossementsübergabe  können  auf- 
gehoben werden  durch  das  von  einer  Zahl  von  deutschen  und 
ausserdeutschen  Gesetzen  anerkannte  Verfolgungsrecht,  droit 
de  suite^  right  of  stoppage  in  transiiu,  welches  dem  wegen 
des  Kaufpreises  der  verladenen  Waare  nicht  befriedigten  Absender 
das  Recht  giebt,  wegen  nach  Empfang  des  Konnossements  ein- 
getretener Insolvenz  des  Destinatars  die  Auslieferune  der  noch  auf 
aem  Transport  befindlichen  Güter  an  diesen  durch  Absendung  eines 
anderweitigen  Konnossements  oder  durch  Ertheilung  gegentheiliger 
Anweisung  an  den  SchiflFer  zu  verhindern.**) 


*)  Vgl.  Thöl  a.  a.  0.  S  301  ff.  Goldschmidt  a.  a.  0.  S.  705  f.  Note  16, 
Entgeh,  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  22.  Juni  1869  in  Kierulff's  Samml.  V 
S.  356  ff.  auch  in  Seuffert's  Archiv  XXIV  Nä  72. 

**)  Uamb.  Einführungsges.  vom  22.  Dezember  1865  §  52:  Das  dem  Ab- 
sender einer  unbezahlten  W<iare  nach  dem  Art,  25  der  Neuen  Falliten- 
Ordnung  zustehende  Verfolgung9recht  wird  durch  das  H.  G.  B  nicht  auf- 
gehoben. Dasselbe  kann  auch  gegen  den  dritten  Enoerber  des  Konnossements 
geltend  gemacht  werden^  falls  derselbe  beim,  Erwerb  tousste^  oder  doch  den 
Umständen  nach  annehmen  musste^  dass  dem  Absender  das  Verfolgungsrecht 
zustehe.  Neue  Falliten-Ordnun^  vom  31.  August  1753  §  25:  1.  Sind  Waa- 
ren  aus  der  fremde  von  einem  Falliten  verschrieben^  die  von  demselben 
überall  nicht  oder  nicht  völlig  bezahlt  sind,  und  der  Versender  erfäJirt  in- 
mtttelsty  dass  die  Waare  ^  annoch  unterwegs  ist,  des  Falliti  schlechte  üm- 
iftände,  so  mag  derselbe  durch  Uef)erschicKung  des  zweiten  Konnossements 
oder  durch  Stellung  anderweiter  Ordre,  diese  Waare ,  inso ferne  sie  noch 
nicht  in  des  Falliti  wirklichen  Gewahrsam  gekommen,  und  falls  das  Kon- 
liossement  von  ihm  nicht  schon  weiter  an  Andere  transportirt  worden,  eben-- 
faüs  wieder  zu  sich  nehmen,  und  soll  das  zweite  Konnossement  oder  die 
zuletzt  ertheiltc  Ordre  dem  ersten  Konnossement,  welches  der  Debitor  hat, 
ohne  Widerspruch  vorgezogen  werden.  —  3.  Wäre  aber  das  Konnossement 
von  dem  Fallito  vor  seinem  Austritt  an  einen  Dritten  veräussert  oder  ver- 
pfändet, so  ist  der  Inhaber  desselben  dem  Ablader  oder  Versender  vorzu- 
ziehen. —  Preuss.  Konk.-O.  §  26.  27.  Reich8.Konk.-0.  §  36:  Der  Verkäufer 
Öfter  Einkaufskommissionär  kann  Waaren,  welche  von  einem  anderen  Orte 
an  den  Gemeinschuldner  abgesendet  und  von  dem  Gemeinschuldner  noch  nicht 
rollständig  bezahlt  sind,  zurückfordern,  sofern  nicht  clieselben  schon  vor  der 
Eröffnung  des  Verfahrens  an  dem  Orte  der  Ablieferung  angekommen  und  in 
den  Gewahrsam  des  Gemeinschuldners  oder  einer  anderen  Person  für  ihn 
gelangt  sind. 

Code  de  comm.  art.  576.  Caumont,  dictionnaire  p.  663  n.  42.  p.  664. 
663  n.  47.    Abbott,  treatise  p.  417  squ.  420  squ.    Nach  manchen  Rechten  wird 
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Art.  650. 


Sind  mehrere  Exemplare  eines  an  Order  lautenden  Konnosse- 
ments abgestellte  so  können  von  dem  Inhaber  des  einen  Exemplars 
die  in  dem  vorstehenden  Artikel  begeichnethn  rechtlichen  Wirkungen 
der  Uebergahe  des  Konnossements  sfum  Nachtheil  desjenigen  nicht 
geltend  gemacht  werden,  welcher  auf  Grwnd  eines  anderen  Exemplars 
in  Gemässheit  des  Art.  6^  die  Ausliefertmg  der  Gtäer  von  dem 
Schiffer  erlangt  hat ,  bevor  der  Anspruch  auf  Auslieferung  von  dem 
Inhaber  des  ersteren  Evemplars  erhoben  worden  ist 

Der  Art.  649  lässt  durch  Uebertragung  des  Order-Konnosse- 
ments für  den  Empfanger  dieselben  Wirkungen  entstehen,  welche 
mit  der  Besitzübertragung  verbunden  sind.  Ob  der  Ablader  diese 
Wirkungen  rückgängig  machen  oder  aufheben  kann,  hängt  ganz 
von  der  Beschaffenheit  derselben  und  von  der  Natur  des  Kechts- 
verhältnisses  ab,  auf  Grund  dessen  die  Uebertragung  des  Konnosse- 
ments erfolgte.  So  wird  der  Absender  der  Detention,  welche  der 
Empfänger  als  dessen  Bevollmächtigter,  Agent,  Kommissionär 
(vorausgesetzt,  dass  diesem  Letzteren  kein  Pfandrecht  zustand)  hat, 
in  jedem  Augenblick  ein  Ende  machen  können.  Der  Absender, 
welcher  das  Konnossement  dem  Destinatar  einschickte,  auf  Grund 
eines  Kaufgeschäfts  aber  —  weil  der  Kaufpreis  weder  bezahlt 
noch  kreditiii;  war  —  unter  dem  gesetzlichen  Vorbehalt  des  Eigeu- 
thums  an  den  Gütern,  wird  gleichfalls  dem  Empfänger  den  Besitz 
wieder  entziehen  können.  Der  Absender  dagegen ,  welcher  den 
Kaufpreis  kreditirte,  wird  die  Wirkung  des  üoertragenen  Kon- 
nossements nur  auf  Grund  des  ihm  zustehenden  VerfoJgunearechts 
rückgängig  machen  können.  Hieraus  folgt  wieder,  dass  der  Ab- 
sender nur  insoweit  mit  rechtlicher  Wirkung  einer  ferneren  Pereon 
ein  anderweites  Konnossement  übertragen  kann,  als  die  Rechte, 
welche  dieser  letzteren  dadurch  eingeräumt  werden  sollen,  nicht 
mit  denen  in  Kollision  treten,  welche  durch  das  frühere  Konnosse- 
ment dem  ersten  Destinatar  übertragen  wurden.  Und  eben  das- 
selbe ist  von  einem  Indossatar  zu  sagen,  der  das  Konnossement 
durch  Giro  weiter  begiebt.  Demgemäps  sollte  stets,  wenn  mehrere 
Konnossemente  an  verschiedene  Personen  übertragen  sind,  auf 
Grund  deren  diese  koUidirende  Rechte  an  denselben  ijütern  geltend 
machen,  die  Priorität  der  Uebertragung  entscheiden,  d.  h.  derjenige 
vorgehen,  dem  zuerst  vom  gemeinsamen  Indossanten  das  Konnosse- 
ment übertragen  ist. 

Diese  Anordnung  ist  auch  durch  Art.  651  getroflfen  worden. 
Der  Art.  650  statuirt  von  dieser  Regel  eine  Ausnahme  zu  Gunsten 
des  Konnossementsinhabers,  der  bereits  in  legaler  Weise,  d.  h.  der 


das  Vcrfolgungsrecht  noch  zugelassen,  wenn  die  Waare  vor  Eintritt  der  Insolvenz 
in  den  Besitz  des  Empfangers  gekommen  ist.  So  nach  dem  Holland.  Handels- 
gcsetzb.  Art.  232  ff. 


■■■-■•~,*-."T- 
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Vorschrift  des  Art.  647  ffemäsB,  die  Auslieferung  der  Ladung 
Seitens  des  Schiffers  erhalten  hat.  Diese  Bestimmung  hat  ihren 
Grund  lediglich  in  Zweckmässigkeitsrücksichten  und  ist  folgender- 
massen  entstanden :  Bei  der  Berathung  des  dem  Art.  651  zu  Grunde 
liegenden  Antrags  wurde  ausgesprochen,  dass  die  in  demselben  ent- 
haltene Bestimmung  nur  dann  Anwendung  finden  sollte,  ,,wenn 
die  Güter  bereits  verladen,  aber  noch  nicht  vom  Schiffer  an  einen 
Konnossementsinhaber  abgeliefert"  wären,  also  nur  dann,  „wenn 
sich  dieselben  noch  in  der  Hand  des  Schiffers  befanden,  oder  beim 
Vorhandensein  mehrerer  Konnossementsinhaber  deponirt  worden*^ 
wären  (Prot.  VIII  S.  4033),  Unter  Hinweis  hierauf,  sowie  unter 
Geltendmachung  des  Umstandes,  dass  man  die  Anwendbarkeit  des 
Satzes,  die  üebergabe  des  Konnossements  stehe  der  Uebergabe  der 
Güter  in  ihren  rechtlichen  Wirkungen  gleich,  in  dem  FaUe  nicht 
ausschliessen  dürfe,  wo  ,.die  Wirkungen  der  Uebergabe  des  Kon- 
nossements gegen  den  Aosender  oder  gegen  die  Konkursgläubiger 
desselben  geltend  gemacht  werden  sollten,"  stellte  die  Redaktions- 
kommission den  Antrag,  die  im  jetzigen  Art.  650  enthaltene  Be- 
stimmung aufzunelmien,  welcher  Antrag  Seitens  der  Konferenz  mit 
Stimmeneinhelligkeit  angenommen  wurde  (Prot.  VIII  S.  4130). 

Wie  aus  dieser  Entstehungsgeschichte  des  Artikels  hervorgeht, 
findet  derselbe  keine  Anwendung  auf  das  Verhältniss  eines  Kon- 
noBsementsinhabers  zum  Ablader  oder  den  Konkursgläubigem 
desselben. 

Art.  651. 

Hat  der  Schiffer  die  Grüter  noch  nicht  ausgeliefert,  so  geht  unter 
mehreren  sich  meldenden  Konnossementsinhabem,  wenn  und  soweit 
die  von  denselben  auf  Grund  der  Konnossementsübergdbe  an  den 
Gutem  geltend  gemachten  Rechte  kollidiren,  derjenige  vor^  dessen 
Exemplar  von  dem  gemeinschaftlichen  Vormann,  welcher  mehrere 
Konnossementsexemplare  an  verschiedene  Personen  übertragen  hat, 
zuerst  der  einen  dieser  Personen  dergestalt  übergeben  ist,  dass  die- 
selbe fsur  Empfangnahme  der  Guter  legitimirt  wurde. 

Bei  dem  nach  einem  anderen  Orte  übersandten  Exemplare  wird 
die  Zeit  der  Uebergabe  durch  den  Zeitpunkt  der  Absendung  be- 
stimmt 

1.  Für  die  Entscheidung  eines  Rechtsstreites  unter  mehreren 
Konnossementsinhabern  ist  zunächst  die  Natur  des  Rechts,  welches 
ein  Jeder  in  Anspruch  nimmt,  massgebend,  und  erst  wenn  die- 
selben sich  gleiche  Rechte  beilegen,  und  demgemäss  eine  Kollision 
zwischen  diesen  stattfindet,  ist  oie  Bestimmung  des  Artikels  zur 
Anwendung  zu  bringen.  Und  zwar  gilt  dies  eben  sowohl  in  dem 
Falle,  wo  die  verschiedenen  Konnossementsinhaber  Rechte  im  eige* 
nen  tarnen  geltend  machen,  als  in  dem,  wo  der  eine  im  Namen 
des  Abladers  handelt  (Prot.  VHI  S.  4032  f.). 

Lewis,  Seerecht.  20 
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Die  Bestimmung  selbst  ist  den  Prinzipien  des  gemeinen  Civil- 
rechts  durchaus  konform  (L.  9  §  4  De  publ.  ad.  ß^  2].  L.  6  pr. 
De  div.  temp.  praescr.  [44y  3J.  L.  14  Qui  pot  [20^  4j,  L,  2,  L.  4,  C. 
Qm  pot  [8,  18J).  *) 

Der  geraeinscnaftliche  Vormann  kann  der  Ablader  sein,  aber 
auch  ein  Indossatar,  der  das  Konnossement  weiter  begeben  hat. 

2.  Dass  das  Gesetzbuch  bei  den  nach  einem  anderen  Orte 
übersandten  Konnosscmentsexemplaren  als  Zeitpunkt  der 
Uebergabe  den  Zeitpunkt  der  Absendung  betrachtet,  erklärt  sich 
aus  den  Bestimmungen  über  die  Perfektion  der  Verträge  (Art  321, 
vgl.  Prot.  VIII  S.  4034). 

3.  Sind  die  verschiedenen  Konnossementsexemplare  nicht 
von  einem  gemeinschaftlichen  Vormann  übertragen,  sondern  von 
mehreren  Vorm  an n er n,  —  ein  Fall,  der,  wie  Goldschmidt 
mit  Recht  bemerkt,  ohne  ein  Delikt  schwer  denkbar  ist  —  oder 
lässt  sich  (weil  die  Indossamente  nicht  datirt  sind)  nicht  er- 
mitteln, welches  der  verschiedenen  Konnossemente  zuerst 
von  dem  gemeinsamen  Vormann  weiter  begeben  ist,  so  gilt  keiner 
als  Besitzer  der  Güter.  Besitzer  ist  nämlich  der  Inhaber  des  zu- 
erst vom  gemeinsamen  Vormann  indossirten  Konnossements.  Dies 
trifft  im  erstcren  Falle  bei  keinem  zu,  im  zweiten  lässt  es  sich  von 
keinem  beweisen.  Aus  dem  Konnossement  ist  in  diesem  Falle 
überhaupt  kein  Recht  geltend  zu  machen,  sondern  nur  aus  dem 
Rechtsverhältniss,  in  welchem  die  Konnossementsinhaber  zu  ihren 
Vormännern  stehen,  und  zwar  gegen  eben  diese  (Goldschmidt, 
Handelsrecht  I,  2  S.  732).  Dagegen  würde  in  dem  Falle  des 
Art.  650  dieser  Umstand  nicht  gegen  die  Aufrechterhaltung  des 
Status  quo  geltend  gemacht  werden  können,  da  in  pari  causa 
possessor  potior  haheri  debet. 

Art  652. 

Der  Schiffer  ist  zur  Ablieferung  der  Guier  nur  gegen  RikJcgabe 
eines  Exemplars  des  Konnossements,  auf  welchem  die  Ablieferung  der 
Güter  zu  bescheinigen  ist,  verpflichtet 

Wie  bereits  der  Art.  303  Abs.  3  H.G.B.  hinsichtlich  des  Order- 
Konnossements  verordnet,  ist  der  Schiffer,  als  Schuldner  aus  dem  Kon- 
nossement nur  gegen  Aushändigung  des  quittirten  Papieres  zu  erfüllen 
verpflichtet.   Und  zwar  hat,  wie  dies  durch  das  Wort  gegen  aus- 

f gesprochen  wird,  die  Auslieferung  des  Konnossements  und  die  Ab- 
ieferung  der  Güter  Zug  imi  Zug  stattzufinden.'^*)  Mit  Rüsksicht  auf 

•)  Dieselben  Grundsätze  werden  in  England  (Abbott,  treatise  p,  43i) 
und  Frankreich  ( Delamarre  et  Lepoitmn  traiti  thiorique  et  pratiqtie  de 
droit  commercial,    Paris  1861,  VI  no,  2ü4.  ''^(f^J  zur  Anwendung  gebracht. 

**)  Das  französische  Recht  verpflichtet  den  Destinatar  nur,  eine  Quittung, 
und  zwar  erst  nach  Ablieferung  der  Ladung  dem  Kapitän  zu  geben.  Code 
de  comm,  art,  28Ö :  TotU  commissionaire  ou  consignataire,  qui  aura  regti  les 
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die  strengen  Verpflichtungen,  die  der  Schiffer  durch  Zeichnung  des 
Konnossements  übernimmt,  hielt  man  es  auf  der  Hamburger  Konferenz 
für  noth wendig,  auszusprechen,  dass  derselbe  „nicht  mit  seiner  Lei- 
stung voranzugehen  schuldig  sei".  Regelmässig  wird  der  Schiffer  auf 
seinem  Recht,  die  Auslieferung  des  Konnossements  zu  verlangen, 
nicht  bestehen,  sondern  sich,  wenn  er  dem  Destinatar  nicht  un- 
bedingt Vertrauen  schenkt,  mit  dem  Nachweis,  dass  derselbe  das 
Konnossement  wirklich  besitze,  oder  „mit  der  Deponirung  des 
Konnossements  bei  einem  Dritten  bis  nach  geschehener  JEntlöschung" 
begnügen  (Prot.  V  S.  2239). 

Ueber  die  in  Hamburg  bestehende  Sitte,  wonach  die  Ab- 
lieferung der  Waare  an  den  Everführer  gegen  das  von  diesem 
quittirte  Konnossement  erfolgt  s.  die  Ausführungen  zum  Art.  610 
(S.  250  f.). 

Art.  653. 

Dctö  Konnossement  ist  entscheidend  fu/r  die  Rechtsverhältnisse 
zunschen  dem  Verfrachter  und  dem  Empfänger  der  Güter;  insbesondere 
m^ss  die  Ablieferung  der  Güter  an  den  Empfänger  nach  Inhalt  des 
Konnossements  erfolgen. 

Die  in  das  Konnossement  nicht  aufgenommenen  Bestimmungen 
des  Frachtvertrages  haben  gegenüber  dem  Empfänger  keine  rechtliche 
Wirkung,  sofern  nicht  auf  dieselben  ausdrücklich  Bezug  genommen 
ist.  Wird  in  Ansehung  der  Fracht  auf  den  Frachtvertrag  verwiesen 
(e,  B,  durch  die  Worte:  „Fracht  laut  Charteparfie"),  so  sind  hierin 
die  Bestimmungen  über  Löschzeit,  Ueberliegezeit  und  Liegezeit*)  nicht 
als  einbegriffen  anzusehen. 

Für  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Verfrachter  und  Befrachter 
bleiben  die  Bestimmungen  des  Frachtvertrages  massgebend. 

1.  Das  Konnossement  ist  nicht  nur  ein  Empfangsbekennt- 
niss  des  Schiffers,  sondern  auch  Verpflichtungsurkunde. 

Schon  daraus,  dass  die  Urkunde  diesen  zwiefachen  Charakter 
nothwendiger  Weise  hat,  geht  hervor,  dass  die  dadurch  begründete 


marchandises  mentionnies  dans  les  connaisaemens  ou  charfeparties  sera  tenv, 
d'en  donner  regu  au  capitaine  gut  le  demandera,  ä  peine  de  tous  d^pens, 
dommageS'int4ret8f  mime  de  ceux  de  retardement. 

•)  Statt  des  Wortes  Liegezeit  am  Schluss  des  Abs.  2,  wie  der  von  der 
Kommission  vorgelegte  Entwurf  und  alle  offiziellen  Ausgaben  lauten,  ist  zu 
lesen  Liegegeld.  In  den  Verhandlungen  der  Hamburger  Konferenz  über  die 
Tragweite  der  Klausel  „Fracht  nach  Chartepartie**  wurde  nur  die  Frage  ven- 
tilirt,  ob  diese  sich  auch  auf  das  Liegegeld  beziehe,  und  gerade  diese  Frage 
wurde  bei  der  Abstimmung  verneint  (Prot.  V  S.  2226—2228),  Demgemäss  hiess 
es  auch  im  Entwurf  aus  erster  Lesung  Art.  525 : 

—  Wird  in  Ansehung  der  Fracht  auf  den  Frachtvertrag  verwiesen,  —  so 
sind  hierin  die  Bestimmungen  über  Löschzeit,  Ueberliegezeit  und  Liegegeld 
nicht  als  einbegriffen  anzusehen. 

In  zweiter  Lesung  ist  aber  irgend  eine  Aenderong  dieses  Satzes  nicht 
beschlossen  worden  (Prot.  VIII  S.  4007).  Vgl.  Entsch."  des  R.O.H.G.  V 
S.  132  f.    XV  S.  222. 

20* 


r^ 
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Obligation   keine  Formalobligation   ist;    denn   die   Verbindlichkeit 
f-  des  Schiffers   kann   ohne   eine   causa  dehendi  gar    nicht   gedacht 

''  werden. 

Der  Schiffer  verpflichtet  sich  nämlich  nicht  schlechtweg,  dem 
Destinatar  zur  Lieferung  bestimmter  Waaren,  sondern  lediglich  zur 
Wiederablieferung  derjenigen  Güter,  welche  er  von  dem  Ablader 
wirklich  erhalten  hat.  Seine  Verbindlichkeit  besteht  nicht  in  einem 
dare^  sondern  restituere  (ProtY  S.2208.  2260  f.).  Der  Gegenstand  der 
Verbindlichkeit  des  Schiffers  wird  denn  auch  durch  die  Ausstellung 
des  Konnossements  nicht  geändert,  vielmehr  ist  es  dieselbe  Verpflich- 
tung, welche  bereits  durch  den  Frachtvertrag  eingegangen  war. 
Nur  wird  dadurch  ein  neuer  Gläubiger  eingeführt  und  diesem 
gegenüber  dieselbe  Verbindlichkeit  Seitens  des  Schiffers,  und  zwar 
als  eine  selbständige  und  unabhängig  vom  Vertrage,  eingegangen. 
Trotzdem  liesse  sich,  da  das  £mpfangsbekenntniss  die  Grundlage 
des  Versprechens  ist,  denken,  dass  durch  erwiesene  Unrichtigkeit 
des  Ersteren  auch  das  Letztere  modifizirt  werden  müsste.  Da  aber 
das  Konnossement  detm  Handelsverkehr  zu  dienen  bestimmt  ist,  so 
muss  der  Schiffer  verpflichtet  werden,  bei  Zeichnung  desselben 
„die  Diligenz  eines  ordentlichen  Schiffers  zu  prästiren,"  und  so  viel 
an  ihm  ist,  „zu  verhindern,  dass  Dritte  durch  dasselbe  getäuscht'^ 
werden  (Prot.  V  S.  2260).  Dies  hat  der  Handelsgebraucb  dadurch 
bewerkstelligen  zu  müssen  geglaubt,  dass  er  den  Schiffer  nötigte, 
den  Inhalt  des  Konnossements  unbedingt  zu  vertreten.  Das  Kon- 
nossement macht  nicht  nur  jeden  anderen  Beweis  überflüssig,  son- 
dern schliesst  auch  den  Gegenbeweis  völlig  ab. 

Diesen  in  allen  Seerechten  sich  findenden  und  mehr  oder  min- 
der konsequent  durchgeführten,*)  auch  in  Deutschland  schon  früher 
anerkannten  und  in  der  Praxis  zur  Anwendung  gebrachten  Grund- 

*)  Im  Code  de  commerce  ist  das  Prinzip  selbst  allerdings  nicht  ausdrück- 
lich aufgestellt,  vielmehr  enthält  derselbe  nur  einen  Satz  über  die  unbedingte 
Beweiskraft  des  Konno.Hsements  im  art.  283:  Le  connaissement  ridigS  dana 
la  forme  ci-dessus  prescrite,  faxt  foi  entre  totUea  les  parties  inUreasies  au 
chargement  et  entre  dies  et  les  assureum;  worin  aber  eine  Anerkennung  des 
in  Kede  stehenden  Prinzips  enthalten  ist.  In  der  ordonnance  de  la  marine 
aber  heisst  es  geradezu  i/,  1  art.  9:  Demeurera  responsable  de  toutes  les 
marchandlses  cfiarg^es  dans  son  bdtiment,  dont  il  sera  tenu  de  rendre  compte 
sur  le  pied  de  ses  conoissemens. 

Nach  dem  jetzigen  englischen  Recht  ist  das  Konnossement,  welches  der 
Inhaber  durch  ein  oneroses  Geschäft  f/or  valuable  consideratwnj  erworben 
hat,  zu  Gunsten  desselben  auch  dann  massgebend,  wenn  die  darin  bezeich- 
neten Waaren  dem  Schiffer  nicht  geliefert  sind,  es  müsste  denn  der  Konnosse- 
mentsinhaber hiervon  zur  Zeit  des  Erwerbes  Kunde  gehabt  haben,  oder  die 
Nichtübereinstimmung  des  Konnossementsinhaltes  mit  dem  wirklichen  That- 
bestände  durch  Betrug  des  Abladern  oder  des  Konnossementsinhabers  oder 
eines  Auktors  des  Letzteren  ohne  irgend  eine  Schuld  von  des  Schiffers  Seite 
veranlasst  Be'm:.Bi/ls  of  Lading  Act  vom  14.  August  1855  (18.  und  19  Vict^ 
c.  111  s,  3  —  abgedruckt  im  Neuen  Archiv  f.  ILR.  S.  121  und  bei  Abbott^ 
treatise  p.  283  — ).  Doch  bezieht  sich  dies  nur  auf  das  Verhältniss  des  De- 
stinatars zum  Schiffer,  nicht  auf  das  zum  Rheder,  vgl.  Abbott  a.  a.  O.,  nament- 
lich Note  t. 


^  ^ 


^^^ 
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Satz*)  hat  das  H. G.B.  direkt  ausgesprochen,  indem  es  bestimmt, 
dass  das  Kechtsverhältniss  zwischen  Schiffer  und  Empfänger  durch 
das  Konnossement  allein  geregelt  wird,  und  es  hat  dasselbe  alle 
Konsequenzen  dieses  Satzes  in  vollem  Umfange  gezogen  (Entsch. 
des  R.O.H.G.  III  S.  24). 

2.  Das  Konnossemeiit  bildet  zunächst  eine  selbständige,  aus 
dem  Frachtvertrage  ausgeschiedene  Verpflichtung  des  Schiffers 
(Entsch.  des  R.O  H.G.  XV  S.  223).    Der  Schiffer  ist  daher  ver- 

ä fliehtet,  die  Güter  dem  Konnossement  gemäss  abzuliefern,  und  er 
arf  dem  Empfänger  keine  Einreden  aus  der  Person  des  Abladers 
entgegensetzen  (Entsch.  des  R.O.  H.  G.  II  S.  330).  Er  darf  sich 
nicht  darauf  berufen,  dass  die  darin  verzeichneten  Güter  nicht  ab- 
geladen sind,  sei  es,  dass  der  Ablader  keine  geliefert  hat,  sei  es, 
aass  er  selbst  durch  vis  maior  verhindert  ist,  dieselben  einzunehmen 
oder  dass  dieselben  vom  Ablader  wieder  zurückgenommen  sind 
(Prot  V  S.  2265.  Voigt  jun.  im  Neuen  Archiv  f.  H.H.  I  S.  488  f. 
Entsch  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  25.  Mai  1857  in  Goldschmidt's 
Zeitschr.  III  S.  212).  Anders  liegt  jedoch  die  Sache,  wenn  der 
Empfänger  einen  ihm  nach  dem  Konnossement  zustehenden  An- 
spruch lediglich  im  Interesse  des  Abladers  geltend  macht.  In  diesem 
Falle  dürfen  demselben  Seitens  des  Schiffers  dieselben  Einreden 
entgegengesetzt  werden,  welche  dem  Ablader  entgegengesetzt  wer- 
den könnten ,  wenn  dieser  in  Person  den  Anspruch  geltend  machte ' 
(Prot  V  S.  2279.  Entsch.  des  Hamb.  Oberger.  vom  11.  Juli  1873 
in  Goldschmidt's  Zeitschr.  XIX  S.  231). 

3.  Das  Konnossement  ist  entscheidend  für  die  Rechtsverhält- 
nisse zwischen  Verfrachter  und  Destinatar,  es  hat  aber 
selbstverständlich  keinen  Einfluss  auf  das  zwischen  Ablader  und 
Empfänger  bestehende  Rechtsverhältniss.  Ist  daher  die  Waare  dem 
Letzteren  auf  Grund  eines  mit  dem  Ersteren  abgeschlossenen  Kauf- 
vertrages übersandt  worden,  so  ist  die  Geltendmachung  eines  An- 
spruchs wegen  mangelhafter  Lieferung  gegen  diesen  nicht  davon 
anhängig,  dass  jener  die  ihm  aus  dem  Konnossement  gegen  den 
Schiffer  zustehenden  Rechte  gehörig  gewahrt  hat  Vielmehr  kann 
in  solchem  Falle  der  Empfänger  sein  Interesse  nach  seiner  Walil 
geltend  machen  entweder  aus  dem  Konnossement  g^en  den 
bcbiffer,  oder  aus  dem  Vertrage  gegen  den  Ablader,  als  Verkäufer 
(Entsch.  des  R.O.H.G.  II  S.  330). 

*)  Vgl.  Voigt  jun.  im  Neuen  Archiv  f.  H.R.  I  S.  487  f.  Erk.  des  Hamb. 
Handelsger.  vom  9.  Januar  1851  (Ullrich,  Samml.  Nr.  2),  vom  14.  April  1851 
(das.  Nr.  15),  vom  9.  Juli  1851  (das.  Nr.  26),  vom  1.  November  1852  (das. 
Nr.  80),  vom  11.  November  1857  (das.  Nr.  343),  vom  21.  April  1858  (Seebohm, 
.Samml.  Nr.  12),  vom  11.  August  1858  (das.  Nr.  26),  vom  6.  September  1858 
(das.  Nr.  SO),  vom  6.  September  1858  (das.  Nr.  31),  vom  20.  November  1858 
(das.  Nr.  45),  vom  31.  März  und  16.  April  1860  (das.  Nr.  139),  vom  25.  April 
1860  (das.  Nr.  143),  vom  7.  Juli  1860  (das.  Nr.  161),  vom  31.  Oktober  1860 
(das.  Nr.  173),  vom  22.  Dßzember  1860  (das.  Nr.  182).  Entsch.  des  O.A.G. 
zu  Lübeck  vom  25.  Mai  1857  (in  Goldschmidt's  Zeitschr.  lU  S.  212). 
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4.  Da  das  durch  Zeichnung  des  Konnossements  begründete 
Rechtsverhältniss  unabhängig  vom  Frachtvertrage  ist,  so  verträgt 
dasselbe  „keine  anderen  Vorbehalte  und  Verweisungen,  sils 
die  ihm  selber  eingefugten  resp.  die  ihm  dergestalt  annektirten, 
dass  sich  das  Konnossement  und  die  Einschränkung  als  £ine  Ur- 
kunde darstellt"  (Entsch.  des  R.O.H.G.  I  S.  201.  VI  S.  346). 
Daraus  folgt,  dass  es  zwar  zu  einer  Modifikation  des  Konnosse- 
ments durch  den  Frachtvertrag  nicht  erforderlich  ist,  dass  die  be- 
treffende Bestimmung  des  Letzteren  dem  Ersteren  inserirt  ist 
(Entsch.  des  R.O.H.G.  XV  S.  223),  wohl  abor  dass  dieselbe  aus- 
drücklich angezogen  ist.  Eine  stillschweigende  Bezugnahme  auf 
den  Frachtvertrag  ist  für  Destinatar  und  Verfrachter  nicht  mass- 
gebend, namentlich  darf  aus  der  Bezugnahme  auf  eine  einzelne 
Bestimmung  der  Chartepartie  nicht  geschlossen  werden,  dass  auch 
alle  anderen  für  massgeoend  hätten  erklärt  werden  sollen  (Prot.  V 
S.  2227  f.  Entsch.  des  R.OH.G.  XII  S.  131.  XVII  S.  76).  Da- 
gegen  ist  es  eben  so  wohl  zulässig,  auf  sämmtliche  Bestimmungen 
der  Chartepartie,  als  auf  einzelne  Bezug  zu  nehmen  (Motive  zuna 
Preuss.  Entw.  S.  265  ff.  272.  Entsch.  des  R.O.H.G.  XVII  S.  74  ff. 
und  die  S.  75  citirten  Erk.  und  Schriften).  Durch  die,  namentlich 
in  englischen  und  amerikanischen  Konnossementen  sich  findende, 
Klausel:  on  paying  freight  for  the  said  good  and  all  other  con- 
ditions  as  per  charter  party^  wird  daher  der  ganze  Inhalt  der 
Chartepartie  zu  einem  integrirenden  Bestandtheil  des  Konnosse- 
ments (Entsch  des  R.O.H.G.  XV  S.  222  f.  XIX  S.  263  f ).  Wie 
weit  in  jedem  Falle  die  Bezugnahme  auf  die  Chartepartie  sich  er- 
streckt, ist  Sache  der  richterlichen  Interpretation  (Entsch.  des 
R.O.H.G.  XVII  S.  73). 

5.  Lediglich  eine  Konsequenz  aus  dem  unter  Nr.  4  erörterten 
Prinzip  ist  es,  dass  die  Klausel  „Fracht  laut  Chartepartie'^ 
sich  ausschliesslich  auf  den  eigentlichen  Frachtanspruch  des  Ver- 
frachters bezieht,  d.  h.  zwar  nicht  einzig  und  allein  auf  „die  mit 
dem  Namen  der  Fracht  in  der  Chartepartie  bezeichnete  Geld- 
prästation", sondern  auch  auf  die  gewöhnlichen  unzweifelhaften 
Accessionen  derselben,  wie  z.  B.  die  Kaplaken  und  Primage  und 
—  vorausgesetzt,  dass  eine  Repartition  derselben  denkbar*)  —  auf 
die  dem  Schiffer  gebührende  Gratifikation,  nicht  aber  auf  die  übri- 
gen Ansprüche  des  Verfrachters  aus  dem  Frachtvertrage,  nament- 
lich nicht  auf  das  Liegegeld,  auch  wenn  dasselbe  für  die  Löschung 
eventuell  festgesetzt^  worden  wäre  (Prot.  V  S.  2226  —  2228) ,  dem- 
gemäss  auch  nicht  auf  die  Löschzeit  und  die  Ueberliegezeit. 

6.  Der  letzte  Absatz  des  Artikels  lautete  in  der  Fassung  des 
Preussischen  Entwurfs  (Art.  486): 


*)  Dies  wird  der  Fall  sein  bei  Verfrachtungen  des  Schiffes  im  Ganzen, 
zu  einem  bestimmten  Theil,  allenfalls  noch  zu  einem  bestimmten  Raum,  schwer- 
lich aber  bei  Stück güterfrachtcn. 
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Für  die  Rechtsverhältnisse  etmschen  Schiffer  und  Ablader  bleiben 
die  Bestimmungen  des  Frachtvertrages  verbindlich,  soweit  im  Kon- 
nossemente nichts  Abweichendes  enthalten  ist. 

Und  in  den  Motiven  heisst  es  (S.  267)  in  dieser  Hinsicht: 
^^nsoweit  das  Konnossement  und  die  Ciiartepartie  widersprechende 
Bestimmungen  enthalten,  ist  anzunehmen,  dass  Schiffer  und  Ab- 
lader die  Chartepartie  haben  aufheben  wollen,  und  insoweit  ent- 
scheidet auch  für  sie  das  Konnossement'^  Denselben  Zusatz  ent- 
hielt in  Betreff  der  Ladescheine  der  Art.  415  in  seiner  ursprüng- 
lichen Fassung  (Art.  350  des  Entwurfs  aus  erster  Lesung).  In 
zweiter  Lesung  wurde  dieser  Zusatz,  ohne  dass  erhellt,  aus  welchem 
Grunde,  fortgelassen  (Prot.  III  S.  1242.  1247.  Art.  387  des  Ent- 
wurfs aus  zweiter  Lesung),  und  auf  der  Hamburger  Konferenz 
wurde  beschlossen,  die  Fassung  des  Art.  486  des  Preussischen  Ent- 
wurfs mit  der  des  Art.  387  des  Entwurfs  aus  zweiter  Lesung  mög- 
lichst in  Einklang  zu  bringen  (Prot.  V  S.  2228). 

Da  für  das  Verhältniss  von  Schiffer  und  Ablader  allein 
der  Frachtvertrag  massgebend  ist,  so  kann  man  die  im  Konnosse- 
ment festgesetzte  Fracht  von  dem  Befrachter  nicht  beanspruchen, 
wenn  Konnossement  und  Chartepartie  in  dieser  Hinsicht  nicht 
übereinstimmen  (Erk.  des  Handelsger.  zu  Bremen  vom  4.  Mai  1863, 
bestätigt  durch  Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  28.  Januar 
1865  in  Kierulffs  Samml.  I  S.  37).  Andererseits  hat  der  Ablader 
dem  Verfrachter  für  allen  daraus  entstandenen  Schaden  aufzukom- 
men, dass  durch  seine  Schuld  die  Güter  nicht  die  im  Konnosse- 
mente angegebene  Beschaffenheit  hatten.  Natürlich  hat  auch  für 
das  Verhältniss  von  Schiffer  und  Ablader  das  Konnossement  die 
Bedeutung  eines  Empfangsbekenntnisses ,  allein  dieses  ist  ein  ge- 
wöhnliches Beweismittel,  gegen  welches  Gegenbeweis  zulässi^r  ist 
(Entsch.  des  O.A.G.  zu  München  vom  9.  Dezember  18G1  in  Seuffert's 
Archiv  XV  Nr.  49.  Erk.  des  Hamb.-  Handelsger.  vom  16.  Juli 
1864  bei  Hermann  und  Hirsch,  Samml.  Nr.  114  ö.  484,  vgl.  Prot.  V 
S.  2279). 

7.  Die  Bestimmung  des  letzten  Absatzes,  wonach  das  Kon- 
nossement für  das  Verhältniss  von  Befrachter  und  Verfrachter 
nicht  in  Betracht  kommt,  gilt  nicht  für  den  Fall,  dass  das  Kon- 
nossement Zusätze  erhalten  hat,  welche  in  ein  gewöhn- 
liches Konnossement  nicht  gehören,  und  nur  die  Be- 
ziehungen zwischen  Verfrachter  und  Befrachter  angehen.  Solche 
Zusätze  sind  nämlich  als  wesentliche  Bestimmungen  des  Fracht- 
vertrages anzusehen.  Dies  gilt  z.  B.  alsdann,  wenn  der  Verfrachter 
(etwa  eine  Packetfahrt-Gesellschaft) ,  dessen  SchiflF  auf  Grund  der 
Chartepartie  die  Waaren  nicht  nach  dem  Bestimmungshafen,  son- 
dern nur  nach  einem  Zwischenhafen  bringen  soll,  in  dem  liierüber 
ausgestellten  Konnossement  sich  zugleich  verpflichtet,  für  die  Weiter- 
beforderung der  Waaren  nach  dem  Bestimmungshafen  mittelst  einer 
anderen   Schiffsgelegenheit   Sorge   zu  tragen.     Alsdann   haftet  der 
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Verfrachter  aus  diesem  s.  g.  irregulären  Konnossement  für  den 
weiteren  Transport  der  Ladung  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck 
vom  14.  Juni  1866  in  Kierulff's  Samml.  II  S.  405  f.,  vgl.  lEntsch. 
des  R.O.H.G.  XVn  S.  73).*) 

Art.  654. 

Der  Verfrachter  ist  für  die  BichtigJceit  der  im  Konnossement 
enthaltenen  Bezeichnung  der  abgeladenen  Grüter  dem  Empfänger 
verantwortlich.  Seine  Haftung  beschränkt  sich  jedoch  auf  den  JEr- 
sat0  des  Mindenverths  ^  welcher  aus  der  Nichtübereinstimmung  der 
Güter  mit  der  im  Konnossement  enthaltenen  Bezeichnung  sich  ergiehL 

1.  Die  in  den  Art.  654 — 662  enthaltenen  Vorschriften  sind 
lediglich  Folgerungen  aus  dem  im  Art.  653  aufgestellten  Prinzip. 
Und  zwar  wird  in  den  Art.  654—656  der  Satz  des  vorigen  Artikels, 
dass  für  das  Rechtsverhältniss  von  Verfrachter  und  Destinatar 
allein  das  Konnossement  massgebend  ist,  angewendet  auf  die  Be- 
nennung der  Güter  nach  Art  und  Gattung.  Der  Ver- 
frachter hat  in  dieser  Beziehung  das  Konnossement  zu  erfüllen, 
und  wird  von  dieser  Verpflichtung  nicht  befreit,  selbst  wenn  er- 
wiesener massen  von  ihm  aas  abgeliefert  worden  ist,  was  er  empfing, 
z.  B.  wenn  der  ausgelieferte  Brasil-Kaffee  (und  nicht  wie  im  Kon- 
nossement verzeichnet,  Java-Kaffee)  oder  die  ausgelieferten  Fässer 
Rum  (und  nicht  Wein,  worauf  das  Konnossement  lautete)  oder  das 
ausgelieferte  amerikanische  (und  nicht  wie  nach  dem  Konnossement 
spanische)  Nussbaumholz  wirklich  eingenommen  war  (Art.  655. 
Entsch.  des  R.O.H.G.  III  S.  24). 

2.  Liefert  der  Schiffer  die  Vi^aare  aus,  welche  er  empfangen, 
so  darf  der  Destinatar,  wenn  dieselbe  nicht  von  der  im  Konnosse- 
ment angegebenen  Art  ist,  deren  Annahme  nicht  verweigern  und 
sein  Interesse  geltend  machen,  sondern  er  hat  die  Güter  abzu- 
nehmen und  sich  mit  dem  Ersatz   des   Minderwerthes   der- 

^Y'^^y  *^  Ueber  den  Seetransport  auf  ein  b.  g.   durchgehendes  Konnossement 

'  ^.ti  (throuqh  bill  of  lading)  ^  ein  dem  H.G.B.  fremdes  Institut,  s.  Schlodtmann  in 
i  /-4.>T*-^old8elimidt*8  Zeitschr.  XXI  S.  384  ff-ivgl.  Entsch.  des  K.O.H.G.  III  S.  221  ff. 
|,^.^'''^urch  ein  >olches  Konnossement  verpflichtet   sich  der  Schiffer,   welcher  mit 
^I^Q       seinem  Schiff  die  Waaren  nur  nach  einem  Zwischenhafen    bringt,    den  Trans- 
'**    ,      port   bis  zum  Bestimmungshafen  zu  bewirken,   indem  ihm  die  ihm  g^esetzlich 
f*^  /f     nicht  zustehende  Befugniss  eingeräumt  wird,  die  Güter  in  dem  Zwischenhafen 
*        in    ein  anderes  Schiff  umzuladen.    Hierbei  ist  für  das  Verhältniss  zwischen 
dem  Empfänger  und  dem  die  Ladung  abliefernden  (zweiten)  Schiffer  das  von 
diesem  dem  ersten  Schiffer  ausgestellte  Konnossement  massgebend.    Dadurch 
wird  die  Lage  des  Ermpfangcrs  insofern  verschlioimert,  als  dieses  zweite  Kon- 
nossement die  Verbindlichkeit  des  Schiffers  einschränken  kann  durch  Klauseln, 
welche   dem   ersten  fehlten.    Die   von  dem   ersten  Schiffer  verdiente  Fracht, 
welche  in  der  Differenz   zwischen  der  ursprüi^lich  stipulirten  Gesammtfraeht 
und  der  vom  zweiten  Schiffer  beanspruchten  Fracht  besteht,  hat  dieser    letz- 
tere dem    ersteren  zu  berichtigen,  und  der  Betrag  wird  in  dem  zweiten  Kon- 
nossement ab  Vorschuss  vermerkt. 


.    *^- 


A 
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aelben  zu  begnügen.  Als  Grund  dafür  wurde  namentlich  auf  der 
Hamburger  Konferenz  geltend  gemacht:  Da  der  Verfrachter,  welcher 
die  im  Konnossement  verzeichneten  Waaren  wirklich  erhalten  habe^ 
aber  nicht  im  Stande  sei,  dieselben  auszuliefern,  weil  sie  ihm  etwa 
abhanden  gekommen,  nur  für  den  Werth  der  Güter  einzustehen 
habe,  so  dürfe  der,  welcher  etwas  abliefere,  was  nicht  ohne  Werth 
sei,  nicht  schlechter  zustehen  kommen  (Prot. VIII  S.  4132).  Natür- 
lich gilt  dieser  Grundsatz  nicht  in  dem  Falle,  wo  der  Schiffer 
«twas  Anderes  abliefern  wollte,    „als  er  vom  Ablader  zum  Trans- 

E)rt  erhalten"    (Prot.  V    S.  2278  f.).     Hier   würde   vielmehr   der 
estinatär   unter  Zurückweisung  der  Waare  sein  volles  Interesse 
geltend  machen  können. 

3.  unter  Bezeichnung  ist  nicht  das  Merkzeichen,  welches 
die  Güter  tragen,  zu  verstehen ;  denn  das  Gesetzbuch  unterscheidet 
beides  ausdrücklich  (Art.  645  Ziff.  7).  Eine  Haftung  des  Schiffers 
für  die  im  Konnossement  angegebenen  Merkzeichen  der  Güter 
würde  auch  keinen  Sinn  haben,  da  der  Verfrachter  stets  nur  den 
Minderwerth  der  abgeladenen  Güter  im  Vergleich  za  den  im 
Konnossement  verzeichneten  zu  vergüten  hat,  ein  solcher  Minder* 
werth  aber  nicht  die  Folge  einer  Verschiedenheit  der  Merkzeichen 
sein  kann.  Dagegen  ist  die  Unrichtigkeit  der  Merkzeichen  von 
grosser  Bedeutung  für  den  dem  Schiffer  obliegenden  Beweis,  wenn 
Seitens  des  Empfangers  die  Identität  der  abgelieferten  Waaren  mit 
den  abgeladenen  bestritten  und  deshalb  deren  Annahme  verweigert 
wird.  Denn  da  das  Merkzeichen  hierbei  das  hauptsächlichste  Be- 
weismittel für  den  Schiffer  ist,  so  wird  die  Beweisführung  für  den- 
selben dadurch  erheblich  erschwert,  nicht  selten  unmöglich  werden 
(Schlodtmann  in  Goldschmidt's  Zeitschr.  XXI  S.  404  ff.). 

Art  655. 

Die  im  vorstehenden  Artikel  erwähnte  Haftung  des  Verfrachters 
tritt  auch  dann  ein,  wenn  die  Güter  dem  Schijfer  in  Verpackung  oder 
in  geschlossenen  Gefässen  übergehen  sind, 

Ist  dieses  zugleich  aus  dem  Konnossement  ersichtlich,  so  ist  der 
Verfrachter  für  die  Bichtigkeit  der  Bezeichnung  der  Güter  dem  Em- 
pfänger  nicht  verantwortlich^  sofern  er  beweist,  dass  ungeachtet  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Schiffers  die  Unrichtigkeit  der  in  dem 
Konnossement  enthaltenen  Bezeichnung  nicht  wahrgenommen  werden 
konnte. 

Die  Haftung  des  Verfrachters  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen, 
dass  die  Identität  der  abgelieferten  und  der  übernommenen  C^ier 
nicht  bestritten  oder  dass  dieselbe  von  dem  Verfrachter  ruichge- 
wiesen  ist 

1.  Bei  der  strengen  Haftunpr,  welche  das  Gesetz  dem  Ver- 
frachter auferlegt,  hat  es  zugleich  Fürsorge  getroffen,  dass  dieses 
Prinzip  nicht  zu  „übertriebenen  Härten"  gegen  denselben 
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führe  (EntBch.  des   R.O.H.G.  III   S.  25).     Darauf  beruhen  Art. 
655  Abs.  2.    Art.  656.  657.  659.  66Ö. 

2.  Der  Art.  655  stellt  zunächst  als  Folgerung  aus  Art.  653 
den  Satz  auf;  dass  bei  der  Anwendung  des  im  vorigen  Artikel 
aufgestellten  Prinzips  kein  Unterschied  zu  machen,  ob  die  Art  der 
Güter  fiir  den  Schiffer  ohne  Weiteres  erkennbar  war  oder  nicht; 
aber  es  statuirt  diesen  Satz  nur  für  den  Fall,  dass  aus  dem  Kon- 
nossement nicht  die  Schwierigkeit  für  den  Schiffer,  die  Gattung 
der  einzelnen  Güter  zu  konstatiren,  erhellt,  und  zugleich  der 
Schiffer  den  Beweis  fuhrt,  dass  er  „die  Unrichtigkeit  der  Kon- 
nossementsbezeichnung, ungeachtet  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Schiffers,  nicht  habe  wahrnehmen  können".  Ist  Ersteres  jedoch 
der  Fall,  d.  h.  ist  aus  dem  Konnossement  ersichtlich,  dass  die 
Güter  in  Verpackung  oder  geschlossenen  Gefässen  abgeladen,  und 
führt  der  Schiffer  auch  den  gedachten  Beweis,  so  soll  es  „bei  der 
Haftung  aus  dem  Frachtvertrage  und  aus  dem  Rezeptum"  ver- 
bleiben, der  Schiffer  also  nur  das  erweislich  Empfangene  abzu- 
liefern verpflichtet  sein  (Entsch.  des  R.O.H.G.  III  S.  25).  Den 
Beweis  aber,  dass  „die  abgelieferten  Güter  mit  den  ihm  zum 
Transport  übergebenen  identisch  seien,"  hat  der  Schiffer  zu  fahren, 
sobald  die  Identität  beanstandet  wird  (Prot.  V  S.  2268).  Dieser 
Beweis  ist  nicht  darauf  zu  beschränken,  dass  „der  Ablader 
dem    Schiffer   die    von   ihm    abgelieferten  Kolli,   Kisten  und  der- 

fleichen  übergeben ,"  sondern  ist  auch  auf  „die  Identität  des  In- 
alts  der  Verpackung*'  zu  erstrecken.  Dabei  ist  es  aber  selbst- 
verständlich, „dass  die  Unverletztheit  der  äusseren  Umhüllung  als 
Beweisgrund  für  die  Identität  ihres  Inhalts  in  Betracht  kommen'' 
und  die  Letztere  durch  die  Erstere  unter  Umständen  —  wenn 
gar  „kein  Verdacht  einer  Unredlichkeit  des  Schiffers"  vorliegt,  und 
aus  der  Unverletztheit  der  Gefässe  sich  die  Unmöglichkeit  einer 
Unterschiebung  ergiebt  —  vollständig  bewiesen  werden  kann 
(Prot.  V  S.  2277  f.     Vgl.  Reichs-Civilprozess-Ordn.  §  259). 

Art.  656. 

Werden  dem  Schiffer  Güter  in  Verpackung  oder  in  geschlossenen 
Gefässen  übergeben,  so  kann  er  das  Konnossement  mit  dem  Zusätze: 
.^Inhalt  unbekannt**  versehen.  Enthalt  das  Konnossement  diesen  oder 
einen  gleichbedeutenden  Zusatz ,  so  ist  der  Verfrachter  im  Falle  der 
Nichtübereinstimmung  des  abgelieferten  Inhalts  mit  dem  im  Konnosse- 
ment angegebenen  nur  insoweit  verantwortlich,  als  ihm  bewiesen  toird^ 
dass  er  einen  anderen  als  den  abgelieferten  Inhalt  empfangen  habe. 

1,  Abgesehen  von  der  in  Abs.  2  des  vorigen  Artikels  ent- 
haltenen Bestimmung  hat  das  Gesetzbuch  die  strenge  Haftung  des 
Verfrachters  aus  dem  Konnossement  noch  gemildert  durch  Aner- 
kennung von  gewissen,  im  Seehandelsverkehr  seit  langer  Zeit  ge- 
bräuchlichen s.  g.  Konnossements-Klauseln.   Diese  Klauseln 
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sind:  ^^Inhalt  unbekannt"  (Art.  656),  „Zahl,  Mass,  Gewicht  unbe- 
kannt*' (Art.  657),  „frei  von  Bruch,"  „frei  von  Leckage,"  „frei  von 
Beschädigung"  (Art.  659).*) 

2.     Die  in   diesem  Artikel  behandelte  Klausel   erleichtert 
die  Lage  des  Schiffers  in  zwiefacher  Hinsicht: 

a.  sie  hebt  die  Verhaftung  des  Schiffers  aus  dem  Konnossement 
auf  und  lässt  nur  die  aus  dem  Rezeptum  bestehen ; 

b.  sie  nöthigt  „den  Empfanger  zu  dem  Beweise,  dass  der  Schiffer 
einen  anderen,  als  den  abgelieferten  Inhalt  empfangen  habe" 
(Entsch.  de»  R.O.H.G.  III  S.  25). 

Der  Gedankengang  bei  dieser  Bestimmung  im  Verhältniss  zu 
Art.  653  und  654  ist  der:  In  der  vorbehaltlosen  Zeichnung  des 
Konnossements  liegt  die  Versicherung  des  Schiffers,  „er  habe 
keinen  Grund  gefunden,  die  Angabe  des  Abladers  über  den  Inhalt 
der  Verpackung  zu  bezweifeln,"  und  gewissermassen  die  Ueber- 
nahme  der  Garantie  des  im  Konnossement  gegebenen  Inhaltes. 
Durch  Beifügung  der  in  Rede  stehenden  Klausel  lehnt  er  „diese 
Grarantie  und  die  Annahme,  als  hätte  er  die  erwähnte  Zusicherung 
durch  Zeichnung  des  Konnossements  geben  wollen,"  ab  (vgl.  Prot.  V 
S.  2276  f.). 

Das  Gesetzbuch  ermächtigt  den  Schiffer  nur  dann,  die  in  Rede 
stehende  Klausel  dem  Konnossement  einzuverleiben,  wenn  ihm 
Güter  in  einer  Verpackung  oder  in  geschlossenen  Ge- 
fässen  übergeben  sind.  Das  gleiche  Recht  steht  ihm  daher  nicht 
zu,  wenn  die  Güter  lose  verladen  sind,  z.  B.  Getreide,  Reis,  Hölzer 
oder,  zwar  in  Packen  zusammengeschnürt,  aber  ohne  dass  sie 
dadurch  unerkennbar  geworden  sind,  wie  z.  ß.  Häute.  Der  Grund 
hierfür  ist  darin  zu  suchen,  dass  die  Unkenntniss  des  Schiffers 
von  der  wahren  Beschaffenheit  der  abgeladenen  Waaren  denselben 
niemals  von  der  Verhaftung  aus  dem  Konnossement  befreien  kann, 
wenn  dieselbe  sich  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Schiffers 
nicht  verträgt.  Daher  braucht  in  Fällen  der  letzteren  Art  nicht 
nur  der  Ablader  die  Hinzufügung  der  fr.  Klausel  sich  nicht  ge- 
fallen zu  lassen,  sondern  es  ist  die  Klausel  selbst,  wenn  hinzuge- 
fügt, dem  Destinatar  gegenüber  ohne  Effekt  (Voigt  jun.  im  Neuen 
Archiv  f.  H.R.  I  S.  489  ff.  Schlodtmann  in  Goldschmidt's  Zeitschr. 
XXI  S.  402  f.). 


,  *)  Die  Konnossementa-Formulare,  deren  sich  die  Hamburg- Amerikanische 
Packetfahrt  -  Gesellschaft  für  die  westindische  Fahrt  bedient,  enthalten  auch 
die  Klausel:  not  responsiMe  for  marks,  brands  and  numbers.  Eine  solche 
Klausel  kennt  das  H.G.ß.  nicht.  Es  sind  daher  derselben  nicht  die  mit  den 
anerkannten  Klauseln  verbundenen  Wirkunfren  beizulegen ,  namentlich  ist 
dieselbe  nicht  nach  Analogie  der  Klausel  ,,Inhalt  unbekannt^'  zu  beurtheilen 
und  sie  befreit  deraffemäss  den  Schiffer  nicht  von  der  Pflicht,  die  Identität 
der  mit  falschem  Merkzeichen  versehenen  Waaren  mit  den  abgeladenen  zu 
beweisen;  Schlodtmann  in  Goldschmidt's  Zeitschr.  XXI  S.  403  f.  407.  409. 
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Art.  657. 


Sind  die  im  Konnossement  nach  Zahl,  Mass  oder  Gewicht  he- 
geichneten  Güter  dem  Schiffer  nicht  zugezählt,  zugemessen  oder  zuge- 
wogen,  so  kann  er  das  Konnossement  mit  dem  Zusätze:  „Zahl^  Mass, 
Gewicht  unbekannt'  versehen.  ^Enthält  das  Konnossement  diesen 
oder  einen  gleichbedeutenden  Zusatz,  so  hat  der  Verfrachter  dk 
Dichtigkeit  der  Angabefi  des  Konnossements  über  Zahl,  Mass  oder 
Gewicht  der  übernommenen  Güter  nicht  zu  vertreten. 

1.  Lediglich  eine  Konsequenz  aus  Art.  653  ist  es,  dass  der 
Schiffer  die  Konnosseraentsängaben  auch  hinsichtlich  des  Quantums 
der  Güter  zu  vertreten  hat,  wenn  dieses  angegeben  ist,  *)  wogten, 
wenn  dies  nicht  der  Fall,  dem  Verfrachter  Seitens  des  Empfangers 
der  Beweis  des  abgeladenen  Quantums  in  anderer  Weise  zu  er- 
brinffen  ist.  In  dem  ersteren  Falle ,  d.  h.  wenn  das  Quantum  der 
abgeladenen  Güter  nach  Zahl,  Mass  oder  Gewicht  angegeben  ist, 
ist  es  dem  Schiffer  gestattet,  sich  durch  Beifügung  der  Konnosse- 
ments-Klausel „Mass,  Zahl,  Gewicht  unbekannt"  (resp.  „Mass  un- 
bekannt," „Zahl  unbekannt/*  „Gewicht  unbekannt;"  Prot.  VIII 
S.  4008)  „von  der  Vertretung  der  Quantitäts  -  Angabe  freizu- 
zeichnen."  **)  Dieses  Recht  ist  dem  Schiffer  jedoch  nur  dann 
eingeräumt  und  die  Klausel  nur  dann  wirksam,  wenn  ihm 
die  Waaren  nicht  zugezählt,  zugemessen,  zugewogen 
sind,  weil  im  entgegengesetzten  Falle  eine  Unwissenheit  des  Kapi- 
täns sich  ohne  Verletzung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Schiffers 
nicht  denken  liesse  (Voigt  jun.  im  Neuen  Archiv  f.  fi.R.  I  S.  495  f. 
Schlodtmann  in  Goldschmidt's  Zeitschr.  XXI  S.  402  f.). 

2.  Das  Gesetzbuch  lässt  den  Schifi^er  durch  die  in  Bede 
stehende  Klausel  von  der  Verbindlichkeit,  die  Quan- 
titätsangaben des  Konnossements  zu  vertreten,  be - 
freit  werden,  und  es  ist  ihm  alsdann  der  Nachweis  vom  Desti- 
natar zu  liefern,  dass  er  vom  Ablader  wirklich  das  im  Konnosse- 
ment angegebene  Quantum  zum  Transport  erhalten  habe.  Der 
Preussiscne  Entwurf  hatte  der  Klausel  eine  weitergehende  Be- 
deutung beigelegt;  derselbe  enthält  nämlich  (im  Art.  497)  die  Be- 
stimmung: 

Ebenso  haftet  der  Schiffer  bis  zum  Beweise  seines  oder  der 
Schiffsleute  Verschuldens  nicht  für  Zahl,  Mass  oder  Gewicht  oder 
für  Bruch  oder  Leckage ,    wenn  er  das  Konnossement  mit  dem  Ver- 


*)  Es  ißt  dies  üblich  (vgl.  auch  Art.  G45  Ziff.  7),  aber  keineswegs  er- 
forderlich. 

**)  Bei  einem  Konnossement,  welches  keine  Quantitätsangabe  enthält, 
würde  die  Klausel  ein  bedeutungsloser  Zusatz  sein ,  der  sich  nur  daraus  er- 
klärt, dass  man  vergessen  hat,  in  dem  Formular  den  betreffenden  Passus 
auszustreichen. 
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merk:  „Zahl,  Mass  oder  Gewicht  uhbekarmt,^*  oder  ,,frei  von  Bruch,^'' 
oder  „frei  von  Leckage"  gezeichnet  hat 

In  gleicher  Weise  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  von 
einigen  Mitgliedern  geltend  gemacht,  dass  die  Ellausel  nach  den 
Anschauungen  des  Geschäftsverkehrs  nicht  nur  von  Bedeutung 
sei  den  Konnossementsangaben  gegenüber^  sondern  auch  die  Ob- 
h'egenheiten  des  Schiffers  aus  dem  Rezeptum  dahin  mildern  soUe^ 
^^dass  er  für  ein  Manko  an  dem,  was  er  wirklich  erhielt;  nur  dann 
aufzukommen  habe^  wenn  seinerseits  oder  auf  Seiten  der  Personen, 
tur  die  er  verantwortlich  sei,  ein  Verschulden  in  der  Mitte  liege." 
£s  wurde  demgemäss  auch  über  die  Bedeutung  der  Klausel  ,;Zahl, 
Mass  oder  Gewicht  unbekannt"  ein  der  Sache  nach  mit  der  Be- 
stimmung des  Preussischen  Entwurfs  übereinstimmender  Antrag 
festeilt.  Allein  dieser  Antrag;  wie  auch  der  im  Art.  497  des 
reussischen  Entwurfs  enthaltene  Vorschlag,  wurde  verworfen,  und 
ein  die  Bestimmung  des  jetzigen  Art.  657  enthaltender  Antrag  an- 
genommen (Prot.  V  S.  2290—2295).  Da  n,un  aber  dieser  Artikel 
der  in  Bede  stehenden  Klausel  lediglich  dem  Anspruch  aus  dem 
Konnossement  gegenüber  Bedeutung  beilegt,  eine  Ausdehnung  der- 
selben auf  den  davon  verschiedenen  Ansprach  aus  dem  Rezeptum 
aber  durchaus  willkürlich  sein  würde,  so  wird  die  Verhaftung  des 
Schiffers  aus  diesem  (Art.  607),  wie  aus  dem  Frachtvertrage  durch 
die  Klausel  nicht  berührt.^)  Es  darf  allerdings  die  Verhaftung 
aus  dem  Rezeptum  gleichfalls  modifizirt  werden.  Dies  kann  jedoch 
nur  im  Frachtverträge  (s.  o.  Ausführungen  zu  Art.  607,  S.  242), 
nicht  aber  im  Konnossement  geschehen. 

Art.  658« 

Ist  die  Fracht  nach  Zahl,  Mass  oder  Gewicht  der  Güter  be- 
dungen und  im  Konnossement  Zahl,  Mass  oder  Gewicht  angegeben, 
so  ist  diese  Angabe  für  die  Berechnwng  der  Fracht  entscheidend, 
wewn  nicht  das  Konnossement  eine  abweichende  Bestimmung  enthält. 
Als  eine  solche  ist  der  Zusatz:  „Zahl,  Mass,  Gewicht  unbekannt''' 
oder  ein  gleichbedeutender  Zusatz  nicht  anzusehen. 

1.  Der  Preussische  Entwurf  enthielt  für  die  Berechnung  der 
Fracht  in  jedem  Falle  (im  Art.  506)  lediglich  die  jetzt  im  Art.  621 
enthaltene  Regel.  Auf  der  Hamburger  Konferenz  wurde  aber  die 
Aufiiahme  folgenden  Grundsatzes  beantragt: 

War  die  Fracht  nach  Mass,  Gewicht  oder  Menge  der  Ladungs- 
güter bedungen,  so  ist  im  Zweifel  anzunehmen,  dass  Mass,  Gewicht 


*)  £rk.  des  Hamb.  HandeUger.  Tom  4.  September  1852,  vom  11.  Januar 
1855  (in  Ullrich's  Samml  Nr.  72.  Nr.  181).  Goldschmidt's  Zeitschr.  X  S.  148. 
Hamburger  Handelsger.- Zeit.  1872  Nr.  50.  Entsch.  des  R.O.H.G.  XIV  S.  296. 
XV  S.  381. 
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oder  Menge,  me   dieselben  im  Konnossement  als  eingenommen  bc- 
zeichnet  sind^  ßr  die  Frachtzahlung  entscheiden  sollen. 

Zur  Begründung  dieses  Satzes  wurde  geltend  gemacht:  Nach 
einem  in  Deutschland  bestehenden,  mit  den  Grundsätzen  der  Mehr- 
zahl der  neueren  Gesetze  übereinstimmenden,  allgemeinen  Gebrauch 
habe  die  Angabe  von  Mass,  Zahl  oder  Gewicht  im  Konnossement 
gerade  die  Bedeutung,  der  zukünftigen  Frachtberechnung  zu  Grunde 
gelegt  zu  werden;  wie  dies  schon  aus  dem  Umstände  hervorgehe, 
dass  einer  solchen  Quantitätsangabe  sehr  häufig  die  Klausel: 
,,Zahl,  Mass  oder  Gewicht  unbekannt"  zugefügt  werde,  indem  an- 
derenfalls die  erstere  hierdurch  all  und  jede  Bedeutung  verlieren 
würde.  Ausserdem  hob  man  noch  Zweckmässigkeitsrücksichten 
hervor.  Der  beantrage  Grundsatz  verhindere,  dass  durch  das 
Schwinden  der  Güter  die  dem  Verfrachter  in  Wahrheit  gebührende 
Fracht  ungerechtfertigter  Weise  verringert,  durch  die  Zunahme  des 
Gewichts-  oder  Massvolumens  dagegen  erhöht  werde,  er  verhüte 
Streitigkeiten  über  die  Reduktion  des  für  die  Fracht  entscheiden- 
den, im  Konnossemente  oder  Frachtvertrage  angegebenen  Masses 
oder  Gewichts  auf  das  am  Bestimmungsorte  geltende  und  bei  der 
Löschung  angewendete,  sowie  auch  den  Zeitaufwand,  welchen  das 
abermalige  Wiegen  oder  Messen  am  Bestimmungsorte  verursachen 
würde. 

Gegen  diesen  Vorschlag  wurde  unter  Anderen  geltend  gemacht, 
dass  derselbe  keine  Entscheidungsnorm  für  die  Fälle  gebe,  wo 
über  die  verladene  Waare  ein  Konnossement  entweder  übernaupt 
nicht  ausgestellt  worden,  oder  wo  dasselbe  keine  zureichenden 
Angaben  über  das  verladene  Quantum  enthalte.  Ausserdem  sei 
noch  zu  erwägen,  ob  man  gegenüber  den  Angaben  des  Konnosse- 
ments dem  Empfänger  nicht  den  Beweis  ihrer  Unrichtig- 
keit, nämlich  den  Nachweis  vorbehalten  müsse,  dass  der  Schiffer 
in  Wirklichkeit  weniger  eingenommen,  als  im  Konnossement  ange- 
geben sei.  Mit  Rücksicht  nierauf  wurde  folgende  Fassung  vor- 
geschlagen : 

War  die  Fracht  nach  Mass,  Gewicht  oder  Menge  der  Ladungs-- 
guter  bedungen^  so  ist  im  Zweifel  anzunehmen,  dass  die  darüber  im 
Konnossement  enthaltene  Angabe  massgebend  sein,  in  deren  Er- 
mangelung  aber  Mass,  Gewicht  oder  Menge  der  abgelieferten  f<nd 
nicht  der  eingeladenen  Güter  für  die  Höhe  der  Fracht  entschei- 
den soll. 

Ein  dritter  Vorschlag  wich  von  diesem  zweiten  nur  darin  ab, 
dass  er  —  wohl  um  den  gedachten  Vorbehalt  noch  deutlicher  zum 
Ausdruck  zu  bringen  —  die  Angaben  des  Konnossements  bis  zum 
Beweise  ihrer  Unrichtigkeit  für  entscheidend  erklärte.  Von  diesen 
Anträgen  wurde  der  zweite  „vorbehaltlich  wiederholter  Prüfung 
seiner  Redaktion'^  angenommen,  nachdem  vorher  die  „Räthliehkeit 
des  erwähnten  Vorbenaltes"   von  mehreren   Seiten   bekämpft  war, 
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weil  er  zu  bedenklichen  Verwicklungen  der  Beweisverhandlungen 
iiihren  und  ^;doch  nur  in  äusserst  seltenen  Fällen  ein  Interesse  iiir 
den  Empfänger  haben  würde"  (Prot.  V  S.  2338-2341).  Der  in 
Folge  des  gedachten  Beschlusses  gemachte  Vorschlag  der  Redaktions- 
kommissipn  ist  nicht  wieder  Gegenstand  einer  Diskussion  ge- 
wesen, sondern  ist  pure  in  den  Entwurf  aus  erster  Lesung  (als 
Art.  555)  aufgenommen,  und  nur  mit  gewissen  redaktionellen 
Aenderungen  in  den  endgültigen  Entwurf,  in  welchem  aus  ihm  die 
Art  621  und  658  hervorgegangen  sind  (Prot.  VUI  S.  3930.  4014). 
Die  Kedaktionskommission  hat  demgemäss  mit  dem  oben  ange- 
gebenen zw^eiten  Vorschlage  eine  (von  der  Konferenz  stillschwei- 
gend gebilligte)  sachliche  Aenderung  vorgenommen,  indem  sie 
die  Eonnossementsangaben  ohne  Weiteres  für  massgebend  erklärte, 
während  dieselben  nach  dem  Vorschlage  selbst  nur  im  Zweifel  ent- 
scheidend sein  sollten. 

2.  Dass  der  Art.  658  nicht,  wie  Art.  621  eine  Inter- 
pretationsregel geben  will,  sondern  eine  absolute  Rechtsnorm, 
folgt  mit  Nothwendigkeit  aus  der  Fassung  des  Artikels  und  aus 
einer  Vergleichung  mit  der  des  Art.  621.  Art.  658  sagt:  Die  An- 
gabe des  Konnossements  über  Zahl,  Mass  oder  Gewicht  ist  „ent- 
scheidend," während  es  im  Art. 621  heisst:  Es  ist  „im  Zweifel 
anzunehmen/'  dass  Mass,  Gewicht  oder  Menge  der  abgelieferten 
Güter  entscheiden  soll.  Diese  so  verschiedenartige  Ausdrucksweise 
lässt  sich  nur  aus  der  eben  gegebenen,  verschiedenen  Bedeutung 
der  beiden  Artikel  erklären.  Dass  aber  der  Art.  658  die 
Quantitätsangaben  des  Konnossements  unbedingt  für  massgebend 
erklären,  also  eine  absolute  Regel  aufstellen  musste,  der  gegenüber 
man  nicht  auf  einen  anderweitigen  Willen  der  Kontrahenten  des 
Frachtvertrages  und  nicht  auf  die  etwa  abweichenden  materiellen 
Verhältnisse  —  die  Thatsache,  dass  die  dem  SchiflFer  übergebenen 
Güter  in  Wirklichkeit  ein  grösseres  oder  geringeres  Quantum  aus- 
gemacht hätten,  —  rekurriren  darf,  ergiebt  sich  aus  der  Natur  des 
Konnossements  (vgl.  Erk.  des  O.G.  zu  Bremen  vom  16.  September 
1869  —  bestätigt,  durch  Entsch.  des  O.A. G.  zu  Lübeck  vom 
27.  Januar  1870  —  in  KierulflPs  Samml.  VI  S.  54  fif.,  auch  in 
SeuflFerl's  Archiv  XXIV  Nr.  251).  Es  muss  daher  jeder  der  beiden 
Theile  die  Angaben  des  Konnossements  anerkennen,  und  es  wird 
weder  der  Verfrachter  zum  Beweise  der  Behauptung,  dass  die  Kon- 
nossementsangabe zu  niedrig,  noch  der  Empfänger,  abgesehen  von 
dem  Falle  doloser  Kollusion  de»  Verfrachters  mit  dem  Befrachter, 
zu  dem,  dass  sie  zu  hoch  sei,  zugelassen  (Entsch.  des  R.O.H.G.  Xll 
S.  371). 

Verweist  das  Konnossement  hinsichtlich  der  Fracht  auf  die 
Chartepartie,  sei  es,  dass  hier  blos  die  Höhe  der  Fracht  für  irgend 
eine  bestimmte  Einheit  angegeben,  oder  noch  weiter  bemerkt  ist, 
dass  die  Fracht  nach  dem  eingenommenen  Masse  zu  zahlen,  so 
schliesst  dies  die  Anwendung  des  Art.  658  nicht  aus,  da  die  Bestim- 
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mung  desselben  stets  Platz  greift  ^  wo  ^^im  Konnossement  Zahl^ 
Mass  oder  Gewicht  angegeben"  ist  (cit.  Entsch.  des  O.G.  za 
Bremen  a.  a.  O.  S.  60.  Vgl.  auch  Entsch.  des  R.O.H.G.  XV 
S.  223).*) 

3.  Die  Bestimmung  des  Konnossements,  welche  eine  Ab- 
weichung von  der  Regel  bewirken  soll,  muss  klar  und  deutlich 
aussprechen,  dass  die  Quantitätsangaben  desselben  gerade  f  ü  r  die 
Berechnung  der  Fracht  nicht  entscheidend  sind,  ent- 
weder ohne  weiteren  Zusatz,  oder  mit  dem  Zusatz,  dass  der  Kon- 
nossementszeichner „Mass-,  Zahl-  und  Gewichtsermittelung  bei  der 
Löschung  vorbehalte,  und  dass  die  Fracht  gemäss  dieser  Er- 
mittelung zu  zahlen  sei"  (Entsch.  des  R.O.H.G.  I  S.  200).  In  dena. 
ersteren  Falle  würde  die  Regel  des  Art.  621  Platz  greifen. 

Das  Gesetz  hat  die  gedachte  Bedeutung  der  Klausel  „Zahl, 
Mass,  Gewicht  unbekannt'^  nicht  gegeben,  weil  die  Auffassung  des 
Virkehrs  derselben  die  in  dem  vorigen  Artikel  angegebene  Wir- 
l^ung  beilegt,  aus  ihrer  Anwendung  daher  niemals  mit  Sicherheit 
auf  die  hier  in  Rede  stehende  Absicht  zu  schliessen  ist. 

Auch  der  der  Namensunterschrift  auf  dem  Konnossement  bei- 
gefügte Vermerk  „unter  Protest,'^  ^ySigned  under  proiesf  ist  nicht 
als  eine  die  Quantitätsangabe  des  Konnossements  ausschliessende 
Bestimmung  anzusehen,**)  Denn  ein  solcher  Vermerk  kann  die 
allerverschiedensten  Bedeutungen  haben.  Er  kann  sich  beziehen 
auf  die  Quantitätsangabe,  auf  das  Bekenntniss  der  Wohlbeschaffen- 
heit und  des  guten  Zustandes  des  Frachtgutes,  auf  mögliche  Ueber- 
schreitung  der  Abladefrist  Seitens  der  Ablader,  auf  die  Nicht- 
gewährung einer  nach  der  Chartepartie  bedungenen  vollen  Ladung^ 
u.  s.  w.  Der  Vermerk  hat  daher  noch  eine  geringere  Bestimmt- 
heit, als  die  Worte  „Zahl,  Mass,  Gewicht  unbekannt*/^  und  selbst 
auf  die  Qantitätsangabe  des  Konnossements  bezogen,  würde  er 
keine  grössere  Bestimmtheit,  als  die  gedachte  Klausel  haben 
(Entsch.  des  R.O.H.G.  I  S.  200). 

Dagegen  würde,  wie  das  Reichs-Ober- Handels-Gericht  in  einem 
Erkenntniss  vom  22.  Juni  1872  m.  E.  mit  Recht  ausfuhrt,  der  der 
Unterschrift  beigefügte  Vermerk  „unter  Protest  wegen  Uebermass'* 
mit  genügender  Klarheit  ausdrücken,  dass  der  Verfrachter  die 
Quantitätsangaben  des  Konnossements  „für  den  Betrag  seines 
fVachtanspruchs  nicht  als  genügend  anerkenne,"  sondern  sich  die 
Feststellung  der  Quantität  „durch  Uebermessen  am  Bestimmungs* 
orte  vorbehalte"  (Entsch.  VI  S.  850). 


*)  £ben  so  nach  älterem  Recht:  Entsch.  des  Hamb.  Handelsger.  vom 
16.  November  1853  (in  Ullriches  Samml.  Nr.  126),  vom  28.  November  1857 
(das.  Nr.  362). 

**)  Anders  natürlich,  wenn  die  in  der  folgenden  Nummer  angegebenen 
Voraussetzungen  vorliegen  und  der  Protest  deutlich  die  Quantitätsangabe  für 
die  Frachtberechnung  aes  Konnossements  für  nicht  massgebend  erklärt 
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4.  Die  BeBtimmung,  dass  die  Quantitätsangabe  des  Konnossements 
nicht  entscheidend  sein  soll;  muss^  wie  das  Gesetz  deutlich  ausspricht; 
in  dem  Konnossement  selbst  enthalten  sein.  Sie  darf  nicht  in  einer  be- 
sonderen Protesturkunde  sich  befinden^  es  müsste  denn  das  Konnosse- 
ment ausdrücklich  auf  den  Protest  verweisen  und  dieser  derartig  mit 
demselben  verbunden  sein^  dass  er  einen  Theil  des  Konnossements 
ausmacht  und  als  solcher  mit  dem  Letzteren  in  die  Hände  des 
Destinatars  und  nicht  blos  des  Abladers  gelangte.  Der  blosse  Hin- 
weis auf  den  Protest  („unter  beiliegendem  Protest'O  genügt  nicht, 
weil  der  Empfanger  daraus  eben  so  wenig ,  wie  aus  dem  V  ermerk 
„unter  Protest'*  entnehmen  kann,  dass  der  Verfrachter  die  Bedeu- 
tung der  Quantitätsangaben  des  Konnossements  für  die  Fracht- 
berechnung habe  ausschliessen  wollen  (Entsch.  des  R.O.H.  G.  I 
S.  201.     VI  S.  348). 

Art.  65». 

Ist  dctö  Konnossement  mit  demZusatge:  „frei  von  Bruch"  oder: 
^^frei  von  Leckage'*'  oder:  „frei  von  Beschädigung,*^  oder  mit  einem 
gleichbedeutenden  Zusätze  versehen,  so  haftet  der  Verfrachter  bis  mm 
Beweise  des  Verschuldens  des  Schiffers  oder  einer  Person,  für  welche 
der  Verfrachter  verantwortlich  ist,  nicht  für  Bruch  oder  Leckage 
oder  Beschädigung. 

1.  Die  in  diesem  Artikel  behandelten   Klauseln   haben   eine 

fanz  andere  Tragweite;  als  die:  ^^nhalt  unbekannt^'  und  „Ztshl, 
[ass,  Gewicht  unbekannt.'^  Durch  die  beiden  Letzteren  zeichnet 
der  Verfrachter  sich  von  der  Vertretung  der  Konnossements- 
angaben  frei,  durch  die  Klausel  des  Art.  659  zeichnet  er  sich  von 
der  Verantwortlichkeit  für  Bruch;  Leckage,  Beschädigung  über- 
haupt, bis  zum  Beweise  des  Verschuldens,  frei.  Er  beschränkt  da- 
durch seine  Verhaftung  aus  dem  Rezeptum.  Während  der  Ver- 
frachter aus  diesem,  wenn  er  ein  reines  Konnossement  gezeichnet 
hat,  dem  Empfänger  für  jeden  Schaden  aufzukommen  hat,  so  lange 
er  denselben  nicht  auf  vis  maior  zurückzufuhren  im  Stande  ist,  so 
haftet  er,  wenn  er  das  Konnossement  mit  den  Klauseln  dieses 
Artikels  gezeichnet  hat,  für  keinen  Schaden,  von  dem  nicht  der 
JBmpfänger  nachweist,  dass  er  durch  das  Verschulden,  dolus  oder 
culpa  des  Schiffers  oder  einer  sonstigen  Person,  für  die  der  Ver- 
frachter verantwortlich,  entstanden  ist. 

2.  Ob  der  Schiffer  berechtigt  ist,  dem  Konnossement 
die  in  Rede  stehenden  Klauseln  hinzuzufügen,  hängt  von  dem  „In- 
halte des  Frachtvertrages,  den  besonderen  Umständen  des  Falles 
und  den  Anschauungen  des  Verkehrs  ab."  Bei  den  Waaren ,  für 
^welche  dieselben  besonders  wichtig  sind,  ist  ihre  Anwendung  so 
allgemein  anerkannt,  dass  selten  ein  Zweifel  über  die  Berechtigung 
des  Schiffers  zu  deren  Beifügung  entstehen  wird  (Prot.  VlII 
S.  4013.     Voigt  jun.  im  Neuen  Archiv  f.  H.R.  I  S.  498  f ). 

Lewis  ,  Seerocht.  .y. 
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3.  Unter  den  Personen,  für  welche  der  Verfrachter 
verantwortlich  ist,  sind  ausser  den  Personen  der  Schiffs- 
besatzung solche  zu  verstehen,  die  unter  der  Aufsicht  des  Schiffers 
Arbeiten  auf  dem  Schiffe  zu  verrichten  haben,  wie  z.  B.  Stauer, 
Schauerleute  u.  s.  w.  (Prot.  VIII  S.  4012). 

Art  660. 

Sind  deni  Schiffer  Güter  übergeben,  deren  Beschädigung,  schlecfUe 
Beschaffenheit  oder  schlechte  Verpackung  sichtbar  ist,  so  hat  er  diese 
Mängel  im  Konnossement  m  bemerken^  tmdrigenfalls  er  dem  Em- 
pfänger dafür  verantwortlich  ist,  auch  wefm  das  Konnossement 
mit  einem  der  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Zusätze  ver- 
sehen ist 

1.  Die  Verpflichtung  des  Verfrachters,  für  die  Richtigkeit 
derKonnossementsbezeichnung  einzustehen (Art.654 f.),  wird 
in  diesem  Artikel  auf  die  Beschaffenheit  der  Güter  aus- 
gedehnt (Entsch.  des  R.O.H.G.  III  S.  24;.  Der  Schiffer  kann 
sich  hiernach,  wenn  er,  wie  es  üblich,  im  Konnossement  bemerkt, 
dass  er  die  Waaren  in  guter  Beschaffenheit  erhalten,  oder  dies 
zwar  nicht  ausdrücklich  hervorgehoben,  aber  auch  keine  Mängel 
angegeben  hat,*)  von  der  Verbindlichkeit,  die  Güter  in  unbeschä- 
digtem Zustande  abzuliefern,  nicht  durch  den  Beweis  befreien, 
die  Beschädigung  oder  schlechte  Beschaffenheit  derselben  sei  bereits 
bei  der  Abladung  vorhanden  gewesen,  wenn  er  zugleich  zugeben 
muBs,  dass  er  die  Mängel  selbst  wahrgenommen.  In  diesem  Falle 
kann  auch  die  Aufnahme  einer  der  Klauseln  des  Art.  659  in  das 
Konnossement  die  Verhaftung  des  Verfrachters  aus  Art.  607  nicht 
aufheben. 

2.  Die  Bestimmung  des  Artikels  greift  nur  Platz,  wenn  die 
Mängel  sichtbar  waren,  und  zwar  selbstverständlich  sichtbar 
waren  zur  Zeit  der  Abladung  der  Güter  und  der  Zeichnung  des 
Konnossements.  Hinsichtlich  der  Frage  aber,  welche  Bedeutung  der 
Behauptung  des  Verfrachters  beizulegen,  dass  ihm  die  Mängel  nicht 
bekannt  geworden,  ist  nach  Analogie  des  Art.  654  f.**)  zu  unter- 
scheiden, ob  die  Güter  ihm  in  losem  Zustande  oder  in  Verpackung 
resp.  in  geschlossenen  Gefassen  übergeben  sind.  Im  ersteren  Falle 
oder  wenn  auch  nur  die  zweite  Art  der  Abladung  nicht  aus  dem 
Konnossement   hervorgeht,    ist    der    Einwand    seiner  Unkenntniss 

*)  Das  vorbehaltlose  Bekenntniss,  die  Waaren  empfangen  zu  haben,  ist 
gleichbedeutend  mit  dem  Bekenntniss,  die  Waaren  in  gutem  Zustande  er- 
halten zu  haben. 

*)  Das  R.O.H.G.  macht  darauf  aufmerksam,  dass  es  juristisch  irreleyant 
ist,  ob  die  Verpflichtung  zur  Vertretung  aus  dem  Konnossement  sich  dahin 
verwirklichen  soll,  dass  der  Schiffer  eine  andere  Art  und  Gattung  von  Gütern« 
als  er  empfangen  hat,  oder  eine  andere  Beschaffenheit  der  Güter,  als  die- 
jenige, in  welcher  er  dieselben  empfing,  zu  vertreten  hat.  Eben  so  weist  es 
darauf  hin,  dass  man  von  Bezeichnung  nicht  nur  sprechen  könne  mit  Bück- 
sicht auf  die  Ait  und  Gattung,  sondern  auch  die  (gute  oder  schlechte)  Be- 
schaffenheit der  Güter  (Entsch.  III  S.  27). 
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wirkungslos  (Ai-t.  654);  im  zweiten  würde  er,  wenn  er  ein  reines 
Konnossement  gezeichnet,  aus  diesem  aber  die  gedachte  Art  der 
Abladung  ersichtlich  wäre,  sich  von  seiner  Verbindlichkeit  durch 
den  Beweis  befreien  können,  dass  er  die  Mängel,  ungeachtet 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Schiffers,  nicht  haoe'  wahrnehmen 
können  (-4rt.  655).  Hat  aber  in  diesem  letzteren  Falle  der  Schiffer 
das  Konnossement  mit  der  Klausel  „Inhalt  unbekannt^'  oder 
einem  gleichbedeutenden  Zusatz  versehen,  so  würde  der  Em- 
pfanger zu  beweisen  haben,  dass  dem  Schiffer  bei  Anwendung  der 
ihm  gesetzlich  obliegenden  Diligenz  die  Mängel  der  Güter  nicht 
hätten  unbekannt  bleiben  können.  Dieser  Satz  geht,  wie  das 
Reichs-Ober-Handels-Gericht  in  einem  Erkenntniss  vom  30.  Juni 
1871  (Entsch.  111  S.  28  f.)  m.  E.  mit  Recht  ausfuhrt,  aus  einer 
analogen  Anwendung  des  Art.  656  hervor.  Nach  diesem  Artikel 
bewirkt  die  Klausel:  „Inhalt  unbekannt,"  1.  dass  der  Verfrachter 
nur  fiir  die  Güter  haftet,  welche  ihm  übergeben  sind,  2.  dass  der 
Empfänger  den  Beweis  zu  fuhren  hat,  w^elche  Güter  der  Verfrachter 
erhalten  hat.  Die  erste  Wirkung  kann  in  dem  vorliegenden  Falle, 
wo  es  sich  um  die  Beschaffenheit  der  Güter  handelt,  nicht  Platz 
greifen,  weil  dem  die  positive  Bestimmung  des  Art.  660  entgegen- 
steht. Dagegen  wird  die  zweite  Wirkung  durch  diesen  Artikel 
nicht  berührt.  Hierbei  begründet  es  auch  keinen  Unterschied,  ob 
der  Schiffer  die  gute  Beschaffenheit  der  Waaren  im  Konnossement 
ausdrücklich  bezeugte  oder  nicht;  denn  auch  im  ersteren  Falle 
würde  der  Schiffer  nur  haben  erklären  Wollen,  dass  er  eine  schlechte 
Beschaffenheit  nicht  wahrgenommen. 

Art.  661. 

Nachdem  der  Schiffer  ein  an  Order  lautendes  Konnossefnent 
ausgestellt  hat^  darf  er  den  Anweisungen  des  Abladers  wegen  Zurück- 
gabe oder  Auslieferung  der  Güter  nur  dann  Folge  leisten,  wenn 
ihm  die  sämmtlichcn  Exemplare  de^  Konnossements  zurückgegeben 
werden. 

Dasselbe  gilt  in  Ansehung  der  Anforderungen  eines  Konnosse- 
mentsinhahers  auf  Auslieferung  der  Güter,  so  lange  der  Schiffer  den 
Bestimmungshafen  nicht  erreicht  hat 

Handelt  er  diesen  Bestimmungen  entgegen,  so  bleibt  er  dem 
rechtmässigen  Inhaber  des  Konnossements  verpflichtet 

Lautet  das  Konnosseme^it  nicht  an  Order  ^  so  ist  der  Schiffer 
jsur  Zurückgabe  oder  Auslieferung  der  Gilter,  auch  ohne  Beibringung 
eines  Exemplars  des  Kofmossements,  verpflichtet,  sofern  der  Ablader 
und  der  im  Konnossement  bezeichnete  Empfänger  in  die  Zurückgäbe 
oder  Auslieferung  der  Güter  willigen.  Werden  jedoch  nicht  sämmt- 
liehe  Exemplare  des  Konnossements  zurückgestellt,  so  kann  der 
Schiffer  wegen  der  deshalb  zu  besorgenden  Nachtheile  zuvor  Sicher- 
heitsleistung fordern, 

21* 
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1.  Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  sind  durch  die  }Satur 
des  Konnossements  bedingt.  Der  SchifFer  ist  dem  legitimirten  In- 
haber eines  Exemplars  des  Eonnossetaents  gegenüber  zur  Abliefe- 
rung der  Ladung  im  Bestimmungshafen  verpflichtet.  Beim  Order - 
Konnossement  wird  nun  der  berechtigte  Inhaber  letUglich  durch 
das  Indossament  bestimmt.  Ein  Indossiren  aber  ist  bis  zur  Aus- 
lieferung der  Waare  möglich,  auch  können  die  verschiedenen 
Konnossementsexemplare  an  verschiedene  Personen  indossirt  wer- 
den. 'Daher  kann  bei  einem  solchen  Konnossement  der  Schiffer 
einer  demselben  widersprechenden  Anweisung  in  Betreff  der  Aus- 
lieferung der  Güter  nur  dann  Folge  leisten^  wenn  ihm  sämmtliche 
Exemplare  desselben  zurückgegeben  werden. 

2.  Ob  dem  Verfrachter,  wenn  er  vorzeitig  und  ohne  dtiss  ihm 
sämmtliche  Konnossementsexemplare  ausgehändigt  sind,  die  La- 
dung ausgeliefert  hat,  ein  selbständiges  Klagerecht  auf 
Eückgabe  der  Konnossemente  oder  Sicherstellung  zusteht, 
hängt  von  den  Modalitäten  der  Auslieferung  und  namentlicli  von 
dem  Umstände  ab,  ob  diese  mit  oder  ohne  Vorbehalt  erfolgt  ist 
(Prot  V  S.  2458). 

3.  Beim  Namens-Konnossement  ist  der  legitimii*te  In- 
haber des  Konnossements  von  vorn  herein  bestimmt;  es  ist  eben 
der  darin  angegebene  Destinatar.  Daher  genügt  die  Einwilligung 
desselben  und  des  Abladers,  um  den  Schiffer  zu  einer  dem  Kon- 
nossement widersprechenden  Auslieferung  der  Güter  zu  nöthigen. 
Denn  ein  Einwand  aus  der  Person  des  Destinatars  kann  auch  den 
Cessionaren  desselben  entgegengesetzt  werden  (Prot.  V  S.  2228  f.). 
Die  Einwilligung  des  Abladers  ist  erforderlich,  weil  die  Möglich- 
keit vorhanden,  dass  dieser  die  Absendung  des  vom  Schiffer 
gezeichneten  Konnossements  an  den  darin  genannten  Empfanger 
unterlässt. 

4.  Die  Nachtheile,  wegen  deren  in  diesem  Falle  der 
Schiffer  bei  Nichtaushändigung  der  Konnossementsexemplare  be- 
rechtigt ist,  Sicherheitsleistung  zu  fordern,  bestehen  in  der  Möff- 
Ichkeit,  in  Prozesse  mit  etwaigen  Konnossementsinhabern,  die  sich 
auf  eine  angebliche  Cession  des  im  Konnossement  genannten 
Destinatars  stützen,  verwickelt  zu  werden  (Prot.  V  S.  2229). 

¥ 

Art.  662. 

Die  Bestimmungen  des  Art  661  kommen  auch  dann  mr  An- 
Wendung,  wenn  der  Frachtvertrag  vor  Erreichung  des  Bestimfnungs- 
hafens  in  Folge  eines  Zufalls  nach  den  Art,  630  his  643  auf- 
gelöst ivird, 

Art.  663. 

In  Ansehung  der  Verpflichtungen  des  Schiffers  aus  den  von  ihm 
geschlossenen  Frachtverträgen  und  ausgestellten  Konnossementen  hcU 
€S  bei  den  Vorschriften  der  Art.  i7Sy  ^9  und  502  sein  Bewenden. 
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Die  Aufnahme  dieser  Bestimmung  wurde  auf  der  Hamburger 
Konferenz  dadurch  motivirt,  dass  der  Wortlaut  der  Konnossemente*) 
,^ehr  leicht  zu  dem  Zweifel  Veranlassung  gebe,  ob  der  Schiffer 
nicht  wenigstens  durch  ihre  Ausstellung  eine  persönliche  Ver- 
pflichtung übernehme^  indem  er  darin  in  der  Kegel  ausser  dem 
Schiffe  auch  sein  gesammtes  Vermögen  für  die  Erfüllung  des 
Konnossements  verpfände."  Diese  Ausdrucksweise  erklärt  sich 
aus  der  Beibehaltung  der  in  früherer  Zeit  üblichen  Formulare, 
wo  der  Kapitän  als  der  Herr  des  Schiffes  galt.  In  Wahrheit 
haben  diese  Worte  gar  keine  Bedeutung  mehr.  Der  Schiffer  haftet 
aus  der  Konnossements-Zeichnung  nicht  weiter,  als  er  sonst  haftet; 
d.  h.  in  Folge  eines  Verschuldens  (Art.  478  f.)  und  aus  einer 
übernommenen  Gewährleistung  (Art.  502),  und  auch  in  solchem 
Falle  kann  von  einem  durch  das  Konnossement  begründeten 
Pfandrecht  am  Vermögen  des  Schiffers  nicht  die  Rede  sein  (Prot. 
IV  S.  1901—1903.    V  S.  2459  f.). 

Art.  664. 

Im  Falle  der  Unterverfrachtimg  haftet  fwr  die  Erfüllung  des 
UnterfraeMvertrages  f  insoweit  dessen  Äusfiihrtmg  eu  den  Dienst^ 
Obliegenheiten  des  Schiffers  gehört  und  von  diesem  übernommen  ist, 
insbesondere  durch  Annahme  der  Guter  und  Ausstellung  des  Konr 
nossements,  nicht  der  Unterverfrachter  ^  sondern  der  Rheder  mit 
Schiff  und  Fracht  (Art  452). 

Ob  und  inwieweit  im  Uebrigen  der  Rheder  oder  der  Unterver- 
frachter  von  dem  Unterbefrachter  in  AnsprtMh  genommen  werden 
könne,  und  ob  im  letzteren  Falle  der  Unterverfrachter  für  die  Er- 
füllung unbeschränkt  gu  haften  oder  nur  die  auf  Schiff  und  Fracht 
beschränkte  Haftung  des  Rheders  zu  vertreten  habe,  wird  durch  vor- 
stehende Bestimmung  nicht  berührt. 

1.  Ist  von  dem  Charterer  eines  Schiffes  mit  einer  anderen 
Person  ein  Unterfrachtvertrag  geschlossen  worden,  so  haftet  zu- 
nächst für  die  Ausfuhrung  desselben  der  Erstere  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Afterverfrachter.  Nun  weiss  aber  der  Afterbefrachter 
und  ist  damit  einverstanden,  dass  der  Afterverfrachter  nicht  selbst 
den  Vertrag  erfüllen,  sondern  dass  dies  durch  den  Hauptver- 
firachter  geschehen  wird,  wie  auch  der  Letztere  diese  Erfüllung 
nicht  verweigern  darf,  vorausgesetzt,  dass  seine  Lage  nicht  in 
irgend  einer  Weise  verändert  wird,  und  nicht  das  Gegentheil  in 
dem  ursprünglichen  Frachtvertrage  etwa  vereinbart  war.**)   Eben 


*)  „Zar  Erfuüung  dessen  verbinde  ich  meine  Person,  Güter  und  das 
Schiff  mit  allem  Zubehör." 

**)  L.  6  C.  de  locato  (4,  €5),  welche  zwar  von  der  Sachmiethc  handelt, 
aber  unbedenklich  auch  auf  die  locatio  conductio  operü  ausgedehnt  werden 
kann. 
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deshalb  und  weil  der  Unterverfrachter  keine  Macht  über  Schiff 
und  Schiffer  hat,  kann  der  Afterverfrachter  für  irgend 
welche  Versehen,  die  sich  der  Schiffer  bei  Ausfuhrung  des  Fracht- 
vertrages zu  Schulden  kommen  lässt,  nicht  einstehen,  zumal 
es  auch  an  jedem  Grunde  einer  Verpflichtung  des  After  Verfrachters 
durch  den  Schiffer  fehlt,  da  dieser  zu  jenem  in  gar  keinem  Stell- 
vertretungsverhältnisse steht  (Prot.  VllI  S.  4290  f.  Bruhns  in 
Goldschmidt's  Zeitschrift  XXI  S.  130  ff.).  Hieraus  erklärt  sich 
die  Bestimmung  des  Art.  664  Abs.  1. 

2.  Aus  dem  unter  Nr.  1  Bemerkten  ergiebt  sich  von  selbst, 
dass  die  Befreiung  des  Aftervercharterers  von  seiner  Verhaftung 
erst  dann  eintreten  kann,  wenn  der  Schiffer  die  Ausführung  des 
Unterfrachtvertrages  übernommen  hat.  Ein  solches  Uobernehmen 
würde  aber  noch  nicht  in  der  blossen  Erklärung  des  Schiffers  zu 
finden  sein,  er  sei  bereit,  den  Unterfrachtvertrag  zu  erfüllen.  Es 
wird  vielmehr,  wie  dies  auch  aus  den  gewählten  Beispielen  (An- 
nahme der  Güter,  Ausstellung  der  Konnossemente)  hervorgeht, 
vorausgesetzt,  dass  der  Schiffer  bereite  einen  thatsächlichen  Anfang 
mit  der  Ausführung  des  Frachtvertrages  gemacht  hat.  Daher 
cessirt  auch  die  Verhaftung  des  Afterverfrachters  nur  „insoweit" 
Seitens  des  Schiffers  ein  Anfan^T  mit  der  Ausführung  des  Fracht- 
vertrages gemacht  ist,  d.  h.  in  Betreff  derjenigen  Güter,  welche  er 
in  Empfang  genommen  hat  (Bruhns  a.  a.  O.  §.  132). 

3.  In  dem  in  Bede  stehenden  Falle  hat  der  Rheder  aufzu- 
kommen selbst  für  Handlungen  des  Schi  f  f  e  r  s ,  welche  dieser 
in  Ausführung  von  Bestimmungen  des  Unterfrachtvertrages,  die 
mit  dem  Hauptvertrage  in  Widerspruch  stehen  und 
die  Rechte  des  Kheders  verletzen,  vorgenommen  hat.  So  z.  B. 
wenn  der  Schiffer  auf  Grund  des  Unterfrachtvertrages  reine  Kon- 
nossemente gezeichnet  hat,  während  der  Rheder  sich  in  dem 
Hauptfrachtvertrage  nur  zur  Ausstellung  verklausulirter  Konnosse- 
mente verpflichtet  hatte.*) 

4.  Der  Abs.  2  des  Artikels  wurde  hinzugefügt,  damit  aus 
Abs.  1  nicht  araumento  e  contrario  geschlossen  werden  könnte, 
dass  in  allen  nicht  unter  denselben  gehörenden  Fällen  der  Unter- 
verfrachter, und  zwar  mit  seinem  ganzen  Vermögen,  zu  haften 
habe  (Prot.  VIII  S.  4305  f.  4310).  Die  Frage,  wer  in  diesen 
Fällen,  und  wie  weit  der  Unterverfrachter  zu  haften  hat,  ist  viel- 
mehr nach  den  konkreten  Verhältnissen  zu  entscheiden.  So  wird 
z.  B.  wegen  einer  Verbodmung  der  Ladung  (aus  Art.  510)  der 
Unterbefrachter  sich  nur  an  den  Rheder,  nicht  aber  an  den  Unter- 
verfrachter halten  dürfen.  Ist  die  Haftungspflicht  des  Unterver- 
Irachters  begründet,  so  hängt  der  Umfang  seiner  Verhaftung  da- 
von  ab,  ob   dieselbe    in   seiner  eigenen  Person  (einem  Thun  oder 


*)  Selbstverständlich  hat  in  solchem  Falle  der  Kheder  das  Recht,  Schad- 
loshaltuDg  von  seinem  Befrachter,  dem  Unterverfrachter,  zu  fordern. 
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Unterlassen  von  seiner  Seite),  oder  in  einer  Handlung  oder  Unter- 
lassung des  Rheders  oder  aes  SchiflPers  ihren  Grund  hat.  Im 
ersteren  Falle ,  so  wenn  er  durch  eigenes  Verschulden  die  Nicht- 
erftülung  des  Unterfrachtvertrages  herbeigeführt,  z.  B.  dadurch, 
dass  er  in  diesen  dem  Hauptvertrage  widersprechende  Bestim- 
mungen aufgenommen  hat,  oder  wenn  er  die  Erfüllung  des  Unter- 
frachtvertrages besonders  gewährleistet  hat  (Art.  452)  haftet  der- 
selbe persönlich.  Im  zweiten  Falle  kommt  es  wieder  darauf 
an,  ob  der  Rheder  als  Hauptverfrachter  dem  Unterverfrachter 
(als  seinem  Befrachter)  persönlich  oder  nur  pait  Schiff  und 
Fracht  haftet,  und  zwar  deshalb,  weil  der  Afterbefrachter  und 
Afterverfrachter  darin  übereinstimmen,  dass  die  Erfüllung  des 
Vertrages  durch  den  Hauptverfrachter  erfolge.  Hat  daher  z.  B. 
der  Afterverfrachter  den  Vertrag  nicht  erfüllen  können,  weil  der 
Hauptverfrachter  kontraktwidriger  Weise  anderweitig  über  das 
Schiff  disponirte,  so  haftet  der  Afterverfrachter  dem  Afterbefrachter 
persönlich;  liegt  aber  der  Grund  darin,  dass  das  Schiff  dem  After- 
befrachter in  Folge  eines  Verschuldens  des  Schiffers  nicht  recht- 
zeitig zur  Disposition  gestellt  wurde,  so  haftet  der  Afterverfrachter 
nicht  persönlich  (Art.  452),  sondern  er  hat  nur,  wie  der  Art.  664 
sagt,  die  auf  Schiff  und  Fracht  beschränkte  Verhaftung  des 
Rheders  zu  vertreten,  d.  h.  mit  seinem  Vermögen  nur  bis  auf  den 
Werth  des  Schiffes  und  der  Fracht  einzustehen  (Prot.  VIII 
S.  4304  f.     Bruhns  a.  a.  O.  S.  132  f.). 


SECHSTER  TITEL. 

Von  dem  Frachtgescliäft  zur  Befdrdenmg  ?oii  RelsendeiL 


Art  665. 

Ist  der  Reisende  in  dem  Ueberfahrtsvertrage  genannt^  so  ist  der- 
selbe nicht  befugt^  das  Recht  auf  die  üeberfahrt  an  einen  Anderen 
abzutreten. 

1.  Der  Artikel  findet  keine  Anwendung  auf  den  Fall,  wo 
,,der  Passagevertra^  in  Bezug  auf  die  zu  transportirenden  Personen 
unbestimmt  abgesemossen  worden''^  z.  B.  ,,Fanrbillets  auf  den  In- 
haber'' ausgegeben  sind.  Selbstverständlich  steht  aber  dem  Fall 
des  Artikels  der  gleich,  wo  der  Passagekontrakt  zwar  nicht  auf 
eine  bestimmte  Person  lautete,  der  Inhaber  des  Billets  aber  schon 
die  Reise  angetreten  hat  (Prot.  V  S.  2504  f.). 

2.  Da  die  Uebernahme  der  Beförderung  von  Reisenden  zur 
See  zu  den  Handelsgeschäften  gehört  (Art.  271  Ziff.  4  H.G.B.), 
so  bedarf  der  üeberfahrtsvertrag  keiner  besonderen  Form  (Art. 
317  H.G.B.). 

Art.  666. 

Ber  Reisende  ist  verpflichtet^  alle  die  Schiffsordnung  betreffenden 
Anweisungen  des  Schiffers  fsu  befolgen, 

Art.  667. 

Der  Reisende^  welcher  vor  oder  nach  dem  Antritt  der  Reise 
sich  nicht  rechteeitig  an  Bord  begiebt,  muss  das  voUe  Ueberfahrts- 
geld  besohlen,  wenn  der  Schiffer  die  Reise  antritt  oder  fortsetet,  ohne 
auf  ihn  m  warten. 

Der  Reisende  hat  sich  rechtzeitig  an  Bord  zu  begeben,  d.  h. 
wenn  der  Termin  der  Abfahrt  des  Schiffes  im  Voraus  bestimmt  ist, 
vor  diesem ;    oder ,  wenn   dies  nicht  der  Fall,   sofort  auf  die  Auf- 
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fordenmg  des   Schiffers  oder  auf  die  Mittheilang    desselben    von 
der  Segelbereitschaft  des  Schiffes. 

Art*  668. 

Wenn  der  Reisende  vor  dem  Antritt  der  Reise  den  Rücktritt 
von  dem  Ueberfahrtsvertrcige  erJdärt,  oder  stirbt,  oder  durch  Krank- 
heit oder  einen  anderen  in  seiner  Person  sich  ereignenden  Zufall 
0urückeubleiben  genöthigt  wird,  so  ist  wu/r  die  Hälfte  des  Ueberfahrts- 
geldes  sm  zahlen. 

Wenn  nach  Antritt  der  Reise  der  Rücktritt  erklärt  wird  oder 
einer  der  erwähnten  Zufälle  sich  ereignet,  so  ist  das  volle  lieber- 
fahrtsgeld  eu  sohlen, 

1.  Ganz  wie  die  Bestimmung  des  Art.  581  Abs.  1  beruht  der 
Abs.  1  des  Art.  668  lediglich  auf  Zweckmässigkeitsr iick- 
sichten.  Man  machte  auf  der  Hamburger  Konferenz  geltend;  es 
sei  billig;  dem  Verfrachter  einen  Entschädigungsanspruch  zu  ge- 
währen^  wenn  es  für  den  Reisenden  unmöghch  geworden,  die  be- 
absichtigte Reise  auszufuhren  ^  da  der  Erstere  in  der  Regel  Aus- 
lagen für  den  Letzteren  bestritten,  z.  B.  Proviant  für  denselben 
angekauft;  es  auch  fraglich  sei,  ob  der  Verfrachter  den  Platz  des 
Reisenden  wieder  besetzen  könne.  Auf  der  anderen  Seite  wollte 
man  die  Streitigkeiten  vermeiden,  welche  sich  über  die  Frage 
erheben  könnten,  ob  die  Ausflihrung  der  Reise  für  den  Reisenden 
unmöglich  geworden^  wenn  man  demselben  nur  aus  diesem  Grunde 
das  Recht;  vom  Vertrage  zurückzutreten,  gewähren  wollte.  Und 
so  wurde  der  Rücktritt  des  Reisenden  vor  Beginn  der  Reise  ledig- 
lich von  seiner  Willkür  abhängig  gemacht;  aber  in  Jedem  Falle 
nur  gegen  Entrichtung  des  nalben  Ueberfahrtsgelaes  gestattet 
(Prot.  V  S.  2514  f.). 

2.  Ist  der  Antritt  durch  einen  in  der  Person  des  Reisenden 
sich  ereignenden  Zufall;  wie  Krankheit  oder  Tod,  unmöglich 
geworden;  so  ist  das  Recht  desselben  oder  seiner  ErbeU;  nur  die 
Hälfte  der  Fracht  zu  bezahlen,  nicht  durch  eine  ausdrückliche 
Rücktrittserklärung  bedingt  (Prot.  VIII  S.  4036). 

3.  Die  Reise  muss  als  angetreten  betrachtet  werden,  sobald 
das  Schiff;  um  in  See  zu  stechen;  den  Anlegeplatz  verlassen  hat. 

Art.  669. 

Der  Ueberfahrtsvertrag  tritt  ausser  Kraft,  wenn  durch  einen 
Zufall  das  Schiff  verloren  geht  (Art.  630  Ziff.  1). 

Wenn  durch  einen  Zufall  sowohl  das  Schiff  als  die  Person  des 
Reisenden  betroffen  wird,  so  ist  dies  so  zu  beurtheileU;  als  wenn 
der  Zufall  das  Schiff  allein  betroffen  hätte ;  und  die  Bestimmung 
des  Artikels  greift  daher  Plate  (Prot.  V  S.  2515  f.).  Durch  den 
Untergang  des  Schiffes  wird  nämlich  der  Ueberfahrtskontrakt  auf- 
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felöst,  ob  damit  ein  Zufall  konkurrirt,  der  den  Reisenden  ver- 
indert  haben  würde,  von  dem  Schiffe  Gebrauch  zu  machen  und 
ihn  genöthigt  hätte,  gegen  Zahlung  der  Hälfte  des  Passagegeldes 
vom  Vertrage  zurückzutreten,  ist  irrelevant. 

Art.  670. 

Der  Beisende  ist  befugt,  von  dem  Vertrage  jsurückzutreten,  wenn 
ein  Krieg  ausbricht,  in  Folge  dessen  das  Schiff  nicht  mehr  als  frei 
betrachtet  werden  kann  und  der  Gefahr  der  Aufbringung  ausgesetet 
wä/re^  oder  wenn  die  Reise  durch  eine  das  Schiff  betreffende  Ver- 
fügung von  hoher  Hand  aufgehalten  wird. 

Das  Recht  des  Rücktritts  steht  auch  dem  Verfrachter  bu,  wenn 
er  in  einem  der  vorstehenden  Fälle  die  Reise  aufgiebt,  oder  wenn 
das  Schiff  hauptsächlich  zur  Beförderung  von  Gütern  bestimmt  ist, 
u/nd  die  Unternehmung  unterbleiben  muss,  weil  die  Güter  ohne  sein 
Verschulden  nicht  befördert  werden  können, 

1.  Dass  dem  Reisenden  das  Recht  eingeräumt  wii'd,  vom  Ver- 
trage zurückzutreten,  nicht  nur  wenn  das  Schiff  unfrei  geworden, 
sondern  auch  wenn  die  Reise  durch  eine  das  Schiff  betreffende 
Verfügung  von  hoher  Hand  aufgehalten  wird,  wurde  dadurch 
motivirt,  dass  man  es  demselben,  da  ihm  in  der  Regel  an  unver- 
weilter  Ausfuhrung  der  Reise  gelegen,  billiger  Weise  nicht  zu- 
muthen  könne,  Monate  lang  in  einem  Hafen  auf  Aufhebung  der 
Verfugung  zu  warten  (Prot.  V  S.  2516). 

2.  Für  den  Verfrachter  ist  das  Recht,  wegen  der  im  Abs.  1 
genannten  Ereignisse  vom  Vertrage  zurückzutreten,  noch  an  die 
weitere  Voraussetzung  geknüpft,  dass  die  beabsichtigte  Reise  über- 
haupt unterbleibt. 

3.  Dem  Verfrachter,  der  es  bei  einer  bestimmten  Reise  haupt- 
sächlich auf  den  Gütertransport  abgesehen  hat,  wird  das  Recht 
gegeben,  von  dem  Ueberfahrtskontrakte  zurückzutreten,  wenn  ohne 
seine  Schuld  die  Beförderung  der  Güter  unterbleibt,  weil  in  solchem 
Falle  der  Verfrachter  eigentlich  nur  unter  der  stillschweigend  ver- 
standenen Bedingung  den  Reisenden  gegenüber  sich  verpflichtet 
hat,  dass  „die  Reise  überhaupt  zur  Ausfuhrung^^  gelangt,  der 
Reisende  selbst  hierüber  auch  von  vorn  herein  durch  die  Bekannt- 
machungen des  Verfrachters  oder  des  Maklers  desselben  regel- 
mässig unterrichtet  ist  (Prot.  V  S.  2516  f.). 

Art.  671. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  zufolge  der  Art.  669  und  670  der 
Ueberfahrtsvertrag  aufgelöst  wird,  ist  kein  Theil  zur  Entschädigung 
des  anderen  verpflichtet, 

Ist  jedoch  die  Auflösung  erst  nach  Antritt  der  Reise  erfolgt^  so 
hat  der  Reisende  das  Ueberfahrtsgeld  nach  Verhäliniss  der  zurück- 
gelegten zur  ganzen  Reise  zu  zahlen. 
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Bei  der  Berechmmg  des  z%4,  gahlenden  Betrages  sind  die  Vor- 
schriften des  Art.  633  massgebend, 

Art.  673. 

Muss  das  Schiff'  während  der  Reise  ausgebessert  werden,  so  hat 
der  Reisende y  auch  wenn  er  die  Ausbesserung  nicht  abwartet,  das 
volle  Ueberfahrtsgeld  m  zahlen.  Wartet  er  die  Aufbesserung  ab,  so 
hat  ihm  der  Verfrachter  bis  zum  Wiederantritt  der  Reise  ohne  be- 
sondere Vergiftung  Wohnung  m  gewähren,  auch  die  nach  dem  üeber- 
fahrtsvertrage  in  Ansehung  der  Beköstigung  ihm  obliegenden  Pflichteil 
iveiter  zu  erfüllen, 

Urbietet  sich  jedoch  der  Verfrachter,  den  Reisenden  mit  einer 
anderefi  gleich  guten  Schiffsgelegenheit  ohne  Beeinträchtigung  der 
übrigen  vertragsmässigen  Rechte  demselben  nach  dem  Bestimmungs- 
hafen zu  befördern,  und  weigert  sich  der  Reisende,  von  dem  An- 
erbieten Gebrauch  zu  machen,  so  hat  er  auf  Getvährung  von  Wohmmg 
und  Kost  bis  zum  Wiederantritt  der  Reise  nicht  weiter  Anspruch. 

Das  Gesetz  spricht  nur  von  Pflichten  des  Verfrachters  iit  An- 
sehung der  Beköstigung,  welche  demselben  nach  dem  Ueber- 
fahrtsvertrage  obliegen.  Das  ist  nicht  nur  massgebend  für 
die  Art  und  Weise  der  Beköstigung,  sondern  auch  für  die  Frage, 
ob  während  des  Aufenthalts  im  Nothhafen  dem  Reisenden  auf 
Kosten  des  Verfrachters  überhaupt  Beköstigung  zu  gewähren  ist. 
Nur  dann  hat  der  Reisende  hierauf  Anspruch,  wenn  ihm  auf  Grund 
des  Ueberfahrtsvertrages  solche  auf  dem  Schiffe  gewährt  wurde. 

Art.  678. 

Für  den  Transport  der  Reise-EffeMen,  welche  der  Reisende  nach 
dem  Ueberfahrtsvertrage  an  Bord  zu  bringen  befugt  ist,  hat  derselbe, 
wenn  nicht  ein  Anderes  bedungeti  ist,  neben  dem  Ueberfahrtsgelde 
keine  besondere  Vergütung  zu  zahlen, 

1.  Ob  und  wie  viele  Reise-EflFekten  ein  Reisender  mit  sich  zu 
nehmen  berechtigt  ist,  richtet  sich  nach  dem  Ueberfahrts vertrage, 
und  zwar  entweder  nach  dem  „ausdrücklichen  Inhalte'^  desselben, 
oder  nach  den  „denselben  begleitenden  Umständen".  Hierauf 
wird  durch  den  Ausdruck  „befugt  ist"  hingedeutet,  (Prot.  V 
S.  2509.) 

2.  Unter  Reise -Effekten  sind  nicht  diejenigen  Gegenstände 
allein  zu  verstehen,  „die  der  Reisende  während  der  Fahrt  auf 
dem  Schiffe"  gebraucht.  Das  Wort  soll  vielmehr  nur  den  Gegen- 
satz zu  den  Waaren,  den  eigentlichen  Frachtgütern  ausdrücken. 
(Prot.  V  S.  2510.) 

3.  Nach  dem  Gesetz  spricht  die  Vermuthunff  gegen  eine 
Verbindlichkeit    des    Reisenden,    etwas    Besonderes    für    die 
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Effekten  zu  bezahlen,  welche  er  nach  dem  Ueberfahrtsvertrage 
mitzunehmen  berechtigt  ist.  Eine  solche  Verbindlichkeit  setzt 
daher  stets  ein  besonderes  Uebereinkommen  voraus.  (Prot.  V 
S.  2509). 

Art.  674. 

Auf  die  cm  Bord  gebrachten  Reise-Effekten  finden  die  Vorschriften 
der  Art,  562,  594,  618  Anwendung. 

Sind  dieselben  von  dem  Schiffer  oder  einem  dam  bestettten 
Dritten  übernommen,  so  gelten  fvt/r  den  FaU  ihres  Verlustes  oder 
ihrer  Beschädigung  die  Vorschriften  der  Art.  607,  608,  609, 
610,  611. 

Auf  sämmtUche  von  dem  Reisenden  an  Bord  gebrachte  Sachen 
finden  ausserdem  die  Art.  564,  565,  566  und  620  Anwendiing. 

1.  Der  Artikel  unterscheidet  mit  Rücksicht  auf  die  Ajiwend- 
barkeit  von  Bestimmungen  des  Tit.  5  H.G.B.  drei  Kategorien  von 
Sachen:  Reise-Effekten ^  welclie  von  dem  Schiffer  oder  einem  Be- 
vollmächtigten desselben  nicht  förmlich  übernommen  sind,  Reise- 
Effelten,  welche  übernommen,  und  Lonstige  von  dem  Reisenden  an 
Bord  gebrachte  Sachen. 

Dass  auf  die  Seitens  des  Schiffers  nicht  förmlich  über- 
nommenen Sachen  nicht  die  Grundsätze  vom  Rezeptum  für 
anwendbar  erklärt  werden,  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz 
damit  motivirt,  dass  es  bei  der  grossen  Zahl  von  Reisenden,  die 
in  jetziger  Zeit  auf  demselben  Schiffe  für  eine  weite  Reise  be- 
fördert würden,  geradezu  unmöglich  sei,  für  die  von  denselben 
nicht  abgelieferten  Effekten  gebührend  zu  sorgen  (Prot.  V  S.  2509). 
Für  Verschulden  der  Besatzung  haftet  der  Verfrachter  natürlich 
auch  bei  diesen. 

2.  Mit  Rücksicht  auf  die  Anwendbarkeit  des  Art.  564  kommt 
noch  in  Betracht  §  297  R.Str.G.B.: 

Ein  Reisender,  welcher  —  ohne  Vorwissen  des  Schiffers  —  Gegen- 
stände a^fh  Bord  nimmt,  welche  das  Schiff  oder  die  Ladung  gefährden, 
indem  sie  die  Beschlagnahme  oder  Einssiehung  des  Schiffes  oder  der 
Ladung  veranlassen  können,  wird  mit  Oeldsirafe  bis  0u  eintausend* 
fünfhundert  Mark  oder  mit  Qefängniss  bis  ssu  zwei  Jähren  bestraft. 

Art.  675. 

Ber  Verfrachter  hat  wegen  des  Ueberfahrtsgeldes  an  den  von 
dem  Reisenden  an  Bord  gebrachten  Sachen  ein  Pfandrecht. 

Bas  Pfandrecht  besteht  jedoch  nur  so  lange  die  Sachen  zurück- 
behalten  oder  deponirt  sind. 

Vgl.  Art.  624  H.G.B. 
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Art  676. 

Stirbt  ein  Beisender,  so  ist  der  Schiffer  verpflichtet,  in  An- 
sehung der  an  Bord  sich  befindenden  Effekten  desseWen  das  Interesse 
der  Erben  nach  den  Umständen  des  Falles  in  geeigneter  Weise  wahr- 
mmehmen. 

Durch  diese  Bestimmung  sollte  den  etwa  an  Bord  befindlichen 
Angehörigen  des  verstorbenen  Reisenden  die  Mitwirkung  des  Schif- 
fers in  den  Fällen  gesichert  werden,  wo  sie  derselben  bedürfen^ 
und  dem  Schiffer,  „wenn  keine  Angehörige  an  Bord  sind  und  in 
Ausnahmefallen,  auch  wenn  solche  dort  smd"  (die  etwa  nicht  erb- 
berechtigt oder  nicht  allein  erbberechtigt  sind)  ein  Anhalt  gegeben 
werden,  „um  einer  Benachtheiligung  der  Erben  vorzubeugen" 
(Prot  VIII  S.  4036  f ). 

Art.  677. 

Wird  ein  Schiff  zur  Beförderung  von  Reisenden  einem  Dritten 
verfrachtet^  sei  es  im  Ganzen  oder  zu  einem  Theil  oder  dergestalt, 
dctss  eine  bestimmte  Zahl  von  Reisenden  befördert  werden  soll,  so 
gelten  für  das  Rechtsverhältniss  zwischen  dem  Verfrachter  und  dem 
Dritten  die  Vorschriften  des  fünften  Titels,  soweit  die  Natur  der 
Sache  die  Anwendung  derselben  zulässt 

1.  Wenn  ein  Expedient  ein  Schiff  chartert,  um  fiir  seine  eigene 
Rechnung  die  ;,Ueberl'ahrtskontrakte  mit  den  einzelnen  Reisenden 
abzuschliessen",  so  werden  „zwei  wesentlich  von  einander  verschie- 
dene Vertragsverhältnisse"  begründet,  das  zwischen  dem  Expedien- 
ten und  dem  Rhcder,  und  das  zwischen  dem  Expedienten  und  den 
Passagieren.  Letzteres  ist  nach  den  Vorschriften  des  Tit.  6  vom 
Passagevertrag,  ersteres  dagegen  nach  denen  des  Tit.  5  zu  be- 
urtheilen,  indem  es  im  Allgemeinen  keinen  Unterschied  begründen 
kann,  „ob  der  Vercharterung  des  Schiffes  die  Absicht  des  Güter- 
transports oder  der  Personenbeförderung  zum  Grunde  liegt"  (Prot.  V 
S.  2580  f ). 

2.  Dass  in  diesem  Falle  der  Rheder  nicht  als  Kontrahent  dem 
Reisenden  unmittelbar  gegenübersteht,  hat  auf  das  Verhältniss  des 
Kapitäns,  als  Schiffsführer  zu  dem  Letzteren  selbstverständlich 
keinen  Einfluss  (Prot.  V  S.  2533). 

Art.  678. 

■ 

Wenn  in  den  folgenden  Titeln  dieses  Buchs  die  Fracht  erwähnt 
wird,  so  sind  unter  dieser,  sofern  nicht  das  Gegentheil  bestimmt  ist, 
auch  die  Ueberfahrtsg eider  zu  verstehen. 

Die  Bestimmung  dieses  Artikels  kommt  namentlich  zur  An- 
wendung hinsichtlich  der  Art.  680  f.  702.  759.  801  f  825.  859.  882. 


\     ♦ 
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Art.  679. 


Die  auf  das  Aaswanderungswesen  sich  heziehefidm  Landesgesetee, 
auch  insoweit  sie  privatrechfliche  Bestimmungen  enthalten  ^  tverden 
du/rch  die  Vorschriften  dieses  Titels  nicht  berührt 

Die  Bremische  Einfuhrungsverordnung  vom  6.  Juni  1864  §  44, 
das  Hannoversche  Einfuhrungsgesetz  vom  5.  Oktober  1864  §  38 
und  das  Oldeaburgische  Einfiihrungsgesetz  vom  18.  April  1864 
§  32  haben  die  Bestimmung  dieses  Artikels  wiederholt,  und  zwaj* 
die  beiden  letzteren  unter  ausdrücklicher  Hervorhebung  bestimmter 
Gesetze,  nämlich  des  Hannoverschen  Gesetzes  vom  19.  März  1852, 
betreffend  die  Beförderung  von  Schiffspassagieren  nach  überseeischen 
Häfen,  und  des  Oldenburgischen  Gesetzes  vom  3.  August  1853  des- 
selben Inhalts  und  der  zu  beiden  Gesetzen  erlassenen  Ausführungs- 
verordnungen. 


"  '  "1  f^ 


In  abgekürzter  Form  angefahrte  Werke- 


Anschütz  und  Völderudorft',  Kommentar  zum  Allgemeinen  Deutschen  Handels- 
gesetzbuch, Band  III.    Erlangen  1874. 

Archiv  für  Entscheidun^n  der  obersten  Gerichte  in  den  deutschen  Staaten, 
hrsg.  von  Seuffert—Freusser.    München  1847  ff. 

Archiv  für  Theorie  und  Praxis  des    allgemeinen  deutschen   Handels-   und 
Wechselrechts,  hrsg.  von  Busch.    L'eipzig— Berlin  1862  ff. 

Beseler,  System  des  gemeinen  Deutschen  Privatrechts,  3.  Aufl.   Berlin  1873. 
1.  Aufl.  Band  IIL    Berlin  1835. 

Centralorgau   für   das   deutsche    Handels-  und  Wechselrecht.    Neue  Folge, 
hrsg.  von  Löhr— Hartmann.    Elberfeld  1865  ff. 

Entscheidungen  des   (Bundes-)  Keichs  -  Oberhandelsgerichts,   hrsg.    von    den 
Käthen  des  Gerichtshofes.    Erlangen— Stuttgart  1871  ff. 

Gerber,  System  des  deutschen  Privatrechts,  12.  Aufl.    Jena  1875. 

Goldschmidt,  Handbuch  des  Handelsrechts,  Band  I  Abth.  2.    Erlangen  1S68. 

Hahn,  Commentar  zum  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuch ,   Band  II 
Abth.  2.    Braunschweig  1867. 

Heise  und  Cropp,  juristische  Abhandlungen.    Hamburg  1827.   1830. 

Raltenbom,  Grundsätze  des  praktischen  Europäischen  Seerechts.  Berlin  1851. 

Koch,  Allgemeines  Deutsches  Handelsgesetzbuch    mit  Commentar   in    An- 
merkungen, 2.  Aufl     Berlin  1868. 

Makower,    das     allgemeine    Deutsche    Handelsgesetzbuch  mit    Commentar, 
6.  Aufl.    Berlin  1875. 

Neues  Archiv  für  Handelsrecht,  hrsg.  von  Voigt  u.  s.w.    Hambiu'g  1858 ff. 

Pohls,   Darstellung  des  Seerechts.    (Band  III  der  Darstellung  des  gemeinen 
Deutschen  und  des  Hamburgischen  Handelsrechts).    Hamburg  1830  ff'. 

Protokolle   der    Kommission    zur    Berathung    eines    allgemeinen    Deutschen 
Handelsgesetzbuchs,  lursg.  von  Lutz.     Würzburg  1858  ff. 

Sammlung    der    Entscheidungen    des  Ober  -  Appellationsgerichts  zu  Lübeck, 
hrsg.  von  Kierulff.    Hamburg —Lübeck  1866  ff. 
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Sammlung  von  seerechtlichen  Erkenntnissen  des  Handelsgerichts   zu  Ham- 
burg, hrsg.  von  Ullrich.    Hamburg  IS 58  ff. 

Sammlung  von  seerechtlichen  Erkenntnissen  des  Handelsgerichts  zu  Ham- 
burg, hrsg.  von  Seebohm.    Hamburg  1866. 

Sammlung  von  seerechtlichen  Erkenntnissen  des  Handelsgerichts  zu  Ham- 
burg, hrsg.  von  Hermann  und  Hirsch.    Hamburg — Leipzig  1871  flP. 

Zeitschrift    für  das  gesammte  Handelsrecht,    hrsg.  von  Goldschmidt  u.  s.  w, 
Erlangen— Stuttgart  \Sb^  fi. 


Zusatz« 


Die  Art.  488  und  494  H.G.B.  werden  aufgehoben  durch  §13  des  Ein- 
fuhrungsgesetzes  zur  Reichs-Civilprozessordnung,  da  diese  eine  Beweistheorie 
überhaupt  nicht  kennt,  das  Ergebniss  des  Beweises  vielmehr  der  freien  Be- 
urtheilung  des  Richters  unterstellt  (§  259). 


Pierer*8che  Hofbuchdruckprei.    Stephan  Geibel  ä  Co.  in  Altenbnrg. 


DAS 


DEUTSCHE  SEERECHT. 


ZWEITEE  BAND. 


^       I        ' 

DAS 

"deutsche  seeeecht.' 


EIN  KOMMENTAR 

T.  BUCH  DES  ALLGEMEINEN  DEUTSCHEN  HANDELS- 
GESETZBUCHS 

Da  WILLIAM  LEWIS. 


ZWEITEE  BAND. 


LEIPZIG, 

i  VERLAG  VON  DUNCKER  &  HUHBLOT. 


Das  Becht  der  Uebersetzung:  in  fremde  Bpracben  wird  yorbehaltoo. 


Vorwort, 


Hiermit  lege  ich  dem  Publikum  den  zweiten  Band  des  Deutschen 
Seerechts  vor.  Anlage  und  Behandlung  ist  dieselbe  wie  im  ersten 
Bande  geblieben. 

Für  das  Versicherungsrecht  habe  ich  naturgemäss  neben  dem 
Gesetzbuch  die  Allgemeinen  Seeversicherungs- Bedingungen  von 
1867  und  die  revidirten  Bremer  Seeversicherungs -Bedingungen 
von  1875  berücksichtigen  müssen.  Im  Hinblick  auf  die  ersteren 
habe  ich  bei  meiner  Arbeit  auch  die  Vorarbeiten  zu  den  Allge- 
meinen Bedingungen  benutzt,  welche  mir  in  liberalster  Weise  von 
der  Handelskammer  zu  Hamburg  in  Folge  der  gütigen  Vermittelung 
des  Präses  des  dortigen  Handelsgerichts  Herrn  Dr.  Albrecht  über- 
lassen worden  sind.  Hierfür,  sowie  iiir  die  mannigfaltige  Unter- 
weisung^ welche  mir  in  technischen  Fragen  von  Seiten  verschie- 
dener Sachverständiger  zu  Theil  geworden  ist,  meinen  Dank  aus- 
zusprechen, ist  mir  Pflicht  und  Bedürfniss. 

Während  ich  mit  der  Ausarbeitung  dieses  zweiten  Bandes  be- 
schäftigt war,  ist  das  Havariegrosse -Becht  von  der  im  Jahre  1878 
gegründeten  Association  for  the  Beform  and  Codification  of  the 
Law  of  Kations  einer  eingehenden  Erörterung  unterzogen  worden. 
Auf  dem  vom  30.  August  bis  8.  September  des  verflossenen  Jahres 
2U  Antwerpen  abgehaltenen  Kongresse  derselben  wurde  in  Betreff 
eines  gemeinsamen  Havariegrosse- Rechts  eine  Reihe  von  Beschlüssen 
gefasst;  denen  allerdings  die  auf  dem  durch  die  englische  National 
Association  for  the  Promotion  of  Social  Science  zusammenberufenen 
Kongresse  zu  York  im  Jahre  1864  in  derselben  Materie  gefassten 
Resolutionen,  die  s.  g.  York  Büles  zu  Grunde  gelegt  sind,  die  aber 
in  den  wichtigsten  Punkten  mit  dem  deutschen  H.G.B.  überein- 
stinunen.  Ich  habe  diese  Beschlüsse  des  Antwerpener  Kongresses, 
<lie  s.  g.  York  and  Antwerp  Bules  angezogen,  weil  darin  ein  be- 
deutsamer Schritt  zur  Anbahnung  einer  internationalen  Regelung 
einer  Materie  zu  begrüssen  ist,  die  einer  solchen  dringend  bedarf. 

Berlin,  den  7.  Mai  1878. 

Lewis. 
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'^  SIEBENTER  TITEL. 

Von  der  Bodmerei 


Art.  680,     . 

Bodmerei  im  Sinne  dieses  OeseUshuchs  ist  ein  Darlehnsgeschäft, 
welches  von  dem  Schiffer  als  solchem  Jorafl  der  in  diesem  Qesehshwih 
ihm  ertheilten  Befugnisse  unter  Zusicherung  einer  Frömie  und  unier 
Verpfändung  von  Schiff,  Fracht  und  Ladung^  oder  von  einem  oder 
mehr  er -^  dieser  Gegenstände  in  der  Art  eingegangen  wird,  dass  der 
Olät  ger  wegen  seiner  Ansprüche  nur  an  die  verpfändeten  (verbod- 
mete* Gegenstände  nach  Ankunft  des  Schiffs  an  dem  Orte  sich 
hallen  könne,  wo  die  Beise  enden  soU,  ffkr  welche  das  Geschäft  ein- 
gegangen ist  (Bodmereireise). 

1.  Das  Gesetzbuch  hat  eine  Definition  der  Bodmerei*) 
geben  zu  müssen  geglaubt,  um  klar  zu  stellen ,  dass  seine  Bestim- 
mungen, sich  nur  auf  die  eigentliche  Bodmerei  beziehen^  d.  h.  auf 
die  Bodmerei«  welche  der  Schi£Eer  kraft  seiner  gesetzlichen  Voll- 
macht im  Falle  der  Noth  eingeht.  Hat  das  H.G.B.  bereits  hier- 
durch zur  Klärung  des  früher  vielfach  getrübten  Begriffs  bei- 
getragen, so  noch  hinsichtlich  der  Feststellung  des  juristischen 
Wesens  des  Vertrages.  In  letzterer  Beziehung  kommen  nament- 
lich drei  Hauptansichten  in  Betracht 

Nach  der  einen  Auffassung  will  der  Bodmereinehmer  in  keiner 
Beziehung  als  persönlicher  Schuldner  des  Darlehns  eintreten,  viel- 


*)  Verbodmen  bedeutet  Geld  auf  den  Körper  (Boden,  holländisch  bo- 
dem,  Schiffskiel)  des  Schiffs  au&ehmen  (s.  Abbott  law  of  merchant  ships 
p.l2S).  Im  Englischen  heisst  das  Geschäft  gleichüstlls  bottomry  (bottom^^ 
Jeeel),  Die  französische  Bezeichnung  ist  corUrtU  h  la  grosse  averUure  (parce 
quc  le  baiUeur  expose  son  argent  U  Vaventure  de  la  mer:  Caumont,  diction- 
naire  de  droit  maritime  p,  619  n.  1)  oder  kurz  contrat  ä  la  grosse. 

Lewis,  SeereeM«  II.  1 
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mehr  nur  Schiff^  Fracht  und  Ladung;  oder  einen  oder  mehrere 
dieser  Gegenstände  verpflichten. 

Nach  der  zweiten  Ansicht  unterscheidet  sich  die  Bodmerei  von 
dem  gewöhnlichen  Darlehn  dadurch  ^  dass  der  Oläubiger  ;, zugleich 
in  Ansehung  der  verbodmeten  äache  als  Versicherer  gegen  die 
Seegefahr"  eintritt.*) 

Nach  der  dritten  Ansicht  übernimmt  der  Bodmereinehmer  aller- 
dings ,;die  persönliche  Verpflichtung  für  das  Darlehn ,  jedoch  nur 
unter  der  Suspensivbedingung,  dass  die  verbodmete  Sache  den  Be- 
stimmungshafen erreiche",  oder  ^^unter  der  Resolutivbedingung", 
dass  ;;die  Sache   die  Reise  nicht  bestehe."     (Prot.  VI  S.  2538  f.) 

Das  H.G.B.  hat  die  erste  Auffassung  zum  Grundprinzip  er- 
hoben. Daraus  folgt;  der  Bodmereigläubiger  (Bodmereigeber,  Bod- 
merist)  kann  sich  an  die  verbodmeten  Gegenstände  halten,  an  diese 
vollständig,  aber  auch  zugleich  nur  an  diese,  und  zwar  in 
dem  Zustande,  in  welchem  sie  sich  bei  Beendigung  der  Reise ,  für 
welche  die  Verbodmung  eingegangen  ist,  (der  Bodmereireise)  be- 
finden. Eine  persönliche  Verhaftung  des  Bodmereischuldners  (Bod- 
mereinehmers)  findet  nicht  statt. 

Dieser  Grundsatz  ist  im  H.  G.  B.  consequent  durchgeflihrt, 
so  dass  auch  die  Werthsverringerung,  welche  durch  eine  an- 
dere Gefahr  als  Seesefahr,  z.  B.  durch  Feuer  oder  durch  in- 
neren Verderb  entstanden,  zu  Lasten  des  Bodmereigebers  ist  (Prot. 
VI  S.  2593).       Wo  das  Gesetzbuch  eine  persönliche  Haftbarkeit 

Sewisser  Personen,  des  Schiffers  (Art.  693),  des  Rheders  (Ai1;.  696), 
es  Ladunffsempfängers  (Art  698)  statuirt  hat,  ist  der  Grund  in 
dem  Verschulden  dieser  Personen  zu  suchen,  so  dass  also  auch  hier 
das  Prinzip  keine  Ausnahme  erleidet,  während  in  anderen  Rechten 
sich  solche  finden.**) 

*)  Diese  Vermischung  von  Bodmerei  und  VerBichemng  findet  sich  auch 
Yiel£&cn  in  der  Gesetzgebong,  so  ganz  besonders  im  Freuss.  A.  L.  B., 
welches  die  Bodmerei  geradezu  definirt  (§  2859  II,  8)  als  einen  Darlehn»- 
contractu  bei  welchem  der  Gläubiger  geg^n  Verpßlndung  eines  Sch'ißes  oder 
der  Ladung  desselben  oder  beider  mtsammen  die  Seegefahr  übemimnU. 
Eben  so  finden  sich  im  Code  de  commerce  noch  verschiedene  Sparen  dieser 
Vermischung  (s.  ort,  :i30,  331).  Die  Verschiedenheiten  und  die  Aehnlich- 
keiten  des  Bodmereivertrags  und  des  Versicherungsvertrags  stellt  zusammen 
CaumoftKdirttOHnaire  p,  619  n.  3, 

**)  Der  Code  de  commerce  stellt  zun&chst  auch  das  Prinzip  fest,  dass 
für  eine  Bodmereischuld  nur  der  verbodmete  Gegenstand  haftet,  art,  32Ö: 
Si  les  effeis  sur  lesquels  le  pret  ä  la  grosse  a  eu  lieu,  sont  etUi^ement 
perdus^  et  qtte  la  perle  soit  arrivie  par  cas  fortuii  dans  le  temos  et  dans 
le  lit^  des  risques,  la  somme  pretie  ne  peut  etre  ridamie*^  nna  art,  327: 
£n  cas  de  naufrage^  le  paiement  des  sommes  emprtinties  ä  la  grosse  est 
riduit  ä  la  raXenr  des  e^ets  wivis  et  ajfect4s  au  corUrat,  diducHon  faüe  des 
frais  de  säumet agi'.  Allein  dieses  Prinzip  erleidet  eine  wesentliche  Ausnahme 
durch  die  Bestimmung  des  art,  326:  lies  dichets,  diminutions  et  pertes  qui 
arrivent  par  le  vicp.  ftropre  de  la  chose  —  ne  sont  point  ä  fa  rharge  da  preteur» 
Mit  dem  fi-anzösischen  Recht  stimmt  überein  das  holländische.  Das  Wet- 
boek  van  Koophftndel  art.  3^8  lässt  die  Bodmereischuld  untergehen,  wenn 
die  verbodmeten  Gegenständ^  durch  Zufall  oder  höhere  Gewalt  während  der 
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2.    Das  Gesetzbuch  spricht  von  einem  in  der  Art  eingegan- 

Senen  Darlehn ^  am  damit  auszudrücken,  dass  die  Beschränkung 
er  Verhaftung  des  Schuldners  auf  Schiff;  Fracht  und  Ladung  bei 
Auihahme  des  Darlehns  nicht  geradezu  eine  ausdrückliche  zu  sein 
braucht  (Prot.  VH!  S.  4042). 

Art.  681. 

Bodmerei  kann  von  dem  Schiffer  nur  in  folgenden  FäUen  ein- 
gegangen  werden: 

1,  ißährend  das  Schiff  ausserhalb  des  Heima£hshafens  sich  he- 
findet^  zum  Zweck  der  Ausführung  der  Beise^  nach  Mass- 
gabe der  Art,  497,  507  bis  509  und  511; 

2.  während  der  Beise  im  aüeinigen  Interesse  der  Ladungs- 
hetheiligten  zum  Zweck  der  ErhcMung  und  Weiterbeförde- 
rung der  Ladung  nach  Massgabe  der  Art  504,  511  und  634. 

In  dem  Falle  der  Ziffer  2  kann  der  Schiffer  die  Ladung  allein 
'Verbodmen,  in  aUen  übrigen  Fällen  kann  er  zwar  das  Schiff  oder 
die  Fracht  allein^  die  Ladung  aber  nur  Busammen  mit  dem  Schiff 
und  der  Fracht  verbodmen. 

In  der  Verbodmung  des  Schiffs  ohne  Erwähnung  der  Fracht 
ist  die  Verbodmung  der  letzteren  nicht  enthalten.  Werden  aber 
Schiff  und  Ladung  verbodmet,  so  gilt  die  Fracht  als  mitverbodmet 

Die  Verbodmung  der  Fracht  ist  zulässig,  so  lange  diese  der 
Seegefahr  noch  nicht  entzogen  ist. 

Auch  die  Fracht  desjenigen  Theils  der  Beise,  welcher  noch  nicht 
angetreten  ist,  kann  verbodmet  werden. 

1.  Da  die  Stellung  des  Schiffers  es  mit  sich  bringt,  dass  er 
während  der  Reise  alle  Mittel  ergreift,  welche  erforderlich  sind, 
um  die  Reise  auf  dem  kürzesten  Wege  und  die  zweckmässigste 
Weise  zu  vollenden  und  die  Ladung  nach  dem  Bestimmungshafen 
zu  bringen,  so  muss  ihm  auch  das  Recht  eingeräumt   sein,    Bod- 

Bodmereireise  gänslich  verloren  oder  genommen  oder  für  gute  Prise  erklärt 
worden  sind.  Ist  ein  Theil  der  verbodmeten  Gegenstände  geborgen,  so  ver- 
bleibt dem  Geber  das  Recht  aaf  die  geretteten  Objekte,  geht  aber  nicht 
weiter.  Dagegen  lässt  art.  687  den  Bodmerei  nehmer  persönlich  für  die 
Schuld  haften,  wenn  das  verpfändete  Schiff  oder  Gut  durch  inneren  Verderb 
sich  vermindert,  verschlechtert  wird  oder  vergeht.  In  England  hebt  nur  ein 
durch  Seegefahr  ^während  der  Reise  entstandener  Totalverlast  die  Verbind- 
Uchkeit  des  Bodmereinehmers  aaf  (Maclachlan  treatiae  an  the  law  of  mei* 
ehani  tkipping  p,  51).  Wo  das  Abandonsystem  gilt  (vgL  Bd.  I  S.  36),  wird 
die  persönliche  Verhaftung  des  Bodmereinehmers  da,  wo  sie  sonst  anerkannt 
ist,  noch  modifizirt,  aber  nicht  beseitigt.  Einmal  ist  ein  Abandon  nur  an- 
erkumt  zu  Gunsten  des  Rheders,  nicht  aber  des  Ladun^eigenthümers ,  so 
dass  dieser  sich  von  der  Pflicht  zur  Zahlung  der  Bodmereischuld  nicht  dnrch 
das  Aufgeben  der  in  Folge  ihrer  inneren  Beschaffenheit  verdorbenen  Waaren 
befreien  dürfte.  Aber  auch  bei  dem  Rheder  kann  von  Abandon  nur  die 
Rede  sein,  so  lange  das  Schiff  vorhanden.  Ist  dieses  in  Folge  seiner  See- 
untiichtigkeit  zu  Grande  gegangen,  so  kann  derselbe  sich  der  persönlichen 
Haftbarkeit  nicht  entziehen. 
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merei  zu  nehmen.  Um  aber  diese,  bei  der  Kostspieligkeit  der 
Bodmerei,  f&r  die  Rheder  und  Ladungseigenthümer  gef&hrliche 
Machtbefugniss  des  Schiffers  mit  den  Interessen  jener  in  Einklang 
zu  bringen,  hat  das  Gesetz  die  Austkbung  derselben  an  gewisse 
Bedingungen  geknüpft,  welche  darauf  hinauslaufen,  dass  der  Kapitän 
zur  Verbodmung  der  seiner  Obhut  anvertrauten  Gegenstände  nur 
im  äussersten  Nothfalle  und  in  Ermangelung  aller  bequemeren 
Mittel  schreiten  darf.  Dass  hierbei  dieBefugniss  des  Schif- 
fers, die  Ladung  zu  verbodmen,  beschränkter  ist,  ala 
die  zur  Verbodmung  von  Schiff  und  Fracht  erklärt  sich 
daraus,  dass  die  Unkosten  der  Reise  zunächst  von  den  Rhedern  zu 
tragen  sind.  An  sich  sollte  man  nach  diesem  Grundsatz  dem 
Schiffer  die  Verbodmung  der  Ladung  überhaupt  (d.  h.  auch  mit 
Schiff  und  Fracht)  ledi^ich  im  ausschliesslichen  Interesse  der  La- 
dungsinteressenten  gestatten.  Dass  in  Ziff.  1  des  Artikels  hiervon 
abgewichen  ist,  hat  seinen  Grund  darin,  dass  es  zuweilen  dem 
Schiffer  unmöglich  sein  dürfte,  bei  Verbodmung  von  Schiff  und 
Fracht  allein  die  zur  Fortsetzung  der  Reise  erforderlichen  Mittel 
zu  erhalten.  Mit  Rücksicht  hierauf  hat  das  Gesetz  folgende  Vor- 
schriften gegeben. 

Der  Schiffer  darf  ausserhalb  des  Heimathshafens  (vgl.  Art. 
495.  496)  nur  dann  ein  Bodmereigeschäft  eingehen,  wenn  er  in 
anderer  Weise  die  zur  Ausfuhrung  der  Reise  (z.  B.  zur  Ausbesse- 
rung und  Verproviantirung  des  Schiffs,  zur  Befreiung  desselben 
von  einem  ausgebrachten  oder  drohenden  Arrest)  erforderlichen 
Geldmittel  nicht  würde  beschaffen  können  (Art.  497).  Und  zwar 
hat  er,  mit  Ausnahme  des  Falls  einer  Havariegrosse,  zunächst  zu 
streben ,  die  Bodmerei  auf  Schiff  und  Fi*acht ,  resp.  Schiff  oder 
Fracht  allein  zu  erhalten.  £rst  wenn  dies  nicht  möglich  ist,  oder 
nur  unter  unverhältnissmässiger  Benachtheiligung  der  Rheder  ffe- 
schehen  könnte,  darf  er  auch  zur  gleichzeitigen  Verbodmung  der 
Ladung  schreiten.  Ist  das  Bedürfhiss  durch  grosse  Havarie  ver- 
anlasst, so  ist  in  dieser  Hinsicht  das  gemeinsame  Interesse  sämmt- 
licher  Betheiligten  massgebend. 

Abgesehen  von  den  angegebenen  Voraussetzungen  kann  der 
Schiffer  die  Ladung  verbodmen,  wenn  die  herbeizuschaffen 
den  Geldmittel  im  ausschliesslichen  Interesse  der  Ladungseigen- 
thümer aufzuwenden  sind  (Art.  504.  634),  z.  B.  um  durch 
geeignete  Bearbeitung  der  nassgewordenen  Ladung  den  frühe- 
ren Zustand  derselben  wieder  herzustellen,  um  nach  Strandung 
des  Schiffs  die  Ladung  zu  löschen,  zu  lagern,  mit  einer  an- 
deren Schiffsgelegenheit  nach  dem  Bestimmungsorte  zu  befördern 
(vgl.  Benccke-Nolte,  System  des  Seeassekuranzwesens  II  S.  904 
—  911).  In  diesem  Falle  darf  der  Schiffer,  wie  Art.  681  aus- 
drücklich bestimmt,  die  Ladung  auch  allein,  ohne  Schiff  und  Fracht 
verbodmen,  doch  darf  er  dieses  Letztere  nur  auf  der  Reise,  nicht 
im  Abgangshafen  thun;   wohl  weil  angenommen  wurde,  dass  hier 
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der  Ablader  durch  einfachere  Mittel  fiir  Erhaltung  und  Fort^ 
Schaffung  der  Ladung  zu  sorgen  im  Stande  sein  würde. 

2.  Wenn  der  Schiffer  die  Ladung  allein  in  einem  Falle 
verbodmet;  in  welchem  eine  solche  nach  dem  Gesetz  nicht 
zul&ssig  ist,  so  ist  dies  ungültig  (Prot  VI  S.  2948).  Dem 
Schiffer  ist  nämlich  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die 
£ingehung  eines  Bodmereigeschäfts  überhaupt  und  eine  Verbod- 
mung der  Ladung  gestattet  Nur  unter  diesen  Voraussetzungen 
hat  aas  vom  Schiffer  eingegangene  Geschäft  die  Natur  eines  Bod- 
mereigeschäftes. Fehlen  diese ;  so  liegt  ein  Bodmereigeschäft  gar 
nicht  vor. 

8.  Da  die  Verbodmungsobjekte  Schiff  (natürlich  mit  Perti- 
nenzen  und  Ausrüstung),*)  Fracht  und  Ladung  sind^  und  Gegen- 
stand einer  bestimmten  Verbodmung  sein  kann  das  Schiff  allein, 
die  Fracht  allein  (Prot  VI  S.  2545.  2946) ,  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen die  Ladung  allein,  oder  Schiff  und  Fracht,  oder  Schiff, 
Fracht  und  Ladung,  so  fragt  es  sich,  ob  bei  der  Verbodmung 
eines  oder  zweier  dieser  Gegenstände  auch  die  andern 
oder  einer  der  übrigen  als  mitverbodmet  gelten.  Das 
Gesetz  hat  für  zwei  Fälle  die  Frage  entschieden.  Die  Verbodmung 
des  Schiffs  wird  als  nicht  gleichbedeutend  mit  Verbodmung  von 
Schiff  und  Fracht  erklärt,  dagegen  soll  Verbodmung  von  Schiff 
und  Ladung  gelten  als  Verbodmung  von  Schiff,  Fracht  und  La- 
dung.**) Für  die  erstere  Entscheidung  wurden  auf  der  Ham- 
burger Conferenz  geltend  gemacht  die  bis  dahin  in  den  deutschen 
Seeplätzen  aufrecht  erhaltene  Gewohnheit,  welche  die  Verbodmung 
des  Schiffs  nicht  mit  auf  die  Fracht  bezogen  habe,  und  die  mannig- 
fachen, aus  dieser  Auffassung  für  den  Rheder  hervorgehenden  Vor- 
theile.  Der  Schiffer  habe  —  so  führte  man  aus  —  die  Möglich- 
keit, wenn  es  sich  um  die  Beschaffung  geringerer  Summen  handele, 
die  Verbodmung  auf  das  Schiff  zu  beschränken  und  dadurch  Stö- 
rungen zu  vermeiden,  welche  häufig  bei  der  Entlöschung  des 
Schiffs  einträten,  wenn  der  Bodmereigeber  sich  an  die  von  der 
Ladung  zu  entrichtende  Fracht  halten  dürfte.  Der  Schiffer  habe 
femer  die  Möglichkeit  bei  der  Verbodmung  des  Schiffs  allein  über 
die  Fracht  anderweitig  zu  verfugen,  sowie  bei  freiwilliger  Mit- 
verbodmung  der  Fracht  günstigere  Bedingungen  zu  erlangen 
(Prot.  VI  S.  2946  f.).     Die  zweite  Entscheidung  wurde  als  Folge 

*)  Lbb  agrhs  et  les  apparaux,  Varmement  et  les  victuaüles:  Code  de 
eamm.  art,  320;  (the  vesselj  her  tackle,  apparel  furnüure  heisst  es  in  eng- 
lischen Bödmereibriefen. 

**)  Mit  dem  deutschen  Seerecht  stimmen  auch  überein  das  englische 
Becht  fAbboU  p.  Hl  eqn,^  Maclctchlan  treatise  p,  144  aqu,)  mid  das 
holländische  Recnt  (Wethoek  van  Koophandel  art,  575).  Dagegen  schliesst 
nach  französischem  Recht  die  Verbodmung  des  Schifis  allein  von  selbst  die 
der  verdienten  Fracht  ein;  Code  de  comm,  ort.  320:  Le  navire  lee  agrha 
et  lee  apparaux^  Varmement  et  les  victuailles,  mSme  le  frei  acquis  sont  affeeUe 
par  prwüige  au  eapital  et  intirSte  de  Vargent  donni  ä  la  grosse  sur  le 
Corps  et  quüle  du  vaisseau. 
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der  Bestimmuiig  bezeichnet;  dass  die  Ladung  der  Regel  nach  nicht 
ohne  Schiff  und  Fracht  verbodmet  werden  dürfte.  Da  man  von 
der  Ansicht  ausgehen  müsse^  dass  die  Kontrahenten  den  Abschluss 
eines  rechtsbeständi^en  Vertrags  beabsichtigt  hätten,  so  sei  anzu- 
nehmen, dass  dieselben,  wenn  sie  neben  der  Ladung  ausdrücklich 
nur  das  Schiff  verbodmet  hätten,  die  Fracht  als  Accession  des 
letzteren  aufgefasst  und  die  Verbodmung  stillschweigend  mit 
darauf  bezogen  hätten.  Zugleich  machte  man  darauf  aufmerk- 
sam, dass  die  Fracht,  da  solche  schwerlich  ohne  Auslieferung  der 
Güter  vom  Destinatar  gezahlt  werde,  „bei  einer  Verbodmung  der 
Ladung  in  der  Regel  vor  Befriedigung  des  Bodmereigläu- 
bigers gar  nicht  flüssig  gemacht  werden  könne,  und  im  Falle 
des  Verkaufs  der  Ladung  behufs  Befriedi^ng  des  Bodme- 
risten  ohnehin  dem  Rheder  verloren  gehe/^  dem  Bodmereigeber 
aber  zu  Gute  komme,  „weil  die  Güter  um  den  Betrag  der  Fracht 
mehr  als  vor  Ausfuhrung  des  Transports  werth  seien'^  (Prot  VI 
S.  2947  f.) 

Die  vom  Gesetzbuch  nicht  entschiedene  Frage,*)  ob  bei  einer 
Verbodmung  schlechtweg,  ohne  Benennung  des  Gegenstands,  auf 
welchen  dieselbe  genommen,  das  Schiff  allein,  oder  Schiff  und 
Fracht,  oder  Schiff,  Fracht  und  Ladung  als  verbodmet  anzusehen, 
dürfte  nicht  immer  in  derselben  Weise  zu  beantworten  sein.  Ist 
nämlich  lediglich  behufs  Beschaffung  der  Mittel  zur  Erhaltung  und 
Weiterbeförderung  der  Ladung  Bodmerei  genommen,  so  ist  die 
Ladung  als  verbodmet  anzusehen,  sonst  im  Anschluss  an  den  civil- 
rechtlichen  Satz:  in  stipülatumibus  cum  quaeritur^  quid  actum  sity 
,  verba  contra  stipulatarem  interpretanda  sunty  und  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  die  Ladung  nach  dem  H.G.  B.  nur  in  Ausnahme- 
f&llen  verbodmet  werden  darf,  und  dass  die  Verbodmung  des  Schiffs 
nicht  von  selbst  die  Verbodmung  der  Fracht  in  sich  schliesst,  das 
Schiff  allein.  Dem  von  den  Allgemeinen  Seeversicherungs  -  Be- 
dingungen (§  26)  aufgestellten  Grundsatz:  Ist  bei  der  Versiche- 
rung von  Bodmereigeldem  nicht  angegeben,  welche  Gegenstände  ver- 
bodmet sind,  so  wird  angenommen,  dass  Bodmereigelder  auf  Schiff, 
Fracht  und  Ladung  versichert  seien,  ist  lediglich  für  das  Versiche- 
rungsrecht die  Bedeutung  einer  Interpretationsregel  beizulegen.^ 

4.  Bereits  erworbene,  keiner  Seegefahr  mehr  ausgesetzte 
Frachtforderungen,  d.  h.  Forderungen  auf  „die  Fracht  tur  vollendete 
Reisen  und   abgelieferte   Güter^^   können    nicht  Gegenstand    einer 


*)  Daßs  eine  Verbodmung  von  Schiff  und  Fracht  niemals  die  Verbod- 
mung der  Ladung  mit  einschliesst,  ist  Belbstverständlicb,  da  die  Verbodmimg 
von  Schiff  und  Fracht  streng  von  der  von  Schiff,  Fracht  und  Ladung  ge- 
schieden wird,  indem  für  beide  Arten  ganz  verschiedene  Voraussetzungen 
gefordert  werden. 

**^  Das  Preuss.  A.L.B.  hatte  allerdings  (^  2406  II,  8)  die  Bestimmung 
getroffen:  Dagegen  ist  für  die  vom  ISchijfer  im  Nothhafen  genommene  Bodr- 
merei  Schiff  und  Ladung  zugleich  verhaftet,  wenn  nicht  das  Oegentheil  im 
Bödmereibriefe  festgesetzt  tßor€len. 
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Verbodmung  sein.  Dies  geht  aus  dem  Wesen  der  Bodmerei  von 
selbst  hervor.  Wohl  aber  kann  die  verdiente  Fracht  verbodmet 
werden.  Darunter  versteht  man  den  Theil  der  Fracht,  welcher 
^von  der  in  der  Ausfuhrung  begriffenen  Reise  und  den  noch  im 
Schiffe  befindlichen  Waaren''  herrührt  und  welcher  entspricht  dem 
Verhältniss  der  (bis  zum  Nothhafen  oder  Zwischenhafen)  zurüek- 
eelegten  zur  ganzen  Reise.  Hierauf  beschränken  einige  oeegesetze 
die  Zulässigkeit  einer  Frachtverbodmung.  ^)  Es  erklärt  sich  dies 
aus  dem  in  diesen  Rechten  das  Bodmereigeschäft  beherrschenden 
Prinzip  der  Versicherung.  Dem  H.G.B.  ist  daher  eine  solche  Be- 
schränkung fremd.  Es  genügt,  dass  die  Fracht  am  Zahlungs- 
orte fällig  mrd,  und  „zur  Zeit  der  Verbodmung  für  den  Er- 
werb derselben  durch  theilweise  Ausfuhrung  der  Reise  schon 
etwas  geschehen"  ist  (Prot.  VI  S.  2545  f.  Vm  S.  4044). 
Ob  die  noch  laufende  Fracht  im  Voraus  schon  erhoben  oder  an 
einen  dritten  cedirt  ist,  kommt  nicht  in  Betracht.  Auch  die  prä- 
numerirte  FracHt  ist  nämlich  noch  „fortwährend  der  Seeffefahr^ 
ausgesetzt,''    würde    verloren    gehen,    ,,wenn   das   Schiff   und    die 


Ladung     vor     Erreichung    des     Bestimmungshafens    zu    Grunde 

g'ngen  .    Die  Bodmerei  kommt   also   auch   der   Fracht  zu  Gute, 
en  Cessionar  aber  müssen  die  Kosten  der  Bodmerei  treffen,  weil 


auf  ihn  die  Seegefahr  übergeht.     Dies   gilt  auch  für   die   Bestim- 
mung des  Abs.  2  (Prot  VI  S.  2545). 

Art.  682, 

•Die  Höhe  der  '  Bodmereiprämie  ist  ohne  Beschränkung  dem 
Uebereinkommen  der  Parteien  überUtösen. 

Die  Prämie  fumfasst  in  Ermangelimg  einer  entgegenstehenden 
Vereinbammg  auch  die  Zinsen, 

1.  Die  Bodmereiprämie  wird  selbstverständUch  in  den  ver- 
schiedenen Fällen  eine  sehr  verschiedene  Höhe  haben ^  je  nach 
der  Beschaffenheit  des  Orts,  wo  das  Bedürfnisse  Geld  auf  Bod- 
merei aufzunehmen ;  sich  einstellt,  je  nach  der  muthmasslichen 
Dauer  und  Beschaffenheit  der  Bodmereireise ,  der  Beschaffenheit 
der  zu  verbodmenden  Gegenstände.  In  jedem  Falle  geht  sie 
weit  über  die  landesüblichen  Zinsen  hinaus.  Eine  Bodmereiprämie 
von  10  bis  15  %  setzt  schon  eine  günstige  Sachlage  voraus  und 
solche  von  20  bis  25  %  kommen  nicht  selten  vor,  aber  auch 
Prämien  von  40  %  ^^^  mehr  finden  sich  (s.  Hamb.  Handelsger. 
Zeit,  von  1875  Nr.  271). 

2.  Regelmässig  wird  die  Prämie  für  die  ganze  Reise 
bedungen,  sie  kann  aber  auch  zeitweise,  z.  B.  monatweise  ver- 

*)  So  der  Cotle  de  comm.  art.  318 :  Tons  emprunts  sur  le  frei  h  faire 
du  navire  et  sur  le  pro  fit  espM  des  marchandUes  sorU  prohibis.  Le  pri- 
ieur  da/ns  ce  cas,  n*a  droU  qu^au  remboursement  du  capUal^  sans  aucun 
intSret. 
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einbart  werden  (vgl.  Benecke -NoltO;    System  des  Seeassekorans- 
und  Bodmerei- Wesens  II  S.  900). 

Meist  wird  die  Prämie  procentweise  angegeben  ^  mitanter  ist 
dieselbe  in  £iner  Summe  ausgedrückt. 

8.  Gewöhnlich  hat  die  Prämie  eine  doppelte  Bedeu- 
tung. Sie  ist  Aequivalent  fUr  die  Benutzung  des  vom  Bodmerei- 
feber  dargeliehenen  Kapitals  ^  und  zugleich  Vergütung  flir  das 
Vagen  der  Gefahr  des  letzteren  Seitens  des  Bodmereigebers. 
Soll  dieselbe  lediglich  die  letztere  Bedeutung  haben»  so  setzt  dies^ 
wie  das  Gesetzbuch  ausdrücklich  bestimmt,  eine  besondere  Ver- 
einbarung der  Kontrahenten,  eine  ausdrückliche  Verabredung  von 
Zinsen  voraus.  Letzteren  ist  jedoch  nur  dann  das  Vorrecht  der 
Bodmerei  einzuräumen,  wenn  sie  im  Bödmereibriefe  selbst  aus- 
bedungen sind  (Prot.  Vi  S.  2554). 

Art.  683« 

Ueber  die  Verbodmung  muss  von  dem  Schiffer  ein  Bodmereibrief 
ausgestellt  werden.  Ist  dieses  nicht  geschehen,  so  hat  der  Gläubiger 
diejenigen  Rechte^  welche  ihm  zustehen  wurden,  wenn  der  Schiffer 
zur  Befriedigung  des  Bedürfnisses  ein  einfaches  Kreditgeschäft  ein- 
gegangen wäre. 

1.  Das  Gesetz  hat,  indem  es  die  Schriftlichkeit  des  Bod- 
mereigeschäfts vorschreibt,  lediglich  eine  allgemeine,  auch  in 
Deutschland  bereits  früher  bestehende  Gewohnheit*)  sanktionirt. 
Dass  der  Gebrauch  zur  gesetzlichen  Norm  erhoben,  wurde  damit 
auf  der  Hamburger  Konferenz  (Prot.  VI  S^2555)  motivirt,  dass  der 
Bodmereigläubiger  regelmässig  sein  Recht  an  einem  Orte  zu  reali- 
siren  hätte,  welcher  von  dem  der  Eingehung  des  Geschäfts  weit 
entlegen  wäre,   und  „bei  dieser   Realisirung  in   vielen  Fällen  mit 

*)  Auch  das  englische  Recht  yerlanst  als  wesentlich  für  die  Gültigkeit 
des  Vertrags  die  Schriffclichkeit:  Maclaehlan,  treatUe  p.  54  squ.  Der  Code 
de  comm*  sagt:  fart.  311 J  le  contrat  h  la  grosse  est  fait  devatU  notaire  ou 
80US  sigtuUure  frwie;  und  (arL  312)  toul  preteur  ä  la  grosse,  en  Franoe, 
est  tenu  de  favre  enregistrer  son  contrat  au  greffe  du  tribunal  de  commerce, 
tians  les  dix  jours  de  la  date  ä  peine  de  perdre  son  privüige ;  et  si  le  con- 
trat est  fait  h  Vitranger,  ü  est  soumis  aux  formalüis  prescrites  h  Vor- 
tide  234  (d.  h.  das  Bedürfiiiss  moss  konstatirt  sein  in  einem  proch- verbal 
signi  des  principaux  de  V^quipage  und  der  Kapit&n  muss  zur  Eangebong  des 
Bodmereigeschäfts  aatorisirt  sein  durch  den  nranzÖsischen  Konsul  oder  in 
Ermangelung  eines  solchen  durch  den  magistrat  des  lieux).  Werden  diese 
Vorschriften  nicht  beobachtet,  so  ist  der  Vertrag  nicht  etwa  nichtig;  der- 
selbe behält  yielmehr  seine^  volle  Gültigkeit  unter  den  Kontrahenten,  auch 
kann  der  Bodmereigeber  sein  Recht  im  vollen  Umfange  ge^en  Rheder  und 
Laduneseigenthümer  verfolgen,  er  verliert  nur  seine  privuegirte  Stellung 
unter  den  Schiffsgläubigern.  Dies  ist  hinsichtlich  der  Verabsäumung  der 
schriftlichen  Form  —  in  Betreff  der  Nichtbeobachtung  der  Vorschriften  des 
Art.  812  hat  es  das  Gesetz  selbst  ausgesprochen  —  durch  eine  konstante 
Praxis  des  Cassationshofis  festgestellt  worden:  Caumont,  dieiionnavre  p.  620 
squ,  n.  7. 
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anderen  Berechtigten  in  Eoncarrenz  treten'^  würde;  daher  müsse 
man  durch  eine  nothwendige  Form  ^einen  liquiden  und  anbedenk* 
liehen  Beweis  des  Anspruchs  des  Glftubigers^'  erlangen.  Denn 
wollte  man  diesem  gestatten,  ,,zur  Begründung  seines  Anspruchs 
auf  beliebige  Beweise  sich  zu  stützen,  so  seien  höchst  schädliche 
Verwickelungen  und  Weiterungen  unvermeidlich,  aber  auch  die 
Gefahr  vorhanden,  dass  Beweise  beigebracht  würden,  welche 
zum  grössten  Nachtheil  aller  Betheiligten  jeder  Prüfung  sich  ent- 
zögen/' 

2.  Ist  die  vom  Gesetz  vorgeschriebene  Form  nicht 
beobachtet,  so  ist  nicht  das  Rechtsgeschäft  überhaupt  nichtig, 
sondern  dasselbe  verwandelt  sich  in  „ein  einfaches'  Ereditgeschl^. ' 
Zur  Statuirung  dieses  Prinzips  hielt  man  sich  für  berechtigt,  weil 
der  Bodmerei  immer  „eine  pecunia  credüaf^  zu  Grunde  liegen  müsse. 
Der  Gläubiger  verliert  in  solchem  Falle  die  mit  der  Bodmerei  ver- 
bundenen besonderen  Vorrechte.  Was  den  Anspruch  auf  die  ver- 
einbarte Prämie  betrifft,  so  machten  sich  in  dieser  Hinsicht  auf 
der    Hambur^r   Konferenz    zwei    Ansichten    geltend.      Die    eine 

fing  dahin,  der  Bodmereinehmer  werde  von  der  Verpflichtung,  die 
^rämie  zu  entrichten,  befreit  und  sei  „zu  nichts  weiter,  als  zur 
Zurückzahlung  des  Kapitals  mit  gesetzlicher  sechsprozentiger  Ver- 
zinsung verbunden/'  Die  andere  Meinung  war  die:  „Darlehen, 
wofür  blos  die  fortune  de  mer  hafte'',  liessen  sich  nicht  imter  „die 
gewöhnlichen  kaufmännischen  Kreditgeschäfte"  subsumiren,  die  nur 
einen  Anspruch  auf  6  %  Zinsen  gäben.*  Sie  seien,  auch  wenn 
kein  Bodmereibrief  darüber  aufgesetzt  wäre,  gewagte  Geschäfte, 
die  y^aur  gegen  eine  das  gewöhnliche  Zinsenmass  übersteigende 
Prämie  zum  Abschlüsse  .kommen  würden"  (Prot  VI  S.  2563  f. 
vgl.  S  2556).  Diese  Meinungsverschiedenheit  ist  auf  der  Konfe- 
renz nicht  zum  Austrag  gekommen.  Denn,  wenn  auch  der  Passus 
des  dem  Art.  683  H.G.B.  zu  Grunde  liegenden  Art.  566  des  vom 
Referenten  der  Konferenz  vorgelegten  Entwurfs  (Prot.  VI  S.  2550  f.), 
welcher  in  dem  in  Rede  stehenden  Falle  die  in  Ansehung  der  Prämie 
getroffene  Vereinbarung  für  unverbindlich  erkläi*t,  gestrichen  wurde, 
so  erhellt  doch  nicht,  dass  dies  deshalb  geschehen,  weil  die  Ma- 
jorität der  Konferenz  die  zweite  der  hervorgehobenen  Ansichten 
adoptirt  hätte  (Prot  VI  S.  2562—2565).  Der  Streitpunkt  istm.E. 
folgendermassen  zu  entscheiden:  Anspruch  auf  Prämie  kann  der 
Gläubiger  nicht  haben,  denn  bei  einem  Kreditgeschäft,  wenn  auch 
dafür  blos  die  fortune  de  mer  verhaftet  ist,  kann  von  einer  Prämie 
als  Aequivalent  für  den  dem  Schuldner  eingeräumten  Gebrauch 
fremden  Geldes  nicht  die  Rede  sein.  Eben  so  wenig  kann  die  als 
Prämie  Seitens  des  Gläubigers  stipulirte  Geldsumme  von  diesem 
jetzt  unter  dem  Namen  von  Zinsen  gefordert  werden.  Denn  es 
wäre  widersinnig,  dass  materiell  der  Inhalt  des  Rechtsgeschäfts 
vollständig  aufrecnt  erhalten  bleiben  sollte,  während  formell  die 
Natur,  desselben  eine  andere  geworden  ist  Der  Gläubiger  hat  da- 
her nur  einen  Anspruch  auf  wirkliche  Zinsen.     Dieser  Anspruch 
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ist  aber  in  zwei  verflchiedenen  Fällen  ein  verschiedener.  Sind 
neben  der  Prämie  in  dem  Bodmereivertnuze  ausdrücklich  Zinsen 
vereinbart^  so  hat  der  Gläubiger  diese  zu  fordern.  Hat  eine  solche 
Vereinbarung  nicht  stattgefunden,  so  hat  derselbe  nicht  gerade  die 
gesetzlichen  Zinsen  des  H.  G.  B.  zu  fordern,  sondern  die  am  Eon- 
traktsorte landesüblichen  Zinsen  (vgl.  Entsch.  des  Hamb.  Handels- 
gerichts vom  23.  Nov.  1874  —  Hamb.  Handelsger. -Zeit  von 
1875  Nr.  271  S.  391  — ).  In  der  Bodmereiprämie  sind  nämlich, 
abeesehen  von  anderweitiger  besonderer  Vereinbarung,  auch  Zinsen 
enthalten,  Zinsen  von  dem  dem  Bodmereiverträge  zu  Gründe  lie- 
genden Kreditverträge.  Auf  diese  behält  natürüch  der  Gläubiger, 
wenn  der  Ereditveilrag  in  Folge  eines  Formmangels  nicht  zum 
Bodmereigeschäft  wird,  seinen  Anspruch.  Diese  Zinsen  können 
aber,  da  über  ihre  Hone  nichts  ausgemacht  ist,  nur  die  landes- 
üblichen sein,  und  zwar  nach  der  hinsichtlich  dieses  Falls  der 
Statutenkollision  bestehenden  herrschenden  Meinung,  die  am  Ver- 
tragsorte geltenden. 


Art.  684. 

Der  Bodmereigeber  hxvm  verlangen^   dass   der  Bodmereibrief 
enihaUe: 

1.  den  Namen  des  Bodmereigläubigers; 

2.  den  KapiUübetrag  der  Bodmereischuld; 

3.  den  Beirag  der  Bodmereiprämie  oder  den  QesammibetrcLg  der 
dem  GUkänger  m  zahlenden  Summe; 

4.  die  Bezeichnung  der  verbodmeten  Gegenstände'; 

5.  die  Bezeichnung  des  Schiffs  und  des  Schiffers; 

6.  die  Bodmereireise; 

7.  die  Zeit^  zu  welcher  die  Bodmereischuld  gezahlt  werden  soU; 

8.  den  Ort,  wo  die  Zahlung  erfolgen  soU; 

9.  die  Bezeichnung  der  Urkunde  im  Kontext  als  Bodmereibriefs 
oder  die  ErJdärung,  dass  die  Schuld  als  Bodmereischuld  einr 
gegangen  sei,  oder  eine  andere  das  Wesen  der  Bodmerei  ge- 
nügend bezeichnende  ErJclärung; 

10,  die  Umstände,  welche  die  Eingehung  der  Bodmerei  nothwendig 
gemacht  haben; 

11,  den  Tag  und  den  Ort  der  Ausstellung; 

12,  die  Unterschrift  des  Schiffers. 

Die  Unterschrift  des  Schiffers  muss  auf  Verlangen  in  beglau- 
bigter Form  ertheilt  werden. 

1.  Das  Gesetz  hat  die  in  diesem  Artikel  aufgezählten 
Punkte  nicht  für  wesentliche  Bestandtheile  eines  Bod- 
mereibriefs erklärt,  von  denen  die  Gültigkeit  des  Geschäfts  ab- 
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h&Dgig  wäre.  *)  £b  hat  vielmehr  lediglich  dem  Bodmereigeber  das 
Becht  gegeben,  die  Feststellung  dieser  Punkte  zu  yerlangen.  l^a- 
tärlich  muBs  die  Urkunde,  um  als  Bodmereibrief  zu  gelten,  die 
Momente  enthalten,  welche  das  Wesen  des  Bodmereikontrakts  aus-» 
machen.  Welche  Momente  dies  sind,  ist  aus  der  Definition  des 
Art  680  zu  ersehen.  Hiemach  wird  man  fUr  unentbehrlich  halten 
müssen  die  in  irgend  einer  Weise,  aber  unzweideutig  geschehene 
Gharakterisirung  des  Vertrags  als  Bodmereigeschäft,  Angabe  der 
Subjekte  des  Geschäfts,  Angabe  des  Betragt  der  Schuld  und  zwar 
von  Kapital  und  Prämie,  Bezeichnung  der  verbodmeten  Gegen- 
stände, Bezeichnung  der  Bodmereireise. 

2.  Die  Erwähnung  der  Zahlungszeit  im  Bödmerei- 
briefe ist  selbst  in  dem  Falle,  »^&bb  die  Parteien  es  bei  der  gesetz- 
lichen. Zahlungszeit  von  acht  Tagen  nach  der  Ankunft  des  Schiffs 
im  Bestimmungshafen  der  Bodmereireise  belassen  sollten^',  für  die 
Gläubiger  von  >Vicht]gkeit,  ^^weil  in  diesem  Hafen  ein  abweichen- 
des Recht  gelten''  kann  (Prot.  VIII,  S.  4045  f.). 

8.  Die  Angabe  des  Zahlungsorts  ftir  die  Bodmereischuld 
kann  gefordert  werden,  weil  oftmals  „ein  anderer  Zahlungsort  und 
ein  anderer  Bestimmungsort^'  festgesetzt  wird  (Prot.  VI  8.  2568). 

4.  Dass  der  Bodmereinehmer  verpflichtet  wird,  auf  Verlangen 
des  Bodmereigebers  in  der  VertragsurKunde  zu  erklären,  „auf 
welche  Thätsachen  hin  er  sich  zur  Aufnahme  eines 
Bodmereikapitals  berechtigt  halte,^'  wurde  auf  der  Ham- 
burger Konferenz  folgendermassen  begründet:  „Der  Schiffer  sei 
nur  unter  gewissen  Voraussetzungen  zur  £ingehung  eines  Bodmerei- 
vertrags berechtigt.  Von  dem  Vorhandensein  dieser  Voraus- 
setzungen sei  folgerichtig  die  Gültigkeit  eines  Bodmereigeschäfts 
fegenüber  dem  Rheder  sowohl  als  dritten  Personen  abhängig,  der 
Bodmereigeber  somit  verpflichtet,  in  so  weit  ihn  nicht  eine  Prä- 
sumption  für  die  Legalität  der  Handlungen  des  Schiffers  hiergegen 
schütze,  die  Existenz  der  fraglichen  Voraussetzungen  nachzuweisen.*' 
Der  Bodmereigeber  soll  also  durch  die  gedachte  Erklärung  in  den 

*)  Der  Code  de  comm»  art.  311  bestimmt:  Le  contrat  h  la  grosse  — 
inonce  le  capital  prStd  et  la  aomme  convenue  pour  le  pro  fit  maritime  ^  les 
ohjets  9ur  leeguels  le  pret  est  affectiv  les  noms  du  navire  et  du  capitaine^ 
eeux  du  preteur  et  de  Vemprunteur\  si  le  prit  a  Heu  pour  un  voyage,  pour 
quel  voyage  et  pour  quel  temps ;  V4po<fue  du  remboursement.  Die  Nichtbeob  - 
achtong  hat  dieselben  Folgen,  wie  die  UnterlasBang  der  schriftlichen  Ab- 
fassung des  Vertrags :  Caumont  dictionnaire  p,  620  sau,  n.  7 ;  s.  oben  S.  8 
Note  *.  Hinsichtlich  des  englischen  Rechts  heisst  es  bei  Maclachlan^  trea^ 
tise  p.  Ö4  squ.:  There  is  no  settled  form  of  the  instimment  for  effectuating 
this  contract;  sometimes  it  is  a  bond;  at  others  in  the  form  ofa  bill  of  sais^ 
and  a$  other  times  of  a  di^erent  shape»  Whatever  be  the  form^  in  the  operor 
tive  part  shovld  appear  the  occasion  of  borrowing^  the  sum  borrowed^  the 
premium  to  be  paui  for  it^  the  ship,  the  voyage j  the  Statement  of  maritime 
risky  and  the  hypothecation  of  the  vessely  her  apparel  and  fumiture,  for  the 
loan,  These  appearing  with  sufficient  cleamess  in  the  instrumenta  Ü^e  con- 
struction  ordinarily  pfit  upon  it  by  the  Court  of  Admiralty  is  in  the  higheft 
degree  libercU. 
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Stand  gesetzt  werden ;  ,^a  seiner  Sicherheit  die  nöthigen  Nach- 
forschungen darüber  anzustellen^  ob  die  Angaben  des  Schifiers 
richtig  seien,  und  sich  mit  den  etwa  erforderlichen  Beweismitteln  zn 
versehen.^  Auch  im  Interesse  der  anderen  Betheiligten  wurde  eine 
solche  Erklärung  als  werthvoU  bezeichnet,  ,,da  sie  Anhaltspunkte  fUr 
die  Beurtheilung  der  Redlichkeit  oder  UnredUch^eit  des  V  erfahrens 
des  Schiffers  biete  und  die  Grundlage  zu  einem  Gegenbeweis  lie- 
fern könne«.  (Prot.  VI  8.  2569.) 

Art.  685. 

Auf  Verlangen  des  Bodmereigebers  ist  der  Bodmereibrief,  sofern 
nicht  das  Gegentheü  vereinbart  ist,  an  die  Order  des  Gläubigers  oder 
lediglich  an  Order  eu  stellen.  Im  letzteren  Falle  ist  unter  der  Or- 
der die  Order  des  Bodmereigebers  eu  verstehen. 

Der  Bodmereibrief  ist  an  sich  kein  negoziables  Papier.  Nur 
der  an  Order  gestellte  hat  diese  Natur  (ygL  Art.  S02.  Art  687). 
Doch  hat  das  Gesetz  dem  Bodmereigeber  die  Möglichkeit  gegeben^ 
dem  Bodmereibrief  stets  diese  Natur  zu  verschafren. 

Art.  686. 

Ist  vor  Ausstellung  des  Bodmereibriefs  die  NoihwendigTceü  der 
Eingehung  des  Geschäfts  von  dem  Landeskonsül  oder  demjenigen 
Konsuly  welcher  dessen  Geschäfte  sfu  versehen  berufen  ist,  und  in 
dessen  Ermangelung  von  dem  Gericht  oder  der  sonst  zuständigen  Be- 
hörde des  Orts  der  Ausstellung,  sofern  es  aber  auch  an  einer  solchen 
fMt,  von  den  Schiffsoffizieren  urkundlich  bezeugt,  so  wird  angenom- 
men, dass  der  Schiffer  zur  Eingehung  des  Geschäfts  in  dem  vorliegen- 
den Umfange  befugt  gewesen  sei. 

Es  findet  jedoch  der  Gegenbeweis  statt. 

Nach  dem  Vorgange  des  französischen  Rechts*)  und  anderer 
Rechte  hat  der  von  dem  Referenten  der  Hamburger  Konferenz 
herrührende  Entwurf**)  des  Abschnitts  über  die  Bodmerei  die  Be- 
stimmung getroffen  (Art.  565,   Prot.  VI  S.  2550) ^  dass   die  Noth- 


*)  Nach  dem  Code  de  comm.  ort.  234  darf  der  Kapitän  auf  der  Reise 
Bodmerei  nehmen,  wenn  die  NothwendiKkeit  derselben  konstatirt  ist  par  un 
proehs-^erbal  aigni  des  prineipaux  de  Viquipage ,  en  se  faisant  autorUer  en 
France  par  le  trünmal  de  commerce  cm,  a  difaut,  par  le  juge  de  paix,  che» 
V^tranger  par  le  conmd  frangaie,  ou,  ä  difaut,  par  le  magtetrat  dea  lieux. 
Wenn  im  Art.  312  die  Beohachtung  dieser  Formalität  nur  für  die  im  Aus- 
land eingegangenen  Bodmereigeschäfte  yorffeschrieben  ist,  so  ha^  dies  den 
Sinn,  dass  die  letztere  Vorschrift  sich  auf  aas  Verhältniss  des  betreffenden 
Geschäfts  zu  anderen  Rreditfeschäften  bezieht,  während  bei  der  Bestimmung 
des  Art  234  als  solcher  das  legale  Verhalten  des  Schiffers  seinen  Rhedem 
gegenüber  in  Frage  steht. 

**)  Dem  Preussischen  Entwurf  ist  solche  Vorschrift  fremd;  Tgl.  Art  538. 
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wendi^kelt  der  Bodmerei  ^^von  d^n  Gerichte  oder  der  zuständigen 
Behörae  des  Orta  der  Abschlieseung  oder  in  deren  Ermangelung 
von  dem  Landesconsul  und^  wenn  auch  ein  solcher  nicht  vorhan* 
den  ist;  von  dem  Vornehmsten  des  Schif&volks  urkundlich  be- 
scheinigt'^ werden  soll.  Die  Aufnahme  dieser  Bestimmung  wurde 
abgelehnt  (Prot.  VI  S.  2555-2561). 

Später  aber  wurde  auf  der  Konferenz  darauf  hingewiesen,  dass 
durch  diese  Bestimmung  die  missliche  Lage''^  erleichtert  worden 
wäre,  in  welche  der  Bodmereigeber  durch  die  ihm  auferlegte  Last 
(s.  Art.  497);  bei  Geltendmachung  seiner  Ansprüche*  gegen  Bheder 
und  Ladungseigenthümer  die  Nothwendigkeit  zur  Eingehung  des 
Bodmereigeschäfts  zu  erweisen^  versetzt  würde. 

Würde  nämlich  die  Bestimmung  —  fährte  man  aus  —  in  das 
Gesetz  aufgenommen,  so  könnte  die  Beweislast  dem  Bodmereigeber 
abgenommen  und  auf  den  Bodmereinehmer  übertragen  werden,  da 
,.die  fragliche  causc^  cognitio  einige  Sicherheit  für  die  Einhaltung 
aer  vom  Gesetze  gesteckten  Grenzen'^  bieten  würde.  Man  hielt 
dies  im  Interesse  aer  deutschen  Seeschifffahrt  für  wünschenswerth, 
indem  sonst  sich  ;,kaum  noch  Jemand  dazu  verstehen^'  würde  ^^auf 
deutsche  Schiffe  Bodmerei  zu  geben,^  noch  weniger  sich  Jemand 
dazu  herbeilassen  würde,  ,,einen  Bodmereibrief  zu  erwerben/'  die 
IndoBsabilität  der  Bödmereibriefe  also  völlig  illusorisch  werden 
würde.  In  Folge  dieser  Erwägungen  wurde  der  Beschluss  gefasst, 
dasB  der  Bodmereigeber  wie  der  Indossatar  zwar  im  Allgemeinen 
das  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  der  Bodmerei 
zu  beweisen  haben  solle,  dass  jedoch,  falls  der  Eingehung  des 
Bodmereivertrags  eine  catisae  cognitio  im  Sinne  des  (oben  citirten) 
Art.  565  vorangegangen  sei,  durch  den  Bodmereibrief  die  Prä^ 
sumption  der  Legalität  der  Bodmerei,  vorbehaltlich  des  Gegen- 
beweises, begründet  werde'*  (Prot.  VI  S.  2579—2581).*) 

Art  687. 

Der  Bodmereigeber  härm  die  Ausstellung  des  Bodmereibriefs 
in  mehreren  Exemplaren  verlangen. 

Werden  mehrere  Exemplare  ausgestellt ,  so  ist  in  jedem  Exem-' 
plar  anzugebenf  wie  viele  ertheilt  sind. 

Der  ^Bodmereibrief  kann  durch  Indossament  übertragen  werden^ 
wenn  er  an  Order  lautete 


*)  BAisslich  wurde  die  La^e  des  BodmereiRebers  insofern  gefunden,  als 
derselbe,  auch  wenn  er  sich  „rar  seine  Person  hinreichend  überzeugt  hätte, 
dass  allen  gesetzlichen  Anforderungen  genügt  sei^',  doch  keine  Sicherheit  da- 
fui  haben  könnte,  „daBS  die  ihm  zu  Geoote  stehenden  Beweismittel  bei 
der  dereinstigen  Geltendmachung  seines  Anspruchs  ausreichend  befunden 
wurden." 

**;  Nach  französischem  Becht  kann  die  Nichtbeobachtung  der  Bestim- 
mung des  Art.  234  dem  Bodmereigläubiger  vom  Rheder  und  Ladungseigen- 
thümer nicht  entgegengesetzt  werden  (Voigt  im  Neuen  Archiv  f.  H.  K.  I 
S.  460  f.) ;  über  die  Bedeutung  der  Vorschrift  s.  o.  S.  8  Note  *. 
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Der  Einwand^  dass  der  Schiffer  mr  Eingehung  des  Geschäfts 
überhaupt  oder  in  dem  vorliegenden  Umfange  nidU  befugt  gewesen 
sei,  ist  auch  gegen  den  Indossatar  zulässig. 

1.  Das  Ausstellen  des  Bodmereibriefs  inmehreren 
Exemplaren  kommt  vor,  um  dem  Bodmereigeber  die  Möglich- 
keit ,zu  gewähren^  denselben  mit  verschiedenen  Gelegenheiten  zu 
verschicken  und  dadurch  die  Gefahr  des  Verlustes  desselben  zu 
verringern. 

2.  Wenn- bei  dem  Vorhandensein  mehrerer  Exemplare  eines 
Bodmereibriefs  die  Vorschrift  des  Abs.  2  nicht  beobachtet 
ist;  so  haftet  der  Aussteller,  der  hierdurch  dritte  Personen  be- 
nachtheiligt,  „fttr  alle  von  ihm  in  Verkehr  gesetzten  Exemplare" 
(Prot.  Vlfl  S.  4047). 

3.  Die  Indossabilität  der  an  Order  gestellten  Bödmerei- 
briefe, welche  das  H.  G.B.  gleich  fremden  Gesetzgebungen*)  an- 
erkennt; wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  für  unentbehrlich 
erklärt;  nicht  deshalb;  weil  dieselben  etwa  häufig  ;;Gegenstand 
eines  kaufmännischen  Umsatzes'^;  wie  die  Wechsel  wären,  sondern 
weil  der  Bodmereigeber  nur  selten  in  Person  mit  der  Einkassirung 
seiner  Forderung  sich  zu  befassen  im  Stande  wärC;  vielmehr  regel- 
mässig hierzu  eines  Vertreters  oder  einer  Mittelsperson  bedürfte 
(Prot.  VI  S.  2577).  Der  nicht  an  Order  gestellte  Bodmereibrief 
würde  lediglich  durch  Cession  übertragen  werden  können. 

4.  Durch  den  letzten  Absatz  findet  der  Art.  303  Abs.  2 
seine  genauere  Bestimmung.  Es  soll  dadurch  eine  Umgehung  der 
Vorschrift;  dass  Bodmerei  nur  im  Falle  dringender  Nothwendig- 
keit  und  nur  soweit  es  dieses  Bedürfniss  fordert;  genommen  wer- 
den darf,  verhütet  werden  (Prot.  VI  S.  2577  f.).**) 

Art.  688. 

Die  Bodmereischuld  ist^  ßofem  nicht  in  dem  Bödmereibriefe 
selbst  eine  andere  Bestimmung  getroffen  ist^  in  dem  Bestimmungs- 


*)  So  bestimmt  der  Code  de  comm,  art,  3tS:  Taut  acte  de  prei  ä  la 
grosse  petU  Stre  nigocii  par  la  voie  de  VendossemetU ,  8*Ü  est  ä  ordre.  En 
ce  cos  la  nigoeiation  de  eet  acte  a  les  tnSmes  effets  et  produit  les  mSmes 
actions  en  garantie  que  cefle  des  autres  ejfets  de  commerce.  In  gleieher 
Weise  kann  nach  dem  HoUändiscIien  H.  G.  B.  fArt.  573)  der  an  Or- 
der gestellte  Bodmereibrief  durch  Indossament  übertragen  werden.  In 
England  wird  der  Bodmereibrief  als  ein  instrument  negotiable  anerkannt  in 
den  Eqmty  Courts  und  dem  Court  of  Admiralty,  nicht  dagegen  nach  common 
lato  (Abbott  p,  J2f.    Maclachlany  treatisv,  p,  öS). 

**)  Die  französische  Jorispradenz  hat  das  entgegengesetzte  Prinzip  auf- 
gestellt: Le  cessionaire  par  voie  <£ endossement  regulier  posshde  proprii" 
tairement  la  creance  avec  ses  droits  aUaioires.  On  ne  peut  opposer  au  tiers 
porteur  de  bonne  foi  aucune  des  excepttons  qui  auraient  pu  itre  sonlevies 
contre  le  cidant.  Anders  wenn  die  Uebertragung  durch  ein  nicht  regulaires 
Indossament  stattgefunden  hat    (Caumont^  dictionnaire  p.  €22  n.  12 J 


Von  der  Bodmerei«  15 

hafen  der  Bodmereireise  und  am  achten  Tage  nach  der  Ankunft  des 
Schiffs  m  diesem  Hafen  m  eählen. 

Von  dem  Zählungstage  an  laufen  kaufmännische  Zinsen  von 
der  ganeen  Bodmereischuld  einschliesslich  der  Prämie. 

Die  vorstehende  Bestimmung  kommt  nicht  gur  Anwendung^  wenn 
die  Prämie  nach  Zeit  bedungen  ist;  die  Zeitprämie  läuft  aber  bis 
jBur  Zahlung  des  Bodmereikapitals. 

1.  Bei  der  Bestimmang  des  Fälligkeitstermins  wird 
der  Tag  der  Ankunft  nicht  mitgezählt  (arg.  Art.  828  H.G.B.). 

2.  Unter  dem  Zahlungstage  des  Abs.  2  ist  der  Fällig- 
keitstermin zu  verstehen,  der  Tag,  an  welchem  nach  dem  Oesetz 
oder  dem  Vertrage  die  Bodmereischuld  hätte  gezahlt  werden 
müseen.  Die  von  diesem  Tage  an  laufenden  Verzugszinsen  be- 
tragen nach  Art.  287  H.G.B.  sechs  Procent 

3.  Die  Verpflichtung  des  Schuldners  zur  Entrichtung 
von  Zinsen  cessirt  nach  allgemeinen  Rechstgrundsätzen^  ^so- 
bald eine  mora  accipiendi  auf  oeiten  des  Gläubigers  vorhanden'^ 
ist,  der  Schuldner  „durch  Deposition  der  Schuld^'  sich  liberirt  und 
aus  ähnlichen  Gründen  (Prot.  VI  S.  2585). 

4.  Zur  Begründung  des  A b s.  3  wurde  auf  der  Hamburger 
Konferenz  Folgendes  geltend  gemacht.  Auch  ,,nach  der  glücklichen 
Ankunft  des  ochiffs^'  laufe  der  Gläubiger  das  Risiko,  „dass  die 
verbodmeten  Gegenstände  untergingen  oder  entwerthet  würden 
und  er  für  seine  Forderung  keine  Befriedigung  erhalte.^'  Dem- 
gemäss  werde  demselben  durch  kaufmännische  Zinsen  kein  voll- 
ständiges Aequivalent  zu  Theil.    Bei  der  gewöhnlichen  Bodmerei- 

Erämie  sei  nun  die  Meinung  gerechtfertigt,  dass  dieselbe  von  vom 
erein  mit  Rücksicht  auf  das  genannte  Risiko  und  die  zur  Be- 
seitirang  desselben  aufgewandten  Kosten  („Versicherungsprämien 
für  das  Schiff  im  Hafen,  sowie  ftir  die  gelöschte  Ladung^')  be- 
messen sei.  Bei  der  Zeitprämie  sei  jedodi  eine  solche  Annahme 
nicht  gerechtfertigt  Hier  gehe  vielmehr  die  Intention  der  Par- 
teien entschieden  dahin,  dass  durch  die  Prämie  „der  Zinsfuss 
habe  bestimmt  werden  sollen,  der  dem  Darleiher  bis  zur  Rück- 
zahlung der  Bodmereischuld  zu  Theil  werden  solle'*  (Prot.  VI 
S.  4049  f.). 

Art.  689. 

Zur  ZahJungssieit  kann  die  ZMung  der  Bodmereischuld  dem 
legiUmirten  Inhaber  auch  nur  eines  Exemplars  des  Bodmereibriefs 
nicht  verweigert  werden. 

Die  Zahlung  kann  nur  gegen  Rückgabe  dieses  Exemplars  ver- 
langt werden,  auf  welchem  tä>er  die  Zahlung  eu  quittiren  ist. 
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Art.  6»0. 


Melden  sich  mehrere  gehörig  legitimirte  Bodmereibriefs-JMiaher, 
so  sind  sie  sämmtlich  eurückau/weisen,  die  Gelder,  wenn  die  verbodr 
meten  Gegenstände  befreit  werden  sollen,  gerichtlich  oder  in  anderer 
sicherer  Weise  niederzulegen  tmd  die  Bodmereibriefs-lnhaher,  welche  sich 
gemeldet  haben,  unter  Angabe  der  Crründe  des  Verfahrens  hiervon 
ßfu  benachrichtigen. 

Wenn  die  Niederlegung  nicht  gerichUich  geschieht^  so  ist  der 
Dqponeni  befugt,  über  sein  Verfahren  und  dessen  Grunde  eine  ^ent- 
liehe Urkunde  errichten  m  lassen  und  die  daraus  entstehenden  Kosten 
von  der  Bodmereischidd  abewsiehen. 

Diese  Bestimmungen  sind  denen  über  dks  Auftreten  mehrerer 
Eonossementsinhaber  nachgebildet;  vgl.  daher  die  Ausftihrungeii 
zum  Art.  648,  Bd.  I  S.  297  f. 

Art.  691. 

Bern  Bodmereigläubiger  fällt  weder  die  grosse  noch  die  beson^ 
dere  Haverei  zur  Last 

Insoweit  jedoch  die  verbodmeten  Gegenstände  durch  grosse  oder 
besondere  Haverei  zur  Befriedigung  des  Bodmereigläubigers  unr 
zureichend  werden,  hat  derselbe  den  hieraus  entstehenden  Nachiheü 
zu  traget^. 

Der  Artikel  bezieht  sich  nicht  auf  das  Verhältniss  des  Bod- 
mereigebers zu  der  Gemeinschaft  der  Havarie-Interessenten,  —  denn 
hiervon  handelt  Art  725  Abs.  4  —  sondern  auf  das  des  Bodmerei- 
gebers zum  Eigenthümer  der  verbodmeten  Sacha^  und  er  verneint 
oie  Frage,  ob  diesem  letzteren  gegenüber  der  Bodmereigläubiger 
zum  Ersatz  der  wegen  der  verbodmeten  Sache  gezahlten  flavarie- 
beiträte  und  erlittenen  besonderen  Havarien  verbunden  sei.  Der 
Schuldner  kann  nicht  etwa  von  der  Bodmereischuid  den  Theil  der 
von  ihm  gezahlten  Havariebeitrtee  und  des  Betrags  der  erlittenen 
Havarien  in  Abzug  bringen,  welcher  dem  Verhältniss  des  Bodmerei- 

Sddes  zum  Werthe  der  verbodmeten  Gegenstände  entspricht.  Eine 
ürzung  seiner  Forderung  braucht  der  Bodmereigläubiger  sich  nur 
dann  gefallen  zu  lassen,  wenn  die  verbodmete  Sache  in  ihrem  be- 
schädigten Zustande  resp.  nach  Deckung  der  Havarie  nicht  mehr 
zur  Bezahlung  der  Schuld  hinreicht*)  (Prot  VI  S.  2776). 


*)  Das  französische  Recht  weicht  hienron  ah.  Der  Code  de  commerce 
bestimmt  nicht  nur  {ort,  327),  dass  im  Falle  von  Schiffbruch  die  Bodmerei- 
schuid auf  den  Werth  der  geretteten  Gegenstände  reduzirt  wird  (s.  o.  S.  2 
Note  **),  sondern  auch  {art,  330) :  Les  pretettrs  ä  la  grosse  contribuentj  ä  la 
d^charge  des  emprunteurSy  aux  avaries  communes,  Les  avaries  simples  sont 
attssi  ä  la  cTiarge  des  preteurs,  s^il  rCy  a  Convention  contraire.    Nach  dem 
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Art.  692. 

Die  sämmtUehen  verbodmeten  Gegenstände  haften  dem  Bodmerei- 
gläubiger solidarisch. 

Auch  schon  vor  Eintritt  der  Zahhmgszeit  han/n  der  OläUbiger 
nach  Anhmft  des  Schiffs  im  Bestimmungshafen  der  Bodmereireise 
die  Beschlagnahme  der  sämmtlichen  verbodmeten  Gegenstände  nach- 
sudien. 

1.  Die  Bestimmung  des  Abs.  1  entspricht  durchaus  der  Na- 
tur der  Sache^  indem  die  sämmtlichen  verbodmeten  Gegenstände 
gewissermassen  als  eine  Einheit^  als  eine  universitas  iuris  zu  be- 
trachten sind,  welche  ganz  vom  Pfände  ergriffen  wird  (Motive  zum 
Preussischen  Entwurf  S.  292).  So  war  denn  auch  das  Prinzip  im 
früheren  Recht  anerkannt  (Kaltenbom,  Seerecht  II  S.  258.  Erk. 
des  O.  A.  G.  zu  Lübek  vom  27.  Febr.  1854  in  der  Samml.  der 
Entsch.  des  Lüb.  O.A.G.  in  Hamb.  Rechtssachen  II  S.  850  f.). 
-Der  Bodmereigläubiger  kann  daher  bei  einer  Verbodmung  von 
Schiff,  Fracht  und  Ladung  sich  an  einen  dieser  Gegenstände  allein 
halten  und  aus  diesem  ausschliesslich  seine  Befriedigung  suchen, 
eben  so  kann  er  sich  in  demselben  Falle,  wie  auch  bei  der  Verbod- 
mung der  Ladung  allein,  an  die  Waaren  eines  einzigen  Ladungs- 
eigenthümers  halten. 

2.  Das  „ausgedehnte  Sicherungsmittel''  des  Abs.  2  glaubte 
man  im  Interesse  des  Bodmereigläubigers  statuiren  zu  müssen,  da 
dieser  sich  „nur  an  die  verbodmete  Sache''  halten  darf,  er  auch 
dem  gutgläubigen  Besitzer  der  Ladung  zu  weichen  hat  (Prot.  VI 
S.  2586;  Art.  697  Abs.  3  H.G.B.). 

Art.  693. 

Der  Schiffer  hat  für  die  Bewahrung  und  Erhaltung  der  ver* 
bödmeten  Gegenstände  eu  sorgen;  er  darf  ohne  dringende  Gründe 
keine  Handlung  vornehmen,  wodurch  die  Gefahr,  für  den  Bodmerei' 
geber  eine  grössere  oder  eine  andere  wird,  aJs  derselbe  bei  dem  Ab' 
Schlüsse  des  Vertrags  voroMSsetzen  mussie. 

Sandelt  er  diesen  Bestimmungen  zuwider,  so  ist  er  dem  Bod- 
mereigläubiger für  den  daraus  entstehenden  Schaden  veranhoortlich 
(Art.  479). 

Durch  diese  Bestimmung  soll  ausgedrückt  werden,  dass  der 
Schiffer  dem  Bodmereigläubiger  gegenüber  zu  einer  ganz  besonde- 
ren custodia  verpflichtet  ist,   dass   er  bei  einem  Bodmereigeschäft 

Holländischen  H.  G.B.  Art.  589  trägt  die  „Bodmerei  ans  Noth**  (d.  i. 
die  eigentliche  Bodmerei,  die  Bodmerei  des  Schiffers)  keine  andere 
Havarie,  als  den  durch  Verlust  oder  durch  Verringerung  entstandenen  Scha- 
den. Kach  englischem  Recht  ist  der  Bodmereigeber  frei  von  Havarie  {Mac- 
lachlan,  treatüe  p.  Ö7J, 

Lewis,  Seerecht  n.  2 
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in  höherem  Masse  für  die  Erhalhing  der  verpfändeten  Gesen- 
stände  haftet,  als  bei  einfachen  Kremtgeschftften.*)  Da  nämich 
bei  einer  Bodmerei  das  Darlehn  für  eine  bestimmte  Reise  gegeben, 
und  ^yähnlich  wie  bei  der  Versicherung  nur  die  Gefahr  dieser 
Reise  übernommen'^  wird,  so  nimmt  der  Schiffer  die  ^^persönliche 
Verpflichtung^^  auf  sich,  „den  verbodmeten  Gegenstand  nach  Mög- 
lichkeit zu  bewahren  und  ohne  Noth  keinen  anderen  Gefahren  aus- 
zusetzen, als  bei  Eingehung  des  Vertrags^  anzunehmen  gewesen.^ 
Selbst  Anordnungen  des  Rheders,  welche  auf  das  Gegeittheil  hin- 
auslaufen, darf  und  muss  der  Schiffer  sich  widersetzen  (Prot.  VIII 
S.  4053  f.).  Katürlich  macht  sich  der  Schiffer  nur  dann  verant- 
wortlich, wenn  er  Gefahren  herbeiführt,  welche  der  Gläubiger  „bei 
Eingehung  des  Geschäfts!'  nicht  hat  voraussehen  können  (Prot. 
S.  £)53).  Beispielsweise  ist  es  als  Verschulden  desselben  anzu- 
sehen, wenn  er  „vor  Befriedigung  oder  Sicherstellung  des  Gläu- 
bigers'' die  „verbodmeten  Frachtgelder  einzieht  oder  anderweitig 
verwendet"  oder  wenn  er  „die  Geltendmachung  der  Bodmerei- 
forderung^'  nach  der  Ankunft  im  Bestimmungshafen  durch  „frivoles 
Prozessiren"  hinhält  (Prot.  VI  S.  2624—2626).  Andere  Beispiele 
fuhren  die  beiden  folgenden  Artikel  auf. 

Art.  694. 

Hai  der  Schiffer  die  Bodmereireise  wiüMhrlich  verändert,  oder 
ist  er  von  dem  derselben  ent^rechenden  Wege  uilücührlich  abgewichen, 
oder  hai  er  nach  ihrer  Beendigung  die  verbodmeten  Gegenstände  von 
neuem  einer  Seegefahr  ausgesetzt,  ohne  dass  das  Interesse  des  Gläu- 
bigers es  geboten  hat^,  so  haftet  der  Schiffer  dem  Gläubiger  für  die 
Bodmereischuld  insoweit  personlich,  als  derselbe  aus  den  verbodmeten 
Gegenständen  seine  Befriedigung  nicht  erhält,  es  sei  denn,  diMSS  er 
beweist,  dass  die  unterbliebene  Befriedigung  durch  die  Veränderung 
der  Reise  oder  die  Abweichung  oder  die  neue  Seegefahr  nickt  ver- 
ursacht ist. 

1.  Dieser  Artikel  stellt  die  Präsumption  auf,  dass  wenn 
nach  einer  ungerechtfertigten  Deviation  der  Werth  der  verbod- 
meten Sachen  geringer  ist,  als  der  Betrag  der  Bodmereischuld 
dieser  Minderwerth  durch  die  Deviation  verursacht  ist. 
Dasselbe  ist  für  den  Fall  vorgeschrieben,  dass  der  Schiffer  nach 
Beendigung  der  Bodmereireise  (nicht  im  Interesse  des  Gläubigers) 
mit  den  verbodmeten  Gegenständen  eine  neue  Fahrt  antritt.  Diese 
Präsumption  ist  aufgestellt  worden,  um  den  Bodmereigeber  des 
Beweises  zu  überheben,  dass  ein  Kausalnexus  zwischen  dem  Ver- 
lust resp.  der  Beschädigung  und  der  Deviation  besteht,  eines  Nach- 
weises, der  nur  in  seltenen  Fällen  gelingen  würde,  und   um  den- 

*)  Der  Code  de  comm,  ort,  32'}  bestimmt  gleichfalls:  Lea  dommages  eav- 
sis  par  le  faxt  de  Vemprunteur^  ne  sorU  point  h  la  Charge  du  preteur.  Eben  so 
das  Holländische  H.G.B.  Art.  587. 
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selben  von  den  beschwerlichen  Weiterungen  zu  befreien^  welche 
dadurch  veranlasst  würden^  dass  er  die  Grösse  des  erlittenen  Scha- 
dens darthun  müsste.  Die  Präsumption  kann  durch  den  Beweis 
des  Gegentheils  entkräftet  werden,  d.  i.  durch  den  Beweis,  dass 
auch  ohne  die  Deviation  u.  s.  w.  Verlust  oder  Beschädigung  ein- 
getreten, resp.  der  Werth  der  verbodmeten  Gegenstände  doch,  und 
zwar  in  dem  und  dem  Masse,  hinter  dem  Betrage  der  Bodmerei- 
schuld  zurückgeblieben  sein  würde.  Hierbei  ^ind  besser  privi- 
legirte  Forderungen,  für  welche  derselbe  Gegenstand  haftet,  zu  be- 
rücksichtigen (Prot  VI  S.  2615—2620). 

2.  Unter  dem  willkührlichen  Abweichen  von  dem 
der  Bodmereireise  entsprechenden  Wege  ist  nicht  jedes 
Abweichen  von  dem  gewöhnlich  injiegehaltenen  Kurse  zu  verstehen ; 
vielmehr  wird  nur  dann  eine  verbotene  Deviation  anzunehmen 
sein,  wenn  der  Schiffer  einen  «.g&nz  ungebräuchlichen"  und  „offen- 
sichtlich unzweckmässigen''  Kurs  eingeschlagen  hat  (Prot.  VI 
S.  2618). 

Art.  695. 

Der  Schiffer  darf  die  verbodmete  Ladung  vor  Befriedigum  oder 
Sicherstellung  des  Gläubigers  weder  ganz  noch  theilweise  ausliefern, 
widrigenfalls  er  dem  Otäuhiger  für  die  Bodmereischuld  insoweit 
persönlich  verpflichtet  vnrd,  als  derselbe  aus  den  ausgelieferten  GiJir 
tem  eur  Zeit  der  Auslieferung  hätte  befriedigt  werden  können. 

Es  wird  bis  mm  Beweise  des  Gegentheils  angenommen,  dass 
der  Gläubiger  seine  vollständige  Befriedigung  hätte  erlangen  können. 

Das  Gesetz  hat  auch  für  den  Fall  der  gegen  das  Verbot  ge- 
schienen Auslieferung  der  Ladung  eine  Präsumption  auf- 
gestellt Es  wird  angenommen,  dass  ohne  die  gesetzwidrige 
Ausantwortung  derselben  der  Bodmereigläubiger 
seine  volle  Befriedigung  erhalten  haben  würde.  Wie 
im  vorigen  Artikel,  steht  aber  dem  Schiffer  der  Beweis  des  Gegen- 
theils zu.  Dieser  Beweis  kann  sich  darauf  richten,  entweder  dass 
der  Werth  der  Ladung  bereits  zur  Zeit  der  Auslieferung  (nicht 
etwa  erst  am  Fälligkeitstermine  der  Schuld)  hinter  dem  Betrage 
der  Bodmereischuld  (um  so  und  so  viel)  zurückblieb,  oder  dass 
dem  Gläubiger  —  z.  B.  in  Folge  von  jüngeren  Bodmereiforde- 
rungen  oder  Havariebeiträgen,  welche  auf  der  Ladung  haften  — 
durch  die  Auslieferung  der  Ladung  „überhaupt  kein  Schaden  oder 
doch  kein  dem  Werthe  der  ausgefieferten  Güter  gleichkommender 
Schaden  zugefügt  worden"  ist  (Prot.  VIII  S.  4055).  Dagegen  darf 
er  sich  (in  Folge  der  Bestimmung  des  Art.  692)  nicht  darauf  be- 
rufen, dass  „auch  noch  andere  Objekte  für  die  Schuld  hätten 
haften  müssen"  (Prot.  S.  4059). 
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Art.  69& 

Bat  der  Eheder  in  den  Fällen  der  Art.  693 j  694^  695  die  Band- 
hmgsumse  des  Schiffers  angeordnet^  so  kommen  die  Vorschriften 
des  zweiten  imd  dritten  Absatzes  des  Art.  ^9  ssur  Amoendimg. 

Ist  die  gegen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  verstossende 
Handlungsweise  des  Schiners  die  Folge  einer  Anordnung  des  Rhe- 
derS;  so  tritt  neben  der  fortdauernden  Verhaftung  des  ersteren 
eine  persönliche  Verhaftung  des  letzteren  ein.  Vgl.  die  Ausfuh- 
rungen zum  Art.  479,  Bd.  I  S.  80  f. 

Art.  «97: 

Wird  mr  Zahlungsjseit  die  -  Bodmereischuld  nicht  begcMt^  so 
kann  der  Glaubiger  dm  öffentlichefi  Verkauf  des  verbodmeten  Schiffs 
und  der  verbodmeten  Ladung ,  sowie  die  Ueberweisung  der  verbodr 
meten  Fracht  bei  dem  zuständigen  Gericht  beantragen. 

Die  Klage  ist  zu  richten  in  Ansehung  des  Schiffs  und  der 
Iracht  gegen  den  Schiffer  oder  Eheder,  in  Ansehung  der  Ladung 
vor  der  Ausliefenmg  gegen  den  Schiffer,  nach  der  Auslieferung  gegen 
den  Empfänger,  sofern  dieselbe  sich  noch  bei  ihm  oder  einem  An- 
deren  befindet,  welcher  sie  für  ihn  besitzt. 

Zum  Nachtheil  eines  dritten  Erwerbers,  welcher  den  Besitz  der 
verbodmeten  Ladung  in  gutem  Glatzen  erlangt  hat,  kann  der  Gläu- 
biger von  seinen  Rechten  keinen  Gebrauch  machen, 

1.  Der  Anspruch  auf  Ueberweisung  der  verbodmeten 
Fracht,  welchen  das  Gesetz  dem  Gläubiger  einräumt,  ist  selbst- 
verständlich nur  begründet  einmal  wenn  nicht  zugleich  der  Ver- 
kauf der  Ladung  gefordert  wird,  dann  aber  neben  dem  beantragten 
Vei'kauf  der  Ladung  nur,  wenn  und  so  weit  ungeachtet  der  Nicht- 
ablieferung  der  Güter  ein  Forderungsrecht  des  Verfrachters  auf 
die  Fracht  begründet  ist  (Art.  619.  717  H.G.B.). 

2.  Das  Gesetz  bezeichnet  den  Schiffer  als  passiv  zur 
Kla^e  legitimirt,  nicht  nur,  wenn  es  sich  um  Schiff  oder 
Fracht,  sondern  auch  wenn  es  sich  um  die  Ladung  handelt^ 
vorausgesetzt,  dass  diese  letztere  noch  nicht  an  den  Desti- 
natar ausgeliefert  ist.  Man  hielt  auf  der  Hamburger  Konferenz 
diese  Entscheidung  durch  das  praktische  Bedürfniss  für  geboten, 
indem  man  „nicht  ohne  die  grössten  Unzuträglichkeiten  einem 
Bodmeristen,  dem  eine  Stückladung  verbodmet  worden,  zumuthen 
könnte,  sich  bei  Geltendmachung  seines  Anspruchs  an  alle  einzel- 
nen Ladungsinteressenten  mit  seiner  Klage  zu  wenden.''  Dass  man 
den  Schiffer  nur  so  lange  als  Vertreter  der  Ladung  ansehen  kann, 
als  er  dieselbe  noch  nicht  abgeliefert  hat,  ist  selbstverständlich; 
doch  soll  mit  dieser  Verweisung  des  Bodmereigläubigers  an  den 
Empfanger  der  bereits  ausgelieferten  Ladung  nicht  „den  persön- 
lichen Schadensansprüchen"  präjudicirt  werden,  welche  Art  695 
jenem  gegen  den  Schiffer  zuspricht. 


Von  der  Bodmerei.  21 

3.  Das  Gesetz  hat  die  Geltendmachung  der  Verbodmung  der 
Lftdjiiig  gegenüber  gutgläubigen  Besitzern  für  unKulässig 
erklärt.  Diese  Bestimmung  ist  den  idlgemeinen  pfandrecht- 
lichen Grundsätzen  in  denjenigen  Ländern  (hier  allerdings  auch 
xftit  Rücksicht  auf  den  nkäae  fidei  possessor)  konform  ^  in  welchen 
an  beweglichen  Sachen  nur  ein  Faustpfand  anerkannt  wird,  nicht 
dagegenin  denjenigen,  wo  auch  eine  Hypothek  zugelassen  wird.  Für 
diese  Länder  ist  die  Bestimmung  rein  positiv,  oie  wurde  auf  der 
Hamburger  Konferenz  (Prot.  Vi  S  2588  f.)  damit  motivirt,  dass 
sie  ;;mit  grossen  Vortheilen  für  den  Handelsverkehr  verbunden 
sei;  und  es  sich  bei  Verbodmung  der  Ladung  doch  immer  nur  um 
Kaufinannsgüter  handle^'  —  weiche  letztere  Erwägung  doch  wohl 
nicht  ausnanmslos;  wenn  auch  der  Regel  nach  zutre£Fen  dürfte. 

Daraus,  dass  der  Art.  697  die  Geltendmachung  der  Verbod- 
mung ausdrücklich  nur  dem  hofMe  fidei  possessor  gegenüber  aus- 
schliesst;  dari*  selbstverständlich  nicht  argumenta  e  conirario  ge- 
schlossen werden,  dass  gegen  den  malae  fidei  possessor  die  Anstel- 
lung der  Klage  allgemein  zulässig  sei.  Das  G^etz  hat  diese  Frage 
offen  gelassen ,  so  dass  dieselbe  ledidich  nach  den  allgemeinen 
pfandreditliGhen  Grundsätzen  der  verscniedenen  Länder  in  der  oben 
angedeuteten  Weise  zu  entscheiden  ist  (Prot.  VI  S.  2590.  VIII 
S.  4056). 

4.  Die  Frage,  in  wieweit  die  Rechte  des  Bodmerei- 
gläubigers an  Schiff  und  Fracht  gegen  Dritte  gel- 
tend gemacht  werden,  ist  eben  so  zu  entscheiden,  wie  die  Frage, 
wieweit  Schiffsgläubiger  überhaupt  diese  Rechte  geltend  machen 
können.    Vgl.  darüber  Art.  758.  767  f.  774  H.G.B. 

Art  698. 

Der  Empfänger,  welchem  hei  Annahme  der  verbodmeten  Grüter 
begannt  ist^  dass  auf  ihnen  eine  Bodmereischuld  haftet  ^  wird  dem 
Gläubiger  für  die  Schuld  bis  mm  Werthe,  welchen  die  GuMt  zur 
Zeit  ihrer  Auslieferung  hatten ^  insoweit  persönlich  verpflichtet^  als 
der  Gläubiger,  falls  die  Auslieferung  nicht  erfolgt  wäre,  aus  den  GOr 
iem  hatte  befriedigt  werden  können. 

1.  Die  Bestimmung  dieses  Artikels  ist  durchaus  posi- 
tiver Natur,  denn  weder  mit  dem  Prinzip:  non  eonvenit  tucrari 
aUquem  cum  danmo  alterius,  noch  dem  Grundsatz,  dass  die  Pfand- 
klage gegen  den  angestellt  werden  kann,  qui  dolo  desiit  possidere 
würde  man  in  allen  hierher  gehörigen  Fällen  und  in  allen  deut- 
schen Ländern  zu  demselben  Resultat  gelangen.  Man  wollte  eben 
ein  einheitliches  Prinzip  haben.  Ausserdem  sollte  dadurch  „die 
Beschränkung  der  Rechte  des  Bodmereigläubigers  gegenüber  einem 
dritten  gutgläubigen  Besitzer  des  Pfanaobjekts^*  eine  Ausgleichung 
erfahren  (Prot.  VI  S.  4056  f ). 

2.  Dem  Gläubiger  ist  allerdings  ein  persönliches  Recht 
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gegen  den  Ladungsempfänger  gegeben^  d.  h.  dieser  kann 
von  jenem  in  Anspruch  genommen  werden^  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  er  sich  noch  im  Besitze  der  verbodmeten  GHiter  befindet  oder 
nicht.  Aber  dieses  Forderungsrecht  steht  dem  Gläubiger  nicht 
im  vollen  Umfange  seiner  Bodmereiforderung  zu,  sondern  ist  in 
zwiefacher  Weise  eingeschränkt.  Einmal  geht  es  nicht  auf  einen 
grösseren  Betrag,  als  den  Werth,  den  die  Güter  zur  Zeit  der  Aus- 
lieferung an  den  Ladungsemp&nger  hatten.  Sodann  kann  es  nur 
feltend  gemacht  werden,  wenn  und  soweit  der  Gläubiger  seine 
Befriedigung  aus  den  verbodmeten  Gütern  bei  nicht  erfolgter  Aus- 
lieferung an  den  Destinatar  erhalten  haben  würde.  Die  Forderung 
kann  also  gar  nicht  geltend  gemacht  werden,  wenn  mit  derselben 
ein  besser  privilegirtes  Pfandrecht  konkurrirt,  wenn  die  Güter  zur 
Zeit  der  Fälligkeit  der  Bodmereischuld  bereits  unterg^angen 
waren.  Dieselbe  erleidet  eine  Herabminderung,  wenn  die  Güter 
zu  der  gedachten  Zeit  verschlechtert  waren. 

Von  der  Haftung  des  Schiffers,  wie  sie  Art.  695  anordnet, 
unterscheidet  sich  diese  Haftung  des  Ladungsemp&ngers  dadurch, 
dass  der  Schiffer,  auch  den  vor  Eintritt  des  Zahlungstages  ein- 
getretenen Untergang  oder  die  Verschlechterung  der  ausgeliefert^! 
Güter  EU  tragen^'  hat,  der  Empfanger  aber  nur  die  Gefahr  der  vor 
dem  Zahlungstage  ausgelieferten  Güter  von  dem  Zahlungstage  ab. 
(Prot.  Vin  S.  4058~4063.) 

3.  Die  Beweislast  liegt  dem  Bodmereigläubiger  hinsicht- 
lich des  Werth  es  der  Ladung  ob,  dem  Ladungsempf&nger  in  Be- 
treff des  Umstandes,  dass  der  Gläubiger  auch  bei  nicht  erfolgter 
Auslieferung  der  Güter  sein  Recht  gar  nicht  oder  nur  in  dem  und 
dem  geringeren  Masse,  als  zur  Zeit  geschieht,  hätte  geltend 
machen  können. 

Art.  699. 

Wird  vor  dem  Antritt  der  Sodmereireise  die  Unternehmung  auf- 

fegeben,  so  ist  der  Gläubiger  befugt,  die  sofortige  Bemhlung  der 
bodmereischuld  an  dem  Orte  zu  verlangen,  an  welchem  die  Bodmerei 
eingegangen  ist;  er  muss  sich  jedoch  eine  verhältnissmässige  Herab- 
Setzung  der  Prämie  gefallen  lassen ;  bei  der  Herctbsetssung  ist  vor- 
zugsweise das  Verhältniss  der  bestandenen  zu  der  übernommenen  Ge- 
fahr massgebend. 

Wird  die  Bodmereireise  in  einem  anderen  als  dem  Bestimmungs- 
hafen derselben  beendet,  so  ist  die  Bodmereischuld  ohne  einen  Ab- 
zug von  der  Prämie  in  diesem  anderen  Hafen  nach  Ablauf  der  ver- 
tragsmässigen  und  in  deren  Ermangelung  der  achttägigen  (Art.  688) 
ZcMungsfrist  zu  zahlen.  Die  Zahlungsfrist  wird  vom  Tage  der  de- 
finitiven Einstellung  der  Beise  berechnet. 

Soweit  in  diesem  Artikel  nicht  ein  Anderes  bestimmt  ist,  kom- 
men die  Art.  689  bis  698  auch  in  den  vorstehenden  Fällen  zur  An- 
wendung. 
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1.  Der  Artikel  bandelt  von  dem  Einfluss^  den  der  Umstand, 
dass  die  Bodmereireise  nicht  ausgeführt  wird^  auf  die  Bodmerei- 
Bchold  hat  Hierbei  werden  zwei  Fälle  unterschieden:'  a)  die  ver- 
bodmeten Objekte  werden  wegen  freiwilligen  Aufgebens  der  Keise 
oder  aus  einem  anderen  Grunde  einer  Seegefahr  gar  nicht  aus- 
gesetzt; b)  sie  bestehen  allerdings  Seegefahr,  die  Reise  endet  aber 
anderswO;  als  im  Bodmereiverträge  angegeben.  Der  zweite  Um- 
stand ist  nur  von  Einfluss  auf  den  Zahlungsort,  resp.  die  Zahlungs- 
zeit; der  erstere  ist  auch  von  Einfluss  auf  die  Bodmereiprämie.  *) 
Die  Herabsetzung  der  Prämie  im  ersteren  Falle  beruht  auf  Billig- 
keitsrücksichten. Man  hielt  auf  der  Hamburger  Konferenz  eine 
solche  deshalb  für  gerechtfertigt,  ^,weil  die  Seegefahr  doch  ohne 
Zweifel  den  hauptsächlichsten  Einfluss  bei  Feststellung  der  Prämie 
habe,  und  letztere  ohne  diese  Gefahr  unter  allen  Umständen  weit 
niedriger  normirt  würde."  Dagegen  glaubte  man  dem  Gläubiger 
nicht  leden  Anspruch  auf  die  Prämie  entziehen  zu  dürfen,  „weil 
demselben  nur  die  Sache  hafte,  er  also  auch  schon  vor  Antritt  der 
Reise  mancherlei  Gefahren  des  verbodmeten  Objekts  zu  tragen 
habe,  und  ausserdem  in  der  Prämie  nebst  der  Vergütung  für  das 
übernommene  Risiko  auch  die  Entschädigung  für  die  Entbehrung 
des  Kapitals  enthalten  sei"  (Prot.  VI  S.  2593.  VHI  S.  4065  f.). 

2.  Die  Herabsetzung  der  Prämie  erfolgt  in  Ermange- 
lung einer  gütlichen  Uebereinltunft  unter  den  Kontrahenten  natür- 
lich arbürio  iudids  auf  Grund  sachverständigen  Gutachtens. 

3.  Dass  im  zweiten  Falle  die  Zahlungsfrist  nicht  ohne 
Weiteres  vom  Tage  der  Ankunft  im  Hafen,  sondern  erst  von  dem 
Tage,  an  welchem  die  definitive  Einstellung  der  Reise  beschlossen 
worden,  berechnet  wird,  erklärt  sich  daraus,  dass  möglicher  Weise 
erst  noch  eine  längere  Zeit  über  Reparaturversuchen,  Versuchen, 
die  Mannschaft  zu  vervollständigen  und  ähnlichen  Massregeln, 
welche  die  Fortsetzung  der  Reise  ermöglichen  sollen,  hingehen 
kann  (Prot.  VI  S.  2597.). 

4.  Die  Bestimmung  des  Abs.  2  ist  natürlich  auch  dann  zur 
Anwendung  zu  bringen,  wenn  das  Schiff,  nachdem  es  die  Reise 
angetreten,  in  den  Abgangshafen  zurückkehrt,  und  hier 
die  Reise  definitiv  aufgegeben  wird.     (Prot.  VI  S.  2596). 

5.  Für  den  Fall,  dass  nur  ein  Theil  des  verbodmeten 
Objekts  frei  von  Seegefahr  bleibt,  indem  z.  B.  nur  ein 
Theil  der  verbodmeten  Ladung  nicht  verschifft  wird,  war  auf  der 
Hamburger  Konferenz  beantragt,  dass  „für  diesen  Theil  dieselben 
Bestimmungen  wie  für  die  Gesammtheit"  gelten  sollten.  Dieser  An- 
trag wurde  jedoch  zurückgezogen,  nachdem  gegen  ihn  geltend  ge- 

•)  Die  französische  Jurisprudenz  unterscheidet  in  gleicher  Weise,  ob 
das  Unternehmen  vor  Anfang  der  Heise  aufgegeben  wird  oder  erst  nachdem 
die  Gefahr  zu  laufen  begonnen;  im  ersteren  Falle  hat  der  Gläubiger  nur 
Anspruch  auf  remboursement  du  capital  aveo  Ue  intirits  de  terre,  im  zweiten 
behält  der  Kontrakt  seine  Wirksamkeit  Vgl.  Ckiumanty  dictionnaire  p,  624 
71.  25. 
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gegen  den  Ladungsempfänger  gegeben^  d.  h.  dieser  kann 
von  jenem  in  Anspruch  genommen  werden^  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  er  sich  noch  im  Besitze  der  verbodmeten  Güter  befindet  oder 
nicht.  Aber  dieses  Forderungsrecht  steht  dem  Gläubiger  nicht 
im  vollen  Umfange  seiner  Bodmereiforderung  zu,  sondern  ist  in 
zwiefacher  Weise  eingeschränkt.  Einmal  geht  es  nicht  auf  einen 
grösseren  Betrag,  als  den  Werth,  den  die  Güter  zur  Zeit  der  Aus- 
lieferung an  den  Ladungsempfanger  hatten.  Sodann  kann  es  nur 
feltend  gemacht  werden,  wenn  und  soweit  der  Gläubiger  seine 
Befriedigung  aus  den  verbodmeten  Gütern  bei  nicht  erfolgter  Aus- 
lieferung an  den  Destinatar  erhalten  haben  würde.  Die  Forderung 
kann  also  gar  nicht  geltend  gemacht  werden,  wenn  mit  derselben 
ein  besser  privilegirtes  Pfandrecht  konkurrirt,  wenn  die  Güter  zur 
Zeit  der  Fälligkeit  der  Bodmereischuld  bereits  unterg^angen 
waren.  Dieselbe  erleidet  eine  Herabminderung,  wenn  die  Güter 
zu  der  gedachten  Zeit  verschlechtert  waren. 

Von  der  Haftung  des  Schiffers,  wie  sie  Art.  695  anordnet, 
unterscheidet  sich  diese  Haftung  des  Ladungsemp&ngers  dadurch, 
dasB  der  Schiffer,  auch  den  vor  Eintritt  des  Zahhmgstages  ein- 
getretenen Untergang  oder  die  Verschlechterung  der  ausgelieferten 
Güter  zu  tragen'*  hat,  der  Empfänger  aber  nur  die  Gefahr  der  vor 
dem  Zahlungstage  ausgelieferten  Güter  von  dem  Zahlungstage  ab. 
(Prot.  VIII  S.  4058--4063.) 

3.  Die  Beweislast  liegt  dem  Bodmereigläubiger  hinsicht- 
lich des  Werthes  der  Ladung  ob,  dem  Ladungsempfänger  in  Be- 
treff des  Umstandes,  dass  der  Gläubiger  auch  bei  nicht  erfolgter 
Auslieferung  der  Güter  sein  Recht  gar  nicht  oder  nur  in  dem  und 
dem  geringeren  Masse,  als  zur  Zeit  geschieht,  hätte  geltend 
machen  können. 

Art.  699. 

Wird  vor  dem  Antritt  der  Bodmereireise  die  Unternehmung  auf- 

fegeben,  so  ist  der  Gläubiger  befugt,  die  sofortige  Bezahlung  der 
bodmereischuld  an  dem  Orte  zu  verlangen,  an  welchem  die  Bocbnerei 
eingegangen  ist;  er  muss  sich  jedoch  eine  verhältnissmässige  HeraUh- 
Setzung  der  Prämie  gefallen  lassen ;  bei  der  Herabsetzung  ist  vor- 
zugsweise das  Verhältniss  der  bestandenen  zu  der  übernommenen  Oe- 
faJir  massgebend. 

Wird  die  Bodmereireise  in  einem  anderen  als  dem  Bestimmungs-' 
hafen  derselben  beendet,  so  ist  die  Bodmereischuld  ohne  einen  Ab- 
zug von  der  Prämie  in  diesem  anderen  Hafen  nach  Ablauf  der  ver- 
iragsmässigen  und  in  deren  Ermangelung  der  achttägigen  (Art.  688) 
Zahlungsfrist  zu  zahlen.  Die  Zahlungsfrist  wird  vom  Tage  der  de- 
finitiven Einstellung  der  Reise  berechnet 

Soweit  in  diesem  Artikel  rUcJit  ein  Anderes  bestimmt  ist^  Tvom- 
men  die  Art,  689  bis  698  auch  in  den  vorstehenden  Fällen  zur  An- 
wendung. 
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1.  Der  Artikel  bandelt  von  dem  Einfluss^  den  der  Umstand, 
dass  die  Bodmereireise  nicht  ausgeföhrt  wird^  auf  die  Bodmerei- 
schold  bat  Hierbei  werden  zwei  Fälle  unterschieden:'  a)  die  ver- 
bodmeten Objekte  werden  wegen  freiwilligen  Aufgebens  der  Keise 
oder  aus  einem  anderen  Grunde  einer  Seegefahr  gar  nicht  aus- 
gesetzt; b)  sie  bestehen  allerdings  Seegefahr,  die  Reise  endet  aber 
anderswO;  als  im  Bodmereiverträge  angegeben.  Der  zweite  Um- 
stand ist  nur  von  Einfluss  auf  den  Zahlungsort,  resp.  die  Zahlungs- 
zeit; der  erstere  ist  auch  von  Einfluss  auf  die  Bodmereiprämie.  *) 
Die  Herabsetzung  der  Prämie  im  ersteren  Falle  beruht  auf  Billig- 
keitsrücksichten.  Man  hielt  auf  der  Hamburger  Konferenz  eine 
solche  deshalb  für  gerechtfertigt,  ^weil  die  Seegefahr  doch  ohne 
Zweifel  den  hauptsächlichsten  Einfluss  bei  Feststellung  der  Prämie 
habe,  und  letztere  ohne  diese  Gefahr  unter  allen  Umständen  weit 
niedriger  normirt  würde."  Dagegen  glaubte  man  dem  Gläubiger 
nicht  leden  Anspruch  auf  die  Prämie  entziehen  zu  dürfen,  „weil 
demselben  nur  die  Sache  hafte,  er  also  auch  schon  vor  Antritt  der 
Keise  mancherlei  Gefahren  des  verbodmeten  Objekts  zu  tragen 
habe^  und  ausserdem  in  der  Präniie  nebst  der  Vergütung  für  das 
übernommene  Risiko  auch  die  Entschädigung  für  die  Entbehrung 
des  Kapitals  enthalten  sei^'  (Prot.  VI  S.  2593.  VHI  S.  4065  f.). 

2.  Die  Herabsetzung  der  Prämie  erfolgt  in  Ermange- 
lung einer  gütlichen  Uebereinkunft  unter  den  Kontrahenten  natür- 
lich arhürio  iudids  auf  Grund  sachverständigen  Gutachtens. 

3.  Dass  im  zweiten  Falle  die  Zahlungsfrist  nicht  ohne 
Weiteres  vom  Tage  der  Ankunft  im  Hafen,  sondern  erst  von  dem 
Tage,  an  welchem  die  definitive  Einstellung  der  Reise  beschlossen 
worden,  berechnet  wird,  erklärt  sich  daraus,  dass  möglicher  Weise 
erst  noch  eine  längere  Zeit  über  Reparaturversuchen,  Versuchen, 
die  Mannschaft  zu  vervollständigen  und  ähnlichen  Massregeln, 
welche  die  Fortsetzung  der  Reise  ermöglichen  sollen,  hingehen 
kann  (Prot.  VI  S.  2597.). 

4.  Die  Bestimmung  des  Abs.  2  ist  natürlich  auch  dann  zur 
Anwendung  zu  bringen,  wenn  das  Schiff,  nachdem  es  die  Reise 
angetreten,  in  den  Abgangshafen  zurückkehrt,  und  hier 
die  Reise  definitiv  aufgegeben  wird.     (Prot.  VI  S.  2596). 

5.  Für  den  Fall,  dass  nur  ein  Theil  des  verbodmeten 
Objekts  frei  von  Seegefahr  bleibt,  indem  z.  B.  nur  ein 
Theil  der  verbodmieten  Ladung  nicht  verschifft  wird,  war  auf  der 
Hamburger  Konferenz  beantragt,  dass  „für  diesen  Theil  dieselben 
Bestintunungen  wie  für  die  Gesammtheit''  gelten  sollten.  Dieser  An- 
trag wurde  jedoch  zurückgezogen,  nachdem  gegen  ihn  geltend  ge- 

€ 

•)  Die  französische  Jurisprudenz  unterscheidet  in  gleicher  Weise,  ob 
das  Unternehmen  vor  Anfang  der  Heise  aufgegeben  wird  oder  erst  nachdem 
die  Gefahr  zu  laufen  begonnen;  im  ersteren  Falle  hat  der  Gläubiger  nur 
Anspruch  auf  remboursement  du  capital  avec  lea  intirits  de  terre^  im  zweiten 
behält  der  Kontrakt  seine  Wirksamkeit  Vgl.  Caumont^  dicttonnodre  p.  624 
n.  23, 
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macht  9  dasB  man  den  ^^tholweisen  Wesfall  der  Prttmie^  nicht 
würde  anordnen  können ^  ^,ohne  £Uglei<3i  zu  bestimmen,  daas 
die  «Ktsprechende  Quote  des  Kapitals  noch  vor  Beginn  der  Aas- 
fÜhrang  des  Unternehmens  2uriickziigeben  sei,^  dass  aber  ^,dtö 
Ermittelung  dieser  Quote,  fiir  deren  RäckTergütung  es  dem  Schiflter 
noch  dazu  regelmässig  an  allen  Mitteln  fehlen  würde,^  kaum  mög* 
li(^  erscheine;  dass  es  auch  fraglich,  ob  in  einem  solchen  Falle 
der  Grläubiger  überhaupt  nodi  verbunden  sei,  die  AusAihrung  der 
Reise  mit  einem  Theil  der  verbodmeten  Gegenstände  sich  gefallen 
zsu  lassen  (Prot.  VUI  S.  4068^4066;  vgl.  VI  S.  2593).  M.  E. 
ist  dem  Umstände,  dass  ein  Theil  der  verbodmeten  G-^enstände 
der  Seegefahr  nicht  ausgesetzt  wird,  dieselbe  Bedeutung  beizuleg^Q, 
als  wenn  sie  alle  derselben  nicht  ausgesetzt  würden.  Das  Charak- 
teristische der  Bodmereiforderung  besteht  darin,  dass  sie  nie  den 
Werth,  welchen  die  verbodmeten  Objekte  an  dem  Orte  haben ,  wo 
die  Bodmereireise  enden  soll,  übersteigen  kann.  Der  Bodmerei- 
gläubiger unterwirft  sich  von  vom  herein  einer  Herabsetzung 
seiner  Forderung  um  den  Betrag,  um  welchen  der  Werth  der  ver- 
bodmeten Sachen  bei  Beendigung  der  Bodmereireise  hinter  jener 
zurückbleibt,  er  übernimmt  also  die  Gefahr,  welche  seiner  Forde- 
rung erwachsen  kann  aus  dem  Untergange,  der  VerschlechteruDg 
und  sonstiger  Werthsverringerung  der  verbodmeten  Objekte.  Das 
Uebernehmen  dieser  immerhin  bestimmt  abgegrenzten  Gefahr 
Seitens  des  Bodmereigläubigers  bildet  einen  wesentlichen  Bestand- 
theil  des  Bodmereivertrags.  Das  Zurückbehalten  eines  Theils  der 
verbodmeten  Gegenstände  Seitens  des  Bodmereinehmers  würde  die 
Gefahr  des  Gläubigers  zu  einer  ganz  anderen  machen,  indem  zu 
den  Einbussen,  welche  er  möglicner  Weise  durch  Untergang  und 
Werthsverringerung  der  verbodmeten  Gegenstände  erleidet,  nun 
noch  die  hinzutritt,  welche  die  Folge  der  Verkleinerung  des  ver- 
bodmeten Objekts*)  ist.  Eine  solche  Vergrösserung  und  Ver- 
änderung der  Gefahr  braucht  der  Gläubiger  nicht  zu  dulden. 
Will  oder  kann  daher  der  Bodmereinehmer  aas  Unternehmen  nicht 
in  der  ursprünglich  beabsichtigten  Weise  ausführen,  so  kann  er 
zum  Aufgeben  desselben  (d.  h.  natürlich  in  seiner  Eigenschaft  als 
Bodmereiunternehmer)  gezwungen  werden,  damit  ist  aber  die 
Pflicht  zur  sofortigen  Zahlung  der  Bodmereischuld  verbunden, 
welche  jedoch  nach  Abs.  1  zu  behandeln  sein  würde.  Lässt  der 
Bodmereigeber  freiwillig  das  Unternehmen  in  der  veränderten  Ge- 
stalt von  Statten  gehen,  so  kann  selbstverständlich  von  einer 
Herabsetzung  der  Prämie  nicht  die  Rede  sein,  da  die  Gefahr  für 
den  Bodmeristen  nicht  verringert,  sondern  vergrössert  wird. 

6.     Der  Preussische   Entwurf  (Art.  548.    549)    enthielt    eine 
Vorschrift  für  den  Fall,  dass  die  Bodmereireise  „ungebühr- 


*)  Es  mag  hier  gestattet  sein,  die  verschiedenen  verbodmeten  Gegen- 
stände als  univcrsi'taSf  also  als  Einheit  zu  bezeichnen. 
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liofa:  verzögeTt/'  die  ,;im  Vertrag  übernommene  Gefahr^'  also 
vergröasert  wird.  Er  spricht  in  diesem  Falle  dem  Bodmereigeber 
das  Recht  zu^  Tom  Vertrage  surüokzmtreten  und  nicht  bloe  das 
dai^eliehene  Kapital  mit  kaofianännischen  Zinsen  zoriiekznyerlanffen, 
Bonaem  auch  eine  nach  Verhältniss  der  gelaufenen  zur  über* 
nommenen  Gefahr  zu  bemessende  Vergütung  zu  fordern.  Es  wurde 
aber  eine  Bestimmung  der  Art  nicht  aufgenonmien.  Man  wird 
sagen  müssen,  der  Vertrag  wird  durch  ungebührliche  Verzögerung 
nicht  ungültig,  der  Bodmerist  kann  auf  Grund  einer  solchen  von 
demselben  nicht  zurücktreten.  Er  kann  vielmehr  lediglich  die  ihm 
durch  Art.  693  event.  Art.  696  eingeräumten  Rechte  geltend 
machen. 

Art.  700. 

Die  Afmeendung  der   Vorschriften   dieses  Titels  wird  dadurch 

flickt  tmsgesMossen^  dctss  der  Schiffer  m^gleich  Miteiffenthümer  oder 

JMeineigenihümer  des  Schiffs  oder  der  Ladung  oder  beider  ist^  oder 

dass  er  auf  Grund  besonderer  Anweisung  der  Betheiligten  die  Bodr 

merei  eingegangen  ist 

• 

1.  Die  Bestimmungen  dieses  Titels  sind  zunächst  nur  für  den 

Fall  berechnet,  dass  der  SchiflFer  „als  ein  solcher  gesetzlicher  Ver- 
treter fremder  Interessen"  handelt,  welcher  „seine  Mandanten  nicht 
persönlich  zu  verpflichten  berechtigt"  ist.  Trotzdem  sind  die 
Vorschriften  des  Titels  nicht  blos  für  anwendbar  erklärt  worden 
auf  den  Schiffer,  welcher  Mi tr heder  des  Schiffs  ist,  welches 
er  fuhrt,  und  den  Schiffer,  welcher  zugleich  AUeinrheder  ist 
in  den  Fällen,  wo  er  nur  die  Ladung  verbodmet,  sondern  auch 
auf  den  Alleineigenthümer  des  von  ihm  geführten  Schiffs,  wo 
es  sich  um  Verbodmung  von  Schiff  und  Fracht  handelt  und  auf 
den  Alleineigenthümer  oder  Miteigenthümer  der  ver- 
bodmeten Ladunff.  Der  Grund  hierfür  ist  darin  zu  suchen,  dass 
anderenfalls  die  Möglichkeit  für  den  Schiffer,  auf  der  Reise  in 
Nothfällen  die  zur  Fortsetzung  und  Vollendung  jener  (woran 
regelmässig  noch  andere  Personen  betheiligt)  erforderlichen  Mittel 
zu  erhalten,  wesentlich  erschwert  worden  wäre.  (Prot.  VI  S. 
2598—2600.  2605.) 

2.  Der  Umstand,  dass  der  Schiffer  die  Bodmerei  genommen 
hat  auf  Grund  besonderer  Anweisung  der  Rhoder  resp.  Ladungs- 
eigenthümer  schliesst  so  lanse  die  Anwendung  der  Vorschriften 
dieses  Titels  nicht  aus,  als  dieselbe  nur  das  Verhältniss  zwischen 
dem  Schiffer  und  Rheder  resp.  Ladungseigenthümer  angeht  „und 
der  erstere  dritten  gegenüber  nur  auf  Grund  seiner  gesetzlichen 
Vollmacht"  in  seiner  Eigenschaft  als  Schiffer,  nicht  als  Mandatar 
des  Rheders  oder  Ladungseigenthümers  kontrahirt.  Im  entgegen- 
gesetzten Falle  würden  natürlich  die  Grundsätze  des  bürgerlichen 
Rechts  über  die  Stellvertretung  Platz  greifen.  Vgl.  Bd.  I  S.  36. 
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Art.  701. 

Die  Bestimmungen  über  die  uneigentliehe  Bodm^ei,  d.  h.  die" 
jenige,  welche  nicht  von  dem  Schiffer  als  solchem  in  den  im  Art,  681 
bezeichneten  Fällen. eingegangen  ist,  bleiben  den  Landesgeseteen  vor- 
behalten. 

Im  europäischen  Seerecht  kommen  ausser  der  im  U.  G.B.  be- 
handelten eigentlichen  Bodmerei,  der  Bodmerei  des  Schiffers,  noch 
vor  die  Bodmerei  des  Rheders  und  die  des  Befrachters.  Der  Bheder 
geht  ein  Bodmereigeschäft  ein,  um  sich  die  zur  Vollendung  des  Baues 
des  Schiffs,  zur  Ausrüstung  oder  Reparatur  desselben  erforderlichen 
Mittel  zu  verschaffen,  und  zwar  verbodmet  derselbe  entweder  das 
Schiff  oder  einzelne  Parten  desselben  mit  der  auf  der  Reise  zu 
verdienenden  Fracht,  oder  ohne  dieselbe.  In  diesem  Falle  heisst 
der  Bodmereibrief  zuweilen  Bielbrief '^);  wahrscheinlich  so  genannt, 
weil  ursprünglich  die  Bodmerei  auf  dem  Bielbrief  vermerkt  wurde. 
Der  Be&achter  verbodmet  die  Ladung,  um  die  zur  Anschaffung 
der  Waaren  nothwendigen  Fonds  zu  ernalten.  Für  diese  Art  der 
Verbodmung  ist  in  England  die  übliche  Bezeichnung  respondentia 
(Abbott,  .  treatise  jp.  135.  187.  143.  Maclachlan  treatise  p.  48), 
anderwärts  Grossaventurvertrag**).  Diese  verschiedenen  Arten  der 
Bodmerei  haben  denselben  Charakter***). 

Der  Preuss.  Entwurf  zum  H.G.B.,  welcher  an  die  Spitze  des  über 
Bodmerei  handelnden  Abschnitte  eine  Definition  der  Bodmerei  gestellt, 
hatte  diese  in  ähnlicher  Weise,  wie  die  fremden  Rechte  den  sämmt- 
lichen  Arten  der  Bodmerei  angepasst.  f)  Da  man  jedoch  auf  der  Ham- 
burger Konferenz  einerseits  Bedenken  trug,  die  Verneinung  der 
persönlichen  Verpflichtung  des  Nehmers  fiir  die  uneigentliche 
Bodmerei  auszusprechen,  andererseite  geltend  machte,  dass  diese 
„wenigstens  im  Norden  Deutechlands  ausser  Gebrauch  gekommen 
und  nach  den  jetzigen  Kreditverhältnissen  völlig  entbehrlich  sei'^ 

*)  In  England  spricht  man  sowohl  beim  Schiffer  wie  beim  Bheder  von 
hotiomry, 

**)  Benecke-Nolie  II  S.  852.  In  Frankreich  ist  der  Ausdruck  contrai 
ä  la  grosse  averUure  gleichbedeutend  mit  contrat  ä  la  grosse,  Uebrigens  soll 
hier  die  nneigentliche  Bodmerei  nicht  mehr  praktisch  sein. 

•♦*)  AbbuU  p,  126  squ,  p,  143.  In  gleicher  Weise  findet  tu.  9  l.  II  des 
Code  de  commerce  auf  alle  Arten  der  Bodmerei  Anwendung;  eben  so  passt 
für  alle  die  von  den  französischen  Juristen  gegebene  Definition:  Vemprunt 
h  la  grosse  est  un  contrat  par  lequel  Vemprunte/wr  ou  prenevr  regoü  du 
priteur  ou  donneur  une  somme  d'argent  pour  Stre  employ^e  ä  une  expSdi- 
tton  maritime,  avec  condiiion:  1^  que,  si  les  objels  affectis  arrivent  ä  bon 
port  Vemprunteur  rembourse  le  capital  et  le  pro  fit',  2^  et  par  contre,  que 
si  les  objets  exposis  perissent  par  foriune  de  mer ,  le  priteur  ne  peut  rien 
rMamer  au  dela  de  ce  qu%  reste  des  objets  mis  en  risques  (Caumont, 
dictionnaire  p.  619  n.  1.). 

f)  Art.  534:  Die  Bodmerei  ist  ein  auf  Schiff,  JFVacht  oder  Ladung 
gegen  Zusicherung  einer  Prämie  unter  der  Bedingung  gegebenes  Darlehn, 
dass  die  Zurückzahlung  mit  Prämie  und  etwanigen  Verzugszinsen  aus  Schifft, 
Fracht  oder  Ladung  nach  Ankunft  am  Bestimmungsorte'  erfolgen  soll. 
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(Prot.  VI  S.  2540);  so  beschloBS  man  nur  fUr  den  Fall  Bestim- 
mungen zu  treffen  ^^wenn  die  Bodmerei  vom  Schiffer  als  dem  ge- 
setzlichen Vertreter  des  Rheders  und  der  Ladungsinteressenten 
fenommen  werde"  (Prot.  VI  S.  2601).  Zugleich  wurde  jedoch 
eschlossen,  der  Landesgesetzgebung  das  Recht,  Vorschriften  über 
die  uneigentliche  Bodmerei  zu  treffen,  ausdrücklich  im  Gesetzbuch 
vorzubehalten,  namentlich  um  zu  yerhüten^  dass  die  ausserhalb  des 
Titels  über  die  Bodmerei  im  Gesetzbuch  enthaltenen  Bestimmungen 
„ohne  Weiteres  auch  auf  diejenigen  Rechtsgeschäfte  fiir  anwendbar 

fehalten  würden,  welche  in  der  Seerochtswissenschaft  und  im  Ver- 
ehr ausser  dem  in  der  Definition  (des  Gesetzbuchs)  bezeichneten 
Eontrakte  mit  dem  Namen  der  Bodmerei  bezeichnet  würden" 
(Prot.  VI  S.  2611 — 2614).  Uebrigens  hat  durch  die  Bestimmung 
nur  die  Möglichkeit  für  die  Partikulargesetzgebung,  Vorschriften 
zu  erlassen  gewahrt  werden  sollen,  nicht  aoer  sind  dadurch  die 
zur  Zeit  der  Emanation  des  H.  G.  B.  bestehenden  landesgesetzlichen 
Bestimmungen  aufredht  erhalten  worden.  G<ebrauch  gemacht  ist 
von  dem  in  Rede  stehenden  Vorbehalt  in  keinem  deutschen  See- 
staate,  nur  die  Bremische  Einfiihrungs- Verordnung  vom  6.  Juni 
1864  §  45  hat  ausdrücklich  vorgeschrieben: 

Die  uneigenttiche   Bodmerei   gewährt  nickt   die    Rechte   eines 
Schi/ßgläubigers. 


ACHTER  TITEL. 

Tob  der  laTereL 


Erster  Abschnitt. 

Grosse  (gemeiDsohafUiche)  Haverei  und  besondere  HavereL 

Art  70S. 

AUe  Schädenf  welche  dem  Schiff  oder  der  Lotd/ung  oder  "beiden 
gum  Zweck  der  ErreUimg  heider  aus  einer  gemeinsamen  Qefcihr  von 
dem  Schiffer  oder  auf  dessen  Geheiss  vorsaUUch  mgefugt  werdeny 
sotme  auch  die  dur(^  solche  Massregeln  femer  verursachten  Schuh 
den^  ingleichen  die  Kosten,  welche  0U  demselben  Zweck  aufgewendet 
werden,  sind  grosse  Maverei. 

Die  grosse  Haverei  wird  von  Schiff  y  Fracht  vnd  Ladung  ge^ 
meinschaßUch  getragen. 

1.  Das  Rechtsinstitut  der  grossen  Haverei  (grossen  Hava- 
rie, Havariegrosse)  beruht  auf  dem  bereits  in  der  lex  MJiodia 
de  iactu  zur  Anerkennung  gelangten  Prinzip,  ut  omnium  contribtA- 
tione  sarciatur^  quod  pro  omn^us  daium  est.  Diese  Grundregel 
wird  im  Art.  702  ganz  allgemein  ausgesprochen,  dabei  aber  ge- 
nauer präzisirt.  Hiernach  erscheinen,  wie  dies  bereits  auf  der 
Hamburger  Konferenz  hervorgehoben  wurde  (Prot.  VI  S.  2634), 
als  die  wesentlichen  Erfordernisse  der  grossen  Havarie: 

a)  y^eine  Schiff  und  Ladung  gemeinschaftlich  (seih  mit  einem 
Nachtheil)  bedrohende  Gefahr/' 

b)  „eine  zur  Rettung  aus  dieser  Gefahr  vorgenommene  Handlung, 
wodurch  Schiff  oder  Ladung  oder  beide  absichtlich  beschädigt 
werden,  oder  eine  die  Rettung  aus  der  Ge&hr  bezweckende 
Aufwendung." 

c)  „eine  hierauf  gerichtete  Anordnung  des  Schiffers." 
Hinzukommen  muss  (wenn  auch  erst  im  Art.  705  genannt): 

d)  „ein  günstiger  Erfolg,"  indem  die  Rettung  von  Schiff  und 
Ladung  „ganz  oder  zum  Theil'^  gelingen  muss. 
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2.  Das  erste  Requisit  der  Havariegrosse  ist  eine  Gefahr. 
Die  Massregeln  dürfen  nicht  aus  blossen  ^^Zweckmässigkeitsrück- 
sichten  und  nautischen  Erwägungen^'  (wie  es  z.  B.  der  Fall  sein 
würde  beim  Aufsuchen  eines  i^othhafens  wegen  andauernder 
widr^er  Winde)  getroffen  sein  (Prot.  VI  S.  2661  f.). 

Die  Gefahr  muss  eine  wirkliche  sein^  und  zwar  eine  solche^ 
welche  die  getroffenen  Massregeln  rechtfertigt  (Prot.  S.  2686).  Das 
Gesetz  hat  es  jedoch  unterlassen^  die  Annanme  einer  solchen  Ge-. 
fahr  von  dem  Vorhandensein  objektiver  Momente  abhängig  zu 
machen.  Vielmehr  ist  die  Beurtheilung  der  Frage^  ^^ob  eine  kon- 
krete Gefahr  als  erheblich  zu  betrachten  oder  nicht'';  dem  Schiffer 
überlassen  (Prot.  VIII  S.  4077).  Natürlich  wird  auch  hier  wieder 
vorausgesetzt,  dass  der  letztere  sich  als  ordentlicher  Schiffer  gerirt; 
und  ob  er  dies  gethan,  ist  der  thatsächlichen  Würdigung  des 
Kichters  überlassen.  Stellt  dieser  aber  fest,  dass  eine  wirkliche 
(gemeinsame)  Gefahr  ^^verständiger  Weise  von  dem  Schiffer  als 
vorhanden  angenommen  werden  durfte,''  so  hat  dies  dieselbe  Be- 
deutung, als  wenn  die  Gefahr  in  Wahrheit  vorhanden  gewesen  ist.*) 
(Entsch.desR.O.H.G.  yiIIS.298.  Entsch.  de«  O.A. G.  zu  Lübeck 
vom  18.  Oktober  1851  in  Seuffert's  Archiv  VII  No.  89.)  Hat 
aber  der  Schiffer  „aus  übertriebener  Aengstlichkeit,  um  einer  ein- 
gebildeten Gefahr  zu  entgehen,"  ein  Opfer  gebracht,  z.  B.  Güter 
über  Bord  geworfen,  so  würden  die  betreffenden  Ladungsinteresaenten 
„nur  einen  Anspruch  auf  Schadensersatz'^  g^S^^  den  Schiffer  und 
Rheder  haben,  nicht  aber  an  ihre  Mitinteressenten  sich  halten  dürfen 
(Port  VI  S.  2686;  vgl.  Voigt,  Neues  Arch.  f.  Handelsr.  II  S.  87). 

Die  Gefahr  muss  bereits  eingetreten  sein,  denn  da  das  Gesetz 
von  der  Errettung  aus  einer  gemeinsamen  Gefahr  spricht^  so  hat 
es  nicht  die  Abwendung  einer  bevorstehenden  Gefahr,  sondern  die 
Abwendung  „des  aus  der  Gefahr  möglicher  Weise  entstehenden 
üebels  vor  Augen"  (Prot.  VI  S.  2686  f.).  Handlungen,  „welche 
vorgenommen  werden,  um  dem  Eintritte  von  Gefahren  vorzubeugen," 
begründen  niemals  grosse  Havarie.  (Entsch.  des  R.  O.H.  G.  aXI 
S.  157  f.**). 

*)  Der  Code  de  commerce  [art.  400)  bezeichnet  als  avaries  communes 
nur  lee  dommages  soufferts  volontatrement  et  les  dipenses  faitee  d'aprks 
dilihirations  mottvies;  yerlan^  also,  dass  die  dringende  Gefahr,  welche 
auch  nach  französischem  Becht  die  Voraussetzung  der  Havariegrosse  ist, 
durch  eine  der  Aufopfening  oder  Aufwendung  yorangehende  Berathun^  des 
Kapitäns  mit  den  prtncipaux-  de  Viqmpage  konstatirt  werde.  Nach  der  ftraxis 
ist  jedoch  diese  yorangehende  Beratnung  nicht  unbedingt  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  yorgesdirieEen;  sie  kann  yielmehr  unterbleiben,  wenn  die  Lage 
so  gefährlich  iä,  dass  sie  eine  yorgängige  Berathung  nicht  zulässt,  sondern  so- 
fortiges Handeln  fordert:  Vaumont,  dictionnaire  p,  404  squ,  n.  28.  Nach 
dem  £[.  G.B.  ist  es  in  diesem,  wie  in  jedem  anderen  Falle  ledi^Uch  in  das 
Ermessen  des  Schiffers  gestellt,  ob  er  einen  Schiffsrath  halten  will  (Art.  485). 

•*)  In  der  dieser  Entscheidung  zu  Grunde  liegenden  Sache  war  eine 
Quantität  mit  Wasser  getränkten  Guanos  bei  Gelegenheit  einer  im  Noth- 
hafen  yorgenommenen  Reparatur  des  Schiffs  in  die  See  geworfen  worden. 
Der  Kläger  yerlangte  nun,   dass  dieser  Verlust  in  die  grosse  Hayarie  auf- 


80  Achter  Titel,  AbBcknitt  I. 

Die  Gefahr  muss  den  Charakter  des  AusBerffewöhnlichen 
haben;  die  Kosten  der  gewöhnlichen  ZufbUe  der  Seefahrt  ^h5ren 
nicht  zur  grossen  Havarie.  Zu  diesen  gewöhnlichen  Zufällen  ist  auch 
das  Einfrieren  zu  rechnen   (Entsch.  des  R.O.H.G.  XIII  S.  411  f.). 

3.  Die  Gefahr  muss  eine  gemeinsame^  Schiff  und  Ladung 
zug  eich  treffende  sein.    Daher  kann  selbstverständlich  von  Havarie- 

f rosse  keine  Rede  sein,  wenn  das  Schiff  in  Ballast  fährt.  Absicht- 
che  Aufopferungen,  die  zur  Rettung  des  Schiffs  vorgenommen 
und  bei  einem  beladenen  Schiffe  Havarieffrosse  sein  würde,  fallen 
hier  imter  den  Betriff  der  partikulären  Havarie;  ,;Weil  Niemand 
existirt;  dem  durch  die  Aufopferung  mit  genutzt  worden  wäre, 
und  der  mithin  dem  Rheder  einen  Theil  des  Aufgewandten  eu 
ersetzen  hätte.*)  (Voigt,  Neues  Archiv  II  S.  81.  Meier  im  Central- 
organ  f.  d.  D.  H.  u.  W.R.N.F.  VI  S.  163.)  Ferner  kann  von 
Havariegrosse  nicht  mehr  die  Rede  sein,  wenn  zar  Zeit  als  der 
Havarieiall  sich  ereignete,  die  Gemeinschaft  zwischen  Schiff  und 
Ladung  bereits  au%ehoben,  d.  h.  die  Ladung  definitiv,  nicht 
blos  vorübergehend,  aus  dem  Schiff  genommen  war  (Entsch.  des 
R.O.H.G.  Xni  S.  408  ff.). 

4.  Zur  Rettung  aus  der  Gefahr  muss  ein  Opfer  gebracht 
werden.  Dieses  besteht  entweder  in  der  „Beschädigung  von  Schiff 
oder  Ladung'^  beziehungsweise  in  dem  absichtlich  herbeigeföhrten 
„Untergang  eines  Thefls  derselben"  oder  in  der  ,,Aufwendung 
ausserordentlicher  Kosten"  (Prot.  VI  S.  2689).  •  Dass  die  Kosten 
sehr  beträchtlich  »nd,  ist  nicht  erforderlich. 

5.  Die  Schäden  müssen  vorsätzlich  dem  Schiff  resp.  der. 
Ladung  zugefügt  sein.  Es  ist  daher  bei  Beantwortung  der  Frage, 
ob  ein  Fall  grosser  Havarie  vorliege,  zunächst  festzustellen  „ob 
durch  die  Massregel  des  Schiffers  ein  Schaden  gestiftet  oder  nur 
eine  bereits  verloren  gegangene  Sache  bei  Seite  geschafft  worden 
sei."  Es  liegt  daher  keine  Havariegrosse  vor,  wenn  ein  Mast  ge- 
kappt worden  ist,  der  alsbald  von  selbst  über  Bord  gehen  würae, 
wenn  ein  Anker  aufgegeben  wird,  der  nicht  mehr  aufgewunden 
werden  kann,  wenn  bei  einem  auf  dem  Schiff  ausgebrochenen 
Feuer  brennende  Waarenballen  über  Bord  geworfen  werden,  „weil 
das  Feuer,  welches  sie  ergriffen,  in  anderer  Weise  nicht  zu  löschen 

genommen  würde,  und  machte  dafür  unter  Anderem  geltend,  dass  der 
Guano  nicht  hätte  wieder  eingeladen  werden  können,  weu  derselbe  nicbt  nur 
den  übrigen  Theil  der  Ladung  beschädigt  haben,  sondern  auch,  da  er  nicht 
hätte  fest  verstaut  werden  können,  das  Schiff  der  Gefahr  des  Kenterns  aus- 
gesetzt haben  würde.  Das  Hamburger  Handelsgericht  entschied  in  Betreff 
dieses  Punktes,  dass  es  für  die  Annahme  einer  Havariegrosse  nicht  genüge, 
dass  durch  die  Schadenszufügung  „einer  künftigen  Gefahr  vorgebeugt  wer- 
den** solle:  dagegen  nahm  das  Hamburger  Obergericht  an,  dass  einer  gegen- 
wärtigen Gefahr  gleichgeachtet  werden  müsse  eine  Gefanr,  „die  nur  ver- 
mieden werden"  könne  durch  freiwillige,  rechtzeitige  Darbringung  eines  ge- 
wissen Opfers/*  (Entsch.  des  Hamb.  Handelsger.  v.  20.  Sept.  1875,  des  Ober- 
ger. V.  25.  Febr.  1S76   -  Hamb.  Handelsger.  Zeit.  v.  1876  Nr    80  — .) 

*)  Ueber  die  Behandlung  derartiger  Beschädigungen  und  Aufwendungen 
rücksichtlich  der  Ersatzverbindlichkeit  des  Assekuradeurs  s.  Art.  838.  850. 
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war."*^  (Prot.  VI  S.  2685.  Entsch.  des  RO.H.a  XVH  S.  189f. 
£rk.  des  Hamb  Handelsger.  vom  SO.  Juni  1862  in  der  Samml. 
von  Hermann  und  Hirsch  S.  112  f.)  Ferner  ist  derjenige  Schaden, 
der  die  Folge  einer  Massregel,  die  sich  nicht  als  absicntliche  Be- 
fiohädigung  des  Schiffs  resp.  der  Ladung  qualifizirt;  nicht  grosse 
Havarie,  z.  £.  der  dadurch  entstandene  Yerlust,  dass  ein  Theil  der 
Ladung,  etwa  Ghuano,  bei  dem  Pumpen  mit  dem  Wasser  zugleich 
ausfloss. 

6.  Es  ist  allerdings  nicht  nothwendig,  dass  jeder  einzelne 
Schaden,  w^en  dessen  in  der  grossen  Havarie  Ersatz  gesucht 
wird,  absichtlich  herbeigeftlhrt  ist.  Vielmehr  lässt  das  Gesetz  auch 
solche  nicht  beabsichtigte  Schäden  zu,  welche  die  Folge  —  und 
zwar  mittelbare,  wie  unmittelbare  —  der  geflissentlich  vorge- 
nommenen Massregel  sind.  Aber  es  ist  nothwendig,  dass  solche 
Schäden  durch  den  absichtlich  gestifteten  Schaden  verursacht 
sind,  d.  h.  im  Eausalnexus  zu  demselben  stehen;  und  es  dür- 
fen nicht  Ereignisse  sein,  die  sich  ,p:ein  zufällig'^  an  die  be- 
treffende Massregel  knüpfen.  Wenn  also  z.  B.  „in  einem  Havarie- 
fall die  Masten  gekappt  worden  und  nachher  das  Schiff  in  einem 
neuen  Sturm  grossen  Schaden^'  gelitten  hat,  so  darf  nicht  der 
letztere  Schaden  als  Havariegrosse  behandelt  werden  unter  dem 
Vorgeben,  „dass  das  Schiff  den  zweiten  Sturm  ohne  Nachtheil  be- 
standen haben  würde^  wenn  es  nicht  schon  in  dem  Hayariefall  die 
Masten  verloren  hätte."    (Prot  VI  S.  2683  f.  VHI  S.  4079.) 

7.  Nur  die  Massregel  kann  unter  Havariegrosse  gebracht 
werden,  welche  zu  dem  Zwecke  der  Errettung  von  Schiff 
und  Ladung,  nicht  etwa  von  Schiff  oder  Ladung  vorgenommen 
ist.  Wird  Schiff  oder  Ladung  absichtlich  beschädigt  oder  auch 
ganz  aufgeopfert,  um  das  andere  zu  retten,  so  sind  lediglich  die 
allgemeinen  Grundsätze  des  bürgerlichen  Rechts  von  der  in  rem 
versio,  der  negoUorwm  gestio  u.  s.  w.  zur  Anwendung  zu  bringen. 
(Prot.  VI  S.  269L  VUI  S.  4075  f.) 

8.  Die  Massregel  muss  vom  Schiffer  selbst  getroffen  oder 
angeordnet  sein.  Diese  Bestimmung  ist  hauptsächlich  gegen 
„eigenmächtiges  Einschreiten  ^er  Schiffsmannschaft^^  und  Aehn- 
liches  gerichtet.  Unter  Schiffer  ist  aber  natürlich  auch  an  dieser 
Stelle  der  jedesmalige  Befehlshaber  des  Schiffs  zu  verstehen.  Da- 
her ist  auch  den  vom  Lootsen  angeordneten  Massregeln  dieselbe 
Bedeutung  beizulegen,   wie  den  vom  Schiffer  getroffenen,  voraus- 

*)  Die  auf  dem  im  Jahre  1877  zu  Antwerpen  abgehaltenen  Kongress 
des  Vereins  für  Keform  und  Kodifikation  des  internationalen  Rechts  angenom- 
menen Grundsätze  über  allgemeine  Havarie,  die  s.  g.  York  and  Antwerp 
Rtdes  enthalten  folgende  spezielle  Vorschriften:  iß.  Damage  done  to  a 
ship  ar  cargo,  and  either  of  them,  by  water  or  otherwuie^  in  extinguishing  a 
fite  on  board  the  ship,  shall  be  general  average;  except  ihat  no  compensdtion 
be  made  for  damage  done  by  water  to  packages  wkick  have  been  on  fire* 
/Fl  Loas  or  damage  cauaed  by  cutting  atoay  the  wreck  or  remains  of  spar 8, 
or  of  other  things  which  have  previotisly  been  carried  away  by  sea-perü  shall 
not  be  made  good  as  general  average. 


32  Achter  Titel,  Abschnitt  I. 

Sesetzt,  dass  derselbe  das  Kommando  übernommen  hatte,  nicht 
agegen,  wo  der  Lootse  nur  an  Bord  gekommen,  um  ^^den  Schiffer, 
über  die  Beschaffenheit  des  Fahrwassers  und  ähnliche  Verhältnisse 
zu  unterrichten."    (Prot  VI  S.  2684  f.  VIH  S.  4078.) 

9.  Das  Gesetz  lässt  die  grosse  Havarie  von  Schiff^  Fracht 
und  Ladung  gemeinschaftlich  tragen.  Die  Vertheilung  des 
Schadens  auf  die  genannten  Faktoren  hat  ihren  Grund  in  der 
zwischen  Schiff  und  Ladung  bestehenden  Gemeinschaft  (£ntsch. 
des  R.O.H.G.  VIII  S.  294  f.).  Eine  solche  Gemeinschaft  wird 
während  der  Reise  überhaupt  angenommen ;  sie  tritt  bei  der  Havarie- 

f rosse  insofern  besonders  hervor  ^  als  nur  die  zur  Rettung  von 
chiff  und  Ladung  zusammen  gebrachten  Opfer  als  grosse  Havarie 
betrachtet  werden.  Wird  das  Opfer  für  die  Gemeinschaft  von 
Schiff  und  Ladung  gebracht^  so  muss  auch  dieser  Gemeinschaft 
die  Entschädigung  für  das  Opfer  zur  Last  fallen. 

Art.  708. 

ÄUe  nicht  mr  grossen  Haverei  gehörigen  ^  durch  einen  UnfcUt 
verursachten  Schäden  und  Kosten,  soweit  letztere  nicht  unter  den 
Art  622  fallen,  sind  besondere  Haverei. 

Die  besondere  Haverei  wird  von  den  Eigenthümem  des  Schiffs 
und  der  Ladung^  von  jedem  für  sich  allein  getragen. 

Im  weitesten  Sinne  des  Wortes  versteht  man  unter  Havarie*) 
alle  durch  die  Seefahrt  verursachten  Schäden  und  Unkosten,  welche 
Schiff  und  Ladung  (jedes  allein  oder  beide  zusammen)  treffen. 
Man  unterscheidet  alsdann  drei  Arten:  die  grosse  oder  gemein- 
schaftliche Havarie  (general  averctge,  avaries  grosses  oder  communes), 
die  besondere  oder  partikuläre  Havarie  (particular  average,  avaries 
simples  oder  particuli^es)  und  die  kleine  Havarie  ipetty  average). 
Unter  letzterer  versteht  man  die  gewöhnlichen  und  aussergewöhn- 
lichen  Unkosten  der  Seefahrt.  Diese  Kosten,  welche  man  früher 
deshalb  unter  die  Havarie  rechnete,  weil  sie  von  Schiff  und  Ladung 
zusammen  getragen  wurden,  hat  das  H. G. B.  nach  dem  Vorgange 
des  Code  de  commerce**)  aus  dem  Begriff  der  Havarie  ausge- 
schieden, indem  es  dieselben  dem  Verfracnter  allein  zur  Last  legte. 

*^  Haverei,  Havarie  wird  wohl  abzuleiten  sein  von  dem  mittelalterlichen 
romanischen  Wort:  aver,  avers,  haver,  havers^  welches  so  viel  wie  Waaren, 
Schiffsladung  bedeutet;  danach  würde  diese  Bezeichnung  zuerst  nur  für  die 
grosse  Haverei  gebraucht  worden  sein.  Dozy  in  seinen  Oosterltngen  f Lei- 
den 1867)  führt  das  Wort  auf  das  arabische  äwdr  (beschädigte  Waare)  zu- 
rück. £s  giebt  eine  grosse  .Anzahl  von  Erklärungsversuchen.  Vgl.  Kalten- 
born,  Seerecht  H  S.  51  ff.  Amould,  <m  the  law  of  mwrine  insurance  II 
p.  819  squ.    Maclachlan  p.  $43-^630. 

**)  Der  Code  de  commerce  sagt  ausdrücklich  art,  406 :  Les  lamanages,  tou^ 
agee,  püotagesy  pour  entrer  dans  les  havres  ou  rimhres,  oupour  en  sortir, 
les  droits  de  congis,  visites,  rapports,  tonneSy  balises,  ancrages^  et  autrea  droits 
de  navigation,  ne  sont  point  avaries;  mais  ils  sont  de  simples  frais  ^  la 
Charge  du  navire. 

Das  englische  Recht  spricht  noch  von  petty  averages:  s.  Abbott  p,  36L 
Amould  Ilp,  823:  but  were  formerly^  and  in  some  cases  still  are^  bomef 
one-third  by  the  ship  and  two-thirds  by  the  cargo. 
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Daa  H.  G.  B.  hat  nicht^  wie  das  französische  Recht^  *)  die  ein- 
zelnen Schäden  und  Kosten^  welche  als  besondere  Havarie  zu  be- 
trachten sind;  aufgezählt,  sondern  den  Begriff  negativ  erläutert,  in- 
dem es  sagt:  Havarie  sind  die  durch  einen  Unfall  verursachten 
Schäden  und  Kosten,  welche  weder  unter  die  grosse  Havarie  ge- 
hören, noch  unter,  die  vom  Verfrachter  zu  tragenden  Unkosten 
(die  früher  s.  g.  kleine  Havarie)  fallen. 

Ob  der  Unfall  während  der  Reise  oder  im  Hafen  stattgefunden 
hat,  kommt  nicht  in  Betracht  (Prot.  VHI  S.  4136). 

Art.  704. 

Die  Anwendung  der  Bestimmtmgen  über  grosse  Haverei  mrd 
dadurch  nicht  ausgeschlossen  y  dass  die  Gefahr  in  Folge  des  Ver- 
schuldens eines  Dritten  oder  auch  eines  Betheiligten  herbeigeführt  ist. 

Der  Betheiligtey  welchem  ein  solches  Verschulden  zur  Last  fällt, 
kann  jedoch  nicht  allein  wegen  der  ihm  etwa  entstandenen  Schäden 
keine  Vergütung  fordern,  sondern  er  ist  auch  den  Beitragspflichtigen 
für  den  Verlust  verantwortlich,  welchen  sie  dadurch  erleiden^  dass 
der  Schaden  als  grosse  Haverei  eur  Vertheilung  kommt 

Ist  die  Gefahr  durch  eine  Person  der  Schiffsbesatzung  ver- 
schuldet^ so  trägt  die  Folgen  dieses  Verschuldens  auch  der  Bheder 
nach  Maassgabe  der  Art.  451,  452. 

Das  Gesetz  hat  liir  den  Begriff  der  Havariegrosse  korrekter 
Weise  den  Umstand  für  irrelevant  erklärt,  dass  die  Gefahr  durch 
das  Verschulden  einer  bestimmten  Person  herbeigeführt  ist,  denn 
auf  die  Beschaffenheit  der  Gefahr  hat  selbstverständlich  die  Ur- 
sache derselben  keinen  Einfluss.  Das  Verschulden  kann  nur  Wir- 
kungen haben  für  die  Personen,   welchen   dasselbe  zur   Last   fiillt 


*)  Code  de  commerce  art,  403:  SotU  avaries  particulihrea  1,  le  dorn- 
mage  arrivi  aux  marchandises  par  levr  vice  propre,  par  tempete^  prise^  nau- 
frage  ou  ichouement;  2,  les  frais  faits  pour  les  aanver;  3.  la  perte 
des  cdbles,  ancres,  volles^  mdts,  corflages,  cattsie  par  tempete  ou  autre  acci' 
dent  de  mer\  les  d^penses  risuitant  de  tovtes  reldches  occasionnies  soit  par 
la  perte /orluite  de  ces  objetSy  soit  par  le  Oesoin  davitaülement,  soit  par 
voie  d^eau  ä  riparer;  4.  la  nourriture  et  le  loyer  des  matelots  pendant 
la  ditention,  quand  le  navire  est  arreU  cn  voyage  par  ordre  d'^nne  puis- 
sance,  et  pendant  les  rSparations  qiCon  est  obligd  dy  faire ,  si  le  naoire  est 
afiriti  au  voyage;  5  la  nourriture  et  le  loyer  des  matelots  pendant  la 
quarantainSy  que  le  navire  soit  lou6  au  voyage  ou  au  mois;  et,  en  g^niral, 
les  d^penses  faites  et  le  dommag e  sovffert  pour  le  navire  sevl,  ou  pour  les 
marchandises  seulesi  depuis  leur  chargement  et  (Uparty  Jusau'ä  leur  retour 
et  dichargement.  Der  art,  404  ordnet  ebenso  wie  das  ifG.B.  an:  2>*  ava- 
ries particulihres  sont  siipporties  et  pay6es  par  le  propneluire  de  la  ckose, 
qui  a  essvyi  le  dommage  ou  occasionni  la  d^pense;  dann  enthält  aber  noch 
art.  405  folgende  besondere  —  aber  mit  der  Kegel  in  Einklang  stehende  — 
Bestimmung:  Leu  tlommages  arriven  aux  marcnanilisett ,  faute  par  le  capi- 
taine  davoir  bien  ferm6  les  Scoutilles^  amarri  le  namre,  foumi  de  bans 
guindagesj  et  par  tous  autres  acctdens  provenant  de  la  nigligence  du  capitaine 
ou  de  V^quipage,  sont  igalement  des  avaries  particulieres  support4es  par 
le  propriitaire  des  marchandises,  mais  pour  lesquelles  il  a  son  recours 
contre  le  capitaine,  le  navire  et  le  fr  et, 

Lewis,   Seerecht.    II.  3 
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und  für  die,  welche  die  Handlungen  solcher  Personen  zu  vertreten 
haben.  Demgemäss  hat  das  H.  G.B.  die  Folgen  des  Verschuldens 
normirt,  wenn  dieses  einem  der  Interessenten,  d.  h.  einer  derjenigen 
Personen,  „welche  von  der  Gefahr  oder  dem  zur  Errettung  aus 
derselben  gebrachten  Opfer  betroflfen"  werden,  und  wenn  es  einer 
Person  der  Besatzung  zur  Last  feilt.  Der  Interessent,  welcher  die 
Gefahr  verschuldet,  z.  B.  der  Rheder,  welcher  das  Schiff  in  see- 
untüchtigem Zustande  oder  mangelhaft;  ausgerüstet  aus  dem  Hei- 
mathshafen  hat  auslaufen  lassen,  darf  selbst  fiir  den  ihm  wider- 
fahrenen K  achtheil  keinen  Ersatz  fordern,  hat  vielmehr  den  anderen 
Betroffenen  den  ihnen  zugefügten  Schaden  zu  ersetzen.  Auf  das 
Verschulden  einer  Person  der  Schiffsbesatzung,  wodurch  die  Ge- 
fahr verursacht  ist,  werden  die  Art.  451.  452  fiir  anwendbar  er- 
klärt. Der  Rheder  wird  durch  ein  solches  in  dieselbe  Lage  ver- 
setzt, als  ob  er  selbst  die  Gefahr  verschuldet  hätte.*)  Nur  findet 
die  ihm  hiernach  obliegende  Ersatzpflicht  ihre  Grenze  in'  Schiff 
und  Fracht.   (Prot.  VI  S.  2687  f.) 

Art.  706. 

Die  Havereivertheilung  tritt  nur  ein,  wenn  sowohl  das  Schiffe 
als  auch  die  Ladung,  und  zwar  jeder  dieser  Gegenstände  entweder 
ganz  oder  theilweise  wirTdicIi  gerettet  worden  ist 

Dieser  Grundsatz  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  da- 
durch erklärt,  dass  der  Zweck  bei  der  absichtlichen  Beschädigung 
oder  Aufwendung  von  Kosten  in  der  Rettung  von  Schiff  und  La- 
dung besteht  (Prot.  VI  S.  2637).**) 

Das  Prinzip  ist  übrigens  unzweifelhaft  bereits  im  römischen 
Recht  ausgesprochen,***)  nämlich  in  Z.  5  pr.  De  lege  Bhodia 
(14,2) :  Amissae  navis  damnum  coUationis  consortio  non  sarcitur  per 
eos,  qui  merces  suas  naufragio  Itberaverunt:  nam  huius  aequitatem 
tunc  admitti  placuit,  cum  iactus  remedio  ceieris  in  communi  pericuh 
salva  navi  consultum  est;  und  in  L.  7  eod:  Cum  depressa  navis 
aut  deieda  esset,  quod  quisque  ex  ea  suum  servasset,  sibi  servare 
respondit,  tamquam  ex  incendio. 


*)  Das  holläudische  Wetboek  van  Koophandel  art.  700  nimmt  über- 
haupt keine  Havariegrosse  an,  wenn  die  Grefahr  durch  Verschalden  des 
SchijQferß  oder  der  Mannschaft  herbeigeführt  ist. 

**)  Der  Code  de  commerce  ordnet  im  art,  423  an :  Si  le  jet  ne  eauve  le 
navire,  ü  rCy  a  lieu  ä  aucune  contribution.  J^es  marchandtses  sauvies  ne 
sont  point  tenues  da  paiement  ni  du  didommagement  de  Celles  qui  orU  iti 
jcUes  ou  endommagies, 

***)  Voet,  comm,  ctd  pand,  XIV,  2,  5  sagt  allerdings:  Ad  avariammag- 
nam  pertinet,  si — navis  ad  mercium  conservationem  consuUo  in  littus  imptdsa 
fuerit,  atque  ita  salvatis  mercibus  ipsa  perierit. 
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Art.  706. 

Die  Verpflichtung^  von  einem  geretteten  Gegenstande  beimUragen, 
vnrd  dadurch,  dass  derselbe  später  von  besonderer  Haverei  betroffen 
wird,  nur  dann  vollständig  aufgehoben,  wenn  der  Gegenstand  gang 
verloren  geht 

Art.  707. 

Der  Anspruch  (mf  Vergütung  einer  zur  grossen  Haverei  ge- 
hörenden Beschädigung  wird  durch  eine  besondere  Haverei,  welche 
den  beschädigten  Gegenstand  später  trifft^  sei  es,  dass  er  von  Neuem 
beschädigt  wird  oder  ganz  verloren  geht,  nur  insoweit  aufgehoben^ 
als  bewiesen  wird,  dass  der  spätere  Unfall  nicht  allein  mit  dem 
friJüieren  in  keinem  2!usammenhange  sieht,  sondern  dass  er  auch  den 
früheren  Schaden  nach  sich  gezogen  haben  würde,  wenn  dieser  nicht 
bereits  entstanden  gewesen  wäre. 

Sind  jedoch  vor  Eintritt  des  späteren  Unfalls  zur  Wieder- 
hersteUung  des  beschädigten  Gegenstandes  bereits  Aufwendungen  ge- 
macht, so  bleibt  rücksichtlich  dieser  der  Anspruch  auf  Vergütung 
bestehen. 

Bei  der  Regulirung  der  Havariegrosse  macht  sich  die  Fiktion 
geltend^  der  geopferte  oder  beschädigte  Gegenstand  befinde  sich 
„nach  wie  vor  in  voller  Integrität  am  Bord,"  der  Schaden  ^^habe 
nach  ideellen  Raten  alle  einzelnen  Bestandtheile  des  SchiiFs  und 
der  Ladung  affizirt."  Von  diesem  Standpunkte  aus  muss  man 
sagen,  die  Vergtitungsberechtigung  des  Eigenthümers  der  geopferten 
oder  beschädigten  Sachen  cessirt,  soweit  durch  den  späteren ,  von 
der  grossen  Havarie  unabhängigen  Untergang,  resp.  die  spätere 
davon  unabhängige  Beschädigung  die  frühere  Beschädigung  ab- 
Borbii-t  worden  ist,  indem  sonst  durch  den  Unfall  eine  günstigere 
Stellung  für  das  Geopferte  im  Verhältniss  zu  dem  Behaltenen  her- 
beigeführt werden  würde.  Damit  aber  der  spätere  Unfall  diese 
Wirkung  habe,  ist  es  nothwendig,  dass  er  nicht  im  Kausalzusammen- 
hang mit  dem  früheren  steht,  und  dass  er  den  früher  erlittenen 
Schaden  herbeigeführt  haben  würde,  wenn  dieser  nicht  bereits  ein- 
getreten wäre.  Diese  Thatsachen  sind  von  denen  zu  erweisen, 
welche  durch  die  späteren  Unfälle  gegenüber  dem  Beschädigten 
von  ihrer  Entschädigungspflicht  aus  der  Havariegrosse  ganz  oder 
zum  Theil  befreit  zu  sein  behaupten. 

Ein  solcher  Beweis  wird,  namentlich  was  den  zweiten  Um- 
stand anlangt,  selten  zu  führen  sein.  Doch  sind,  wie  auf  der  Ham- 
burger Konferenz  ausgeführt  wurde,  Fälle  denkbar,  in  denen  sich 
die  gedachten  Thatsachen  mit  Sicherheit  annehmen  lassen;  so  ist, 
wenn  unmittelbar  nach  dem  Kappen  der  Masten  der  Blitz  das 
Schiff    entzündet    hat,    oder    nacn    vorangegangenem    Ueberbord- 

8* 
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werfen  von  SchiflFsgeräthschaften  oder  anderen  zum  Schiff  ge- 
hörigen Gegenständen^  also  nach  vorangegangener  £rleichteraiig 
das  Schiff  gesunken  ist,  anzunehmen ,  dass  die  demselben  ,,in 
der  grossen  Havarie  zugefügte  Beschädigung  ohne  allen  Einfluss 
auf  den  zweiten  Unfall  gewesen."  Eben  so  wird  man  z.  B.  kein 
Bedenken  haben  anzunehmen,  dass  der  spätere  Unfall  die  frühere 
Beschädigung  herbeigeführt  haben  würde,  wenn  „eine  bei  dem 
Havariegrosse- Unfall  leicht  benetzte  Kiste  mit  Seidenwaaren"  später- 
hin kasuell  über  Bord  fällt  und  „gründlich  vom  Seewasser  ge- 
tränkt" wird  (Prot.  VHI  S.  4081-4084). 

Dass  von  dem  im  Abs.  1  des  Artikels  aufgestellten  Prinzip 
die  im  Abs.  2  enthaltene  Ausnahme  gemacht  werden  musste,  ist 
selbstverständlich,  da  spätere  Unfälle  keinen  Einfluss  auf  die  zur 
Wiederherstellung  des  beschädigten  Gegenstands  bereits  gemachten 
Aufwendungen  haben  können. 

Art.  708. 

Grosse  Haverei  liegt  namenÜich  in  folgenden  Fällen  vor,  vor- 
ausgesetzt,  dass  in  denselben  zugleich  die  Erfordernisse  der  Art  702^ 
704  und  705  insoweit  vorhanden  sind,  als  in  diesem  Artikel  nichts 
Besonderes  bestimmt  ist: 

1.  Wenn  Waaren,  Schiffstheile  oder  Schiffsgeräffischaften  über 
Bord  geworfen,  Masten  gekappt,  Taue  oder  Segel  weg- 
geschnüten,  Anker^  Ankertaue  oder  Ankerketten  geschlippt  oder 
gekappt  worden  sind. 

Sowohl  diese  Schäden  selbst  als  die  durch  solche  Mass- 
regeln  an  Schiff  oder  Ladung  femer  verursachten  Schäden  ge- 
hören mr  grossen  Haverei, 

2.  Wenn  mr  Erleichterung  des  Schiffs  die  Ladung  ganz  oder 
theilweise  in  Leichterfahrzeuge  übergeladen  worden  ist. 

Es  gehört  zur  grossen  Haverei  sowohl  der  Leichterlohn  ak 
der  Schaden,  welcher  bei  dem  Ueberladen  in  das  Leichter- 
fahrzeug oder  bei  dem  Rückladen  in  das  Schiff  der  Ladung 
oder  dem  Schiff  zugefugt  worden  ist,  sowie  der  Schaden,  wel- 
cher die  Ladung  auf  dem  Leichterfahrzeug  betroffen  hat . 

Muss  die  Erleichterung  im  regelmässigen  Verlauf  der  Reise 
erfolgen,  so  liegt  grosse  Haverei  nicht  vor, 

3.  Wenn  das  Schiff  absichtlich  auf  den  Strand  gesetzt  worden 
ist,  jedoch  nur  wenn  die  Abwendung  des  Unterganges  oder 
der  Nehmung  damit  bezweckt  war. 

Sowohl  die  durch  die  Strandung  einschliesslich  der  Ab- 
bringung  entstandenen  Schäden^  als  auch  die  Kosten  der  Ab- 
bringung  gehören  zur  grossen  Haverei. 

Wird  das  Behufs  Abwendmig  des  Unterganges  auf  den 
Strand  gesetzte  Schiff  nicht  abgebracht  oder  na^ih  der  Ah- 
bringung  reparaturunfähig  (Art.  444)  befunden^  so  findet  eine 
Havereivertheilung  nicht  statt. 
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Ist  das  Schiff  gestrandet,  ohne  dass  die  Sirandung  zur  Bet- 
tung von  Schiff  und  Ladung  vorsätzlich  herbeigeführt  war,  so 
gehören  zwar  nicht  die  durch  die  Sirandung  veranlassten 
Schäden,  wohl  aber  die  auf  die  Ahbringung  verwendeten 
Kosten  und  die  zu  diesem  Zweck  dem  Schiff  oder  der  Ladung 
absichtlich  zugefugten  Schäden  zur  grossen  Haverei. 

4.  Wenn  das  Schiff  zur  Vermeidung  einer  dem  Schiff  und  der 
Ladung  im  Falle  der  Fortsetzung  der  Reise  drohenden  ge- 
meinsamen Gefahr  in  einen  Nothhafen  eingelaufen  ist^  wohin 
insbesondere  gehört^  wenn  das  Einlaufen  zur  nothwendigen 
Ausbesserung  eines  Schadens  erfolgt,  welchen  das  Schiff  wäh- 
rend der  Reise  erlitten  hat. 

Es  gehören  in  diesem  Falle  zur  grossen  Hdverei:  die  Kosten 
des  Einlaufens  und  des  Auslaufens,  die  das  Schiff  selbst  tref- 
fenden Aufenthaltskosten,  die  der  Schiffsbesatzung  während  des 
Aufenthalts  gebührende  Heuer  und  Kost,  sowie  die  Ausladen 
für  die  Unterbringung  der  ScMffsbesatztmg  am  Lande,  wenn 
und  so  lange  dieselbe  an  Bora  nicht  hat  verbleiben  können, 
femer,  falls  die  Ladung  wegen  des  Grundes^  welcher  das  Ein- 
laufen  in  den  Nothhafen  herbeigeführt  hat,  gelöscht  werden 
miLSs,  die  Kosten  des  Von-  und  Anbordbringens  und  die 
Kosten  der  Aufbewahrung  der  Ladung  am  Lande  bis  zu  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  dieselbe  wieder  an  Bord  hat  gebracht 
werden  können. 

Die  sämmtlichen  Aufenthaltskosten  kommen  nur  für  die 
Zeit  der  Fortdauer  des  Grundes  in  Rechnung,  welcher  das 
Einlaufen  in  den  Nothhafen  herbeigeführt  hat.  Liegt  der 
Grund  in  einer  nothwendigen  Ausbesserung  des  Schiffs,  so 
kommen  ausserdem  die  Aufenthaltskosten  nur  bis  zu  dem 
Zeitpunkte  in  Rechnung,  in  welchem  die  Ausbesserung  hätte 
vollendet  sSin  können. 

Die  Kosten  der  Ausbesserung  des  Schiffs  gehören  nwr  inso- 
weit zur  grossen  Haverei,  als  der  auszubessernde  Schaden 
selbst  grosse  Haverei  ist. 

5.  Wenn  das  Schiff  gegen  Feinde  oder  Seeräuber  vertheidigt 
worden  ist 

Die  bei  der  Verthddigung  dem  Schiff  oder  der  Ladung  zu- 
gefügten Beschädigungen,  die  dabei  verbrauchte  Munition  und, 
im  Fall  eine  Person  der  Schiffsbesatzung  bei  der  Verthei- 
digung  verwu/ndet  oder  getödtet  worden  ist,  die  Heilungs-  und 
Begräbnisskosten,  sowie  die  zu  zahlenden  Belohnungen  (Art. 
523,  524,  549,  *)  551  **^  bilden  die  grosse  Haverei, 

6.  Wenn  im  Fall  der  Anhaltung  des  Schiffs  durch  Feinde  oder 
Seeräuber  Schiff  und  Ladung  losgekauft  worden  sind. 

Was  zum  Loskauf  gegeben  ist^  bildet  nebst  den  durch  den 


*)  Jetzt  §  49  der  Seemanns-O. 
•♦)  Jetzt  $  51  der  Seeraanns-O. 
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Unterhält  und  die  Auslösung  der  Geissein  entstandenen  Kosten 
die  grosse  Haverei. 
7.  Wenn  die  Beschaffung  der  0ur  Deckung  der  grossen  Haverei 
während  der  Reise  erforderlichen  Gelder  Verluste  und  Kosten 
verursacht  hat,  oder  wenn  durch  die  Auseinandersetzung  unter 
den  Betheiligten  Kosten  entstanden  sind. 

Diese  Verluste  und  Kosten  gehören  gleichfalls  gur  grossen 
Haverei. 

Dahin  werden  insbesondere  gezählt  der  Verlust  an  den 
während  der  Reise  verkauften  Gütern,  die  Bodmereiprämie^ 
wenn  die  erforderlichen  Gelder  durch  Bodmerei  aufgenommen 
worden  sind,  und  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  die  Prämie 
für  Versicherung  der  aufgewendeten  Gelder  j  die  Kosten  für 
die  Ermittelung  der  Schäden  und  für  die  Aufmachung  der 
Rechnung  über  die  grosse  Haverei  (Dispache). 

].  Dieser  Artikel  soll  die  wichtigsten  und  häufigsten  Fälle 
der  grossen  Havarie  aufführen*)  und  die  betreffs  derselben  früher 
vorhandenen  Kontroversen  entscheiden  (Motive  zum  Preussischen 
Entwurf  S.  305.  Prot.  VI  S.  2692).  Eine  „erschöpfende  Aufzäh- 
lung der  Fälle^^  war  allerdings  nicht  beabsichtig^  doch  wollte  man 
„für  jeden  einzelnen  behandelten  Fall"  klares  Recht 
und  für  die  Aufmachung  richtiger  Dispachen  feste  Grundlagen 
geben.  Dies  geht  insbesondere  daraus  hervor,  dass  in  jedem  der 
aufgeführten  Fälle  die  in  Havariegrosse  zu  vergütenden  Schäden 
und  Unkosten  ganz  genau  angegeben  werden,  selbst  wo  sich  diese 
—  wie  unter  Ziff.  1  —  ohne  jede  Schwierigkeit  aus  der  im  Art.  702 
aufgestellten  Grundregel  ableiten  Hessen;  und  zwar  ist  dies  um 
so  bezeichnender,  als  von  den  Schäden  nicht  nur  die  prinzipalen, 
sondern  auch  die  sekundären  aufgeführt  werden,  während  doch 
Art.  702  ganz  generell  die  sekundären  Schäden  in  gleicher  Weise, 
wie  die  prinzipalen  der  grossen  Havarie  zuzählt  (Prot.  VI  S.  2653. 
Entsch.  des  R.O.H.G.  VHI  S.  218.  XIH  S.  407).  Daher  ist  auch 
die  Vorschrift,  dass  die  Erfordernisse  der  Art.  702.  704.   705  vor- 

*)  Dieselbe  Bedeutung  hat  die  Aufzählung  im  Code  de  comm,  ort.  400: 
Sont  avaries  communes :  1,  lea  choses  donnees  par  eomposüion  et  ä  titre  de 
rachcU  du  navire  et  des  marchandisea ;  2.  Celles  c^u»  sont  jetdes  ä  la  mer; 
3.  les  cäbles  ou  mdts  rompus  ou  coupds;  4,  les  ancres  et  autres  t ff  eis  aban- 
donnSs  pour  le  scUut  commun;  5.  lea  dommages  occasionnis  par  le  jet  aux 
marchandises  resties  dans  le  navire ;  6.  les  pansement  et  nourrüure  des  ma- 
telots  hlessis  en  d6fendant  le  navire,  les  loyer  et  nourriture  des  matelote 
pendant  la  cUtention,  quand  le  navire  est  arreti  en  voyage  par  ordre  tTune 
puissance^  et  pendant  les  r^arations  des  dommages  volontairement  sovfferts 
pour  le  salut  commun^  si  le  navire  est  affriti  au  mois;  7.  les  frais  du  di' 
chargement  pour  alliger  le  navire  et  entrer  dans  un  havre  ou  dans  une 
rivierSf  quand  le  navire  est  contraint  de  le  faire  par  tempete  ou  par  la 
poursuite  de  Vennemi;  8.  les  frais  J'aiis  pourremettre  ä  flot  le  navire  ichoui 
dans  V Intention  d^Mter  la  perte  totale  ou  la  prise;  et,  en  giniral,  les  dorn* 
mages  sovfferts  volontairement  et  les  dipenses  faites  d^aprks  cUlibirations 
motivies,  pour  le  bien  et  le  salut  commun  du  navire  et  des  marchandises,  de- 
puis  leur  chargement  et  dipart  jusqu'ä  leur  retour  et  dichargement. 
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handen  sein  müsBen^  nicht  unbedingt  für  die  aufgezählten  Fälle 
fiir  massgebend  erklärt  worden,  sondern  nur  soweit  nicht  die 
Spezialbestimmun^en  dieses  Artikels  etwfts  Anderes  anordnen 
(Prot.  VI  S.  2692).  Aus  der  Natur  des  Art.  708  folgt,  aber,  dass 
fiir  die  bei  den  einzelnen  Fällen  unter  die  grosse  Havarie  zu  brin- 
genden Opfer  lediglich  die  für  jeden  Fall  und  unter  der  betreffen- 
den Nummer  gegebenen  Vorschriften  massgebend  sind,  und  diese 
Vorschriften  weder  aus  den  für  einen  anderen  Fall  gegebenen, 
noch  aus  dem  Generalprinzip  des  Art.  702  ergänzt  werden  dürfen. 
So  ist  z.  B.  daraus,  dass  nach  Ziff.  4  die  Kosten  des  Von- 
und  Anbordbringens  der  Ladung  in  die  Havariegrosse  gehören, 
nicht  für  die  Ziff.  2  der  Schluss  zu  ziehen,  dass  die  Kosten 
der  Ueberladung  der  Waaren  in  die  Leichterschiffe  gleichfalls  in 
die  ^osse  Havarie  zu  bringen  seien.  Eben  so  wenig  darf  aus  der 
Bestimmung  derselben  Ziff.  4,  dass  Heuer  und  Unterhaltskosten 
der  Besatzung  während  des  Aufenthalts  des  Schiffs  zur  grossen 
Havarie  zu  rechnen  sind,  gefolgert  werden,  dass  das  Gleiche  hin- 
sichtlich der  Kost  und  Heuer  der  Besatzung  während  des  Aufent- 
halts des  Schiffs  am  Strandungsplatze  (Ziff.  3)  gilt  (Entsch.  des 
R.O.H.  G.  Xni  S.  407).  Auch  darf  man  nicht  unter  Berufung  auf 
die  Generalregel  des  Art  702  und  auf  Ziff.  1.  2.  3.  5  des  Art.  702 
annehmen,  dass  zur  grossen  Havarie  gezählt  werden  müssen  die 
Schäden^  welche  die  im  Nothhafen  wegen  der  nothwendigen  Schiffs- 
reparatur ausgeladene  und  zu  Lager  gebrachte  Ladung  bei  dem 
Aus-  oder  Einladen  oder  durch  die  Lagerung  erlitten  *)  (Entsch.  des 
R.O.H.G.  Vm  S.  216-219),  oder  die  Schäden,  welche  das 
Schiff  beim  Einlaufen  in  den  Nothhafen  erlitten  hat.^'^) 


*)  Dass  derartige  Schäden  nicht  unter  Havarie^osse  zu  bringen,  ist 
übrigens  von  der  Hamburger  Kommission  ausdrückhch  anerkannt  worden. 
Der  Preussische  Entwurf  (Art.  558)  rechnete  nämlich  zur  grossen  Havarie 
nicht  nur  „die  Kosten  des  Auflegens,  der  Aufbewahrung  und  des  Anbord- 
bringens der  Ladung,  wenn  solche  nicht  während  der  Ausbesserung  am 
Schiffe  hat  bleiben  können,"  sondern  auch  „alle  Beschädigungen, 
welche  der  Ladung  hierbei  zugestossen  sind."  Die  Kommission 
fasste  (mit  10  gegen  1  Stimme)  den  Beschluss,  die  gesperrt  gedruckten  Worte 
zu  streichen,  „da  kein  Seerecht  so  weit  gegangen  sei,  auch  kein  ursächlicher 
Zusammenhang  zwischen  solchen  Beschädigungen,  wie  z.  B.  dem  Aufbrennen 
der  Ladung  auf  dem  Lager  und  dem  Aufenthalt  im  Nothhafen  vorhanden 
zu  sein  scheine"  (Prot.  Vi  S.  2668). 

**)  Letzteres  haben  zwar  übereinstimmend  das  Hamburger  Handels- 
gericht und  das  Hamburger  Obergericht  (£rk.  vom  27.  Juni  1870  und  vom 
26.  September  1870  —  Goldschmidt's  Zeitschr.  XVni  S.  589  fF.  — )  in  einem 
Falle  angenommen,  wo  der  Schiffer  mit  dem  Schifte  in  einen  Nothhafen  ein- 

felaufen,  und  dieses  hier  in  Folge  ungenügender  Ableichterung  —  deren 
ortsetzung  aber  durch  den  Eisgang  unausführbar  geworden  —  auf  den 
Grund  gerathen  war  und  sich  durchgelegen  hatte.  Beide  Richter  ziehen 
hierbei  auch  den  Art.  702  an.  Dass  die  Hamburger  Kommission  derartige 
Beschädigungen  nicht  zur  grossen  Havarie  habe  gerechnet  wissen  wollen, 
lässt  der  Appellationsrichter  nicht  gelten ,  obwohl  dieselbe  die  Streichung 
des  in  der  vorstehenden  Note  *  hervorgehobenen  Satzes  des  Art.  558  des  Preuss. 
Entw.  auch  noch  damit  motivirte,  dass  man  eine  solche  Bestimmung,  wenn 
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2.  In  Ziff.  1  wird  der  prinzipale  Fall  der  Havarie ,  welcher 
auch  den  Gegenstand  der  lex  Rhodia  de  iactu  bildet,  der  Seewurf 
aufgeführt.  Der  Schiffer  darf  nur  dann  diese  Massregel  ergreifen, 
wenn  von  einer  Erleichterung  die  Rettung  des  Schiffs  und  der 
Ladung  abhängt ,  sei  es,  dass  dadurch  das  Sinken  des  ersteren 
verhütet,  oder  dasselbe  von  einer  Sandbank  oder  vom  Strande 
abgebracht,  oder  der  Verfolgung  von  feindlichen  Schiffen  oder  See- 
räubern entzogen  werden  soll.  Das  H.G.B.  hat  nicht,  wie  der 
Code  de  commerce,*)  dem  Kapitän  Vorschriften  über  die  Auswahl 
der  zum  Werfen  bestimmten  Gegenstände  gegeben.  Natürlich  wird 
jeder  ordentliche  Schiffer  zuerst  die  entbehrlichsten,  die  wenigst  kost- 
oären  und  die  schwersten  Sachen  über  Bord  werfen.  Doch  >\ird  man 
in  dieser  Hinsicht  nicht  zu  hohe  Anforderungen  an  ruhige  Ueber- 
legung  stellen  dürfen.  Und  eine  prästable  culpa  wird  nur  dann 
begründet  sein,  wenn  der  Schiffer  m  offenbar  zweckwidriger  Weise 
Sachen  geopfert  hat. 

In  Ausfuhrung  der  Bestimmung  des  Art.  702,  wonach  auch 
mittelbare  Folgen  der  beschädigenden  Massregel  als  Havarie  be- 
trachtet werden,  vorausgesetzt,  dass  ein  Eausalnexus  zwischen 
jenen  und  dieser  besteht,  hat  Abs.  2  der  Ziff.  1  auch  die  mit  dem 
Seewurf  in  Verbindung  stehenden  Beschädigungen  von  Schiff  oder 
Ladung  zur  grossen  Havarie  gerechnet.  Dahin  gehört  z.  B.  der 
Schaden,  welchen  die  Ladung  dadurch  erleidet,  dass  Wasser  durch 
die  zum  Zwecke  des  Werfens  geöffneten  Luken  oder  durch  andere 
zu  diesem  Zwecke  gemachten  Oeffnungen  in  den  Raum  dringt, 
ferner  der  Schaden,  welcher  in  Folge  einer  Werfung  durch  Bruch 
oder  Scheuem  oder  sonst  durch  Störung  der  Stauung  verursacht 
wird;*)  die  Beschädigung,  welche  der  gekappte  Mast  beim  Nieder- 
fallen dem  Schiffskörper  zufügt. 


man  Bie  hinsichtlich  der  Ladung  beibehalten  wollte,  auch  auf  das  Schift' 
ausdehnen  müsste  (Prot.  VI  S.  2668).  Der  Appellationsrichter  macht  nament- 
lich geltend,  die  Beschlussfassung  der  Kommission  beziehe  sich  nur  auf  „da- 
bei zugestossene'*,  nicht  ,,dadurch*'  (durch  das  Einlaufen)  veranlasste  Be- 
schädigungen. Die  Beschädigung  sei  die  Folge  des  wissentlichen  Bloss- 
stelieus  des  Schiffs.  Und  dies  wird  darin  j^efiinden,  dass  der  Schiffer  in  den 
Hafen  einzulaufen  beschloss,  obwohl  ihm  die  Gefahr,  welche  das  Schiff  hier- 
bei lief,  bekannt  war  (a.  a.  0.  S.  594  f.). 

*)  Code  de  comm.  art.  411:  Lea  choaes  les  moina  niceaaairea,  lea  plus 
peaantea  et  de  moindre  prix  aont  jetiea  lea  premikreay  et  enauite  lea  mar- 
chandisea  du  premier  pont  au  choix  du  capiiaine^  et  par  Vavia  dea  princi- 
paux  de  Viquipage, 

**)  Hiermit  stimmen  auch  die  fremden  Rechte  überein.  So  bestimmt 
der  Code  de  comm.  art.  400:  Sont  avariea  communea  —  lea  dommagea 
occaaionnia  par  le  jet  aux  marchnndiaea  reat^ea  dana  le  navire;  art.  422:  II 
rCy  a  Heu  ä  contribution  pour  raiaon  du  dommage  arrM  au  navire  qua 
dann  le  caa  ou  le  dommage  a  4U  fait  pour  faciliter  le  jet.  Eben  •  dies  ist 
auch  die  herrschende  Ansicht  der  englischen  Juristen :  Amould  II  p,  769  aqts, 
Maclachlan  p,  623.  In  gleicher  Weise  heisst  es  in  den  York  and  Antwerf 
Rulea  II:  Damage  done  to  gooda  or  merchandiae  by  water  which  unavot- 
dahly  goea  down  a  ahip^a  hatchea  opened,  or  other  opening  made,  /or  the  pur- 
poae  of  mdking  a  jettison,  aliall  be  made  good  aa  general  average ,   in  caae 
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3.  Eine  Erleichterung  des  Schiffs  begründet  nach 
Ziff.  2  nur  dann  einen  Havariefall;  wenn  dieselbe  nicht  im  regel- 
mässigen Lauf  der  Reise  zu  erfo^n  hatte;  z.  B.  um  das  Schiff 
in  den  Bestimmungshafen  zu  bringen,  d.  h.  nur  dann^  wenn 
dieselbe  geschah  um  das  Schiff  und  die  Ladung  zu  retten  vor  dem 
Untergange  oder  der  Nehmung.  Hauptsächlich  wird  die  Er- 
leichterung zu  diesem  Zwecke  dann  erfolgen,  wenn  das  Schiff,  um 
e«  vor  feindlichen  Kriegsschiffen  oder  vor  dem  ihm  in  Folge  eines 
Unwetters  oder  einer  erlittenen  Havarie  drohenden  Sinken  zu 
retten,  in  einen  Hafen  oder  einen  Fluss  gebracht  werden  soll  und 
einen  zu  grossen  Tiefgang  hat,  um  mit  voller  Ladung  einlaufen  zu 
können,  aber  auch  um  das  auf  eine  Sandbank  aufgelaufene  oder 
gestrandete  Schiff  wieder  abzubringen,*)  oder  um  das  Schiff,  welches 
in  Grefahr  schwebte,  von  der  durcn  das  eingedrungene  Wasser  an- 

g eschwollenen  Ladung  (Holz  z.  B.)  auseinandergesprengt  zu  werden, 
iervor  zu  bewahren. 

4.  Das  freiwillige,  in  der  Absicht  herbeigeführte  Stranden, 
das  Schiff,  welches  in  Gefahr  schwebte  unterzugehen  oder  von 
feindlichen  Kriegsschiffen  oder  Seeräubern  genommen  zu  werden, 
mit  der  Ladung  zu  retten  gehört,  weil  alle  Erfordernisse  einer 
solchen  vorhanden  sind,  unter  die  Havariegrosse  und  darf  nicht, 
wie  dies  auf  der  Hamburger  Konferenz  von  einer  Seite  behauptet 
wurde,  als  eine  „BergungsmassregeF  aufgefasst  werden.  Der 
Schiffer  läuft  hierbei  zwar  eine  grosse  Gefahr,  allein  eine  solche, 
bei  der  die  Rettung  von  Schiff  und  Ladung  noch  möglich  bleibt. 
Der  daraus   entspringende  Schaden  ist  daher  „als  ein  freiwilliges 

the  los8  by  jettisan  ia  so  made  good,  —  Damage  done  by  breakage  and  cha  • 
fing^  or  othertoise  from  derangement  of  stowage  consequerU  upon  a  jettüon^ 
shall  he  made  good  as  general  average  in  case  the  loss  by  jettüon  is  so 
made  good. 

*)  Für  diesen  Fall  hat  das  römische  Recht  gleichfalls  die  Grandsätze 
der  lex  Rhodia  zur  Anwendung  gebracht.  £.  4  pr.  De  lege  ItJiod,  (14^  2) : 
Navis  onustae  levandae  catisa^  quia  tntrare  ßumen  vel  portum  non  potuerat 
cum  onere  ei  guaedam  merces  in  scapham  traiedae  siint^  ne  out  extra  ßumen 
periclitetur  aut  in  ipeo  oatio  vel  portu,  eaque  ecapha  summ  er ea  est,  ratio 
hoher i  dehet  inter  eos,  gui  in  nave  merces  salvas  habent,  cum,  his  qui  in 
scapha  perdideruni,  proinde  tamquam  si  iactura  facta  esset:  idque  Sabinus 
qaoque  libro  secundo  responsorum  probat,  contra  si  scapha  cum  parte  mer- 
dum  salva  est,  navis  periit,  ratio  haberi  non  debet  eoni-m^  qui  in  nave  perdi- 
flernntj  quia  iactus  in  trihutum^  nave  salva  venit.  Die  fremden  Rechte  neh- 
men hier  gleichfalls  einen^Havariefall  an.  So  dass  englische  Recht :  Abbott  p,  ,')27 ; 
das  holländische  H.G.B.  Art.  699  >(r.  14;  das  französische  Recht;  nur  ist  die 
Bestimmung  des  Code  de  eomm.  art.  400  n.  7  zu  speziell  (quand  le  na- 
vire  est  contraint  de  le  faire  par  tempite  ou  par  la  poursuite  de  VennemiJ 
und  deshalb  bei  strenger  Auslegung  zu  eng.  Einen  von  den  Voraussetzungen 
des  Art.  400  Nr.  7  unabhängigen  Fall  von  Havariegrosse  enthält  noch  der 
art,  427:  En  cos  de  perte  des  marchandises  mises  dans  les  barques  pour 
alUger  le  navire  entrant  dans  un  port  ou  une  rivikre,  la  r^partition  en  est 
faite  sur  le  navire  et  son  chargement  en  entier,  Si  le  navire  pMt  avec 
le  reste  de  son  chargement,  il  n^est  fait  aucune  ripartition  sur  les  mar- 
chandises mises  dans  les  alliges ^  quoiqu^elles  arrivent  ä  bon  port.  Vgl.  Cau- 
mont  p.  403  n.  22. 
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Opfer  zum  Zweck  der  Rettung  zu  betrachten"  (Prot.  VI  S.  2649  f.). 
Freilich  wird  hierzu  vorausgesetzt ,  dass  die  Stranduug,  so  wie 
sie  geschehen ;  auf  den  Willen  des  Schiffers  zurüchzuiuhren  ist. 
Dass  dem  Schiff  eine  Strandung  sicher  bevorstand,  dass  es  von 
den  Wogen  auf  den  Strand  geworfen  worden  wäre,  wenn  nicht 
der  Schiffer  die  Strandung  herbeigeführt  hätte,  nimmt  dieser  letz- 
teren noch  nicht  den  Charakter  der  Absichtlichkeit.  Identisch  ist 
diese  nach  Zeit,  Ort  oder  Art  auf  dem  Willen  des  Schiffers  be- 
ruhende Strandung  mit  der,  welche  zwar  nothwendiger  Weise,  aber 
zu  anderer  Zeit,  an  anderer  Stelle,  in  anderer  Art  stattgeiunden 
haben  würde,  sicher  nicht,  und  so  entspricht  eine  derartige  Stran- 
dung der  Anforderung  des  Gesetzes,  dass  das  Schiff  absichtlich 
auf  den  Strand  gesetzt  sein  muss.  Es  ist  daher  eine  absichtliche 
Strandung,  wenn  der  Schiffer  in  der  Ueberzeiming,  dass  ihm  die 
Strandung  bevorstehe,  das  Schiff  aber  wahrscheinlich  erst  nach 
längerem  Kampf  mit  den  Wogen  und  vielleicht  mit  der  Breitseite  auf 
den  Strand  geworfen  werde,  die  Strandung  beschleunigt,  indem  er 
direkt  auf  den  Strand  hält^  um  mit  dem  Vordertheil  au&ufahren, 
wobei  eine  Rettung  von  Schiff  und  Ladung  möglich,  während  es 
im  ersteren  Falle  voraussichtlich  von  den  Wogen  zertrümmert 
worden  wäre  (Vgl.  Prot.  VIII  S.  4086  f.  und  die  langen  Ver- 
handlungen erster  Lesung  wobei  die  Ansichten  noch  sehr  aus- 
einander gingen.  Prot.  VI  S.  2645 — 2654.).  Denselben  Stand- 
punkt vertritt  eine  Entscheidung  des  Berliner  Ober-Tribunals  vom 
29.  Oktober  1868  (Entsch.  LXI  S.  218.  Seuffert's  Archiv  XXIV 
Nr.  146). 

Ferner  wird  vorausgesetzt,  dass  die  Kettung  nicht  nur  beab- 
sichtigt, sondern  auch  möglich  gewesen  ist,  d.  h.  dass  der  Schiffer 
die  Strandung  unter  solchen  Verhältnissen  veranlasst  hat,  unter 
denen  die  Absicht,  nicht  blos  die  Ladung,  sondern  auch  das  Schiff 
zu  retten,  „vernünftiger  Weise  denkbar^^  gewesen  ist  (Prot,  VI 
S.  2650). 

Irrelevant  ist  es  selbstverständlich,  wenn  hiermit  die  Absicht 
konkurirte,  das  Leben  der  Besatzung  gleichfalls  zu  erhalten.  Wenn 
aber  das  Journal  lediglich  die  Notiz  enthält,  das  Schiff  sei  auf 
den  Strand  gesetzt,  um  die  Besatzung  zu  retten,  so  ist  der  Richter 
nicht  für  berechtigt  zu  halten,  eine  Strandung  im  Sinne  des 
Abs.  1  der  Ziff.  3  anzunehmen. 

5.  In  Betreff  der  Schäden,  welche  Abs.  2  der  Ziff.  8  her- 
vorhebt, namentlich  der  durch  die  Abbringung  entstandenen  be- 
kundet es  keinen  Unterschied,  ob  dieselben  durch  spezielle 
Anordnung  des  Schiffers,  um  das  Schiff  wieder  flott  zu  machen, 
veranlasst  worden,  jvie  z.  B.  das  Kappen  von  Masten,  Werfen  oder 
Löschung  der  Ladung,  oder  ohne  solche  entstanden  sind. 

6.  Zu  den  Kosten  der  Abbringung  (in  Zifi*.  3  Abs.  2)  ge- 
hören auch  die  Kosten  für  die  Löschung  und  zeitweilige  Bergung 
der  Ladung,  wenn  jene  für  das  Wiederflottmachen  des  Schiffs 
nothwendig   war   (Entsch.  des  R.O.H.G.  XIII    S.  407),    natürlich 
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auch  der  Lohn  der  Arbeitsleute,  welche  etwa  zum  Abwinden  des 
Schiffs  angenommen  sind,  nicht  aber  die  Heuer  der  Mannschaft  für  die 
Zeit,  während  welcher  sie  bei  dieser  Arbeit  gleichfaUs  thätig  ge- 
wesen ist.  (Vgl.  £ntsch.  des  Hamb.  Handelsger.  vom  18.  September 
1874  in  der  Hamburger  Handelsger.  Zeit,  von  1874  Nr.  227.) 

7.  Dass  die  Abbringung  des  Schiffs  in  reparatur- 
fähigem. Zustande  (im  Abs.  3  der  Ziff.  3)  für  erforderlich  er- 
klärt wird,  damit  der  Schaden  als  Havariegrosse  betrachtet  werden 
kann,  widerspricht  eigentlich  der  Konsequenz  des  Art.  705,  indem 
es  hiernach  genügend  sein  müsste,  wenn  nur  das  Wrack  übrig 
geblieben  wäre  (vgl.  Prot.  VI  S.  2637.).  Dagegen  sprechen  prakti- 
sche Rücksichten  entschieden  für  den  Grundsatz,  indem  derselbe 
das  „einzig  mögliche  Auskunftsmittel'^  ist,  „um  die  Schiffer  von 
gefahrlichem  Missbrauch  der  freiwilligen  Strandung'^  abzuhalten, 
dadurch  auch  das  einzige  Mittel  geboten  wird,  die  freiwillige,  in 
der  Absicht,  Schiff  und  Ladung  zu  retten,  vorgenommene  Strandung 
von  einer  anderen  zu  unterscheiden.  (Prot.  S.  2655).  Dass  man 
dieses  Erforderniss  nicht  auch  für  den  Fall,  wenn  die  Strandung  vor- 
genommen wird,  um  die  Nehmung  durch  den  Feind  oder  durch 
Seeräuber  abzuwenden,  aufgestellt  hat,  wurde  auf  der  Hamburger 
Konferenz  dadurch  motivirt,  „dass  in  diesem  Fall  ein  Missbrauch 
kaum  möglich  sei,  weil  hierbei  nicht  davon  die  Rede  sein  könne, 
dass  eine  unabsichtliche  Strandung  fälschlicher  Weise  als  absicht- 
lich ausgegeben  werde"  (Prot.  VH!    S.  4088).*) 


*)  Mit  dem  H.  G.B.  stimmt  in  Betreff  des  Strandens  das  französische 
Recht  vollständig  überein.  Schon  Emirigon  (traüi  des  assurances  I  p.  405, 
600J  hat  den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  wenn  ein  Schiff,  um  einem  Feinde 
oder  einem  Schiffbruch  zu  entgehen,  absichtlich  zum  Stranden  gebracht 
wird,  der  dadurch  entstandene  Schaden  ein  allgemeiner  Havarieschaden  ist. 
Dem  entsprechend  rechnet  auch  der  Code  de  commerce  fart,  400)  zu  den 
avaries  communee  lee  frais  faüsy  paur  remettre  ä  fiot  le  navire  ichoui  dans 
Viniention  d^Svüer  la  perte  totale  ou  la  prise.  Und  die  französische  Jurispru- 
denz rechnet  ganz  allgemein  Vichoitem^nt  volontaire^  riaolu  dans  VinterUion 
de  conjurer  un  pMl  imminent  zur  avarie  grosne.  Hierbei  wird  noch  der  Grundsatz 
aufgestellt :  Vichouement  volontaire^  pour  le  saltU  commun^  ne  cesse  pas  d^avoir 
le  caractkre  et  avarie  grosse^  par  cela  seul  qu^au  moment  ouilaite  r^solu  la  perte 
du  navire  itait  imminente  par  les  accidents  dejä  iprouvis,  II  euf/U  gue  le  fait  de 
VhomTne  ait  concouru  avec  le  cas  fortuit ,  pour  que  VSchouement  doive  etre 
eoTutidSri  comme  volontaire  fCaumont^  dirtionnaire  p.  403  n.  23).  Dagegen 
fordern  die  französischen  Juristen,  um  die  freiwiUige  Strandung  unter  die 
Havariegrosse  zu  bringen,  dass  das  Schiff  eut  H6  remis  ä  flot^  car  si  Vichoue- 
ment  e»t  sfiivi   de  naufrage^  saure  qui  peut    fEmSrigon  L  c.  p.  600). 

In  Eneland  ist  die  Frage,  ob  im  Falle  willkürlicher  Strandung  der  daraus  ent- 
stehende Schaden  zur  grossen  Havarie  zu  rechnen  sei,  niemals  zur  gericht- 
liehen  Entscheidung  gekommen.  Unter  den  Juristen  ist  dieselbe  kontrovers. 
VgL  SlevenSy  Essay  on  average  —  ö,  ed.  London  1835 — p.34squ.  Arnould 
II  p.  716—779.     Abbott  p.  523—526  Note.     Maclachlan  p.  623—626. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  der  Kanzler  Kent  den  Grimd- 
satz  ausgesprochen :  wenn  ein  Schiff,  um  einer  drohenden  Gefahr  zu  entgehen, 
willkürlich  zum  Stranden  gebracht  wird,  so  sind  die  daraus  entstehenden 
Schäden  in  Havariegrosse  zu  vergüten.  Hinsichtlich  der  Frage,  ob  es  hierzu 
erforderlich  sei,  dass  nicht  nur  die  Ladung  gerettet,  sondern  auch  das  Schiff 
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Die  Frage,  ob  die  gerettete  Ladung  verpflichtet  ist  in  grosser 
Havarie  beizutragen,  entscheidet  sich  erst,  wenn  das  Schiff  ent- 
weder wieder  flott  gemacht  ist,  oder  die  Unm^lichkeit  feststeht, 
dasselbe  wieder  flott  zu  machen.  Doch  würde  der  letzteren  That- 
sache  der  Umstand  gleichstehen,  dass  das  ächiff  vom  Rheder  resp. 
Schiffer  derelinquirt  oder  verkauft  wird,  selbst  wenn  ein  Dritter, 
etwa  der  Käufer  es  später  abbringen  sollte.  Wbnn  das  Gesetz 
nämlich  vom  Abbringen  spricht,  so  setzt  es  dabei  als  selbstver- 
ständlich voraus,  dass  dieses  Seitens  des  Rheders  resp.  Schiflfers 
geschieht,  weil  dem  Aufgeben  des  Schiffs  durch  die  letzteren 
dieselbe  Bedeutung  beigelegt  werden  muss,  wie  der  definitiven 
Trennung  der  Ladung  vom  Schiff,  indem  die  Gemeinschaft  von 
Schiff  und  Ladung  ihre  Wirksamkeit  immer  nur  auf  das 
Verhältniss  von  Ladungsinteressenten  und  Verfrachter  äussert.  Der 
in  der  Mecklenburg-Schwerinschen  Einfiihrungs- Verordnung  vom 
28.  Dezember  1863  §  71  Ziff.  2  ausgesprochene  Grundsatz: 

Die  Bestimmung  des  Art.  708  Nr.  3  Abs*  3  des  H.G.  B.  tritt 
auch  dann  ein,  wenn  das  Schiff  der  Abbringung  nicht  werth 
erachtet  worden  ist,  selbst  wenn  dem  Käufer  desselben  dem- 
nächst die  Abbringung  gelingen  sollte, 

gilt   daher   nicht  blos   auch    noch  jetzt  für  Mecklenburg,  sondern 
hat  gemeinrechtliche  Bedeutung. 

8.  Beim  Abs.  4  der  Ziff.  3  wird  vorausgesetzt,  dass  „das 
Schiff  gerettet  und  abgebracht^'  wird,  und  dass  „die 
Kosten  und  Beschädigungen  nicht  erst  nach  defini- 
tiver Löschung  der  Ladung  entstanden'^  sind,  weil  „diese  die 
Aufhebung  der  zwischen  Schiff  und  Ladung  bestehenden  Gemein- 
schaft'' bedingt,  nach  derselben  also  die  den  einen  Gegenstand 
treffenden  ZulUlle  den  anderen  nicht  mehr  angehen  (Prot.  VI 
S.  2656  f ). 

9.  Der  Abs.  4  der  Ziff.  3  bezieht  sich,  wie  dies  aus  der 
Fassung  hervorgeht,  auch  auf  den  Fall,  wo  das  Schiff  ab- 
sichtlich auf  den  Strand  gesetzt  wird,  aber  ohne  alle 
Hoffnung  auf  seine  Erhaltung,  also  lediglich  in  der  Absicht. 


wieder  flott  gemacht  und  seine  Reise  yollcnden  könne,  haben  die  Gerichte 
der  Vereinigten  Staaten  lange  Zeit  hin  und  her  geschwankt,  bis  der  Bichter 
Story  den  Grundsatz  aufsteUte:  tkat  a  voluniary  stranding^  foÜowed  by  a 
total  Ions  of  the  ship,  but  with  a  saving  of  the  cargo,  consiüutes,  wken  de- 
signed  for  the  general  safety^  a  clear  caae  of  general  average,  in  which  the 
owners  of  the  cargo  are  liahle  to  contribvte  for  the  loss  incurred  bf/  the 
ship  and  freight;  welche  Ansicht  auch  Kent,  der  vorher  die  entgegengesetzte 
Meinung  vertreten  hatte,  adoptirte  ( Peter' s  Supreme  Court  Reports  XIII  S-il 
Kent ,  commentaries  on  American  Law  —  10.  ed.  New  -  YorJe  lüOO  —  2S0 
Notej. 

Die  York  and  Antwerp  Rules  enthalten  folgenden  Satz  (V):  When  a 
ship  18  intentionally  run  on  shore  because  ehe  is  sinking  or  driving  on  shore 
or  rooks,  no  damage  caused  to  the  ship^  the  cargOj  and  the  freight,  or  any 
or  eüher  of  them,  by  auch  intentional  running  on  shore,  shaU  be  made  good 
OS  general  average. 


Grosse  und  besondere  Haverei.  45 

um  die  Ladung  zu  retten  (vgl.  Prot.  S.  2652).  Eben  so  ist  es 
irrelevant,  ob  die  Strandung  zufällig  erfolgt  ist  oder  in 
einem  Verschulden  des  Schiffers  ihren  Grund. hat  (Prot. 
S.  2657). 

10.  Von  den  Schäden  sind  nach  dem  in  Rede  stehenden 
Abs.  4  der  Ziff  3  zur  Havariegrosse  nur  zu  rechnen  die  dem 
Schiff  und  der  Ladung  absichtlich  zugefügten,  nicht  aber  die  durch 
die  Strandung  verursachten,  auch  nicht  die  durch  die  letztere 
mittelbar  herbeigeführten.  Schäden  also,  welche  durch  die  Ab- 
bringung selbst  unwillkürlich  dem  Schifie  zugefügt  werden,  wie 
z.  B.  der  Schaden,  den  das  Schiff  am  Kiel  dadurch  erlitten,  dass 
es  durch  ein  vorgespanntes  Dampfboot  über  den  Strand  eine 
Strecke  weit  hinweggezogen  ist,  sina  nicht  in  Havariegrosse  zu  er- 
setzen (Prot.  S.  2657). 

11.  Die  Voraussetzung  des  in  Ziff.  4  behandelten  speziellen 
Falls  grosser  Havarie  unterscheidet  sich  von  der  im  Art.  702  an- 
gegebenen Voraussetzung  der  Havariegrosse  im  Allgemeinen  wesent- 
lich dadurch,  dass  hier  eine  drohende  Gefahr  für  ausreichend 
erklärt  wird,  während  Art  702  eine  gegenwärtige  Gefahr  fordert. 
Die  Gefahr  besteht  in  dem  Untergange  oder  der  Nehmung,  denen 
Schiff  und  Ladung  bei  unaufgehaltener  Fortsetzung  der  Reise  aus- 
gesetzt werden  (Prot.  VI  S.  2663).  Der  Grund  hierfür  kann  liegen 
in  einem  erlittenen  Schaden  (welchen  Fall  das  Gesetz  allein  her- 
vorhebt) und  dieser  kann  eben  so  wohl  partikuläre,  als  grosse  Havarie 
sein.  Jedoch  wird  hierbei  vorausgesetzt,  dass  das  Schiff  „ohne 
selbst  gelährdet  zu  sein  und  die  Ladung  zu  gefährden^'  nicht  in 
See  bleiben  kann  (Prot.  VI  S.  2662—2664).  Eine  weitere  Ver- 
anlassung kann  in  einem  zur  Zeit  des  Einlaufens  noch  bestehenden 
Havariefgrunde  liecen,  einem  Unwetter,  welches  dem  Schiff  und 
der  Ladung  den  Untergang  droht  (Prot.  VIII  S.  4089).  Ferner 
kann  die  Veranlassung  bieten  drohende  Kriegsgefahr,  so  wie 
Blokade  des  Bestimmungshafens.  Und  zwar  braucht  die  Blokade 
nur  notifizirt,  nicht  aber  nothwendiger  Weise  völkerrechtlich 
wirksam  zu  sein,  da  es,  wie  schon  oben  (S.  29)  bemerkt,  aus- 
gehend ist,  dass  die  Gefahr  verständiger  Weise  vom  Schiffer  an- 
genommen werden  durfte  (Motive  zum  Preuss.  Entw.  S.  308. 
Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  VIII S.  297 ;  vgl  mein  Seerecht  Bd.  I S.  124  f.). 
Auch  das  Ausgehen  des  Proviants,  des  Wassers,  der  Kohlen  kann 
den  Grund  abgeben  (Entsch.  des  Hamb.  Oberger.  vom  7.  Dezember 
1874  in  der  Hamb.  Handelsger.  Zeit,  von  1875  Nr.  80;  vgl.  Prot.  VI 
S.  2664  f.). 

12.  Das  Opfer,  welches  nach  Ziff.  4  des  Art.  708  die 
„Vertheilung  der  dadurch  hervorgerufenen  Schäden  in  grosser 
Ha varie*' rechtfertigt,  liegt  in  dem  „Einlaufen  in  den  Nothhafen." 
Wird  durch  einen  der  zum  Einlaufen  in  einen  Nothhafen  berech- 
tigenden Gründe  ein  längeres  Verweilen  im  Abgangshafen  oder 
in  einem  aus  einem  anderen  Grunde  angelaufenen  Zwischenhafen 
veranlasst,  so  liegt  kein  Fall   echter  Havariegrosse  vor,    sondern 
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es  ist  hierfür  der  Art.  6B7  H.G.B.  massgebend  (Entsch.  des 
R.O.H.a  VIII  S.  297  f.;  vgl.  Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck 
vom  19.  Juli  1851  in  Seuffert's  Archiv  VI  Nr.  245),*) 

18.  Da  das  Einlaufen  in  den  Nothhafen^  und  nicht  das  dieses 
Eitilaufen  veranlassende  Ereigniss  die  grosse  Havarie  ist,  so  ist 
für  die  Beurtheilung  der  Frage,  ob  durch  die  Aufhebung  der 
Gemeinschaft  von  Schiff  und  Fracht  die  Möglichkeit  einer 
Havariegrosse- Vertheilung  der  durch  das  Einlaufen  in  den 
Nothhafen  verursachten  Unkosten  ausgeschlossen  ist,  mass- 
gebend der  Zeitpunkt  des  Einlaufens  in  den  Nothhafen. 
War  daher  auch  zu  der  Zeit,  wo  das  Schiff  eine  Beschädigung 
erlitt,  welche  das  Einlaufen  in  den  Nothhafen  veranlasste,  die 
Ladung  noch  im  Schiff,  wurde  sie  aber  vor  dem  Einlaufen  definitiv 
von  diesem  getrennt,  indem  sie  gelöscht  wurde,  so  liegt  Havarie- 
grosse nicht  vor,  wie  denn  auch  eine  Fortsetzung  der  Reise,  welche 
doch  durch  das  Einlaufen  in  den  Nothhafen  und  die  daselbst  be- 
absichtigte Reparatur  ermöglicht  werden  soll,  nach  der  Entlöschung 
und  anderweitigen  Weiteroeförderung  der  Waaren  nicht  mehr 
möglich  ist.  (Art.  720  Ziff.  1  H.G.B.  Entsch.  des  R.O.H.G.  XIE 
S.  408  f.) 

14.  In  Betreff  der  im  Abs.  2  der  Ziff.  4  aufeezählten 
Aufwendungen**)  ist  zu  beachten,  dass  die  Kosten  des  Von-  und 
Anbordbringens  und  die  Kosten  der  Aufbewahrung  der  Ladung 
nur  dann  in  Havariegrosse  zu  vertheilen  sind,  wenn  die  Ladung 
wegen  des  Havariegrundes  gelöscht  werden  musste. 
Dies  würde  also  Platz  greifen  in  dem  Falle,  wenn  die  Entlöschung 
wegen  der  Reparatur  des  Schiffs  nöthig  war,  indem  diese  sonst 
nicht  hätte  vorgenommen  werden  können,  oder  wenn  die  Löschung 

*)  Nach  französischem  Recht  würde  bei  derartigem  längerem  Verweilen 
im  Abgangshafen  keine  Havariegrosse  anzunehmen  sein,  wohl  aber  bei  län- 
gerem V  erweilen  in  einem  Zwischenhafen.  Denn  der  Code  de  commerce 
(art.  400 J  rechnet  zu  den  avaries  communes  nur  diejenigen  Opfer,  welche 
gebracht  sind  pour  fe  bien  et  le  sahit  commun  du  navire  et  des  marchan- 
dises  depuis  leur  chargement  et  dSpart  jusqii'ä  leur  retour  et  d4chargement. 
In  Betreff  der  Unkosten  eines  durcb  Verfügung  von  hoher  Hand  erzwunge- 
nen Aufenthalts  während  der  Reise  triflPt  art.  300  die  Bestimmung  (vgl 
Band  I  S.  282). 

•*)  Der  Code  de  commerce  enthält  eine  ausdrückliche  Bestimmung  nur 
hinsichtlich  der  Heuer  und  Unterhaltskosten  der  Mannschaft  (art.  4u0) :  Sont 
avaries  communes  —  les  loyer  et  nourriture  des  matelots  pendant  la  diten- 
tion,  quand  le  navire  est  arretS  en  voyage  par  ordre  d'une  puissancs,  et 
pendant  les  riparations  des  dommages  volontairement  soufferts  pour  le  salut 
commun,  si  le  navire  est  affriti  au  mois  *,  (art  403) :  sont  avaries  particulih'es 
—  la  nourriture  et  le  loyer  des  matelots  pendant  la  ditention^  quand  le  na- 
vire est  arreti  en  voyage  par  ordre  dune  puissance,  et  pendant  les  ripara- 
tions qu^on  est  oUigi  d'y  faire ,  si  le  navire  est  affriU  au  voyage.  Durch 
die  französische  Judikatur  sind  noch  folgende  durch  das  Einlaufen  in  einen 
Nothhafen  verursachten  Unkosten  ausdrücklich  zur  grossen  Havarie  gerechnet 
worden:  les  frais  de  dichargement ^  magasinage,  rechargement^  pompage 
extraordinaire ,  le  pilotage  extraordinaire ,  les  frais  de  remorquage  i  les  frais 
de   riarrimage  de   la  cargaison  (Caumonty  dictionnaire  p.  408  n.  3$J, 
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im  gemeinschaftlichen  Interesse  von  Schiff  und  Ladung  (z.  B. 
weeen  der  nöthigen  Ventilation)  erfolgen  musste;  oder  wenn  die- 
selbe zwar  allein  im  Interesse  der  Ladung  erforderlich,  aber  doch 
led^lich  in  Folge  des  HavariegrundeS;  so  z.  B.  wenn  die  Ladung 
in  Folge  eines  Lecks,  den  das  Schiff  erlitten^  nass  geworden  war. 
und  um  vor  völligem  Verderb  geschützt  zu  werden  der  Löschung 
und  Bearbeitung  bedurfte;  oder  wenn  auch  gerade  die  Beschaffen- 
heit der  Ladung  das  Verbleiben  derselben  im  Schiff  während  des 
Aufenthalts  im  rfothhafen  nicht  zuliess,  währenii  eine  Ladung  von 
anderer  Beschaffenheit  recht  wohl  an  Bord  hätte  bleiben  können. 
Dagegen  gehören  die  in  Rede  stehenden  Kosten  nicht  in  die  grosse 
Havarie,  ;,wenn  die  Ladung  auch  ohne  den  Fintritt  der  Havarie 
hätte  gelöscht  werden  müssen,  um  vor  Verderb  geschützt  zu  sein," 
wenn  also  blos  wegen  Löschung  und  Bearbeitung  der  Ladung 
ein  Hafen  hätte  angelaufen  werden  müssen,  oder  dieselbe  sonst 
verdorben  an  den  Bestimmungsort  gekommen  wäre  (Prot  VI 
S.  2672  f.). 

15.  Abs.  3  der  Ziff.  4  lässt  die  Aufenthaltskosten  nur  ftir 
die  Zeit  der  Fortdauer  des  Havariegrundes  in  Rechnung 
kommen^  nicht  dagegen  für  die  Zeit^  während  welcher  nach  Be- 
seitigung dieses  Grundes  (z.  B.  nach  Vollendung  der  Reparatur^ 
nach  Beendigung  der  Kriegsgefahr,  nach  Aufhebung  der  Ölokade) 
der  Wiederantritt  der  Reise  durch  einen  neu  hinzugekommenen 
Grund,  etwa  durch  Eis,  durch  lang  andauernde  widrige  .Winde 
u.  s.  w.  verhindert  wird,  und  zwar  deshalb,  weil  es  an  dem  „er- 
forderlichen Kausalzusammenhang^'  zwischen  den  hierdurch  ver- 
ursachten Opfern  und  dem  Havariegrunde  fehlt.  (Prot.  VI  S.  2670  f.). 
In  gleicher  Weise  gehören  auch  nicht  zur  grossen  Havarie  die 
Unkosten  (Heuer  und  Beköstigung  der  Besatzung)  des  Aufent- 
halts, welchen  das  Schiff  auf  der  Fahrt  zum  Nothhafen,  z.  B. 
durch  Einfrieren,  erlitten  hat,  wie  denn  überhaupt  die  Kosten  der 
Fahrt  zum  Nothhafen  nicht  Havariegross^  smd  (Entsch.  des 
R.O.H.G.  Xin  S.  411  f.).*) 


*)  Hinsichtlich  der  Frage,  in  wieweit  die  durch  das  Einlaufen  in  einen 
Nothhafen  verorsachten  Opfer  zur  grossen  Havarie  zu  rechnen  sind,  weicht 
das  heutige  englische  Recnt  sehr  wesentlich  vom  deutflehen  Hecht  und  dem 
Recht  dei  Kontinents  überhaupt  ab.  Die  englischen  Dispacheurs  wenden 
nämlich  unter  Billigung  der  Gerichte  die  s.  g.  theory  of  Phyntkal  Safety 
oder  das  Common- Sa fety-Vrimip  an,  während  auf  dem  Kontinent  die  theory 
of  Pinal'Succesa  oder  das  Common- Benefit'VTmzip  massgebend  ist,  welches 
letztere  übrigens  auch  in  den  Vereinigen  Staaten  zumeist  anj^e wendet  wird, 
und  selbst  unter  den  englischen  Schnftstellem  Vertreter  gefunden  hat,  so 
an  Amould  in  den  früheren  Auflagen  seines  Versicherungsrechts.  Nach 
dem  CV>wimon-jSa/c/y-Prinzip  kann  in  Betreff  der  gebrachten  Opfer  von 
Havariegrosse  nur  so  lange  die  Rede  sein,  bis  Schiff  und  Ladung,  und  zwar 
jedes  für  sich,  in  Sicherheit  gebracht  sind;  sie  kann  sich  erst  wie- 
der geltend  machen,  wenn  die  Gemeinschaft  von  Schiff  und  Ladung 
wieder  hergestellt  ist;  während  nach  dem  kontinentalen  Common- 
i?«nÄ/?i  -  Prinzip  eine  zeitweilige  Unterbrechung  der  Gemeinschaft,  vor- 
ausgesetzt, dass  sie  die  Folge  des  Havariegrundes  ist,  unberücksichtigt  bleibt 
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16.  Die  Ziff.  5  und  Ziff.  6  sind  lediglich  Anwendungen 
des  allgemeinen  Prinzips  der  grossen  Havarie.*)  Den  Fall  des 
Loskaufs  des  Schiffs  hatte  das  römische  Recht  bereits  in  gleicher 
Weise  entschieden  in  L,  2  §  3  De  lege  Bhodia  (14,  2):  Si  fuwis 
a  piratts  redempta  sit,  Servius,  Ofilius,  Labeo  otmies  conferre  de- 
bere  aiunt:  quod  vero  praedones  abstulerint,  eum  perdere  cuius  fu- 
erint^  nee  conferendum  ei,  qui  suas  merces  redement  **) 

17.  Die  Bestimmung  der  Ziff.  7  ist  eine  Anwendung  des 
Grundsatzes,  dass  nicht  nur  die  prinzipalen,  sondern  aucli  die 
sekundären  Opfer  zur  grossen  Havarie  gehören.***) 


Nach  dem  englischen  Prinzip  werden  daher  die  Kosten  der  Aufbewah- 
rung der  Ladung  und  der  Wiedereinladung,  Heuer  und  Unterhaitakosten  für 
die  Besatzung  und  auch  die  Ausgangskosten  nicht  in  Havariegrosse  ge- 
bracht. {Warehouge  rent  of  cargo  ü  in  uny  case  cliargeable  to  cargo,  and 
the  expense  of  reloading  and  of  port  chargea  oviwarda  falls  upon  freigkt, 
—  Monies  paid  for  wag  es  and  provisions  for  the  creto  during  the  delay  ' 
for  repairs  in  a  port  of  distress ^  give  no  claim  either  for  general  or  for 
particular  averags,  bat  fall  exclusively  on  the  shipovmer,)  Vgl.  Arnould 
II  p.  181  —  185.     Abbott  p,  5:i0  —  Ö38. 

Der  Antwerpener  Kongress  macht  folgende  Vorschl&ge:  Eule  VII. 
When  a  skip  shall  have  entered  a  port  of  refuge  under  such  circumstances 
that  the  expenses  of  entering  the  port  are  admissible  as  general  average, 
and  when  she  shall  have  sailed  thence  with  her  original  cargo  or  a  pari  oj 
^/,  the  corresponding  expenses  of  leaving  such  port  shall  likewise  be  so  ad- 
tnitted  as  general  average\  and  whenever  the  cost  of  discharging  cargo  at 
such  port  in  admissible  as  general  average^  the  cost  of  re-loading  and  sto^ 
loing  such  cargo  on  board  the  Said  ship,  iogether  with  all  storage-charges 
on  sttch  cargo,  shall  likewise  be  so  admüted. 

Rüle  VIII,  When  a  ship  shall  have  entered  a  port  of  refuge  under 
the  circumstances  defined  in  Rule  VII,  the  wages  ctnd  cost  of  maintenance 
of  the  master  and  mariners,  from  the  time  of  entering  such  port  until  the 
ship  shall  have  been  made  ready  to  proceed  upon  her  voyage,  shall  be  made 
good  as  general  avisrage. 

Rule  IX,  JJamage  done  to  cargo  by  discharging  it  at  a  port  of 
refuge  shall  not  be  admissible  as  general  average  in  case  such  cargo  shall 
have  been  discharged  at  the  pla>ce  and  in  the  manner  customary  at  that  port 
with  ships  not  in  distress. 

•)  Der  Code  de  commerce  zÄhlt  gleichfalls  art.  400  n.  6  Us  pansc- 
ment  et  novrriture  des  matelots  hlensis  en  d4fendant  le  navire  zu  den  aca- 
ries  communes.  Das  englische  Recht  rechnet  die  Ansprüche  der  Besatzung, 
worüber  es  besondere  Bestimmung^en  giebt  {Abbott  p,  104  squ,),  nicht  zur 
CTossen  Havarie  feod.  p.  541 1  Eben  so  wenig  gehören  die  bei  einer  Ver- 
tneidigung  dem  Schiff  oder  der  Ladung  zugenigten  Beschädigungen,^  noch 
die  verbrauchte  Munition  dazu  f  Abbott  /.  c,  Amould  II  p.  760  squ.  77 Jj. 

**)  Auch  nach  französischem  Recht  erscheinen  les  vaieurs  ä  titre  de 
ranron  als  avar^  commune  (Caumont,  dictionnaire  p.  401  no.  11 J.  Für  Eng- 
land ist  die  Zahlung  eines  Lösegeldes  an  den  Feind  ausdrückUch  verboten 
durch  st.  43  George  III  c.  12  s.  16.  11.  Das  Seeräubern  vom  Schiffer  ge- 
gebene Lösegeld  ist  aber  in  Havariegrosse  zu  bringen.  Auch  ist  ein  der- 
artiger Vertrag  zwischen  Neutralen  und  Kriegführenden  gültig  und  das  zur 
Erfüllung  desselben  gegebene  Geld  fallt  unter  die  grosse  Havarie  (Amould 
II  p.  190). 

*♦*)  Eoen  so  das  französische  Recht   {Caum^it  p.   408  «.  39)    und   das 
englische  Recht  (Amould  II  p.  190\  vgl.  Benecke-Nolte  IL  S.  659  f.). 
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Art.  709. 


Nicht  als  grosse  Saverei,  sondern  ais  besondere  Ha/verei  wer^ 
den  angesehen: 

1.  die  Verluste  und  Kosten^  welche,  wen^  auch  während  der 
Reise^  aws  der  in  Folge  einer  besonderen  Haverei  nöthig  ge^ 
wordenen  Beschaffung  von  Geldern  entstehen; 

2.  die  BeMamekosteny  auch  wmn  Schiff  tmd  Ladung  msammen 
tmd  beide  mit  Erfolg  reklamirt  werden; 

3.  die  durch  Prangen  verursachte  Beschädigung  des  Schiffs,  seines 
Zubehörs  und  der  Ladung,  selbst  wenn,  um  der  Strandung 
oder  Nehmung  m  entgehen^  geprangt  worden  ist, 

1.  Wie  das  H.  G.B.  ,;die  Kosten  für  Reparatur  partikulärer 
Havereien  des  Schiffs^^  wenn  dieselben  auch  ,;im  Notnhafen  weit 
mehr  als  im  Heimathshafen'^  betragen^  ausschliesslich  vom  Rheder 
tra^n  lässt^  so  legt  es  diesem  auch  die  Kosten  für  die  Be- 
schaffung der  hierzu  erforderlichen  Gelder,  wie  Bodmerei- 
prämie  und  Aehnliches  allein  zur  Last  (Prot.  VI  S.  2781). 

2.  Hinsichtlich  der  Reklamekosten  enthält  der  Preussische 
Entwurf  eine  zwiefache  Bestimmung.  Zur  grossen  Havarie  rechnet 
er  dieselben  (im  Art.  560),  wenn  Schiff  und  Ladung  ungerecht  an- 
gehalten oder  aufgebracht,  und  beide  durch  den  Schiffer  reklamirt 
werden;  zur  partikulären  dagegen  (Art.  587),  wenn  das  Schiff  allein 
oder  die  Ladung  allein  Gegenstand  der  Nehmung  oder  Änhaltung 
ist,  und  der  Schiffer  Schiff  oder  Ladung  reklamirt. 

Auf  der  Hamburger  Konferenz  wurde  in  erster  Lesung  be- 
schlossen, die  Reklamekosten  dann  der  partikulären  Havarie  bei- 
zuzählen ,,wenn  zwar  Schiff  und  Ladung  zugleich  genommen  und 
beide  reklamirt  werden,  aber  nicht  beide  mit  Erfolg"  (Prot  VI 
S.  2781).  In  zweiter  Lesung  wurde  jedoch  auch  die  Bestimmung, 
dass  ein  Fall  grosser  Havarie  vorliege,  wenn  Schiff  und  Ladung 
angehalten  oder  aufgebracht  und  beide  mit  Erfolg  von  dem  Schiffer 
reklamirt  worden  sind,  (Art.  607  Ziff.  5  des  Entwurfs  aus  I.  Lesung) 
gestrichen.  Es  wurde  hierfür  geltend  gemacht:  „wenn  beide,  Schiff 
und  Ladung  mit  Erfolg  reklamirt  werden",  müsse  die  Repartition 
der  Reklamekosten  über  beide  schon  nach  allgemeinen  Ghrund- 
Bätzen  „w^en  erfolgreicher  negotiorum  gestio^  in  entsprechender 
Weise  eintreten.  Abgesehen  davon  sei  der  Inhalt  der  betreffenden 
Bestimmung  nicht  gerechtfertigt.  So  würde  namentlich  ,,die  Art 
der  Repartition"  gar  nicht  passen,  weil  die  SchwierigKeit  der 
Reklamirung  und  die  Prozesskosten  keinesw^s  immer  mit  dem 
Werlh  der  zu  reklamirenden  Gegenstände  im  Yerhältniss  stünden. 
Es  „könne  z.  B.  ein  sehr  werthvolles  Schiff  vielleicht  mit  wenig 
Aufwand  an  Kosten  und  Mühen  mit  Erfolg  reklamirt  werden, 
während  die  Reklamation  der  minder  werthvoUen  Ladung  grosse 
Mühe  und  Kosten  verursache."  (Prot.  VIH  S.  4092). 

Lewis,  Seereehi.   U.  4 
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8.  Die  durch  Pranken ^  das  übermässige  Anstrengen  der 
Segel  verursachte  Beschäoigung,  rechnete  der  Preussisc^e  Ent- 
wurf (Art.  557)  zur  grossen  Havarie^  wenn  es  geschehen,  ^^um  der 
Strandung  oder  Nehmun^  zu  entgehen/^  Die  Hamburger  Kom- 
mission beschloss  jedoch;  dass  der  durch  das  Prangen  entstandene 
Schaden  an  Schiff  oder  Ladung  (z.  B.  ausserordentliche  Leckage) 
niemals  in  Havariegrosse  zu  vergüten  sei.     Man  machte   hierfiir 

feltend;  dass  der  Verfrachter  ^^krafl  des  Frachtvertrags  ver- 
unden''  sei,  ,,die  Ladung  auf  ^seinem  Schiff  mit  allen  ihm  zu 
Gebote  stehenden  Mitteln,  und  namentlich  auch  mit  der  erforder- 
lichen, gleichviel  ob  grösseren  oder  geringeren  Anstrengung  seines 
Fahrzeugs,  nach  dem  Bestimmungsort  zu  befördern.^  Dann  aber 
wies  man  darauf  hin,  dass. gar  Keine  Eontrole  möglich,  »,ob  die 
Behauptungen  des  Schiffers  richtig  seien,  wenn  er  nach  seiner  An- 
kunft in  einem  Hafen  eine  Verklarung  belege  und  dabei  erkläre, 
ein  Schaden  an  der  Ladung,  am  Schi£^körper  oder  der  Tackelage 
sei  durch  absichtliches  Prangen  in  einer  gemeinschaftlichen  Noth 
des  Schiffs  und  der  Landung  veranlasst  worden,^'  ja  dass  es  nicht 
einmal  möglich,  „zu  prüfen,'  ob  überhaupt  wirklich  geprangt  wor- 
den sei."*)  (Prot.  Vi  S.  2658—2661.)  Nach  Analogie  ist  auch 
der  durch  abnorme  Anstrengung  der  Dampfmaschine  entstandene 
Schaden  zur  kleinen  Havarie  zu  rechnen,  da  Prangen  und  Ueber- 
heizung  der  Maschine  durchaus  gleichaiiage  Massregeln  sind,  und 
die  grössere  Gefahr,  welche  bei  der  letzteren  das  Schiff  läuft,  allein 
noch  keinen  Grund  für  eine  andere  Behandlung  abgeben  kann. 
(Vgl.  Prot.  VI  S.  2660 :  Meier  im  Centralorgan  f.  d.  D.  H.  u.  W.R. 
N.  F.  VI  S.  467—473,  welcher  noch  bemerkt,  dass  das  Bremer 
Handelsgericht  in  einem  Erk.  vom  4.  Nov.  1869  in  demselben 
Sinne  entschieden  haba) 

Art.  710. 

In  den  FäUen  der  grossen  Haverei  bleiben  bei  der  Schadens- 
berechnung  die  Beschädigungen  und  Verluste  ausser  Ansäte^  welche 
die  nachstehenden  Gegenstände  betreffen: 

1.    die  nickt  unter  Deck  geladenen  Güter;  diese  Vorschrift  findet 
jedoch  bei  der  Küstenschifffahrt  insofern  keine  Anwendung^ 


*)  Das  englische  Eecht  stimmt  hiermit  überein:  Amwdd  II  p»  761^ 
und  eben  so  enthalten  die  York  and  ArUwerp  Mules  folgenden  Satz  (VI): 
Damage  oecananed  to  a  ship  er  cargo  hy  carrying  a  presB  of  saä^  shaü 
not  be  made  good  as  general  average.  Dagegen  ist  von  der  nanzosischen 
Jurisprudenz  der  Grundsatz  aufgestellt  worden:  Le  /orcement  ou  deploie' 
ment  extraordinaire  de  voiles  tievient  un  fait  exceptionnel  et  donne  tieu  & 
contribution  comme  itant  en  dehors  des  chances  habituelles  de  la  noüigation 
quand  il  y  a:  P  danger  imminent;  2*  cUlibiration  d^idant  le  forcement; 
^^  numoeuvre  caractSrisie  de  forcement  \  4^  enfin  de»  pertes  et  dommage» 
gui  soient  la  cons4quence  immidiate  du  forcement,  (Caumonty  dietionnaure 
p,  405  »qu.  n.  31—33,) 
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als  in  Ansehung  derselben  Deckladungen  durch  die  Landes^ 

gesetee  für  gulässig  erklärt  sind  (Art.  5^) ; 
3.    dtejentgen   Gütern    warüher  toeaer   ein   Konnossement   am^ 

gestellt  ist^  noch  das  Manifest  oder  Ladehuch  Auskunft  giebt; 
3.    die  Kostbarkeiten  y   Gelder   und    Werihpapiere,  welche   dem 

Schiffer  nicht  gehörig  bezeichnet  sind  (Art.  608). 

1.  Die  Bestimmung  der  Ziff.  1  erklärt  sieb  daraus,  dass  ^ehr 
leicht  ein  zufälliger  Verlust  der  auf  Deck  geladenen  Güter 
für  einen  absichtlich  im  Interesse  von  Schiff  und  Ladung  herbei- 
geführten ausgegeben  werden^^  kann^  und  dass  gerade  diese  Güter 
eine  Gefahr  für  Schiff  und  Ladung,  welcher  nur  durch  Besei- 
tigung derselben  begegnet  zu  werden  vermag,  zu  häufig  hervor- 
rufen, ^als  dass  den  übrigen  Ladungsinteressenten  zu  einem  solchen 
Verluste  beizutragen  •  zugemuthet  werden^^  dürfte.  Hierbei  macht 
es  auch  keinen  Ünterscmed ,  ob  der  Ladungsinteressent  in  diese 
Art  der  Verladung  eingewilligt  hat  oder  nicht.*)  (Prot  VI 
S.  2699  f.)  Der  zu  Gunsten  der  Eüstenschifffahrt  gemachte  Vor- 
behalt kommt  nicht  in  Betracht,  da  keine  Landesgesetzffebunff  von 
dem  ihr  im  Art.  567  Abs.  2  eingeräumten  Rocht  Gebrauch  ge- 
macht hat. 

2.  Die  Ziff.  2  fordert  einen  offenkundigen,  jedem  Be* 
theiligten  zugänglichen  Beweis  der  wirklichen  Verschiffung, 
um  zu  verhüten,  dass  Güter  als  geworfen  bezeichnet  werden^  die 
gar  nicht  verschifft  worden  sind**)     (Prot.  VI  8.  2701). 


*)  Der  Cods  de  commerce  (ort.  42 IJ  bestimmt:  Les  effets  chargiB  sur  le 
tiUac  du  navire  conlribuent^  s'iU  $orU  aaueis.  JS*üs  sotU  jeUs^  ou  endom- 
magis  par  le  jet^  le  proprietaire  n^est  poirU  admie  ä  /armer  une  demande 
en  coniributian :  il  ne  peut  exercer  son  recours  que  corUre  le  capüaine.  Diese 
Bestimmung  gilt  aber  nur  für  die  voyage  de  long-caure  nnd  für  grand  coh 
botage.  Bei  petit  eahotage  gehört  das  Weifen  derartiger  Güter  zur  Havarie- 
flToaoe,  TorauBgesetzt,  dass  nicht  durch  das  Konnossement  das  Verladen  auf 
Deck  verboten  ist.  Aber  selbst  wenn  dies  der  Fall,  kann  ein  darauf  ge- 
gründeter Einwand  von  den  Interessenten  der  übrigen  Waaren  den  Eigen- 
thümem  der  ersteren  nicht  entgegengesetzt  werden  (Caumont,  dicUonnaire 
p.  4ÜÖ  n.  29.  n.  SO). 

Das  englische  Beeht  betrachtet  gleichfalls  das  Werfen  von  auf  Deck 
geladenen  Gütern  nicht  als  grosse  Havarie  mit  Ausnahme  des  Falls,  wo  ent- 
weder überhaupt  oder  bei  gewissen  Reisen  bestimmte  Güter  (wie  z.  B.  Ge- 
fässe  mit  Vitriol  oder  &hulichen  Substanzen,  die  im  Fall  der  Beschädigung 
für  die  Ladung  gefahrlich  werden  können]  usanzmässi^  auf  Deck  geladen 
werden  dürfen  (Arnovld  II p.  766  8qu,\  vgl.  Benecke-lNolte  U  S.  256  —  259; 
Duhn  in  Voigt's  Neuem  Archiv  f.  H.  K.  I  S.  202—208). 

Auf  dem  Antwerpener  Kongress  ist  ganz  allgemein  die  Bestimmung 
vorgeschlagen  worden :  (Rule  I.)  No  jettison  or  deck  cargo  shcUl  he  made 
good  09  general  average.  Every  etructure  not  built  in  tüitk  the  frame  of  the 
ve89€l  »hau  be  conaidered  to  be  a  pari  of  the  deck  of  the  vesaeL  Vgl.  über 
Decksladungen  auch  Bd.  I  S.  193  f. 

•*)  Der  Code  de  commerce  bestimmt  {art.  420):  Les  effet»,  dont  ü  n*y  a 
pcu  de  connaisaement  ou  diclaration  du  capüaine  ne  aont  paa  payia  a*ila^ 
sont  jetia;  ila  contribuent.  a'üa  aont  aauvia.  Nach  englischem  Recht  rechnet 
man  das  Werfen  solcher  Güter  zur  grossen  Havarie,  vorausgesetzt,  dass  sie 
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3.    Die  Bestiinmung  der  Ziff.  3  ist  rein  positiv.*) 

Art  711. 

Der  an  dem  Schiff  tmd  dem  Zubehör  desselben  entstandene,  jmr 
grossen  Haverei  gehörige  Schaden  ist,  wenn  die  Reparatur  wahrend 
der  Reise  erfolgt,  am  Ort  der  Aushesserung  und  vor  derselben^  sonst 
an  dem  Ort,  wo  die  Reise  endet,  durch  Sachverständige  zu  ermitteln 
und  0u  schätzen.  Die  Taxe  muss  die  Veranschlagung  der  erforder- 
lichen Reparaturkosten  enthalten.  Sie  ist^  werm  während  der  Reise 
ausgebessert  wird,  für  die  Schadensberechnung  insoweit  massgebend^ 
als  nicht  die  Ausführungskosten  unter  den  Anschlagssummen  bleiben. 
War  die  Aufnahme  einer  Taxe  nicht  auisfuhrbar^  so  entscheidet  der 
Betrag  der  auf  die  erforderlichen  Reparaturen  wirklich  verwendeten 
Kosten, 

Insoweit  die  Ausbesserung  während  der  Reise  nicht  geschieht^ 
ist  die  Abschätzung  für  die  Schadensberechnung  ausschliesslich  mass- 
gebend, 

1.  Bei  einem  in  Havariegrosse  zu  vergütenden,  dem  Schiff 
und  dem  Zubehör  desselben  zugefugten  Schaden  fordert  das  Ge- 
setz eine  durch  Sachverständige  vorzunehmende  Veranschlagung 
der  erforderlichen  Beparaturkosten.  In  Betreff  der  Vergütung 
werden  zwei  Fälle  unterschieden,  der  Fall ,  wo  die  Ausbesserunfi^ 
des  Schadens  während  der  Reise  in  einem  Nothhafen  erfolgt,  uncL 
der  Fall;  wo  dieselbe  erst  nach  Vollendung  der  Reise,  im  Bestim- 
mungshafen stattfindet.  Im  ersteren  Falle  sollen  den  Gegenstand 
der  V  ergütung  bilden  die  wirklich  aufgewandten  Beparaturkosten^ 
doch  nie  über  den  Betri^  der  veranschlagten  Kosten  hinaus.  Nur 
ist  natürlich  eine  Vervollständigung  und  Berichtigung  der  Taxe 
nicht  ausgeschlossen^  wenn  sich  bei  der  Vornahme  der  Reparatur 
zeigte  dass  noch  andere  Schäden  vorhanden  waren^  als  bei  der  ur- 
sprünglichen Besichtigung  und  Schätzung  von  den  Sachverstän- 
digen angegeben  worden,  und  wenn  ohne  Hebimg  solcher  neu- 
entdeckten Mängel  die  Reparatur  nicht  möglich  ist.  Im  zweiten 
Falle  sind  unbecungt  die  von  den  Sachverständigen  veranschlagten 
Kosten  zu  vergüten.  Hierbei  ist  es  durchaus  irrelevant  ^  ob  das 
Schiff  in  der  Folge  wirklich  reparirt  oder  gänzlich  abgetakelt 
wird,  indem  nach  Vollendung  der  Reise,  auf  welche  sich  der  Fracht- 


offen ijionestly) .YeTschiEi  gewesen,  nnd  versagt  nur  dann^^deren  Ersatz  in 
HaTanegrosse,  wenn  sie  heimlich  (/raudulentlyj  im  Schiff'e  geführt  worden 
(Arnould  II  V*  767  squ,). 

*)  Die  Wisbj'schen  Gesetze  und  die  frühere  Jurisprudenz  stellten  den 
Grandsatz  auf,  wenn  ein  Kistchen  mit  Juwelen  und  anderen  ähnlichen  Kost- 
barkeiten, dessen  Werth  in  keiner  Weise  deklarirt  war,  über  Bord  gewoiien 
worden,  so  ist  zum  Ersatz  desselben  nur  nach  Massgabe  des  Werths  der  Kiste 
als  solcher  —  abgesehen  vom  Inhalt  —  oder  nadi  Mass^abe  des  Werths 
der  Güter  zu  kontribuiren,  die  der  Muthmassung  des  Schiners  gemäss  darin 
hätten  enthalten  sein  können  (Arnould  II p.  802,  Benecke-Nolte  II  S.  672  £.)• 
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vertrag  bezog,  keiner  der  Havariebetheiligten  ein  Interesse  daran 
hat;  dass  der  Bheder  das  SchiiF  wieder  reparirt  und  in  seetüch- 
tigen Zustand  herstellt. 

2.  Das  Gesetz  hat  für  den  Fall,  dass  das  Schiff  im  Noth- 
hafen  ausgebessert  werden  soll;  die  Aufnahme  einer  Taxe  fiir 
obligatorisch  erklärt.  Von  diesem  Erforderniss  ist  nur  dann 
abzusehen,  und  es  sind  die  wirklich  aufgewandten  Kosten  zu  er- 
setzen, wenn  die  Aufnahme  selbst  unmöglich  ist  Ist  daher  die 
Abschätzung,  obschon  sie  möglich  war,  unterblieben,  so  geht,  da 
dieselbe  die  Vorbedingung  seines  Ersatzanspruchs  ist,  der  Rheder 
dieses  verlustig.  (Prot.  VI  S.  2704).  Ob  den  Personen,  welche 
die  Taxe  aufgenommen  haben,  die  Qualität  von  Sachverständigen 
beizulegen  ist,  darüber  entscheidet  der  erkennende  Richter.  In 
Lübeck  sind  auf  Grund  der  Verordnung  vom  21.  März  1868  amt- 
liche Sachverständige  /ör  die  Besichtigung  und  Schätsnmg  von  Schä- 
den ^  welche  an  Schiff  und  Ladung  durch  Seetmfälle  entstanden^ 
bestellt. 

3.  Die  Abschätzung  soll,  wie  dies  der  Wortlaut  des  Ge- 
fietzes  (der  ^zur  grossen  Havarie  gehörige  Schaden  **)  klar  ergiebt, 
nicht  den  fiir  die  sämmtlichen  mit  dem  Schiffe  vorzunehmenden 
Reparaturen  aufzuwendenden  Betrag  feststellen,  son- 
dern nur  soweit  jene  unter  Havariegrosse  fallen.  (Vgl. 
Prot.  VIII  S.  4096  f.) 

4.  Hat  im  Nothhafen  nur  eine  provisorische  Ausbesse- 
rung des  Schadens  ohne  bleibenden  Werth    fiir  das   Schiff  statt- 

fefunden,  so  soll  nach  der  Aeusserung  einiger  Mitglieder  der  Ham- 
urger  Kommission  der  Havarieschaden  „nach  der  im  Bestim- 
mungshafen vorzunehmenden  Taxation,  jedoch  unter  Hinzurech- 
nung der  Kosten  für  die  provisorische  Reparatur ,  nach  den  für 
die  Reparatur  im  Nothhafen  geltenden  Grundsätzen  zu  vergüten'^ 
«ein.  (Prot.  VI  S,  2708  f.)  Diese  Ansicht  ist  aber  entschieden 
nicht  richtig,  da  hiernach  der  Rheder  genöthigt  wäre,  zur  Repara- 
tur zu  schreiten,  während  derselbe  sonst  im  Bestimmungshafen 
hierzu  nicht  mehr  verpflichtet  ist.  M.  E.  ist  in  jedem  Fall  zu  ver- 
yergüten  der  durch  die  Schätzung  im  Bestimmungshafen  zu  er- 
mittelnde Betrag  der  noch  vorzunehmenden  Reparaturen.  Die  be- 
reits im  Nothhafen  aufgewandten  Kosten  sind  nach  dem  Obigen 
nur  dann  zuzurechnen,  wenn  dieselben  —  die  Möglichkeit  hierzu 
Torausgesetzt  —  vorher  veranschlagt  sind  und  aJjsdann  nur  bis 
zum  Betrage  der  Schätzungssumme.  In  diesem  Falle  ist  aber  die 
Hinzurechnung  gerechtfertigt,   weil  das   Gesetz   die    „Veranschla- 

fung  der  erforderlichen  Reparaturkosten''  vorschreibt.    Hierzu  ge- 
ören    eben  so  wohl   die  Kosten   der   zur  Fortsetzung  der  Reise 
nach    dem    Bestimmungshafen     erforderlichen    provisorischen    Re- 

Saratur,  als  auch  die  Kosten,  welche  zur  wirklichen  Ausbesserung 
es  Schiffs  nothwendig  sind. 
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Art.  712. 

Der  ncuik  Massgahe  des  vorstehenden  Artikels  ermittelte  voUe 
Betrug  der  BeparafwtTcosten  bestimmt  die  eu  leistende  VergHtung, 
u?enn  das  Schiff  zur  Zeit  der  Beschädigung  nod^  nickt  ein  vol&s 
Jahr  zu  Wasser  war. 

Dasselbe  gilt  von  der  Vergütung  für  eineeine  Theile  des  Schiffs^ 
namentlich  für  die  Metallhaut  ^  sowie  für  einzelne  Theile  des  Zu- 
hehörSy  wenn  solche  Theile  noch  nicht  ein  volles  Jahr  in  Gebrauch 
waren. 

In  den  Übrigen  Fällen  wird  von  dem  vollen  Betrage  wegen  des 
Unterschieds  zwischen  alt  und  neu  ein  Drittel^  bei  den  Ankerketten 
ein  Sechstel^  bei  den  Ankern  jedoch  nichts  abgezogen. 

Von  dem  vollen  Betrage  kommen  femer  in  Abzug  der  volle  Er- 
lös oder  Werth  der  etwa  noch  vorhandenen  alten  Stücke^  welche  durch 
neue  ersetzt  sind  oder  zu  ersetzen  sind. 

Findet  ein  solcher  Abzug  und  zugleich  der  Abzug  wegen  des 
Unterschieds  mvischen  ait  und  neu  statt  ^  so  ist  zuerst  dieser  letztere 
und  sodann  erst  von  dem  verbleibenden  Betrage  der  andere  Abzug 
zu  machen. 

1.  Der  im  Abs.  3  statuirte  Abzag  wegen  des  Unterschieds 
zwischen  alt  und  neu^)  rechtfertigt  sich  dadurch^  dass  das  Schiff 
durch  die  Reparatur  besser  wird,  als  es  vor  dem  Unfall  war. 

2.  Der  Grundsatz,  dass  erst  der  Abzug  wegen  des 
Unterschieds  zwischen  alt  und  neu,  und  dann  erst  der  Ab- 
zug des  Werths  oder  Erlöses  der  noch  vorhandenen  alten 
Stücke  stattfinden  soll,  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  dadurch 
begründet,  dass  letzterer  „mit  der  Ermittelung  des  Schadens  nichts 
gemein^'  habe,  sondern  „gleich  baarem  Gelde^'  sei,  »,mit  welchem  die 
Gemeinschaft  einen  Theil  ihrer  Schuld  dem  vergütungsberechtigten 
Schiff  abtrage/'  Es  folgt  dieser  Satz  auch  aus  der  B^timmung  des 
Artikels,  dass  bei  Schiffen,  die  länger  als  ein  Jahr  fehren,  ein  Drittel  resp. 
ein  Sechstel  wegen  des  Unterschieds  zwischen  alt  und  neu  abgezogen 
werden  soll.  Da  nämlich  bei  neuen  Schiffen  der  Erlös  oder  Werth 
der  vorhandenen  alten  Stücke  von  dem  vollen  Betrage  der  Re* 
paraturkosten  stattzufinden  hat,  dem  Rheder  also  nur  die  Kosten 
vergütet  würden,  welche  er  baar  zu  entrichten  hätte,  so  würde, 
wenn  bei  einem  alten  Schiffe  erst  der  gedachte  Erlös  oder  Werth 
und  dann  das  Drittel  oder  Sechstel  abzuziehen  wäre,  die  zu  er- 
setzende Summe  mehr  als  ^/^   oder   %   ^^^  ^^^  Rheder  baar  zu 


*)  Dies  ist  ein  allgemeiner  Gebraach:  Benecke-Nolte,  See-Aseekaranz- 
und  Bodmerei  -  Wesen  11  S.  673  f.  Amauld,  on  marine  insuranes  II 
p.  SOI, 
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bezahlenden  Reparaturkosten  betragen.     Wenn  z.  B.  die  Reparatur- 

koßten  betrügen    . 30000  Mai-k, 

so  würden  bei  einem  alten  Schiff  wegen  des  Unter- 

BchiedB  zwischen  alt  und  neu  abzuziehen  sein  .     ,     10000      „ 
so  dass  der  zu  ersetzende  Schaden  betragen  würde    20000      ,     ; 
beträgt  nun  der  Werth  der  noch  vorhandenen  alten 

Stücke 3000      „ 

80  sind  dem  Rheder  baar  zu  ersetzen 17000      „    • 

Wollte  man  von  dem  Betrage  der  Reparaturkosten 

von •.    •     •     30000      „ 

zuerst  den  Werth  der  noch  vorhandenen  alten  Stücke      3000      „ 
in  Abzug  bringen,   und  von  den  hiernach  verblei- 
benden          27000      „ 

ein  Drittel  abziehen,   so   würden   baar   zu   ersetzen 

sein      . 18000      „ 

dem  Rheder  also  eine  höhere  Vergütung^  nämlich  18000  M.  + 
3000  M.  ==  21000  oder  Vio  ^^^  aufgewandten  Reparaturkosten  zu 
TheÜ  werden.    (Vgl.  Prot.  VUI  S.  4100  f.) 

Art  713. 

Die  Vergütung  ßr  aufgeopferte  Güter  wird  durch  den  Markt- 
preis bestimmt,  welchen  Güter  derselben  Art  und  Beschaffenheit  am 
Bestimmungsart  bei  Beginn  der  Löschung  des  Schiffs  haben. 

In  Ermangehmg  eines  Marktpreises^  oder  insofern  über  denselben 
oder  über  dessen  Anwendung,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die 
Qualität  der  Güter  Zweifel  bestehen,  wird  der  Preis  dwrch  Sach- 
verständige ermittelt. 

Von  dem  JPreise  kommt  in  Abmg^  was  an  Fracht,  Zöllen  und 
Unkosten  in  Folge  des  Verlustes  der  Güter  erspart  wird. 

Zu  den  aufgeopferten  Gütern  gehören  auch  diejenigen  ^  welche 
zur  Deckung  der  grossen  Haverei  verkauft  worden  sind  (Art.  708 
Ziff.  7). 

1.  Bei  der  grossen  Havarie  ist  Entschädigungsanspruch  und 
Beitragspflicht  so  zu  regeln,  dass  es  „für  alle  Ladungsinteressenten 
keinen  Unterschied"  macht,  wessen  Ladung  geopfert  worden.  Da- 
her muss  dem  beschädigten  Ladungsinteressenten  das  erstattet  wer- 
den, was  er  durch  die  Havarie  verloren  hat,  und  was  er  gehabt 
haben  würde,  wenn  seine  Ladung  nicht  aufgeopfert  worden  wjlre* 
Dieser  Zweck  wird  nicht  erreicht  —  so  wurde  auf  der  Hamburffor 
Konferenz  ausgeführt  —  wenn  man  demselben  vergütet,  „was  ihm 
die  Waaren  gekostet  haben.  Denn  wenn  die  Waare  einmal  ver- 
schifft ist^  erscheint  ^,die  Spekulation,  die  mit  derselben  gemacht 
werden  soll,  faktisch  als  vollendet.'^  Die  Waare  hat  von  diesem 
Augenblick  an  nicht  mehr  den  Werth,  den  sie  am  Abladungs- 
platze hatte,  —  dieser  hat  nämlich  „durch  den  Akt  der  Ver- 
schiffung seine  Bedeutung  verloren"  —  sondernden  W^erth,  der 
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ihr  am  Bestimmungsorte  zukommt.*)  Wird  also  ein  Theil 
der  Ladung  aufgeopfert,  so  erscheint  nicht  der  Werth,  den  sie 
beim  Ankauf  hatte,  sondern  der  Werth  des  Bestimmungsorts  als 
aufgeopfert.    Den  Fakturawerth  kann  man  nicht  fuglich  für  mass- 

febend  erklären,  weil  vieler  Güter,  ohne  verkauft  zu  sein  und  ohne 
'aktura  verschifft  werden  (Prot.  VI  S.  2708—2711). 

2.  In  dem  Preise  des  Bestimmungsorts  sind  auch  die  Fracht, 
Zölle  und  sonstigen  Unkosten  enthalten,  welche  bezahlt  wer- 
den müssen,  „bevor  die  Waare  am  Bestimmungsorte  zum  Verkauf 
gebracht  werden"  kann.  Da  diese  Auslagen  in  Folge  der  Auf- 
opferung der  Güter  erspart  werden,  so  sind  dieselben  von  dem 
für  den  Entschädigungsanspruch  massgebenden  Preise  des  Bestim- 
mungsorts in  Abzug  zu  bnngen.**)     (Prot.  VI  S.  2719.) 

jDas  Gesetz  fordert  nur  den  Abzug  von  dem,  was  an  Un- 
kosten erspart  wird,  und  nicht  schlechtweg  den  Abzug  der  Un- 
kosten, da,  wenn  nichts  in  Folge  des  Verlustes  der  Güter  erspart 
wird,  weil  z.  B.  die  Güter  franko  Fracht  versendet  worden"  waren, 
ein  solcher  Abzug  ungerechtfertigt  sein  würde  (Prot.  VIII  S. 
4216-4219). 

3.  Für  die  Art  und  Beschaffenheit  der  Güter  sind 
zunächst  die  Konnossemente,  die  Fakturen  und  die  sonst  darüber 
ausgefertigten  Papiere  mit  Vorbehalt  des  Gegenbeweises  mass- 
gebend. ***) 

4.  Durch  Abs.  4  hat  das  Missverständniss  ausgeschlossen 
werden  sollen,  als  ob  auch  für  die  Vergütungspflicht  der  Havarie- 
grosse-Interessenten der  Art.  613  massgebend  sei.  Nach  diesem 
Artikel  muss  der  Rheder,   welcher  auf  Grund  des  Art.   510   zum 

*)  Auch  die  fremden  Rechte  erklären  den  Werth,  den  die  Güter  am 
Bestimmungsort  gehabt  haben  würden,  für  massgebend.  So  das  englische 
Re6ht  fÄmould  II  p.  801),  das  holländische  Recht  (Weibook  van  Koop- 
handel  ort,  729)  und  der  Code  de  comm,  art.  41ö:  Lea  marchandisea  Je- 
ttes sont  estimiesj  suivarU  le  prix  courarU  du  Heu  du  dichargemeni ;  leur 
qualiti  est  constcUSe  par  la  production  des  connaissemens  y  et  des  factures^ 
Pil  y  en  a.  Die  York  and  Antwerp  Rules  enthalten  den  Satz  fXIL):  The 
value  to  be  allowed  for  goods  aacrificed  shall  he  that  value  which  the  otoner 
would  have  received  if  such  goods  had  not  be  sacrificed, 

*•)  Eben  so  das  englische  Recht  (Amould  a.  a.  0.)  und  das  Holland. 
RG.B.  Art  729.- 

***)  Der  Code  de  commerce  {art.  418)  enthält  die  besondere  Bestimmung:  Si 
la  qualüä  des  marchandises  a  iti  d^guisie  par  le  connaissement  y  et  quelles 
se  trouvent  dune  plus  grande  valeur ,  elles  conlribueni  sur  le  pied  de  leur 
esitmationj  st  elles  sotU  sauv4es;  elles  sont  payies  daprhs  la  qualiti  disignie 
par  le  connaissement^  si  eUes  sont  perdues,  Si  tes  marchandises  dSclaries 
sont  dune  qualiti  in/Srieure  ä  ceUe  qui  est  indiquie  par  le  connaissemeni^ 
elles  coniribuent  daprhs  la  qualiti  indiquie  par  le  connaissement ,  si  elles 
sont  sauvies ;  elles  sont  payies  sur  le  pied  de  leur  valeur,  si  elles  sont  jeties 
ou  endommagies.  Benecke  (prindples  of  Indemnity  in  Marine  Insurance. 
London  1824,  p.  294)^  stellt  ^anz  allgemein  als  Regel  auf:  Wenn  Juwelen 
oder  andere  Kostbarkeiten  m  den  Konnossementen  als  Gegenstände  ge- 
ringeren Werths  bezeichnet  werden,  so  kann  dafür  im  Falle  eines  Seewurfe 
nicht  ein  höherer,  als  der  darin  angezeigte  Werth  verlangt  werden;  welche 
Ansicht  Amould  (II  p,  802)  adoptirt  hat. 
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Ersatz  der  vom  Schiffer  verkauften  Ladungstheile  verpflichtet  ist, 
den  Betrag  des  Reinerlöses  an  den  Ladungseigenthümer  zahlen^ 
wenn  dieser  den  Preis  der  Güter  am  Bestimmungsorte  übersteigt. 
Für  diesen  Mehrbetrag  wollte  man  nun  in  dem  Falle,  dass  der- 
selbe aus  der  fortune  de  mer  des  Rheders  nicht  befriedigt  werden 
kann,  die  Gemeinschaft  der  Havarie-Interessenten  nicht  haften 
lassen.  Hierfür  machte  man  geltend,  dass  ihnen  der  Mehrerlös 
nicht,  wie  dies  beim  Rheder  der  Fall,  zu  Gute  gekommen  wäre 
^  (Prot.  Vin  S.  4107  f.);  ein  Satz,  dessen  Richtigkeit  denn  doch  in 
Frage  gesteUt  werden  dürfte.  Der  Grund  muss  vielmehr  darin 
gefunden  werden,  dass  solche  Güter  im  Interesse  der  Gesammtheit 
verkauft,  also  geopfert  worden  sind,  dass  daher  der  Verlust,  den 
der  Eigenthümer  erleidet,  kein  anderer  ist,  als  wenn  diese  Güter 
geworfen  worden  wären,  er  also  auch  keine  andere  Entschädigung, 
als  in  dem  letzteren  Falle  beanspruchen  kann. 

Art.  714. 

Die  Vergütimg  ftir  Oüter,  welche  eine  jsur  grossen  Ha/verei  ge- 
hörige Beschädigung  erlitten  haben,  wird  bestimmt  durch  den  Unter- 
schied ewischen  dem  durch  Sachverständige  jm  ermittelnden  Ver- 
Jcaufswerth,  welchen  die  Guter  im  beschädigten  Zustande  am  JBe- 
sUmmungsarte  bei  Beginn  der  Löschung  des  Schiffs  haben,  und  dem 
im  vorstehenden  Artikel  beiseichneten  Preise  nach  Abzug  der  ZöUe 
und  Unkosten,  soweit  sie  in  Folge  der  Beschädigung  erspart  sind. 

Dass  nach  den  Schlussworten  des  Artikels*)  von  dem  Preise, 
der  den  Waaren  in  unbeschädigtem  Zustande  im  Bestimmungsorte 
zukommen  würde,  nur  Zölle  und  Unkosten,  soweit  sie  in  Folge 
der  Beschädigung  erspart  werden,  nicht  aber  die  Fracht  in  Abzug 
zu  bringen  ist,  erklärt  sich  daraus,  dass  ftir  beschädigte  Güter 
nicht  nach  dem  Gesetz  eine  geringere  Fracht  zu  bezahlen  ist,  son- 
dern nur  auf  Grund  besonderer  Üebereinkunft.  Dagegen  ist  zu- 
weilen ein  geringerer  Zoll  für  beschädigte  Waaren  zu  entrichten. 
(Prot  Vm  S.  4219.) 

Art.  715. 

Die  vor,  bei  oder  nach  dem  Havereifall  entstandenen,  jsur 
grossen  Haverei  nicht  gehörenden  Werthsverringerungen  und  Ver- 
luste sind  bei  Berechnung  der  Vergütung  (Art  713,  714)  in  Abmg 
0U  bringen. 

Bei  Ermittelung  der  Vergütungssumme  muss  darauf  Rücksicht 

Senommen  werden,  ob  die  durch  Havariegrosse  beschädigten  Güter 
urch  eine  gleichzeitige  oder  frühere   oder  spätere  besondere  Ha- 
varie beschädigt  oder  gar  durch   eine  spätere  verloren  gegangen 

*)  Im  englischen  Recht  gilt  derselbe  Grundsatz:   Amould  II p.  802. 
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Bind.*)  Geschähe  dies  nicht;  sondern  erfolgte  die  Ermittelung  in 
der  Art,  „als  wenn  auch  diese  Schäden  und  Verluste  zur  grosssen 
Hayarie  gehörten/'  so  würde  der  Eigenthümer  eine  grössere  Ver- 
gütung ernalten^  als  ihm  „nach  Massgabe  des  gebrachten  Opfers^ 
gebührte  (Prot.  VI  S.  2721.  2748). 

Art.  716. 

Endet  die  Heise  für  Schiff  und  Ladmmg  nicht  im  Bestimmungs^ 
hafen,  sondern  an  einem  cmdem  Ort,  so  tritt  dieser  letztere ,  eniiet 
sie  durch  Verlust  des  Schiffs,  so  tritt  der  Ort,  wohin  die  Ladung  in 
Sicherheit  gebracht  ist,  für  die  Ermiüekmg  der  VergüUmg  an  die 
Stelle  des  Bestimmungsorts. 

Die  im  Art.  713  fUr  die  Ausmittelung  des  Werths  der  ge- 
opferten Waaren  aufgestellte  Regel  kann  nicht  massgebend  sein, 
wenn  das  Schiff  mit  der  übrigen  Ladung  nicht  nach  dem  Bestim- 
mungshafen gelangt;  sondern  die  Reise  im  Nothhafen  endet  oder 
weder  in  dem  einen  noch  in  dem  anderen  Hafen,  sondern  ge- 
Wissermassen  auf  offener  See  ihr  Ende  nimmt,  etwa«  weil  das 
Schiff;  das  aus  der  Gefahr ;  wegen  welcher  das  Opfer  gebracht 
worden,  mit  der  Ladung  gerettet  gewesen,  in  einem  neuen  Unfall 
zu  Grunde  geht,  während  die  Ladung  ganz  oder  zum  Theil  g&* 
borgen  wird.  In  diesem  Falle  kann  nicht  „für  die  Auseinander- 
setzung der  Havarie-Angelegenheit  als  entscheidend  angesehen  wer- 
den der  Werth,  den  die  Waare  bei  ihrer  Ankunft  im  Bestim- 
mungshafen gehabt  haben  würde,^^  weil  mit  der  Entlöschung  des 
Schiffs  im  Nothhafen;  resp.  mit  dem  Untergange  des  Schi&  die 
Gemeinschaft  zwischen  diesem  und  der  Ladung  aufgehoben  wird. 
Es  muss  daher  der  Nothhafen,  resp.  der  Ort,  an  welchem  die  La- 
dung geborgen  ist,  an  die  Stelle  aes  Bestimmungshafens  treten**) 
(Prot.  VI  S.  2721-2723). 

Art.  717. 

Die  Vergütung  für  entgangene  Fracht  wird  bestimmt  durch  den 
Frachtbetrag^  welcher  für  die  aufgeopferten  Güter  eu  entrichten  ge- 
wesen sein  würde,  wenn  dieselben  mit  dem  Schiff  atn  dem  Orte  ihrer 
Bestimmung,  oder  wenn  dieser  von  dem  Schiff  nicht  erreicht  wird, 
an  dem  Orte  angelangt  wären,  wo  die  Reise  endet 

Dem  Verfrachter  ist  die  ganze,  in  Folge  des  Havariefalls  ver- 

*)  So  auch  nach  englischem  Recht:  Arnould  II  p,  802, 
**)  Ehen  so  nach  englischem  Becht;  s.  Amouid  II  p,  80t,  welcher  noch 
den  FaU  erörtert,  dass  das  Ueberhordwerfen  von  Gütern  stattgefunden  hat 
80  near  tke  outset  of  the  voyage,  that  the  adjustment  ia  made  in  the  port  of 
'departure;  in  that  case  —  sagt  er  unter  Beruiiiug  auf  andere  Schriftsteller  — 
their  cost  price  is  naturally  aasumed  to  he  their  vcUue  in  the  absence  of 
eoidence  to  the  contrary,  including  shipping  charges  but  not  premiums  of 
insurance. 
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lorene  Fracht  zu  ersetzen,*)  ohne  Rücksicht  dailauf,  ob  der  Em- 
pfän^r  oder  der  Befrachter  die  Fracht  zu  zahlen  hatte.  War  das 
Schiff  en  rauge  verfrachtet  und  hatte  der  Befrachter  dasselbe  auf 
Stückgüter  angelegt,  so  ist  fiir  die  Berechnung  der  in  Hararie- 
grosse  zu  vergütenden  Fracht  nicht  ;,der  zwischen  dem  Rheder 
und  Charterer  abgeschlossene  Frachtvertrag  über  das  ganze  Schiff/^ 
sondern  der  ,;Zweite  Vertrag  zwischen  dem  Charterer  und  Stück- 
güterbefrachter^  massgebend.  (Prot.  VI  S.  2715  f.)  Als  verloren 
kann  nämlich  nur  diejenige  Fracht  angesehen  werden,  ,^r  welche 
die  Güter  bei  glücklicher  Ankunft  gehaftet  haben  würden'^;  das  ist 
die  dem  Afterverfirachter  gebührende  Fracht. 

Das  kontraktliche  Verhältniss  des  ersten  Verfrachters  und  Be- 
frachters (Afterverfrachters)  kann  ,,die  Gemeinschaft  der  Havarie- 
Interessenten  nicht  berühren.'^  Hat  der  Afterverfrachter  weniger 
Fracht  zu  beziehen,  als  der  erste  Verfrachter;  so  ist  für  ihn  ler 
Mehrbetrag,  der  dem  letzteren  gebührt^  „schon  vor  dem  Havarie- 
fall durch  Spekulation  verloren  gegangen.^^  Ein  ,,bereits  vorher 
verlorener  Werth''  kann  aber  nicht  in  grosser  Havarie  ersetzt 
werden.    (Prot  VHI  S.  4109  f.) 

Art.  718. 

Der  gesammte  Schaden,  welcher  die  grosse  Haverei  bildet^  wird 
iHber  da$  Schiff,  die  Ladung  und  die  Fracht  nach  Verhältniss  des 
Werths  und  des  Betrages  derselben  verfheilt. 

Dieser  Grundsatz  stimmt  mit  der  Regel  des  römischen  Rechts 
überein  (L.  2  §  2  De  lege  Bhodia):  placuit  omnes,  quorum  inter- 
fuisset  iaciuram  /5cr»,  conferre  qporterre,  quia  fributum  oh  id  servatae 
res  deberent:  itaque  dominum  etiam  navis  pro  portione  obligatum 
esse,  iacturae  summam  pro  rerum  pretio  distribui  oportet*^  und  auch 
nach  den  neueren  fremden  Rechten  wird  der  Schaden  über  Schiff^ 
Fracht  und  Waaren  vertheilt.**) 

Art.  719. 

Bas  Schiff  nebst  Zubehör  trägt  bei: 
i.    mit  dem  Werthe,  welchen  es  in  dem  Zustande  am  Ende  der 
Beise  bei  Beginn  der  Löschung  hat; 


*)  So  gleichfalls  das  englische  Recht:    Amould  II  p.  802  aqu.    In  den 
York  and  Anitcerp  Rules  (XI )  heisst  es:  «/n  every  ccue  in  which  a  aaeri- 
fice  qf  cargo  is  made  good  aa  gener al  average,  the  lo8$  of  freight  (if  any) 
which  is  cauaed  by  such  loss  of  cargo^  shall  likewise  he  so  made  good, 

**)  So  auch  das  englische  Recht  {Amould  II  p,  791),  Der  Code  de 
commerce  (art,  401)  bestimmt :  Les  avaries  communes  sont  supporUes  par  les 
marchandises  et  par  la  moiiU  du  navire  et  du  fret^  au  marc  le  franc  de  la 
valeur.  Dasselbe  Prinzip  enthält  art,  304  nnd  art,  417,  Vgl.  überhaupt 
Benecke-Nolte  11  S.  674  ff. 
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2,    mit  dem  als  grosse  Haverei  in  Rechnung  kommenden  Schaden 
an  Schiff  und  Zubehör, 

Von  dem  unter  Ziff.  1  hezeichneten  Werth  ist  der  noch  vorhan- 
dene Werth  derjenigen  Reparaturen  und  Anschaffungen  abzuziehen, 
welche  erst  nach  dem  Havereifall  erfolgt  sind. 

Die  Verbindlichkeit,  Havariebeiträge  zu  zahlen»  ist  ^^keine 
persönliche  Verpflichtung  der  einzelnen  Interessenten^  sondern  nur 
eine  dingliche  Obliegenheit  der  in  der  Gemeinschaft  von  Schiff 
und  Ladung  befindlichen  Sachen/'  Durch  die  grosse  Havarie 
werden  ^^die  zur  Gemeinschaft  gehörigen  Sachen  zu  dem  gemein- 
schaftlichen Opfer  nur  beizutragen  verpflichtet,  wenn  und  soweit 
sie  gerettet"  werden.     Wie,   wenn   eine   Sache   ganz  zu   Grunde 

feht;  jede  Beitragspflicht  in  Ansehung  derselben  aufhört,  so  muss 
ei  theilweisem  Untergänge  die  Beitragspflicht  auch  zu  dem  ent- 
sprechenden Theile  aufgehoben  werden.  Daher  hat  zur  Deckung 
der  grossen  Havarie  nur  beizutragen  der  am  Ende  der  Reise  fest- 
zustellende Werth  des  Schiffs,  gleichviel  ob  das  Ende  ,,im  Be- 
stimmungshafen oder  vor  Erreichung  desselben  in  einem  Noth- 
hafen"  eintritt  (Prot.  VI  S.  2727). 

Zu  diesem  Werthe  muss  aber  hinzugerechnet  werden  der  als 
grosse  Havarie  in  Rechnung  kommende  Schaden  an  Schiff  und 
Zubehör,  weil  der  Schaden  von  allen  der  Gefahr  ausgesetzten  Ob- 
jekten, also  auch  den  geopferten  zu  tragen  ist  Auf  der  anderen 
Seite  ist  in  Abzug  zu  bringen  der  Werth  der  erst  nach  dem 
Havariefall  stattgehabten  Reparaturen  und  Anschaffungen,  weil  den 
Schaden  nur  diejenigen  Gegenstände  zu  tragen  haben,  welche  der 
Gefahr  ausgesetzt,  und  in  dem  Zustande,  in  dem  sie  der  Gefahr 
ausgesetzt  waren.  Dass  das  Gesetz  aber  nur  den  noch  am  Ende  der 
Reise  vorhandenen  Werth  in  Abzug  bringen  lässt,  erklärt  sich  daraus, 
dass  die  Reparaturkosten  im  Nothhafen  ungewöhnlich  hoch  gewesen 
sein  mögen,*)  die  Reparaturen  auch  in  Folge  neuer  Unfölle  wie- 
der ganz  verloren  gehen  oder  doch  an  Werth  verlieren  können. 
Ist  also  die  durch  die  Reparaturen  herbeigeführte  Werthserhöhung 

fanz  verloren  gegangen,  so  ist  der  Betrag  derselben  von  der  im 
Bestimmungshafen  ernobenen  Taxe  gar  nicht  in  Abzug  zu  bringen, 
ist  sie  zum  Theil  verloren  gegangen,  so  ist  dieser  Theil  nicht  ab- 
zuziehen.**)    (Prot.  VI  S.  2769  f.  VÜI  S.  4112.) 


*)  In  dießem  Falle  würde  „eine  dem  Rbeder  zur  Last  fallende  beson- 
dere Havarie  zum  Theil  von  den  Ladungsbetheiligten  zu  tragen"  sein,  wenn 
jene  ganze  Summe  von  dem  Werthe  des  Schiffs  in  Abzug  käme. 

**)  Nach  französischem  Recht  muss  als  Werth  des  Schiffs,  der  zar 
Hälfte  zur  grossen  Havarie  beizutragen  hat,  angenommen  werden  der  Werth 
des  Schiffs  bei  Beginn  der  Eeisc.  Das  lässt  sich  arg.  e  contrario  aus  Art. 
402  folgern.  Vgl.  Col/avru,  le  droit  commercial  {Paris  1863^  p.  409.  In 
England  herrscht  in  Betrefft  des  Werth s,  mit  welchem  das  Schiff  zu  kontri- 
buiren  hat,  keine  feste  Regel:  Benecke-Nolte  H  S.  708  f.  Abbott  (p,  549) 
bemerkt  allerdings:    In  this  courUry,  the  owners  corUribute  according  to  the 
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Art  720. 

Die  Ladung  tragt  hei: 

1.  mit  den  am  Mide  der  Heise  hei  Beginn  der  Lösciwng  noch 
vorhandenen  Gütern^  oder  wenn  die  Heise  durch  den  Verlust 
des  Schiffs  endet  (Art.  716) ,  mit  den  in  Sicherheit  gebrachten 
Gütern,  soweit  in  beiden  Fallen  diese  Guter  sich  zur  Zeit  des 
Havereifalls  am  Bord  des  Schiffs  oder  eines  Leichterfahr- 
geuges  (Art  708  Ziff,  2)  befunden  haben; 

2.  mit  den  aufgeopferten  Gütern  (Art.  713). 

1.  Dem  Grundsätze  gemäss ;  dass  die  Voraussetzung  fiir  die 
Havariegrosse -Vertheilung  die  Gemeinschaft  von  Schiff  und  La- 
dung ist;  erklärt  das  Gesetz  für  kontributionspfiichtig  alle  Gut  er  ^ 
welche  sich  zur  Zeit  des  Havariefalls  an  Bord  des 
Schiffs  oder  an  Bord  eines  Leichterfahrzeugs  befun^ 
den  haben,  letztere  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung;  dass  sie 
wegen  eines  —  wenn  auch  früheren  —  Nothfalls  auf  das  Leichter- 
fahrzeug gebracht  worden  sind.  Dies  einlebt  sich  aus  der  Ver- 
weisung auf  Art  708  Ziff.  2.  Dass  aber  die  aus  dem  angegebenen 
Grunde  auf  Leichterschiffen  befindlichen  GHlter  kontributionspfiich- 
tig sind,  ist  daraus  zu  erklären,  dass  die  Gemeinschaft  zwischen 
denselben  und  dem  Hauptschiff  fortdauert,  die  das  Hauptschiff  voh 
neuem  treffende  Gefahr  zugleich  auch  die  im  Leichterschiffe  be- 
findlichen Güter  angeht,  indem  diese  regelmässig  verloren  sein 
würden,  wenn  das  Hauptschiff  zu  Grunde  ginge,  und  sie  auf  dem 
Leichterfahrzeuge  die  Beise  fortsetzen  sollten  (rrot.  VI  S.  2731  f.). 
Güter,  welche  erst  nach  dem  Havarrefall  an  Bord  genommen  oder 
vor  demselben  bereits  gelöscht  sind ,  kontribuiren  nicht  *)  Eben 
so  wenig  Güter,  welche  sich  in  Folge  gewöhnlichen  Ladens  und 
Löschens  an  Bord  des  Leichterschiffs  befinden,  da  ;;im  ersten 
Falle  die  Gemeinschaft  zwischen  diesen  Gütern  und  dem  Haupt- 

ffalue  of  the  ahip  cU  the  end  of  the  voage,  ohne  jedoch  irgend  eine  Ent- 
scheidung hierfür  anzuführen,  und  Maclachlan  (p.  ö85  sagt  —  und  zwar 
unter  Berufung  auf  die  Rooles  von  Oleron  und  aiu  Pardessus  lediglich:  the 
ahip  eontributes  to  redeem  the  loss.  Das  Holländische  H.G.B.  Art  727  lässt 
das  Schiff  zur  grossen  Hayarie  nach  dem  Werth  kontribuiren,  den  es  bei 
seiner  Ankunft  im  Bestimmungshafen  besitzt  mit  Zurechnung  dessen,  was  in 
Havariegrosse  ab  Entschädigung  zu  yerräten  ist  Die  Antwerpener  Kon- 
ferenz hat  folgenden  Grundsatz  aufgesteUt  (Rule  ^):  The  contrtbvUon  to  a 
general  average  ahall  he  made  upon  the  actual  value»^  of  the  property  at  the 
termination  of  the  CLdventure,  to  which  shall  be  added  the  amount  mcuie  good 
as  general  average  for  property  »acrifieed;  deduciion  heing  made  from  the 
ehip  o%imer*8  freight  and  pcueage  •  money  ot  risk,  of  each  poBt'-chargee  and 
crew*s  wagee  as  toould  not  have  been  incurred  had  the  ahip  and  eargo  been 
totally  lost  at  the  date  of  the  general  average  aat  or  sacrifice;  deduction 
being  also  made^  from  the  value  of  ihe  property,  of  dl  charges  incurred  in 
rupect  thereof  subeeauently  to  the  arieing  of  the  claim  to  general  average. 
*)  So  auch  nacn  englischem  {Amould  II  p,  791)  und  französischem 
Becht  (2ardeseus  n.  144). 
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schiff  noch  gar  nicht  begründet  und  in  dem  letzten  Falle  bereits 
wieder  gelösr'  ist.  Dasselbe  gilt  von  den  Gütern ,  welche  in  an- 
deren Fällen  in  Leichterfahrzeuge  übergeladen  werden  müssen, 
»ohne  dass  die  Ablichtung  zur  Abwendung  einer  Schiff  und  La- 
aung  bedrohenden  Gefahr  erforderlich  gewesen"  ist  Güter,  „welche 
im  Npthhafen  gelöscht  und  auf  das  Lager  gebracht  worden/^  haben 
zu  derjenigen  Havarie  nicht  beizutragen,  welche  nachträglich  das 
Schiff  und  die  noch  an  Bord  befindlichen  Güter  im  Nothhafen  trifft 
Denn  wenn  auch  „die  Kosten  der  Aufbewahrung  der  Ladung  zur 

E rossen  Havarie**  gehören,  die  „Gemeinschaft  zwischen  Schiff  und 
adung**  gleichfalls  fortbesteht  und  die  Rettung  des  Schiffs  aus 
der  neuen  Gefahr  die  Fortsetzung  der  Reise  ermöglicht,  so  sind 
doch  die  Schäden,  welche  der  „im  Nothhafen  gelöschten  Ladung 
während  der  Lagerung"  zustossen,  „ohne  mit  der  Havarie  im 
Kausalzusammenhang  zu  stehen,^'  in  Havariegrosse  ebenfalls  nicht 
zu  ersetzen.    (Prot.  VI  S.  2729  f.) 

.2.  Auch  die  aufgeopferten  Güter  (einschliesslich  der  im 
Nothhafen  verkauften)  sind  kontributionspflichtig,  da  der  Schaden 
von  allen  Ldteressenten  (nicht  blos  von  den  Eügenthümern  der  ge- 
retteten Gegenstände)  getr^en  werden  soll.  Und  zwar  haben 
die  in  einem  Havariegrosse -Fall  geopferten  Güter  auch  bei  einer 
späteren  grossen  Havarie  mit  der  für  sie  zu  gewährenden  Ent- 
schädigung beizutragen.  Diese  Entschädigung  ist  nämlich  von  den 
durch  die  Opfer  der  zweiten  Havariegrosse  geretteten  Gegenstän- 
den zu  tragen  und  so  sind  diese  Opfer  auch  fiir  jene  Vergütung 
gebracht  worden.*) 

Art  731. 

Bei  Ermittelung  des  Beitrags  kommt  in  Ansatz: 
1.  für  die  Güter ^  welche  unversehrt  sind^  der  Marktpreis  oder 
der  durch  Sachverständige  jsu  ermittelnde  Preis  (Art.  713), 
welchen  dieselben  am  Ende  der  Reise  bei  Beginn  und  am  Orte 
der  Löschung  des  Schiffs,  oder,  wenn  die  Reise  durch  Ver- 
lust des  Schiffs  endet  (Art.  716),  zur  Zeit  und  am  Orte  der 
Bergung  haben,  nach  Abzug  der  Fracht  ZöUe  und  sonstigen 
Unkosten; 
Si.  ßr  die  Güter,  welche  während  der  Reise  verdorben  sind  oder 
eine  zur  grossen  Haverei  nicht  gehörige.  Beschädigung  erlitten 
haben,  der  durch  Sachverständige  zu  ermittelnde  Verkaufs- 
werth  (Art.  714),  welchen  die  Guier  im  beschädigten  Zustande 
zu  der  unter  Ziff.  1  erwähnten  Zeit  und  an  dem  dort  be- 
zeichneten Orte^hdben,  nach  Abzug  der  Fracht^  ZöUe  und 
sonstigen  Unkosten; 


*)  So  auch  das  englische  Recht:  Arnoidd  II  p.  79L  Dagegen  bestimmt 
der  Code  de  comm.  art.  425:  Les  effets  jetig  ne  corUribuent  en  aueun  caa 
au  paiement  des  dommagea  arriois  aepuis  le  jet  aux  marchandisee  sauv6ee. 

Die  York  and  Äntwerp  Rulee  n.  X  s.  auf  S.  60  f.  Note  **. 
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3.  für  die  Güter,  welche  aufgeopfert  worden  sind,  der  Betrag, 
welcher  nach  Art.  713  für  dieselben  als  grosse  JSaverei  in 
jRedmung  kommt; 

4.  für  die  Güter^  welche  eine  0ur- grossen  Haverei  gehörige  Be- 
schädigung erlitten  hahen^  der  nach  der  Bestimmung  unter 
Ziff.  ä  0u  ermittelnde  Werfh,  welchen  die  Güter  im  besdhär 
digten  Zustande  haben^  und  der  Werfhsunterschied ,  welcher 
nach  Art.  714  für  die  Beschädigung  als  grosse  Haverei  in 
Bechnung  kommt. 

Der  Artikel  stellt  folgende  Grundsätze  auf: 

•1.  Für  die  Beitra^spflicht  der  Ladung  ist  zunächst  mass- 
gebend das  hinsicntlich  der  Wertnsbestimmung  der 
zu  ersetzenden  Güter  aufgestellte  Prinzip. 

2.  Sind  nach  dem  Havariefalle  beitragspflichtige  Ladungs- 
stücke  durch  Unfälle  verloren  gegangen  oder  an 
Werth  verringert;  so  fällt  ,;der  dadurch  entstehende  Ausfall 
der  Beiträge  nicht  dem  Beitragsberechtigten,  noch  dem  Eigen«- 
thümer  der  beschädigten  oder  untergegangenen  Güter  ^  der  noch 
andere  Güter  an  Bord^  hat,  sondern  ^^sämmtlichen  Beitragspflich- 
tigen^' zur  Last. 

3.  Die  in  grosser  Havarie  geopferten  Güter  sind  bei- 
tragspflichtigy  und  zwar  mit  dem  ganzen  Werth,  mit  dem  sie  in 
der  Havariegrosse  in  Rechnung  gestellt  werden,  nicht  etwa  blos 
mit  dem  Betrage»  welcher  dem  fSgenthümer  solcher  Gegenstände^ 
unter  Berücksichtigung  des  von  ihm  selbst  zu  tragenden  Theils 
des  Schadens,  wirQich  ausgezahlt  wird.  Auch  dieser  Werth  näm- 
lich wird  durch  das  Opfer  erhalten.  (Prot  VI  S.  2782  f.  VIH 
S.  4228.) 

Art.  12S. 

Sind  Güter 'geworfen,  so  haben  dieselben  eu  der  gleichjseüigen 
oder  einer  spätren  grossen  Haverei  im  FaUe  ihrer  Bergung  nur 
dann  beieutragen,  wenn  der  EigenOißmer  eine  Vergütung  verlangt. 

Der  Seewurf  kann  nicht  als  Dereliktion  aufgefasst  werden,  da 
es  bei  demselben  an  dem  Willen  des  Eigenthümers  fehlt,  das  Eigen- 
tiium  an  den  geworfenen  Sachen  aufzugeben.  Dies  hat  das  rö* 
mische  Recht  bereits  wörtlich,  ausgesprochen.*)  Die  geworfenen 
Waaren  verbleiben  dem  bisherigen  Eigenthümer.  Die  Verpflich- 
tung der  Havariegrosse -Interessenten  zur  Leistung  von  Schadens- 

*)  In  §  48  «/.  De  R.D,  {2,  i):  Alia  causa  est  earum  rerwn,  quae  in 
tempestcUe  maris  levandae  naots  causa  eiciuntur,  kae  enim  dominorum  per- 
manent^ quia  paZam  est  eas  non  eo  animo  eici,  quo  quis  eas  habere  non  vult, 
sed  quo  mtigis  cum  ipsa  navi  perictdum  maris  effugiat:  qua  de  causa  si 
quis  e<is  ßuctibus  expulsas  vel  etiam  in  ipso  mari  nactus  lucrandi  amimo 
abstulerit,  furtum  committü.  L.  2  §  8  De  lege  Rhodia  (14,  2) :  Res  autem 
iacta  domini  manet  nee  fit  adprehendentis^  quia  pro  derelicto  non  habetur. 
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ersatz  folgt  aus  der  Disposition  über  die  geworfenen  G^enstände. 
Diese  Verpflichtung  setzt  das  Vorhandensein  eines  Schadens  vor- 
aus; sie  greift  also  alsdann  nicht  Platz^  wenn  die  geworfenen 
Gegenstände  gerettet  und  wieder  in  den  Besitz   des   Eigenthümers 

Selangt  sind,  wobei  jedoch  zu  beachten;  dass  dieser  zur  Annahme 
erselben,  da  einmal  von  anderer  Seite  darüber  verfugt  war,  nicht 
verpflichtet  ist.  Sind  die  Waaren  daher  geborgen,  nachdem  dem 
Eigenthümer  die  Entschädigung  bereits  ausgezahlt  ist,  so  hat  dieser 
die  Wahl  dieselben  zurückzunenmen ,  alsdann  aber  die  Vergütung 
unter  Einbehaltung  des  ihm  fiir  die  in  Folge  des  Werfens  erlitte- 
nen Beschädigungen  gebührenden  Ersatzes  zurückzuzahlen,  oder 
die  Güter  der  Gemeinschaft  der  Havariegrosse -Interessenten  zu 
überlassen.    (Prot.  VI  S.  2778). 

Der  Artikel  handelt  von  dem  Falle,  wo  die  geworfenen  Güter 
noch  vor  Aufmachung  der  Dispache  geborgen  worden  sind.  In 
diesem  Falle  hat  der  Eigenthümer  der  geworfenen  Waaren  weder 
zu  der  Havariegrosse,  bei  der  diese  geworfen  sind,  noch  zu  spft- 
teren  grossen  Havarien  zu  kontribuiren,  wenn  er  keinen  Anspruch 
auf  Vergütung  erhebt,  wohl  aber  beizutragen,  wenn  er  Vergütung 
verlangt,  da  nicht  die  geopferten  Güter,  sondern  der  in  Havarie- 
grosse dafür  in  Rechnung  kommende  Betrag  kontributionspflich- 
tig  ist.*) 

Hierbei  ist  es  selbstverständlich,  dass  der  Ladungseigenthümer 
nicht  „theilweise  auf  Ersatz  der  Güter  verzichten,  theilweise  den 
Anspruch  geltend  machen,  und  vielleicht  die  guten  Waaren  zurück- 
behalten, die  schlechten  aber  der  Gemeinschaft  überlassen^'  darf, 
sondern  er  muss  „für  alle  geretteten  Güter  zu^eich  zu  der  einen 
oder  anderen  Massregel  sicn  entschliessen/^    (^rot  VI  S.  2794  f.) 

Art  738. 

Die  Frachtgelder  tragen  hei  mit  ewei  Drittel: 
1,    des  Bruttobetrags,  welcher  verdient  ist; 
3.    des  Betrags,  welcher  nach  Art,  717  als  grosse  Haverei  m 
Rechnung  Jcommt 
Den  Landesgeseteen  bleibt  vorbehalten,  die  auf  ewei  Drittel  he- 
stimmte  Quote  bis  auf  die  Hälfte  sm  ermässigen. 

üeherfahrtsgelder  tragen  bei  mit  dem  Betrage,  welcher  im  Faße 
des  Verlustes  des  Schiffs  eingebüsst  wäre  (Art.  671),' nach  Aheug  der 
Unkosten,  welche  alsdann  erspart  sein  würden, 

1.  Durch  die  bei  der  Havariegrosse  gebrachten  Opfer 
wird  die  Fracht  gerettet.    Welcher  Modus  der  Frachtzanlung 

*)  In  L.  2  %  7  De  lege  Bhodia  (14,  2)  heisst  es:  Si  res  quae  iactae 
9wnt  apparuerint,  exoneratttr  coÜatio :  quod  si  tarn  contribtUio  facta  stty  tune 
ht  gui  solverifU  agent  ex  locato  cum  magistro,  fd  is  ex  conducto  experüUur 
et  quod  exegerit  reddat.  Die  Stelle  gewälirt  aber  keinen  Anhaltspimkt  für 
die  Annahme,  dass  der  Eigenthümer  verpflichtet  wäre,  die  geworfenen ,  ihm 
gehörigen  Grüter  gegen  Aufgeben  seiner  Ansprüche  wieder  zu  nehmen. 
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auch  immer  vorliegen  mag,  durch  den  Untergang  der  Ladung  würde 
auch  die  Fracht  yerloren  gehen,  bind  fiir  die  Zahlungsverbind- 
lichkeit  die  gesetzlichen  Vorschriften  massgebend;  so  trifft  der  Ver- 
lust den  Verfrachter.  Ist  in  Folge  besonderer  Vereinbarung  die 
Fracht  auch  im  Falle  des  Untergangs  der  Güter  zu  zahlen,  oder 
die  pränumerirte  Fracht  nicht  zurückzugeben,  so  trifft  der  Verlust 
den  Empfänger  oder  den  Ablader,  ,Je  nachdem  der  eine  oder  an- 
dere die  Gefahr  des  Transports  getragen/*  Mit  dem  Untergange 
der  Güter  werden  nämlich  in  ihrem  Werthe  „auch  die  durch  den 
Transport  erzielten  und  bedingten,  von  der  Fracht  repräsentirten 
Vortheile  eingebüsst/'  Daher  muss  in  jedem  Falle  derjenige  mit 
der  Fracht  beitragen,  dem  dieselbe  durch  das  Opfer  erhalten  ist 
rProt.  VI  S.  2738.  VIII  S.  4117  f.).  Kontribuiren  kann  aber  nicht 
die  Fracht  in  ihrem  vollen  Betrage ;  vielmehr  müssten  dem  strengen 
Prinzip  nach  diejenigen  Kosten  abgezogen  werden  „die  der  Rh^er 
bei  der  Fortsetzung  der  Reise  bis  m  den  Bestimmungshafen  nach 
dem  Havariefall  noch  zu  bestreiten  gehabt  und  durch  eine  vor- 
zeitige Beendigung  derselben  in  Folge  des  HavariefaUs  erspart 
haben  würde."  Der  Preussische  Entwurf  (Art.  577)  hatte  jedoch 
in  Abzug  bringen  lassen  die  Heuer  und  Proviantirungskosten  „we- 
niger des  darauf  in  grosser  Havarie  einsetzten  Betrags/^  Statt 
dessen  wurde  in  erster  Lesung  beschlossen  (Art.  624),  zu  statuiren 
den  „Abzug  eines  angemessenen  Betrags  für  die  Heuer  und  die 
Unterhaltskosten  des  Schiffers  und  der  Schiffismannschaft  während 
der  ganzen  Reise,  sowie  für  die  Unkosten,  welche  nach  dem  Ha- 
variefall entstanden  sind/^  Doch  sollte  hiernach  dieser  Abzug  in 
so  weit  nicht  stattfinden,  als  Heuer  und  Kosten  durch  die  Havarie- 
vertheilung  vergütet  würden.  (Vgl.  Prot.  VI  S.  2739-2741).  In 
zweiter  Lesung  wurde  jedoch  für  „den  Abzue  wegen  der  auf  der 
Fracht  ruhenden  Auslagen'^  eine  feste  Quote  bestimmt  (Prot.  VHI 
S.  4125).  *) 

2.  Hat  nach  stattgehabter  Havariegrosse  die  Reise,  für  welche 
das  Schiff  gechartert  war,  nicht  vollendet  werden  können,  etwa 
weil  das  Schiff  als  reparaturunfähig  kondemnirt  wurde,  und  ist 
für  die  Weiterbeförderung  der  Ladung  vom  Schiffer  ein 
anderes  Schiff  gechartert  worden,  so  kommt  bei  der  Ha- 
varievertheilung  niät  etwa  die  ganze  für^  das  erste  Schiff  stipu- 
lirte  Fracht,  sondern  nur  die  Distanzfracht  in  Betracht;  denn  nur 
diese  kann  als  gerettet  angesehen  werden. 

8.  Von  dem  im  Abs.  2  den  Landesgesetzen  eingeräumten 
Vorbehalt,  die  Quote  bis  auf  die  Hälfte  zu  ermässigen,  ist  kein 
Gebrauch  gemacht  worden. 

^  Nach  englischem  Recht  trägt  bei  die  Fracht,  welche  zur  Zeit  des 
gebrachten  Opfers  in  der  Schwebe  gewesen  ist,  und  zwar  mit  dem  Betrage, 
den  der  Kheder  nach  Abzug  der  UmLOsten  erhält  (Steoens^  on  average  —  ö. 
Cfl  Lond,  1836  —  p.  63.  AmotUd  II  p.  807  squj.  Nach  französischem 
Recht  trägt  die  H&lfte  der  Fracht  bei  (Code  de  commerce  art,  401).  So 
auch  die  York  and  Aniwerp  Rules  No.  X  auf  S.  60  f.  Note  ** 
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4.    Die  Ueberfahrtsgelder  sind  der  Fracht  nicht  gleich- 

featellt  worden^  weil  dieselben  nicht  überall  da^  wo  die  Fracht 
urch  die  gebrachten  Opfer  gerettet  sein  würde,  als  gerettet  an- 
gesehen werden  dürfen,  indem  die  Passagegelder  —  im  Gegemtatz 
zu  der  Fracht  beim  Untergange  der  Güter  —  auch  bei  dem  Unter- 
gange  des  Schi&  nicht  ^anz  verloren  gehen,  vielmehr  för  den  zu- 
rückgelegten Theil  bezahlt  werden  müssen,  in  vielen  Fällen  der 
Verfrachter  auch  verpflichtet  ist,  ge^en  Zahlung  des  vollen  Passage- 
geldes die  Reisenden  nach  dem  Untergange  des  Schiffs  an  den 
Bestimmungsort  zu  befördern.  Da  die  Ueberfahrtsgelder  also 
jedenfalls  nur  zum  Theil  als  gerettet  betrachtet  werden  können, 
so  dürfen  sie  äusserstenfalls  nur  in  Ansehung  der  auf  den  späteren 
Abschnitt  der  Reise  sich  beziehenden  Quote  als  beitragspflichtig 
erachtet  werden  (Prot.  VI  S.  2773—2776). 

Art  734. 

Haftet  auf  einem  beitragspflichtigen  Gegenstand  eine,  in  einem 
späteren  Nothfalle  sich  gründende  Forderung,  so  trägt  der  Gegen- 
stand nur  mit  seinem   Werthe  nach  Abzug  dieser  Forderung  bei. 

Der  Grund  dieser  Bestimmung  ist  darin  zu  suchen,  dass  alle 
beitragspflichtigen  Gegenstände  mit  dem  Werthe  beitragien,  den 
sie  „am  £nde  der  Reise  bei  Beginn  der  Löschimg^'  haben.  In 
dieser  Hinsicht  ist  es  aber  gleich,  ob  der  VTerth  der  oeitragspflicb- 
ti^en  Sache  „durch  physische  Beschädigung  oder  durch  Belastung 
nut  dinglichen  Schulden"  (vgl.  Art.  727)  verringert  wird.  (Prot. 
Vm  S.  4221 ) 

Art  735. 

Zur  grossen  Haverei  tragen  nicht  bei: 

1.  die  Kriegs-  und  Mundvorräthe  des  Schiffs; 

2.  die  Heuer  und  Effekten  der  Schiffsbesatzung; 

3.  die  Reiseeffekten  der  Reisenden. 

Sind  Vbrräihe  oder  Effekten  dieser  Art  aufgeopfert  oder  hcAefi 
sie  eine  mw  grossen  Haverei  gehörige  Beschädigung  erlitten,  so  wird 
für  dieselben  nach  Massgabe  der  Art.  713  bis  717  Vergütung  gewährt; 
für  Effekten,  welche  in  Kostbarkeiten,  Geldern  und  Werthpapieren 
bestehen,  wird  jedoch  nur  dann  Vergütung  gewährt,  wenn  dieselben 
dem  Schiffer  gehörig  bezeichnet  sind  (Art  608).  Vorräthe  und  Effek- 
ten, für  welche  eine  Vergütung  gewährt  wird,  tragen  mit  dem  nerth 
oder  dem  Werthsunterschied  bei,  welcher  als  grosse  Haverei  m  Rech- 
nung kommt 

Die  im  Art  710  erwähnten  Gegenstände  sind  beitragspflichtig, 
so  weit  sie  gerettet  sind. 

Die  Bodmereigelder  sind  nicht  beitragspflichtig, 

1.     Die  Ausnahmen,  welche  dieser  Artikel  in  den  Ziffern 


Grosse  und  besondere  Haverei.  67 

1  —  3  von  der  Verpflichtung,  zur  ^avariegrosse  zu 
kontribuiren^  statuirt^  sind  in  allen  neueren  Seerechten  an- 
erkannt,*) während  das  römische  Recht  ausdrücklich  von  der 
Eontributionspflicht  nur  die  Mundvorräthe  befreit.**) 

2.  Dass  die  Bodmereigelder  ^^eben  so  wenig,  als  irgend 
eine  andere  Forderung,  für  welche  Schiff  und  Fracht  verpfändet," 
der  Gemeinschaft  der  Havarieinteressenten  gegenüber  zur  Havarie 
beizutragen  haben,  erklärt  sich  daraus ,  dass  „sonst  ein  und  der- 
selbe Werth^^  —  das  Pfandobjekt  und  das  darauf  geliehene  Ka- 
pital —  „doppelt  zur  Beitragspflicht  herbeigezogen  würde^^  (Prot. 
VI  S.  2744), 

Art.  726. 

Wenn  nach  dem  Havereifall  und  bis  zum  Beginn  der  Löschung 
am  Ende  der  Reise  ein  beitragspflichtiger  Gegenstand  ganz  verloren 
geht  (Art  706)  oder  zum  Theil  verloren  geht  oder  im  Werthe  ver- 
ringert tüird,  wohin  insbesondere  der  Fall  des  Art.  724  gehört  ^  so 
tritt  eine  verhältnissmässige  Erhöhung  der  von  den  übrigen  Gegen- 
ständen sfu  entrichtenden  Beiträge  ein. 

Ist  erst  nach  Beginn  der  Löschung  der  Verlust  oder  die  Werths- 
Verringerung  erfolgt,  so  geht  der  Beitrag,  welcher  auf  den  Gegen- 
stand fällt,  so  weit  dieser  zur  Berichtigung  desselben  unzureichend 
geworden  ist,  den  Vergütungsberechtigten  verloren. 

Die  kontributionspflichtigen  Gegenstände  tragen  nur  mit  dem 
Werthe  bei,  den  sie  bei  Beendigung  der  Reise  und  bei  Beginn  der 
Löschung  haben.  Das  Gesetz  bestimmt  nun,  dass  der  Verlust 
oder  die  Werthsverminderung ,  welche  einzelne  der  gedachten 
G^enstände  treffen,  nicht  von  dem  Ersatzberechtigten,  sondern 
von  der  Gemeinschaft  der  beitragspflichtigen  Objekte  getragen 
werden  soll.  Die  Gemeinschaft  hört  jedoch  auf,  „die  Geuthr  des 
Untergangs  oder  der  Werthsverminderung  beitragspflichtiger  Ob- 
jekte zu  tragen'^  in  dem  Augenblick,  wo  die  faktische  Auflösung 
der  Gemeinschaft  stattfindet;  und  das  ist  der  Zeitpunkt,  in  welchem. 

♦)  Amould  II  p,  192  squ,  Abbott  p.  549  squ.  Code  de  comm.  art. 
304 :  —  Lee  loyers  de»  matelote  n'entrent  point  en  contribution.  art,  419 : 
Lee  munitione  de  guerre  et  de  bouche,  et  le»  hardee  dee  gen»  de  V Equi- 
page ne  eoniribuent  point  au  jet ;  la  valeur  de  eelle»  qui  auroni  iti»  jet4e» 
sera  pag6e  per  contribution  »ur  tou»  le»  autre»  effet»  Parde»»u»  n.  745, 
Holland.  Wetbooh  van  Koophandel  art,  781.  Span.  Codigo  de  Comercio 
art,  958,  959,    Vgl.  überhaupt  Benecke-Nolte  II  S.  676  —  679. 

**)  L.  2  §  2  De  lege  Rhodia  {It,  2):  —  an  omne»  iacturam  praeetare 
oporleat  et  »i  qui  tale»  merces  imposuiesent  quibu»  navi»  non  oneraretur,  176- 
lut  gemma»  margarita»  f  —  placuit  omne»,  quorum  interfui»»et  iacturani  fieri^ 
conferre  oportere;  —  itidem  agitatum  e»t^  an  etiam  vestimentorum  cuiueque 
et  anvlorum  aeetimationem  fieri  oporteat:  et  omnium  visum  e»t,  ni»i  »i  qua 
coneumendi  eau»a  impoeita  forent,  quo  in  numero  e»»ent  cibaria :  eo  ^  magi» 
quod ,  »i  miando  ea  defecerint  in  navlgatione ,  quod  quisque  hdberet  in  com- 
mune conferret, 

5* 
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der  Anfang  mit  der  Löschung  gemacht  wird  (Prot.  VI  S.  2749 
-2751). 

Von  da  ab  geht  die  Gefahr  auf  den  Ersatzberechtigten  über, 
und  es  kann  sich  dieser  nicht,  wenn  er  von  einem  der  Havarie- 
interessenten  gar  nicht  oder  nicht  in  vollem  Umfange  Ersatz  des 
diesen  treffenden  AntheUs  wegen  Untergangs  oder  Werthsvermin- 
derunff  der  dafür  verhafteten  Sache  erlangen  kann,  für  diesen 
Ausfall  bei  den  übrigen  Eontributionspflichtigen  erholen. 

Art.  737. 

Die  Vergüiungsberechtigten  haben  wegen  der  von  dem  Schiff 
und  der  Fracht  zu  entrichtenden  Beiträge  die  Rechte  von  Schiffs- 
gläubigern (Tit.  10).  Auch  in  Ansehung  der  beitragspflichtigen  Gü- 
ter steht  ihnen,  an  den  einzelnen  Gütern  wegen  des  von  diesen  zu 
entrichtenden  Beitrags  ein  Pfandrecht  zu.  Das  Pfandrecht  kann 
jedoch  nach  der  Auslieferung  der  Güter  nicht  zum  Nachiheil  des 
dritten  Erwerbers^  welcher  den  Besitz  in  gutem  Glauben  erlangt  hat, 
geltend  gemacht  werden. 

Das  den  Yergütungsberechtigten  eingeräumte  Pfandrecht  wird 
durch  den  Verfrachter  ausgeübt  (Art.  733  H.G.  B.). 

Art.  738. 

Eine  persönliche  Verpflichtung  zur  Entrichtung  des  Beitrags 
wird  durch  den  Havereifall  an  sich  nicht  begründet. 

Der  Empfänger  beitragspflichtiger  Güter  wird  jedoch,  wenn  ihm 
bei  der  Annahme  der  Güt^  bekannt  ist^  dass  davon  ein  BeitrM  zu 
entrichten  sei,  für  den  letzteren  bis  zum  Werthe,  welchen  die  Güter 
zur  Zeit  ihrer  Auslieferung  hatten,  insoweit  persönlich  verpflichtet^ 
als  der  Beitrag^  falls  die  Auslieferung  nicht  erfolgt  wäre,  aus  den 
Gütern  hätte  geleistet  werden  können. 

Wie  die  Empfangnahme  der  Güter  den  Empfanger  dem  Ver- 
frachter gegenüber  verpflichtet,  die  Havariebeiträge  zu  bezahlen 
(Art.  615;  vgl.  Bd.  I  S.  256  Nr.  5),  so  verpflichtet  sie  denselben 
nach  dem  Art.  728,  obwohl  dieser  ausdrücklich  die  dingliche  Na- 
tur der  Kontributionspflicht  hervorhebt,  auch  den  ersatzberechti^en 
Personen  gegenüber.  Der  Artikel  statuirt  diese  Verbindlichkeit 
nicht  unbedingt,  sondern  beschränkt  dieselbe  in  zwiefacher  Weise. 
Einmal  lässt  er  den  LadungsempfUnger  nicht  über  den  Werth  hin- 
aus haften,  den  die  Güter  zur  Zeit  ihrer  Auslieferung  hatten,  dann 
aber  lässt  er  die  Verbindlichkeit  ausserdem  soweit  cessiren,  als  der 
Beitrag  aus  den  Gütern,  auch  wenn  sie  an  Bord  geblieben  wären, 
nicht  hätte  geleistet  werden  können.  Die  erste  Beschränkung  folgt 
von  selbst  aus  den  Bestimmungen,  welche  das  Gesetzbuch  über 
den  beitragspflichtigen  Werth  aufgestellt  hat  Die  zweite  befreit 
den  Empfänger  von  der  Verantwortlichkeit  für  den  die  Güter  nach 


Groese  und  besondere  Haverei.  69 

dem  Beginn  der  Löschung  treffenden  Zufall^  der  dieselben  auch 
betroffen  haben  würde  ^  wenn  sie  an  Bord  geblieben  wären.  Als 
Orund  hierftir  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  geltend  ge- 
macht: ^yWenn  ausgesprochen  sei,  dass  der  Zufall  bis  zum  Beginn 
der  Löschung  der  Havariegemeinschaft  und  nachher  dem  forde« 
rungsberechtigten  Interessenten  zur  Last  falle  ^  so  sei  nicht  abzu- 
sehen,  weshalb  die  Auslieferung  der  Güter  an  den  Empfänger 
hieran  etwas  ändern  solle,  weshiQb  der  Empfänger  z.  B.  den  Scha- 
den tragen  müsse,  wenn  die  Güter  konfiszirt  würden,  und  dies  ge- 
schehen wäre,  wo  sie  sich  auch  immer  befunden  haben  möchten/^ 
Man  wies  hierbei  noch  besonders  darauf  hin,  dass  „die  Ausliefe- 
rung der  mit  Havariegeldern  belasteten  Güter  weitaus  die  Regel 
bilde  und  ohne  die  grösste  Belästigung  des  Verkehrs  auch  nicht 
imigangen  oder  erschwert  werden  könne"  (Prot.  VHI  S.  4128). 

Art.  789. 

Die  Feststellting  und  Vertheilung  der  Schäden  erfolgt  an  dem 
Sestimmungsort  und,  wenn  dieser  nicht  erreicht  wird,  in  dem  Hafen, 
wo  die  Reise  endet 

1.  Im  Einklang  mit  den  fremden  Rechten'")  hat  das  H.G.B. 
angeordnet,  dass  die  Feststellung  und  Vertheilung  der  Schäden, 
die  Aufmachung  der  Dispache  an  dem  Bestimmungsorte 
oder  dem  Hafen,  wo  die  Reise  endet,  stattfinden  soll,  weil 
hier  Schiff  und  Ladung  definitiv  getrennt  werden.  Endet  die  Reise 
in  einem  solchen  Orte,  wo  die  Aufmachung  der  Dispache  unmög- 
lich ist  (z.  B.  einem  ganz  kleinen  Hafen),  so  ist  diese  einem  allge- 
meinen Gebrauch  gemäss  an  einem  nahe  gelegenen  Orte  aufzumachen 
(Prot  VI  S.  2757).  Auch  sind  die  Betneiligten,  da  die  Vorschrift 
lediglich  in  deren  Interesse  aufgestellt  ist,  berechtigt,  dieselbe  durch 
Vertrag  abzuändern  (Prot.  VI  S.  2758). 

2.  Durch  die  Bestimmung  des  Artikels  ist  nicht  zugleich  die 
Frage  entschieden,  nach  welchem  Rechte  die  Regulirung 
der  Seeschäden  stattzufinden  hat 

Zu  dem  dem  Art.  729  zu  Grunde  liegenden  Art.  579  Abs.  1 
des  Preuss.  Entwurfs  war  auf  der  Hamburger  Konferenz  der  An- 
trag gesteUt,  folgenden  Zusatz  aufzunehmen:  Die  Festsetaung  der 
Schäden  und  die  Vertheilung  derselben  durch  die  Havereirechnung 
erfolgt  nach  dem  Hechte  des  Bestimmungsorts  des  Schiffs,  oder  wenn 
die  Reise  früher  beendigt  wird^  nach  d&n  am  Endpunkte  der  Reise 
geltenden  Rechte  Diesem  Antrage  wurde  jedoch  Keine  Folge  ge- 
geben, und  zwar  hauptsächlich  deshalb,  weil  man  „eine  richtige 
allgemeine  Bestimmung  darüber,  welches  von  mehreren  kollidiren- 
den  Rechten  in  Anwendung  zu  bringen  sei,'^  kaum  treffen  zu  kön- 

*)  Code  de  comm,  art,  414:  L'itat  de»  pertes  et  dommage»  est  faxt 
dana  (e  Heu  du  ddehargemerU  du  navire,  ä  la  diligence  du  capitaine  et  par 
experU.    Amould  II  p.  812  squ. 
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nen  glaubte,  weil  man  eine  solche  Bestimmung  bei  Auseinander- 
setzung der  fiavarieangelegenheiten  in  einem  fremden  Hafen  nicht 
für  erzwingbar,  auch  insofern  für  unzweckmässig  hielt,  als  dadurch 
in  vielen  Fällen  der  Intention  der  Betheiligten  zuwider  die  An- 
wendung des  deutschen  Rechts  ausgeschlossen  würde  (Prot  VI 
S.  2756  f.).  Zugleich  wurde  jedoch  auf  der  Konferenz  anerkannt^ 
dass  in  der  Regel  das  Recht  des  Orts,  an  welchem  die  Dispache 
aufgemacht  wird,  der  Aufimachung  zu  Grunde  zu  legen  sei,  und 
später,  nämlich  bei  der  JBerathung  des  Versicherungsrechts  wurde 
das  in  dem  soeben  hervorgehobenen  Antrag  enthaltene  Prinzip 
stillschweigend  von  der  Kommission  adoptirt.  Der  Art.  839  erklärt 
nämlich  für  die  Verpflichtungen  des  Versicherers  in  Betreff  der 
Beiträge  zur  Havariegrosse  für  massgebend  das  am  Orte  der  Auf- 
machung der  Dispache  geltende  Recht,  und  nur  aus  Billigkeits- 
rücksichten  hat  Art.  841  dem  Versicherer  das  Recht  abgesprochen, 
dem  Versicjjerten  gegenüber  die  Dispache  wegen  Nichtüberein- 
stimmung mit  dem  gedachten  Recht  anzufechten,  wenn  dieselbe  von 
einer  durch  Gesetz  oder  Gebrauch  dazu  berufenen  Person  auf- 
gemacht ist,  und  nicht  etwa  der  Versicherte  durch  mangelhafte 
Wahrnehmung  seiner  Rechte  die  Benachtheiligung  selbst  ver- 
schuldet hat.  Da  nun  diese  Bestimmung  nicht  eine  Folge  des 
Versicherungsvertrags  oder  der  allgemeinen  Grundsätze  des  Ver- 
sicherungsrechts  ist,  indem  letztere  zur  Anwendung  des  am  Ver- 
sicherung Sorte  geltenden  Rechts  führen  würden  (vgl.  Motive  zum 
Preuss.  Entw.  ä.  862),  so  hat  das  Gesetz,  indem  es  das  Recht  des 
Dispacheorts  für  das  Verhältniss  des  Versicherers  zum  Versicherten 
ftir  massgebend  erklärte,  dasselbe  auch  die  Beziehungen  zwischen 
dem  Versicherten  und  den  übrigen  Havarieinteressenten,  d.  h.  die 
Beziehungen  der  Havarieinteressenten  unter  einander  normiren 
lassen  wollen,*)  indem  sonst  „der  vom  Versicherer  nach  dem  Art 
838  Ziff.  1  zu  ersetzende  Havariebeitrag  mit  dem  wirklichen  Ha- 
variebeitrag nicht  übereinstimmen  würde.'*  (Entsch.  des  R.O.H.G. 
Vin  S.  291-294.) 

Freilich  ist  das  Recht  des  Bestimmungsorts  resp.  des  Orts,  wo 
die  Reise  sonst  endet,  nicht  nothwendiger  Weise  die  hierselbst  gel- 
tende Havarieordnung;  Gesetz  oder  üsanz  am  Dispachirungsorte 
können  nämlich  auch  vorschreiben,  dass  für  die'  Reguürung  der  Ha- 
variegrosse ein  anderes  Recht,  z.  B.  das  des  Abgangsorts  oder  Be- 
stimmungsorts zur  Richtschnur  dienen  soll  (Prot.  VH  S.  3529. 
Entsch.  des  R.  O.H.G.  VHI  S.  294).  Auch  kann  vertragsmässig 
duith  die  Betheiligten  an  Stelle  des  Rechts  des  Dispachirungsorts 


*)  Derselbe  Grundsatz  wird  durch  die  Praxis  der  meisten  seefahrenden 
Nationen  anerkannt:  Benecke-Nolte  11  S.  735  f.  Voigt,  Neues  Archiv  1 
8.  211.  232  f.  Abbott  p.  054—03$,  Arnauld  II  p.  813  »qu,  Kent^  commen- 
tariea  on  American  law  —  10.  ed.  New  -  York  1860  —  ///  p.  339.  Frignet^  traü4 
fies  avaries  —  Par%9  1869  —  //  n.  ö37.  540,  645  sau.  548  squ.  Entsch.  des 
R.O.H.G.  VII  S.  169.  Vin  S.  296  f. 
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ein  anderes  Recht  fiir  massgebend  erklärt  werden  (vgl.  Entsch. 
des  O.  A.G.  zu  Lübeck  Tom  14.  Oktober  1865  in  Kieralfif's  Samm- 
lung I  S.  923). 

Art.  780. 

Der  Schiffer  ist  verpflichtet,  die  Aufmachung  der  Dispache  ohne 
Verzug  au  veranlassen.  Bandelt  er  dieser  Verpflichtung  zuwider,  so 
macht  er  sich  jedem  Betheiligien  verantwortlich. 

Wird  die  Aufmachung  der  Dispache  nicht  rechtzeitig  veran- 
l4isst,  so  kann  jeder  Betheitigte  die  Aufmachung  in  Antrag  bringen 
und  betreiben* 

Art.  781. 

Im  Gebiete  dieses  Gesetzbuchs  wird  die  Dispache  durch  die  ein- 
für  allemal  bestellten  oder  in  deren  Ermangelung  durch  die  vom  Ge- 
richt besonders  ernannten  Personen  (Dispacheure)  aufgemacht. 

Jeder  Betheiligte  ist  verpflichtet,  die  zur  Aufmadmng  der  Dis- 
pache erforderlichen  Urkunden  y  soweit  er  sie  zu  seiner  Verfügung 
hat,  namentlich  Chartepartieen^  Konnossemente  und  Fakturen,  dem 
Dispacheur  mitzutheilen. 

Den  Landesgesetzen  bleibt  vorbehalten,  tiber  das  Verfahren  bei 
Aufmachung  der  Dispache  und  die  Ausführung  derselben  nähere  Be- 
stimmungen zu  erlassen. 

1.  Der  Abs.  1  gehört  dem  vermittelnden  Recht  an^ 
denn  wie  es  den  Havarieinteresseoten  unbenommen  ist;  überein- 
zukommen^  dass  die  Aufmachung  der  Dispache  ganz  unterbleiben 
und  ^die  Havarieaneelegenheit  auf  irgend  einem  anderen  Wese 
geordnet  werden*^  soD^  so  kann  auch  die  Dispache  von  einer  nicht 
obrigkeitlich  hierzu  bestellten  Person  aufgemacht  werden  ^  wenn 
alle  Betheiligten  damit  einverstanden  sind  (Prot  VI  S.  2758  f. 
Entsch.  des  O.A.  G.  zu  Lübeck  vom  14.  Oktober  1865  in  EierulflTs 
Sammlung  I  S.  923). 

2.  Die  Form-Vorschriften  über  die  Aufmachung  der  Dispache 
beziehen  sich,  wie  das  Gesetz  ausdrücklich  hervorhebt ,  nur  auf 
die  im  Inlande  aufzumachenden  Dispachen.  Für  die  an 
ausländischen  Plätzen  aufzumachenden  ist  —  wie  dies  schon  aus 
dem  zum  vorigen  Artikel  Bemerkten  hervorgeht  —  das  daselbst 
geltende  Recht  massgebend. 

3.  Einige  Partikularrechte  haben  auf  Grund  des  Abs.  3 
über  die  Aufmachung  der  Dispache  Bestimmungen  getroffen. 

Das  PreuBsische  Einftihrungsgesetz  Art.  57  verordnet:  TJeber 
das  Verfahren  bei  Aufmachung  der  Dispache  und  Ober  die  AuSf 
fUhrung  derselben  werden  folgende  Vorschriften  ertheüt 

§  1  Der  Dispacheur  hat  die  Dispache  sofort  nach  ihrer  Auf- 
machung dem  Handelsgericht  zu  überreichen.     Dem  Handelsgericht 
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liegt  ob,  die  Dispache  zu  prüfen  und  dieselbe^  wenn  sich  Fehler  oder 
Mängel  finden,  durch  den  Dispacheur  beriditigen  au  lassen. 

§  2  Nachdem  die  Dispa(^  geprüft  und  erforderlichenfalls  be- 
richtigt ist,  werden  diejenigen  Betheiligten ,  welche  bei  dem  Gerichte 
sich  gemeldet  haben,  oder  demselben  anderweit,  insbesondere  aus  den 
Schiffs-  oder  Ladungspapieren  bekannt  geworden  sind,  sofern  sie  am 
Orte  des  Gerichts  sich  aufhalten,  oder  dort  anwesende  Vertreter  be- 
stellt haben,  und  fUr  die  Übrigen  Bethetligten  ein  ihnen  eu  bestellen- 
der OffusiaUmwaU  eu  einem  Termin  vor  einem  Kommissar  des  Ge- 
richts vorgeladen,  um  sich  über  die  Dispache  zu  erklären. 

Die  Vorladung  geschieht  unter  der  Verwarnung,  dass  gegen  den 
Nichterscheinenden  angenommen  wird,  er  habe  gegen  die  Dispache 
nichts  eu  erinnern. 

§  3  Werden  in  dem  Termine  gegen  die  Disptxche  keine  Ein- 
wendungen erhoben,  so  hat  das  Gericht  dieselbe  eu  bestätigen. 

§  4  Wenn  ein  Betheiligter  Einwendtmgen  geltend  macht,  so 
hat  er  dieselben  im  Termine  näher  eu  begründen  oder  sich  eine  be- 
sondere Klageschrift  voreubehalten.  •  Im  leteteren  Falle  muss  die 
Klageschrift  binnen  vierzehn  Tagen  bei  dem  Gerichte  eingereicht 
teer  den;  wenn  dies  nicht  geschieht,  so  wird  angenommen,  dass  das 
im  Termin  aufgenommene  FtotokoU  als  Klageschrift  gelten  soUe. 

Auf  die  Klageschrift,  oder  wenn  eine  solche  nicht  vorbehaUen 
oder  innerhalb  der  vierzehntägigen  Frist  nicht  eingereicht  ist,  auf  die 
als  Klageschrift  dienende  Abschrift  des  Terminsprotokolls  wird  vofi 
dem  Gerichte  das  ordentlicJie  Prozessverfahren  eingeleitet. 

§  5  Sind  die  vorgebrachten  Einwendungen  d^rch  rechtskräftige 
Entscheidung  oder  in  anderer  Art  endgültig  erledigt,  so  erfolgt  die 
Bestätigung  der  Dispache  durch  das  Gericht,  nachdem  dieselbe  er- 
forderlichenfalls nach  Massgabe  der  Erledigung  der  Einwendungen 
berichtigt  ist. 

§  6  Wenn  Einwendungen  erhoben  werden,  welche  nur  einen 
Theil  der  Dispache  berühren,  so  hat  das  Gericht  die  letztere,  inso- 
weit sie  durch  die  Einwendungen  nicht  berührt  ist,  sofort  eu  be- 
stätigen. 

§  7  Aus  der  von  dem  Gericht  bestätigten  Dispache  findet  die 
Exekution  statt. 

Die  in  dem  §  4  angeordnete  vierzehntägige  Frist  erachtet  das 
Berliner  Ober -Tribunal  in  einer  Entscheidung  vom  14.  Juli  1864 
^triethorst's  Archiv  ffir  Rechts&Ue  LIU  S.  348  f.)  nicht  für  eine 
Präklusivfrist,  da  dieselbe  nicht  als  solche  vom  Gesetz  unter  An- 
drohung eines  bestimmten  materiellen  Rechtsnachtheils  bezeichnet 
worden,  sondern  für  eine  regelmässiger  Weise  inne  zu  haltende 
Frist,  welche  aus  Gründen,  die  in  der  Sache  selbst  liegen  (z.  B. 
weil  die  Mittheilung  der  Dispache  selbst  erst  einige  Tage  nach  dem 
Erklärungstermin  dem  betreffenden  Interessenten  mitgetheilt  wor- 
den ist)  verlängert  werden  darf. 

Die  Einfuhrungs- Verordnung  ttir  die  Provinz  Schleswig -Hol- 
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stein  vom  5.  Juli  1867  enthält  in  den  §§  71  —  77  dieselben .  Be- 
stimmungen wie  das  Preussisclie  Einf&hrungsgesetz. 

Die  Mecklenburg-Schwerinische  Einfuhrungs  Verordnung  §  72 
lautet : 

Ueher  das  Verfahren  bei  der  Aufmachung  der  Dispache  und 
über  die  Ausf&hrung  derselben^  Art.  731  AJbs.  3  des  H.G.B.,  wird 
das  Folgende  bestimmt: 

Tis,  1  —  3  im  Wesentlichen  übereinstimmend  mit  Art.  57 
§  1 — 3  des  Preussischen  EinfUhrungs-Gesetzes,*) 

4.  Macht  ein  Betheiligter  Einwendungen,  so  sind  dieselben  in 
summarischem  und  termintichem  Verfahren  ohne  Beobachtung  der 
Gerichts ferien  zu  erledigen.  Der  erste  Termin  wird  so  geräumig  an- 
gesetzt, dass  der  Vertreter  der  Abwesenden  sich  mformiren  und  mit 
denselben  benehmen  kann.  Die  Nothfrist  mir  Einlegung  der  Rechts- 
mittel  ist  eine  dreitägige ,  §  21  Nr.  II,  1  der  Verordnung  vom  21. 
Januar  1861,  betreffend  die  Rechtsmittel  in  Oiinlsachen  und  in  dem 
fiskalischen  Prozesse,  die  Rechtfertigungsfrist  eine  achttägige,  §  29 
Nr,  1  daselbst, 

Ziff.  5—7,  der  Sache  nach  mit  Art.  57  §  5 — 7  des  Preussischen 
Einfuhrungsgesetzes  übereinstimmend. 

Die  das  Verfahren  betreffenden  Vorschriften  in  Ziff.  4  werden 
nach  dem  Inkrafttreten  der  Reichs-Civilprozess-Ordnung  keine  An- 
wendung mehr  finden. 

In  den  übrigen  Seestaaten  und  in  der  Provinz  Hannover  findet 
eine  richterliche  Bestätigung  der  Dispache  nicht  statt. 
Fühlt  sich  einer  der  betheiligten  Interessenten  durch  die  Schadens- 
vertheilung  benachtheiligt,  so  hat  br  seine  Rechte  vor  dem  Richter 
geltend  zu  machen.  Dies  geschieht  aber  nicht  in  einem  besonde- 
ren, auf  Anfechtung  der  Dispacha  gerichteten  Prozess,  sondern  in 
dem  Rechtsstreit,  der  gegen  den  betreffenden,  auf  Zahlung  der  ihm 
durch  die  Dispache  auferlegten  Beiträge  Tdie  er  in  einem  solchen 
Falle  selbstverständlich  gutwillig  nicht  zahlen  wird)  angestellt  wird, 
oder  den  er  auf  Zahlung  höherer  Entschädi^ng,  als  ihm  in  der 
Dispache  zugesprochen  wird,  gegen  die  übrigen  Interessenten  an- 
gestrengt hat.  Dagegen  ist  der  Dispacheur  nach  Aufmachung  und 
Aushändigung  der  Dispache  an  die  Interessenten  nicht  befu^,  die- 
selbe ohne  Zustimmung  aller  abzuändern,  denn  wenn  die  Dispache 
auch  „nicht  als  ein  Urtheil'^  anzusehen  ist,  so  ist  dieselbe  doch 
eine  „fUr  alle  Betheiligte  vorläufig'^  (d.  h.  bis  ein  abänderndes, 
rechtskräftiges  Erkenntniss  vorliegt)  „feststehende  Schadensausein- 
andersetzung^^  (Entsch.  des  O.A.Q-.  zu  Lübeck  vom  14.  Oktober 
1865  in  Kieruirs   Sammlung  I  S.  899.  924  f.) 

4.  Die  Dispache  beginnt  mit  einer  aus  der  Verklarung  und 
den  übrigen  Dokumenten  eutnommenen  Darstellung  der  Vor- 

*)  Nur  heisst  es  in  Ziff.  2  e»ft  ihnen  von  Amtswegen  ssum  gemeinsamen 
Vertreter  zu  bestellender  er/ahrener  Kaufmann  statt  ein  ihnen  zu  bestellen- 
der Ofiigial- Anwalt. 
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fälle,  welche  die  Veranlassung  des  zu  dispachirenden  Schadens 
geworden  sind.  Darauf  folgt  cUe  Feststellung  des  Werths, 
der  fiir  die  Beitragspäicht  von  Schiff,  Fracht  und  Ladung  mass- 
gebend ist,  hierauf  eine  Schätzung  der  zu  ersetzenden  Schäden 
und  Kosten,  und  endlich  dieVertheilung  des  Schadens  unter  die 
Interessenten. 

Art.  783. 

Fwr  die  von  dem  Schiff  zu  leistenden  Beiträge  ist  den  Ladungs- 
betheüigten  Sicherheit  zu  bestellen^  bevor  das  Schiff  den  Hafen  ver- 
lassen  darf,  in  welchem  nach  Art,  729  die  Feststellung  und  Verthei- 
lung  der  Schäden  erfolgen  muss, 

Art.  738. 

Der  Schiffer  darf  Güter,  auf  welchen  Havereibeiträge  haften, 
vor  Berichtigung  oder  SichersteThmg  der  letzteren  (Art  616)  nicht 
ausliefern,  tmdrigenfalls  er,  unbeschadet  der  Haftung  der  Oütery  für 
die  Beiträge  persönlich  verantwortlich  wird. 

Hat  der  Rheder  die  Handlungsweise^  des  Schiffers  angeordnet, 
so  kommen  die  Vorschriften  des  zweiten  und  dritten  Absatzes  des 
Art.  479  zur  Anwendung. 

Das  an  den  beitragspflichtigen  Gütern  den  Vergüiungsberechtig- 
ten  zustehende  Pfandrecht  wird  für  diese  durch  den  Ve$irachter 
ausgeübt 

Zu  Abs.  3  vgl.  Art.  727.     ^ 

Art  734. 

Hat  der  Schiffer  zur  Fortsetzung  der  Reise,  jedoch  zum  Zweck 
einer  nicht  zur  grossen  Haverei  gehörenden  Aufwendung,  die  Ladung 
verbodmet  oder  über  einen  Theit  derselben  durch  Verkauf  oder  durdi 
Verwendwng  verfügt,  so  ist  der  Verlust,  welchen  ein  Ladungsbethei- 
ligter  dadurch  erleidet,  dass  er  wegen  seiner  Ersatzansprüche  aus 
Schiff  und  Fracht  gar  nicht  oder  nicht  vollständig  befriedigt  werden 
kann  (Art,  509,  510,  613),  von  särnmtlichen  Ladungsbetheiligten  fiach 
den  Grundsätzen  der  grossen  Haverei  zu  tragen 

Bei  der  Ermittelung  des  Verlustes  ist  in  dem  VerhäUniss  zu  den 
Ladungsbetheiligten  in  allen  Fällen,  namentlich  auch  im  FctUe  des 
zweiten  Absatzes  des  Art  613,  die  im  Art.  713  bezeichnete  VergiUung 
massgebend.  Mit  dem  Werthe,  durch  welchen  diese  Vergütung  be- 
stimmt wird,  tragen  die  verkauften  GHUer  auch  zu  einer  etwa  ein- 
tretenden grossen  Haverei  bei  (Art.  720). 

Ist  die  Ladung  verbodmet,  oder  sind  Ladungstheile  veräussert 
zum  Zwecke  der  Herstellung  eines  als  grosse  Havarie  erscheinen- 
den Schadens,  so  ist  nach  Art.  713  der  bezügliche  Werth  in  Ha- 
variegrosse zu  ersetzen.     Handelt  es  sich  aber  um  eine  partikuläre 
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Havarie^  welche  ausschliesslich  zu  Lasten  des  Rheders  ist^  so  wird 
das  durch  das  Bodmereigeschäft  erhaltene  Kapital  resp.  der  £rlÖ8 
aus  den  verkauften  Gütern  ^.nicht  unmittelbar  im  gemeinschaft- 
lichen Interesse  von  Schiff  und  Ladung  verwandt,  sondern  nur  in 
dem  des  Rheders^' ;  zunächst  erscheint  daher  auch  nur  dieser  ersatz- 
pflichtig. Trotzdem  hat  das  Gesetz  bestimmt^  dass  wenn  die  be- 
troffenen Ladungseigenthümer  keine  oder  nicht  vollständige  Ent- 
schädigung von  dem  Rheder  wegen  Untergangs  oder  Verschlechte- 
rung des  Schiffs  erlangen  können^  der  denselben  hierdurch  erwach- 
sende Schaden  auf  sämmtliche  Ladungsinteressenten  nach  den 
Grundsätzen  der  Havariegrosse  zu  vertneilen  ist.  Man  hielt  es 
nämlich  für  unbillig^  dass  die  Ladungsinteressenten;  welche  bei  dem 
durch  einen  späteren  Zufall  verursachten  Verlust  des  Schiffs  kei- 
nen Ersatz  für  ihre  Opfer  erlangen  könnten^  den  Schaden  allein 
tragen  sollten,  währena  doch  der  Verkauf  ihrer  Güter  ^^auch  den 
übrigen  Ladungsbetheiligten  zu  Gute  gekommen*',  indem  sonst  »die 
Reparatur  des  Schiffs  und  die  Fortsetzung  der  Reise  unmöglich 
gewesen  wäre."    (Prot,  VI  S.  2695  f ) 

Bei  der  Verbodmung  der  Ladung  greift  selbstverständlich  die- 
ser Grundsatz  nur  dann  Platz,  wenn  der  Bodmereigläubiger  seine 
Befriedigung  nicht  aus  der  ganzen  Ladung,  sondern  nur  aus  be- 
stimmten Ladungstheilen  gesucht  hat. 

Art.  786. 

lieber  die  ausserdem  nach  den  Grundsätzen  der  grossen  Haverei 
zu  veriheilenden  Schäden  und  Kosten  bestimmt  der  Art  637. 

Die  in  den  Fällen  des  Art  637  und  des  Art  734  zu  entrichten- 
den Beiträge  und  eintretenden  Vergütungen  stehen  in  allen  rechtlichen 
Beziehungen  den  Beiträgen  und  VerguJkingen  in  Fällen  der  grossen 
Haverei  gleich. 


Beispiel  einer  Havariegrosse- Dispache.  *) 


Dispache 


über  die  Haverei  des  Schiffe  M. . .,  Schiffer  Br . . 

von  Jamaica  nach  Hamburg. 


auf  der  Reise 


Die  am  1.  Januar  1877  zu  Swansea  belegte  Verklarung  lautet  im 
Wesentlichen  wie  folgt: 

Am  14.  September  1876  segelten  wir  (die  Besatzung  dieses  Schiffs} 
von  Point  k  Pitre,  Guadeloupe,  nach  der  Montigo-Bay,  Jamaica,  ab. 
Am  20.  s.  M.  passirten  wir  Cap  Moront  und  Hessen  am  23.  s.  M.  auf 
der  Rhede  von  Montigo  den  Anker  fallen,  woselbst  wir  Order  erhiel- 
ten, zu  Green  Island  eine  Ladung  Blauholz  einzunehmen,  und  kamen 
wir  am  folgenden  Tage,  dem  24.  s.  M.  auf  besagter  Bhede  zum  An- 
ker. Am  6.  Oktober  verliessen  wir  diesen  Ankerplatz  wieder  mit  un- 
Seiähr  86  Tonneaux  Blauholz  und  kamen  am  8.  um  2  Uhr  N.  M.  zu 
»lackriver  zum  Anker.  Der  Lootse  brachte  das  Schiff  nach  dem  für 
das  Löschen  des  Ballastes  bestimmten  Platze,  und  in  Folge  der  da- 
selbst vorhandenen  geringen  Wassertiefe  lag  das  Schiff  dort  2  Tage 
lang  auf  Grund.  Glücklicner weise  war  der  Grund  sehr  weich.  Am  15., 
16.,  17.  und  18.  s.  M.,  während  wir  auf  dem  besten  Ankerplatze  vor 
Anker  laeen,  hatten  wir  sehr  heftigen  Wind  von  S.S.O.  auszuhalten, 
der  uns  rast  auf  die  Küste  geworren  hätte.  Wir  verloren  in  diesem 
Sturme  unsern  Buganker  nebst  ungefähr  45  Faden  Kette  und  unser 
Boot  wurde  von  der  See  zertrümmert  imd  ^ng  mit  aUem  Zubehör 
total  verloren.  Am  3.  November  um  9  Uhr  Abends  verliessen  wir  die 
Rhede  von  Blackriver  bei  einer  leichten  Landb.rise  mit  einer  Ladung 
Blauholz  nach  Falmouth  f.  0.  bestimmt,  und  trafen  von  dieser  Zeit 
an  anhaltende  Windstillen  und  veränderliches  Wetter  bis  zum  Cap 
Maysi,  Cuba,  welches  wir  am  22.  s.  M.  gegen  M.  N.  passirten.  Am 
24.  s.  M.  passirten  wir  die  Insel  Chateau  und  am  25.  s.  M.  die  Crooked- 
passage  mit  steifer  Brise  von  W.S.W,  und  regnerischem  Wetter. 
Am  3U.  s.  M.  wurde  bei  sehr  hohem  Seegänge  von  N.W.  und  sehr 
schlechtem  Wetter  unser  ^osses  Boot  von  einer  schweren  See  weg- 
geschlagen und  ging  dasselbe  mit  allem  Zubehör  total  verloren.  Einige 
Seit  vonier  war  das  Vormarssegel  in  Fetzen  weggeflogen,  so  dass 
nur  einige  Reste  der  Leiken  nachblieben.    Von  diesem  Tage  an  trafen 


*)  Die  Beseichnuiigen  Dispache  und  Anfinachang  werden  auch  gebrancht  f&r  die  in  Yer- 
sicherungssaehen  Torkommende  Abecb&txang  Ton  Scb&den,  welche  vnter  die  besondere  Hararie 
fallen ;  ■.  Allg.  SeerenicheningB-Bedingnngen  %  142.  144.  Bremer  rerid.  Seereraich.  Bed.  Ton 
1875  §  59.61.  63. 
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wir  nur  furchtbar  schlechtes  Unwetter.  Am  15.  December,  während 
wir  das  Schiff  vorm  Winde  laufen  Hessen,  wurden  die  Pumpen  völlig 
unklar.    Wir  hatten  ungefähr   l/'o  Meter  Wasser  im  Eaum,  und   am 

18.  8.  M.,  als  wir  sahen,  dass  das  Wetter  immer  schlechter  wurde,  und 
das  Schiff  sich  immer  tiefer  zu  Wasser  legte,  wurde  die  Mannschaft 
zur  Berathung  nach  hinten  gerufen.  Nachdem  jeder  derselben  um 
seine  Meinung  befragt  worden,  wurde  mit  Einstimmigkeit  beschlossen, 
dass  es  zur  Erhaltung  des  Ganzen  nothwendig  sei,  durph  die  kleine 
Vorder luke  Blauholz  über  Bord  zu  werfen.  Es  wurde  mit  Werfen  so- 
fort angefangen,  nachdem  alle  nöthigen  Vorkehrungen  getroffen,  um 
das  Eindringen  der  Wassermassen  in  die  offene  Liäe  zu  verhindern. 
Nachdem  ungefähr  25—30  Tons  über  Bord  geworfen  waren,  lenzte  das 
Schiff  bedeutend  besser,  worauf  mit  Werfen  aufgehalten  wurde  und 
machten  wir  die  Luken  dann  wieder  gut  dicht  Am  Abend  selbigen 
Tages  wurde  die  See  fürchterlich,  und  gegen  öViUhr  nahm  eine  ge- 
rade über  den  Heckbord  stürzende  See  die  hintere  Hütte  mit  deren 
Kammern  und  der  Steuerplicht  weg,  in  welcher  sich  die  Laternen, 
Flaggen,  Zimmermannswerkzeug  und  anderweitige  Gegenstände  be- 
fanden.   Es  wurde  davon  geborgen,  was  zu  bergen  mögüch  war.    Am 

19.  s.  M.  Morgens  wurde  wieder  Blauholz  duixh  die  Luke  der  Kom- 
büse in*s  Meer  geworfen,  um  das  Schiff  hinten  zu  erleichtern,  und  um 
durch  den  FussBoden  dieser  Eäumlichkeit  an's  Wasser  im  Kaum  zu 
gelangen,  und  es  wurde  mit  Werfen -von  Blauholz  fortgefahren,  je 
nachdem  die  Beschaffenheit  des  Wetters  und  der  See  es  erlaubte 
Am  21.  s.  M.  Morgens,  als  wir  an  das  Wasser  im  Raum  ankommen 
konnten,  wurde  von  der  gesammten  Mannschafl  Kette  gebildet  und 
mit  allen  Pütsen  das  Wasser  auszuschöpfen  begonnen.  Indem  mit 
dieser  Arbeit  Tag  und  Nacht  so  ausdauernd,  wie  möglich  fortgefahren 
wurde,  verminderte  sich  das  Wasser  rasch.  Am  26.  s.  M.  war  das 
Wetter  sehr  dunkel.  Wir  lotheten  1 05  Meter  Wasser  auf  49«  35  N.  B. 
feinen  Sandgrund.  Es  wurde  beigedreht,  indem  ein  Sturm  von  S.  S.  W. 
bis  S.W.  wehte.  Am  27.  s.  M.  luarte  es  auf^  und  wir  hielten  ab,  wo- 
rauf wir  um  8  Uhr  Abends  das  Leuchtschiff  von  Seven  Stones  er- 
blickten in  0.  7  Ml.  entfernt.  Der  letzte  Sturm  hatte  uns  zu  N.  der 
Scjilis  versetzt.  Um  M.  N.  hals'ten  bei  dem  Feuer  von  Ldngship  und 
um  8  Uhr  Morgens  als  wir,  während  das  Wetter  ein  sehr  schlechtes 
Ansehen  hatte,  die  Unmöglichkeit  einsahen,  dasselbe  aufzuliegen  und 
da  die  sehr  abgemattete  Mannschaft  fortwährend  darum  anhielt,  einen 
Nothhafen  anzulaufen,  sahen  wir  uns  genöthigt,  für  die  Insel  Lundy 
zu  steuern,  Wind  S.W.  und  W.S.W.  Oestlich  von  Lundy  erhielten 
wir  am  29.  s.  M.  um  1  Uhr  N.M.  2  Meilen  von  dort  entfernt  einen 
Lootsen  an  Bord  und  steuerten  Cours  für  Milford.  Weil  aber  das  Wetter 
selur  dick  von  Regen  wurde  und  sich  sehr  schlecht  anliess,  so  zog  der 
Lootse  es  vor,  das  Schiff  nach  Swansea  binnen  zu  bringen.  Am  29. 
8.  M.  um  7  Uhr  Abends  kamen  wir  auf  der  Rhede  von  Mumbles  zum 
Anker  und  am  30.  s.  M.  um  7  Uhr  Morgens  gingen  wir  in  das  Dock 
von  Swansea  hinein,  nachdem  wir  genöthigt  gewesen,  unsem  Anker 
nebst  30  Faden  Kette  auf  der  Rhede  zurückzulassen,  jedoch  mit  einer 
starken  Boje  und  einem  guten  Bojereep  versehen.  Während  dieser 
letzteren  Stürme  verloren  wir  unsere  besten  Segel,  die  Takelage  wurde 
zerrissen  und  es  ist  Grund  anzunehmen,  dass  das  Schiff  schwere  Be- 
gebung erlitten  hat  Es  bleibt  also  wegen  der  am  Schiffskörper, 
den  Masten  und  Stengen  sich  annoch  ergebenden  Beschädigungen  alles 
Weitere  vorbehalten. 

Die  am  13^  August  1877  hierselbst  belegte  Verklarung  lautet  im 
Wesentlichen  wie  folgt: 

Nachdem  wir  (die  Besatzung  dieses  Schiffs)  am  30.  Decbr.  1876 
im  Hafen  von  Swansea  angekommen  waren,  erhielten  wir  auf  Anord- 
nung des  Konsuls  Besichtiger  an  Bord,  welche  es  für  nothwendig  er- 
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klärten,  dass  die  Ladung  gelöscht  und  das  Schiff  in^s  Drydock  gelegt 
würde  um  die  Schäden  desselben  gründlich  untersuchen  zu  können. 
Die  Ladung  wurde  demgemftss  mit  Hülfe  von  Schauerleuten  gelöscht 
und  dann  das  Schiff  von  einem  Dampfer  unter  Leitung  eines  Lootsen 
in's  Drydock  eeschleppt,  worauf,  nacndem  die  Schäden  konstatirt  und 
die  Reparaturkosten  taxirt  worden,  Verhandlungen  mit  den  französi- 
schen Assekuradeurs  angeknüpft  werden  mussten  wegen  Ilerbeischaf- 
fiing  der  für  die  Reparatur  nöthigen  Gelder  und  zur  Entscheidung 
der  Frage,  ob  das  Schiff  überhaupt  zu  repariren  sei,  oder  ob  es  kon- 
demnirt  werden  müsse.    Auch  wurden  von  dem  Requirenten,  Schiffer 

Br ,  alle  möglichen  Schritte  gethan,  um  die  nöthigen  Gelder  gegen 

Bodmerei  vorgestreckt  zu  erhalten.  Nachdem  alle  Bemühungen  in 
letzterer  Beziehung  sich  als  vergeblich  bewiesen,  erboten  sich  die 
französischen  Assekuradeurs  £  1000  vorzustrecken  und'  die  Rhe- 
derei  des  Schiffs  £  400  und  wurde  dann  gegen  Ende  April  mit 
der  Reparatur  der  Anfang  gemacht  und  damit  während  der  folgenden 
Zeit  fortgefahren.  Am  11.  Juni  wurde  das  Schiff  von  einem  Dampfer 
unter  Leitung  eines  Lootsen  aus  dem  Dock  geholt  und  während  der 
folgenden  Tage  die  Ladung  wieder  an  Bord  genommen,  auch  zugleich 
mit  den  Reparaturen  über  Wasser  fortgefahren.  Am  14.  Juli  wurden 
wir  von  Allem  fertig  und  ezpedirt,  mussten  jedoch  widrigen  Windes 
halber  noch  liegen  bleiben.  ^  Am  18.  s.  M.  um  11  A.  gingen  mit 
leichter  Brise  von  S.W.  wieder  in  See,  segelten  mit  gemässigten 
Winden  ohne  Vorfälle  von  Bedeutung  durch  den  Kanal  und  die  Nord- 
see und  kamen  am  27.  s.  M.  auf  der  Elbe  an,  worauf  wir  selbigen 
Tages  mit  Hülfe  eines  Dampfers  den  Hafen  dieser  Stadt  Hamburg  er- 
reichten. 

Deponenten  erklärten  und  bezeugten  ferner,  dass  circa  40  Tons 
Blauholz,  welche  hier  laut  Aufgabe  der  Empfänger  von  der  zufolge 
Konnossament  eingenommenen  Ladung  zu  wenig  geliefert  seien,  zur 
Erhaltung  von  Schiff  und  Ladung  über  Bord  geworfen  worden,  wie 
in  der  zu  Swansea  belegten  Seeverklarung  angegeben.  . 

Das  Schiff  wurde  nach  Ankunft  hier  taxirt  auf  M.  19000.  — 


Wegen  dieser  Ereignisse  wird  eine  Dispache  über  die   grosse 
Haverei  wie  folgt  aufgemacht. 

Bereehniing  des  Kapitals: 

Die  Ladung M.  22075. 

Das  Schiff  ist  hier  taxirt  M.  19000 ;  kontribuirt  mit  .  .  „  9000. 
Die  Fracht 

Fracht -Vorschuss „     1545. 

im  Risiko „     6850. 

M.  39470. 


Grosse  und  besondere  Ilaverei. 
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Bereehnang  der  Hayerei: 

Harerei  zn  Swansea. 

Telegramme  und  Stempel 

Pumperlohn  lt.  R 

Lootsgeld  lt.  R 

Löschen  und  Wiedereinneh- 
men der  Ladung  It  B.     . 

Dampfer  ein-  und  ansehend 

Löscnen  und  Wiedereinneh- 
men von  Ballast  lt.  R .    . 

Besichtigungskosten  It  R.    . 

An  Allen,  Gwyn  u.  Evans 
lt.  R.  Reparaturkosten,  Ma- 
terialien, Tagelöhne  etc.  . 

Berglohn  tiir  Anker  u.  Kette 
lt.  Beleg  ........ 

Lootsgeld  ein-  u.  ausgehend 
It  S 

Dampfer  im  Hafen  lt.  R.     . 


n     n 


Taklerarbeit  lt.  R. 

Courtage,  Dolmetschun^  etc. 

Schrägen  und  Malen    lt.  R. 

Lagermiethe  für  die  Ladung 
lt.  R 

Stempel  u.  Bank-Kommission 

An  P  Langlois  lt.  R. 
Shiphandler-Saohen .    .    . 

William  Pike  lt.  R 
Segelmacher-Arbeit  .    .    . 

Böttcner- Arbeit  lt.  R.  .    .    . 

Hafenkosten  It.  R 

Quaikosten  lt.  R      .... 

Dem  franz.  Konsulat  lt.  R. 

KlassiBkation  lt.  R.      ... 

Optiker-Rechnung    .... 

Gläser  etc.  lt.  R.     .... 

Glas  zum  Skylight  etc.  lt.  R. 

Arbeitslohn  an  Bord  lt.  R.  . 

An  David  Jones  lt.  R. 
Zink  (abzügl.  altes  Zink), 
Anker,  Kette  (ca.  50  Faden) 
und  Farbe 


n 
n 


5.18.  8 
3.  U.  - 
1.  7.   6 

51. 11.  - 
11. 10. 11 

3.  2.— 

52.  6.— 


SchifP  und 
Rhederei 


Grosse 
Haverei 


£    -.15.-. 


n 


n 


1084.11.  3. 
7.  — .  — . 


r) 
n 
n 
»1 
n 
n 

n 
n 

n 

r» 
n 
n 

n 

V 

n 
n 
n 
n 


r> 


1.  5.—. 

1.  5.—. 
15.  — .  — . 
30.  -.  — . 

3.15.—. 

44.  — .  10. 

2.  2.—. 

3.11.—. 

114.  5.  3. 

5.  7.  6. 
20.17.   5. 

8.  7.  4. 
20.  2.   5. 

5. 15.  -. 

2.  1.— . 
—.19.  6. 
-:.   8.—. 

6.  5.  — . 


106.  8.  8. 


n 
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8.  2.—. 
42.  6.—. 


n 
n 


11 
n 


n 


„1084.11.  3. 


n 

n 
n 

n 

n 

n 

n 
n 


4.  2.  6. 

1.  5.— .i 
15.  — .  — . 

3. 15.  - 


1.16.-. 

3.11.—. 

114  5.  3. 
5.  7.  6. 


n 
n 

n 


n 


n 
n 
n 


5. 15.  - 

2.   1.— 

—.19.  6 

— .  8.— 
6.  5.— 


n 


106.  8.  8. 


Bodmerei-Prämie  2b%  von  £  530  £  132. 10.  — . 


^1402.  3.  8. 
78.  6.10. 


»1 


ig' 1480. 10.  6. 


a  20.  70. 


M  30646.  85. 


n 

n 
n 


5.18.  6.' 
3. 14.  — . 
-.12.  6. 

51. 11.  -. 
11. 10. 11. 


10.  — .  — 


7.  -.  — . 

1.   6.   6. 
1.   5.—. 


uü.  — .  """• 


44.  — .  10. 
— .  6.  — • 


20.17.  5. 

8.  7.  4. 

20.  2.  5. 


i?  216. 12.  7. 
54.  3.   2. 


n 


i?  270. 15.   9. 


M  5605.  30. 
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Transport 
Monats-  und  Kostgelder  vom  80.  December 
1876  bis  14.  Juli  1877. 

I.  Monatsgelder 

It  R .;^.  4694.  17. 

k  81Va        M  3825.  75. 

n.  Kostgelder: 
591  Tage 4  M  3. 60.  M  2127.  60. 
1190    „     äM1.50.  M1785.~. 


M  3912.  60. 


In  grosser  Haverei  werden  als 
geworfen  vergütet  It  Auf- 
gabe der  Herren  EmpfÜnger 
81382  €L  Blanholz 

k  M  5.  60. 
Fracht  M  1534.  10. 

17oo  Abgabe        „        4.  55. 


M  4557.  39. 


M  1538.  65. 
M  3018.  74. 


Die     Ladung     empfängt 
also: 

Das  Schiff  empfängt  für  Fracht 

wie  oben    M  1584.  10. 


Hiesige  Kosten: 

Hayerei  andienen     .    .    •    . 

Uebersetzung  der  zu  Swan- 

sea  belegten  Verklarung  . 

Journal-Extrakt 

Hiesige  Verklarung.    .    .    . 

Taxe  des  Schiffs 

Porto  der  Dokumente  .    .    . 


M      — .  30. 


n 
n 


30.  - 
20.  — 
36.  60 
36.  — 
10.  — 


Schiff  und 
Rhederei 


Grosse 
Haverei 


M  30646.  85. 


M  5605.  30. 


n 


7738.  35. 


„  3018.  74. 
„   1534.  10. 


M       20.  — . 


M  30666*  85. 


An  den  Schiffsmakler  für  seine  Bemühungen  . 


Den  Werth  der  Ladung  einzuholen  . 
Für  ein  Duplikat  dieser  Dispache     . 
Für  die  Aufinachung  dieser  Dispache 
Den  Armen  um  zu  egalisiren    .    .    . 


— .  30. 
30.  -. 

36.  60. 
36.  -. 
10.  — . 


M  18009.  39. 


n 


250.  — . 


M  18259.  39. 
— .  30. 
10.  ~. 
78.  94. 
-.  97. 


n 
n 
»> 


M  18349.  60. 
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Eintheilmig : 

Solche   M  18349.  60.   über  das   Kapital   von  M  30470.  vei-theilt, 
betragen  46^''/ioo  Vo»  ^'^  zu  bezahlen  sind  von: 

der  Ladung M  22075.  -.  M  10262.  H?. 

dem  Schiflfe „     9000.  -.  „  4184.  10. 

der  Fracht:     Fracht- Vorschuss  .    .      „     1545.  — .  „       718.  27. 

„        im  Risiko  .    .     „     6850.  -.  „  3184.  56. 

M  89470.  — .  M  18349.  60. 


Die^Ladung  zahlt: 

Beitrag  zur  grossen  Haverei 

von  Ladung M  10262.  67. 

von  Fracht- Vorschuss „       718.  27. 

M  10980.  94. 
ji  In  grosser  Haverei  sind  derselben  vergütet    .     „     3018.  74. 

zahlt  also:     M    7962.  20T 
Hamburg, 1877. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Schaden  durch  Zusammenstoss  von  Schiffen. 

Art.  786. 

Wenn  zwei  Schiffe  zusammenstossen  und  entweder  auf  einer  oder 
auf  beiden  Seiten  durch  den  Stoss  Schiff  oder  Ladung  alleinj  oder 
Schiff  und  Ladung  beschädigt  werden  oder  ganz  verloren  gehen  ^  so 
ist^  falls  eine  Person  der  Besatzung  des  einen  Schiffs  durch  ihr  Ver^ 
schulden  den  2kisammenstoss  herbeigeführt  hat,  der  Bheder  dieses 
Schiffs  nach  Massgabe  der  Art.  451  und  452  verpflichtet,  den  durch 
den  Zusammenstoss  dem  andern  Schiff  und  dessen  Ladung  zugefugten 
Schaden  zu  ersetzen. 

Die  Eigenthümer  der  Ladung  beider  Schiffe  sind  zum  Ersätze 
des  Schadens  beizutragen  nicht  verpflichtet 

Die  persönliche  Verpflichtung  der  zur  Schiffsbesatzung  gehörigen 
Personen,  für  die  Folgen  ihres  Verschuldens  aufzukommen,  wird 
durch  diesen  Artikel  nicht  berührt. 

1.  Das  römischeRecht  enth&lt  über  den  durch  Zusammen- 
stoss von  Schiffen  verursachten  Schaden  bereits  folgende  allge- 
meine Prinzipien.  Ist  der  Zusammenstoss  durch  Zufall  herbei- 
geführt worden^  so  ist  ein  Anspruch  auf  Schadensersatz  nicht  be- 
gründet, vielmehr  hat  jeder  Schiffseigenthümer  den  seinem  Schiffe 
zugefugten  Schaden  zu  tragen.  Ist  dagegen  der  Zusammenstoss 
durch  die  Schuld  des  Schiffsfiihrers  oder  der  Schifisleute  oder  eines 
Dritten  entstanden,  so  hat  dieser  den  Schaden  zu  ersetzen.*)    Ist 

^  L.  29  %  2 — 3  Ad  leg.  Aquü.  (9^  2) :  ^t  navia  tua  inpacta  in  tneam 
acapham  damnum  mihi  dedil,  guaesitum  est,  quae  actio  mihi  competerei.  et 
ait  Proculus,  ei  in  poteatate  nautarumfuU^  ne  id  acdderet^  ei  cutpa  eorum 
factum  ait,  lege  Aquüia  cum  nautis  agendum^  quia  parvi  re/ert  navem  «m- 
mütendo  aut  aerracidum  ad  navem  ducendo  an  tua  manu  damnum  dederia^ 
quia  omnibua  hia  modia  per  te  damno  adficior :  aed  ai  fune  rupto  aut  cum 
a  nullo  regeretur  navia  tneurriaaet,  cum  domino  agendum  non  eaae.  Item 
lAbeo  acrtbü^  ai,  cum  vi  ventorum  navia  imptdaa  eaaet  in  funea  anchcrarum 
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die  Kollision  durch  die  Schuld  beider  Schifisfuhrer  oder  der  beider- 
seitigen Besatzung  herbeigeführt,  so  würde  ein  Anspruch  des  Be- 
schädigten auf  Entschädigung  zurückzuweisen  sein,  wenn  ohne 
seine  Konkurrirende  Schuld  der  Schaden  nicht  entstanden  wäre, 
wogegen  jeder  den  von  ihm  verursachten  Schaden  zu  tragen 
haben  würde,  wenn  die  rerschiedenen  Beschädigungen  sich  auf  das 
Versehen  eines  der  beiden  Theile  zurückfuhren  Hessen.  (Vgl.  Prot. 
VI  S.  2782).  Diese  Grundsätze  hatte  man  seit  dem  Mittelalter 
vielfach  verlassen.  Das  H.  G.  B.  ist  im  Grossen  und  Ganzen  zu 
denselben  wieder  zurückgekehrt.  *) 

2.  Der  Art.  736  behandelt  den  Fall,  wo  der  Zusammenstoss  der 
Schiffe  durch  das  Verschulden  einer  Person  der  Schiffsbesatzung 
(s.  Art. 445  H.G.B.  §  8  der  Seemanns-O. ;  vgl.  Bd. IS. 26.  ö.  135—138) 
herbeigeführt  ist  Wie  überhaupt,  so  kann  auch  hier  das  Verschulden  in 
einem  Thun  oder  Unterlassen  bestehen,  vorausgesetzt,  dass  durch  letz- 
teres eine  rechtlich  bestehende  Verbindlichkeit  verletzt  worden  ist 
(s.  Band  I  S.  33).  E!s  ist  ein  solches  anzunehmen  bei  einem  Verstoss 
sowohl  gegen  die  speziell  zur  Verhütung  von  Schiflskollisionen  erlasse- 
nen Bestimmungen,  als  auch  gegen  die  allgemeinen  schifffahrtspolizei- 
lichen  und  die  allgemeinen,  die  Obliegenheiten  der  Schiffsbesatzung 
überhaupt  regelnden  gesetzlichen  Vorschriften,  aber  auch  bei  jedem 
Mangel  gehöriger  Wachsamkeit  und  bei  Vernachlässigung  irgend 

alteriut  ei  naiUae  funes  praecidtsserU,  si  nullo  alio  modo  ntsi  praecUiafunU 
bus  explicare  se  potuü ,  nullam  actionem  dandam.  idemque  Laheo  et  Procu- 
lu8  et  circa  retia  pücalorvm^  in  quae  navia  piscatorum  incidera%  aestimarunt. 
plane  n  culpa  nautarum  id  factum  esset,  lege  Aquilia  agendum.sed  übt  damni 
tniuria  agüur  oh  retia,  nonpisciumj  qui  ideo  capti  non  sunt^  fieri  aesiimatianem, 
cum  in  certum  fuerit^  an  caperentur.  idemque  et  in  venatoribus  et  in  aucupibus 
probandum,  Si  navis  alteram  contra  se  venientem  obruisset,  aut  in  gvbernatO' 
rem  aut  in  ducatorem  actionem  competere  damni  iniuriae  Alfenus  ait:  sed 
si  tanta  vis  navi  facta  sit,  quae  temperari  non  potuit,  nullam  in  dominum 
dandam  actionem :  sin  autem  culpa  nautarum  id  factum  sit,  puto  Aquiliae 
suffteere.  Si  funem  quis,  quo  religata  navis  erat,  praeciderit,  de  nave  qua^ 
periit  in  factum  agendum. 

*}  In  dem  von  diesem  Artikel  bebandelten  Falle  war  allerdings  im 
filteren  Recbt  der  Grundsatz  aufrecbt  erhalten,  dass  die  Besatzung  des  Schiffs, 
welche  den  Zusammenstoss  verschuldet,  resp.  dessen  Rheder,  allen  Schaden 
zu  ersetzen,  seinerseits  aber  keinen  Ersatz  zu  beanspruchen  hätte.  Manche 
Rechte  beschränkten  aber  den  Satz  auf  dolus  (Hamburger  Assekuranz-  und 
Haverej-O.  vom  10.  September  1831  Tit.  8  Art.  2,  vgl.  lilrk.  des  Hamburger 
Handelsberichts  vom  11.  Januar  1851  und  Obergerichts  vom  U.Februar  1851 
in  UUricns  Sammlung  Nr.  3)  oder  dolus  und  ctUpa  laJta  (ürdonnaniie  op  het 
Stuck  van  Assecurantie  ende  Avarye  von  Rotterdam  von  1721  art.  256. 
Preufls.  A.L.R.  §  1911.  II,  8),  indem  «die  culpa  levis  dem  ca^u«  gleichgestellt 
wurde.  (Vgl.  Lamprecht  in  Groldschmidt's  Zeitschr.  XXI  S  30—34,  wo  auch 
über  die  Entstehung  dieses  Grundsatzes,  der  sich  im  mittelalterlichen  Recht 
noch  nicht  findet,  gehandelt  wird.)  Heutzutage  fordern  jedoch  alle  Rechte 
für  die  Anwendung  des  gedachten  Grundsatzes  nur  Verschulden  überhaupt, 
nicht  etwa  dolus  oder  culpa  lata.  So  das  englische  Recht :  Abbott,  treatise 
p,  598,  Maclachian  treatise  p,  286.  Der  Code  de  commerce  art.  407  ( —  Si 
Vabordage  a  iti  fait  par  la  faute  de  Vun  des  capitaines,  le  dommage  est 
payi  par  celui,  qui  Va  caus/j  Das  Holländische  II.  G.  B.  Art.  536.  Portugies. 
H.G.B.  Art.  1859.    Italien.  fl.G.B.  Art.  516. 

6* 
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einer,  von  der  gewöhnlichen  seemännischen  Praxis  oder  durch  die 
besonderen  Umstände  des  Falls  gebotenen  Vorsicht;  also  auch  bei 
Unterlassung  der  Ausfuhrung  derjenigen  Manöver,  Welche  zur  Ver- 
meidung von  Schaden  geeignet  erscheinen  (Entsch.  des  R.  O.H.G. 
III  S.  37  f.). 

Die  wichtigsten  und  am  häufigsten  vorkommenden  Fälle  einer 
Verschuldung*)  sind  das  Nichtanbringen  oder  vorschriftswidrige 
Anbringen  von  Laternen  zur  Nachtzeit  (Entsch.  des  R.O.H.G.  V 
S.  148  f.),  die  Nichtanwendung  der  Nebelsignale  bei  Nebelwetter, 
fehlender  oder  schlechter  Auskuk,**)  Missachtung  und  falsche 
Anwendung  der  Steuerregeln  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom 
12  Oktober  1867  in  Kierulff's  Sammlung  III  S.  761.  Entsch.  des 
K.  O.  H.  G.  V  S.  147);  zu  welchen  auch  die  Vorschrift  gehört;  dasa 
jedes  Dampfschiff;  welches  sich  in  einer  mit  Kolhsionsgefahr 
verbundenen  Weise  einem  anderen  Schiffe  nähert;  seine  Fahr- 
geschwindigkeit zu  mindern  und  wenn  nöthig  zu  stoppen  und  zu- 
rückzugehen hat  (Entsch.  des  R.O.H.G.  III  S.  121  f.),***)  Unter- 
lassung des  Bereithaltens  (Elarhaltens)  der  Anker  und  recht- 
zeitigen Fallenlassens  derselben  (Entsch.  des  R. O.H.G.  III  S.  41. 
V  S.  60—63). 

3.  Dass  die  Kollision  durch  ein  Verschulden  einer  Person 
der  Besatzung  des  einen  Schiffs  herbeigeführt  ist;  hat  der  zu  be- 
weisen; welcher  daraus  einen  Ersatzanspruch  herleitet.  Doch  ist 
es  zur  Begründung  der  Kla^e  nicht  noth wendig,  dass  eine  be- 
stimmte Person  als  die  schuldige  bezeichnet  wird;  es  genügt  viel- 
mehr; wenn  als  Ursache  des  Zusammenstosses  ein  solches  Ver- 
halten des  anderen  Schiffs  behauptet  und  dargethan  wird;  welches 
erfahruhgsmässig  nur  durch  eine  auf  demselben  vorgekommene 
schuldvoue  Handlung  oder  Unterlassung  herbeigeführt  sein  kann 
(Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  12.  Oktober  1867  in  Kierulff's 
Sammlung  III  S.  763).  Freilich  würde  das  bloss  äussere  Vor- 
kommen einer  Ordnungswidrigkeit  auf  dem  betreffenden  Schiffe 
noch  kein  zwingender  Grund  für  den  Richter  seiu;  sofort  die  Er- 
satzpflicht der  betreffenden  Rhederei  ohne  Weiteres  anzunehmen; 
da  das  Gesetz  ein  Verschulden  fordert;  eifte  unverschuldete  Ord- 
nungswidrigkeit also  in  der  in  Rede  stehenden  Richtung  wirkungs- 
los sein  müBste.     Allein   ist  Seitens   des  beschädigten  Theils  eme 


*;  S.  n.  S.  89  ff.  die  kaiserl.  Verordnung  vom  23.  Dezember  187J. 

•*)  In  der  Verordnung  vom  23.  Dezember  1871  Art.  20  (s.  u.  S.  93) 
ist  das  englische  neglect  to  heep  a  proper  look-out,  welches  speziell  ^Ver- 
säumniss,  einen  gehörigen  Auskuk  zu  halten*^,  bedeutet^  wiedergegeben  mit 
dem  allgemeinen  Ausdruck:    „Mansel  an  gehöriger  Achtsamkeit.'* 

***)  Auf  Missachtung  oder  falscne  Anwendung  der  Steuerregeln  werden 
in  der  die  Unfälle  der  8  Jahre  1859  -1866  umfassenden  englisciien  Schiffs- 
bruchstatistik  537,  auf  fehlenden  oder  mangelhaften  Auskuk  594  Kollisions- 
falle  zurückgeführt,  fast  die  Hälfte  aller  innerhalb  des  angegebenen  Zeit- 
raums verzeichneten  Kollisionen  im  engeren  Sinne  (d.  h.  zwischen  zwei  in 
Fahrt  befindlichen  Schiffen);  vgl.  Romberg,  das  Strassenrecht  auf  See, 
Bremen  1870,  S.  120  f. 
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Ordnungswidrigkeit^  wie  ue  oben  bezeichnet^  nachgewiesen^  so  ist 
es  Sache  der  in  Anspruch  genommenen  Rhederei ,  '  zu  beweisen, 
dass  ^^die  vorgekommene,  zum  Schaden  führende  Ungehörigkeit 
ohne  subjektives,  auf  Seiten  der  Schiffsbesaztung  vorgekommenes 
Verschulden  stattgefunden"  hat.  (Entsch.  des  R. ö.  H.  &.  III S.  39  f. 
IV  S.  112  f.  IX  S.  171.  Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  29. 
Dezember  1870  in  KierulflF's  Sanmilung  VI  S.  623.)  Wenn  also 
der  Kläger  z.  B.  seinen  Anspruch  auf  die  feststehende  Thatsache 
stützt,  £kss  die  Lichter  auf  aem  Schiffe  des  Beklagten  nicht  in  der 
vorgeschriebenen  Weise  gebrannt  hätten^  so  würae  letzterer  den 
Exkulpationsbeweis  zu  führen  haben^  dass  die  Lichter  gehörig  an- 

Sezündet  gewesen,  aber  von  selbst,  ohne  dass  die  Schuld  hiervon 
er  Besatzung  zur  Last  fiel,  erloschen  wären  (Entsch.  des  R.O.H.G. 
IX  S.  171  f.):  oder  wenn  es  feststünde,  dass  das  Schiff  des  Be- 
klagten das  des  Klägers  überholt  und  dabei  mit  ungeminderter 
Schnelligkeit  vorgegangen  wäre,  so  würde  ersterem  der  Nachweis 
aufisuerlegen  sein,  dass  das  Vorgehen  mit  ungeminderter  Schnellig- 
keit „als  mit  Kollisionsgefahr  verbunden'^  auf  seinem  Schiffe  „selbst 
bei  gehöriger  Umsicht  nicht  zu  erkennen  gewesen^'  wäre  (Entsch. 
des  R.O.H.G.  IV  S.  112  f.). 

Aus  der  Natur  des  dem  beschädigten  Theile  obliegenden  Be- 
weises ergiebt  sich,  dass  dieser  nicht  zu  erfordern  ist,  wenn 
aus  der  Art  der  Kollision  bereits  eine  ordnungswidrige  Hand- 
lung des  einen  Theils  ersichtlich  ist.*)  So  wenn  ein  befestigt 
liegendes  Schiff  von  einem  fahrenden  oder  treibenden   Schiffe   an- 

ferannt  wird  (Entsch.  des  R.O.H.G.  III  S.  40  f),  oder  wenn  ein 
>ampf8chiff  ein  Segelschiff  angerannt  hat  (Entsch.  des  R.O.H.G. 
XVIII  S.  292  f.).  Eine  ordnungswidrige  Handlung  liegt  nämlich 
bereits  in  dem  Anrennen;  im  zweiten  Falle  insofern  das  Dampf- 
schiff nicht,  wie  ihm  nach  Art  15  der  Verordnung  vom  23.  De- 
zember 1871  oblag,  dem  Segelschiffe  aus  dem  Wege  gegangen. 
Natürlich  ist  auch  in  derartigen  FäUen  dem  Beklagten  der  Beweis 
offen  gelassen,  dass  der  Zusammenstoss  durch  den  klägerischen 
Theil  verschuldet  oder  mitverschuldet  ist. 

4.  Natürlich  muss  zwischen  der  verschuldeten  Ordnungs- 
widrigkeit und  der  stattgehabten  Kollision  ein  Kausalnexus  be- 
stehen, wenn  die  erstere  zum  Ersatz  _des  verursachten  Schadens 
verpflichten  soll.  Diesen  Kausalnexus  hat  aber  der  Beschädigte 
nicnt  zu  erweisen,  vorausgesetzt,  dass  sich  der  Zusammenstoss  aus 
der  vorgekommenen  Ordnungswidrigkeit  nach  dem  ordentlichen 
Laufe  der  Dinge  erklären  lässt  (Entsch.  des  R.O.H.G.  IV  S.  124). 
Es  ist  vielmehr  Sache  des  in  Anspruch  Genommenen,  das  Fehlen 
des  Kausalzusammenhang  darzuthun.  Wird  z.  B.  einem  Schiffe 
die  Verschuldung  einer  Kollision  beigemessen,  weil  —  wie  es  er- 


*)  Hiermit  stimmt  auch  das  englische  Recht  CMaclaehlan  p.  297 J  und 
das  französische  Recht  (Pardestus  III  n.  653,  Caumont  p,  82  n.  208J 
überein. 
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wiesen  ist  —  auf  demselben  nicht  gehöriger  Auskuk  gehalten ,  so 
würde  der  Rheder  sich  von  derselben  durch  den  Nachweis  befreien 
können;  dass  sein  Schiff  bei  der  Begegnung  mit  dem  bestimmten 
anderen  seinen  Kurs  nicht  zu  ändern  gehabt  habe  (Entsch.  des 
R.  O.H.  G.  y  S.  148.)  Eben  so  würde  ein  Rheder,  auf  dessen  SchiflF 
bei  der  Kollision  die  Anker  nicht 'klar  gehalten  und  zu  geeigneter 
Zeit  ausgeworfen  worden,  den  hierauf  gegründeten  Entschädigungs- 
ansprüchen des  anderen  Theils  dadurcn  entgehen  können,  dass  er 
darthäte,  es  sei  an  der  betreffenden  Stelle  kein  Ankergrund  ge- 
wesen, der  Anker  würde  doch  nicht  gehalten  haben  (Entsch.  des 
R.O.H.G.  V  S.  63.  vgl.  lU  S.  41). 

ö.  Der  Beweis  ist  der  Natur  der  Sache  gemäss  in  der  Mehr- 
zahl der  Eollisionsfklle  Indizien-Beweis  (Entsch.  desR.O.H.G. 
V  S.  150),  da  regelmässig  nur  die  betheiligten  Personen  selbst 
Zeugen  des  Vorfalls  gewesen  sind,  und  die  Verklarungen  sich  ge- 
wöhnlich direkt  widersprechen. 

6.  Meist  wird  der  Richter  Sachverständige  zuziehen. 
Diese  haben  die  Aufgabe  einmal  „dem  Richter  im  Allgemeinen  za 
dem  näheren  Verständniss  des  in  Betracht  kommenden  nautischen 
Vorganges  zu  verhelfen,^^  dann  aber  aus  an  sich  unbestrittenen 
oder  erwiesenen  Thatsachen,  welche  „dem  Nicht -Nautiker  irrele- 
vant'^  erscheinen  können,  Indizien  für  die  Schuld  oder  Unschuld 
des  einen  oder  anderen  Theils  zu  gewinnen.  Die  Sachverstän- 
digen sind  hierbei  lediglich  Gehülfen  des  Richters,  er  ist  nicht 
unbedingt  an  den  Ausspruch  derselben  gebunden,  sondern  hat  stets 
zu  untersuchen,  ob  „das  faktische  Substrat'^,  welches  dem  Aus- 
spruch der  Nautiker  zu  Grunde  liegt,  dem  wirklichen  Sachverhalt 
entspreche,  sowie  ob  dieselben  bei  ihren  Schlüssen  nicht  gegen 
logische  Regeln  oder  zweifellose  Erfahrungssätze  verstiessen  (Entsch. 
des  R.O.H.G.  V  S.  150  f).  Auch  hängt  die  Beantwortung  der 
Vorfrage,  ob  nautische  Sachverständige  überhaupt  zuzuziehen  sind, 
lediglicn  vom  Ermessen  des  Richters  ab,  welcner  allein  zu  ent- 
scheiden hat,  ob  „zur  richtigen  Würdigung  des  vorliegenden  that- 
sächlichen  Materials'^  seine  eigene  Sachkenntniss  ausreichend  sei 
oder  nicht  genüge.  Ein  Recht,  die  Zuziehung  von  Sachverstän- 
digen zu  verlangen,  steht  den  Parteien  nicht  zu.  (Entsch.  des 
R.O.H.G.  XI  S.  338.) 

7.  Der  Rheder  des  Schiffs,  durch  dessen  Besatzung  der  Zu- 
sammenstoss  verschuldet  ist,  hat  den  dadurch  dem  anderen  Schiffe 
und  dessen  Ladung  zugefügten  Schaden  —  freilich  unter  Beschrän- 
kung der  Verhaftung  auf  Schiff  und  Fracht  —  zu  ersetzen. 

Da  das  Gesetz  üoer  den  Umfang  der  Ersatzpflicht  keine 
Bestimmungen  aufgestellt  hat,  es  aber  die  Grundsätze  des  allge- 
meinen bürgerlichen  Rechts  in  der  Lehre  vom  Ansegelungsrecht 
wieder  herstellen  wollte,  so  ist  dem  Beschädigten  der  ganze  ihm 
verursachte  Verlust  und  Aufwand,  welcher  den  umständen  nach 
nicht  zu  vermeiden  war,  zu  ersetzen.  (Entsch.  des  O.A.G.  zu 
Lübeck  vom  26.  November  1868  in  Kierulff's  Samml.  IV  S.  764.) 
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Und  zwar  ist  ihm  zu  ersetzen  nicht  blos  der  unmittelbare  Scha- 
den, wie  im  Falle  des  Untergangs  des  Schiffs  resp.  der  Ladung 
der  in  diesem  Zeitpunkte  anzunehmende  Aestimationswerth ,  im 
Falle  der  Beschädigung  des  Schiffs  die  Kosten  der  Wiederherstel- 
lung desselben  in  den  früheren  Zustand  —  also  die  eigentlichen  Re- 
paraturkosten und  die  damit  verbundenen  Nebenkosten*)  —  im  Falle 
der  Beschädigung  der  Ladung  der  Minderwerth  derselben,  sondern 
auch  der  mittelbare  Schaden,  wie  die  Kosten  der  Anschaffung  der 
zur  Reparatur  erforderlichen  Gelder.  In  gleicher  Weise  geht  der 
£rBatzanspruch  nicht  nur  auf  damnum  emergens,  sondern  auch  auf 
huTum  cessans,  also  auf  entgehenden  Frachtgewinn,  wenn  das  Schiff 
zur  Zeit  der  Kollision  bereits  für  eine  neue  Fahrt  gechartert  war 
und  es  diese  jetzt  nicht  antreten  kann.**) 

Dagegen  würde  ungerechtfertigt  sein  der  Anspruch  auf  Zinsen 
von  dem  Anschaffungskapital  des  Schiffs  während  der  Dauer  des 
durch  die  Ansegelung  verursachten  Nichtgebrauchs  desselben,  weil 
dafür  keine  Vermuthung  spricht,  dass  jedes  Schiff»  wenn  es  „un- 
verhindert zur  Disposition  des  Rheders'^  steht,  „die  auf  das  An- 
schaffungskapital zu  rechnenden  Zinsen''  zu  allen  Zeiten  deckt 
(Entech,  des  R.O.H.G.  XXI  S.  50-54). 

Beim  Ersatz  der  Reparaturkosten  dürfen  nicht  die  Grundsätze 
des  Havariegrosserechts  und  Versicherungsrechts  zur  Anwendung 
gebracht,  una  es  darf  nicht  danach  wegen  des  Unterschieds  zwi- 
schen alt  und  neu  ein  Abzug  von  einem  Drittel  des  Betrags  des- 
selben gestattet  werden.  Diese  Bestimmung  beruht  nämlich  in 
den  angegebenen  Fällen  auf  dem  Bedürfniss,  die  fiavariegrosse- 
Regulirungen  und  die  Auseinandersetzungen  unter  Assekuranz- 
Kontrahenten  in  kurzer  Zeit  und  ohne  zeitraiioende  Beweisführungen 
zu  Stande  bringen  zu  können,  eine  Erwägung,  die  da  nicht  zu- 
trifft, wo  es  sich  um  Ausmessung  des  dem  Beschädigten  von  dem 
Beschädiger  zu  leistenden  Schadensersatzes  handelt  (Entsch.  des 
O.  A.G.  zu  Lübeck  vom  26.  November  1868  in  Kiermff's  Samm- 
lung IV  S.  764—767).***)  Hätte  daher  durch  die  vorgenommene 
Reparatur  das  Schiff  eine  Melioration  erfahren,  so  würde  der  dieser 
entsprechende  Betrag  zu  ermitteln  und  von  der  Summe  der  Re- 
paraturkosten in  Aozug  zu  bringen  sein  (Lamprecht  in  Gold- 
schmidt's  Zeitschrift  XXI  S.  83). 


*)  Als  Bugsir-,  Leichter-,  Besichtigungs-  und  TazatioiiBkosten,  Kosten 
des  Aas-  und  Wiedereinladene   und  der  La^gerong  der  Ladung,   der   Ver- 

§flegan^  der  Passagiere,  Heuergelder  und  t^terhaltskosten   der  Besatzung, 
teinkonlenyerbraucn  u.  s.  w. 

**)  Eben  so  Caamant^  dietionnatre  p.  30  squ,  n.  11.  p,  71  n,  146, 
***)  Hiermit  stimmt  auch  überein  das  englische  Becht  (Hobhina,  hand- 
hoch  of  average^  3,  ed,  London  186Sf  p.  15Q  aqti,  MaclaxMan  ireatise  p.  2SS), 
das  amerikanische  Recht  {Parsons,  on  maritime  law  /,  204)  und  das  fran- 
zösische Becht  fCanmontj  dietionnatre  p.  50  aqu,  n.  11.  p,  12  atpi^,  n.  WtO), 
Das  Holländische  H.  G.B.  (Art  715  f.)  lässt  allerdings  zun&chst  den  Abzug  von 
einem  Drittel  Platz  greifen,  gestattet  jedoch  den  Betheiligten  den  Beweis, 
dass  der  Abzug  zu  gross  oder  zu  gering  sei. 
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8.  Der  Abs.  2  ist  mit  Bücksicht  auf  das  abweichende 
ältere  Recht  aufgenommen  worden*)  (Entsch.  des  RO.  H.  G.  XIII 
S.  115). 

9.  Nicht  unter  den  Art.  736  gehört  der  Fall^  wo  ein  Bugsir- 
Dampfer  mit  dem  von  ihm  geschleppten  Schiffe  kolli- 
dirte,  etwa  dadurch,  dass  der  Dampfer  in  Folge  irgend  einer 
Beschädigung  der  Maschine  plötzlich  stillstand.  Vielmehr  ist  dieser 
Fall  lediglich  nach  den  Grundsätzen  der  locaiio  canductio  operis  zu 
beurtheilen.  Und  da  hiernach  der  conductor  operis  för  den  zu- 
fälligen Schaden^  der  die  Sachen  und  Werkzeuge,  deren  er  sich 
bei  Ausführung  des  Eontrakts  bedient,  getroffen  hat,  keinen  Er- 
satz fordern  darf,  so  hat  der  Bheder  des  Bugsirdampfers  auch  den 
an  diesem  durch  das  Anfahren  des  geschleppten  SchifRs  verur- 
sachten Schaden  zu  tragen  (Entsch.  des  O.  A.  G.  zu  Lübeck  vom 
U.  Juni  1866  in  Eierulffs  Sammlung  II  S.  421). 

10.  Die  unter  Nr.  2  genannten  Vorschriften  zur  Ver- 
hütung von  Schiffskollisionen,  welche  man  in  ihrer  Ge- 
sammtheit  als  das  Seestrassenrecht  (Rule  ofthe  Boad)  be- 
zeichnet, sind  heutzutage  internationaler  Natur.  Seit  dem  Jahre 
18S1  beschäftigten  sich  in  England  Parlaments  -  Ausschüsse  und. 
königliche  Kommissionen  zu  verschiedenen  Malen  mit  der  Frage, 
durch  welche  Mittel  die  Unfälle  der  Dampfschifffahrt  verringert 
werden  könnten.  Allein  erst  im  Jahre  1846  kam  ein  Parlaments- 
beschluss  zu  Stande,  welcher  die  Beobachtung  gewisser  Regeln 
über  das  Ausweichen  der  Dampfschiffe  bei  Vermeiaung  einer  Geld- 
strafe anordnete.  Snäter  wurde  das  Führen  von  Lichtem  während 
der  Nachtzeit  den  Dampfschiffen  vorgeschrieben.  Endlicb  wurden 
beide  Vorschriften  aucn  auf  die  Segelschiffe  ausgedehnt.  Die 
aufgestellten  Regeln,  welche  von  den  meisten  anderen  Staaten 
adoptirt  waren,  wurden  in  der  Folgezeit  vervollständigt  —  nament- 
lich durch  die  Einführung  von  Nebelsi^nalen  —  und  in  Einzelheiten 
modifizirt.  Da  sich  jedoch  verschiedene  Bestimmungen  als  ent- 
schiedene Missgriffe  erwiesen,  gegen  welche  auch  von  den  bethei- 
ligten Kreisen  die  lebhaftesten  Ziagen  erhoben  wurden,  so  wurde 
im  Jahre  1860  Seitens  des  englischen  Parlaments  in  Betreff  des 
Seestrassenrechts  von  Neuem  eine  Untersuchung  angestellt.  Das 
Resultat  derselben  war  die  Ueberzeugung,  dass  die  völlige  Umge- 
staltung desselben  eine  unabweisbare  Nothwendigkeit  sei.  E^  er- 
hielten demgemäss  die  Admiralität,  das  Handelsamt  und  das  TTmikf- 
Hause  den  Auftrag,  im  Einvernehmen  mit  den  betreffenden  fran- 
zösischen Behörden,  die  bestehenden  Vorschriften  einer  Revision 
zu  unterwerfen.  Hieraus  ^ngen  hervor  die  Begulations  for  pre- 
ventmg  coUisions  at  sea^  weiche  in  England  am  9.  Januar  1863^), 


*)  Eben   so   das    englische    Recht :   Abhot  ireatise  p,  616,     Ueber  das 
ältere  Recht  handelt  Lamprecht  a.  a.  O.  S.  68  ff. 

**)  Sie  sind  der  MercharU  Shipping  Amendement  Act  von  1862  einerleibt 
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in  Frankreich  bereits  am  25.  Oktober  1862  publicirt  wurden. 
In  den  nächsten  Jahren  sind  diese  Vorschriften  von  sämmtlichen 
Seestaaten  angenommen  worden.  In  Deutschland  wurden  sie  zuerst  von 
den  einzelnen  Küstenstaaten;  darauf,  nachdem  das  Beichsstrafgesetz- 
buch  §  145  die  .Üebertretun^  der  vom  Kaiser  zur  Verhütung  des 
Zusammenstossens  der  Schiffe  auf  See  erlassenen  Verordnungen 
mit  Strafe  bedroht  hatte  *),  von  Neuem  durch  kaiserliche  Verord- 
nung vom  23.  Dezember  1871  für  das  ganze  Deutsche  Reich  publi- 
zirt.  Gleichfalls  von  sämmtlichen  Seestaaten  adoptirt  und  so  auch 
in  die  Verordnung  vom  23.  Dezember  1871  aufgenommen*^)  ist  die 
Erläuterung  der  Art  11  und  13  (JExplanation  of  Art  11  and  13)  vom 
30.  Juli  1868***).  Dagegen  haben  die  im  Jahre  1873  von  der 
französischen  Regierung  angeregten  Verhandlungen  über  Abänderung 
gewisser  Vorschriften  der  Verordnung  von  1863  noch  zu  keinem  de- 
finitiven Resultate  eeftihrt;  wennschon  Seitens  der  englischen  Regierung 
der  auf  der  Grundlage  eines  englischen  und  französischen  Entwurfs 
von  einer  durch  die  Admiralität,  das  Handelsamt  und  das  Trinity- 
Mause  (im  Juli  1875)  niedergesetzten  Kommission  auegearbeitete 
neue  Entwurf  von  Bestimmungen  zur  Verhütung  von  Kollisionen 
auf  See  den  Regierungen  menrerer  Seestaaten  zur  Begutachtung 
mitgetheilt;  f)  auch  nach  Eingang  der  Gutachten  einer  abermaligen 
Revision  unterworfen  worden  ist. 

Die  Verordnung  vom  23.  December  1871  lautet: ff) 
Jeder  Schiffsf&hirer  hat  auf  See  und  auf  den  mit  der  See  tm  Zu- 
sammenhange stehenden,  van  Seeschiffen  befahrenen  Gewässern,  sa- 
weit  für  Idgtere  nicht  abweichende  örtliche  Anordnungen  bestehen, 
die  nachstehenden  Vorschriften  eu  befolgen,  auch  dafiHr  sm  sargen, 
doßs  die  zur  Ausfuhrung  derselben  erforderlichen  Signal- Apparate 
vollständig  und  in  brauchbarem  Zustande  auf  seinem  Schiffe  vor- 
handen sind. 

Art.  1  In  den  folgenden  Vorschriften  gut  jedes  Dampfschiff, 
toeldhes  nur  unter  Segel  und  nicht  unter  Dampf  fährt,  als  Segel- 
schiff,  dagegen  jedes  unter  Dampf  fahrende  Schiff,  mag  es  eugteich 
unter  Segel  sein  oder  nicht,  ah  Dampfschiff. 

*)  Der  §  145    hat  durch   das  Gesetz  vom  26.  Februar  1876  eine  Um- 
gestaltung erfahren.    £r  lautet  jetzt: 
Wer  die  vom  Kaiser 

zur  Verhütung  des  Zusammenstossens  der  Schiffe  auf  See, 

über  das  Vemalten   der  Schiffer  nach   einem  Zusammenstosse   von 

Schiffen  auf  See,  oder 
in  Betreff  der  Noth-  und  Lootsensignale  für  Schiffe  auf  See  und  auf 
den  Küstengewässem 
erlassenen  Anordnungen  übertritt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausend  fünf- 
hundert Mark  bestran. 

**)  Es  ist  hier  der  Art  13  a. 
*♦*}  Vgl,  Romberg  a.  a.  O.  S.  1-17. 
f)  Von   Seiten   des   deutschen  Reichs  ist  eine  Sachverständigen-Kom- 
mission im  Anfang  des  Jahres  1877  niedergesetzt  worden,   von  welcher  der 
englische  Entwurf  begutachtet  worden  ist. 

tt)  Der  englische  Text  der  regulcUions  for  preventing  eollieüme  at  sea 
ist  abgedruckt  bei  Romberg  a.  a  0.  S.  18—28. 
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Yorschriften  über  das  Ffihren  ron  Lichtem. 

Art  2  Die  in  den  folgenden  Artikeln  erwähnten  LicMer,  und 
keine  anderen^  müssen  bei  jedem  Wetter  von  Sonnenuntergang  bis 
Sonnenaufgang  gefiihrt  werden. 

Art,  3    Dampfschiffe,  welche  in  Fahrt  sind,  müssen  fiAren: 

a)  am  Top  des  Fockmastes  ein  helles,  weisses  Licht,  so  ein- 
gerichtet und  angebracht,  dass  es  ein  gleich/massiges  und  un- 
unterbrochenes Licht  über  einen  Bogen  des  Horizonts  von  ewanr 
zig  Kompassstrichen  wirft,  nämlich  zehn  Strich  an  jeder  Seite, 
von  vom  bis  zu  zwei  Strich  hinter  die  Richtung  quer  ab  (zwei 
Strich  achterlicher  als  dwars),  und  von  solcher  Helligkeit,  dass 
es  in  dunkler  Nacht  bei  klarer  Laß  auf  eine  Entfernung  van 
mindestens  fUnf  Seemeilen  sichtbar  ist; 

b)  an  der  Steuerbordseite  ein  grünes  Licht,  so  eingerichtet 
und  angebracht,  dass  es  ein  gleichmässiges  und  ununterbrochen 
nes  Licht  über  einen  Bogen  des  Horizonts  von  zehn  Kompass- 
strichen wirft,  nämlich  von  vom  bis  zu  zwei  Strich  hinter  die 
Richtung  quer  ab  (zwei  Sirich  achterlicher  als  dwars)  an  Steuer- 
bord,  und  von  solcher  Helligkeit,  dass  es  in  dunkler  Nacht  bei 
klarer  Luft  auf  eine  Entfernung  von  mindestens  zwei  Seemeilen 
sichtbar  ist; 

c)  an  der  Backbordseite  einrothes  lAcht,  so  eingerichtet  und 
angebracht,  dass  es  ein  gleichmässiges  und  tmunterbrot^ienes 
Licht  über  einen  Bogen  des  Horizonts  von  zehn  Kompass- 
strichen  wirft,  nämlich  von  vom  bis  zu  zwei  Strich  hinter  die 
Richtung  quer  ab  (zwei  Strich  achterlicher  als  dwars)  an  Back- 
bord und  von  solcher  Helligkeit,  dass  es  in  dunkler  Nacht  bei 
klarer  Lufl  auf  eine  Entfernung  von  mindestens  zwei  Seemeüen 
sichtbar  ist; 

d)  die  Laternen  dieser  grünen  und  rothen  SettevtMckter  müssen  an 
der  Binnenbordseite  mit  Schirmen  versehen  sein,  welche  mm- 
destens  Ein  Meter  vor  dem  Lichte  vorausragen,  damit  die  Lichr 
ter  nicht  querüber  von  der  anderen  Seite  her  gesehen  werden 
können. 

Art  4  Dampfschiffe,  welche  andere  Schiffe  schleppen^  müssen 
zur  Unterscheidung  von  anderen  Dampfschiffen,  ausser  den  Seiten- 
lichtem,  zwei  helle  weisse  Lichter  senkrecht  über  einander  am  Top 
des  Fokmastes  führen.  Jedes  dieser  Toplichter  muss  von  derselben 
Einrichtung  und  Helligkeit  sein,  me  das  eine  Toplicht,  welches  am- 
dere  Dampfschiffe  zu  führen  haben, 

Art.  5  Segelschiffe^  welche  unter  Segel  sind,  oder  geschleppt 
werden,  müssen  dieselben  Lichter,  wie  die  in  Fahrt  begriffenen 
Dampfschiffe  fuhren,  jedoch  mit  Ausnahme  der  weissen  Lichter  am 
Top  des  Fockmastes,  welche  sie  niemals  fuhren  dürfen. 

Art.  6  Wenn,  wie  es  bei  kleinen  Schiffen  in  siMechtem  Wetter 
der  Fall,    die    grünen   und   rothen    Lichter    nicht  fest  angebracht 
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werden  können^  so  müssen  diese  Lichter  doch  auf  Deck  an  den  be- 
treffenden Seiten  des  Schiffs  mm  sofortigen  Gebrauche  bereit  ge- 
halten und  bei  jeder  Annäherung  von  oder  eu  anderen  Schiffen  zeitig 
genug ^  um  einen  Zusammenstoss  eu  verhüten^  gezeigt  werden^  und 
zwar  derart,  dass  sie  möglichst  gut  sichtbtxr  sind  und  dass  das  grüne 
lÄcht  nicht  von  der  Backbordseite  her  und  das  rothe  Licht  nicht  von 
der  Steuerbordseite  her  gesehen  werden  kann. 

Um  den  Gebrauch  dieser  tragbaren  Lichter  zu  sichern  und  zu 
erleichtern^  müssen  die  Laternen  aussen  mit  der  Farbe  des  Lichtes, 
welches  sie  zeigen,  angestrichen  und  mit  passenden  Schirmen  ver- 
sehen  sein. 

Art.  7  Schiffe,  und  zwar  sowohl  Dampfschiffe  als  Segelschiffe, 
welche  auf  Bheden  oder  in  Fahrwassem  vor  Anker  liegen,  müssen 
von  Sonnenuntergang  bis  Sonnenaufgang  ein  weisses  Licht  in  einer 
kugelförmigen  Laterne  von  mindestens  zwanzig  Zentimetern  Durch- 
messer an  der  Stelle  des  Schiffs,  wo  es  am  besten  gesehen  werden 
kann,  jedoch  nicht  höher  als  sechs  Meter  über  dem  Schiffsrumpfe 
zeigen  und  zwar  so,  dass  ein  klares,  gleichmässiges  und  ununter- 
brochenes Licht  um  den  ganzen  Horizont  und  auf  eine  Entfernung 
von  mindestens  einer  Seemeile  sichtbar  wird. 

Art*  8  Lootsen  -  Segelschiffe  haben  nicht  diqenigen  Lichter, 
welche  fUr  andere  Segelschiffe  vorgeschrieben  sind,  sondern  ein  weisses 
um  den  ganzen  Horizont  sichtbares  Licht  am  Masttop  zu  fuhren  und 
ausserdem  alle  fünfzehn  Minuten  ein  Flackerfeuer  zti  zeigen. 

Art.  9  Offene  Fischerfahrzeuge  und  andere  offene  Boote  sind 
nicht  verpflichtet,  die  für  andere  Schiffe  vorgeschriebenen  Seiten- 
lichter  zu  führen;  sie  müssen  aber,  wenn  sie  solche  Lichter  nicht 
haben,  eine  Laterne  fahren,  welche  mit  einem  Schieber  von^grünem 
Glase  an  der  einen  Seite  und  mit  einem  Schieber  von  rothem  Glase 
an  der  andern  Seite  versehen  ist;  diese  Laternen  müssen  sie  bei  jeder 
Annäherung  von  oder  zu  anderen  Schiffen  zeitig  genug,  um  einen 
2k4sammenstoss  zu  verhüten,  und  in  solcher  Weise  zeigen,  dass  das 
grüne  Licht  nicht  von  der  Backbordseite  her  und  das  rothe  Licht 
nicht  von  der  Steuerbordseite  her  gesehen  werden  kann. 

Fischerfahrzeuge  und  offene  JSoote,  welche  vor  Anker  oder  vor 
ihren  Netzen  liegen  und  nicht  in  Fahrt  sind,  müssen  ein  helles 
weisses  Licht  zeigen. 

Ausserdem  können  Fischerfahrzeuge  und  offene  Boote  eines 
Flackerfeuers  sich  bedienen,  wenn  sie  es  für  zweckmässig  halten. 

Torsehriften  über  die  Anwendung  ron  Nebelsignalen. 

Art  10  Bei  jedem  Nebelwetter,  es  mag  Tag  oder  Nacht  sein, 
müssen  die  nachstehend  beschriebenen  Nehelsignale  angewendet  werden 
und  mindestens  alle  fUnf  Minuten  ertönen,  nämlich : 

a)  Dampfschiffe  in  Fahrt  haben  sich  einer  Dampfpfeife  zu  be- 
dienen, welche  vor  dem  Schornsteine  mindestens  ^Vs  Meter  hoch 
über  Deck  angebracht  sein  muss; 
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b)  Segelschiffe  in  Fahrt  müssen  ein  Nebelhorn  gebrauchen; 

c)  Dampfschiffe  und  Segelschiffe^  welche  nicht  in  Fahrt  sind,  haben 
sich  einer  Olocke  zu  bedienen. 

Torschriften  über  das  Ausweichen  der  Schiffe. 

Art.  11  Wenn  zwei  Segelschiffe  sich  in  gerade  entgegengesetzter 
oder  beinahe  gerade  entgegengesetzter  Richtung  einander  nahem,  so 
dass  dadurch  Gefahr  des  Zusammenstossens  entsteht,  so  müssen  die 
Buder  beider  Schiffe  backbord  gelegt  werden ,  damit  sie  einander 
an  Backbordseite  passiren  (vgl.  Art.  13  a). 

Art.  12  Haben  zwei  Segelschiffe,  deren  Kurse  sich  so  kreuzeft, 
dass  Gefahr  des  Zusammenstossens  entsteht,  den  Wind  von  ver- 
schiedenen Seiten,  so  muss  das  Schiff,  welches  den  Wind  von  Back- 
bord hat,  dem  Schiffe,  welches  den  Wind  von  Steuerbord  hat,  aus 
dem  Wege  gehen.  Nur  in  dem  Falle,  wenn  das  Schiff  mit  Backbord- 
halfen dicht  am  Winde  liegt  und  das  andere  Schiff  den  Windraum 
hat,  muss  das  letztere  aus  dem  Wege  gehen,  Haben  aber  zwei 
Segelschiffe  den  Wind  von  derselben  ^eite  oder  segelt  eins  derselben 
vor  dem  Winde,  so  muss  das  luvwärts  befindliche  Schiff  dem  hewärts 
befindlichen  aus  dem  Wege  gehen. 

Art  13  Wenn  zwei  Dampfschiffe  .sich  in  grade  entgegen- 
gesetzter oder  beinahe  grade  entgegevigesetzter  Bichtung  einander 
nähern,  so  dass  dadurch  Gefahr  des  Zusammenstossens  entsteht,  so 
müssen  die  Buder  beider  Schiffe  backbord  gelegt  werden,  damit  sie 
einander  an  Backbordseite  passiren  (vgl.  Art.  13  a). 

Art.  13  a  Die  vorstehenden  Artikel  11  und  13  finden  nur  dann 
Anwendung,  wenn  zwei  Schiffe  sich  in  grade  entgegengesetzter  oder 
beinahe  grade  entgegengesetzter  Bichtung  einander  nähern,  so  dass 
dadurch  Gefahr  des  Zusammenstossens  entsteht,  nicht  aber  dann, 
wenn  zwei  Schiffe,  sofern  sie  beide  ihren  Kurs  beibehalten,  frei  von 
einander  passiren  können. 

Die  gedachten  beiden  Artikel  finden  daher  nur  m  solchen  FäUen 
Anwendung,  wenn  zwei  Schiffe  grade  oder  beinahe  grade  auf  einander 
zusteuern;  fnit  anderen  Worten,  wenn  bei  Tage  jedes  der  beiden ^ 
Schiffe  die  Masten  des  andern  mit  den  seinigen  in  einer  graden  oder 
beinahe  graden  Linie  sieht  und  wenn  bei  Nacht  jedes  der  beiden 
Schiffe  sich  in  solcher  Stellung  befindet,  dass  es  beide  Seiteniichter 
des  andern  Schiffs  erblicken  kann. 

Dagegen  finden  die  gedachten  beiden  Artikel  keine  Anwendung, 
wenn  bei  Tage  das  eine  Schiff  sieht,  dass  sein  Kurs  vor  dem  Buge 
von  dem  andern  Schiffe  gekreuzt  wird,  oder  wenn  bei  Nacht  das 
rothe  Licht  des  einen  Schiffs  dem  rothen  des  andern  oder  das  grüne 
Licht  des  einen  Schiffs  dem  grünen  des  andern  gegeniiberstehty  oder 
wenn  ein  rothes  Licht  ohne  ein  grünes  oder  ein  grünes  Licht  ohne 
ein  rothes  voraus  in  Sicht  ist,  oder  wenn  beide  farbige  Seitenlichter 
anderswo  als  voraus  in  Sicht  sind. 
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Art.  14  Wenn  die  Kurse  zweier  Dampfschiffe  sich  so  Tcreuzen^ 
dass  Gefahr  des  Zusammensiossens  entsteht,  so  mtiss  da^enige  Dampf- 
schiff aus  dem  Wege  gehen^  welches  das  andere  an  seiner  Steuerbord-- 
Seite  hat, 

Art.  15  Wenn  ein  Dampfschiff  und  ein  Segelschiff  in  solchen 
Richtungen  fahren,  dass  für  sie  Gefahr  des  Zusammenstossens  ent- 
steht j  so  muss  das  Dampfschiff  dem  Segelschiffe  aus  dem  Wege 
gehen. 

Art.  16  Jedes  Dampfschiff,  icelches  sich  einem  andern  Schiffe 
in  solcher  Weise  nähert^  dass  dadurch  Gefahr  des  Zusammenstossens 
entsteht,  muss  seine  Fahrt  mindern,  oder,  wenn  nöthig,  stoppen  und 
rückwärts  gehen. 

Bei  Nebelwetter  muss  jedes  Dampfschiff  mit  gemässigter  Ge- 
schwindigkeit fahren. 

Art.  17  Jedes  Schiff  muss  beim  Ueberholen  eines  anderen 
diesem  letzteren  aus  dem  Wege  gehen. 

Art.  18  In  allen  Fällen,  wo  nach  den  obigen  Vorschriften  das 
eine  von  zwei  Schiffen  dem  andern  aus  dem  Wege  zu  gehen  hat, 
muss  dieses  letztere  seinen  Kurs  beibehalten,  zugleich  aber  die  Be- 
stimmungen des  folgenden  Artikels  berücksichtigen. 

Art.  19  Bei  Befolgung  der  vorstehenden  Vorschriften  muss 
stets  gehörige  Rücksicht  auf  alle  Gefahren  der  Schifffahrt,  sowie 
nicht  minder  auf  solche  besondere  Umstände  genommen  werden,  welche 
etwa  im  einzelnen  Falle  zur  Abwendung  unmittelbarer  Gefahr  ein 
Abweichen  von  obigen  Vorschriften  nothwendig  machen  möchten. 

Art.  20  Die  vorstehenden  Vorschriften  sollen  übrigens  in  keiner 
Weise  ein  Schiff  oder  den  Rheder,  den  Führer  oder  die  Mannschaft 
desselben  von  den  Folgen  befreien,  tvelche  durch  Versäumniss  m  dem 
Gebrauche  der  Lichter  oder  Signale  oder  durch  Mangel  an  gehöriger 
Achtsamkeit  oder  durch  Vernachlässigung  einer  von  der  gewöhnlichen 
seemännischen  Praxis  oder  durch  die  besonderen  Umstände  des  Falls 
gebotenen  Vorsicht  entstehen. 

In  ZusammenhaDg  mit  dieser  Verordnung  steht  die  kaiserliche 
Verordnung  über  das  Verhalten  der  Schiffe  nach  einem  Zusammen- 
stoss von  Schiffen  auf  See  vom  15.  August  1876: 

§  1  Nach  einem  Zusammenstoss  von  Schiffen  auf  See  hat  der 
Führer  eines  jeden  derselben  dem  anderen  Schiffe  und  den  dazu  ge- 
hörigen Personen  zur  Abwendung  oder  Verringerum  der  nachtheiligen 
Folgen  des  2!usammenstosses  den  erforderlichen  beistand  zu  leisten, 
soweit  er  dazu  ohne  erhebliche  Gefahr  für  das  eigene  Schiff  und  die 
darauf  befindlichen  Personen  im  Stande  ist. 

Unter  dieser  Voraussetzung  sind  die  Führer  der  betheiligten 
Schiffe  verpflichtet,  so  lange  bei  einander  zu  halten,  bis  sie  sich 
darüber  Geunssheit  verschafft  haben,  dass  keines  derselben  weiteren 
Beistandes  bedarf. 

§  2  Vor  der  Fortsetzung  der  Fahrt  hat  jeder  Schiffsführer 
dem  ändernden  Namen,  das  Unterscheidungssignal,  sounedenHeimaths-, 
dei%  Abgangs-  und  den  Bestimmungshafen  seines  Schiffs  anzugeben. 
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i€etm  er  dieser  Verpflichtung  ohne  Gefahr  für  das  letztere  genügen 
kann. 

§  3  Im  Sinne  dieser  Verordnung  sind  der  See  die  mit  den:- 
selben  im  Zusammenhang  stehenden,  von  Seeschiffen  befahrenen  Ge- 
wässer ^  gleichgestellt.  *) 

Art.  787. 

FäUt  keiner  Person  der  Besateung  des  einen  oder  des  andern 
Schiffs  ein  Verschulden  mr  Last,  oder  ist  der  Zusammenstoss  durch 
beiderseitiges  Verschulden  herbeigeführt,  so  findet  ein  Anspruch  auf 
Ersatz  des  dem  einen  oder  anderen  oder  beiden  Schiffen  zugefugten 
Schadens  nicht  statt. 

1.  Ein  Ersatzanspruch  findet  nicht  statt: 

a)  ;,wenn  der  Zusammenstoss  erwiesener  Massen  blos  durch  Zu- 
fall veranlasste^; 

b)  ^,wenn  derselbe  durch  beiderseitiges  Verschulden  verursacht^' 
worden ; 

c)  wenn  nicht  zu  ermitteln  ist,  ,,ob  Zufall  oder  Verschulden  die 
Ursache  des  Zusammenstosses  gewesen/' 

Der  letztere  Fall  steht  nämlich  dem  ersten  gleich,  da  eine 
Schuld,  wenn  sie  rechtliche  Folgen  haben  soll,  zu  erweisen  ist. 

Die  älteren  Rechte  Hessen  meist  in  diesen  drei  Fällen  Repar- 
ti:äon  auf  beide  Schiffe  eintreten  (s.  Lamprecht  in  Goldschnudt's 
Zeitschrift  XXI  S.  28—83.  S.  35 — 42),  und  auch  manche  neuere 
Rechte  haben  dieses  Prinzip  wenigstens  in  dem  einen  oder  anderen 
Falle,  namentlich  in  dem  dritten,  aufrecht  erhalten,  **)  wogegen  sie 


*)  Das  englische  Recht  enthält  ähnliche  Bestimmungen  in  der  Merchant 
Shipping  Act  von  1862  art  33:  In  every  case  of  collttion  ü  shall  be  the 
duty  of  the  person  in  Charge  of  each  ship ,  if  and  so  far  om  he  can  da  so 
without  danger  to  his  own  ship  and  crew^  to  r ender  to  the  other  ship,  her 
masteTj  creto  and  passengers  (if  any)  such  assistance  as  may  be  practicitble 
and  as  may  be  necessary  in  order  to  save  them  from  any  danger  caused  by 
the  collision. 

In  case  he  faiU  to  da  and  no  reasonable  excuse  for  such  failure  is 
shovm,  the  collision  shall,  in  the  absence  of  proof  to  the  contrary,  be  deemed 
to  have  been  caused  by  his  wrongful  act,  neglect  or  defatdt ;  and  such  failure 
sihall  also,  if  proved  vpon  any  investigation  held,  under  the  Third  or  the 
Eigth  Part  of  the  Principal- Act^  be  deemed  to  be  an  act  of  misconduct  or  a 
de  fault  for  which  his  certificate  {if  any)  may  be  cancelled  or  suspended, 

**)  Die  meisten  neueren  Rechte  lassen  die  Repartition  des  Schadens  noch 
«eintreten,  wenn  die  Kollision  nicht  durch  Zufall  verursacht  ist,  sich  aber  nicht 
nachweisen  lässt,  woran  die  Schuld  liegt;  so  der  Code  de  comm.  art.  407 : 
S'il  y  a  doute  ilans  les  causes  de  Vabordage^  le  dommage  est  ripar^  ä  frais 
4:ommuns  et  par  6gdle  portion  par  les  navires,  qui  Vont  fait  et  smiffert'^  und 
ihm  hat  sich  eine  ganze  Reihe  von  Gesetzgehungen  namentlich  des  südlichen 
Europa's  angeschlossen,  z.  B.  das  Portugiesische  H.  G.  B.  (art.  1 569)  und  das 
Italienische  H.  G.  B.  (art  516);  eben  so  das  holländische  Wetboek  van  Koop- 
Handel  {art,  583).  Doch  besteht  zwischen  dem  holländischen  Recht  und  den 
Torher  genannten  der  Unterschied,  dass  nach  jenem  nicht  blos  das  Ver- 
schulden, sondern  auch  der  Zufall  als  Grund  der  Kollision  zu  beweisen  ist, 
40  dass  die  Repartition  des  Schadens  einzutreten  hat,  wenn   weder  der  eine 
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in  den  andern  FäUen  jeden  den  Schaden  tragen  lassen,  der  ihn 
b3troffen  hat.*) 

2.  Ist  von  der  beklagten  Rhederei  der  Beweis  geführt,  dass 
bei  der  Veranlassung  der  Kollision  eine  culpa  von  Seiten  der  Be- 
aatzang  des  klägerischen  Schiffs  konkurrirt  habe,  so  ist  der 
Kläger  mit  seinem  Ersatzansprach  zurückzuweisen',  ohne  dass  die 
weitere  Frage,  auf  wessen  Seite  die  überwiegende  Schuld  gewesen, 
in  Betracht  zu  ziehen  wäre.  Der  Art.  737  versagt  nämlich  den 
Anspruch  auf  Ersatz  in  jedem  Falle,  wo  der  Zusammenstoss  durch 
beiderseitiges  Versehen  herbeigeführt  ist;  nicht  etwa  bMs  in  dem, 
wo  beiden  Tfaeilen  die  gleiche  Schuld  bei  der  Entstehung  der 
Kollision  beizumessen  ist.  (Entsch.  des  O.  A.  O.  zu  Lübeck  vom 
12.  April  1870  in  Kieruirs  Samml.  VI.  S.  212.  Entsch.  desR.O.H.G. 
III.  D.  32  f.)  Natürlich  wird  hierbei  vorausgesetzt,  —  wie  es 
auch  deutlich  durch  das  Wort  „herbeigeführt'  ausgesprochen 
ist  —  dass  die  culpa  des  klägerischen  Schiffs  den  Zusammenstoss 
auch  wirklich  mitverschuldet  hat;  eine  culpa  sine  effedu  würde 
nidit  in  Betracht  kommen.  Das  Hamburger  Handelsgericht  hatte 
in  dem  durch  das  eben  citirte  Erkenntniss  des  Ober -Appellations- 
Gerichts  zu  Lübeck  in  letzter  Instanz  entschiedenen  Falle  die  Am 
sieht,  dass  bei  einer  durch  beiderseitige  culpa  herbeigeführten 
Kollision  eine  Ersatzverbindlichkeit  des  Theils   zu   statuiren,   auf 


noch  der  andere  Beweis  zu  führen  ist,  während  nach  dem  französischen  Recht 
(und  aach  dem  portugiesischen  und  italienischen)  so  lange  als  ein  Verschulden 
nicht  nachgewiesen  ist,  kasuelle  Entstehung  des  Zusammenstosses  angenommen 
wirdf  die  angeführte  Bestimmung  des  Code  de  commerce  also  nur  dann  Platz 
greift,  wenn  es  feststeht,  dass  die  Kollision  verschuldet  ist,  sich  aber  nicht 
klar  legen  lässt,  von  welcher  Seite  Caumont  dictumnaire  p,  65  squ.  n.  106), 

Die  englische  Rechtsprechung  lässt  den  unter  c  statuirten  Fall  über- 
haupt nicht  zu:    Ahott  trecUise  p,  ö99  aqu,  Maclachlan,  ireatise  p.  287 — 28$. 

*)  Dies  gilt  besonders  von  dem  durch  Zufall  verursachten  Zusammen- 
stoss. So  der  Code  de  comm,  art,  407:  En  caa  dabordage  de  navires,  ei 
V6oinem€int  a  iU  purement  fortuU^  le  dommage  est  supporU  sans  r^Stition 
par  celtid  des  namres,  qui  Va  iwrowsi.  Eben  so  das  Portugiesische  H.  G.  B. 
(art.  1569),  das  Italienische  H.G.B.  (art.  516)  und  das  Hollandische  H.G.B. 
(art  536).  Derselbe  Grundsatz  ist  adoptirt  von  der  Praxis  des  englischen 
Admirabt&tsgerichts  {Abbott^^  ireatise  p.  598  squ,  Maclachlan,  ireatise  jp.  286 
squ.)  und  der  der  amerikanischen  Gerichte  (Kentf  commentaries  III  p,  313). 

Nur  das  dänische  Danske-Loo  Christian  V  von  1688  TV  c.  3  art,  3  u,  4) 
und  das  russische  Recht  (Handelsordn.  §  1001  v^l.  1000)  lassen  bei  zufälliger 
Kollision  die  Repartition  eintreten,  letzteres  freilich  nur,  wenn  der  Zusammen- 
stoss bei  Nachtzeit  erfolgte. 

In  dem  Falle,  wo  die  Kollision  durch  die  Schuld  beider  Theile  herbei 

geführt  war,  haben  die  englischen  Gerichte  Repartition  des  Schadens  auf  beide 
chiffe  eintreten  lassen.  Abbott,  ireatise  p,  598.  squ.  Maclachlan,  ireatise 
p.  290  squ.  Die  französischen  Gerichte  haben  in  derartigen  Fällen  zuweilen 
auch  Repartition  eintreten  lassen,  zuweilen  für  den  dem  einen  resp.  dem 
anderen  Schiffe  zu  leistenden  Schadensersatz  (in  gleicher  Weise  wie  das  Preuss. 
A.  L.  R.  §  1930  II,  8.  §  22  I,  6)  massgebend  sein  lassen  die  Grosse  ^er 
auf  jeder  Seite  vorhandenen  Schuld  (s.  die  Erk.  bei  Lamprecht  a.  a.  0.  S.  36 
Note  37.  38). 
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dessen  Seite  die  überwiegende  Schuld  gewesen;  durch  die  Bemerkung 
begründen  wollen ,  es  könne  unmöglich  richtig  sein,  ^fizur  Abend* 
oder  Nachtzeit)  einem  rechtzeitig  bemerkten  Schiffe  deshalb  nicht 
auszuweichen ;  weil  es  keine  geeignete  Laterne  aufgezogen  habe/' 
Diese  Bemerkung  berührt  aber  den  Art.  737  gar  nicht.  Wie  das 
Ober- Appellations-Gericht  richtig  ausfuhrt  (a.  a.  O.  S.  213  f.)  würde 
ein  Schiffer,  der  in  die  Lage  käme^  ;,mit  einem  in  seiner  Fahrt 
angetroffenen,  regelwidrig  sich  verhaltenden  Schiffe  zusammenzu- 
stossen  und  den  Umständen  nach  ausweichen  könnte,  dies  aber 
deshalb  unterliesse,  weil  das  andere  Schiff  ordnungswidrig  sich  ver- 
hielte^', nicht  etwa  nur  nachlässig,  sondern  dolos  handeln.  In 
solchem  Falle  aber  würde  man  gar  nicht  sagen  können,  die  Kollision 
sei  durch  den  dolus  dieses  Schiffers  und  die  Nachlässigkeit  des 
andern  herbeigeführt  worden;  vielmehr  wäre  die  Kollision  ledig- 
lich die  Folge  des  dolus,  die  Nachlässigkeit  des  anderen  Schiffers 
würde  bei  dem  Zusammenstoss  höchstens  als  das  Motiv  für  die 
dolose  Handlungsweise  in  Betracht  kommen  und  darum  nach  all- 
gemeinenRechtsgrun  dsätzen  irrelevant  sein. 

Eine  konkurrirende  culpa  der  Besatzung  des  beklagten  Schiffs 
wird  niemals  anzunehmen  sein,  wenn  in  dem  Augenblick,  in 
welchem  der  Zusammenstoss  schon  unvermeidlich  schien,  von  der- 
selben eine  Massregel  unterlassen  ist,  von  der  sie  vielleicht  noch 
Rettung  erwarten  durfte,  oder  umgekehrt  eine  an  sich  nicht  rich- 
tige Massregel  ergriffen  worden  ist  Selbst  von  einem  ordentlichen 
Schiffer  wird  man  nämlich  in  solchen  Momenten,  wo  es  sich  um 
Leben  und  Tod  handelt,  nicht  den  Grad  ruhiger  Ueberlegung 
fordern  können,  dass  man  in  einer  derartigen  Handlungsweise  ein 
Versehen  finden,  dürfte  (Erk.  des  Hamb.  Handelsgerichts  vom 
1.  Oktober  1874  in  der  Hamburger  Handelsger.  Zeit,  von  1875 
Nr.  164.  Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  IV  S.  149  £). 

3.  Die  Bestimmungen  des  Artikels  beziehen  sich 
nur  „auf  die  Beschädigungen  der  Schiffe,  aber  nicht  auf  die 
Beschädigung  der  Ladung'^  Dies  wurde  ausdrücklich  auf 
der  Hamburger  Konferenz  hervorgehoben  (Prot  VI  S.  2787  f.), 
geht  aber  auch  aus  der  Wortfassung  des  Artikels  hervor.  Es  wird 
nämlich  in  dem  Artikel  „nur  der  Anspruch  des  „dem  Schiffe" 
oder  „den  Schiffen'^  zugefugten  Schadens  als  durch  die  Einrede 
der  Mitschuld  des  andern  Schiffs  ausgeschlossen  bezeichnet";  und 
dass  hier  mit  dem  Worte  „Schiff*'  gemeint  sei  „Schiff  und  Ladung*^ 
oder  „Schiff  oder  Ladung"  kann  um  so  weniger  angenommen 
werden,  als  im  vorangehenden  Art.  736,  in  welchem  der  Umfang 
des  zu  ersetzenden  Schadens  angegeben  wird,  ausdrücklich  von 
dem  Schaden  an  „Schiff  und  Ladung"  die  Rede  ist.  Bestätigt  wird 
dies  durch  die  Bestimmung  des  Art.  451.  Denn  der  Kheder, 
welcher  hiemach  für  den  Schaden  verantwortlich  ist,  welchen  eine 
Person  der  Schiffsbesatzung  dem  Eigenthümer  der  auf  einem  anderen 
Schiffe  befindlichen  Ladung  durch  ihr  Verschulden  zugeftigt  hat,  kann 
sich  von  dieser  Verbindlichkeit  nicht  durch  die  Berufung  „auf  die 
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Schuld  eines  Dritten*';  also  auch  nichtdurch  Berufung  auf  die  Schuld  der 
Besatzung  des  SchifiS;  auf  welchem  sich  die  Ladung  befand,  befreien. 
Dass  dem  Rheder  eines  Schiäs,  wenn  er  aus  einer  Kollision  Ersatz- 
ansprüche gegen  den  Rheder  des  anderen  Schiffs  geltend  machen 
will;  die  Schuld  der  Besatzung  seines  eigenen  Scniffs  entgegen- 
gesetzt werden  kann,  beruht  auf  der  positiven  seerechtlichen 
Vorschrift,  dass  der  Rheder  für  die  Versehen  seiner  Besatzung 
haftet.  Eine  ähnliche  Verhaftung  des  Ladungseigenthümers  für  die 
Versehen  der  Personen,  denen  er  den  Transport  anvertraut  hat, 
existiri  nicht.  Auch  den  Einwand  kann  man  nicht  geltend  machen, 
dass  die  Beschädigung  möglicher  Weise  nicht  durch  die  culpa  der 
Besatzung  des  fremden  Schiffs  allein  herbeigeführt  worden  wäre, 
sondern  erst  durch  das  Zusammentreffen  dieser  mit  der  culpa  der 
Besatzung  des  Schiffs,  auf  dem  sich  die  Ladung  befand,  da  jeder 
kulpos  Handelnde  fiir  die  aus  seinem  Versehen  „sich  ergebenden 
Folgen  selbst  dann  verantwortlich"  ist,  wenn  „durch  kasuelle  Er- 
eignisse", folglich  auch  durch  kulposes  Verfahren  Dritter  „dem 
b^reffenden  Verhalten  eine  schädliche  Wirkung,  welche  im  ge- 
wöhnlichen Lauf  der  Dinge  nicht  eingetreten  sein  würde,  gegeben 
sein  sollte'^  (Entsch.  des  O.  A.  G.  zu  Lübeck  vom  16.  Juli  1870 
in  KieruMTs  Samml.  VI  S.  379—381.  Entsch.  des  R.  O.  H.  G. 
XIII  S.  114  f.) 

Der  Ladungseigenthümer  kann  daher  seinen  Entschädigungs- 
anspruch geltend  machen  gegen  den  Rheder  des  Schiffs,  auf  dem 
sich  die  Ladung  befand  und  den  des  koUidirenden  Schiffs. 

Art.  738. 

Die  beulen  vorstehenden  Artikel  kommen  zur  Anwendung  ohne 
Unierschiedy  ob  beide  Schiffe,  oder  das  eine  oder  das  andere  sich  in 
der  Fahrt  oder  im  Treiben  befinden^  oder  vor  Anker  oder  am  Lande 
befestigt  liegen. 

1.  Nach  dem  Vorgange  anderer  Rechte*)  hatte  der 
Preussische  Entwurf  (Art.  592)  folgende  Bestimmung  aufgestellt: 

Wenn  der  Zusammenstoss  wünschen  einem  segelnden  und  einetn 


*)  So  stellen  mehrere  ältere  Seerechte  (unter  ihnen  auch  das  Preuss. 
A.L.R.  §  1916  II,  8)  und  die  Russische  Handelsordn.  Art.  992  f.  die  Prä- 
sumption  für  die  Schuld  des  in  Fahrt  befindlichen  Schifts  auf.  V^l.  Lamprecht 
a.  a.  O.  S.  48-53.  Mehrere  neuere  Gesetze,  unter  anderen  das  Portugiesische 
H.G.B.  Art  1851  und  das  Holländische  H.G.B.  Art.  540  stellen  eine  solche 
Präsumption  nicht  auf,  lassen  aber  das  segelnde  oder  treibende  Schiff  die 
H&lfte  des  dem  befestigten  zugefügten  Schaaens  tragen,  ohne  diesem  irgend 
eine  Entschädiguuespnicht  aufzuerlegen.  Freilich  wird  hierzu  nach  dem 
Portugiesischen  H.G.B.  vorausgesetzt,  dass  der  Kapitän  des  vor  Anker  liegen- 
den Schüfs  nicht  im  Stande  war,  ohne  eigene  Gefahr  der  Kollision  vorzu- 
beugen oder  den  Schaden  zu  vermindern;  nach  dem  Holländischen,  dass  das 
befestigte  Schiff  an  passender  Stelle  vor  Anker  lag.  Sonst  geht  der  Rheder 
desselben  des  Ersatzanspruchs  verlustig. 

Lewis,  Seerecht  IL  7 
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vor  Anker  liegenden  oder  am  Lande  befestigten  Schiffe  erfolgt,  so 
wird  vermufhet,  dass  derselbe  durch  den  Führer^  des  segelnden  Skiffs 
verschuldet  ist 

Dieser  Satz  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  von  der 
einen  Seite  als  die  nothwendige  Folge  allgemeiner  Rechtsgrundsätze 
aufgefasst.  Man  berief  sich  hiernir  auf  die  ^^Verpflicntung  des 
Führers  eines  in  der  Fahrt  befindlichen  Schiffs  ^  dasselbe ,  wozu  er 
in  der  Regel  im  Stande  sei,  so  zu  leiten,  dass  er  die  Stelle  nicht 
berühre,  welche  ein  anderes  Schiff  bereits  eingenommen  habe'^ 
(Prot.  VI  S.  2790).  Von  der  anderen  Seite  machte  man  jedoch 
dagegen  geltend:  ,,In  vielen  Fällen  sei  das  ankernde  Schiff  weit 
eher  in  der  Lage,  einem  Zusammenstoss  vorzubeugen,*)  als  das  in 
der  Fahrt  begriffene,  welches  seinen  Lauf  nach  Willkür  zu  richten 
nicht  immer  im  Stande  sei.  Auch  könne  man  keineswegs  annehmen, 
dass  das  in  der  Fahrt  begriffene  Schiff  regelmässig  in  der  Lage 
sei,  auszuweichen  und  seinen  Kurs  so  zu  nehmen,  dass  es  nicnt 
auf  das  ankernde  stosse ;  denn  ankernde  Schiffe  hätten  nicht  immer 
einen  festen  Standpunkt,  der  eine  sichere  Wahl  des  Kurses  ermög- 
liche, sondern  bewegten  sich,  namentlich  auf  der  Rhede,  oft  in 
einem  ziemlich  grossen  Umkreis  um  den  Anker".  (Prot. VI  S.  2788  f.) 
Dem  entsprechend  wurde  die  Bestimmung  gestrichen;  und  es 
kommt  nach  dem  Gesetzbuch  auf  den  Beweis,  ob  der  Zusammen- 
stoss durch  das  Verschulden  des  einen  oder  des  anderen  Theils 
oder  beider  Theile  verursacht  ist,  in  allen  Fällen  an,  mögen  beide  Schiffe 
in  der  Fahrt  oder  im  Treiben  sich  befunden,  mögen  siebeide  vor  Anker 

{gelegen  haben,  oder  mag  die  Kollision  zwischen  einem  vor  Anker 
iegenden  und  einem  in  der  Fahrt  oder  im  Treiben  befindlichen  Schiffe 
stattgefunden  haben.  Freilich  ist  —  wie  bereits  auf  S.  85  bemerkt  — 
wenn  ein  vor  Anker  liegendes  Schiff  von  einem  in  Fahrt  befind- 
lichen oder  treibenden  Schiffe  angesegelt  wird,  das  letztere  in 
der  Lage,  „sich  exkulpiren  zu  müssen",  weil  „es  eine  der  äusseren 
Erschemung  nach  ordnungswidrige,  beschädigende  Handlung  aus- 
geführt hat."    (Entsch.  des  R.O.H.G.  III  S.  39  f.) 

2.  Durch  die  Worte  „im  Treiben  befinden"  soll  angedeutet 
werden,  dass  der  Artikel  „auch  auf  die  befestigt  gewesenen,  aber 
losgerissenen  Schiffe"  sich  bezieht  (Prot.  VI  S.  2938). 

Art.  789. 

Ist  ein  durch  den  Zusammenstoss  beschädigtes  Schiff  gesunken, 
bevor  es  einen  Hafen  erreichen  konnte,  so  wird  vermuihetj  dass  der 
Untergang  des  Schiffs  eine  Folge  des  Zusammenstosses  war. 

Diese  Präsumption  ist  aus  Biili^keitsrücksichten  aufgestellt 
worden,  weil,  wenn  ein  Schiff  in  Fo%e  der  bei  der  Kollision  er- 
littenen Beschädigungen  gesunken  ist,  es  nur  in  den  seltensten 
Fällen  gelingen  dürfte,  den  Beweis  zu  fuhren,  dass  der  Untergang 


*)  Z.  B.  durch  XachlaBBen  der  Ankerkette. 
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durch  den  Zusammenstoss  verursacht  worden  (Motive  zum  Preuss. 
Entw.  S.  322). 

Art.  740. 

Weim  sich  das  Schiff  unter  der  Führung  eines  Zwangslootsen 
befunden  hat,  tmd  die  zur  Schiffsiesatssung  gehörigen  Personen  die 
ihnen  obliegenden  Pflichten  erfüllt  haben,  so  ist  der  Bheder  des  Schiffs 
von  der  Verantwortung '  für  den  Schaden  frei,  welcher  durch  den  von 
dem  Lootsin  verschuldeten  Zkisammenstoss  entstanden  ist. 

1.  Der  Grund  d>eses  Artikels  ist  darin  zu  suchen;  dass 
es  ,;al8  eine  ungerechtfertigte  Härte  gegen  den  Kheder  erscheinend^ 
•würde,  „wenn  er  für  die  Versehen  einer  Person  haften  sollte,  deren 
Aufnahme  oder  Nichtaufnahme  und  deren  Wahl  nicht  in  der  Will- 
kür seines  Vertreters  gestanden,  sondern  wozu  eine  höhere  Macht 
denselben  gezwungen"  hat.  (Prot.  VI  S.  2792.)  Der  durch  den 
Zwangslootsen  verursachte  Zusammenstoss  wird  in  dieser  Hinsicht 
als  durch  vis  maior  verursacht  angesehen.  (Prot.  S.  2799).  Wie 
das  Gesetz  noch  ausdrücklich  hervorhebt,  haftet  der  Rheder  aber, 
wenn  nicht  durch  die  fehlerhaften  Anordnungen  des  Lootsen,  son- 
dern durch  die  fehlerhafte  Ausfuhrung  der  an  sich  korrekten  fie- 
fehle  desselben  der  Zusammenstoss  verursacht  ist,  eben  so  wenn  der- 
selbe bei  einer  an  sich  richtigen  Massregel  des  Lootsen  durch  die 
mangelhafte  BeschalSenheit  des  Schiffs  —  vorausgesetzt,  dass  diese 
vom  Rheder  zu  vertreten  ist  —  herbeigeführt  wurde.  (Vgl.  Prot. 
VI  S.  2919.) 

2.  In  Betreff  des  durch  Verschulden  eines  Lootsen,  dem  der 
Schiffer  freiwillig  die  Führung  des  Schiffs  übertragen  hat,  her- 
beigeführten Zusammenstosses  enthält  das  H.  G.  B.  keine  ausdrück- 
liche Bestimmung  Nach  dem,  was  früher  (Bd.  I  S.  137  £)  über 
die  Stellung  des  Xootsen  gesagt,  ist  dieser  Fall  gerade  eben  so  zu 
entscheiden,  als  wenn  der  Zusammenstoss  durch  den  Schiffer  selbst 
verursacht  wäre.  Der  Rheder  hat  fiir  die  Folgen  desselben  zu 
haften.  (So  auch  Erk.  des  Hamburger  Handelsgerichts  vom  I.Oktober 
1874  in  der  Hamb.  Handelsger.  Zeit,  von  1875  Nr.  164)..  Das  Ober- 
Appellations-Gericht  zu  Lübeck  kommt  in  einer  Entscheidung  vom 
25.  April  1868  (in  Kierulffs  Sammlung  IV  S.  304—306)  zu  dem*- 
selben  Resultate;  aber  aus  dem  m.  E.  nicht  zutreffenden  Grunde, 
dass  der  freiwillig  vom  Schiffer  engagirte  Lootse  zur  Schi£&besatzung 
gehöre.  *) 


*)  Nach  englischem  Rechte  gelten  dieselben  Grundsätze.  Die  Merchant 
Shijming  Act  von  1854  (17  und  t8  Victoria  c.  104)  sect,  388  ordnet  au,  dass  der 
Rheder  für  das  Verschalden  eines  Zwangslootsen  nicht  einzustehen  hat.  Dagegen 
ist  die  Haftpflicht  des  Rheders  für  die  Versehen  freiwillig  gewählter  Lootsen 
ein  unbestrittener  Grundsatz :  Abbot,  treatise  p,  181  squ,  Maelachlan,  treatise 

g.  266  squ.     In   Frankreich   ist  der  in  Rede  stehende  Punkt  streitig.    Die 
errschende  Meinung  geht  entschieden  dahin,  dass  der  Rheder  auch  aus  der 

7» 
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3.  Bei  fieantwortuDg  der  Frage^  ob  der  Schiffer  aus  einem 
durcii  die  Schuld  eines  freiwillig  an  Bord  genommenen 
Lootsen  in  Anspruch  zu  nehmen^  ist  zu  erwägen^  daas  der 
Kapitän  durch  Enga^irung  eines  solchen  Lootsen  von  der  auf  ihm 
ruhenden  Verantwortüchkeit  als  Schiffsföhrer  in  keiner  Weise  ent- 
lastet wird.  Ueberlässt  er  daher  dem  Lootsen  das  Kommando,  und 
wird  der  Zusammenstoss  durch  eine  Anordnung  verursacht;  die, 
wäre  sie  unter  dem  Kommando  des  Schiffers  vorgekommen,  diesem 
ak  cuJpa  anzurechnen  wäre,  so  würde  er  dafür  haften.*) 

4.  Der  Artikel  befreit^  im  Falle  die  Kollision  durch  die  Schuld 
eines  Zwangslootsen  herbeigeführt  ist,  den  Rheder  von  der  Haft- 
pflicht nicht  nur  den  Rhedern  und  den  Ladungseigenthümern  des 
anderen  Schiffs  gegenüber,  sondern  er  befreit  ihn  von  der  Ver- 
antwortung für  den  Schaden  überhaupt,  d.  h.  auch  den 
eigenen  Befrachtern  gegenüber.  Der  Grund  ist  darin  zu  suchen,  dass 
hier  ein  Fall  der  vis  maior  vorliegt,  wodurch  die  Haftung  aus  dem 
receptum  aufgehoben  wird.  Eine  solche  vis  maior  ist  auch  in  dieser 
Beziehung  darin  zu  finden,  dass  der  Schiffer  „einer  rechtmässigen 
Gewalt"  sich  zu  fugen  hat.    (Prot.  VI  S.  2799  f.)' 

Art  741. 

Die  Vorschriften  dieses  Abschnitts  kommen  auch  dann  eur  An- 
ivendung,  wenn  mehr  als  zwei  Schiffe  zusammenstossen. 

Ist  in  einem  solchen  Falle  der  Zusammenstoss  durch  eine  Person 
der  Besatzung  des  einen  Schiffs  verschuldet,  so  haftet  der  JRheder  des 
letzteren  auch  für  den  Schaden,  welcher  daraus  entsteht,  dass  durch 
den  Zusammenstoss  dieses  Schiffs  mit  einem  anderen  der  Zusammen- 
stoss  dieses  anderen  Schiffs  mit  einem  dritten  verursacht  ist. 

Das  Klagerecht  der  Rheder  und  Ladungseigenthümer  des 
dritten  Schiffs  gegen  den  Rheder  des  die  Kollision  veranlassenden 
Schiffs  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  Seitens  des  zunächst 
angelaufenen  Schiffs  der  Zusammenstoss  mit  dem  dritten  durch  ge- 
eignete Massregeln  hätte  verhütet  werden  können;  und  selbst  dann 
nicht,  wenn  der  Besatzung  des  zuerst  angelaufenen  Schiffs  bei  dem 


durch  eine  Schuld  des  Lootsen  herbei^führten  Kollision  in  Ansprach  ge- 
nommen werden  kann,  ohne  dass  hierbei  zwischen  dem  Zwangslootsen  and 
dem  freiwillig  angenommenen  Lootsen  unterschieden  würde.  CaumofU,  cUction- 
naire  p.  220  n,  O'ö  p,  773  n.  38.  Goujet  et  Merger ^  dicttonnaire  de  droit 
commercial,  3  ed,,  ed.* Rüben  de  Couder,  I  Paris  187 7 j  p.  404  n.  25.  Zar  Be- 
gründang dieser  Verhaftang  des  Rheders  wird  gesagt :  le  capüaine  ayarU  ici 
encare  agi  dana  la  limite  de  ses  pouvoirs  en  se  subatituant  un  pilote  pour  la 
direction  cCun  navire^  Varmateur  ripond  des  consiquences  de  ce  Jaü,  comme 
de  tautes  les  atäres  se  rattachant  ä  Vaccomplissement  du  mandat  marüime, 

*)  In   dieser  Weise  haben  auch  die  französischen  Gerichte  entschieden. 
Caumont,  dicttonnaire  p.  73  n.  163.  164.  p.  7$  squ.  n.  101.  p,  773  n.  38, 
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ZoBammeDstoss  gleichfalls  ein  Verschulden  zur  Last  fiel.  Soweit 
nämlich  die  Beschädigung  des  dritten  Schiffs  durch  die  Besatzung 
des  zweiten  mitverschuldet  ist;  tritt  eine  solidarische  Mitverhaftung 
der  Rhederei  des  letzteren  ein;  allein  so  wenig  die  Verant- 
w^orüichkeit  aus  der  Aquilischen  culpa  dadurch  aufgehoben  wird, 
dass  kasuelle  Ereignisse  auf  die  schadenbringende  Wirkung  des 
kulposen  Verhaltens  fördernd  einwirken ,  eben  so  wenig  wira  die- 
selbe aufgehoben,  wenn  dies  durch  hinzutretende  Versehen  anderer 
Personen  geschieht.     (Entsch.  des  R.O.H.G.  IV  S.  126  f.) 


Das  Oesetz,  betreffend  die  Untersnclraiig  tob  SeennflUlen 

vom  27.  M  1877. 

8  1. 

Zmt  Untersuchung  der  SeeunfäMe,  von  welchen  Kauffahrteischiffe 
betroffen  werden,  sind  an  den  deutschen  Kilsten  Seeämter  zu  er- 
richten. 

Die  ganz  unabhängig  von  einem^  in  dem  einen  oder  dem  anderen 
Falle  einzuleitenden,  Strafverfahren  vorzunehmende  Untersuchung 
von  Seeunfallen   ist  nach   dem    Vorgange    des    englischen    Rechts 

angeordnet.  *) 

.  <» 

♦)  Die  Merchant  Shipping  Act  von  1864  C17  und  18  Victoria  c»  104 J 
sect,  4S2:  In  any  of  the  cases  folloioingj  that  is  to  gay^ 

Whenever  any  ship  is  losty  dbancloned  or  materially  damaged  an  or 
near  the  coasts  of  the  Jünited  Kingdom; 

Whenever  any  ship  causes  lo8S  or  material  damage  io  any  other  ehip 
on  or  near  such  coasts; 

Whenever  by  reason  of  any  casualty  happening  to  or  on  board  of  any 
ship  on  or  near  such  coasts  loss  of  life  ensues; 

Whenever  any  such  loss^  ahandonment,  damage,  or  casualty  happens 
elsewhere ,  and  any  competent  witnesses  thereof  arrive  or  are  found  at  any 
place  in  the  United  Kingdom, 

It  shall  be  lawfvl  for  the  inspecting  officer  of  the  coast  gtuird  or  the 
principal  officer  of  customs  residtng  at  or  near  the  place  where  such  loss, 
abandonmenJt,  damage,  or  casualty  occurred,  if  the  same  occurred  on  or  near 
the  coasts  of  the  United  Kingdom ,  but  if  elsewhere  at  or  near  the  place 
where  such  witnesses  as  aforesaid  arrive  or  are  fot6id  or  can  be  conveniently 
examined,  or  for  any  other  person  appointed  for  the  purpose  "by  the  Board 
of  Trade,  to  mdke  inquiry  respecting  such  loss,  abandonmentf  damage  or 
casualty;  and  he  shall  for  that  purpose  have  aü  the  powers  given  by  the 
first  part  of  this  Act  to  inspectors  appointed  by  the  said  board, 

Sect,  448 :  Any  receiver,  or  in  his  absence  any  justice  of  the  peace,  shaü, 
as  soon  as  conveniently  may  be,  examine  upon  oath  (which  oath  they  are 
hereby  respectively  empowered  to  administerj  any  person  belonging  to  cmy 
ship  which  may  be  or  may  have  been  in  distress  on  the  coasts  of  the  United 
Kingdom,  or  any  other  person,  who  may  be  able  to  give  any  account  thereof 
or  of  the  cargo  or  stör  es  thereof,  as  to  thefollowing  matters;  (that  is  to  say), 

1.  The  name  and  description  of  the  ship; 

2.  The  names  of  the  masters  and  of  the  orcners; 
S,    The  names  of  the  owners  of  the  cargo; 

4,    The  ports  or  places  irom  and  to  wich  the  shijf  was  boitnd; 
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*     §3. 

Gegenstand  der  Untersuchung  (§  1)  sind  Seeunfälle : 
i  deutscher  Kauff ahrteischiffe ; 
J2.  cMsländischer  Kauffahrteischiffe^  wenn 

a)  der  Unfall  sich  innerhalb  der  deutschen  Küstengewässer  er- 
eignet haty  oder 

b)  die  Untersuchung  vorn  JReichskanzler  angeordnet  ist. 

§8. 

Das  Seeamt  ist  verpflichtet^  die  Untersuchung  vorzunehmen: 
i-  wenn  bei  dem  Unfälle  entweder  Menschenleben  verloren  gegangen^ 

oder  ein  Schiff  gesunken  oder  aufgegeben  ist; 
2.  wenn  die  Untersuchung  vom  ReichsJcaneler  angeordnet  ist. 
Bei  sonstigen  SeeunfäÖen  bleibt  die  Vornahme  der  Untersuchung 
dem  Ermessen  des  Seeamts  überlassen. 

Durch  die  Untersuchung  sollen  die  Ursachen  des  SeeunfaUs,  so- 
tote  alle  mit  demselben  zusammenhängenden  ITiatumstände  ermittelt 
tcerden.    Insbesondere  ist  festzustellen: 

1.  ob    der  Schiffer  oder  der  Steuermann  durch  Handlungen  oder 
Unterlassungen  den  Unfall  oder  dessen  Folgen  verschuldet  hat; 

2.  ob  Mängel  in  der  Bauart,  Beschaffenheit,  Ausriistung^  Beladung 
oder  in  der  Bemannung  des  Schiffs,  oder 

3.  ob  Mängel  des  Fahrwassers  oder  der  für  die  Schiffahrt  be- 
stimmten Hulfseinrichtungen  (der  Seezeichen,  des  Lootsenwesens^ 
der  Rettungsanstalten  u,  s,  w.)  oder  Handlungen  oder  Unter- 
lassungen der  zu/r  Handhabung  dieser  Einrichtungen  bestellten 
Personen  den  Unfall  oder  dessen  Folgen  herbeigeßJirt  hohen; 

4.  ob  die  zur  Verhütung  des  Zusammenstossens  von  Schiffen  auf 
See  und  die  über  das  Verhalten  nach  einem  solchen  Zusammen- 
stossen  erlassenen   Vorschriften  befolgt  worden  sind. 


Ö.   The  occcLMum  of  the  distress  of  Üie  shipj' 

6.    The  Services  rendered; 

7«  SiUih  or  other  mcUters  or  circumstances  relating  to  such  sJiip  or  to 
the  eargo  <m  hoard^  the  same^  as  the  receiver  or  justice  ihinks  necessartf. 

And  such  receiver  or  justice  shaU  take  the  examination  cUnon  in  writing^ 
and  shaU  make  two  coptes  of  the  same,  of  which  he  shall  send  one  to  the 
Board  of  Trade,  and  tne  other  to  the  secretary  of  the  commiUee  for  mana- 
ging  the  affairs  of  Lloyds  in  London,  and  such  hut-mentioned  ccj^y  shall  he 
placed  by  the  said  secretary  in  some  conspicuous  Situation  for  the  inspection 
of  persons  desirous  of  examining  the  same ;  and  for  the  pnrposes  of  such 
examination  every  such  receiver  or  justice  as  aforesaid  shalt  have  all  the 
poufsrs  given  hy  the  first  part  of  this  Act  to  inpectors  appointed  by  the 
Board  of  Trade, 
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§  5. 

Zuständig  für  die  Untersuchung  ist  das  Seeamt: 

1.  in  dessen  JBeeirk  der  Hafen  liegt,  welchen  das  Schiff  nach  dem 
Unfälle  zunächst  erreicht; 

2.  dessen  Site  dem  Ort  des  Unfalls  eunächst  belegen  ist; 

3.  in  dessen  Bezirk  der  Heimathshafen  des  Schiffs  liegt 

Unter  mehreren  hiemach  zuständigen  Seeämtem  gebührt  dem- 
jenigen der  Vorzug,  welches  die  Untersuchung  zuerst  eingeleitet  hat. 
Jedoch  kann  die  Untersuchung  einem  anderen  der  z^iständigen  See- 
ämter  durch  das  Reichskanzler-Amt  übertragen  werden. 

Entstehen  Streitigkeiten  oder  Zweifel  über  die  Zuständigkeit^  so 
entscheidet  das  Reichskanzler' Amt 

Dass  verschiedene  Seeämter  zur  Vornahme  der  Untersuchung 
für  kompetent  erklärt  werden,  und  der  Vorzug  unter  denselben 
wenigstens  der  Regel  nach  durch  die  Prävention  bestimmt  wird, 
hat  seinen  Grund  darin,  dass  die  Untersuchung  eines  SeeunfaUs, 
wenn  dadurch  wirkliche  Aufklärung  des  Sachverhalts  erreicht  werden 
soll,  möglichst  schnell  „dem  Ereigniss,  welches  sie  festzustellen  hat^^, 
folgen  muss,  indem  in  der  Regel  ;^die  näheren  Umstände,  unter 
welchen  ein  Schiff  verunglückt  ist'S  ^^  Sicherheit  sich  nur  er- 
mitteln lassen,  ,,so  lange  noch  der  Körper  desselben  in  seinem  be- 
schädigten Zustande  besichtigt  werden  kann  und  die  Mannschaft 
des  Fahrzeugs  an  einem  Orte  beisammen  ist/'  Dass  auch  das  See- 
amt des  Bezirks  fbr  kompetent  erklärt  wird^  in  welchem  sich  der 
Heimathshafen  des  Schiffs  befindet,  folgt  aus  dem  Bestreben,  eine 
Untersuchung  für  alle  Fälle  zu  ermöglichen,  also  auch  för  den, 
Wo  ;,das  Schiff  zu  Grunde  gegangen  ist  und  der  Unfall  sich  in 
einer  vom  Reichsgebiet  weit  entfernten  Meeresgegend  zugetragen 
hat."    (Motive  S.  11  f.) 

§6. 

Die  Errichtung  der  Seeämter  und  die  Bestimmung  der  Behörden, 
welche  die  Aufsicht  über  diese  Aemter  zu  führen  haben,  steht  den 
Landesregierungen  nach  Massgabe  der  Landesgesetze,  die  Abgrenzung 
ihrer  Bezirke  dem  Bundesrath  zu. 

Die  Oberaufsicht  über  die  Seeämter  fuhrt  das  Reich. 

Das  Seeamt  bildet  eine  kollegiale  Behörde  und  besteht  aus  einem 
Vorsitzenden  und  vier  Beisitzern, 

Der  Vorsitzende  muss  die  Fähigkeit  zum  Richteramt  besitzen. 
Er  wird  für  die  Dauer  des  zur  Zeit  seiner  Ernennung  von  ihm  be- 
kleideten Amts,  oder,  falls  er  zur  Zeit  seiner  Ernennung  ein  Amt 
nicht  bekleidet,  auf  Lebenszeit  ernannt  Die  letztere  Bestimmung 
findet  auf  einen  für  den  Fall  der  Verhinderung  oder  Ablehnung  des 
Vorsitzenden  ernannten  Stellvertreter  keine  Anwendung. 

Mindestens  zwei  der  Beisitzer  müssen  die  BeföJiigung  als  See- 
schiffer besitzen  und  müssen  als  solche  gefahren  haben. 
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§8. 

Die  Aufsichisbehörde  hat  fiir  jedes  Seeamt  auf  jedes  Jahr  im 
voraus  eine  Liste  für  das  Amt  eines  Beisitzers  geeigneter  Personen 
aufefusteUen  und  dem  Vorsitgenden  des  Seeamts  miismOieilen.  Bie 
Zahl  der  in  die  Liste  aufzunehmenden  Personen  bestimmt  die  Auf- 
sichtsbehörde nach  Massgabe  des  Bedürfnisses,  Wo  eine  Vertretmg 
des  Bheder-,  Schiffer-  und  Handelsstandes  vorhanden  ist,  ist  dieselbe 
vor  Aufstellung  der  Liste  mit  ihren  Vorschlägen  m  hören, 

§9. 

Der  Vorsitzende  des  Seeamts  wählt  für  jeden  Untersuchungsfall 
aus  der  Liste  vier  Beisitzer  und,  wenn  erforderlich,  einen  Stellvertreter 
aus,  beruft  dieselben  ein  und  beeidigt  sie  auf  die  Urfullung  der  Ob- 
liegenheiten  ihres  Amts, 

§10. 

Auf  die  Befähigung  zum  Amt  eines  Beisitzers  finden  die  in 
^few  §§  Sl  bis  84  des  Oerichtsverfassungsgesetzes  enOuiltenen  Be- 
stimmungen*) entsprechende  Anwendung,  jedoch  tritt  an  die  Stelle 
des  §  33  Nr.  2  folgende  Bestimmung: 

*)    Gerichtsver/assungsgesets  §  31:    Das   Amt  eines    Schöffen  ist  ein 
Ehrenamlf  dasselhe  kann  nur  von  einem  DeuUchen  verseJien  toerden, 
§  32    Un/ähia  eu  dem  Amte  eines  Schöffen  sind: 

1.  Personen^  welche  die  Befähigung  in  Folge  stra/gerichtlicher  Verwrthei- 
lung  verloren  haben; 

2.  Personen  y  gegen  welche  das  ffauptverfahren  wegen  eines  Verbrechens 
oder  Vergehens  eröffnet  ist^  das  die  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehren' 
rechte  oder  der  Fähigkeit  stur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  zur  Folge 
haben  kann; 

3.  Personen  f  welche  in  Folge  gerichüicher  Anordnung  in  der  VerfS^ng 
über  ihr  Vermögen  beschränkt  sind. 

§  33    Zu  dem  Amte  eines  Schöffen  sollen  nicht  berufen  werden:  ^ 

1.  Personen,  welche  zur  Zeit  der  Aufstellung  der  Urliste  das  dreissigste 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben; 

2.  Personen,  welche  eur  Zeit  der  Aufstellung  der  Urliste  den  WohnsiUt 
in  der  Gemeinde  noch  nicJit  zwei  volle  Jahre  haben; 

3.  Personen^  welche  ßi/r  sich  oder  ihre  Familie  Armenunterstützung  aus 
öffentlichen  Mittein  empfangen  oder  in  den  drei  letzten  Jahren^  von 
Aufstellung  der  Urliste  zurückgerechnet,  empfangen  haben; 

4.  Personen,  welche  vjegen  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen  zu  dem 
Amte  nicht  geeignet  sind; 

3.  Dienetboten, 
§  34   Zu  dem  Amte  eines  Schöffen  sollen  femer  nicht  berufen  werden: 

1,  Minister; 

2,  Mitglieder  der  Senate  der  freien  Bansestädte  \ 

3.  Reichsbeamte ,  welche  jederzeit  einstweilig  in  den  Ruhestand  versetzt 
werden  können; 

4.  Staatsbeamte,  welche  auf  Grund  der  Landesgesetze  jederzeit  einstweilig 
in  den  Ruhestand  versetzt  werden  können; 

ö.  richterliche  Beamte  und  Beamte  der  Staatsanwältschaß; 
6,  gerichUiche  und  polizeiliche  Vollstreckungsbeamte; 
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2.  Personen^  welche  ssur  Zeit  der  Aufstellung  der  Liste 
den  Wohnsitz  nicht  im  Bezirk  des  Seeamts  hctben, 
und  fallen  unter  §  34  Nr,  9  die  der  aktiven  Marine  angehörenden 
Militärpersanen  (xus. 

Dte  Berufung  zum  Amt  eines  Beisitzers  können  ablehnen: 
X  Mitglieder  einer  deutschen  gesetzgehenden  Versammlung; 

2.  Personen  j  welche  zur  Zeit  der  Aufstellung  der  Liste  (§  8)  das 
65,  Lebensjahr  vollendet  haben  oder  bis  zum  Ablauf  des  Jahres, 
für  welches  die  Liste  gilt,  vollenden  würden; 

3.  Personen^  welche  im  letzten  Jahre  die  Verpflichtung  eitles  Bei- 
sitzers erfüllt  hohen* 

Die  Beisitzer  erhalten  aus  Landesmitteln  Vergütung  der  Beise- 
kosten  und  Tagegelder,  deren  Höhe  die  Landesregierungen  bestimmen, 

§11. 

Der  aktiven  Marina  angehörende  Militärpersonen  werden  nicht 
in  die  Liste  aufgenommen.  Der  Vorsitzende  des  Seeamts  kann  je- 
doch eine  der  aktiven  Marine  angehörende  Militärperson  mit  ihrer 
Zustimmung  zum  Beisitzer  wählen  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf 
ihren  Wohmtz  im  Bezirk  des  Seeamis,  Die  Wahl  aus  der  Liste 
beschränkt  sich  für  diesen  Fall  auf  3  Beisitzer,  und,  wenn  erforder- 
lich^ einen  Stellvertreter. 

§  13. 

Ueber  Entschuldigungsgesuche  der  Beisitzer  und  üher  Alehnungs- 
antrage  entscheidet  endgültig  der  Vorsitzende.' 

Beisitzer,  welche  ohne  genügende  Entschuldigung  zu  den  Sitzungen 
nicht  rechtzeitig  sich  einfinden  oder  ihren  Obliegenheiten  in  anderer 
Weise  sich  entziehen,  sind  zu  einer  Ordnungsstrafe  von  10  bis  300 
Mark  sowie  in  die  verursachten  Kosten  zu  verurtheilen. 

Die  Verurtheihmg  wird  durch  den  Vorsitzenden  ausgesprochen. 
Erfolgt  nachträglich  genügende  Entschuldigung,  so  kann  die  Verwr- 
theilung  ganz  oder  theihoeise  zurückgenommen  werden.  Gegen  die 
letztere  findet  Beschwerde  von  Seiten  des  VerurtheiÜen  an  die  Auf- 
sichtsbehörde statt. 

§13. 

Der  Reichskanzler  bestellt  für  jedes  Seeamt  einen  Kommissar, 
welcher  Anträge  an  dijts  Seeamt  oder  seinen  Vorsitzenden  zu  steUen, 
den  Verhandlungen  des  Seeamts  beizuwohnen,  Einsicht  von  den  Akten 
zu  nehmen  und  für  den  FaU,  dass  der  Vorsitzende  die  Einleitung 


7.  Reltgionsdiener ; 

8.  Volü'achuüehrer ; 

9.  Dem   aktiven  Heere   oder   der  aktiven  Marine   angehörende  Miliiär- 
pereanen. 

Die  Landesgesetze  können  ausser  den  vorbeeeichneten  Beamten  höhere 
VerwaUungsbeamte  bezeichnen,  welche  zu  tiem  Amte  eines  Schöffen  nicht  be- 
rufen werden  sollen. 
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einer  UnUrsuchmg  verweigert,  Anträge  auf  Anardmmg  einer  Unter- 
Sfichung  bei  dem  Reichskanzler  eu  stellen  berechtigt  ist.  Dieselbe 
Person  kann  für  mehrere  Seeämter  als  Kommissar  bestellt  werden. 

§14. 

Die  für  die  Aufnahme  der  Verklarungen  zuständigen  Gerichte^ 
die  Hafenbehörden,  die  Strandbehörden,  die  Seemannsämter  und  die 
Schiffsregisterbehörden  sind  verpflichtet,  von  den  zu  ihrer  Kenntniss 
gelangenden  Seeunfällen  einem  zuständigen  Seeamt  (§  5)  ungesäumt 
Anzeige  zu  machen. 

§15. 

Die  deutschen  Seemannsämter  im  Auslande  (Konsulate)  haben, 
sobald  sie  von  einem  SeeunfaUe  Kenntniss  erlangen,  zur  vorläufigen 
Feststellung  des  Thatbesfandes  diejenigen  Ermittelungen  und  Beweis- 
erhebungen  vorzunehmen,  welche  keinen  Aufschub  dulden. 

§16. 

Ueber  die  Einleitung  der  Untersuchung  beschliessi  der  Vor- 
sitzende. 

Ihm  liegen  die  zur  Vorbereitung  der  Hauptverhandhmg  erforder- 
lichen Ermittelungen,  die  Anberaumung  der  Hauptverhandlung,  die 
für  dieselbe  erforderlichen  Ladungen  der  betheiligten  Zeugen  und 
Sachverständigen,  die  rechtzeitige  Herbeischaffung  der  Beweismittel 
und  die  sonstigen  Vorbereitungen  zw  Hatiptuerhandlung  ob. 

Auch  andere  Verfugungen,  wenn  sie  keinen  Aufschub  leiden, 
namentlich  auch  wegen  Vernehmung  und  Beeidigung  der  Zeugen  bei 
Gefahr  im  Verzuge,  kann  der  Vorsitzende  erlassen,  so  lange  das 
Seeamt  nicht  versammelt  ist. 

§17. 

Ist  wegen  eines  Seeunfalls  eine  gerichtliche  Untersuchung  er- 
öffnet, so  ist  der  Vorsitzende  befugt,  die  Einleitung  oder  Fortsetzung 
der  Untersuchung  desselben  Seeunfalls  bis  zur  Beendigung  des  ge- 
richtlichen VerfcArens  auszusetzen. 

Ist  jedoch  das  Seeamt  bereits  versammelt,  so  steht  diese  Befug- 
niss  nur  dem  letzteren  zu. 

§  18. 

Das  Seeamt  ist  befugt.  Beweis  durch  Einnahme  des  Augen- 
scheins zu  erheben,  Zeugen  und  Sachverständige  zu  laden  und  die- 
selben eidlich  zu  vernehmen. 

§19. 

Soweit  dieses  Gesetz  nicht  abweichende  Bestimmungen  enthält, 
finden  auf  das  Verfahren  die  Bestimmungen  des  Gerichtsverfassungs- 
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gesetzes  Titel  15  und  16  und  der  Strafprozessordnung  Buch  1  -46- 
scJmitt  3,  6  und  7  entsprechende  Anwendung. 

Die  Festsetzung  und  VoUstreching  von  Strafen  gegen  Zeugen 
und  Sachverständige  i  sowie  die  Vorführung  eines  nicht  erschienenen 
Zeugen  erfolgen  auf  Ersuchen  durch  das  zuständige  Gericht  An~ 
Ordnung  der  Haft  zur  Erzwingung  eines  Zeugnisses  findet  nicht  sUUt^ 

In  diesem  Paragraphen,  der  erst  durch  den  Reichstag  in  das 
Gesetz  gekommen,  weicht  der  Schlusssatz  des  Abs.  2  vom  Reichs-Straf- 

Srozessrecht  ab.  Man  motivirte  diese  Bestimmung  in  der  Kommission 
es  Reichstages  in  folgender  Weise :  ^^Eine  Haft  zur  Erzwingung 
des  Zeugnisses  sei  bei  den  in  Rede  stehenden  Untersuchungen 
nicht  angemessen,  namentlich  auch  deshalb  nicht,  weil  diese  Zwan^- 
haft  nach  §  69  der  Str.  Pr.  0.  niemals  länger  dauern  dürfe,  als  bis 
zur  Beendigung  des  Verfahrens  in  der  Instanz^  die  hier,  wo  „fSsist 
niemals  eine  Vernehmung  von  Zeugen  vor  der  Hauptverhandlung 
stattfinden''  würde,  ^;in  der  Regel  in  demselben  Termine,  zu  dem 
der  Zeuee  geladen  ist,  eintreten^'  dürfte  (Eonmiiss.- Bericnt  S.  14). 
Und  im  Plenum  des  Reichstags  machte  man  daiiir  geltend,  da  die 
zur  Erzwingung  eines  Zeugnisses  zur  Anwendung  gebrachte  Haft 
im  Verhältniss  stehen  müsse  zu  der  Strafe,  die  denjenigen  treffen 
würde,  in  dessen  Untersuchung  ein  Zeuge  seine  Aussage  verweigerte, 
so  könne  hier,  wo  äusserstenfaUs  eine  Patententziehung  ausgesprochen 
werden  dürfe,  nur  eine  Geldbusse,  der  eventuell  Haft  zu  substituiren, 
als  angemessen  gelten  (Sten.  Ber.  S.  880). 

§30. 

Anträgefi  des  Seeamts  sind  die  Gerichte  und  die  in  §  Id  ge- 
nannten Behörden  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  zu  entsprechen  ver- 
pflichtet. 

§21. 

Ba^  VerfcAren  vor  dem  Seeamt  ist  öffentlich  und  mündlich, 

Ber  Vorsitzende  leitet  die  Verhandlungen,  hei  dereti  Eröffnung 
er  eine  Barstellung  der  bisher  über  den  SeeunfaU  veranlassten  Er- 
mittelungen (§§  15,  16)  zu  geben  hat.  Ben  Beisitzern^  sowie  dem 
Beichskommissar  steht  das  Recht  zu,  an  die  zur  Vernehmung  er- 
schienenen Personen  unmittelbar  Fragen  zu  stellen.  Bas  Seeami 
fasst  seine  Beschlüsse  nach  Stimmenmehrheit . 

§33. 

Ber  Schiffer  und  der  Steuermann  des  Schiffs^  dessen  Unfall  den 
Gegenstand  der  Untersuchung  bildet,  sind  als  Zeugen  nur  auf  Be- 
schluss  des  Seeamts  zu  beeidigen.  Bieselben  "können  Anträge  stellen, 
über  welche  das  Seeamt  zu  befinden  hat,  an  die  zur  Vernehmung 
erschienenen  Personen  unmittelbar  Fragen  richten,  auch  sich  eines 
rechts-  oder  sachkundigen  Beistcmdes  bedienen. 
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§28. 

Zweifel  über  die  ZulässigJceit  einer  Frage  entscheidet  in  allen 
Fällen  d€is  Seeamt. 

§24. 

lieber  die  mündliche  Verhandlung  wird  ein  FtotohoU  aufge- 
nommen, welches  die  Namen  der  Anwesenden  und  die  wesenÜiehen 
Momente  der  Verhandlung  enthalten  muss.  Das  IVotokoU  wird  von 
dem  Vorsitzenden  und  dem  Ttotokollfuhrer  unterzeichnet. 

§35. 

Na^ih  Schluss  der  Verhandlungen  hat  das  Seeamt  über  die  Ur- 
sachen des  Seeunfalls  (§  4)  seinen  Spruch  abzugeben.  Derselbe 
muss  mit  Gründen  versehen  sein  und  hat  insbesondre  das  Ergebniss 
der  Beweisverha/nd[lungen ,  festzustellen.  Der  Spruch  ist  schrifllich 
abzufassen  und  spätestens  innerhalb  14  Tagen  nach  Schluss  der  Ver- 
handlungen in  öffentlicher  Sitzung  zu  verkünden.  Dem  Eetchs- 
Tcommissar,  sowie  auf  Verlangen  dem  Schiffer  und  dem  Steuermann 
ist  Ausfertigung  des  Spruches  mitzutheilen. 

§36. 

Auf  Antrag  des  Beichskommissars  kann,  wenn  sich  ergiebt,  dass 
ein  deutscher  Schiffer  oder  Steuermann  den  UnfaU  oder  dessen  Folgen 
in  Folge  des  Mangels  solcher  Eigenschaften,  welche  zur  Afjisüi^ng 
seines  Gewerbes  erforderlich  sind,  verschuldet  hat,  demselben  durdi 
den  Spruch  (§  25)  zugleich  die  Befugniss  zur  Ausübung  seines  Ge- 
werbes (§  31  der  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869)  entzogen 
werden. 

Einem  Schiffer,  dem  die  Befugniss  entzogen  tmrd,  kann  nach 
Ermessen  des  Seeamts  auch  die  Ausübung  des  Steuermannsgewerbes 
untersagt  werden. 

§37. 

Hat  das  Seeamt  durch  seine  Entscheidung  einem  Schiffer  oder 
Steuermann  die  Befugniss  zur  Ausübung  d^s  Gewerbes  ^entzogen, 
oder  hat  es  einem  hierauf  gerichteten  Antrage  des  Kommissars  (§  13) 
keine  Folge  gegeben,  so  steht  im  ersteren  Falle  dem  Schiffer  oder 
Steuermann,  im  letzteren  dem  Kommissar  gegen  diese  Entscheidung 
das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  an  das  Ober-Seeamt  zu.  Die  Be- 
schwerde mf4ss  binnen  14  Tagen  nach  der  Verkündung,  oder,  wenn 
diese  in  Abwesenheit  des  Beschwerdeführers  erfolgt  ist,  nach  der  Zu- 
stellung des  Urtheils  bei  dem  Seeamt  zu  DrotokoU  oder  schriftlich 
eingelegt  werden.  Dem  Beschwerdeführer,  welchem  das  Urtheil  noch 
nicht  zugestellt  war,  ist  dasselbe  nach  Einlegung  der  Beschwerde  zu- 
zustellen. 

Die  Beschwerde  muss  bei  Einlegung  des  Rechtsmittels  oder  spä- 
testens binnen  weiterer  14  Tage  nach  Ablauf  der  Frist  zu  dessen 
Emkgung   oder,   wenn  zu  dieser  Zeit  das    Urtheil   noch  nicht  zu- 
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gestellt  war,  nach  Zustellung  desselben  bei  deni  Seeamt  zu  Protokoll 
oder  schriftlich  gerechtfertigt  werden. 

Die  Einlegung  der  Beschwerde  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Die  Bestimmung^  dass  der  Beschwerde  keine  aufschiebenae 
Wirkung  zukomme,  bezweckt  ^,zu  verhindern,  dass  ein  Schiffer 
oder  Steuermann ;  nachdem  er  in  erster  Instanz  zum  Verlust  des 
Befilhigungszeu^sses  verurtheilt  worden  ^  vor  völligem  Austrag^ 
der  Sache  von  Neuem  in  den  Schiffsdienst  trete"  (Motive  S.  21  f.). 

§28. 

Eine  im  Auslände  zu  be^mrkende  Zustellung  des  Urtheils  erfolgt 
mittelst  Ersuchens  eines  deutschen  Seemannsamts.  Die  Einlegung 
und  Rechtfertigung  der  Beschwerde  kann  alsdann  bei  demselben 
Seemannsamt  geschehen.  Dasselbe  kann  dem  Schiffer  oder  Steuer- 
mann auf  Antrag  die  Frist  für  Rechtfertigung  der  Beschwerde  ver- 
längern und  der  Einlegung  der  Beschwerde  aufschiebende  Wirkung 
bis  spätestens  zur  Ankunft  des  Beschwerdeführers  in  einem  deutschen 
Hafen  einräumen.  ^ 

Die  Anordnung  dieses  durch  den  Eeichstag  dem  Gesetz  zu- 
gefugten Par£^raphen,  dass  das  auswärtige  Seemannsamt  befugt 
sein  soll,  der  Einlegung  der  Beschwerde  des  Schiffers  oder  Steuer- 
manns nach  den  Umständen  des  Falls  aufschiebende  Wirkung  bis 
Sätestens  zur  Ankunft  des  Beschwerdeföhrers  in  einem  deutschen 
afen  einzuräumen,  soll  die  Gefahr  beseitigen,  dass  das  Schifft 
ohne  Schiffer  jind  Steuermann  seine  Reise  fortzusetzen  oder  seine 
Rückreise  anzutreten  hat.     (Komm.  Bericht  S.  17.) 

§29. 

Da^  Ober^Seeamt  bildet  eine  kollegiale  Behörde  und  Gesteht  aus 
einem  Vorsitzenden^  auf  welchen  die  Bestimmungen  des  §  7  Absatz  2 
Anwendung  finden,  und  sechs  Mitgliedern,  von  welchen  letzteren 
wenigstens  drei  der  Schifffahrt  kundig  sein  müssen.  Der  Vorsitzende 
und  ein  schifffahrtskundiger  Beisitzer  werden  von  dem  Kaiser  ernannt. 
Für  das  Amt  der  übrigen  Beisitzer  bringen  die  Begierungeti  der 
BundeS'Seestaaten  je  drei  sachkundige  Personen  in  Vorschlag.  Der 
Vorschlag  gilt  für  je  drei  Jahre,  nach  Ablauf  deren  ein  neuer  Vor-- 
schlag  zu  machen  ist  Aus  der  Gesammtzahl  der  Voraeschlagenen 
wählt  der  Vorsitzende  für  jeden  Beschwerdefall  fünf  Beisitzer  aus^ 
beruft  dieselben  ein  und  beeidigt  sie  auf  die  Erfüllung  der  Obliegen- 
heiten ihres  AnUs.  Die  Beisüzer  erhalten  aus  der  Meichskasse  Er- 
satz ihrer  Reisekosten  und  Tagegelder,  deren  Höhe  der  Reichskanzler 
bestimmt.  Die  Vorschriften  des  §  12  finden  auf  die  Mitglieder  des 
Ober-Seeamts  entsprechende  Anwmdung. 

Das  Ober-Seeamt  fasst  seine  Beschlüsse  nach  Stimmenmehrheit. 
Die  ausserhalb  der  HauptverhandJung  erforderlichen  Verfugungen 
werden  vom  Vorsitzenden  erlassen. 
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§80. 

Das  Oher- Seeamt  kann  eine  Ergänzung  oder  Wiederhohmg  der 
Beweisaufnahme  vornehmen  oder  anordnen.  Die  in  §§  18—24  ent- 
haltenen Bestimmungen  üiber  d<is  Verfahren  hei  den  Seeämtem  finden 
auf  das  Ober-Seeamt  Anwendung. 

Der  Vorsitzende  kann  ein  Mitglied  des  Ober -Seeamis  mit  der 
Darstellung  der  bisherigen  Verhandlungen  und  Ermittelungen  beauf- 
tragen. 

%  31. 

.  Das  Ober-Seeami  verhandelt  und  entscheidet  in  öffentlicher  Sitzung 
nach  erfolgter  Ladung  u/nd  Anhörung  des  Beschwerdeführers  und 
seines  Gegners. 

Die  Entscheidung  hat  sich  auch  darüber  auszusprechen,  ob  dem 
Beschwerdeführer  die  baaren  Auslagen  des  Beschiverdeverfahrens  zur 
Last  zu  legen  sind. 

Während  das  Gesetz  die  Kosten  des  Verfahrens  erster  Instanz 
den  schuldigen  Schiffer  oder  Steuermann  nicht  tragen  lässt,  können 
demselben  die  baaren  Auslagen  der  zweiten  Instanz  nach  dem  Er- 
messen des  Ober -Seeamts  auferlegt  werden.  Als  Grund  hierfür 
iben  die  Motive  (S.  23)  an,  dass  es  sich  in  erster  Instanz  um  die 
Irmittelung  der  Ursachen  eines  Seeunfalls  überhaupt  handle ;  und 
eine  Scheidung  ^^zwischen  den  Kosten^  welche  durch  die  Ermittelung 
der  sonstigen  Ursachen  des  Seeunfalls  veranlasst  und  denjenigen, 
welche  durch  die  Feststellung  der  Schuld  des  Schiffers  oder  Steuer- 
manns erwachsen",  schwer  durchzufuhren  sei,  wogegen  in  zweiter 
Instanz  lediglich  die  Schuld  der  gedachten  Personen  in  Frage  stehe. 

Nicht  korrekt  ist  es,  wenn  der  Abs.  2  „dem  Beschwerdeführer" 
die  Auslagen  des  Beschwerdeverfahrens  zur  Last  legen  lässt,  denn 
Beschwerdeführer  kann  nach  §  27  eben  sowohl  der  Schiffer  resp. 
Steuermann  als  der  Reichskommissar  sein,  während  hier  nur  an 
die  ersteren  Personen  gedacht  ist. 

§82. 

Die  Entscheidung  des  Ober -Seeamts,  welche  mit  Gründen  ver- 
sehen sein  muss,  ist  dem  Beschwerdeführer  und  seinem  Gegner  in 
Ausfertigung  zu4sustellet%. 

§38. 

Die  Geschäftsordnung  bei  dem  Ober -Seeamt  toird  vom  Bundes- 
rath  festgestellt, 

%  34. 

Einem  Schiffer  oder  Steuermann,  dem  die  Befugniss  zur  Aus- 
übung seines  Gewerbes  entzogen  ist,  kann  dieselbe  nach  Ablauf  eines 
Jahres   durch    das   Reichskanzler  -  Amt  wieder   eingeräumt   werden, 
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wenn  anttunehmen  ist,  dass  er  fernerhin  den  Pflichten  seines  Ge- 
werbes genügen  wird, 

§86. 

Dieses  Geset0  tritt  am  1.  J<muar  1878  in  Kraft.  Dasselbe 
findet  auch  auf  soldhe  SeeunfäUe  Anwendung,  welche  ein  deutsches 
Schiff  vor  dem  1.  Januar  1878  auf  seiner  an  diesem  Tage  noch 
nicht  vollendeten  Reise  (H.G.B.  Art.  760)  betroffen  haben. 


NEUNTES  TITEL. 

Ton  der  Bergimg  nnd  HnUsleistimg  in  Seenoth. 


Art  742. 

Wird  in  einer  Seenoth  ein  Schiff  oder  dessen  Ladung  ganz  oder 
theilweise^  nachdem  sie  der  Verfügung  der  Schiffsbesatzung  entzogen 
oder  von  derselben  verlassen  waren  ^  von  dritten  Personen  an  sich 
genommen  und  in  Sicherheit  gebracht,  so  haben  diese  Personen  An- 
spruch auf  Bergelohn. 

Wird  ausser  dem  vorstehenden  Fall  ein  Schiff  oder  dessen  Ladung 
durch  Hülfe  dritter  Personen  aus  einer  Seenoth  gerettet,  so  haben 
dieselben  nur  Anspruch  auf  Hülfslohn. 

Der  Schiffsbesatzung  des  verunglückten  oder  gefährdeten  Schiffs 
steht  ein  Anspruch  auf  Berge-  oder  Hülfslohn  nicht  zu. 

1.  Der  Art.  742  handelt  von  Bergung  und  Hülfsleistung. 
Für  das  eine  wie  für  das  andere  wird  vorhandene  Seenoth  vor- 
ausgesetzt, indem  ^«gewöhnlicher  Beistand;  z.  B.  mittelst  Bugsirens'^, 
nicht  in  diesen  Titel  gehört  (Prot.  VI  S.,2810.  Entsch.  des  R.  O.H.G. 
XIV  S.  303).  Und  Seenoth  ist  nur  anzunehmen  bei  imminenter 
Gefahr  für  Schiff  oder  Ladung ,  welche  von  der  Schiffsbesatzung 
allein  nicht  mehr  abgewendet  werden  kann.  Dagegen  ist  es  gleich- 
rälti^,  ob  die  dem  Schiffe  drohende  Gefahr  im  Sinken  oder  Stranden 
besteht;  oder  ob  das  Schiff  schon  gestrandet  oder  gesunken  ist, 
vorausgesetzt;  dass  das  längere  Verbleiben  desselben  in  dieser  Lage 
ohne  schleunige  Hülfe  es  mit  grösserem  Schaden  oder  mit  völligem 
Untergange  bedroht.  Es  ist  ferner  irrelevant;  ob  die  Gefahr  auf 
der  See  oder  dem  von  Seeschiffen  befahrenen  unteren  Theile  eines 
Flusses  sich  ereignet  hat.  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom 
5.  Juli  1866  in  Kierulff^s  Sammlung  II  S.  513  f.)  Eben  so  kommt 
es  nicht  in  Betracht;  ob  die  Hülfeleistenden  selbst  sich  einer  Ge- 
fahr ausgesetzt  haben  oder  nicht.  Der  höhere  oder  geringere  Grad 
dieser  Gefahr  ist  nur  ein  bei  der  Bestimmung  des  Hülfslohns  für 
den  einzelnen  Fall  mit  zu  berücksichtigendes  Moment  (Entsch.  des 
O.A.G.  zu  Lübeck  vom   28.  Februar  1855  —  Hamburger  Samm- 
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long  II  S.  1001  ff.  — ,  vom  5.  Juli  1866  —  Kierulffs  Sammlung  II 
ä.  513  f.  — ;  Erk.  des  Hamb.  Handelsberichts  vom  16.  Januar 
1864  —   Sammlung  von  Herrmann  und  Hirsch  Nr.   88   — ,  vom 

4.  Februar  1864  —  a.  a.  O.  Nr.  91  — ). 

2.  Irrelevant  für  den  Begriff  der  Bergune  und  Hülfs- 
leistung  ist  es.  ob  der  Hülfeleistende  hierzu  durch  einen  darauf  speziell 
bezüglichen  Vertrag  engagirt  ist,  oder  die  Dienste  unaufge- 
fordert geleistet  werden   (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck   vom 

5.  Juli  1866  in  Kierulffs  Sammlung  II  S.  514  f.).  Dagegen  kann 
von  Bergung  und  Hülfsleistung  und  von  Bergelohn  und  Hülfslohn 
nicht  die  Rede  seiu;  wenn  die  Dienste  nicht  freiwillige  sondern 
auf  Grund  einer  ihm  obliegenden  Verpflichtung,  etwa  in  Folge 
eines  Bugsirvertrf^  von  dem  Hülfeleistenden  übernommen  sind*) 
(Erk.  des  Hamb.  Handelsger.  vom  8.  Januar  1874  in  der  Hamb. 
Handelsger.  Zeit,  von  1874  Nr.  144.  Entsch.  des  R.O.H.G.  XXÜ 
S.  95).  Sind  bei  der  Ausfuhrung  des  Vertrags  Extraleistun^en 
vorgekommen;  die  bei  der  Eingehung  desselben  nicht  vorgesehen 
sind  und  die  sich  sonst  auch  wohl  als  Hülfe  in  Seenoth  quaiifiziren 
dürften,  so  kann  dafür  eine  besondere  Entschädigung  gefordert 
werden,  die  der  Richter  ex  bona  et  aequo  festzusetzen  hat,  die  aber 
nie  den  Charakter  von  Hülfslohn  haben  und  daher  auch  nicht  hier- 
nach bemessen  werden  kann  (Erk.  des  Hamb.  Handelsger.  vom 
8.  Jan.  1874  a.  a.  O.  S.  174). 

8.  Das  Gesetz  unterscheidet  Bergung  und  Hülfsleistung^**)  und 
demgemäss  Bergelohn  und  Hülfslohn.  Als  charakteristische 
Merkmale  der  ersteren  und  als  unterscheidende  Momente  von 
der  zweiten  giebt  der  Artikel  an:  die  Besatzung  muss,  und  zwar 
vor  der  Bergung,  die  Disposition  über  das  Schiff  resp.  die  Ladung 
verloren  haben,  und  diese  müssen  in  den  Naturalbesitz  des  Rettenden 
gelangt  und  von  demselben  in  ^Sicherheit  gebracht  sein,  während 
Sei  der  Hülfsleistung  „dem  Schiffer  die  Verfügung  über  Schiff  und 
Ladung  verbleibt  (Prot.  a.  a. O.  Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  IV  S.440  £)***) 

*)  Hiermit  stimmt  auch  die  herrschende  Meinung  in  England  {Abb<^ 
trtatise  p,  5$7  tqu,  p.  372  sq».)  und  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
(Parsons  on  ihe  law  of  marine  insurance^  Boston  1868^  I.  p,  692 J  überein. 

**)  Dieser  Unterschied  ist  erst  von  der  Hamburger  Kommission  in  das 
Gesetz  gebracht.  Der  Preussische  Entwurf  kennt  nur  Bergung.  Der  Art 
595  bestimmt  im  Abs.  1 :  Wer  ein  in  Noth  befindliches  oder  schon  vertm- 
glücktes  Schiff  oder  dessen  Ixidung  ganz  oder  theiltceise  rettet  oder  retten 
hüflt  wer  Schiffstheile  oder  Güter ^  die  herrenlos  auf  der  See  treiben  ^  auf- 
fischt und  birgt,  hat  Anspruch  auf  Bergelohn  gegen  den  Eigenthümer  des 
geretteten  Schiffs  oder  Guts. 

***)  Hiermit  stimmt  auch  die  in  der  früheren  Praxis  herrschende  Auf- 
fassung von  der  Bergung  überein :  Entscheidun^gründe  des  0.  A.  G.  zu  Lübeck 
iii  Bremer  Sachen  I  S.  226  flP.,  in  Hamburger  Sachen  H  8.  1002  ff.  Herrmauu 
und  Hirsch,  Sammlung  Nr.  8S.  Ganz  ebenso  wird  auch  die  Bergung  in  der 
französischen  Jurisprudenz  auf  Grund  des  art.  27  L.  4  T,  8  der  oraufnnanee 
de  la  marine  aufgefasst,  und  von  der  Hülfsleistung  {assistance  maritime) 
unterschieden:  Caurnont,  dictionnaire  p,  633  n.  6  §  L  p,  812  n.  4.  Selur 
treffend   heisst  es  an  der  letzteren  Stelle:    En  parlant  cCeffets  —  tout-ä-fait 
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£s  genügt  also  nicht ^  um  einen  Bergungsfall  zu  begründen^  daas 
die  Besatzung  nicht  im  Stande  ist,  die  Rettung  von  Schiff  und 
Ladung  aus  einer  gefährlichen  Situation ,  die  den  Untergang  der- 
selben zur  Folge  haben  könnte,  zu  bewerkstelligen,  es  genügt  auch 
nicht,  dass  die  Person,  welche  die  Rettung  unternehmen  will,  z.  B. 
der  Kapitän  eines  Schleppdampfers,  sicn  die  alleinige  Direktion 
über  die  zum  Zwecke  der  Rettung  —  etwa  zur  Abbringung  des 
Schiffs  von  einer  Sandbank  —  enorderlichen  Massregeln  vorbe- 
halten hat  Ist  der  Kapitän  und  die  Mannschaft  auf  dem  Schiffe 
geblieben,  und  ist  ersterer  nur  im  Stande,  das  Kommando  zu  führen 
und  die  letztere,  die  Schiffsarbeiten  vorzunehmen,  so  lässt  sich 
nicht  sagen,  dass  das  Schiff  „der  Verfugung  der  Schiffsbesatzung 
entzogen*'  gewesen  ist.  (Entsch.  des  R.  O.H.G.  IV  S.  440  f.*) 
Dagegen  würde,  wenn  sonst  die  Voraussetzungen  der  Bergung  vor- 
lägen, die  Annahme  einer  solchen  dadurch  noch  nicht  ausgeschlossen 
werden,  dass  die  Besatzung  bei  der  Ausfuhrung  der  Bergungs- 
niassregeln  den  Bergern  einigen  Beistand  leistete  (Prot.  Vfil 
S.  4148  f.).  ,  Auch  ist  es  für  den  Begriff  der  Bergung  nicht  er- 
forderlich, dass  Schiff  und  Ladung  der  Verfügung  der  Besatzung 
entzogen  resp.  von  derselben  aufgegeben  sind.  Vielmehr  liegt  eine 
Bergung  vor,  wenn  „geworfene  Ladungstheile"  oder  ein  durch  die 
See  weg^schlagenes  Boot  in  Sicherheit  gebracht  wurden,  „obschon 
das  Schill  selbst  sich  fortwährend  in  der  Gewalt  der  Besatzung 
befunden"  hat.    (Prot.  VIII  S.  4148  f.) 

4.    Dass   der  Besatzung    ein    Anspruch    auf   Berge- 
und  Hülfslöhn  nicht  zustehen  soll,  wurde  auf  der  Hamburger 

^chappis  a  son  action  et  ä  son  pouvoir  (seil,  des  Eigenthümers)  Vifäention 
hndente  du  ligiBlctteur  a  it6  que,  quelque  fUt  VHat  auquel  un  navire  pouvait 
ae  trouver  ridiatf  on  ne  devait  pas  le  considSrer  comme  abandonni^  tant 
qu'ä  hord  le  capüaine  a  encore  les  moyens  ou  de  faire  quelqu  es  manpeuvres  ou  quel- 
ques tentatives  de  salui,  on  ttajjpeler  des  secours,  au  de  faire  des  signaux  de  ddtresse . 
*)  Dieser  Entscheidung  liegt  folgender  Fall  zu  Grunde:  Das  britische 
Schiff  Andrew  Lovitt  war  in  der  Nähe  der  Insel  Wangeroog  auf  eine  Sand- 
bank gerathen,  und  der  Versuch,  dasselbe  unter  Mitwirkung  einiger  von  der 
genannten  Insel  -an  Bord  gekommenen  HiUfsleute  durch  Winden  auf  einen 
ausgebrachten  Anker  abzubringen,  scheiterte.  Darauf  wurde  das  Schiff  von 
dem  Bremerhafener  Schleppdampfer  Diana  nach  dreistündiger  Bemühung 
abgeschleppt.  Vor  der  Hüffsleistung  hatte  sich  der  Führer  des  letzteren 
Schiffs  vom  Kapitän  des  Andrew  Lovitt  ein  Verpflichtungsformular  unter- 
schreiben lassen,  worin  dieser  erklärt,  er  engagire  das  Dampfschleppschiff 
,,znr  Bergung  seines  Schiffs  und  der  Ladung^* ;  Schiff  und  Ladung  befänden 
Bich  ,Jn  einer  sehr  gefahrlichen  Lage'';  er  sei  mit  seiner  Mannschaft  nicht  im 
Stande,  j^i'gcnd  etwas  zur  Rettung  von  Schiff  und  Ladung  bei  dem  gegen- 
wärtigen Zustande  beizutragen'^ ;  er  sei  damit  einverstanden,  dass  ,, der  Ber^e- 
lohn"  nach  Wunsch  der  Knederei  des  Schleppdampfers  „entweder  schieds- 
richterlich durch  Sachverständige  oder  gericntlich  festgesetzt  werde**  (a.  a. 
0.  S.  423  ff.).  Das  in  dieser  Sache  dem  Revers  gemäss  gebildete  Schieds- 
gericht n&m  Bergung  an  und  sprach  der  Rhederei  der  Diana  einen  Berge- 
lohn  von  62,000  Louisd'or  -  Thalern  zu,  indem  es  den  Werth  von  Schiff  und 
Ladung  auf  240540  Ldr.-Thaler  annahm.  Das  R. O.H.G.  verwarf  den  Be^ff 
der  Bergung  für  die  von  der  Diana  geleisteten  Dienste  und  charakterisirte 
dieselben  lediglich  .als- Hülfe  in  Seenoth.     (S.  426.  S.  441  f.) 

8* 
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Konferenz  mit  der  Versuchung  motivirt,  die  entgegengesetzten 
Falls  vorhanden  wäre^  „das  Schiff  absichtlich  an  den  »Strand  zu 
setzen  um  bergen  zu  können  u.  dgl."  (Prot.  VI  S.  2883). 

Art.  743. 

Wenn  noch  während  der  Gefahr  ein  Vertrag  über  die  Höhe  des 
Berge-  oder  Hülfslohns  geschlossen  ist,  so  kann  derselbe  wegen  er- 
heblichen Uebermasses  der  zugesicherten  Vergütung  angefochten  und 
die  Herabsetzung  der  letzteren  auf  das  den  Umständen  entsprechende 
Mass  verlangt  werden, 

1.  Die  Höhe  des  Berge-  oder  Hülfslohns  kann  vertrags- 
mässig  festgesetzt  werden.  Zur  Eingehung  eines  solchen  Vertrags 
ausserhalb  des  Heimathshafens  ist  der  Schiffer  legitimirt. 

Der  Preussische  Entwurf  (Art  597)  hatte  allerdings  nach  dem 
Vorgange  des  Holländischen  H.  G.  B.  (Art.  568)  den  Grundsatz 
aufgestellt : 

Der  Vertrag,  welchen  der  Schiffer  nach  überstandener  Oefahr 
über  die  Höhe  des  Bergelohns  schliesst,  bedarf  zu  seiner  GüUigheü 
der  Zusiimmtma  des  Bheders  und  beziehu/ngsweise  des  Abladers. 

Der  von  dem  Referenten  der  Kommission  vorgelegte  Entwurf 
des  Titel  IX  enthält  jedoch  eine  derartige  Bestimmung  nicht,  und 
es  wurde  dies  damit  motivirt,  dass  das  Prinzip  des  PreuBsischeii 
Entwurfs  schon  an  und  für  sich  bedenkUch  sei,  ,,weil  der  Schiffer 
zu  weit  von  der  Heimath  u.  s.  w.  entfernt  sein  könne,  als  dass  er 
den  Rheder  und  die  Ladungsinteresseuten  um  ihre  Zustimmung 
zu  befragen  vermöchte^',  dasselbe  auch  durch  die  statuirte  „Ver- 
pflichtung des  Schiffers,  vor  Abschluss  eines  den  Rheder  oder  die 
Ladungsinteressenten  betreffenden  Vertrags,  wenn  möglich,  die 
Anweisung  der  Betheiligten  einzuholen,  zum  grossen  Theil  über- 
flüssig geworden  sei"  (Prot.  VI  S.  2802). 

Sun  ist  aber  der  Schiffer  ausserhalb  des  Heimathshafens  Dritten 
gegenüber  befugt,  ftir  den  Rheder  alle  Geschäfte  und  Rechtshand- 
lungen—  einschliesslich  der  Kreditgeschäfte — vorzunehmen,  welche 
zur  Erhaltung  des  Schiffs  und  zur  Ausführung  der  Reise  noth- 
wendig  sind,  soweit  nicht  das  Gesetz  selbst  Einschränkungen  ent- 
hält oder  die  vertragsmässigen  Beschränkungen  den  Dritten  erweis- 
lich bekannt  waren.  (Art.  496.  497.  500.  502.  512.  H  G.B.)  In 
gleicher  Weise  verpflichtet  der  Schiffer  durch  die  während  der 
Reise  zur  Abwendung  oder  Verringerung  eines  Verlustes  in  Betreff 
der  Ladung  vorgenommenen  Rechtshandlungen  die  Ladnngsbethei- 
ligten,  und  es  können  sich  diese  auf  die  dem  Schiffer  zur  Pflicht 
gemachte  Einholung  und  Befolgung  von  Anweisungen  gutgläubigen 
Dritten  gegenüber  nicht  berufen  (Art.  504.  505.  507—509.  511. 
512  H.  G.B.).  Da  nun  ein  über  die  Höhe  von  Berge-  mid  Hülfs- 
lohn  abgeschlossener  Vertrag  unter  die  hier  bezeichneten  Rechts- 
geschäfte gehört,  so  müssen  Rheder  und  Ladungseigenthümer  auch 
einen  solchen  anerkennen  (Entsch.  des  R.  O.H.G.  IX  S.  368  f.). 
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2.  Das  Gegetz  will  verhüten  ^  ^^dass  der  unfreie  Zustand  des 
in  Seenoth  befindlichen  Schiffers  oder  Eigenthümers  von  Schiff 
oder  Ladung  von  demjenigen,  der  allein  in  der  Lage  ist.  Hülfe 
leisten  zu  können,  zum  Zweck  unbiUiger  und  unwürdiger  Erpressung 
ausgebeutet  werde";  und  so  bebandelt  es  die  Seenoth,  in  der 
sich  der  Schiffer,  Rheder  oder  Ladungseigen thümer  befindet,  als 
eine  Zwangslage,  und  einen  in  derartiger  Lage  von  ihm  ab- 
geschlossenen Vertrag  nach  Analogie  eines  erzwungenen  Geschäfts, 
eines  mehis  causa  aestum.  (Motive  zum  Pi^euss.  Entw.  S.  324; 
vgl.  Entsch.  des  R.O.H.G.  XIV  S.  303  f.)*) 

Dem  entsprechend  bezieht  sich  der  Artikel  nicht  blos  auf  den 
Fall,  wo  „ein  bestimmter  Geldbetrag  in  der  Seenoth  durch  Ver- 
einbarung sofbii;  festgestellt  worden"  ist.  Vielmehr  handelt  er 
überhaupt  von  Verträgen,  welche  über  „die  Höhe  des  Bei^e-  oder 
Hülfslohns"  geschlossen  werden,  „lieber  dieselbe  wird  aber  auch 
dann  ein  Vertrag  geschlossen,  wenn  die  Vereinbarung  mittelbar 
auf  die  Feststellung  des  Quantums  der  Vergütung  hinnihrt".  Es 
fallen  daher  unter  die  von  dem  Artikel  getroffene  Bestimmung  alle 
handgreiflich  falschen  Bekenntnisse  des  nothleidenden  Schiffers  über 
die  momentane  Sachlage ;  Verzicht  auf  Anrufung  des  Richters  und 
Unterordnung  unter  solche  Schiedsrichter,  in  deren  Auswahl  der 
Schiffer  ungebührlich  beschränkt  wird,  unter  Umständen  auch  Ver- 
einbarung über  die  Personen  der  Schätzer.  (Entsch.  des  R.O.  H.G. 
IV  S.  435  f.  IX  S.  365  ff.)  , 

3.  Wie  das  erzwungene  Geschäft  nach  bürgerlichem  Recht 
nicht  nichtig,  sondern  nur  anfechtbar  ist,  so  ist  auch  der  in  einer 
Seenoth  vom  Schiffer  über  die  Höhe  der  Belohnung  eingegangene 
Vertrag  nicht  nichtig;  er  ist  vielmehr  an  sich  gültig,  Kann  aber 
wegen  erheblichen  Uebermasses  der  zugesicherten  Vergütung  an- 
gefochten   werden,    doch  nur  mit  der  Wirkung,    dass  eine  ent- 

*  sprechende  Reduktion  eintritt.'  Dies  hat  das  Gesetz  mit  dürren 
Worten  ausgesprochen.  Allerdings  hatte  der  Preussische  Entwurf 
(Art.  596)  Nicntigkeit  jedes  während  der  Gefahr  über  die  Höhe 
des  Bergelohns  vom  Schiffer  oder  Schiffseigenthümer  abgeschlosse- 
nen Vertrags  statuirt;  allein  auf  der  Hamburger  Konferenz  wurde 
die  Beibehaltung  dieser  Vorschrift  abgelehnt  und  dafür  der  gegen- 
wärtige  Inhalt  des  Art.  743  angenommen   (Prot.  VI  S.  2805,  vgl. 


*)  Dieser  Grundsatz  gehört  bereits  den  älteren  Seerechten  an;  vgl. 
z.  B.  ConaoUUo  del  tnare  c.  208,  232,  (Pcwdessus^  collections  de  lois  maritimes 
II p.  256,  308.),  In  gleicher  Weise  findet  derselbe  sich  in  dem  heutigen  Rechte 
der  hervorragendsten  Seestaaten;  so  im  Englischen  Recht,  AbboU,  treoHse 
p.  568.  Mactfichlan,  treatise  p.  577  {If  tke  parties  8pecially  agree  for  a 
stated  9um  to  give  the  aseistance  actuaUy  rendered,  they  are  bound  by  their 
cofUrcurt;  but  vie  pctHy  setHng  it  up  is  required  by  the  Court  of  AdmiraUy 
not  only  to  prove  that  it  was'  made  but  also  that  it  was  just) ;  im  Recht  der 
Vereinigten  Staaten  Amerikas:  Parsons^  on  maritime  law  II  p,  628;  im 
französischen  Recht:  Caumont^  dictionnaire  p.  812  no.  8  §  4;  im  holländischen 
Wetboek  van  Koophandel  art.  568, 
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Entßch.  des  R.  O.  H.  G.  IX  S.  366).    Wann   ein  erhebliches  üeber- 
mass  anzunehmen,  darüber  entscheidet  arhürium  iudieis. 

4.  £inen  Vertrag  über  Berge-  und  Hülfslohn,  wie  ihn 
Art.  743  voraussetzt,  kann  der  Regel  nach  nur  der  Schiffer 
oder  der  Eigenthümer  von  Schiff  resp.  Ladung  schliessen. 
Denn  da  der  Serge-  oder  Hülfslohn  mit  einem  ,,Pfandrecht  an  den  ^ 
geretteten  Gegenständen'^  ausgestattet  ist  (Art.  753.  755.  757  Ziff.  5.  | 
772  Ziff.  3  H.  G.  B.),  so  kann  nur  der  durch  Vertrag  einen  Anspruch  ' 
darauf  einräumen,  dem  die  rechtliche  Verfugung  über  Schiff  oder 
Gut  zusteht.     Hat  daher   ein  Dritter,  etwa  ein  Verwandter  oder 
Korrespondent   der  gedachten  Personen,   einen  Vertrag  über  die 
einem  in  Gefahr  befindlichen  Schiffer  zu  gewährende  Hülfsleistung 
mit  dem  Helfer  geschlossen,  so  ist  dies  „kein  Vertrag  über  Hülfs- 
oder  Bergelohn  im  Sinne  der  Art.  742  und  743  H.  G.  B.,  unterliegt 
also   an   sich  nicht  der  Anfechtung  aus  Art.  743'',   wie  man  auch 
von  einem  solchen  Dritten  niemals  sagen  könnte,   dass  er  eich  in 
einer  Zwangslage  befunden,  und  dass  daher  die  Grundsätze  des 

.  bürgerlichen  Rechts  über  mehtö  analog  zur  Anwendung  zu  bringen 
wären  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XIV  S.  302  ff.). 

5.  Ist  der  während  der  Gefahr  über  die  Höhe  des  Berge- 
und  Hülfslohns  geschlossene  Vertrag  nach  Beseitigung  der 
Gefahr  Seitens  „des  Schiffers  oder  des  Eigenthümers  von  Schiff 
resp.  Ladung  bestätigt  worden,  so  kann  derselbe  selbstverständ- 
lich nicht  mehr  angefochten  werden ;  im  ersteren  Falle  freilich  nur 
dann  nicht,  wenn  noch  dieselben  Voraussetzungen  vorliegen,  unter 
denen  der  Schiffer  zur  Eingehung  eines  Vertrags  über  Berge-  und 
Hülfslohn  überhaupt  berechtigt  ist.  (Vgl.  Entsch.  des  R.O.H.G. 
IX  S.  369.) 

6.  Ist  ein  Vertrag,  der  nicht  die  Höhe  des  Berge-  und  HüLb- 
lohns  festsetzt,  sondern  nur  die  Personen  bezeichnet,  welche  den- 
selben abschätzen  sollen,  nach  Beseitigung  der  Gefahr  be-* 
stätigt  worden,  so  ist  eine  Korrektur  der  von  den  Sachverstän- 
digen vorgenommenen  Schätzung  nur  wegen  offenbarer  Unbilligkeit 
dem  Richter  gestattet  (X.  79  Pro  socio  [:/7,  3]).  Hat  dagegen  die 
Anerkennung  des  Vertrags  erst  nach  erfolgter  Schätzung  stattge- 
funden, und  ist  sie  ausdrücklich  auf  das  Resultat  der  letzteren  aus- 
gedehnt worden,  so  kann  von  einer  richterlichen  Nachprüfung  der 
Schätzung  überhaupt  nicht  mehr  die  Rede  sein.  (Entsch.  des 
R.O.H.G.  IX  S.  370.) 

Art.  744. 

In  Ermangelung  einer  Vereinbarung  wird  die  Höhe  des  Berge- 
oder  Hülfslohns  von  dem  BicUer  unter  BerücksichUgung  aller  ifm^ 
stände  des  Falles  nach  billigem  Ermessen  in  Geld  f^igesetst.  - 

Dieser  Artikel  findet  seine  Ergänzung  in  den  §§  36 — 39  dei: 
Strandungs  -  Ordnung  vom  17.  Mai  1874. 
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Art  746. 

Der  Berge-  oder  HiÜfslohn  umfctöst  mgleich  die  Vergütung  für 
die  Aufwendungen  t  welche  eum  Zweck  des  Bergens  und  Reitens  ge- 
schehen sind. 

Nicht  darin  enthalten  sind  die  Kosten  tmd  Gebühren  der  Be- 
hörden, die  von  den  geborgenen  oder  geretteten  Gegenständen  isu  ent- 
richtenden ZöUe  und  sonstigen  Abgaben  und  die  Kosten  i3t4m  2jweck 
der  Aufbewahrung^  Erhaltung^  Abschätzung  und  Veräusserung  derselben, 

1.  Der  Abs.  1  bestimmt,  dass  für  die  wohl  bei  jedem  Fall 
einer  Bergung  oder  Gewährung  von  Hülfe  in  Seenoth  vorkommende 
,,  Auf  wen  düng  von  Material,  Böten,  Wagen  u.  dgl."  eine  beson- 
dere Vergütung  ausser  dem  Bergelohn  oder  Hüllslohn  nicht  zu 
entrichten  ist  (Prot.  VI  S.  2837). 

2.  Zu  den  Kosten  der  Behörden  im  Abs.  2  gehören,  wie 
§  10  der  Strandangs-O.  ausdiücklich  hervorhebt,  die  in  den  §§  4. 
5.  9.  desselben  Gesetzes  bezeichneten  Vergütungen.  Auch  die 
Kosten  der  durch  die  Strandungs-O.  vorgeschriebenen  Vorverhand- 
lungen und  des  Aufgebotsverfahrens  fallen  unter  die  Kategorie  der 
Bergungskosten  (Strand.O.  §  34). 

Art.  746. 

Bei  der  Bestimmung  des  Betrages  des  Berge-  öd^r  Hülfslohns 
kommen  insbesondere  in  Anschlag:  der  bewiesene  Eifer ,  die  ver- 
wendete Zeit,  die  geleisteten  Dienste,  die  geschehenen  Aufwendungen, 
die  Zahl  der  thätig  gewesenen  Personen,  die  Gefahr,  welcher  dieselben 
ihre  Person  und  ihre  Fahrzeuge  unterzogen  haben,  sowie  die  Gefahr, 
welche  den  geborgenen  oder  geretteten  Gegenständen  gedroht  hat,  und 
der  nach  Abzug  der  Kosten  (Art.  745  Abs,  2)  verbliebene  Werfh 
derselben, 

1.  Die  in  dieseß  Artikel  aufgezählten  Momente  waren  schon 
vor  Erlass  des  H.  G.  B.  für  die  Höhe  der  zuzubilligenden  Ver- 
gütung massgebend,*)  auch  stimmt  damit  die  auswärtige  Praxis 
überein.  **) 

2.  Dass  der  Richter  auf  die  Zahl  der  „thätig  gewesenen", 
nicht  der  „erforderlich  gewesenen"  Personen  Rücksicht  zu  nehmen 
hat,  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  dadurch  motivirt,  dass 
die  Berger  nicht  im  Voraus  wissen  könnten,  „wie  viele  Personen 
zur  glücklichen  und  rechtzeitigen  Vollendung  des  Bergungsgeschäfts 
erforderlich  seien",  auch  dagegen,  dass  den  Eigenthümern  der  ge- 
retteten Gegenstände  „nicht  der  Zulauf  einer    offenbar  ganz  un- 


*)  Ullrich,  Sammlung  Nr.  J67.  Nr.  323.  Herrmann  und  Hirsch,  Sammlung 
Nr.  88  Nr.  91.  Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  28.  Februar  1855  in  der 
Hamburger  Sammlung  II  'S.  1001  fiP. 

•*)  AhboU,  treatvae  p.  361  squ,  Caumont,  dictionnaire  p,  633  n.  6  §  2 
u.  3,  p.  812  n.8§  1—3, 
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Döthigen  Menge  von  Personen  zupa  Nachtheil  gereiche'^,  der  Um- 
Btand  schon  hinreichenden  Schutz  gewähre,  ^^dass  der  Richter  auch 
auf  den  bewiesenen  Eifer  und  die  zur  Bergui^  verwendete  Zeit 
Rücksicht  zu  nehmen  habe  und  ausserdem  die  Beachtung  anderer 
einilussr eicher  Umstände  nicht  ausgeschlossen  sei."  (Prot,  VI 
S.  2816  f.). 

Art  747. 

Der  Berge-  oder  Hülfshhn  darf  ohne  den  übereinstimmenden 
Antrag  der  Parteien  nicht  auf  eine  Quote  des  Werthes  der  gebor- 
genen oder  geretteten  Gegenstände  festgesetzt  werden. 

Die  Vorschrift  dieses  Artikels  begründete  man  auf  der  Ham- 
burger Konferenz  durch  die  Erwägung:  Wo  „die  Zuerkennung 
von  Quoten  üblich  gewesen  sei,  erscheine  dies  lediglich  als  Folge 
des  alten  Strandrechts",  und  biete  unverkennbar  dazu  Veranlassung, 
dass  der  Bergelohn  —  der  doch  nichts  weiter  als  eine,  wenn  auch 
reichliche,  so  doch  den  Umständen  angemessene  Bezahlung  der  von 
den  Bergern  geleisteten  Dienste  darstellen  solle  —  zum  Nachtheil 
des  Seehapdels  „meistens  höher  bestimmt  werde,  als  er  bestimmt 
worden  wäre,  wenn  die  Behörde  eine  gewisse  runde  Summe  zusprechen 
und  ihren  desfallsigen  Ausspruch  begründen  müsste"  (Prot.  VI 
S.  2819  f.).*) 

Art.  748. 

P 

Der  Betrag  des  Bergelohns  soll  den  dritten  Theil  des  Werthes 

der  geborgenen  Gegenstaaide  (Art  746)  nicht  übersteigen. 

Nur  ausnahmsweise,  wenn  die  Bergung  mit  ungewöhnlichen  An^ 
strengungen  und  Gefahren  verbunden  war  und  jener  Werth  zugleich 
ein  geringer  ist,  kann  der  Betrag  bis  zur  Hälfte  des  Werthes  er- 
höht  werden. 

Das  Maximum  des  zuzubilligenden  Bergelohns  hat  das  Gesetz 
auf  ein  Drittel  des  Werths  der  geborgenen  Güter  festgesetzt,  welcher 
Betrag  freilich  nach  Art.  747  stets  in  einer  bestimmten  Summe 
auszudrücken  ist.  Doch  ist  für  die  Fälle,  in  denen  wegen  der 
ganz  ausserordentlichen  Bemühungen  und  des  nur  geringen  Netto- 
werths  der  geborgenen  Güter  der  Bergelohn  bei  einem  derartigen 
Maximum  mit  den  Verdiensten  der  Berger  in  keinem  entsprechen- 
den Verhältniss  stehen  würde,  eine  Ueberschreitung  des  Maximums 
bis  zur  Hälfte  des  Werths  gestattet.  Man  sprach  nämlich  auf  der 
Hamburger  Konferenz  die  Befürchtung  aus,  dass  bei  zu  gering 
bemessenem  Bergelohn  die  Strandbewonner  die  Lust  zur  Biethei- 
ligung an  der  Rettung  von  Schiff  und  Ladung  aus  Seegefahr  verlieren 
dürften.    (Prot.  VL  S.  2841  f.) 


*)  Der  noch  jetzt  gültige  art  27  L.  4  T.  9  der  ordonnance  de  la  ma- 
rine von  168]  spricht  bei  eigentlich  geborgenen  Sachen  den  Bergem  ein 
Drittel  des  Werths  der  geretteten  Sachen  zu. 
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Art  749. 

Der  Eülfslohn  ist  stets  unter  dem  Betrage  festmsetisen,  welchen 
der  Bergelohn  unter  sofist  gleichen  Umständen  erreicht  haben  würde. 
Auf  den  Werth  der  •geretteten  Gegenstände  ist  bei  Bestifnmung  des 
HüJfslohns  nur  eine  übergeordnete  Rücksicht  eu  nehmen. 

Zur  Begründung  des  in  diesem  Artikel  aufgestellten  Prinzips 
wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  geltend  gemach t^  es  sei  an- 
gemessen, „Aen  Bergelohn  reichlicher  als  den  Hülfslohn  zuzumessen, 
und  hierbei  auf  den  Werth  der  geretteten  Sachen  vorwiegend  Rück- 
sicht zu  nehmen^  weil  geborgene  Sachen  den  gefundenen  ziemlich 
gleich  ständen,  der  Bergelonn  sonach  zugleich  den  Fundiohn  zu 
repräsentiren  und  eine  Entschädigung  für  die  custodia  des  Ge- 
borgenen zu  gewähren  habe",  was  beides  bei  dem  Hülfslohn  nicht 
zutreffe  (Prot.  VI  S.  2821).  Derselbe  Grundsatz  galt  übrigens 
bereits  in  dem  früheren  Recht  (s.  Entsch.  des  O.  A.G.  zu  Lübeck 
vom  5.  Juli  1866  in  KieruMF's  Samml.  II  S.  518  f.).*) 


*)  Das  It.O.H.G.  hebt  in  dem  Erkenntniss  vom  8.  April  1873  (Entsch. 
IX  S.  418  f.)  hervor,  dass  die  höchste  Vergütung,  welche  in  der  deutschen 
Kechtsprechang  für  geleistete  Nothhülfe  im  Falle  der  Vienna  (KierulflTs 
Sammlung  III  S.  705  n.)  zugebilligt  worden,  750o  Thaler  betrage  (wobei  noch 
der  Werth  einer  bei  Gelegenheit  dieser  Nothhülfe  in  Fol^e  eines  Zusammen- 
stOBses  mit  dem  nothleioenden  Schiffe  erlittenen  Havarie  im  Betrage  von 
88  £  eingerechnet  war).  Die  dieser  zunächst  kommende  Summe  (Hämo.  Ger. 
Zeit.  IV  S.  20  u.  96)  betrage  3750  Thaler.  In  der  Sache  des  George  Canning 
(Hamb.  Sammlung  der  O.A.G.  Erk.  II  S.  989  ff.)  seien  einschliesslich  der 
Vergütung  für  Schleppdienste  2000  Thaler  (an  Stelle  der  geforderten  53,000 
ThflJer)  gewährt  worden.  In  allen  übrigen  Sachen  seien  die  Vergütungen  be- 
trächtlich geringer  gewesen.  In  dem  (oben  S.  115  Note*)  mitgeth  eilten  Fall 
des  Schiffs  Andrew  Lovitt  war  bei  einem  Werth  des  Schiffs,  der  Fracht  und 
der  Ladung  von  240540  Ldr.-Thalern  von  den  Schiedsrichtern  ein  Berge- 
lohn von  62,000  Ldr.-Thalern  festgesetzt.  Nachdem  das  R.O.H.G.  in  seinem 
Erkenntniss  vom  23.  Februar  H>72  (Entsch.  IV  S.  422  ff.)  festgestellt  hatte, 
dass  ein  Fall  der  Bergung  nicht  vorliege,  sondern  ein  Fall  der  Hülfsleistung 
in  Seenoth,  setzte  das  Obergericht  zu  Bremen,  an  welches  die  Sache  vom 
R.  0.  H.  G.  zurück  verwiesen  war,  die  Vergütung  für  die  geleistete  Nothhülfe, 
einschliesslich  der  Schleppdienste,  auf  25,000  Mark  fest  Das  B.  O.H.G.  da- 
gegen ermässigte  (auf  die  eingelegte  Beschwerde  beider  Parteien)  in  dem  Erk. 
vom  8.  April  1873  (Entsch.  K  S.  414  ff.)  den  Vergütungsbeiauf  auf  15,000 
Mark.     In   einem  Falle,   wo   sich  das  nothleidende    Schiff  in  einer  höchst 

Eif&hrlichen  Lage  befunden,  und  die  Hülfeleistenden  sich  einer  erheblichen 
ebenagefohr  ausgesetzt  hatten,  sprach  das  Hamburger  Handelsgericht  den 
letzteren  in  einem  (vom  Obergericht  bestätigten)  Erkenntniss  vom  8.  Februar 
1875  einen  Hülfslohn  von  12,000  Mark  zu  (Hamb.  Handelsger.  Zeit,  von  1875 
Nr.  97).  Gefordert  war  der  zehnte  Theil  des  Werths  des  Schiffs ,  n&mlich 
25,000  Mark. 

Hinsichtlich  der  Praxis  in  England,  wo  man  unter  scdvage  Hüifs-  oder 
Bergelohn  begreift,  bemerkt  Abbott ,  treatise  p.  öß-i:  Rarely  less  than  one- 
ihird  or  more  thcm  one-hcUf  of  the  property  saved  is  given,  unleas  the  ter* 
vices  have  been  venj  inconaiderahle^  or  the  amount  of  the  property  ha»  been 
very  great.  Sometimes^  hotoever^  a  fifthy  aixth^  or  terUh  only  has  been  awar- 
dedy  and  even  lese.  In  a  case  of  derelict  of  very  small  value^  no  owner 
appearing,  the  tohole  net  value^  351.  was  allmoed.     Where  arbiirators  had 
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Art.  750. 

Haben  mehrere  Personen  an  der  Bergung  oder  Hülfsleisiung  sich 
betheiltgt^  so  wird  der  Berge-  oder  Hülfslohn  vnter  dieselben  nctch 
Massgabe  der  persönlichen  und  sachlichen  Leistungen  der  Eineeinen 
und  im  Zweifel  nach  der  Kopfaahl  vertheiU, 

Zur  gleichmässigen  Theilnahme  sind  auch  diejenigen  berechtigt^ 
welche  in  derselben  Gefahr  der  Rettung  von  Menschen  sich  unter- 
flogen  haben, 

1.  Unter  den  sachlichen  Leistungen  ist  das  Gewähren  des 
zur  Kettung  erforderlichen  Materials  an  Schiffen,  WageU;  Tauwerk 
u.  s.  w.  zu  verstehen. 

2.  Nicht  antheilsberechtigt  sind  —  so  weit  nicht  durch 
Art  751  eine  Ausnahme  begründet  wird  —  die,  welche  nicht'selbst- 
ständig  zur  Rettung  von  Schiff  oder  Ladung  thätig  gewesen,  son- 
dern von  einer  bestimmten  Person  zur  Ausfuhrung  von  Rettungs- 
arbeiten engagirt,  also  lediglich  zu  dieser  in  ein  Kontraktsverhält- 
niss  getreten  und  als  deren  Gehülfen  .bei  den  Hülfsleistuneen  er- 
schienen sind  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  5.  Juü  1866 
in  Kierulffs  Sammlung  11  S.  515  f.). 

3.  Der  Begriff  der  Bergung  und  Hülfsleistung,  wie  ihn  das 
Gesetz  aufstellt,  liegt  nur  dann  vor,  wenn  Sachen  in  Sicherheit  ge- 
bracht sind.  Demgemäss  ist  Berge-  und  Hülfslohn  nur  von  Sachen 
zu  entrichten,  und  der  Anspruch  auf  solchen  fällt  fort,  wenn  Menschen 
allein,  und  keine  Sachen  gerettet  sind.  Daraus  würde  folgen,  dass 
die  bei  Gelegenheit  eines  Bergefalls  oder  einer  Hülfsleistung  vorge- 
nommene Rettung  von  Menschen  zur  Theilnahme  ander  Ver- 

gitung  an  und  für  sich  nicht  berechtige.  Das  Gesetz  hat  jedoch  aus 
umanitätsrücksichten  denen,  welche  sich  mit  der  Rettung  von 
Menschen  in  einem  derartigen  Falle  beschäftigt  haben,  einen  An- 
theil  am  Berge-  resp.  Hülfslohn  zugesprochen,  und  zwar  hat  es  an- 

fsordnet,  dass   solche   in   demselben  Masse,   wie  diejenigen,    die 
achen  geborgen,  antheilsberechtigt  sind  (Prot.  VI  S.  2824  f.). 

Art.  751. 

Wird  ein  Schiff  oder  dessen  Ladung  ganz  oder  theilweise  von 
einem  anderen  Schiff  geborgen  oder  gerettet^  so  wird  der  Berge-  oder 
Hiüfslohn  aswischen  dem  Rheder^  dem  Schiffer  und  der  librigen  Se- 
saieung  des  anderen  Schiffs,  sofern  nicht  durch  Vertrag  unter  ihnen 
ein  Anderes  bestimmt  ist,  in  der  Art  vertheilt,  dctss  der  Rheder  die 
Hälfte,  der  Schiffer  ein  Viertel  und  die  übrige  Besatzung  zusammen 
gleichfalls  ein  Viertel  erhalten.  Die  Vertheilung  unter  die  letetere 
erfolgt  nach  Verhältniss  der  Heuer  y  welche  dem  Einzelnen  gebührt 
oder  seinem  Range  nach  gebühren  würde. 


given  one  -fmirth  of  the  value  of  a  ship,  and  it  was  agreed  that  the  aalvage 
payable  for  the  eargo  should  oe  referred  to  the  court  of  Admiralty,  thai 
court^  the  cargo  heing  valued  at  38^000  /. ,  atnarded  IjOOO  l.  for  contingent 
loaees,  1,600  t.  for  aalvage-reward,  and  200  l,  for  the  maaters  expenaea. 


Von  der  Bergung  und  HälfsleiBtang  in  Seenoth.?  123 

1.  In  dem  Artikel  wird  gehandelt  „von  einer  Bergungdnrch 
das  Schiff,  also  von  einer  durch  den  Schiffer  angeordneten  und 
von  der  Mannschaft  als  solcher  im  Dienste  des  Rheders  ausgeführten 
Ma8Bregel^^  Dagegen  ist  es  irrelevant,  ob  „das  bergende  Schiff 
dem  zu  bergenden  auf  offener  See  zufäUig  begegnet^,  oder  der 
Rheder  Schiff  und  Mannschaft  nur  zu  dem  Zwecke  aussendet,  um 
zu  bergen.  Freilich  wird,  weim  der  Rheder  „aus  dem  Bergen  ein 
Geschäft^  macht,  der  Heuervertrag  schon,  „sei  es  ausdrücklich,  sei 
es  stillschweigend,  das  Erforderliche  enthalten/^  (Prot.  VIII S.  4145.) 

2.  Der  Vertheilungs-Modus  wurde  auf  der  Hamburger 
Konferenz  folgendermassen  begründet:  „Die  Vortheile,  welche 
aus  der  Bergung  oder  Rettung  entsprängCD,  müssten  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte, „dass  Bereung  und  Rettung  ohne  das  Schiff  nicht 
denkbar ;  und  der  Rheder  der  Herr  des  ganzen  Unternehmens 
sei'';  ausschliesslich  dem  Rheder  zufallen.  Spreche  nun  aber  die 
Billigkeit  dafür,  ^^den  Schiffer  und  die  Mannschaft  an  einem  solchen 
Gewinn  Antheil  nehmen  zu  lassen/'  so  werde  dem  Rheder  mit  der 
Hälfte  des  Bergelohns  nicht  zu  viel  zugesprochen,  zumal  „durch 
die  Bergung  immer  einiges  und  in  vielen  Fällen  ein  grosses  Risiko 
iür  das  Schiff  entstehe,  indem  der  durch  die  Bergung  CDtstehende 
Aufenthalt  u.  s.  w.  möglicherweise  von  Einfluss  auf  die  Rechte  und 
Verbiodlichkeiten  des  Assekuradeurs  werden  könne  u.  s.  w."  Die 
Mannschaft  dürfe  einerseits  ^^ohne  den  Befehl  und  die  Erlaubniss 
des  Schiffers  mit  der  Bergung  und  Rettung  sich  nicht  befassen'^, 
andererseits  sei  sie  nicht  berecntigt,  den  Gehorsam  zu  verweigern 
oder  die  Folgeleistung  an  die  Bedingung  einer  besonderen  Ver- 
gütuDg  zu  knüpfen,  wenn  der  Schiffer  den  Befehl  ertheile,  die 
Boote  auszusetzen,  um  die  Ladung  eines  geiUhrdeten  Schiffs  zu 
bergen  u.  d^l.''  In  gewissem  Sinne  erscheine  daher  immer  der 
Schiffer  als  der  eigentliche  Berger  und  Retter  (Prot  VI  S.  2826  f.). 

8.  Antheil. an  dem  in  dem  Artikel  bezeichneten  letzten 
Viertel  des  Berge-  resp.  Hülfslohns  haben  nicht  nur  die  zur  eigent- 
lichen Schiffsmannschaft  gehörigen  Personen,  sondern  auch  die 
sonst  noch  auf  dem  Scniffe  (namentlich  einem  Dampfschiffe) 
angestellten,  als  die  Feuerleute^  Stewards  u.  s.  w.  Das  Gesetz 
räumt  nämlich  einen  Antheil  am  Berge-  und  Hülfslohn  nicht  etwa 
blos  der  Schiffsmannschaft  ein,  sondern  auch  neben  dem  Schiffer 
der  übrigen  Besatzung.  (Vgl.  Art.  445  H.  G.B.  §  3  der  Seemanns-0.) 
So  entschied  auch  das  Hamburger  Handelsbericht  in  dem  Erkennt- 
niss  vom  1.  Dezember  1874  (Hamb.  Handelsger.  -  Zeit,  von  1874 
Nr.  254). 

4.  Die  Rhederei  des  Schiffs  hat,  wenn  ihr  der  ganze  Betrag 
des  Berge-  oder  Hülfslohns  eingehändigt  ist,  von  dieser  Gesammt- 
summe  ein  Viertel  dem  Schiffer  und  dn  anderes  Viertel  der  übrigen 
Besatzung  auszuantworten.  Sie  darf  davon  nicht  etwa  erst 
den  Werth  ihrer  Aufwendung  an  Eohlengebrauch,  an  Gel, 
Talg  u.  s.  w.^  Gage^  Unterhaltskosten  und  Assdkuranzprämie  in 
Abzug  bringen^  vielmehr  hat  sie  Ersatz  hierfür  in  der  ihr  ge- 
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bührenden  Hälfte  des  HtiÜBlohns  zu  suchen.  Dagegen  würde  die- 
selbe aus  dem  Gesichtspunkt  der  negotiorum  gestio  fiir  die  Be- 
satzung abzuziehen  berechtigt  sein  den  Betrag  der  Kosten,  welche 
die  Erlangung  des  Berge-  und  Hülfslohns  verursacht  hat.  (Erk. 
des  Hamb.  Handelsger.  vom  1.  Dezember  1874  a.  a.  0.) 

Art.  752. 

Auf  Berge-  und  Hülfslohn  hat  keinen  Anspruch: 

1,  wer  seine  Dienste  aufgedrungen,  insbesondere  ohne  Erlaubniss 
des  anwesenden  Schiffers  das  Schiff  betreten  hut\ 

2,  wer  von  den  geborgenen  Geg^ständen  dem  Schiffer,  dem 
Eigenthümer  oder  der  zuständigen  Behörde  nicht  sofort  Afh- 
zeige  gemacht  hat. 

Zu  iiä.  1  vgl.  §  7.  §  8.  §  12  der  Strandungs-O. 
Zu  Ziff.  2  vgl.  §  13  der  Strandungs-O. 

Art.  753. 

Wegen  der  Bergungs-  und  Hülfskosten,  wozu  auch  der  Berge- 
und  Hülfslohn  gezählt  wird,  steht  dem  Gläubiger  ein  Pfandrecht  an 
den  geborgenen  oder  geretteten  Gegenständen,  an  den  geborgenen 
Gegenständen  bis  zur  Sicherheitsleistung  zugleich  das  ZurOckbehal' 
tungsrecht  zu. 

In  Ansehung  der  Geltendmachung  des  Pfandrechts  finden  die 
Vorschriften  des  zweiten  und  dritten  Absatzes  des  Art  697  An- 
wendung. 

1.  Das  den  Gläubigern  wegen  der  Bergungs-  und  Hülfskosten 
an  den  geborgenen  oder  geretteten  Gegenständen  eingeräumte 
Pfandrecht  findet  seine  Erklärung  darin,  dass  das  Gesetz 
eine  persönliche  Haftbarkeit  der  Eigenthümer  der  geretteten  Gegen- 
stände wegen  der  gedachten  Kosten  ausgeschlossen  hat.  (Prot.  VI 
S.  2833). 

2.  Dem  Art.  697  Abs.  2  gemäss  ist  das  Pfandrecht  an 
den  geretteten  Gegenständen  in  Ansehung  des  Schiffs  und  der 
Fracht  gegen  den  Schiffer  oder  den  Rheder^  in  Ansehung  der  noch 
unausgelieferten  Ladung  gegen  den  Schiffer  ^  in  Ansehung  der 
bereits  ausgelieferten  gegen  den  Empf&nger  zu  verfolgen. 
Eben  so  verhält  es  sich  mit  der  die  geretteten  Gegenstände  ver- 
tretenden Depositalmasse,  wenn^  um  die  Freigebung  derselben  zu 
erlangen,  die  von  den  Bergern  in  Anspruch  genommene  Summe 
deponirt  ist.  (Entsch.  des  R.O.H.G.  IX  S.  364). 

Art.  754. 

Der  Schiffer  darf  die  Crüter  vor  Befriedigung  oder  Sicherstellww 
des  Gläubigers  weder  ganz  noch  fheilweise  ausliefern,  widrigenfaus 
er  dem  Gläubiger  insoweit  persönlich  verpflichtet  wird,  als  derselbe 
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aus  den  ausgeUeferien  Gütern  sur  Zeit  der  ÄasUefenmg  hätte  be- 
friedigt  werden  können. 

Hat  der  Rheder  die  Handlungstoeise  des  Schiffers  angeordnet, 
so  kommen  die  Vorschriften  des  »weiten  und  dritten  Absatees  des 
Art.  479  0ur  Anwendung, 

Vgl.  Art.  695  Abs.  1  und  Art.  783  Abs.  1  und  2. 

Art.  756. 

jEinS  persönliche  Verpflichtung  mr  Entrichtung  der  Bergungs^ 
und  Hfäfskosten  wird  durch  die  Bergu/iffg  oder  Rettung  an  sich  nicht 
begründet. 

Der  Empfänger  von  Crütem  wird  jedoch  j  wenn  ihm  bei  An- 
nahme derseU>en  bekannt  ist^  dass  davon  Bergungs-  oder  Hülfskosten 
zu  berichtigen  seien,  für  diese  Kosten  insoweit  persönlich  verpflichtet, 
als  dieselben,  falls  die  Auslieferung  nicht  erfolgt  wäre^  aus  den 
Gütern  hätten  berichtigt  werden  können. 

Sind  noch  andere  Gegenstände  gefneinschaftlich  mit  den  aus- 
gelieferten  Gütern  geborgen  oder  gerettet  y  so  geht  die  persönliche 
Haftu/ng  des  Empfängers  über  den  Betrag  nicht  hinaus,  welcher  bei 
Vertheilung  der  Kosten  über  sämmtliche  Gegenstände  auf  die  aus- 
gelieferten Güter  fällt 

1.  Die  Bestimmung  des  Abs.  2,  welche  der  des  Art.  728 
nachgebildet,  ist  ,,von  grosser  praktischer  Bedeutung,  namentlich 
bezüglich  des  HülfslohnS;  weil  der  Schiffer  im  Falle  der  Hülfe- 
leistung  fortwährend  die  Verfugung  über  die  Güter  behält,  und 
die  Hülfeleistenden  dessenungeachtet  nur  aus  diesen  Gütern  ihre 
Befriedigung  verlangen  können."  (Prot.  VI  S.  2834  f.) 

2.  Der  Grundsatz  über  den  Umfang  der  Haftbarkeit 
der  Empfänger  geborgener  resp.  aus  Seenoth  geretteter  Güter 
für  die  Bergungs-  und  Hülfskosten  ist  dem  bei  der  Havariegrosse 
und  nicht  dem  bei  der  Bodmerei  geltenden  Prinzip  nachgebildet. 
Der  Empfanger  haftet  —  bis  auf  Höhe  des   Werths   der  ihm  aus- 

felieferten  Gegenstände  —  nicht  für  die  gesammten  Bergungs-  und 
[ülfskosten,   sondern    nur   für  die    den   gedachten  Gegenständen 
entsprechende  Rate  dieser  Kosten.  (Prot.  VIH  S.  4147.   S.  4228.) 

Art.  756. 

Den  La/ndesgesetzen  bleibt  vorbehalten,  die  Vorschriften  dieses 
Titels  zu  ergänzen. 

Dieselben  können  bestimmen,  dass  über  die  Verpflichtung  zur 
Zahlung  eines  Berge-  oder  Hülfslohns  oder  über  den  Betrag  des- 
selben von  einer  anderen  als  einer  richterlichen  Behörde  unter  Vor- 
behalt des  Rechtsweges  (Art  744)  zu  entscheiden  sei. 

Die  Bestimmungen  der  Landesgesetze  über  die  Wiedentehtnung 
eines  von  de^n  Feinde  genommenen  Schiffs  werden  durcfh  die  Vor- 
schriften dieses  Titels  nicht  berührt. 
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1.  Der  im  Abs.  2  der  Landesgesetzgebung  gemachte  Vor- 
behalt, sowie  die  mit  Rücksicht  hierauf  erlassenen  partikularrecfat- 
liehen  Bestimmungen  (§  41  des  Hannoverschen  E^nfuhrungsgesetzes 
vom  5.  Oktober  1864.  §  74  der  Mecklenburg>Schwerinischen  Elin- 
fiihrungsverordnung  vom  28.  Dezember  1863.  Art.  34  des  Olden- 
burgischen Einfuhrungsgesetzes  vom  18.  April  1864)  sind  beseitigt 
durch  die  Strandungs-0.  §  38.  §  39,  welche  an  die  Stelle  der 
letzteren  getreten  sind. 

2.  Der  Abs.  3  bezieht  sich  nur  auf  ,,die  Fälle  der  Wieder- 
nehmung  von  Schiffen  aus  der  Gewalt  feindlicher  ^Kriegs- 
schiffe  oder  Kaper''  nicht  aber  ,,aus  der  Gewalt  der  See- 
räuber/' Die  letztere  ist  vielmehr  als  gewöhnliche  Bergung  oder 
Hülfsleistung  anzusehen.  Auch  fUr  den  Fall  der  Wiedernehmung 
eines  Schiffs  aus  Feindeshand  gelten  die  Bestimmungen  des  Titels 
IX  subsidiär.  (Prot.  VI.  S.  2835  f.) 
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Erster  Abschnitt. 
Von  den  Strandbehörden. 

§1 

Die  Verwaltung  der  Strandtdngsangelegenheiten  mrd  durch  Strand- 
amter  gefuhrt. 

Den  Strandämtem  werden  Strandvögte  untergeordnet  Letztere 
hctben  insbesondere  diejenigen  Massregeln  m  leiten,  welche  mm  Zwecke 
der  Bergung  oder  Hulfsleisiung  zu  ergreifen  sind. 

Die  Funktionen  der  Strandbehörden  sind  zwiefacher  Art. 
Sie  bestehen  einmal  in  der  ^^Leitung  des  Bergens  und  Rettens'^, 
also  einer  rein  technischen  Aufgabe,  und  in  der  Aufbewahrung  der 
geborgenen  Güter,  Ermittelung  der  Empfangsberechtigten ,  Ab- 
messung der  zu  leistenden  Vergütung  und  den  hiermit  in  Ver- 
bindung stehenden  Handlungen,  Funktionen,  -welche  ,,Bekannt- 
schaft  mit  den  Verwaltungsgeschäften''  voraussetzen.  Das  Gesetz 
bat  die  Funktionen  der  ersteren  Art  den  Strandvögten  übertragen, 
die  der  letzteren  den  Strandämtern,  denen  zugleich  die  Strand- 
vögte in  dienstlicher  Hinsicht  unterstellt  sind.    (Motive  S.  16). 

Das  Amt  eines  Strandvogts  bekleiden  an  den  deutschen 
Küsten  Männer  der  verschiedensten  Lebensstellungen;  Lootsen, 
Hafenmeister,  Strandaufseher,  Deichgrafen,  Dünenaufseher,  ehe- 
malige Kapitäne,  Steuerleute,  Fischer,  Schiffsbauleute,  aber  auch 
Gemeindevorsteher,  Polizeibeamte,  Landleute,  Gastwirthe,  Förster 
u.  s.  w. 

Die  Strandämter  sind  nicht  als  eigene  Behörde  gedacht;  viel- 
mehr sind  „Lokalbehörden,  welche  in  der  Nähe  des  Strandes 
ihren  Sitz  haben,''  zugleich  mit  den  Funktionen  der  Strandämter 
betraut.  (Motive  a.  a.  0.).  Demgemäss  herrscht  auch  in  dieser 
Beziehung  grosse  Manni^altigkeit.  An  der  Nordsee  fune^ren  die 
Kreisobrigkeiten  (die  Aemter)  und  die  Magistrate  der  selbständigen 
Städte*),    ebenso   an    den    Ostseeküsten    der    Provinz    Schleswig- 

*)  In  den  grösseren  Städten  die  Polizeibehörden  oder  auch  wohl,  wie 
in  Hamburg  —  und  in  Ritzebüttel  —  eine  besondere  kollegiale  Behörde, 
deren  Mitglieder  jedoch  zugleich  einer  anderen  Behörde  angehören  resp. 
sonstige  Aemter  bekleiden. 
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Holstein  und  im  lübischen  Gebiet.  An  den  übrigen  Ostseeküaten 
fungiren  dagegen  als  Vorsteher  der  Strandämter*)  verschiedene 
Beamte ;  als  Lootsen-Kommandeure;  Strandinspektoren  ^  Steuer- 
beamte ^  Landräthe,  Polizeibeamte,  Forstbeamte.  In  Freussen  * 
führen  diese  Vorsteher  den  Titel  Strandhauptmänner.  (Die  Strand- 
behörden der  deutschen  Küsten  sind  zusammengestellt  in  dem  — 
vom  Reichskanzleramt  herausgegebenen  —  Handb.  f.  d.  deutsche 
Handelsmarine,  Berlin  1877,  S.  31  ff.) 

§2. 

Die  Organisation  der  Strandämter  ^  die  Abgrenzung  ihrer  Be- 
airke,  die  Anstellung  der  Sirandbeamten,  die  Regelung  des  Verhältnisses 
der  Strandvögte  zu  den  Strandämterti  und  die  Bestimmung  der  Be- 
hörden^ welche  die  Aufsicht  über  diese  Aemter  und  Beamten  zu  fähren 
haben,  sowie  die  Feststellung  der  Dienstbezüge  der  Strandbeamten 
steht  den  Landesregierungen  fMch  Massgabe  der  Landesgesetze  zu. 

Der  Vorsteher  eines  Strandamtes  kann  für  den  ihm  überwiesenen 
Bezirk  oder  einen  Tlieil  desselben  zugleich  zum  Strandvogt  bestellt  werden. 

1.  Die  im  Absatz  2  den  Landesregierungen  eingeräumte  Be- 
fugniss,  den  Vorsteher  des  Strandamtes  zugleich  zum 
Strandvo^t  zu  bestellen,  beruht  auf  Zweckmässigkeitsgründen. 
Im  Ostseegebiet  —  so  sagen  die  Motive  S.  16  —  „gestattet  die 
Beschaffenheit  der  Küste  die  Bildung  grösserer  Strandbezirke,  als 
an  der  Nordsee,  so  dass  dort  die  Zahl  der  anzustellenden  Strand- 
vögte eine  verhältnissmässig  geringere  sein  kann.  Dieser  Umstand 
ermöglicht  es  nicht  selten,  Männer  für  die  Funktionen  der  Strand- 
behörden zu  gewinnen,  welche  gleichmässig  zur  Rettung  und 
Bergung  wie  zur  Verwaltung  der  geborgenen  Güter  befähigt  sind." 
Trotzdem  hat  gerade  an  der  Ostseeküste  die  preussische  Regierung 
von  dieser  Befugniss  so  gut  wie  gar  nicht  Gebrauch  gemacht.  In 
Ost-  und  Westpreussen  zusammen  fungiren  nur  zwei  Strandhaupt- 
männer zugleich  als  Strandvögte,  in  Pommern  kommt  die  Ver- 
bindung gar  nicht  vor.  Dagegen  findet  sie  sich  an  der  Nordsee- 
küste zuweilen,  doch  nicht  gerade  häufig. 

2.  Als  die  den  Strandämtern  vorgesetzten  Aufsichtsbehörden 
fungiren  in  Preussen  die  Bezirksregierungen  und  die  Landdrosteien 
(in  Hannover),  in  Mecklenburg -Schwerin  das  Ministerium  des 
Innern,  in  Oldenburg  das  Staatsministerium,  Departement  des 
Innern,  in  Hamburg  die  Deputation  für  Handel  und  Schifffahrt, 
in  Bremen  und  in  Lübeck  der  Senat. 

8  3. 

Die  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  der  Strandungsangelegen- 
heilen  steht  dem  Eeiche  zu. 


*)  Das  Strandamt  ist  hier  niemals  eine  kollegiale  Behörde. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Ton  dem  Verfahren  bei  Bergung   und  Hülfsleistung 

in  Seenoth« 

§4. 

Wer  ein  auf  den  Strand  gerafhenes  oder  sonst  unweit  desselben 
in  Seenoth  befindliches  Schiff  wahrnimmt^  hat  hiervon  sofort  dem  eu- 
ständigen  Strandvogt  oder  der  nächsten  Gemeindebehörde  Anzeige  0u 
machen.  Der  Ueberbringer  der  ersten  Anzeige  hat  Anspruch  auf 
eine  angemessene  Vergütung. 

Der  Ueberbringer  der  ersten  Anzeige  hat  Anspruch  auf  eine 
^^angemessene  Vergütung 'S  d.  h.  auf  Entschädigung  für  die 
etwa  gehabten  Ausgaben  (für  Fuhrlohn  und  Aehnliches)  und  für 
die  Versäumniss  an  Arbeitszeit.  Er  hat  aber  keinen  Anspruch 
auf  eine  Belohnung.  (Motive  S.  18.  Kommiss.-Bericht  S.  5).  Dabei 
ist  allerdings  nicht  abzusehen,  weshalb  man  einen  derartigen  An- 
spruch nur  dem  Ueberbringer  der  ersten  Anzeige  gegeben  hat. 

§  5. 

Die  Gemeindebehörde  hat  unverzüglidi  für  die  Mittheilung  der 
Nachricht  an  den  Strandvogt  zu  sorgen.    Die  Gemeinden  sind  ver- 
pflichtet,   hierzu  gegen  eine   den  ortsüblichen  Sätzen  entsprechende 
Vergütung  einen  Boten  und  die  nöthigen  Beförderungsmittel  (Pferd, 
Gespann,  Boot)  zu  stellen. 

8«. 

Der  Strandvogt  hat  unverzüglich  nach  Empfang  der  Nachricht 
(§  5)  sich  an  Ort  und  Stelle  zu  begeben  und  daselbst  die  zur  Auf- 
rechterhaltung  der  Ordnung  sowie  zur  Bergung  oder  Hülfshistung 
erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen.  Auch  hat  er  für  schleunigste 
Benachrichtigung  des  Strandamts  sowie  des  nächsten  Zollbeamten 
Sorge  zu  tragen,  bis  zur  Ankunft  des  letzteren  aber  das  ZoUinteresse 
selbst  wahrzunehmen. 

Bis  zum  Erscheinen  des  Strandvogts  sind  die  Strand-  Unter- 
beamten  und  in  deren  Ermangelung  die  nächste  Gemeindebehörde  zu 
den  erforderlichen  Anordnungen  berufen. 

Der  Strandvogt  hat  nicht  nur  die  zur  Bergung  resp.  Hülfs- 
leistung,  sondern  auch  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  erforder- 
lichen Anordnungen  zu  treffen.  Durch  diese  Bestimmung  hat  das 
Gesetz  besonders  im  Interesse  der  Bergung  für  die  Dauer  des 
Strandungsfalls  jede  Einmischung  der  örtlichen  Polizeibehörde  be- 
seitigen wollen,  ,,da  solche  Einmischung  im  Falle  einer  Meinungs- 
verschiedenheit zwischen  der  letzteren  Behörde  und  dem  Strand- 
vogt leicht  die  Bergung  selbst  verzögern  oder  erschweren  kann" 
(Motive  S.  18). 

Lewis,  Seerecht.    II.  9 
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§7- 

Widet'  dm  Willen,  des  Schiffers  dürfest  Massregeln  zum  Zweck 
der  Bergung  oder  Hülfsleuitung  nicht  ergriffen  werden.  Insbesondere 
darf  wider  den  Willen  des  Schiffers  weder  an  das  Schiff  angelegt, 
noch  dasselbe  betreten  werdest.  Ist  das  Schiff  von  der  Schiffsbesatzung 
verlassen,  so  bedarf  es  zum  Anlegen  an  dasselbe  oder  zum  Betreten 
desselben,  sofern  nicht  dringende  Gefahr  im  Verzuge  liegt,  der  Er- 
laubniss  des  Strandvogts, 

Auf  die  ThätigJceit  der  Vereine  zur  Rettung  Schiffbrüchiger  finden 
diese  Bestimmungen  keifie  Anivendung. 

Die  Bestimmung,  dass  nicht  wider  den  Willen  des  Schiffers 
eingeschritten  werden  darf,  gilt  auch  mit  Rücksicht  auf  den  Strand- 
vogt. Es  hat  dies  seinen  Grund  darin,  „dass  der  Schiffer  in  erster 
Reihe  für  das  Schicksal  des  Schiffs,  der  darauf  befindlichen  Per- 
sonen und  der  Ladung  verantwortlich  ist,  und  dass  es  zweckwidrig 
sein  würde,  ihm  gerade  im  Zeitpunkt  der  Gefahr  diese  Verant- 
wortlichkeit gegen  seinen  Willen  abzunehmen  und  sie  auf  eine 
Person  zu  übertragen,  welche  mit  den  Verhältnissen  de's  Schiffs 
und  der  Ladung  weniger  genau,  als  er  vertraut  ist/'  (Motive 
S.  20). 

Der  Entwurf  (§  9)  hatte  ein  Einschreiten  des  Strandvogts 
auch  gegen  den  Willen  des  Schiffers  zugelassen,  wenn  die  Be- 
sorgniss  begi'ündet  erschiene,  „dass  durch  die  eigene  Leitung  des 
Schiffers  Gefahr  für  Menschenleben  entstehen  oder  die  Sicherheit 
der  Schifffahrt  beeinträchtigt  werden  würde,  oder  dass  der  Schiffer 
in  bö&er  Absicht  handele/'  Allein  diese  AusnahmsfUUe,  von  denen 
namentlich  der  letzte  die  Regel  ganz  illusorisch  gemacht  haben 
würde,  wurden  vom  Reichstage  gestrichen.  (Eommiss. -  Bericht 
S.  6-9). 

§8. 

Der  Schiffer  ist  befugt ,  dem  Strandvogt  die  Leitung  des  Ver- 
fahrens jederzeit  meder  abzunehmen,  sobald  er  für  die  etwa  bereits 
entstandenen  Bergungs-  und  Hülfskosten,  einschliesslich  des  Berge- 
fmd  Hülfslohnes  (Art.  753  des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetz- 
buchs), die  von  dem  Vorsteher  des  Strandamtes  oder  dem  Sirandvogt 
erforderlich  befundene  Sicherheit  bestellt  hat 

Dass  der  Schiffer  dem  Strandvogt  die  Leitung  des  Verfahrens 
jederzeit  wieder  abnehmen  darf,  ist  lediglich  die  Folge  der  Be- 
stimmung des  §  7.  Dass  diese  Befugniss  aber  an  eine  Bedingung 
geknüpft  ist,  hat  seinen  Grund  in  dem  nach  Art.  753  H.G.B.  wegen 
der  Bergungs-  und  Hülfskosten  den  Gläubigern  zustehenden  Pfand- 
resp.  Retentionsrecht.  Dieses  einmal  begründete  Recht  darf  nicht 
geschmälert  werden.  Dies  würde  aber  der  Fall  sein,  wenn  es  dem 
Schiffer  zustände,  ohne  Weiteres  alle  ihm  gut  scheinenden  Mass- 
regeln zur  Rettung  zu  ergreifen,  also  auch  den  Ort,  wo  die 
Bergung  oder  Hülfsleistung  stattgefunden,  zu  verlassen  und 
Schiff  und  Ladung   neuen    Gefahren,    namentlich   der   Gefahr  des 
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Untergangs  und  der  Belastung  mit  privilegirten  Forderungen  aus- 
zusetzen.  (Motive  S.  20  f.  Kommiss.-Bericht  S.  9). 

§9. 

Die  Verpflichtung,  den  polizeilichen  Aufforderungen  zur  Hälfe 
Folge  zu  leisten,  bestimmt  sich  nach  §  360  JSir.  10  des  Strafgesetz- 
huclis  mit  der  Massgabe,  dass  als  „Polizeibehörde"  im  Sinne  dieser 
Vorschrift  auch  der  Strandvogt  gilt. 

Während  der  Seenoth  ist  der  Strandvogt  befugt,  zur  Rettung 
von  Menschenleben  die  etforderlichen  Fahrzeuge  und  Geräthschaften, 
sowie  jeden  ausserhalb  der  öffentlichen  Wege  zum  Strande  führenden 
Zugang  auch  ohne  Einwilligung  der  Verfügungsberechtigten  in  An- 
bruch zu  nehmen.  Der  hieraus  efitstehende  ivirkliche  Schaden  ist  zu 
vergüten.  Wer  der  Anordnung  des  Strandvogts  nicht  Folge  leistet, 
wird  mit  der  im  §  360  Nr.  10  a.  a.  0,  angedrohten  Strafe  belegt. 

Did  Fahrzeuge  und  Geräihschaften  der  Vereine  zur  Rettung 
Schiffbrüchiger  dürfen  nur,  insoweit  die  Vereinsmannschaft  nicht 
selbst  einschreitet^  zur  Rettung  von  Menschenleben  in  Anspruch  ge- 
nommen werden. 

1.  Die  durch  Strafandrohung  erzwungene  Pflicht,  den 
Anordnungen  des  Strandvogts  Folge  zu  leisten,  be- 
steht nur  bei  UnglücksÜlllen  oder  gemeiner  Gefahr  oder  Noth^); 
sie  besteht  nicht,  wenn  es  sich  lediglich  darum  handelt,  „Objekte 
des  Privateigen thum 8  aus  der  See  in  Sicherheit  zu  bringen." 
(Motive  S.  21  f.) 

2.  Unter  den  Fahrzeugen  des  Abs.  2  sind  selbstverständ- 
lich auch  grössere  Schiffe  —  Dampfschiffe  wie  Segelschiffe  —  zu 
verstehen.    (Kommiss.-Bericht  S.  10  f.) 

3.  Vergütet  wird  nur  der  aus  der  Inanspruchnahme  fremder 
Sachen  entstandene  wirkliche  Schaden  (das  damnum  emergens), 
nicht  entgangener  Gewinn.  Es  haben  daher  die  Eigenthümer  von 
Fahrzeugen  und  Geräthschaften,  welche  zur  Rettung  gebraucht 
worden  sind,  keinen  Anspruch  auf  Miethe.  (Motive  S.  22.  Kommiss.- 
Bericht  S.  10  f.) 

§10- 

Die  in  den  §§  4,  5  und  9  bezeichneten  Vergütungen  gehören 
zu  den  im  Art  745  Abs.  2  des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetz- 
buchs bestimmten  Bergungs-  und  HülfsTcosten.  Dieselben  werden 
nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  fünften  Abschnitts  festgesetzt, 
und  sind,   wenn   andenveit  die  Befriedigung  nicht  zu  erreichen  ist^ 


•)  R.  Str.Gr.B.    §   360:    Mit   Geldstrafe  bis  zu  einhundertfunfzig  Mark 
oder  mit  Uafi  wird  beslrxifl: 

10,  Wer  bei  Unglücksfällen  oder  gemeiner  Gefahr  oder  Noth  von  der 
Polizeibehörde  oder  deren  Stellvertreter  zur  Hülfe  aafgefordert,  keine 
Folge  leistet,  obgleich  er  der  Aufforderung  ohne  erhebliche  eigene 
Gefahr  genügen  konnte. 

9" 
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aus  StacUsmitteln  m   histen.     Auf  Verlangen  sind  sie  aus  diesen 
vorschussweise  eu  zahlen. 

Der  Strandvogt  hat  vor  Allem  für  die  Bettung  der  Personen  gu 
sorgen.  Im  Falle  der  Bergung  hat  er  zumächst  die  Schiffs-  und 
Ladungspapiere,  insbesondere  das  Schiffsjournal  an  sich  zu  nehmen, 
das  letztere  sobald  als  möglich  mit  dem  Datum  und  seiner  Unter- 
schrift ahzuscMiessen  und  demnächst  sämmtliche  Papiere  dem  Schiffer 
zurückzugeben. 

In  das  Journal  ist  ein  amtlicher  Vermerk  aufzunehmen,  damit 
konstatirt  wird,  dass  demnächst  nach  Art.  490  H.G.B.  eine  Ver- 
klarung abzulegen  ist. 

§13. 

Ohne  Genehmigung  des  Schiffers  darf  nichts  aus  dem  Schiffe 
fortgeschafft  werden.  Auch  hat  zunächst  der  Schiffer  darüber  Be- 
stimmung zu  treffen^  wohin  die  fortgeschafften  Gegenstände  sotcie 
das  Schiff  selbst  zu  bringen  sind.  Sowohl  jene  Genehmigung  a& 
auch  diese  Bestimmung  steht  dem  Strandvogt  zu,  wenn  derselbe  die 
Leitung  des  Verfahrens  {Vernommen  hatte.  In  Ermangelung  einer 
Bestimmung  des  Schiffers  oder  des  Strandvogts  muss  das  Geborgene, 
sofern  keine  Hindemisse  entgegenstehen,  bei  Verlust  des  Anspruchs 
auf  Berge-  oder  Hülfslohn  ruich  dem  zunächst  erreichbaren  deutschen 
Hafen  oder  Landungsplatze  gebracht  und  sofort  der  nächsten  Polizei- 
behörde oder  dem  Strandvogt  angezeigt  werden. 

Die  aus  dem  Schiffe  fortgeschafften  Gegenstände  sind,  sobald 
dies  thunlich,  zu  verzeichnen. 

1.  Zweck  des  Abs.  1  ist,  zu  verhüten,  dass  die  zu  einer 
Schiffsladung  gehörigen  Gegenstände  nach  verschiedenen  entlegenen 
Orten  verschleppt  werden,  wodurch  den  Eigenthümern  nicht  nur 
die  Ermittelung  des  Verbleibs  derselben  erschwert,  sondern  auch 
deren  Wiedererlangung  erheblich  vertheuert  wird.  Der  §  13  hat 
auch  einen  subsidiären  Bestimmungshafen  angegeben,  hauptsächlicK 
deshalb,  weil  früher  die  Berger  namentlich  an  der  Nordsee  mit 
Rücksicht  auf  die  verschiedene  Höhe  des  Bergelohns  die  ge- 
borgenen Sachen  dahin  schafften,  „wo  sie  iiir  sich  den  grössten 
Vortheil  aus  der  Bergung  zu  ziehen  hofften,"  Ein  Abweichen  von 
dieser  Vorschrift  wird  nur  dann  zugelassen,  wenn  der  Befolgimff 
derselben  „Hindernisse  entgegen  stehen,  z.  B.  wenn  widriger  Wind 
die  Erreichung  jenes  Hafens  oder  Landungsplatzes  verhindert," 
(Motive  S.  23.) 

2.  Die  Anzeigepflich t  ist  der  Bestimmung  des  Art  752 
Ziff.  2  H.  G.  B.  konform. 

§13. 

Werdohl  einzelne  Stücke  der  Ladung  oder  des  Schiffs  oder  .90»>- 
stige  Gegenstände,  welche  auf  dem  Schiffe  sich  befunden,  oder  zu  defn^ 
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selben  gehört  haben,  an  das  Land  getrieben,  so  hat  derjenige,  welcher 
dieselben  birgt,  dies  sofort  einem  der  miticirJcenden  Beamten  anm- 
zeigen  und  auf  Erfordern  die  Sachen  abzuliefern. 
Vgl.  Art.  752  Ziff.  2  H.  G.  B. 

§14- 

Der  Strandvogt  hat  dem  nächsten  Steuerbeamteth  von  der  Bergung 
sofort  Nachricht  zu  geben  und  bis  zur  Ankunft  desselben  das  steuer- 
fiskalische Interesse  wahrzunehmen. 

Die  geborgenen  Gegenstände  werden  von  dem  Strandamt  und 
dem  Zollbeamten  gemeinschaftlich  in  Gewahrsam  genommen, 

815 

Das  Sirandamt  hat  mit  Zuziehung  des  Schiffers  und  des  Zoll- 
beamten ein  Invefitarium  der  geborgenen  Gegenstände  unter  Angabe 
der  etwa  vorhandenen  Marken  und  Nummern  und  mit  Benutzung  der 
vorläufigen  Verzeichnisse  (§  12)  aufzunehmen,  dabei  auch  überall 
den  Jverth  und  die  Menge  zu  vermerken,  soweit  dieselben  sich 
aus  vorhandenen  Schriftsiiicken  ergeben  oder  anderweit  ohne  Ver- 
letzung der  Verpackung  festzustellen  sind.  Das  Inventarium  ist  von 
dem  Zollbeamten  und  dem  Schiffer  zu  ufiterschreiben ,  die  Einsicht 
desselben  oder  die  Fertigung  einer  Abschrift  ist  auch  anderen  Be- 
theiligten zu  gestatten. 

Die  Bestimmung  wird  in  den  Motiven  (S.  24)  dadurch  be- 
gründet, dass  es  im  Interesse  der  Eigenthümer  des  geborgenen 
Gfuts  wie  der  Zollverwaltung  Hege,  ,,dass  die  einzelnen  Bestand- 
theile  desselben^    sowie  deren  Werth   und  Menge  thunlichst  fest- 

festellt  werden,"  und  dass  nach  Art.  746—749  H.G.B.   „die  Höhe 
es  Berge-  oder  Hülfslohns  von  dem  Werth  der  geborgenen  Sachen 
abhängt" 

§16. 

Die  geborgenen  Gegenstände  sind  defu  Schiffer,  in  Ermangelung 
desselben  demjenigen,  welcher  sonst  seine  Empfangsberechtigung  nach- 
tceist,  abzuliefern.  Die  Auslieferung  darf  jedoch,  mit  Ausnahme 
der  fhr  das  augenblickliche  Bedürfniss  der  Mannschaft  und  Passagiere 
erforderlichen  Gegenstände,  erst  nach  Bezahlung  oder  SichersteUung 
der  Bergungskosten  einschliesslich  des  Bergelohns  (Art.  753  des  All- 
gemeinen Deutschen  Handelsgesetzbuchs)  und  nach  erfolgter  zollamt- 
licher Abfertigufig  geschehen. 

§17. 

Behufs  Uebernahme  der  Vertretufig  der  Betheiligten  in  Bergungs- 
und Bülfsleistungsfällen  können  von  den  Landesregierungen  an  ge- 
eigneten Orten  ein-  für  allemal  Sachverständige  bestellt  werden.  Die- 
selben sind  in  den  einzelnen  Fällen  den  Betheiligten  von  dem  Strand- 
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amt  namhaft  zu  machen.    Die  Wahl  anderer  Vertreter  ist  hierdurch 
nicht  ausffeschloiiSPJi. 

§18. 

Leicht  verderbliche  und  solche  Gegenstände^  deren  Aufbewahrung 
mit  Gefahr  oder  unverhältnissmässigen  Kosten  verbunden  sein  wOrde^ 
können  von  dem  Strandamt  öffentlich  verkauft  werden,  jedoch  hei 
Anwesenheit  des  Empfa^igsberechtigteti  nur  mit  Zustimmung  desselben 
oder  nach  fruchtlos  an  ihn  ergangener  Aufforderung^  die  Gegenstände 
gemäss  §16  in  Empfang  zu  nehmen. 

Dem  Strandamt  ist  hier  Veräusserungabefugniss  eingeräumt, 
wie  diese  nach  Art.  504  H.  G.B.  dem  Schifler  zusteht. 

§19. 

Entstehen  Zweifel  oder  Streitigkeiten  über  die  Empfangsberecfi- 
tigung,  oder  sind  die  Empfangsberechtigten  nicht  alsbald  zu  ermitteln, 
so  hat  das  Strandamt  die  betreffenden  Gegenstände,  oder  deren  Erlös 
(§18)  in  Verwahrung  zu  nehmen,  und  demnächst  iiach  den  Be- 
stimmung eti  des  IV.  Abschnitts  zu  verfahre)}. 


Dritter  Abschnitt. 

Von  Seeauswurf  und  'strandtriftigen   Gegenständen, 
sowie  versunkenen  und  seetriftigen  Oegenständen. 

§30. 

Wenn  ausser  dem  Falle  der  Seenoth  eines  Schiffs  besitzlos  ge- 
wordene Gegenstände  von  der  See  auf  den  Strand  geworfen  oder  gegen 
denselben  getrieben,  und  ro7n  Strande  aus  geborgen  werden,  so  haben 
auch  in  diesen  Fällen  die  Berger  Anspruch  auf  Bergelohn  nach  de^i 
Vorschriften  des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuchs,  Buch  V 
Titel  9.  Sie  sind  verpflichtet,  bei  Verlust  des  Anspruchs  auf  Berge- 
lohn  von  den  geborgethen  Gegenständen  der  nächsten  Polizeibehörde 
oder  detn  Strandvogt  sofort  Anzeige  zu  machen  und  dieselben  zur 
Verfüguiig  zu  stellen. 

Dieser  Paragraph  räumt  den  Anspruch  auf  Bergelohn  auch 
den  Personen  ein,  welche  ausser  dem  Fall  der  Seenoth  eines  Schifis 
besitzlos  gewordene  Gegenstände,  wenn  sie  von  der  See  auf  den 
Strand  geworfen  (Seeauswurf)  oder  gegen  denselben  getrieben 
werden  (strandtriftige  Gegenstände)  vom  Strande  aus  bergen. 

Der  Entwurf  (S  21)  hatte  in  diesem  Falle  den  Berger  ver- 
pflichtet, von  der  Bergung  dem  Eigenthümer  oder  dem  Schiffer 
und,  erst  wenn  dies  nicht  thunlich,  der  nächsten  Polizeibehörde 
oder   dem   Strandvogt  Anzeige    zu    machen.     In   der  Kommission 
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des  Reichstags  fand  man  es  jedoch  bedenklich^  dass  es  dem  Berger 
gestattet  sein  sollte  ^«auf  eigne  Hand  den  Eigenthümer  zu  ermitteln 
und  dadurch  jede  Einmischung  der  Behörde  zu  verhindern" 
(Kommiss.-Bericht  S,  13). 

§31. 

Denselben  Anspruch  und  dieselbe  Verpflichtwtig  haben  die  Berger, 
wenn  versunkene  Schiffstrümmer  oder  somtige  Gegenstände  vom  Meeres- 
grunde heraufgebrachi,  oder  tvenn  ein  verlassenes  Schiff  oder  sonstige 
besitzlos  gewordene  Gegenstände,  in  offener  See  treibend^  von  ernenn 
Fahrzeuge  geborgen  werden. 

Die  Verpflichtung  tritt  in  diesem  Falle  ein^  sobald  das  bergende 
Fahrzeug  nach  der  Bergung  an  der  deutschen  Küste  anlegt  oder  vor 
Anker  geht,  fällt  aber  fort,  wenn  das  Fahrzeug  inzu^ischen  an  einer 
fremden  Küste  angelegt  hat  oder  vor  Anker  gegangen  ist^  und  die 
Berger  dort  die  geborgenen  Gegenstände  dem  Figenthümer  oder  einer 
Behörde  zur  Verfügung  gestellt  haben, 

1.  Der  Paragraph  lässt  den  Bergelohn  auch  bei  den  auf 
offener  See  geborgenen  versunkenen  und  seetriftigen  Gegen- 
ständen Platz  greifen. 

Der  Regierungs-Entwurf  (§  22)  hatte  die  Verpflichtung  zur 
Anzeige  auf  den  Fall  beschränkt,  „dass  das  bergende  Fahrzeug 
nach  der  Bergung  zuerst  an  der  deutschen  Küste  anlegt  oder  vor 
Anker  geht."  Die  Kommission  des  Reichstags  dehnte  die  An- 
zeige- und  Ablieferungspflicht  auch  auf  die  Fälle  auS; 
wo  das  Schiff  nach  der  Bergung  zunächst  an  einer  fremden  Küste 
angelegt  hat  oder  vor  Anker  gegangen  ist,  weiin  die  Berger  hier 
nicht  die  geborgenen  Gegenstände  dem  Eigenthümer  oder  einer 
Behörde  zur  Verfügung  gestellt  haben.  Es  sollte  dadurch  eine 
Umgehung  des  Gesetzes  verhütet  werden^  indem  sonst  die  Berger 
leicht  an  einer  nahen  ausländischen  Küste  (z.  B.  in  Helgoland) 
anlegen  könnten,  ledigUch  in  der  Absicht,  um  der  Anzeigepflicht 
in  dem  deutschen  Bestimmungshafen  zu  entgehen.  Hierbei  ist 
jedoch,  wie  auch  im  Reichstage  Seitens  der  Regierung  ,  und  von 
einigen  Abgeordneten  hervorgehoben  wurde,  nicht  abzusehen,  wie 
der  Gesetzgeber  dazu  kommt,  Bestimmungen  über  die  Bergung 
auf  allen  Meeren  zu  erlassen.  Sodann  dürfte  es  fllr  den  bergenden 
Schiffer,  welchem  das  zur  Disposition  stellen  des  geborgenen  Guts 
bei  Strafe  zur  Pflicht  gemacht  wird,  unter  Umständen  äusserst 
schwer  fallen,  den  Beweis  zu  führen,  dass  er  seiner  Pflicht  Genüge 
geleistet.  Ferner  wird  auch  durch  die  jetzige  Fassung  eine  Um- 
gehung des  Gesetzes  nicht  unmöglich  gemacht.  Das  Gesetz  sagt 
nur,  die  Berger  sollen  einer  Behörde  das  geborgene  Gut  zur  Ver- 
fugung stellen;  dieselben  haben  also  ihrer  Pflicht  Genüge  ge- 
leistet, wenn  sie  es  einer  solchen  zur  Verfügung  stellen, 
von  der  sie  wissen,  dass  sie  derartiges  Gut  nicht  entgegen- 
nimmt.      Wie    ferner,    wenn    an    dem    betreffenden    auswärtigen 
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Platze  eine  Behörde  zur  Entgegennahme  geborgener  Gegenstände 
überhaupt  nicht  existirt  und  der  Eigenthümer  nicht  zu  ermitteln 
ist?  Im  Reichstage  wurde  zwar  von  einer  Seite  ausgeführt^  es 
werde  von  dem  bergenden  Schiffer,  weim  er  von  der  Anzeige  und 
Auslieferungspflicht  im  Inlande  befreit  zu  sein  wünsche^  nur  ver- 
langt;  dass  er  sein  Rechtsverhältniss  nach  den  Gesetzen  desjenigen 
Orts  regele^  nach  dem  er  zunächst  segelt.  Allein  das  ist  nicht 
richtig,  sondern  das  deutsche  Gesetz  schreibt  ganz  genau  vor^ 
welches  Verfahren  der  Schiffer  an  dem  auswärtigen  Platze  zu  be- 
obachten hat,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieses  auch  durch  das 
daselbst  geltende  Recht  vorgeschrieben  oder  nachgelassen  ist. 
(Vgl.  Kommiss.-Ber.  S.  14.  Sten.  Ber.  S.  324—326.) 

2.  Die  Vorschrift  des  Paragraphen  findet  auch  auf  fremde 
Schiffe  Anwendung,  welche  aut  einer  Reise  nach  einer  deutschen 
Küste  begriffen  sind,  nicht  aber  auf  solche  fremde  Schiffe,  die 
erst  nach  vorherigem  Einlaufen  in  einen  ausserdeutschen  Hafen 
nach  einem  deutschen  Hafen  kommen.  Dies  ergiebt  sich  mit  Noth- 
wendigkeit  aus  den  Grundsätzen  über  die  Kollision  der  Rechts- 
quellen (Komm.-Ber.  S.  14.  Sten.  Ber.  S.  325). 

§  32. 

Welche  Gewässer  hei  Anwendung  der  §§  20  und  21  der  See 
gleichzustellen  sind,  bestimmen  die  Landesregiertmgen, 

§33. 

Das  Strcmddmt  hat  den  Berger  über  die  Zeit,  den  Ort  und  die 

Utnstände  der  Bergung  sowie  über  den  beanspruchten  Lohn  eu  hören 

und  für  die  a/ngemessene  Aufbewahrung  der  Gegenstände  su  sorgen^ 

auch  dem  nächsten  Zollbeamten  Nachricht  eu  geben.    Die  Besüm- 

mungen  der  §§  14,  15  und  18  finden  auch  hier  Anwendung, 

Kann  der  Efnpfangsberechtigte  alsbald  ermittelt  werden,  so  ist 
nach  der  Vorschrift  des  §  16,  anderenfalls  nach  den  Vorschriften 
des  IV.  Abschnitts,  zu  verfahren. 

§34. 

Die  Landesregierungen  sind  ermächtigt,  Anmeldestellen  einzu- 
richten, welchen  die  Sirandämter  jede  Bergung  in  den  Fällen  der 
§§  20  und  21  mitzutheilen  haben.  Auf  diesen  Anmeldestellen  ist 
ein  Fundverzeichniss  über  die  geborgenen  Gegenstände  und  den  Ort 
ihrer  Aufbetvahrung  zu  führen  und  zur  Einsicht  für  jedermann  aus- 
zulegen. Ein  Auszug  aus  dem  Verzeichniss  wird  in  angemessenen 
Fristen  bekannt  gemacht. 

Die  Bestimmungen  des  §  23  finden  auch  da  Anwendung,  wo 
Anmeldesfellen  bestehen. 
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§26. 

Wefin  auf  der  Ehede  oder  im  Fahrwasser  eines  Hafens  ver- 
sunkene WrackSj  Anker  oder  andere  Gegenstände  die  Schifffahri  be- 
einträchtigen und  der  Eigenthümer  entweder  nicht  bekannt  oder  eur 
Fortschaflung  derselben  nicht  bereit  isty  so  ist  die  Behörde  befugt^ 
die  Beseitigimg  jsu  veranlassen  und  zur  Dechu/ng  der  Kosten  die  be- 
seitigten Gegenstände  öffentlich  zu  verkaufen.  In  diesem  Falle  ist 
mit  dem  Best  des  Erlöses  nach  den  §§  16  und  19  zu  verfahren. 
Nach  fruchtlosem  Aufgeboisverfahren  (§  26)  fällt  derselbe  der  See- 
fnannskasse  oder  in  Ermangelung  einer  solchen  der  Armenkasse  des 
Hafenorts  zu. 


Vierter  Abschnitt, 

Von  dem  Aufgebots-Verfabren  in  Bergungssacben  und 
dem  Recbte  auf  berrenlose  geborgene  Gegenstande. 

§3«. 

Behufs  der  Ermittelung  des  Empfangsberechtigten  hat  das 
Strandami,  sofern  sich  genügender  Anlass  dazu  bietet,  geeignete  Vor- 
verhandlungen einzuleiten.  Dem  dadurch  enniüelten  Berechtigten 
sind  die  geborgenen  Gegenstände  nach  Massgabe  des  §  16  aus- 
jguliefem. 

Wenn  sich  kein  Anlass  zu  Vorverhandlungen  bietet,  oder  durch 
dieselben  der  Empfangsberechtigte  nicht  ermittelt  unrd,  so  tritt  das 
Aufgebotsverfahren  (§§  27  ff)  ein. 

§37. 

Im  Aufgebotsverfahren  werden  alle  unbekannten  Berechtigten 
aufgefordert,  bis  zu  einem  bestimmten  Termine  bei  dem  Strandamte 
ihre  Ansprüche  anzuzeigen,  widrigenfalls  dieselben  bei  der  Ver- 
fügung über  die  geborgenen  Gegenstände  unberücksichtigt  bleiben 
toürdenm 

Der  Termin  ist  auf  vier  Wochen  bis  neun  Monate  zu  be- 
stimmen. Das  Aufgebot  wird  durch  Aushang  (Anschlag)  an  der  Amis- 
stelle  sowie  nach  dem  Ermessen  des  Strandamts  durch  eine  oder 
mehrere  Anzeigen  in  öffentlichen  Blättern  und  Anschlag  an  Börsen 
tmd  anderen  geeigneten  Orten  bekannt  gemacht  Zur  Ersparung  von 
Kosten  kann  das  Aufgebot  so  lange  ausgesetzt  werden^  bis  eine  an- 
gemessene Zahl  von  Gegenständen  angesammelt  ist. 

Ein  Ausschlussbescheid  wird  nicht  erlassen. 
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§38. 

Diejenigen  Gegenstände ,  auf  welche  ein  Anspruch  nicht  ange- 
zeigt ist,  werden  nach  Ablauf  des  Tennins  den  nach  §  35  Berech- 
tigten gegen  Erlegung  der  Bergungskosten,  zu  welchen  in  den  Fäüen 
des  ersten  Absatzes  des  §  35  auch  der  Bergelohn  gehört,  nach  er- 
folgter zollamtlicher  Abfertigung  ausgeliefert. 

Der  Empfänger  ist,  wenn  versäumte  Ansprüche  später  geltend 
gemacht  werden^  nur  insoweit^  als  er  sich  dann  im  Besitze  der  Sache 
noch  befindet  oder  durch  den  aus  derselben  gelösten  Werth  7ioch  be- 
reichert ist,  dem  Berechtigtest  zur  Entschädigung  verpflichtet.  In 
den  Fällen  des  zweiten  Absatzes  des  §  35  behält  der  Berger  auch 
den  noch  in  seincfn  Besitze  befindlichen  Vortheil,  insoweit  dieser  dei\ 
Bergelohn  nicht  übersteigt, 

1.  Der  Landesfiskuß  resp.  die  Berger,  denen  nach  §  35  die 
Gegenstände  ausgeantwortet  werden  müssen,  auf  welche  innerhalb 
der  Anmeldungsfrist  Ansprüche  nicht  angezeigt  sind,  haben  die 
Bergungskosten  zu  bezahlen,  da  den  hiezu  berechtigten  Per- 
sonen ein  Pfandrecht  an  den  geborgenen  Gegenständen  nach  Art. 
753  H.G.B.  zusteht.  Nur  kommt  selbstverständlich  bei  versunkenen 
und  seetriftigen  Gegenständen  Bergelohn,  obwohl  derselbe  zu  den 
Bergungskosten  gehört,  nicht  in  Ansatz,  weil  diese  Gegenstände 
den  Bergern  selbst  zu  überlassen  sind  (Motive  S.  30). 

2.  Durch  die  AusKeferung  der  in  Rede  stehenden  Gegen- 
stände verlieren  deren  bisherige  Eigenthüraer  nicht  das  Eigenthum 
daran.  Und  es  erhalten  die  Empfänger,  Fiskus  resp. 
B e r g e r  kein  Eigenthum  an  denselben,  sondern  nur  Usukapions- 
besitz  (Motive  S.  30).  Daraus  folgt,  dass  wenn  der  Eigenthümer 
seine  Ansprüche  auch  erst  nach  Ablauf  der  Anmeldungsfrist  geltend 
macht,  der  Empfänger,  der  sich  noch  im  Besitz  der  Sache  befindet, 
zur  Herausgabe  derselben  verpflichtet  ist.  Dagegen  ist  es  rein 
positiv,  wenn  das  Gesetz  zur  „Entschädigung'^  des  Eigenthümers 
auch  den  Empfanger  verpflichtet,  der  durch  den  aus  der  Sache 
,.gelösten  Werth  noch  bereichert  ist.''  Wenig  korrekt  ist  es,  wenn 
das  Gesetz  schlechtweg  von  Entschädigung  spricht,  indem  es  hier- 
nach den  Anschein  hat,  als  ob  der  Eigenthümer  sich  mit  Ersatz 
des  Werths  der  Sache  begnügen  müsste.  Da  jedoch  nicht  an- 
zunehmen ist,  dass  das  Gesetz  sich,  ohne  dies  in  genügender  Weise 
auszudrücken,  von  den  civilrechtlichen  Grundsätzen  habe  entfernen 
wollen,  sich  auch  der  Gebrauch  des  Ausdrucks  „Entschädigung*^ 
daraus  erklärt,  dass  man  eine  gemeinsame  Bezeichnung  für  die 
Verbindlichkeit  des  noch  im  Besitz  der  Sache  selbst  befindlichen 
Empfängers  und  dessen,  der  nur  durch  den  aus  derselben  gelösten 
Werth  noch  bereichert  ist,  wählen  wollte,  so  ist  im  ersten  Falle 
unter  der  Pflicht  zur  Entschädigung  die  Pflicht  zur  Herausgabe 
der  Sache  selbst,  im  zweiten  die  Pflicht  zur  Herausgabe  des  Er- 
löses zu  verstehen.     Natürlich  ist  alsdann   der  Eigenthümer   zum 
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£rsatz  der  Impenseii;  also  auch  der  Bergungskosten  verpflichtet. 
Daher  braucht  der  Berger  die  Sache  nur  gegen  Zahlung  des 
Bergelohns  herauszugeben,  wie  er  auch  vom  Verkaufserlöse  den 
Bergelohn  in  Abzug  bringen  darf  (Motive  S.  30  f ). 

3.  Dem  Eigenthümer  steht  gegen  den  dritten  Besitzer 
der  Sache,  der  sein  Recht  vom  Empfilnger  herleitet,  die  Eigen- 
thumsklage  zu.  Denn  dieser  dritte  Besitzer  l)at  eben  so  wie  sein 
Auktor  nup  bonae  Met  possessio,  und  der  Wortlaut  de«  §  28 
Abs.  2  giebt  nicht  den  geringsten  Anhalt  dafür,  dass  gegen  ihn 
dem  Eigenthümer  das  Vindikationsrecht  habe  abgesprochen  werden 
sollen.  Der  Eigenthümer  hat  vielmehr  die  Wahl,  sein  Eigenthums- 
recht  an  der  Sache  selbst  gegen  deren  dritten  Besitzer  zu  verfolgen, 
oder  den  Empfanger  auf  Herausgabe  des  Erlöses  zu  belangen. 
Freilich  zessirt  das  Vindikationsrecht  den  Grundsätzen  des  ge- 
meinen (L,  2  C.  De  quadr.  praescr.  [7^  37],  §  ult  I,  De  usuc.  [2,  6]) 
und  des  preussischen  Rechts  (§  42  A.L.R.  I,  15)  gemäss  bei  den 
vom  Fiskus  erworbenen  Sachen. 

§29. 

Sind  dagegen  Ansprüche  angezeigt,  so  fordert  das  Strandamt 
die  nach  §  35  Berechtigten  auf^  sich  binnen  einer  bestimmten  Frist 
zu  erklären,  ob  sie  diese  Anbrüche  anerkennen  wollen  oder  nicht, 
uidrigenfatls  dieselben  für  anerkannt  erachtet  werden  würden. 

Wenn  innerhalb  dieser  Frist  ein  Widerspruch  seitens  der  Auf- 
geforderten nicht  erfolgt,  so  ist  die  Auslieferung  der  Gegenstände 
an  denjenigen,  welcher  den  Anspruch  angezeigt  hat,  gemäss  §  16  zu 
bewirken  und  zwar,  falls  das  Strandamt  den  Anspruch  für  nach- 
gewiesen erachtet,  sofort,  anderenfalls  erst  nach  Ablauf  des  Auf- 
gebotstermins,  sofern  auch  bis  dahin  weitere  Ansprüche  nicht  ai^ge- 
meldet  werden. 

Wenn  dagegen  em  Widerspruch  von  einem  der  Aufgeforderten 
innerhalb  der  Erklärungsfrist  erfolgt,  so  sind  die  angezeigten  An- 
sprüche gegen  denselben  im  Wege  der  Klage  auszuführen. 

§30. 

Wenn  die  Berechtigung  zum  Empfang  streitig,  und  von  keinem 
der  nach  §  35  Berechtigten  ein  Widerspruch  erhoben  ist^  so  bestimmt 
das  Strandamt  denjenigen,  gegen  welchen  die  sonst  angezeigten  An- 
sprüche im  Wege  der  Klage  auszuführen  sind. 

Diesem  steht  auch  die  Befugniss  zu,  gegen  Leistung  der  vom 
Strandamte  zu  bestimmenden  Sicherheit  die  Auslieferung  der  ge- 
borgenen Gegenstände  zu  verlangen. 

Dieser  Paragraph,  welcher  wie  die  beiden  folgenden  erst  durch 
den  Reichstag  hinzugefügt  ist,  wurde  lebhaft  bekämpft,  sowohl 
Seitens  der  Regierung,  wie  auch  aus  der  Mitte  des  Reichstags. 
Man  erklärte  die  Bestimmung  für  überflüssig,  indem  das  bestehende 
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Recht  in  dem  Falle,  wo  mehrere  daa  Eigenthum  der  geborgenen 
Sachen  ansprechen  ^  der  Fiskus,  resp.  die  Berger  aber  dagegen 
keinen  Widerspruch  erheben ,  eine  richterliche  Entscheidung  über 
die  Fraee,  wem  das  Eigenthum  der  geborgenen  Sachen  zustehe, 
ermögliche.  In  dieser  Hinsicht  wies  man  namentlich  auf  die  jetzt 
auch  von  der  Reichs-Civilprozess-Ordnung  §  231  sanktionirte  An- 
erkennungsklage hin.  Zugleich  bezeichnete  man  die  Vorschrift  al& 
anomal,  insofern  sie  die  Partei-Rolle  im  Prozess  über  das  Eigen- 
thum bestimmen  lasse  durch  eine  vorläufige,  lediglich  auf  Grund 
einer  blossen  Bescheinigung  des  Eigenthums  erfolgende  Entschei- 
dung, und  diese  vorläufage,  in  sehr  vielen  Fällen  für  den  Haupt- 
prozess  präjudizirliche  Verfügung  durch  eine  Verwaltungsbehörde 
treflfen  lasse.   (Sten.  Ber.  S.  326—329.  S.  367—370.) 

Gerechtfertigt  wurde  die  Bestimmung  in  folgender  Weise:  das 
Strandamt  befände  sich  im  Besitz  der  geborgenen  Sachen.  Es 
könne  dieselben  dem,  der  einen  begründet  erscheinenden  Anspruch 
darauf  erhebe,  ausantworten;  eben  so  könne  es  aber  auch,  wenn 
mehrere  das  Eigenthum  an  denselben  sich  zuschrieben,  demjenigen 
die  Sachen  ausliefern,  den  es  für  den  Bestberechtigten  hielte,  wie 
die  gleiche  Befugniss  einer  Privatperson  zustehe,  welche  sich  im 
Besitz  einer  Sache  befinde,  die  von  mehreren  Personen  in  An- 
spruch genommen  würde.  Dem  entsprechend  solle  das  Strandamt 
sich  nach  §  30  bereit  erklären  dürfen,  dem  die  Sache  heraus- 
zugeben, den  es  für  „den  bestnachgewiesenen  Berechtigten"  hielte, 
aber  gleichwohl  nicht  alsbald,  sondern  nach  Ablauf  einer  Frist, 
„innerhalb  deren  die  übrigen  Berechtigten  ihr  besseres  Recht,  das 
sie  zu  haben  glaubten,  gegenüber  diesem  einen  ausführen"  könnten; 
oder  demselben  sofort  die  Sache  auszuantworten,  aber  gegen  Sicher- 
heitsbestellung, so  dass  „die  anderen  ihre  Ansprüche  gegen  ihn 
noch  verfolgen"  könnten,  und  ihnen  nicht  durch   die  Herausgabe 

Sräjudizirt  werde.  Zur  Anerkennung  des  Verfahrens,  wobei  jeder 
er  Prätendenten  gegen  den  anderen  klagt,  und  also  auch  jeder 
zugleich  als  Beklagter  erscheint,  wollte  man  sich  deshalb  nicht  ent- 
schliessen,  weil,  wenn  alsdann  keiner  von  ihnen  sein  Eigenthum 
nachzuweisen  im  Stande  wäre,  auch  keiner  in  den  Besitz  der  Sachen 
käme,  diese  vielmehr  das  Strandamt  behielte,  alles  also  „in  einem 
völlig  unlösbaren  Zustande"  bliebe.  (Sten.  Ber.  S.  370  f.)  Dass 
aber  das  in  der  angegebenen  Konstruktion  skizzirte  Verfahren  des 
Strandamts  sich  aus  der  unbestritten  jedem  Besitzer  einer  Sache 
zustehenden  Befiigniss,  von  mehreren  Eigenthumsprätendenten 
einem  bona  fide  den  Besitz  herauszugeben,  herleiten  lässt,  wird 
man  schwerlich  einleuchtend  finden  können. 

2.  Das  durch  den  Paragraphen  angeordnete  Verfahren  greift 
nicht  nur  dann  Platz,  wenn  mehrere  Eigenthumsprätendenten  auf- 
treten, sondern  auch,  wie  das  Gesetz  zur  Genüge  durch  die  Worte 
„wenn  die  Berechtigung  zum  Empfange  streitig"  ausdrückt, 
wenn  andere  Personen  die  Ausantwortung  der  Sachen  bean- 
spruchen, wie  z.  B.  ein  Konsignatär,  ein  Bodmereigläubiger. 
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3.  Wird  Seitens  des  Fiskus  oder  der  Berber  Widerspruch 
gegen  die  Empfangsberechtigung  der  sich  Meldenden  erhoben^  so 
ist  nur  eine  Anerkennungsklage  möglich. 

§81. 

Zur  Anstellung  der  Klage  {§§  29  Abs.  3  und  30)^  welche  hei 
dem  für  den  Ort  des  Strandamts  zuständigen  Gerichte  zu  erheben 
ist,  bestimmt  das  Strandamt  eine  angemessene  Ausschlussfrist. 

§83. 

Im  Falle  des  §  30  hat  das  Strandamt  auf  Antrag  dafür  zu 
sorgen^  dass  die  nach  Abschnitt  V  dieses  Gesetzes  festgestellten  An- 
sprüche aus  der  bestellten  Sicherheit  oder  durch  den  Verkauf  der 
geborgenen  Gegenstände  befriedigt  werden. 

Veranlassung  für  die  Aufstellung  dieser  Bestimmung  hat  der 
Umstand  gegeben,  dass  der  Berger  seinen  Anspruch  immer  nur 
gegen  den  geltend  machen  darf,  der  die  geborgenen  Gegenstände 
erhält,  er  a&o  ,,mit  den  gewöhnlichen  Rechtsmitteln  nicht  zur  Be- 
friedigung seiner  Ansprüche  gelangen^^  kann,  ,,ehe  übei^  die  be- 
strittene Empfangsberechtigung  entschieden'^  ist  (Komm.  Ber. 
S.  16). 

§38. 

StreitigJceiten  über  die  Empfangsberechtigung  werden  im  Prozess- 
wege  erhdtgt. 

Dieser  (im  Regierungsentwurf  bereits  enthaltene)  Paragraph 
hat  im  Gesetz  nach  der  Einschiebung  der  §§  30 — 32  keine  rechte 
Bedeutung  mehr. 

§34. 

Die  Kosten  der  Vorverhandlungen  und  des  Aufgebotsverfahrens 
gehören  zu  den  im  Art,  745  Abs.  2  des  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuchs  bestimmten  Bergungshosten, 

§85. 

Wenn  der  Empfangsberechtigte  auch  durch  das  Aufgebots- 
verfahren  nicht  ermittelt  unrd,  so  werden  Gegenstände,  welche  in 
Seenoth  vom  Strande  aus  geborgen  sind  (§§  4 — 19),  desgleichen  See- 
auswurf  und  strandtriftige  Guter  (§  20)  dem  Landesfiscus  über- 
wiesen. 

Unter  gleicher  Voraussetzung  werden  versunkene  und  seetriftige 
Gegenstände  (§  21)  dem  Berger  tiberwiesen. 

Die  Antheile  mehrerer  Mitberechtigter  im  Falle  des  Art.  751 
des  Allgemeinen  Deutscheti  Handelsgesetzbuchs  bestimmen  sich  auch 
in  Beziehung  auf  diesen  Anspruch  nach  den  dort  vorgeschriebenen 
Grundsätzen.  Wer  die  ihm  nach  dem §21  obliegende  Anzeige  unterlässt, 
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geht  dieses  Anspruchs  zu  Gunsten  der  Seeniawnskasse  des  Orts,  wo 
das  Strandamt  seinen  Sitz  hat,  und  in  Ermangelung  einer  solchen^ 
m  Gufisten  der  Ortsamienkasse  verlustig. 

Ob  und  in  welche}-  Weise  diejenigen  zu  entschädigen  sind^  welchm 
nach  den  bisherigen  Bestimmufigen  die  in  den  vorstehenden  Absäteefi 
der  Staatskasse  und  dem  Berger  überwiesenen  Ansprüche  eugesianäen 
haben,  bestimmen  die  Landesgesetze. 

Das  Gesetz    beseitigt   das  frühere  Recht,  wonach  „herrenloses 

feborgenes  Gut  zu  den  Nutzungen  einer  grundherrlichen  obrig- 
eitlichen  Gewalt  über  den  Strand"  gehörte.  Da  der,  welchem  be- 
sitzlos gewordenes  Strandgut  zufallt,  daran  (nach  §  28)  kein  Eigen- 
thum  erhalten  soll,  sondern  nur  das  „Recht  zur  Verfügung*'  dar- 
über mit  der  Verpflichtung,  dem  Eigenthümer,  sobald  er  sich 
meldet,  die  Sache  oder  deren  Erlös  zu  restituiren,  so  hat  man  das- 
selbe dem  Fiskus  überwiesen,  da  dieser  am  vollständigsten  „Ge- 
währ liir  die  spätere  Ersatzleistung  giebt."  Dass  hiervon  hinsicht- 
lich der  versunkenen  und  seetriftigen  Gegenstände  eine  Ausnahme 
gen\acht  wird,  und  diese  den  Bergern  zugewiesen  werden,  ist  aus 
Billigkeitsrücksichten  geschehen,  indem  „die  Bergung  dieser  Objekte 
häufig  mit  bedeutender  Mühe  und  Anstrengung  verbunden  ist."^ 
(Motive  S.  32.) 


Fünfler  Abschnitt. 
Von  der  Festsetzung  der  Bergungs-  und  Hülfskostem 

§86. 

Wer  Berge-  oder  Hülfslohn  oder  die  Erstattung  sonstiger  Ber- 
gmigS'  oder  Hülfskosten  verlangt,  hat  in  Ermangelung  einer  güt- 
lichen Einigung  seine  Ansprüche  bei  dem  Strandami  anzumelden. 

8  37. 

Das  Strandumt  hat  nach  Anhörung  der  BetJieiligien  ^  soweit 
dieselbm  anwesend  si'nd,  eine  Berechnung  der  aufgestellten  Forde- 
rungen zu  entwerfen  und  mit  seinen  gutachtlichen  Bemerkungefi  der 
Aufsiehtsbehörde  einzureichen. 

§38. 

Die  Aufsichtsbehörde  hat  die  angemeldeten  Anbrüche  futch  den 
Bestimmungen  des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesettbuchs, 
Buch  V  Titel  9  zu  prüfen  und  durch  Bescheid  festzusetzen.  Jedfui 
Betheiligten  ist  der  Bescheid  zu  Protokoll  bekannt  zti  machen,  oder 
eine  Ausfertigung  desselben  zuzustellen. 

Die  Zustellung  ist  gültig,  wenn  sie  unter  Beobachtung  der  für 
Zustellungen    in     bürgerlichen    Bcchisstreitigkeiitn    vorgeschriebenert 
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Formen  erfolgt     Die   vereideten    Verwaltungsbeamten    haben    dabei 
die  GlatibtvürdigJceit  der  Gerichtsbeamten. 

§  39. 

Gegen  den  Bescheid  der  Aufsichtsbehörde  findet  nur  der  Rechts- 
weg  statt. 

Die  Partei,  welche  sich  durch  den  Bescheid  beschwert  fühlt,  hat 
binnen  einer  Ausschlussfrist  von  14  Tagen  —  vom  Tage  nach  der 
Bekanntmachung  oder  Behändigung  des  Bescheides  (§  36)  an  ge- 
rechnet —  die  Klage  bei  dem  für  den  Ort  des  Strandamts  zustäty- 
digen  Gerichte  anzubringen.  Das  Gericht  ha/n/n  aus  Gründen^  die 
in  der  Sache  selbst  liegen^  diese  Frist  angemessen  verlängern. 

Durch  rechtzeitige  Erhebung  der  Klage  verliert  der  Bescheid 
ztmschen  den  Prozessparteien  seine  Kraft, 

Durch  den  Abs.  2  erleidet  der  Art.  455  H.  G.  ß.  eine  Modi- 
fikation, indem  nach  demselben  auch  die  gegen  einen  Rheder  auf 
Bergungs-  und  Hülfskosten  zu  erhebenden  Klagen  bei  dem  filr  den 
Ort  des  Strandamts  kompetenten  Gericht  zu  erheben  sind. 

Durch  Erhebung  der  Klage  verliert  der  Bescheid  der  Admi- 
nistrativbehörde  gegenüber  beiden  Parteien,  nicht  nur  der  klagen- 
den Partei  gegenüber,  seine  verbindliche  Kraft.  Es  wird  dies 
durch  die  Billigkeit  durchaus  gefordert,  da  die  beklagte  Partei  sich 
möglicher  Weise  bei  deth  Spruch  der  Verwaltungsbehörde  be- 
ruhigt, und  dabei  einen  ihrer  Ansicht  nach  zu  hohen  Bergelohn 
zugestanden  hat,  lediglich  um  eine  schnelle  Erledigung  der  Sache 
herbeizufuhren ;  solche  Zugeständnisse  können  alsdann  für  sie  nicht 
bindend  sein.  Doch  nur  unter  den  streitenden  Parteien  verliert 
der  Bescheid  seine  Kraft;  der  Beklagte  kann  denselben  nicht  auch 
solchen  Personen  gegenüber  anfechten,  welche  sich,  wie  er,  dabei 
beruhigt  haben.  (Komm.- Bericht  S.  17.) 

§40. 

Den  Landesregierungen  steht  es  zu,  die  in  §  38  der  Aufsichts- 
behörde zugewiesenen  Obliegenheiten  dem  Strandamt  zu  übertragen. 

Von  dieser  Befugniss  ist  zuweilen  Gebrauch  gemacht. 

§41. 

Die  Erhebung  der  festgesetzten  Beträge  und  die  Vertheilung 
derselben  unter  die  Berechtigten  erfolgt  in  der  Regel  durch  das 
Sirandamt, 

Der  Vorsteher  des  Strandamts  hat  auch  m  dem  Falle  keinen 
A-nspruch  auf  Berge-  oder  Hilfslohn,  wenn  er  zugleich  zum  Strand- 
vogt bestellt  ist. 

Der  Strartdvogt  hat  in  Gemässheit  des  Art.  742  H.  G.  B.  An- 
spruch auf  Bergelohn,  indem  sowohl  in  der  Kommission,  wie  im 
Plenum   des   Reichstages  der  Antrag,  allen   Strandbeamten   einen 
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solchen  abzusprechen,  aus  praktischen  Gründen  abgelehnt  wurde 
(Kommiss.-Ber.  S.  17  f.  Sten.  Ben  S.  330—832).  Dagegen  hat  das 
Gesetz  einen  solchen  dem  Strandvogte  abgesprochen,  welcher  Vor- 
steher des  Strandamts  ist,  da  diesem  ,,die  vorbereitenden  Verhand- 
lungen über  die  bei  dem  Strandamt  angemeldeten  Forderungen 
an  Bergungs-  und  Hülfskosten  und  deren  Begutachtung^  obli^t, 
sein  Yerhältniss  also  zu  dieser  Angelegenheit  ein  völlig  unpar- 
teiisches sein  muss  (Motive  S.  34). 


Sechster  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§42. 

Schiffer  im  Sinne  dieses  OeseUes  ist  der  Führer  des  Schiffs 
(Schiffskapitän) j  in  Ermangehmg  oder  V&hinderung  desselben  dessen 
Stellvertreter. 

§43. 

Wer  den  Vorschriften  der  §§  4,  7  Abs.  1,  12  Abs.  1,  13,  20, 
21  euwiderhandelt,  wird^  sofern  nicht  nach  allgemeinen  Strafgesetzen 
eine  höhere  Strafe  venvirJct  ist,  mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundert^ 
fvnfzig  Marie  oder  mit  Haft  bestraft. 

Da  die  Anordnungen  der  aufgeführten  Paragraphen  wesentlich 
polizeilicher  Natur  sind,  so  ist  die  vom  Strafgesetzbuch  fiir  Ueber- 
tretungen  festgesetzte  Strafe  angedroht. 

Das  Str.  G.  B.  enthält  Bestimmungen  in  Betreff  von  Stran- 
dungsfällen  in  den  §§  265.  322.  323.  325.  326. 

§44. 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  betreffend  die  Errichtung  eines 
obersten  Gerichtshofes  für  Handelssachen,  vom  12.  Juni  1869,  sotcie 
die  Ergänjsungen  desselben  werden  auf  diejenigen  bürgerlichen  Rechts- 
Streitigkeiten  ausgedehnt,  in  welchen  durch  Klage  oder  Widerklage 
ein  Anspruch  aus  Rechtsverhältnissen  geltend  gemacht  wird,  welche 
auf  die  Bergung  ausser  dem  Falle  der  Seenoih  sich  beziehen. 

§45. 

Ob  und  inwieweit  im  Falle  der  Bergung  des  von  den  Ijandes- 
regierungen  ^r  Betonnung  verwendeten  Materials  an  Tonnen^  Kettefi 
und  sonstigem  Zubehör  bestimmte  Lohnsätze  an  Stelle  des  Bergelohns 
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treten  9  bestimmt  sich,  wenn  die  Bergung  im  eigenen  Gebiete  erfolgt, 
nach  dem  bezüglichen  Landesrecht^  anderenfalls  nach  den  etwa  ab- 
geschlossenen Staatsverträgen. 

§46. 

Die  in  diesem  Gesetz  vorgeschriebene  Mitwirhmg  der  Zollbehörde 
findet  in  den  ZoUamschlüssen  nicht  staM. 

Die  Bestimroung  dieses  Paragraphen  erklärt  sich  daraus,  dass 
in  den  von  der  Zollgrenze  ausgeschlossenen  Distrikten  die  hier  in 
Frage  kommenden  Zollgesetze  Keine  Anwendung  finden. 

§47. 

Die  Bestimmungen  der  Staatsverträge  über  die  den  Konsuln 
fremder  Staaten  in  Bergungsfällen  zustehenden  Rechte  werden  durch 
dieses  Gesetz  nicht  berührt, 

Vorschriften^  wie  sie  in  diesem  Paragraphen  bezeichnet  werden, 
sind  beispielsweise  enthalten  in  den  Ronsularverträgen  mit  Italien 
vom  21.  Dezember  1868  Art  18,  mit  Spanien  vom  22.  Februar 
1870  Art.  18,  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vom  11. 
Dezember  1871  Art.  16;  in  den  Handels-  und  SchiflFfahrtsverträgen 
mit  Salvador  vom  18.  Juni  1870  Art.  31,  mit  Portugal  vom  2.  März 
1872  Art.  19,  mit  Persien  vom  11.  Juni  1873  Art.  10. 

§48. 
Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1875  in  Kraft. 


Zur  Strandungsordnung  ist  eine  Instruktion  am  24.  November 
1875  erlassen  worden: 

§  1  Wenn  ein  Schiff  vor  der  deutschen  Küste  oder  in  deutschen 
Gewässern  in  Seenoth  geräth,  sind  die  Strandvögte  der  benachbarten 
Bezirke  gleichmässig  verpflichtet^  die  erforderlichen  Vorkehrungen 
zur  Rettung  von  Menschenleben^  soune  zur  Bergung  und  Hülfsleistung 
zu  treffen.  Die  Leitung  des  Verfahrens  steht  für  die  ganze  Dauer 
desselben  demjenigen  Strandvogt  zuy  welcher  zuerst  das  Schiff  betritt. 

Die  Fürsorge  für  die  geborgenen  Gegenstände  liegt  der  Strand- 
behörde  ob,  in  deren  Bezirk  dieselben  gelandet  werden. 

§  3  So  lange  ein  Schiff  sich  in  Seenoth  befindet,  ist  es  dem 
Strandvogt  unbedingt  verboten^  mit  dem  Schiffer  einen  Vertrag  über 
die  Höhe  des  Berge-  oder  Hülfslohns  abzuschliessen. 

§  3  Der  WertKbetrag  der  Sicherheiisbestellung^  welche  im  Falle 
des  §  8  der  Strandungsordnung  vom  J7.  Mai  1874  zu  beanspruchen 
ist,  darf  vom  Strandvogt  höchstens  auf  den  dritten  Theil  des  Werths 
der  unter  seiner  Leitung  geborgenen  Gegenstände  bemessen  werden. 

Wird  die  Sicherheit  durch  Hinterlegung  von  Geldern  oder  Werth- 
papieren  bestellt,  so  sind  dieselben  unverzüglich  an  das  Strandamt 
abzuliefern. 

Lewis,  Seerecht.    II.  10 
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§  4  Die  Polizeibehörden  sind  verpfiicktetj  den  Strandbehörden 
auf  Verlangen  in  edlen  Massregeln  ohne  Verzag  Beistand  zu  leisten, 
welche  im  Falle  einer  Seenoth  zur  Bettung  von  Menscheniebeny  sowie 
zur  Bergung  oder  Hülfsleistung  dienlich  sind. 

§  5  Jjen  Bhedem  und  Versicherem  eines  in  Seenoth  geraihenen 
Schiffs,  soujie  den  Absendern,  Empfängern  und  Versierterem  der 
Ladung  desselben  steht  es  frei,  sich  an  der  Bergung  oder  HiÜfsleistung 
durch  Gestellung  von  Fahrzeugen,  Mannschaften  u.  s.  w.  zu  bethei- 
Itgen.  Sie  haben  dabei  jedoch  den  Anordnungen  des  Strandvogts 
Folge  zu  leisten,  welcher  ungeeignete  oder  seinen  Anweisungen  zu- 
widerhandelnde  Personen  von  der  Betheiligung  auszuschliessen  be- 
rechtigt ist. 

§  6  Strandet  ein  fremdes  Schiff  an  der  deutschen  Küste,  so 
hat  das  Strandami  dem  für  seinen  Bezirk  bestellten  Konsul  des 
HeimaOdandes  des  Schiffes  sofort  Nachricht  zu  geben,  Ist  ftir  den 
Bezirk  ein  Konsul  dieses  Landes  nicht  besteUt,  so  ist  die  MiUheiking 
an  den  nächsten  im  Reiche  zugelassenen  Konsul  des  Landes  zu 
richten. 


ZEHNTER  TITEL. 

Tob  den  Schiflsglänbigeni, 


Art.  757. 

Die  nachhenarmten   Fordenmgm   gewähren    die   Rechte   eines 
Schiffsgläubigers : 

1.  die  Kosten  des  Zwangsverkaufs  des  Schiffs;  m  diesen  gehören 
auch  die  Kosten  der  Vertheilung  des  Kaufgeldes,  sowie  dk 
etwaigen  Kosten  der  Bewachung,  Verwahrung  und  Erhaltung 
des  Schiffs  und  seines  Zubehörs  seit  der  Einleitung  des  Zwangs- 
Verkaufs  oder  seit  der  derselben  vorausgegangenen  Beschlagnahme ; 

2.  Die  in  der  Ziffer  1  nicht  begriffenen  Kosten  der  Bewachung 
und  Verwahrung  des  Schiffs  und  seines  Zubehörs  seit  der  Em- 
bringung  des  Schiffs  in  den  letzten  Hafen,  falls  das  Schiff  im 
Wege  der  Tkvangsvollstrechung  verkauft  ist; 

3.  die  öffentlichen  Schiffs-,  Schifffahrts-  und  Hafenabgaben,  ins- 
besondere die  Tonnen-,  Leuchtfeuer-,  Quarantäne-  und  Hafen- 
gelder; 

4.  die  aus  den  Dienst-  und  Heuerverträgen  herrührenden  Forde- 
rungen der  Schiffsbesatzung'^ 

5.  die  Lootsengelder,  sowie  die  Bergungs-,  Hülfs-,  Loskaufs-  und 
Beklamekosten; 

6.  die  Beiträge  des  Schiffs  zur  grossen  Ha/verei; 

7.  die  Forderungen  der  Bodmereigläubiger,  welchen  das  Schiff  ver- 
bodmet ist,  sowie  die  Forderungen  oaas  sonstigen  Kreditgeschäften, 
welche  der  Schiffer  als  soldter  während  des  Aufenthalts  des 
Schiffs  ausserhalb  des  Heimathshafens  in  Nothf allen  (abgeschlossen 
hat  (Art,  4S7,  510),  auch  wenn  er  Miteigenthümer  oder  Allein- 
eigefUhümer  des  Schiffs  ist;  den  Forderungen  aus  solchen  Kredit- 
geschäften stehen  die  Forderungen  wegen  Lieferungen  oder 
Leistungen  gleich,  welche  ohne  Gewährung  eines  Kredits  dem 
Schiffer  als  solchem  während  des  Aufenthalts  des  Schiffs  ausser- 
halb des  Heimathshafens  in  Nothfällen  zur  Erhaltung  des 
Schiffs  oder  zur  Ausführung  der  Reise  gemacht  sind,  soweit 
diese  Lieferungen  oder  Leistungen  zur  Befriedigung  des  Be- 
dürfnisses erforderlich  waren; 

10* 
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8,  die  Fordenmgen  wegen  Nichtahlieferung  oder  Beschädigung  der 
Ijadimgsgüter  und  der  im  gweiien  Ahsatze  des^rt.  674  erwähnten 
ReiseeffeJcten; 

9»  die  nicht  unter  eine  der  vorigen  Ziffern  fallenden  Forderungen 
aus  Rechtsgeschäften^  welche  der  Schiffer  als  solcher  hraft  seiner 
gesetelichefn  Befugnisse  und  nicht  mit  Bezug  auf  eine  besondere 
Vollmacht  geschlossen  hat  (Art.  452.  Ziff.  1)^  sowie  die  nicht 
unter  eine  der  vorigen  Ziffern  fallenden  Forderungen  wegen 
Nichterfüllung  oder  wegen  unvollständiger  oder  mangelhafter 
Erfüllung  eines  von  dem  Rheder  abgeschlossenen  Ver&ags,  in- 
sofern die  Ausfuhrung  des  letzteren  zu  den  Dienstobliegenheiten 
des  Schiffers  gehört  hat  (Art.  452  Ziff.  2); 
10.  die  Forderungen  aus  dem  Verschulden  einer  Person  der  Schiffs- 
besatzung (Art.  451  und  45J2  Ziff,  3)^  auch  wenn  dieselbe  zu- 
gleich Miteigenthümer  oder  Alleineigefithümer  des  Schiffs  ist 

1.  Unter  Schiffsgläubigern  sind  diejenigen  Gläubiger 
zu  verstehen^  deren  Forderungen  unter  gewissen  Voraussetzungen 
^,aus  der  bestimmungsniässigen  Verwendung  des  Schiffs  zur  See- 
fahrt entsprungen''  sind,  und  die  ^^vorzugsweise  das  Recht  auf  Be- 
friedigung aus  dem  Schiffe'^  haben.*)  oolche  Gläubiger,  ,, welchen 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  das  Schiff 
pfand-  oder  vorrechtsweise''  haftet,  ohne  dass  die  so  eben  hervor- 
gehobene Bedingung  zutrifft,  gehören  nicht  zu  den  Schiffsgläubigern. 

Die  Schiffsgläubi^r  zerfaQen  in  zwei  Kategorien :  a)  ,,diejenigen, 
deren  Forderungen  durch  Aufwendungen  zur  Erhaltung  und  Ket- 
tung des  Schiffs  aus  einer  Gefahr  entstanden''  sind,  gleichviel  ob 
der  Rheder  ^^beschränkt  oder  unbeschränkt"  dafür  haftet;  b)  die- 
jenigen, „welche  solche  Aufwendungen  nicht  gemacht"  haben,  denen 
gegenüber  aber  der  Grundsatz  Geltung  hat,  „dass  der  Rheder  nur 
mit  dem  der  See  anvertrauten  Vermögen  hafte."  (Prot.  VI 
S.  2843-2849**.) 

*)  Der  Code  de  commerce  {ort.  J$0)  sagt:  les  navirea  sont  affectes 
tpicialement  aux  dettes  que  la  loi  diclare  privüigUea  Eben  so  kennt  du 
englische  Recht  maritime  liens':  Maclaehlan  p.  60  equ.  p,  63  squ.  AhbaU 
p,  61H  squ, 

*'*')  Eben  so  giebt  eine  solche  yoUst&ndige  Aufzählung  der  dettes  priviU- 
giies  aar  Code  de  comm.  ort.  19t :  Sont  prwiligUes^  et  elans  Vordre^  oü  elles 
tiont  rangiea ,  les  dettes  ci-aprks  ddsignees :  1.  les  frais  de  justice  et  autresy 
faits  pour  parvenir  ä  la  vente  et  ä  la  distribtUion  du  prix;  2.  les  droits  de 
pilotage,  tonnag e^  cale^  amarrage  et  bassin  ou  avani»hassin ;  3.  les  gages  du 
gar  dien  et  frais  de  gar  de  du  bätiment,  depuis  son  entrSe  dans  le  port 
jusqu^ä  la  vente;  4,  le  loyer  des  magasins  oü  se  trouvent  dSpos^s  les  agrh 
et  les  apparaux;  ö,  les  frais  dentretien  du  bätiment  et  de  ses  agr^s  et 
apparaux,  depuis  son  demier  voyage  et  son  entrie  dans  le  port}  6.  les  gages 
et  loyers  du  capitaine  et  autres  gens  de  Tiquipage  employis  au  demier  voyage; 
7.  les  sommes  preties  au  capitaine  pour  les  besoins  du  bätiment  pendant  le 
dtmier  voyage;  et  le  remboursement  du  prix  des  marchandises  par  tui  vendues 
pour  le  meme  objet;  8.  les  sommes  dues  au  vendeur,  aux  fournisseurs  ei 
ouvriers  employis  ä  la  construction^  si  le  navire  n^a  point  encore  fait  de 
voyage;  et  fes  sommes  dues  aux  crianciers  pour  fournitures,  travaux,  main-' 
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2.  Die  Bedeutung,  welche  den  in  Ziff.  2  hervorgehobe- 
nen Kosten  eingeräumt  wird,  erklärt  sich  daraus,  dass  dieselben 
gleichsam  als  Theil  „der  Kosten  des  Zwangsverkaufs^'  angesehen 
werden  (Prot.  VIII  S.  4487;  vgl.  VI.  S.  2854.). 

8.  Unter  den  aus  den  Dienst-  und  Heuerverträgen 
herrührenden  Forderungen  der  Schiffsbesatzung  sind  selbst- 
verständlich nicht  blos  die  eigentlichen  Heuerforderungen  des 
Schiffers  und  der  Mannschaft  zu  verstehen,  sondern  auch  alle  ande- 
ren durch  den  Heuervertrag  oder  das  Gesetz  (H.  G.  B.  Art.  523. 
524.  Seemanns-O.  §  49.  51)  der  Besatzung  eingeräumten  Ansprüche 
(Prot.  VI  S.  2855.  VIII  S.  4151). 

4.  Den  Havariebeiträgen  stehen  auch  hinsichtlich  der  Ah- 
wendbarkeit  der  Vorschriilen  dieses  Titels  deich  die  (gemäss 
Art.  735)  nach  den  Grundsätzen  der  grossen  Havarie  zu  beur- 
theilenden  Beiträge  (Prot.  VIII  S.  4152). 

5.  Dass  nach  Ziff.  7  dem  Gläubiger,  „welcher  aus  einem 
Geschäft  gegen  baar  eine  Forderung^'  hat,  dann,  wenn 
der  Schiffer  sich  dennoch  der  Zahlung  zu  entziehen  gewusst,  die- 
selbe Priorität  zusteht,  „wie  dem  Gläubiger  aus  dem  Kreditgeschäft^^, 
vorauseesetzt,  „dass  der  Schiffer  im  konkreten  Fall  auch  ein  Kredit- 
geschäft gültig  hätte  eingehen  können,  dass  also  ein  Nothfall  vor- 
handen gewesen  u.  i|.  w.'^,  wird  durch  die  Billigkeit  gefordert.  Es 
igt  —  Bo  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  bemerkt  —  nicht 
abzusehen,  „weshalb  z.  B  der  Innaber  eines  Dampfschiffs  wegen 
des  Bugsirlohns  ein  Vorzugsrecht  haben  sollte,  wenn  er  beim  Ver- 
tragsabschlüsse schon  dem  Schiffer  3  Tage  Kredit  gegeben,  und 
dieses  Vorzugsrecht  entbehren  müsste,  wenn  er  sich  baare  Zahlung 
bedungen,  der  Schiffer  aber  nach  Ankunft  des  Schiffs  noch  nicht 
bezahlt  habe."    (Prot.  VIII  S.  4476.) 

6.  Die  Forderungen,  welche  aus  den  vom  Rheder  oder  Mit- 
rheder  wenn  auch  für  das  Schiff  eingegangenen  Kreditgeschäften 
entstehen,  gewähren  die  Rechte  eines  Öcniffsgläubigers  nicht,  son- 
dern nur  Geschäfte,  welche  der  Schiffer  als  solcher,  d.  h. 
auf  Grund  seiner  gesetzlichen  Befugniss,  nicht  in  Folge  einer  be- 
sonderen Vollmacht,  abschliesst.     Im  letzteren  Falle  ist  es  aber 

d^oeuvre,  povr  radottb,  victuailles  ^  armement  et  Squipement^  avant  le  d^part 
du  navire^  s^il  a  d4jä  navigui;  (9.  aufgehoben  durch  das  Gesetz  vom  10.  De- 
zember lb74  —  loi  qui  rend  les  navires  susceptibles  d'hypoth^que  ort,  27;) 
10.  le '  montant  des  primes  d'assurances  /äües  sur  le  corps,  guille,  agrh, 
apparanXf  et  sur  armement  et  ^quipement  du  navire  dues  pour  le  dernier 
royage;  11.  les  dommages-inierits  dus  anx  affriteurs^  pour  le  difaut  de  dili- 
vranee  des  marehandises  qu^ifs  ont  chargSes,  ou  pour  remboursement  des 
avaries  souffertes  par  les  diies  marehandises  par  la  favJte  du  capitaine  ou 
de  liquipage.  Die  formalen  YoraoBsetzanffen  für  die  Gültigkeit  und  die 
Priorität  dieser  Forderongen  hat  Art.  192  (dessen  §  7  gleichfalls  aufgehoben 
ist  durch  das  Gesetz  Tom  10.  Dezember  1874  Art.  27)  angegeben. 

Nach  englischem  Recht  gewähren  Bodmereiforderungen ,  Ansprüche 
wegen  seamens  wagesj  pilotage^  totcage^  scUwage^  damage  by  collision  und 
sonstige  Beschädigungen  maritime  liens:  Abbott  p.  6 18  squ.  Maclachlna 
p.  60  squ.  p,  63  squ. 
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auch  irrelevant;  ob  der  Schiffer  zugleich  Mitrheder  oder  alleiniger 
Rheder  des  von  ihm  geführten  Schiffs  ist.  (Prot  VI  S.  2856  f.) 

7.  Unter  die  Ziff.  8  Mt  auch  der  auf  Art.  654.  655  sich 
stützende  Anspruch  des  Ladungsempfängers;  denn  da 
nach  diesen  Artikeln  der  Schiffer  die  Ladung  dem  Inhalte  des 
Konnossements  gemäss  abzuliefern  hat;  so  wird  die  Aushändigung 
anderer  Güter;  als  der  im  Konnossement  verzeichneten,  nicht  als 
Ablieferung  angesehen.  Die  Forderung  wegen  Kichtablieferung  der 
im  Konnossement  verzeichneten  Güter  unterscheidet  sich  ihrer  Na- 
tur nach  nicht  von  der  Forderung  wegen  Nichtablieferuns  von 
Gütern  überhaupt.  Wie  der  Empranger  seine  Forderung  ledig- 
lich auf  den  Inhalt  des  Konnossements  stützt,  ohne  dass  der 
Grund  der  Nichtübereinstimmung  der  abgelieferten  mit  den  im 
Konnossement  verzeichneten  Gütern  von  irgend  welchem  Einfluss 
auf  die  Existenz  der  Forderung  selbst  ist;  so  ist  dieser  Grund  auch 
für  die  Priorität  der  Forderung  irrelevant.  Ob  die  Hamburger 
Kommission  in  ihrer  Majorität  diese  Auffassung  theiltC;  muss  firei- 
lieh    dahin    gestellt    bleioen.      Sie    hat    sich    darüber    nicht    aus- 

Sesprochen.  Es  war  auf  der  Konferenz  der  Antrag  gestellt:  For- 
erungen  aus  den  Art.  654.  655  stets  unter  Ziff.  10  zu  subsu- 
miren,  ,ji&  eine  falsche  Zeichnung  des  Konnossements  in  den 
meisten  Fällen  auf  einem  Verschulden  des  Schiffers  beruhe;  und 
jedenfalls  im  konkreten  Falle  kaum  zu  ermitleln  sein  werde;  ob 
ein  Verschulden  des  Schiffers  Grund  zu  der  unrichtigen  Angabe 
des  Konnossements  sei  oder  nicht''  Dem  gegenüber  wurde  be- 
merkt :  ,;Es  scheine  angemessener,  sämmtliche  Ansprüche  aus  der 
Verpflichtung  des  Verfrachters;  das  Konnossement  zu  vertreten, 
gleich  zu  benandeln/'  also  auch  die  auf  den  in  Rede  stehenden 
Artikeln  beruhenden  Ansprüche  zu  den  in  Ziff.  8  erwähnten  For- 
derungen zu  zählen.  Eventuell  werde  es  vorzuziehen  sein,  nichts 
aufzunehmen;  damit  die  Frage ;  ob  Ziff.  8  oder  10  zur  Anwen- 
dung komme;  im  einzelnen  Falle  je  nach  Massgabe  der  unterliegen- 
den Verhältnisse  anders  entschieden  werde.  Schliesslich  wurde 
der  Antrag;  im  Gesetze  auszudrücken,  dass  die  Ansprüche  aus  den 
citirten  Artikeln  „zu  den  unter  Ziff.  10  aufgeführten  Forderungen 
zu  zählen  seien,"  mit  6  gegen  4  Stimmen  abgelehnt.  (Prot.  VlII 
S.  4152  f.) 

8.  In  Ziff.  10  ist  unter  Verschulden  sowohl  ein  solches  zu 
verstehen,  welches  mit  einem  Verti'agsverhältnisse  zusammenhängt, 
wie  z.  B.  Bruch  einer  Chartepartie,  als  Verschulden  anderer  Art, 
wie  z.  ß.  Uebersegelung  (Prot.  VII  S.  3015). 

Art.  758. 

Den  Schiffsgläubigem,  welchen  das  Schiff  nicht  schon  durd^  Ver- 
bodmung verpfändet  ist^  steht  em  gesetzliches  Pfandrecht  an  deni 
Schiff  und  d^m  Zubehör  desselben  zu. 

Das  Pfandrecht  ist  gegen  dritte  Besitzer  des  Schiffs  verfolgbar. 
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Das  H.  G.  B.  behandelt  die  Ansprüche  der  Schiffsgläubiger 
als  dingliche  Re^^hte .  welche  gegen  jeden  Besitzer  des  Schiffs 
geltend  gemacht  werden  können^). 

Art  759. 

Das  geseteUche  Pfandrecht  eines  jeden  dieser  Schiffsgläubiger 
erstreckt  sich  ausserdem  auf  die  Bruttofracht  derjenigen  Reise,  aus 
welcher  seine  Forderung  entstanden  ist. 

Das  dem  Schiffsgläubiger  zustehende  Pfandrecht  ergreift  ausser 
Schiff  und  Zubehör  auch  die  Fracht**)  der  ReisC;  aus  welcher  die 
Forderung  enstanden  ist,  und  zwar  die  Bruttofracht^  nicht  nur  die 
Nettofracht  Hierzu  verstand  man  sich  auf  der  EUimburger  Kon- 
ferenz nach  langen  Verhandlungen  (Prot.  VI  S.  2886—2888.  2914. 
2929 — 2932)  endlich,  einmal  um  die  ^^beschwerlichen  Liquidationen 
zur  Ermittelung  der  Nettofracht'^  zu  vermeiden,  und  dann  weil  zu 
,,dem  der  See  anvertrauten  Vermögen/'  über  welches  hinaus  der 
Rheder  nicht  haften  solle,  auch  die  Bruttofracht  gehöre  (Prot. 
S.  2930.  2931).    Vgl.  noch  Bd.  I  S.  34  f. 


*)  Eben  so  werden  die  crianees  priviligiiea  im  französischen  Recht  be- 
handelt :  Code  de  eomm,  arL  190  (s.  S.  148 Note  *).  Codectvüari, 2095 :  LepriviUge 
est  un,  droit  que  la  qualüi  de  la  crianee  donne  ä  un  er^ancier  detre  frifiri 
aux  autrea  creanciers^  mime  hypöthicaire».  YgL  Art  2092 — 2094.  Code  de  eomm, 
ort.  197:  Toua  bätimens  de  mer  peuvent  itre  »aieie  et  vendue  par  autoriti 
de  justice ,  et  le  priviUge  des  crianders  sera  purgi  par  les  formalitis  nd- 
vantes.  — 'Cresp-Laurinj  cours  de  droit  maritime  p,  88  squ,  p,  lh9:  Le 
crSancier  priviligii  iCa  pas  setUement  le  droit  de  priftrence  aUaehi  h  la 
nature  ou  ä  la  cause  de  sa  criance,  il  a  encore  le  droit  de  suite^  eelui 
de  suivre  le  meuble  en  qtfelques  mains  qtCil  passe,  Caumont,  dictionnaire 
p.  745 — 747  n.  10 — 14,  m  gleicher  Weise  lässt  das  englische  Admiralitäts- 
Mijcht  die  maritime  liens  verfolgen  against  the  ship  itself  {Abbott  p,  618. 
^laclaehlan  p,  63  8<fu.).  Der  Zubehör  wird  gleichfalls  Ton  der  Schiffsforderang 
ergriffen  nacn  engbschem  Recht  {Abbott  p,  627  aau.)  und  fransösischem  Recht 
( Cresp  -  Laurin  l.  c,  p.  142  squ,  p.  64—57 ;  cf,  Code  de  comm,  ort.  200 : 
Uhuissier  — fait  Vinoticiation  et  la  description  des  ckaloupea,  eanavx^  agrks^ 
nstensües,  armes  y  muniiians  et  provisions,  Ges.  vom  10.  Dezember  1874 
Art.  4:  L^hypothhque  consentie  sur  le  navire  ou  porUön  du  naoire  s^itend^ 
h  moins  de  Convention  contraire,  au  corps  du  navire^  aux  agrha^  apparaux^ 
machines,  et  autres  accessoiresj. 

**)  Nach  französichem  Recht  wird  die  Fracht  nicht  ergriffen  von  den 
criancea  priviUgi4es  als  solchen,  sondern  nur  von  gewissen  Forderungen, 
nämlich  den  Ansprüchen  der  Schiffsbesatzung  (art.  271;  vgl.  Cresp  -  Laurin 
droit  maritime  p.  99-^101)^  der  Bodmereiforderung  (art  320;  vgl  Cresp- 
Lauria  p,  103  squ.)  und  den  Ansprüchen  der  Befrachter  (art.  280  vgl.  Cresp- 
Laurin  p.  115  squ,). 

Nach  englischem  Recht  ergreift  zwar  bei  einer  vertragsmftssk^n  Ver- 

§  fandung  eines  Schiffs  das  mortgage  von  selbst  die  noch  ausstehende  Fracht 
er  letzten  Reise,  allein  dem  maritime  lien  als  solchem  kommt  nicht  dieselbe 
Bedeutung  zu.  YgL  Abbott  p,  33.  p.  618  squ,  Maclachlan  p,  41  squ.  p.  100, 
p.  63  squ. 
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Art  760. 


Als  eine  Reise  im  Sinne  dieses  Titels  wird  diejenige  angesehen, 
eu  welcher  das  Schiff  von  neuem  ausgerüstet,  oder  welche  entweder 
auf  Grund  eines  neuen  Frachtvertrags  oder  nach  vollständiger 
Löschung  der  Ladung  angetreten  wird. 

1.  Mit  Rücksicht  darauf;  dass  das  den  SehiflBgläubigem  zu- 
stehende Pfandrecht  nur  die  Fracht  einer  bestimmten  Reise  mit- 
ergreift; hat  das  Gesetz  den  Bemff  ;,Reise^'  präzisirt.  Nach  den 
Merkmalen,  welche  der  Artikel  aufstellt,  erscheint  als  besondere 
Reise  nicht  nur  die,  welche  auf  Grund  eines  neuen  Fracht- 
vertrag  unternommen  wird  und  die,  welche  der  Rheder  be- 
hufs des  Transports  seiner  eigenen  Güter  macht,  sondern  auch  die 
Reise,  ^welche  aas  Schiff,  ohne  dass  bereits  ein  Frachtkontrakt  ab- 
geschlossen, in  Ballast  unternimmt,  um  Frachten   zu   suchen.     Da- 

fegen  ist  die  auf  Grund  eines  schon  vorher  abgeschlossenen  Fracht- 
ontrakts  erfolgte  Zureise  des  Schiffs  in  Bsulast,  um  von  einem 
Hafen  Ladung  zu  holen,  nicht  als  eine  besondere  Reise,  sondern 
als  Bestandtheil  des  auf  dem  gedachten  Frachtvertrage  beruhenden 
Frachtunternehmens  anzusehen.  Ein  Zeitraum,  welcner  „zwischen 
dem  Ende  der  älteren  und  dem  Anfange  der  neuen  Reise''  ^^g^j 
wird  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  entweder  noch  zur  alten  oder  zur 
neuen  Reise  gehören,  und  zu  welcher  er  gehört,  wird  sich  auch 
im  einzelnen  Falle  stets  leicht  ermittein  lassen.  Zuweilen  freilich 
wird  er  auch  zu  keiner  Reise  gehören,  aber  das  wird  selten  anderswo 
als  im  Heimathshafen  vorkommen,  und  hier  wird  nicht  leicht 
„zur  Entstehung  eigentlicher  Schiffsschulden''  Anlass  gegeben  wer- 
den. (Prot.  VI  S.  2934  f.) 

2.  Sind  auf  Grund  eines  Frachtvertrags  mehrere 
Reisen  zu  machen,  flir  welche  zusammen  die  Fracht  in  einer  ge- 
meinschaftlichen Summe  festgesetzt  ist,  so  ergreift  der  Anspruch 
derjenigen  Schiffsgläubiger,  deren  Forderung  nur  von  der  einen 
oder  anderen  Reise  herrührt,  nicht  die  ganze  im  Frachtvertrage 
stipulirte  Fracht,  sondern  nur  den  der  betreffenden  Reise  ent- 
sprechenden Theil  der  letzteren.     (Prot.  VI  S.  2941). 

Art  761. 

Den  im  Art  757jmter  Ziffer  4  aufgeßhrten  Schiffsgläubigem  sieht 
wegen  der  aus  einer  späteren  Reise  entstandenen  Ford^mingen  mgleicih 
ein  gesetgliches  Pfandrecht  an  der  Fracht  der  früheren  Reisen  jm, 
sofern  die  verschiedenen  Reisen  unter  denselben  Dienst-  und  Heuer-- 
vertrag  fallen  {Art,  521,  536,  538,  554). 

Diese  Anordnung  ist  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  ge- 
troffen worden,  dass  die  Schiffsmannschaft  die  ganze  Heuer  nicht 
vor  Beendigung  der  Heuerreise,  d.  h.  regelmäßig  erst  nach  der 
Rückkehr  nach  dem  Ausreise  -  Hafen  fordern  kann  (§  36.  54  der 
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Seemanns-O.,  welche  an  die  Stelle  der  Art.  536.  538  H.G.  B.  ge- 
treten sind).  Sonst  nämlich  könnte  dieselbe  ^^durch  den  Antritt 
einer  neuen  Frachtreise  des  werthvollsten  Theils  ihres  Vorzugs- 
rechts verlustig  gehen"  (Prot.  VI  S.  2936). 

Art.  762. 

Auf  dcLS  dem  Bodmereigläubiger  in  Gemässheit  des  Art  680 
mstehende  Pfandrecht  finden  dieselben  Vorschriften  Anwendung^ 
welche  für  das  gesetzliche  Pfandrecht  der  übrigen  Schiffsgläubiger 
gelten. 

Der  Umfang  des  Pfandrechts  des  Bodmereigläubigers  bestimmt 
sich  jedoch  nach  dem  Inhalt  des  Bodmereivertrages  (Art.  681). 

.  Die  Worte  ^^Umfang  des  Pfandrechts"  beziehen  sich  auf  die 
Ausdehnung  desselben  in  Ansehung  der  Objekte  (Schiff.  Fracht 
resp.  Ladung),  nicht  auf  das  Verhältniss  des  Bodmereigläubiger» 
zu  den  andern  Schifisgläubigern.  Diese  können  in  ihren  etwaigen 
gesetzlichen  Vorzugsrechten  in  keiner  Weise  durch  die  Fest- 
setzungen des  Bodmereibriefs  beeinträchtigt  werden  (Prot.  VIII 
S.  4167  f.). 

Art.  763. 

Das  einem  Schiffsgläubiger  zustehende  Pfandrecht  gilt  in  gleichem 
Masse  für  Kapital,  Zinsen,  Bodmereiprämie  und  Kosten. 

Unter  den  Kosten  sind  die  „durch  Geltendmachung  der  For- 
derung oder  des  Vorrechts  entstehenden  Prozesskosten"  zu  ver- 
stehen (Prot.  VI  S.  2861). 

Art.  764. 

Der  SchiffsgläubigeTy  welcher  sein  Pfand/recht  verfolgt,  "kann  so- 
wohl  den  Bheder  als  auch  den  Schiffer  belangen,  den  letzteren  auch 
dann,  wenn  das  Schiff  in  dem  Heimathshafen  liegt  (Art.  495). 

Das  gegen  den  Schiffer  ergangene  Erhenniniss  ist  in  Ansehung 
des  Pfandrechts  gegen  den  Bheder  wirksam. 

Vgl.  Bd.  I  S.  105. 

1.  Die  Pfandklage  kann  da  angestellt  werden,  wo  sich  das 
Schiff  gerade  befindet  (L.  3  C.  übi  in  rem  actio  f3,jL^)\  vgl. 
Erk  des  Hamb.  Oberger.  vom  26.  Juni  1874  in  der  Hamb.  Han- 
delsger.-Zeit.  von  1875  Nr.  105  und  des  Hamb.  Handelsger.  vom 
5.  Febr..  1875  ebenda«.  Nr.  103). 

2.  Ist,  um  das  Schiff  frei  zu  machen,  eine  bestimmte  Summe 
Geldes  deponirt,  so  gilt  hinsichtlich  dieser  Depositalm  asse  das- 
selbe, was  in  Betreff  des  Pfandrechts  vorgeschrieben  ist  (Entsch. 
des  R.  O.H.  G.  IX  S.  364). 

3.  Das  Hamburgische  Einführungsges.  vom  22.  Dezember 
1865  bestimmt  zu  diesem  Artikel  im  §  55: 

Für  ein  nicht  Hamburgisches  Schiff,  dessen  Schiffer  nicht  zur 
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Stelle  ist,  hat  das  Handelsgericht,  sofern  die  Bhederei  nicht  ander- 
weitig vertreten  ist,  auf  Antrag  Betheüigter  einen  Vertreter  m  be- 
stellen und  behufig  eu  beeidigen. 

Art.  766. 

Auf  die  Rechte  eines  Schiffsgläubigers  hat  es  keinen  Einfluss, 
dass  der  Bheder  ßr  die  Forderung  bei  deren  Entstehung  oder  ^äter 
zugleich  persönlich  verpflichtet  wird. 

Diese  Vorschrift  findet  insbesondere  auf  die  Forderungen  der 
Schiffsbesatzung  aus  den  Dienst-  und  Heuerverträgen  Anwendung 
(Art  453). 

In  Abs.  2  muBs  daa  Citat  statt  453  H.G.B.  jetzt  lauten  §  68 
der  Seemanns-0. 

Art.  766. 

Gehört  das  Schiff  einer  Bhederei,  so  haftet  das  Schiff  und  die 
Fracht  den  Schiffsgläubigem  in  gleicher  Weise^  als  wenn  das  Schiff 
nur  Einem  Bheder  gehorte. 

Art.  767. 

Das  Pfandrecht  der  Schiffsgläubiger  am  Schiff  erlischt: 

1.  durch  den  im  Inlande  im  Wege  der  2koangsvollstreckung  er- 
folgten  Verkauf  des  Schiffs;  an  Stelle  des  letzteren  tritt  f^  die 
Schiffsgläubiger  das  Kaufgeld, 

l!s  müssen  die  Schiffsgläubiger  zur  Wahrnehmung  ihrer 
Bechte  öffentlich  aufgefordert  werden;  im  Uebrigen  bleiben  die 
Vorschriften  über  das  den  Verkauf  betreffende  Verfahren  den 
Landesgesetzen  vorbehalten; 

2,  durch  den  von  dem  Schiffer  im  Falle  der  zwingenden  NoO^ 
wendigkeit  auf  Orund  seiner  gesetzlichen  Befugnisse  bewirTUen 

Verkauf  des  Schiffs  (Art.  499) ;  an  Stelle  des  letzteren  tritt  ßir 
die  Schiffsgläubiger  das  Kaufgeldy  so  lange  es  bei  dem  Käufer 
aussteht  oder  noch  in  den  Händen  des  Schiffers  ist 

1.  Dass  durch  den  vom  Schiffer  im  Falle  zwingen- 
der Nothwendigkeit  bewirkten  Verkauf  des  Schifis  das 
Schiffsgläubigem  zustehende  Pfandrecht  erlischt*),  ist  durch- 


*)  D&8  französische  Recht  beschränkt  den  Untergans  der  crianees  pri- 
viUgUes  nicht  auf  die  vom  H.G.B.  anerkannten  Fälle.  Es  gelten  in  dieser 
Beziehung  folgende  Bestimmungen:  Code  de  comm.  eirt.  193:  Les  privüSget 
des  crSanciera  seront  iteinUy  indBpendamment  des  mayens  ginSraux  dextineUon 
des  obliffotionSj  par  la  vente  en  j\^stice  faxte  dans  les  formes  Stabiles  par  U 
titre  sutvant;  ou  larsqu'aprks  rme  vente  volontaire,  le  navire  aura  faü  vn 
voyage  en  mer  saus  le  notn  et  aux  risques  de  Vacqa6rewr^  et  sans  Opposition 
de  hx  pari  des  crSanciers  du  vendeur ;  ari,  1$4 :  ün  wtvire  est  cens6  avoir 
fait  un  voyage  en  mer,  lorsque  son  dipart  et  son  arrivSe  auront  it6  conetaUs 
dans  deux  ports  diffirens  et  trente  jours  aprks  le  dipart;  lorsque^  sans 
Hre  arrivi  dans  %tn  autre  port,  il  s*est  icotiH  phis  tle  soixante  jours  entre  le 
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aus  notfawendig;  ^^wenn  der  Käufer  eines  Schiffs  auch  nur  die 
geringste  Sicherheit  haben ;  mithin  der  Verkauf  von  Schi£fen  im 
Nothhafen  u.  s.  w.  überhaupt  möglich  sein  soU/^  Eine  erhebliche 
Benachtheiligung  wird  dadurch  den  Pfandgläubigem  nicht  zuge- 
fügt, denn  wenn  sich  ein  Schiff  in  einem  solchen  Zustande  befin&t, 
dass  dem  Schiffer  die  in  Rede  stehende  Befugniss  zusteht,  so  ist 
in  der  Begel  anzunehmen,  „dass  das  Pfandobjekt  (ür  den  Pfand- 
gläubiger schon  durch  den  Zufall  so  gut  wie  verloren  ist  (Prot. 
IV  S.  1725). 

2.  Nach  Ziff.  2  soll  das  Kaufgeld,  so  lange  es  noch  bei 
dem  Käufer  aussteht  oder  in  den  EÜinden  des  Schiffers  ist,  den 
Schiffsgläubigern  als  Pfand,  ganz  wie  das  Schiff  selbst,  haften 
dergestalt,  dass  „dasselbe  im  Falle  des  Konkurses  über  das  Ver- 
mögen des  Rheders  von  den  Schiffsgläubigern  zu  ihrer  abäsender- 
ten  Befriedigung  in  Anspruch  genommen  werden^'  darf.  Mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  das  Kaufgeld  nur  so  lange  als  Pfandobjekt  gel- 
ten kann,  als  es  nicht  mit  dem  übrigen  Vermögen  des  Rheders 
vei-mischt  ist,  hat  man  die  in  Rede  stehende  Bedeutung  des  Kauf- 
geldes auf  die  angegebenen  „zweifellosen  und  in  Wirklichkeit  auch 
allein  praktisch  relevanten  Fälle"  beschränkt,  um  dadurch  Streitig- 
keiten zu  vermeiden,  „welche  darüber  entstehen  könnten,  ob  das 
erhobene  Kuufgeld  mit  dem  Vermögen  des  Rheders  bereits  ver- 
mischt sei  oder  nicht"  (Prot.  VI  S.  2864  f.).     Vgl.  Art  776. 

3.  Das  den  Verkauf  betreffende  Verfahren  regelt  die  Preuss. 
Subhastations-Ordnung  vom  15.  März  1869  §  2.  §  94—106; 

das  Hannoversche  Einführungsgesetz  vom  5.  Oktober  1864 
§  42  8.  auf  S.  157; 

das  Schleswig -Holsteinische  Einfuhrungsgesetz  vom  5.  Juli 
1867  §  79  8.  auf  S.  157; 

das  Hamburgische  Einfuhrungsgesetz  vom  22.  Dezember  1865 
§  56  ff.  s.  auf  S.  157  f. 

Die  Mecklenburg-Schwerinische  Einfiihrungs- Verordnung  vom 
28.  Dezember  1865  |  76  I  bestimmt: 

Die  gerichtliche  Subh(istation  ganeer  Schiffe  erfolgt  futch  den  für 


depart  et  le  retour  dans  le  mem«  port;  ou  lorsque  le  navire,  parti  pour  un 
voyage  tie  long  coursj  a  H4  plus  de  soixante  jours  en  voyage,  sans  riclama- 
tiofi  de  la  pari  des  crianciers  du  vendeur;  ort.  195 :  La  vente  volotUaire 
dun  navire  doU  itre  faite  par  icrü^  et  peut  aooir  Heu  par  acte  public^  ou 
par  acte  sous  signature  privie,  Elle  petU  etre  faite  pour  le  navire  entier  ou 
pour  une  portion  du  namre,  le  navire  itant  dans  le  port  ou  en  voyage; 
ort,  196:  La  vente  volontaire  d'un  navire  en  voyage  ne  prijudicie  pas  aux 
erwandere  du  vendeur.  En  consiquence,  non  oistant  la  vente^  le  navire  ou 
son  prix  continue  ditre  le  gage  des  dits  crianciers  qui  peuvent  meme^  s^ils 
le  jugent  convenable,  attaqver  la  vente  pour  cause  de  fraude. 

Nach  englischem  Recht  erlöschen  die  maritime  liens  durch  einen  ge- 
richtlichen Verkauf  des  Schiffs;  ob  dasselbe  gilt,  wenn  das  Schiff  in  anderer 
Weise  an  einen  gutgläubigen  Dritten  gekommen  und  die  Gläubiger  vorher 
mit  der  Geltendmachung  ihrer  Ansprüche  sehr  säumig  waren,  ist  bestritten: 
Abholt,  p,  626,  MadacJUan  p,  64, 
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die  gerichtliche  8i/Aha$tation  van  QrundsMcken  geltenden  Normen^  die 
gerichtliche  SubhastoHon  van  Schiffsparten  nach  den  bei  beweglichen 
Sachen  geltenden  Narmen.    Vgl  Art,  467  Nr.  1  Abs.  3  des  M.G.  B. 

Art.  768. 

Den  Landesgesetzen  bleibt  varbehalten,  zu  bestimmen ,  dass  auch 
m  anderen  Veräusserungsfälhn  die  Pfandrechte  erlöschen,  wenn  die 
Schiffsgläubiger  zur  Anmeldung  der  Pfandrechte  ahne  Erfalg  öffent- 
lich aufgefordert  sind,  ader  wenn  die  Schiffsgläubiger  ihre  Pfandrechte 
innerhcub  einer  bestimmten  Frist,  seitdem  das  Schiff  in  dem  HeimathS' 
hafen  ader  in  einem  inländischen  Hafen  sich  befunden  hat,  bei  der 
zuständigen  Behörde  nicht  angemeldet  haben. 

Durch  diese  Anordnung  sollte  denjenigen  Staaten^  deren  Recht 
nur  den  kundbaren  Pfandrechten  Wirksamkeit  gegen  Dritte  hei- 
legt,  die  Möglichkeit  gegeben  werden ,  ihr  Pfanc&echtssystem  mit 
den  Bestimmungen  des  Tit.  10,  namentlich  dem  Art.  758  Abs.  2 
in  Einklang  zu  bringen  (Prot.  VHI  S.  4198  f.  S.  4462  f.). 

Die  Einftihrungsgesetze  enthalten  zu  diesem  Artikel  folgende 
Bestimmungen : 

Das  Preussische  Einfuhrungsgesetz  Art  58:  In  anderen 
als  den  im  Art.  767  des  H.G.B,  bezeichneten  Fällen  der  Ver- 
äusserung  eines  Schiffs  erlöschen  die  Pfandrechte  der  dem  Er- 
werber nicht  bekannten  Schiffsgläubiger^  wenn  diese  zur  Anmeldung 
ihrer  Rechte  auf  Antrag  des  Erwerbers  ahne  Frfolg  öffentlich  vor- 
geladen sind.  Hierbei  kommen  folgende  Vorschriften  zur  Anwen- 
dung: 

§  1  Der  Antrag  ist  erst  nach  der  Eintragung  der  Veräusse- 
nmg  in  das  Schiffsregister  zulässig;  er  ist  bei  dem  Gericht  anzu- 
bringen, welches  das  Schiffsregister  führt.  Der  Antragsteller  muss 
zur  Begründung  des  Antrags  dem  Gericht  anzeigen,  ab  und  welche 
Schiffsgläubiger  ihm  bekannt  sind. 

§  2  Das  Gericht  hat  einen  Termin  vor  einem  Kommissar  an- 
zuberaumen und  durch  öffentliche  Bekanntmachung  die  nicht  angezeig- 
ten Schiffsgläubiger  aufzufordern^  ihre  Ansprüche  bei  Vermeidung  des 
Ausschlusses  spätestens  in  diesem  Termine  anzumelden.  Der  Termin 
wird  auf  drei  Monate  hinausgerückt,  Fu/r  die  Berechnung  der  drei- 
monatlichen Frist  und  die  Art  und  Weise  der  öffentlichen  Bekannt- 
machung sind  die  Vorschriften  des  Artikels  16  des  Einfukrungs- 
gesetzes  zur  Konkursordnung  vom  8.  Mai  1855*)  massgebend. 

§  3  Nach  Abhaltung  des  Termins  ist  ein  PräMusianserkenni- 
niss  abzufassen;  in  diesem  sind  den  Schiffsgläubigem,  welche  von  dem 
Antragsteller  angezeigt  sind,  ader  welche  sich  gemeldet  Jiahen^  ihre  Rechte 


*)  An  Stelle  des  Art.  16  des  Einfuhr. -Ges.  zur  Konk.-0.|  welcher  durch 
§  116  der  Sabha8t.-0.  vom  15.  Mftrz  1669  aufgehoben  ist,  treten  die  §{  99. 
100.  16  der  Subhast-O. 
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vareubehaUen^  die  übrigen  Schiffsgläubiger  mit  ihren  Än^mtchen  am- 
MusdUiessen. 

§  4  Eine  Ausfertigung  des  PräMusians-Erkenninisses  ist  durch 
ö/fetUlichen  Äushamg  an  der  Gericktsstelle  Jbekannt  eu  machen;  die 
InsinutUion  an  die  ausgeschlossenen  Schiffsgläubiger  giU  als  beunrkt, 
wenn  die  Ausfertigung  vierzehn  Tage  lang  ausgehangen  hat. 

Den  Gläubigem,  welchen  ihre  Rechte  vorbehalten  sind,  ist  eine 
Abschrifl  des  Erkenntnisses  mitauth^len.  Gegen  das  Erkenntniss 
findet  nur  das  Rechtsmittel  der  Restitution  statt. 

Das  Hannoversche  EinfUhrungsgesetz  §  42: 
Die  Bestimmungen  der  bürgerlichen  iS^ogesS'Ordnung  über  das 
Ediktalverfahren  in  Beziehung  auf  unbewegliche  Gegenstände  sind  auch 
bei  der  Veräussertmg  von  Seeschiffen,  sowie  von  solchen  Flussschiffen 
awsuwenden,  welche  eine  Tragfähigkeit  von  5  Lasten  (m  4000  Pfund) 
oder  mehr  haben.  Zuständig  für  das  Ediktalverfahren  im  Falle 
freiwilliger  Veräusserung  ist  das  Amtsgericht^  in  dessen  Bezirke  der 
Veräussemde  seinen  Wohnsitz  oder  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalts- 
ort hcU,  wenn  aber  Seeschiffe,  welche  in  Gemässheit  der  Vorschriften 
des  A.D.H.GB.  in  das  Schiffsregister  einzutragen  sind,  den  Gegen- 
stand der  Veräusserung  bilden,  das  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirke 
der  Heimathshafen  des  Sthiffs  sich  befindet. 

Das  Schleswig-Holsteinische   EinfUhrungsgesetz : 
§  79:  Erfolgt  (fer  öffentliche  Verkauf  des  Schiffes  im  Konkurs 
des  Jttheders,  so  ist  der  Erlass  eines  besonderen  IVoklams  nicht  er- 
forderlich ,  wenn  bereits  in  dem  K-onkursproklam  das  Schiff  als  in 
der  Konkursmasse  begriffen,  ausdrücklich  bezeichnet  worden  ist, 

§  80  Bei  freiwilliger  Veräusserung  von  Seeschiffen  kann  von 
dem  Handelsgerichte,  in  dessen  Bezirk  der  Heimathshafen  des  Schiffs 
sich  befindet,  ein  Ediktumsproklam  mit  der  Bedeutung  erlassen 
werden,  dass  alle  nicht  angemeldeten  dinglichen  Ansprüche,  insbeson- 
dere  auch  die  Pfandrechte  der  Schiffsgläubiger  erlöschen.  Die  An- 
meldungsfrist ist  nach  dem  Ermessen  des  Gerichts,  jedoch  nicht  wnter 
drei  Monate  festzusetzen, 

DieBremische  Einftikrungsverordnung  vom  6.  Juni  1864  §  49 : 

In  anderen  als  den  Art.  767  angeßhr^  Veräusserungsßllen 
erlischt  das  Pfandrecht  der  Schiffsgläubiger  erst  dann,  wenn  das 
Schiff  sich  im  Heimathshafen  befindet,  und  die  Schiffsgläubiger  zur 
Anmeldung  ihrer  Forderungen  ohne  Erfolg  öffentlich  aufgefordert 
sind.  Die  öffentliche  Aufforderung  der  Schiffsgläubiger  geschieht 
durch  eine  Ediktalladung  nach  Mctösgabe  der  Bestimmungen  der  Ge- 
rithtS'Ordnung. 

Das  Hamburg! 8 che  Einfuhrungsgesetz: 

§  56:  Der  öffentliche  Verkauf  von  Schiffen  findet  in  den  im 
Art.  767  erwähnten  Veräusserungsfällen,  sowie  im  Falle  des  Konkurses 
der  Rhederei  unter  der  Leitung  des  Handelsgerichts  (in  Ritzebüttel 
»acÄ  ß  4  dieses  Gesetzes  unter  Leitung  des  Amtsrichters)  Statt.  Das 
handelsgerichtliche  Aktuariat  führt  das  Protokoll  und  assisUrt  dem 
Avktianar    bei  dem  Verkaufe.     Der  freiunUige  öffentliche  Verkauf 


\ 
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Hamburgiseher  Schiffe  kann  auf  Antrag  der  Rhederei  d>enfaiUs  unier 
der  Leiümg  des  Handehgerichts  Statt  finden;  es  steht  jedoch  der 
Bhederei  frei,  das  Schiff  auch  ohne  Mitwirkung  des  Sandeisgerichts 
und  des  Auktionars  durch  beeidigte  MaJder  oder  andere  zur  Abhaltung 
von  Auktionen  befugte  Personen  öffentlich  verkaufen  zu  lassen.  Der 
freiwillige  Öffentliche  Verkauf  nichihafhburgischer  Schiffe  findet  nur  auf 
dem  letzteren  Wege  statt. 

§  57  Falls  dcts  Handelsgericht  den  öffentlichen  Verkauf  eines 
Schiffs  verfiAgt  oder  gestattet^  hat  dasselbe  den  Verkaufstermin  an- 
zuberaumen  und  ein  I^oklam  zu  erlassen,  durch  welches  die  Schiffs- 
gläubiger und  die  sonstigen  Berechtigten  zur  Anmeldung  ihrer  An- 
sprüche zu  Protokoll  bis  spätestens  in  dem  angesetzten  Termine  bei 
Vermeidung  der  gesetzlichen  Na^ihtheüe  aufgefordert  werden, 

*  §  58  Das  Handelsgericht  hat  den  Termin  den  Umstanden 
nach,  jedoch  in  den  Fällen  des  §  56  Abs.  1  mindestens  mit  einem 
Zwischenräume  von  vier  Wochen  und  im  Falle  freiwilliger  Veräusse- 
rung  mindestens  mit  einem  Zwischenräume  von  drei  Monaten  anzusetzen, 

§  59  Das  Proklam  ist  dem  Amtsblatte  und  mindestens  fwch 
einem  vom  Handelsgerichte  zu  bezeichnenden  öffentlichen  Blatte  zu 
inseriren.    Die  Insertion  ist  mindestens  einmal  zu  wiederholen, 

§  60  Mit  dem  Ablaufe  des  Ptoklarm  oder  mit  dem  Verkaufe, 
falls  derselbe  später  stattfinden  sollte,  erlischt  die  Berechtigung  zur 
Anmeldung  ohne  Weiteres, 

§  61  In  dringenden  Fällen  kann  das  Handelsgericht  den  Ver- 
kauf vor  Ablauf  des  Proklams  unbeschadet  des  Rechts  der  An- 
meldung bis  zu  dem  im  Proklam  angesetzten  Termine  vollziehen  lassen, 

§  62  Das  Kaufgeld  ist  dem  Handelsgerichte  einzulief em.  Auf 
die  Vertretung  der  Rechte  der  Rhederei  in  Betreff  des  Kaufgeldes 
finden  die  Vorschriften  des  Art  764  des  H  O,  B.  utwl  des  §  55  des 
vorliegenden  Einfuhrungsgesetzes  Anwendung, 

§  63  Die  nicht  angemeldeten  Schiffsgläubiger  und  sonstigen 
Pfandgläubiger  finden  erst  dann  Berüdcsichtigung ,  wenn  die  ange- 
meldeten Schiffsgläubiger  und  sonstigen  Pfamdgtäubiger  vollständig 
befriedigt  sind.  Den  nicht  angemeldeten  Schiffsgläubigem  steht  aucA 
im  Konkurse  der  Rhederei  das  ihnen  für  den  Fall  des  Zwangsver- 
kaufes im  Art,  776  des  HG.B,  eingeräumte  Recht  an  dem  Ueber- 
Schüsse  des  Kaufgeldes  zu.  In  gleicher  Weise  nehmen  die  übrigen 
nicht  angemeldeten  Pfandgläubiger  (§  65  tmd  66  dieses  Gresetzes)  an 
dem  Ueberschusse  des  Erlöses  Theii. 

§  64  Durch  freiwillige  öffentliche  Verkäufe^  welche  nicht  unter 
der  Leitung  des  Handelsgerichts  Statt  finden,  werden  die  Rechte  dn 
SchiffsgläMger  nicht  berührt. 

Das  L ü  b i sc h  e  Einführnngsgesetz  vom 26.  Oktober  1863  Art  19  : 

Auch  in  andern  als  den  im  Art.  767  des  H,Q,B,  bezeich- 
neten Veräusserungsfällen  eines  Schiffs  erlischt  das  Pfandreckt 
der  Schiffsgläubiger,  wenn  dieselben  nach  der  Eintragung  der  Ver- 
äusserung  in  das  Schiffsregister  durch  ein  bei  dem  Handelsgerichte 
auszubringendes  Proklam  mit  einer  durch  das  Ermessen  des  Gerichts 
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sfu  bestimmenden  Änmeldungsfrist  van  3  bis  6  Monaten  eur  An- 
gäbe ihrer  Forderung  aufgefordert  und  präkludirt  sind. 

Die  Mecklenburg-SchwftriniBche  EinfilhrungB- Verord- 
nung §  76  II: 

In  den  Fällen  des  Art  768  des  KG.B.  ist  das  bestehende 
FroMamationsverfahren  mr  Anwendtma  jsu  bringen. 

Das  Oldenbargiscfac  Einfuhrungsgesetz  vom  18.  April 
1864  Art.  35: 

Die  Bestimmungen  der  bürgerlichen  Frosfessordnung  über  Frovo- 
kationen  gegen  imbekannte  Gläubiger  (Konvohxtionen)  in  Beziehung 
auf  unbewegliche  Oegenstä^tde  sina  auch  bei  der  Veräusserung  von 
Schiffen  von  10  Last  und  darüber  anzuwenden.  Zuständig  ist  für 
Frovokationen  gegen  unbekannte  Gläubiger  (Konvokationen)  im  Falle 
freiwilliger  Veräusserung  das  Amtsgericht  ^  in  dessen  Bezirk  der 
Heimathafen  des  Schiffs  sich  befindet. 

Art.  769. 

Der  Art.  767  findet  keine  Anwendung^  wenn  nicht  das  ganze 
Schiff,  sondern  nur  eine  oder  mehrere  Schiffsparten  veräussert  werden. 

In  Betreff  dieser  Bestimmung  wurde  auf  der  Hamburger  Kon- 
ferenz (Prot.  VI  S.  2867  f.)  bemerkt,  „dass  das  Pfandrecht  der 
Schiffsgläubiger;  gleichviel,  wie  viele  Mitrheder  Antheil  am  Schiff 
hätten,  stets  das  ganze  Schiff  erfasse  und  nach  Parten  und  dgl.  nicht 
theilbar  sei,  dass  der  Verkauf  von  Schiffsparten  also  ohne  Unter- 
schied, ob  er  freiwillig  oder  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
erfolge,  auf  den  Fortbestand  dieses  Pfandrechts  ohne  Einfluss 
bleiben  müsse/^ 

Art.  770. 

In  Ansehung  des  Schiffs  haben  die  Kosten  des  Zwangsverkaufs 
(Art,  797  Ziff,  1)  und  die  Bewachungs-  und  Verwahrungskosten  seit 
der  Einbringung  in  den  letzten  Hafen  (Art.  757  Ziff.  2)  vor  allen 
anderen  Forderungen  der  Schiffsgläubiger  den  Vorzug. 

Die  Kosten  des  Zwangsverkaufs  gehen  den  Bewachungs-  und 
Verwahrungskosten  seit  der  Einbringung  in  den  letzten  Hafen   vor. 

Art  771. 

Von  den  übrigen  Forderungen  gehen  die  die  letzte  Reise  (Art.  760) 
betreffenden  Forderungen,  zu  welchen  auch  die  nach  der  Beendigung 
der  letzten  Reise  entstandenen  Forderungen  gerechnet  werden,  den 
Forderungen  vor^  welche  die  früheren  Reisen  betreffen. 

Von  den  Forderungen,  welche  nicht  die  letzte  Reise  betreffen, 
gehen  die  eine  spätere  Reise  betreffenden  denjenigen  vor^  welche  eine 
frühere  Reise  betreffen. 

Den  im  Art.  757  unter  Ziffer  4  aufgeführten  Schiffsgläubigem  ge- 
bührt jedoch  wegen  der  eine  frühere  Reise  betreffenden  Forderungen 
dasselbe  Vorzugsrecht  ^  welches  ihnen  wegen  der   eine  spätere  Reise 
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betreffenden  Forden^igen   zusteht^   sofern   die  verschiedenen    Reisen 
unter  denselben  Dienst-  oder  HeuerverUrag  fallen. 

Wenn  die  Bodmereireise  mehrere  Reisen  im  Sinne  des  Art.  760 
umfctsst^  so  steht  der  Bodmereiglätä>iger  denjenigen  Schiffsgläubigem 
nach,  deren  Forderungen  die  nach  Vollendung  der  ersten  dieser 
Reisen  angetretenen  späteren  Reisen  betreffen, 

Art.  773. 

Die  Forderungen^  welche  dieselbe  Reise  betreffen,  sowie  diejeni- 
gen, welche  als  dieselbe  Reise  betreffend  anzusehen  sind  (Art,  771), 
werden  in  nachstehender  Ordnung  berichtigt: 

1.  die  öffentlichen  Schiffs-,  Schifffahrts-  undHafenabgäben  (Art,  75/ 
Ziff.  3); 

2.  die  aus  den  Dienst-  und  Heuerverträgen  herrührenden  Forde- 
rungen der  Schiffsbesatzung  (Art  757  Ziff.  4); 

3.  die  Lootsengelder,  sowie  die  Bergungs-,  Hülfs-,  Loshaufs-  und 
Reklamehosten  (Art  757  Ziff.  5)^  die  Beiträge  des  Schiffs  zur 
grossen  Haverei  (Art.  757  Ziff.  6),  die  Forderungen  aus  den 
von  dein  Schiffer  in  Nothfällen  abgeschlossenen  Bodmerei-  und 
sonstigen  Kreditgeschäften ,  sowie  die  diesen  Forderungen  gleich- 
ztmchtenden  Forderungen  (Art,  757  Ziff.  7); 

4.  die  Forderungen  wegen  Nichtablieferung  oder  Beschädigung  fxm 
Gütern  und  Reise-Effekten  (Art  757  Ziff.  8); 

5.  die  im  Art  757  unter  Ziff.  9  und  10  aufgeführten  Forde- 
rungen. 

1.  Das  fiir  die  Prioritätsordnung  der  Schiffsgläubiger  mass- 
gebende Prinzip  ist^  wie  wiederholt  auf  der  Hamburger  Kon- 
ferenz ausgesprochen  wurde  (Prot  VIII  S.  4193.  S.  4471),  dies, 
,,dass  stets  diejenige  Forderung,  durch  welche  das  zur  BefiriecQgung 
der  anderen  dienende  Pfand  erhalten  worden,  den  letzteren  vor- 
geht/^ Freilich  lässt  sich  aus  diesem  Prinzip  nicht  unbedin^  die 
in  diesem  Artikel  statuirte  Reihenfolge  der  verschiedenen  Kateg^o- 
rien  von  Forderungen  erklären,  nämlich  nicht  die  Priorität  der 
Forderungen  unter  rlr.  4  vor  denen  unter  Nr.  5*). 


*)  Die  Prioritätsordnung  der  er  Dances  priviUgües  nach  französiachem 
Recht  enthält  Code  de  comm.  art.  191  (s.  o.  S.  HS  Note  **).  Die  Reihen- 
folge, welche  hier  für  die  verschiedenen  Forderunffen  für  massgebend  erklärt 
wim.-  wird  in  einer  Entscheidung  des  Cassationsnofs  vom  18.  August  1858 
auf  lolgeude  Momente  zurückgefimil:  au  premier  rang  »e  trauvent  les  fraii 
de  rialisatlon;  au  deuxikme  cetix  de  canservation ;  au  troisihne  Ua  creance» 
dirtcant  de  la  er  Nation  du  navire;  au  quatrihme  Celles  qui  ont  pour  cause 
son  usage  et  son  intirit  (%.  Canmont^  dictionnaire  p.  747  n,  16 J, 

Dem  englischen  Recht  ist  eine  Rangordnung  der  verschiedenen  marUime 
liens  fremd.  Abgesehen  von  dem  Anspruch  wegen  datnage  wird  allgemein 
der  Grundsatz  angenommen,  das  später  entstandene  litn  geht  dem  früher 
entstandenen  vor.  Der  Auapiiich  aus  damage  steht  der  späteren  Bodraerei- 
schuld  nach,  geht  aber  auch  den  später  entstandenen  Forderungen  der 
Schiffsbesatzung  aus   den   Heuerverträgen  vor.     Dagegen  fehlt  es  an  einer 
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2.  Den  Forderungen  der  Schiffsbesatzung  aus  den 
Dienst-  und  Heuerverträgen  ist  die  Priorität  vor  den  unter  Ziflf.  3 
aufgezählten  Forderungen  eingeräumt  worden,  weil  fär  die  letzte- 
ren (nach  Art.  773)  der  Grundsatz  gilt,  dass  die  später  entstan- 
dene Forderung  der  früher  entstandenen  voreeht  Hätte  man  nun 
die  Ansprüche  der  Schifisbesatzung  gleichfalls  unter  diese  Kate- 
gorie gebracht,  so  würde  man  ,,die  schliesslich  als  verdient  erschei- 
nende Heuer  ie  nach  Verschiedenheit  der  Zeitmomente,  aus  denen 
die  in  einem  konkreten  Fall  in  Betracht  kommenden  Forderungen 
der  unter  Ziff.  3  genannten  Art  herrührten/'  in  einzelne  Abschnitte 
zu  zerlegen  haben,  „damit  dieselben  mit  den  übrigen  Forderungen 
nach  Massgabe  der  Zeit  ihrer  Entstehung  an  einander  gereiht  wür- 
den/' Eine  solche  „Unterscheidung  einer  Reihe  von  Quoten  der 
Heuer''  hielt  die  Hamburger  Kommission  für  praktisch  undurch- 
führbar, zugleich  aber  aucn  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Dienst- 
leistungen der  Besatzung  „vom  Anfang  bis  zum  Ende  der  Reise 
ein  ungetheiltes  Ganze''  seien,  für  nicht  der  Natur  der  Sache  ent- 
sprechend. (Prot.  VI  S.  2879.) 

Art.  773. 

Von  den  unter  Ziff,  1,  2,  4  und  o  des  Art  772  aufgeftkhrten 
Forderungen  sind  die  unter  derselben  Ziffer  dieses  Artikels  auf- 
geführten gleichberechtigt 

Von  den  unter  Ziff,  3  des  Art  772  aufgeführten  Forderungen 
geht  dagegen  die  später  entstandene  der  früher  entstandenen  vor; 
die  gleichzeitig  entstandenen  sind  gleichberechtigt. 

Hat  der  Schiffer  aus  Anlass  desselben  Nothfalls  verschiedene 
Geschäfte  abgeschlossen  (Art  757  Ziff.  7),  so  gelten  die  daraus  her- 
rührenden Forderungen  als  gleichzeitig  entstanden. 

Forderungen  aus  Kreditgeschäften ,  namentlich  aus  Bodmerei- 
verträgen^ iioeUhe  der  Schiffer  zur  Berichtigung  früherer  y  unter  die 
Ziff,  3  des  Art.  772  fallender  Forderungen  eingegangen  ist,  sowie 
Forderungen  aus  Verträgen,  welche  derselbe  bdiufs  Verlängerung 
der  Zahlungszeit,  Anerkennung  oder  Erneuerung  solcher  früherer 
Forderungen  abgeschlossen  hat^  haben  auch  dann,  wenn  das  Kredit- 
geschäft oder  der  Vertrag  zur  Fortsetzung  der  Beise  nothwendig 
war,  nur  dasjenige  Vorzugsrecht^  welches  der  früheren  Forderung 
zustand. 

Die  im  Abs.  2  und  3  aufgestellten  Grundsätze  sind  hervor- 
gerufen durch  das  iiir  die  Prioritätsordnung  überhaupt  massgebende 
und  bereits  beim  vorigen  Artikel  hervorgehobene  Prinzip*). 


festen  Regel  hinsichtUch  des  Verhältnisses  derselben  zu  den  übrigen  später 
entstandenen  Forderungen.  Die  neueren  Schriftsteller  neigen  sich  der  An- 
sicht zuy  dass  solchen  die  Priorität  vor  dem  früher  begründeten  damage- 
Anspruch  gebühre.    Vgl.  Abbott  p.  619-  624,  Maclachlan  p.  631  -606. 

*)  Der  Art.  191  des  Coele  de  commerce  stellt  ganz  allgemein  hinsichtlich 
aller  von  ihm  aufgezählten  Arten  von   cr^anees  mariiimea  das  Prinzip  auf: 

Lewis,  Seerecht    U.  11 
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Auf  eben  dieses  Prinzip  ist  auch  der  letzte  Absatz  zurück- 
zufuhren. Nur  diejenige  Forderung  soll  der  Regel  nach  den  Vor- 
rang vor  einer  anderen  haben,  durch  welche  das  zur  Befriedigung 
der  letzteren  dienende  Pfand  erhalten  ist  Dies  ist  aber  nicht  bei 
der  Novation  eines  Kreditgeschäfts,  auch  nicht  bei  Eingehung  eines 
neuen,  welches  lediglich  zur  Berichtigung  eines  früheren  derartigen 
Geschäils  eingegangen  wird,  der  Fall.  Nimmt  z.  B.  —  so  wurde 
auf  der  Hamburger  Konferenz  erläutert  —  der  Schiffer  eine  Bod- 
merei auf,  nicht  für  die  ganze  Frachtreise,  sondern  nur  bis  zu 
einem  Zwischenhafen,  weil  er  hofft,  hierselbst  die  zur  Deckung  er- 
forderlichen Geldmittel  zu  erhalten  und  geht  er,  wenn  diese  Hoff- 
nung fehlschlägt,  um  den  Verkauf  des  Schiffs  zu  vermeiden,  in 
dem  Zwischenhafen  einen  neuen  Bodmereivertrag  ein,  oder  iässt 
er  den  alten  prolongiren,  so  kann  man  nicht  sagen,  däss  hierdurch 
der  aus  einer,  nach  dem  ersten  aber  vor  dem  zweiten  Bodmerei- 
verträge eingetretene!!^  Havarii^rosse  bestimmten  Personen  erwach- 
sene Anspruch  auf  Havariegeider  salvirt  worden  wäre,  da  bei 
einem  Verkauf  des  Schifis  die  Havariegelder  der  Bodmereischuld 
vorgegangen  wären.  Zugleich  wollte  man  durch  die  Bestimmung 
des  letzten  Absatzes  Kollusionen  zwischen  dem  Schiffer  und  ein- 
zelnen Gläubigern  vermeiden,  wozu  Prolongationen  und  Novationen 
leicht  Veranlassung  geben  könnten.  (Prot.  VIII  S.  4193  f.) 

Art.  774. 

Das  Pfandrecht  der  Schiffsgläubiger  an  der  Fracht  (Art.  759) 
ist  nur  so  lange  wirksam,  als  die  Fracht  noch  aussteht  oder  dit 
Frachtgelder  in  den  Händen  des  Schiffers  sind. 

Auch  auf  dieses  Pfandrecht  finden  die  in  den  vorstehenden  Ar- 
tikeln  üler  die  Mangordnung  enthaltenen  Bestmmungen  Anwendung. 

Im  Faüe  der  Cession  der  Fracht  kann  das  Pfandrecht  der 
Schiffsgläubiger,  so  lange  die  Fracht  noch  aussteht  oder  die  Frucht- 
geMer  in  den  Händen  des  Schiffers  sind,  auch  dem  Cessionar  gegen- 
über geltend  gemacht  werden. 

Insoweit  der  Wieder  die  Fracht  eingezogen  hat,  haftet  er  deti 
Schiffsgläubigern ,  welchen  das  Pfandrecht  dadurch  ganz  oder  sum 
Theil  entgeht,  persönlich  und  zwar  einem  jeden  in  Höhe  desjenigen 
Betrags,  welcher  für  denselben  bei  Veriheilung  des  eingezogenen  Be- 
trags nach  der  gesetzlichen  Rangordnum  sich  ergiebt. 

Dieselbe  persönliche  Haftung  des  Mheders  Mtt  ein  in  Ansehung 
der  am  Abladungsort  zur  Abladungszeit  Üblichen  Fracht  f9r  dit 
Güter,  welche  für  seine  Rechnung  abgeladen  sind, 

1.  Die  Bestimmung  des  Abs.  1  ist  den  Grundsätzen  des  bür- 
gerlichen Rechts  durchaus  konform,  denn  mit  dem  Untergange  de« 


Les  crianciera  compris  dans  chacun  des  numiros  du  präsent  aHicle  ffiendront 
en  concurrence,  et  au  marc  le  franc,  en  cas  d^insu/fiaance  du  prix. 
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Objekts  des  Pfandrechts^  also  auch  der  Forderung;  an  welcher  das> 
selbe  bestellt  ist;  muss  das  Pfandrecht  selbst  untergehen. 

2.  Das  Qesetzbttch  lässt  das  Pfandrecht  der  Schiffs^Iäubigei* 
an  der  noch  aussteh^iden  oder  in  den  Händen  des  SchifFers  be- 
findlichen Fracht  auch  dem  Cessiovar  gegenüber  geltend 
machen.  Auf  der  Hamburger  Konferenz  wurde  eine  solche  Be- 
stimmung für  nöthig  gehalten;  indem  sonst  die  Rechte  der  Schiffs- 
gläubiger auf  die  Fracht  völlig  illusorisch  sein  würden.  Wenigstens 
nach  gemeinem  Recht  —  so  begründete  man  dies  weiter  —  würde 
der  Cessionar  rücksichtlich  der  Fracht  dem  Schiifsgläubiger  vor- 
gehen; wenn  nur  'der  erstere  früher  als  der  letztere  dem  Schuldner 
denunzirt  hätte.  Es  könnten  somit  den  Schiffsgläubigern  über- 
haupt —^  von  denen  viele  ;;Unfreiwillig  zu  Gläubigern  und  noch 
dazu  mit  nur  beschränkten  Rechten  würden  (z.  B.  bei  Ansprüchen 
aus  Delikten  der  Besatzung^  —  ihre  Rechte  auf  die  Fracht  ;;auf 
die  leichteste  Weise  dadurcn  entzogen  werden;  dass  der  Rheder  die 
Fracht  cedire."    (Prot.  VIU  S.  4165  f.) 

3.  Der  Rheder  wird  für  persönlich  haftbar  erklärt;  wenn  und 
soweit  er  die  Fracht  eingezogen  hat;  d.  h.  mit  der  Fracht  be- 
reichert ist  (Entsch.  des  R.O.  H.5.  XXII  S.  96).  Es  gehören  dem- 
gemäss  hierher  auch  die  Fälle;  wo  die  Fracht  im  Interesse  des 
Rheders,  z.  B.  zur  Befriedigung  von  Gläubigem  desselben  ver- 
wendet ist.  Hat  daher  der  Schiffer  die  Fracht  eingezogen  -und  in 
der  gedachten  Weise  verwendet,  so  tritt  die  persönliche  Haftpflicht 
des  Eheders  ein,  nicht  aber,'  wenn  er  dieselbe  nicht  in  dem  Nutzen 
des  letzteren  verwendet  hat  (Prot.  VI  S.  2942). 

4.  Ist  es  eine  Rhederei;  für  welche  das  Frachtgeld  ein- 
bezogen ist  (vgl.  Art.  766);  so  kann  für  die  persönliche  Haftung 
der  einzelnen  Mitrheder  lediglich  der  diese  überhaupt  regelnde 
Art.  474  massgebend  sein.  Das  Appellationsgericht  zu  Celle  hat 
zwar  in  einer  Entscheidung  vom  23.  Oktober  1873  (in  Seufferfs 
Archiv  XXIX  Nr.  66)  die  Ansicht  aufgestellt,  der  Mitrheder,  wel- 
cher die  Fracht  eingezogen;  habe  nicht  blos  für  die  nach  der  Grösse 
seiner  Schiffspart  auf  ihn  fallende  Rate  der  Forderung  der  Schiffs- 
gläubiger zu  nafteu;  sondern  für  die  ganze  Forderung.  Das  Ge- 
richt begründete  dies  in  folgender  Weise.  Indem  das  Gesetz  den 
Rheder;  soweit  er  die  Fracht  eingezogen  hat;  dem  Schiffsgläubiger 
persönlich  haften  lässt;  hat  es  diesem  durch  die  persönliche  Kl^e 
eiaen  Ersatz  für  die  verlorene  Pfandklage  geben  wollen.  Trotz  der 
erfolgten  Auszahlung  der  Fracht  ;;Wird  das  Pfand  als  in  der  Hand 
des  Khedera  gewissermassen  noch  fortdauernd;"  der  Rheder  „ge- 
wissermassen  als  Pfandbesitzer  angesehen/  Da  nun  das  Pfand  in 
allen  seinen  Theilen  für  die  ganze  Forderung;  für  welche  es  be- 
Btellt  ist;  haftet;  und  ,;der  Pfandbesitzer;  wenn  er  auch  persönlich 
für  die  betreffende  Forderung  nur  zum  Theil  haflet;  doch  der  Her- 
ausgabe des  Pfandes  dem  Gläubiger  gegenüber  sich  nicht  entziehen 
kanu;"  so  lange  der  letztere  wegen  der  Forderung  nicht  vollständig 
befriedigt  ist,  so  muss  auch  der  Rheder,  der  die  Fracht  eingezogen, 

11* 
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mit  diesem  Betrage  für  die  ganze  Forderung  haften.  Der  Ajrt. 
474  —  so  deduzirt  das  Appelbtionsgericht  weiter  —  ist  auf  diesen 
Fall  ^ar  nicht  anwendbar,  da  derselbe  die  Mitrheder  mit  ihrem 
ganzen  Vermögen  haften  lässt^  Art.  774  dagegen  nur  mit  dem  von 
innen  eingezogenen  Betrage  der  Fracht;  Art.  474  ferner  von  den 
Mitrhedern  ^^ais  solchen'^  handelt^  Art.  774  aber  dieselben  ^^ewisser- 
massen  als  Ffandbesitzer^'  in  Betracht  zieht.  Diese  Auffassang 
des  Rheders  als  Ffandbesitzw  oder  Quasi  -  Pfandbesitzer  ist  aber 
juristisch  undenkbar.  Pfandobjekt  ist  die  Forderung,  diese  aber 
ist  erloschen.  Das  Geld,  welches  der  Rheder  auf  urund  seiner 
Frachtforderung  erhalten  hat,  ist  niemals  einem  Pfandnexus  unter- 
worfen gewesen,  und  es  ist  nicht  abzusehen,  wie  es  nun  mit  einem 
Male  in  der  Hand  des  Rheders  zu  Gunsten  des  Schiffsgläubigers 
mit  einem  Pfände  behaftet  sein  soll.  Die  Bestimmung  des  Art  774^ 
wie  auch  die  des  Art.  776  bietet  zu  dieser  Auffassung  nicht  die 
geringste  Handhabe.  Die  juristische  Konstruktion  der  einschlftg- 
liehen  Bestimmungen  dieser  Artikel  ist  einfach  die:  Der  Rheder 
haftet  regelmässig  nur  mit  Schiff  und  Fracht.  Wo  das  Gesetz  aus 
bestimmten  Gründen  dem  Gläubiger  die  Möglichkeit  genommen 
hat^  sich  unmittelbar  aus  Schiff  und  Fracht  zu  befriedigen,  lässt 
es.  wenn  der  Werth  derselben  an  den  Rheder  gekommen  ist  diesen 
Werth  an  die  Stelle  der  gedachten  Objekte  treten,  und  bis  auf 
Höhe  desselben  einen  persönlichen  Anspruch  des  Gläubigers  g^^^n 
den  Rheder  entstehen.  Dass  diese  persönliche  Haftung  des  Rhe- 
ders ihrer  Natur  nach  von  der  aus  einem  anderen  Grunde  ent- 
standenen irgend  wie  verschieden  sei^  lässt  sich  weder  dadurch  be- 
gründen,  dass  die  persönliche  Haftung  nicht  von  Hause  ans  be- 
stand, noch  auch  dadurch,  dass  sie  auf  einen  bestimmten  Betraft 
beschränkt  ist  Es  wäre  auch  nicht  abzusehen,  wie  es  bei  der 
AuffaBsuDg  des  AppellationBgerichts  zu  Celle  mit  der  Haftung  der 
übrigen  Mitrheder  der  Rhederei  beschaffen  sein  sollte.  Der  Artikel 
bestimmt,  der  Rheder  haftet  persönlich;  also  wenn  ein  Schiff  meh- 
reren Rhedern  gehört  die  Rhederei.  Geht  nun  neben  der  voll- 
ständigen Haftung  des  Mitrheders,  der  die  Fracht  eingezogen,  die 
proratarische  der  übrigen  Mitrheder  nebenher? 

5.  Dass  die  Forderung  des  Schiffsgläubigers  vor  Einzie- 
hung der  Fracht  Seitens  des  Rheders  entstanden,  ist  nicht 
nothwendig,  so  dass  der  persönliche  Anspruch  des  Gläubigers  be- 
gründet ist,  auch  wenn  die  Fracht  beim  Antritt  der  Reise  dem 
Rheder  pränumerirt  war.  Es  genügt^  dass  die  Forderung  von  der* 
selben  Reise  herrührt^  auf  welcher  die  Fwwsht  verdient  ist  (Prot  VI 
S.  2942  f.) 

6.  Dass  die  seerechtliche  Prioritätsordnung  bei 
der  Geltendmachung  der  im  Abs.  4  vorgesehenen  persön- 
lichen Ansprüche  gegen  den  Rheder  gleichfalls  massgebend 
sein  soll,  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  dadurch  motivirt^ 
dass  auch  hier  die  Gemeinschaft  der  Schiffsgläubiger,  die  den 
Grund  der  Prioritätsordnung  bildet,  insofern   vorhanden  sei^  „als 


Von  den  Schiffsgläubigern.  165 

fiir  alle  eine  gewisse  Summe  die  gemeinachafUicfae  Grenze  der 
Haftbarkeit  des  Schuldners  bilde/^  und  dass  eine  Vorschrift  für  den 
Fall  au&estellt  werden  müsse  ^  dass  die  Summe  zur  Befriedigung 
aller  nicht  ausreiche.  Diese  Vorschrift  muss  aber  dieselbe  seiu; 
als  wenn  die  Gläubiger  aus  dem  Pfandobjekt;  an  dessen  Stelle  der 
persönliche  Anspruch  getreten  ^  ihre  Befriedigung  suchen.  Denn 
m  den  Verhältnissen  der  Gläubiger  selbst  unter  einander  und  der 
Natur  ihrer  Forderungen  ist  kerne  Aendeining  eingetreten.  (Vgl. 
Prot  VI  S.  2888  f.) 

Art.  775. 

Hat  der  Wieder  die  Fracht  mir  Befriedigung  eines  oder  tneh- 
ferer  Gläubiger,  welchen  ein  Pfandrecht  an  derselben  zustand,  ver- 
wendet, so  ist  er  den  Gläubigem,  welchen  der  Vorzug  gebührt  hätte, 
nur  insoweit  verantwortlich,  als  erwiesen  wird,  dass  er  dieselben 
wissentlich  verkürzt  hat. 

Wenn  der  Artikel  nur  dann  eine  persönliche  Haftung  des  Rhe- 
ders  gegenüber  den  benachtheiligten^  besser  berechtigten  Gläubigem 
statuirt,  wenn  derselbe  diese  wissentlich,  durch  Befriedigung 
anderer  Gläubiger  verkürzt  hat^  so  setzt  er  voraus^  dass  dem  Khe- 
der  nicht  nur  die  Forderungen  dieser  Gläubiger^  sondern  auch  ihr 
Vorrecht  vor  den  befriedigten  bekannt  war.  (Vgl.  Prot.  VIII 
S.  4195.) 

Art.  776. 

Insoweit  der  Bheder  in  den  im  Art.  767  unter  Ziff.  1  u/nd  2 
erwähnten  Fällen  das  Kaufgeld  eingezogen  hai^  haftet  er  in  Höhe 
des  eingezogenen  Betrags  sämmtlichen  Schiffsgläubigern  in  gleicher 
Weise  persönlich,  wie  den  Gläubigem  einer  Beise  im  Falle  der  Ein- 
ziehung der  Fracht  (Art.  774,  775). 

1.  Indem  der  Artikel  die  Ziff.  1  des  Art.  767  anzieht  ^  setzt 
er  den  Fall  voraus^  dass  bei  einem  gültigen  Zwangsverkauf,  nach 
Beendigung  des  gerichtlichen  Theilun^sverfahrens 
und  nach  Auszahlung  des  nach  Befiriedigung  der  Gläubiger^  welche 
sich  gemeldet  y  verbliebenen  Restes  des  Kaufschillings  an  den 
Kheder,  noch  unbefriedigte  Schiffsgläubiger  sich  mel- 
den. Die  Forderungen  dieser  Gläubiger  hat  der  Bheder  in  der 
FolffC;  welche  die  seerechtliche  Prioritätsordnung  ersiebt ,  zu  be- 
friedigen^ soweit  der  ihm  ausgehändigte  Restbetrag  des  Kauiiachil- 
lings  reicht.  Wenn  nämlich  auch  die  auf  die  entsprechende  Auf- 
forderung nicht  erschienenen  Gläubiger  präkludirt  worden  sind,  so 
werden  doch  nur  ihre  Vorrechte  bezüglich  der  im  Zwangswege 
verkauften  Sache  ausgeschlossen,  dagegen  gehen  dieselben  nicht 
ihres  ganzen  Forderungsrechts  verlustig.  Auf  den  Fall,  WP  einem 
Gläubiger  das  Recht  zusteht,  den  Zwangsverkauf  als  nichtig  an- 
zafechten,  bezieht  sich  die  Bestimmung  nicht  (Prot.  VIII  S.  4178 
-4180;  vgl.  VI  S.  2893). 
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2.  Hmsichtlich  der  Haftung  der  einzelnen  Mitrheder 
bei  eine  r  Rheder  ei  gilt  der  in  den  Ausführungen  zum  Art.  774 
Nr.  4  angegebene  Grundsatz.  Das  Appellationsgericht  zu  Celle 
läast  freilich  in  dem  S.  163  f.  citirten  Erkenntniss^vom  23.  Oktober 
1873  aus  den  oben  angegebenen  Gründen  den  lllitrheder,  der  das 
Kaufgeld  eingezogen  hat,  soweit  dieser  Betrag  reicht^  für  die  ganze 
Forderung  des  Schifbgläubigers  haften. 

Art  777. 

Wefin  der  Bheder,  nachdem  er  von  der  Forderung  ehies  Schiffs- 
gläübigers ,  /tir  welche  er  nur  mit  Schiff  und  Fracht  haftet,  Kennt- 
niss  erhalten  hat^  das  Schiff  zu  einer  neuen  Reise  (Art.  760)  in  See 
sendet,  ohne  dass  das  Interesse  des  Schiffsgläubigers  es  geboten  hat, 
so  wird  er  für  die  Forderung  in  Höhe  desjenigen  Betrages  zugleich 
persönlich  verpflichtet,  welcher  für  den  Gläubiger  sichergeben  haben 
icürde^  falls  der  Werth,  welchen  das  Schiff  bei  Antritt  der  Reise 
hatte,  unter  die  Schiffsgläubiger  nach  der  gesetzlichen  Rangordnung 
vertheilt  worden  wäre. 

Es  wird  bis  zum  Beweise  des  Gegentheils  angenommen,  da^s  der 
Gläubiger  bei  dieser  Vertheilung  seine  vollständige  Befriedigung  er- 
langt haben  würde. 

Die  persönliche  Verpflichtung  des  Rheders,  ivelche  aus  der  Ein- 
ziehung der  dem  Gläubiger  haftenden  Fracht  entsteht  (Art  774)  wird 
durch  diesen  Artikel  nicht  berührt, 

1.  Indem  das  Gesetz  fast  durchweg  die  Haftung  des  Rheders 
den  Schiffsgläubigern  gegenüber  auf  Schiff  und  Fracnt  beschränkt, 
hat  es  zugleich  bor^e  getragen ,  dass  wenn  diese  Objekte  selbst 
nicht  mehr  zur  unmittelbaren  Befriedieung^der  Gläubiger  dienen 
können,  der  Rheder  den  letzteren  für  den  VV^erth  denselben,  soweit 
er  an  ihn  gekommen,  haftet.  Hiermit  stimmt  es  auch  überein,  dass 
der  Rheder,  welcher^  das  Schiff,  nachdem  ihm  die  Forderung  eines 
Schiffsgläubigers,  der  sich  nur  an  Schiff  und  Fracht  halten  kans, 
bekannt  geworden,  zu  einer  neuen  Reise  in  See  sendet  und  somit 
bewirkt,  dass  das  einzige  Deckungsmittel  der  Gläubiger  eine 
Werthsverringerung  erleidet  und  der  Gefahr  des  Untergangs  und 
der  Belastung  mit  privilegirten  Forderungen  ausgesetzt  wird,  f%r 
den  Werth  einzustehen  hat,  welchen  das  Schiff  vor  Antritt  der 
Reise  hatte.  Da  aber  der  Zweck  dieser  Vorschrift  nur  der  ist.  zu 
verhindern,  dass  den  Gläubieem  durch  die  Verwendung  des  SchiBs 
zu  neuen  Reisen  Verlust  hereitet  werde,  so  ist  die  persönliche 
Haftung  des  Rheders  auf  dai  genannten  Betrag  nur  der  Gesammt- 
heit  derer  gegenüber  begründet^  welche  sich  an  das  Schiff,  bevor 
es  seine  Reise  antrat,  hätten  halten  können,  dem  einzelnen  SchiffB- 
gläubiger  gegenüber  also  nur  bis  zu  dem  Betrage,  welchen  dieser 
erhalten  haben  würde,  wenn  das  Schiff  vor  Antritt  der  Reise  zur 
Exekution  gebracht  worden  wäre.  (Prot.  VIH  S.  3736  f.  S.  3791 
-3793;    vgl.  IV  S.  1631—1636.)      Der  Artikel  unterscheidet 
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nicht|.ob  die  Forderung  unter  dem  jetzigen  ßheder 
entstanden  ist;  oder  noch  von  einem  früheren  Rheder 
herrührt.  Sowie  nämlich  die  Schiffsdäubiger  ihre  Ansprüche 
gegen  das  Schiff  verfolgen  können,  auch  wenn  dasselbe  in  das 
Eigenthum  eines  anderen  ßheders  übergegangen  ist,  so  muss  der 
letztere  auch  für  solche  Forderungen  persönlich  haften ,  wenn  er, 
nachdem  ihm  dieselben  bekannt  geworden^  das  Schiff  zu  einer  neuen 
Reise  in  See  gesendet  hat, 

2.  Das  Gesetz  stellt  eine  Präsumption  auf;  dass  der  Gläu- 
biger durch  den  Verkauf  des  Schiffs  vor  Antritt  der  Reise  volle 
Befriedij?ung  erhalten  haben  würde,  legt  also  dem  Rheder  den  Be- 
weis auf,  dass  der  Theil  des  Erlöses,  welcher  nach  der  seerecht- 
lichen Prioritätsordnung  auf  den  bestimmten  Gläubiger  gekommen 
wäre,  hinter  der  Forderung  desselben  (und  zwar  um  den  und  den 
Betrag)  zurückgeblieben  sein  würde. 

Eine  solche  Vorschrift  war  durchaus  nothwendig,  weil  es  fiir 
den  Rheder  nicht  so  überaus  schwierig  ist,  den  Werth  nachzu- 
weisen, den  das  Schiff  vor  Antritt  der  Reise  gehabt,  sowie  die  zu 
dieser  Zeit  vorhandenen  Forderungen  von  Schiffsgläubigern,  deren 
Betrag  und  deren  Priorität;  während  ein  solcher  Beweis  für  den 
Gläubiger,  namentlich  der  Beweis,  dass  keine  Forderungen  vorhan- 
den gewesen,  welche  seine  Befriedigung  ganz  oder  zum  Theil  aus- 
geschlossen hätten,  sehr  häufig  geradezu  unmöglich  sein  wird. 
(Vgl.  Prot.  VIII  S.3791-8793.) 

3.  Die  angegebenen  Bestimmungen  cessiren,  wenn  die  Aus- 
sendung des  Schiffs  durch  „das  Interesse  des  Schiffsgläu- 
bigers selbst  geboten  ist,  z.  B.  wenn  das  Schiff  in  einem  gefähr- 
lichen Hafen  sich  befindet;  wenn  dessen  Einfrieren  zu  befurchten 
ist;  um  dasselbe  bei  nahe  bevorstehendem  Ausbruch  eines  Krieges 
vor  der  drohenden  Aufbringung  zu  retten;  wenn  dasselbe  in  den 
Hafen  geschickt  wird,  in  welchem  sich  der  Gläubiger  befindet 
u.  8.  w.  (Prot.  IV  S.  1635  f.  VIII  S.  3737). 

4.  Bei  einer  Rhederei  ist  die  Haftpflicht  der  einzel- 
nen Mitrheder  dieselbe,  wie  in  Betreff  der  Haflung  aus 
Art.  774  und  776.  Hat  bei  einer  solchen  vor  Abgang  des  Schiffs 
nur  Ein  Mitrheder  Kenntniss  von  den  bestehenden  Forderungen 
gehabt;  die  übrigen  nicht,  so  würde  auch  nur  die  persönliche  Haf- 
tung dieses  Mitrheders  und  zwar  nach  Verhältniss  der  Grösse 
seiner  Schiffspart  begründet  sein.  Hat  dagegen  der  Eorrespon- 
dentrheder  (allein)  davon  Kenntniss  gehabt,  so  haften  sämmtiiche 
Mitrheder.  Die  Anordnung  einer  neuen  Reise  gehört  nämlich  ge- 
rade zu  den  Handlungen,  welche  die  Rhederei  durch  den  Korrespon- 
dentrheder  vornimmt,  wobei  dieser  als  ihr  Stellvertreter  erscheint. 
Es  priijudizirt  ihnen  daher  sein  Wissen. 

Art.  778. 

'  Die  Vergütung  ßr  Aufopferung  oder  Beschädigung  in  Fällen 
der  grossen  Haverei  tritt  für  die  Schiffsgläubiger  an  Stelle  desjeni- 
gen, wofür  die  Vergütung  hestimmt  ist. 
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Dasselbe  gilt  von  der  Entschädigung,  welche  im  Fälle  des  Ver- 
lustes  oder  der  Beschädigung  des  Schiffs  oder  wegen  enUsogener  Fradit 
im  Falle  des  Verli^tes  oder  der  Beschädigung  von  Gutem  dem  Bheder 
von  defnjenigen  gezahlt  werden  muss,  welcher  den  Schaden  durch  eine 
rechtswidrige  Härtung  verursacht  hat. 

Ist  die  Vergütung  oder  Entschädigung  von  dem  Bheder  ein- 
gezogen^  so  haftet  er  in  Höhe  des  eingezogenen  Betrages  den  Schiffs- 
gläubigern in  gleicher  Art  persönlich,  wie  den  Gläubigem  einer  Beise 
im  Falle  der  Einziehung  der  Fracht  {Art.  774,  775), 

1.  Die  Bestimmungen  der  beiden  ersten  Absätze  be- 
ruhen auf  Billigkeitsrücksichten.  Zunächst  wurde  auf 
der  Hamburger  Konferenz  dem  Bodmereigläubigel*  ein  Anspruch  auf 
Herausgabe  der  dem  Bodmereinehmer  wegen  Aufopferung  des  ver- 
bodmeten Gegenstandes  in  Havariegrosse  zugetheilten  Vergütung 
eingeräumt,  indem  man  darauf  hinwies ,  dass  sich  ^^der  Bodmerei- 
nehmer sonst  mit  dem  Schaden  des  Bodmereigläubigers  bereichern 
würde,  wenn  er  ausser  dem  Bodmereidarlehn  auch  die  Vergütung 
für  die  verbodmete  Sache  behalten  dürfte/^  Später  erhielt  diese 
Bestimmung  we^en  der  Gleichheit  des  Grundes  eine  Ausdehnung 
auf  alle  Schiffsgläubiger.  Auch  wurden  den  in  der  grossen  Ha- 
varie vorkonunenden  Vergütungen  die  im  zweiten  Absatz  aufge- 
führten Entechädigungnn  gleichgestellt.  (Prot.  VI  S.  2776  f. 
S.  2859  f.) 

2.  Die  Versicherungsgelder  haften  im  Falle  des  Unter- 
gangs des  Schiffs  den  Schiffsgläubigem  nicht.  Der  Preussische  Ent- 
wurf (Art.  682)  hatte  allerdings  nach  dem  Vorgange  des  Preuasi- 
schen  Liandrecnts*)  auch  die  Versicherungsgelder  vom  Pfandrecht 
der  Schiffsgläubiger  erfassen  lassen.  Allein  im  Einklänge  mit  der 
früher  in  Deutschland^*)  ausserhalb  Preussens  ganz  allgemein 
festbegründeten  Rechtsanschauung***)  wies  die  Hamburger  Eom- 


*)  §  1530  A.L.R.  n,  8:    I^t   das  Schiff  versichert  gewesen,  so  müssen 
den  Grläubigem  auch  die  Rechte  gegen  den  Versicherer  angetreten  werden, 

'•*)  In  Frankreich  war  die  Frage  früher  bestritten.  Doch  war  entschieden 
die  überwiegende  Meinung  dafür,  dass  die  Versicherungsgelder  nicht  an 
Stelle  des  versicherten  Schiffs  den  Grläubigern  haften:  Cresp- Laurin ^  droit 
maritime  p,  181 — 183,  Nach  neuestem  Hecht  ist  aber  der  entgegengesetzte 
Grandsatz  aufgestellt  durch  das  Gesetz  vom  10.  Dezember  1874  art.  \1:  En 
cas  de  perte  ou  d'innavigabiUti  du  navire^  les  droits  des  crianeiers  s^exereent 
sur  les  choses  sauvies  ou  sur  leur  produit,  alors  meme  que  les  er^anees  n$ 
seraient  pas  encore  ichues,  Ils  s'exeroent  igalementy  dans  Vordre  des  wnaeriptions^ 
sur  le  produit  des  assurances  qui  auraient  4t6  faites  par  Vempruntewr  swr  h 
navire  hypoth^qui.  Dans  le  cas  privu  par  le  prisenJt  article,  Vinseription  de 
VhypotMque  vatU  Opposition  au  paiement  de  Vindemniti  d^assttrance.  Handelt 
dieses  Gesetz  zunächst  auch  nur  Ton  Hypothekenfordemngen,  so  unterliegt 
es  doch  keinem  Zweifel,  dass  der  angegebene  Grundsatz  auch  Anwendung 
findet  auf  die  denselben  vorangehenden  criances  prirnUgiies:  Cresp-Laurin 
p,  183,  p,  192 -Wo. 

***)  Erk.  des  Hamb.   Handelsger.  vom  24.  Mai  1851  ,   des    Obergericht« 
vom    15.   August   1851    und    des   O.A.G.    zu    Lübeck   vom    29.  April    1852 
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mission  nach  wiederholten  Berathungen  die  Aufnahme  dieses  Grund- 
satzes in  das  Gesetzbuch  zurück.  Hierftir  war  einmal  massgebend 
die  Rücksicht  auf  die  Interessen  des  Rhedereigeschäfts  und  des 
Seehandels^  und  dann  das  Wesen  des  Yersicherungs^eschäfts.  In 
letzterer  Hinsicht  ist  namentlich  darauf  hinzuweisen^  dass  der  Ver- 
sicherer in  allen  Fällen,  wo  der  ßheder  den  Schiffsgläubigern  nur 
mit  Schiff  und  Fracht  verhaftet  ist,  die  Versicherungssumme;  so- 
weit sie  den  Schiffsgläubigem  abzutreten  wäre,  überhaupt  nicht 
zu  zahlen  brauchte,  ,,weil  der  Rheder  insoweit  an  der  Erhaltung 
des  Schiffs  kein  Interesse  gehabt;  und  also  durch  den  Unfau 
keinen  Schaden  erlitten'^  hat.  Wollte  man  aber  in  der  Versicherung 
von  Schiff  und  Fracht  zugleich  eine  -stillschweigend  Seitens  des 
Kheders  geschehene  Versicherung  der  Forderungen  der  Schiffe- 
gläubiger  seheU;  so  würden  der  Gültigkeit  einer  solchen  die  Vor- 
schriften über  die  Versicherung  für  fremde  Rechnung  (Erforder- 
niss  eines  Auftrags  des  Versicherten  oder  der  Mittheilung  des 
Mangels  eines  solchen  Auftrags  u.  s.  w.)  entgegenstehen.  (Vgl. 
Prot.  IV  S.  1606-1610.  VUI  S.  4168-4172.) 

Art.  779. 

Im  Fälle  der  Konkurrenz  der  Schiffsgläubiger j  wel<Jie  iJi/r  Pfand- 
recht verfolgen,  mit  anderen  Pfandgläubigem  oder  sonstigen  Grläu- 
higem,  haben  die  Schiffsgläubiger  den  Vorzug, 

Die  in  dem  Artikel  aufgestellte  Regel  ist  eine  absolute,  so 
dass  sie  keine  Ausnahme  zu  Gunsten  irgend  welcher  Forderungen 
erleidet*). 

Art-  780. 

Die  Bestimmungen  der  Art.  7G7  tmd  769  über  das  Erlöschen 
der  Pfandrechte  der  Schiffsgläubiger  finden  auch  Anwendung  auf 
die  sonstigen  Pfandrechte,  welche  nach  den  Landesgesetzen  an  dem 
Schiff  oder  einer  Schiffspart  durch  WiUenserJdärung  oder  Gesetz  er- 
worben und  gegen  den  dritten  Besitzer  verfolgbar  sind. 

Die  Vorschrift  des  Art  767  Ziff.  1  tritt  auch  rüchsichÜich  der 


(Samml.  der  £rk  des  0.  A.G.  zu  Lübeck  in  Hamb.  Rechtssachen  Bd.  II 
Nr.  73).  Erk.  des  Hamb.  Handelsger.  vom  17.  September  1863  (Samml.  von 
Hermann  und  Hirsch  Nr.  68). 

*)  Mit  dieser  Bestimmung  stimmt  auch  das  neueste  französische  Recht 
übereln.  Das  Gesetz  vom  10.  Dezember  1874  verordnet  nämlich  im  art.  27: 
JjOHicle  191  du  m^me  Code  (de  commerce)  est  terminS  par  la  dispontion 
summte: 

„Lm  or^neiere  hypoth4eaires  sur  le  navire  viendront^  dans  leur  ordre 
dinserqttümj  aprh  les  criances  privii^giies,** 

püßegen  stellt  das  englische  Recht  die  Schiffshypothek,  das  mortgage, 
den  übrigen  maritime  liena  ganz  gleich.  Maclachlan  p,  662:  Uence  of  ae- 
veral  boUcmry  bonda  on  ike  same  ship,  tke  later  is  paid  before  the  earlier; 
and  any  iubgequent  bond  before  a  prior  mortgage  or  prior  aalvage. 


170  Zehnter  Titel. 

auf  einer  Schiffspari  haftenden  Pfandrechte  im  FaUe  des  Zwangs- 
Verkaufs  dieser  Schiffspart  ein. 

Im  Uebrigen  werden  die  Rechte  der  im  ersten  Absätze  erwähn- 
ten Pfandgläubiger  nicht  nach  den  Bestimmungen  dieses  Titels,  son- 
dem  nach  den  Landesgesetzen  beurtheilt 

1.  Dass  die  Bestimmungen  des  Art.  767  auf  die  vom  allge- 
meinen bürgerlichen  Rechte  dei*  einzelnen  deutschen  Staaten  an- 
erkannten gesetzlichen  und  vertragsmässigen  Pfieindrechte  Anwen- 
dung finden,  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  damit  motiTirt, 
dass  in  der  Fortdauer  dieser  Pfandrechte  nach  Veräusserung  des 
Schiffs  eine  zu  grosse  Gefahr  für  den  Seehandel  liegen  würde,  und, 
^was  in  Betreff  der  Erlöschung  des  an  sich  so  bedeutenden  Rechts 
eines  Bodmereigläubigers  bestimmt  worden  sei,  unbedenklich  auch 
in  Betreff  anderer  vertragsmässjger  oder  gesetzlicher  Pfandrechte 
bestimmt  werden  könne'*  (Prot  VI  S.  2899--  2903). 

2.  Dass  in  Betreff  der  auf  einer  Schiffspart  haftenden 
Pfandrechte  nur  die  Ziff.  1  des  Art.  767  für  massgebend  erklärt 
wird,  nicht  auch  Ziff.  2,  erklärt  sich  daraus,  dass  ein  Verkauf 
einzelner  Parten  auf  die  in  letzterer  Ziffer  angegebene  Weise 
nicht  vorkommen  kann  (Prot.  VI  S.  2926). 

3.  Ueber  die  Frage,  ob  in  das  Gesetzbuch  Bestimmungen 
über  die  Verpfändung  von  Seeschiffen  *)  au&unehmen,  wurden  auf 
der  Hamburger  Konferenz  eingehende  Verhandlungen  gefuhrt; 
schliesslich  stand  man  von  der  Aufnahme  derartiger  Bestimmungen 
ab  (Prot.  IV  S.  1711—1750). 

4  Von  den  Einführungsgesetzen  enthalten  Bestimmungen 
über  die  Verpfändung  von  Schiffen: 

Das  PreuBsische  Einführungsgesetz  im  Art.  59,  welcher  durch 
das  Gesetz  vom  26.  Mai  1873  §  48  auch  für  Neuvorpommem  und 
Rügen,  und  durch  das  Gesetz  vom  27.  Mai  1873  §  48  für  Schles- 
wig-Holstein Gültigkeit  erlangt  hat.     S.  Bd.  I  S.  13. 

Die  Bremische  £inführung8 Verordnung  §  47: 

Zu  den  Forderungen ,  welche  die  Rechte  eines  Schiffsgläubigers 
gewähren,  gehört  die  Forderung  des  Verkäufers  auf  den  rückstäncUgen 
Kaufpreis  eines  Schiffs,  wenn  er  sich  mittelst  einer  öffenÜichen  Urkunde 
oder  durch  eine  Privaturkunde,  die  durch  eine  öffentliche  Urkunde 
beglaubigt  ist,  das  Eigenthum  vorbehalten  hat,  für  zwei  Jahre  vom 
Verkaufe  an.  Die  Forderungen  aller  übrigen  Schiffsgläubiger  gehen 
jedoch  dieser  Forderung  vor. 

Das  Hamburgische  Einführungsgesetz: 

§  65  Die  im  Hamburgischen  Rechte  anerkannten  gesetsiUcken 
Pfandrechte  an  Schiffen\    deren  Inhabern   die  Rechte  der  Schiffs- 

*)  Für  England  enthält  die  Merchant  Shipping  Act  von  1854  (»t.  17, 
IS,  Victoria  c.  104,  tecf,  b'6 — S-'i)  eingehende  BeBtimmungen  über  die  Hypothek 
an  Schiffen  (mortgage);  für  Frankreich  das  Geeetz  vom  10.  Dezember  ISli 
(loi  Qui  rend  lea  navires  susceptibleft  <Vhypoth^que) ;  auch  abgedruckt  in  Gold- 
schmidt'B  Zeitschrift  XXII  S.  175  ff.). 
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gläubiger  (Art  7S7  ff.)  nicht  beigelegt  sind,  bleiben  in  Kraft  Diese 
Pfandrechte  erlöschen  jedoch,  sobald  das  Schiff  an  einen  dritten  Be- 
sitzer (Übergeht,  welcher  dasselbe  mit  gutem  Glauben  und  richtigem 
Titel  erworben  hat.  Die  Vorschriften  des  H.O.B,  über  die  Ver- 
jährung der  Rechte  der  Schiffsgläubiger  finden  auf  sie  keine  Anwen- 
dung; dagegen  verbleibt  es  hinsichtlich  derselben  bei  den  Bestimmungen 
des  Art.  70  der  Netien  Falliten-Ordnung.  Sie  JconJcumren  mit  ein- 
ander in  gleichem  Prozentsatze,  ohne  Unterschied  der  Zeit  der 
Entstehung  der  zu  Grunde  liegenden  Forderung  oder  der  Reise,  a/iff 
welche  die  Forderung  sich  bezieht. 

§  66  Vertragsmässige  Spezialpfandrechte  an  Schiffen  sind  nur 
wirksam,  falls  über  dieselben  eine  Urkunde  ausgestellt  ist  Den  In- 
habern solcher  Pfandrechte  steht  ebenfalls  ein  Vorzugsrecht  vor  den 
übrigen  Gläubigem  der  Rhederei  an  dem  Ueberschusse  zu,  welcher 
nach  Befriedigung  der  Schiffsgläubiger  und  der  sonstigen  gesetzlichen 
Pfandgläubiger,  soweit  deren  Vorzugsrecht  reicht,  übrig  bleibt.  Auch 
diese  Pfandrechte  erlöschen,  sobald  das  Schiff  an  einen  dritten  Be- 
sitzer übergeht^  welcher  dasselbe  mit  gutem  Glauben  und  richtigem 
Titel  erworben  hat.  Da.9  ältere  vertragsmässige  Pfandrecht  geht 
deni  jüngeren  vor.  Die  Geltendmachung  der  vertragsmässigen 
Pfandrechte  ist  an  die  im  Art.  70  der  net<en  Falliten-  Ordnung  er- 
wähnten zwei  Jahre  nicht  gebunden. 

§  67  Die  Bevorzugung,  welche  Art.  7  Tit.  5  P.  11  des  Sta- 
tuts dem  vertragsmässigen  Pfandrechte  beilegt,  welches  bei  Darlehen 
zur  Erkaufung  eines  Schiffs  ausbedungen  worden,  ist  aufgehoben. 
Es  steht  dasselbe  den  gesetzlichen  Pfandrechten  nach.  Gesetzliche 
Pfandrechte,  über  welche  zugleich  ein  schriftlicher  Vertrag  errichtet 
ist^  gelten,  sofern  die  im  Art.  70  der  Neuen  Falliten-Ordnung  er- 
wähnten zwei  Jahre  noch  nicht  verflossen  sind,  als  gesetzliche,  an- 
dern Falls  als  vertragsmässige  Pfandrechte. 

Für  Oldenburg  hat  das  Gesetz,  betr.  Vei*pfändung  von 
Schiffen  n.  s.  w.  vom  3.  April  1876  folgende  Verordnungen  ge- 
troffen : 

Art  1  An  den  zum  Erwerb  durch  die  Seefahrt  bestimmten 
Schiffen  (Kauffahrtei-Schiffen),  welche  auf  Grund  der  reichsgesetzlichen 
Vorschriften  in  das  Schiffsregister  des  Herzogthmns  Oldenburg  ein- 
getragen sind,  sowie  an  Portern  solcher  Schiffe,  entsteht,  ausser  dem 
reichsgesetzlichen  Pfandrecht  der  Schiffsgläubiger,  ein  Pfandrecht  nur 
durch  Eintragung  in  das  Schiffspfandregister,  dessen  Einrichtung  im 
Wege  der  Instruktion  festgestellt  uHrd. 

Art.  2  Das  Schiffspfandregister  wird  von  dem  Amtsgerichte 
des  Heimathshafens  geführt.  Die  Eintrc^ing  erfolgt  auf  Antrag 
des  Gläubigers  oder  des  Rheders  unier  Einreichung  der  Verpfän- 
dungs-Urkunde, des  Certifkkats  und  eines  beglaubigten  Auszugs  aus 
dem  Schiffsregister,  welcher  den  Verpfänder  als  gegenwärtigen  Eigen- 
thü/mer  benennt. 

Die  Eintragung  mtiss  entJuüten: 

den  Namen  des   Gläubigers,  die  Forderung,  für  welche  die 
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Verpfändung  geschehen  ist,  die  Beeugndhme  auf  die  Ver- 
pfändungS'Urhunde  unter  Bezeichnung  des  Orts  und  DtUums 
der  Ausstellung  y  der  in  ihr  enthaltenen  Verpfändungs-Bewil- 
ligung  und  des-  Ausstellers  oder  der  Aussteller. 

Die  geschehene  Eintragung  ist  vom  Gericht  auf  der  Verpfan- 
dungS' Urkunde  und  auf  dem  Schiffscertifikai  zu  vermerken. 

Art.  3  Das  Pfandrecht  erlischt  durch  Löschung  der  Eintra- 
gung im  Schiffspfandregister,  Diese  erfolgt  auf  gerichtlich  oder  no- 
tariell beglaubigte  Löschtmgsbeunlligung  oder  Quittung  über  voll- 
ständige Tilgung  der  Schuld  mit  Zinsen  und  anderen ,  Nebenforde- 
rungen auf  der  Verpfändungs-Urkunde. 

Kann  die  Löschungsbewilligung  oder  Quittung  des  Gläubigers 
nicht  beigebracht  werden^  weil  derselbe  seiner  Person  oder  semem 
Aufenthalt  nach  unbekannt  ist^  oder  weil  der  Inhaber  der  Post  sein 
Verfugungsrecht  nicht  nachgewiesen  hat^  oder  kann  die  Verpfän- 
dungsurkunde nicht  beigebracht  werden  ^  so  tritt  ein  Aufgebotsver- 
fahren nach  Massgabe  der  §§  84  bis  90  incl.  der  Grundbuchs-Ord- 
nung  ein. 

Art.  4  Die  Löschung  ist  vom  Gericht  auf  der  Verpfändungs- 
Urkunde  und  auf  dem  Schiffscertifikat  zu  vermerken  und  zugleich 
der  Eintragungsvermerk  zu  durchstreichen. 

Art.  5  Untermehrcren  eingetragenen  Pfandrechteil  bestimmt 
sich  das  Vorrecht  nach  der  Zeitfolge  der  Eintragung. 

Art.  9  Von  jeder  Eintragung  und  Löschung  eines  Pfandrechts 
hat  das  Amtsgericht  dem  Verwalümgsamt  des  Heimathshafens  Mit- 
theüung  zu  machen. 

Art.  781. 

Von  den  auf  den  Gutem  wegen  der  Fracht,  der  Bodmereigelder, 
der  Beiträge  zur  grossen  Haverei  und  der  Bergungs-  und  Wäfs- 
kosten  (Art.  624,  626,  680,  72r ,  753)  haftenden  Pfandrechten  steht 
das  wegen  der  Fracht  allen  iübrigen  na^h;  unter  diesen  übrigen  hat 
das  später  entstandene  vor  dem  frisier  entstandenen  den  Vorzug; 
die  gleichzeitig  entstafidenen  sind  gleicMferechtigt.  Die  Forderungen 
aus  den  von  dem  Schiffer  aus  Anlass  desselben  NothfaJls  abge- 
schlossenen Geschäften  gelten  als  gleichzeitig  entstanden. 

In  den  Fällen  der  grossen  Haverei  und  des  Verlustes  oder  der 
Beschädigung  durch  rechüwidrige  Handlungenkommen  die  Vorschriften 
des  Art.  778,  und  in  dem  Falle  des  von  dem  Schiffer  zur  Abwendung 
oder  Verringerung  eines  Verlustes  nach  Massgabe  des  dritten  Ab- 
satzes des  Art.  304  bewirkten  Verkaufs  die  Vorschriften  des  Art,  767 
Ziff.  2,  und  wenn  derjenige^  für  dessen  Rechnung  der  Verkauf  ge- 
schehen ist^  das  Kaufgeld  einzieht^  der  Art,  776  zur  Anwendung. 

Der  Abs.  2  lässt  auch  in  dem  Falle  ^  dass  der  Schiffer  die 
Güter  verkauft  hat,  weil  der  Verlust  oder  eine  Werthsver- 
ringerung  derselben   drohte,   das  Eaufgeld,  so  lange   es  bei  dem 
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Käufer  aussteht  oder  noch  in  den  Händen  des  Schiffers  sich  be- 
findet^ fiir  die  Pfandgläubiger  an  die  Stelle  der  verkauften  Güter 
treten.  Ist  ein  Theil  der  Güter  verkauft;  um  die  übrigen  zu  retten^ 
und  hat  der  Erlös  seine  Verwendung  zu  diesem  Zwecke  noch  nicht 

fefundeu;  so  haftet  derselbe  an  und  für  sich  dem  Pfandgläubiger; 
em  Ansprüche  des  letzteren  auf  Herausgabe  des  Eaufgeldes  steht 
aber  der  Einwand  entgegen  ^  dass  dieses  „auch  im  Interesse  des 
Gläubigers  zur  Erhaltung  der  übrig  gebliebenen  Güter  verwendet 
werden  solle'';  und  der  Gläubiger  muss  sich  demgemä88.,diese  Ver- 
wendung seines  Pfandobjekts  gefallen  lassen''  (Prot.  Vlll  S.  4201). 


ELFTER  TITEL. 

Ton  der  Yenfchenug  gegen  die  Oefahren  der  SeesehUBahrL 


Erster  Abschnitt. 

Allgemeine  Grundsätze. 

Art.  782. 

Jedes  in  Geld  shhätzhare  Interesse ,  welches  Jemand  daran  hat, 
dass  Schiff  oder  Ladung  die  Gefahren  der  Seeschifffahrt  bestehe, 
kann  Gegenstand  der  Seeversicherung  sein, 

1.  Der  allgemeinen  >Iatur  des  Versicherun^vertrags  gemäss, 
übernimmt  bei  der  Seeversicherung  der  Versicherer  gegen  eine 
bestimmte  Entschädigung;  die  Prämie,  eine  Gefahr^  die  möglicher 
Weise  den  Versicherten  tröflFen  kann. 

Wohl  ausnahmslos  werden  Versicherungsverträge  gewerbsmässig 
abgeschlossen,  und  zwar  regelmässig  von  Gesellschaften,  die  als 
juristische  Personen  erscheinen.  Dieselben  beruhen  entweder  aui' 
dem  Prinzip  der  Gegenseitigkeit,  oder  es  soll  aus  dem  Versicherungs- 
geschäft ein  Gewinn  für  die  Mitglieder  der  Gesellschaft  erzielt 
werden. 

Der  Versicherungsvertrag  ist  ein  selbständiger,  unter  keine 
andere  Vertragskategorie  fallender  Vertrag  (so  auch  Entsch.  des 
R.  O.  H.  G.  V  S.  335).  Für  die  Beurtheilung  eines  konkreten  See- 
versicherungs  -  Vertrags  sind  massgebend  zunächst  die  speziell 
unter  den  Kontrahenten  getroffenen  Vereinbarungen,  in  Ermange- 
lung von  diesen  die  Bestimmungen  des  H.  G.  B.  Die  Vereinbarungen 
der  Kontrahenten  können  auch  bestehen  in  der  ausdrücklichen  oder 
stillschweigenden  Unterwerfung  unter  Bedingungen,  welche  ent- 
weder eine  bestimmte  Gesellschaft  fiir  die  mit  ihr  abzuschliessenden 
Geschäfte  überhaupt  aufgestellt  hat,  oder  welche  alle  Gesellschaften 
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an  bestimmten  Orten  angenommen  haben.  Unter  die  letztere 
Kategorie  smd  die  Allgemeinen  Seeversicherungs-Bedingungen  von 
1867  zu  bringen;  nach  welchen  die  Versicherungsgesellschaiten  der 
norddeutschen  Seeplätze^  mit  Ausnahme  von  Bremen,  für  welches 
besondere  im  Jahre  1875  revidirte  Bedingungen  massgebend  sind, 
versichern.  Die  Allgemeinen  Bedingungen  haben  insofern  einen  eigen- 
thümlichen  Charakter^  als  dieselben^  wie  das  Reichs  Ober-Handels-Ge- 
richt richtig  hervorhebt;  ;,eine  Zusammenstellung  der  für  den  Inhalt;  das 
Verständniss  und  die  Wirksamkeit  der  zuschiiessenden  Versicherungs 
vertrage  massgebenden  Regeln"  (Entsch.  III  S.  88;  vd.IXS.223), 
also  auch  die  flir  das  Seeversicherungswesen  massgebenaen  Rechts- 
sätze  enthalten.  Die  Bestimmungen  der  Allgemeinen  Seeversiche- 
rungs-Bedingungen sind  daher  zwiefacher  Natur.  Es  sind  Rechtsregeln; 
und  diese  sind  selbstverständlich  dem  H.  G.  B.  entnommen;  wie  bei 
dessen  Abfassung  wieder  der  revidirte  Plan  Hamburger  Seeversiche- 
rungs-Bedingimgen  von  1853  benutzt  ist  (Motive  S.  329),  und  Privat- 
dispositionen,  durch  welche  Seitens  der  Versicherer  und  mit  Rück- 
sicht auf  die  von  ihnen  abzuschliessenden  Versicherungen;  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzbuchs  zum  Theil  ergänzt;  zum  Theil  ab- 
geändert*) sind. 

Aus  dieser  verschiedenen  Beschaffenheit  des  Inhalts   der  AU- 

Semeinen  Bedingungen  folgert  das  Reichs  -  Ober  -  Handels  -  Gericht; 
ass  für  die  Interpretation  verschiedene  Regeln  zur  Anwendung  zu 
bringen  sind;  für  die  dem  H.G.B.  entnommenen  Sätze  die  für 
die  Gesetzesinterpretation;  für  die  sonstigen  Bestimmungen  (;;den 
autonomischen  Theil  der  Bedingungen'')  die  für  die  Auslegung 
von  Rechtsgeschäften  geltenden  Regeln  (Entsch.  des  R.  O.B.  G. 
III  S.  88  f.)-  Es  hat  dies  jedoch  nur  die  Bedeutung,  dass  für  die 
8.  g.  autonomischen  Bestimmungen,  da  wo  dieselben  so  zweideutig 
sind;  dass  dieselben  entweder  zu  Ungunsten  der  Versicherer  oder 
der  Versicherten  ausgelegt  werden  können;  eine  Interpretation  im 
Sinne  der  ersteren  Alternative  Platz  zu  greifen  hat.  Denn  solche 
Bestimmungen  sind  als  Kontraktsvorschläge  der  Versicherer  auf- 
zufassen, und  es  ist  der  Satz  zur  Anwendung  zu  bringen;  dass 
gegen  die  zu  intei-pretiren  m  quorum  fuii  potestate  legem  apertius 
conscribere. 

2.  Die  erste  Voraussetzung  fiir  die  Gültigkeit  des  Versicherungs- 
vertrags ist  nach  dem  Gesetzbuch  ein  Interesse  des  Versicher- 
ten, und  zwar  ein  Interesse,  welches  bereits  vor  der  Versicherung 
vorhanden  ist.  Das  Interesse  kann  aber  nicht  nur  Eigenthum^- 
interesse  sein,  sondern  auch  darin  bestehen;  dass  durch  den  Unter- 
gang des  betreffenden  Gegenstandes  dem  Versicherten  irgend 
ein  Nachtheil  zugefügt  werden  würde,  der  durch  die  Versiche- 
rung abgehalten  werden  soll  (Prot.  VH  S.  2926  f   VUI  S.  4231). 

*)  Eine  solche  Abänderung  hat  natürlich  nur  solchen  BeBtimmungen  des 
H.Gr.B.  gegenüber  stattfinden  können,  welche  dem  vermittelnden  Recht  an- 
geboren. 
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Der  Nachtheii  kann  eben  so  ^rohl  positiver  Schaden^  als  entgehender 
Gewinn  sein. 

Indem  das  Gesetzbuch  Interesse  des  Versicherten  als  Requisit 
des  Versicherungsvertrags  aufstellt,  hat  es  lediglich  den  obersten 
Grundsatz  des  Versicherungsrecbts  sanktionirt,  indem  durch  die 
Versicherung  nur  ein  Nachtheil  von  dem  Versicherten  abgewendet, 
nicht  aber  demselben  ein  Vortheil  verschafft  werden  sofi;  dieser 
Grundsatz  ergiebt  sich  mit  Nothwendigkeit  aus  der  Natur  dea  Ver- 
sicherungsvertrags, so  dass  man  denselben  nicht  beseitigen  kann, 
ohne  eine  völlige  Begriffsverwirrung  anzurichten,  ohne  insoesondere 
die  Grenze  zwischen  Spiel  und  Versicherung  vollständig  zu  ver- 
wischen. ^)  Es  darf  daher  die  Absicht  der  Kontrahenten  bei  Ein- 
gehung der  Versicherung  niemals  darauf  gerichtet  sein,  dass  durch 
dieselbe  der  Versicherte  nach  eingetretenem  Unglück  besser  ge- 
stellt werde,  als  wenn  dasselbe  nicht  eingetreten  wäre.  Dass  der 
Effekt  der  Versicherung  im  konkreten  Falle  dieser  Absicht  auch 
wirklich  entspricht,  ist  nicht  wesentlich.  Durch  die  eigenthtlmliche 
Gestaltung  der  Verhältnisse  kann  vielmehr  in  Folge  des  einge- 
tretenen Unfalls  und  durch  den  Empfang  der  Versicherungssumme 
der  Versicherte  besser  zu  stehen  kommen,  als  wenn  er  das  be- 
absichtigte Unternehn^en  ausgeführt  hätte.  Beachtet  man  dies 
und  lässt  man  nicht  ausser  Augen,  dass  durch  die  Versicherung 
nicht  lediglich  Erstattung  des  Werthes  des  untergegangenen  Gegen- 
standes, sondern  Ersatz  des  durch  das  Un^ück  verursachten 
Schadens  überhaupt  beabsichtigt  wird,  vergisst  man  auch  nicht, 
dass  bei  dem  Versicherungsgeschäft  die  Billigkeit  herrschen  soll, 
so  wird  man  finden,  dass  die  Sätze,  in  denen  man  einen  Wider- 
spruch zu  dem  gedachten  Prinzip  erblickt  hat  (vgl.  Prot.  VII 
S.  3109)  in  Wahrheit  nur  Scheinausnahmen  von  demselben  sind. 
Hierhin  gehört  einmal  der  Satz,  dass  bei  Versicherungen  von  ima- 
ginärem Gewinn  fiir  die  Berechnung  des  Ersatzes  nicht  lediglich  der 
Werth  in  Betracht  gezogen  wird,  den  die  Waare  bei  glücklicher 
Ankunft  im  Bestimmungsorte  gehabt  haben  würde.  Wenn  das  Recht 
aber  gestattet,  den  Gewinn  zu  versichern,  den  der  Ladungs- 
eigentbümer  am  Bestimmungsplatze  zu  erzielen  hofft,  so  hat  dies 
seinen  Grund  wohl  darin,  dass  der  Nachweis,  wie  viel  der  Ver- 
dienst bei  glücklicher  Ankunft  der  Waaren^  betragen  haben  würde, 
schwer  mit  einiger  Sicherheit  zu  ftihren  sein  würde,  da  nicht  fest- 

festellt  werden  ]kann,  zu  welcher  Zeit  ohne  den  Unfall  das  Schiff 
en  Bestimmungshafen  erreicht  haben  würde.  Dass  aber  auch 
hierbei  das  Prinzip  streng  gewahrt  ist,  zeigt  die  Bestimmung  des 
Art.   797   H.G.B.,  wonach  der  Versicherte  von  dem  Versicherer 


*)  Dies  zeigt  deutUch  auch  die  Definiticu,  welche  Endemann  giebt.  £r 
sagt  ((jroldsckmidt's  Zeitschr.  IX  S.  551):  ,,Ver8icheniiig  ist  derjenige  Vertrag, 
durch  welchen  sich  der  Versicherer  gegen  Entgelt  (Pramie)  verpmchtet,  im 
Falle  eines  gewissen,  im  Vertrage  nSher  bestimmten  Ereignisses  eine  be- 
stimmte Summe  oder  den  Ersatz  des  Schadens  zu  zahlen/^  Vgb  gegen  Ende- 
mann auch  Brand,  über  Seeyersicherang  S.  5  f. 
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niemalB  Ersatz  eines  höheren  Gewinns  fordern  darf;  als  er  nach 
kaufmännischer  Berechnung  erwarten  konnte.  Ein  anderer  hierher 
gehörender  Satz  ist  der,  dass  bei  Versicherung  von  Schiffen  der 
Werth  im  Abgangshafen  die  Grundlage  fiir'den  Schadensersatz  ohne 
Berücksichtigung  der  Abnutzung  während  der  Reise  bildet  Da- 
für lässt  sich  der  Umstand  geltend  machen,  dass  man  für  die 
Ermittelung  des  Werthes,  den  das  Schiff  bei  dem  Unterganee  ge- 
habt ^  doch  lediglich  auf  eine  Wahrscheinlichkeitsrechnung  hinge- 
wiesen sein  würdC;  und  dass  dem  Rheder  der  Erwerb  eines  neuen 
Schiffes,  worauf  er  doch  regelmässig  bedacht  sein  wird,  nicht  da- 
durch erschwert  werden  darf,  dass  ihm  von  dem  Werthe,  den  das 
Schiff  bei  Beginn  der  Reise  hatte,  noch  Abzüge  gemacht  werden. 
Was  ferner  den  Satz  betrifft,  dass  auch  bei  Schiffen,  die  in  Ballast 
heimkehren,  die  Ausrüstungskosten  versichert  werden  dürfen,  ob- 
gleich sie  —  wie  geltend  gemacht  wird  —  bei  glücklicher  Ankunft 
des  Schiffs  verloren  gehen  würden,  so  ist  diese  letzte  Behauptung 
eben  nicht  richtig.  Das  Schiff  kehrt  in  die  Heimath  zurück,  um 
hier  eine  Fracht  zu  erhalten,  da  es  eine  solche  in  der  fVemde 
nicht  bekommen  kann.  Und  so  gehören  die  Ausrüstungskosten  zu 
den  nothwendigen  Aufwendungen  flir  den  neuen  Frachtverdienst  *) 

Aus  dem  Erforderniss  eines  Interesses  des  Versicherten  folgt 
die  Ungültigkeit  einer  Ueberversicherung,  d.  h.  einer  Versicherung 
über  den  wahren  Werth  des  versicherten  Gegenstandes,**)  einer 
Doppelversicherung  und  der  s.  g.  Wettassekuranz,***)   wobei  erst 


*)  Wenn  auf  der  Hamburger  Konferenz  von  einigen  Mitgliedern  aach 
in  der  Versicherbarkeit  der  Bmttofiracht  eine  Ausnahme  von  dem  eben  auf- 
gestellten Grandprinzip  gefunden  wnrde  (Prot  VII  S.  3109),  so  beruht  dies 
entschieden  auf  einem  Missverständnisse. 

**)  H.G.B.  Art  790  Allg.  Seeversich.  Bed.  §  9:  —  So  weü  die  Vernche- 
rungssumme  den  Versieh erungswertk  übersteigt  f  Ueberversicherung)  ^  hat  die 
Versicherung  keine  rechtliche  Geltung, 

***)  Die  Ungültigkeit  der  Wettasseknranz  ist  noch  ausdrücklich  ausge- 
sprochen in  den  AlT|^.  Seeversich.  Bed.  §  4:  Eine  Versicherung  ist  nur  so 
weit  gültig,  als  derjenige,  für  dessen  Rechnung  sie  genommen  tourde^  ein 
Interesse  an  dem  versicherten  Gegenstande  hat,  Wettassekuranzen  und  so- 
genannte Polices  dhonnevr  sind  ungültig.  Mit  police  cChonneur  bezeichnete 
man  ursprünglich  eine  Assekuranz,  bei  welcher  der  Versicherer  sich  ver- 
pflichtet, einen  eintretenden  Schaden  ohne  weiteren  Beweis  des  Interesses, 
als  die  einfache  Vorzeigung  der  Polize  zu  zahlen,  zuweilen  auch  den  gesetz- 
lichen Einreden  ausdrucklich  entsagt.  Jetzt  werden  in  Wahrheit  unter  po/u;e« 
cChonneur  wirkliche  Wettassekuranzen  verstanden,  konmien  auch  in  Frankreich 
nicht  selten  unter  diesem  Namen  vor.  Benecke -Nolte,  System  des  See- Asse- 
knranz-WesenB  I  S.  244  f.  Erläuterungen  —  von  Voigt  —  zu  dem  Entw. 
eines  neu  revidirten  allg.  Plans  Hanob.  See -Versich.,  Hamb.  1865,  S.  8. 
Couder  im  dictionnaire  de  droit  commercial  von  Goujet  et  Merger  I  p,  466 
n.  36^  welcher  angiebt,  dass  man  sich  der  polices  d'honneur  bediene,  um  die 
Fracht  {/ret  ä/aire)  dem  Gesetz  zuwider  zu  versichern,  safft  unter  Berufung 
auf  die  von  Grivaii  im  französischen  Senat  bei  der  Bera&ung  des  Gesetz- 
entwürfe, betreffend  die  Abänderung  des  B.  11  des  Code  de  commerce  ge- 
machten Bemerkungen  über  die  Natur  dieser  Polizen:  Les  actes  de  ce  genre 
n*ont  d^autre  sauvegarde  que  la  bonne  foi  des  contractants,  Mais  ü  est  juste 
de  dire,  ä  Vhonneur  du  commerce,  qu^üs  re^vent  presque  toujours  une  exi- 

Levis,  Seerocht.    II.  12 
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durch  die  Versicherung  das  Interesse  geschaffen  werden  soll*) 
(Prot.  VU  S.  2976,  VIU  S.  4230  f.). 

Hing  die  Möglichkeit  des  Gewinns  zur  Zeit  der  Versiche- 
rung noch  von  einem  ungewissen  Umstände  ab;  so  können  die  Ver- 
sicherten nur  unter  der  Voraussetzung  Ansprüche  aus  der  Ver- 
sicherung geltend  machen^  dass  Jener  Umstand  zur  Zeit^  als  Schiff 
resp.  Ladung  von  dem  in  dem  Versicherungsverträge  voi^esehenen 
Unfall  betroffen  wurde,  eingetreten  ist  (Entsch.  des  O.A.G.  zu 
Lübeck  vom  13.  Mai  1867  —  in  Eierulffs  SammL  III  S.  391. 
395).**)  So  ist  die  Seitens  eines  Kommissionärs  genommene  Ver- 
sicherung auf  die  von  einer  ihm  in  Aussicht  gestellten  Ladung  von 
Konsignationsgütern  zu  verdienende  Provision  nur  daim  fiir  den  Ver- 
sicherer verbindlich,  wenn  die  Güter  wirklich  an  jenen  abgesendet 
worden  sind.  (Vgl.  die  englischen  Rechtsf&Ue  bei  Benecke -Kolte 
Bd.  I  S.  90.) 

3.  Das  Interesse  soll  sich  beziehen  auf  ein  Schiff  oder  eine 
Waarenladung;  nicht  irgend  einen  anderen  Gegenstand ,  der 
den  Gefahren  der  See  ausgesetzt  ist^  z.  B.  ein  an  meser  liegendes 
Grundstück.  Die  Versicherung  eines  solchen  Gegenstands  ist 
nicht  als  Seeversicherung  anzusenen  (Prot  VIII  S.  4231).  Selbst* 
verständlieh   darf  aus    dem  Worte   oder   nicht  gefolgert  werden^ 

cuiion  lo^e,  En  dehors  des  ca9  de  faillüe  ou  de  dicanßture,  ü  y  a  peu 
dexemples  dcusureura  r^pudiant  aprh  cottp  leurs  engagemerUs^  et  invaguafU^ 
pour  e^en  affranchiry  la  nullUi  ligale  du  contral, 

*}  SelbBtyerst&ndlich  liegt  auch  dann  kein  eigenes  versicherbares  Intefosae 
des  VeTsicherungsnehmers  vor,  wenn  derselbe  als  Verkäufer  auf  Gnmd  des 
die  Ladung  betre£Fenden  KauiVertraga  verpflichtet  ist,  die  Waaren  zu  ver- 
sichern. ^  In  diesem  Falle  steht  näouich  nur  die  Verletzong  der  gedachten 
Verbindlichkeit,  nicht  aber  die  Uebemahme  derselben  dem  Resultate  nach 
der  Uebemahme  der  Seegefahr  gleich,  indem  blos  bei  unterlassener  Ver- 
sicherung die  Reise  auf  seine  Gefahr  ^egansen  sein  würde.  Im  Augenblick 
der  Versicherungsübernahme  bestand  dieGreuthr  noch  nicht,  im  Augenblick 
der  Versicherung  wurde  jede  Gefahr  für  den  Verkäufer  beseitigt.  (Entsch. 
des  RO.H.G.  XIV  S.  138). 

*•)  In  dem  dieser  Entscheidung  zu  Grunde  liegenden  Fall  war  eine  Vei^ 
Sicherung  geschlossen  auf  den  von  den  Versicherten  zu  yerdienenden  Eyer- 
führer-  und  Arbeitslohn  in  Betreff  der  Guano-Ladunff  eines  bestimmten  Schiffis 
„für  behaltene  Ankunft  des  Schiffs,  nur  für  Seegefanr*^  Während  nun  aber 
nach  der  Polize  das  Schiff  von  Bakers  Island  nach  Hamburg  gehen  sollte  und 
nur  ein  Anlaufen  des  Kanals  for  orders  als  wahrscheinlich  ningestellt  war, 
so  ergab  die  Ghartepartie,  dass  das  Schiff  nicht  etwa  für  die  Reise  von  Bakers 
Island  nach  Hamburg,  sondern  vielmehr  von  dort  nach  Falmouth  for  Orders^ 
und  zwar  entweder  nach  Rotterdam,  Antwerpen  oder  Hamburg  gechartert 
war.  Das  Schiff  war  bei  Bakers  Island,  während  die  Ladung  eingenommen 
wurde,  also  nach  Beginn  der  Gefahr,  total  verloren  gegangen.  DasO-A-G. 
zu  Lübeck  machte  mit  Recht  den  Anspruch  der  Yerai^erten  abhängig 
von  dem  Nachweise,  dass  das  Schiff,  als  es  unter^^ing,  eine  Reise  nach 
Hamburg  angetreten  hatte,  indem  es  ausführte,  äass  die  Versicherten 
ihren  ibei  der  Entlöschung  des  Schiffes  zu  erzielenden)  Verdienst  versichert 
hätten,  und  einen  Verdienst  überall  nur  hätten  versichern  können  für  den  Fall, 
dass  das  Schiff  nach  Hamburg  destinirt  war  oder  seine  Bestimmung  nach 
Hamburg  erhalten  hätte,  wenn  nicht  der  Untergang  dazwischen  getreten 
wäre  (Entsch.  a.  a.  0.  S.  388.  391  ff.). 
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dafls  nickt  auch  ein  Interesse  yersicliert  werden  kann,  welches 
Jemand  daran  hat;  dass  Schiff  und  Ladung  die  Gefahren  der  See- 
schifffahrt bestehen  (£rk.  des  Hamb.  Oberger.  vom  14.  Juli  1873 
in  Gtoldßchmidt's  Zeitschr.  XIX  S.  235). 

4.  Das  Interesse  muss  ein  in  Geld  schätzbares  sein. 
Ein  wissenschaftliches  Interesse  z.  B.,  welches  Jemand  daran  hat, 
dass  ein  auf  einer  Entdeckungsreise  bemffenes  Schiff  diese  glück- 
lich vollendet;  kann  nicht  Gegenstand  einer  Versicherung  sein. 
Daraus  folgt  weiter,  dass  fßr  die  Schätzung  Anhaltpunl^  Tor- 
handen  sein  müssen.  Das  angebliche  Interesse  darf  nicht  eine  ganz 
vage,  unbestimmte  Hoffnung  sein,  wie  etwa  bei  einem  auf  den 
Wallfisch-  oder  Häringsfang  ausgehenden  S(^hiff  das  Ergebniss  des 
Fanges. 

5.  Das  Gesetzbuch  spricht  von  den  Gefahren  der  See- 
schiff fahrt,  d.  h.  von  den  Gefahren,  welche  mit  der  Seeschiff- 
fahrt verbunden  sind.  Durch  diese  Fassung,  weiche  in  zweiter 
Lesung  an  Stelle  der  Worte  des  Entwurfs  aus  I.  Lesung  (Art  675) 
^die  Ge&hren  der  See^^  gesetzt  wurde,  soll  ausgedrückt  werden,  dass 
die  Seeversicherung  nicht  lediglich  vorkommt  als  TranspcHiiver« 
sicherung,  zur  Sicherung  gegen  Verluste,  welche  den  BetheiHgten 
durch  die  „mit  der  Bewegung  des  Schiffs  und  der  Ladung  von 
einem  Hafen  zum  anderen^^  verbundenen  Gefahren  droht;  eine  See- 
versicherung vielmehr  auch  möglich  ist,  während  das  Schiff  sich 
im  Hafen  befindet,  und  zwar  nicht  nur,  wenn  ein  solcher  Aufent- 
halt mit  einer  Reise  im  Zusammenhang  steht,  d.  h.  das  Schiff  „im 
Laden  oder  Löschen  begriffen^^  oder  „noch  aer  Entlöschung  einer 
neuen  Verfrachtung  gewärtig^'  ist,  sondern  auch  wenn  dasSchiff 
sich  ,;im  Winterlager  oder  sonst  zeitweilig  im  Heimathshafen^'  be- 
findet. Dieses  Letztere  musste  zugelassen  werden  mit  Bücksicht 
auf  die  Jahresversicherungen  und  die  Versicherungen  auf  eine 
gewisse  Anzahl  von  Jahren. 

Natürlich  faUt  nach  dieser  Begriffsbestimmung  unter  die  See- 
versicherung auch  die  Versicherung  gegen  Kriegsgefahr,  während 
diese   der  Versicherung  gegen  Seegefahr  im  gewöhnlichen  Sprach- 

febrauch   gegenübergestellt    wird    (Prot.  Vif  S.  2976.  S.  2978  f. 
in  S.  4230  f.).*) 

Art.  783. 

Hs  können  insbesondere  versichert  werden: 
das  Schiff; 
diCi  Fracht; 
die  Ueberfahrtsgelder; 
die  Güter; 
die  Bodmereigelder ; 
die  Havereigelder; 


♦)  In  gleicher  Weise  wie  das  H.G.B.  bestimmt  schon  der  Code  de 
eamm,  ort.  S34:  Va89urance  peui  avoir  pour  objet  —  ioutea  choses  ou  valeurs 
estimables  ä  prtx  dargent  sujettes  aux  risquea  de  la  navigation, 
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andere  Forderungen,  eu  deren  Deckung  Sefriff,  Frachi^  üeher- 

fahrtsgelder  oder  Güter  dienen; 
der  von  der  Ankunft  der  Guter  am  Bestimmungsorte  enearteie 

Gewinn  (imaginäre  Gemnn); 
die  gu  verdienende  Provision; 

die  von  dem  Versicherer  ühemommene  Gefahr  (Rückverstchcrung). 
In  der  einen  dieser  Versicherungen  ist  die  andere  nicht  enthalten. 

1.  Da  das  Gesetebuch  bereits  im  vorigen  Artikel  die  Bequisite 
einer  gültigen  Seeversicherung  angegeben  hat^  so  war  dne  er- 
Bchöpf^ide  Au&ählung  aller  versicherbaren  Interessen  nicht  noth- 
wendig;  eine  exempiifizirende  Aufzählung  yicdmehr  aus- 
reichend. 

2.  Bei  der  Versicherung  des  Schiffs,  Versicherung  auf 
Kaskoy  d.  h.  auf  den  Körper  des  Schiff,  kann  nicht  nur  das 
Schiff  im  Gamsen,  sondern  auch  zu  quoten  Theilen  Gegenstand  der 
Versicherung  sein,  d.  h.  es  können  auch  einzelne  Schiffsparten 
versichert  werden  (vgL  Art.  460  Abs.  5  H.G.B.).  Ebenso  kann 
die  Takelage  und  das  Schiffsgeräth,  die  Ausrüstung  und  der  Pro* 
viant  für  sich  Gegenstand  einer  Versicherung  sein;  doch  werden 
diese  Gegenstände  in  der  Begel  mit  dem  Schiffe  zusammen  ver- 
sichert*) Natürlich  wird  eine  solche  Versicherung  von  den  Rhedem 
genommen« 

8.   Wie  die  Mehrzahl  der  neueren  Seerechte,**)  so  lässt  auch 


*)  Der  Code  de  commerce  sagt  ausdrücklich  (art.  334) :  Vassurance  peiU 
avoir  poür  ohjet  le  corpa  et  guüle  du  vaüseauy  vide  ou  charg6,  armi  ou  non 
armiy  serU  au  accompagni;  les  agria  et  apparaux;  lea  armemens;  les  victu- 
aülesf  ^art  S35)  Vasmrance  peui  Urt  faiU  sw  le  tout  ou  «or  vne  partie  tles 
diu  objeie.  Eine  aus  dem  Slteiien  Recht  herübergenommene  £igeiithüiiilich- 
keit  des  spanischen  Rechts  i»t  es,  dass  es  beim  Easko  nur  zul&t  die  Ver- 
sicherung vou  */^  des  Werths  des  Schiffs  »ach  Abzug  der  Bodmereischulden: 
Codig o  de  comercio  art,  S64, 

♦•)  Z.  B.  das  Englische  Recht  CArnmdd,  on  Öl«  7atD  of  mar  ine  insuraticerlp.  29 
equ,).    Eben  so  das  Holland.  H.G.B.  Art.  616.   Dagegen  ist  die  VeFMchemiig 
der  Fracht  in  einigen  Ländern  verboten,  wie  in  Fran&reijch  (Code  de  comm.  art. 
347 1  Le  contrat  aaaaurance  est  nul,  ti*il  apour  ohjet  le  fret  des  marchundUes 
exietarU  ä   bord  du^  navire  — J   und  in  Spanien  (Codigo  de  com,  ort,  885), 
Die  franzosische  Jurisprudenz  unterscheidet  jedoch  in  dieser  Hinsicht  zwischen 
frei  b,  faire   und  fret  acquia^  indem  sie  nur  die  Versicherung  des  erstercn 
verbietet,  die  des  letzteren  gestattet  fCaumont,  dictionnaire  p,,^23  n,  242 J, 
Unter  der  verdientea  Fracht  verstehen  die  französischen  Juristen  einmal  einen 
Frachtvorschuss ,   der  auf  Grund  des  Vertrajgs  bei  Verlust  der  Ladung  iygl 
art.  302)  dem BeJ&achter  nicht  wieder  zurückzuzahlea  ist;  ferner  dieFracht, 
die  nach  der  Chartepartie  untei*  allen  Umstäjiden  dem  Verfrachter  zu  ent- 
richten ist  (fret  acquis  htout  hhnement^  und  die  Fracht,  welche  dadurch 
verdient  ist,  dass  ein  Theil  der  Ladung  m  einem  Zwischenhafen  gelöscht  ist, 
bevor  das  Schiff  den  Bestimmungshafen  erreicht  hat  {jCavmord  p.  JOS  squ,  n, 
2.  p,  322  n.  236,  237.  p.  323  n.  242),     Endlich  wird  hierher  noch  der  Fall 
gestellt,  dass  eine  bestimmte  Fracht  stipulirt  ist,  wenn  das  Schiff  die  Ladung 
nach  einem  ^nannten  Hafen  bringt,  und  eine  grössere  Fracht,  wenn  es  die- 
selbe nach  einem  weiteren  Hafen  schafft,  und  nun  der  Schiffer,  nachdem  er 
im  iersteren  Hafen  angelangt,  veranlasst  wird,  die  Ladung  nach  dem  zweiten 
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das  H.G.B.  eine  Versicherung  der  Pracht  zu.  Die  Fracht  wird 
von  Seiten  des  Bhedera  resp.  des  ünterverfrachters  versichert. 
Der  Befrachter  resp.  Ladungseigenthümer  kann  die  von  ihm  für 
den  Transport  der  Waaren  zu  entrichtende  Fracht  selbständig 
versichern,  da  er  unter  Umständen  zu  deren  Bezahlung  verpflichtet 
ist.  ohne  durch  den  von  den  Waaren  erhofften  Gewinn  ein  Aequi- 
valent  dafür  zu  erhalten;  so  wenn  er  sich  verpflichtet  hat,  die 
Fracht  auf  jeden  Fall  zu  bezahlen,  und  die  Waaren  vollständig  zu 
Grunde  geganrafi  sind;  oder  wenn  die  Waaren  durch  inneren  Ver- 
derb oder  andere  Zufälle  einen  grosaeh  Theil  ihres  Werdis  ein- 
gebttsst  haben.  Er  kann  aber  auch  die  Versichemng  der  Fracht 
mit  der  der  Güter  verbinden,  d.  h.  bei  Abmessung  der  Höhe 
der  fUr  diese  ^u  nehmenden  Versicherung  in  Betracht  ziehen. 
(VgL  Art.  803.  804.  HLG.B.  Eevii  Bremear  VersicherungB- Be- 
dingungen von  1875  §  62  Abs.  8.  Heise  und  Cropp,  jur.  Abb.  U 
S.  595  f.  Brandt,  Seeversicherung  S.  19.) 

Ist  ein  Frachtvertrag  überhaupt  nicht  geschlossen  worden, 
sondern  werden  die  Guter  für  Bechnung  des  Rheders  verschifft;, 
80  kann  doch  der  Betrag  der  üblichen  (durch  sachverständiges  Er- 
messen festsastellenden)  Fracht  versichert  werden.  (Entsch.  des 
0.A  G.  zu  Lübeck  v.  30.  Juni  1870  in  Seuffert's  Arch.  XXV  Nr.  268 
Ailg.  Seeversich.- Bed.  v.  1867  §20  Abs.  2.  Brandt  SeeversiGherung 
S.  17J 

Ein  Frachtvorschuss  kann  selbstverständlich,  wie  die  Fracht 
überhaupt,  vom  Verfrachter  versichert  werden,  denn  diesem  geht 
durch  den  Untergang  der  Waaren  auch  der  Frachtvorschuss  ver- 
loren, indem  er  denselben  wieder  herausgeben  muss  (Art.  618 
H.G.B.),  In  gleicher  Weise  ist  aber  auch  die  vom  Befrachter  ge- 
nommene Versicherung  gültig,  mag  dies  der  Befrachter  im  eigenen 
Interesse  und  aus  freiem  Antriebe,  mag  er  es  auf  Veranlassung  des 
Verfrachters  thun  fvgl.  Bd.  I  S.  262);  denn  der  Befrachter  gehört 
hinsichtlich  seiner  Forderungen  wegen  Nichtablieferung  derLaaungs- 


Hafen  am  bringen.  Alsdann  ^It  die  entere  Fracht  als  verdient  und  kann 
versichert  werden  (PardessuSj  eaurs  de  droit  commercial  III  n.  7$-7,  VgL 
überhaupt  Goujet  ei  Merger,  dictionnaire  de  droit  commercial  I  p,  463  equ, 
n.  27— SO),  Da  das  Verbot  des  Code  be8tändi|f  nmgangen  wurde  (Rüben  de 
Couder  in  dem  dictionnaire  de  droit  commercial  von  (xoujet  et  Merger  p.  465 
equ,  n.  34  -37^  der  es  geradezu  nennt  une  jorohibition  dont  le  seul  restdtat 
^ait  de  forcer  Vinduetrie  maritime  h  recourir  ä  des  exp4diente  dont  Vemploi 
hafdtuü  constitttait  une  violation  permanente  de  la  loij,  so  hat  das  vom 
Senat  bereits  (in  der  Sitzung  rem  5.  Februar  1877)  angenommene  projet  de 
modification  du  livre  II  du  Code  de  commerce  dasselbe  aufgegeben.  Der 
art  934  lautet  nämlich  hier:  Toute  peraonne  int^eseie  peut  faire  aeeurer: 
le  navire  et  eee  acceseoires,  les  frais  d^armem^nt,  les  victuaiÜee,  lea  loyera 
des  gen»  de  mer,  le  fret^  les  aommea  pritiea  ä  la  grosse  et  le  proflt  maritime^ 
les  marchandises  eftargies  ä  bord  et  le  profit  esp^i  de  ces  marehandises, 
le  coüt  de  Vassurance  et  g^niralement  toutes  choses  estimables  ä  prix  d*argent 
sujettes  aux  risgues  de  la  navigation.  —  art.  347  des  Entwurfs  enthält  nur 
den  Satz:  Le  contrat  d^assurance  est  nul,  aHl  a  pour  objet  les  sommea  em^ 
pruntiea  ä  la  grosse. 
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SÜter  zu  den  Schiffsgläubigem  (Art  757  Ziff.  8  H.G.B.].  Hat  ao 
er  Befrachter  den  FrachtTorschuss  yersichert  und  aamit  den 
Risiko  desselben  übernommen^'  so  kann  der  Verfrachter  die  Fraclit 
nur  unter  Abzug  de»  Vorschussbetrages  gültig  versichern  (Entack. 
des  R.  O.  H.  6.  XV  S.  61 ;  vgl.  AUg.  Seeversidienings-Bedingungen 
§  20  Abs  3  *). 

4.     Unter  der  Versicherung  der  Ueberfahrtsgelder  kann 
eben    so    wohl    verstanden  werden   die  Assekuranz    der    Forde» 
rung  des  Verfrachters,  als  die  Assekuranz  einer  Summe^  ^^welche 
eventuell  zum  Weitertransbort  der  Reisenden  an  den  Bestimmung»» 
ort    dienen"    soll    (Prot.  VlI  S.   3138).     Erstere  ist  eine   Unter- 
art   der    Frachtgelderversicherung    (Entsch.    des    R.O.H.Q-.    VII 
S.   899  f.    XVII    S.  342  f.;  s.  Art  678  H.aB.).    Letztere  kann 
je  nach  Verschiedenheit  der  konkreten  Verhältnisse  von  dem  Ver- 
fhtchter  oder  von  den  Reisenden  genommen  werden.    Kommen  lür 
die  Verbindlichkeiten  des  Verfrachters  aus  dem  Ueberfiedirtsver- 
trage  lediglich  die  Bestimmungen  des  H.Q.B.    zur  Anwendung^ 
so    kann   von   einer  Seitens  des  Vorfrachters    genommenen   Ver- 
sicherung keine  Rede   sein;    denn  mit  Rücksicht  auf  die  ihm  den 
Reisenden  gegenüber  obliegenden  Verbindlichkeiten  hat  derselbe 
kein  Interesse  daran ,  dass  das  Schiff  die  Gefahren  der  Seeschiff- 
fahrt  bestehe  y  indem  mit  dem  Untergange  des  Schifib  seine  Ver- 
bindlichkeiten aus  dem  Vertrage   auuiören.     Dagegen  haben  die 
Passa^ere,  und  zwar  gerade  mit  Rücksicht  auf  den  so  eben  her- 
vorgehobenen Umstand,  ein  versicherbares  Interesse^  indem  es  sich 
für  sie  um  die  MögUehkeit  einer  Weiterbeforderung    nach   dem 
Verluste  des  Schiffs  handelt.     Hat  sich  aber    der  Kheder    oder 
Unterverfrachter  kontraktlich  verpflichtet,  auch  nach  dem  Unter- 
gange des   Schiffs   für   die  Weiterbeförderung  dör  Passagiere  zu 
sorgen,  oder  besteht  für  ihn  eine  derartige  gesetzliche  Verbindlich- 
keit;   so    ist    ftir    ihn    ein    versicherbai^es    Interesse    vorhandetL» 
Eben  so   haben  in  dem  gleichen  Falle  die  Passagiere  ein  solches^ 
indem   die  Realisirung  ihres  kontraktlichen  oder  gesetzlichen  An- 
spruchs von  der  Solvenz  des  Verfrachters  abhängt.    In  den  haupt- 
sächlichsten Auswanderungs- Häfen  bestehen  nun    gesetzliche  Be- 
stimmungen, welche   den   Auswanderungs- Expedienten  resp.    den 
Rhedern   die  Pflicht  auferlegen,    die  Passage-    oder  Ueberfahrta- 
gelder  zu  versichern.     So  in  Bremen  und  in  Hamburg  (Verordn. 
vom  30.   April    1855    betr.    die    Auswanderer -Verschiffung*,    mit 
mehreren  Kachträgen).    Nimmt   nun  ein  Auswanderer- Expedient 
auf    Grund     einer    solchen    Bestimmung    Versicherung    auf    die 
Passagegelder,  so  erscheint  er  als  Mandatar  der  Auswanderer.**} 

^)  Solche  Theile  der  Fracht,  welche  der  Befrachter  a^f  Ghrund  dee 
Frachtvertrags  vorauezuxaklen  hiu^  ohne  dass  eine  Rüchxahlungspßiehi  des 
Verfrachters  fBr  den  Fall  eintritt^  wenn  keine  Fracht  verdient  werden  sollte^ 
sind  nicht  in  den  Versicherungswerth  der  Fracht  hineinsmrecknen, 

**)  Eine  ältere  Hamburger  Verordnung  yom  27.  Febr.  1837  §  10  hebt 
ausdrücklich  hervor,  dass  die  Expedienten  beim  Abschluas  derartiger  Ter- 
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Diese  smd  in  Wahrheit  die  Versicherten,  denn  die  Bestimmungen 
sind  lediglich  im  Interesse  der  letzteren  getroffen.  Die  Versidie- 
rung  ist  also  eine  Versicherung  auf  fremde  Rechnung.  Eben  so 
verhält  es  sich  mit  den  s.  g.  Verwendungsgeldem^  d.  h.  den  Geld* 
mittehn,  welche  für  die  Unterhaltung  der  Passagiere  bei  einer 
Unterbrechung  der  Reise  während  des  Aufenthaltes  im  Nothhafen 
erforderlich  sind,  und  deren  Versicherung  den  Auswanderer- Expe- 
dienten gleichfalls  durch  die  betreffenden  Bestimmungen  zur  Pflicht 
gemacht  wird.*)  (Entsch.  des  R.O.H.a  VII  S.  400  ff.  XVU 
S.  348  £) 

5.  Die  Oüter  kann  der  versichern,  der  die  Gefahr  der  See- 
reise zu  tragen  hat^  z.  B.  der  Käufer;  der  Eigenthümer  auch  nur 
unter  der  gedachten  Voraussetzung  (Entsch.  des  R.O.H.G.  XIV 
8.  132). 

6.  Die  Bodmereigelder  (und  zwar  Kapital  wie  Prämie) 
können  von  Seiten  des  Bodmereigebers  versichert  werden  *•)  (Prot. 
Vn  S.  3086  f.).  In  der  Versicherbarkeit  der  Bodmereigelder  ist 
eben  so  wenig  ein  Abweichen  von  dem  Grundprinzip  des  Versiche- 
rungsvertrags zu  finden^  als  in  der  Rückversicherung.  Eine  Ver- 
sicherung derselben  von  Seiten  des  Bodmereinehmers  würde  keinen 
Sinn  haben;  denn  eine   solche   Versicherung  müsste  auf  den  Fall 


sicheningen  „aus  prasomptivein  Mandat  der  Passa^ere^*  handelten,  und  die 
Verordnung  vom  30,  Apru  1855  §  11  schreibt  die  Deponirung  der  betreffen- 
den Polize  bei  der  PohzeibehÖrde  vor. 

*)  £b  werden  durchweg  Passage-  und  Beköstigungsgelder  zusammen 
yersichert.  Auch  wird  wohi  in  der  Polize  die  Katur  der  vom  Versicherer 
übernoo^menen  Gefahr  eingehend  bezeichnet,  etwa  durch  die  Bemerkung,  die 
Versicherung  validire  „ge^n  die  Gefahr  im  Schadensfalle  die  Passagiere  so- 
wohl wthrend  einer  etwaigen  Reparatur  des  Schiffs  zu  beköstigen  und  zu 
behausen ,  als  auch  sie ,  falls  das  Schiff  zur  Fortsetzung  der  Beise  nicht  in 
brauchbarem  Zustande  erklärt  werden  sollte,  in  anderen  Schiffen  nach  ihrem 
Bestimmungsort  zu  bringen"  (Entsch.  des  K.O.H.G.  VTI  S.  395)  j  oder  die 
Versicherung  sei  geschlossen,  „um  sowohl  die  Passagiere  im  Fall  eines 
Schadens  zu  landen,  zu  beköstigen  und  zu  behausen,  als  auch  um  sie,  falls 
das  Schiff  seine  Reise  nicht  beendigen  könnte,  oder  eine  etwaige  Reparatur 
voraussichtlich  nicht  längstens  innerhalb  30  Tagen  zu  beschaffen  wäre,  mit 
anderer  Gelegenheit  an  ihren  Bestimmungsort  zu  befördern**  (Entsch.  des 
O.A.G.  zu  Lübeck  vom  27.  Mai  186S  in  Kierulff'B  Samml.  lY  S.  4f0). 

Die  Hamburger  Verordn.  vom  30.  April  1855  §  11  hat  auch  den  Mindest- 
betiag  der  Versidierungssumme  normirt.  Es  soll  nämlich  nach  ihr  die  zu 
nehmende  Versicherung  mindestens  auf  einen  Betri^  lauten,  welcher  dem 
Passagiergelde  sammtlicher  Passagiere  und  noch  50  Prozent  darüber  gleich- 
kommt. 

**)  So  auch  nach  englischem  Recht  (Arnotdd  I  p.  38  aqu.).  Das  fran- 
zösische Recht  Iftsst  zu  die  Versicherung  des  Bodmereigeldes  selbst  (Code 
de  comm.  arU  334 :  Vaaaurance  feuü  avotr  pour  objet  —  les  sommes  priUes 
ä  la  grosse  — ),  aber  nicht  die  der  Prämie  (art.  347:  Le  eontrat  d^assurance 
est  ntt{,  s'Ü  a  pour  objet  —  les  profits  marüimes  des  sommes  prHies  h  la 
grosseh  Der  oben  (S.  180  f.  Note  ♦*)  citirte  Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  die 
Abftnaemne  von  B.  11  des  Code  de  commerce  lässt  dagegen  versichern  les 
sommes  preties  h  la  grosse  et  le  profit  maritime  (art,  3*V4), 
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fenommeti  sein^  dau  das  Schiff  kein^i  Unfall  erlitte  (vgL  Art.  807 
l.G.B.)*) 

7.  unter  den  Havariegeldern  ßind  diejenigen  Gelder  zu 
verstehen;  ^^welche  nach  Einleitung  eines  Unternehmens  zur  See, 
vor  dessen  Beendigung  ^  in  Folge  eines  Seeunfalls  aufgewendet 
werden"  rProt.  VII  S.  3271).  Solche  Gelder  können  entweder 
von  dem  Gläubiger,  der  das  Geld  dem  Schiffer  als  Vertreter  des 
Rheders  dargeliehen  hat;  oder  von  dem  Rheder  oder  Ladungs- 
eigenthümer  versichert  werden.  Der  Gläubiger  versichert  seine 
Forderung,  wenn  er  zur  Widerherstellung  von  Havarieschäden, 
ohne   Abschluss  eines   Bodmereivertrags   Geld   dem  Schiffer   dar- 

feliehen.  In  dieser  Weise  wird  ein  Darlehn  regelmässig'  in  der 
oraussicht  gegeben,  dass  der  Rheder  das  Geschäft  des  Schiffers 
ratihabiren  werde.  Und  die  Versicherung  wird  nur  ftir  den  Fall 
genommen;  dass  der  Rheder  diese  Gei^ehmieung  versagt  und  der 
Gläubiger  in  Folge  hiervon  zu  seiner  Befriedigung^  blos  auf  Schiff 
und  Fracht  angewiesen  ist.  Denn  nur  in  diesem  Fall  ist  ein  ver- 
sicherbares Interesse  des  Gläubigers  vorhanden,  weil  er  in  jedem 
anderen  Falle  nicht  auf  die  Rechte  eines  Schiffsgläubigers  be- 
schränkt ist  (Prot  VII  S.  3092).  Der  Rheder  kann  in  dem  Falle, 
wo  ein  versichertes  Schiff  „in  Fahrt  gesetzt  worden"  und  auf  der 
Reise  einen  Schaden  erlitten;  der  eine  Reparatur  erforderlich 
macht;  diese  Reparaturkosten  versichern,  und  zwar  zum  Besten  und 
auf  Kosten  des  Kasko- Versicherers.  Anderenfalls  nämlich  würde 
dieser,  wenn  das  Schiff  auf  der  Reise  später  vollständig  verloren 
ginge,  ausser  dem  Totalverlust  auch  noch  die  Reparaturkosten  zu 
tragen  haben  (Prot.  VII  S.  3090).  Das  Gleiche  gilt  vom  Iiadungs- 
eigenthümer;  wenn  wegen  eines  den  versicherten  Gütern  zuge- 
stossenen  Unfalls  Havariegelder  aufzuwenden  sind!  Die  Allgemei- 
nen Seeversieherungs- Bedingungen  (§  68)  machen  dem  versicher- 
ten Rheder  resp.  Ladungsei^ntnümer  das  Nehmen  einer  solchen 
Versicherung  sogar  zur  rfficht*^)«    Natürlich  kann  auch  der  Ver- 


*)  Das  firaosösische  Recht  rerbietet  eine  derartige  VerBiolierang  gerade- 
zu: Code  de  comm,  art.  S47 :  Le  conirat  d'assurance  est  nti/,  «'»Z  a  pourob- 
jet-^les  sommeä  emprunties  ä  la  grosse  — .  Vgl  oben  S.  180  f.  Note  •♦  a.  E. 
die  Fassung  des  art.  347  in  dem  mtw.  eines  Gesetaes,  betreffend  die  Modi* 
ükation  des  Code  de  commerce  L,  IL 

**)  In  solchen  Fällen,  in  welchen  wegen  eines  dem  Schifund  Gut,  oder 
dem  einen  oder  dem  andern  vor  deren  Ankunft  am  Bestimmungsorte  sU' 
stossenden  ünfcdls  Havereigelder  aufzmoenden  s%nd,  isi  der  Vereicherte  ge- 
halten, so  weit  es  den  Umständen  na^  thunUeh  ist,  zur  büHgstmöglichen  Au- 
Schaffung  derselben  behütflich  sm  sein  und  für  deren  SieheretMung  dsireh 
Bodmereibrief  des  Schiffers  Sorge  zu  traaen.  Ist  letzteres  nicht  zu  er- 
möglichen gewesen,  so  ist  der  Versicherte  gehalten^  sobald  er  Nachricht  da- 
von erhäU,  die  Havereigelder  auf  Kosten  und  Gefahr  seinee  VersiekeMrif 
sofern  dieser  nicht  auf  desfallsige  Anfrage  selbst  die  Gefahr  mhemekszez  zu 
wollen  erklärt,  versichern  zu  Uusen,  widrigenfalls  der  Versicherer,  weMz  da» 
Schiff  seinen  Bestimmungsort  nicht  erreicht,  zUm  Ersätze  jener  Haverei  nickt 
verpflichtet  ist. 
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sidierer  selbst  hiea:<far  Yersicherang  neluneiiy  doch  OÜk  diese  unter 
den  Begriff  der  Reassekoranz. 

8.  Wenn  das  Gesetzbuch  ausser  Bodmerei-  und  Havarie- 
geldem  noch  ^andere  Forderungen^  zu  deren  Deckung 
Schiff,  Fracht,  Ueber fahrtsgelder  oder  Güter  dienen", 
für  versicherbar  erklärt,  so  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  dass 
,Jedei:  Gläubiger  des  Rneders  oder  Laduneseigenthümers  wegen 
seines  Interesses  >  welches  er  daran  habe,  aass  kein  Bestand toeil 
des  Vermögens  seines  Schuldners  verloren  gehe,  Seeversicherung 
nehmen^^  dürfe;  auf  der  anderen  Seite  sollen  nicht  Retentionsrechte, 
Pfandforderungen  und  Forderungen  von  Schiffsgläubigern  aus- 
schliesslich für  versicherbar  erklärt  werden  (vgl.  Prot.  VII  S.  3132  f. 
Entsch.  des  R.O.H.G.  XIV  S.  183),  sondern,  wie  das  Reichs- 
Ober-Handels-Gericht  (EntscL  XV  S.  115  f.)  richtig  ausfuhrt,  alle 
Forderungen,  zu  deren  Deckung  nach  den  Anschauungen 
desVerKührs  ein  den  Gefahren  der  See  anvertrauter  Gegen- 
stand ausschliesslich  oder  doch  zunächst  bestimmt  ist,  und 
„bei  welchen  eine  persönliche  Haftux^  des  Schuldners  entweder 
gar  nicht  eintritt  oder  doch  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht 
kommt,  weil  der  Gläubiger  seine  Befriedigung  zunächst  aus  der 
8.  g.  foriune  de  mer  des  Schuldners  erwarten  darf,  und  nicht  so 
sehr  mit  Rücksicht  auf  die  Zahlungsfähigkeit  des  Gläubigers  im 
Allgemeinen,  als  auf  die  ihm  durch  den  der  Seegefahr 
anvertrauten  speziellen  Vermögensgegenstand  gewährte  Sicher- 
heit kreditirt  hat."  In  diese  Kategone  von  Forderungen  gehört 
auch  der  durch  Art.  467  Abs.  2  EuG.B.  för  versicherbar  erklärte 
Vorschuss,  den  ein  Mitrheder  oder  der  Korrespondentrheder  (der 
nicht  Mitrheder  ist)  für  einen  Mitrheder  geleistet  hat,  um  die  Aus- 
gaben der  Rhederei  zu  decken.    (Vgl,  Kommentar  Bd.  I  S.  60  f.) 

9.  Die  Versicherunff  auf  imaginären  Gewinn'*')  wird  vom 
Oeietzbucb  selbst  bezeichnet  ids  V  erücberung  des  von  der  An- 
kunft der  Güter  am  Beatimmungsorte  erwarteten  Gewinns.  Voraus- 
setzung fUr  die  Geltendmachung  der  Versicherung  ist  daher,  dass 
die  Güter  den  Bestimmungsort  nicht  erreicht  haben.  Dagegen 
ftUt  unter  die  Versicherung  des  imajrinären  Gewinns  „nicht  eine 
Versicherung  desjenigen  Gewinns,  aer  von  dem  Umstände  er- 
wartet wird,  dass  das  Eintreffen  der  Waare  am  Bestimmungsort 
zu  einer  bestimmten  Zeit  erfolgen  werde.^'     Dem  deutschen  See- 


*)  Das  franxÖaiBche  Becht  yezbietet  diese  Venicherung:  CocU  de  eomm. 
art^347:  Le  eotUrai  d^suratice  eatnvl^  ^'il  apvwr  objet  -^  le  j^rofit  espSri  des 
viarehtmdiset.  Wird  jedoch  Versichenmg  geaomoien  aof  den  Wertii  der  Waaren 
eiüBchliesaUch  imagiaftren  Gewinn,  bo  ist  nieht  die  sanse  VersiokeroAg  nichtig, 
loiidem  die  yer«iehenuig88amm,e  wird  nur  auf  den  Werth  der  Waaren  re- 
dnsitt:  CaujnoiUf  didionnairß  p,  322  n.  239.  In  dem  schon  öfter  ciürten 
AbfindenukgB- Entwurf  wird  die  in  Rede  stehende  Versicherong  zuffekusen; 
s.  ari.  S34  nnd  d47.  oben  S.  180  f.  Note  **).  Eben  00  lässt  das  englische  Recht 
«^eselbe  in:  Benecke-Nolte  I  S.  302  f.  Crwnf^  ihe  priucipl«  of  ihe  iaw  0/ 
marme  iraurancßf  London  18?ö,  sect.  393,  Amould  I  p.  35—31  p.  66^08, 
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asBekuranzreoht  ist  überhaiipt  eine  Venicherung  nieht  bdc&nnt^ 
^yweiche  bezwecken  würde;  aem  Versicherten  den  ihm  dureh  ver- 
spätetes Eintreffen  der  Waare  am  Bestimmungsort  etwa  entgehen- 
den Gewinn  zu  ersetzen/'  Das  H.  6.  B.  kennt  n&mlich  nur  eine 
Versicherung  gegen  die  Gefahren  der  Seeschi£ffidirty  eine  ver- 
spätete Ankunft  aber  kann  nie  mit  Bestimmtheit  auf  Seeunfälle 
zurückgeführt  werden,  da  sich  niemals  wird  nachweisen  lassen, 
dass  ohne  die  wirklich   eingetretenen    Unfälle  der  versicherte  Ge- 

Sen  stand  früher  den  Bestimmungsort  erreicht  haben  würde.  Bei 
er  Versicherung  des  imaginären  Gewinns  übernimmt  daher  der 
Versicherer  stets  ^^nur  die  Gefahr  der  Ankunft  des  Gutes  am  Be- 
stimmungsort, nicht  die  Gefahr  der  Ankunft  des  Gutes  mit  einem 
bestimmten  Schiffe  am  Bestimmungsort^'  (Vgl  £rk.  des  Hamb. 
Handelsger.  vom  28  März  1873  und  des  Oberger.  vom  14.  Juli 
1873  in  Goldschmidt's  Zeitschr.  XIX  S.  234-237.) 

10.  Wie  der  Ladungseigenthümer  den  aus  dem  Verkauf  der  von 
ilim  verschifften  Waaren  erwarteten  Gewinn  versichern  kann,  so 
der  Kommissionär  die  zu  verdienende  Provision  von  den 
ihm  zum  Verkauf  konsignirten  Waaren  *),  der  Superkargo  und  der 
Schiffer  von  der  Ladung,  mit  deren  Verkauf  er  betraut  ist.  In 
gleicher  Weise  kann  versichert  werden  der  Lohn^  der  mit  Rück- 
sicht auf  gewisse  einem  Schiffe  oder  einer  Ladung  zu  leistende 
Dienste  erwartet  wird,  so  die  Courtage**)  (S.  o.  S.  178  Note**). 

11.  Der  Rück  Versicherungsvertrag  ist  ein  Veraiche- 
rungsvertrag  des  Inhalts,  „dass  der  Rückversicherer  die  von  dem 
primären  Versicherer  und  Rückversicherungsnehmer  übernommene 
Gefahr  ganz  oder  theilweise  seinerseits  versichert,  d.  h.  auf  sein 
Vermögen  übernimmt^'  (Entsch.  des  R.O.H.G.  V  S.  166).  Es  tref- 
fen denn  auch  bei  der  Reassekuranz  die  allgemeinen  Voraus- 
setzungen der  Seeversicherung  zu.  Der  Versicherer  hat  bei  dem 
Eintreten  eines  Seeunfalls  die  Versicherungssumme  an  den  Ver- 
sicherten zu  zahlen.  Er  hat  daher  ein  Interesse  daran,  dass  das 
Schiff  resp.  die  Ladung  die  Gefabren  der  Seeschifflfahrt  bestehe. 
Und  dieses  Interesse  kann  er  versichern  ***).    Der  Reassekuradeur 

*)  Bremer  Versicherangs-Bedio^.  von  1875  §  30:  Eben/alU  kann  «me 
8u  venUeneiuie  Kommission  nach  einer  festen  Taxe,  so  wie  cnteh  naek  ge^ 
wissen  Prozenten  vom  Verkat^fs- Ertrage^  versichert  werden,  wobei  es  dann 
nur  der  speziellen  Angabe  der  Güter  ^  worauf  die  Kommission  verdient 
werden  soll,  nicht  aber  der  Angabe  der  Versicherung  dieser  CHUer  bedarf» 
**)  Bremer  Yersicherangs-BediDff.  von  1875  %  SO  Abs.  2:  Eine  wa  tet- 
dienende  Mäkler-Courtage  kann  in  gleicher  Weise  versichert  werden ;  jedoch 
begründet  ein  durch  See-Besch^diguvg  veranlasster  Ausfall  an  der  Courtage^ 
wenn  die  Güter  ihren  BestimmwngsplatK  erreichen^  keinen  Ansprttchjht 
Schadensersat»  an  den  Versicherer,  Gewöhnlicher  Gegenstand  der  Ver- 
sichernnff  ist  dieselbe  freilich  nicht:  Bemerk,  der  Lübecker  Handelskammer 
zu  d.  Entw.  der  Allgem.  Versich.  Bed.  der  norddeutschen  Bee-Versich.-Cre- 
sellschaften,  Lübeck  18<i5,  S.  5. 

***)  Die  ReassekuranE  ist  auch  im  ausserdeutschen  Kecht  regelnAssig  an- 
erkannt, so  im  Code  de  comm,  avi.  Ü42:  Lassurtur  pettt  faire  riaseutmr  paf 
dautres  les  effets,  qu^il  a  assuris, --In  England  war  durch  f  9  Georg  IL  c.  37 
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tritt  nicht  etwa  an  die  Stelle  des  ersten  Versicherers,  und  in  ir- 
gend dne  Beziehung  zu  dem  ersten  Versicherten,  er  hat  vielmehr 
nur  dem  ersten  Versicherer  den  Schaden  zu  ersetzen,  wenn 
diesen  der  Unfall,  gegen  den  die  Versicherune  genommen  war, 
getroffen  hat,  d.  h.  wenn  derselbe  die  Versicnerungssumme  hat 
zahlen  müssen. 

Der  Rückversicherungsvertrag  ist  ein  ganz  selbständiger  Ver- 
trag und  nicht  als  accessorischer  Vertrag  des  ersten  Versicnerungs- 
vertrags  aufzufassen.  Ist  es  daher  auch  im  Zweifel  als  die  Mei- 
nung der  Kontrahenten  anzusehen,  dass  die  eigentlichen  Be- 
dingungen des  ersten  Versicherungsveilrags,  d.  h.  die  allgemeinen 
(abstrakten)  Regeln  über  das  Verhältniss  des  Versicherten  zum 
Versicherer  (z.  B.  Anzeigepflicht,  Unverändertlassen  der  Gefahr^ 
Andienung  des  Schadens)  auch  für  die  Reassekuranz  massgebend 
sein  sollen,  so  ist  nicht  dasselbe  zu  sagen  hinsichtlich  der  den  Ge- 

fenstand  der  Versicherung  und  den  Umfang  des  Risikos  betroffen- 
en besonderen  (konkreten^  Stipulationen.  Diese  bilden  wesent- 
liche Bestandtheile  wie  des  Assekuranzvertrages  überhaupt,  so  auch 
des  Rückversicherungsvertrags,  und  müssen  sich  daher  stets  in 
einem  solchen  vorfinden  (Entsch.  des  O.  A.  G.  zu  Ltib.  vom  17. 
Juni  1867  in  Kierulff's  Samml.  lU  S.  529--581). 

Der  Rückversicherungsnehmer  kann  die  volle  Versicherungs- 
samme  versichern  und  braucht  von  derselben  nicht  etwa  die  ihm  vom 
ersten  Versicherten  zu  zahlende  Prämie  in  Abzug  zu  bringen.  Da  näm- 
lich durch  die  Versicherung  der  ganze  durch  das  Unglück  verursachte, 
aus  da$nnufn  emergens  und  luentin  cessans  bestehende  Verlust  ge- 
deckt werden  darf,  so  kann  der  Rückversicherungsnehmer  dadui  ch 
sich  auch  den  Gewinn  sichern,  den  er  bei  glücklichem  Vertauf  des 
mit  der  Versicherung  in  Verbindung  stehenden  Unternehmens  ge- 
habt haben  würde  (Prot  VII  S.  3052  f.).  Natürlich  kann  der 
Assekuradeur  auch  nur  für  einen  Theil  der  Versicherungstomme 
Rückversicherung  nehmen;  demgemäss  auch,  wie  schon  oben  be- 
merkt, für  die  durch  eine  Havarie  des  SchifiB  oder  der  Ladung 
bereits  verursachten  Kosten  auf  den    Fall,   dass  Schiff  oder  La- 


die  Besflsekuranz  beschränkt  auf  den  Fall  der  Inaolvenz.  des  Bankerutts  und 
des  Todes  des  enten  Yenicherers.  Nor  für  diese  Fälle  durfte  der  Ver- 
sicherer oder  sein  Vertreter  Versicherung  nehmen.  In  allen  anderen  Fällen, 
wurde  die  Beassekuranz  nicht  anerkannt.  Im  neuesten  englischen  Recht  da- 
gegen ist  die  Bäckversicherung  gestattet;  zuerst  durch  27  und  28  Vict  c.  56 
sect  1  und  dann  durch  SO  und  91  Vict.  c.  23  s.  4>  welches  Gesetz  in  s.  3  das 
eben  citirte  Gesetz  aufg^oben  hat  S.  4  lautet:  In  ihia  Act  the  easpretBwn 
9i9ea  innarance^^  mean$  any  instirance  (inoluding  r^'-tnsurancej  mctde  vpon 
any  ghip  or  Pustel  er  upan  the  maehinerp',  iaekle,  or  ßtmiture  of  any  Mkip 
or  oeMeJ  or  upon  any  goods.  merchcmdise^  or  praperty,  of  any  deteripHon 
totoever,  an  board  of  any  akip  or  vesMd^  or  upon  ihe  freight  of  or  any  other 
inttr€9t  whieh  may  he  lau^uUy  insured  in  or  rslaUng  to  any  ehip  or  vetsel^ 
o"^  the  vford  vipolic^*^  means  any  ingtrum&nt  tohereby  a  eoniraet  or  agreetnent 
for  any  «ea  insurano€  ü  made  or  entered  inio.    Vgl.  Amould  I  p,  94  squ. 
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dang  auf  der  weiteren  Reise  vollständig  zu  Grunde  gehen  oder 
eine  solche  Werthsrenninderung  erleiden  würde ;  daes  dadurch 
nicht  einmal  die  Havariekoatsn  gedeckt  werden.  Im  letzten  Falle 
hat  der  Rückversicherer  nur  die  Differenz  zu  zahlen  (Hdse,  jor. 
Abh.  II  S.  607--609). 

Unter  die  Reasaekuranz  wurde  früher  auch  der  Fall  gestellt, 
wo  der  Versicherte  sich  die  Solvenz  seines  Versicherers  von 
einem  Anderen  versichern  lässt  (Heise  und  Cropp;  Jur.  Abh.  II 
S.  600  f.).  Als  Rückversicherung  Kann  man  jedoch  mese  Art  der 
Versicherung,  die  man^  auch  angesehen  von  ausdrücklicher  ge- 
setzlicher Anerkennung,  für  zulässig  halten  muss,*)  nicht  bezrich- 
nen.  Auch  gehört  dieselbe  überhaupt  nicht  in  die  Seeversicherung ; 
denn  die  Voraussetzung  fUr  die  Zahlungspflicht  des  Insolvenz- Ver- 
sicherers ist  nicht  eine  Gefahr  der  Seescnifffahrt,  sondern  die  In- 
solvenz des  Seeunfalls  «Versicherers  zu  der  Zeit;  wo  er  eine  Ent- 
schädigung fUr  einen  Seeunfall  zu  leisten  haben  würde. 

12.  Die  Fra^y  ob  die  Versicherungskosten  (Prämie, 
Provision  des  die  Assekuranz  besorgenden  Kommissionärs;  Mäkler- 

febühr;  Stempelabgaben)  Gegenstand  der  Versicherung  sein  können, 
at  das  H. G.B.  nicht  prinzipiell  entschieden.**)  Dieselbe  wurde 
auf  der  Hamburger  Konferenz  zunächst  mit  Rücksicht  auf  die 
Reassekuranz  erörtert,  ohne  erledigt  zu  werden  (Prot.  VU  S.3052 
—  3054).  Später  wurde  Seitens  des  Referenten  die  Aufnahme  fol- 
gender Bestimmung  in  Vorschlag  gebracht |^(Prot.  a.  a.  0.  S.Slll): 

Die  Versicherung  der  Versicherungskosten  ist  zulässig^  wenn  bei 
dem  Äbschluss  des  Vertrags  nicht  ersichtlich  ist,  dass  durch  Er- 
stattung derselben  im  Fall  eines  Schadens  der  Versicherte  mehr  er- 
halten  würde ,  als  er,  auch  bei  BerücJcsichtigung' der  VortheUe  des 
Unternehmens,  gewinnij  wenn  kein  Unfall  eintritt. 

Bei  der  Debattirung  dieses  Vorschlags  gingen  nun  die  An- 
sichten der  Konferenz  -Mitglieder  vollständig  auseinander.  Die 
einen,  welche  sich  auf  die  Anschauungen  und  Bedürfnisse  des  Ver- 
kehrs stützten,  vertheidigten  die  Versicherbarkeit  der  Assekuranz- 
kosten eben  so  unbedingt;  als  die  anderen,  von  dem  Wesen  des 
Versicherungsvertrages  ausgehend;  dieselbe  in  Abrede  stellten« 
Schliesslich  wurde  der  Vorschlag  abgelehnt  und  beschlossen;  von 
Aufnahme  einer  prinzipiellen  Bestimmung  über  die  Assekuranz- 
kosten Umgang  zu  nenmeU;  und;  abgesehen  von  einzelnen  Ver- 


*)  AuBdriioklich  für  zulässig  erklärt  unter  anderen  diese  Art  der  Ver- 
sichenmg  die  ordonnance  de  la  marine  JII.  6,  ort  20:  11  sera  loitMe  ^ 
aax  aaaurU,  de  faire  (usürer  —  la  solvabüiti  des  auHrewrs;  (der  Code  tie 
commerce  enthält  einen  solchen  Säte  nicht,  sondembestimmt  nur  im  arC  ^4'/: 
ei  Vaeeurevr  iombe  en  faiUite  loreque  le  rieque  n*eet  pae  encore  fini^  Vaesur^ 
petU  demander  cauiion  ou  la  rieüialion  du  eonirat.  — J  und  das  Prenss^ 
A.L.R  I  2011  II,  8:  Ee  iH  auch  erlaubt,  über  die  Zahlungefähigkeü  eeinee 
Vereieherere  Versicherung  »u  nehmen. 

**)  Der  Code  de  comm,  hat  eine  derartige  Bestimmung  im  art.  S42:  — 
L^assuri  peui  faire  assurer  le  coüt  de  Vassurance, 
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siclieruiig3objekten ,  ^^die  Frage,  unter  welchen  Voraussetsungen 
diese  Kosten  güll^  versichert  werden  kcrnnten^  der  Beurtheilang 
nach  allgeneinen  Eeohtsgrunds&tsen  anheimgegeben^^  (Prot.  S«  3105 
~3111> 

Die  VersicherungBobjekte ,  bei  denen  die  Hamburger  Eom* 
mission  sich  für  die .  V  ersicberbarkeit  der  AssekuranzkoBteu  ausge- 
sprochen und  das  H.  G.  B.  diese  statuirt  hat,  und  das  Schiff 
(Art  8Ö0),  die  Fracht  (Art.  801)  und  die  Ladung  (Art  803).  In 
allen  anderen  Fällen  ist  bei  der  Beantwortung  der  Fra^e  von  dem 
oben  angegebenen  Grundsatsse  auszugehen:  Die  Absicht  der  Eon- 
trahentai  darf  bei  Eingehung  der  Versicherung  niemials  darauf 
gerichtet  sein,  dass  durch  dieselbe  der  Versicherte  nach  einge* 
treten^m  Unglück  besser  gestellt  werde,  als  wenn  dasselbe  nicht 
eingetreten  wäre.  Daraus  aber  folgt  die  absolute  Unversioherbar- 
keit  der  von  dem  Versicherungsnehmer  zu  zahlenden  Prämie.  Denn 
die  Assekuranzkosten  gehen  auf  jeden  Fall  bei  der  glücklichen 
Ankunft  des  versicherten  Gegenstandes  verloren,  während  beim 
Eintreten  des  Unfalls  dem  Versicherten  auch  die  versicherten 
Assekuranzkosten  zu  erstatten  sind.  Wenn  das  positive  Kecht 
trotzdem  die  Versicherung  dieser  Kosten  in  gewissen  Fällen 
zulässt,  so  hat  dies,  wie  von  einer  Seite  auf  der  Hamburger 
Konferenz  richtig  ausführt  wurde,  ,,eigentlich  nur  den  Sinn,  dass 
unter  dem  falscnen  Namen  der  Versicherungsprämie  ein  anderes 
legales  Interesse  versichert  werden^*  soll,  das  ;,noch  nicht'  ander- 
weitig gedeckt"  ist  (Prot.  VII  S.  3106).  Nach  dem  H.G.B.  kön- 
nen,  wie  bemerkt,  die  Assekuranzkosten  versichert  werden  bei 
dem  Schiff,  der  Fracht  und  der  Ladung.  In  Wahrheit  aber  ge- 
hören bei  den  beiden  ersteren  Gegenständen  die  Versicherungs- 
kosten zu  den  Unkosten  der  Seeschifffahrt,  fallen  daher  in  dieselue 
Kategorie  wie  die  eigentlichen  Ausrüstungskosten.  Sie  können 
daher  entweder  zu  den  Fonds  fferechnet  werden,  mit  denen  das 
Rhederei-Gewerbe  betrieben  wird,  und  dürfen  demgemäss  mit  dem 
Schiffe  versichert  werden,  oder  sie  können  zu  den  Unkosten  der  ein- 
zelnen Frachtreise  geschlagen  werden,  für  welche  der  Rheder  in  der 
Bruttofracht  Ersatz  erhält,  und  dürfen  daher  in  die  Vei'sicherung 
dieser  mit  einbegriffen  werden.  Eben  so  gehören  bei  der  Ladung 
die  Assekuranzkosten  zu  den  Unkosten,  welche  der  Ladungseigen- 
thümer  hat,  und  für  welche  er  in  dem  Verkaufserlöse  auf  Wieder- 
erstattung hoflft;  sie  erhöhen  den  Selbstkostenpreis  der  Waaren 
und  können  daher  mit  diesen  zugleich  versichert  werden.  In  Folge 
dieser  Auffiassung  dürfen  bei  der  Versicherung  des  imaginären  Ge- 
winns nicht  nur  diesem  die  hierfür  aufzuwendenden  Versicherungs- 
kosten nicht  zugeschlagen  werden,  sondern  es  müssen  von  dem 
gehofffcen  Gewinn  mit  den  übrigen  Unkosten,  die  der  Ladungs- 
eigenthümer  gehabt  hat,  auch  die  für  die  Versicherung  der  Waar 
ren  zu  entrichtenden  Kosten  in  Abzug  gebracht  werden.  (So  auch 
Heise,  jur.  Abh.  II   S.   587  f)    Freilich  wird   dieser   Grundsatz 
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xücht  recht  zur  Anwendung  zu  bringen  sein,  da  sich  der  imaginäre 
Gewinn  einer  objektiven  Schätzung  entzieht. 

Bei  der  Versicherung  von  Provisionen  und  Bodmerrigeldem 
^Allg.  Seeversich.  Bed.  §  26.  Bremer  Seeversich.  Bed.  von  1875 
§  50  Abs.  6)  und  bei  der  Reassekuranz  können  die  Veraicherangs- 
kosten  nicht  mitversichert  werden.  Nur  in  dem  Falle  dürfte  bä 
der  Rückversicherung  eine  Ausnahme  zu  machen  sein,  dass  der 
Versicherer  durch  die  Rückversicherung  sich  blos  geeen  die  Zah- 
lung der  Havariekosten  ausser  der  ZsSdung  der  vollen  Versiehe* 
rungssumme  sicher  stellen  wollte.  Alsdann  nämlich  vergröasem 
die  Versicherungskosten  lediglich  die  dem  Versicherer  zur  Last 
fallenden  Havariekosten  und  können  daher  mit  diesen  zu- 
sammen versichert  werden.  Zu  diesen  Resultaten  gelangte  bereits 
Heise  (in  seiner  jur.  Abh.  II  S.  579—609). 

Da^  wo  die  Versicherung  der  Assekuranzkosten  zulässig  ist, 
dürfen  sämmtliche  hierdurch  veranlasste  Unkosten  mitversichert 
werden,  also  selbstverständlich  auch  die  Mehrkosten,  welche  das 
Versichern  der  Versicherungskosten  verursacht  (Heise,  jur.  Abh.  U 
S.  583). 

13.  Der  letzte  Absatz  zei^t  an,  dass  es  Air  die  Geltend- 
machung der  Ansprüche  des  Versicherten  .aus  dem  Vertrage 
wesentlich  ist,  dass  das  Interesse,  dessen  Versiche- 
rung beabsichtigt,  dem  Assekuradeur  namhaft  ge- 
macht werde.  Hierbei  ist  zu  beachten,  dass  wenn  eine  bestimmte 
Sache  „ohne  nähere  Bezeichnung  des  an  dieselbe  sich  knüpfenden 
Interesses*'  versichert  wird,  „das  Eigenthumsinteresse'^  oder  ein 
solches  Interesse,  bei  welchem  der  Betheiligte  „die  Gefahr  der 
versicherten  Sache^'  eben  so  trägt,  wie  „der  Eigenthümer  als  ver- 
sichert gilt.'^  Ist  daher  ein  Gegenstand  versichert,  das  Interesse 
des  Versicherten  an  demselben  aber  nicht  genannt,  so  ist  der  Asse- 
kuranzvertrag nicht  etwa  nichtig,  vielmehr  wird  dies  als  Versiche- 
rung des  Eigenthumsinteresses  aufgefasst.  Der  Assekuradeur  hat 
daher  ein  Recht  auf  die  Prämie,  der  Versicherte  kann  aber,  wenn 
er  das  Eigenthum,  oder  ein  diesem  gleichstehendes  Interesse  nicht 
hat,  keinen  Anspruch  aus  dem  Versicherungsverträge  wegen 
Mangels  eines  Interesses  erheben,  weil  das  versicherte  Interesse 
ihm  nicht  zusteht,  und  das  ihm  zustehende  Interesse  nicht  ver- 
sichert ist  (Prot  VIII  S.  4232  f ;  vgl.  Entsch.  des  R.O.H.G,  XIV 
S.  138).  Ganz  klar  drücken  dies  die  Allgemeinen  Seeversiche- 
rungb-Bedin^ungen  von  1867  aus;  sie  fügen  nämlich  Tim  §  2)  dem 
Schlusssatz  des  Art.  783,  den  sie  auch  wörtlich  enthalten,  noch 
folgende  Worte  hinzu: 

und  mu88  deshalb  der  Versicherungsnehmer  dafSur  Sorge  tragen,  dass 
das  Interesse^  welches  versichert  tverden  soU  (der  Gegenstand  der 
Versicherung),  in  denh  Versicherungsverträge  richtig  begeiehnet  werde. 
Eine  Versicherung,  bei  welcher  der  Gegenstand  derselben  unritMg 
bezeichnet  worden,  ist  für  den  Versicherer  unverbindlich. 
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Art  784. 

Die  Heuerforderung  des  Schiffers  und  der  Schiffsmannschaft 
härm  nicht  versichert  werden, 

1.  Als  Grund  dieses  Verbots,  welches  sich  hinsichtlich 
der  Schiffsmannschaft  in  sämmtlichen  Rechten  ohne  Ausnahme,  in 
Betreff  des-  Schiffers  in  allen  Rechten  mit  Ausnahme  des  englischen 
und  des  amerikanischen^  findet*),  wurde  auf  der  Hamburger  Kon- 
ferenz angegeben,  es  solle  Schiffer  und  Mannschaft  „durch  die 
Unmöglichkeit  der  Versicherung  ihrer  mit  dem  Untergange  des 
Schiffs  und  der  Ladung  ofhnals  gänzlich  verloren  gehenden  Heuer'' 
dazu  veranlasst  werden,  ,, in  Fällen  der  Gefahr  ihre  Schuldigkeit 
«u  thun"  (Prot.  VH  S.  3005).  Hierbei  war  freilich  (gemäss 
Art.  453  H.G.B.)  vorausgesetzt,  dass  beim  Verlorengehen  des 
Schiffs  der  Rheder  für  die  Forderungen  der  Schiffisbesatzung  aus 
der  nicht  vollendeten  Reise  (lesp.  dem  nicht  vollendeten  Reise- 
Abschnitt)  nicht  persönlich  haftet.  Bei  dem  heutzutage  gel* 
tenden  Recht  der  oeemanns- Ordnung,  welches  auch  fUr  derartige 
Forderungen  der  Sohiffisbesatzang  eine  persönliche  Haftung  des 
Kheders  statuirt,  könnte  bereits  nach  dem  obersten  Prinzip  des 
Seeversicherungsrechts  (Art.  782  H.  G.  B.)  die  Heuerforderung 
überhaupt  nicht  Gegenstand  der  Versicherung  sein,  sondern  nur 
die  entgehende  Heuer  für  den  Fall,  dass  in  Folge  des  Verlustes 
des  Schiffs  Seitens  des  Rheders  der  Heuerkontrakt  aufgelöst  wird. 
Auf  diese  findet  aber  selbstverständlich  die  Bestimmung  des  Ar- 
tikels gleichfalls  Anwendung. 

2.  Das  Gesetz  verbietet  nur  die  Versicherung  der  Heuer- 
Forderungen  des  Schiffers  und  der  Mannschaft,  daher  ist  die 
Versicherung  der  Heuer  durch  den  Rheder  statthaft  (Art.  800). 

8.  Nur  die  Versicherung  der  Forderungen  des  Schiffers 
und  der  Mannschaft  ist  nicht  gestattet,  wohl  aber  die  der 
Gagen  der  übrigen  auf  dem  Schiffe  angestellten  Personen  (Prot. 
VII  S.  8005). 

4.  Weiter  spricht  das  Gesetz  nur  von  der  Heuer.  Das 
Verbot  findet  keine  Anwendung  auf  den  „an  Stelle  der  Heuer 
tretenden  Antheil  an  der  Fracht  und  am  Gewinn/'  z.  B.  Eapla- 
ken**),  Gewinn-Antheile  der  Wallfischfahrer***).    Eüerbei  ist  näm- 

*)  Amould  I  p.  40—42,  Vgl.  Benecke-Nolte  I  8.  313  f.  Der  Code  de 
commerce  bestimmt  ganz  allgemein  {ort,  347):  Le  contrat  d'aseu/ranee  est 
nul  s'il  ctpour  objet  —  les  loyere  des  gens  de  mer  — .  Bei  einer  Reise  ans 
und  zn  o&ub  ist  jedoch  entschieden  worden ,  dass  die  Personen  der  Schiffs- 
besatzung versichern  lassen  dürften  les  sommes  gut  leur  itaierU  dues  pour 
Valier:  Uoujet  et  Merger  dictionnaire  I  p,  469  squ.  n,  öl.  Der  Entwurf, 
betreffend  die  Abänderung  des  Code  de  Commerce  L,  II  lässt  die  Yer- 
Sicherung  der  loyers  des  gens  de  mer  zu :  art,  334,  art,  347,  S.  o.  S.  180  f.  Note*^. 
**)  Ä.  M.'  Brandt,  Seeversicherung  S.  9.  Im  holländischen  Becht  ist 
allerdings  auch  die  Versicherung  von  Kaplaken  verboten:  Wetbook  van  Koop- 
handel  art,  599. 

***)  So  auch  für  das  englische  Recht  Amould  I  p.  8  t.  Dagegen  ist  in 
Frankreich  im  entgegengesetzten  Sinne  entschieden  worden;  s.  Goujet  et 
Merger f  dictionnaire  I  p,  470  n.  32. 
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lieh  die  rechtliche  Stellung  des  Schiffers  und  der  Mannachafl 
keineswegs  die  gleiche;  wie  fa^i  einer  Heuca^forderun^.  Dieselben  er- 
scheinen vielmehr  in  dieser  Beeiehung  als  -Bfitspmulanten,  d^en 
so  viel  .,an  dem  Gelingen  der  Unternehmung''  liegt ^  dass  es  nicbt 
erst  noch  ^eines  besonderen  Mittels''  bedarf^  ^um  sie  zur  strengsten 
Pflichterfüllung  anzueifem"  (Prot  VII  S.  3006—8008). 

5.  Selbstverständlich  steht  auch  das  in  Rede  stehende  Verbot 
nicht  der  Versicherung  der  an  Bord  befindlichen  Effekten  des 
Schiffers  und  der  Mannschaft  durch  diese  im  Wege  (vgl 
£rk.  des  Hamb.  Handelsger.  vom  24.  Oktober  1863  bei  I^rmann 
und  Hirsch)  Sammlung  S.  902).  Eben  so  wenig  der  Versioheruog 
von  Gütern,  welche  dieselben  mit  sich  fuhren*)  (vgl.  AUg.  Seever- 
sicherungs-Bed.  §  53). 

6.  Der  Preussische  Entwurf  (Art.  604J  erklärte  ausser  der 
betrachteten  Versicherung  noch  für  nichtig  aie  Versicherung: 
über  Waaren  und  Güter,  welche  ßr  feinaliche  Magdeine^  Armeen 
und  Feetungen  bestimmt  sind, 

und  der  von  dem  Referenten  der  Konferenz  herrührende  Entwurf 
des   betreffenden    Abschnitts    des   Seeversicherungsrechts  enthielt 
(§  4  Prot.  VII  S.  2986)  in  allgemeiner  Fassung  den  Satz: 
die  Versicherung  ist  unstatthaft: 

1,  gegen  die   Gefahren   einer  verbotenen   Handlung    des   Ver- 
sicherten, — 

Es  wurde  jedoch  die  Streichung  dieses  Satzes  besohlosseD^ 
weil  das  Prinzip,  dass  ^man  sich  in  keinem  Vertrage  verpflichten 
dürfe,  einem  Anderen  aie  Foleen  einer  von  ihm  noch  auszu- 
fiihi'enden  verbotenen  Handlung  abzunehmen^',  in  allen  CS- 
vilgesetzgebungen  anerkannt  sei,  für  eine  blosse  Wiederholung 
dieses  Prinzips  aber  kein  Bedürfhiss  vorhanden  und  die  grössten 
Schwierigkeiten,  wie  z.  B.  die  Frage .  ^,nach  welchen  Gesetzen  zu 
beurtheilen  sei,  ob  die  Handlung,  auf  welche  sich  die  Versichenug 
beziehe,  erlaubt  oder  verboten  sei,''  durch  den  in  Rede  stehenden 
allgemeinen  Satz  nicht  gelöst  würden  (Prot.  VII  S.  3001—3005). 

Art.  785. 

Der  Versicherungsnehmer  kann  entweder  sein  eigenes  Interesse 
(Versicherung  für  eigene  Rechnung)  oder  das  Interesse  eines  Dritten 
(Versicherung  für  fr&nde  Rechnung)  und  in  dem  letzteren  Falle  wä 
oder  ohne  Beeeichmmg  der  Person  des  Versicherten  unter  Versiche- 
rung bringen. 


<)  So  auch  nach  englischem  Recht :  Amotdd  I  p.  81.  In  gleicher  Weise 
können  die  Personen  der  Schiffsbesatzung  nach  französischem  Becht  Ter- 
sichern  lassen  les  objets  achetis  au  moyen  des  avancet  ou  ä-^ompte  refusp^ 
eux :  Goujet  et  Merger  dictionnaire  I  p,  649  n,  ÖO,  Caumonf^  dictionnaife 
p.  321  n.  234. 
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E8  imm  im  Verttage  aud^  imbe^inwit  gelassm  teerdm,  ob  die 
VerHAenmg  für  eigene  oder  ßr  fremde  Rechnung  genommen  wird 
(für  Bechmmg  „irm  e9  cmgehif%  jErgiebt  sidi  'bei  einer  Versichemng 
für  Reebmmgj  ^^wen  es  a»^gel^\  dtms  dieselbe  für  fremde  Beehmmg 
genommen  ist,  so  kommen  die  Vorschriften  iiber  die  Versicherung 
für  fremde  Bedmmhg  Bur  Amcendimg. 

Die  Versiehenmg  gilt  als  für  eigene  Bechmmg  des  Versicherungs- 
nehmers  geschlossen ,  wenn  der  Vertrag  nickt  ergiebig  dass  sie  /Ür 
fremde  Rechnung  oder  für  Bechmmg  y^tven  es  angeht-^  genommen  ist 

1.  Das  H.  G.  B.  gestattet  sowohl  die  Versieherung  des  eigenen 
wie  eines  fremden  Interesses.  Im  letzteren  Falle  kommen  beim 
VerBicherungsvertra^e  drei  Personen  in  Betracht:  der  Versiche- 
rungsnehmer, der  Versicherer  und  der  Versicherte*).  Die  beiden 
ersteren  sind  die  Kontrahenten  des  Versicherungsvertrags.  Der 
letzte  ist  die  Person^  deren  Interesse  versichert  wird. 

2.  Es  sind  Fälle  denkbar^  in  denen  dem  Versicherungsnehmer 
selbst  noch  nicht  bekannt  ist,  ob  er  oder  ein  Dritter  zuletzt  als 
der  ., eigentliche  Betheiligte^  erscheinen  wird.  Es  sind  aber  auch  solche 
den&bar;  in  denen  der  Versicherungsnehmer  zwar  den  ^^eigentlichen 
Interessenteil^  kennt;  aber  doch  dabei  ^^interessirt^  ist,  ^^denselben 
nicht  nennen  oder  überhaupt  angeben  zu  müssen;  dass  er  für  fremde 
Rechnung  kontrahire,  weil  er  vielleicht  seine  Geschäftsverbindungen 
nicht  aufzudecken  wünscht"  (Prot  VII  S.  2996).  Demgemäss 
verpflichtet  das  Seeversicherungsrecht  und  so  auch  d a s  H. G. B 
den  Versicherungsnehmer  nicht;  den  Versicherten 
namhaft  zu  machen,  ja  nicht  einmal  beim  Nehmen  der  Ver- 
sicherung eine  Erklärung  darüber  abzugeben;  ob  er  für  eigene  oder 
iremde  Bechmmg  die  Versiehenmg  nehme.'^*)    Damit  ist  aber  nicht 


*)  Dem  früheren  Hecht  ist  dieser  Sprachgehrauch  fremd.  Vielmehr 
werdea  auch  hei  der  VerBichenmg  für  fremde  Rechnung  nur  zwei  Personen 
xtnterschiedeny  der  Versicherer  und  der  Versicherte,  unter  letzterem  aher 
auch  der  Versichenmgsnehmer  mit  begriffen.  VgL  den  reTid.  allg.  Plan 
Hambor^cher  Seeversicherungen  §  Id  Abs.  2 :  'UrUer  dem  Venncherten 
wird  heim  Abschluss  der  Versicherung  verstanden:  der^  ßir  dessen  Rechnung 
die  Versicherung  geschlossen  wird,  der,  welcher  den  Auftrag  ertheilt^  der, 
welcher  ihn  ausfuhrt ,  so  wie  jede  Zwischenperson,  durch  deren  Mütheüung 
der  Auftrag  direct  oder  indirect  hierher  gelangt^  welche  Personen  daher  hin- 
sichtlich des  Abschlusses  der  Versicherung  cds  collectiv  verpflichtet  eu  er- 
nchien  sind» 

•*)  Für  England  verordnete  28  Georg  III  c.  56  (1787),  dass  jede  Polize 
enthalten  müsse  the  name  or  names,  orthe  usual  style  and  firm  of  dealing 
of  one  or  nwre  qf  the  persons  interested;  or  of  ihe  consignor  or  consignee  of 
the  property  to  be  insured;  or  of  the  persons  resident  in  Great  Joritain, 
mho  shaU  receive  the  order  for  and  effect  the  policy;  or  of  the  persons  who 
shall  give  to  the  agent  immediately  employed  to  effect  it»  Dorch  die  sehr  freie 
Interpretation  der  Gerichtshöfe  ist  man  dazu  gekommen,  in  dieser  Bestimmang 
Georgs  I£L  nur  ein  Verbot  einer  Blanko-Polize  zn  sehen,  nnd  es  wird  danach 
hentzatage  för  wesentlich  nnr  ^halten,  dass  in  der  Polize  der  Versicherungs- 
nehmer genannt  wird,  indem  dieselbe  durchweg  die  Klausel  enthält:  as  well 
in  their  (der  Versicherungsnehmer)  oum  names  as  for  and  in  the  name  and 
names  of  aU  and  every  other  person  or  persons ,  to  whom  the  same  dolh 
appertain   in  part  or   in   alL     Denn  so  kann  die  Versicherung  ein  Jeder 
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gesagt,  dasB  es  nach  dem  H.Q.B.  nicht  zur  Gültigkeit  eines  Versiche- 
rungsvertrags gehöre,  dass  das  Interesse  einer  bestimmten  Person  ver- 
sichert werde.  Vielmehr  muss  stets  bereits  beim  Abschlüsse  des 
Versicherungsvertrags  ein  ^^individuell  bestimmter'',  wennschon  nicht 
nothwendiger  Weise  dem  Versicherungsnehmer  dem  Namen  nach  be- 
kannter Versicherter  vorhanden  sein.  Dies  ersieht  sich  mitNoth  w^adig- 
keit  daraus,  dass  nach  Art.  887  bei  einer  Versicherung  filr  fremde 
Rechnung  der  Versicherte  zum  Zweck  der  Geltendmachung  seiner 
EntschäcUgungsforderung  nachzuweisen  hat,  dass  er  dem  Versiche- 
rungsnehmer den  Auftrag  zum  Abschluss  des  Vertrags  ertheilt 
hat,  oder,  wenn  dies  nicht  der  Fall  gewesen  ist,  die  Umstände  dar- 
zuthun  hat,  aus  denen  hervorgeht,  dass  die  Versicherung  in  seinein 
Interesse  genommen  ist.  Der  Versicherungsnehmer  kann  daher 
die  Versicherung  nur  nehmen  entweder  fUr  eigene  Rechnung  oder 
fUr  Rechnung  seines  Auftraggebers ,  oder  ohne  Auftrag  für  eine 
bestimmte  Person.  Damit  ist  ausgeschlossen  die  „Versicherung  des 
0-  S*  objektiven  Interesses,  d.  h.  zu  Gunsten  dessen,  welchem  zur 
Zeit  des  Unfalls  dieses  Interesse  etwa  zustehen  könnte/'  Es  wurde 
zwar  auf  der  Hamburger  Konferenz  der  Antrag  gestellt»  die  Ver- 
sicherbarkeit  eines  solchen  zuzulassen,  allein  dieser  Antrag  wurde 
abgelehnt  (Prot.  VII  S.  3657—3663).  Der  Grundsatz  selbst  ist 
von  ^osser  Wichtigkeit,  indem,  abgesehen  von  der  Modifikation 
des  Art.  904,  nur  dann  eine  Versicherung  gültig  und  wirksam  ist, 
wenn  dem  bestimmten  Versicherten  das  versicherte  Interesse  zur 
Zeit  der  Versicherungsnahme,  wie  des  Unfalls  zugestanden  hat 
(Vgl.  Entsch.  des  R.O.H.a  XIV  S.  129.) 

3.  Nicht  als  eine  Versicherung  für  fremde  Rechnung 
ist dieVersicherang anzusehen, welche  der  Korrespondent- 
r heder  innerhalb  seiner  gesetzlichen  Befugnisse  für  dieRhe- 
derei  genommen  hat  Denn  eine  solche  Versicherung  gilt  in 
demselben  Masse  als  von  der  Rhederei  genommen,  wie  die  von 
einem  Einzelrheder  im  eigenen  Interesse  eingegangene.  Hierzu  ist 
es  auch  nicht  erforderlich,  dass  der  Eorrespondentrheder  aus- 
drücklich als  solcher  und  fiir  die  Rhederei  die  Versicherung  ge- 
nommen hat,  vielmehr  genügt  es  (nach  Art.  52  Abs.  2).  wenn  oie 
Umstände  ergeben,  dass  nach  dem  Willen  der  Kontrahenten  eine 
derartige  Versicherung  eingegangen  werden  sollte.  Das  Reichs- 
Ober- Handels-Gericht  kommt  in  einem  Erkenntniss  vom  24.  Oktober 
1874  (Entsch.  XV  S.  119—122)  zu  demselben  Resultat,  wennschon 
es,  um  dazu  zu  gelangen,  den  Art.  787  herbeiziehen  zu  müssen 
geglaubt  hat.  Es  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  es  die  Rhederei 
nicht  als  juristische  Person  auHasst. 


geltend  machen,  der  zur  Zeit  des  Unfalls  ein  Interesse  an  den  yersieherten 
Gegenstände  gehabt  hat  (Arnould  I  p,  $7 — fOO.  Orump  the  principUs  sect. 
378  aqu.)  Dagegen  schreibt  der  Code  de  commerce  vor  (art.  332) :  Le  eon- 
trat  d  aa^urance  —  exprime  le  nom  et  le  domicile  de  celtU^  qui  fait  auurer^ 
sa  qualitS  de  propriitaire  ou  de  commiesionaire. 
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Die  Versichenmg  für  fremde  Bechnung  ist  fiir  den  Versicherer 
nur  dann^verbindUch ,  wenm  er^eder  der  Versicherungsnehmer  aur 
m^gehung  dersdben  v(m  dem  Versicherten  heoMfiragt  woTy  oder  ujenn 
der  Mcmgel  eines  solchen  Auftrags  von  dem  Versicherungsnehmer 
hei  dem  Abschluss  des  Vertrags  dem  Versicherer  angezeigt  wird. 

Ist  die  Anzeige  unterlassen  ^  so  kann  der  Mangel  des  Auftrags 
dadurch  nicht  ersetzt  werden,  dass  der  Versicherte  die  Versicherung 
nachiräglich  genehmigt 

Ist  die  Anzeige  erfolgt^  so  ist  die  Verbindlichkeit  der  Ver-- 
Sicherung  für  den  Versicherer  von  der  nachträglichen  Genehmigung 
des  Versicherten  nicht  abhängig. 

Der  Versicherer  j  für  welchen  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Artikels  der  Versicherungsvertrag  unverbindlidi  ist,  hat,  selbst  wenn 
er  die  UnverbindUchkeit  des  Vertrags  geltend  macht,  gleichwohl  auf 
die  voUe  Prämie  Anspruch. 

1.  Der  Preussische  Entwurf  enAielt  im  Art  675  folgende 
Bestimmang: 

Ist  die  Versicherung  nicht  von  dem  Versicherten  selbst  genomr 
fnen  worden,  so  muss  auf  Verlangen  des  Versicherers  auch  der  Auf- 
trag desselben  an  den  Versicherungsnehmer  oder  die  rechtzeitige  Qe- 
nehmigtmg  der  Versicherung  nachgewiesen  werden. 

Auf  der  Hamburger  Konferenz  wurde  nun  in  erster  Lesung 
zunächst  der  Satz  zum  Beschlüsse  erhoben  (Prot.  Vit  S.  2991): 

Wird  die  Versicherung  ohne  Auffrag  des  Beiheüigten  genommen, 
80  ist  die  Oenehmigung  des  letzteren  erforderlich. 

Dagegen  wurde  die  wiederholt  beantragte  Aufnahme  der  Be- 
stimmung,  dasS;  wenn  die  Versicherung  flir  dritte  Rechnung  ohne 
Auftrag  des  Betheiligten  genommen  wurde,  dieser  Umstand  beim 
Abschluss  des  Vertrags  angezeigt  werden  müsse,  widrigenfalls  der 
Vertrag  nichtig  sein  solle  (Prot.  VII  S.  2980.  S.  3124),  abgelehnt 
(S.  2998  f.  3126—3130)  und  schliesslich  nach  eingehenden  Debartten 
über  die  Voraussetzungen  der  rechtlichen  Wirkung  der  Genehmigung 
(Prot.  VII  S.  2999  f.  S.  3126—3130)  folgende  Bestimmung  in  erster 
Lesung  endgültig  festgesetzt  (Art.  679): 

Eine  Versicherung  für  fremde  Bechmmg,   welche  ohne  Auflag 
des  Versicherten  genommen  ist,  bedarf  der  Gmehmigung  des  letzteren. 
Die  Oenehmigung  ist  ohne  rechtliche  Wirkung: 
1.    insoweit  der   Versicherte  selbst  oder  durch  einen  Beauftragten 
vor  der  Genehmigung  dasselbe  Interesse  auf  dieselbe  Zeit  und 
gegen  dieselbe  Gefahr  hat  versichern  lassen; 
J3.    wenn  die  Genehmigung  erfolgt,  nachdem  der  Versicherte  be- 
reits von  dem  Eintritt  eines  Schadens  Kenntniss  erlangt  hat, 
es  sei  denn  vereinbart,  dass  die  Genehmigung  auch  später  noch 
stattfinden  könne.    Diese  Vereinbarung  wird  insbesondere  als 
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f>arhanden  angenommen ,  wenn .  bei  dem  Aischlmße  Jeß  Ver- 

trags  erMört  tst,  dass  derselbe  eingegangen  werden  obsckcm  der 

Versicherungstuimer  ohne  Asiftra^  sei,  od^er  toenn.  die  EXousd: 

t^mit  »der  ohne  Auftrag"  oder  eine  gleiöhbedeiäende  Klamd 

gebraucht  ist,  .  /  •  .    ; «     ■ 

JW  der  Vertrag  nicht  unter  dem  besonderen  VorbehdU  der  Ein- 

wiOigung  des    Versicherten  (^geschlossen  worden,    so  gebührt  dem 

Versicherer  in  jedem  FaU  die  votle  IS^ämie,  jedoch  unbeschadet  der 

Bestimmungen  der  Art.  778  und  779. 

Iq  zweiter  Le^uiig  kam  man  auf  den  verworfenen  Antrag  zu- 
rüek.  Ea  wurde  geltend  gemacht:  ^,der  gemeinrechtliche  Satz,  dass 
die  Genehmigung  dem  Auftrage  gleich  stehe,  dürfe  im  Vorhältniss 
des  Versicherungsnehmers  zum  Versicherer  keine  Anwendung  iSnden, 
wenn*  nicht  dem  Betrug  ein  weiter  Spielraiun  geoffiiet  werden 
soUe/^  .Der  Versicherungsnehmer  müsse  alles  anzei^n.  ^was  auf 
den  Abschluss  des  Vertrags  von  Einfluss  und  ihm  bekannt  sei/' 
Man  dürfe  daher  ,den  Versicherer,  welchem  die  Möglichkeit  gewährt 
werden  müsse,  sich  zu  entscheiden,  ,,ob  er  das  bei  Versicherungen 
ohne  Auftrag  erforderliche  höhere  Vertrauan  dem  Nehmer  schenken 
wolle",  wegen  „Verletzung  der  Anzeigepdicht  aus  dem  Vertrage 
nicht  haftex^^'  lasßen.  ,^wenn  ihn)  beim  Vertragsabschlüsse  der  Hangel 
eines  Auftrags  nicht  ange;9eigt  worden'^  sqi.  Demgemäss  wujäe 
denn  auch  oeschlossen,  „dass  eine  Versicherung,  welche  ohne 
Auftrag  des  Versicherten  für  fremde  Becbnung  genommen  worden, 
für  den  Versicherer  nicht  verbindlich  ist,  wenn  der  Umstand,  dass 
ein  Auftrag  nicht  vorliegt,  dem  Versicherer  beim  Abschluss  des 
Vertrags  nicht  angezeigt  worden  ist  (Prot  VIII  S.  4237—4240). 

2.  Der  Auftrage  kann  dem  Versicherungsnehmer  Seitens 
des  Versicherten  ausarücklich  oder  durah  konkludente 
Hajidlungen  ertheilt  werden.'^)  Letzteres  kommt  nament- 
lich bei  Gütern  vor,  z^  B.  bei  solchen,  welche  dem  Versicherungs- 
nehmer zum  Weitertransport  übersandt  sind/  und  fiir  welche  er 
Fracht  und  sonstige  Spesen  verauslagt  hat  (Tecklenoorg,  Kommentar 
zuden  A%  Seeversich.-Bed.  S.  8  f.  Psrot.  VlI  S.  298§):  *  Der' Auf- 
trag kann  generell  oder  speziel],  z.  B.  dem  Korretipondentriieder 
Seitens  der  jtfitrheder  zur  Versicherung  des  Itaskos  gan0  im  All- 
gemeinen oder  nur  fftr  eine  bestibimte  Keise  ertheilt  sein. 

3.  Im  Abs.  2  des  Artikels  hat  das  H.'O'.B.  die  früher  kon- 
troverse Frage  (vgl.  Entsch.  des  Hamb.  Obergerichts  vom  d.  Mai 
1862  bei  Hermann  und  Hirsch,  Samml.  8.  5^/  'ob  und  eventuell 
unter  welchen  Umständen  bei  Versicherungen  eine  Ratihäbition 
dem  vorgängigen  Auftrage  gleich  zu  achten  sei,  verneinend  ent- 
schieden. 

Die  Beatimmung  findet  aber  nur  auf  den  Fall  Anwendung, 
dass    ein  Versicherungsnehmer   den    Vertrag    geschloäseii,    d.   b. 

*)  Allgem.  Seeversich.  Bed.  %  5:  —  sei  e$  cnttdräeldicb^  Hi  et  den  l/m- 
ständen  nach  etühokweigenfL 
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dgsB  derjenige,  ,,welcher  die  Yeihiichelrü^^  ^noomven;  dto  Vertrag 
iB  eigtoem  Namen^'  eingegan^n;  kl.  ^ie  bezieki  sicli  nicht  auf 
den  Fall,  ,,weiin  Jecttand  den  v  ersiefaeriHigsvertti^  im  Namen  de« 
Vendeherten,  als  dessen  BevoUmachtigtei?  u«  dgl.  abgeschloeaen^^ 
hat.    (Prot.  Vm  S.  4241  £;  vgl.  Art  787). 

4.  Für  die  im  Abs.  3  ausgesprochene  Regel  wurde  auf  der 
Hamburger  Konferenz  Folgendes  geltend  gemacht:  Nehme  man 
das  Prinzip  nicht  an,  ^^so  werde  bei  der  weiten  Entfernung,  in 
welcher  oft  der  Versicherte  vom  Versicherungsnehmer  wohne,  der 
2week  des  Versicherungsvertrags  in  sehr  vielen  Fällen  unerreich- 
bar bleiben,  und  dadurch  im  F^ffekte  das  Institut  der  Versiche- 
rangen für  fremde  Rechnung  beseitigt  werden ;  denn  es  würde  sehr 
oft  nicht  möglich  sein,  vor  dem  Bd^anntwerden  eines  Unfalls  die 
Oenehmigung  des  Versicherten  zu  erlangen.'^  Uebrigena  wiU  der 
Absatz  Msagen,  dass  die  Entstehung  der  Verbindlichkeit  des  Ver^ 
sicherers  aus  dem  Vertrage  nicht  bedingt  ist  durch  die  nachträg-* 
liehe  Genehmigung  des  Versicherten,  und  dass  die  Fortdauer  der 
Verbindlichkeit  nicht  davon  abh&ngt,  dass  diese  Genehipigting 
innerhalb  irgend  eines  bestimmten  Zeitraums,  namentlich  vor  dem 
Eintreten  oder  Bekanntwerden  des  Schadens,  wogegen  die  Ver- 
sicherung genommen,  ertheilt  werde.  Es  soll  aber  nicht  damit 
ausgedrückt  werden,  dass  der  Assekuradeur  verpflichtet  ist,  die 
Yersielierungssumme  zu  zahlen,  bevor  der  Versicherte  dem  Ver- 
trage beigetreten.  (Prot.  VIII  S.  4242  f.  4246;  vgl.  Art.  891  Abs.  2.) 
Korrekter  drücken  daher  diese  Bestimmung  die  Allg.  Seeversi^. 
Bed.  ({  5)  aus: 

Ist  die  Anaehe  erfolgt,  so  wird  die  VerbinSUcklteit  des  Ver* 
sieherers  cäs  fortbestehend  behandelt,  wenngleich  eine  nachträgliche 
Genehmigung  des  Vertrags  Seitens  des  Versicherten  schon  hätte  er- 
folgt sein  können,  aber  noch  nicht  erfolgt  ist.  Jedoch  ist  der  Fer- 
suherer  zu  keiner  Zahlung  aus  dem  Vertrage  verpflichtet^  bevor 
dieser  von  dem  Versicherten  genehmigt  worden  ist. 

Natürlich  gehört  die  BestimnuuR^  dem  vermittelnden  Becht  aui 
und  ateht  es  daher  dem  Assehuradeur  frei,  „sich  ausdrücklich  zu 
bedingen«  dass  er  nicht  anders  aus  dem  Vertrage  verpflichtet  c^ein 
solle,  als  wenn  noch  vor  dem  Bekanntwerden  eines  UnfaJÜU  eine 
Genehmigung  von  Seiten  des  Versicherten  erfolgt  sei^^  (Prot.  VIII 
S.  4243). 

&•  Das  H.G.B.  hat  di^  in  diesem  Artikel  angegebe- 
nen Erfordernisse  nicht  als  Requisite  für  das  Zustandekomni^o 
eines  Vearsichenmgsvertrags  hingestellt,  sondern  als  Voraus- 
setzung für  die  Entstehung  der  Verbindlichkeiten  des 
Versicherers  aus  diesem  Vertrage.  Fehlt  es  also  am  Auftrage 
des  Versicherten  und  hat  der  Versicheronfiranehmer  den  Mangel 
dieses  Auftrags  dem  Assei:uradeur  auch  ni^t  mit^etheilt,  so  be- 
steht der  Versicherungsvertrag  zwar  zu  Reeht,  der  Versicherer 
ist  aber  zu  keinerlei  Leistungen  aus  demselben  verpflichtet. 
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Es  ist  dieser  S&tz  ganz  allgemein  aufgestellt  Worden,  ohne 
Unterschied,  ob  sich  der  Yersiclierangsnehmer  im  gnten  Glauben 
befunden  hat  oder  nicht,  weil  man  annahm,  dass  eine  HSrte  nur 
in  den  seltensten  Fällen  för  den  Versicherungsnehmer  sich  ergeben^ 
der  gedachte  Satz  aber  ,;ein  Kompelle  sein  würde  ^  dass  aie  er- 
forderliche Anzeige  erfolge^^^  der  Versicherungsnehmer  auch  sich, 
wenn  er  seines  Auftrags  nicht  ganz  sicher  sei,  durch  Vereinbanmg 
der  Klausel  ^^mit  oder  ohne  Auftrag*^  vor  Schaden  udier  BteMen 
könne  (Prot  VIH  S.  4248  f.). 

6.  Durch  die  Klausel  ^^mit  oder  ohne  Auftragt  behiüt 
der,  welcher  den  Assekuranzrertrag  abschliesst,  die  Oenehmigung 
desselben  durch  den  Versicherten  vor.  Hierdurch  wird  der  Ver- 
sicherungsvertrag zu  einem  bedingten  Geschäft.  Ein  bindender 
Vertrag  liegt  erst  dann  vor,  wenn  die  Genehmigung  ertheilt  ist 
Ein  solcher  Vertrag  wird  regelmässig  als  ein  im  Namen  des 
Versicherten  geschlossener  (nach  Art.  787)  erscheinen,  w^m- 
schon  die  Möglichkeit  nicht  zu  leugnen  ist,  dass  auch  hier  der 
Vertragschliessende  einmal  im  eigenen  Namen  handeln  kann  (Prot 
VII  S.  3129  f.  Vm  S.  4244  f.). 

Art.  787. 

Ist  die  Versicherung  von  einem  ^evoUmäditigten^  von  einem  Ge- 
schäf^fökrer  ohne  Auftrag  oder  von  einem  sonstigen  Vertreter  des 
Versicherten  in  dessen  Namen  geschlossen  ^  so  ist  im  Sinne  dieses 
Gesetzbuchs  weder  der  Vertreter  Versicherungsnehmer,  noc^  die  Ver* 
Sicherung  seihst  eine  Versicherung  für  fremde  Rechnung, 

Im  Zweifel  wird  angenommen,  dass  selbst  die  auf  das  Interesse 
eines  benannten  Dritten  sich  iejsiehende  Versicherung  eine  VersM^e- 
rung  fibr  fremde  Rechnung  ist. 

1.  Durch  die  Bestimmung  des  Abs.  1  sollte  deutlich  hervor- 
gehoben werden,  ^^dass  unter  dem  Versicherungsnehmer  derjenige 
verstanden  werde,  welcher  dem  Versicherer  als  wahrer  und  eigent- 
licher Kontrahent  gegenüberstehe,  indem  er  entweder  sein  eigenes 
oder  das  Interesse  eines  Dritten  decke,  und  dass  eine  Versicherung 
för  fremde  Rechnung  nicht  vorliege,  wenn  im  Namen  des  dritten 
Versicherten  kontrahirt  worden."  Im  letzteren  Falle  entstehen  näm- 
lich in  der  Person  des  Dritten  nach  dem  heutzutage  geltenden 
Prinzip  der  direkten  Stellvertretung  sofort  durch  die  Eingehung 
des  Versicherungsvertrags  (beim  Mandat)  resp.  die  staAt^diabte 
Ratihabition  des  Dritten  (bei  der  negotiorum  gestio)  alle  Kechte 
und  Verbindlichkeiten,  wahrend  bei  dem  Rechtsverh&ltniss  des 
vorigen  Artikels  ein  Vertrag  zu  Gunsten  einer  dritten  Person  vor- 
liegt. Uebrigens  kommen  Versicherungen  dieser  Art  nur  sehr 
selten  vor  (Prot  VIH  S.  4874). 

2.  Durch  den  Abs.  2  sollte  das  Misdverstätidniss  ausg&^ 
schlössen  werden,  als  ob  die  blosse  Benennung  des  Versicherten 
genüge;  um  den  Vertrag  als  einen  in  dessen  Kamen  abgeschlossenen 
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eracheinen  zu  lasseB^  der  Versicherungsnehmer  also^  durch  die 
blosse  Benennung  des  Interessenten  und  die  Erklärung^  dass  er 
dessen  Interesse  decken  wolle'^,  zum  Mandatar  werde  frrot  VIII 

S.  4374  £.).  .  ' 

Art.  788. 

Der  Versicherer  ist  verpflichtet,  eine  von  ihm  unterzeichnete 
schriftliche  Urkunde  (Polie^  über  den  Versicherungsvertrag  dem  Ver* 
siditrungsnehmer  auf  dessen  Verlangen  auszuhändigen^ 

1.  Der  PreuBsische  Entwurf  des  H.G.B.  hatte  die  Bestinunung 
getroffen: 

^rt.  390)  Die  Versicherung  muss  schriftlich  geschlossen  werden. 
Die  auf  den  Versicherungsantrag  von  dem  Versicherer  ausge- 
steJUe  und  von  dem   Versicherten  angenommene  PolUe   steht  dem 
schriftlichen  Vertrage  gleich. 

{Art.  605)    Die  Polize  muss  enihaUen: 
L .  den  Namen  dessen,  weicher  die  Versichertmg  f&r  eigene  oJer 

für  fremde  Bechnung  ahschUesst; 
2     die  Desdvreibimg  des  versicherten  Gegenstandes; 
5.    den  Betrag  der  Versicherungssumme; 

4.  die  Reise  oder  den  Zeitraum,   für  welche  der  Versicherer  die 
Gefahr  trägt; 

5.  die  Versicherungsprämie. 

Dem  im  Gesetzbuch  zur  Durchführung  gebrachten  Prinzip  von 
der  Formlosigkeit  der  Handelsgeschäfte  ^rt  317)  gemäss  ^  sah 
man  auch  beim  Seeversicherungsverträge,  welcher  gleichfalls  zu 
den  Handelsgeschäften  gerechnet  wird  (Art.  271  Ziff.  8);  auf  der 
Hamburger  Konferenz  von  dem  Erfordemiss  der  Schriftlichkeit  ab,"^) 
indem  die  von  dem  Referenten  der  Konferenz  entworfene  und  von 
dieser  adoptirte  bezügliche  Bestimmung  lediglich  dem  Versicherten 
das  Becht  gewährt^  vom  Versicherer  ,,eine  Ausfertigung  des  Ver- 
sicherungsvertrags (Polize)  zu  verlangen^'  (Jr<^^-  VII  S.  2986  §  3), 
von  dieser  Ausfertigung  aber  nicht  die  Gültigkeit  des  Vertrags 
abhängie  macht  Demgemäss  hat  man  es  auch  unterlassen,  die 
Easentiauen  des  Versicherungsvertrags  aufzuzählen. 

Die  Perfektion  des  Versicherungsvertrags  tritt  eixn  mit  „äer 
beiderseitigen  Konsenserklärung''  <Prot  VH  S.  3000). 

*)  Das  euKÜBche  Hecht  schreibt  die  Schriftlichkeit  des  Tersicherungs- 
▼ertrags  vor:  30  u.  31  Vict.  c.  2St  s.  7:  No  contract  or  agreement  for  sea 
insurance  (other  than  auch  vhsurance  as  ü  re/erred  tö  in  the  fifly-fifth  sedion 
of  The  Merchaiä  Skipping  Aät  Amendment  Act  1862)  shaU  H  validunlesa 
die  »ame  i9\  expreaaed  tu  a  policy;  and  every  poliay  ehall  sped/y  the  par- 
tieular  rük  or  adventure^  the  names  of  the  mhscrihers  or  tmdenüriters,  and 
the  mm  or  turne  tneured;  and  in  case  any  of  the  aöoDe-mentioned  particiUare 
ehail  he  omitted  in  any  policy ,  euch  policy  ehaU  he  null  and  eoid  to  all  inienta 
and jourposes.    Vgl.  Arnould  I  p,  2lS  »qu. 

Der  Code  de  commerce  bestimmt  (ar^  Sa2) :  Leeonirai  d*assurance  est  ridigi 
wir  icritp  —  II  peut  etre  fait  soue  signature  privie,  —  Da  der  Code  die 
ocbriftlicIikeU  nicht  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  vo^BChreibt,  so  ist  dadurch 
die  Gültigkeit  des  Vertrags  nicht  bedingt:  Caumon^  dictionnaire  p,  294 
—295  n.  2e'^^2.  Ooujei  et  Merger,  dieiionnmte.I  p.  4B3  n.  190. 
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2.  Die  re^lmässig  sitihrrorfitideaden  Bestandtheile  eine|r 
Polize  sind  die  unter  Nr.  1  angegebenen,  durch  den  PreoBBiflchen 
Entwurf  aufMBtettten.  *)  Hinzuzoittmn  ist  das  Datum  und  die 
UnterBohrift  des  Assekuradeurä.  Ist  die  Verflicherung  duroh  einen 
Mäkler  vermittelt,  so  findet  tdch  auf  der  Polae  der  Vermerk:  ^ab- 
geschlossen duroh  den  Mäkler  X^'*) 

*)  Der  Oöds  de  eornmetcB  bestimmt  (ctr^  S3S) :  Tjß  cöntrat  tCagtiOrmeB  ^ 
eH  dati  du  jattt^  aiu^M  ü  eH  wouacnL  II  y  eH  inanei  9i  e^eH  avant  cm 
apr^midi,  — It  ne  peiU  eontenir  aucun  blanc,  11  eaefrime  le  nom  ßi  le  do- 
midie  de  cdui  gut  fait  dssurer^  sa  qualüi  de  propriitaire  ou  de  e^ff^missio- 
naWe;  le  nom  et  la  disignation  du  natire;  le  nom  du  eapüaine;  le  lieu  w 
lee'  marehandises  ont  Hi'ou  doiveni  S^e  charg^ee;  le  port  d^oü  ee  n&üite  a  du 
OU'  doit  partirf  lee  parte  o»  radee  dane  leeqiuie  41  doit  eharger  au  dSekarger; 
eeux  dane  leegueU  u  doü  entreri  la  nalyre  et  la  vaUur  o«  Pestinuuion  det 
marchandües  ou  objeta  gue  Von  faü  assurer:  le»  tempe  auapqueU  lee  risquei 
dou>eni  eomm&ncet  et  finir  ;  la  eomme  äesuree;  la  prime  ou  le  eo^  de  Vtusu- 
ranee;  la  eoumüeion  dee  partiee  h  dee  arhüree,  en  eas  de  conieetatiÖHj  ei  elU 
<l  iU  eovcenue  et  ghUraUment  tomtee  lee  autree  condüione,  dont  lee  partie» 
eont  ccmvenuee.  Üeber  die  Beetandtheile  der  engluiehen  PoUxe  s.  8.  199 
Note  ♦.  * 

**)  Die    Allg.    Seeversich.  -  Bedingnngen    enthalten     folgendes    Polize- 
FormnUr : 

Wir,  die  Unterzeichneten,  beurkunden  hierdurch  ^Sec  'uns  tttd  unsere 
Bechtanachfokper,  cbas  wie;  ein  jedevTen  uns. für  die  unten  bei  Einern  Namen 

angegebene   Summe  ^   Veisicherung  Ubemnväieo  haben  an  Hen: auf 

taxirt  zu  M. pr.  .  .  .  Schiff gefuhrt  vom  Schiffer 

von nach  .....  zur  Prämie  von  .  .  ,  ftocent 

Die  aus  dieser  Versicfaenrng  für  uns  und  d  . .  Versicherten  absuleitenden 
Beehtsfoigen  sind  zu  bestmunien  nach  den  „Allgemeinen  Seevesnohenrngf- 
ßedin^pmffen  von  1667'*,  welchen  Bedingungen  sien  beide  Theüe,  inabesondeie 
anct  m  Betreff  derienigeu  Punkte  unterworfen  haben , .  in  Ansehung^  deren 
die  bezüglichen  Artikel  des  Alleemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  süt 
Abänderungen  in  dieselben  angenommen  oder  durch  abweidiende  Bestim- 
mungen enetzt  worden  aiml. 

Besondere  Aniseigen  oder  Vereinbarungen: 

Diese  Versicherung  ist  geschlossen  durc^  ........ 

So  geschehen  zu  Sbmbure:  den 

In  Bremen  gebrfiuchliohe  Formulare  sind: 

1.  V^ir  untersfmriebene  Assekuradeor»  venlichem  an  ....  .  Herr 

för  Rechnung  den  es  angeht,  -Marie auf  .  .  .  .  • 

Schiffe,  welches  Gott  behüte!  genannt:  ......  worauf Si^iffsr  ist 

(oder  wer  an  seiner  Stelle   als  Schiffer  fahren  möchte)   gehend  von 

naeh  .....    Als  letste  Nachricht  wurde  aufgegeben: 

Wir  übernehmen  gegen  die  daftür  bedunffene  Prftmie  von alle 

Ge£üu%n,  welchen  der  versicherie  Gegenstand  auf  der  versicherten  Beise 
ausgesetzt  ist,  und  wir  verpflichten  uns  demgemfiss  zum  Ersatz  der  Bchiden« 
welche  uns  nach  den  reiicfirten  Bedingungen  von  I8T&  treffen  soUten,  ona 
zwar  ein  Jeder  für  die  von  ihm  gezeichnete  Summe. 

Vereinbarte  schriftliche  Klauseln  dieser  Polize  sollen  den  gedruckten  Be- 
dingungen vorgehen. 

Bremen,  den 

Abgeschlossen  durch  MSkler  ..... 

2.  Wir  unterschriebene  Assekuradeurs   versichern  an  Herr fSr 

Rechnung  den  es  angeht,   Mark Kasko  tazirt  •  .  .  .    des  .  .  ^  . 

Schiffs,  genannt geführt  durch  Kapitän oder  wer  an  seiner 
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Auf  die  OüUigieä  des  Versicherungsveriraffs  hai  es  keinen  Em- 
fbtös  i  dass  mr  Zeit  des  Abschlusses  desselben  die  MpgUcfJceit  des 
Eintiriüs  eines  su  ersebsenden  Schadens  schon  HuspescMossen,  oder 
dass  der  0U  ersetzende  Schaden  bereits  eingetreten  ist 

Waren  jedoch  beide  Theile  von  dem  SachverhäUnisse  unter- 
riehtel,  so  ist  der  Vertrag  als  Versieherungsverirag  unguUig, 

Wnsste  nur  der  Versicherer^  dass  die  Möglichkeit  des  Eintritts 
eines  zu  ersetzenden  Schadens  schon  ausgeschlossen  sei^  oder  tvusste 
nur  der  Versicherungsnehmer^  dciss  der  zu  ersetzende  Schaden  schon 
eingetreten  sei,  sq  ik  der  Vertrag  für  den  anderen,  von  dem  Sach- 
verhäUnisse nicht  unterrichteten  Theil  unverbindlich  Im  zweiten 
Falle  hat  der  Versicherer  ^  selbst  wenn  er  die  Vmerbindlichkeit  des 
Vertrags  geltend  macht,  gleichwohl  auf  die  volle  Prämie  Anspruch. 

Im  Folie  der  Vertrag  für  den  Versicherungsnehmer  durdi  einen 
Vertreter  abgeschlossen  wird,  kommt  die  Vorsthrifi  des  zweiten  Ab- 
satzes des  Art,  810,  im  Falle  der  Versicherung  für  fremde  Rechnung 
die  Vorschrift  des  Art.  811,  und  im  J^aUe  der  Versicherung  mehrerer 
Gegenstände  oder  einer  Qesamimiheit  von  Gegenstanden  die  Vorschrift 
des  Art.  81A  smr  Amoenimg. 

1.  Naoh  heutiger  AiiBchaimng  und  nsnokt  der  Aonbüdung, 
welche  das  Institut  im  Verkehrsleben  erlangt  hat:  ist  ein  Ver- 
flicherungsvertrag  nicht  für  ux^gültig  und  unverbindlich  zu  halten, 
wenn  er  sich  aufFäOe  bezieht,  ,^in  denen  die  Ge&hr  bereits  glücklich 
tiberstanden  oder  ein  Schaden  schon  migetreten^'  ist.  Selten  werden 
die  Seeversicherungsverträge  in  dem  Sinne  geschlossen,  dass  „der 
Versicherer  nur  für  künftige  Gefahren  einzustehen"  hat  Vielmehr 
wird  umgekehrt  oftmals  ^^eben  der  zukünfti^ein  Qe&hr  still- 
Bchweigend  auch  die  der  Vergangenheit  angehönge^  ven  dar  aber 
^och  nicht  bekannt^'  ist,  ,,ob  sie  eingetreten  und  Schaden  her- 
vorgerufen" hat  oder  nicht,  in  die  Venicherung  einbegriffen,  „wie 
z.  B.  in  dem  häufigen  Falle,  wo  die  Versicherung  nach  Antritt 
der  Heise  über  die  Gefahr  der  gatizen  Reise  gezälosaen"  wird. 
(Prot  Vn  S.  3010.)  Ja,  wenn  der  entg^engesetztö  Grundsatz 
wäre ,  würde ,  wie  darauf  Tecklenborg  (Komment,  zu  den 


Stelle  ab  Schiffer  fahrea  möchte)  auf  ein  Jahr  .  . .  «  .  fi&r  die  Prämie  von 
.  »  .  .  •  gegen  alle  Gefahren ,  welchen  das  venicherte  Schiff  auf  seinen 
Fahrten  sew^hl^  viein  den  Hfifen,  BeTierea  und  Drjfkidb,  sei.  es  mit  Ladung 
oder  in  Ballast,  während  der  gwisen  Dauer  dieser  Vetsieherung  auagesetzt 
kt^  und  wk  veorpfliohten  uns  demgemäss  »im  Ersats  der  Schäctea,  welche 
uns  nach  den  gedruckten,  1875  revidlrtea  Yersicherangi-Bedinguiigen  der 
Bremischen  Seeversichenings-GresellBchaften  treffen  soUtcn«  und  swar  ein 
Jeder  filr  die  von  9uq  gezeichnete  Somme,.  unter  folgendea  Abweiehongen 
und  näheren  Bedingungen: 

Beim  Abschloss  dieser  Versicherang  wurde  als  letste  Nachrieht  au%egeben : 

Bremen,  den  ..... 
Abgeschlossen  durch  MAkl^ 


208  ^^^1^^  "^itel,  AikBchnitt  l. 

AUg*  Seevers.  •  Bed.  S.  5  Anm.  zu  §  8)  mit  Beeht  hhiveiBt^  ein 
grosser  Theil  der  Seerersicberimgsyertrtee  überhaupt  nioht  «üb 
Abschlüge  gelangen  können,  ^^^iemax^d  könnte  z.  Ib,  in  Bremea 
ein  Schiffy  das  nach  den  letzten  Nachrichten  von  Havana  nach 
New- York  segeln  sollte,  für  diese  Beise  veriichern  lassen,  weil  es 
am  Versicherungstage  bereis  wohlbehalten  in  New-Yoi^L  ange- 
kommen oder  weil  es  bereits  untergegangen  sein  könnte/^  Hiei^ 
aus  erklärt  sich  die  Bestimmung  des  ersten  Absatzes.*) 

2.  Abs.  2  folgt  mit  Nothwendigkeit  aus  der  Natur  des  Ver- 
sicherungsvertrags; auf  Grund  dessen  der  Versicherer  eine  mög- 
licher Weise  einen  Anderen  treffende  Gefahr  übernimmt.  Daher 
ist  ein  Versicherungsvertrag  undenkbar,  wenn  die  Kontrahenten 
beim  VertragsabschfusBe  davon  Kenntniss  hatten, 
,^dasB  die  Möslidikeit  des  Eintritts  eines  zu  ersetzenden  Schadens 
schon  ausgeschlossen  oder  der  zu  ersetzende  Schaden  b^eits  ein- 
getreten'^ (Prot.  Vni  S.  4376),  Die  erstere  Alternative  liegt  vor 
einmal,  wenn  die  Ge£&hr,  gegen  welche  die  Versicherung  ge- 
nommen werden  sollte»  bereits  vorüber  ist  und  dem  Versicheiiuigs- 
^e^enst^de  gar  nicht  mehr  drohen  kann,  z.  B.  bei  einer  Ver- 
sioDerung  gegen  Kriegsgefahr  der  Krieg  ^  wie  den  Kontriüiie&ten 
bekannt,  bereits  durcn  einen  Friedensscnluss  beendigt  ist,  aber 
auch  wenn  der  versicherte  Gegenstand  die  Gefahr  „bereits  voll- 
ständig überstanden  hat ,  z.  B.  das  Schiff  den  Bestimmangshafen 
erreicht  hat.  In  dem  letzteren  Falle  wird  auch  der  Versicherungs- 
vertrag dadurch  nicht  gültig,  dass  die  Kontrahenten,  denen  diese 
Thatsache  bekannt  ist,  nicht  wissen,  in  welchem  Zustande  sich  das 
Schiff  befinde,  ob  und  welcher  Schaden  von  demselben  [erlitten 
sei.  (Prot.  VIII  S.  4250  f.  4294.)  Eben  so  würde  im  FaUe  der 
zweiten  Alternative  der  Versicherungsvertrag  ungültig  sein,  wenn 
auch  die  Höhe  des  eingetretenen  Schadens  &n  Kontrahenten  nicht 
bekannt  sein  sollte. 


*)  In  England  wird  die  Klansei:  losi  ornotlost  (verloren  oder  nicht  Ter- 
lorenj  angewendet,  um  eine  YerBicherung  auch  wirksam  zu  machen  für  einen 
Unfall,  welcher  yor  Abschluss  derselben  eingetreten  ist;  indem  nach  der 
Ansicht  der  englischen  Juristen  ohne  jene  Klausel  die  Yersichemng  ongGltig 
sein  würde,  wenn  der  Verlust  vor  dem  Abschluss  derselben  stattgefunden 
hätte.  Amerikanische  Juristen  sind  jedoch  der  Ansicht,  dass  durch  den  ge- 
dachten  Umstand  die  Versicherung  nicht  ungültig  wird,  wenn  derselbe  nur 
den  Kontrahenten  unbekannt  geblieben  (Amould  I  p,  22S  Bqn.  Kent,  Com- 
mentariee  ITI  p,  Q59,  Benecke  -  Nolte  I  S.  400). 

Das  französische  Hecht  spricht  die  UngQltigkeit  der  Versieherunff  nidit 
schon  in  Folge  des  Umstandes  aus,  dass  der  UnntU  eingetreten  resp.  me  Ge- 
fahr überstanden,  sondern  erst  dann,  wenn  jene  Thatsache  dem  Versieberten 
resp.  diese  dem  Versicherer  bekannt  ist.  Hierfür  stellt  jedoeh  der  Code 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  eine  Prftsumption  auf  (Art.  565.  Art  966. 
s.  u.  S.  203  Note**).  Die  Klausel:  sur b<mnes  ou  maw>ai9e8 nouütlle» \i%i ^^ 
Bedeutung,  diese  Präsumption  zu  beseitigen,  so  dass  also  das  Wissen  des 
Versicherten  von  dem  Unfall  und  das  des  Versicherers  von  dem  Ueberttehen 
der  Gefahr  zu  beweisen  ist  (Art  367  s,  S.  203  Note  •*).  Vgl.  CVttimonr,  dictum' 
naire  p.  341  n.  424.  426-^430, 
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8.  Die  Nichtigkeit  de»  VörBicherunggrertrags  wegen 
Keantniss  der  in  Abs. -I  angegebenen  Thatsachen  «etzt  die 
Kenntnies  beider  Kontrakenten  voraus.  Ttifft  ri^  nur 
bei  einem  zu,  00  hat  dies  lediglich  die  Unverbindlichkeit  fttr  den 
anderen  zur  Folge.  Der  erstere  kann  bich  seinen  Pflichten  aus 
dem  Versicherungsverträge*  nicht  unter  Berufung  auf  sein  Wissen 
entziehen,  wohl  aber  kann  ihm  dieses  bei  Geltendmachung  seiner 
Ansprüche  aus  demselben,  dem  Versicherten  also  beitn  Fordern 
der  Versicherungssumme^  dem  Versicherer  beim  Fordern  der  Prämie, 
in  Gestah  eines  exceptio  doli  entgegengesetzt  werden  (Prot.  VIII 
S.  4250  f.).  Eben  so  kann  gegen  den  wissenden  Kontrahenten 
Wesen  seines  dolus  auf  das  Interesse  geklagt  werden,  wenn  der 
andere  Kontrahent  bereits  erftilk  hat.*)  Hieraus  geht  aber 
schon  hervor,  dass  d^,  welcher  die  Kenntniss  des  anderen  Kon- 
trahenten behauptet,  ^ese  Thatsache  nachzuweisen  hat  (Prot.  VII 
S  8010).  Der  Preussiseho  Entwurf,  so  wie  der  vom  Keferenten 
der  Hamburger  Kommission  ausgearbeitete  und  den  Berathun^en  zu 
Ghrunde  gelegte  £ntwm*f  hatte  nach  d<sm  Vorgange  anderer  Gesetz- 
gebangen ^^)  und  zwar  zu  Ungunsten  des  v  ersicherten  eine  Prä- 
samption  aufgestellt.  Der  erstere  bestimmte  nämlich  (art.  844 
Abs.  2): 

JBb  wird  v^rmufhet,  da$s  der  Vergitterte  oder  sein  SteUver- 
freier  von  dem  EMritt  des  Schadens  Kenntniss  haUe^  wenn  seitdem 
so  viel  Zeit  verflossen  ist,   dass  er  davon  hätte  unterrichtet  sein 
nennen 
und  der  letzter«  §  5  Ziff.  3  Prot.  VII  S«  2986) : 

es   wird  vermuthet^    dass  der   Versicherte  von  dem  Eintritt  des 

*)  Der  OoS/e  de  eommerce  bestimmt  fSr  diesen  Fall  (ort  868)1  En  ca9  de 
preuive  eontre  l*säaur6j  celui-^i- paie  d  l'ctnwrettr  wne  dotf&^a  prime,  Ea  eae 
de  preuve  contre  Vassureur,  celui-ci  paie  ä  Vassuri  une  somme  double  de 
la  prime  convemie.  Celui  d^entre  eux,  contre  gut  la  preuve  est  faüe,  est 
poursidtn  correciionneüement, 

**)  Dahin  gehört  der  Code  de  cornrnerce  (ctrL  8Sö)  Toute  assuranoe  faite 
aprks  la  perte  ou  Varrivie  des  objets  cusuris  est  nulle,  s*ü  y  a  prisomption 
Qu^avant  la  signature  du  contrat,  Vassuri  a  pu  etre  informi  de  la  perte^  ou 
Vassureur  de  Varriv6e  des  objets  asHuris,  (art,  366)  La  prisomption  existe, 
si,  en  comptant  trois  quarts  de  myriamktre  (une  Heue  et  demiej  nar  heure, 
Sans  pr^udice  des  autres  preuves,  il  est  6tabl%  gue  de  Vendroü  ae  Varrivie 
ou  de  la  perte  du  vaisseau  ou  du  Iteu,  oü  la  premihrs  nouvelle  en  est  arrivie, 
tue  a  pu  itre  portie  dans  le  lieu  oii  le  central  d^assurancea  Hi  passiavant 
la  Signatur e  du  contre^,  art,  *iS7:  Si  cependant  Vassurance  est  faite  sur 
honnes  ou  mauvaises  nouvellesy  la  prisomption  menitonnie  dans  les  articles 
priddenis  n^est  point  dcbnise,  Le  contrat  iCesst  annuLU  que  sur  la  preuve^ 
qu€  Vassuri  scBoaü  la  psrte  ou  Vassureur  Varrioie  du  navire,  avant  la  Sig- 
natare du  eontrat.  In  den  Bedingungen  der  Polize- Formulare  bei  Kasko- 
TdTBidiemngen  wird  die  Anwendung  der  Art  366.  367  auseeschloBsen.  Yiel- 
loelur  ist  nach  denselben  Vassurance  nulle,  sHl  est  jtutifie,  que  la  nouvelle 
de  VarrM  du  navire^  ou  d^un  sinistre  le  concemant,  itait  connue  sott  au  lieu, 
oü  SS  trouvait  Vassuri,  avant  Vordre  d'assurance  donni,  sott  sur  laplace  du 
domicüe  de  Vassurevr,  avant  la  signature  de  la  potice  —  {ort»  2$).  Bei 
Waarenversicherung  wird  die  Anwendung  der  Klausel:  sur  honnes  ou  mau- 
vaises nouveUes  mit  den  Wirkungen  des  Art.  867  zugelassen.  Im  Uebrigen 
gilt  dasselbe,  wie  bei  der  Kaskoversicherung  (Art.  18). 
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Sekadem   Kmnimss   hatte^   ivenn   er  nach  den  Umständen  de» 
'  FaMa  davon  tmierridUet  sein  kannte. 

Die  BeBeitigtmg  einer  Bokhen  P^räsnmptien  verlangte  der  Ab- 

Esordnete  fbr  Bremen^  weil  dieselbe  den  Versicherten  in  eine  üble 
age  brii^,  indem  der  Beweis  ^  dass  man  etwas  nicht  eewiMSt 
habe,  was  man  möglicher  Weise  hätte  wissen  können;  reg^mässig 
gar  nicht  2a  fähren  sei^',  sich  auch  nicht  absehen  lasse  ^  ^^warom 
nur  zum  Naehtheile  des  Versicherten  und  nicht  auch  zum  Nach- 
theile  des  Versicherers  eine  Prftsumption  aufgestdlt  werden  soUe^. 
Dieser  Antrag  wurde  jedoch  nicht  adoptirt  und  die  Bestimmung 
des  Ebtwurfii  des  Referenten  mit  einer  redaktionellen  Aenderang 
angenommen  (Prot.  VH  S.  3011^-^014).  Schon  in  der  folgenden 
Sitzung  wurde  aber  Seitens  des  Referenten  zu  obigem  Satze  der 
Zusatz  in  Vorschlag  g<^bracht  und  von  der  Majorität  auch  ange- 
nommen (Prot  S,  3016): 

Auf  die  EechtstcohWuU  der  Vermurihung  kaum  verßichtet  werden. 
Mn  solcher  Verzicht  wird  insbesendere  dann  angenommen^  wenn  dtr 
Vertrag  „auf  gute  oder  sehlmme  Nackriokten**  abgeschlossen  ist. 

Später  wurde  der  Antrag  auf  Beseitigung  der  in  Rede  stdMi- 
den  Präsumption  wiederholt,  mdem  man  unter  anderem  darauf  hin- 
wies; dass  (ueselbe  geradezu  eine  wahre  praesumptio  doli  enüiielte. 
Und  dieser  Antrag  wurde  auch  zum  Beschluss  erhoben.  (Prot.  VII 
S.  3157-8162.) 

4.  Der  Fall;  dass  dem  Versicherer  bekannt  ist;  dass 
der  versicherte  Gegenstand  zwar  noch  nicht  die  ganze 
Gefahr,  gegen  wdohe  die  Versicherung  genommen  werden  soU, 
wohl  aber  einen  Theil  derselben  tiberstanden  hat,  und 
derselbe  trotzdem  eine  der  ganzen  Gefeihr  entsprechende  Prämie 
sich  ausbedungra  hat;  ist  lediglich  nach  den  awemeinen  bürger- 
lichen Bestimmungen  über  die  civilrechtliche  Bedeutung  des  Mns 
zu  behandehi  (Prot.  VIII  S.  4249  f.). 

Art.  790. 

Der  voUe  Werth  des  versicherten  Gegenstandes  ist  der  Ver* 
sicherungswerih. 

Die  Versicherungssumme  kann  den  Versicherungswerth*  nicht 
übersteigen. 

Soweit  die  Versicherungssumme  den  VersukerungswerO^  übersteigt 
(Ueberversicherung^^  hat  die  Versicherung  keine  rediüiche  Oettung.  . 

1.  Dass  die  Versicherungssumme  den  vom  Gesetzbuch 
Versicherun^swerth  genannten  vollen  Werth  des  versicherten 
Gegenstandes  nidit  übersteigen  darf,  folgt  daraus»  dass  ein  Iiuteresse 
des  Versicherten  die  wesenuichste  Voraussetzung  für  die  Gültigkeit 
des  Versicherungsvertrags  ist.  Auf  der  anderen  Seite  braucht  die 
Versicherungssumme  durchaus  nicht  stets  den  Werth  des  Versiehe* 
rungsobjekts  zu  erreichen.  Ja  unter  Umständen  muss  sie  hinter 
demselben  zurückbleiben;  nämlich  dann,  wenn  das  Interesse  dea 
Versicherten  sich  nicht  auf  den  ganzen  fiietrag  desselben  erstreckt. 
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IHh«r  ist  die  Versiobi^rung  nichtige  .^soweit  da«  InteresBe  durch 
VerbodmuDg  oder  andere  SchifiBSchuldexi  bereits  gemindert  oder 
aii%ehobea  ist^'  Die  VeacBiclrenuig  des  Schieb  b.  fi.  igt  angültig, 
wenn  dasselbe  bis  ^u  /  seinem  ganzen  Werthe  verbodm^  ist; 
demi  in  diesem  Falle  bat  der  Kbeder  gar  kern  Interesse  daran» 
daos  das  Schiff  die  Reise  elüokiioh  vcllende.  Dagegen  hat  auch 
die  gleiche  Art  der  Verbodmuiig  der  Waaren  dieselbe  Wirkung 
nur  BD  .weit  nicht  der  Ladungseigenthumer  von  dem  Rheder  Ersatz 
der  :&nr  Deckung  der  Bodmereischuld  verwendeten  Wtaren  bean* 
spruchen  kann.  Die  Schi&schulden  haben  die  in  Rede  stehende 
Wirkung  alsdann  nichts  wenn  der  Rheder  fiir  dieselben  nicht  nur 
mit  Schiff  und  Fracht,  sondern  auch  persönKch  haftet  (Prot.  VII 
S.  3017-^3020). 

2.  Uebersteigt  die  Versicherungssumme  den  Versicherungs- 
werth,  so  wird  dadurch  nicht  der  ganze  Versicherungsvertrag  hin^ 
ftllig^  sondern  die  Verbindlichkeit  des  Versicherers  wird  nur  auf 
den  Betrag  des  Verncherungswerths  reduzirt.  Dies  wird  durch 
das  Wert  „soweit"  ausgedrivckt  *) 

3.  Der  Artikel  giebt  für  den  Fall  der  Ueberversicherung  nur 
die  obersten  leitenden  Prinzipien  an.  Die  näheren  Bc: 
Stimmungen  sind  in  den  folgenden  Artikeln  f79I — 807)  enthalten» 
Die  Grundsätze  über  die  Ermittelung  des  Werths.  bei  den  ver- 
schiedenen Versiciierun'gsobjekten  speziell  geben  die  Art  799  ff.  an. 

AH.  791. 

I 

Uehenteigi  im  Fall  einer  ffleickaeHigen  AhechUessmfig  versdii^ 
dtner  Versidienmffaverträpe  der  OesäntmÜfetrag  der  Versidherungs^ 
summen  den  Yersieherungswerfhy  so  haften  alle  Versiehereir  ßmsa$nmen 
nur  in  Höhe  des  Versicherungswerihs,  und  £war  jeder,  ehuselne  ßr 
so  viele  Prozente  des  Versicherungswerths,  als  seine  Versicherungs- 
summe Prozente  des  Gesammihesträges  der  Versicherungssummen 
bildet.  Mierbei  witrd  im  Zweifel  vermuthet,  dass  die  Verträge  gleich- 
Beitig  abgeschlossen  sind. 

Mehrere  Versicherungsverträge,  worObßr  eine  gemeinschaftliche 
JPolisfe  ertheilt  ist,  ingleichen  mehrere  Versicherungsverträge y  welche 
an  demselben  Tage  abgeschlossen  si$idf  ,geUen  (As  gleichßeäig  ab- 
geschlossen. 


*)  Das  iranzößiflclie  Reclit  unterscheidet,  ob  die  Üeberver8iolierun|f  eine 
dok>se  war  oder  nieht.  Im  ersteren  Falle  ist  der  Verticherangsrertrag  nichtig, 
im  sveiten  findet  ntu:  Bedoktion  statt:  Code  de  eomm,  ari.SS7:  Un  c&9^ 
trat  ^astewrgmce  ou  de  riaesvramee  coneenti  pour  tme  eomme  eaac6darU  la  va- 
leur  des  effeUf  charg4s  eet  nul  h  Vigard  de  l  aesur6  seulementp  e*ü  est  prouv^ 
qu*il  y  a  dol  ou  Jravde  de  $a  part;  art.  358  s'ü  y  a  ni  dol  ni  fraude^  le 
corOrai  eet  valahle  jitequ^h  concurrence  de  la  valeur  dee  effets  chargies  d^a- 
jm4«  PeetimaUön  fut  en  est  faüe  ou  eonv0ML4,  ^  Eben  so  verfthrt  das  eng- 
liteh«  Recht:  Arwmld  1 1».  2S4--2B7  p,  ^t2  sqit. 


206  ^BJfter  Titel,  Abechnitt  L 

1.  In  diesem  und  den  folgenden  Artikeln  wird  der  Fidl  der 
Ueberversioherung  behandelt,  der  durch  eine  mehrfache  Yer- 
eicherung  entsteht  Eine  mehrfache  VerBicherong  kann  eine 
.ffleichaeitige  sein^  aber  auch  au  verschiedenen  Zeitea  erfolgen«  In 
dem  einen  wie  in  dem  anderen  ITalle  braucht  eiqe  Ueberrersiche- 
rung  nicht  stattgefunden  zu  haben.  Es  kann  Jemand  bei  mehreren 
Personen  resp.  Gesellschaften  zugleich  eine  Versicherung  nehmen, 
uro  die  Gefahren  einer  möglichen  Insolvenz  der  einen  oder  der 
andern  jßir  sich  zu  verringern,  oder  weil  Ein  Versicherer  nicht 
eine  Versicherung  in  der  vom  Versicherungsnehmer  gewünschten 
Höhe  übernehmen  will.  Es  kann  Jemand  zu  verschieaenen  Zeiten 
eine  Versicherung  nehmen,  weil  die  zuerst  genommene  ihm  nach- 
träglich als  zu  gering  erscheint. 

Hierbei  ist  zu  beachten,  dass  man  von  mehrfadier  Versiche- 
rung überhaupt  nicht  reden  kann,  wenn  verschiedene  Personen  an 
einem  und  demselben  Gegenstande  verschiedene  Interessen  fder 
eine  Eigenthum,  der  andere  ein  Pfandrecht,  der  dritte  eine  an  ciem 
betreffenden  Gegenstände  zu  verdienende  Provision)  versichern  lassen. 

2.  Ist  durch  gleichz eitige  Versicherung  eine  XJeber- 
versicherung  herbeigeführt,  so  muss  der  von  jedem  Asse- 
kuradeur  gezeichnete  Betrag  entsprechend  gekürzt  werden.  Und 
zwar  geschieht  dies  nach  der  Bestimmung  des  Gesetzbuchs  in  der 
Weise,  dass  der  Assekuradeur  den  so  vielten  Theil  des  Versiche- 
rungswerths  zu  zahlen  hat,  als  er  von  der  unzulässiger  Weise 
gezeich;ieten  Versicherungssumme  übernommen  hat.  *)  Beträgt  also 
z.  B.  der  Versicherungswerth  des  versicherten  Gegenstands  80,000 
Mark,  und  es  sind  von  drei  Versicherern  zusammen  100,000 
Mark,  nämlich  von  A.  50,000  Mark,  von  B.  30,000  Mark  und  von 
C  20,000  Mark  gezeichnet  worden,  so  hat  A.  die  Hälfte  (oder 
nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzbucns  50  Prozent)  des  Versiche- 
rungswerths,  d,  h.  40,000  Mark,  B  drei  Zehntel  (oder  30  Prozent), 
nämlich  24,000  Mark,  und  C.  zwei  Zehntel  (oder  20  Prozent)  1 6,000 
Mark  zu  zahlen. 

3.  Das  Gesetz  stellt  die  Vermuthung  auf  für  die  gleich- 
zeitige Abschliessung  verschiedener  auf  dassdoe  Ver- 
sipherungsobjekt  bezüglichen  Versicherungsverträge,  so  dass 
der,  welcher  diese  Gleichzeitigkeit  leugnet,  den  Beweis  hierfür  zu 
erbringen  hat. 

4.  Sind  die  verschiedenen  Versicherungsverträge 
an  demselben  Tage  abgeschlossen,  wenn  auch  zu  ver- 
schiedenen Stunden,  so  ist  dies  nach  der  Bestimmung  des  Abs.  2 
als  gleichzeitige  Abschliessung  anzusehen.  Es  lie^t  daher 
hier  nicht  nur  eine  Präsumption  der  gleichzeitigen  Abschliessung, 
wie  im  Abs.  1,  sondern  eine  gesetzliche  Fiktion  derselben  vor, 
welche  keinen  Gegenbeweis  zuläast    Es  wurde  diese  Bestimmung 

*)  Ebenso  das  französische  Recht.  Im  art^  358  des  Code  de  commerce 
folgen  auf  den  S.  2U6  Note  *  citirten  Satz  die  Worte :  £n  ccn  deperUs  Ict  eunarcmrt 
sorU  tenus  cCy  contribuer  chacun  h  propartion  des  eommee  par  aus  asamries, 

« 
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angestellte  um  UnterBuehungen  über  minutiöBe  ZeitanterBchiede 
fem  sa  halten,  die  in  der  Mebrzahl  der  Fälle  doch  zu  keinem 
Hesultate  fahren  würden  (Prot  VII  S  3045).  Sodann  aber  ist  die- 
selbe lediglich  eine  Folge  der  vom  H.Q.B.  stets  zur  Anwendung 
gebrachteoi  Civllkomputalion.  (S.Art  328.  886.  568.  571.  628.  884; 
Tgl.  Entsch.  des  R.O.H.G.  XII  S.  180  und  Kommentar  I  S.  197.)*) 

■^  5.  Dieselbe  Fiktion  greift  Platz,  wenn  über  die  mit  mehreren 
Assekuradeuren  eingegangenen,  dasselbe  Versicherungsobjekt  be- 
treffenden Versicherungsvertrfige  eine  gemeinschaftliche  Polize  aus- 
gestellt ist,  auch  wenn  dieselben  an  verschiedenen  Tagen  abge- 
schlossen sind,  und  selbst  die  Assekuradeure  ihren  Zeichnungen 
ein  verschiedenes  Datum  zugefugt  haben.  Zur  Begründung  dieser 
JBestimmung  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  darauf  hinge- 
wiesen, dass,  „wenn  ftir  ein  und  dasselbe  Interesse  eine  einzige 
Versicnerung  gesucht,  aber  nicht  von  einem  Versicherer  ganz  über- 
nommen werde,  sondern  von  einer  Reihe  von  Assekuradeuren, 
von  Jed^n  zu  einem  gewissen  Theile",  die  Versicherung  in 
der  Regel,  wenigstens  im  Norden  Deutschlands,  von  emem 
31äkler  besorgt  werde,  „der  zwar  gewöhnlich  an  einem  und  dem- 
selben Tage  mit  den  verschiedenen  Versicherern  abschliesse, 
und  sodann  für  alle  eine  gemeinschaftliche  Polize  ausfertige,  die 
Unterschrift  der  sämmtlichen  Versicherer  aber  oftmals  nicht  an 
einem  Tage  erlangen  könne. ^'  In  einem  solchen  Falle  liege  im 
Grunde,  selbst  wenn  der  Mäkler  nicht  alle  Versicherungen  an  dem- 
selben Ta^e  genommen,  sondern  „mit  dem  eii\en  Versicherer  an 
einem,  mit  dem  zweiten  an  einem  anderen  Tage  abgeschlossen^^ 
haben  sollte,  „keine  Mehrzahl  von  einzelnen  Versicherungen,  son- 
dern nur  eine  einzige  ^osse  Versicherung  vor,  die  von  menreren 
Assekuradeuren  in  Abtheilun^en  übernommen  sei.  Die  späteren 
Unterzeichner  beabsichtigten  mchts  weiter,  als  sich  dem  ersten  von 
ihnen  anzuschliessen  und  gäben  dies  hinreichend  dadurch  zu  er- 
kennen, dass  sie  auf  einer  und  derselben  Polize  zeichneten'^  (Prot. 
Vn  S.  8047  f.  S.  8052.) 

Die  in  Rede  stehende  Fiktion  greift  jedoch  nur  Platz,  wenn 
Hber  die  mehreren  Versicherungsverträge  eine  gemeinschaftliche 
Polize  ausgestellt,  d.  h.  wenn  „eine  einzige,  aber  in  verschiedene 
Theile  zerfallende  Versicherung  vorhanden"  ist:  nicht  aber  wenn 
verschiedene  selbständige  und  miteinander  in  keinem  Zusammen- 
hang stehende  Versicherungen  abgeschlossen  sind,  sollten  die  hier- 
über ausgestellten  Urkunden  auch  zufällig  auf  ein  und  dasselbe 
Blatt  geschrieben  sein,  in  der  Weise,  dass  der  zweite  Assekura- 
deur  „der  Einfachheit  der  Sache  oder  der  Kürze  der  Zeit  halber'' 


*)  Der  Code  de  comm.  ort.  332  bestimmt  hinBichtlich  des  Versicherungs- 
vertrags:  H  est  dati  dujoury  auquel  ü  est  souacrü.  II  y  est  inonci  st  cest 
avaiU  ou  aprhs  midi,  Ijie  Auslassung  eines  derartigen  Vermerks  —  sagt 
Cmanoni^  dicUonnaire  p,  291  n.  47  —  ferait  seulement  oonsidSrer  VassuroHce 
eomme  faüe  aprks  midi. 
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auf  die  von  dem  enteren  herrührende  Polize  den  Vermerk  unter 
Beif&gung  des  Datums  gesetzt  hätte,  ^^dass  er  auf  dasselbe  Risiko 
und  unter  denselben  Bedingungen  diese  oder  jene  Summe  ver- 
sichere**.   (Prot  Vn  S.  3048  f.) 

Als  Datum  der  an  verschiedenen  Tagen  abgeschlossenen  Ver- 
sicherungen, wo  über  diese  eine  gemeinsame  PoUze  ausgestellt  ist, 
dürfte  regelmässig  das  des  zuerst  zu  Stande  gekonmienen  Vertrags 
zu  betrachten  sein^  indem  die  späteren  Verü'äge  als  Accessionen 
des  ersten  anzusehen  sind  (Prot.  VII  S.  8058). 

6.  Die  Bestimmune,  dass  bei  einer  durch  mehrfache  Ver- 
sicherung entstandenen  Ueberversicherung  eine  g^eichmässige  Re- 
duktion der  verschiedenen  Beträfe  vorzunehmen  ist;  grein  nur 
PlatZ;  wenn  die  sämmtlichen  Assekuradeure  blos  diejenige  Summe 
gezeichnet  haben  ^  ;,welche  von  dem  Versicherten  gesucht  worden'' 
ist.  Anders  lie^  dagegen  die  Sache,  wenn  durch  die  Zeich- 
nungen der  Ässekuradeure  die  gesuchte  Summe  über- 
schritten ist.  In  diesem  Falle  sind  die  letzten  Zeichnungen, 
welche  und  so  weit  sie  den  gesuchten  Betrag  übersteigen  ,,nngültig 
und  wirkungslos'';  da  es  alsdann  an  dem  zu  jedem  Versicherungs- 
vertrage erforderlichen  Konsens  des  Versicherers  und  Versicherten 
fehlen  würde.    (Prot.  VII  S.  3051  f.) 

Art.  798. 

Wird  ein  Gegenstand,  welcher  bereits  mim  voUen  Werfhe  ver- 
sichert  ist^  nochmals  versichert,  so  hat  die  spätere  Versicherung  in- 
soweit keine  rechtliche  Geltung,  als  der  Gegenstand  auf  dieselbe  Zeit 
und  gegen  dieselbe  Gefähr  bereits  versichert  ist  (Doppelversicherung). 

Ist  durch  die  frühere  Versicherung  nickt  der  volle  Werth  ver- 
sichert^ so  gilt  die  spätere  Versicherung^  insoweit  sie  auf  dieselbe 
Zeit  und  gegen  dieselbe  Gefahr  genommen  ist,  nur  fOr  den  noch 
nicht  versicherten  Theil  des   nerthes. 

Die  Doppelversicherung,  d.  h.  die  spätere  Versicherung  des 
zum  vollen  Werthe  bereits  versicherten  Gegenstandes  ist  deshalb 
ungültig;  weil  es  beim  Abschluss  des  zweiten  Vertrags  an  einem 
versicherbaren  Interesse  fehlt.*) 


*)  Dae  Prinzip  des  Art.  792  etimmt  überein  mit  dem  Art.  359  des  Code 
de  commerce: 

8*11  exiaie  plueieure  corUrats  tCcueuranee  faxte  eane  fraude  eur  le  mime 
chargement,  et  que  le  premier  corUrat  aeeure  Ventikre  valeur  dee  effete  charg^e, 
il  eubgistera  seul.  Lee  aseureure  qui  ont  8tgn6  les  contrats  eubeiquente  eont 
lib^rie ;  üe  ne  regoiveni  que  demi  paur  cent  de  la  somme  aeeurie,  Si  Ventil 
valeur  des  effete  ehargia  iCeetpaeaeeurie  par  le  premier  contrat,  les  aseureurs, 
qtii  ont  signi  les  contrats  sitbsiqaents  rSpondent  de  VexcSdant  en  stUvant 
Vordre  de  la  date  des  contrats.  Das  gleiciie  Prinzip  galt  firiüier  in  England. 
Jetzt  aber  steht  es  dem  Yersicberten  bei  einer  durch  mehrfache  Assekarans 
entstandenen  Ueberversicherang  (abgesehen  vom  Falle  des  dolus)  frei,  nach 
seiner  Wahl  von  irgend  einem  der  Versicherer  Ersatz  des  ganzen  von  diesem 
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Art.  793. 

Die  spätere  Versicherung  hat  jedoch  ungeachtet  der  Eingehung 
der  früheren  Versicherung  rechtliche  Geltung: 

1,  wenn  bei  dem  Abschluas  des  späteren  Vertrages  niit  dem  Ver- 
sicheren- vereinbart  wird,  dass  demselben  die  Rechte  aus  der 
frilhereyh  Ve^'sichertmg  abzutreten  seien; 

2,  wenn  die  spätere  Versicherung  unter  der  Bedingung  ge- 
schlossen mrd,  dass  der  Versicherer  nur  insoweit  hafte,  als 
der  Versicherte  sich  an  dem  früheren  Versicherer  tcegen 
Zahlungsunfähigkeit  desselben  nicht  zu  erholen  vermöge  oder 
die  frfüiere  l'ersichert^ng  nicht  zu  Recht  bestehe; 

3,  wenn  der  frühere  Versicherer  mittelst  Verzichtanzeige  seinem- 
Verpflichtung  insoweit  entlassen  wird,  als  zur  Vermeidunri 
einer  Doppelvcrsicherung  nöthig  ist,  und. der  spätere  Versicherer 
bei  Eingehung  der  späteren  Versichenoig  hiervon  benachrichtigt 
loird.  Dein  frülieren  Versichei-er  gebührt  in  diesem  Falle, 
obschon  ei^  von  seiner  Verpflichtung  befreit  tcird^  gleichcohl 
die  volle  Prämie, 

1.  Die  mehrfache  Versicherung  ist  nach  Art.  792  und  de 
Natur  des  Versicherungsvertrags  gemäss  nur  insofern  unstatthaft, 
als  dadurch  eine  Versicherung  über  den  wahren  Werth  des  ver= 
sicherten  Gegenstandes  und  demgemäss  eine  Bereicherung  des  Ver- 
sicherten herbeigeführt  wird.  Hierdurch  erhalten  die  Fälle  einer 
statthaften  mehrfachen  Versicherung,  welche  Art.  793  aufführt, 
ihre  Erklärung.  Abgesehen  von  dem  Falle  der  Ziff.  2,  in 
welchem  in  Wahrheit  gar  keine  mehrfache  Versicherung  eines  und 
desselben  Interesses  vorliegt,  sondern  die  zweite  Assekuranz  eine 
Versicherung  der  Solvenz  des  Versicherers  ist,  oder  die  spätere 
Versicheining  in  Wahrheit  die  erste  ist,  weil  die  frühere  nicht  zu 
Recht  besteht,  erklärt  das  Gesetz  die  zweite  Versicherung  fiir 
gültig  unter  der  Bedin^ng,  dass  die  aus  dem  ersten  Versicherungs- 
vertrage für  den  Versicherten  hervorgehenden  Ansprüche  aufgegeben 
werden,  und  zwar  entweder  zu  Gunsten  des  ersten  Versicherers 
oder  zu  Gunsten  des  neuen  Versicherers  vermittelst  einer  Cession. 
Letzteres  ist  der  Gegenstand  der  Ziff.  1,  Ersteres  der  der  Ziff.  3. 
Die  Hamburger  Kommission  statuirte  diese  beiden  Möglichkeiten, 
Cession  und  einseitige  Verzichtserklärung,  weil,  wie  auf  der  Kon- 


versicherten Verlustes  zu  beanspruchen.  Dem  in  Anspruch  genommenen 
bleibt  es  dann  überlassen,  von  den  übrigen  Assekui*adeuren  pro  rata  Wieder- 
eretattunff  der  von  ihm  bezahlten  Summe  zu  fordern:  Amould  I p.  310  squ. 
In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  wo  auch  die  Regel  des  jetzigen 
englischen  Recnts  herrschend  war,  wird  in  neuerer  Zeit  durch  besondere 
Klauseln  in  den  Versicherungs-Bedingungen  das  im  Code  enthaltene  Prinzip, 
wonach  die  Versicherer  nach  dem  Datum  ihrer  Unterschriften  herangezogen 
werden,  zur  Geltung  gebracht:  Kent,  commetUaries  III  p,  280  9qu. 
Lewis,  Seerecht.  II.  14 
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ferenz  hervorgehoben  wurde,  „der  erste  Weg  durch  den  zweiten 
nicht  vollkommen  ersetzt  werde,  indem  er  dem  Versicherten  die 
Aussicht  eröffne,  die  spätere  Versicherung  unter  günstigeren  Be- 
dingungen abzuschliessen ,  als  auf  dem  zweiten  Wege  möglich  sei'^ 
(Prot.  VII  S.  3043). 

2.  Die  passive  Fassung  ist  gewählt  worden,  um  anzu- 
deuten, dass  wenn  es  auch  bei  einer  Versicherung  fiir  fremde 
Rechnung  Fälle  gäbe,  in  denen  der  Versicherungsnehmer  auf  die 
aus  dem  ersten  Versicherungsvertrage  für  den  Versicherten  hervor- 
gehenden Rechte  verzichten  dürfe,  man  demselben  doch  nicht  ohne 
Weiteres  diese  Befugniss  einräumen  könne,  „wenn  die  erste  Ver- 
sicherung im  Auftrage  des  Versicherten  geschlossen  oder  von 
diesem  bereits  genehmigt  worden"  sei.     (Prot  VIII  S.  4259  f.) 

3.  Die  Gültigkeit  der  unter  der  Bedingung  der  Ziff  2 
abgeschlossenen  Versicherung  ist  nicht  davon  abhängig,  dass  frucht- 
los Exekution  in  das  Vermögen  des  ersten  Versicherers  vollstreckt 
worden  ist,  und  dies  Seitens  des  Versicherten  nachgewiesen  wird. 
Vielmehr  steht  es  den  Parteien  des  neuen  Versicherungsvertrageä 
zu,  in  eben  diesem  zu  bestimmen,  unter  welchen  Voraussetzungen 
die  Zahlungsunfähigkeit  des  ersten  Versicherers  anzunehmen  ist 
In  Ermangelung  von  solchen  ist  es  Sache  des  Richters  aus  den 
gesammten  Umständen  des  jeweiligen  Falls  die  Frage  zu  beant- 
worten, ob  der  Versicherte  sich  an  den  früheren  Versicherer  wegen 
Zahlungsunfähigkeit  desselben  nicht  zu  erholen  vermochte.  (Prot. 
Vn  S.  3043  f.  VIII  S.  4261  f.) 

4.  Nach  ZifF.  3  braucht  der  Verzicht,  durch  welchen  die 
spätere  Versicherung  gültig  werden  soll,  nicht  sich  auf  die  sänunt- 
lichen  Ansprüche  zu  beziehen,  welche  aus  der  früheren  Ver- 
sicherung sich  für  den  Versicherten  ergeben,  sondern  nur  so  weit, 
als  es  nöthig  ist,  damit  die  beiderseitigen  Versicherungen  zusammen 
nicht  den  Versicherungswerth  übersteigen.  So  kann  sich  z.  B.  der 
Versicherte  die  bereits  begründeten  Entschädigungsansprüche  vor- 
behalten und  nur  wegen  der  künftig  eintretenden  Schäden  den 
früheren  Versicherer  seiner  Verpflichtungen  entlassen.  (Prot.  VH 
S.  3133  f.  Vni  S.  4260.) 

Art.  794. 

Im  Falle  der  Doppelversicherung  hat  nicht  die  zuerst  genommen*!, 
sondern  die  später  genommene  Versicherung  rechtliche  Geltung,  vteiin 
die  frühere  Versicherung  für  fremde  Rechnung  ohne  Auftrag  gt- 
nommen  ist ,  die  spätere  dagegen  von  dem  Versicherten  selbst  gi- 
nommen  wird^  sofern  in  einem  solchen  Falle  der  Versicherte  ent- 
weder hei  Eingehung  der  späteren  Versicherung  von  der  frülieren  noch 
nicht  unterrichtet  tvar  oder  bei  Eingehung  der  späteren  Versicherung 
dem  Versicherer  anzeigt,  dass  er  die  frühere  Versicherung  zurüchccise^ 

Die  Rechte  des  früheren  Versicherers  in  Ansehung  der  Frame 
bestimmen  sich  in  diesen  Fällen  nach  den  Vorschriften  der  Art,  900 
und  901. 


V 
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L  Die  Bestimmung  des  Artikels^  dass  wenn  eine  Versicherung 
fiir  fremde  Rechnung  ohne  Auftrag  genommen  ist^  der  Versicherte 
selbst  einen  yoUkommen  gültigen  Assekuranzvertrag  eingehen  darf, 
80  lange  er  von  jener  für  ihn  genommenen  Versicherung  nichts 
weisS;  folgt  aus  der  Natur  der  hierbei  in  Betracht  kommenden 
RechtBYerhältnisse.  Einerseits  kann  nämlich  ein  Jeder  ein  ihm 
zustehendes  Interesse  versichern,  andererseits  kann  Niemandem  ein 
Rechtsverhältniss  aufgedrängt  werden.  Dass  dieser  Satz  auch  auf 
die  Versicherung  fiir  fremde  Rechnung  Anwendung  findet,  ist  schon 
oben  bemerkt  (ö.  197).  Berührt  aber  die  vom  Versicherungsnehmer 
genommene  Versicherung  den  Versicherten  vorläufig  gar  nicht,  so 
ist  die  von  diesem  selbst  eingegangene  Versicherung  vollkommen 
gültig.  In  Folffe  hiervon  darf  aber,  dem  Art.  792  gemäss,  der 
Versicherte  nicht  etwa  unter  Aufgeben  der  von  ihm  selbst  ein- 
gegangenen Versicherung  sich  später  für  die  des  Versicherungs- 
nehmers entscheiden;  denn  diese  letztere  würde  vom  Standpunkt 
des  Versicherten  als  die  spätere  betrachtet  werden  müssen. 

Ganz  dasselbe  sollte  in  dem  Falle  gelten,  wenn  dem  Versicher- 
ten die  Abschliessung  der  Versicherung  Seitens  des  Versicherungs- 
nehmers zwar  bekannt  geworden,  von  ihm  aber  nicht  genehmigt 
worden  wäre.  Hier  hat  aber  das  Gesetz,  um  eine  betrügerische 
Handlungsweise  des  Versicherten  unmöglich  zu  machen,  die  nach- 
trägliche gültige  Eingehung  einer  Versicherung  durch  diesen  von 
einer  ausdrücklichen  und  dem  neuen  Versicherer  angezeigten  Zu- 
rückweisung der  ersteren  Versicherung  abhängig  gemacht.  Dass 
die  Zurückweisung  auch  dem  Versicherungsnehmer  angezeigt  werde, 
verlangt  das  Gesetzbuch  nicht,  weil  hierin  —  wie  auf  der  Ham- 
burger Konferenz  ausgeführt  wurde  —  eine  grosse  Belästigung  für 
den  Versicherten  liegen  würde,  und  es  einer  solchen  Anzeige  nicht 
bedarf,  um  Betrügereien  zu  vermeiden.  Weiss  „der  zweite  Ver- 
sicherer einmal,  dass  das  von  ihm  zu  versichernde  Interesse  schon 
durch  eine  ältere  .Versicherung  gedeckt"  ist,  so  kann  er  in  der 
Folge  durch  eine  Erkundigung  über  das  Schicksal  der  ersten  Ver- 
sicherung dem  vorbeugen,  dass  der  Versicherte  für  denselben 
Schaden  zweimal  Ersatz  erhalte  (Prot  VIII  S.  4282). 

2.  Auf  den  Fall,  wo  der  Versicherte  von  dem  Zu- 
standekommen der  auf  seinen  Auftrag  von  einem  An- 
deren eingegangenen  Versicherung  nicht  unterrichtet 
ist,  findet  die  Bestimmung  des  Artikels  keine  Anwendung,  weil, 
was  der  Mandatar  im  Auftrag  des  Mandanten  thut,  eben  so  anzu- 
sehen ist,  „wie  wenn  es  der  Mandant  selbst  vorgenommen  hätte". 
Auch  könnten  aus  einer  Anwendung  der  gedachten  Bestimmung 
sehr  erhebliche  praktische  Verwickelungen  hervorgehen,  z.  B. 
„wenn  der  Versicherte  den  Auftrag  zum  Abschluss  der  Versicherung 
auch  deshalb  ertheilt"  hat,  „um  dem  Versicherungsnehmer  für 
seine  Vorschüsse  und  dgl.  Sicherheit  zu  geben".  Die  Interessen 
des  Versicherten,  der  vielleicht  deshalb  eine  neue  Versicherung 
nehmen  will,  „weil  ihm  noch  keine  Kunde  darüber  zugegangen,  ob 

14* 
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sein  Auftrag  ausgeführt  sei",  und  weil  er  Zweifel  hegt,  „ob  der- 
selbe überhaupt  rechtzeitig  ausgeführt  werde",  leiden  hierdurch 
nicht.  Demselben  ist  nämlich  durchaus  nicht  die  Möglichkeit  ge- 
nommen,  selbst  eine  Versicherung  zu  nehmen.  Nur  muss  er  dies 
unter  der  Bedingung  thun,  „wenn  er  nicht  schon  gedeckt  sei",  oder 
wenn  er  den  Vertrag  unbedingt  abschliessen  \^t11,  auf  die  Asseku- 
ranz des  Versicherungsnehmers  verzichten.    (Prot.  VIII  S.  4579  t'.i 

3.  Die  Frage,  wie  sich  das  Verhältniss  zwischen  dem 
Versicherungsnehmer  und  dem  Versicherten  dadurch 
gestaltet,  dass  der  letztere  nachträglich  selbst  eine  Versicheruug 
abschliesst,  ist  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  zu  beantwoi*ten. 
Hierbei   ist    natürlich    massgebend    das   besondere,    zwischen   den 

fenannten  Personen  bestehende  Rechtsverhältniss,  insbesondere  der 
Imstand,  ob  zwischen  denselben  eine  Geschäftsverbindung  bestanil 
oder  nicht.  Hierdurch  kann  der  Versicherte  auch  verpflichtet  sein, 
dem  Versicherungsnehmer  von  der  Zurückweisung  der  durch  diesen 
für  ihn  eingegangenen  Versicherung  Kenntniss  zu  geben,  eventuell 
den  Schaden  zu  ersetzen,  der  durcii  Nichtbeobachtung  dieser  Vor- 
schrift für  den  Versicherungsnehmer  erwachsen  ist. 

Art,  795. 

Sind  mehrere  Versicherungen  gleichzeitig  oder  nach  einander 
geschlossen  worden,  so  hat  ein  späterer  Verzicht  auf  die  gegen  dut 
einen  Versicherer  begründeten  Rechte  keinen  Einfluss  auf  die  Eechtf 
und  Verpflichtungen  der  übrigen  Versicherer. 

Den  Versicherem  können  selbstverständlich  durch  eine  ein- 
seitige Handlung  des  Versicherten  nicht  grössere  Lasten  auferlegt 
werden,  als  sie  nach  den  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Ver- 
sicherungsvertrages bestehenden  Verhältnissen  übernommen  haben. 
Bei  gleichzeitigem  Abschluss  mehrerer  Assekuranzverträge  kann 
daher  der  Prozentsatz,  den  jeder  Vemcherer  durch  das  Zeichnen 
einer  Summe  (mag  eine  Reduktion  nach  Art.  791  nothwendig  g^ 
worden  sein  oder  nicht)  von  dem  zukünftigen  Schaden  übernommen 
hat,  nicht  dadurch  vom  Versicherten  vergrössert  werden,  dass  er 
einen  oder  mehrere  der  Versicherer  ihrer  Verbindlichkeit  entlässt. 
Haben  beispielsweise  die  vier  Versicherer  A.,  B.,  C,  D.,  40,00<), 
30,000,  20,000  und  10,000  M.  übernommen,  so  dass  also  A.  40'\„ 
B.  30<>/o,  C.  20  %  und  D.  10%  des  ein^tretenen  Schadens  zu 
tragen  haben,  so  werden  dadurch,  dass  der  Versicherte  den  B. 
seiner  Verbindlichkeit  entlässt,  die  der  übrigen  nicht  vergn'issert 
Tritt  also  hiemach  ein  Schaden  im  Betrage  von  10,000  M.  ein,  so 
würde  A.  4000  M.,  C.  2000  M.,  D.  1000  M.  zu  zahlen  haben,  wegen 
der  übrigen  3000  M.  würde  der  Versicherte  ungedeckt  sein.  Wären 
mehrere  Versicherungen  hintereinander  genommen,  z,  B.  in  der 
Weise,  dass  A.  80,000  M.,  B.  40,000  M.,  C.  80,000  M.  übernommen 
hätten,  und  betrüge  der  Versicherungswerth  100,000  M.,  so  dass 
die  von  C.  übernommene  Versicherung  vollständig  ungültig,  die  von 
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B.  übernommene  nur  bis  zum  Betrage  von  20,000;  also  zu  20  % 
des  eintretenden  Schadens  gültig  wäre,  so  würde  hieran  auch 
dadurch  nichts  geändert,  dass  der  Versicherte  nachträglich  den  A 
seiner  Verbindlichkeit  entliesse.  Bei  einem  Verluste  von  10,000  M. 
würde  daher  der  Versicherte  nur  den  B  auf  Höhe  von  2000  M.  in 
Anspruch  nehmen  dürfen.  Natürlich  kann  der  Versicherte  an  Stelle 
der  aufgegebenen  eine  neue  Versicherung  nehmen. 

Art.  796. 

Wenn  die  Versicherungssumme  den  Versicherungswerth  nicht 
irreicht,  so  haftet  der  Versicherer  im  Falle  eines  theilweisen  Schadens 
für  den  Betrag  desselben  nur  nach  Verhältniss  der  Versicherungs- 
mmme  zum  Versicherungswerth. 

Wenn  das  Versicherungsobjekt  zwar  ganz,  aber  nicht  zu  seinem 
vollen  Werthe  versichert  ist,  die  Versicherungssumme  vielmehr 
hinter  dem  Versicherungswerthe  zurückbleibt,  so  hat  bei  eintreten- 
dem Totalverlust  der  Versicherer  die  volle  Versicherungssumme  zu 
zahlen.  Dagegen  entsteht  bei  einem  Partialverlust  die  Frage,  ob 
in  £rmangelung  einer  besonderen,  dahin  gehenden  Verabredung 
der  Assekuradeur  „fiir  das  Interesse  des  Versicherten  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Verhältniss,  in  welchem  die  Versicherungssumme 
ziun  Werth  des  Versicherungsgegenstandes"  steht,  bis  auf  den 
Betrag  der  Versicherungssumme  hafte,  oder  ob  er  für  den  Schaden 
j,nur  nach  Verhältniss  der  Versicherungssumme  zum  Werth  des 
Versicherungsgegenstandes  einstehen  müsse^'.  Die  zweite  Alter- 
native ist  die  einzig  richtige.  Bleibt  nämlich  die  Versicherungs- 
summe hinter  dem  Versicherungswerth  zurück,  so  hat  dies  oen 
Sinn,  dass  der  Versicherte  nur  für  einen  Theil  des  Risikos  Deckung 
in  der  Versicherung  sucht,  den  anderen  Theil  durch  einen  anderen 
Versicherer  tragen  lassen  resp.  selbst  tragen,  oder  wie  man  daftir 
in  den  betreffenden  Kreisen  zu  sagen  pflegt,  für  denselben  Selbst- 
versicherer sein  will.  Es  kann  daher  auch  ftir  das  Haften  des 
Versicherers  keinen  Unterschied  begründen,  ob  ein  Totalverlust 
oder  Partialschaden  vorliegt.  Das  H.Gr.B.  hat  daher  mit  den 
übrigen  neueren  Versicherungsgesetzen*)  diese  zweite  Alternative 
zur  Geltung  gebracht  (Vgl.  Prot.  VII  S.  3000.  Voigt,  Neues 
Archiv  II  S.  472  ff.)  Beträgt  also  der  Versicherungswerth  10,000  M., 
die  Versicherungssumme  5000  M.,  d.  h.  eben  50®/o  des  Versiche- 
ningswerthes,  und  der  eingetretene  Schaden  5000  M.,  so  vergütet 
der  Versicherer  2500  M.**) 


*)  S.  für  das  französische  Recht  Gaujet  et  Merger,  dictionnaire  I  p.ö*14 
tqu,  n.  313;  für  das  englische  Amould  I  p,  2$2  squ.  p,  313  squ.  Vgl.  über- 
liaupt  Voigt,  Neues  Archiv  II  S.  480  ff. 

**)  In  den  Allg.  Seeversicherangs-Bedingnngen  lautet  der  diesem  Artike 
entsprechende  5  15:  Wenn  diti  Versicherungssumme  den  Versicherungswerth 
nicht  erreicht ,    oder   xcenn  sie  im  Falle  einer  taxirten  Polize   (s,  §  16 J  nur 
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Art.  797. 

Wird  durch  Vereinbarung  der  Parteien  der  Versicherungstcerth 
auf  eine  bestimmte  Summe  (Taxe)  festgestellt  (taxirte  Polize),  so  ist 
die  Taxe  unter  den  Parteien  für  den  Versichefiingswerth  mass- 
gebend. 

Der  Versicherer  ist  jedoch  befugt ,  eine  Herabsetzung  der  Taxe 
eu  fordern,  wenn  er  beweist,  dass  dieselbe  wesentlich  übersetzt  sei; 
ist  imaginärer  Gewinn  taxirt^  so  hat  er  im  Falle  der  Anfechtung 
der  Taxe  zu  beweisen,  dass  dieselbe  den  zur  Zeit  des  Abschlusses 
des  Vertrages  nach  Jcaufmännischer  Be^-echnung  möglicher  Weise  zu 
erwartenden  Gewinn  überstiegen  habe,  \ 

Eine  Polize  mit  der  Bestimmung:  „vorläufig  taxirt"  tvird,  so 
lange  die  Taxe  nicht  in  eine  feste  verwandelt  ist,  einer  nicht  tuxirtm 
Polize  (offenen  Polize)  gleichgeachtct. 

Bei  der  Versicherung  von  FracJit  ist  die  Taxe  in  Bezug  auf 
einen  von  dem  Versicherer  zu  ersetzenden  Schaden  nur  dann  mass- 
gebend, wenn  dieses  besonders  bedungen  ist. 

1.  An  und  für  sich  würde  der  Versicheningswerth  durch  sach- 
verständiges Ermessen  festzustellen  sein.  Es  ist  Jedoch  auch  ein 
Veiirag  der  Parteien  darüber,  «wie  hoch  im  Fall  eines  Unglücks 
der  Werth  des  Versicherungsobiekts*)  angenommen  werden"  soll  in 
Gestalt  einer  s.  g.  Taxe  desselben  zulässig.  Und  zwar  sind  solche 
Vereinbarungen  nicht  nur  j^n  Ansehung  des  Werths  von  körper- 
lichen, der  öee  anvertrauten  Sachen,  an  welchen  der  Versicherte 
im  konkreten  Fall  ein  Interesse"  hat  ,,also  von  Schiff  und  Ladung^' 
zulässig  y  sondern  in  Ansehung  des  Werths  des  Gegenstandes  der 
Versicherung  ganz  im  Allgemeinen,  und  als  solcher  sind  „auch 
unkörperliche,  wie  z.  B.  die  Fracht,  Kommissionsgebühren  u.  s.  w. 
anzusehen".  Dies  folgt,  abgesehen  davon,  dass  es  als  die  Ansicht 
der  Hamburger  Kommission  deutlich  ausgesprochen  wurde  (Prot  VII 
S.  3061—3064),  aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes.  Dasseloe  erklärt 
fiir  zulässig  Vereinbarungen  über  die  Höhe  des  Versicherungs- 
werths;  und  als  Versicherungswerth  bezeichnet  es  den  vollen 
Werth  des  versichertep  Gegenstandes  (Art  790),  ohne  zu  unter- 
scheiden zwischen  körperUchen  und  unkörperlichen  Gegenständen**). 


einen  Theil  des  Taxbelaufes  ausmacht,  so  haflet  der  Versicherer  im  Fall 
eines  eintretenden,  ihm  znr  Last  kommenden  Schadens  für^  dtn  Betrag  dei' 
selben  nur  nach  Verhältniss  der  Versicherungssumme  zum  Versicherungstcerth 
resp.  zur  Polizentaxe. 

•)  Korrekter  wäre  es  wohl  gewesen,  den  Abs.  1  so  zu  fassen:  „Wird 
durch  Vereinbarung  der  Parteien  der  Werth  des  versicherten  Gegenstands 
auf  eine  bestimmte  Summe  (Taxe)  festgestellt  (taxirte  Polize),  so  ist  die  Taxe 
unter  den  Parteien  für  den  Versicheningswerth  massgebend /*  Denn  nach  der 
Legaldefinition  ist  der  Versicherungswerth  der  volle  Werth,  d.  h.  durch  sach- 
verständige Abschätzung  zu  ermittelnde  Werth  des  Gegenstands. 

**)  Eine  taxirte   Polize   lautet  z.  B.  folgendermassen :  —  „versichern  — 
30,000  M.   auf  Kasko  taxirt  30,000  M.  des  deutschen  Schiffs  genannt  u.  s.  w. 
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Die  Taxe  gewährt  dem  Versicherten  den  Vortheil,  dass  er  des 
Beweises  des  Versicherungswerths  überhoben  ist.  Wann  eine  Ver- 
einbarung der  Parteien  vorhanden,  ist  quaestio  facti.  Selbst- 
verständlich wird  ein  Einverständniss  „über  die  Wichtigkeit  und 
Verbindlichkeit  der  Werthangabe"  vorausgesetzt  (Prot.  VII 
S.  3068). 

2.  Die  in  der  angegebenen  Weise  festgestellte  Taxe,  der  ver- 
einbarte Werth  tritt  vollständig  an  die  Stelle  des  wirklichen  Ver- 
sicherungswerths. Diese  wird  aber  nur  unter  den  Parteien 
fiir  massgebend  erklärt;  d.  h.  sie  ist  lediglich  massgebend  für  den 
Versicherer  und  den  Versicherten.  Dieselbe  ist  z.  B.  „für  das 
Verhältniss  des  letzteren  zu  einem  zweiten  Versicherer  bei  Beur- 
theilung  der  Frage  nicht  entscheidend",  ob  „die  erste  Versicherung 
schon  den  ganzen  Werth  des  versicherten  Interesses  decke,  und  die 
zweite  Versicheining  deshalb  als  unstatthafte  Doppelversicherung 
erscheine,  oder  ob  letztere  als  Deckung  eines  durch  die  erste  Ver- 
sicherung ungesichert  gebliebenen  Werths  gültig  sei."  (Prot.  VII 
S.  3135.) 

3.  Dass  der  Versicherer  befugt  ist,  Herabsetzung  der  Taxe 
wegen  wesentlicher  Uebersetzung  derselben,  d.  h.  Ueber- 
schreitung  des  wirklichen  Werthes  des  Versicherungsobjekts  zu 
fordern,  geht  aus  der  Natur  des  Assekuranz  Vertrages  hervor.  In 
dem  Begriffe  eben  dieses  liegt  es,  dass  ein  Schaden  ersetzt  werden 
soll,  „wo  und  soweit  also  kein  Schaden  vorhanden",  da  fehlt  es 
an  der  wesentlichsten  Voraussetzung  des  Assekuranz  Vertrags. 
Daraus  folgt,  dass  die  Kontrahenten  einen  „gültigen  Versicherungs- 
vertrag über  eine  höhere  Summe,  als  der  wirkliche  Schaden  oes 
Versicherten  beträgt,  gar  nicht  eingehen  können",  und  dass  „man 
die  Anfechtung  einer  dessenungeachtet  eingegangenen  Verein- 
barung dieser  Art  schon  wegen  des  blossen  Uebermasses  der  ver- 
tragsmässigen  Taxe  gestatten"  muss,  selbst  wenn  weder  ein  Betrug 
noch  ein  Irrthum  der  Kontrahenten  vorliegt.  Wie  eine  Assekuranz 
unverbindlich  ist,  bei  der  es  dem  Versicherer  „an  jedem  Interesse 
bezüglich  des  den  Seegefahren  ausgesetzten  Gegenstandes  fehlt,  so 
müssen  auch  Assekuranzen,  „bei  denen  ein  solcher  Mangel  theil- 
weise  vorhanden"  ist,  auch  „rücksichtlich  des  betreffenden  Theils" 
als  unverbindlich  gelten.  Und  zwar  trifft  dieser  Satz  um  so  mehr 
zu,  als  die  Taxen  gewöhnlich  nicht  erst  „nach  vorheriger  Besich- 
tigung und  Untersuchung"  des  betreffenden  Gegenstandes  oder  unter 
solchen  Umständen  zu  Stande  kommen,  dass  die  Kontrahenten  ein 
Urtheil  über  den  wahren  Werth  der  Sache  hätten ;  die  Versicherer 
vielmehr  häufig  die  Erklärung  des  Versicherten,  „dass  das  Ver- 
Bicherungsobjekt  diesen  oder  ]enen  Werth  hal)e",  auf  Treu  und 
Glauben  hinnehmen.    (Prot.  Vll  S.  3064—3068.) 

Dass  die  Anfechtung  nicht  wegen  jeder  geringfügigen  Ueber- 
schreitung  des  wahren  Werths  zulässig,  ist  eine  in  den  Anschau- 
ungen  des  Verkehrs  begründete  Anwendung  des  Satzes:  minima 
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non  curat  praetor.  Ob  aber  die  Ueberschreitung  eine  wesentliclie, 
entscheidet  richterlicheB  Ermessen^  welch'es  sich  natürlich  auf  eio 
sachverständiges  Gutachten  zu  stützen  hat. 

4.  Die  Herabsetzung  der  Taxe  hat  keinen  Einflnss 
auf  das  bisher  bestandene  Verhältniss  zwischen  der 
Versicherungssumme  und  der  Taxe.  Wenn  also  z.  B.  bei 
einer  Taxe  von  5000  M.  die  Versicherungssumme  2000  M.  d.  h, 
40  ^/o  der  Taxe  betraf,  so  hat  der  Versicherer,  wenn  er  die  Herab- 
setzung der  Taxe  aut  2000  M.  erwirkt,  bei  einem  Totalverlast  nur 
800  M.  zu  zahlen.  Der  örund  ist  darin  zu  suchen,  dass  die  Ver- 
sicherungssumme nicht  nur  die  Maximalsumme  ausdrückt,  welche 
der  Versicherer  bei  eingetretenem  Schaden  zu  zahlen  hat,  sondern 
auch  durch  ihr  Verhältniss  zum  Versicherungswerth  die  Ouote  des 
Schadens  angiebt,  welche  der  Versicherer  übernimmt  Eine  Partial- 
Versicherung  liegt  also  nicht  nur  dann  vor,  wenn  der  Versicherer 
eine  bestimmte  Quote  des  Schadens  übernonmien,  sondern,  wie  dies 
Art.  796  hervorhebt,  in  gleicher  Weise  wenn  die  vom  Versicherer 
gezeichnete  Versicherungssumme  den  Versicherungswerth,  also  auch 
oie  Taxe  nicht  erreicht.  Der  citirte  Artikel  trifft  diese  Bestimmong 
ausdrücklich  zwar  nur  für  den  Fall  eines  eingetretenen  theilweisen 
Schadens,  allein  lediglich  deshalb,  weil  es  bei  einem  Totalverlust^ 
wobei  —  im  Falle  einer  Unterversicherung  —  der  Versicherer  die 
ganze  Versicherungssumme  zu  zahlen  hat,  ohne  jedes  Interesse  ist, 
zu  konstatiren,  wie  viel  Prozent  des  Versicherungswerthes  dieselbe 
ausmacht. 

Hierbei  kann  es  auch  keinen  Unterschied  begründen,  ob  die 
Unterversicherung  auf  den  Willen  des  Versicherungsnehmers  oder 
des  Versicherers  zurückzuführen  ist,  denn  es  kommt  natürlich  nicht 
in  Betracht,  ob  ersterer  nur  für  eine  Quote  des  Schadens  Ver- 
sicherung nehmen  oder  letzterer  nur  eine  Quote  des  Schadens  ver- 
sichern will.  Eben  so  wenig  ist  es,  da  die  Motive  einer  Handlung 
für  die  rechtliche  Beurtheilung  derselben  gleichgültig  sind,  von 
Einfluss,  auf  welchen  Beweggründen  die  Unterversicherung  beruhte, 
ob  der  Versicherungsnehmer  an  der  Prämie  sparen  wollte,  oder 
im  Interesse  seiner  eigenen  Sicherung  die  Absicht  hatte,  bei  noch 
anderen  Personen  Versicherung  zu  nehmen,  oder  ob  der  Versicherer 
ein  so  grosses  Risiko,  wie  es  in  der  vom  Versicherungsnehmer 
geforderten  Summe  lag,  nicht  laufen  wollte,  oder  die  ganze  gefor- 
derte Versicherungssumme  zu  übernehmen  sich  weigerte,  weil  er 
Bedenken  in  die  Richtigkeit  der  Taxe  setzte,  dodi  aber  nicht 
geradezu  auf  Beseitigung  derselben  dringen  wollte.  Daher  würde 
der  Versicherer,  auch  wenn  er  aus  dem  letzteren  Grunde  eine 
geringere  Summe  als  die  Taxe  gezeichnet  hätte,  dock  nachträglich 
eine  Herabsetzung  der  Taxe  fordern  und  dadurch  auch  eine  Re- 
duktion der  von  ihm  gezeichneten  Versicherungssumme  herbeifuhren 
können.  Das  in  Rede  stehende  Prinzip  ist  gegen  ein  Erkenntnis« 
des  Hamburger  Handelsgerichts  vom  1.  September  1853  und  des 
Hamburger  Obergerichts   vom    7.    November   1853  eingehend  be- 
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gründet  worden  von  Voigt  im  Neuen  Archiv  für  Handelsrecht  II 
ä.  472  ff.  Jetzt  ist  dasselbe  auch  ausdrücklich  ausgesprochen 
worden  von  den  AUg,  Seeversicherungs-Bedingungen*). 

5.  Für  die  Versicherung  des  imaginären  Gewinns 
hatte  der  Preussische  Entwurf  (Art.  607)  ein  Maximum  gesetzt, 
nämlich  10  %  Aufschlag  zum  wirklichen  Werthe  der  Waaren;" 
eben  so  die  entsprechende  Bestimmung  des  vom  Referenten  der 
Hamburger  Kommission  ausgearbeiteten  uncl  den  Berathungen  dieser 
letzteren  zu  Grunde  gelegten  Entwurfs  der  allgemeinen  Grund- 
sätze des  Seeversicherungsrechts  (§  9)^  nur  dass  hier  die  Ver- 
sicherung eines  höheren  Betrags  „unter  der  Bedingung  des  dem 
Versicherten  obliegenden  Beweises'^  zugelassen  wurde,  „dass  der 
höhere  Gewinn  erlangt  sein  würde"  (Prot.  VII  S.  2987).  Die 
Kommission  selbst  sah  von  der  Aufstellung  eines  solchen  Maximums 
ab;  überliess  einerseits  den  Kontrahenten  unbeschränkt  „die  Ver- 
einbarung über  die  Höhe  des  zu  versichernden  Gewinns^';  gestat* 
tete  aber  andererseits,  ganz  wie  bei  den  anderen  Versicherungs- 
objekten die  Anfechtung  der  Taxe  wegen  wesentlicher  Uebersetzt- 
heity  erklärte  jedoch  für  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  Taxe 
wesentlich  übersetzt  sei,  fär  massgebend  nicht  ,,die  Zeit  der  An- 
kunft der  Waare  im  Bestimmungsort^,  auch  nicht  den  Umstand, 
„ob  der  Versicherte  den  taxirten  Gewinn  wirklich  gemacht  haben 
würde",  sondern  zutreffender  Weise  den,  „ob  der  versicherte  zur 
Zeit  des  Abschlusses  der  Versicherung  den  taxirten  Gewinn  ver- 
nünftiger Weise  erwarten  konnte  oder  nicht"  fProt.  VII  S.  3094 
—  3098).  Ueber  Letzteres  entscheidet  natürlicn  sachverständiges 
Ermessen.  Ganz  dasselbe,  wie  hinsichtlich  des  imaginären  Gewinns 
gilt  „in  Fällen  versicherter  Provision,  sowie  sonstiger  Vortheile, 
welche  von  Gegenständen^  die  der  Seegefahr  ausgesetzt  sind, 
erwartet  werden«"  So  bestimmen  auch  ausdrücklich  die  AUg.  See- 
versicherungs-Bedingungen §  16  Abs.  3. 

6.  Durch  den  Satz:  „so  lange  die  Taxe  nicht  in  eine 
feste  verwandelt  ist"  im  Abs.  3  soll  ausgedrückt  werden,  dass 
wenn  die  „vorläufig  taxirte"  Polize  in  eine  feste  verwandelt,  dies  so 
anzusehen  ist,  als  sei  von  vom  herein  eine  taxirte  Polize  vereinbart 
gewesen  (Prot.  VH  S.  3070). 

7.  Die  Bestimmung  des  letzten  Absatzes  des  Artikels 
wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  folgendermassen  begründet. 
In  den  Polizen  über  Frachtversicherungen  würden  „in  der  Regel 
gewisse  Summen  als  Taxe  der  Fracht  oezeichnet ,  ohne  dass  die 
Kontrahenten  wirklich  die  Absicht  hätten,  dadurch  den  Betrag  der 
Fracht,    der  unter  allen  Umständen  massgebend  sein  würde,  fest- 


*)  Allg.  Seeversich.  Bed.  §  16  Aba.  2:  Der  Versicherer  ist  jedoch  he- 

fugty  eine  Herabsetzung  der  Taxe  zu  fordern,  wenn  er  beweist^  dass  dieselbe 

wesentlich  übersetzt  sei.    Das  durch  das  Verhältniss  der  Versicherungssumme 

«ur  Taxe '  bestimmte  Mass   der    Verbindlichkeit  des    Versicherers   (s,  §  25 J 

bleibt  im  Falle  einer  Herabsetzung  der  Taxe  unverändert. 
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zustellen.  Dies  geschehe  theils  vielleicht  blos^  weil  die  Polizen- 
Formulare  dazu  Veranlassuiig  gäben,  theils  zu  dem  Zwecke,  um 
die  Summe  festzustellen,  nach  welcher  die  Versicherungsprämie 
berechnet  werden  solle."  Daher  könne  man  die  in  der  Pohze  an- 
gegebene Taxe  nur  dann  als  den  vereinbarten  Versicherungswerth 
ansehen,  wenn  es  ;,unzweifelhaft  ausgemachte^  sei,  dass  sie  diese 
Bedeutung  haben  solle.  (Prot.  VII  S.  3518.)  Ob  dies  aber  im 
konkreten  Falle  anzunehmen,  ist  Interpretationsfrage.  In  jeder 
anderen  Beziehung,  als  hinsichtlich  der  Entschädigungspflicht  des 
Versicherers  ist  die  Taxe  stets  massgebend,  so  z.  B.  fiir  die  Be- 
rechnung der  Prämie  (Prot.  VIII  S.  4268  f.). 

In  den  Allg.  Seeversicherungs  -  Bedin^ngen  ist  die  zuletzt 
betrachtete  Bestimmung  des  Art.  797  durch  folgenden  Satz  (§16 
Abs.  5)  ersetzt: 

Bei  der  Versicherung  von  Fracht  hat  die  Taxe  nur  die  Bedeur 
tung^  den  Umfang  der  VerbindlichJceit  des  Versicherers  zu  bestimmen 
(§  15).*)  Der  Versicherte  liat  ungeachtet  der  geschehenen  Taanrtmg 
im  Falle  eines  Schadens  (§§  110, 137)  über  die  Orößse  der  bedunge- 
nen, eventuell  der  üilichen  Fracht  (§  20  Abs,  2)  sich  auseutceisen. 
Soll  der  Versicherte  von  dieser  Fflicht  befreit  werden,  so  ist  dies 
besonders  m  bedingen  (§  148),**) 

Für  diese  Umwandlung  —  so  fuhrt  Voigt  in  |den  Erläuterungen  zu 
dem  Entwurf  eines  neu  revidirten  allgemeinen  Plans  Hamburger 
Seeversicherungen  S.12  aus  —  „spricht  es,  dass  während  kein  Grund 
erdenkbar  ist,  bei  der  Frachtversicherung  das  Verbot  der  Ueberver- 
sicherung  resp.  der  Wettassekuranz  ausser  Eo'aft  zu  setzen,  resp.  dem 
Versicherer  ausnahmsweise  bei  ihr  das  Recht  zu  entziehen,  eine  Taxe 
wegen  Unrichtigkeit  anzufechten,  die  Faktoren  der  Schadensberech- 
nung hier  tmter  allen  Umständen  in  fester  quantitativer  Begrenzung 
geffeben  sind" ***).  Hält  man  dies  fest,  so  gelangt  man  zu  der  An- 
sicht, dass  der  in  Rede  stehende  Satz  des  Art.  797  „entweder 
bedeutungslos  ist  (wofür  er  in  Wirklichkeit  zu  halten  sein  möchte/', 
oder  dass  er  bei  der  Frachtassekuranz  „der  auf  Vertragswillkür 
beruhenden  ü  eher  Versicherung'^  freien  Raum  gewährt.  M.  E.  ist 
dieser^  Vorwurf  nicht  begründet.  Abs.  4  ist  aus  Abs.  1  und  2  zu 
ergänzen.  Der  Versicherer  kann  daher  auch  hier  die  wesentlich 
übersetzte  Taxe  anfechten. 

Art.  798. 

Werm  in  einem  Vertrage  mehrere  Gegenstände  oder  eine  Qe- 
sammtheit  von  Gegenständen  unter  einer  Versicherungssumme  begriffen, 

*)  D.  h.  68  soll  durch  das  Verhältniss  der  Yersicherangssumme  zur 
Taxe  bestimmt  werden,  ob  der  Versicherer  für  den  ganzen  Schaden  haften 
will,  oder  für  welchen  Theil  desselben. 

**)  Der  Versicherer  hat  jedoch,  wie  dies  in  dem  zuletzt  citirten  Para- 
graphen hervorgehoben  wird,  das  Recht,  die  Unrichtigkeit  der  Taxe  nach- 
zuweisen. 

***)  Die   kontraktlich  bedungene    resp.  die  übliche  Fracht  (§  20  Abs.  2 
der  Allg.  Bedingungen) 
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aber  für  einzelne  derselben  besondere  Taxen  vereinbart  sind,  so  gelten 
die  Gegenstände,  welche  besonders  taxirt  sind,  auch  als  abgesondert 
versichert 

Wenn  Jemand  „eine  Gesammtheit  von  Gegenständen",  z.  B. 
die  verladenen  Güter,  oder  „verschiedene  Gegenstände,  die  nicht 
zu  einer'  Gesammtheit  gehören",  z.  B.  SchifF  und  Fracht,  „unter 
einer  Versicherungssumme"  begreift,  zugleich  aber  beifugt  „wie 
hoch  einzelne  Gegenstände  taxirt  sein  oder  bei  der  schliesslichen 
Auseinandersetzung  des  Versicherers  und  des  Versicherten  in  Be- 
tracht kommen"  sollen,  so  theilt  er  zugleich  die  Versicherungssumme 
und  giebt  dadurch  deutlich  zu  erkennen,  „dass  er  auch  die  Ver- 
sicherung theilen  und  die  besonders  taxirten  Gegenstände  auch  als 
getrennt  von  den  übrigen  versichert  angesehen  wissen  wolle." 
Durch  diese  Erw'-ägung  rechtfertigt  sich,  wie  auf  der  Hamburger 
Konferenz  hervorgehoben  wurde  (Prot  VII  S.  3072),  der  Grund- 
satz des  Art  798,  welcher  schon  früher,  obwohl  weder  die  Gesetze 
noch  die  betreffenden  Versicherungsbedingungen  eine  derartige 
Bestimmung  enthielten,  allgemein  und  zwar  auch  ausserhalb  Deutsch- 
lands als  geltendes  Recht  anerkannt  wurde  (£rk.  des  O.  A.G.  zu 
Lübeck  vom  20.  März  1847  in  Seuffert's  Archiv  III  Nr.  96  und 
die  daselbst  citirten  Schriften.  Prot.  a.  a.  O.).  Durch  diesen  Grund- 
satz werden  „die  einzelnen  Abtheilungen  des  Versicherungsobjekts 
in  Bezug  auf  ihr  Schicksal  von  einander  unabhängig"  gemacht 
Dies  ist  namentlich  wichtig: 

1.  beim  Abandon.  Sind'  verschiedene  Gegenstände  zu- 
sammen versichert  ohne  dass  ftir  die  einzelnen  Gegenstände  eine 
besondere  Taxe  vereinbart  ist,  so  ist  ein  Abandon  nur  hinsichtlich' 
aller  Gegenstände  zusammen  möglich;  ist  aber  von  den  verschie- 
denen Gegenständen  jeder  besonders  taxirt,  so  kann  der  Versicherte 
einen  einzelnen  oder  einige  Gegenstände  allein  abandoniren,  ohne 
zum  Abandon  der  übrigen  genöthigt  zu  sein. 

_  * 

2.  hinsichtlich  der  Frage,  „ob  ein  Schaden  vom  Ver- 
sicherer zu  ersetzen  ist  oder  noch  unter  die  Prozente  fällt, 
von  deren  Vergütung  der  Versicherer  auf  Grund  des  Gesetzes 
(Art.  849  H.G.B.)  oder  besonderer  üebereinkunft  (z.  B.  die  Klausel 
„frei  von  10  ^/q  Beschädigung'Q  befreit  ist.  Sind  die  verschiedenen 
Gegenstände  einzeln  besonders  taxii-t,  so  tritt  Verffütungspflicht 
des  Versicherers  bereits  dann  ein.  wenn  der  Schaden  den  frei- 
gelassenen Prozentsatz  mit  Rücksicnt  auf  die  Taxe  des  beschädigten 
Gegenstandes  übersteigt;  ist  eine  solche  besondere  Taxe  nicht  ver- 
einbart, nur  dann,  wenn  dieselbe  sich  nicht  innerhalb  des  gedachten 
Prozentsatzes  vom  Versitherungswerth  sämmtlicher  Gegenstände  hält. 

3.  in  Betreff  der  Frage,  ob  der  Versicherte  seine  Anzeige- 
pfiicht  oder  die  ihm  sonst  noch  aus  dem  Versicherungsvertrage 
obliegenden  Verpflichtungen  versäumt  hat,  in  Folge  dessen  der 
Assekuradeur  von  der  ErsatzverbindUchkeit  frei  sein  würde.  Sind 
die  einzelnen  Gegenstände  besonders  taxirt,  so  präjudizirt  die  Pflicht- 
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Verletzung,  welche  sich  der  Versicherte  in  Betreff  eines  Gegen- 
standes hat  zu  Schulden  kommen  lassen,  nicht  seinen  Ersatz- 
ansprüchen in  Betreff  der  übrigen.  Ist  aber  eine  besondere  Taxe 
nicht  vereinbart^  so  hat  die  Pflichtverletzung  in  Betreff  eines  ein- 
zigen Gegenstandes  den  Verlust  des  fintschädigungsansprucha  hin- 
sichllich  aller  übrigen  zur  Folge  (Prot.  VII  S.  3072  f.  und  das  cit. 
Erk.  des  O.A.  G.  zu  Lübeck). 

Art.  799. 

Als  Versicherungstoerth  des  Schiffs  gilt,  wenn  die  Parteiefi  nickt 
eine  andere  Grundlage  fuY  die  Schätzung  vereinbart  haben  ^  der 
Werth^  welchen  das  Schiff  in  dem  Zeitpunkt  hat,  in  welchem  die 
Gefahr  für  den  Versicherer  zu  laufen  beginnt. 

Diese  Bestimmung  Tcommt  auch  dann  zur  Anwendung,  wenn  der 
Versicherungswerth  des  Schiffs  taxirt  ist. 

,  1.  Nach  dem  Gesetz  ist  der  Zeitpunkt,  mit  welchem  das  Ri- 
siko des  Assekuradeurs  beginnt  (Art  827  H.G.B,).  als  derjenige 
zu  betrachten,  „nach  welchem  die  Frage  zu  entscneiden  ist,  för 
welchen  Werth  der  Versicherer  einzustehen"  hat  (Prot.  VII S.  3022 f.). 
Jlierauf  allein  kann  naturgemäss  die  Absicht  der  Kontrahenten  ge- 
richtet sein.  Es  ist  dies  der  Zeitpunkt  des  Beginns  der  Ein- 
nahme der  Ladung  resp.  des  Ballastes  event.  der  Abfahrt  des 
Schiffs.  Und  zwar  ist  hierbei  massgebend  der  Ort,  wo 
sich  das  Schiff  zu  der  gedachten  Zeit  befindet*),  nicht 
der  Wohnort  des  Versicherten,  auch  nicht  der  zu&llige  Ort 
des  Vertragsabschlusses.  Der  Werth  des  Schiffes  nämlich  kann 
lediglich  nach  den  Verhältnissen  des  Orts  bemessen  werden,  welcher 
zugleich  zunächst  den  Markt  für  den  Verkauf  des  Schiffes  dar- 
bietet. Eine  Werthschätzung  nach  den  Verhältnissen  des  Wohn- 
orts des  Versicherten  oder  des  Kontraktsorts  wäre  eben  so  will- 
kürlich, wie  die  Schätzung  nach  den  Verhältnissen  irgend  eines 
beliebigen  dritten  Orts,  wohin  das  Schiff  erst  gebracht  werden 
musste.  Natürlich  kann  eine  höhere  Versicherung  gültig  genommen 
werden,  wenn  der  Versicherte  das  Schiff  an  einem  anderen  Orte 
zu  verkaufen  gedenkt,  an  welchem  dasselbe  einen  bedeutend  höheren 
Werth  hat,  als  an  dem  Orte,  wo  es  sich  jetzt  befindet;  wie  eben 
dasselbe  auch  dann  unzweifelhaft  statthaft  ist,  wenn  der  Versicherte 
sich  „unter  einer  namhaften  Konventionalstrafe  verpflichtet*'  hat, 
das  verkaufte  Schiff  „zu  einer  gewissen  Zeit  in  emem  anderen 
Hafen  dem  Käufer  zu  liefern."  '  Allein  das  Interesse,  welches  der 
Versicherte  an  diesen  Summen  hat,  ist  ein  „für  sich  bestehendes^' 
und  daher  auch  ein  „separat  versicherbares'*;  kommt  aber  beim 
Eigenthumsinteresse  nicht  in  Betracht.  Dies  wird  auch  dadurch 
angedeutet,  dass  man  in  solchem  Falle  zwar  das  Schiff  versichert, 
aber  unter  Beifügung  gewisser  Zusätze  wie  z.  B.  „auf  behaltene 
Fahrt"    (Prot.  VII  S.  3024  f ) 

*)  Nach  engliBchem  Kecht  (Amoald  I  p.  304)  gilt  als  VerBicherongswerth 
des  Scniffs  whaX  sne  is  worth  to  her  owner  at  the  port  where  the  voyage  cammencet. 
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2.  Die  Bestimmung  des  Artikels  hat  den  Charakter  des  ver- 
mittelnden Rechts.  Die  Kontrahenten  können  daher  die  im 
Gesetz  aufgeführten  ,;Grundlagen  der  Schätzung^*  modifiziren  und 
andere  Grundlagen  festsetzen.  Dies  letztere  können  dieselben 
eben  so  wohl  thun,  wenn  eintretenden  Falls  der  Werth  des  Schiffs 
durch  sachverständige  Schätzung  ermittelt  werden  soU^  als  wenn 
sie  selbst  den  Werth  des  versicherten  Interesses  ^,auf  eine  bestimmte 
Summe'^  festsetzen.  Haben  sie  im  letzteren  Falle  von  dieser  Be- 
fugniss  keinen  Gebrauch  gemacht^  so  gilt  auch  die  Taxe  als  auf  den 
gesetzlichen  Grundlagender  Schätzung  festgestellt  (Prot.  VUI S.  4265) . 

3.  Indem  das  Gesetzbuch  in  diesem  Artikel  wie  im  Art  803 
die  AusSchliessung  seiner  Bestimmungen  durch  die  Vereinbarungen 
der  Parteien  ausdrücklich  zulässt,   hat  es  nicht  etwa,   wie  Voigt 
(Erläuterungen    zu    dem  Entwurf  eines  neu  revidirten  allg.  Plans 
Hamburgiscner  Seeversicherungen  S.  9.)  meint,  beliebig  zu  ver- 
einbarende Grundlagen  der  Schätzung  von  Schiffen  und 
Gütern    gestattet    und    dadurch    Ueberversicherungen    und    Wett- 
assekuranzen ,,freien  Zugang   in  die  Praxis  eröffnet/^    Dies  wird 
vielmehr  schon   durch   das   allgemeine   Prinzip  des  Art.  782   aus- 
geschlossen.   Es    soll  vielmehr  den  Parteien  nur   die  Möglichkeit 
gegeben  werden,  „ein  Interesse,  das  dem  Eigen thumsinteresse  eng 
verbunden  ist,  aber  besonders  nicht  wohl  versichert  werden  kann, 
oder  doch  nicht  versichert  zu  werden  pflegt,  dem  Eigenthumsinteresse 
hinzuzurechnen/^    Namentlich  ist  es  mit  xtücksicht  hierauf  gestattet, 
einen  anderen  Zeitpunkt,  als  den  in  den  genannten  Artikeln  angegebe- 
nen als  massgebend  für  die  Werthsermittelung  zu  vereinbaren.  (Erläu- 
terungen der  Stettiner  Aenderungs- Vorschläge  zu  dem  Voigt'schen  Ent- 
würfe Allgemeiner  Versicherungs- Bedingungen  der  Norddeutschen 
Versicherungs-Gesellschaften  S.2.)   Dies  ist  für  gewisse  Fälle  von  der 
grössten  Wichtigkeit.    So  wenn  der  Ladungseigenthümer  mittels  Be- 
gebung des  KonoBsements  die  schwimmende  Ladung,  deren  Preis  nach 
der  Abladung  bedeutend  gestiegen,  diesem  entsprechend  verkaufen  will. 
Soll  nun  der  Kaufvertrag  in  dem  Sinne  geschlossen  werden,  dass 
die  Gefahr  der  Waare  sofort  auf  den  Käufer  übergeht,  so  wird 
dies  nur  dann  gelingen,   wenn  der  Verkäufer   eine  dem   höheren 
Werthe  entsprechende,  also  auf  eine  grössere  Summe  als  der  Werth 
zur  Zeit  der  Abladung  betrug,    lautende  Polize   in  Händen  hat. 
Und  nur  unter  derselben  Voraussetzung  wird  dem  Verkäufer  der 
durch  den  Verkauf  bereits    gemachte  Gewinn   sicher  verbleiben, 
;,falls  der  Verkauf  unter  der  Bedingung  der  glücklichen  Ankunft 
zu  Stande^'  kommt.     Durch  Versicherung  des  imaginären  Gewiims 
kann  sich  fiir   solchen  Fall   der  Ladungseigenthümer   nicht  sicher 
stellen,   da  die  Werthserhöhung  der  schwimmenden  Ladung  nicht 
als  „ein  durch  den  Transport  zu  erzielender  G^winu'^  zu  betrachten 
ist.    Das  Gleiche  gilt  von  dem  Fall,  wo  „Jemand  zu  seinem  Privat- 
gebrauch an  einem  Orte  eine  Quantität  Möbel  angekauft,   um  sie 
Behufs  eigener  Benutzung  nach  einem  anderen  Orte  transportiren 
zu  lassen,  woselbst  dieselben  einen  viel  höheren  Werth  haben  und 
nur   für   einen   viel    höheren    Preis    angeschafft    werden    können. 
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Alsdann  besteht  das  Interesse  des  Eigenthümers  nicht  in  dem 
Erwerbspreis  und  dem  Werthe  der  Ladung  am  Abladungsort  und 
zur  Abladungszeit,  sondern  in  dem  Wertne  am  Bestimmungsort. 
Die  Differenz  kann  aber  nicht  als  Gewinn  betrachtet,  werden,  da 
es  sich  nicht  um  den  Verkauf  der  Ladung  handelt  (vgl.  Prot.  VII 
S.  3030, f.). 

4.  Für  die  taxirtePolize  ist  die  Vorschrift  des  Artikels 
nur  dann  von  Bedeutung,  wenn  die  Polize  angefochten  worden, 
und  nun  zu  entscheiden  ist,  ;,ob  dieselbe  den  höchsten  zulässigen 
Schätzungswerth  erheblich  übersteige  oder  nicht"  (Prot.  VII  S.  3022). 

5.  Dem  Werth  des  Schiffes  ist  natürlich  auch  der, der  Zu- 
behörungen  desselben  (s.  Art.  443)  einzurechnen,  wie  dies  die 
Allg.  Seeversicherungs-Bedingungen  §  18  ausdrücklich  hervorheben. 

Art.  800, 

Die  AiisrüsimigsJcosten,  die  Heuer-  und  die  Versicherungskosten 
Jcömien  ungleich  mit  dem  Schiff  oder  besonders  versichert  tcerdefi. 
iiisoweit  sie  nicht  bereits  durch  die  Versicherung  der  Bruftofrachi 
versichert  sind.  Dieselben  gelten  nur  dann  als  mit  dem  Schiff  ver- 
sichert, wenn  es  vereinbart  ist 

1.  Dass  das  Gesetzbuch  eine  Versicherung  der  Aus- 
rüstungskosten,  der  Heuer  und  der  Versicherungs- 
kosten zugleich  mit  dem  Schiff  oder  auch  abgesondert  von  der 
Kasko- Versicherung  nur  in  soweit  für  statthaft  erklärt,  als  die- 
selben nicht  durch  die  Versicherung  der  Bruttofracht 
gedeckt  sind,  folgt  aus  der  Unstatthattigkeit  einer  Doppel- 
versicherung (Prot.  VlI  S.  3026)*).  Die  Ausrüstungskosten  und 
sonstigen  Kosten  der  Seeschififahrt  bilden  nämlich  „ein  noth- 
wendiges  Mittel,  um  überhaupt  Fracht  zu  verdienen  und  sind  daher 
bei  Versicherung  der  Bruttofracht  in  dieser  mit  inbegriffen"  (Entsch. 
des  R.O.H.G.  VIII  S.  68).  Das  Gesetz  erklärt  die  Versicherung 
der  genannten  Gegenstände  aber  nicht  unbedingt  fiir  unstatthaft, 
wenn  eine  Bruttoversicherung  stattgefunden  hat,  sondern  nur  in- 
soweit durch  diese  die  gedachten  Gegenstände  zugleich  versichert 
sind,  so  dass  selbst  neben  einer  Bruttoversicherung  eine  gültige 
Versicherung  der  genannten  Gegenstände  unter  Umständen  denkbar 
•st    Wäre  dies  nicht  der  Fall,   so  würde  man  —  wie  auf  der 


*)  In  gleicher  Weise  heisst  es  in  dem  projet  de  modification  du  livre 
II  du  Code  de  commerce  art.  33 i :  —  Toute  astur ance  cumtdative  est  inter- 
flite,  Ainsiy  Varmateur  ne  peut  faire  eusurer  eoncurrement  rentier  Tnontant 
du  fr  et  et  les  frais  de  ravitaülementy  les  loyers  et  auires  d^enses  faites  paur 
le  voyage.  Dans  tous  les  cae  tCassurances  cumulatives ,  s  il  y  a  eu  dol  ou 
fraude  de  la  jmrt  de  Vassuri,  Vasäurance  est  nulle  ä  V^gard  de  Vassure 
seulement;  s^il  nija  eu  ni  dol  ni  fraude ^  Vassurance  sera  rifluite  de  toute  la 
valeur  de  Vohjet  deux  fois  assur4,  S*il  y  a  eu  deux  ou  plusieurs  assurtmees 
successives,  la  r^duction  portera  sur  la  plus  ricente. 
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Hamburger  Konferenz  (Prot.  VIII  S.  4269  f.)  ausgeführt  wurde  — 
sich  nicht  ;9gegen  die  Seegefahr  in  ihrem  ganzen  Umfange^'  schützen 
können.  So  würde  die  nach  Versicherung  der  Bruttofracht  ge- 
nommene Versicherung  der  Ausrüstungskosten  vollkommen  gültig 
sein,  wenn  Ausrüstungsgegenstände  noch  im  Abgangshafen  ver- 
loren gegangen  wären,  denn  hierfür  kann  sich  der  Rheder  an  der 
Fracht  nicht  erholen.  Eben  so  können  Bruttofracht  und  Aus- 
rüstungskosten zusammen  versichert*  werden,  wenn  das  Schiff 
„nicht  blos  fiir  die  gegenwärtige  Reise,  sondei>n  sogleich  auf 
mehrere  Reisen  im  Voraus  ausgerüstet  ist*'  (Entsch.  des  K.O.H.G. 
Vm  S.  68). 

2.  Die  Versicherung  der  Heuer  —  nicht  blos  der  Heuer- 
Vorschüsse  —  von  Seiten  des  Rheders  ist  statthaft,  weil  dieser  beim 
Untergänge  des  Schiffs  persönlich  für  die  Heuerforderungen  der 
Besatzung  (haftet,  *fur  welche  er  bei  glücklicher  Vollendung  der 
Reise  Ersatz  in  der  Fracht  erhält  (vgl.  Prot.  VII  S.  3037). 

Art.  801. 

Die  Fracht  Jcann  bis  zu  ihrem  Bruttobeträge  versichert  werden, 
insoweit  sie  nicht  bereits .  durch  die  Versicherung  der  Austiistungs- 
kosten,  der  Heuer  und  der  Versicherungskosten  versichert  ist 

Als  Versicherungswerth  der  Fracht  gilt  der  Beirag  der  in  den 
Frachtverträgen  bedungenen  Fracht,  und  wenn  eine  bestimmte  Fracht 
nicht  bedungen  ist,  oder  insoweit  Güter  fiir  Rechnung  des  Rheders 
verschifft  sind,  der  Beirag  der  üblichen  Fracht  (Art,  620), 

1.  Dass  das  Gesetzbuch  nicht  nur  die  Versicherung  der 
Nettofracht,  sondern  der  Bruttofracht  zulässt  „obwohl  darin 
Auslagen  enthalten"  sind,  „die  auch  bei  glücklichem  Verlaufe  der 
Sache  hätten  aufgewendet  werden  müssen",  hat  seinen  Grund  darin, 
dass  „wenn  das  Unternehmen  geglückt  wäre",  der  Versicherte 
durch  die  Bruttofracht  „Ersatz  seiner  Auslagen"  erhalten  haben 
würde  (Prot.  VII  S.  3026). 

2.  Auch  dieser  Artikel  verbietet,  wie  der  vorige,  und  zwar 
aus  demselben  Grunde,  wie  dieser,  die  Versicherung  der  Brutto- 
fracht nur  insoweit  sie  bereits  durch  die  Versicherung  der  Aus- 
rüstungskosten u.  s.  w.  versichert  ist,  nicht  neben  einer  Versicherung 
der  letzteren  Art  überhaupt.  So  würde  die  Versicherung  der 
Bruttofracht  trotz  der  vorangegangenen  Versicherung  der  Aus- 
rüstungskosten vom  Versicherten  wirksam  geltend  gemacht  werden 
können,  wenn  in  der  Nähe  des  Bestimmungshafens  unmittelbar  vor 
Vollendung  der  Reise,  „nachdem  die  Ausrüstung  durch  die  Reise 
fast  ganz  konsumirt"  worden ,  die  Frachtgüter  in  Folge  eines  Un- 
falls verloren  gegangen  wären.  Der  Versicherer  könnte  sich  in 
solchem  Falle  nicht  unter  Berufung  auf  die  frühere  Versicherung 
der  Ausrüstungskosten  auf  Vergütung  der  Nettofracht  beschränken. 


224  Elfter  Titel,  Abschnitt  I. 

Durch  die  Versicherung  der  Ausrüstungskosten   ist   nämlich  die  in 
Rede  stehende  Gefahr  nicht  gedeckt.     (Prot.  VIII  S.  4296  f.) 

Art.  80-3. 

Ist  hei  der  Versicherung  der  Fracht  nicht  bestimmt,  cb  dieselbf 
ganz  oder  ob  nur  ein  Theil  derselben  versichert  sei,  so  gilt  die  ganzi 
Fracht  als  versichert. 

Ist  nicht  b^timmU  ob  die  Brutto-  oder  Nettofracht  versichert  sei, 
so  gilt  die  Bruttofracht  als  versichert. 

Wenn  die  Fracht  der  Hinreise  und  die  Fracht  der  Zurückreise 
unter  einer  Versicherungssumme  versichert  sind  und  nicht  bestimtnt 
ist,  welcher  Theil  der  Versicherungssumme  auf  die  Fracht  der  Hin- 
reise und  welcher  Theil  a/uf  die  Fracht  der  Zurückreise  falle,  so 
wird  die  Hälfte  derselben  auf  die  Fracht  der  Sinreise ,  die  Hälfli 
auf  die  Fracht  der  Zurückreise  gerechnet. 

1.  Die  Bestimmung  des  Abs.  1  ist  von  Wichtigkeit  für  die 
Frage,  „welche  Fracht  als  versichert  anzusehen^^,  wenn  es  sich  um 
eine  „aus  mehreren  Abschnitten  bestehende  Reise'^  handelt ,  wenn 
„Güter  gelöscht  und  durch  andere  ersetzt'*  sind  und  Aehnlichcs 
(Prot.  VIII  S.  4283). 

2.  Im  Abs.  3  handelt  es  sich  um  den  Fall,  wo  für  die  Aus- 
reise wie  für  die  Rückreise  „die  Fracht  zwischen  dem  Befrachter 
und  Verfrachter  besonders  festgesetzt"  und  doch  die  Frachten  beider 
Reisen  ;^n  einem  gemeinschaftlichen  Versicherungsvertrage  zu  einer 

femeinsamen  und  ungetheilten  Summe  versichert  worden  sind." 
[ierfür  beantwortet  das  Gesetzbuch,  in  Ermangelung  einer  daraul' 
bezüglichen  Uebereinkunft  der  Kontrahenten,  die  Frage,  „welchen 
Betrag  der  Versicherer  fUr  die  Ausreise  und  welchen  er  für  die 
Rückreise  habe  zeichnen  wollen."  Dagegen  ist  die  andere  Frage, 
„welcher  Betrag  der  Fracht  das  Versichcrungsqbjekt  der  Aus-  und 
Rückreise  bilde",  nach  „Inhalt  des  Frachtvertrags"  zu  entscheiden. 

Die  Bestimmung  bezieht  sich  nicht  auf  den  Fall,  wo  die  Ver- 
sicherung für  die  Fracht  einer  Reise  genommen  ist,  welche  aus 
„Hin-  und  Rückreise"  besteht,  und  wofür  nur  „eine  ungetheüte 
Frachtsumme  bedungen"  ist.  Hier  zerfällt  die  Fracht  nicht  in  zwei 
Theile,  „in  ein  Versicherungsobjekt  der  Ausreise  und  der  Rückreise", 
weil  die  Fracht  nicht  eher  als  verdient  erscheint,  als  „die  ganze 
Reise  zurückgelegt  und  das  Schiff  ^irückgekehrt"  ist.  Vielmehr 
schwebt  bei  einem  jeden  Unfall,  gleichviel  ob  er  sich  „auf  der  Aus- 
reise oder  erst  auf  der  Rückreise"  zugetragen  hat,  immer  die  ganze 
Fracht  in  Verlustgefahr;  sind  aber  öüter  gerettet  worden  und  ist 
Distanzfracht  zu  entrichten,  so  muss  untersucht  werden,  „in  wieweit 
in  Folge  hiervon  nicht  ein  Totalverlust  der  ganzen,  in  ungetheiltem 
Betrage  als  Versicherungsobjekt  erscheinenden  Fracht,  sondern  nur 
ein  Partialschaden  eingetreten"  ist.  (Prot.  VII  S.  3079.  S.  3081 
—3083.) 


Allgemeine  G-randaätze  der  Seeversicherung.  225 

Art.  803. 

Als  Verstcherungswerth  der  Grüter  gili^  wenn  die  Parteien  nicht 
eine  andere  Grundlage  für  die  Schätzung  vereinbart  habend  derjenige 
Werffi,  welchen  die  Grüter  am  Ort  u/nd  sswr  Zeit  der  Abladung  habere, 
unter  Hinzurechnung  aller  Kosten  bis  an  Bord  einschliesdich  der 
Versicherungskosten. 

Die  Fracht ,  some  die  Kosten  während  der  Reise  und  am  Be- 
stimmungsorte werden  nur  hinzugerechnet^  sofern  es  vereinbart  ist 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  kommen  auch  dann  zur  An- 
wendung, wenn  der  Versicherungswerth  der  Güter  taxirt  ist. 

1.  Die  Grundlagen  für  die  Schätzung  des  VerBicherungs- 
werths  der  Güter  können  zunächst  eben  so  wie  bei  den  Schiffen 
durch  die  Parteien  vereinbart  werden  (vel.  S.  221  f ).  Erst  wenn 
diese  von  dem  ihnen  eingeräumten  Rechte  Keinen  Gebrauch  ^emaclit 
haben,  greifen  die  Bestimmungen  des  Gesetzbuchs  Platz.  Dasselbe 
hat  nun,  wie  die  anderen  Gesetzgebungen*),  als  massgebend  be- 
zeichnet den  Werth  der  Ladung  am  Orte  und  zur  Zeit  der  Ab- 
ladung. Der  hauptsächlichste  Grund  hierfür  ist  in  dem  Vorgänge 
der  anderen  Gesetzgebungen  zu  suchen.  Ausserdem  machte  man 
auf  der  Hamburger  Konferenz  geltend:  „Die  Ermittelung  des 
Werths  der  Ladung  am  Bestinmiungsort^  der  noch  in  Betracht 
kommen  könnte,  würde  in  vielen  Fällen  mit  grossen  Schwierig- 
keiten verknüpft  sein,  z.  B.  wenn  der  Werth  der  betreffenden 
Waaren  an  dem  letzteren  Ort  mehrfachen  Schwankungen  unterliege, 
so  dass,  um  den  massgebenden  Werth  zu  finden,  ermittelt  werden 
müsste,  wann  die  verunglückte  Ladung  bei  glücklichem  Ausgang 
der  Reise  am  Bestimmungsort  angekommen  sein  würde  u.  dgl/^ 
In  gleicher  Weise  würde  die  Werthsermittelung  sehr  schwierig 
sein,  wenn  der  Zeitpunkt  entscheidend  sein  sollte,  «von  welchem 
ab  der  Versicherer  die  Gefahr  der  versicherten  Sacne  zu  tragen 
habe,  indem,  „wenn  die  Abladung  in  einem  entfernten  Hafen  und 
an  einem  ganz  anderen  Orte  stattgefunden  habe,  als  wo  die  Ver- 
sicherung geschlossen  worden,  und  der  Augenblick  des  Beginns 
der  Gefahr  des  Assekuradeurs  wirklich  ein  anderer,  als  der  Moment 
der  Abladung  sei,  es  nur  höchst  selten  gelingen  würde,  den  ver- 


^)  Code  de  comm,  art,  339:  Si  la  valeur  des  marckandises  ri'est  point 
fixie  par  le  coniraty  eile  peut  etre  justifiie  par  les  fcLCtures  ou  par  les  livres : 
h  difatUy  Vestimation  en  ett  faite  smvarU  le  prix  courarU  au  tempe  et  au 
lieu  du  chargement^  y  compris  tovs  les  droits  payis  et  les  frais  faits  jusqu'ä 
hord.  Das  Spanische  II.G.B,  Art.  855  bezeichnet  als  Werth  der  Waaren 
den  des  yerschiffungsplatzes;  das  Holländische  H.G.B.  Art.  612  lässt  zu  die 
Versicherung  des  vollen  Werths  der  Güter  mit  allen  Kosten  bis  an  Bord 
und  fasst  damit  den  Versicherungswerth  in  derselben  Weise,  wie  der  Code 
<?«  commerce  auf.  Nach  englischem  Recht  ist  der  Versicherungswerth  der 
Outer,  when  not  fixed  hy  the  policy,  the  amount  of  th.e\  prime  costj  together 
with  the  charges  of  skipping  them  on  board,  stamp  duty,  and  broher's  com- 
mission  for  effecting  the  policy  (Amould  I  p,  304  sqxt). 

Lewis,  Seerecht.  II.  15 
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sicherbaren  Werth  festzustellen,  namentlich  „wenn  der  Preis  einer 
solchen  Waare  mehrfachen  Schwankungen  unterworfen  gewesen." 
Auch  beginne  mit  wenigen  Ausnahmen  das  Risiko  des  Assekuradeurs 
in  dem  gedachten  Zeitpunkte.  Dabei  hat  das  H.  G.B.,  gleichfalls 
dem  Beispiele  der  übrigen  Gesetzgebungen  folgend,  „die  Hinzu- 
rechnung der  Kosten  bis  an  Bord"  gestattet,  weil  der  Ersatz  der- 
selben, obschon  sie  selbst  bei  günstigem  Verlaufe  des  Unternehmens 
entrichtet  werden  mtissten,  regelmässig  durch  den  Mdirwerth  der 
Ladung  am  Bestimmungsort"  erfolgt,  sie  also  nur  „im  Fall  der 
Nichtankunft  der  Ladung  am  Bestimmungsorte"  verloren  gehen. 
Dass  die  später  erwachsenden  Kosten  und  die  Fracht,  obwohl  es 
hiermit  dieselbe  Bewandniss  hat,  ohne  besondere  Vereinbarung 
nicht  zugeschlagen  werden,  hat  seinen  Grund  darin,  dass  dieselben, 
„wie  sich  nun  einmal  der  Verkehr  gestaltet"  hat,  „durch  besondere 
Versicherung  gedeckt"  werden,  dieselben  auch  regelmässig  nur  „im 
Falle  der  glücklichen  Vollendung  der  Reise  gezahlt,  im  FaUe  eines 
Unglücks  aber  ganz  oder  theilweise  erspart"  werden.  (Prot.  VII 
S.  3027—3030.) 

Die  Bedeutung  dieser  Bestimmungen  auf  die  taxirte  Polize 
ist  dieselbe,  wie  bei  der  Kaskoversicherung  (s.  S.  222  f.). 

2.  Während  die  Allgemeinen  Seeversicherungs- Bedingungen 
§  22  mit  dem  Art.  808  vollständig  übereinstimmen,  enthalten  die 
Bremer  revidirten  Bedingungen  (§  27  Abs.  1)  folgende 
Bestimmung: 

Als  Versicherungswerth  von  Gütern  —  so  lange  ein  solcher  nicht 
durch  Uehereinhmft  festgestellt  (taxirt)  ist  —  gut  der  Eihkaufsbetrag 
einschliesslich  aller  Unkosten  bis  an  Bord  und  der  Assehtrcmz- 
Prämie^  und  ist  als  solcher  im  Fall  von  Schaden  eu  erweisen ; 
welche  namentlich  insofern  wichtig  ist,  als  nach  derselben  die  all- 
gemeinen  Normen  keine  Anwendung  auf  taxirte  Polizen  finden*). 

Art.  804 

Sind  die  Äusrüsiungskosten  oder  die  Heuer,  sei  es  selbständig^ 
sei  es  durch  Versicherung  der  Bruttofracht,  versichert,  oder  sind  hei 
der  Versicherung  von  Gütern  die  Fracht  oder  die  Kosten  während 
der  Heise  und  am  Bestimmungsorte  versichert,  so  leistet  der  Versiche- 
rer für  denjenigen  Theü  derselben  keinen  Ersatz^  welcher  in  Folge 
eines  Unfalls  erspart  wird, 

ZvL  den  Kosten,  deren  der  Artikel  Erwähnung  thut,  sind 
namentlich  auch  die  Zölle  zu  rechnen. 

Der  §  23  der  Allg.  Seeversicherunffs-ßedingungen,  der  im 
Uebrigen  mit  dem  Art.  804  vollständig  übereinstimmt,   enthält  im 


*;  Vgl.  die  Bestimmung  des  Code  de  comm.  art.  339  und  die  des  eng- 
lischen Rechts  auf  S.  225  Note  •). 
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Einklang   mit    dem    revidirten   allgemeinen    Plan    Hamburgischer 
Seeversicherungen  §  12*)  fon  Schluss  noch  den  Satz: 

jedoch   ist   in    solchem  Falle  die  Prämie  für  denjenigen  Beirag, 

der  an  Kosten  erspart  wwrde,  0u  ristomiren. 

.  Art.  805. 

Bei  der  Versicherung  von  Gütern  ist  der  imaginäre  Gewinn  oder 
die  Provision^  selbst  wenn  der  Versicherungswerth  der  Crüter  taocirt 
ist,  als  mitversichert  nur  anzusehen,  sofern  es  im  Vertrage  he- 
stimmt  ist. 

Ist  im  Falle  der  Mitversicherung  des  imaginären  Gewinns  der 
Versicherungswerih  taxirt,  aber  niM  bestimmt,  welcher  Theil  der 
Taxe  auf  den  imc^inären  Gewinn  sich  besnehe,  so  wird  angenommen, 
dass  eehn  Prozent  der  Taxe  auf  den  imaginären  Gewinn  fallen. 
Wemi  im  Falle  der  Mitversicherung  des  imaginären  Gewinns  der 
Versicherungswerth  nicht  taxirt  ist,  so  werden  als  imagmörer  Gewinn 
zehn  Prozent  des  Versicherungswerths  der  Güter  (Art.  803)  als  ver- 
sichert betrachtet. 

Die  Bestimmungen  des  zweiten  Absatzes  kommen  auch  im  Falle 
der  Mitversicherung  der  Provision  mit  der  Massgabe  zur  Anwendung, 
dass  an  Stelle  der  zehn  Prozent  zwei  Prozent  treten. 

1.  Die  auf  die  Provision  bezüglichen  Bestinunungen  sind 
dadurch  hervorgerufen^  dass  der  Kommissionär  sich  häufig  ver- 
anlasst findet,  „für  den  Kommittenten  die  Güter  und  für  sich  die 
Verkaufskommission  zu  versichern/'  £r  nimmt  in  solchem  Falle 
Versichenmg  für  „wen  es  angeht."  Freilich  ist  es  hierbei  nicht 
korrekt,  dass  der  Kommissionär  die  Provision  unabgesondert  von 
den  Gütern  fiir  fremde  Rechnung  versichern  lässt,  obgleich  er  „nur 
in  Ansehung  der  Güter  für  fremde  Rechnung,  in  Ansehung  der 
Provision  aber  für  eigene  Rechnung  Versicherung  ninumt"  (Prot,  v  III 
6.  4273—4275). 

2.  Die  Vorschrift,  dass  bei  offener  Polize  im  FaUe  der  Mit- 
versicherung des  imaginären  Gewinns  10%  ^^  ^®^ 
letzteren  gerechnet  werden.  Kommt  auch  im  Falle  eines  Partial- 
schadens zur  Anwendung,  wenn  sich  bei  der  schliesslichen  Aus- 
einandersetzung des  Versicherers  und  des  Versicherten  ergiebt, 
dass  „die  Versicherungssiunme  nicht  den  vollen  Werth  der  Ladung 
und  des  zehnprozentigen  Gewinns^'  erreicht,  „der  Versicherte  also 
zum  Theil  als  Selbstversicherer"  erscheint.  Es  steht  demgemäss 
dem  Versicherten  nicht  das  Recht  zu,  „auf  die  Versicherung  des 
imadnären  Gewinns  so  weit,  als  sie  ihm  nachtheilig"  wäre,  „gegen 
den  willen  des  Assekuradeurs  zu  verzichten."    (Prot  VII  S.  3099.) 

In  den  Allgemeinen  Seeversicherungs-Bedingimgen  von  1867 

*)  Im  Falle  die  Waare  ihren  Bestimmungsort  nicht  erreicht,  ist  diese 
Mehrcersicherung  mit  Einhehalt  der  halben  Prämie  zu  anmdliren. 

15» 
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§  24  sind  die  Grundsätze  dieses  Artikels  wörtlich  au^enommen. 
Dagegen  bestimmen  die  revidirten  Bremer  Versicherungs-Bedin- 
gungen  im  §  27  Abs.  3: 

Soll  imaginärer  Gewinn  mit  versichert  werden,  so  kann  solches 
durch  die  Beifii/gwng  ^^einschliesslich  imaginären  Gewinn"  bis  ssu  zehn 
Progent  von  dem,  wie  oben*)  festgestellten,  Versicherungswerßi  ge- 
schehen. Will  aber  der  Versicherte  bH  einer  vorläufigen  Versidte- 
rung  einen  höheren  imaginären  Gewinn  decken,  so  müssen  die  iVo- 
eente  ausgesprochen  werden. 

Art.  806. 

Ist  der  imaginäre  Gewinn  oder  die  Provision  selbständig  ver- 
sichert^ der  Versicherungswerih  jedoch  nicht  taxirt,  so  wird  im  Ztceifd 
angenommen,  dass  die  Versicherungssumme  eugleich  als  Taxe  des 
Versicherungswerths  gelten  soü. 

Während  die  Alleemeinen  Seeversicherung^Bedingungen  (§25> 
auch  den  Wortlaut  dieses  Artikels  wiedergeben,  findet  sich  in  den 
Bremer  Bedingungen  §  29  folgende  Bestimmung: 

Imaginärer  Getvinn  kann  auch  abgesondert  von  den  Gutem  ver- 
sichert und  taxirt  werden,  nur  muss  der  Versicherte  dabei  aufgeben, 
auf  welche  Güter  speziell  der  imaginäre  Gewinn  gilt  und  obj  uo 
und  wie  dieselben  anderweitig  durch  ihn  oder  für  seine  Rechmmi 
versichert  sind,  undrigenfalls  gelten  die  Güter  als  „frei  von  Beschä- 
digung ausser  im  Strandungsfalle"  versichert. 

Art.  807. 

Die  Bodmereigelder  können  einschliesslich  der  Sodmereipräniie 
für  den  Bodmereigläubiger  versichert  werden. 

Ist  bei  der  Versicherung  von  Bodmereigeldem  nicht  angegeben, 
welche  Gegenstände  verbodmet  sind,  so  tvird  angenommen,  dass  Bod' 
mere^elder  auf  Schiff,  Fracht  und  Ladung  versichert  seien.  Wenn 
in  Wirklichkeit  nicht  alle  diese  Gegenstände  verbodmet  smd,  so  kam 
rmr  der  Versicherer  auf  die  vorstehende  Bestimmung  sich  berufen, 

• 

1.  Das  Bodmereikapitel  und  die  Prämie  dürfen  ^ 
einer  gemeinschaftlichen  Summe  versichert^  werden  (Prot.  VIII 
S.  4276). 

2.  Ist  bei  der  Versicherung  von  Bodmereigeldem  nicht  an- 

feeeben,  welche  Gegenstände  verbodmet  sind,  so  liegt  in  Wahrheit 
em  Konsens  der  Parteien  über  den  Vertragsgegenstand  vor;  denn 
Bodmereigelder  sind  nur  dann  bestimmt,  wenn  auch  der  G^n- 
stand  genannt  ist,  auf  den  sie  gegeben.  Trotzdem  ist  ein  solcher 
Vertrae  nach  dem  H.G.B.  gültig,  da  die  Willenserklärung  der 
Kontrahenten  durch  die  Bestimmung  des  Abs.  2  ergänzt  wird. 


*)  Im  Abs.  1  desselben  Paragraphen;  s.  S.  226. 
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Die  im  Abs.  2  aufgestellte Präsumption  ist  eine  praesumptio 
iuris  et  de  iure  zu  Gunsten,  aber  nur  zu  Gunsten  des  Ver- 
sicherers. Ist  also  z.  B.  „nur  das  Schiff  verbodmet  gewesen'*, 
60  haftet  der  Versicherer  nur  so,  „als  wenn  Fracht  und  Ladung 
mit  verbodmet  gewesen''  wären,  d.  h,  nur  für  den  Theil  der  Ver- 
sicherungssunune,  der  dem  Verhältniss  des  Werths  des  Schiffs 
zum  Werthe  von  Schiff,  Fracht  und  Ladung  entspricht.  Wenn 
dagegen  z.  B.  „die  nicht  verbodmete  Ladung''  verloren  geht  oder 
beschädigt  wird,  das  nicht  verbodmete  Scniff  aber  von  keinem 
Unfall  betroffen  wird,  so  bleibt  der  Versicherer  von  jeder  Ver- 
haftung frei. 

Sind  im  Falle  des  Abs.  2  nicht  alle  hier  genannten  Gegen- 
stände, sind  z.  B.  „weder  Ladung  noch  Fracht"  vorhanden,  weil 
das  Schiff  in  Ballast  fährt,  so  ist  in  solchem  Falle  die  Versicherung 
für  den  Assekuradeur  unverbindlich.  Denn  im  Hinblick  auf  die 
Bestimmung  des  in  Rede  stehenden  Absatzes  ist  die  Thatsache, 
dass  das  „Schiff  in  Ballast"  fahrt,  von  solcher  Wichtigkeit,  dass 
„sich  der  Versicherte  einer  Verletzung  der  Anzeigepflicht  schuldig" 
macht,  wenn  er  es  unterlässt,  „dem  Versicherer  bei  Eingehung  des 
Vertrags  von  diesem  Umstände  Eenntniss  zu  geben"  (Prot.  VHI 
S.  4277). 

Art.  808. 

Hat  der  Versicherer  seine  Verpflichtungen  erfüllt^  so  tritt  er,  in- 
soweit er  ehten  Schaden  vergütet  hat^  dessen  Erstattung  der  Ver- 
sicherte von  einem  Dritten  zu  fordern  befugt  ist,  jedoch  unbeschadet 
der  Bestimmungen  im  zweiten  Absatz  des  Art.  778  und  im  zweiten 
Absatz  des  Art.  781,  in  die  Hechte  des  Versicherten  gegen  den 
Dritten, 

Der  Versicherte  ist  verpflichtet,  dem  Versicherer,  wenn  er  es 
verlangt,  auf  dessen  Kosten  eine  beglaubigte  AnerJcennungs -Urkunde 
über  den  Eintritt  in  die  Rechte  gegen  den  Dritten  zu  ertheilen. 

Der  Versicherte  ist  verantwortlich  für  jede  Handlung,  durch 
welche  er  jene  Rechte  beeinträchtigt. 

m 

1.  Der  erste  Absatz  bezieht  sich  nur  auf  den  Fall,  dass  der 
Assekuradeur  seinen  Verpflichtungen  vollständig  genügt  hat.  Das 
Wort  insoweit  bezieht  sich  „nicht  auf  den  Fall  theilweiser 
Erfüllung  der  Verpflichtungen  des  Assekuradeurs,  sondern  auf  den 
Fall  der  Verpflichtung  des  Assekuradeurs  zum  theilweisen  Ersätze 
des  eingetretenen  Schadens",  den  Fall  also,  in  welchem  die  Ver- 
sicherungssumme dem  Werth  des  versicherten  Gegenstandes  nicht 
gleichkonmit.  Alsdann  kann  der  Versicherer  ,,eine  Abtretung  der 
Hechte  des  Versicherten^^  nur  insoweit  fordern,  als  er  zum  Ersatz 
des  wirklichen  Schadens  verpflichtet  ist.    (Prot.  VII  S.  3103.) 

2.  Der  im  Abs.  1  durch  Verweisung  auf  Art.  778  und  781 
zu  Gunsten  der  Schiffsgläubiger  gemachte  Vorbehalt 
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ist  in  der  Natur  der  Sache  begründet.  Da  die  Rechte  der  Schieb- 
gläubiger  durch  die  Versicherung  nicht  leiden  können,  so  müssen 
dieselben  dem  Assekuradeur  gerade  eben  so  wie  dem  Versicherten 
selbst  vorgehen.  Der  Versicherer  kann  keine  anderen  Rechte  über- 
tragen erhalten ;  „als  diejenigen,  welche  der  Versicherte  zur  Zeit 
der  Entstehung  der  Forderung  des  Assekuradeurs  noch  gegen  den 
Urheber  des  Schadens''  hat.  Da  nun  die  Forderungen  der  SchiflFs- 
gläubiger  ,,stet8  vor  dem  Zeitpunkt  entstehen,  in  welchem  der 
Assekuradeur  Zahlung''  leistet,  „und  dessen  Recht  gegen  den 
Ersatzpflichtigen"  entsteht,  so  kann  der  Versicherer  nur  „ein  mit 
den  Pfandrechten  der  Schiffsgläubiger  belastetes  Forderungsrecht*' 
abgetreten  erhalten  und  muss  daher  „den  Schiffsgläubigern  weichen". 
(Prot.  VIII  S.  4279.) 

Der  Versicherer  kann  dem  Versicherten  aus  dem  Grunde, 
weil  ihm  die  Gläubiger  vorgehen,  einen  Abzu^  nicht  machen, 
y,wenn  die  betreffende  Schiffsschuld  aus  einem  Unfall  entstanden" 
ist,  Tut  den  „der  Assekuradeur  zu  haften"  hat,  wie  auch  dann, 
„wenn  der  Versicherte  zugleich  persönlich  für  die  Schifiisschuld" 
naftet,  weil  der  letztere  in  diesem  Falle  „durch  den  Untergang  des 
Pfandobjekts"  nichts  gewinnt.  Trifft  aber  weder  das  eine  noch 
das  andere  zu,  so  ist  anzunehmen,  „dass  bis  zum  Belaufe  der 
Schiffsschulden  kein  Interesse  an  der  Erhaltung  des  Schiffs  und 
dgl.  und  somit  eine  Ueberversicherung  vorhanden,  der  Abzug  also 
zulässig  sei."    (Prot.  S.  4280.) 

3.  Der  Abs.  8  findet  nicht  nur  auf  den  Fall  Anwendung, 
„wenn  die  Beeinträchtigung  der  fraglichen  Ansprüche  (z.  B.  ein 
Verzicht  auf  dieselben  gegenüber  dem  ersatzpflichtigen  Dritten) 
schon  vor  dem  Uebergang  derselben  auf  den  Versicherer  ein- 
getreten" ist.  sondern  auch  dann,  „wenn  die  Beeinträchtigung  erst 
stattgehabt  nat,  nachdem  die  Rechte  bereits  aufgehört"  hatten, 
Rechte  des  Versicherten  zu  sein.     (Prot  VII  S.  8104.)] 

ArU  S09. 

Ist  eine  Fordenmg  versichert,  zu  deren  Deckung  eine  den  Ge- 
fahren der  See  ausgesetzte  Sache  dient  j  so  ist  der  Versicherte  im 
Falle  eines  Schadens  verpflichtet,  dem  Versicherer,  nachdem  dieser 
seine  Verpflichtungen  erfüllt  hat,  seine  Rechte  gegen  den  Schuldner 
insoweit  abmireterk^  als  der  Versicherer  Ersatz  geleistet  hat. 

Der  Versicherte  ist  nicht  verpflichtet,  die  ihm  gegen  den  Schuld- 
ner ztistehenden  Rechte  geltend  zu  machen,  bevor  er  den  Versicherer 
in  Anspruch  nimmt 

Dieser  Artikel  ist  zum  Theil  erläutert  worden  durch  die  Allg. 
Seeversicherungs-Bedingungen  §  28: 

Ist  eine  Forderung  versichert,  zu  deren  Deckung  eine  den  Ge- 
fahren der  See  ausgesetzte  Solche  dient,  so  bildet  fsir  den  Umfang 
der  Ersatzpflicht   des   Versicherers  der  Versicherungstverth  der  eis 
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Sicherheit  dienenclen  Sache,  nicht  die  etwa  weiter  reichende  Grösse 
der  Forderung  das  Mass. 

Hai  der  Versicherer  im  Fall  eines  Schadens  seine  Verpflichtung 
gegen  den  Versicherten  erfuUt,  so  gebührt  ihm  der  dem  leteteren 
gegen  den  Schuldner  zustehende  Anspruch  bis  zu  dem  Belauf  der- 
jenigen  Summe ,  welche  er  dem  Versicherten  gezahlt  hat.  Der  Ver- 
sicherte ist  verpflichtet,  je  nach  dem  Verlangen  des  Versicherers,  ent- 
weder  diesem  seine  Hechte  an  den  Schuldner  bis  zum  Betrage  der 
geschehenen  Ersatzleistung  unter  JErtheilung  der  erforderlichen  Aus- 
icunfi  und  Zustellung  der  bezüglichen  Belege  abzutreten,  oder  in  Ge- 
mässheit  des  Schlusssatzes  des  §  71*)  zu  verfahren. 

Der  Versicherte  haftet  für  die  Wahrheit  der  Forderung  und 
hat  auf  Verlangen  des  Versicherers  demselben  gegen  Empfang  der 
Zahlung  Kaution  wegen  dieser  Verbindlichkeit  zu  leisten. 

Sollte  in  Folge  des  Umstandes,  dass  die  Forderung  des  Ver- 
sicherten  durch  die  der  Seegefahr  ausgesetzten  Gegenstände  nur  {heil- 
weise  gedeckt  worden  wäre^  der  Versicherer  in  der  Rechtsverfolgu/ng 
gegen  den  Schuldner  mit  dem  Versicherten  konkurriren^  so  gebührt 
dem  letzteren^  falls  der  Schuldner  seiner  Verbindlichkeit  nicht  voll- 
ständig nachkommt,  für  den  nicht  gedeckten  Theil  das  Vorgangsrecht 
an  dem  zu  erlangenden  Ergebnisse. 

1.  Das  Erforderniss  der  Kaution  sleis tu ng  im  Abs.  3 
dieses  Paragraphen  wird  von  Voigt  in  dem  revid.  Entw.  der  Allg. 
Bed,  der  lK)rdd.  Seeversich.-Geseilsch.  von  1866  (Anm.  zu  §  28 
S.  13)  durch  die  Erwägung  begründet,  dass  der  Versicherer  regel- 
mässig ^^über  die  Existenz  und  eventuell  die  Grösse  der  Forderung 
an  den  Dritten'^  nichts  wisse  und  auch  nichts  wissen  könne,  und 
dass  „die  bei  Weitem  ^össere  Zahl  der  vorkommenden  Versiche- 
rungen fiir  fremde  Rechnung  geschlossen"  werde,  „die  Versicherer 
also  ohne  Kaution  in  vielen  Fällen  Schwierigkeit  finden  würden, 
ihren  Rückgriff  zu  nehmen^^ 

2.  Die  im  letzten  Absatz  des  in  Rede  stehenden  Paragraphen 
behandelte  Konkurrenz  von  Versicherten  und  Versicherer  tritt 
ein,  wenn  letzterer  den  Betrag,  welchen  er  dem  Versicherten  zahlte, 
dieser  den  Rest  der  Forderung,  den  er  wegen  des  Minderwerths 
der  Sache  vom  Versicherer  nicht  erhielt,  von  dem  Schuldner  ein- 
zutreiben suchen.  Dass  in  diesem  Falle  dem  Versicherten  vor  dem 
Versicherer  ein  Vorzugsrecht  eingeräumt  wird,  ist  wie  Voigt, 
(Erläut.  zu  dem  Entw.  eines  neu  revid.  allg.  Plans  Hamb.  See- Ver- 
sieh., S.  26)  ausfiihrt,  durchaus  korrekt.  Denn  wäre  der  „Gegen- 
stand der  beckung"  nicht  verloren  gegangen,  „so  hätte  der  ver- 


*)  Hier  heisst  es  : 

wenn  der  Versicherer  verlangt  ^  cUu»  die  Rechteverfolgung  im  Namen 
des  Versicherten  geführt  toerde,  so  ist  dieser  verpflichtet,  Folge  zu  leisten, 
OMCA  im  Prozesse  dasjenige  auszußlhreny  toas  ordentlicher  Weise  von  Parteien 
selbst  geleistet  zu  xcerden  pflegt.)  ^ 
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sicherte  den  Werth  desselben  för  sich  erhalten^^^  und  bis  auf  Höhe 
desselben  wäre  seine  Forderung  getilgt.  Die  Pflicht  des  Versicherers 
zur  Schadloshaltun^  des  Versidierten  schliesst  daher  mit  Noth- 
wendigkeit  die  Veroindlichkeit  in  sich,  den  letzteren  so  zu  behan- 
deln^ ^als  existirte  der  fragliche  Theil  der  Forderung  überhaupt 
nicht  mehr'S  und  dies  fuhrt  dazu^  dass  er  diesem  das  Vorzugsrecht 
einräumen  muss.  Hierbei  ist  es  gleichgültig  ^  ob  der  Versicherte 
und  der  Versicherer  „die  Rechtsverfolgung  getrennt  vornehmen", 
oder  „ungetrennt  aus  der  Person  des  Versicherten  klagen'^ 


Zweiter  Abschnitt. 

Anzeigen  bei  dem  Abschlüsse  des  Vertrags. . 

Art.  810. 

Der  Versicherungsnehmer  ist  sowohl  im  Falle  der  Versicherung 
für  eigene  Rechnung  als  im  Falle  der  Versicherung  ßr  fremde 
Rechnung  verpflichtet,  bei  dem  Abschlüsse  des  Vertrags  dem  Ver- 
sicherer alle  ihm  bekannten  Umstände  anzuzeigen,  welche  wegen 
ihrer  Erheblichkeit  ßr  die  Beurtheilung  der  von  dem  Versicherer 
zu  tragenden  Gefahr  geeignet  sind,  auf  den  Entschluss  des  letzteren, 
sich  auf  den  Vertrag  überhaupt  oder  unter  denselben  Bestimmungen 
einzulassen,  Einfluss  zu  üben. 

Wenn  der  Vertrag  für  den  Versichertmgsnehmer  durch  einen 
Vertreter  desselben  abgeschlossen  wird,  so  sind  auch  die  dem  Ver- 
treter bekannten  Umstände  anzuzeigen. 

1,  Der  Versicherungsvertrag  ist  ein  aleatorischer  Vertrag, 
indem  ein  zur  Zeit  des  Abschlusses  desselben  noch  ungewisser 
Umstand  eine  Benachtheiligting  der  einen  oder  der  anderen  Partei 
zur  Folge  hat.  Mit  Rücksicht  hierauf  muss  man  den  Versicherungs- 
nehmer für  verpflichtet  halten ;  dem  Versicherer  alles  das  mit- 
zutheilen,  „was  auf  die  richtige  Würdigung  der  Zukunft  von  Ein- 
fluss/' da  anderenfalls ;  eanz  entgegen  der  bona  fides,  welche  den 
Versicherungsvertrag  beherrschen  soll,  die  Stellung  der  Parteien 
eine  ungleiche  sein  würde  (Prot.  VII  S.  3143—3145).  Natürlich 
wird  für  diese  Anzeigepflicht  des  Versicherungsnehmers 
vorausgesetzt,  dass  diesem  der  betreffende  Umstand  bekannt  ge- 
wesen oder  ihm  ohne  ein  grobes  Versehen  nicht  hat  unbekannt 
bleiben  können.  Hat  derselbe  aber  den  Umstand  gekannt,  so  ist 
es  irrelevant,  ob  „die  Anzeige  wissentlich  oder  nur  aus  Versehen 
unterbUeben"  ist  (Prot.  VII  S.  8145).  Auch  kommt  es  nicht  in 
Betracht,  ob  der  Versicherungsnehmer  die  ihm  über  die  in  Rede 
stehenden  Thatsachen  zugekommenen  Nachrichten  für  unbegründet 
oder  unzuverlässig  gebauten  hat  (Allg.  SeeverBich.-Bed.  §  29. 
Bremer  Bed.  §  42  Ziff.  1).  Dagegen  lect  das  Gesetz  dem  Ver- 
sicherungsnehmer eine  Erkundigungspflioit  mit  der  Wirkung,  dass 
eine  demselben  unbekannt  gebliebene  Thatsache  als  bekannt  ange- 
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sehen  werden  soll,  wenn  er  sie  bei  gehöriger  Erkundigung  erfahren 
haben  würde,  nicht  auf  (Prot.  VII  S.  3150). 

Die  Anzeigepflicht  gilt  nur  in  Betreff  von  Thatsachen,  nicht 
von  Ansichten  (eigenen  oder  fremden)  und  Besorgnissen,  z.  B.  über 
den  Ausgang  einer  Reise  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom 
5.  März  1870.  in  Kierulff's  Samml.  VI  S.  131). 

Die  Anzeigepflicht  bezieht  sich  nur  auf  erhebliche  umstände, 
d.   i.    auf  solche^    welche    nach    vernünftigem    Ermessen    auf    die 
Schätzung  der   Gefahr    und    somit    auf  den   Entschluss  des  Ver- 
sicherers, sich  auf  den  Vertrag  einzulassen,  von  Einfluss  sein  können 
(Prot.  VII  S.  3146).    Dieses  vernünftige  Ermessen  kann  aber,  wie 
das  Ober- Appellations-Gericht  zu  Lübeck  in  einem  Erkenntniss  vom 
30.   M^rz   1850  (Seuffert's   Archiv  VI   Nr.   249J  richtig  ausfuhrt, 
nur  dahin  fuhren ^   ^,solche   Umstände   in  Betracht  zu  ziehen,    die 
wirklich  der  Natur  der  Sache  nach;    wenn    sie  miteetheilt   wären, 
das   übernonmiene    Risiko    als    ein   grösseres    würden    dargestellt 
haben;  als  es  bei  deren  Verschweigen  erschien;  nicht  aber  solche, 
die  ohne  zureichenden  inneren  Grund  einen  oder  den  anderen  Ver- 
sicherer je  nach  vorgefassten  Meinungen  oder  Launen  von  Schlies- 
sung der  Assekuranz   hätten  abhalten  können'^     Hierher   gehören 
Unfälle,  welche  das  Schiff  bereits  betroffen  haben  und  geeignet  sind, 
die  Seetüchtigkeit  desselben  zweifelliaft  zu  machen.     Ob  aber  ein 
derartiger  Unfall  vorliegt,  kann  nur  nach  den  Umständen  des  kon- 
kreten Falls   beurtheilt  T^erden.     Immer   aber   wird    die  Anzeige- 
pflicht  bereits  vorliegen,  wenn  man  Veranlassung  hat  sich  „ernsten 
Besorgnissen^'  in  Betreff  der  ,,Erhaltung  und  Integrität''  des  ver- 
sicherten   Gegenstands   hinzugeben    (Entsch.  des  K.  O.H.G.  XVI 
S.  60  f.  S.  78).    Die  blosse  Thatsache,  dass  auf  der  vom  Schiffe 
eingeschlagenen  Route   während   der   Reise   desselben   gefkhrliche 
Stürme  geherrscht,  wie  z.  B.  solche  zur  Zeit  der  Tag-  und  Nacht- 
gleiche in   den  westindischen  Gewässern  gewöhnlich   sind,   würde 
noch    nicht    zu    den  nach   diesem  Artikel    dem  Versicherer    mit- 
zutheilenden  Thatsachen  gehören.   Denn  gerade  gegen  die  Gefahren, 
welche  dem  Schiff  und  der  Ladimg  von  Wind  und  Wetter  drohen, 
ist  die    Seeversicherung   gerichtet.    (Entsch.    des  Hamb.    Oberger, 
vom  8.  Dezember  1868  und  des  O.A.G.    zu  Lübeck  vom  5.  März 
1870  in  Kierulffs  Samml.  VI  S.  133  f.  S.  136).  Eben  so  wenig  wäre 
mitzutheilen  der  Umstand,  dass  das  Schiff  vor  Einnahme  der  Ladung  an 
einer  Stelle  des  Hafens  gelegen  hat,  die  nicht  für  ganz  sicher  gehalten 
wird.    (Entsch.   des  R. O.H.G.    VH   S.   396  f.;   vgl  XVI  S.  61). 
Wohl    aber    ist  zur  Anzeige  zu    bringen    ein   aussergewöhnlicher 
orkanartiger  Sturm,  z.   B.   ein  Teifuhn    (wie  er  in  den  hinterasia- 
tischen Gewässern  zuweilen  wüthet),  in  den  das  Schiff  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  hineingerathen   ist.     Und  Letzteres  wird  man 
anzunehmen  haben,  wenn  andere  Schiffe,  welche  sich  zu  derselben 
Zeit  in  demselben  Distrikt  befanden  wie  das  versicherte,  von  dem- 
selben schwer  betroffen  worden  sind  TEntsch.  des  R. O.H.G.  XVI 
S.  77—79).   Eben  so  wenn  der  Versicnerungsnehraer  in  Erfahrung 
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gebracht  hat^  dass  ein  Schiff ^  dessen  Beschreibung  auf  das  ver- 
sicherte passt,  untergegangen  oder  einen  sonstigen  Unfall  erlitten 
hat  (Entsch.  des  R.O.H.G.  H  S.  33f.).*)  Nicht  in  Betracht 
kommen  Unglücksfälle .  welche  vor  Beginn  der  versicherten  Ge- 
fahr sich  ereignet  haben^  vorausgesetzt,  dass  die  Folgen  der- 
selben durch  Keparatur  vollständig  beseitigt  sind.^*)  (Erk.  des 
0.  A.  G.  zu  Lübeck  vom  30.  März  1850  in  der  Hamb.  Samml. 
der  Erk.  des  O.A:G.  zu  Lübeck  Bd.  II  S.  263  f.).  Es  ist 
femer  anzuzeigen,  an  welchem  Tage  das  Schiff  se^elfertig,  oder 
die  Ladung  desselben  beendet  gewesen ,  um  den  Versicherer  in 
die  Lage  zu  versetzen,  beurtheilen  zu  können,  ob  das  Schiff 
etwa  über  Gebühr  bereits  ausgeblieben  (Entsch.  des  R.O.H.G.  HI 
S.  245).  Eben  so  ist  zur  Anzeige  zu  bringen  ein  zur  Zeit  der 
Eingehung  des  Versicherungsvertrags  auf  das  Schiff  gelegter  Arrest, 
weil  dadurch  die  Reise  wesentlich  verzögert  werden  kann  (vgl. 
Erk.  des  Hamb.  Handelsger.  vom  6.  Febr.  1862  in  der  Samml. 
von  Hermann  und  Hirsch  S.  24  f.)  Dagegen  braucht  die  Absicht 
des  Versicherungsnehmers,  die  Reise  nicht  sofort  antreten  zu  lassen, 
nicht  angezeigt  zu  werden,  da  der  Versicherer  nicht  vorauszusetzen 
berechtigt  ist,  dass  die  versicherte  Reise  sofort  nach  Abschluss  der 
Versicherung  werde  angetreten  werden ;  der  Versicherer  kann  viel- 
mehr nur  verlangen,  oass  der  Antritt  der  Reise  nicht  unnöthi^ 
verzögert  werde  (Entsch.  des  Hamb.  Handelsger.  vom  22.  Apnl 
1864  a.  a.  O.  S.  405  £).  Auch  die  beim  Begmn  der  Reise  vor- 
handene Seeuntüchtigkeit  des  Schiffs  ist  dem  Versicherer  anzu- 
zeigen, was  natürlich  nur  da  von  Bedeutung  ist,  wo  der  Versicherer 
för  einen  durch  solche  herbeigeführten  Schaden  überhaupt  haftet, 
wie  z.  B.  bei  der  Versicherung  der  Ladung.  Unter  diesen  Begriff 
fällt  schlechte  Beschaffenheit  des  Schiffes,  die  auch  daraus  zu 
ersehen  ist,  dass  das  Schiff  von  einem  der  anerkannten  Klassifika- 
tions-Institute  nur  eine  niedrige  Klasse  oder  gar  keine  Klasse  hat 
erhalten  können  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  14.  Juli 
1868  in  Kierulff's  Samml.  IV  S.  525  ff.  Entsch.  des  R.O.H.G. 
XXI  S.  160  f.);  femer  eine  für  die  Seefahrt  ungeeignete  (z.  B. 
ungewöhnlich  flache)  Bauart  des  Schiffs  (Entsch.  des  O.  A.G.  zu 
Lübeck  vom  30.  Mai  1849  in  Seuffert^s  Arch.  VI  Nr.  248) ;   eben 


*)  Ln  dem  dieser  Entscheidung  zu  Grande  liegenden  Falle  war  das  ver- 
üicherte  Schiff  eine  norddeutsche  Brigg  und  hiess  Ostsee.  Die  Hamburger 
fiBörsenhalle^*  hatte  nun  —  wie  dem  Versicherungsnehmer  bekannt  war  — 
die  Nachricht  gebracht,  dass  an  einem  bestimmten  X^ge  auf  einer  Stelle,  die 
das  versicherte  Schiff  damals  wohl  erreicht  haben  konnte,  in  schwerem  Starm 
eine  norddentsche  Brigg  untergegangen,  an  deren  Namensbrett  man  die 
Anüeuigsbuchstaben  Ost  wahrgenommen,  während  die  folfirenden  Buch- 
Btaben  nicht  mit  Sicherheit  zu  erkennen  gewesen.  Alle  drei  Instanzen  (das 
Hamburger  Handels-  und  Obergericht,  wie  das  R.O.  H.G.)  waren  hier  von 
der  Annahme  ausgegangen,  dass  die  gedachte  Thatsache  zur  Kenntniss  des 
Versicherers  zu  bringen  gewesen. 

**)  So  auch  die  französische  Jurisprudenz :  Caumont,  dictionnaire  p.  348 
«gu.  n.  440. 
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so  der  Umstand^  dass  das  Schiff  im  Verhältniss   zu  seiner  Grosse 
und  der  bevorstehenden  Reise  nicht  ausreichend  bemannt  gewesen 

gnJrk.  des  Hamb.  Handelsger.  vom  1.  Nov.  1864  in  'der  Samml.  von 
ermann  und  Hirsch  S.  525  f.).  In  gleicher  Weise  ist  zur  An- 
zeige zu  bringen  der  Umstand,  dass  eine  durch  die  Ungunst 
des  Wetters  leidende  Ladung  sich  bereits  seit  läuj^erer  Zeit 
namentlich  während  der  Wintermonate  im  Schiffe  bemnden  bat 
(Entsch.  des  Hamb.  Handelsger.  vom  24.  Mai  1862  a.  a.  0. 
S.  91). 

2.  Die  Bestimmungen  des  Artikels  sind  auf  den 
Versicherungsnehmer  beschränkt,  weil  nur  auf  dieser 
Seite  für  diesdoen  ,,ein  praktisches  Interesse  vorhanden'^  ist, 
„während  sich  auf  Seiten  aes  Versicherers  fiir  ihre  Anwendung 
kaum  noch  in  einem  anderen  Falle  Gelegenheit  bieten^'  wird^  ,^3 
wenn  der  Versicherer  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  von  einer 
bereits  erfolgten  günstigen  Entscheidung  des  Schicksals  der  ver- 
sicherten Sache  Ivenntniss'^  hat^  für  welchen  Fall  eine  Bestinmiung 
bereits  durch  Art.  789  getroffen  ist  (Prot.  VII  S.  3147.  VIII 
S.  4294).  Wollte  man,  —  so  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz 
ausgeführt  —  eine  weitergehende  Anzeigepflicht  des  Assekuradeurs 
statuiren,  und  diesen  verpflichten,  „dem  Versicherten  alle  diejenigen 
Umstände  anzuzeigen,  welche  für  die  Beurtheilung  der  Grösse  der 
Gefahr  von  Einfluss^'  sind,  und  ,.deren  Kenntniss  er  sich  vielleidit 
nur  durch  eine  besondere  Umsicnt"  und  „nicht  ohne  Aufwendung 
besonderer  Geschäftsunkosten  und  dgl."  hat  verschaffen  können, 
so  hiesse  das  nichts  anderes,  als  dass  der  Versicherer  schuldig  sei, 
den  Versicherten  möglichst  genau  über  Alles,  was  er  „mit  grossen 
Mühen  und  Rosten  erfahren",  zu  instruiren  und  denselben  somit 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  „dass  er  die  Versicherung  anderswo 
wahrscheinlich  zu  einer  billigeren  Prämie  erlangen"  könne  (Prot 
S.  4295). 

3.  Die  AUg.  Seeversicherungs-Bedingungen  (§  35)  haben  als 
Punkte,  in  Betreff  deren  eine  jede  absichtliche  Verschweigung  die 
Versicherung  ßr  den  Versicherer  unverbindlich  und  die  IVämie  ver- 
fallen macht,  aufgezählt  den  Gegenstand  der  Versicherung^  deti 
Namen  des  Schiffs^^)  den  Namen  des  Schiffers,  den  Abgangsort 
resp.  Abladungsort  ^  den  Bestimmungsort,  Ausserdem  haben  die 
Allg.  Bedingungen,  wie  auch  die  revidirten  Bremer  Bedingongen 
noch  eine  Reihe  von  Thatsachen  aufgezählt,  welche  stets  dem  Ver- 
sicherer freilich  nicht  inuncr  bei  Strafe  der  Unverbindlichkeit  des 
Versicherungsvertrags  für  diesen  anzuzeigen  sind. 

Im  Einzelnen  weichen  die  Allgemeinen  Bedingungen  von  den 
Bremer  Bedingungen  vielfach  ab,  und  es  sollen  daher  der  grösseren 


•)  Freilich  braucht  der  Name  des  Schiffs  nicht  immer  unbedingt  gleich 
bei  Eingehung  des  Versicherungsvertrags  angegeben  zu  werden.  Art  821 
H.G.B.  §  64  aer  Allg.  Bedingungen. 
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Uebersichtlichkeit    halber    die    korrespondirenden     Bestimmungen 
gegenüber  eestellt  werden. 

Auf  jede  Versicherung  beziehen  sich: 

Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

§  42  Wer  einen  Gegenstand  ver- 
sichern lassen  totU,  muss  — 

1.  die  letzten  ihm  zugekommenen 
Nachrichten  anzeigen. 

2.  Er  muss  ebenfalls  anzeigen, 
tvewn  er  den  Auftrag  zur  Ver- 
sicherung oder  die  Nachricht, 
welche  ihn  zur  Versicherung 
veranlasste^  auf  andere  Weise 
als  brieflich  direkt  vom  Lade- 
oder  Abgangsorte  des  Schiffs 
empfing. 

4.  Ebenfalls  muss  angezeigt  wer- 
den^  wenn  den  letzten  Nach- 
richten zufolge  das  Schiff  noch 
nicht  an  dem  Orte  angekommen 
war,  wo  die  Versicherung  an- 
fangen soll,  sowie  auch,  wenn 
es  bereits  von  demselben  abge- 
gangen war. 
§3/  Hat  das  Schiff  Freiheit,  auf      §  42  Ziff.3  Er  muss  femer  be- 
seiner  Reise  nach  dem  angegebenen  stimmt  anzeigen,  in  welche  andere 
Bestimmungsorte  (oder  den  ange-   Häfen  oder  auf  welcJie  andere  Rhe- 
gebenen    mehreren   Bestimmungs-   den  das  zu  versichernde  Schiff  oder 
orten)  andere  Häfen  oder  Rheden   da^enige,    welches   den   zu   ver- 
an-    oder    einzulaufen,    so    muss   sichernden     Gegenstand     enthält, 
dies  (abgesehen  von  den  im  §  60   unterwegs    ein-    oder    anzulaufen 
Abs.  5  berührten  Fällen  des  Anr   die  Freiheit  haben  soll  Geschieht 
laufensgetcisserHäfen,umOrdrezu   aber  dennoch  ein  An-  oder  Ein- 
erhaUen)   bei  der    Versicherungs-    laufen  ohne  Wissen  und    Willen 
nähme  angezeigt  werden,  widrigen-   eines  versicherten  Ladungs-Inte- 
faUs  der  Risiko  mit  dem  Zeitpunkt  ressenien,  so  ist  derselbe  dieserhalb 
endet,  in  welchem  das  Schiff  nach   ausser  Verantwortung, 
einem  dieser  anderen  Häfen  oder       Bei  Dampfschiffen  ist  das  An- 
Rheden  seinen  Cours  nimmt  (§  60^   laufen  gewöhnlicher  wndjoder  an- 
ohne  dass  ein  Ristomo  staMfindet,   derer  Stationen  und  Plätze,  sowie 
Die    vorstehende    Bestimmung   Löschen  und  Laden  daselbst,  über- 
gilt   bei    der    Versicherung    cmf  haupt  die  Vornahme  aller  Hand- 
Schiff  oder  Fracht  in  allen  Fällen;   hingen  y  welche  die  auf  den  Con- 
bei    Versicherungen    auf   andere   noissementen gedruckten  Regulative 
Gegenstände  findet  das  Präjudiz   der  betreffenden  TransportrGeseU- 
derselben  dann  keine  Anwendung,    Schäften  gestatten,  ohne  Präjudiz, 
wenn  der  Schiffer  dem  Versicher-       Bei   Versicherungen  auf  Gilter 
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Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

ten  gegenüber  kontraktlich  ver-  und  Cantanlen  in  Postschiffen  oder 
Pflicht^  war,  die  Reise  direct  in  in  Kriegsschiffen  ist  eine  Angabe 
Ausführung  zu  bringen,  auch  nicht  der  Zwischenhäfen  nicht  erforder- 
etwa  der  Versicherte  oder  eine  der  lieh;  es  genügt  die  Angabe  des 
demselben  betreffs  der  Anzeige-  Abgangs- und  Bestimmungshafens; 
Pflicht  gleich  zu  achtenden  Per-  auch  beeinträchtigt  eine  Ueber- 
sonen  {§§  29  und  30),  von  der  ladung  at^s  einem  Kriegsschiff  in 
beabsichtigten  Abweichung  Kunde  ein  anderes  Kriegsschiff  die  Ver- 
erhalten  hatte.  Sicherung  nicht. 

Gänzlich  dispensirt  ist  der  Ver-       Das  Anlaufen  englischer  Häfen 
Sicherungsnehmer  von  der  Anzeige   im  Kanal  oder  an  der  Südküste 
des    angegebenen   Umstandes    bei   Irlands  ist  ohne  Präjudiz,  sofern 
Versicherungen^welche  in  Friedens-    es  nuM  um  Güter  zu  laden  oder 
Zeiten    auf  in  Dampfschiffe  ver-   zu  löschen  geschieht,  Unterlassang 
ladene  Güter  oder  Contanten  ge-   der  Anzeige  awnulUrt  die  Versi-- 
nommen  werden.    Hierbei  genagt   cherung  und  die  Prämie  ist  den- 
die  Angabe  des  Abgangs-  und  des   noch  verfallen   (§  42  letzter  Ab- 
Bestimmungsorts   und  ist  es  un-   satz). 
präjtulizirlich,  wenn  von  dem  Um- 
stände,   dass    das  Schiff  andere 
Plätze  anlaufen  dürfe,  keine  An- 
zeige gemacht  wird. 

§54  Wenn inKriegszeitenbei der  Vgl.  Bremer  Bedingungen  §25 
VersicherungsYkahme  nicht  ange-  s.  u.  S.  247.  f. 
zeigt  ist,  dass  Kriegs-  oder  Marine- 
bedürfnisse, als  wozu  namentlich 
zu  rechnen  sind:  Schiesspulver, 
Blei,  Kugeln^  Kanonen^  Gewehre, 
Pisii)len,  blanke  Waffen,  lange 
Messer^  Sackhauer ^  Schwefel,  SaU 
peter,  Pech,  Theer,  Schiffsgeräih- 
schaften,  Taue,  Segel,  Masten, 
Eisenwerk^  Schiffsbauholz  irgend- 
welcher Art,  Segel-  und  Ravens- 
iuch,  vlämisch  Leinen,  Säcke  und 
Hanfy  femer,  dass  Gegenstände, 
welcke  von  den  im  Krieg  begriffe- 
nen Mächten  als  Contrebande  be- 
handelt werden,  versichert  oder 
mitversichert  werden  sollen  oder 
auch  nur  mit  in  das  zu  versichernde 
Schiff,  oder,  wo  eine  Güterver- 
sicherung abgeschlossen  unrdy  in 
dasselbe  Schiff  mit  den  zu  ver- 
sichemden  Gütern  verladen  werden, 
so  gilt  die  Versicherung  „frei  von 
Kriegsmolest"    (§  lßO\;    bei    der 
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Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

Versicherung  tritt  jedoch  dies  Prä- 
judiz nur  dann  ein,  wenn  der 
Versicherte  oder  eine  der  demselben 
betreffs  der  Änaeigepflicht  gleich-  * 
zuachtenden  Personen  (§§39,  30) 
jenen  Umstand  kannte  oder  bei 
gehöriger  Sorgfalt  kennen  musste. 
Ausserdem  gilt  in  Kriegszeiten 
die  Versicheru/ng  „frei  von  Kriegs- 
mohsP\  wenn,  ohne  dass  der  Ver- 
sicherer in  Folge  einer  besonderen 
Anzeige  die  desfaUsige  Gefahr 
ausdrücklich  mit  übernommen  hat^ 
irgend  eine  der  nachfolgenden  Be- 
stimmungen unerfüllt  bleibt.  Es 
müssen 

1.  die  Papiere  über  den  ver- 
sicherten Gegenstcmd  nach  den 
obrigkeitlichen  Verfugungen 
des  Orts,  wo  das  Schiff  ladet, 
eingerichtet,  und  bei  Versiche- 
rungen auf  Güter  dürfen  ins- 
besondere die  Connossemente 
nicht  an  Order,  sondernmüssen 
auf  den  Namen  und  unter  An- 
gabe der  Nationalität  des  Ab- 
laders, Eigenihümers  und  Em- 
pfängers der  Güter  ausgestellt 
Sern. 

2,  Werden  Güter  für  neutrale 
Rechnung  versichert,  so  darf, 
wenn  denselben  einKargadeur 
beigegeben  ist,  dieser  nur  ein 
geborener  Unterthan  eines  neu- 
tralen Staates,  oder  Jemand, 
der  schon  Bürger  oder  Unter- 
than eines  neutralen  Staates 
vor  dem  Ausbruch  des  Krieges 
war,  sein. 

5.  Bei  der  Versicherung  auf  ein 
neutrales  Schiff  oder  dessen 
Fracht  müssen  Schiffer  und 
Steuermann  vor  dem  Ausbruch 
des  Krieges  Bürger  oder  Unter- 
fhanen  des  neutralen  Staates, 
dessen  Flagge  das  Schiff  fuhrt, 
geworden,  oder  auch  geborene 


I 
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Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

Bürger  oder  Unterthanen  des- 
selben  und  die  Papiere    des 
Schiffs  nach  den  Gesetzen  d^ 
Landes,  welchem  es  angehört, 
einoerichtet  sein» 
§  55  Wenn  in  Kriegszeiten  bei       §  ^  In  Kriegszeiten  muss,  icewi 
derVersicherungsnahmenicht ange-   auf  das  Casco   oder  auf  Fracht- 
zeigt  ist,  dass  das  Schiff  während  9^^^    ^^^     Schiffs     versichert 
des  Kriegs  einem  Unterthan  oder   werden  soll,  welOies  während  des- 
Unterthanen  einer  der  Krieg  ßh-   selben  Krieges    den  Angehörigen 
renden  Mächte  abgeJeauft,  oder  als   ^^^  ^  hriegßhrenden  Staaten 
Prise,  die  noch  auf  keinem  freien  P^*^^  *«^  «*wd  welches  nach  der 
Strom  geschwommen,  erworben  ist,    Erwerbung  noch  nicht  tn   einem 
so  gilt  die  Versicherung,  „frei  von   Bafen   des   Staates   getcesen   ist. 
Kriegsmolesf'   (§  100).     Bei  der   ^^sen  Flagge  es  ßhrt,  von  diesem 
Versicherung  auf  Güter  tritt  je-    Umstände  Anzeige  gemacht  werden, 
doch  dies  Präjudiz  nur  dann  ein,       ^^    Versicherung    auf   QüUr 
wenn    der  Versicherte    oder    eine   ^^  dieselbe   Verbindlichkeit   zur 
der  demselben  betreffs  der  Anzeige-   AnzMge   hinsichtlich    des    Schiffs 
Pflicht  gleich  zu  achtenden  Personen   «w,  wenn  der  Versicherte  mit  dem 
(§§  29,  30)  jenen  Umstand  kannte    Unistande  bekamt  war. 
oder  bei  gehöriger  Sorgfalt  kennen       -Die  gleiche  Verpflichtung  findet 
nmsste.  auch  bei  gekauften  Prisenschiffen 

StaUj  und  müssen  sqlche  jedenfalls 
mit  einer  legalen  Cond^nationS' 
Acte  versehen  sein. 
'  Unterbleibt  in  allen  diesen  Fällen 
die  vorgeschriebene  Anzeige^  oder 
ist  das  Schiff  init  einer  legalen 
Condemnations-Acte  nicht  versehen, 
so  gilt  die  Versicherung  nur  als 
,4reivonKriegsm6lest^'  geschlossen. 

§  56  Wird  in  Kriegszeiten  bei  §  ^  In  Kriegszeiten  muss  die 
der  Versicherungsf  lähme  die  Flagge  Flagge  des  Schiffs  aufgegeben 
des  Schiffs  nicht  richtig  angegeben,  werden;  und  wenn  dies  unrichtig 
so  gilt  die  Versicherung  „frei  von  geschehen,  gilt  die  Versicherung 
Kriegsmolesf  (§  100).  nur  „frei  von  Kriegsmolesf*  nadi 

den  im  §  20  darüber  enthaltenen 

Bestimmungen. 

Auf  die  Versicherung  von  Schiff  und  Fracht  resp.  von  Fracht 
gehen: 

Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

§  38  Wenn  bei  der  Versiche- 
rung auf  Schiff  oder  Fracht  dem 
Versicherer  nicht  angezeigt  ist^ 
dass  das  Schiff 
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Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

von  Eisen  ^   gleichviel  oh  ganz 

von  Eisen    oder   mit  eisernem 

Umschlag'^)  oder  von  Föhren- 

holz^  **)  selbst  wenn  die  Flanken 

von  Eichen^  die  Inhöher  aher 

grösserentheils  von  Föhrenhole 

sein  sollten,  oder  auf  Klink'^**) 

gebauet  sei,  oder  in  Ballast,  mit 

Sah,  losem  Getreide,  loser  Saat, 

losem  Reis,  Knochen,  Knochen- 

schwärze,  losem  Guano,  sonsti- 
gem Dünger,  Heu,  Torf,  Frz, 

Steinen,  Schiefer,  Kohkn^  Gips, 

Kreide  oder  raffinirtem  Fetiro- 

leum  fahre  oder  fahren  werde, 
so  bezahlt  der  Versicherer  im 
Schadensfalle  nur  die  Hälfte  von 
dem,  was  er  ordentlicher  Weise 
nach  Massgabe  der  Versicherung 
und  der  eintretenden  Umstände 
zu  bezahlen  gehabt  habenumrde.  f) 

Ein  Schiff  uird  schon  dann  als 
mit  einem  der  in  diesem  Fara- 
graphen  genannten  Gegenstände 
fahrend  betrachtet,  wenn  das  da- 
von verladene  Quantum  ein  Drittel 
seiner  Tragfähigkeit  ausmacht. 

*)  Bei  eisernen  oder  bei  eisen- 
beschWenen  Schiffen  wird  dadurch 
die  Geiahr  vergrössert,  dass  es  nicht 
an  allen  Orten  Anstalten  zu  deren  Aus- 
besserune giebt 

**)  Die  hamburger  Versicherer 
haben  nach  neuerdings  unter  denselben 
stattgehabten  Vereinbarungen  die  Ver- 
sicherten in  diesen  beiden  Fällen  von 
der  Anzeigepfiicht  entbunden.  Die  in 
Hamburg  auf  Grund  der  Allgemeinen 
Bedingungen  abgeschlossenen  Ver- 
sicherungsverträge enthalten  die  Modi- 
Nation  des  §  38 :  Die  Eigenschafl  des 
^hiffs,  wenn  es  von  Eisen  oder  von 
Föhren-  und/oder  diversem  Holz  ist, 
bedarf  der  Anzeige  des  §  Hü  nicht 

•*•)  Hierbei  liegen  die  äusseren 
Planken  der  Länge  nach  mit  den 
Kanten  über  einander. 

t)  Heber  die  in  den  jetzigen 
hamburger  Versicherungs-Polizen  sich 
findende  Modifikation  dieser  Bestim- 
mung 8.  S.  242  Kote  ♦*) 

Lewig.  Seerecht,    n.  Iß 
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Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

§  39  Wenn  bei  der  Versicherung  §  42  Ziff.  5  Bei  Versicherufig 
auf  Schiff  oder  Fracht  deni  Ver-  auf  Casco  oder  auf  Frachtgelder 
sicherer  nicht  angeeeigt  ist,  dass  eines  Schiffs,  welches  ganz  oder 
in  dem  Schiff  'gebrannter  KalJc^  theilweise  mit  fUr  das  Schiff  öder 
rohes  Petroleum,  Schiesspulver*)  die  Fracht  besonders  gefährlichen 
oder  irgend  eine  sonstige  derExplo-  Gegenständer^  beladen  ist  oder  be- 
sion  ausgesetzte  Substanz  {Nitro-  laden  werden  soll,  als  namenilich 
ghfcerin  oder  dgl.)  verladen  sei  oder  ganz  oder  theilweise  mit  gebramn- 
werde,  oder  dass  es  bis  auf  mehr  als  tem  Kalk ,  mit  Naphtiia  (refifwd 
ein  Dritttheil  seiner  Tragfähigkeit  spirits)  oder  rohem  Petroleum,  oder 
mitBoheisen,Blockei$eno(lerEtsenr  ganz  oder  zu  einem  erheblichen 
bahnschienen  fahre  oder  fahren  Theile  mit  Eisenbahnschienen,  Roh- 
werde, so  ist  die  Versicherung  für  oder  Blockeisen,  mit  Ouano,  losetn 
den  Versicherer  unverbindlich  und  Salz  oder  sonstigen  dem  Schmelzen 
die  Prämie  verfallen.**)  unterworfenen  Waaren,   oder  mü 

Diese  Bestimmung  findet  jedoch  losem   Getreide    oder    Schiffshau- 

dann  keine  Anwendung,  wenn  der  holz,  muss  davon  Anzeige  gemilcht 

Umstand,  dass  von  den  vorbezeich-  werden. 

netenGegenständen  überhaupt  etwas       Unterlassung  der  Anzeige  annu- 

resp.    bis   zu    dem    angegebenen  Urt    die    Versicherung,    und    die 

Quantum  verladen  worden  sei  oder  Prämie  ist  dennoch  verfallen  (§  42 

resp.  werden  sollte,   ohne  Wissen  letzter  Absatz). 
des  Schiffers  Statt  gefunden  hatte       §43  Wenn  ein  Schiff  in  Ballast 
und  dem  Versicherten,  sowie  den,  geht  oder  in  der  unter  Ziff.  5  des 

demselben    betreffs    der    Anzeige-  vorhergehenden  Paragraphen  an- 

Pflicht  gleich  zu    achtenden  Per-  gegebenen   Weise  mit   den   darin 

sonen  (§§  29,  30),  ungeachtet  der  bezeichneten  oder  sonstigen  für  das 

Schiff  oder  die  Fracht  besonders 

*)  Die  heutigen  hamburger  Ver-  gefährlichen  Gegenständen  beladen 

sicherungs  -  Polizen     enthalten    den  ist  oder  beladen  unrd,   ohne  dass 

Satz:    Die    Anzeigepflicht    in    Be-  ß^  Versicherte  bei  AbsMuss  der 

'ä'^ssfZn^f:^^^^  Versicherung  Kunde  davon  hatte, 

Schiff  nicht  Über  ein  Drüuheü  seiner  SO  muss  er  dem  Versicherer  diesen 

Tragfähigkeit  davon  geladen  hat.  Umstand  anzeigen,  sobald  er  den- 

♦*)  Die  heutigen  hamburger  Po-  selben  in  Erfahrung  bringt^  und 

lizen  treffen  folgende  Anordnung:  ^^  angemessene  Prämiewverbesse- 

Falls  der  Vergtcherte  oder  resp,  der  ^,^^  r7^Aj-  h^i*r,l»1^>ä^ 

Versicherungsnehmer   nachträglich  -  ^^9  ^f^  bezahlen. 

jedoch  zu  einer  Zeä,  zu  welcher  von       §  ^    Versicherung    auf  Casco 

einem  dem  Schiffe  zugestossenen  Unfall  oder  Frachtgelder  von  JdhJcerartig 

noch  nichts  bekannt  geworden  -  er-  gebautenSchiffenistungtdtig.wenn 

Ä%ÄfrÄ?*/.TfÄ  diese BauaHniM mfyegebenic^r 

als  anzuzeigen   aufgeführUn  Artikeln  Auch    auf  Ladung    W  SOlcnen  tSi 

führe,  so  steht  es  ihm  frei,  durch  eine  sie  ungültig^  wenn  dem  Versicher- 

unverzüglich  nach  der  davon  erlangten  ^  diese  Bouart    deS    Schiffs  he- 

Kunde  zu  machenden  Anzeige  und  eine  i.^.-^/  ^.,^^ 

zu  bewilligende  nach  Billigkeit  zu  re-  '^^^^  ^"^* 
gvlirende  Prämien- Zulage  die  encähn- 
tcn  Präjudize  abzuioenden. 
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Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

aufzuwendenden  gehörigen  Sorgfalt 
unbekannt  geblieben  war. 

§  40  Bei  der  Versicherung  auf 
Fracht  für  leicht  verderbliche  La- 
dung muss  der  Umstand^  dass  das 
Schiff  solche  fuhrt,  angezeigt  wer- 
den^ widrigenfalls  der  Versicherer 
den  durch  diese  Beschaffenheit  der 
Waare  entstandenen  Verlust  nicht 
zu  ersetzen  hat. 

Bei  der  Versicherung  auf  Fracht 
für  Criiter^  welche  dem  Schmelzen 
unierliegen ,  wird  angenommen^ 
dass  die  Fracht  für  das  ausge- 
lieferte Mass  geschlossen  sei,  wenn 
nicht  angezeigt  sein  sollte,  dass 
sie  für  das  eingenommene  Mass 
bedungen  worden. 

Auf  Versicherung    von  Schiff,    Fracht  und  Ladung   sind  ge- 
richtet: 

Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

§  43  Wenn  dem  Versicherer  %  42  Ziff.  2 ;  s.  o.  S.  237. 
nicht  ein  Anderes  angezeigt  worden 
ist,  so  wird  in  den  Fällen,  in 
welchen  der  Ort  des  Versicherungs- 
abschlusses nicht  zugleich  der  Ab- 
gangsort des  Schiffs  und  resp. 
der  versicherten  Güter  ist,  ange- 
nommen, dass  der  Auftrag  oder 
die  Benachrichtigung  vomAbgangs- 
orte,  und  zwar  direct  mit  der  letz- 
ten Post  oder  mit  jüngster  Schiffs- 
gelegenheit, geJcommen  sei,  und  das 
Schiff  am  Tage  der  Order-Frthei- 
lung  resp.  der  Benachrichtigung 
noch  im  Abgangshafen  gelegen 
habe.  —  Die  vorstehende  Bestim- 
mung bleibt  selbst  dann  in  Wirh- 
samkeit,  wenn  beider  Versicherung 
auf  Güter  dem  Versicherer  der 
Tag  der  Connossements- Zeichnung 
angegeben  worden  sein  sollte. 

In  allen  Fällen,  wenn  der  Auf- 
frag oder  ein  Nachtrag  zu  dem- 
selben resp.  die  Benachrichtigung 
per  Telegraph  gekommen  ist^  muss 
^iefoon  Anzeige  gemacht  werden.  16* 
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Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

Istj  ohne  dass  hievon  bei  der 
Versichenmgsnahme  Ameige  ge- 
macht wird,  die  Benachrichtigung 
oder  der  Auftrag  nicht  vom  Ab- 
gangsorte gegeben  worden^  oder' 
hat  eine  erhebliche  Verzögerung 
dabei  stattgefunden^  oder  ist  jene 
oder  dieser  auf  einem  erheblichen 
Umwege  eingetroffen^  so  ist,  falls 
angenommen  werden  muss,  dass 
dies  von  Einfluss  auf  die  Ein 
gehwng  der  Versiehe)  ung,  überhaupt 
oder  wie  sie  geschehen,  habe  sein 
können,  ßr  den  Versicherer  die 
Versicherung  unverbindlich  und 
die  Prämie  verfallen.  —  Dies 
Präjudiz  tritt  unbedingt  ein^  wenn 
von  dem  Umstände,  das"*  die  Order 
u.  s.  w,  per  Telegraph  eingegangen 
ist,  keine  Mittheüung  gemacht  unrd. 

§  44  Wird  Versicherung  auf  §  42  Ziff.  4;  s.  o.  S.  237. 
ein  Schiff  oder  dessen  Fracht  oder 
auf  Gegenstände  in  einem  Schiffe 
beantragt,  welches  an  dem  Ab- 
gangsorte der  zur  Versicherung 
aufgegebenen  Reise  noch  nicht  an- 
gekommen ist,  mag  es  vorher  eine 
besondere  Reise  auszufuhren  haben 
oder  auf  der  Fahrt  nach  defn  be- 
zeichneten Abgangsorte  begriffen 
sein,  so  ist,  wenn  hievon  bei  der 
Versicherungsnahme  keine  Anzeige 
gemacht  wird,  die  Versicherung 
filr  den  Versicherer  unverbindlidi 
und  mit  Einbehalt  von  V2  Prozent 
Prämie,  oder  wenn  die  Prämie 
unter  1  Procent  beträgt^  der  hal- 
ben Prämie,  zu  ristomiren. 

Es  präjudicirt  jedoch  nicht, 
wenn  in  den  Fällen,  wo  im  kauf- 
männischen Verkehr,  die  Abladung 
eines  Schiffs  at^  nahe  bei  einander 
liegenden  Häfen  zu  geschehen  pflegt 
{z,  B.  Puerto  CabeUo  undLaguaira, 
Havana  und  Matanzas),  das  Schiff 
noch  nicht  am  Abgangsorte  ange- 
kommen gewesen  ist',  sondern  in 
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Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

einem  dieser  Häfen  gelegen  hat, 
oder  auf  der  Heise  ewismen  den- 
selben begriffen  gewesen  ist^  ohne 
dass  von  diesem  Umstände  Anzeige 
gemacht  worden. 

§  45  Wird   hei  der   Versiehe- 
rungsnahme  auf  ein  Schiff  oder 
dessen  Fracht   oder   auf  Gegen- 
stände in  dem  Schiffe  mcht  ange- 
zeigt^   dass   dassett>e  bereits  vom 
Abgangsorte  abgegangen  oder  aus 
See  dahin  zurückgeJcehrt,  oder  dass 
der  Ort^   von  welchem   die  Ver- 
Sicherung  beginnen  soU^  ein  Hafen 
oder  eine  JKhede  ist,  welche  das 
Schiff  auf  einer  bereits  angetrete- 
nen Reise   ein-    oder   angelaufen 
woTj  SO  ist,  wenn  der  Versicherte 
oder  eine  der  demselben  betreffs 
der  Anzeigqßfticht  gleichzuachten- 
den  Personen   (§§  29,   30)    den 
Umstand  kannte  oaer  bei  gehöriger 
Sorgfalt  kennen  musste,  die  Ver- 
sicherung für  den  Versicherer  un- 
verbindlich und  die  Prämie  ver- 
fallen. 

§  46  Wird  bei  einer  Versiche- 
rungsnähme    auf  ein  Schiff  oder 
dessen  Fracht  nicht  angezeigt^  dass 
das  Schiff  noch   im  Neubau  auf 
der  Werfte  liegt^   so  ist  die  Ver- 
sicherung für  den  Versicherer  un- 
verbindlich und  mit  Eivhehalt  von 
^ 'j  Procent  Prämie  oder,  wenn  die 
Prämie  unter  1  Rocent  beträgt, 
der  halben  Prämie  zu  ristomiren. 
—  Dasselbe  Präjudis  tritt  unter 
der    angegebenen     Voraussetzung 
ie»  einer  Versicherung  auf  Günter 
einy  bei  welcher  der  Versicherungs- 
nehmer nidU  anzeigt,  dass  dieselben 
in  ein  solches  Schiff  geladen  wer- 
den,  falls   der  Versicherte   oder 
eine   der  demselben  betreffs    der 
AnzeigepfUcht  gleich  zu  achtenden 
Personen  (§§  ä9,  30)  den  Umstand 
kannte  9  od&r  bei  gehöriger  Sorg- 
falt kennen  musste. 
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Allgemeine  Bedingongen:  Bremer  Bedingongen: 

§  ^  Wird  hei  der  Versiehe^ 
rungsnahme  auf  ein  Schiff  oder 
dessen  Fracht  keine  Anzeige  von 
dem  Umstände  gemacht^  dass  das 
Schiff  noch  in  erhehUcher  Bepor 
ratur  liegt,  so  ist  der  Versicherer 
berechtigt,  nach  seiner  WaM  ent- 
weder die  Versicherung  unter  Ein- 
hehaUung  von  Va  Proceni  Prämie 
resp.  wenn  die  Prämie  unter  lIVo- 
ffent  beträgt,  der  halben  Prämie 
0u  ristomiren,  oder  die  Versiche- 
rung in  Kraft  bleiben,  und  in 
diesem  FaTle^  wenn  der  Preisstand 
der  Prämien  an  dem  Orte  der 
geschlossenen  Versicherung  mir 
Zeit  des  Abschlusses  niedriger  ge- 
wesen sein  soUte,  ais  zu  dem  Zeit- 
punkte^ in  welchem  die  Nachricht 
von  dem  Abgange  des  Schiffs  auf 
directem  Wege  und  ohne  Verzöge- 
rung dorthin  gelangte  oder  ge- 
langen konnte,  eine  dem  R^eis- 
Stande  des  letzteren  Zeitpunktes 
entsprechende  Erhöhung  der  R^ämie 
eintreten  zu  lassen. 

Bei  der  Versicherung  auf  Güter 
findet  die  Vorschrift  dieses  Para- 
graphen nur  Anwendung,  wenn 
der  Versicherte  oder  eine  der  dem- 
selben  betreffs  der  Anzeigepflicht 
gleich    zu     achtenden    Personen 

^^  39,  30)  den  in  Bede  stehenden 

'mstand  kannte  oder  bei  gehöri- 
ger Sorgfalt  kennen  nrnsste. 

Für  die  VerBicherung  der  Ladung  kommen  zur  Anwendung: 
Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingongen: 

§  48  Werden  Güter  versichert,  §  86    Eine    Versicherung   auf 

diese   aber  bei  der  Versicherung  GMd^  Silber  und  Fiatina,  gem&nzt 

nicht  specieU  der  Art  nach  ang^  oder  ungennünzt,  auf  Papiergeld, 

geben,  sondern  nur  durch  eine  all-  Schuldverschreibungen,  AeUen  und 

gemeine  Benennung  (z.  B.  Kauf-  Documente  aüer  Art,  saune  auf 

mannschaften,  Waaren,  Betouren,  ächte  letzen  und  Perlen,  Juwelen 

R^oducte)  bezeichnet,  so  sind  Güter  und  Eieinodien ,   auf  Kunstwerke 

jeder  Art  als  unter  die  Versiehe'  der  Malerei  und  Bildhauerei  und 

rung  gebracht  anziehen,  ausge-  etwaige  Seltenheiten  ist  ganz  un- 


i 
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Allgemeine  Bedingungen: 

nammen:  gemünztes  oder  unge- 
münjftes,  verarbeitetes  oder  unver- 
arbeitetes  Gold,  Silber  oder  Pia- 
ima,  Cofäanten,  Papiergeld,  Werth- 
papiere,  Juwelen,  Pretiosen,  ächte 
Spitzen,  KmskoerTce  der  Sculpiur 
oder  Malereif  Gegenstände  der 
Liebhaberei ;  femer  Ladungen 
Borke,  Mahagoni-,  Cedem-  und 
anderen  feinen  Nutzholzes,  Bau- 
holzy  Cichorienu?urzeln,  Gucmo  oder 
anderen  Düngers  ^  Getreide,  Saat, 
Früchte  aTier  Art,  Heu,  Torf, 
Knochen,  Knochenschwärze ^  und 
Knochenasche,  Kartoffeln,  Mar- 
mor, JRapp-  und  Leinkuchen,  rohen 
Gips,  KdOc,  Kohlen,  Boheisen, 
Eisenschienen,  Erz,  Steine,  Schiefer, 
Salz ;  endlich  Petroleum  undSchiess- 
pulver,  soune  sonstige  der  Explo- 
sion ausgesetzte  Substanz  (Nitro- 
glycerin oder  dgl.).  So  weit  vor- 
stehend Über  Ladungen  Bestim- 
mung getroffen  worden  ist,  findet 
die  Vorsehriß  des  §  38  Abs.  2 
hier  gleich/massig  Anwendung. 

VgL   Allgemeine   Bedingungen 
§  54;  8.  o.  S.  238  f.. 


Bremer  Bedingungen: 

gültig  ohne  Bückgäbe  der  Prämie, 
wenn  diese  Gegenstände  nicht  aus- 
drücklich  genafrmt,  sondern  unter 
irgend  einer  allgemeinen  Bezeich- 
nung angegeben  sind. 


§25  Wefnn  Kriegs- und  Marine- 
,  bedürfhisse  unter  der  allgemeinen 
Benennung  von  Güter,  Waaren 
oder  Kaufmannschaften  versichert 
worden  sind,  so  gut  diese  Ver- 
sicherung nur  frei  von  Kriegs- 
malest 

Namentlich  ist  eine  specielle 
Benennung  bei  folgenden  Gegen- 
ständen erfor.erlich:  Rdver  und 
Blei,  Kugeln,  Kanonen,  Flinten, 
Pistolen,  Säbel,  Degen  und  jede 
Art  vonAmnumition  und  Armatur, 
sowie  auch  lange  Messer  und 
Sackhauer,  femer  Schwefel,  SaU 
peter,  Pech,  Theer,  Harz,  Hanf, 
Tauwerke,  Segel,  Masten,  Schiffs- 
bauholz, Metall  zu  Schiffsbeklei- 
dung,  und  zum  Schiffsbau  ge- 
bräuchliches Eisenwerk,  Segeltuch, 
Bavenstuch,  flämisch  Leinen  und 
Säcke. 
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Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

§  49  Wenn  Guter  ^  (xuf  welche  Ausserdem  finden  die  Bestimr 
Versicherung  genommen  wird,  be-  mungen  dieses  Paragraphen  auf 
schädigt  abgeladen  oder  als  be-  alle  sonstüfen  Gegenstände  Anwen- 
schädigt  zugesandt  werden^  so  gilt^  dung^  weiche  bei  den  im  Kriege 
wenn  hiervon  bei  der  VersicherungS'  begriffenen  Mächten  für  Kriegs- 
nahme  keine  Anzeige  gemacht  mrd,  Kontrebande  gelten ,  oder  vor 
die  Versicherung  „frei  von  Be-  Abschhss  der  Versicherung  daßr 
Schädigung'^  (§  103).  erklärt  sein  mögen. 

Im  Falle  eines  ^  gleichviel  ob 
totalen  oder  partialen  Verlustes 
solcher  Güter  hat  der  Versicherte 
alle  ihm  zugekommenen  Nach- 
richten oder  zugänglichen  Nach- 
weisungen,  aus  welchen  auf  den 
Grad  der  Beschädigung  der  Güter 
geschlossen  werden  kann,  vorzu- 
legen^ und  ist  sodann  zu  Gunsten 
des  Versicherers  ein  den  Umstän- 
den entsprechender  Abzug  von 
denjenigen  Werfhe^  welchen  die 
Guter  im  unbeschädigten  Zustande 
gehabthabenwürden,  zumachen.— 
Kommt  der  Versicherte  der  ihm 
im  Vorstehenden  aufgelegten  Ver- 
bindlichkeit gar  nicht  oder  nicht 
gehörig  nach,  so  bezahlt  der  Ver- 
sicherer nur  die  Hälfte  von  dem^ 
was  er,  wenn  keine  Beschädigung 
vorhanden  gewesen  wäre,  zu  be- 
zahlen gehabt  haben  würde. 

§50  Wenn  Güter  versichert  V gl.^45.  Bei  Versicherunge^iauf 
werden^  die  aus  einem  anderen  Güter ^  welche  aus  einem  Seeschiffe 
Seeschiffe,  in  welchem  sie  eine  übergeladen  worden,  ohnevorher  ans 
Frachtreise  gemacht  hohen  ^  ohne  Lata,  gebracht  und  daselbst  gehörig 
vorher  ans  Land  gebracht  oder  uniersucht  zu  sein,  leistet  der  Ver- 
untersucht zu  sein,  übergeladen  sicherer  keinen  Ersatz  für  Be- 
worden  sind  oder  werden  soUen,  Schädigung  noch  für  sonstige  Math 
so  muss  hievon  bei  der  Versiehe-  gel:  es  sei  denn,  ddss  der  unbe- 
rungsnahme  Anzeige  gemacht  wer-  schädigte  Zustand  der  Güter  zur 
den,  widrigenfalls  die  Versicherung  Zeit  der  Ueberladung  gehörig  nadh 
auf  diese  Güter  „frei  von  Beschär  gewiesen  wird, 
digung  ausser  im  StrandungsfaUe^^  Die  Gefahr  fängt  bei  solchem 
(§  104)  gilt  Versichenmgen  erst  mit  dem  Augen- 

§  51  Wird  dem  Versicherer  auf  blicke  an,  in  welchem  die  betreffefh 
Güter  nicht  angezeigt,   dass  die-   den  Güter   an  Bord  des  Schiffs 
selben  auf  eine  an  dem  betreffenr  gelangt sind^  worin  sie  übergeladen 
den  Orte  ungebräuchliche  Weise^   werden, 
oder,  wenngleich  auf  gebräuchliche 
Weise  (§  73  Abs.  3),  doch  unter 
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Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

imgewöhnlich  gefährdenden  Um" 
ständen^  von  dem  Lande  an  das 
Schiff  gebracht,  letzterem  nach- 
gebracMj  resp.  vom  Schiffe  an  das 
Land  befördert  werden,  so  ist  der 
Versicherer  für  den  auf  solchem 
Tran^ort  entstehenden  Verlustoder 
Schaaen  nicht  verantwortlich,  falls 
der  Versicherte  oder  eine  der  dem- 
selben betreffs  der  Änzeigepflicht 
gleich  zu  achtenden  Personen  (§§ 
29,  30)  y  jenen  Umstand  "kannte 
oder  bei  gehöriger  Sorgfalt  kennen 
musste. 

§  52  Wenn  der  Versicherungs- 
tcerth  von  Gutem  in  der  Police 
taxirt,  und  in  der  Taxe  voraus- 
bezahlte Fracht  mit  enthalten  ist, 
welche  der  Verfrachter  nicht  zurück- 
zuzahlen hat,  wenngleich  die  ver- 
sicherten Güter  den  Bestimmungs- 
hafen nicht  erreichen  sollten  (§^2 
Abs,  2),  so  ist  davon  dem  Ver- 
sicherer der  Güter,  bei  Abschluss 
des  Vertrags  Anzeige  zu  machen. -- 
Geschieht  dies  nicht,  so  ersetzt  der 
Versicherer  im  Falle  einer  Haverei- 
grosse  denjenigen  in  der  Dispache 
diesen  Grütem  etwa  auferlegten 
Contribuiionsantheil  und  diejenigen 
sonstigen  Kosten  nicht  welche  der 
Fracht  zur  Last  gefallen  sein 
würden,  wenn  diese  nicht  voraus- 
bezahlt worden  wäre. 

§53  Wird  für  Schiffer,  Steuer- 
leute oder  Schiffsvolk  Versicherung 
auf  Güter  ^  welche  diese  mit  sich  . 
über  See  fuhren,  genommen^  so 
muss  bei  der  Versicherungsnahme 
ausdrücklich  angezeigt  werden,  dass 
sie  es  sind^  für  welche  die  Ver- 
sicherung genommen  unrdfWidrigen- 
faJls  letztere  für  den  Versicherer 
unverbindliehundzu  ristomiren  ist. 

§  57  Wenn  bei  der  Versicherung 
auf  imaginären  Gewinn  der  Ver- 
sicherte schon  anderweitig  auf  den- 
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Elfter  Titel,  Abschnitt  II. 


Allgemeine  Bedingungen: 

selben  Gegenstand  imaginären  Ge- 
winn hat  versichern  lassen,  sei  es 
abgesondert^  sei  es  in  Verbindung 
mit  einer  Güterversicherung  (§  2i), 
und  davon  bei  dem  Abschluss  des 
Vertrags  dem  Versicherer  keine 
Anzeige  gemacht  wird,  so  ist  die 
Versicherung  ßr  den  Versicherer 
unverbindlich  und  die  Prämie  ver- 
fallen. 


Bremer  Bedingongen : 


§  52  Wenn  wegen  Strandung 
eines  Schiffs,  oder  sonstiger  Un- 
fähigkeit desselben  0ur  VoUendmg 
seiner  Reise,  die  Ladung  mit  einem 
anderen  Schiffe  nach  ihrem  Be- 
stimmungsplatze ,  gebracht  werden 
muss,  so  liegt  es  dem  Versicherten 
ob,  davon  soforf  Anzeige  eu  machen 
und  den  Uebergang  und  die  Fort- 
dauer der  Gefahr  auf  die  Police 
bemerken  zu  lassen,  auch  Über  die 
Versicherung  der  Unkosten  sich 
mit  dem  Versicherer  zu  verstän- 
digen, zu  deren  Erscutz  dieser  sonst 
nicht  verpflichtet  ist. 


Bei  der  Rückversicherung  greifen  Platz : 


Allgemeine  Bedingungen: 

§  58  Wer  Bdchversicherung 
nimmt,  ist  verpflichtet,  nicht  nur 
ausdrUckUch  zu  erklären  j  dass  es 
eine  Rückversicherung  ist,  welche 
genommen  wird,  sondern  auch  den 
Taa  des  Abschlusses  der  ursprümg- 
liehen  Versicheru»^  anzugeben  und 
aMe  von  seinem  Versicherten  beim 
AbsMuss  der  Versicherung  ihm 
mitgetheilten,  sowie  die  ihm  in- 
zwischen vom  versicherten  Gegen- 
stande anderweitig  bekannt  gewor- 
denen  erheblichen  Nadirichten  dem 
Versicherer  anzuzeigen,  widrigen- 
falls die  Versicherung  für  den 
Versicherer  unverbindlich  und  die 
Prämie  verfallen  ist* 


Bremer  Bedingungen: 

§  49  Eine  Reassekuranz  nm$ 
als  solche  aufgegeben  werden,  auch 
ist  Zeit  und  Ort  der  ursprünglichen 
Versicherung  dabei  mit  anzuführen, 
nebst  allen  sonstigen  dem  Antrag- 
steller  bekannten  Umständen^  weld^ 
auf  die  Schätzung  des  Risikos  Ein- 
fluss  haben  können,  gleich  ncie 
solches  auch  im  §  42  im  Allge- 
meinenangegeben %st.  Unterbleiben 
diese  Angaben,  so  leistet  der  Ver- 
sicherer, als  Uebemehmer  der 
Reassekuranz,  keinen  Schaden- 
ersatz, während  dennoch  die  Prämie 
verfallen  ist 
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Für  die  Versicherung  von  Bodmereigeldern  gelten: 
Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

§  41  Wird  hei  der  Versicherung  §  50  Wer  einen  Bodmereibrief 
auf  Bodmerei  nicht  angegeigtf  dass  versichern  lassen  will,  muss  dabei 
dieselbe  auf  ein  Schiff  in  Ballast  den  Gegenstand  der  Verbodmung 
gegeben,  oder  dass ,  der  Bodmerei-  aufgeben.  Geschieht  solches  nicht, 
bnef  fdr  eine  ältere  vor  Antritt  so  wird  angenommen,  dass  in 
der  versicherten  Reise  entstandene  diesem  Bödmereibriefe  Schiff  und 
Schuld  geeeichnet  war  dm  ist,  so  Ladung  nebst  den  Frachtgeldern 
ist  die  rersicheruna  fdr  den  Ver-  verpfändet  sind,  und  wenn  eine 
sicherer  unverbindlich  und  die  Schadenforderung  gemacht  wird, 
Prämie  verfallen,  und  sich  dabei  herausstellt,   dass 

nur  das  Schiff,  mit  oder  ohne  die 
Frachtgelder  und  die  Ladung  nicht 
mit  verbodmet  worden,  so  ist  der 
Versicherer  eu  keiner  grösseren 
Vergütung  verbunden,  ofe  er  u^urde 
leisten  müssen,  wenn  Schiff,  Fracht 
und  Ladung  gemeinschaftlich  ver- 
bodmet wären.  Ein  Anspruch  an 
den  Versicherer  findet  aber  gar 
nicht  Statt,  wenn  das  verbodmete 
Schiff  nur  mit  Bällast  ging  und 
'  dofvan  bei  der  Versicherung  keine 

Anzeige  gemcuiht  wurde. 

Ebenfalls  muss  es,  bei  Ver- 
sicherung eines  Bodmereibriefes, 
ausdrücklich  angegeben  werden, 
wenn  auf  demselben  Schiffe  mit 
Wissen  des  Versicherten,  noch  ein 
späterer  Bodmereibrief,  oder  später 
entstandene  Schiffsschulden  haften. 
Wird  dies  verschwiegen,  so  gilt 
dem  Versicherer  gegenüber  der  ihm 
eur  Versicherung  angetroffene  Bod- 
mereibrief  als  die  jüngste  Schiffs- 
schuld. 

Femer  muss  angegeigt  werden, 
ob  der  eu  versichernde  Bodmerei" 
brief  im  Abgangs-  oder  in  einem 
Nofhhaf engezeichnet  wurde;  indem 
sonst  das  Letztere  vorausgesetzt 
wird,  und  die  ün  Äbgangs-Hafen 
geschehene  Verbodmung  nickt  als 
Gegenstand  der  Versicherung  gilt, 
mithin  auch  der  darcmf  fallende 
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Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

Schaden  von  dem  Versicherer  nichi 
m  ersetzen  ist 

Wenn  ein  Bodmereibrief  für 
eine  ältere^  vor  dem  Anfange  der 
letzten  Reise  des  Schiffs  ent- 
standene Schuld  geeeichnet  war^ 
so  kann  nur  vermittelst  einer  aus- 
drücJclichen  Uebereinhunfl  die  Ver- 
sicherung desselben  stattfinden, 
ividrigcnfäUs  solche  ungiMig  uni 
dessenungeachtet  die  Prämie  ru 
bezahlen  ist, 

Falls  noch  ein  früherer  Bod- 
mereibrief auf  dem  Schiffe  hafkij 
solcher  möge  wahrer^  oder  vor 
der  letzten  Reise  gezeichnet  sein, 
so  ist  auch  davon  bei  Versicherung 
eines  späteren  Bodmereibriefes 
Anzeige  zu  machen,  insofern  der 
Versicherte  davon  unterrichtet  ist; 
wenn  er  dies  verhehÜ,  verliert  er 
allen  Anspruch  auf  Schadenersatz, 

In  Betreff  der  Versicherung  von  Uavariegeldern  statuiren: 
Allgemeine  Bedingungen:  Bremer  Bedingungen: 

§  42  Wird  bei  der  Versicherung       §  51  (gleichlautend  mit  neben- 
von  Havereigeldern  nicht  angezeigt,   stehendem  §  42  der  Allgemeinen 
dass  dieselben  die  Ladung  allein   Bedingungen). 
oder  doch  diese  mit  betreffen^  so 
wird    angenommen,    da^ss   solche 
lediglich   Schiff  und  Fracht   an 
gehen. 

Fährt  das  Schiff  in  Ballast,  so 
ist  dies  bei  der  Versicherung  von 
Haverdgeldem  anzuzeigen^  undri- 
genfalls  die  Versicherung  fUr  den 
Versicherer  unverbindlich  und  die 
Prämie  verfallen  ist 

In  Betreff  dieser  Vorschriflen  der  Versicherung-Bedingungen 
ist  noch  zu  beachten,  dass  ihre  Beobachtung  unter  sdlen  Umständen 

gefordert  wird,  ohne  dass  es  auf  die  Relevanz  oder  Irrelevanz  der 
etreffenden  Thatsache  unter  den  Umständen  des  konkreten  Falb 
ankommt  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  18.  Jan.  1866  in 
KieruMPs  Samml.  U  S.  35). 
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Art.  8U. 

Ln  Falle  der  Versicherung  ßr  fremde  Rechnung  müssen  dem 
Versicherer  bei  dem  Abschlüsse  des  Vertrages^  auch  diejenigen  Um- 
stände angezeigt  werden^  welche  dem  Versicherten  selbst  oder  einem 
Zunschenbeauflragten  bekannt  sind. 

Die  Kem^iss  des  Versicherten  oder  eines  Zwischenbeauftragten 
koM$nt  jedoch  nicht  in  Betracht,  wenn  der  Umstand  denselben  so  spät 
bekannt  wird,  dass  sie  den  Versicherungsnehmer  ohne  Amcendtmg 
attösergewöhnlicher  Massregeln  vor  Abschluss  des  Vertrages  nicht 
mehr  davon  benachrichtigen  können. 

Die  Kenntniss  des  Versicherten  kommt  auch  dann  nicht  m  Be- 
tracht^ wenn  die  Versicherung  ohne  Auftrag  und  ohne  Wissen  desselben 
genommen  ist 

1 .  Sind  bei  einer  Versicherung  fiir  fremde  Rechnung  mehrere 
Mittelspersonen  betheiligt,  so  ist  —  wie  auf  der  Hamburger 
Konferenz  anerkannt  wurde  (Prot  VII S.  3155)  —  „sowohl  der  Ver- 
sicherte, als  jede  Mittelsperson  nur  ihrem  Nachmann  die  entsprechen- 
den Mi  ttfaeilungen  zu  machen  schuldig^^;  der  Versicherer  kann  daher 
nicht  verlangen,  „dass  ihm  von  einer  anderen  Person  direkte  Mit- 
theilungen gemacht^'  werden,  „als  von  derjenigen,  mit  welcher  er 
selbst  kontrahirt^^  hat. 

2.  Die  bona  fides,  welche  den  Versicherungsvertrag  beherrscht, 
legt  dem  Versicherten  die  Pflicht  auf,  auch  die  ihm  erst  nach  £r- 
theilung  der  Ordre  an  den  Versicherungsnehmer  bekannt  geworde- 
nen relevanten  Umstände  dem  letzteren  mitzutheilen.  Allein  sie 
fordert  nicht,  dass  derselbe  ausser^ewöhnliche  Mittel  zur 
Anwendung  Dringe,  um  zu  seinem  eigenen  Nachtheil  dem  Ver- 
sicherer Nachrichten  zukommen  zu  lassen.  Ob  aber  eine  Massregel 
als  eine  gewöhnliche  oder  aussergewöhnliche  zu  betrachten,  lässt 
sich  nicht  im  Allgemeinen,  sondern  nur  nach  den  Umständen  des 
konkreten  Falls  entscheiden.  In  der  grossen  Mehrzahl  aller  Fälle 
wird  man  Estafette  und  Telegraph  als  ausserordentliche  Mass- 
regeln noch  jetzt  zu  betrachten  haoen .  schon  um  der  erheblichen 
Kosten  willen,  deren  Ersatz  der  Versicherte  von  Niemandem  bean- 
spruchen könnte.  Allein  es  lassen  sich  Fälle  denken,  wo  diese 
Beförderungsmittel  als  gewöhnliche  zu  betrachten  sind.  Freilich 
wird  man  dies  noch  nicht  in  jedem  Falle  anzunehmen  haben ,  Wo 
die  Versicherungsordre  telegraphisch  abgesandt  ist;  so  unzweifel- 
haft dann  nicht,  wenn  dem  Versicherer  mitgetheilt  war,  dass  die 
Ordre  auf  telegraohischem  Wege  eingegangen.  Hierdurch  würde 
nämlich  die  Annahme  ausgeschlossen  werden,  dass  der  Versicherte 
dieses  Kommunikationsmittel  als  ein  gewöhnliches  anerkenne.  (So 
haben  übereinstimmend  in  einem  Falle  entschieden  das  Hamb. 
Handelsgericht  in  einem  Erk.  vom  18.  Juni  1868,  das  Hamb. 
Obergericht  im  Erk.    vom  8.  Dezember  1868  und  das  O.A.G.  zu 
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Lübeck  unter  dem  5.  März  1870;  s.  Kierulffs  Samml.  VI  S.  129  ff.) 
Anders  würde  die  Sache  liegen^  wenn  der  Versicherte  sich  bei 
seinen  auf  Versicherungen  oder  SchiflFsangelegenheiten  überhaupt 
bezüglichen  Mittheilungen  regelmässig  des  Telegraphen  zu  bedienen 
pflegte.  (Vel.  auch  Prot.  VII  S.  3154.  VTII  S.  4313  f.)  Dem 
entsprechena  heisst  es  auch  in  den  AUgem.  Seeversich.-Bedingungen 
von  1867  §  30: 

Oh  vorkommenden  Falls  die  Benutjnmg  des  Telegraphen  zu  'den 
gewöhnlichen  oder  aussergewöhnlichen  Massregeln  zu  rechnen  ist, 
hängt  von  den  jedesmaligen  Umständen  ah.  *) 

Art.  813. 

Wenn  die  in  den  heiden  vorstehenden  Artikeln  heeeichnete  Ver- 
pflichtung nicht  erfüll^  mrd,  so  ist  der  Vertrag  für  den  Versicherer 
unverbindlich. 

Diese  Vorschrift  findet  jedoch  keine  Anwendung,  wenn  der  nicht 
angezeigte  Umstand  dem  Versicherer  hekarmt  war^  oder  als  ihm  be- 
kannt vorausgesetzt  werden  durfte. 

1.  Das  Gesetzbuch  statuirt  als  Folge  der  Nichtbeobach- 
tung  der  Vorschriften  der  Art.  810  und  811  die  ünver- 
binduchkeit  des  Vertrags  für  den  Versicherer.  D.  h.  die  Pflichten 
des  letzteren  aus  dem  Versicherungs vertrage  werden  aufgehoben, 
dagegen  bleibt  sein  Recht  auf  die  volle  vertr<agsmäs8ige  Prämie 
unberührt.  Hierbei  kommt  es  nicht  in  Betracht^  ob  die  Nicht- 
anzeige auf  einem  d^lus  oder  einer  culpa  des  Versicherungsnehmers 
beruhte,  oder  nur  die  Folge  , eines  Irrthums  war,  weil  etwa  der 
Versicherungsnehmer  die  betreffende  Thatsache  flir  irrelevant  hielt**  l 
(Entech.  des  B.O.H.G.  VIII  S.  233:  vgl.  Art  813  H.G.B.  Abs.  2). 
Eben  so  kommt  es  nicht  in  Betracht,  ob  der  verschwiegene  Um- 
stand den  wirklich  eingetretenen  Unglücksfall  herbeigeführt  resp. 
vergrössert  hat^  oder  ohne  Einfluss  darauf  gewesen  ist;  denn  das 
Gesetzbuch  setzt  als  Voraussetzung  ftir  die  Unverbindlichkeit  des 
Versicherungsvertrags  lediglich  die  Nichtanzeige  eines  Umstandes, 
der,  wegen  seiner  ErhebBchkeit  fiir  die  Beurtheilung  der  vom 
Versicherer  zu  tragenden  Gefahr,  geeignet  ist,  auf  den  Entschluss 
des  letzteren,  unter  den  in  Rede  stehenden  Bedingungen  sich  auf 
den  Vertrag  einzulassen,  Einfluss  zu  üben.  (Vgl.  Prot  VII 
S.  3145  f.)  Aber  bereits  nach  älterem  Recht  gelangte  die  herr- 
schende Ansicht  zu  demselben  Resultate  (Benecke-Nolte  11  S.  25  f. 
Entsch.  des  O.  A.  G.  zu  Lübeck  vom  21.  Dezember  1844  in  Seuffert^s 
Archiv  I  Nr.  219). 


*)  Die  französische  Jurispradenz  fordert  telegraphische  Benachrichfigiui^ 
Caumont,  dictionnaire  p.  S49  n.  441. 

•♦)  Dem  entsprechend  heisst  es  in  den  Allgemeinen  Bedingungen  J  29 
Abs.  1 :  Die  Mlttheüung  von  Nachrichten  der  vor  gedachten  Art  darf  ö«f* 
dann  nicht  unterlassen  xcerden^  wenn  der  Versicherungsnehmer  dieselben  j^^ 
unbegründet  Oiler  unzuverlässig  hält. 
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Hierbei  ist  jedoch  zu  beachten^  das8  die  Unterlassung  der 
Anzeige  eines  Imistandes,  dessen  Mittheilung  in  den  ständigen 
Versicnerungsbedinffungen  vorgeschrieben  ist,  nur  dann  die  Ver- 
sicherung unverbindlich  macht,  wenn  nicht  in  den  Bedingungen  fiir 
den  betreffenden  Fall  ein  besonderes  Präjudiz  aufgestellt  ist.  Findet 
sich  ein  solches,  so  hat  es  hierbei  sein  Bewenden.  (Entsch.  des 
O.A.G.  zu  Lübeck  vom  18.  Jan.  1866  in  Kierulff's  Samml.  II 
S.  35.) 

2.  Die  Vorschrift  des  Abs.  1  cessirt,  wenn  dem  Versicherer 
selbst  der  nicht  angezeigte  Umstand  bekannt  war  oder 
als  ihm  bekannt  vorausgesetzt  werden  musste.  Und  man  hat  an- 
zunehmen, dass  dem  Versicherer  ein  Umstand  bekannt  gewesen 
ist,  wenn  dieser  in  der  Weise  an  ihn  herantrat,  dass  ein  ordent- 
licher und  umsichtiger  Kaufmann  denselben  nicht  ignoriren  durfte. 
Dies  gilt  aber  nicht  von  Zeitungsnotizen,  speziell  den  Schifffahrts- 
berichteu.  Denn  wenn  auch  der  Versicherer  einen  solchen  Bericht 
vor  Eingehung  des  Versicherungsvertrags  gelesen  haben  sollte,  so 
lässt  sich  doch  nicht  die  Pflicht  desselben  begründen,  „dasjenige 
im  Gedächtniss  zu  behalten,  was  er  „hinsichtlich  eines  ihn  zur  Zeit 
der  Lektüre  noch  gar  nicht  interessirenden  Schiffs"  erfahren  haben 
mag.  Hierüber  besteht  eine  konstante  Praxis.  (Vgl.  Entsch.  des 
R.  O.H.  G.  II  S.  34  ff.,  XVI  S.  80.)  In  den  AUg.  Seeversicherungs- 
Bedingungen  (§  81  Abs.  2)  ist  die  Bestimmung  des  Abs.  2  des  Ar^ 
tikels  ersetz  worden  durch  folgenden  Satz : 

Diese  Vorschrift  (seil,  des  mit  Abs.  1  des  Aii.  812  H.  G.B. 
übereinstimmenden  Abs.  1)  findet  jedoch  keine  Anwendung^  wenn  der 
nicht  angezeigte  Umstand  dem  Versicherer  bekannt,  oder  zu  der  Zeit, 
zu  welcher  die  Anzeige  hätte  erfolgen  müssen,  an  dem  Orte  des  Ver- 
Sicherungsabschlusses  aügemeithnotorisch  oder  doch  börsen-notorisch*) 
war^  so  dass  der  Versicherte  annehmen  musste,  da>ss  auch  dem  Ver- 
sicherer der  Umstand  bekannt  sei.  Die  blosse  Thatsachcy  dass  eine 
Nachricht  in  den  Schifffahrtsberichten  der  Zeitungen  mitgetheilt  oder 
in  einem  öffentlichen  Geschäftslokale  durch  Anschlag  bekannt  gemacht 
worden  ist,  genügt  nicht,  um  Kenntniss  des  Versicherers  von  derselben 
oder  NotOrietät  anzunehmen. 

Es  ist  dies  m.  £.  nicht  sowohl  eine  Modifikation  als  eine  ge- 
nauere Präzisirung  der  Vorschrift  des  U.G.B.;  denn  nach  der  oben 
von  mir  gegebenen  Auslegung  kann  diese  letztere  auch  nichts 
Anderes  bedeuten  wollen,  als  die  Vorschrift  der  Versicherungs- 
Bedingungen.  Der  Grundsatz  der  AUg.  Bedingungen  entspricht 
auch  der  früheren  Praxis.  (Vgl.  Voigt,  Erläut  zu  dem  Entw.  eines 
neu  revid.  allg.  Plans  Hamb.  See- Versicherungen  S.  13.) 

Bei  dem  in  dieser  Hinsicht  dem  Versicherten  obliegenden  Be- 
weise genügt  es,  dass  er  nachweist,  der  fr.  Umstand  sei  dem  Ver- 

*)  Unter  „börsen  -  notorisch**  kann  wohl,  wie  Tecklenborg  in  8.  Kom- 
mentar zu  den  Allg.  Seeversich. -Bed.  S.  20  richtig  bemerkt,  auch  das  ver- 
standen werden,  was  nur  an  der  Assekuranz-Börse  notorisch  ist. 
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sicherer  bekannt  geworden  oder  notorisch  gewesen;  es  liegt  ihm 
nicht  etwa  noch  der  fernere  Beweis  ob,  dass  der  Versicherer  sich 
desselben  beim  Abschlüsse  der  Versicherung  auch  bewusst  gewesen^ 
da  man  es  von  einem  Geschäftsmanne  erwarten  darf^  dass  er  ihm 
bekannt  gewordene  wichtige  Umstände  weder  unbeachtet  lässt,  noch 
wieder  der  Vergessenheit  übergiebt  (Entsch.  des  R.  O.H.G.  XII 
S.  171  f.) 

3.    Wenn  ein  relevanter  dem  Versicherer  nicht  angezeigter 
Umstand  demselben  zwar  nicht  bereits  zur  Zeit  des  Abschlusses 
des  Vertrags,  wohl  aber   noch  vor   Vollziehung  und   Aus- 
händigung der   Polize  bekannt  geworden  ist,    so   kann  er 
sich  seinen  Verbindlichkeiten  nicht  unter  Berufung  auf  den  ersten 
Absatz  des  Art.  812  entziehen.     Vollzieht   nämlich  der  Versicherer 
die  PoJize,  resp.  händigt  er  dieselbe  dem  Versicherten  aus,   obwohl 
er  weiss,  dass  dieser  einen  ihm  bekannten  relevanten  Umstand  ver- 
schwiegen hat,  so  kann  dies  nur  in  folgender  zwiefacher  Weise  auf- 
gefasst  werden.    Entweder   hat  der  Versicherer   die  Versicherung 
unter  den  ihm  jetzt  bekannt  gewordenen  Bedingungen  genehmigen 
wollen,   oder  er   hat  die  Polize  vollzogen,    resp.  ausgehändigt  mit 
dem  Bewusstsein,    dass  der  Vertrag   nur   hinsichtlicht  seiner  An- 
sprüche, nicht  aber  hinsichtlich  seiner  Verbindlichkeiten  Gültigkeit 
habe.    Im  ersteren  Falle  würde,  da  der  Versicherer  die  ohne  Vor- 
behalt   ertheilte  Genehmigung    des  Vertrags    nicht    zurücknehmen 
kann,   die  Sache  eben  so   liegen,   als  wenn  demselben   bereits  vor 
Abschluss  des  Versicherungsvei  trags   der  fr.  Umstand  bekannt  ge- 
wesen wäre,  und  er  kann  daher  auf  Grund  des   zweiten  Absatzes 
des  Art.  812  die  Versicherung  nicht  anfechten.    Im  zweiten  Falle 
würde  das  Verhalten  des  Versicherers  im  schroffsten  Widerspruch 
stehen  zu  der  bona  fides,  welche  den  Versicherungsvertrag  beherrscht, 
und  sein  gegen  die  Zahlungsverbindlichkeit  geltend  gemachter  Ein- 
wand   würde    durch   eine   replica   doli  entkräftet    werden.      (Vgl 
Entsch.  des  R.O.H.G.  VIII  S.  233  f.)*) 


*)  Das  englische  Recht  stimmt  mit  dem  deutschen  dorchaos  überein: 
Ar.u)uld  I  p.  609  squ.  528  squ.  Eben  >  der  Code  de  commerce  ari,  34S: 
Toute  r^ticencCy  totUe  fauase  diclaration  de  la  pari  *  de  Vcuauri,  totUe  difc- 
rence  entre  le  contrat  ct'asntran^e  et  U  conna^aement  gut  diminueraieni 
Vopinion  du  rtsgue  cji  cn  changeraien)  le  avjei^  annulent  Vasmranee.  L^assu- 
rance  est  nuUe,  wime  dans  le  ccuy  oü  la  reticeace^  la  fauase  diclaration  w 
la  diffSrence  n'aurßient  paa  inflvi  aur  le  dommage  ou  la  perte  de  Vobjä 
aaaure,  Speciell  hinsichtäch  der  Waaren,  die  durch  ihre  Natur  einer  Ver- 
schlechterung oder  Verringet  ang  ausgesetzt  sind,  verordnet  art.  355 :  //  aera 
faxt  dSaignaüon  dana  la  police  des  marckandiaea^  aujetteapar  leur  nature  ä 
ditMoraUon  particulihre  ou  diminution,  comme  blia  ou  aeu  ou  marckandiaes 
auaceptiblea  de  cotdage,  ainon  les  aaaureura  ne  ripondront  point  des  dommagef 
ou  pertea ,  gut  pourraient  arriver  ä  cea  memea  denriea,  ai  ce  tCeat  toute/oü 
que  Vaaauri  eüt  ignord  la  nature  du  chargement  lora  de  la  atgnature  de  h 
police. 
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Art  8ia 

Wird  von  dem  Versicherungsnehmer  bei  denh  Abschlüsse  des 
Vertrags  in  Bezug  auf  einen  erheblichen  Umstand  (Art.  810)  eine 
unrichtige  Anzeige  gemacht^  so  ist  der  Vertrag  für  den  Versicherer 
unverbindlich,  es  sei  denn,  dass  diesem  die  UnrimtigJceit  der  Anzeige 
bekannt  war. 

Diese  Bestimmung  kommt  zur  Anwendung  ohne  Unterschied,  ob 
die  Anzeige  wissentlich  oder  aus  IrHJmm,  ob  sie  mit  oder  ohne  Ver- 
schulden unrichtig  gemacht  ist 

1.  Das  für  unrichtiRe  Anzeige  im  Abs.  1  statuirte  Präjudiz  *) 
cessirt  nur,  wenn  dem  Versicherer  die  Unrichtigkeit  der 
Anzeige  bekannt  war^  nicht  auch^  wie  im  vorigen  Artikel, 
wenn  dieselbe  als  bekannt  vorausgesetzt  werden  durfte,  weil  es  — 
wie  auf  der  Hamburger  Konferenz  geltend  gemacht  wurde  (Prot. 
VII  S.  3153)  —  nicht  gerechtfertigt  wäre,  „den  Versicherer  die 
Folgen  tragen  zu  lassen'',  wenn  er  „auf  Grund  einer  Erklärung 
des  Versicherten"  eino  ihm  von  anderer  Seite  gewordene  Mitthei- 
lung „filr  eine  irrige  gehalten*'  und  jener  Erklärung  Vertrauen 
geschenkt  hätte.  Auch  wird  eine  „wirkliche  Wissenschaft"  des 
Versicherers  vorausgesetzt,  und  es  kommt  auf  das,  was  dieser  „mit 
geringerer  oder  grösserer  Bestimmtheit  vermuthet  oder  ange- 
nommen*'  haben  mag,  nicht  an  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck 
vom  18.  Jan.  1866  in  KierulflTs  Samml.  II  S.  36). 

2.  Die  Bestimmung  des  Abs.  2  bezeichnet  das  Ober-Apel- 
lationsgericht  zu  Berlin  in  einer  Entscheidung  vom  2.  Septemoer 
1870  (in  Seuffert's  Archiv  XXV  Nr.  73)  als  eine  bei  der  See- 
versicherung stattfindende  Singularität.  jDies  ist  jedoch  nicht  so 
zu  verstehen,  als  ob  der  betreffende  Satz  lediglich  auf  der  positiven 
Bestimmung  des  fl.G.B.  beruhte,  vielmehr  war  derselbe  bereits 
in  der  früheren  Praxis  anerkannt.  (Voigt  in  den  Erläut.  zu  dem 
Entw.  eines  neu  revid.  allg.  Plans  Hamb.  See- Versich.  S.  14.) 

3.  Wird  es  streitig,  ob  die  vom  Versicherungsnehmer  hinsicht- 
lich der  relevanten  Umstände  gemachten  Angaben  auf  Wahrheit 
beruhen  oder  nicht,  so  liegt  der  Natur  der  Sacne  nach  dem  Ver- 
sicherungsnehmer die  Beweislast  ob  (Entsch.  des  O.A.G. 
zu  Lübeck   vom   30.   Mai  1849  in  Seuffert's  Archiv  VI  Nr.  248). 

4.  Nach  den  Allgemeinen  Seeversicherungs-Bedingungen  (§  35) 
macht  eine  wissentlich  unrichtige  Angabe  in  Betreff  des  Gegen- 
stands der  Versicherung,  des  Namens  des  Schiffs,  des  Namens 
des  Schiffers,  des  Abgangs-  resp.  Abladungsorts,  des  Bestimmungs- 
orts die  Versicherum  für  den  Versicherer  unverbindlich  und  die 
Prämie  verfallen.     Eine  unwissentlich  unrichtige  Angabe  über  den 


*)  Das  französische  Recht  {Code  de  comm.  art  348)  und  das  englische 
Recht  {Amould  I  p,  480  squ.)^  stimmen  auch  in  dieser  Hinsicht  mit  dem 
deutschen  überein. 

Lewis,  Seerecbt    n.  17 
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Gegenstand  der  Versicherung,  den  Namen  des  Schiffs,  den  Abgangs- 
resp.  Äbladungsort,  den  Bestimmungsori  macht  (nach  §  36)  zwar 
auch  die  Versicherung  fwr  den  Versicherer  unverbindlich  und  die 
Prämie  verfallen,  indessen  kann  den  Umständen  nach  Bistomo  cm- 
treten. 

Eine  unwesentliche  Ungenauigheit  in  der  Bezeichnung  des  Schiffs 
—  80  heisst  es  in  §  36  weiter  —  präjudicirt  der  Versicherung  nidkt. 
Uebertragungen  des  Namens  des  Schiffs  in  andere  Sprachen  werden 
in  der  Begd  als  unwesentliche  UngenauigTceiten  angesehen. 

In  der  Angabe  des  Namens  des  Schi/fers  liegt  die  ErMärung, 
d€iss  der  Genannte  das  Schiff  gefuhrt  habcy  oder  dazu  bestimmt  ge- 
wesen sei,  dasselbe  zu  führen,  so  dass  erst  nach  der  Order-Ertheilung 
eine  etwaige  Veränderung  eingetreten,  resp.  bekannt  geworden  sein 
könne.  (S.  auch  §  62.)  Unter  besonderen  Umständen  kann  iibrigem 
der  Versicherung  durch  irrthümliche  Angabe  des  Namens  des  Schiffers 
präjudicirt  werden. 

Art.  814. 

Wird  bei  einer  Versicherung  mehrerer  Gegenstände  oder  einer 
Gesammtheit  von  Gegenständen  den  Vorschriften  der  Art.  810  bis  82B 
in  Ansehmg  eines  Umstandes  zuwider  gehandelt  ^  welcher  nur  einen 
Theil  der  versicherten  Gegenstände  betrifft^  so  bleibt  der  Vertrag  für 
den  Versicherer  in  Ansehung  des  übrigen  Theils  verbindlich.  Der 
Vertrag  ist  jedoch  auch  in  Ansehung  dieses  Theils  für  den  Versicherer 
unverbindlich,  wenn  erhellt,  dckss  der  letztere  denselben  aüein  unter 
denselben  Bestimmungen  nicht  versichert  haben  würde. 

Bei  der  Anwendung  dieser  Bestimmung  kommt  es,  wie  auf  der 
Hamburger  Konferenz  (Prot.  VII  S.  3150  f.)  ausgeführt  wurde,  nicht 
darauf  an,  ob  die  Kontrahenten  oder  einer  von  ihnen  ;;Von  Anfang 
an  eine  eventuelle  Theilung  der  Versicherung  beabsichtig  und  dies 
beim  Abschluss  des  Vertrags  angedeutet"  haben  oder  nicht,  sondern 
nur  darauf,  dass  die  Versicherung  —  was  die  Regel  ist  —  faktisch 
theilbar  erscheint,  und  keine  Umstände  vorhanden  sind,  die  zu  der 
Unterstellunff  Aniass  geben,  „dass  der  Versicherer,  hätte  er  die 
ganze  Wahrheit  gekannt,  den  Vertrag  überhaupt  nicht  eingegangen 
wäre."  Dies  Letztere  ist  natürlich  durch  Sachverständige  zu  beur- 
theilen.  Ist  z.  B.  bei  der  Versicherung  einer  aus  1000  Säcken 
bestehenden  Ladung  nicht  angezeigt  worden,  dass  100  Säcke  auf 
Deck  geladen,  so  ist  nur  die  Versicherung  in  BetreflF  dieser  letzteren 
100  Säcke  für  den  Versicherer  unverbindlich,  nicht  aber  in  Betreff 
der  übrigen  900,  es  müsste  denn  sein,  dass  „durch  die  Decksladung 
die  Sicherheit  des  Schiffes  beeinträchtigt,  und  somit  auch  die  unter 
Deck  befindliche  Ladung  gefährdet  woraen  wäre." 

Art.  816. 

Bern  Versicherer  gebührt  in  den  Fällen  der  Art.  810  bis  8U, 
selbst  wenn  er  die  gänzliche  oder  theilweise  Unverbindlichkeit  des 
Vertrags  geltend  macht,  gleichwohl  die  volle  Prämie. 
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Der  Versicherer  hat  auf  die  volle  Prämie  Anspruch^  ohne 
Kticksicht  darauf^  ob  die  Unterlassung  der  Anzeige  oder  die  un- 
richtige Anzeige  auf  einem  dolus  oder  einer  Nachlässigkeit  des 
Versicherten  beruhte  oder  unverschuldet  durch  einen  IrrtQum  des- 
selben herbeigeführt  war.  Es  ist  diese  Bestimmung  getroffen,  weil 
man  es  nicht  fiir  billig  hielt,  dem  die  Prämie  fordernden  Versicherer, 
der  stets  die  Gefahr  trägt,  wo  die  Verletzung  der  Anzeigepfiicht 
nicht  an  den  Tag  kommt,  „den  höchst  schwierigen  Beweis  des 
Grundes  aufzuerlegen,  weshalb  die  Anzeige  unterblieben  oder  eine 
falsche  Anzeige  gemacht'^  worden.*)  (Prot.  VII  S.  3626—3630). 


*)  Nach  englischem  Recht  braucht  die  Prämie  nur  im  Fall  des  Betrugs 
des  Versicherungsnehmers  nicht  vom  Versicherer  wieder  zurückgegeben  zu 
werden:  Amould  II  p,  993  squ. 
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Dritter  Abschnitt. 

Verpflichtungen  des  Versicherten  aus  dem  Versicherungs- 
verträge. 

« 

Art.  816. 

Die  Prämie  ist,  sofern  nicht  ein  Anderes  vereinbart  ist^  sofort 
nach  dem  ÄhschlUsse  des  Vertrags  und,  wenn  eine  Polize  verlangt  wird, 
gegen  Auslieferung  der  Poli/se  au  zahlen. 

Zur  Zahlung  der  Prämie  ist  der  Versicherungsnehmer  ver- 
pflichtet. 

Wenn  bei  der  Versicherung  ßr  fremde  Rechnung  der  Ver- 
sicherungsnehmer eaJilungsunfähig  geworden  ist  und  die  Prämie  von 
dem  Versicherten  noch  nicht  erhalten  hat,  so  kann  der  Versicherer 
auch  den  Versicherten  auf  Zahlung  der  Prämie  in  Anspruch  nehmen, 

1.  Zum  Abs.  1  ist  zu  beachten  §  59  Abs.  2  der  Allg.  See 
versicherungs-Bedingungen : 

An  dem  Fälligwerden*)  und  folglich  der  Klagbarkeit  der  Prämien- 
forderung  zu  den  vorgedachten  Zei^unkten  wird  Nichts  geändert, 
falls  die  Versicherer  im  gewöhnlichen  Gange  des  Geschäfts  die  Be- 
richtigung der  Prämien  erst  nach  Ablauf  gewisser  Zeitabschnitte 
(z.  B,  viertel'  oder  halbjährlich)  zu  verlangen  pflegen. 

2.  Der  Versicherungsnehmer  ist  zur  Zahlung  der 
Prämie  verpflichtet;  und  zwar  eben  so,  wenn  er  die  VersicheruDg 
für  Rechnung  eines  genannten  Dritten  oder  für  fremde  Rechnung 
ohne  Benennung  der  Person  des  Versicherten;  oder  fiir  Rechnung 
;,wen  es  angeht'';  genommen  hat.  Jedoch  gilt  dies  nicht  von  dem, 
der  im  Namen  eines  Anderen,  als  dessen  Mandatar,  den  Ver 
Sicherungsvertrag  geschlossen  hat;  der  überhaupt  nicnt  als  Ver- 
sicherungsnehmer Detrachtet  wird  (Prot.  VII  b.  3167  f.).  Die 
Allg.  Seeversicherungs-Bedingungen  §  59  Abs.  4  haben  dies  aus- 
drücklich hervorgehoben: 


*)  Statt  der  Worte  des  H.G.B.  „zu  zahlen"  heisst  es  in  den  Versiche- 
rungsbedingongen  am  Schluss  des  Abs.  1  des  §  59  „fUlig^i. 
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Bei  den  im  Auftrete  und  im  Namen  des  VersicJierten  geschlos- 
senen Versickerungen  (§  6)  ist  dieser  selbst  ohne  Weiteres  dem  Ver* 
süßerer  isur  Zahlung  der  Prämie  verpfticktet;   doch  ist^  wenn  der 

Versicherte  nicht  der  Gerichtsbarkeit  des  Abschlussorts  unterworfen 
ist,  auch  der  ßr  ihn  cAsMiessende  Vertreter  hiereu  solidarisch  ver- 
bunden^ es  wäre  denn,   dass  er  bei  Eingehung  des  Vertrags  diese 

Verbindlichkeit  ausdrücklich  von  sich  abgelehnt  und  bewirkt  hätte, 
dass  die  geschehene  Ablehnung  in  der  auszustellenden  Polize  vermerkt 
werde. 

3.  Dass  der  Versicherer  im  Falle  der  Zahlangsunfafaigkeit 
des  Versicherungsnehmers  sich  wegen  der  Prämie  dann  nicht  an 
den  Versicherten  halten  kann,  wenn  dieser  dem  Versicherungs- 
nehmer die  Prämie  bereits  entrichtet  hat,  wurde  auf  der  Hamburger 
Konferenz  folgendermassen  motivirt :  es  erscheine  billiger,  dass  der  Ver » 
sicherer,  der  bei  Eingehung  des  Vertrags  in  Betreff  der  Prämie 
j^gar  nidit  auf  den  Versicherten  gerechnet,  sondern  nur  den  Nehmer 
im  Auge^^  hat,  und  nur  diesem  Kreditirt,  „den  Verlust  trage,  als 
dass  der  Versicherte  doppelt  bezahle^^  (Prot.  VII  S.  3578). 

4.  Zum  Abs.  2  des  Artikels  kommt  noch  in  Betracht  Abs.  5 
des  §  59  der  Allg.  Seeversicherungs-Bedingungen: 

Wird  eine  Versicherung  ohne  Auftrag  geschlossen  (§§  5  und  6), 
so  ist  zunächst  nur  derjenige ,  welcher' die  Versicherung  nimmt ^  zur 
Zahlung  der  Prämie  verpflichtet.  Genehmigt  der  Dritte,  in  dessen 
Interesse  der  Abschluss  erfolgt  ist,  denselben^  so  tritt  dessen  eventuelle 
Verantwortlichkeit,  wie  bei  der  Versicherung  für  fremde  Rechnung, 
nach  Massgabe  des  obigen  dritten  Absatzes^  ein. 

Art.  817. 

Wird  stcttt  der  versicherten  Heise  ^  bevor  die  Gefahr  für  den 
Versicherer  zu  laufen  begonnen  hat,  eine  andere  Reise  angetreten,  so 
ist  der  Versicherer  bei  der  Versicherung  von  Schiff  und  Fracht  von 
jeder  Haftung  freiy  bei  anderen  Versicherungen  trägt  der  Versicherer 
die  Gefahr  für  die  andere  Reise  nur  dann,  wenn  die  Veränderung 
der  Reise  weder  von  dem  Versicherten,  noch' im  Auftrage  oder  mit 
Gendunigung  desselben  bewirkt  ist. 

Wird  die  versicherte  Reise  verändert,  nachdem  die  Gefahr  für 
den  Versicherer  im  laufen  begonnen  hat,  so  haftet  der  Versicherer 
nicht^  für  die  nach  der  Veränderung  der  Reise  eintretenden  Unfälle. 
Er  haftet  jedoch  für  diese  Unfälle,  wenn  die  Veränderung  weder  von 
dem  Versicherten^  noch  im  Auftrage  oder  mit  Gendimigung  desselben 
bewirkt^  oder  wenn  sie  durch  einen  NothfaU  verursacht  ist,  es  sei 
dem\  dass  der  letztere  in  einer  Gefahr  sich  gründet,  welche  der  Ver- 
sicherer nicht  zu  tragen  hat. 

Die  Reise  ist  verändert,  sobald  der  Enischhiss,  dieselbe  nach 


*)  Dieser  stimmt  mit  Abs.  3  des  Art.  $16  H.G.B.  überein. 
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einem  anderen  Bestimmungshafen  ssu  richten^  ew  Ausfährung  gebracht 
wird,  sollten  auch  die  Wege  nach  beiden  Bestmummgshäfm  sich  noch 
nicht  geschieden  haben.  Diese  Vorschrift  gut  sowohl  ßr  die  FiMe 
des  ersten,  als  für  die  FäUe  des  »weiten  Absatees  dieses  Artikels. 

1.  Das  Gesetz  verbindet  mit  der  Aenderung  der  Rdse  ver- 
schiedene Wirkungen,  je  nachdem  die  Uefahr  für  den 
Assekuradeur  bereits  zu  laufen  begonnen  (s.  Art  827  ff.)  oder 
noch  nicht  begonnen  hatte. 

Im  ersteren  Falle  wird  die  Verhaftung  des  Versicherers  wenig- 
stens regelmässig  nicht  au^ehobeu;  wenn  die  Veränderung  der 
Reise  durch  einen  Nothfall  verursacht  ist,  —  und  dies  ist  für  gleich- 
bedeutend mit  t^  maior  zu  halten  (Prot  VU  S.  8180)  —  im  zweiten 
ist  ein  solcher  Nothfall  irrelevant.  Für  diese  Verschiedenheit 
machte  man  auf  der  Hamburger  Konferenz  geltend:  wenn  der  nach 
Antritt  der  Reise  eingetretene  Nothfall  (z.  B.  Blokade  des  Be- 
stimmungshafens) die  Fahrt  nach  dem  ursprünglichen  Bestimmungs- 
hafen unausführbar  gemacht  habe,  müsse  dem  Schiff  die  Möglich- 
keit gewährt  werden,  anderswohin  zu  gehen,  da  es  „selbstver- 
ständSich  nicht  auf  hoher  See  bleiben  könne'',  wogegen  nicht  das- 
selbe zu  sagen,  wenn  der  Unfall  eingetreten,  bevor  das  Schiff  aus 
dem  Abgan^hafen  ausgelaufen  sei,  da  man  anderenfalls  dem  Ver- 
sicherten die  Befugniss  einräumen  würde,  „dem  ursprünglichen 
Vertragsobjekt  einseitig  ein  anderes  zu  substituiren."  (Prot  VII 
S.  3185.)  Femer  wird  im  zweiten  Falle  bei  Versicherung  des 
Easkos  und  der  Fracht  der  Versicherer  in  jedem  Falle  durch  Ver- 
änderung der  Reise  von  seiner  Verhaftung  befreit,  im  ersten  nur 
dann,  wenn  die  Veränderung  von  dem  Versicherten  oder  im  Auf- 
trage oder  mit  Genehmigung  desselben  bewirkt  worden  ist  Dieser 
Unterschied  wurde  in  folgender  Weise  begründet:  Eine  Veränderung 
der  Reise,  bevor  sie  angetreten,  könne  „nicht  ohne  Zuthun  des 
Schiffers  statthaben.'^  In  solchen  Fällen  handle  der  Schiffer  ab 
„kaufmännischer'^  also  als  „terrestrer  Agent  des  Rheders^',  da  der- 
selbe eine  derartige  Disposition  „kaum  anders  als  auf  Grund  neuer 
Frachtverträge"  treffen  werde.  Der  Rheder  habe  also  alle  Folgen 
dieser  Handlungsweise  des  Schiffers  zu  tragen,  indem  „dem  Asse* 
kuradeur  im  Allgemeinen  nur  die  Folgen"  solcher  Versehen  des 
Schiffers  zur  Last  fielen,  deren  er  sich  in  seiner  Eigenschaft  ab 
maritimer  Agent  des  Rheders  schuldig  mache."  (Prot.  VII  S.  8245. 
VIII  8.  4819:  Entsch.  des  O.  A.G.  zu  Lübeck  vom  27.  April  1865 
in  KieruMT's  Samml.  I  S.  401  £,  vgl.  Art.  824  Ziff.  6  H.G.B.) 

2.  Das-)  bei  allen  anderen  Versicherungen,  als  der  Easko- 
und  Frachtversicherung,  der  Versicherer  dann  nicht  befireit  wird, 
wenn  die  Veränderung  ohne  jedes  Zuthun  des  Versicherten  statt- 
gefunden hat,  ist  aus  Billigkeitsrücksichten  zu  erklären,  indem  der 
Versicherte  häufig  nicht  in  der  Lage  ist,  „dergleichen  Verände- 
rungen der  Reise  auch  bei  grösster  Aufmerksamkeit  zu  verhin- 
dern", der  Versicherer  aber  doch  die  Prämie  erhält.  (Prot  VIII 
S.  4318  f.) 
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Die  Genehmigung  des  Versicherten^  durch  welche  die 
Verbindlichkeit  des  Versicherers  aufgehoben  wird,  braucht  nicht 
nothwendiger  Weise  eine  ausdrückliche ,  sondern  kann' auch  eine 
stiilscbwei^ende^  durch  konkludente  Handlungen  ertheilt  sein;  und 
eine  stiUsduweigende  Genehmigung  würde  bereits  darin  zu  finden 
sein,  dass  der  Versicherte  sich  dem  Vorhaben  des  Schiffers  nicht 
widersetzte,  wenn  er  dazu  im  Stande  war.  (Entsch.  des  Hamb. 
Obergerichts  vom  22.  April  1864  und  des  O.A. G.  zu  Lübeck  vom 
27.  April  1865  in  KierulfiTs  Samml.  I  S.  398  f.  S.^  404  f. ;  auch  in 
der  Samml.  von  Hermann  und  Hirsch  S.  389  u.  S.  894.) 

3.  Der  Nothfall  kommt  nicht  in  Betracht,  wenn  er 
sich  in  einer  Gefahr  gründet,  welche  der  Versicherer  nicht  zu 
tragen  hat.  Dieser  Satz  ist  durchaus  korrekt,  weil  sonst  der  Ver- 
sicherer indirekt  genöthigt  würde,  für  solche  Gefahren  einzustehen, 
die  er  nicht  übernommen,  die  er  vielleicht  sogar  ausdrücklich  weg- 
bedungen hat. 

Der  Versicherer  würde  also  von  der  Verhaftung  durch  die 
Veränderung  der  Reise  befreit  werden,  wenn  diese  durch  Kriegs- 
gefahr veranlasst  worden,  und  der  Versicherer  die  Tragung  der 
Kriegsgefahr  durch  die  Zeichnung  der  Polize  mit  der  Klausel: 
„nur  für  Seegefahr"  abgelehnt  hätte.  (Prot.  VH  S.  3179.  VIII 
S.  4321—4323.)  Auch  ist  natürlich  dann  der  Nothfall  kein  Ent- 
schuldigungsgrund, wenn  er  durch  eine  Schiüd  des  Versicherungs- 
nehmers, z.  B.  bei  Versicherung  des  Kaskos  oder  der  Fracht  un- 
genügende Ausrüstung  des  Schiffs  (wenn  dieses  aus  dem  Heimaths- 
hafen  ausging)  verursacht  ist. 

4.  Das  Gesetz  erklärt  die  Reise  ftlr  verändert,  sobald  der 
Entschluss,  dieselbe  nach  einem  anderen,  als  dem  ursprünglich 
ins  Auge  gefassten  Bestimmungshafen  zu  richten,  zur  Ausführung 
gebracht  ist,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  eingeschlagene  Weg 
mit  dem  nach  dem  ursprünglichen  Bestimmungsorte  führenden  noch 
identisch  ist.    Hierfür  machte  man  auf  der  Hamburger  Konferenz 

feltend,  dass  eine  andere  Entscheidung  „zu  unlösbaren  Schwierig- 
eiten"  fuhren  würde.  „Wollte  man"  —  so  führte  man  aus  — 
„den  Assekuradeur  so  lange  für  haftbar  erklären,  bis  die  Wege 
beider  Reisen  sich  nicht  mehr  deckten,  so  würde  man,  was  m 
vielen  Fällen  kaum  möglich  sei,  ermitteln  müssen,  wie  weit  die 
Wege  sich  deckten,  und  von  welchem  Augenblick  an  der  Weg  ein 
anderer  geworden.'^  Die  Entscheidung  entspricht  aber  auch  der 
Natur  der  Sache.  Denn  in  Wahrheit  ist  die  Reise,  von  dem  Moment 
ab,  wo  für  dieselbe  ein  anderes  Ziel  in  Aussicht  genommen,  eine 
ganz  andere,  als  die  versicherte,  wie  auch  nicht  festgestellt  werden 
kann,  „ob  das  Schiff,  wenn  die  versicherte  Reise  zur  Ausführung 
gelangt  wäre,  genau  zu  derselben  Zeit  in  die  betreffende  Gegend 
gekommen  sein  würde,  wie  nach  der  Veränderung  der  Reise,  oder 
was  sonst  ohne  diese  Veränderung  geschehen  wäre."  (Prot.  VH 
S.  8184.  S.  8245.) 
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5.  Das  Gesetz  fordert,  dass  der  Entschluss  die  Reise  zu  ändenij 
zur  Ausführung  gebracht  ist;  es  genügt  nicht,  dass  der 
Schiffer  den  Entschluss  gefasst  hat,  er  muss  denselben  auch  ftusser- 
lich  manifestirt  haben.  Dies  würde  z.  B.  der  Fall  sein,  wenn  der- 
selbe nach  deiki  von  ihm  gewählten  Bestimmungshafen  ausklarirt 
hätte  (£ntsch.  des  Hamb.  üandelsger.  vom  8.  FeDruarl864  in  der 
Samml.  von  Hermann  und  SQrsch  S.  887.) 

6.  Die  Allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen  (§  60  Abs.  4) 
treffen  zu  der  Bestimmung  dieses  Artikels  noch  folgende  An* 
Ordnung : 

In  den  Fällen,  in  welchen  die  Versicherung  ungecuihtet  der  ein- 
getretenen Veränderung  in  WirJcsamkeit  bleibt,  hat  der  Versichertf 
einen  den  Umständen  entsprechenden  Zuschlag  zu  der  Prämie  zu 
zahlen.  Auch  liegt  es  ihm  ob,  sobald  ihm  die  Veränderung  bekannt 
wird,  den  Versicherer  unverjgüglich  davon  zu  benachrichtigen,  widrigen- 
falls dieser  befugt  ist,  von  der  eventuell  jsu  zahlenden  Entschädigungs- 
summe den  Beirag  abetusiehen^  um  welchen  dieselbe  bei  rechtzeitiger 
Anzeige  sich  gemmdert  hätte. 

Art.  818. 

Wenn  von  dem  Versicherten  oder  im  Auftrage  oder  mit  Ge- 
nehmigung desselben  der  Antritt  oder  die  Vollendung  der  Reise  ufh 
gebührlich  verzögert,  von  dem  der  versicherten  Reise  entsprechenden 
Wege  abgewichen  oder  ein  Hafen  angelaufen  wird,  dessen  Angdmng 
als  in  der  versicherten  Reise  begriffen  nicht  erachtet  werden  kam, 
oder  wenn  der  Versicherte  in  anderer  Weise  eine  Vergrösserung  odei' 
Veränderuna  der  Gefahr  veranlasst^  namentlich  eine  in  dieser  Be- 
ziehung ertheilte  besondere  Zusaae  nicht  erfüMt,  so  haftet  der  Ver- 
sicherer nicht  für  die  später  sich  ereignenden  Unfälle. 

Diese  Wirkung  tritt  jedoch  nicht  ein : 

1  wenn  erhelUy  dass  die  Vergrösserung  oder  Veränderung  der 
Grefahr  keinen  Einfluss  auf  den  späteren  Unfall  hat  iß>en 
können; 

2.  wenn  die  Vergrösserung  oder  Veränderung  der  Gefahr,  nach- 
dem die  Gefahr  ßr  den  Versicherer  bereüs  zu  laufen  begonnen 
hat,  durch  einen  Nothfäll  verursacht  isty  es  sei  denn,  dass  der 
letztere  in  einer  Gefahr  sich  gründet  ^  welche  der  Versicherer 
nicht  zu  tragen  hat\ 

3.  wenn  der  Schiffer  zu  der  Abweichung  von  dem  Wege  durch 
das  Gebot  der  Menschlichkeit  genöthigt  ist 

1.  Daraus,  dass  beim  Assekuranzyertrage  der  Versicherer 
immer  nur  fUr  bestimmte  Gefahren  die  Haftung  übernimmt,  folgte 
dass  diese  aufhört,  nicht  blos  sobald  an  die  Stelle  der  Reise,  welche 
man  bei  der  Versicherung  im  Auge  hatte,  eine  ganz  neue  vom 
Versicherten  unternommen  wird,   sondern  auch,  wenn  in  irgend 
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einer  anderen  Weise  durch  denselben  eine  Yergrösserung  oder 
Veränderung  der  Gefahr  veranlasst  wird,  namentlich  durch  Nicht- 
erfullunff  einer  darauf  bezüglichen  Zusage ,  welche  er  ausdrücklich 
ertheilt  nat,  oder  welche  oei  einem  Versicherungsvertrage  der  in 
Rede  stehenden  Art  stillschweigend  vorausgesetzt  wird.  Zu  den 
stillschweigenden  Zusagen  gehört  die,  die  Keise  ohne  unnöthi^e 
Verzögerung  anzutreten  und  zu  vollenden  und  den  für  dieselbe 
passenden  Weg  einzuhalten;  denn  durch  Veränderung  der  voraus* 
gesetzten  Zeit  und  des  vorauszusetzenden  Wegs  der  Keise  wird  die 
Gefahr  seihst  eine  andere.  Natürlich  konunen  Verzögerungen  des 
Antritts  oder  der  Vollendung  der  Reise  nur  dann  in  Betracht,  wenn 
sie  ungebührliche  sind.  Unerhebliche  und  durch  die  Natur  und 
den  Zweck  der  Reise  bedingte  Verzögerungen  der  Abfahrt  oder 
Vollendung  der  Reise  dürfen  nicht  berücksichtigt  werden*).  Ob 
aber  eine  Verzögerung  eine  ungebührliche  ist,  darüber  kann  nur 
sachverständiges  Ermessen  entscheiden. 

2.  Die  Veränderung  des  Wegs,  die  Deviation  geschieht 
entweder  durch  Abweichen  von  „dem  der  versicherten  Reise  ent- 
sprechenden Wege",  oder  durch  Anlaufen  eines  Hafens,  dessen 
Angehung  in  der  versicherten  Reise  nicht  begriffen  ist.  Der  der 
Reise  entsprechende  Weg  ist  nicht  nothwendiger  Weise  der  übliche 
Kurs;  sondern  der  unter  den  vorliegenden  Verhältnissen  —  unter 
Berücksichtigung  der  Jahreszeit,  sowie  von  Wind  und  Wetter  — 
nach  sachverständigem  Ermessen  angemessene  Weg,  der  denn  auch 
von  jedem  ordentlichen  Schiffer  unter  den  obwaltenden  Umständen 
gewählt  wird.  Dagegen  kommt  es  ftir  die  Deviation  nicht  in  Be- 
tracht, ob  durch  die  Abweichung  voni  angemessenen  Wege  die 
Reise  verlängert  oder  verkürzt  ist;  auch  ist  es  irrelevant,  ob  das 
Schiff  nach  der  Abweichung  wieder  auf  den  richtigen  Weg  zurück- 
gekehrt ist  (Prot  Vn  S.  3187—3189). 

Dagegen  gehört  es  zum  Begriff  der  Deviation,  dass  die  Ab- 
weichung vom  richtigea  Wege  eine  freiwillige  ist,  und  es  ist  eine 
Deviation  überhaupt  nicht  anzunehmen,  „wenn  der  Wind  das  Schiff 
vom  richtigen  Wege  abgedrängt"  hat,  oder  wenn  der  Schiffer,  „um 
den  richtigen  Weg  zu  gewinnen",  momentan  vom  Kurs  ablenkt 
oder  vielleicht  wieder  eine  Strecke  rückwärts  geht,-  wie  dies  „bei 
d^n  Einlaufen  in  Häfen  mittels  Lavirens"  öfter  vorkommt  (Prot, 
vn  S.  3188;  vgl.  Entsch.  des  R.O.H.Q.  V  S.  120). 

3  Durch  das  Anlaufen  von  Häfen  findet  eine  Deviation 
Statt,  nicht  nur  wenn  dieses  *ftlr  die  in  Rede  stehende  Reise  nicht 
üblich  ist,  sondern  auch  wenn  ein  Hafen  ausser  der  Reihenfolge, 
in  welcher  derselbe  in  der  versicherten  Reise  begriffen  ist,  ange- 
laufen   wird    (so    auch    AUg.     Versicherungs  -  Bedingungen    §    60 


*)  So  auch  bereits  nach  älterem  Recht:  Pohls,  See-Assekurauzrecht  II 
S.  397.  £rk.  des  Hamb.  Handelsger.  yom  22.  April  1864  in  der  Samml. 
von  Hermann  und  Hirsch  S.  405. 
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Abs.  2)'").  Wann  aber  die  Reihenfolge  als  festgestellt  anzasehen, 
ist  quaestio  facti.  Eine  Interpretationsregel  enthält  der  Art  837, 
welcher  zugleich  bestimmt  ^  dass  wenn  mehrere  Häfen  angelaufen 
werden  dürfen^  sie  nicht  nothwendiger  Weise  alle  angelaufen  werden 
müssen,  sondern  einzeln  auch  überspi:ungen  werden  können. 

4.  Wenn  das  Gesetz  von  den  in  der  versicherten  Reise 
yybegriff  enen''  Häfen  spricht,  so  hat  es  nicht  nxur  ausdrücklich^ 
sondern  auch  stillschweigend  begriffene  Häfen  im  Auge,  indem 
manche  Häfen  bei  gewissen  Reisen  ^^nach  aUgemeinem  Handels- 
gebrauch  oder  nach  dem  Ortsgebrauch  der  betreffenden  Seeplätze^ 
auch  ,,ohne  besondere  Abrede-^  angelaufen  werden  dürfen  (Prot.  VII 
S.  8190  f.).  Demgemäss  bestimmen  die  Allgemeinen  Versichenings- 
Bedingungen  §  60  Abs.  5: 

Für  aus  dem  ÄtlaiMschen  Ozean  (oder  aus  entfernteren  Meeren) 
kommende  Schiffe  gilt  das  Angehen  britischer  Häfen  oder  Bheden 
im  Kanal  oder  an  der  Südküste  Irlands,  für  nach  dem  MitteUän- 
disdien  Meere  gehende  oder  aus  demselben  kommende  Sdiiffe  das 
Angehen  von  Cnbraliar,  für  nach  der  Ostsee  gehende  oder  aus  der- 
selben kommende  Schiffe  das  Angehen  von  Helsingör  oder  Kopen- 
hagen als  nicht  präjudizirlich,  wenn  solches  Angehen  zu  dem  Zwecke 
geschieht f  um  Order  zu  erhalten; 
und  in  den  Bremer  Versicherungs-Bedingunffen  §  32  heisst  es: 

Bas  Anlaufen  englischer  TTäfen  im  Kanal  oder  an  der  Südküste 
Irlands  hat  jedoch  keine  Beeinträchtigung  der  Versicherung  zur 
Folge. 

5.  Ob  das  Gebot  der  Menschlichkeit  den  Schiffer  zu 
einer  Deviation  nöthiet,  darüber  entscheidet  das  arbitrium  des 
Richters,  welcher  hierbei  nicht  vergessen  darf,  dass  es  sich  tun 
eine  auf  Kosten  der  Aasekuradeure  eeübte  Mensdilichkeit  handelt, 
und  demgemäss  derselben  keinen  üoermässigen  Einfluss  auf  den 
vom  Schiffe  zu  nehmenden  Weg  gestatten  wird.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  dass  es  nicht  als  präjudizirliche  Deviation  anzusehen  ist, 
wenn  der  Schiffer  „in  der  Aosicht,  Menschenleben  von  nothleidenden 
Schiffen  zu  retten'^  vom  Kurse  ablenkt ,  wogegen  eine  Deviation 
nicht  schon  aus  dem  Grunde  gerechtfertigt  ist,  „um  einen  schwer 
erkrankten  Matrosen  ans  Land  zu  setzen'^  (Prot.  VII  S.  3189  f.). 

6.  Auch  zu  diesem  Artikel  kommt  in  Betracht  der  Abs.  4 
des  §  60  der  Allg,  Seeversicherungs-Bedingungen  (s.  S.  264). 

Art.  819. 

Wird  bei  dem  Abschlüsse  des  Vertrags  der  Schiffer  bezeiehneiy 
so  ist  in  dieser  Bezeiehmg  allein  noch  nicht  die  Zusage  enthalten, 
dass  der  benannte  Schiffer  auch  die  Führung  des^ Schiffs  bdialten 
werde. 


•)  —  oder  €iie  einzuhaltende  Reihenfolge  cler  zu   beeuchenden  Häfen 
verletzt. 
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1.  Die  Bestimmung  dieses  Artikels  erklärt  sich  daraus^  dasi 
es  dem  Assekuradeur  ^^der  Regel  nach  nur  auf  das  Schiff  und 
dessen  Beschaffenheit  nicht  aber  auf  den  Schiffer^'  ankommt,  indem 
die  Schiffer  ,,bezü^ch  ihrer  Kenntnisse''  meist  ziemlich  gleich 
stehen^  der  Versicherer  auch  „auf  Grund  s^ner  Verzeichnisse  und 
der  Klassifikationen'^  in  der  Regel  die  Schiffe  ziemlieh  ^enau  kennt, 
auf  welche  Versicherung  genommen  werden  soll,  von  den  Schiffern 
aber  nur  wenige  (Prot.  Vll  S.  8191). 

2.  Durch  den  Artikel  hat  -—  wie  auf  der  Hamburger  Kon- 
ferenz (Prot.  VII  S.  3192)  ausdiücklich  hervorgehoben  wurde  — 
die  Frage  nicht  berührt  werden  sollen,  ob  eine  Verletzung  der 
Anzeigepflicht  vorliegt,  „wenn  der  Schiffer  bezeichnet,  die 
Anzeige  aber  unrichtig'*  ist,  „indem  der  bezeichnete  Scniffer 
auch  bei  Eingehung  des  Vertrags  das  Schiff  nicht  geführt'^  hat. 
Die  Entscheidung  derselben  hat  dem  Richter  überlassen  bleiben 
sollen,  welcher  „die  Umstände  des  einzelnen  Falls^^  in  Betracht  zu 
ziehen  hat.  Die  unrichtige  Benennune  des  Schiffers  wird  als  Ver- 
letzung der  Anzeiffepflicht  zu  betracjaten  sein,  wenn  der  Ver- 
sicherungsnehmer den  Assekuradeur  wirklich  hat  täuschen  wollen, 
weil  etwa  das  Schiff  ein  Kapitän  „von  zweideutigem  Ruf"  führte, 
welcher  Umstand  den  Versicherer  von  der  Uebernahme  der  Ver- 
sicherung hätte  abhalten  können.  Die  aligemeinen  Versicherung- 
Bedingungen  (§  35)  haben  ganz  allgemein  die  wissentlich  falsdae 
Benennung  des  Schiffers  für  wie  Verletzung  der  Anzeigepflicht 
erklärt  (s.  o.  S.  258). 

Art.  820. 

Bei  der  Versicherung  von  Gütern  "haftet  der  Versicherer  ßr 
keinen  Unfall,  wenn  und  insoweit  die  Beförderung  derselben  nicht 
mit  dem  zum  Transport  bestimmten  Schiff  geschieM.  Er  haftet  je- 
doch nach  Massgabe  des  Vertrags,  wenn  die  Güter ^  nachdem  die 
Gefahr  für  ihn  bereits  m  laufen  begonnen  hat,  ohne  Auftrag  und 
ohne  Genehmigung  des  Versicherten  in  anderer  Art  als  mit  dem  eum 
Transport  bestimmten  Schiff  weiter  befördert  werden,  oder  wenn  dies 
in  Folge  eines  Unfalls  geschieht,  es  sei  denn^  dass  der  letztere  in 
einer  Gefähr  »ich  gründet^  welche  der  Versicherer  nicht  eu  tragen  hat 

Die  in  dem  Artikel  ausgesprochene  Regel  erklärt  sich  daraus, 
dass  ,.der  Gegenstand  des  Versicherungsvertrags  selbst  gänzlich 
verändert  wird,  „wenn  die  versicherte  Ladung  in  einem  anderen, 
als  dem  bezeichneten  Schiff  verladen'^  wird,  „indem  die  Angabe 
des  Schiffs,  mit  welchem  eine  Ladung  verschifft  werden  soll,  eben  so 
wohl  ein  Essentiale  des  Versicherungsvertrags"  ist,  „wie  die  Be- 
zeichnung der  Ladung  selbst''  (Prot.  VII  S.  3181).  Die  Ausnahmen 
von  der  Regel  sind  gerechtfertigt,  weil  die  Fälle,  in  denen  sie 
Platz  greifen,  mit  Rücksicht  auf  den  Versicherten  als  cc^sus  er- 
scheinen. 

Die  Bestimmung  muss  nach  dem  Wortlaut  des  Artikels  eben 
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60  wohl  Anwendung  finden ,  wenn  das  Schiff  gleich  bei  Eingehung 
des  Versicherungsvertrags  bezeichnet^  als  wenn  dasselbe  in  Gemäss- 
heit  der  Vorschrift  des  Art.  821  erst  nachträglich  angegeben  ist*). 
Dagegen  beschränken  die  Allg.  Seeversicheronffs-Bedingongen  die- 
selbe auf  den  Fall,  dass  das  Transportschiff  gleich  im  Versichemngs- 
vertrage  namhaft  gemacht  ist**). 

Art.  831. 

Bei  der  Versidierung  von  Gütern  ohne  Bezeichnung  des  Schiffs 
oder  der  Schiffe  (in  anbestimmien  oder  unbenannten  Schiffen)  muss 
der  Versicherte,  sobald  er  Nachricht  erhält^  in  welches  Schiff  ver- 
sicherte Güter  abgeladen  sind,  diese  Nachricht  dem  Versicherer  wä- 
iheilen,    ' 

Im  Falle  der  Nichterf&Xkmg  dieser  Verpflichtung  haftet  der  Ver- 
sicherer  fu/r  Iceinen  Unfall^  welcher  den  abgeladenen  Gütern  susiössi. 

1.  Der  Artikel  bezieht  sich,  wie  auf  der  Hamburger 
Konferenz  ausdrücklich  hervorgehoben  wurde,  nicht  auf  die  Fälle, 
in  denen  es  noch  von  dem  ^^Entschluss  des  einen  oder  des  anderen 
Kontrahenten^'  abhängt;  ;,welche  Güter  versichert  sein^  sollen^ 
sondern  nur  auf  solche  Fälle,  '„in  welchen  der  Versicherungs- 
vertrag unzweifelhaft  perfekt^'  ist,  »in  denen  also  in  irgend  einer 
Weise ;  sei  es  durch  Angabe  von  Marken  und  Nummern,  sei  es 
durch  Angabe  der  Unternehmung^  aus  deren  Anlass  die  Abladung 
statthaben;  oder  der  Zeit;  innerhalb  weicher  dieselbe  erfolgen'' 
soll;  bestimmt  ist;  auf  welche  Güter  sich  die  Versicherung  bezieht. 
Danach  kommt  der  Artikel  zur  Anwendung;  ;,wenn  die  Versicherung 
über  individuell  hinreichend  bestimmte  Waaren  genommen  worden, 
die  Schiffe  aber,  in  denen  sie  verladen  werden"  sollen;  „vorerst 
noch  unbekannt  geblieben"  sind;  ferner  dann;  ;;Wenn  die  Güter 
nur  durch  Angabe  der  Unternehmung;  der  Zeit  ihrer  Abladung 
bestimmt  worden,  individuell  aber  unbestimmt  und  auch  die  Schiffe 
noch  unbenannt"  sind;  „in  denen  die  Abladung  der  einzelnen  Kolli 
u.  s.  w.  erfolgen"  soll.     In   diesen  Fällen,   so  wurde  weiter  aus- 

*)  Auch  nach  franzÖBischem  Recht  trägt  der  Versicherer  nicht  die  Ge- 
fahr der  Waaren,  welche  in  einem  anderen,  als  dem  in  -der  Polize  bezeich- 
neten Schiffe  verladen  werden:  Goufet  et  Meraer^  dietionnair^  p,  606  9qu, 
n.  8'Jl,  Der  Code  de  commerce  enthält  noch  folgende  spezielle  Bestimmung 
(ort.  361) :  Si  Vaesurance  a  Heu  divUiment  pour  des  marchandUes  qui  doiveni 
etre  chargiee  nur  plusieurs  vaieseaux  disignis,  avec  inoncüUion  de  la  eomme 
assurie  sur  chactinj  et  eile  chargement  entier  est  mie  eur  un  eeul  vaieeeau, 
au  eur  un  moindre  nombre  qu'ü  n^en  est  dieigni  dane  le  contrat^  Vaeeurew 
fCest  tenu  que  de  la  somme  qu'ü  a  aeeurie  eur  le  vaiseeau  ou  eur  lee  vaieeeaux 
qui  ont  regu  le  chargement^  nonobstant  la  perte  de  toue  lee  vaiseeaux  distgnis; 
et  ü  recevra  niamoins  demi  pour  cent  des  sommes  dont  lee  assurancee  et 
tro%ifoend  annuliee. 

**)  Allg.  Versicherung«  -  Bedingungen  §  63 :  Bei  der  Versicherung  vem 
Gütern  in  einem  bestimmten  Schiffe  oder  in  bestimmten  Schiffen  haßet  der 
Versicherer  für  keinen  Unfall^  wenn  und  insoweit  die  Beförderung  derselben 
nicht  mit  dem  im  Versicherungsvertrage  bezeichneten  Schiff  oder  den  resp. 
Schiffen  geschieht. 
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geftOirt,  Bei  die  yorgeschriebene  Anzeige  ,,von  grossem  Interesse 
für  den  Assekoradenr  und  zwar  ein  Mal  deshalb,  weil  trotz  An- 
gabe von  Marke  und  Nummer  n.  s.  w.  Differenzen  über  die  Iden- 
tität der  Qüter  nicht  immer  yermieden  werden  könnten,  sodann 
auch  ans  dem  Grande,  weil  die  Assekuradeure  in  der  Regel  auf 
ein  und  dassdbe  Schiff  nicht  mehr  als  einen  gewissen  Maximal- 
betrag zeichnen  wollten,  und  es  somit  für  den  Assekuradeur  von 
grosser  Wichtigkeit  sei,  die  Qewissheit  darüber,  wie  viel  von  diesem 
Betrage  bereits  durch  eine  Versicherung  von  Gütern  auf  unbe- 
nannten Schiffen  konsumirt  sei,  baldmöglichst  zu  haben;  damit  der- 
selbe beurtheilen  könne,  ob  und  wie  weit  er  sich  noch  auf  ein 
anderes,  dasselbe  Schiff  betreffendes,  Versicherungsgeschäft  einlassen 
dürfe."    (Prot.  VH  S.  3197  f.) 

2.  Der  Versicherte  verletzt  die  ihm  im  Abs.  1  auferlegte 
Pflicht  nicht  nur  durch 'gänzliche  Unterlassung,  sondern  auch  durch 
verspätete  Erstattung  der  Anzeige'*'),  doch  Kommen  geringfügige 
Verzögerungen  nicht  in  Beträcht.  Bei  Verzögerung  der  Anzeige 
wird  der  Assekuradeur  nicht  bloss  „vom  £rsatz  der  vor  Blrstattung 
der  Anzeige  erwachsenden  Schäden,  sondern  auch  vom  Ersatz  der 
nachher  entstandenen  Beschädigungen  und  Verluste'^  befreit  Als 
&rund  hierfür  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz  geltend 
gemacht:  „da  die  Eontrole  darüber,  ob  der  Versicherer  der  Vor- 
schrift des  Abs.  1  wirklich  genügt  habe  oder  nicht,  sehr  schwierig 
sei,  bedürfe  es,  um  deren  Befo%ung  zu  sichern,  eines  sehr  nach- 
drücklichen Compelle/^  Auch  sei  der  Assekuradeur  „durch  eine 
Befreiung  vom  Ersatz  der  vor  der  Anzeigeerstattung  entstandenen 
Schäden  in  dem  Falle  nicht,  hinreichend  geschützt,  wenn  er  „in 
Folge  dieser  Unterlassung  mehr  als  den  festgesetzten  Maximalbetrag 
auf  dasselbe  Schiff  gezeichnet  hätte."    (Prot.  VII  S.  S198  f ) 

3.  Die  Allg.  Seeversicherungs-Bedingungen  (§64) 
treffen  über  dßn  hier  vorliegenden  Gegenstand  folgende  Bestimmimg : 

Bei  der  Versicherung  van  Grütem  ohne  Bezeichnung  des  Schiffs 
oder  der  Schiffe  (in  unbestimmten  oder  unbenannten  Schiffen)  muss 
der  Versicherte^  sobald  er  Nachricht  Ober  Abladungen,  resp.  über 
die  Ankunft  von  Gütern,  auf  welche  die  Versicherung  validirt^  erhält, 
hiervon  unvereüglich  dem  Versicherer  Mittheilung  machen. 

Verschweigt  der  Versicherte  die  Abladung  oder  den  Empfang 
solcher  Güter,  oder  giebt  er  deren  Werth  wissentlich  unrichtig  an^ 
so  ist  die  Versicherung  erloschen,  die  Ftämie  verfallen  und  der  Ver- 
sicherer ohne  Verantwortlichkeit  für  bereits  entstandenen  oder  ent- 
stehenden Schaden,  —  Unterlässt  oder  verzögert  der  Versicherte  un- 
absichtlich die  im  vorstehenden  Absatz  vorgeschriebene  Anzeige,  so 

*)  Die  französischen  Polizen-Formulare  enthalten  die  Bestimmung  (Art  7) : 
^i  PoBsurance  e^t  fatte  sur  navire  au  navires  inditerminis  V(usur4  est  tenu  de 
faire  connattre  aux  assureurs  le  nom  du  ou  des  navires  et  de  leur  diclarer  la 
9omme  en  risque,  dks  la  riception  des  avis  qu*ü  aura  re^  lui-meme,  ou  au 
plus  tard  dans  les  trois  jours  de  cette  riception,  Äprh  quatre  mois  icoidis 
<^  partir  de  la  date  de  la  police^  la  police  ne  peut  plus  produire  aueun  effet 
ou  proftt  de  Vassuri^  pour  tout  ce  qui  n*aura  pas  4ti  diclari  dans  ce  dilai. 
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haftet  der  Versicherer  ßr  keinen  UnfaU,  welcher  den  abgelctienm^ 
überhaupt  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  angezeigten  GHUem  austösst. 
Auch  ist  die  Prämie  für  diese  Guter  verfallen. 

Diejenige  Summe  ^  fär  welche  nach  Ablauf  eines  Jahres^  vom 
Abschlüsse  der  Versicherung  an,  dem  Versicherer  kein  Gegenstand 
der  Versicherung  angegeben  ist^  validirt  nicht  ferner  und  ist  unter 
Einbehdlt  von  Vs  Prozent,  oder  wenn  die  Prämie  unter  1  Prozetd 
beträgt^  der  halben  Prämie^  zu  ristomiren. 

Art.  8S2. 

Jeder  Unfall  muss^  sobald  der  Versicherungsnehmer  oder  der 
Versicherte,  wenn  dieser  von  der  Versicherung  Kenntrnss  hat,  Nach- 
richt von  dem  Unfall  erhält^  dem  Versicherer  angezeigt  werden,  uHd- 
rigenfaUs  der  Versicherer  befugt  ist,  von  der  Entschädigungssumme 
den  Beirag  abzuziehen,  um  welchen  dieselbe  bei  rechtzeitiger  Anzeige 
sich  gemindert  hätte. 

1.  Der  Artikel,  welcher  lediglich  das  früher  geltende  Recht 
sanktionirt  hat*),  legt  die  Pflicht,  die  UnfilUe  zur  Eenntnigs 
des  Versicherers  zu  bringen,  dem  Versicherungsnehmer  und 
dem  Versicherten  auf,  nicht  aber  anderen  Mittelspersones, 
dem  Versicherten  auch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  er 
Kunde  von  der  genommenen  Versicherung  hat.  Die  Allge- 
meinen Seeversicherungs  -  Bedingungen  (§  65  Abs.  2)  bestimmen 
dann  noch: 

Sollte  der  Versicherte  zwar  nicht  von  der  Versicherung  Kemd- 
niss  erhalten^  aber  zur  Versicherungsnehmimg  Auftrag  gegeben  habm, 
so  hat  er  unier  dem  vorgedachten  Präjudiz  den  ihm  kmd  gewordenen 
Unfall  sofort  seinem  Beauftragten  behufs  weiterer  Meldung  mt- 
zutheilen,  und  liegt  diesem  eben  so  fernere  Mittheihmgspflicht  ob, 

2.  Die  Anzeieepflicht  liegt  den  gedachten  Personen  ob, 
sobald  sie  Nacliricht  von  dem  Unfall  erhalten.  Der 
Preussische  Entwurf  (Art.  627)  hatte  eine  andere  Fassung.  Hier 
heisst  es: 

Von  jeder  Nachricht  über  einen  dem  versicherten  Gegenstande 
zugestossenen  Unglücksfall  muss  der  Versicherte  —  Anzeige  machen. 

Die  Fassungsänderung  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz 
beliebt,  um  die  Anzeigepflicht  auf  solche  Nachrichten  einzuschränken. 


*)  Benecke,  Syst.  des  Assekuranz-  und  Bodmereiwesens  (Hamb.  1S05 
—21)  IV  S.  352.  Pohls,  See- Assekuranzrecht  II  S.  725  f.  Allg.  Plan  Ham- 
burgischer See- Versicherungen  von  1847  §  113.  §  128.  §  2164  Preuss.  A.L.R. 
II,  8.  Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lüb.  vom  14.  Oktober  1865  in  Kie^ulff^ 
Samml.  S.  916  ff. 

In  gleicher  Weise  bestimmt  Code  de  commerce  art.  »?74:  Dans  le  ca» 
oü  le  delaissement  pent  etre  fait,  et  dans  le  cos  de  ious  atttres  accidens  au 
risque  des  assureurs  Vassuri  est  tenu  de  signifier  ä  Vasstireur  les  avis  quil 
a  re^us.  La  signification  doit  Hre  faite  dans  les  trois  jours  de  la  rJception 
de  Vavis. 
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welche  der  Yersicherungsnehmer   re&p.  der  Versicherte  selbst  er- 
halten hat,  und  sie  bei  solchen  Ereignissen  auszuschliessen,  welche 
dieselben    ^^durch    die    öffentlichen    Blätter    oder    durch    Börsen- 
anschläge u.  s.  w.  also  auf  eine  solche  Weise^^  erfahren  haben,  y^dass 
sie  eben  so  wohl  dem  Versicherer,  als  dem  Versicherten  selbst  be- 
kannt geworden  sein  könnten«     (Prot.  VII  S.  3200.)    Diesen  Sinn 
wird  man  nun  der  jetzigen  Fassung  des  Artikels ,    wenn  man  un* 
befangen  die  Worte  betrachtet^  nicht  beilegen^  ja  überhaupt  einen 
Unterschied   zwischen   dieser   und   der  Fassung  des  Preussischen 
Entwurfs  nicht  statuiren  können^^    Kur  dann  wird  man,  vermöge 
der    das  Versicherungsgeschäft    beherrschenden    bona  fides,    den 
Versicherungsnehmer  und  den  Versicherten  von  der  Verbindlichkeit, 
Zeitungs*  und  sonstige  öffentliche  Nachrichten  zur  Kenntniss  des 
Versicherers  zu  bringen^  befreien  dürfen,   wenn  dieselben  von  der 
Art  sind,  dass  der  Versicherer  von  ihnen  Kenntniss  nehmen  musste. 
Dies  wird  bei  den  Nachrichten^  von  denen  die  betreffenden  Kreise 
am  VTohnorte  des  Versicherers  Notiz  nehmen,  nicht  aber  bei  aus- 
ländischen Zeitungen  der  Regel  nach  anzunehmen   sein.    Bei  der 
Festsetzung  der  Allg.  Seeversicherungs-Bedingungen,  deren  §  65 
Abs.  1*)  mit  dem  Art.  822   H.G.B.  wörtlich  übereinstimmt,   war 
Seitens  der  Lübecker  Handelskammer  der  Antrag  gestellt  worden, 
den  Versicherten  und   den  Versicherungsnehmer  ausdrücklich  von 
der  Pflicht  zu  entbinden,  „dem  Versicherer  Meldung  von  Zeitungs- 
nachrichten zu  machen^^  (Bemerk,  der  Lüb.  Handelskammer  zu  dem 
Entw.  der  Allg.  Versich.-ßed.  Lübeck  1865,  S.  13  f\    Der  Antrag 
wurde  abgelehnt,    weil    —  wie   Voigt  im  Revid.  Entw.   der  Allg. 
Beding,  von  1866  Note  zu  §  64  S.  32  bemerkt  —  die  Anzeigep^icht 
^^vornehmlich  in  solchen  Fällen  in  Wirksamkeit  tritt  und  Bedeutung 
hat,  wenn  fern  von  dem  Versicherer  wohnende  Versicherte  Kunde 
von  Unfällen  erhalten.    In  solchen  Fällen  wird  selten  angenommen 
werden  können,  der  Versicherer  müsse  die  betreffenden  Zeitungen 
gelesen  haben/^ 

3.  Die  Anzeige  soll  dem  Versicherer  sobald  als  möglich 
erstattet  werden.  Ueber  den  einzuhaltenden  Zeitraum  muss  das 
arbürium  des  Bichters  entscheiden. 

4.  Das  G-esetz  hat  selbst  genau  die  Folffen  der  in  der 
Unterlassung  der  Anzeige  liegenden  ciiZpa des  Versichenmgs- 
nehmers  resp.  Versicherten  normirt.  Es  verpflichtet  dieselben 
nicht  zum  Ersatz  jedes  durch  die  Nichtanzeige  dem  Assekuradeur 
verursachten  Schadens ;  auch  lässt  es  nicht  den  Verlust  des  Rechts 
des  Versicherten  aus  der  Versicherung  überhaupt  eintreten,  sondern 
nur  auf  Ersatz  des  Schadens,  welcher  durch  rechtzeitige  Anzeige 
vermieden  worden  wäre  (Prot.  VII  S.  3199). 

Wem  in  dieser  Hinsicht  der  Beweis  obliegt,  ist  nach  den  ge- 
wöhnlichen civilprozessualischen  Grundsätzen  zu  beurtheilen  (Prot. 
Vin  S.  4323  f.) 


*)  Vgl.  §  143. 
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Art.  838. 


Der  Versicherte  ist  verpflichtet,  wenn  ein  ünfaU  sieh  zuträgt, 
sowohl  ßr  die  Rettung  der  versicherten  Sachen^  als  fitr  die  Ab- 
wendung grösserer  Nachtheile  thunlichst  eu  sorgen. 

Er  hat  jedoch^  wenn  thunlich,  über  die  erforderlichen  Massregek 
vorher  mit  dem  Versicherer  Rücksprache  m  nehmen. 

1.  Das  Gesetz  verpflichtet  den  Versicherten,  für  Rettung 
der  versicherten  Sachen  und  für  Abwendung  grös- 
serer Nachtheile  thunlichst  zu  sorgen.  Diese  Rettungspflicht 
des  Versicherten  versteht  sich  nicht  von  selbst,  folgt  nicht  ans  dem 
Wesen  des  Versicherungsvertrags  und  der  Stellung  des  Versicherers 
zum  Versicherten.  Die  Vorschrift,  welche  die  Rettungspflicht  dem 
Versicherten  im  Interesse  des  Versicherers  auferlegt,  ist  ein  posi- 
tiver Satz.  Das  Gesetz  zwingt  geradezu  den  Versichertai  negoti- 
orum gestor  des  Versicherers  zu  sein.  Uebrigens  findet  sich  der 
Grundsatz  in  allen  Versicherungsgesetzen  (Prot  VIII  S.  4422  f ). 
Auch  steht  derselbe  ,,mit  den  Forderungen  der  bona  fides  in  £in^ 
klang,  auf  welcher  das  Verhältniss  des  Versicherten  zum  Ver- 
sicherer^'  beruht  (Prot.  VII  S.  8200). 

Im  Preussischen  Entwurf  (Art.  628)  lautete  die  Bestimmung: 

Der  Versicherte  oder  sein  Stellvertreter  ist  verpflichtet,  Alles  tu 
thun ,  was  zur  Verminderung  des  entstandenen  Schadens  oder  sur 
Vermeidung  grösserer  Nachtheile  dienen  härm. 

Im  Entwurf  aus  I.  Lesung  ist  dieselbe  folgendermassen  ver- 
ändert (Art.  713): 

Der  Versicherte  ist  verpflichtet,  wenn  ein  Unfall  sieh  zuträgt^ 
sowohl  für  die  Rettung  der  versicherten  Sachen,  als  ßr  die  Ah- 
wenduna  grösserer  Nachtheile  nach  Möglichkeit  zu  sorgen. 

Aliein  auch  die  Last,  welche  die  Bestimmung  in  dieser  Fassung: 
den   Versicherten   auferlegt,    wurde    vielfach  auf  der  Hamburger 
Konferenz  fiir  zu  schwer  befunden,    und   es   wurden  verschiedene 
Vorschläge  gemacht,  um  dieselbe  zu  mildern.     (Prot,  VIII  S.  4324 
—4328,   S.  4421-4427.)      Schliesslich  einigte   man   sich   auf  die 
jetzige  Fassung.     Hierbei   wurde  bemerkt,   der  Versicherte  habe 
nicht  „bis  an  die  äussersten  Grenzen  der  menschlichen  Möglichkeit 
für  die  Rettung  u.  s.  w.  zu  sorgen  und  dafür  zu  haften,  dass  die 
Rettung  auch  in  so  weit  versucht  werde,  somit  in  dieser  JBeziehung 
sogar  den  Zufall  zu  tragen."    Vielmehr  solle  derselbe  „nur  ver- 
pflichtet werden,  so  zu  handeln,  wie  ein  sorgsamer  Kaufmann  und 
beziehungsweise    wie    er   im   eigenen   Interesse    gehandelt    haben 
würde,    wenn   er   nicht   versichert  gewesen   wäre."     (Prot.  VIII 
S.  4425  f.)    Derselbe  hat  z.  B.  die  geeigneten  Mittel  anzuwenden; 
dass   das  gestrandete  oder  festgerathene  Schiff  wieder  abgebracht 
werde,  es  müsste  denn  die  Kostspieligkeit   der,  Mittel  in  keinem 
richtigen  Verhältniss  zu  dem  Wertn,  den  das  Schiff  voraussichtlieh 
nach  der  Abbringung  haben  würde,  stehen  (Entsch.  des  R.O.H.G. 
XVIII  S.  285  ff!).     Er  hat  für  Konservirung   der  unbeschädigten 
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Ladang  und  für  deren  Weiterverschifinng  zu  sorgen  ^  er  hat  die 
Ladung  zum  Verkauf  zu  bringen  ^  wenn  die  Waaren  in  ihrem 
gegenwärtigen  Zustande  leicht  verderben  kÖQnen,  wenn  die  Weiter- 
Verschiffung  den  Umständen  nach  unthunlidi  oder  mit  so  grossen 
Kosten  verknüpft  sein  würde,  dass  deren  Belauf  den  Werth  der 
Ladung  übersteigen  oder  doch  wenigstens  absorbiren  würde  (Entsch. 
des  0-A.G.  zu  Lübeck  vom  30.  Dezember  1865  —  Kierulff's 
Samml.  I  S.  1183  —  vom  30.  Juni  1870  —  Kierulff  VI  S.  352  — . 
AUg.  Seevers.-Bedingungen  §  66  Abs.  2*).  Bremer  Bedingungen  von 
1875  §  53**).  ^ 

Für  die  bei  der  Vornahme  derartiger  Massregeln  benutzteli 
Hülfspersoiien  (Arbeitsleute,  Everfllhrer  und  dgl.)  hat  der  Versicherte 
nicht  einzustehen,  soweit  ihn  .nicht  eine  culpa  in  eligendo  trifft, 
wohl  aber  för  solche  Personen,  die  er  bei  einer  derartigen  Gelegen- 
heit statt  seiner  hat  fungiren  lassen  (Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck 
vom  30.  Dezember  1865  in  Eierulff's  Samml.  I  S.  1189). 

Für  die  von  ihm  aufgewendeten  Kosten  wird  dem  Versicherten, 
vorausgesetzt,  dass  die  Aufwendung  nothwendig  oder  zweckmässig 
war,  ein  Ersatzanspruch  gewährt  (Art.  838  Ziff.  3). 

2.  Das  Gesetz  räumt  dem  Versicherten  und  nicht  dem  Ver- 
sicherer das  Recht  der  Entscheidung  darüber  ein,  welche  Mass- 
regeln getroffen  werden  müssen,  weil  jener  trotz  des  eingetretenen 
Unfalls  „Herr  und  Eigenthümer  der  versicherten  Sache"  bleibt. 
£s  verpflichtet  denselben  aber  mit  Büpksicht  auf  das  dem  Ver- 
sicherer innewohnende  Interesse  an  dem  versicherten  Gegenstande 
mit  diesem  Rücksprache  zu  nehmen,  freilich  nur  wenn  thun- 
lieh,  d.  h.  wenn  die  Umstände,  namentlich  die  Natur  des  Unfalls 
und  die  Beschaffenheit  der  beschädigten  Gegenstände,  sowie  die 
Entfernung  zwischen  dem  Aufenthaltsorte  des  Schiffs  und  dem  des 
Assekuradeurs  und  die  vorhandenen  Kommunikationsmittel  dieses 
zulassen.  (Prot.  VIT  S.  3203  f.  VHI  S.  4327.)  Ob  es  aber 
thunlich  ist,  Rücksprache  zu  nehmen,  wird  durch  richterliches 
Ermessen  bestimmt.  Natürlich  hat  der  Versicherte  nicht  bloss  mit 
dem  Versicherer  Rücksprache  zu  nehmen,  sondern  auch  die  vom 
letzteren   vorgeschlagenen  Massregeln  zu  treffen,   wenn  ihre  An- 


*)  Er  hat  jedoch^  wenn  und  soweit  dies  thunlich  ist,  über  die  er/order- 
liehen  Massregeln  vorher  mit  dem  Versicherer  Rücksprtiche  zu  nehmen.  Ins- 
besondere hat  er  in  allen  Fällen  schwererer  Havereien  mit  demselben  das- 
jenige, was  den  Umständen  nach  zum  Besten  des  Schiffs,  zur  Rettung  und 
Reparatur  desselben,  ssur  Bergung,  Erhaltung,  Verkauf  der  geretteten  be- 
schädigten und  Weiterbeförderung  der  unbeschädigten  (riUer  am  geeignetsten 
und  zweckmässigsten  ist,  zu  verabreden,  und  ist  verpflichtet,  in  Gemässheit 
dieser  Verabredung  zu  verfahren,  unter  dem  Präjudiz  des  §  65  Absatz  1 
(«  dem  Präjudiz  des  Art  822  H.G.B.).    Vgl.  §  68  (s.  o.  S.  184  Kote  ♦♦). 

**)  Der  Versicherte  ist  übrigens  verpflichtet  —  unbeschadet  der  aus  den 
Bedingungen  der  Versicherung  entspringenden  besonderen  Rechte  und  Pflichten  — 
unter  allen  Umständen  so  zu  handeln,  xoie  er  thun  würde,  vjenn  er  nicht 
versichert  wäre,  und  jede  Ermässigung  an  Kosten  und  Schaden  ihm  selbst 
gewonnen  oder  erspart  toürde. 

Lovii,  Seereclit  II.  18 
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Wendung  möglich  und  zweckmässig  ist.  Anderenfalls  würde  der 
Versicherte  ^^den  Beweis  der  Angemessenheit  seiner  Wahl''  zu  fafaren 
haben.    (Prot.  VII  S.  3207.) 

3.  Wenn  der  Assekuradeur  auf  die  Anfrage  des 
Versicherten  schweigt,  so  ist  es  quaesUo  fadi^  ob  man  in 
diesem  Schweigen  eine  Billigung  der  von  dem  Versicherten  zu 
treffenden  Massregeln  zu  suchen  hat  Die  Beantwortung  hängt  ab 
von  der  Beschaffenheit  der  Anfrage.  Ist  diese  der  Art,  dass  von 
dem  Versicherer  vernünftiger  Weise  eine  Antwort  zu  erwarten 
war,  so  wird  man  in  dem  Schweigen  eine  durch  konkludente 
Handlung  erklärte  Billigung  zu  finden  haben,  und  dies  wird  dann 
der  Fall  sein,  wenn  sich  die  Anfrage  „auf  bestimmte  vom  Ver- 
sicherten vorgeschlagene  Massregeln''  bezog,  und  der  Versicherer 
„wegen  Anwesenheit  an  dem  Aufenthaltsorte  des  Schiffs,  be- 
ziehungsweise der  Ladung  oder  aus  anderen  Gründen"  in  gleicher 
Weise,  wie  der  Versicherte  in  der  Lage  war,  „die  Angemessenheit 
oder  Unangemessenheit  der  betreffenden  Massregeln  zu  beurtheilen.'' 
In  anderen  Fällen  und  namentlich  auch  auf  allgemeine  Anfragen: 
„was  nunmehr  wohl  zu  thun  sein  werde",  kann  man  dem  Ver> 
sicherer  billiger  Weise  nicht  zumuthen  „eine  entscheidende  Antwort 
zu  ertheilen;"  hier  wird  also  auch  das  Schweigen  nicht  als  Bil- 
ligung zu  betrachten  sein.    (Prot.  VII  S.  3207.) 

4.  Die  Allg.  Seeversicherungs-Bedin'gungen  haben 
dann  noch  über  den  hier  in  Frage  stehenden  Punkt  folgende 
besondere  Bestimmungen  getroffen: 

§  66  Abs.  3  und  4  FaUs  bei  der  Versicherung  auf  ein  Schiff 
oder  dessen  Ladung  mehrere  einheimische  Versicherer  beOmligt  sind^ 
so  sind  dieselben  gehalten^  auf  Anforderung  des  Versicherten,  eww» 
oder  zwei  Deptäirte  aus  ihrer  Mitte  zu  ernennen,  und  hat  der  Versicherie 
sodann  die  vorstehend  (seil,  im  Abs.  2  s.  S.  273  Note  *)  angeordnete  Verab- 
redung mit  diesen  Deputirten  zu  treffen.  Was  die  durch  die  Mehrzahl  der 
Versicherer  ernannten  Deputirten  mit  dem  Versicherten  verabreden^  ist  fSff 
die  sämmtlichen  in  Rede  stehenden  Versicherer  bindend.  Verweigern  diV 
Versicherer  die  Ernennung  solcher  Deputirten,  so  hat  der  Versicherte 
nach  eigenem  besten  Ermessen  zu  verfahren.  Weigert  sich  im  FaUe 
einer  geschlossenen  Partiälversicherung  der  Versicherte,  für  die  Quot^ 
des  gefährdeten  WerthSj  welche  entweder  überhaupt  nicht  oder  m 
anderen  Plätzen  versichert  ist,  zu  Massregeln^  welche  die  Versicherer 
für  nothwendig  oder  zweckmässig  halten,  mitzuwirken  oder  beisvr 
tragen,  so  sind  die  letzteren  berechtigt,  die  fraglichen  Massregeln  auf 
ihre  Kosten  zur  Ausftäirung  bringen  zu  lassen,  vorbehaltlich  der 
späteren,  erforderlichenfalls  gerichtlich  herbeizuführenden  Erledigung 
der  Frage,  ob  Noihwendigkeit  oder  Zweckmässigkeit  anzundimen 
gewesen  sei.  Fällt  diese  Erledigung  resp.  Entscheidung  zu  Gunsten 
der  Versicherer  aus,  so  hat  der  Versicherte  denselben  seinen  Anthetl 
zu  den  Kosten  der  Massregeln  zu  vergüten;  im  anderen  Falle  sind 
die  Versicherter  für  die  durch  jene  Massregeln  etwa  verursachten 
Nachtheile  ihm  verantivortlich.     Verhindert  der  Versicherie  die  Aus* 
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fvivm/ng  von  Mcissregeln,  welche  die  Versicherer  als  nothwendig  oder 
etoechnässig  ausfuhren  lassen  wollen,  so  ist  bei  der  Bestimmung  der 
von  den  leteiergn  zu  vergütenden  Schadenssumme  so  eu  verfahren, 
als  wären  die  Massregeln  mit  dem  bectbsichtigten  Erfolge  ange- 
wendet 

Die  im  vorstehenden  Absatz  ausgesprochene  Bestimmung  findet 
auch  im  Verhaltniss  des  Versicherten  zu  einem  einzelnen  Versicherer 
auf  entsprechende  Weise  Anwendung. 

§  67  Falls  einem  von  dem  Orte  der  Versicherung  abgeladenen 
oder  nach  demselben  bestimmten  Schiffe  schwere  Unfälle  zugestossen 
sind,  und  nicht  zu  entfernt,  als  dass  von  jenem  Orte  aus  geeignete 
Massregeln  ergriffen  werden  können,  so  ist,  erforderlichen  Falls  nach 
einer  bei  der  beihommenden  gerichtlichen  oder  Handels-Behörde  zu 
beantragenden  Verfügung^  eine  Versammlung  der  Schiffs-  und  Ladungs- 
interessenten zu  halten,  und  sind  zu/r  Ausführung  der  gemeinsamen 
Massregeln  Dqßulirte  von  Schiff  und  Ladung  zu  erwählen,  welche, 
die  Versicherten  vertretend,  das  Nöihige  ai*8zuführen  haben.  Die 
diesen  Deputirten  für  ihre  im  gemeinsamen  Interesse  geleistete  MHihr 
waltung  zukommende  Provision,  an  welcher  der  oder  die  Versicherer 
oder  deren  D^utirte  keinen  AfUheil  hc^en,  ist  unter  Berücksichtigung 
des  Werths  von  Schiff  und  Lesung  und  des  Umfangs  des  Geleisteten 
von  derjenigen  Person  oder  Behörde,  von  weleher  der  Schaden  zu 
di^achiren  ist  (§  142)  zu  veranschlagen. 

Hinsichtlich  dieses  letzteren  Paragraphen  bemerkt  Voigt  in  der 
Note  zu  §  66  (dem  jetzigen  §  67  entsprechend)  des  revid.  Entwurfs 
der  Allg.  Bedingungen  v.  1866  (S.  34),  gegenüber  dem  Antrage 
der  Stettiner  Versicherer  den  gedachten  Paragraphen  zu  streichen 
(Aenderungs -Vorschläge  der  Stettiner  See -Versicherer  S.  3  und 
Erläut.  S.  4) :  Die  Beibehaltung  der  in  Rede  stehenden  dem  §  117 
des  Allg.  Planes  Hamb.  See -Versicherungen  entnommenen  Be- 
stimmung empfehle  sich  „durch  deren  in  vieljähriger  Erfahrung 
bewährte  praktische  Nützlichkeit."  Das  von  den  Stettiner  Ver- 
sicherem hervorgehobene  Bedenken^  ^,dass  unstatthafter  "Weise  ver- 
sucht werde ;  dritten  Personen  einseitig  Verbindlichkeiten  aufzu- 
legen" erledige  sich  dadurch,  dass  1.  y^n  den  vorkommenden  Fällen 
bei  Weitem  die  meisten  Interessenten  versichert  zu  sein"  pflegten, 
und  dass  2.  kein  dritter  gezwungen  werden  solle,  „an  den  frag- 
lichen Berathungen  Theil  zu  nehmen."  Erfahrungsmässig  komme 
es  selten  vor,  „dass  ein  Interessent  sich  der  Theilnahme  enthalte." 
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Vierter  Abschnitt. 

Umfang  der  &efahr. 

Art.  SU. 

Der  Versicherer  trägt  aJle  Gefahren,  welchen  Schiff  oder  Ladung 
wahrend  der  Dauer  der  Versicherung  ausgesetgt  sind,  so  weit  nicU 
durch  die  nachfolgenden  Bestimmungen  oder  durch  Vertrag  ein  An- 
deres bestimmt  ist. 

Er  trägt  insbesondere 

1.  '  die  Gefahr  der  Elementarereignisse  und  der  sonstigen  See- 

unfäUe,  selbst  wenn  diese  durch  das  Verschulden  eines  Dritten 
veranlasst  sind,  cds:  Eindringen  des  Seewctssers^  Strandung, 
Schiffbruch  Sinken,  Feuer,  Explosion,  Blitjs^  Erdbeben,  Be- 
Schädigung  durch  Eis  u.  s.  w.; 

2.  die  Gefahr  des  Kriegs  und  der  Verfügungen  von  hoher  Hand; 

3.  die  Gefahr  des  auf  Antrag  eines  Dritten  verhängten,  von  dem 
Versicherten  nicht  verschuldeten  Arrestes; 

4.  die  Gefahr  des  Diebstahls,  sowie  die  Gefahr  des  Seeraubs, 
der  Plünderung  und  sonstiger  GewaltthätigJceiten; 

5.  die  Gefahr  der  Verbodmung  der  versicherten  Gvker  zur  Fort- 
setzung der  Reise  oder  der  Verfügung  über  dieselben  durch 
Verkauf  oder  durch  Verwendung  zu  gleichem  Zweck  (Art. 
Rar -510.  734); 

6.  die  Gefahr  der  Unredlichkeit  oder  des  Verschuldens  einer 
Person  der  Schiffsbesatzung,  sofern  daraus  für  den  versicher- 
ten Gegenstand  ein  Schaden  entsteht; 

7.  die  Gefahr  des  Zusammenstosses  von  Schiffen  und  zwar  ohne 
Unterschied^  ob  der  Versicherte  in  Folge  des  Zusammenstosses 
unmittelbar  oder  ob  er  mittelbar  dadurch  einen  Schaden  er- 
leidet, dass  er  den  einem  Dritten  zugefugten  Schaden  zu  er- 
setzen hat. 

1.  Der  in  diesem  Artikel  ausgesprochene  Grundsatz  ^  »da» 
wenn  nichts  Abweichendes  zwischen  dem  Versicherer  iind  dem 
Versicherten  verabredet  worden,  der  erstere  aUe  Gefahren  zu 
tragen  habe,"  *)  ist  nach  der  Auffassung  des  Reichs-Ober-Handels- 


*)  Enger  ist  die  Auffassung  des  französischen  Rechts:    Code  de  eomm. 
art.  SöO:    Sont   aux   risquea   des  asaureura    totUea  pertes  et  dommagei  gvt 
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Gerichte  (Entsch.  XIII  S.  140)  „nichts  der  Seeversicherung  Eigen- 
thümliches,  sondern  als  oberste  Regel  ftir  alle  Arten  der  Ver- 
sicherung gültig".  Dieser  Auffassung  wird  beizutreten  sein,  doch 
muss  man  sich  dabei  vergegenwärtigen^  dass  der  in  Rede  stehende 
Satz  nur  Anwendung  finaen  kann  auf  die  Versicherungen,  welche 
gerichtet  sind  gegen  die  bei  bestimmten  Gelegenheiten  (wie  beim 
Transport^  sich  ereignenden  Gefahren,  nicht  aber  bei  den  Arten 
von  Versicherungen,  welche  ihrer  Natur  und  ihrer  Bezeichnung 
nach  von  vom  herein  nur  eine  bestimmte  Kategorie  von  GefiEthren 
betreffen,  wie  die  Feuerversicherung,  Hagelversicherung  und  ahn- 
liche^  indem  in  der  Eingehung  eines  solchen  Versicherungsvertrags 
bereits  eine  Beschränkung  der  Versicherung  auf  gewisse  Gefahren 
liegt.*)  Dass  bei  den  Versicherungen  der  ersteren  Art  im  Zweifel 
alle  Gefahren  gedeckt  werden^  erklärt  sich  daraus ,  dass  jede  Ge- 
fahr Gegenstand  der  Versicherung  sein  kann^  die  mit  einer  be- 
stimmten Gelegenheit,  wie  mit  einem  Transport  verbundenen  Ge- 
fahren aber  nicht  nur  solche  sind,  welche  damit  in  einem  inneren 
Zusammenhange  stehen^  sondern  auch  die^  welche  aus  der  That- 
sache  entstehen ,  dass  die  versicherten  Gegenstände  der  Aufsicht 
des  Eigenthümers  ^entzogen  nnd  nothgedrungen  von  diesem  fremden 
Personen  anvertraut  sind.  Ist  daher  bei  der  Versicherung  diese 
nicht  auf  gewisse  Gefahren  beschränkt^  resp.  sind  nicht  gewisse 
Gefahren  von  derselben  ausgenommen,  so  ist  anzunehmen,  dass  die 
Kontrahenten  die  Versicherung  auf  alle  Gefahren  haben  ausgedehnt 
wissen  wollen,  welche  von  dem  einen  oder  dem  anderen  Gesichts- 
punkte aus  das  versicherte  Objekt  treffen  können. 

Durch  die  im  Abs.   2   aufgezählten  Beispiele  soll  lediglich  das 


arrivetU  anx  objeta  aasurSs  par  tempete,  naufragey  ichouement,  dbcrdage  for- 
tuii,  changemens  forcis  de  routSy  de  voyage  ou  de  vaüaeau  par  jet,  feu^  prise^ 
pillage^  arret  par  ordre  de  ptdssance^  diclaration  de  guerre^re^rSeaiuesj  et 
g4niralement  par  touies  les  autre»  fortunea  de  mer.  Hiernacn  haftet  der 
Versicherer  nur  für  solche  Gefahren,  die  unter  den  Begriff  der  höheren  Ge- 
walt fallen. 

In  den  englischen  Polizen,  welche  allein  den  Umfang  der  dem  Ver< 
sicherer  zur  Last  fallenden  Gefahren  bestunmen,  lautet  der  betreffende  Passus 
(Qatürlich  in  der  common  form  of  policy) :  Touching  the  adventurea  and  pe- 
rila  xnhich  we^  Üie  aaaurera,  are  contented  to  bear,  and  da  take  upon  ua  in 
thia  voyage,  they  are  ofihe  aeaa^  men-of-war^fire,  enemiea^  piraiea,rovera^  thievea, 
jetUaonat  lettera  ofmartandcounter-mart,  aurpriaala,  takmga  at  aea^  arreata,  re- 
atrainta^  and  deUtinmenta  ofall  hinga,  prineea,  and  people^  of  what  nation^  con- 
dition,  or  guality  aoever,  barratry  ofihe  maater  and  marinera,  and  ofall  otker 
perüa,  loaaea  and  miafortunea  that  have  or  ahall  come  to  the  hurt,  detriment,  or 
damage  of  the  aaid  gooda  and  merckandizea  and  ahip  etc,^  or  any  part  there- 
of  [ArnotUd  II  p.  6S1.  Vel.  das  Polizen-Formular  ebendas.  auf  S.  1084  squ.). 
*)  Diese  AufiEassun^  nat  sich  auch  im  Preuss.  Entwurf  geltend  gemacht 
Im  Art  374  heisst  es  mit  Räcksicht  auf  die  (Land-)  Transport-Versicherung : 
Der  Veraicherer  haßet  für  Beach&digwngen  und  Verluate  edler  Art.  ao  weit 
nicht  in  dem  Vertrage  oder  durch  daa  Oeaetz  auadrücklich  eine  Anandhme 
gemacht  %at\  und  im  Art.  630  heisst  es  in  Betreff  der  See- Versicherung:  lat 
nichta  Anderea  in  der  Polixe  beatimmt,  ao  gilt  die  Veraicherung  gegen  alle 
Gefahr. 
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Prinzip  illustrirt^  aber  nicht  etwa  in  irgend  einer  Weise  begrenzt 
werden. 

2.  Bei  Ziff.  1  ist  es  nicht  erforderlich,  dass  der  Schaden 
durch  den  Unfall  unmittelbar  der  versicherten  Sache  zugefügt 
ist  Es  tritt  viehnehr  die  Ersatzpflicht  des  Versicherers  auch  dami 
ein.  wenn  in  Folge  eines  Unfalls  der  versicherte  Gegenstand  durch 
andere  in  der  Schiffsgemeinschaft  befindliche  Sachen  beschädigt  ist 
(Prot.  VII  S.  3228—3230.) 

3.  „Die  nachtheiligen  Folgen  einer  durch  Einfrieren  des 
Schiffs  entstandenen  Verzögerung  der  Reise"  sind  nicht  unter  die 
Ziff.  1  zu  bringen  und  fallen  nicht  dem  Versicherer  zur  Last^  da 
das  Einfrieren,  ganz  „wie  die  widrigen  Winde  in  die  Kategorie  der 
regelmässigen  Naturereignisse"  fallt,  und  „nicht  als  ein  Seeunfall, 
sondern  als  ein  gewöhnlicher  Zufall  der  Seefahrt  anzusehen"  ist 
(Prot.  VII  S.  3219.) 

4.  Die  Bestimmung  der  Ziff.  3  wurde  auf  der  Hamburger 
Konferenz  dadurch  motivirt,  dass  eine  Arrestlegung  der  hier 
behandelten  Art  „eben  so  wohl  als  eine  Verfügung  von  hoher  Hand 
erscheine,  wie  eine  Anhaltung  aus  politischen^  Gründen,  da  die 
Behörden  ihre  Macht  anwendeten,  um  den  Arrest  zum  Vollzuge 
zu  bringen,  wenn  dies  auch  im  Interesse  und  auf  Antrag  von 
Privaten  geschehe,  und  da  überdies  keineswegs  in  allen  Fällen  die 
nöthigen  Mittel  vorhanden  seien,  um  den  Arrest  abzuwenden".  Da 
das  desetz  schlechtweg  von  der  Gefahr  eines  Arrestes  spricht,  so 
hat  der  Assekuradeur  auch  fiir  den  Schaden  zu  haften,  welchen 
der  Versicherte  durch  einen  Arrest  erleidet,  „der  nicht  gegen  die 
versicherte  Sache,  sondern  gegen  eine  andere  in  derselben  Schiffis- 
gemeinschaft  befindliche  Sache  verhängt  worden"  ist.  (Prot.  VE 
S.  3217  f.) 

5.  l)ass  der  Versicherer  nach  Ziff.  4  für  die  Gefahr  des 
Diebstahls*)  zu  haften  hat,  ist  lediglich  eine  Folge  des  allge- 
meinen Prinzips.  Natürlich  ist  der  geschehene  Diebstahl  nach- 
zuweisen und  es  reicht  ^das  blosse  Abhandenkommen"  einer  Sache 
und  „die  Vermuthung,  dass  sie  gestohlen"  nicht  aus,  „um  Schadens- 
ersatz vom  Assekuradeur  verlangen  zu  können"  (Prot.  VIU 
S.  4330), 

6.  In  Betreff  des  Haftens  des  Assekuradeurs  fiir  das  Ver* 
schulden  und  die  Unredlichkeit  (Baraterie)  der  Be- 
satzung**) ist  zu  beachten,  dass  Ziff.  6  diese  nicht  im  Allgemeinen 


*)  Der  Code  de  commerce  (art,  S50)  le^  dem  AssekiiradetLr  allerdingt 
pülage  cur  Last,  aber  nicbt  den  einfachen  Diebstahl  In  England  wird,  ob- 
wohl der  Diebstahl  in  der  Polize  unter  den  vom  Versicherer  übemommenen 
Gefahren  aufgezählt  wird,  doch  gefordert,  dass  derselbe  t^  ttccompanied  hy 
violence  {latroetnium)  and  not  simple  theft  (ßtrtum) :  Amouldllp.  704.  $7i. 
**)  Der  Code  de  commerce  lässt  hierfür  den  Versicherer  nicht  haften, 
art.  363:  Va$9ureur  n^eH  point  tenu  des  p4varic€Uwns  ei  faiUee  du  capitaint 
et  de  Viquipage,  connues  sove  le  nom  de  baraterie  du  patron,  e*ü  n^yaew- 
vention  contraire.   Dagegen  haftet  nach  der  regelmässigen  englischen  PoÜxen- 
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• 

dem  Assekuradeur  zur  Lost  legt^*)  sondern  nur^  sofern  daxaus  für 
den  versicherten  Gegenstand  ein  Schaden  entstanden  ist  Der  Ver- 
sicherer des  Easkos  braucht  daher  nicht  für  den  Schaden  auf- 
zukommen ^  den  der  Rheder  dadurch  erleidet^  dass  er  selbst  mit 
dem  Schiff  (und  der  Fracht)  für  das  Verschulden  des  Schiffers  und 
der  Schiffsmannschaft  haftet  und  wegen  desselben  von  benach- 
theiligien  Dritten  in  Anspruch  genommen  werden  darf,  auch  das 
Schiff  erforderlichen  Falls  als  Lxekutionsobjekt  dafür  angegriffen 
werden  kann.  So  ist  der  Versicherer  z.  B.  zur  Schadloshaltung 
des  Rheders  nicht  verpflichtet,    „wenn   der   Schiffer   sich    bei  Ein- 

fehung  des  Bodmereivertrags  eine  Betrügerei  hat  zu  Schulden 
ommen  lassen  und  der  Rheder  den  Bodmereibrief  hat  einlösen 
müssen,  ohne  dass  ihm  die  Bodmereigelder  zu  Gute  gekommen;^ 
oder  wenn  „der  Schiffer  die  ihm  anvertraute  Ladung  veruntreut/ 
und  der  Rheder  den  Ladungsinteressenten  Ersatz  geleistet  hat. 
(Prot  Vn  S.  3221-3224.  VIU  S.  4331  f.;  s.  Art.  825  Ziff  1.) 

Um  so  weniger  kann ,  wenn  der  Schiffer  ein  Verfahren  bei 
einem  schadenbringenden  Ereigniss  beobachtet  hat,  welches  an  sich 
als  korrekt  bezeichnet  werden  muss,  aber  dem  Versicherten  die 
Möglichkeit  nahm,  seinen  Versicherer  in  Anspruch  zu  nehmen, 
z.  B.  ein  reparaturfähiges  (aber  reparaturunwürdiges)  Schiff  zum 
Verkauf  gebracht  hat,  während  nach  dem  Assekuranzvertrage  zur 
Reparatur  hätte  geschritten  werden  müssen,  der  hieraus  dem  Ver- 


form der  Versicherer  für  harratry :  Arnould  II  p.  705  squ.  Dasselbe  ^It 
Ton  den  regelmässigen  französischen  Polizen  (Art  1 ),  doch  werden  bei  Kasko- 
yersidierangen  (Art.  3)  ausgenommen  lea  faüs  de  dol  et  de  fraude  du  capi- 
taine  —  ä  moins  que  le  capüaine  n^aü  et6  changi  sana  Vagriment  de  Var- 
mateur  ou  de  eon  reprisentant  et  remplacipar  un  autre  que  par  le  second. 
Nach  französischem  Recht  ist  der  Begriff  der  Baraterie  derselbe  wie  im 
deutschen.  Nach  demselben  gelten  als  Baraterie  touiet  les  espkces  de  dol^ 
ou  mime  de  simple  imprudence^  d^faut  de  eoina  et  impiritie  tant  du  capitaine 
que  ties  gen»  de  Viquipage:  Gaujet  et  Merger,  dictionnaire  de  droit  com- 
mercial  I  p.  538  n,  450,  Dagegen  fasst  das  englische  Becht  den  Begriff  der 
Baraterie  enger.  Baratry  in  English  law  may  he  itaid  to  comprehend 
not  only  every  epeciee  of  fraud  and  knacery  covenouely  commiUed  by  tke 
nuuter  toüh  the  intenOon  of  benefiüng  himeeif  at  the  expenee  of'  hie  aumere^ 
tut  every  wilfuL  act  an  hia  part  of  hwtcn  iuegality^  gross  malversationy  or 
criminal  negligence  by  tokatever  motive  induced,  whereby  the  oumers  or  the 
charter  er  s  of  the  ship  (in  cases  where  the  latter  are  eonsidered  moners  pro 
tempore)  are^  in  fact^  damnifled,  —  Loss  arising  from  the  ignorance  or 
incompetenee  of  the  oaptain^  from  a  mistake  as  ta  the  meaning  of  his  in- 
atructianSf  or  misapprehension  of  the  best  mode  of  carrying  them  into  effect^ 
can  never  amount  to  harratry,    Arnould  II  p,  706  sqv, 

*)  Das  H.G.B.  stimmt  in  dieser  Beziehung  mit  dem  älteren  Hecht 
überein:  Hamburger  Assekuranz-  und  Haverei-Ordnnng  von  173t  Tit.  7  Art  1 : 
Aüer  Sehade,  der  den  Schiffen  oder  Gütern  durch  des  Schiffers,  Steuerleute 
und  Schiffs'VoiUes  Schuld^  Versehen,  Versäumniss  und  Misshandlung,  es  sei 
auf  was  Weise  es  wolle,  widerfährt^  bleibt  zu  der  Assekurir enden  Lasten 
und  muss  von  denenselben  gut  gethan  werden.  Allgemeiner  Plan  Hamburger 
Seeversicherungen  von  1853  §  62  (gleichlautend  mit  Tit.  7  Art  1  der  Assek.-0.). 
Eine  Anzahl  von  Hambm'ger  Erkenntnissen  ist  citirt  in  Kierulff's  Sammlung 
I  S.  11S7. 
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sicherten  erwachsende  Schaden  dem  Versicherer  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte eines  Verschuldens  des  Schiffers  zur  Last  gebracht 
werden.  Hier  liegt  nämlich  überhaupt  kein  Verschulden  des 
Schiffers  vor^  da  der  lediglich  för  das  Verhältniss  von  Versicherer 
und  Versicherten  in  Betracht  kommende  Versicherungsvertrag 
keinen  Massstab  fiir  das  Verhalten  des  Schiffers  abgeben  kann. 
*'  (Entsch.    des    O.A.G.    zu    Lübeck    vom    30.    Dezember    1865   in 

Kierulff's   Sanmil.  I  S.   1186  f.  und  vom  30.  April  1867  ebendas. 
ni  S.  358.) 

7.  Auch  in  Ziff.  6  ist  dem  unmittelbar  durch  das  Verschul- 
den einer  Person  der  Besatzung  der  versicherten  Sache  zugefuffte 
Schaden  der  mittelbar  (d.  h.  durch  andere  im  Schiff  befindlicne 
Sachen)  verursachte  Schaden  gleichzustellen  (Prot.  VII  S. 
3228—3230;. 

Art.  825. 

Dem  Versicherer  fallen  die  nachstehend  bezeichneten  Schäden 
nicht  0wr  Last: 

1,  hei  der  Versicherung  von  Schiff  oder  Fracht: 

der  Schaden ,  welcher  daraus  entsteht ,  dass  das  Schiff  in 
einem  nicht  seetüchtigen  Zustande  oder  nicht  gehörig  aus- 
gerüstet oder  bemannt  oder  ohne  die  erforderlichen  Papiere 
(Art.  480)  in  See  gesandt  ist; 

der  Schaden^  welcher  ausser  dem  FaUe  des  Zusammen- 
stosses  von  Schiffen  daraus  entsteht,  dass  der  Bheder  für 
den  durch  eine  Person  der  Schiffsbesatzung  Einern  Dritten 
zugefügten  Schaden  haften  muss  (Art,  451  und  452); 

2,  bei  einer  auf  das  Schiff-  sich  beziehenden  Versicherung : 

der  Schaden  an  Schiff  und  Zubehör^  welcher  nur  eine  Folge 
der  Abnutzung  des  Schiffs  im  gewöhnlichen  Gebrauch  ist; 

der  Schaden  an  Schiff  und  Zubehör,  welcher  nur  durch 
Alter f  Fäulniss  oder  Wurmfrass  verursacht  wird; 

3,  bei  einer  auf  Güter  oder  Fracht  sich  beziehenden  Versiche- 
rung der  Schaden,  welcher  durch  die  natürliche  Beschaffenheit 
der  Güter,  namentlich  durch  inneren  Verderb^  Schwinden, 
gewöhnliche  Leckage  u.  dgl.,  oder  durch  mangelhafte  Ver- 
packung der  Güter  entsteht  oder  an  diesen  durch  Batten  oder 
Mäuse  verursacht  wird;  wenn  jedoch  die  Beise  durch  einen 
Unfall,  für  welchen  der  Versicherer  haftet,  ungewöhnlich  ver- 
zögert wird,  so  hat  der  Versicherer  den  unter  dieser  Ziffer 
bezeichneten  Schaden  in  dem  Masse  zu  ersetzen,  in  welchem 
die  Verzögerung  dessen  Ursache  ist; 

4,  der  Schaden,  welcher  in  einem  Verschulden  des  Versicherten 
sich  gründet,  und  bei  der  Versicherung  von  Gütern  oder  inuh 
ginärem  Gewinn  auch   der  Schaden^  welcher  durch  ein  dem 

,       Ablader  y  Empfänger  oder  Kargadeur  in  dieser  ihrer  Eigen- 
schaft zur,  Last  fallendes  Verschulden  entsteht. 
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1.  Durch  die  Passung  der  Ziff.  1  ist  bei  der  Versicherung 
von  Schiff  oder  Fracht  dem  Versicherten  unbedingt  dieOarantie 
der  Seetüchtigkeit  des  Schiffs  auferlegt.*)  Die  an  die  See- 
untüchtigkeit geknüpfte  Folge  wird  nicht  als  Folge  einer  culpa 
des  Versicherten  aufge£asst,  und  es  ist  demselben  nicht  etwa  in 
analoger  Anwendung  des  Art.  560  der  Beweis  nachzulassen  ^  dass 
die  Mängel  des  Schiffs  selbst  bei  gehöriger  Sorgfalt  nicht  hätten 
vor  Antritt  der  Reise  entdeckt  und  beseitigt  werden  können  (Erk. 
des  Hamb.  Obergerichts  vom  24.  März  1871  in  Goldschmidt's 
Zeitschr.  XIX  S.  246).  Ja  es  ist  sogar  irrelevant,  ob  der  Ver- 
sicherte selbst  das  Schiff  in  See  gesandt  hat;  so  dass  der  After- 
verfrachter, welcher  die  Fracht  versichert  hat,  wegen  Seeuntüchtig- 
keit des  Schiffs  seines  Entschädigungsanspruchs  verlustig  geht. 
(Prot.  VIII  S.  4336  f.)**)  In  dieser  Ausdehnung  möchte  ich  den 
Grundsatz  dem  anomalen  Rechte  zuweisen  und  in  diesem  Sinne 
wurde  derselbe  auch  auf  der ,  Hamburger  Konferenz  au%efasst 
Man  motivirte  hier  nämlich  dessen  Aufnahme  lediglich  mit  „dem 
Vortheil  einer  Erleichterung  des  Geschäfts",  indem  alsdann  die 
Versicherer  stets  wüssten,  dass  sie  bei  Easko-  und  Frachtversiche- 
rungen eine  Garantie  der  Seetüchtigkeit  des  Schiffs  ftir  sich  hätten, 
nicht  aber  bei  Güterversicherungen.  (Prot.  VIII  S.  4337.)  Das 
Beichs-Ober-Handels-Gericht  sieht  zwar  in  dem  Grundsatz  lediglich 
die  „selbstverständliche  Folge  des  allgemeinen  assekuranzrechtlichen 
Prinzips,  dass  kein  Veraicherter  Vergütung  für  solche  Schäden 
beanspruchen"  könne,  die  durch  Fehler  der  assekurirten  Sache 
selbst  oder  der  iur  den  Gegenstand  der  Assekuranz  von  dem  Ver- 
sicherten anzuwenden  gewesenen  oder  angewcBdeten  Mittel  ver- 
anlasst sind."  Das  Gericht  fasst  hierbei  die  Seeuntüchtigkeit  des 
Schifis,  welches  selbst  oder  dessen  Nutzungsergebnisse  (Fracht  oder 
Passagegelder)  versichert  werden,  als  inneren  Fehler  der  versicherten 
Sache  auf.  (Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  VII S.  399.)  Allein  dadurch  würde 
nicht  erklärt  werden,  weshalb  dem  Unterverfrachter  die  Seeunfahi^- 
keit  des  Schiffs  schadet,  dem  Ladungsinteressenten  nicht,  obwohl 
jener  eben  so  wenig  für  die  Seetüchtigkeit  des  Sc|;iiffs  zu  sorgen 
im  Stande  ist,  wie  der  letztere,  dem  doch  gerade  deshalb  das  Ober- 
Handels-Gericht  die  Seeuntüchtigkeit  des  bchiffs,  dessen  er  sich 
beim  Tranq)ort  bedient,  nicht  präjudiziren  lässt,  weil  er  dasselbe 
nicht  zu  stellen  hat. 


*)  Das  engÜBche  Recht  ist  noch  strenger  als  das  deutsche,  indem  nach 
demselben  die  Seetächtigkeit  des  Schiffs  U  a  condition  of  the  contract  und 
zwar  bei  jeder  Art  der  Versicherung:  Amoidd  II p.  389  aqu.  he^.691  p,658 squ. 

Der  Code  de  commerce  bestimmt  {art,  352) :  Les  dicketSj  diminution«  et 
peries  qui  arrivent  par  le  vice  propre  de  la  ehoee^  et  les  dommages  caueSs 
par  le  faü  et  faute  des  proprUtaires^  affriieure  ou  ckargeursj  ne  sont  point 
ä  la  Charge  det  aanireure, 

**)  Die  Allg.  See-Versich.-Beding  §  70  Ziff.  1  sasen  aasdrücklich :  Dar- 
auf  ^  ob  das  eine  oder  andere  (seil.  Aussenden  des  Schiffs  in  nicht  seetüch- 
tigem oder  überladenem  Zustand  u.  s.  w.)  mit  Wiegen  oder  Willen  de»  Ver- 
8ickerten  oder  ohne  dieselben  geschehen  ist,  kommt  es  nicht  an. 
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2.  Die  Seeuntüclitigkeit  muBs,  wenn  sieden  Versicherer 
von  der  Entschädig^ongspflicht  befreien  soll;  bei  Beginn  der 
Reise  vorhanden  gewesen,  und  darf  nicht  erst  im  Laufe  derselben 
durch  Seeun&ile  oder  ein  sonstiges  unvorhergesehenes  Ereigniss 
entstanden  sein.  Dagegen  ist  eine  von  vom  herein  vorhandene 
Seeuntüchtigkeit  anzunehmen^  wenn  das  Schiff  mit  einem  Kon- 
struktionsfehler behaftet  war,  der  zwar  an  sich  keinen  Einfluss  auf 
die  Seetüchtigkeit  des  Schiffs  hatte,  diese  aber  in  Folge  vorher- 
zusehender Ereignisse  dem  Schiffe  nehmen  musste,  indem  er  z.  B. 
eine  nicht  aussergewöhnliche  und  an  sich  unbedeutende  Reparatur 
unter  ^gebenen  Umständen  nicht,  resp.  nicht  ohne  irrenarable 
Beschädigung  des  Schiffskörpers  gestattet  (Erk.  des  Hamb.  Efandels- 
gerichts  vom  5.  Dezember  1870  und  Oberger.  vom  24.  März  1871 
in  Goldschmidt's  Zeitschr.  XIX  S.  244  f.).*) 

3.  Der  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffskörpers  wird  durch  das 
Gesetz  mangelhafte  Ausrüstung,  mangelhafte  Bemannung, 
Fehlen  der  erforderlichen  Papiere,  durch  die  AUg.  Versich.  Beding. 
§  70  Ziff.  1  ausserdem  auch  noch  der  überladene  Zustand  des 
Schiffs  gleichgestellt  Als  mangelhafte  Ausrüstung  ist  das  Nicht- 
vorhandensein tauglicher  Segel  in  ausreichender  Fülle,  von  Anker- 
ketten, Ankern  und  Aehnlichem,  von  hinreichendem  Proviant  und 
Wasser,  das  Nichtvorhandensein  eines  genügenden  Kohlenvorraths 
bei  Dan^fschiffen  anzusehen.  Die  Frage,  ob  die  Ausrüstung  eine 
für  die  Reise  genügende  gewesen,  ist  natürlich  durch  sachverstän- 
diges Ermessen  zu  entscheiden.    (Vgl.  auch  Bd.  I  S.  88.) 

4.  Die  See^tüchtigkeit  des  Schiffs  ist  die  Voraus- 
setzung für  die  Zahlungspflicht  des  Assekuradeurs  nur  bei  der 
Versicherung  von  Schiff  und  Fracht,  nicht  bei  anderen 
Arten  der  Versicherung,  und  zwar  bei  letzteren  nicht  einmal,  wenn 
der  Versicherte  selbst  das  Schiff  in  See  gesendet  hat  Hat  abo 
z.  B.  der  Rheder  seine  eigenen  Güter  vemden  und  Versicherung 
sowohl  auf  das  Rasko  wie  auf  die  Ladung  genommen,  so  wird  ihm 
bei  unverschuldeter  Seeuntüchti^keit  in  Bezug  auf  die  Kaskover- 
sicherung eine  Entschädigung  nicht  zu  Theil,  wohl  aber  in  Bezug 
auf  die  Versicherung  der  Ladung  (Prot.  VIII  S.  4336  f.).  War 
indess  dem  Versicherten  bei  einer  anderen  Versicherung  als  der 
Easko-  und  Frachtversicherung  die  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffs 
bekannt,  so  steht  der  Geltendmachung  seines  Entschädigungs- 
anspruchs zwar  nicht  die  Bestimmung  des  Art.  825,  wohl  aber 
die  des  Art.  810  entgegen. 


*)  In  dem  diesen  Entscheidungen  zu  Grande  liegenden  Falle  war  in  das 
untere  Ende  der  Pampe  nngehöriffer  Weise  ein  zor  Befestigung  des  Scbifi«- 
bodens  dienender  Nagel  eingeschlagen,  so  dass  als  die  imklar  ffewordene 
Pumpe  behufs  ihrer  Ausbesseran^  herausgenommen  wurde,  der  SomfiPsboden 
ein  Loch  erhielt,  welches,  da  sich  das  Schiff  an  einer  öden  Küste  des  Eis- 
meeres befand,  nicht  ausgebeBsert  werden  konnte. 
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5.  Zur  Fracht  sind  natürlich  auch  dieUeberfahrtsgelder 
zu  rechnen;  denn  Art.  GTS'snbflnmirt  diese  unter  die  Fracht,  soweit 
nicht  hinsichtlich  derselben  durch  das  Gesetzbuch  selbst  eine  Aus- 
nahme gemacht  ist,  und  eine  solche  findet  sich  in  Betreff  der  in 
Rede  stehenden  Bestimmung  nicht.  Anders  liegt  aber  die  Sache 
bei  der  Versicherung,  welche  Auswanderer -Expedienten  auf  die 
Passagegelder  und  \^rwendungsgelder  gesetzlich  zu  nehmen  ver- 
pflichtet  sind.  Hierbei  erscheinen  nämlich  (wie  bereits  oben  S.  182  f. 
ausgeflihrt);  nicht  die  Rheder  oder  Unterverfrachter  (die  Expedien- 
ten) als  die  Versicherten.  Die  Versicherung  ist  vielmehr  im  Interesse 
der  Auswanderer  genommen.  Auch  sind  in  Wahrheit  nicht  die 
Passag^elder,  d.  h.  die  merces,  das  Aequivalent  Air  die  Beförderung 
der  Passagiere  das  versicherte  Objekt,  sondern  die  Mittel,  welche 
den  Auswanderern  die  Fortsetzung  und  Vollendung  der  Reise 
ermöglichen  sollen  ^  wenn  sie  dieselbe  mit  dem  ihnen  vom  Expe- 
dienten gestellten  Transportmittel  nicht  ausfuhren  können.*)  £s 
fiüh  demgemäss  diese  Versicherung  von  Passage-  und  Verwendungs- 
geldem  gar  nicht  unter  die  Ziff.  1  des  Art.  825.  (Entsch.  des 
K.O.H.G.  Vn  S.  401  £  XVII  S.  348  f.)  Die  Versicherer  sind 
daher  zur  Zahlung  der  Versicherungssumme  trotz  des  durch  die 
Seeuntüchtigkeit  des  Schiffs  verursachten  Unfalls  verpflichtet;  ohne 
Rücksicht  darauf;  ob  die  Versicherung  „direkt  fiir  den  Zweck  der 
Unterhaltung  und  Weiterschaffung  der  Auswanderer**;  oder  von 
einer  hierzu  iegitimirten  Behörde  (z.  B.  einem  Konsulat)  zur  Deckung 
von  Auslagen,  welche  für  dieselben  gemacht  wurden;*',  oder  von 
dem  (im  Besitz  der  Polize  befindlichen)  Expedienten  selbst  Behufs 
Wiedererstattung  der  von  ihm  für  die  ;;Behausung;  Beköstigung 
und  Weiterbeförderung  der  Auswanderer^'  gemachten  Aufwendungen 
eeltend  gemacht  wird.  Nur  in  dem  Falle  würde  der  Expedient  mit 
diesem  Anspruch  nicht  durchdringen;  wenn  die  Seeuntüchtigkeit 
ihm  selbst  zur  Last  fiele.  Könnte  nämlich  demselben  auch  nicht 
direkt  eine  Einrede  aus  Ziff.  4  des  Art.  825  entgegengesetzt  werden; 
da  er  nicht  der  Versicherte  ist,  so  würde  ihm  doch  auf  Grund  des 
Art.  808  ein  Einwand  aus  der  Person  der  Auswanderer  entgegen- 
stehen; welche  von  dem  Expedienten  Schadloshaltung  wegen  der 
durch  sein  Verschulden  verursachten  Unterbrechung  der  Keise  zu 
verlangen  befugt  wären.    (Entsch.  des  R.O.H  G.  XVlI  S.  345.) 

6.  Durch  die  Seeuntüchtigkeit  wird  nur  insofern  der  Anspruch 
ffegen  den  Assekuradeur  ausgeschlossen,  als  der  Schaden,  wegen 
dessen  Ersatz  verlangt  wird,  durch  jene  hervorgerufen  ist**)    Es 


*)  Daneben  soll  dadurcli,  wenn  gewisse  Behörden  die  zum  Zweck  des 
Unterhalts  nnd  der  Beförderung  der  Auswanderer  erforderlichen  Zahlungen 
Beleistet  haben^  die  Wiedervergütnng  dieser  Gelder  gesichert  werden :  Entsch. 
de«R.O.H.G.  XVll  S.  344. 

**)  In  dieser  Beziehung  besteht  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
dem  deutschen  und  dem  englischen  Becht,  s.  o.  S.  281  Note  *).  Daher  hat 
nach  enj^lischem  Recht  der  Versicherte  auch  den  Beweis  der  Seetüchtigkeit 
des  Schiffs  zu  führen.    Doch  wird  nur  der  Beweis  gefordert,  dass  das  Schiff 
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muss  also  ein  Kausalnexus  zwischen  der  Seeuntiichtig- 
keit  des  Schiffs  und  dem  erlittenen  Unfall  bestehen  (£ntsch 
des  0.  A.  G.  zu  Lübeck  vom  18.  Dezember  1865  in  KieruUf's 
Sammlung  I  S.  114:8  und  in  der  Sammlung  von  Hermann  und 
Hirsch  S.  415).  Daher  liegt  auch  stets  dem  Versicherer  der  Beweis 
der  Seeuntüchtigkeit  und  des  Kausalnexus  zwischen  ihr  und  dem 
verursachten  Schaden  ob.  (So  auch  Entsch.  des  A.  G.  zu  Gelle 
vom  2.  Oktober  1873  in  Seuffert^s  Archiv  XXIX  Nr.  67.)  Nach 
dem  Wortlaut  der  Ziff.  1  (,,in  See  gesandt  ist'O  sollte  vom  Versicherer 
der  Nachweis  verlangt  nverden,  dass  das  Schiff  bei  Beginn  der 
Reise  seeuntüchtig  war.  Trotzdem  aber  wird  der  Versicherer 
seiner  Beweispflicht  Genüge  geleistet  haben^  wenn  er  darthut,  dass 
das   Schiff  zur   Zeit,   als  sich  der  Unfall  ereimete,   seeuntüchtig 

fewesen,  indem  es  alsdann  Sache  des  Versicnerten  ist,  äussere 
iufälle  nachzuweisen,  „welche  die  Untüchtigkeit  möglicher  Weise 
herbeigeführt'^  haben.  (Entsch.  des  O.  A.  G.  zu  Lübeck  vom 
30.  Juni  1854  in  Seuffert's  Archiv  XIX  Nr.  266;  vgl.  die  Entsch. 
vom  18.  Dezember  1865  in  Eierulff's  Sammlung  I  S.  1152  und  in 
der  Sammlung  von  Hermann  und  ^Hicsch  S.  416.)  In  Betreff  des 
Kausalnexus  kann  nicht  vom  Versicherer  gefordert  werden ,  dass 
er  den  unmittelbaren  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  der 
Seeuntüchtigkeit  und  dem  Unfall  in  seinen  Einzelnheiten  darthut, 
vielmehr  genügt  schon  eine  „als  möglich  anzuerkennende  mittelbare 
Verbindung"  zwischen  beiden.  Ist  z  B.  ein  Schiff  in  der  Weise 
unzureichend  mit  Proviant  versehen^  dass  die  Mannschaft  ^luge 
Zeit  hindurch  nicht  ihre  vollen  Rationen  erhalten  konnte  und  trmt 
alsdann  das  Schiff  ein  Unfall^  welcher  durch  energische  Anstren- 

fungen  einer  tüchtigen  Schiffsmannschaft  hätte  abgewendet  werden 
önnen,  so  wird  man  unbedenklich  den  Unfall  auf  die  mangelhafte 
Verproviantirung  des  Schiffs  zurückführen  können,  indem  eine 
raangelhiaft  genährte  und  daher  erschöpfte  Mannschaft  einem  zu 
geringen  Bestände  derselben  in   der    Wirksamkeit  gleichzuachten 


bei  Beffinn  der  Reise  in  seetüclitigem  Zustande  sich  befunden.  Ja  nach 
engüscnem  Recht  hat  der  Versicherte  seiner  Garantiepflicht  in  Betreff  der 
Seetüchtigkeit  des  Schiffs  Genüge  geleistet,  wenn  das  Schiff  bei  Antritt  der 
Reise  sicn  in  diesem  Zustande  befand,  so  dass  der  Versicherer  durch  eine 
später  eintretende  Seeuntüchtigkeit  nicht  von  seiner  Ersatzverbindlichkeit  be> 
freit  wird:  Amoidd  II  p,  602  equ,  Dageeen  besteht  nach  dem  Recht  der 
Vereini^n  Staaten  für  den  Versicherten  die  Verbindlichkeit,  das  Schiff  in 
seetüchtigem  Zustand  zu  halten  nicht  nur  bei  Beginn  der  Reise,  sondern,  so 
weit  dies  Ton  ihm  abhängt,  während  der  Dauer  der  Reise.  Die  Versicherer 
werden  daher  von  ihrer  Verbindlichkeit  durch  den  Beweis  frei,  dass  die  spä- 
tere Seeuntüchtigkeit  durch  die  Schuld  des  Versicherten  entstanden.  Doch 
hört  in  Folge  eines  solchen  Beweises  ihre  Ersatzrerbindlichkeit  nicht  auf  hin- 
sichtlich der  Schäden,  welche  vor  dieser  Seeuntüchtigkeit  eingetreten  sind; 
auch  werden  sie  nach  der  herrschenden  Meinung  nur  befreit  von  dem  Ein- 
stehen  für  solche  Verluste,  welche  nachweislich  durch  diese  spätere  See« 
untüchtigkeit  verursacht  sind:  Phillips^  on  Insurance  —  5.  ed,  Boston  1S67)— 
I  ik  728—736  Kent,  Commentaries  III  p,  288  squ.  Paraons,  on  Insurance  — 
Boston  1868  —  I  p.  360. 


Umfang  der  vom  Versicherer  zu  tragenden  Gefahr.'  285 

ist  (Entsdb.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  18.  Dezember  1865  —  in 
Kierulff's  Sammlang  I  S.  1148 — 1150  und  in  der  Sammlung  von 
Hermann  und  Hirsch  S.  412—415  —  und  vom  27.  Mai  1868  —  in 
Kierulffs  San^mlung  IV  S.  415—417  — ).  Die  AUg.  See-Versiche- 
rungs-Bedingungen  (§  70  Ziff.  1)  bestimmen: 

Wird  das  Schiff  ohne  ein  seitens  des  Versicherten  erweisUehes 
ausserordentliches  Elementarereigniss  oder  einen  besonderen  sonstigen 
SeeunfäU  leck  oder  schadhaft,  so  dass  es  einer  Ausbesserung  bedarf 
oder  gänelich  verloren  geht,  so  gilt  der  Schaden  als  durch  den  nicht 
seetüdiUgen  Zustand  des  Schiffs  veranlasst'^ 

stellen  also  geradezu  die  Fiktion  auf,  dass  eine  Beschädigung, 
welche  das  Schiff  erlitten  hat,  ohne  durch  einen  wirklichen  See- 
imfall  betroffen  zu  sein,  die  Folge  der  Seeuntüchtigkeit  desselben  ist. 

Dieser  Satz  kommt  natürlich  bei  allen  Versicherungen  zur 
Anwendung,  die  lediglich  auf  Grund  der  Allgemeinen  Bedingungen 
geschlossen  sind,  da  sich  die  Versicherten  demselben  vertragsmässig 
unterwerfen.  Doch  haben  die  Hamburger  Assekuradeure  diese 
Bestimmung  abgeändert  und  die  f^ktion  in  eine  praesumptio  iuris 
verwandelt,  indem  sie  den  Worten ;  „so  gilt  —  veranlasst'*  den  Satz 
substituiren : 

so  berechtigt  dieser  Umstand  zu,  der  Vermuthung ,  dass  der 
Schaden  durch  den  nicht  seetüchtigen  Zustand  des  Schiffs  veranlasst 
sei;  dem  Versicherten  steht  indess  der  Beweis  der  Seetüchtigkeit  offen. 

7.     Irrelevant  ist  es,  ob  die  Seeuntüchtigkeit  oder  mangelhafte 
Ausrüstung  ihren  Grund  in  einem  Verschulden  des  Rheders 
oder  des  Schiffers   hat,    oder   auch   in    einem  reinen  casus, 
weil  etwa  gewisse  zur  Ausrüstung  des  Schiffs  gehörige  Gegenstände 
in  dem  Hafen,   von  wo  aus  das  Schiff  in  See   ging,    nicnt   zu  be- 
schaffen waren.    Nur  würde  bei   einem  Verschulden  des  Rheders 
der  Fall   unter    die  Ziff.  1    und   4  des  Artikels  gehören.     Ist  die. 
mangelhafte  Ausrüstung    des   Schiffs  auf  die   Schuld   des  Schiffers 
zurückzufahren,    so  kann  der  Rheder  seinen  Ersatzanspruch  gegen 
den  Versicherer  nicht  etwa  auf  Art.  824  Ziff.  6  stützen.    Da  näm- 
lich Art.  825  Ziff.  1  dem  Versicherten  unbedingt  die  Garantie  für 
die  Seetüchtigkeit  des  Schiffs  auferlegt,    so   benimmt   er  ihm   die 
Mödichkeit,  sich  auf  die  Versehen  anderer  zu  berufen.    Ferner  ist 
zu  beachten,  dass.  wenn  es  auch  häutig  vorkommt,   dass  die  Aus- 
rüstung   des   Schiffs    zu    einer  Reise   Seitens    des    Rheders    dem 
Schiffer  überlassen  wird,  doch  eine  dabei  vorgekommene  Versäum- 
niss  des  letzteren  nicht  als  ein  unter  die   gedachte  Ziffer  fallendes 
Verschulden  einer  Person  der  Schiffsbesatzung  aufzufassen  ist,    da 
der  Kapitän   hierbei   gar   nicht   als   nautischer  Dirigent  erscheint, 
sondern  als  administrativer   Vertreter  des  Rheders.    (Entsch.    des 
O.A.G.  zu  Lübeck  vom  15.  Dezember  1865  in  Kierulff's  Samm- 
lung I  S.  1147  £  und  in  der  Sammlung  von  Hermann  und  Hirsch 
S.  411   f.   Erk.  des   Hamb.  Oberger.   vom   15.  Juli  1864  in  der- 
selben Sache  bei  Hermann  und  Hirsch  S.  409.  Entsch.  des  R.O.H.  G. 
XVII  S.  348.  XVUI  S.  285.) 

8.    Die   Bestimmung    des   Abs.   2   der   Ziff.   1  ergiebt  sich 
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schon  von  selbst,  wie  oben  (S.  278  f.)  ausgefiihrt;  aus  der'Fassung 
der  Ziff.  6  des  Art.  824. 

9.  Die  Ziff.  2  und  die  Regel  der  Ziff.  8  sind  lediglich  die 
Folge  der  Natur  des  Versicherungsvertrags  überhaupt  und  des 
allgemeinen  Prinzips  des  Art.  824,  wie  sich  denn  die  gleichen 
Bestimmungen  auch  in  den  auswärtigen  Rechten  finden.  *)  Danach 
wird  ein'Anspruch  auf  Ersatz  nicht  bei  dem  Schaden 
anerkannt;  welcher  eine  Folge  der  Beschaffenheit  der 
versicherten  Gegenstände  oder  ihres  naturgemässen 
Gebrauchs**)  ist.  Die  Allgemeinen  Seeversich.-Bedingun^n  (§  70) 
Ziff.  3)  lassen  den  Versicherer  auch  für  den  Schaden  mcht  ein- 
stehen, welcher  an  Gutem  durch  den  Schiffsdunst  verursacht  wird. 
Genauer  präzisirt  ist  hier  die  von  der  Regel  der  Ziff.  3  zugelassene 
Ausnahme.  Es  heisst  nämlich:  Wenm  —  der  unter  dieser  Ziffer  he- 
eeichnete  Schadenda/von  herrührt^  dass  die  Reise  des  Schiffs  durch  Ver- 
fugung  von  hoher  Sand  oder  durch  einen  auf  Antrag  eines  Dritten 
verhängten  Arrest^  ohne  dass  die  eine  oder  andere  dieser  Massregeln 
von  dem  Versicherten  verschuldet  worden  y  länger  als  drei  Monate 
verzögert  wurde,  so  hat  der  Versicherer  den  Schaden  in  dem  Masse 
zu  ersetzen^  in  welchem  die  Verzögerung  dessen  Ursache  ist. 

Ueber  die  Leckage  speziell  enthalten  die  Allgemeinen  und  die 
revidirten  Bremer  Bedingungen  noch  besondere  Vorschriften. 

Allg.  Bedingungen  §  106: 

Bei  flüssigen  Waaren  —  zu  welchen  auch  Honig  y  Melasse, 
Syrup^  Palmöl  und  Theer  gerechnet  werden  —  ersetzt  der  Versicherer 
die  gewöhnliche  Leckage,  abgesehen  von  etwanigen  FäUen  des  Ver- 
kaufs im  Nothhafen  (s.  unten  Abs,  3),  niemalSy  die  aussergewöhtüiche 
nur  in  dem  Fall,  wenn  das  Schiff  durch  Stossen  oder  durch  staä- 
gefundene  An-  oder  Uebersegelung  eine  heftige  Erschütterung  erfahren 
hat,  oder  gekentert,  gesunken  oder  gescheitert,  oder  wenn  der  Bumpf 
zerbrochen  oder  das  Schiff  durch  die  Wirkung  eines  Seeunfalls  ab- 
solut reparaturunfähig  geworden  (§  131)^  oder  wenn  es  auf  eine  dei\ 
Versicherer  verpflichtende  Weise  arrestirt  oder  aufgebracht  und 
länger  als  drei  Monate  vom  Tage  der  Anhaltung  an  festgehalten 
worden  ist ,  oder  wenn  es  in  einem  Noihhckfen ,  den  dasselbe  wegen 
Kriegsgefahr  oder  blokirten  Bestimmungshafens  anging^  länger  ab 
drei  Monate  verbleiben  musste,  oder  wenn  die  Waare  in  Folge  irgend 
einer  dem  Versicherer  zur  Last  kommenden  Veranlassung  in  einem 
Nothhafen  gelöscht  worden  ist 

*)  So  im  ensliscliezi  Recht:  Amould  II  P.  659—561  und  im  Code  de 
camm,  ort,  S52,  In  den  französischen  Polizen-Formidaren  ist  noch  folgende 
beBondere  Bestimmung  enthalten  (Art.  3  der  Kaskoversich.-Polise):  If 
aesureurs  eont  ezempts  —  de  la  piqüre  des  vers  »ur  les  parties  du  navire 
non  protig^es  par  un  doublage  meUUliqtts,  Eine  besondere  Besfimmang  in 
Betreff  der  ihrer  Natur  nach  einer  Verschlechterung  oder  Verminderung 
unterworfenen  Waaren  trifft  Art.  855  des  Code  de  commerce;  s.  o  S.  256  Note  *). 
**)  Hierzu  wird  es  nach  den  Allg.  (§  1 29  Ziff.  2  d)  nnd  den  Brem.  Bed. 
§  37)  auch  gerechnet,  wenn  Anker^  Ketten  oder  Taue  brechen,  beigesetzte 
>egel  beschädigt,  vom  Winde  zerrissen  oder  fortgeführt  werden,  ohne  daw 
dies  durch  einen  äusseren  Unfall  verursacht  ist. 


§ 
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Als  gewöhnliche  Leckage  gelten  bei  Flüssigkeiten  in  MetaUflctöchen 
3  Prozent,  bei  Baumöl  in  Fässern  mit  eisernen  Reifen  5  Prozenty 
hei  Ba/umöl  in  Fässern  anderer  Art,  sonne  bei  aMen  Übrigen  Flüssig^ 
keiten,  gleichviel  in  welcher  Art  von  Gefässen,  10  Frocent. 

Beim  Verkauf  im  Noihhafen  wird  von  jedem  Abzüge  wegen 
ordentlicher  oder  ausserordentlicher  Leckage  abgesehen. 

Beschädigung  an  ftiissigen  Waaren  wird  mur  ersetzt,  wenn  eine 
derjenigen  im  ersten  Absatz  dieses  Paragraphen  aufgefllhrten  Oiat- 
sächlidhen  Voraussetzungen  vorliegt,  welche  den  Versicherer  zum  Er- 
satz für  aussergewöhmiche  Leckage  verpflichten.  —  Sind  flüssige 
Waaren  in  Flaschen,  Gläsern^  Krügen  oder  Gefässen  ähnlicher  Art 
verschifft,  so  gilt  die  vorstehende  Bestimmung  auch  von  jeglicher 
Verletzung^  welche  den  Etiquetten,  Kapsdn,  Körben  oder  dgl.  zu- 
gefugt  unrd. 

Flüssige  Waaren  in  zerbrechlichen  Gefässen  gelten  als  „frei 
vom  Bruch  ausser  im  Strandungsfall"  versichert. 

Bremer  Bedingungen  §  19: 

Flüssige  Waaren^  unter  einer  allgemeinen  oder  besonderen  Be- 
nennung, sind  nur  in  den  nachstellend  sub  A.  dieses  Pa/ragraphen 
benannten  Fällen  für  Leckage  oder  Bruch  versichert,  und  zwar  unier 
den  folgenden  suh  B.  bestimmten  Abz^en  für  gewöhnliche  Leckage, 
A.  FäUcy  die  Anspruch  auf  Vergüämg  für  Leckage  oder  Bruch 
begründen: 

1.  wenn  die  betreffenden  versicherten  Waaren  oder  ein  Theü 
derselben  in  einem  Nothhafen  entladen  wahren; 

2.  wenn  das  Schiff  aufgebracht  und  länger  als  2  Monate 
angehauen  gewesen,  es  sei  denn  der  Kriegsmolast  von 
der  Versicherung  ausgenommen  oder  dieselbe  nur  für 
Seegefahr  geschlossen; 

3.  im  Strandungsfailcy  mit  Beziehung  auf  §  16 ; 

4.  wenn  das  Schiff  gestosseny  d.  h.  mit  Heftigkeit  einen 
festen  oder  harten  Gegenstand  berührt  hat,  ohne  darauf 
sitzen  zu  bleiben;  oder  auch,  wenn  dassdbe  durch  An- 
segeln  eine  heftige  Erschütterung  erlitten  hat. 

Die  Abzüge  für  gewöhnliche  Leckage  sind  unter  B.  für  die 
verschiedenen  Waaren  und  fUr  die  verschiedenen  Hauptreisen  ver- 
schieden normirt  Zugleich  ist  bestimmt,  dass  überhaupt  eine  Ver- 
gütung für  Leckage  bei  Flüssigkeiten ,  die  sich  nicht  in  Flaschen 
oder  Krügen  befinden^  erst  dann  stattfindet,  wenn  die  Leckage  die 

fiwöhnliche  Leckage  um  8  Proz.  der  Taxe  übersteigt;  dass  bei 
lüssigkeiten  aller  Art  in  Flaschen  und  Krügen  die  Leckage  nur 
soweit  vergütet  wird,  als  sie  5  Proz.  der  Taxe  übersteigt;  dass 
endlich  bei  einem  dem  Versicherer  zur  Last  fallenden*)  Verkauf 
im  Nothhafen  der  Verlust  nur  dann  in  Gemässheit  des  §  15  ver- 
gütet wird,  wenn  er  mindestens  10  Proz.  von  der  auf  das  verkaufte 
Quantum  entfallenden  Versicherungssumme  beträgt 


•)  D.  h.   bei   einem   vom  Versicherer  ausdrücklich    genehmigten   oder 
ohne  Zuthun  des  Versicherten  stattgehabten  Verkauf. 
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10.  Die  Bestimmung  der  Ziff.  4  ergiebt  sich  gleichfialls  noth- 
wendiger  Weise  aus  der  J^atur  des  Versicherungsvertrags.  Wenn 
das  (besetz  den  Ersatzanspruch  des  Versicherten  wegen  eines 
Schadens  cessiren  lässt^  der  bei  einer  jeden  Versicherung  durch 
ein  Verschulden  des  Versicherten,  bei  einer  Versicherung 
von  Gütern  und  imaginärem  Gewinn  ausserdem  auch  noch  durch 
ein  Verschulden  des  Abladers,  Empfängers  oder  Earga- 
deurs  verursacht  ist,  so  hat  damit  nicht  der  Ereis  der  Personen 
erschöpft  sein  sollen,  durch  deren  Versehen  der  Versicherer  von 
seiner  Verbindlichkeit  befreit  wird,  vielmehr  sind  überhaupt  alle 
diejenigen  hierher  zu  zählen,  welche  unzweifelhaft  als  Vertreter  des 
Versicnerten  erscheinen  (Prot  VII  S.  8230).*)  Zu  diesen  gehört 
namentlich  der  Schiffer,  wenn  er  Administrationshandlungen  ,4n 
Beziehung  auf  die  Behandlung  der  Angelegenheiten  des  Schiffs  und 
der  Schiffsunternehmung^^  vorzunehmen  hat;  alsdann  erscheint  er 
als  Bevollmächtigter  des  Rheders  (Entsch.  des  R.  O.  H.  G.  XVIII 
S.  285).  Er  kann  aber  auch  Eargadeur,  also  Bevollmächtigter  des 
Befrachters  sein  (Prot.  VII  S.  3230  f.  Entsch.  des  RO.H.G.  XVII 
S.  348). 

11.  Dadurch,  dass  das  Gesetz  den  Versicherer  von  seiner 
Verbindlichkeit  durch  Versehen  des  Abladers,  Empfängers, 
Kargadeurs  befreien  lässt,  wenn  solche  denselben  in  dieser 
Eigenschaft  zur  Last  fallen,  hat  die  Ansicht  ausgeschlossen 
werden  sollen,  als  ob  dem  Versicherten  jedwedes  Versehen  schade, 
dessen  sich  die  genannten  Personen  mit  Rücksicht  auf  das  unter 
die  Versicherung  gehörige  Schiffsunternehmen  schuldig  machen, 
z.  B.  durch  Liefern  schlechten  Proviants,  wenn  die  Ablader  zu- 
gleich Lieferanten  dös  Proviants  sind  (Prot  VIII  S.  4335). 

12.  Das  Gesetz  spricht  von  dem  in  einem  Verschulden 
sich  gründenden  Schaden.  Ob  aber  eine  bestimmte  Handlung  oder 
Unterlassung  des  Versicherten  und  der  sonstigen  genannten  Per- 
sonen als  Verschulden  aufzufassen,  darüber  entscheidet  das  richter- 
liche arbitrium,  wo  es  nöthig  ist  auf  Grund  eines  sachverständigen 
Gutachtens.    Hierbei   muss  aber  auf  die  Stellung  der  in  Betracht 


*)  Der  Code  de  commerce  befreit  den  Versicherer  vod  der  Haftung  für 
die  pertes  et  dommages  provenant  du  faü  de  Vasswri  (ort,  361)  und  für  die 
domm^ges  causis  par  le  fait  et  faule  des  proprUtaires ,  affrHeur*  ou  chor- 
geurs  (art.  352),  Diesen  Bestimmungen  des  Code  ist  anzweifelhaft  dieselbe 
Bedeutung  beizulegen,  wie  den  Vorschriften  des  H.G.B.,  so  dass  z.  B.  die 
Versehen    des    Abladers  demjenigen  schaden,    in  dessen  Interesse  die  ab- 

feladenen  Waaren  versichert  sind,  nicht  aber  auch  den  übrigen  Pei*8onen, 
eren  Interesse  in  Schiff  und  Ladung  versichert  ist  (z.  B.  dem  versicherten 
Rheder),  obwohl  auch  dieses  Letztere  von  einigen  französischen  Juristen  be- 
hauptet wird.  Vgl.  Ooujeb  et  Merger ^  dietionnaire  L  p,  537  «ot*.  ».  447  9qu. 
Die  französische  Jurisprudenz  stellt  den  Versehen  des  Versicnerten  gleich 
die  fautes  commises  par  le  commiesionaire  ou  lee  propot^a  de  Vaseuri:  eod» 
p.  537  n.  446.  Eben  so  lässt  das  englische  Recht  den  Versicherer  nicht 
haften  für  die  losses  hy  the  jiegligence  of  tHh  aseured  or  hü  agenU^  so  weit 
die  Versehen  der  letzteren  nicht  als  Baraterie  erscheinen :  ArnouldIIp.667sqH. 
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kommenden  Personen  und  die  ihnen  in  dieser  Stellung  obliegenden 
Verbindlichkeiten  Rücksicht  genommen  werden,  indem  eine  und 
dieselbe  Handlung  bei  einer  Person  als  ein  Verschulden ,  bei  einer 
anderen  nicht  als  solches  aufzufassen  ist. 

Art.  826. 

Die  Verpflichtung  des  Versicherers  zum  Ersätze  eines  Schadens 
tritt  auch  dann  ein,  wenn  dem  Versicherten  ein  Anspruch  auf  dessen 
Vergütung  gegen  den  Schiffer  oder  eine  andere  Person  zusteht.  Der 
Versicherte  kann  sich  wegen  Ersatzes  des  Schadens  zunächst  an  den 
Versicherer  halten.  Er  hat  jedoch  dem  Versicherer  die  zur  wirk- 
samen Verfolgung  eines  solchen  Anspruchs  etwa  erforderliche  Hülfe 
zu  gewähren^  auch  für  die  Sicherstellung  des  Anspruchs  durch  Ein- 
behaltung der  Fracht,  Auswirkung  der  Beschlagnahme  des  Schiffs 
oder  in  sonst  geeigneter  Weise  auf  Kosten  des  Versicherers  die  nach 
den  Umständen  angemessene  Sorge  zu  tragen  (Art,  823), 

Nach  Art  808  gehen  die  Ansprüche^  welche  dem  Versicherten 
wegen-  eines  ihm  zugefügten  Schadens  gegen  einen  Dritten  zustehen^ 
auf  den  Versicherer,  wenn  dieser  den  Scnaden  vergütet  hat,  über. 
Art.  826  verpflichtet  nun  den  Versicherten  zwar  nicht  diesen  An- 
spruch selbst  klagweise  für  den  Versicherer  gegen  den  Dritten 
geltend  zu  machen,  wohl  aber  die  zur  Verfolgung  dieses  Anspruchs 
erforderliche  Hülfe  durch  Informationsertheilung  und  Aehnliches 
zu  leisten,  auch  Art.  823  gemäss,  nach  welchem  der  Versicherte 
den  den  Versicherer  treffenden  Nachtheil  nach  Kräften  zu  verrin- 
gern hat,  die  zur  Sicherstellung  des  Anspruchs  erforderlichen  Mass- 
regeln zu  treffen  (Prot.  VH  S.  3674—3676  S.  4333  f.). 

Dagegen  haben  die  Allgemeinen  Yersicherungs-Bedingungen  in 
Abweichung  vom  H.  G.  B.  dem  Versicherten  die  Pflicht  auferlegt, 
die  gerichtliche  Vertretung  der  geltend  zu  machenden  Ansprüche 
zu  übernehmen.    Dieselben  verordnen  nämlich  (in  §  71): 

Der  Versicherte  ist  verpflichtet,  seine  und,  den  Umständen  nach^ 
seiner  Korrespondenten  Mitwirkung  zur  erfolgreichen  Geltendmachung 
des  Ansprtu:}^  zu  leisten.  Insbesondere  muss,  um  nicht  den  Ersatz- 
Anspruch  an  den  Versicherer  (den  Umständen  nach  ganz  oder  thetlr 
weise)  zu  verwirken,  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Aufschub  von 
Nachtheil  sein  würde,  die  Rechtsverfolgung  gegen  den  Dritten  sofort 
begonnen  und  sorgsam  durchgeführt  werden,  z.  B.  wenn  ein  Schiffer 
wegen  mangelhafter  Lieferung  von  Oütem,  wegen  Schadens  durch 
ungehörige  Stauung  oder  dergl.,  verantwortlich  zu  machen  wäre. 

Diese  Vorschri|l  ist  entschieden  durch  die  Billigkeit  im  Interesse 
der  Versicherer  geboten ,  indem  diese,  wie  Voigt  mit  Recht  darauf 
aufmerksam  macht  „unter  Umständen,  zumal  bei  Prozessfuhrungen 
im  Auslande  ein  erhebliches  Interesse^'  (z.  B.  mit  Rücksicht  auf 
nothwendige  Eidesleistungen,  auf  rathsame  Arrestlegungen)  haben 
können,  „die  Rechtsverfolgung  von  den  Interessirten  selbst  aus- 
gehen zu  lassen^^    (Erläut.  zu  dem  Entw.  S.  25.) 

Lewis,  Seex«Ght.    ü.  19 
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Art.  837. 

Bei  der  Versicherung  des  Schiffs  für  eine  Heise  hegimä  die 
Gefahr  für  den  Versicherer  mit  dem  Zeitpunkt,  m  welchem  mit  der 
Einnahme  der  Ladung  oder  des  Ballastes  angefangen  wird,  oder^ 
wenn  weder  Ladung  noch  Ballast  eineunehmen  ist,  mit  dem  Zeifpunli 
der  Abfahrt  des  Schiffs.  Sie  endet  mit  dem  Zeitpunkt ,  in  welchem 
die  Löschung  der  Lcldung  oder  des  Ballastes  im  Bestimmungshafen 
beendigt  ist. 

Wird  die  Löschung  von  dem  Versicherten  ungebührlieh  versögertj 
so  endet  die  Gefahr  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Löschung 
beendigt  sein  würde,  falls  ein  solcher  Verzug  nicht  stattgefunden 
hätte. 

Wird  vor  Beendigung  der  Löschung  für  eine  neue  Reise  Ladtmg 
oder  Ballast  eingenommen  j  so  endet  die  Gefahr  mit  dem  Zeitptmkty 
in  welchem  mit  der  Einnahme  der  Ladung  oder  des  Ballastes  be- 
gonnen wird. 

1.  Die  Bestimmung  des  Abs.  1  wird  durch  das  Bedüriniss 
des    Verkehrs    gefordert.*)    Die    Allgemeinen    See-VerBicherungs- 

*)  Nach  englischem  Recht  beginnt  die  Gefiihr  für  den  Versicherer, 
wenn  das  Schiff  seinen  Ankerplatz  verlässt  and  onter  Se^el  geht.  Doch 
ffilt  dies  nur  für  den  Fall,  dass  die  Versicherung  geschehen  ist  Jrtfn  a  pori ; 
Giutet  aber  dieselbe  at  and  from  „zu  und  von  einem  bestimmten  Hafen**,  so 
trfiet  der  Versicherer  schon  die  Gefahr  vor  Anfang  der  Reise  während  des 
Autenthalts  im  Hafen,  aber  mit  Rücksicht  auf  den  üteitpunkt  der  Beendignog 
der  Gefahr  erst,  nachdem  das  Schiff  bereits  24  Stunden  yor  Anker  gelegen 
hat.  Die  Gefahr  des  Versicheren  dauert  nach  der  gewöhnlichen  Folizen- 
form  untü  the  ship  hath  moored  at  anchor  twenty-four  haf*rs  in  qood  ta/etp. 
Was  man  aber  unter  mooring  in  good  safety  zu  verstehen.  Deantwortet 
Amould  dahin :  The  effect  of  the  caaes  oppear»  to  he  thai  a  ship  is  noi  eo*- 
Hdered  io  hare  been  moored  for  twenty-Jour  houre,in  good  Bafety^  ttnUu 
moored  for  ih<U  spaee  of  time  in  the  harbour  of  her  port  ofdiseharge:  L  m 
euch  a  State  of  phyeical  eafety  that  the  ean  keep  afioat  white  her  cargo  ii 
heing  unloaded;  2,  in  euch  a  State  of  politieal  safeiy  as  not  to  have  bee» 
subjected  during  that  time  to  any  embargo,  seisrure,  or  capture  on  the  pari 
of  the  govemment  of  the  port  or  of  strangers;  and  3,  under  euch  drcnm- 
staneee  as  to  have  had  an  opportunity  of  unloading  and  diseharging»  Vgl 
Amofdd  Ip.  318-^93, 

Der  Code  de  commerce  verordnet  (ort,  328):  Si  le  temps  des  risqusi 
iCest  point  dSiermini  par  le  eontrat^  il  court^  ä  l  igard  du  natfire^  des  agrltj 
apparaus^  armement  et  vietuaittes^  au  jowy  que  le  navire  a  fait  tfoHe  jnsqu*a» 
jour  oü  ü  eet  aneri  ou  ama/rri  au  port  ou  Heu  de  sa  destination,  (ort 
341:  Si  le  eontrat  d^assurance  ne  r^gle  point  le  temps  des  riegnes^  Ist 
risgues  commencent  et  ßnissent  dans  le  temps  rigli  par  Varttde  328 
pour  les  conjtrats  ä  la  grosse.)  Dagegen  bestimmt  das  ali^meine  franzö- 
sische Polizen-Formular  (Kasko -Versicherung  Art  6):  Les  rtsques  de  Faun- 
ranee  au  voyage  eourent  du  moment  ou  le  navire  a  eommenee  ä  emharguer 
des  marehandises  f  ou,  ä  difaui.  de  celtti  ou  il  a  dimmarri  ou  leoi  fttmeret 
et  cessent  guinze  jours  apris  quü  a  iti  aneri  ot«  amarri  au  lieu  de  sa  de- 
stination^  a  moins  qu^il  n^ait  regu  ä  bord  des  marchandises  pour  un  avtre 
^oyage  aoant  Vexpiratian  des  guinze  jours  auquel  cas  les  risques  eesseni 
aussitöt.  Aber  auch  diese  Regel  gilt  nicht  überall.  Wenigstens  bemerkt 
Rüben    de    Couder  (Qoujet  et  Merger)    dictionnaire  de  droit  conunereial  I 
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Bedingungen  (§  72  Abs.  1)  ergänzen  den  im  Uebrigen  au%enom- 
menen  Inhalt  des  Abs.  1  des  Artikels  dahin,  dass  sie  die  Gefahr, 
wenn  weder  Ladung  noch  BaUast  zu  löschen  ist,  mit  dem  Zeitpunkt 
enden  lassen,  an  welchem  das  Schiff  am  gebräuchlichen  oder  gehörigen 
Ort  den  Anker  hat  fallen  lassen  oder  befestigt  ist. 

2.  Die  Beschränkung,  welche  die  hier  aufgestellte  Regel  durch 
die  Vorschrift  des  Abs.  2  erleidet,  erklärt  sich  daraus,  dass  es 
anderenfalls  in  der  Willkür  des  Versicherten  stünde,  „die  Qefahr 
des  Versicherers  nach  Gefallen  auszudehnen^^  Doch  findet  der 
Abs.  2,  da  er  nur  von  der  vom  Versicherten  verzögerten  Löschung 
spricht,  keine  Anwendung  auf  den  Fall,  dass  die  Ver* 
zögerung  der  Löschung  durch  den  Schiffer  oder  einen 
Dritten  herbeigeführt  ist,  der  hinsichtlich  der  Entlöschung 
des  Schiffs  nicht  als  Vertreter  des  Versicherten  anzusehen  ist. 
Erleidet  nämlich  während  dieser  Zeit  das  Schiff  eine  Beschädigung, 
so  ist  diese  als  eine  durch  die  Schuld  der  genannten  Personen 
herbeigeführte  anzusehen.  Für  derartige  Beschädigungen  aber 
haftet  der  Versicherer.     (Prot.  VII  S.  3242  f.  VIII  S.  4338  f.) 

Die  Allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen  haben  den  Begriff 
der  ungebührlichen  Verzögerung  genau  bestimmt.  Es  heisst  näm- 
lich im  §  72  Abs.  2: 

Als  ungebührlich  verzögert  gilt  die  Löschung,  falls  diejenige  der 
Ladung  nicht  spätestens  am  28sten  Tage,  diejenige  des  BaUasts  nicht 
spätestens  am  8ten  Tage,  nachdem  das  Schiff  an  dem  Löschpiafee 
angekommen,  beendigt  ist y  es  wäre  denn,  dass  der  Versicherte  die 
Unmöglichkeit  früherer  Beendigung  beweisen  könnte. 

Auf  dasselbe  kommt  die  Verordnung  der  revidirten  Bremer 
Bedingungen  (§  4)  heraus: 

Die  Gefahr  —  endigt  mit  dem  eimmdzwanzigsten  Tage  nach 
demjenigen,  an  welchem  es  auf  seinem  Löschplätze  angekommen  war^ 
wenn  und  soweit  nicht  erhebliche  und  unvermeidliche,  van  dem  Ver^ 
sicherten  zu  erweisende  Umstände  eine  längere  Zeit  zum  Löschen 
erforderlich  machen.  Ist  aber  .die  Ausladung  der  Güter,  oder  bei  in 
BaMcisi  gegangenen  Schiffen,  des  Ballastes,  vor  Ablauf  der  einundr 
zwanzig  Tage  geschehen,  so  ist  damit  auch  zugleich  die  Gefahr  für 
den  Versicherer  beendigt 


p.  511  n.  292:  8ur  presque  toutea  le$  place»,  lespolices  fönt  cowrir  les  risgues 
snr  Corps  d»  moment  oü  le  navire  a  commend  a  prendre  charge;  maia  <jwifU 
h  V^poque  oii,  ils  finUsent,  lee  usages  varient  heaucaup.  Und  in  der  speziellen 
Pariser  Polize  fiir  peche  cPFnlande  (art,  5)  heisst  es:  Les  riaquea  tur  corps 
ctmrenf  du  moment  oü  le  navire  a  commenci  h  emharquer  eon  armement  de 
p^he,  et  eeesent  cinq  jours  aprhs  qu^ü  a  iti  ancri  ou  amarri  au  lieu  de  sa 
deaUnaiian,  ä  moins  que  le  dichargement  n'ait  M  effectui  plus  tot. 

Nach  dem  holländischen  Wetboek  van  Koophandel  beginnt  die  Ge£EÜir 
des  Versicherers  mit  dem  Angenblick,  wo  das  Schiff  Güter  zu  laden  resp. 
BaUast  einzunehmen  begonnen  hat  (Art  H24);  sie  endet  21  Tage  nachdem 
das  Schiff  an  seinem  Bestimmungsorte  angekommen  ist,  oder  früher,  wenn 
die  letzten  Waaren  ausgeladen  worden  sind  (Art.  625). 

19* 
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3.  Da  die  Einnahme  einer  neuen  Ladung  oder  von 
Ballast,  auch  wenn  sie  vor  yoUständiger  Entlöschung  des  Schiffs 
erfolgt,  in  keiner  Verbindung  mit  der  versicherten  Reise  steht, 
zugleich  aber  die  Gefahr  des  Versicherers  vergrössert^  so  muss  mit 
dem  Beginn  dieser  Operation  die  Haftung  des  letzteren  ihr  Ende 
erreichen  (Motive  zum  Preuss.  Entw.  S.  346). 

Mit  dem  hier  erörterten  Abs.  3  des  Artikels,  und  dem  damit 
gleichlautenden  Abs.  3  des  §  72  der  Allg.  Versicherungs-Bedingungen 
stimmen  auch  die  revidirten  Bremer  Bedingungen  (§  4  Abs.  2) 
überein. 

4.  Die  Allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen  lassen  die 
Bestimmung  des  Abs.  1  auch  auf  den  F^ll  Anwendung  finden, 
wenn  das  Schiff  den  Bestimmungshafen  in  beschädigtem  Zu- 
stände  erreicht;  wogegen  die  Bremer  Bedingungen  (§  4  Abs.  3) 
den  Satz  aufstellen: 

Wenn  das  Schiff  den  Bestimmmtgshafen  im  beschädigten  Zu- 
stande erreicht,  so  dauert  der  Risiko  bis  zur  Beendigung  der  B^pa- 
ratur  fort  gegen»  eine  Prämienzulage  von  V4  7o  f^'^  j^^^  angefangene 
14  Tage,  es  sei  denn,  dass  der  Versicherte  den  Risiko  vorher 
kündige. 

Und  durch  eben  diese  Bestimmung,  nur  mit  der  Massgabe,  dass 
statt  14  Tage  15  Tage  angegeben  sind,  haben  jetzt  die  Hamburger 
Versicherer  in  ihren  Polizen  die  Anordnung  der  Allgemeinen  Be- 
dingungen ersetzt. 

Art.  828. 

Sind  Güter,  imaginärer  Geumn  oder  die  von  verschifften  Gütern 
zu  verdienende  Provision  versichert,  so  beginnt  die  Gefahr  mit  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  die  Güter  zum  Zweck  der  Einladung  in  das 
Schiff  oder  in  die  Leichterfahrzeuge  vom  Lande  scheiden;  sie  endet 
mit  dem  Zeitpunkt^  in  welchem  die  Güter  im  Bestimmungshafen  wieder 
an  dns  Land  gelangen. 

Wird  die  Löschung  von  dem  Versicherten  oder  bei  der  Ver- 
sicherung von  Gütern  oder  imaginärem  Gewinn  von  dem  Verstd^erten 
oder  von  einer  der  im  Art  825  unter  Ziff.  4  bezeichneten  Personen 
ungebührlich  verzögert,  so  endet  die  Gefahr  mit  dem  Zeitpunkt^  in 
welchem  die  Löschung  beendigt  sein  würde  y  falls  ein  solcher  Verzug 
nicht  stattgefunden  hätte. 

Bei  der  Einladung  und  Ausladung  trägt  der  Versicherer  die 
Gefahr  der  ortsgebräuchlichen  Benutzung  von  Leichterfahrzeugen» 

Als  den  Zeitpunkt,  mit  welchem  bei  der  Versicherung  von 
Gütern,  imaginärem  Gewinn  und  den  von  den  verscniffien 
Gütern  zu  verdienenden  Provisionen  die  Gefahr  für  den  Versicherer 
zu  laufen  beginnt,  bezeichnet  das  Gesetzbuch  den  Augenblick,  in 
welchem  die  Güter  zum  Zweck  der  Einladung  vom  Lande 
scheiden.  V^enn  die  Scheidung  des  Guts  vom  Lande  aus  anderen 
Giünden  erfolgt,  z.  B.  in  Folge  eines  Unfalls  oder  um  in  einem 
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Schiffe  magazinirt  zu  werden^  so  ist  dies  auf  den  Beginn  des  Risi- 
kos des  Assekuradeurs  ohne  £inflas8.  Die  Frage  ^  wann  das  Qut 
als  vom  Lande  geschieden  anzusehen  ^  wurde  auf  der  Hamburger 
Konferenz  erörtert^  aber  nicht  zum  Austrage  gebracht.  Von  einer 
Seite  wurde  behauptet,  „das  Gut  habe  das  Land  schon  dann  ver- 
lassen; wenn  es  der  Einladung  halber  vom  Boden  gehoben  sei'', 
von  der  anderen,  erst  dann,  ,,wenn  es  über  Wasser  angekommen^^ 
Die  letztere  Ansicht  scheint  mir  die  richtige  zu  ^ein. 

Demgemäss  ist  m.  E.  das  Gut  erst  an  das  Land  gelangt, 
wenn  es  sich  wieder  über  dem  Erdboden  befindet.  (Prot  VlI 
S.  3254  f.)*) 

Nothwendig  ist  es  noch  für  den  Beginn  des  Risikos  des  Ver- 
sicherers, dass  die  Güter  an  dem  Orte  das  Land  verlassen,  welcher 
in  der  Polize  als  der  Abgangsort  des  Schiffs  bezeichnet  ist.  Un- 
möglich nämlich  kann  dem  Assekuradeur  zur  Last  gelegt  werden 
das  Risiko  einer  vorhergehenden  —  wenn  auch  noch  so  kleinen  — 
Reise  der  Güter,  selbst  wenn  diese  zu  Wasser  geschieht  und  be- 
stimmt ist  die  Güter  an  Bord  des  Schiffs  zu  bringen.  Wenn  also 
z.  B.  die  in  Altena  lagernden  Waaren  fiir  eine  Keise  von  Ham- 
burg nach  Hüll  versichert  sind  und  auf  der  mittelst  Schute  bewerk- 
stelugten  Ueberfiihrung  von  Altena  nach  dem  Hamburger  Hafen 
zu  Grunde  gegangen  sind,  so  würde  für  die  Versicherer  eine  Ver- 
pflichtung zur  Ersatzleistung  nicht  bestehen.  (Erk.  des  Hamburger 
Handelsger.  vom  1,  Mai  1862  in  der  Sammlung  von  Hermann  und 
Hirsch    S.   68  f.**)    Die  AUg.  Versicherungs  -  Bedingungen  (§  73) 

*)  In  Betreff  des  Anfangs  und  der  Beendifi^ung  des  Risikos  des  Asse- 
karadeurs  stimmen  die  Bestimmungen  des  französischen  Rechts  mit  denen 
des  deutschen  überein.  (Code  de  comm.  art,  328 :  —  A  Vigard  des  mar' 
chandiseSy  le  temps  des  risques  court  du  jour  qu'elles  ont  it^  chargies  dans 
le  navirey  ou  dans  les  gabarres  pour  les  y  porter^  jusqy^au  jour  oü  elles  sont 
dÜivrSes  h  terre;  vgl.  S.  290  Note  *).  Dieselben  Grundsätze  finden  sich  auch 
in  den  Polizen-Formularen  anerkannt  (Art.  4  der  Waaren-Versich.-Pol.):  Les 
risques  caurent  du  moment  ou  la  marchandise  quitte  la  terre  pour  etre  em- 
harquie,  et  finissent  au  moment  de  sa  müe  ä  terre,  au  poi'nt  de  destincUiony 
tous  risques  balliges  pour  transport  imm4diat  de  bord  h  terre  et  de  terre 
h  bord  iiant.ä  la  Charge  des  assureurs,  Les  risques  de  drömes  ne  sont  pas 
ä  la  Charge  des  assureurs^  sauf  Convention  speciale.  Nach  dem  Hollän- 
dischen H.  G.  B.  Art.  627  beginnt  die  Gefahr  des  Versicherers  mit  dem  Augen- 
blick, wo  die  Waaren  nach  dem  Quai  gebracht  sind,  um  in  das  Schiff  ver- 
laden zu  werden  und  endet  15  Tage  nach  Ankunft  des  Schiffs  an  seinem  Be- 
stimmungsort oder  firüher,  wenn  die  Waaren  dort  entladen  und  auf  den  Quai 
gebracht  sind. 

Dagegen  weicht  das  englische  Recht  wenigstens  in  Betreff  des  Anfangs 
der  Gefanr  der  Versicherer  vom  Recht  fast  aller  Seestaaten  des  Kontinents 
ab.  In  England  lautet  nämlich  die  gewöhnliche  Polizen-Form :  Beginning 
the  adoenture  upon  the  said  goods  and  merchandises^  from  the  löading  there- 
of  aboard  the  said  ship  —  and  shall  so  continue  and  endure  upon  the  goods 
and  merchandises  until  the  same  be  ihere  discharged  and  safely  landed. 
Und  Arnould  erläutert  den  ersteren  Satz  noch  dahin:  The  common  form  of 
policy  in  this  country^  fram  which  those  words  are  taken,  affords  no  pro- 
tection against  those  dangers  to  which  the  goods  are  exposed  in  being  carried 
in  boats  or  lighters  from  the  quays  or  wharfs  of  the  port  of  loading  to  the 
ship's  side.    Vgl.  Arnotdd  I  p,  356'-:i77. 

**)  Das  Qberg^ericht  hatte  in  dieser  Sache  mit  Rücksicht  auf  die  engen 
Verkehrs- Verhältmsse  von  Hamburg  und  Altona  noch  den  Beweis  einer  Usanz 
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Btimmen  mit  dem  Art.  828  überein.  Die  Bremer  Bedingungen  (§  3) 
enthalten  folgende  BeBtimmiing: 

Die  übernommene  Gefahr  fängt  hei  Versicherungen  auf  Güter 
in  dem  Äugenblicke  an,  wo  solche  vom  Lande  scheiden^  um  an 
Bord  des  Schiffs  gebracht  su  werden^  und  endigt ^  wenn  diesdben 
am  Bestimmungsplatze  wieder  ausgeladen  und  an»  Land  gebraM 
sind.  Ist  dieses  Ausladen  aber  nicht  innerhalb  der  ersten  Simmd- 
zwangig  Tage  tuu^  denyenigen^  an  welchem  das  Schiff  an  seinem 
Löschplätze  angekommen  war,  geschehen ^  so  ist  die  VersiAerung 
erloschen,  sofern,  und  soweit  nicht  erhebliche  und  unvermeidUAe, 
von  dem  Versicherten  zu  erweisende  Umstände  die  Entladung  ver- 
zögerten. 

Art.  829. 

Bei  der  Versicherung  der  Fracht  beginnt  und  endet  die  Gefahr 
in  Ansehung  der  Unfälle,  welchen  das  Schiff  und  dadurch  die  Fracht 
ausgesetzt  ist,  mit  demselben  Zeitpunkt,  in  dem  die  Gefahr  bei  der 
Versicherung  des  Schiffs  für  dieselbe  Reise  beginnen  und  enden  würde, 
in  Ansehung  der  Unfälle,  welchen  die  Güter  ausgesetzt  sind  und  da- 
durch  die  Fracht  ausgesetzt  ist,  mit  demselben  Zeitpunkt^  in  welchem 
die  Gefahr  bei  der  Versicherung  der  Crüter  für  dieselbe  Reise  beginnen 
und  enden  ujürde. 

Bei  der  Versicherung  von  Ueberfahrtsgeldem  beginnt  und  endet 
die  Gefahr  mit  demselben  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Gefahr  bei  der 
Versicherung  des  Schiffs  beginnen  und  enden  würde. 

Der  Versicherer  von  Fracht  und  Ueberfahrtsgeldem  haftet  für 
einen  Unfall,  von  welchem  das  Schiff  betroffen  wird,  nur  insoweit, 
als  Fracht-  oder  Ueberfahrtsveriräge  bereits,  abgeschlossen  sind,  und 
wenn  der  Rheder  Güter  für  seine  Rechnuthg  verschifft,  nur  insoweit 
als  dieselben  zum  Zweck  der  Einladung  in  das  Schiff  oder  in  die 
Leichterfahrzeuge  bereits  vom  Lande  geschieden  sind, 

1.  Eine  Bestimmung  über  Anfang  und  Ende  der  Gefahr  bei 
versicherten  Frachtgeldern  ist  dem  Preussischen  Entwurf  fremd. 
Dieselbe  ist  auf  der  Hamburger  Konferenz  entstanden  und  mit 
ihrem  jetzigen  Inhalt  erst  nach  langen  Verhandlungen  zu  Stande 
gekommen.  Zunächst  wurde  der  Antrag  gestellt;  bei  der  Ver- 
sicherung der  Fracht  dieselben  Grundsätze  zur  Anwendung  zu 
bringen,  wie  bei  der  Versicherung  von  Gütern.  Dieser  Antrag 
fand  jedoch  nicht  die  Billigung  der  Kommission.  Vielmehr  beschloss 
man  zwischen  Vercharterung  des  ganzen  Schiffs,  eines  quoten 
Theils  oder  eines  bestimmten  Baums  desselben  einerseits ,  und  der 

nachgelassen,  dass  bei  Güterversicherungen  ab  Hamburg  der  Versicherer  die 
Gefahr  des  Transports  der  Güter  an  das  zu  deren  Weiterbeförderung  be- 
stimmte, im  Hamburger  Hafen  liegende  Schiff  auch  dann  zu  tragen  nahe, 
wenn  dieser  Transport  von  Altona  aus  erfolgt  Aliein  die  Sachverständigen 
verneinten  das  Bestehen  einer  solchen  Usanz.  (Sammlung  von  Hermann  und 
Hirsch  S.  70  f.) 
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Stückgüter -Verfrachtang  andererseits  zu  unterscheiden^  und  im 
ersten  Falle  die  Gefahr,  wie  bei  der  Kaskoversicherung ,  mit  der 
Einnahme  der  Ladung  oder  des  Ballastes ,  im  zweiten  nut  dem 
Augenblick,  in  welchem  die  Güter  behufs  der  Einladung  vom 
Lande  schieden,  wie  bei  der  Waarenversicherung,  beginnen  und 
in  gleicher  Weise  in  dem  ersteren  Falle  die  Grundsätze  der  Easko- 
Versicherung,  im  anderen  die  der  Waarenversicherung  fUr  die 
Beendigung  der  Gefahr  massgebend  sein  zu  lassen  (Prot.  VII 
S.  3260—3266.  Art  721  des  Entwurfs  aus  L  Lesung).  Diese 
Unterscheidung  begründete  man  in  folgender  Weise :  Voraussetzung 
für  die  Haftbarkeit  des  Versicherers  sei  der  Umstand  ^  dass  durch 
einen  Seeunfall  die  Fracht  verloren  gegangen,  resp.  der  Fracht- 
verdienst verhindert  worden.  Dies  sei  der  Fall,  „wenn  ein 
fester  Frachtvertrag  abgedchlossen  und  der  Verfrachter  zur  Aus- 
führung des  Frachtunternehmens  bereit  sei,  die  letztere  aber  nach- 
her durch  einen  Seeunfall,  wie  z.  B.  durch  den  Untergang  des 
Schiffs  unmöglich  werde''.  Danach  müsste  bei  Frachtversicherungen 
das  Risiko  des  Assekuradeurs  zu  derselben  Zeit,  wie  bei  Kasko- 
versicherungen begihnen,  und  zwar  würde  dies  an  sich  eben  so 
wohl  bei  Vercharterung  des  Schiffs,  wie  bei  Stückgüterbefrachtungen 
der  Fall  sein.  Trotzdem  liesse  sicn  bei  den  letzteren  dieses  Prinzip 
nicht  zur  Anwendung  bringen,  weil  der  Assekuradeur  fiir  die 
blosse  Hoffnung,  Fracht  zu  verdienen,  nicht  einstehen  könne,  die 
Haftbarkeit  desselben  also  nicht  vor  Abschluss  fester  Frachtverträge 
eintreten  dürfe,  bei  Stückgüterbefrachtungen  aber  nur  sehr  selten 
bindende  Verträge  vor  dem  wirklichen  Beginn  der  Ladung  ge- 
schlossen würden.  Dass  auf  alle  Stückgüterbefrachtungen  die 
Grundsätze  der  Kaskoversicherung  für  unanwendbar  erklärt  und 
dieselben  den  Regeln  der  Waarenversicherung  unterstellt  wurden, 
motivirte  man  damit,  dass  die  Beantwortung  der  Frage,  „ob  vorerst 
blos  eine  Hoffnung  auf  Frachtverdienst  vorhanden  sei ,  oder  schon 
ein  verbindlicher  Frachtvertrag,  zu  grossen  Verwickelungen  führen 
könne^,  die  man  im  Interesse  des  Verkehrs  beseitigen  müsse. 
(Prot.  S.  3262  f.) 

In  zweiter  Lesung  wurde  jedoch  die  gegenwärtige,  den  Art. 
829    bildende  Bestimmung    angenommen.     Hierfür  wurde  geltend 

femacht,  dass  die  Anwendung  der  aus  den  Beschlüssen  erster 
«esung  hervorgegangenen  Bestimmung  in  manchen  Fällen  der 
BiUigkeit  und  dem  Begriff  der  Seeversicherung  nicht  entsprechen 
würde.  „Wenn  —  so  argumentirte  man  —  das  Schiff  erst  eine 
Ausreise  in  Ballast  machen  oder  doch  Ballast  einnehmen  müsse, 
bevor  es  mit  Einnahme  der  Ladung  begiimen  könne,  die  Gefahr 
für  die  Kaskoversicherung  somit  früher  beginnen  würde,  als  für 
eine  Güterversicherung,^^  so  sei  es  zwar  „angemessen,  dass  der 
Versicherer  Ersatz  ftbr  die  Fracht  leiste,  wenn  sie  vor  Beginn  der 
Einnahme  der  Ladung,  aber  nach  Anfang  der  Ballastirung  des 
Schiffs  durch  einen  das  Schiff  treffenden  Unfall  verloren  gehe^'; 
dagegen  sei  es  nicht  billig,  „dem  Versicherer  auch  dann  den  Ersatz 
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der  Fracht  zuzumuthen^  wenn  sie  zu  der  eben  erwähnten  Zeit  in 
Folge  eines  die  Ladung  treffenden  Unfalls  verloren  gehe,"  z.  B. 
ein  Ausfuhrverbot  erlassen  werde,  kraft  dessen  Güter  der  im 
Frachtverträge  bezeichneten  Art,  die  noch  nicht  einmal  aus- 
geschieden wären,  aus  dem  Abladehafen  nicht  mehr  ausgeführt 
werden  dürften.  Dass  hierbei  zugleich  die  Stückgüterbefrachtungen 
den  Verfrachtungen  eines  ganzen  Schiffs,  quoten  Theils  oder  be- 
stimmten Raums  desselben  gleichgestellt  wurden,  hielt  man  im  In- 
teresse der  Vermeidung  von  Komplikationen  für  zweckmässig,  welche 
die  Unterscheidung  des  Entwurfs  aus  I.  Lesung  zur  Folge  haben 
würde,  „zumal  es  oft  nicht  möglich  sein  werde,  zu  unterscheid^ 
welche  Art  von  Verfrachtungen  vorliege'^  Mit  Rücksicht  auf  diese 
Gleichstellung  wurde  aber  noch  die  ausdrückliche  Bestimmung  in 
das  Gesetz  aufgenommen,  dass  die  Frachtforderung  „durch  feste 
Frachtverträge  oder  durcn  Abladung  der  Güter"  und  dgl.  begrün- 
det sein  müsse,  dass  also  eine  blosse  „Aussicht  auf  Frachtvermenst 
durch  künftig  abzuschliessende  Frachtkontrakte"  nicht  genüge, 
„selbst  wenn  ftir  diese  Aussicht  die  grösste  Wahrscheinlichkeit 
spreche".     (Prot.  VllI  S.  4341—4345.) 

2.  Nach  dem  Abs.  1  des  Artikels  sind  zwei  Fälle  zu  unter- 
scheiden. Ist  der  Frachtverdienst  verhindert  worden 
durch  ein  das  Schiff  treffendes  Ereigniss,  z.  B.  durch 
den  Untergang  des  Schiffs,  so  hat  der  Versicherer  Ersatz  für  die 
verloren  gegangene  Fracht  zu  leisten,  wenn  das  Ereigniss  ein- 
getreten ist  innerhalb  der  Zeit  von  dem  Moment,  wo  ein  Anfang 
mit  dem  Einnehmen  der  Ladung  oder  des  (für  die  Zureise  nach 
dem  Abladehafen  oder  neben  der  Ladung  erforderlichen)  Ballastes 
gemacht,  oder  das  Schiff  ohne  Ballast  einzunehmen  in  See  gegangen 
ist,  um  sich  nach  dem  Abladeplatz  zu  begeben,  bis  zu  dem  Augen- 
blick, wo  die  Entlöschung  vollendet  oder  mit  dem  Einnehmen  neuer 
Ladung  oder  neuen  Ballastes  begonnen  ist^  wenn  dieses  vor  vollen- 
deter Entlöschung  geschieht.  Ist  der  Frachtverdienst  ver- 
hindert durch  ein  die  Güter  treffendes  Ereigniss,  z.  B. 
durch  den  Untergang  der  Güter  oder  ein  Ausfuhr-  resp.  Einfuhr- 
verbot, welches  den  Transport  der  Güter  unmöglich  macnt,  so  liegt 
dem  Assekurädeur  die  Ersatzpflicht  ob,  wenn  das  Ereigniss  ein- 
getreten ist,  nachdem  die  Güter  zum  Zweck  der  Einladung  in  das 
Schiff  oder  in  die  Leichterfahrzeuge  vom  Lande  geschieden,  aber 
(soweit  dies  überhaupt  in  Betracht  kommt),  bevor  sie  im  Bestim- 
mungshafen wieder  an  das  Land  gelangt  sind.*^)  In  Ansehung  der 
Ereignisse   der   letzteren  Art   enthalten    die  Allgemeinen  Versiche- 

*)  Nach  englischem  Recht  wird  unterschieden  die  Yerfrachtune  des 
ganzen  Schiffs  oder  eines  Theils  desselben  —  anter  Ausstellung  einer  Charte- 
partie  —  und  die  Stüekgüterbefrachtun^.  Im  ersteren  Falle  beginnt  die  Ge- 
iiEÜir  für  den  Versicherer,  wenn  das  Schiff  die  Reise  antritt,  um  den  Fracht- 
Rontrakt  aaszuführen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es  Güter  an  Bord  hatte 
oder  nicht;  im  zweiten  Falle,  wenn  die  Güter  sich  an  Bord  befinden,  oder 
für  den  Transport  derselben  ein  gültiger  Kontrakt  besteht,  aach  das  Schiff 
bereit  war,  dieselben  an  Bord  zu  nehmen:  Amould  I p.  401—414. 
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rungs^Bedingungen  in  Uebereinstimmaiig  mit  den  Bremer  revidirten 
Bedingongen  §  5  eine  vom  H.  Q.  B.  abweichende  Bestimmung  im 
§  74.    Hier  heisat  es  nämlich: 

In  Ansehung  der  Unfälle,  welchen  die  Güter  ausgesetzt  sind, 
und  dadurch  die  Fracht  OMsgesetzt  ist,  beginnt  die  Gefahr^  sobald 
die  Güter  an  Bord  des  Schiffs  aufgenommen  sind,  und  endet  mit  dem 
2^tpunkt,  in  welchem  die  Gefahr  bei  der  Versicherung  der  Guter 
für  dieselbe  Reise  enden  uAürde.*) 

3.  Für  die  Versicherung  von  Passagegeldern  wurden  auf 
der  Hamburger  Konferenz  von  Hause  aus  die  bei  der  Kaskover- 
sicherung geltenden  Grundsätze  für  massgebend  erklärt  (Prot.  VU 
S,  3266). 

4.  Der  Versicherte  kann  immer  nur  Vergütung  für  den  ihm 
aus  dem  Verlust  der  versicherten  Fracht  erwachsenden  Schaden 
verlangen.  Wird  daher  vor  erfolgter  Abladung  die  Ausfilhrung 
der  Frachtunternehmung  unmöglich,  so  ist  der  Versicherer  nur  zur 
Zahlung  des  Betrags  verpflichtet .  um  den  die  an  Stelle  der  ur- 
sprünglichen erhaltene  Fracht  hinter  der  ersteren  zurückbleibt. 
Auch  ist  der  Versicherte  auf  Grund  des  Art.  828  verpflichtet,  sich 
die  Eingehung  einer  neuen  Charter  angelegen  sein  zu  lassen. 

Art.  830. 

Bei  der  Versicherung  von  Bodmerei-  und  Havereigeldem  beginnt 
die  Gefahr  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Gelder  vorgeschossen 
sindy  oder  wenn  der  Versicherte  selbst  die  Havereigelder  verausgabt 
hat,  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  dieselben  verwendet  sind;  sie 
endet  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  sie  bei  einer  Versicherung  der 
Gegenstände,  welche  verbodmet  oder  worauf  die  Havereigelder  ver- 
wendet sind,  enden  würde. 

Die  verschiedenartigen  Bestimmungen,  welche  der  Artikel  für 
den  Anfang  des  Risikos  des  Assekuradeurs  bei  der  Versicherung 
von  Havariegeldem  aufstellt,  wurden  auf  der  Hamburger  Konferenz 
folgendermassen  motivirt. '  Wenn  der  Versicherte  die  in  Folge  eines 
!Seeunfalls  aufzuwendenden  Gelder  aus  eigenen  Mitteln  entnommen 
hätte,  „um  sie  nachher  vom  Assekuradeur  zurückzufordern",  so 
könne  nicht  davon  die  Rede  sein,  „dass  die  Gefahr  fiir  den  Asse- 
kuradeur vor  der  Verwendung  beginne,  weil  vorher  ein  Anspruch 
auf  Bezahlung  von  Havariegeldern  nicht  existire".  Wenn  aber  die 
Havariegelder  von  einem  Dritten  vorgeschossen  wären,  „so  sei 
das  Verhältniss  ähnlich  dem  bei  der  Versicherung  von  Bodmerei- 
geldern";   weshalb  die  Gefahr   flir  den  Versicherer  mit  der  Aus- 


*)  Demeemäss  lautet  der  Schlues  des  Abs.  3  des  §  74  in  den  Allg.  Be- 
dingongen aoweichend  vom  Schluss  des  Abs.  3  des  Art.  829  H.G.B.:  und 
wenn  der  Rheder  Güter  ßlr  seine  Rechnung  vereehifft,  nach  Mcusgabe  von 
Me,  1  nur  insoweit  ^  als  dieselben  bereits  an  Bord  des  Schiffs  aufge- 
mummen  sind. 


298  £l^r  Titel,  Abschnitt  IV. 

Zahlung  der  betreffenden  Qelder  an  den  Schiffer  u.  s.  w.  beginnen 
müsste,  ^yohne  Rücksicht  darauf,  wann  der  Schiffer  dieselben  wirk- 
lich zum  Besten  von  Schiff  oder  Ladung  verwendet^^  h&tie.  (Prot 
VU  S.  3269.) 

Art.  881. 

Die  begonnene  Gefahr  läufl  ßr  den  Versicherer  während  der 
bedungenen  Zeit  oder  der  versicherten  Heise  unmUerbrochen  fort 
Der  Versicherer  trägt  insbesondere  die  Gefahr  auch  während  des 
Aufenthalts  in  einem  Noth-  oder  Zwischenhafen  und  im  FaUe  der 
Versicherung  für  die  Hm-  und  Bückreise  während  des  AufenÜMÜs 
des  Schiffs  in  dem  BesUmmungshafen  der  Hinreise. 

Müssen  die  Güter  einstweilen  gelöscht  werden  oder  wird  das 
Schiff  Bwr  Beparaimr  an  das  Land  gebracht,  so  tragt  der  Versicherer 
die  Gefahr  auch  während  die  Güter  oder  das  Schiff  sich  am  Lande 
befinden. 

1.  Hinsichtlich  des  Abs.  1,  der  den  G-run.dsätzen  der  fremden 
Rechte  konform  ist,*)  ist  zu  bemerken,  dass,  wenn  in  dem  Ver- 
sicherungsvertrage verschiedene  Reisen  für  das  Verhältnisa 
des  Versicherten  zum  Versicherer  als  Eine  Reise  betrachtet  werden, 
,,die  Versicherung  auch  während  des  Aufenthalts  des  Schiffs  in 
den  verschiedenen  Bestimmungshäfen  und  insbesondere  auch  in  der 
Zeit  zwischen  der  vollständigen  Löschung  der  eine  frühere  Reise 
betreffenden  Ladung  und  dem  Wiederbeginn  der  Ladung  fiir  eine 
neue  Reise  fortläuft,'^  indem  alsdann  ,,assekuranzrechtlich  die  Be- 
stimmungshäfen der  verschiedenen  Reisen  als  Zwischenhäfen  anzu- 
sehen'^  sind.'^)  Doch  ist  es  hierzu  erforderlich,  dass  die  Reisen  als 
ein  zusammengehöriges  Ganze  im  Versicherungsvertrage  aufgefasst 
werden,  und  es  genügt  nichts  dass  dieselbe  Versicherung  sich  auf 
mehrere  Reisen  bezieht,  die  aber  in  dem  Vertrage  selbst  auseinan- 
der gehalten  werden  (Prot.  VII  S.  3273). 

2.  Im  Abs.  2  sind  die  Worte  an  das  Land  bringen'^ 
selbstverständlich    gleichbedeutend    mit    ^^auf   das  Land   bringen^. 


*)  So  dem  englischem  Recht:  Arnould  I  p.  372  squ.  p.  388-393.  1q 
Frankreich  fehlt  es  in  Betreff  der  in  diesem  Artikel  entscheidenden  Fragen 
an  gesetzlichen  Regeln.  Doch  stimmt  die  Praxis  mit  den  Grundsätzen  des 
H.  G.  B.  überein :  Ooujet  et  Merger,  dictionnaire  L  p,  487  squ,  n.  157,  p.  5S6 
w.  ÖÖ5.    Vgl.  Benecke-Nolte  I  S.  678  ff. 

**)  Die  Allgemeinen  Bedingungen  (§  76)  bestimmen  aosdrücklich:  der 
Versicherer  trägt  die  Gefahr  —  im  FaÜe  der  Versicherung  auf  mehrere 
Reisen  —  in  allen  Häfen^  welche  das  Schiff  angehen  darf^  bis  zu  dem  End- 
zeitpunhte  des  Risiko. 

***)  In  der  französischen  Praxis  ist  der  in  Abs.  2  enthaltene  Grandsati 
unzweifelhaft  hinsichtlich  der  Güter,  wie  es  scheint  auch  hinsichtlich  des 
Schiffs  anerkannt:  Caumont,  dictionnaire  p.  328  n.  287  p.332  n.  327,  Goujst 
et  Merger  l,  c.  p,  527  n.  384,  In  Betreff  des  englischen  Rechts  spricht  neh 
Arnould  I  p.  400  folgendermassen  aus :  Generally  speaking,  the  underwriier 
an  a  sea  policy  only  insures  against  sea  risks;  consequently,  in  the  absence 
of  usage  to  modify  such  a  poltcy,  he  is  not  responsibte  for  a  lose  that  takes 
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Dies  geht  zur  Genüge  aus  den  Verhandlangen  der  Hamburger 
KommiBsioD  (Prot  VlI  S.  3275  f.)  hervor,  obwohl  Tecklenb^ 
(See-VerBicheraDgswesen  S.  184)  nichts  darin  zu  finden  angiebt; 
auch  würde  sonst  der  Satz  völlig  bedeutungslos  sein. 

Art.  833. 

Wenn  nach  dem  Beginn  der  Gefahr  die  versicherte  Heise  frei- 
willig  oder  gesncungen  aufgegeben  unrd^  so  tritt  in  Ansehung  der 
Beendigung  der  Gefahr  der  Bafen,  in  welchem  die  Reise  beendigt 
wird,  an  die  Stelle  des  Bestimmungshafens. 

Werden  die  Guter,  nachdem  die  Reise  des  Schiffs  aufgegeben  ist, 
in  anderer  Art  als  mit  dem  Bum  Transport  bestimmten  Schiff  nach 
dem  Bestimmungshafen  weiter  befördert,  so  läuft  in  Betreff  derselben 
die  begonnene  Gefahr  fort,  auch  wenn  die  Weiterbeförderung  gane 
oder  ßum  Theil  m  Lande  geschieht  Der  Versicherer  trägt  in  solchen 
Fällen  zugleich  die  Kosten  der  früheren  Löschung^  die  Kosten  der 
einstweiligen  Lagerung  und  die  Mehrkosten  der  Weiterbeförderung y 
auch  wenn  diese  ssu  Lande  erfolgt. 

In  den  Allgemeinen  Versicherungs- Bedingungen  lautet  der 
diesem  Artikel*)  entsprechende  §  77  folgendermassen : 

Wenn  nach  dem  jBeginn  der  Gefahr  die  versicherte  Reise  frei- 
willig oder  gezwungen  aufgegeben  wird,  so  tritt  in  Ansehung  der 
Beendigung  der  Gefahr  y  welche  der  Versicherer  auf  Schiff  oder 
Fracht  übernommen  hat,  der  Hafen,  in  welchem  die  Reise  beendigt 
wird,  an  die  Stelle  des  Bestimmungshafens. 

Dasselbe  findet  im  Falle  der  Güterversicherung  Statt,  wenn  die 
versicherte  Reise  freimTlig  unter  Zustimmung  oder  mit  nachfolgender 
Genehmigung  des  Versicherten  aufgegeben  wird.  Wird  bei  der  Güter- 
versicherung (He  Reise  freiwillig,  jedoch  ohne  Zustimmung  oder  nach- 
folgende Genehmigung  des  Versicherten,  aufgegeben  —  in  welchem 
Falle  der  letztere  den  Umständen  nach  zufolge  §  71  Abs,  2  und  3 
für  die  Sicherstellung  des  Interesses  des  Versicherers  zu  sorgen  hat  — 
oder  findet  die  Aufgebung  gezwungen  Statt,  und  werden  in  Fällen 

place  on  shore,  üsage,  however,  in  this,  aa  in  other  cctse»,  fhay  determine 
the  riqhis  of  parties  under  policies  of  inauranes;  and  if  ii  ean  be  ahaum 
that  tkip^a  fumüure  is  regularly  landed  at  certain  porta  on  the  voyage  by 
the  uaage  of  trade  ii  ia  then  aa  niuch  toithin  the  protection  of  a  policy  on 
ship  tohile  thua  put  on  ahore,  according  to  the  course  of  trade  aa  when  on 
board  the  ahip  heraelf, 

10  Das  englische  Recht  unterscheidet  in  Betreff  des  Anfgehens  der  Heise 
zwei  Fälle  i  If  the  ahip  finally  abandona  all  intention  of  proeeeding  to  the 
portof  original  deatination  undti^A^n  it  ia  illegal  by  the  law  ofvoar  to  continue  her 
voyaqe  to  the  port  of  original  deatination.  Im  ersteren  Falle  hört  das  Risiko  des 
Versicherers  sofort  auf,  im  zweiten,  wenn  das  Schiff  24  Standen  in  dem  an  Stelle 
des  ursprünglichen  Bestimmungsorts  behufs  Löschung  der  Ladung  angelaufe- 
nen Hafen  gelegen  hat:  AmotUd  1  p.  395—398,  Müssen  die  Uüter  wegen 
eines  Unfalls,  der  das  Schiff  betroffen,  nothwendiger  \^eise  in  ein  anderes 
Schiff  verladen  werden,  so  dauert  das  Risiko  des  Versicherers  in  Betreff 
desselben  fort,  bis  sie  in  dem  Bestimmungshafen  gelandet  sind:  ArnotUd 
I  p.  374. 
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dieser  Art  die  Güter  andertoeitig  nach  dem  Bestimmungshafen  weiter 
heßrdert,  so  läufi  in  Betreff  derselben  die  begonnene  Gefahr  fori. 
auch  wenn  die  Weiterbeförderung  gam  oder  zum  Theil  eu  Lande 
geschieht  Der  Versicherer  trägt  in  solchen  Fällen  zugleich  die 
Kosten  der  früheren  Löschung,  die  Kosten  der  einstweiligen  Lagerung 
und  die  Mehrkosten  der  Weiterbeförderung,  auch  wenn  diese  gam 
oder  theilweise  zu  Lande  erfolgt. 

Die  mit  etwanigen  Massregeln  blosser  Beschleunigung  verbundenem 
Kosten,  z,  B.  des  ausserordentlichen  Güter -Transporis^  wenn  das 
Schiff  zeitweilig  durch  Eis  daran  verhindert  wird,  den  Bestifnmwm- 
hafen  zu  erreichen^  di^enigen  des  Durcheisens  u.  dgh,  treffen  den 
Versicherer  niemals. 

Art.  833. 

Die  Art.  831  und  832  gelten  nur  unbeschadet  der  in  den  Art. 
818  und  820  enthaltenen  Vorschriften. 

Art.  834. 

Ist  die  Dauer  der  Versicherung  nach  Taigen,  Wochen^  Monaten 
oder  Jahren  bestimmt,  so  wird  die  Zeit  nach  dem  Kalender  und  der 
Tag  von  Mittemacht  zu  Mitternacht  berechnet.  Der  Versicherer 
trägt  die  Gefahr  während  des  Änfangstags  und  Schlusstags. 

Bei  der  Berechnung  der  Zeit  ist  der  Ort,  wo  das  Schiff  sich 
befindet,  massgebend. 

1.  Versicherungen  auf  Zeit  werden  in  der  Regel  nur 
eingegangen  bei  längeren  Keisen,  wobei  das  Schiff  mehrere 
Häfen  anlaufen  soll,  namentlich  wenn  dasselbe  ih  einem  fremden 
Meere  Frachten  nacn  Häfen  dieser  Meere  suchen  soll,  ferner  bei 
den  regelmässigen  Fahrten  der  Packetboote,  endlich  iiuch  häufig 
bei   den  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Versicherungsvereinen.*) 

Nicht  selten  wird  bei  der  Zeitversicherung  eine  Zuschlagsprämie 
für  die  Zelt  während  der  gefährlichen  Jahreszeit  oder  bei  oeson- 
ders  gefährlichen  Reisen  verlangt.  Auch  kommen  namentlich  bei 
den  Dampfschiffen  einer  bestimmten  Linie  Versicherungen  auf  Zeit 
mit  Bestimmung  der  Reise  vor,  wobei  die  Verbindlichkeit  des 
Rheders  in  zweifacher  Weise  eingeschränkt  wird,  dadurch,  dass 
sich  der  Schaden  innerhalb  der  vereinbarten  Zeit  und  zugleich  im 
üblichen  Lauf  der  in  der  Polize  genannten  Reise  ereignet  haben 
muBS.  **) 


*)  Amould  I  p.  349:  When  the  ship  ü  to  be  employed  in  eruiting. 
coasiing,  or  fiBhing  voyagea,  or  in  other  adventures  tohich  from  tkeir  naiure. 
it  tomUd  be  inconvenient  or  even  impossiöle,  to  designate  by  loe<ü  termini^  it 
18  very  usucU  to  limit  the  n'sk  to  a  eertain  fixed  tertn,  or  period  of  time, 
specified  in  the  policy,  which  is  then  called  a  time  policy. 

»♦)  S.  Amould  I  p.  361-^04.    Amould  bezeichnet   solche   Poli*en  als 
mixed  policies.  • 
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Das  H.G.B.  hat  im  EinklaDg  mit  fast  allen  fremden  Rechten*^) 
iur  die  Zeitversicherung  keine  Zeitbeschränkung  statuirt. 

2.  Abs.  1  erklärt  die  CivUkomputation  (mit  der  in  Deutsch- 
land üblichen  und  auch  yom  H.G.B.  —  Art  328  —  anerkannten 
Berechnung)  für  die  Zeitversicherung  für  massgebend.  Wenn  das 
Gesetz  nämlich  sagt^  die  Zeit  werde  nach  dem  Kalender  berechnet, 
so  kann  damit  nur  gemeint  sein,  dass  die  Versicherung  an  dem 
Tage  endet,  der  durch  seine  Benennung  resp.  Zahl  dem  Anfangs- 
tage entspricht.  In  einer  Beziehung  hat  aber  die  Civilkompatation 
eine  wesentliche  Modifikation  erfahren.  Das  Gesetz  lässt  nicht 
nur  —  im  Einklang  mit  der  Civilkomputation  —  die  Versicherung 
fortlaufen  bis  zum  Ende,  d.  h.  Mitternacht  des  eben  näher  be- 
zeichneten letzten  Tags  der  Zeit,  sondern  bezieht  die  Versicherung 
zurück  auf  den  Anfang  des  Tags,  an  welchem  die  Versicherung 
abgeschlossen  ist.  Dies  und  nichts  anderes  können  die  Worte  be- 
deuten: Der  Tag  wird  von  Mitternacht  zu  Mitternacht 
berechnet.  Der  Versicherer  trägt  die  Gefahr  während 
des  Anfangstags  und  Schlusstags.  Wenn  also  eine  Jahres- 
Tersicherung  am  1.  April  genommen  ist,  so  beginnt  die  Gefahr  des 
Versicherers  Mitternacht  vom  31.  März  auf  den  1.  April  und  endet 
Mitternacht  vom  1.  auf  den  2.  April  des  nächsten  Jahres.  In 
diesem  Sinne  hat  auch  das  Obergericht  zu  Aurich  in  einer  Sache 
entschieden,  wo  die  Versicherung  am  14.  September  1875  begonnen 
hat,  und  das  SchiflF  am  14.  September  1876  früh  1  Uhr  eine  Ha- 
Tarie  erlitten  hatte  (mitgetheilt  in  der  Hansa  vom  25.  November 
1877  S.  242.    Vgl.  auch  Brandt,  Seeversicherung  S.  44). 

Die  Protokolle  geben  uns  bei  dieser  Materie  kein  deutliches 
Bild  über  den  Gang  der  Verhandlungen  auf  der  Hamburger  Kon- 
ferenz. Der  Preussische  Entwurf  (Art.  633  Abs.  1)  enthielt  die 
Bestimmung: 

Wenn  die  Versicherung  auf  eine  bestimmte  KalendereeH  ge- 
schlossen ist,  so  trägt  der  Versicherer  die  Gefahr  auch  während  des 
Anfcmgstags  und  des  Schlusstags,  von  Mittemacht  zu  Mittemacht 
gerechnet. 

Diese  Bestimmung  wurde  von  mehreren  Seiten  dahin  verstan- 
den, ,,als  solle  z.  B.  bei  einer  Versicherung  auf  ein  Jahr  diese 
Versicherung  nicht  blos  ein  volles  Jahr,  sondern  ein  Jahr  und  einen 


*)  So  mit  dem  französischem  Recht.  Der  Code  de  commerce  bestimmt 
üämlich  hinBichtlich  der  ZeitTersichenmg  lediglich  (^art.  S35):  L'oßaurance 
peut  itre  faüe  —  pour  un  temps  limiUy  und  (ort.  S63) :  Si  Vaseuranee  eni 
Jaüe  pour  un  tempt  limiU,  Vassureur  est  libre  aprhs  Vexpiration  du  tempe^ 
^t  Vagsuri  peut  faire  ossärer  les  nouveaux  rüques.  Dasselbe  gilt  von  dem 
Recht  der  Vereinigten  Staaten:  Phillips,  on  Insurance  —  ö  ed.  Boston  1867  — 
ti,  949  ^ote;  vgl  Arnould  I  p.  351,  Benecke-NoUe  I  S.  324.  In  England 
allein  sind  Zeitversicherungen  nur  auf  einen  Zeitraum  von  höchstens  Einem 
Jahre  gestattet:  35  Georg  III  c,  63  s,  12,  30  u.  3L  VicL  c.  23  s.  8:  No 
policy  shaü  be  made  for  any  time  exceeding  twelve  monihs,  and  every  policy 
ichieh  shaU  be  made  Tor  any  time  exceeding  twelve  months  shall  be  null  and 
«otd  to  all  intents  and  purposes. 
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Taff  dauern/^  indem  eine  ^am  1.  Januar  Morgens  9  Uhr  abge- 
BcnlosBene  Versichernne^'  mit  ;;der  Mittemacht  vom  31.  Desember 
auf  den  1.  Januar  begmnen  und  erat  um  Mittemacht  vom  1.  auf 
den  2.  Januar  des  folgenden  Jahres  endigen  würde'^  Diese  Auf- 
fassung wurde  mehrfach  beanstandet.  Man  sah  darin,  dass  „am 
Anfangsliag  die  Stunden' bis  zur  verwichenen  Mitternacht  zurück'^ 
und  ,,am  jSchlusstage  bis  zur  folgenden  Mittemacht  zugel^  würden^^ 
eine  ungerechtfertigte  Begünstigung  des  Versicherten.  Um  diesem 
angeblichen  Uebelstande  abzuhelfen ,  wurde  unerklärlicher  Weise 
der  Antrag  gestellt  und  einhellig  zum  Beschluss  erhoben,  dass  die 
Zeit  ;^ach  dem  Kalender  berechnet  und  dabei  die  Tage  von  einer 
Mitternacht  zur  anderen,  also  nicht  von  Stunde  zu  Stunde  gezählt 
werden  sollten'^  .Dem  entsprechend  lautet  in  dem  Entwurf  aus 
I.  Lesung  der  Art.  717  Abs.  1: 

Ist  die  Dauer  der  Versicherung  nach  Tagen  ^  Wochen,  Monaten 
oder  Jahren  bestimmt,  so  i/cird  die  Zeit  nach  dem  Kalender  und  der 
Tag  von  Mitternacht  0u  Mitternacht  berechnet 

In  zweiter  Lesung  scheint  man  aber  vollständig  vergessen  zu 
haben,  was  mit  dieser  in  erster  Lesung  beliebten  Aenderung  be- 
zweckt worden  war.  Statt  in  dem  Satz  eine  materielle  Aenderung 
des  Preussischen  Entwurfs  zu  suchen,  fand  man  in  ihm  —  freiUch 
vollkommen  richtig  —  nur  eine  ungeschickte  Fassung  der  Bestim- 
mung des  letzteren.  Man  beantragte  nämlich  zum  angeführten  Satz 
die  Worte  hinzuzufügen.  „Der  Versicherer  trägt  die  Gefahr  wäh- 
rend des  Anfangstags  und  Schlusstags'',  weil  „die  jetzige  Fassung 
des  Entwurfs  die  Kontroverse  unentschieden  lasse,  welche  der  Art 
623  des  Preuss.  Entwurfs  gelöst  habe,  obschon  die  Erledigung  ein 
dringendes  Bedüriniss  sei''.  Und  diesem  Vorschlage  trat  die  Ver- 
sanunlung  in  gleicher  Weise  ohne  jeden  Widerspruch  bei,  wie  gie 
den  in  erster  Lesung  gestellten  Abänderungsantrag  einstimmig 
angenommen  hatte.    (Prot.  VII  S.  3238  f.  VL3  S.  4337.) 

3.  Der  Abs.  2  hat  für  die  Berechnung  der  Zeit,  d.  h. 
für  den  Stundenschlag  den  Ort,  wo  sich  das  Schiff  befindet,  nicht 
den  Ort  der  Versicherung  für  massgebend  erklärt  Dadurcn  wird 
es  möglich,  den  betreffenden  Entscheidungen  „ein&ch  die  Zeit- 
rechnung des  Journals  zu  Ghrunde"  zu  legen  (Prot  VII  S.  3289). 

Art.  835. 

Wenn  im  Falle  der  Versicherung  des  Schiffs  auf  Zeit  dasselbe 
bei  dem  Ablauf  der  im  Vertrage  festgesetzten  VersicherungsBeit  unter- 
wegs ist,  so  gilt  die  Versicherung  in  Ermangelung  einer  entgeaenr 
stehenden  Vereinbarung  als  verlängert  bis  zur  AnkunfL  des  Sckiffs 
im  nächsten  Bestimmungshafen  und^  falls  in  diesem  gelöscht  wirdt 
bis  zur  Beendigung  der  Löschung  (Art.  827).  Der  Versicherte  «si 
jedoch  befugt,  die  Verlängerung  durch  eine  dem  Versicherer,  so  lange 
das  Schiff  noch  nicht  unterwegs  ist,  hundzugebende  Erklärung  aus-^ 
zuschliessen. 
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jftfi  FaUe  der  Verlängerung  hat  der  Versicherle  ßr  die  Dauer 
derselben  und,  wenn  die  Verschollenheit  des  Schiffs  eintritt ,  bis  zum 
Ablauf  der  VerschoUenheiisfrist  die  vereinbarte  Zeitprämie  fort  zu 
entrichten, 

Ist  die  Verlängerung  ausgeschlossen,  so  kann  der  Versicherer^ 
wenn  die  Verschollenheitsfrist  über  die  Versicherungszeit  hifiausläuft, 
auf  Grund  der  Verscholleviimt  nicht  in  Anspruch  genommen  werden. 

1.  Zum  Abs.  1  ist  zu  beachten  die  Bestimmung  der  revidirten 
Bremer  Versicherungs-Bedingungen  von  1875  §6  Abs.  8  und  4: 

Wewn  das  Schiff  bei  Ablauf  der  Versicherungszeit  auf  einer 
Reise  begriffen  ist,  jedoch  nur,  wenn  es  zu  der  Zeit  den  damaligen 
Lade-  oder  Expeditionsplatz  wirklich  verlassen  hat,  oder,  wenn  es  bei 
Ablauf  der  Versicherungszeit  seinen  dermaligen  Bestimmungsplatz 
zwar  erreicht  hat,  die  im  §  4  vorgesehene  Beendigung  der  Gefahr 
der  Heise  aber  noch  nicht  eingetreten  ist,  dann  soll  die  Versicherung 
bis  zum  Ende  der  Gefahr  solcher  Reise  in  Gemässheit  von  §  4  und 
unter  Prämienzulage  pro  rata  der  Zeitprämie  fortdauern. 

Unierliegt  das  Schiff  bei  Ablauf  der  Zeitversicherung  im  Be- 
stimmungshafen einer  Reparatur  für  Rechnung  der  Versicherer,  dann 
dauert  der  Misiko  bis  zur  Beendigung  derselben  gegen  pro  rata  nachn 
zuzahlende  Prämie  fort;  — 

und   in  Betreff  der  Berechnung  der  Främienzulage  die  Vorschrift 
der  Allgemeinen  Bedingungen  im  §  80  Abs.  2: 

Wenn  darüber,  wie  im  Falle  der  Ueberschreitung  der  Versiche- 
rungszeit die  Prämienzulage  zu  berechnen  sei,  nichts  vereinbart  ist, 
so  wird  dieselbe  im  Falle  der  jahres-  oder  monatsweise  geschlossenen 
Versicherung  monaisweise  (auf  Jdhreszwölftel)^  im  Falle  der  wochen- 
weise geschlossenen  Versicherung  wochenweise  veranschUigt.  Ein  an- 
gefangener Zeitabschnitt  (Woche  oder  Monat)  wird  immer  für  voU 
gerechnet. 

2.  Der  Abs.  3  des  Artikels  bezieht  sich  sowohl  auf  den  Fall^ 
,,dass  im  V ersicherungsvertrase  selbst  der  Wegfall  der  Verlängerung 
vereinbart^'  ist,  als  auch  auf  den  Fall  ^der  einseitigen  Ausschliessung 
derselben  durch  den  Versicherten"  (Prot.  VII  S.  3428). 

Zu  diesem  Absatz  kommt  noch  in  Betracht  §  80  Abs.  3  der 
Allgemeinen  Bedingungen,  wo  es  nach  der  dem  Abs.  3  des  Artikels 
entnommenen  Bestimmung  heisst: 

Wegen  Schäden,  welche  nicht  im  VerschoUensein  ihren  Orundhaben, 
hat  der  Versicherte  den  Beweis  zu  liefern ,  dass  sie  vor  dem  Ablauf 
der  Versieherungszeü  vorhanden  gewesen  oder  doch  in  dem  Umfange, 
m  welciiem  sie  dem  Versicherer  zur  Last  gebracht  werden,  durch 
einen  vor  jenem  Zeitpunkt  eingetretenen  ünfaM  verursacht  worden  sind. 

Art-  836* 

Bei  einer  Versicherung  nach  einem  oder  dem  anderen  unier 
mehreren  Häfen,  ist  dem  Versicherten  gestattet,  einen  dieser  Häfen 
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oefer  nac7*  einem  und  mehreren  anderen  H&fefi  isf  d^ef^^V^erüSherte 
mtn  Bes^^em^  jeden  d^'MmchitetenHdf^'hef^       *         ^ 

1.  Ist  dem  Tereicherten  der  Besuch  me lererer  Be- 
stimmi^ngsliafen  alternativ  gestattet,  so  geht  die  Absieht 
der  Kontrahenten  dahin,  dem  Versicherten  die  Wahl  zwischen 
zwei  verschiedenen  Reisen,  der  Hßise  „vom  Abgangsort  nach  dem 
einen  Bestimmungshafen^^  uncl  ,,vom  Abgangsort  nach  dem  anderen 
Bestimmungsort"  zu  lassen.  Hat  der  V  ersicherte .  die  eine,  fieiae 
gewählt,  so  ist  das  Risiko  des  Versicherers  für  die  andere  Reise 
erloschen.  Die  Wahl  Seitenfe  des  Versicherten  ist  getröÄn,  nicht 
schon  wenn  er  „den  Ehitschlnss  nach  dem  einen  Hafen  fahren  zu 
wollen  in  irgend  einer  Weise  geäussert  hat,  aber  auch  nicht  erst 
—  wie  von  einer  Seite  anf  der  Hamburger  Konferenz  ^Prot.  VU 
S.  3353)  behauptet  wurde  —  „wenn  er  von  dem  Punkte  aus,  an 
wachem  eddh  die  Wege  nach  beiden  Häfen  scheiden,  die  Richtung 
nach  dem  einen  Hafen  ein^chlagen^^  hat,  sondern  in  Gcmässheit 
des  Art.  817  Abs.  3,  sobald  er  den  Entschluss,  die  Reise  nach  dem 
einen  Hafen  zu  richten,  zur  Auiffiih^ng  gebracht  hat,  z.  B.  also 
nach  demselben  ausklarirt  hat,  oder  nachdem  er  sich  in  einem 
Hafen  Order  g;ehplt,  die  Richtung  nach  dem  Beetinunungdliafen 
einschlügt,  ;womn  ihn  die  Ordre  verweist..  ^Prot.  VII  S*  3282 
—3284.  Ö.  3352  £)  .     i     . 

2.  Ist  kopulativ  der  B«B«ch  meliTerer  Häfeb  dem 
Versicherteu  gestattet,  so  kann  dieser  «ie  alle  anlaufen,  und  der 
Versicherer  trägt  die  Gkfahr  der  Reisen  nach  diesen  eämmtltchen 
Häfen,  und  zwar  selbst  nach,  denjenigen,  die  der  Vemcherle  erst 
nach  vollständiger  EntlödehuAg  der  vom  Ausgangshafen  mitge- 
nommenen Ladung  besucht  hat. 

3.  Die  Allgemeinen  Bedingmig^.(§  81)  haben  die  Bestimmung 
des  Art.  836  aufgenommen;  dagegen  weichen  die  Bremer  Be- 
dingungen von  denselben  rücksiobtlich  der  alternativen  Fest- 
setzung mehrerer  Bestimmungshafen  und  zwar  m-  Gunsten  des 
Versicherten  ab.     Sie  schreiben  (§  7)  vor:  ,  ^ 

Eine  Versicherung  na  eh.  einem  oder  mehreren  henßamten  Orten 
endigt  an  am  ersten  dieser  Orte,  welchen  Jas.  Sdi ff  erreicht  'Eben 
so  endigt  eine  Versicherung  nach  einer  Insel  oder  nach  ei/i^em  Lanäe^ 
ohne  Benennuftg  des  Orts ,  an  demjenigen  Orte  solcher  Jnsel  oder 
solchen  Lande$,  an  welchem  daß  Schiff  sußrst^  (^hcmmt .  ,Lautä  üe 
Versicherung  aber^  nach  einem  und  ein^m  oj^,. mehrten  anderen 
Orten  eines  Landes  oder  einer  Insel,  so  endigt  sal^e^  erst  an  dem- 
jenigen  dieser  Orte,  welchm  das  Schiffe  gulett^t  erreicht.  Werden  jedoch 
bei  einer  Versicherung  dieser  Art  Gitier  an  einem  der  Orte  gel^indet, 
um  später  mit  demselben  oder  einem  andern  Schiffe  die  Bme.  fori- 
eusei'Zeny  so  ist  die  Gefahr  am  Lande  ausgeschlossen, 

4.  Die  Bremer  Bedingung^  enthalten  aneh  eine  Bestimmung 
für  den  Fall,   dass  eine  alternative  oder  kopulative  Fest- 
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Setzung  mehrerer  Abgangshäfen  stattgefunden  hat.    In  §  7 
heisst  es  nämlich  weiter: 

Eine  Versicherung  von  einem  oder  mehreren  benannten  Orten, 
oder  von  einem  Lande  oder  von  einer  Insel,  ohne  Angabe  des  Lade- 
platees^  beginnt,  falls  das  Schiff  mehrere  Orte  berührt y  von  dem- 
jenigen dieser  benannten  Orte^  oder  von  demjenigen  nicht  benannten 
Orte  eines  Landes  oder  einer  Insel,  welchen  das  Schiff  zuletzt  ver- 
lassen hat  Lautet  dagegen  die  Versicherung  von  einem  und  einem 
oder  mehreren  anderen  Orten  eines  Landes  oder  einer  Insel  y  so 
fängt  die  Oefahr  für  den  Versicherer  im  ersten  dieser  Orte  an. 

5.  Die  in  dem  §  7  der  Bremer  Bedingungen  angegebene 
Interpretationsr^el ,  wonach  die  Namhaft  machung  eines 
Landes  oder  einer  Insel  als  (alternative  oder  kopulative) 
Festsetzung  sämmtlicher  daselbst  befindlicher  Häfen  anzusehen 
ist^  wird  man  als  eine  allgemeine  Interpretationsregel  stets,  d.  h. 
auch  hei  Versicherungen,  die  nicht  auf  Grund  der  Bremer  Be- 
dingungen geschlossen  sind^  zur  Anwendung  zu  bringen  haben. 

Art.  887. 

Wenn  die  Versicherung  nach  mehreren  Häfen  geschlossen  oder 
dem  Versicherten  das  Recht  vorbehalten  ist,  mehrere  Häfen  ansstA- 
laufen y  so  ist  dem  Versicherten  nur  gestattet^  die  Häfen  nach  der 
vereinbarten  oder  in  Ermangelung  einer  Vereinbarung  nach  der  den 
Schifffahrisverhältnissen  ent^rechenden  Reihenfolge  m  besuchen;  er 
ist  jedoch  zum  Besuch  aller  einzelnen  Häfen  nicht  verpflichtet. 

Die  in  der  Polize  enthaltene  Reihenfolge  wird^  insoweit  nicht  ein 
Anderes  erhellt^  als  die  vereinbarte  angesehen. 

Art.  888. 

Dem  Versicherer  fallen  zur  Last: 

1.  die  Beiträge  zur  grossen  Haverei  mit  Emschluss  derjenigen^ 
welche  der  Versicherte  selbst  wegen  eines  von  ihm  erlittenen 
Schadens  zu  tragen  hat;  die  in  Gemässheit  der  Art.  637  und 
734  nach  den  Grundsätzen  der  grossen  Haverei  zu  beurtheilefh 
den  Beiträge  werden  den  Beiträgen  zur  grossen  Haverei  gleich 
geachtet ; 

2.  die  Aufopferungen^  welche  zur  grossen  Haverei  gehören  wiJirden, 
wenn  das  Schiff  Gtünter  und  zwar  andere  ais  Güter  des  Hheders 
an  Bord  gehabt  hatte; 

3,  die  sonstigen  zur  Rettung  sowie  zur  Abwendung  grösserer 
Nachtheüe  noihwendig  oder  zweckmässig  aufgewendetm  Kosten 
(Art.  823)  y  selbst  wenn  die  ergriffenen  Massregeln  erfolglos 
geblieben  sind; 

4,  die  zur  Ermittelung  und  Feststellung  des  dem  Versicherer  zur 
Last  fallenden  Schadens  erforderlichen  Kosten,   insbesondere 
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das    0  D..e]^-«t.e^ii  iGyunds.a^z^es^  de^  yV  ersijcheriji.pgsr^jP.I^^ 
dasB    der  Versicherer   die   den  Versicberten  treffenae  GTeraJ^r.  .una 
deing,9mä9£|.ayf  daraoß.  l^e^7orge^QQde^  K^Q^tt^e^e^ jii^er^oMnm 

2.'  (PtlP  HiiviBwriffgroöse*)  biit^er  Versiclieitsr  in 'doppelter 
Weite ^^inamst^env  '  Er  iisiftet  -für'  die'  Bieiträge-,  *  Welche  dRnr'.Ver- 
sicberte  •denj^igeti',  deren  Sachen  g^pfert  siüd^  zu/entifichtdn  hat; 
und  ittr  den  Werth  der  Quote  'der  gidopfibrten  Saoheny  für  wcAohe 
der'  vemöherto  -  Eigeuthtmer  Bniatz 'von  >  den«  diNrigea  Hsvme^ 
intereilsentefn  nicht  fordern  kahn.  Soweit  der  Vetfsicherte  :vegeB 
des.  yo(n  ibm  g^racht^  Opfers^'  EnischädigiHig  '^a  aodereB  in- 
teressenten  beanspruchen  darf^  fallt  die  Ersatzp^At  döi  Aaü^qi- 
radeui*ö  -  fort.  .     -       /      ..  .  •.   .  j  .\ 

8.  Dass  bei  Schiffen^  die  iti  Ballast  fahren,  vott  fia- 
i^ariegroase  viiobt  die  Redä  sein  kann,' ist  betreits  frühem  (&  30) 
faeiivo^gehoben -wdrd^n.  Eben  so  "wenig  bei  Sdüffen)  die  nur  mit 
Waaren  des  Rheders  beladen!  stind.  Dass  aber  clem.  YeiisicherteD 
Ersat»  'fär  alle* Schäden  und  Unkosten  zu  TheiP  werden  muss, 
welche  hA  einem  mit  f^^emden  Gütern  beladenen  Sohiff  ^on  den 
Havai^ieinteressenten  zu  tragen  sind^  folgt  daraus,  djjkssdiirdi  die 
Versicherung  dem  Versicherten  aliet*  Verlust  tnii6rfaüiJi>  des  Yom 
Assekuradeur  übeJmommenen  Umfangs  abgenommen  werden  «olL 
(Voigt  im  Neuen  Archiv  f.  H.ß.  S.  83  ff.)  Trotzdem  hat  das 
Gesetz  dkse  Schäden,  als  Vocli  Asseküradeur  zn  tragende,  besonders 
aü^ftthrt^  weil  dieselben)  wenn  sie  nach  den  Grundsätzen  der  be* 
sonderen  Hav^arie  behandelt  werden  würden,  rom  Versicherer  nioht  za 
tragen  wären  (Art  849),   soweit  sie  3  ^/o  des  Versidherungswerths 


*)  Da^  franzÖBiBche  Recht;  läsät  den  Versicherer  nicht  unbedingt  für 
Havarie^osse  einstehen.  Der  Code  de  commerce  bestimmt  n&mlich  (Arl;  406) : 
üne  demandepour  awÄie^  n'iiBt  point  receioabla^  w  l'aüari^  c^tntmuntxfitejcc^dt 
pa^  ^n  pour  cenf*  de  la  pcUewr  cunui^e  du^  navire  at  det,  marekiv^dUeß.  ^ 
Diese  Bestimmung  findet  nach  der  herrschenden,  auch  vom  Cassati^nshof 
(Entsch.  vom  27.  Dezember  1851)  adoptirten  Meinung  der  französischen 
Jurfsten  nur  Anwendung  auf  das  verhÄlttiiöö  von  VewScüerte»  und  Vemche- 
rer,  aittht  auf  das  Verh&lilniBs  von  Schiffseigenthömer'  tind  liadwiS!ae]ge&> 
thümer.  Man  stützt  sich  hierfür  auf  den  Schluss  de»  Artikels»  weldaer  von 
avcwies  particniihrea  spricht,  lesauelles  ne  donnent  jamaut  Heu  qiCentre  a»su- 
.reurs  et  assitrSs,  Die  französische  Jurisprudenz  Äat  den  Grundsatz  des  Code 
genauer  prazisirt  durch  folgende  S&tze:  Lorsqu^ü  y  a  plusieurä  amtrevri 
par  la  mime  poUce^ 
de  rAclcM^cUdon  ne 
grossir  le  montant 

exende  l^j^^  eile  doit  etre  payie  irUSgralement  et  Vassureur  ne  petU 
payer  se^tlement  VexcSdant  de  7%'  (Goujet  et  Merger,  dicttonnaire  I  p-  ^^^ 
squ,  n.  Ö73-377.)  Nach  den  regelmässigen  Polizen-Formularen  wird  die  Fran- 
cnise  vom  Versicherer  nicht  befahlt  (rolize  fiir  KaskoversicherunK  Art  19'' 
JjCs  avaries  ne  sont  payeee  par  les  assureurs  que  sous  la  retenue  d  une  /ran' 
chiee  de  I^Iq  de  ladite  somme  fscil.  assurdej  pour  lea  avaries  communes. 
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nicht  über&tjüegen^  und.  yeil  -eewis^.  Aufwendgaageut  l^ei.  welchen 
es  in  Ermangelung  positiveir.  ßf^timn^ungea  bed.ei;i]|Jic4l  s^ln  würde, 
grosse  Havarie  anzunehmen.^),  überhaupt  nicht  unter  dem  öesichts- 
punkte  '  deö '' R^itftafgsaufVätiä'eir  Sfem  Vei'Biehetör'zär  L'afet  gelegt 
wei-den  könnten.  '  (Prot  Vlll  S:.  4»49'  f. '  Vgl.  'Voigt  a,  a.  5. 
S.  94'ÄV  -     '^■■-     ■    ''        :    '    '-■  ^    ••'  •■    "■      ••/.'■ 

4  Die  2tff.  4  lässf  den  Versiöhei'eif  tragen  Mclrt  seM^htweg 
die  BiMr  Ermitteimig  und  Ftotstdlutis  dee  Schadens;:  oondem  nur 
dei  ihflil  züif  Last  faUtnden  ßdliadeüs  erforderlkbtini  KoaleiL 
Hat  afaio  der  VerBJchereir  zrB.  ^/rei  Ton  gewiaseo  Proztotan  ge- 
zeidhnet' V B<>  ^^^  ^  die-'EoBten  -nur  daniji  zut  erstatte;  i^wenti  der 
Sebad^Gi  die  ve#behaIteneB  Proseal^  Hberfiteigt;^^  ist.iti  Tt^cen  veiv 
sidiert  und  triffik  ^ider  Schaden^  den  V airsicherteti  bei  einige»  Ti^s^a, 
bei  aoMier'eiii  nicht/^  eo  flind  «ydie  Kosten  Yerhilltai86mäsaig  zu  repar- 
tirem^    (Ptot  VHI  S.  4851.)    :    •    . 

5.  Zu  Ziff.  1—3  vgl.  Art.  850;  zu  Ziff-  1—4  v^»  Art.  847; 
zu  ZiJSL  3  und  4;  vgl  Art.  844« 

6..  Voh  den  Allg^  See^-Veraicbexiungß-Bedingmigien 
kommt  zu  den  beiden  etsten  Absätze»  des  AHiik^s  noch  in  Be^ 
tracfat  folgende  BestimmuBg  des  §  84:  '..!.. 

In  Mesei^  FäUcfii^'^)  werämy  ohschon  keine  Mehrheit  v(m  Sßvereii- 
grosse^Jnfer^senten  varkaridG»  ist,  im  Verhältnisse  m  dem  Versicherer 
die  Aufopferungen  so  hehahdelt  y  äis  wären  sie  au  Gumien  deß.  g&- 
sammten  gefährdet  getJoeseneii  Werths  gemacht  ioordei* ;  sie  sind  demr 
gemäss  ^on  dem  Versicherer  nach  Massgabe  des  Inhalts  der  Ver- 
sidhermlg  so  %eteä  ku  ersetzen,  me  die  res^,  versicherten  Gegenstände 
daAtrtA  betroffen  toerden.  —  In  den  Fällen  der  ersteren  Art  (wenn 
das  Schiff  nur  mit  Crütem  des  Bheders  fuhr)  sind  betreffs  der  Fragen^ 
welche  Aufopferungen  unter  den  obhh  gedachten  a/nleren  Umständen 
mJtir  grossen  Maverd  gehören  w&rden,  und  in  welcher  Weise  ihr 
Betrag  über  die  verschiedenen  Gegenstände  m  verrechnen  sei,  die 
Grundsütge  de^enigen  Rechts  massgebend,  welches  beim  Vorhanden- 
sein jener  anderen  UmsUinde  für  die  Aufmachung  und  V^ertheilung 
der  grossen  Hanerei  Anwehäum  gefunden  haben  würde  (§  85).  — 
In  (few  FäUen  der  meOen  Art  (wenn  das  Schiff  in  Ballast  fuhr)  sind 
die  Grundsätze  des  am  Versimerun^sorte  gelten!^  Savereißrosse- 
Rechts  für  jene  Ftage  massgebend^  jedoch  hom)nen  hierbei  die  Auf- 
Wendungen  f&r  Heuer,  Kost  und  Logis  der  Schiffsbesatzung  dem 
Versicherer  nicht  ziw  Last. 

Die  vorgedachten,  Beiträge  und  Aufopferungen  (^ff.  1  und  2) 
werden  übrigens  von  dem  Versicherer,  mit  Ausnahme  der  Fälle, 
wenn  die  Versicherung^  (mf  Güter  in  Dampfschiffen  geleistet  worden 
ist,  nwr  derH«  ersetzt,  wenn  ihr  Belauf  ohne  die  Kosten  der  Dispa- 


>lii>l^«i         ^.>■»^^ 


*)  Auf  der  Hamburger  Konferenz   wurden   als  solche   die  Kosten   des 
Aufenthalt«  im  Nothhafen  genannt. 

•*)  D.  h.   dea  Fällen  der  Ziff.  I  und  Ziff.  2  Abs.  1  dieses  Paragraphen, 
welche  mit  Ziff.  1  und  2  des  Art,  838  H.Gr.  B.  übereinstimmen. 

20* 
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chirung,  und  ohne  etwanige  Provision  von  Beputirien^  ein  ProMent 
des  coniribuirenden  resp.  gefcl^^et^iWeriJis  übersteigt  Ist  das 
Schiff  auf  Zeit  oder  auf  mehrere  Setsen  versichert^  so  ist  das  eine 
J^rozeni.f^r Jede  einMine  J^ß  i^iassg^b,^^,  I)ixr  J80jpriff^4eP!i\fteis€ 

beetinmt  ^chn^ich  s/8^'f)^  \\    •  -i^      ••  - 

7.  Zi|r.  ^  womit  die  Bvem.  h^^m^gen.  (§  59  jietfeter  AbMU) 

übereifslimi^eB,  ist.  m^pdifi^^iirt  \ji  i,^u  A^Ilg..  B^0diagu.Ägoja 

.  jPer^  Versicherer .  hat  fernef  m  ircLgw  äie,&Jf^  JSrmitteimff  mul 
JFest^tellufpg  des  ihn  treffenden  ^chaä^ns.erforderiMi^^  tns^ 

besondere   die  Kosten,  der  Besichtigung f,  der  j^bsehi^Bmig ^md.,.des 

Verkaufs  f  bei  Crüterper$ichemnge$i  J^t^diß  KasUn  .dJir.JSfisiek-' 
iigung  yaidMschätzu^  fmr  ssuir  Mci^ffi^  — * Mei  Q^Sfio-^ Vemt^ikerwigeH 
trägt  der  Versicherer  die  Kosten  der  Verklarung,  bei  Versüf/^ep^mgen 
von  Qi^ern^  und  J^rackt^  ßie  JB^äifte  4en  für  ,eine  .A^^ertigwtg  der 

Verklarung  von ,  .denk  Y^rsicherten  fwfgewandie»  ^sten.  . —  Die 
Kosten  der  Anfertigung  der  Dispwhß  hßi  der,  VfTsi^efier, .  4iM$m 
demseU>en .  ein  Schaa(^  ,f^r  JUnst  fällte  bei  aUen  Vemcherwngfn  mr 
Rälfte^  mAra^en,^    '     .        .^  ...^     .  ,.  ,.,.^  .\   ,,  .,  .   .  .    ,.,  , 

8.  von  den  Bremer  revid.  B,edinguijge^  bezjehen,  sich 
noch  auf  diesen  ^'rtfkel:  '  ,  ,    .      /i 

§  B'"-  Bin  Beil/rag  zur  Havarie-Grosse  tjoi^d  volii  ^dem  Versic^er 
nur  dorm  vergütet,  wenn  diese  J^avarte- Grosse,  ohne  (l%e  Unkosten 
der  DispacJUhmg,  und  ohne  etwaige  DepütattonS'lyovision,  m^  ah 
Ein'JPi'Szefd  vom  ganzen  kontribuirendien  Werthe  ausmacht  , 

§9,  Bei  in  Sallast  fahrevkden  Schiffen  kommen  cJieÄüfwen^hmgeft 
ßHr  Hftxer,ß^ost  und  J^ogis  der  Schi0besaizung  wahrend  d^s  Aufent- 
halts in  biktm  NötM^f^  dem  Versicherer  mcm  zur  Last  \ 

§  11  Wem^  hei  Schiffen,  die  auf  Zeit  dä^  ftkr  mehrdr^  Reisen 
zugmeh  versichert  sind,  ßa;v€fHe-Päriiculaire  oä^^Sißvärie^-Cfrosse 
emtritt,[$ö  muss  dii  Aufmachung  oeider  fär  jede,  JRiü^  bes^fuUrs 
geBchskefif\  und  söu^^l  die  Savarte  -  Pdrttculqire  fvie  die  ffavärie- 
Grosse  iffuss  dann  auf  jeder  Hefse  dia  festgesäzten  Prqceuäk  peirägen, 
um  v^n'dept  Tersif^r^  vergfUet  zu  tf erden. ,   '    '  /     .., 

Alä  i^ffe  Eeise  wird  at^h  eine  solche  a^esehen^  .i^^^WU  <fe 
Schiff  m  Ballast  ZI4  detft  SfuvecJce  unteHoikmen  hat,  um  ahJ/tem^Be- 
siifnnki^ßöf^ie  Ladung  ß^  ei^e  ff^niere '  Heise  nach  e^^m  (ändere» 
Ftaize  eimMehmen.    '""    ""•'■   ';"  "    '  \'  '    '"'''^  l\  '  •    '   / 

•)  AUg.  S^e-VeWich -Sed.  i  8Öi  Insofern  es  avf  \^iileion{^re^B^änd- 
luftff  dmr  eimi^lm^n.\}bnt»Bkrer\ßnäurch  dütMefFersieh^nk^oedBi^lß^-^^ieuen 
ankomml  {in  ßeireg  M/mr  zu  gewährUi^^tnd^  See^avigliehkmi  §.^ik\Zif*  t; 


welcMer  tha  Schiff  von  Jfettdnk  ^u$§erü$M  iowrde^  4^  •  o<fer  wehk&  Wli»irf*B 
eiUtoeder  atrf  Grimd  eines  neußti  Frachtverira09  ^  pdir^mßdi  wdlstSi^iÜ^r 
Löschung  der  Ixidung  angetreten  ha^  sondern  auch  etnf.sQlchß  Bfsiißm  ^wUh» 
das  Schiff  in  Ballast  zu  dem  Zweck'  unternommen  Kot,  uvi  an  dem  Be- 
stimmungsorte Ladung  für  eine  fernere  Reise  nach  einem  anderen  Platt 
einzunehmen.  .      »  " 


' '    . .    .        ' '      .  .  *  1       "  1 
Umfang  der  rom  Versicherer  zu  tragenden  Geüahr.  30d 

■-  '--^    ■■••■.■■-••-•  ■     ■••■  ''Att:'8S9.  •• 

•  « 

In  jifi^ehm§i  ^der  B^sfütäfft  tu/t  gto^en  Ha/o&ei  md'äeit  ^(ich 
den  Grunhätisen  der  grossen  ^avfre^  m  bmriheüelhä^ ^B^trä^e  he- 
stimmt  eicü  die  Verpflkhhmffen'  des  T^rsi^heters  nadh  äef,  asfn  ge- 
hörige  Otie  m  Inlande  öder  ün  Awslanide,  im  Einklänge  mUdem  am 
Orie  der  Aufmachung  geltenden  Rechte  aufgemachten  Dtmache.^  Ins- 
besondere  ist  der  Versicherte,  welcher  einen  ifur  grossen  Haverei  ge-: 
hörmäen  Schaden  erlitten  hat,  nicht  berechtigt,  von  dem  Versicherer 
mehr  als  den  Seirag  m  ftyrdetn ,  m  i4>elcJ^  der  Scheiden  in  der 
Dispache  berechnet  ist;  andererseits  haftet  der  Versichert  ßr  diesen 
gangen  Setrag  y  ohne  dass  namentUch  der  Versicherungswerth  mass- 
gd^end  ist. 

Auch  iann  der  Versicherte,  weim  der.  Seh(tden  nach  dem  am 
Orte  der  Aufmachung  geltenden  Recht  als  grosse  Saverei  fiicht  an- 
eusehen  i^,  den  ^sota  des  Sehadens  v&n  dem  Versicherer  nicht  au$ 
dem  Ghrmde  fördern^  weil  der  Schaden  nach  einem  anderen  Redete, 
insbesondere  nach  dem  Rechte  des  Versicherungsort$,  gro^eJSäverei  sef, 

1.  Dadurch^  dass  die  Ersatz  Verbindlichkeit  de«  V^riicherers 
durch  ein^  Dispache  geregelt  wird^  be^  deren. AHfmAc^ung  nach 
deu  Gefi^etzen  des  Ijia^pacheoxts,  . nichjt.  aber.Moh.d^  fUr, 
den  Yersiclierung^ertrag  .ma^egebenden  yer^^en.ist,  Jkannvcl^ 
Assekur^deur  i^n^achthiBil  versejtzt, werden^  indem,  in  di^  Dii^pi^di^ 
möglicher  Weise  Unfälle  als  grosse  Havarie,  betrachtet  werden, 
welche  nach  den  zuletzt.. genannte^  Gesetzen  vaicht  a)9  sp]d\e  Wc* 
gesehen  werden  können,  oder  uö;igeHehrt>  uijd  bßi  der  Bereqbnaug 
und  ^ertheilung  der  Schäden  .G^unds^t^se  befolgt  wer^n/ \die  mit 
diesen'.  Gesetzen  nicht  übereiw»^nxxAeö-  <  (Vgl»  ^VQigt .  im  \Neu«n 
Archiv  f^  H.R.  I  S,  211  f.)  I)asa  der  4^^kl*f^ßw:  wph  di^s«iu 
Nachtheil  gefallen  lassen  mus^^  wurde  ^uf  dcir. Hamburger  Kooferem^ 
folgendermassen  begründet:  A^, den  ^eeun&U,, welcher  di^  grosse 
Haverei  herbeiführt  knüpft  pich  ,zugleicj\  ^a^  uj^iv^riweidUßhQ  Folge 
dej?  Ort  und  somit  auch  die  Art  upd  W^ifiie  d^r.Pi^pacbirung"  an, 
,;ohiie  o^ass  der.  Versichert^  e^  altzuwendon''  vermag,  I)ie  hiorw^ 
für  den ' Versicherer  ejiwa ,  entstehendenv  K^^ht^^ite  stellen,  ^^iob^  i4* 
;,Folge  des  Seeunfälls'^  dar/ und  d!aher  haftet  der..AA9okuradea«. 
„auch  für  die  Gefahr  der  Dispachirung  nach  anderen,  als  den  Ge-  ^ 
setzen  ■  dea  Y ^r^icberwgsort^'S  .  <^rot  V II  .& .  3&2&)  '^) 

Bag^en  bindet  den  Vefsieherev .  nicht  dne  Dispaehe,  wolehe 
nicht  im  £fokiange  mit  dem  atli  Orte)  ^er  Attitnuchcrng  gehenden 
Recht/ Böndfern  nach  einem  ^aaid^i^n  Rechte^  etVra  dem  des  Ver-. 
sicherungBorts  aufgemacht  .ist,  0er  Assekuradeur  ist  nämUok  nur 
zum  £r«atz  de?,  Havariebeiträge  veirpfliditety  welobci  ^der  Ver- 
neherte^  \«tt  laBten  ^  gesswitoren  gewesen/'  Ge^wniygeh  ist  «ber. 
der  Vertrichterte  nur'  zu  »olchem  Beiträge,  „der  .ihm  in  einer  oach 


*)  So  auch  nach  älterem  Recht:  Pohls,  See-ABsekuranzrecht  11  S.  710. 
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den  öesetzepi  des  DispftcliiruDjgsortÄi  gerechtfertigten  Disjp^cH'e  auf- 
erlegt, worden",  weil  ßlcli  ScliiflF  un^  Iladung  an  dijBs^^' Öi-Ve  be- 
finden, und  „die  Verfügung  darüber  ohne  EntricKtuiig^  der  Bei- 
träge nicht  verlangt  werden"  ^^^njo.  Wogegen  die  „uribeftigfe  An- 
wendung eines  Rechts  durch  den  Dispacheur"  dem  Versicherten 
und  demgemass  auch  dem  VeriöcheMr  nickt' prl^'lidlzrreü  darf. 
(Prot.  VII  S.- 8528  f.)  '  «V  .»      A  >xr 

2.  Bas  Geäefe  berechtigt  den TebicHertöti  nicht  nür'Brsatz 
der  Beiträge  zur  Havariegrosse ,  welche  er  auf  Grund '  äet  in  der 
besprocÄeiden  "Weiaö  aufeemachtenDSöpaöhe  den  Havarieinter4fe8enten 
2U  entrichten  hat/  vom  Versicherer  zu  forderö,  sohdern  auch' (natür- 
lich nicht  Über  die  Versicherungssumme  hinaus':  Art.  844)!3Ei^eatz 
des  Betrags  eines  von  ihm  erlittenen^  in  der'Dfep'acjte  als 
grosse  Havarie  bezeitjhneteii  Schadens,  soweit ernlcht  von 
den  Übrigen  fiaVariegrosse-Interesscnten  dafSr  Entschädigung  erhält. 

Ueber  diesen  Sata^  fand  auf  der  Hamburger  Konferenz  zu 
wiedei^holtfeu  Malen '  eine  lebhafte  Diskussion  fftÄtt. "  *FÖr  denselben 
milchte  ban  namentlich  geltend,  dasä^  in  '  der' ft*ftherfen  Pi^aaris  in 
dieser  Weise  Verfahren  worden,*)  und  diäss  ma^  dad\h-ch  VfeVwicke- 
lungeh  vorbeuge;5  ,^welche  unvermeidlich  seien,  wöjiA  dife  Bedetxtong 
der  Dispache  verkümmert  werde."  (IVot.  VÜ  3.  3641—8546. 
Vin  S.  4855-4359.) 

3.  Dass  Gesetz  bestimmt  ausdrücklich,  dass  der  Versickerte 
Ersatz  mep.  nach  dem  Becht  des  DiBpachirungsorts  nicht  als  grosse 
Havarie  erscheinenden  Schadens  nichtAus  dein  Grunde  lb^ 
dem  dürfe,  weiV  der  Schaden  nfwh  einem  anderen  Recht,  besonders 
dem  des  yersicherungaorts  als  Havariegrosse  zu  betrackien  ist 
Damit  ist  aber  nicht  gesagt^  dass  der  Ersatzanspr\ich  in  solchem 
Falle  stets  cessirt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ein  anderer  ^en  Ver- 
sicherten binjdender  Verpäichtungs^rund  vorhanden  ist  Erscheint 
vielmehr  ei^  nicht  nadi  dem  Recht  des  Dispachirungsorts,  wohl 
aber:  n^oh   dem  Recht   des  Versicherungsorts    unter   die  Havarie- 

5ross6 .  faUender  Schaden  zugleich  als  partikuläre 'H&varie ,  ,so  ist 
ie ,  Eraatzverbindlichkeit  des  Versicherers  begründet.  Ob  dies 
aber  zutrifft,  lädst  sich  nur  ini  konkreten  Falle  entscheiden.  Dies 
gilt  nameoatlich  von  den  Kosten  für  den  Unterhalt  und  die  Heuer 
der  Maniischaft.  Hierbei  wird  eß  sich  nämlich  fragen  ,.öb  der  Auf- 
enthalt ifla.  Kothhpfen  zur  R,ettung  des  Schi^  riothwendirj^cfwescn, 
diese  K^osten.Bonut  ala  Rettungskosten  zu  betracl^ten  sind  ,  und  in- 
wieweit dies, der  Fall,  oder  od^.  B.  „die  Reparatur  ajdftchiebbar^' 
war  (Prot  VHS  3538-^541.  VIII  S.  4356— 4358J.  ffinsichtKeh 
des ;  unter  idie^er  JNr.  erörterten  Punkts  heisst  ^  in  den  Allg.  Be- 
dingungen ^  86  Abs.  3: 

/  L^fierungsr  %ind  ^euerverstchertmgs^iCositen  — ^  tuchi  ab^st^ostef^ 
laiche  in  fhUe  einer  dßr  im  §  70  Ziff,  3  ^edac^en  Ürsauikm  tur 
Omßervwmg  der  (juier  aufgewandt  worden  sind —  werden  dem  Ver^ 
sicherten  ersetzt,   wenn   sie  in  der  auständiScheH  Dispache  nicht  in 

•)  Vgl.  Voigt  im  Neuen  Archiv  f.  H.R.  IV  S.  120—133. 
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^9^»  M^m  mfffmfnmen  sein  sont^.  ^^%^  ÄSL"**'^' 
(5w^^^iwj^ctWi;iwew€  Heuere '^ost-  una^Loa^gelaer  der  pcmflhnafm' 
scl^n  dem,  ffrHßl^er  ats  Parti(Mtäif^Hkver^nifiki  zur' Lad  ge- 

•  Ber\:Ver&uihfire9t  hafteit  jedo^  nißhtfuir  die  Jm .  .wtrakhMdm 
Artikel  erwöhnUn  Beitrage^  insoweit  dieselben  in rmnem [^pfa/i .sich 
gründenf  ßtft  Reichen  der  Versicherer  naeh'd^  Yersitfier^snertrage 

nicht  h(^e[t,;^rf,*      .  ,   :■     ^  .  .i 

Wenn  wx  Viarsicheirer  jbwpißbweiöe  die  Versicherung  nur  für 
Seegefahr  übernommen  hat,  ao  haftet   er  nicht  für   diß  Havarie-    . 
beitr%e^  wemv  eiu  Koihhafeu  .wage;).  Kriegfigefikhr   angelaufen  ist 
(Pr^t  yil  ß.  3fe28).  . 

;  t  Die.AUg-  Yer4cberniig8>Bßdinßiuigen  fiigen  im  §  S7  der  aüf- 
gwomm^nisn  Beetüpamiin^  dioaeQ  Jüiäkels  nooh  folgende  »peziqlle 
Vorschrift  J^n;&u:  .         '    ' 

ßind  Wfter  mU  der  Clauael  ,Jrei  von  Beschädigt^g  (von  Bruch)" 
versichert  .und-  noird  ein  Schaden,  welcher  an  denselben  in  Folge  eines 
jsur  .großs^  JSßveref^  fahrenden  JEreignis^es  0,urch  J^eschädigung  (durch 
Brtici)  pervf sacht,  worden  istj  in  die  grosse  ffaverei  rnfgenommen, 
80  ist  der  Versithßrer  ni^ht  verpflichtet^  diesen  Schaden^  so  weit  der- 
selbe nach  der  Havereigrosse-JDispache  iiberjiatwt  jsur  ,Tragung  des  ^ 
Versicherten  bleibt,  eu  ,ersetaen.  Das  gleiche  Ergebniss^  tritt'  unter 
den  entsprechenden  Voraussetzungen  ein , .  wenn  der  Versicherungs- 
vertrag mit. der  (beschränkten^  Clausel  „frei  von  Beschädigung  (von 
Bruch)  ausser  im  StrandungsfalV'  geschlossen  sein,  und  ein  J^andufias- 
faU,  oder  was  demselben  gleichsteht^  nicht  stattgefunden  hob^  sollte. 
i  Nach  dießer  Vorschrift  haftet  der  Versicherer  nicht  für  die- 
jenigen als  ^avariegrosse  sich  qualifizirenden  Einbussen^  welche  in 
einer  Beschädigung  der  versicherten  Güter  bestehen.  Es  muss 
daher. in  jedem.  Fdle  ermittelt  werden,  welcher  Theil  ehies  in  der 
Dispache  „dem  Versicherten  zur  Last  gebliebenen  oder  gebrachten 
Beitrage  auf  Kechnung  der  Beschädijgung  kommt/^  Jßdäuft  sich 
Zu  ^,  der  öesammtbetrag  der. grossen  Sav^ie  auf  20^000  M., 
wfslche  auf  Schiff^  ]^racht  und; Ladung  im  Gfesammtwerthe  von 
lOaOCKji  M.,  wovQii  40p00  Sf.  auf  die  |.adang  Men,  txi  vertheüen 
sind, iSO.  hat  die  l^adung  4Ü%  des  ganzen,  Schadens,  also  ^OÖ  M. 
zu  trafen.  Geboren  nun  zu  dem  Hayariebdtrage  yon  20;OÖÖ  M. 
4pQ0  M«  Betrag; der  Beschädigung;  welche  die  Giüter  bersj^lelsweise 
dmrch:  da?  iju. die  Behufs  def  Bewerk^telligujqg  des  Seetfurfa  ge< 
öffnetepiiiuken  eingedrungeijie.  Se€;was3er  erlitten  Jx^b^n^^^o  hat, 
wenn  ile/Waarep  zu  ^rem  v^lleh  Werthe  versichert 'smd;  der 
Versicherer  dem  Ladungseigenthümer  zu  zahletj(640p  .H.;  zu  Lasten 
des  ietzj^ron  bleiben  loQO  M. ;  denn  der  Ve^aidherte  Ladungseigen- 
thümer trägt  4f)  %  der  Waaren- Beschädigung  von  4000 ^  M.  = 
IßOp  M;^,40  %  ct^ö  Wstiffen  Schadens  von  16,000  M.  —  0400  M. 
(Voigt,  Erläuic  zu  dem  iSitw.  eines  neu  revid.  allgl  Plans  Hamb. 
See-Versich.  fe.  .44-48).  '      " 


^ 

/ 
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\  j 


Die  iix  Sele  k^nnde  Bestiminting  dei*  AUg^mdbdn  ^Bedin- 
gangea  ist  |edoch  nicht  nur  (wie  ieÜB  in  den  Bemevk^ngto'd^r  Bre- 
mischen  KoihmiBsion  zu  dem  Entwurf  dier  AUg.  'VersichciransR- 
Bedingangen '  6.  14  heLsst)  eixie  unrtebtige  intarporetatioii  des 
Art.  84A  HlG.B.^  sondern  siebt'  \tck  direkten  Wid^^pruoh  mit 
Art.  8K5  Hl  G.  B.  und  dem  §  103  dei^  AUgeitoeiiien  BedrMtmgen 
selbst ;  -^  ddnn  hiamajcfa  haftet  \  der '  Versicheileif  \iMk  1  dett-  *  ^äftusei : 
^yfrei  von  Beschädisting^  -usibedin^  'fbr  die  fieilrällgenziir  Hji'vtnrie- 
grosse;  mit  Eiikschluss  derer ^  die  der  Verdcbert^  wegen  ^es'-vou 
ihm  «rlittenen  Sehadens  hol  tragen. hat         ■  ^ 


t  •  • 


Art.  841. 

1^  die  JOttspaohe  von  emer  Aisrth  Ghfsetg  oder^  Otbfwtch  dagn 
berufenen  JPersoh  aufgemacht,  so  hmm  >Aer  Versichere  di^dbe  wegen 
Nichtübereinstimmung  mit  dem  am  Orte  der  AufinachuHhg  getknim 
Beehtuad  der  dadurch^  hetoitkten'  BenackämUguing  dad'  Verkicherten 
nitiht  anfäddenj  ^  sei  demi^daiss  der  Vemichartedurdi^  mangeXhafte 
Wahmehmimg  seiner  Meoktedie  BenaehtiaMigung  ^erschmldet  hat. 

JDem  Versidterten  liegt  j^o€h  oh,  die  Ank^rüehe  gegen*  die  «u 
seinem  Naektbeil  Beg^lnsKgtm  dem  Vereüherer  nbsmUreim. 

Bagegeh  iei  derVer^ieherer^  befugt,  m  Men  iFäOek^die\I>iipaAe 
demi  Vkreid^Hen  gegäMer  insoweit  ti»OsufecMen\  eis  ein  vmi  detn 
VersidUevien  selbei  erKtterier  Sdiadem,  fUrwdfchen  ihmnäkh  dem  «m 
OrtG  der :  Aufmaehung  der  Bispadh^  gebenden  Rechte  eine  VergMung 
nickt  gebührt  hättet  gleichwohl  €ds  grosse  ßaverei  bAandeit  worden  ieL 

'1.  Die  BestiinÄiang,  dass  die  von  einer  -  da»«'  Uut^risirten 
Person  aufgemachte  Dispache  wegen  NichtttbereiilstimttiUng  mit  dem 
am  Orte  der  Aufinftchung^  gehehden  Recht  od«**  -^  wie  die  AUg. 
Versioherungß -'Bedingungen  §  88  noch  hin«tifiigen  -^  ;,wegto  un- 
richtiger Werthveranöchlagungen,  Berechnungen  oder  itonstSgef;  fak- 
tischer Anttahmen^'  tmd  dadurch  bewirkter  BettaehtbeiHguftg  des 
Versicherten  vem  VersitJherer  nieht  angefochten  werden  darf,  er- 
leidet eine»  Ausnahme  in  -dem  FaB,  das»  dei*  Versicherte»  selbst 
durch  mangelhafte  Wahrnehmung  seiner  Rechte '  di  e  '  B  fe  t  a'e  h- 
theiligung  verschuldet  hat  Dass  die  in  Rede  stehende  Dis- 
pache der  Kegel  nach  Seitens  äes"  Aßsekuradeurs  nicht  angefochten 
werden  soll,  erklärt  sich  daraus,  dass  der  Versicherte  oft  gar,  nicht 
in  der  Lage  ist/  die  Dk^a<^e  einer  ft-üftibg  zsu  unterrie^hta.  hier- 
durch hat  der  Versi^eherte  aber  nieht  dfer  VerbindRehkeit  überhoben 
sein  sollen^  die  Dispache  insoweit  2U  prüfen^  als  die^  durch  eine» 
gewöhnlichen  Oeschltftsmanii  ausführW  Ist.  Diese  Pflicht  folgt 
nämlich  >on  selbst  aus  dem  Versicherungsvertrtige,  welcher  dem 
Versicherten  die  sorgftltige  Vertretung  der  luteressefa  adeh  des 
Versichferers  auferlegt.  Djtes  der  Versicherte  fttr  die  oben'beÄeich- 
nete  Benachtheiliguug  keine  Entschädigung  vom  Assekuradeur 
verlangen  kann,  gdit  auch  daraus  hervor ^^  dass*  der  Versicherer 
nur  fiir  die  mit  <fer  Seefahrt  verbundenen,  den  Versicherten  tref- 
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feod^  Gre&hreo,/ nicht  aber  för  desBän  eigenle  NacUäBsiigkeit  -ein- 
zostctien  hat  Daiift^ .  dac»  der  -VerBicheirte  unrichtige' Ai^endang. 
anslllndiscber  fieehuinariaen  oicbt  rügt^  kann  i^n  Verschulden 
desselbea  nioht-  goft^de»  werden^  da  man  einiB  Känntnias  derselben 
bei  ihm  nicht  tosäussetzt^n  dari^  woibl  aber,  Trenn  dne«  Bestimmung' 
des  inifodiacben  Bieehts  i^  Fi^e  äteht.  (Entsch.  .dea  O.A.G.  ru 
Lübeck  vom  14.  Oktober  1865'  in  Eiendff's  Bammliing  I  S.  89^. 
917—919.    Vgl.  Entscfc.  des  R.aH.a  XVII  S.  188f  fF.)' 

2.  Der  Sßm  Abs;  2  des  Artikels  entsprechende  .Abs.  2  des 
§  88  der  Allgemeinen  Bedingoiigen  weicht  von  jenem  wesentUch 
ab.    Er  lautet  nämlich: 

Dem  Versicherten  liegt  jedoch  $bi  je  nach  dem  Verlangen  des 
Versicherers  entweder  die  Ansprüche  gegen  die  eu  seinem  Nachtheil 
BegiknsUgten  demselben  abßuireten,  oder  fiir  des8e9^  Bechnutigund 
auf  dessm  Kosten  dieüedammiion  0u  heir^iben  oder  durch  seine 
Correspondenten  betreiben  sfu  lassen, 

3.  Die.  Regel  des  Aba.  1  erleidet  noch  eine  Ansnahme  im. 
Abs»  3  in  Betlreff  der  Vom  Yer&ieh^rten  se^lbst  erlittenen 
Schäden  -^  im  .G;egen6atK  zu  dbn  Schäden,  wegen  deren>  er  an^ 
deren  Hayariegroaae^Literedsenten  theilweise  Entsehäd^ng  hat  ge- 
währen müjieen  — .  Die,  wenn  auch  von  einer  atttoriBiHen  Person 
aufgemachte^  Did|>a(Üie  isi  für  den  Versicherer  nicht  bindend^  wenn 
in  derselben  ein  derarögor  Schaden^  fiir  welehen.  dem  Verneherteu 
nadä  dem  Recht  des  Dbpachirungaotts  eine  Vergütung  nicht  ee- 
bührte»  ata  grosse  HaVarie  behandelt^  oder  wenn  —  wie  i  die  Allg. 
Bedingungen  §88  hinzufügt  ^-*  ,^der  Versicherte  durch  unrichtigB 
WerthyeraxwchU^ngen^  Berechnungen^  oder  soB^tjige  faktische  An- 
nahmen in  anderer  Weise  bevortheUt  wordeu  lat/^  Für ,  diesen 
Satz  noax^hte  .man  ^uf  der  Hamburgs  Konferenz  geltend,  es  sei 
nicht  abs^sehen,  ^^weshalb  ^r  Versicherte  ein  ihm.  an  uq4  fUr 
sich  nicht  zukommendem^  Rechte  den,  Assekuradeur  wegei^  eine^ 
Schadens  in.Anapruch;  zi^  ^ehmeA,  da4uprch  iiollie  erlan,|^n:könn0n} 
dasa  diesfer  Schaden  als  grosse  Havarie  betrautet  und  zur  -Uxige- 
bübr  von .  d^n  librjgei^  Intaresseot^n;  zum  Theil  erset^^t.  forden  sei,'' 
(Prot,  VII. S.  8531.)     ... 

.Art  848.     •     '    •  . 

Wegen  eines  ^an  dem  Verstchertetn^  erläteii^en^\0ur  gr^ossen  Jffaverei 
gehäreßden  oder  n(^h  den  ßrundsiitiien  der  lelirterm  isu,  beurtheilenr 
den  Schadens  haftet  der  Versicherer^  wen»  die  ^ffiieäumg  des  die 
Feststelimg  und  Vertheiiung  des  Si^Mdem  bemicke$kdefn  ardm^rngs- 
massigen  Verfahrens  r  stattgefunden  hiof,  in  Ansehung  der  Jßeär^ge^ 
wel^  dein  Versicherten  jfu  entrichten  isind^  nur,  inscweit,  ;  als  der 
Versicherte  die  ih(m  geOlhrende  VergiUung  auch  im  Rechtsweg^ ,  so- 
fern er  diesen  fu^iUch  betreten  honwl$,  nidd  erhalte  hdt,   ,  .  . : 

Für  einen  unter  Havariegrosae  fallenden  Schaden  haftet  der 
Veraicheter    nichf    nur,    insoweif    denselbe   zu  Laj^ten    des  Ver* 


der  Dispaphe  Yon;dQn  ü,t)r^en  Havigiieäiitej^essfiiif^.i^^ 
denJfeiträge  von.dje,s^i3i.jaicht  erhäli    PreüicK*^l^i^ej(^jM*dfcen^^ 
w.eiMi    den  Versicberteö   kein  .VerBchul^ea    bß;    di^^,  [föf^reibuBg 
trifft.   .W^de^  dalier  die  ^itragspflicl^tigejä.O&jei^  ßo  be- 

schädigt, dass  sie  die  darauf  ri^heuden  Beitrilge  xucl^it  O^ck^  oder 
gehen  dieselben  ganz  verloren ,  oder  erwächst  dem  Versicherten 
dadurch  ein  Verlust^  dass  denScbttTar  ^.die  beitragspflichtigen  Güter 
ohne  Sicberstellung'^  amsliefert^  SiO  ist  der  Ausfall^  soweit  er  in  den 
Fällen  der  ersten  Art  nicht  durch  eine  neue  Vertheilun^  über 
sämmtliche  Interessenten  gedeckt  wird,  vom  Versicherer  auftragen. 
WürdiB  dagegen  der  Versicherer  nicht  einmal  den  Versuch  machen, 
von  den  übrigen  Havaricinteressenten  die  geschuldeten  Beiträge 
einzutreiben,  so  h^tte  für.  diesen  Verlust  der  Versicherer  nicht  ein- 
zustehen. ,    ^ 

Da  der  Versicherer  aber  für  diese  Havariebeiti*ag<J  ntn*  in 
subsidium  haftet,  so  soll  er  regelmässiger  Weise  erst  dann  äaflir  in 
Anspruch  genommen  werden,  wenn  es  feststeht,  dass  ^le  von  den 
Havarieinteressenten  nicht  zu  erlangen  ai^d.  Daher  '  tnacht  das 
Oesetz  dem  Versicherten  nicht  nur  :{ur  Pflicht,  die  Feststellung  der 
von  aen  übrigen  Interessenten  zu  leistenden  Beiträge  durch  die 
Dispache  abzuwarten,  bevor  er  Ersatz  der  erlittenen  Havarie  vom 
Versicherer  fordert,  sondern,  auch  durch  Betroten  des  Rechtswegs 
die  Rektifizirung  einer  ihn  widerrechtlich  beschwerenden  Dispache, 
sowie  die  Auszahlung  der  Havariebeiträge  Seitens  der  übrigen 
Interessenten  herbeizuführen.  Doph  legt  das  Gesetz  diese  .Pflicht 
nur  dann  dem  Versicherten  auf,  wemi  die  Aufmachung  der  Dis- 
pache ordnungsmässig  eiiigoleitet  ist,  und  der  Rechtsweg  füglich 
Detreten  werden  konnte.  Der  Versicherte  kann  daher  ohne  Wei- 
teres  den '  Versicherer  in  Anspruch  nehmen ,  wenn  —  was  der 
nächste ,  Artikel  besonders  hervorhebt  —  «die  Aufmachung  der 
Dispache  zu  rechter  Zeit  und  am  rechten  urt^*  vpin  Schiflfcr  aus 
PfSchtwidrigkeit  .versäumt  worden  ist,  oder  wenn  dieselbe  gar  nicht 
erfolffcn  konnte,  weil  z.  B,  „die  beitragspflichtigen  Gegensände  an 
verschiedenen  Orten  geborgen  worden,  oaet  Schiffer  und  Mannschaft 
verunglückt"  sind:  eben  so  wenn  es  im  Voraus  gewiss  igt,  dass 
das  Betireten  des  Rechtswegs  nicht  zum  Ziele  fiihren  Würde,  z.  B. 
-wenn  bei  uncivilisirten  Völkern  in  entferntön  Weltgegenden  der 
Prozess  zu  führen  wäre."    (Prot.  VH  S.  3534-3536.  Vlfi  S,  4478.' 


,  Irit,  843, ' 


\.  •\ 


^Jst  Uie  "Emleiiung  des  Verfahr  ms  ohne  Verschulden  ä^  Ter- 
sicherten  unterolteben,  so  Tcann  derselbe  den  Tersich^er  tci?gen  (te 
ganzen  Schadens  nach  Massgabe  des  Versichetungsvefirags  umnitkl- 
bar  in  Anspruch  nehmen.    ^,   .^ 

1,  Durch  di^  Worte  nach  Masagabe  des  Versiche- 
rungsvertrags soll  ausgedrückt  werden-  daisa  der  Schaden  in 
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deih  betrefftnäen"  Falle  so  ersetzt,  werde«  »tisö,  ^wife'weiin  gar  fc^in 
Fair;4ör;^ö>sÄ;Hft^  ,      \ 

/2.    Ifem^  des   Vetpiöherten   stjeht  ,natlfrHch'  ein 

V^rschttlden  des  Abladers,  Empfäjigelfs,  Kargadeur^  (wie  der 
§  91  4eri  Aflg.  Bedingtipgfeii  ausarticklich  Heryorliölbt)' und  der 
sonstigen  yertTeter  desselben  gleich.  - 

'AirtJ  %4A,' 

JPer  Yersii^er  haftet  für  den  Schaden  nur  bis  auf  Hcihe  der 
VersicJ^erunassumme.  .     . 

Jßr  hat  jedoch  die  in  Art  638  unter  Ziff,  8  und  4  erwähnten 
Kosten  vollständig  m  erstatten^  wenngleich  die,  hiemach  im  Ganzen 
0U  0q)hlende  Vergütmg  die,  Versicherungssumme  Übersteigt, 

Sind  in  Folge  eines  Unfalls  solche  Kosten  bereits  aufgewendet, 
0.  JB.  LiOsMoMfe-^,  odeT]  Beklamekosten  verausgabt,  oder  sind  0ur 
Wiederherstellung  oder,  ausbesserte  der  durch  den  Unfall  beschä- 
(figten  Sache  pereitß  Verwendunget}  geschehen,  0.  B.  zu  einem  solchen 
ZwecJce  Sape^eigelder  verausgabt,  oder  sind  von  dem  Versicherten 
Beitriwe  ^ur  jfrQSsen  SnkVfrei  bereits  entrichtet  oder  ist  eine  persM- 
Jiche  Verpflichtung  des  Versicherten  zur  Entrichtung  solcher  Beiträge 
bereits  entstanden^. urul  ereignet  sich  später  ein  neuer  Unfall^  so  haftet 
der  Yersicherer  für  den  durch  den  späteren  Unfall  entstehenden 
Schade  T>i6  auf  Söhe  der  ganzen  Versicherungssumme  ohne  Hack- 
sieht  auf  die  ihm  zur  Jjisti  fallenden  früheren  Aufwendungen  und 
Beiträge,  ;  , 

!Pie  4<\i3nalunen,  welche  die  Abs.  2  und  3  von  d^m  im ,  Abs.  1 
aufgestellten, Pripzip. zulassen,  sind  nothwendig,  um  dem  Versicher- 
ten vollen  Schutz  zu  gewahren.  Anderenfalls  nämlich  würde,  da 
eine  XTeberversicherung  nicht  zulässig  ist,  der  Versicherte  niemals 
vollstäji^ig^  Entschädigung  erhalten,  wenn  einer  der  m  den  citirten 
Ab$ätze^aüfgeftihrtep  Fälle  eingetreten  wäre  (Prot.  VII  S.  3289  f) 

In  deo  Allgemeinen  Bedingungen .  ist  von  den  -  hier  in  §  92 
Abs.  2.  u^d  3,  aufgenpsBonenen^  Bestimmungen  des  Art.  844  Abs.  2 
und  3.  ^e  wichtige  Ausnahme  gemacht,  indem  Abs*  4.  des  ,citirten 
Paragraphen  bestimmt:  . .    :  . 

.  xHe ,  Bestimmungen  des  zweiten  und  driften  Absatzes  dieses  Ta- 
xagrc^hen  findffi  dann  Jceine  Anwendung,  sondern  der  Versicherer 
haj^et^nur-,  ois  :giuf  Söhe  der,  VevsichefKung^summe,  wefi/in  der  Schaden 
des  Versicherten  ga/nz  oder  theilweise  durch  einen  Schiffszusammen- 
sioss  verursacht  worden  ist  ^nd  in  Folge  des  Umstandes  die  Grösse 
der  Versicherungssumme  übersteigt;  dass  der  Versicherte  wegen  des 
ZusümmenstQSß^^  einem  Dritten  Schadenersatz  leisten  m$iss  (^  69^  Ziff.  7h 

Eben  so  erleiden  dieselben  eine  wesentlich^  Modifikation  durch 
§  68;(s..9.  S.  184  Note  **J.  .     ,  ; 

Art  845.     ■    ■        •■■•'■.• 

IkrJ  Versicherer  ist  nach  Eintritt  eines  Unf aus  berechtigt,  durch 
Zahlung  der  vollen  Versicherungssumme^  von  allen  weiteren  Verbind- 
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lichheUen'  aus  äein  yer^hemtMsyfH^^  $i(^  jm/(i^4)fr^'<?>>ivtfJHS&^i9^ 
dere  v(m;Aer  F/ß»;pj^?c/^ng,  die  Kostm  m^  erstatt^lf^  Mpet^  im 
Retiuikg^  \^hätümg  utid  Wiedernerstetlung  der  versicJierten  Seuchen 
erforderlich  sind.  .^ 

War  0ur  Zeit  des  Eintritts '  äes  ^^fdUs  ein  Theil  der  versicher- 
ten Sachen  der  vom  Versicherer  \sn/^  irqgenden  Gefaf^,  bp-eitg'  ent- 
zogen, so  hat  der  Versicherer,  weichet:  ^vot\  demllecJUe  dieses  ArUkek 
Gehratich  macht,  den  auf  jenen  iheü  fallenden  Theil  der  Versiehe- 
rungssumme  nicht  m  entrichten»  ,  .    , 

Der  Versicherer  erlangt  durch  Zahlunp  der  Verm^Jierungsstmme 
keinen  Anspruch  auf  die  versicherten  Sacnph, 

Ungeachtet  der  Zahlung  der  Versicherungssumme  bl^td^r^  Ver- 
sicherer zum  Ersatz  derjenigen  Kosten  verpflicMet,-  u^^che  iaurf  die 
Rettung,  Erhaltung  oder  Wiederherstellung  der  versicherten  Sachen 
verwendet  sind,  bevor  seine  Erüärunsi,,  von  dem  Reckte  Oebrauch  zu 
machen,  dem  Versicherten  zugegangen  ist. 

Durch  die  BeBtimmuog  des  Artikete  soll  verhütet  w4M^,  »^ass 
der  Vei*Bicherer  fiir  ei^en  Piirtialschaden  ^mehir  b^flsahlen  BQÜeee, 
als  wenn  die  veralchprte  Sache  gäxizlieh  UQterg^angeii  yrdre/'  Dem 
Versicherer  wird  dadurch  die  Bßfugnisfi  eiogeräumt;  die  Vornahme 
einer  Reparatur  wegen  unverhältnissmässiger  Höhe  der  Reparatur- 
kosten sich  zu  verDitten.  Djaher  jSpdet  der  Artikel  aber  auch 
nur  in  so  weit  Anwendung^  als  es  sicii  um  ;,die  Folgen  eines  und 
desselben  Unfalls''  bandelt;  und  er  geWiährt  dem  Veraiehdrer^faicht 
das  Recht.  ,jich  der  Verbindlichkeit  zur  ZahlujQg  der  ifa  Folge 
früherer  Ünmlle  bewirktei^  Aufwendungen,  als  Separttturkosten 
u.  s.  w.;  durch  einmalige  Zahlung  der  Versieherungssmoime  ku  ent- 
ziehen.'' Ausserdem  hat  das  Ge^eitz  den  Versicherer:  Mick:iyer- 
pflichtet»  Ersatz  für.  die  auf  denseljben  Unfall  besügOo&en  \  Aufifoi- 
dungen  zu  leisten,  wenn  diese  Aufwendungen  heikler  BrUänmffTDn 
dem  ihm  ixx  diesem  Artikel  eingeräumtem  Reciity  ClebMiiä  zu 
machen/  vorangegangen  sind. 

So  wie  der  Artikel  jetzt  lautet,  ist  derselbe  dem  Wesen  der 
Varsiehfilrung  durchaus  «eibäss.  Der  V^raicfaerte  '  kan*n^,^tis  dem 
Versicherungsvertrage  nie  mehr  als  die  volle  Versiöher^^iii^'iptone 
erhahen/''  Erhält  er  diese  ungesqhmälert,  so\ist  er  mit  allen  be- 
gründeten Ansprüchen  vollständig  befriedigt  Daam  isl  «s  aber 
nothwendig,  dass  ifa2^  neben  der  Versicherungssumme  <W' Von  ihm 
gemactoe  KettWÄgteufwand  ersetzt  wierde ,  Veil  dieseV  liA  I^resse 
des  VerBicherers^Äeriiacht'  und  'für  den  Versieherten  hutauos  ge- 
wesen ist  Ausserdem' .müssen  ihm  die  durch  frühere  •  UiußlUe  ver* 
ureachten  Aufweadungen  eneto  werden,  weil  diese  iär''dekidHb^ 
dm%h  den  späteren  Unfidl  verloren  gegangen  sJüd'  (PMit  VII 
S.  3464--3470;.  VH!  S.  4404-4407).  ;       . 

Dasß  der  Versicherte  nicht  verpflichtet  wird^  sich  den  Werth 
des  Geretteten  auf  die  VerBioherUDgssamme  oder  die  Eortswädigitiig 
für  die  gehabten  Aufwendungen  in  Anrechnung  bringen*  zu  rassei], 
hat  seinen  Grund  darin,  dass  derselbe,  wenn  er  die  Reise  nach 
der  Seitens  des  Assekuradeurs  erfolgten  Zahlung  fortsetzt,  Gefahr 
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läafl;  yyäie  yersicberte  Sache  durch  einen  neo^n  S^eunf%ll  z\i  yer- 
Heren  nnd  hierdlirch  deti  dem  ]Werthe  deß^eljben  entsprephendeia 
Theil  d^  VermcherungBSumme  einzubüas^  (Prot  VIJIJ  S,v4407  f.).*) 

Ikr  Versicherer  nrnss  seinen  JEMschluss ,  c[as6  er  pdn  dem  im 
Art.  846  bemchneten  Hechte  Gebrauch  machen  %ooUey  bei  Verlust 
dieses  Rechts  dem  Versicherten  spätestens  am  dritten  Tage  nach  Ab- 
lauf desjenigen  Tages  erMären,  an  welchem  ihm  der  Versickerte  nicht 
aReht  den  Unfall  unier  Bezeichnung  der  Beschaffenheit  und  unmittel- 
baren Folgen,  desselben  angezeigt,  sondern  auch  alle  sonstigen  auf 
den  Unfall  $idh  beziehenden  Umstände  mitgetheiU  hat,  soweit  die  letz- 
teren dem  Versicherten  bekannt  sind. 

•    Art,  84t. 

^  FhSe'  nicht  zum  voUm  Werffie  versichert  ist,  haftet  der 
Versickerer  füit  die  im  Art:  838  tintef  Zlff.l  bis  4  erwähntest 
BeiUäge,  AÖfofferungen  und  Kosten  nur  nach  Verhälthiss  [der  Ver- 
stdienmgstuumme  zum  Yersicherungsukrih. 
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•■■•''       '    Art.  84$; 

.♦......'•  "  ■    ^  ' 

XHeVerpflicktungdm  Versicherer^,  einen  Schaden  zh,  ersetzen, 
loird  dadurch' nickt  amdei^  a/uf gehoben  oder  geändert,  dass,  später  in 
Felge  deiner'  Oefähr^  wdehs  der  Versidterer  nicht  zu  tragen  hat,  ein 
neuer  Schaden  und  seihst"  eiri  Te^herlust  eifHrftt: 

Im  Gegensatss  %u  Aeik  bei  der  Harariegrosse  geltende^  Grund- 
säteen  (Art  707)  hat  der  Art.  848  bestimmt^  dass  die  dcnrch'  einen 
eingets^etenen'Un&U  bet^eits  begründete  £n^cfaädigungspdicht  des 
Versiekerert  ■  Jn  kdner  Weiftö'  alferlrt  wrd  *  durch   einen   späteren 

•'.     .  .  .♦•;.»». 

if)  i^Re  ^^^l^ellQi  3eiitiBip>ung  hM  cter.  God0  </«>  tmnuueree  fKv^indn 
speziellen  Fall  getro£fen»  Er.verairdiiet  nftnalicb:  (ort.  ä$SJ  JSn.  ea^tkuprüe^ 
tt  Casmrj  Wd  pu  en  ddnner  avis  U  Vussureür^,  il  peut  rßcheier  les  eff^U  9ans 
attehd^  4ön  ördf^e.  Vassnreur  eH  tenu  de  Bignifier  ä  Tassureur  la  com- 
posüion  <pCilr  autn^faite,  dnwüdi  qvSl  w»  anta  Im  moyens,  (ort.  390J  iJassu- 
reur >  a  ,le - cheiap  ds .  pntndre  la  •  ^ennp^eäiam  h  mam  -  ü^n^U\,  ou  tfp  renonc&r  ; 
it  e^i  tenui  dfi/notifier  son  (fhaix,ä  Vasw/ri,  d^ns  le% .vingt-:q!inatre' heuret  qfU 
suwerii  la  fiotißcdtion  de  la  composüion,  S*il  cUelare  prendr^  la  compoiUion 
a  9^n'  prefit,  U  ett  tenu  de  contribuer,  sans  dllai,  aa  patement  du  rackat 
dan»  let  tertnis  de  ^  öon^eniion^  et  ä  propottibn  de'  eon  intSr^f  et  il  cou' 
tinue  de  o^rir  les  rizquee  du.  vo^ä^^  eo^formAnent  4ta  eontttU  d^aseutanee. 
SUl  diclar^  fenonccr  au  ,pr4^  ds  la  lOQinpifißüiiJ»^  il  'eat,,tem^  :au  paietneiä  de 
la  somme  a^surie^  sana  pouv&ir  rien  pretendre  aiux  leffiets  r<icketis,  .  horsque 
Vassureur  n^a  pas  notifii  »on  ehoix  dane  le^  Mai  stisdit,  il,-  est  censi  apoir 
reumei  au  'proßt  de  la  eomposiiion.  £d  ist  dies  ^ewissermaBsen  ein  Abandon 
des  Venicmvon» '  me  auch,  die  bctmffeittlen  Betotimmungen  sich  in  dem  vom 
fiUaissement  band^hidea  Ab«c!lautt  des  'Code  d^  cQmamrce  findem.  JOieMlben 
Vorschriften  enthalt  das  Spanische  H.G,3.  A)±  917*  918.  . 
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Wrühxt  '/Ms^  hieft  au^der.  Hambarger  IJ^onfer^w^ldi^se^^rPrips^y 
T^elebeft  arsi  in  «»weiter  I'6Bttpg.:aji&' dem  Oe^t^c^^ftqljkea , {EWin^^ 
(§  250)rMaM%QiK)mmen  'w^i^rde,  d^^JaLalb;  £ür .  nothwiei^^igii  »if^  der 
Veriicherte . sonst;  nickt  g^Z;^dackt  ^eij /wenn  Biab.  <eiaer.  ae^iMsr 
A^ekumd^ure  von  gewia&t^  . Gp&hren  freigezQicl^ii^et  b^be^.wd 
der  eine  der  Scbildetif  aus  eines  »olcbea  axiBg^nooMnepen  Qibfahr 
hervorgehe"  (Prot  VIII  S.  4361).  '        ,  .       "  -   r  7   - 

In  welchem  ■VeAjiltüi8&  reröchiedenö,  ftir  Versebiedeü^  Ge- 
fahren  übernommene  Versicherungen  bu  ieinander  stehen^  ^eftm  die 
Unfälle  nach  einander  eingeti^eteto.  sind/ ist  ledi^ichim  eiosebien 
Falle  nach  der  bei  den  Versieherungsyerträgea  ob>¥altend«i  Wittens- 
meinung  der  Kontrahenten  au  entdeheiden.  Geht  a.  B.  wennv^^A. 
nur  den  TctalTerlast,  und  nachher  Rr  alle  übrigfal^H>eDQdaD  6e- 
fiEdireoa^'  übernimmt;  die  Mei&utig  der  Kontr^entan  dldun^  ^dass 
B«  nur  xdanu  einzutreten  habe,  w^nn  dei .  venvichetie  Ghegeofttaud 
BchliesdyLob  beaohädigt  in  dem  Bf^mmungBfaafeH^/  «dkonnbt«  ao  hat, 
wenn  ^^das  Schiff  zuerst  auf  der  Reise  beschädigt"  iftird^  dasm  aber 
^^^anz  verloren"  geht,  ,|A.  den  ganzen  zugesicherten  Betrage  B. 
nichts  zu  bezahlen."  Geht  die  Meinung  aber  dahin,  dass  B.  auch 
für  „die  während  der  Beise  eintretenden  Beschädigungen  hatten 
soll,  so  hat  letzterer  in  dem: gleichen  Fall  ,iur  die  Beschädigung, 
ungeachtet  des.  naehhev  eintretenden  Total  Verlustes"  Eraa^  zn 
leisten,  A.  dagegen  y,{tlr  den  Totalverlust  naeb  Abzut  de^en,  was 
B.  zu  entrichten*'  hat.  Durch  den  Totalverlust  geht  nämHch  die 
Sache  „nur  nach  Abzug  des  von  Bi^^zu  ,JEntrichten4fen",  verloren. 
(Prot  a.  a.  O.) 

Art  849, 

Sesondei'e  Havereien,  wenn  sie  mm  die  Koslm  der  JErmitteUmg 
und  Feststdhmff  des^  Sehadens  (AH.  838,  Ziff.  4)  drei  Protfent  des 
Versicherungswerfhs  nicht  tihersteigen  ^  hat  der  Yersickerer  nicht  m 
ersetjgen,  wenn  sie  aber  mehr  als  drei  Prozent  betragen,  ohne  Abjsug 
der  drei  Prozent  m  vergüten. 

Ist  das  Schiff  auf  Zeit  oder  auf  mehrere  Bei$en  versichert ,  so 
sind  die  drei  Proisent  für  jede  einzelne  Meise  tfu  berechnen.  Der 
Begriff  der  Reise  bestimmt  sich  nach  der  Vorschrift  des  Art,  760. 

1.  Die  Bestimmung  des  Abs.  1,*)  hat  ihren  (3run^-  in  prakti- 
schen Erwägungen.     Bei  Schäden    —   so    wurde  auf  der  Ham- 


*)  Auch  der  Code  de  oommerce  (arL  40Sf)  beBtimmt:  Une  demande  pour 
avaries  rCest  point  recevable  —  st  Vavarie  particulikre  fCexckdt  paf  —  «« 
pöur  Cent  de  la  valeur  de  la  ehose  endommagie.  Dia  geni^aere  Präsisirung 
des  über  die  Ver^ütune  der  Havariegrosse  vom  Code  au^estellten  Qmnd- 
Satzes  bezieht  sich  aa(£  auf  die  eben  oitirte  Stelle;  s.  S.  ^6  Note  *).,  Die 
regelmässigen  Polizen- Formulare  haben  diesen  Grundsatz  abgeändert  Bei 
Kaskoversicherungen  beträgt  dieselbe  3  Prozent  (Axt.  19  des  Polizen*Porma- 
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Bch#6!i^  IfeätafafrCfelieti/säin;  •  db ;  W^ = tfie- 'Polg<i  fergöMliöheF  efeetiüftlle 
odtrr  Üttt'  diö  Polgö  dfer  gfew^Öhnlidhen  Zttf&Ue  dter  Seefähii*« '«nl 
Und*  es'  wüfd*  die  Erörterung  dieser  Fragte'  „tii^lit  selten'  W^it- 
Mfigkeftfeii  tintf  Körten '  nach'  «bh '  zteheA*,  wdcKe  mit  der  ,;Be- 
detituöt  döf  gftfts&en  Aiigc9egenheitl  niichtim  Vei-hSltfiisä^'' stünden*). 
(Prot  VII  S.  3294.)  '  -    li:  / 

'üß^^h  <l^n,  Allgemeinen  Beidingungea  §  97  'werden,  diesie;  drei 
Pj^oz^atvFrwciuse  fblgepdermassen  berecknejl;:        .     .       ' 

hei  dem  Schiff,  muss  die  Beschädigung  nuA.  Ahmg  des  Unter* 
sehiedes  yyneu  fSr  alt'  (s.  §  180)  sich  höher  belaufen* 40$  drd 
R^oent  'tofk  det  Taooe  der  -Police  resp.  deni  Versicherungswerfk; 
ergtebi  aber  der  von  SächverständiglM  taxirte  Wertk  des  ScMfls 
im  bestüadigten  Zustande  mt  JSäneuifiehung  der,  ^ei  es  m  der 
Dispache  iSibet  die  grosse  Ha/oerei,  sei  es  m  derjenigen Hher  die 
besondere  SavereitfärgMeten  B^UraiUr  eine  höhere  Summe,  von 
dieser'  leMren.  -'•  •'   .  •  --  •  r. .   <r.  .s,^  ;   *      .... 


■  ■  ■  1  •  -  •  .  -x  ■ 

lars).  Bei  Waax^n -Yecsiplißnmgeii  ist  jüeselbe  T^j^chiede^' n^h  .d^n  ver* 
flcliiedenen,  Waaren.  normirt  (Art.  10.  11),  Die  Franchise  wird  yoD?  *  efsiche- 
\  rer  nicht  'bözählt,  'wenn  d!e  flararie  d!e  freigelassenen  l^rozente  übersteigt. 
B«i  gewissen  Oeg^stSnden  findet  gär  kleine  IVatn^ähite  statt:  AH.  ff  des 
Waarei^Folise^Foiaiqililaya;  Le$  a^orie*  TM^rtietMreg' ma^irmUet  coknitßnt'ien 
perte.  4$  qwiMiti»,  »Qnt  rembaur^^eM.  mtigfqiemßnt  ^  «cum;  atftmt»«  frcaichi^ß 
sur  tee  especes^  miUmx  prif^ieux,  4iamant8  e\  pierreg  pr4cieuse9  non  montSe, 
etains,  cuivres\  ptomhs  et  zincs  bruti  en  lingotB, 

Die  englische  regelmässige  Polizen-Form  enthält  einen  blonderen*  Vör- 
hehalt  in  Betreff  der  partikulären  Havarie  bei  gewissen  G-egenst&nden.  Es 
wird  dadurch  die  Haftung  des  Ass^ui^HidauiiB  bei  einigen  Artikeln  für  be- 
sondere Havarie  überhaupt,  bei  anderen' wenn  diese  nicht  bestimmte  Prdzente 
erreicht,  ausges<;hlossen.  .  Diese  Klausel,  welche  in  England  zuerst  im  Jahre 
1749  «inge^doit  Svurde,  wird  dort  aügemein  bezeichnet  alsy^omm^m  meMoran- 
dwn ,  vnd  die.  in  derselfoea  au&efüluten  Uegenstände  memiorandum  artiolee. 
In  den  beim  Lloyfl  gebräuchli<}Hen  Ppllzen  lautet  da«  Meiaoxaadum  : 
(/)  Corriy  ßshj  Bcdt^fruit^  flour  and  seed  are  wqrranted  free  from  average, 
unless  generale  ar  ine  ehtp  he  $tranded, 

(2)  Sugar^  tobacco,  hemp,  flazy  hides,  afid  ikiris  are  UHirranted  ffee 
from  average  unäer  fiae  poundi  p$r  cent  \ 

(3)  And  M.  otkßr  goada^  aUo  ike  ship  and  ßreight^  ar^  watranted  free 
from  average  under  three  pounde  per  eent,  unless  gen$raly  or  the  Mp  be 
siranded.  '  , 

Dieselbe  Klausel  kt  aber  auch  bei  den  Privatassekarluclieuren  der 
englischen  Plätze  gebräuchlich.  Vgl  Anwidd  I  p.  234  squ.IIp.  7ß3—73ö, 
der  in  Beti-eff  der  Veranlassung  der  Klausel  bemerkt;  the  Memorandum  clause 
is  introduced  into  all  policies  for  the  purpose  of  exempting  the  underwrüers 
from  liabüity  for  trivial  losses.  Uebersteigt  die  Beschädigung  die  freige- 
lassenen Ptv2etite,  so  ist  sie  vollstilndig  ohne  Abzog  dieser  zu  befahlen: 
Arnotdd  II  p.  735. 

*)  A^hniiehe  Erwägungen  machten  sieb  auch  im  fr^anzosischen  Staats« 
rath  bei  Berathung  des  art.  408  des  Code  de  commerce  geltend:  une  action 
en  Justice  doit  itre' refusie  lorsqu'il  fatidrait,  pour  Vintroduire,  d^penaer  en 
frais  autant  ou  plus  wion  n' obtiendrait  pour  riparaHon  du  prijudice  souffert, 
(Goujet  et  Merger^  dicHonnaire  L  p.  581  n,  574),\ 
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bei  der  Fracht  mus^^  der  Verlust  sich  höher  belaufen  eis  ärti  IVo- 
eent  von'  deren  nach  Ghartepartie,  Manifest  oder  Connossement 
sieh  ergebenden  oder  sonst  gu  ermittelndem  Beirage  (^  20  Abs.  2); 

bei  Gütern 

1.  wenn  solche  am  Bestimmungsorte  angekommen  sind,  von  dem 
Werthe,  den  selbige,  fäUs  sie  unbeschädigt  angekommen  wären, 
zufolge  des  nach  §  133  taxirten  MarJUpreises  gehabt  haben 
würden,  oder  wenn  die  Taxe  der  Police  resp.  der  VerstcherungS" 
werth  höher  ist,  von  jener  resp.  von  diesem; 

2.  wenn  solche  aber  nicht  am  Bestimmungsorte  angekommen 
sifid,  falls  der  Schaden,  nach  §  133  berechnet,  iber  drei 
Prozent  von  der  Taxe  der  Police  resp,  vom  Versicherung^ 
werth  beträgt, 

so  wie  bei  sonstigen  versicherten  Gegenständen  von  der 
Taxe  der  Polize  resp,  vom  Versicherungswerfh, 

Die  revidLrten  Bremer.  Bedingaagen  yerordnen  im  §  10: 
Eine  ParUcidair  ^Havarie  wird  von  dem  Versicherer  f  msofem 
bei  AbscMms  der  Versicherung  nicht  eine  andere  Uebereinkfunft  ge- 
troffen ist^  nur  dann  vergüte,  umm  solche  an  sieh  und  ohne  Zu- 
sfiehiung  der  Unkosten^  mindestens  drei  IVoeent  von  der  Taxe  beträgt; 
bei  Waaren:  nenehdem  der  Schaden,  weldker  ans  deren  Bes^ödigung 
entstanden  und  durth  das  in  den  §§  60  und  61  vorges^uriebeme  Ver- 
fahren ermittelt  ist,  auf  das  Verhältniss  zuruckgeftihrt  worden,  welches 
der  Werth  im  unbeschädigten  Züstmnde  zu  dem  versicherten  Betrage 
ergiebt  (vgl  §  2^);  bei  l^hiffen:  von  der  in  der  Police  verembarteny 
sonst  aber  nach  §  31  zu  bestimmenden  Taxe,  und  zwar  nctch  vor- 
gängigem  Abzüge  der  im  §  59  bestimmten  Kürzung  für  den  Unter- 
schied  zwischen  alt  und  neu  an  den  E^araturkosten. 

2.  Bei  Versicherung  mehrerer  Gegenstände  ist  zu 
unterscheiden,  ob  sie  zu  einei*  Einheit  zusammengefassti  z»  B,  unter 
Einer  Taxe  Tereinigt  sind^  oder  nicht  Im  ersteren  Falle  muas  die 
von  einem  Gegenstand  erlittene  Havarie  3  %  ^^^  gesammten  Ver- 
sichemngswerths,  resp.  der  Gesamrattaxe  Abersieigen;  im  zweiten 
enügt  es,  wenn  sie  8  %  seines  Werths  übersteigt  (Entsch.  des 
.  A.  G.  zu  Lübeck  vom  20.  März  1847  in  Seuffert'e  Archiv  III 
Nr.  96;  vgl.  S.  219.) 

Art.  860. 


S 


Die  im  Art  838  unter  Ziff.  1  bis  8  erwähnten  Beiträge,  Auf- 
Opferungen  tmd  Kosten  muss  der  Versicherer  ersetzen^  auch  wenn  sie 
drei  Prozent  des  Versicherungswerths  nicht  erreichen,  Dieselheii 
kommen  jedoch  bei  der  Ermittelung  der  im  Art,  84$  bezeichneten 
drei  IVozent  nicht  in  Berechnung, 

In  den  Allg.  Bedingungen  lautet  der  diesem  Artikel  ent- 
spreohende  §  98  mit  Rücksicht  darauf^  dass  §  97  ^^  ebenso  wie 
Art  849  H.G.B.  lediglich  von  der  besonderen  Havarie  handelt: 
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Dte  in  §  Bi  unkt.  Ziff.  3  moähntm  KoMen  timas  der  Ver- 
sicherer ,0irsebim^  auch  wetm  sie  drei  Procent  des  VersichertimswerOis 
nicht  erreicfm^ .  Dießelben  iwmi,en.  jedQch  bei  de/r  JErmiikUimg  der 
im  §,97  bezeichneten  drei  Procent  nicht  in  Berechnung.  s\ 

iTt.  851. 

'  •  '  .  * 

Ist  vereiiaibaaFi  ^  dctös  der  Versicherer  tfim  hesümmien  Prozenten 
frei  sein  soll,  so  hemmen  die  in  den  Art.  849  und  860  enthcdtenen 
Voreckriften  mit  der  Massgabe  wwr  Amoend^mg^  dass  an  Stelle  der 
dort  erwähnten  drei  Prozent  die  im  Verträge  angegebene  Anzahl  von 
Proßenten  tritt. 

Die  vereinbarte  Franchise  wird  eben  so  bebandelt,  wie  die  ge- 
setzliche Franchise.  Der  Versicherer  haftet  nur,  wenn  der  Schaden 
die  Prozente,  von  denen  er  sich  freigezeichnet  hat,  übersteigt;  ist 
dies  det  Fall,  dann  hat  er  fiir  den  ganzen-  Schaden  ohne  irgend 
weickea  Abauff  eineustdieii^  Dies  gilt  namendioh  auch  dann, 
wenn  b«i  d^  Oütervenichenmg  die  ^oüfte  mii  der  Klausel:  „irei 
von  00  und  80  viel  Prozent  Besohädigong^'  oder  „firei  von  Besehä^ 
digung,  wenn  unter  so  tind  so  viel  Proseoit^  geMebnet'  kt.  WtU 
der  Yemch^erer  unter  allen  Umständen,  eueh  weini  eine  Brsata- 
verbindliohkeit  überhaupt  begründet  ist.  gewisse  ProMBte  des 
Scbadena  nicht  zaUen,  se  muss  dies  besonders  vereinbart  werden^). 
Dies  gesohieht  nach  den  Allgemeinen  und  ^den  revidirten  Bremer 
Bedingungen  dni^  die  Klausel:  ,^firei  so  von  und  so  viel  ersten 
Prozenten"**).  v 


*)  Ueber  das  englische  und  französische  Recht  *.  S.  518  f.  Note  *). 
**)  AUg.  Bedingungen  $  105  Ab«.  2  und  3:  Jiei  der  Proeent^Bereähnung 
des  Beschädigungsheiauf ea  wird  nur  dieser  seihet  veranschlagt  ^  ohne  ^tn- 
rechnung  ettoaniger  Kosten,  welche  die  Güter  getroffen  haben  ^  qäer  des 
SchadenB^  welcher  du^ek  den  Vertust  e'inuelner  Theile  derselben' enistanderi 
sein  möchte» 

üehersieigt  der  Belauf  der  Beschädigung  die  B^reiva^gs-Proceß^e^  ea 
xoird  der  aesammte  Beschädigungsbelattf  vergütet^  es  wäre  denn^  dass  das 
Gegenthetl  vereinhart  ttäre^  z.  B.  durch  die  Clausel  ,^ei  pon  (gewissenj 
^sien  Proeinten**»  Bet  einer  mit  vorhemerfker  Cfavsel  gesehlossen&n  Ver- 
sicherung werden  die  Unkosten  dem  nach  §  133  ermittelten  Beirag  der  Be» 
aehädigung  hinzugefügt  und  eine  Vergütung  geschieht  so  weit  wie  die  hieraus 
sich  ergebende  Gesammtsumme  die  ausgenonimenen  Procente  des  Versickerungs' 
foerths  resp,  der  Taxe  der  betreffenden  O^enstände  übersteigt. 

Bremer  Bedingungen:  ß  12  Wenn  in  Gemässheit  dieser  Bedingungen 
oder  vermiUfilsi  besonderer  üebereinhunft  eine  Versicherung  *  auf  ^Waaren  mit 
der  Clavsel  gemacht  is^:  „frei  non  Beschädigung^  wenn  i^nter  gewissen  — 
2.  B,  fünf  oder  mehr  —  Procenten*%  so  muss  der  Schaden^  um  vergütet  sa» 
tperden,  an  sich^  ohne  Zuziehung  der  Unkosten  ^  di^  benannten  Procente  von 
der  Taxe  betragen,    (Vgl.  §  10. J 

§  13  Bei  einer  Versicherung  auf  Wauiren  mit  der  CHauselx  rifrei  von 
gewissen  —  z,  B,  zehn  oder  mehr  —  ersten  Procente»  Beschädigung^*  werden 
die  Unkoeten  gleich  mit  zum  Schaden  gezogen^  und  eine  Vergütung  des  Üeber- 
6ehusses  geaehieht  aSso^  .soioeit  der  Schaden  {vgl.  §  10)  einschliesslich  der 
Unkosten  mehr  als  die  atisgenammenen  Procente  von  der  Taxe  {Serie  s.  §  28) 
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822  £lft«(r  Titel,  AbsolmiitlYvr       jVt      • 

Art.  853.  .  '.  .,'   ' 

Ist  vereinbartf  das$  der  Ver^herer  \  die  Kriegsgefahr  niAt  über- 
nehme, uuch  die  Versiehenäig  rücksicktlich  der  tä>rt^  Q^ahrm  mr 
bis  gum  JEmtriti  einher  Kriegsbelästigung  dauern  solle,  -^  mlche 
Vereinbarung  namentlich  cmgefiommen  wird,  icenn  der  Verirag  mü 
der  Klausel:  „frei  von  KriegsmolesV'  abgesehlodsenist  -^j  so  mdei 
die  Gefahr  für  den  Versicherer  mit  dem  Zeitpunkt,  m  wetAem  die 
Kriegsgefahr  auf  die  Reise  Mnfluss  m  Men^begimU^  insb^ondere 
also,  wenn  der  Antritt  oder  die  For^^sbmng  der,  Heise  durch  Kriegs- 
schiffe, Kaper  oder  Bkikade  behindert  oder""  0ur  VermeOung  (def 
Kriegsgefahr  aufgeschoben  wird,  wenn  das  Schiff  aus  einem^  solehen 
Grunde  von  seinem  Wege  abweicht ^  oder  wenn  der  Schiffer  durch 
Kriegsbelästigung  die  freie  Führung  des  Schiffs  verliert. 

DasB  die  Gefahr  f&r  den  Versickerer  in  Folge  beeonderer 
Yereinbaning  vollBtändig  ixiit  dem  Z^lpunkt  Aufhört,  in  welchem 
die  Kriegsgefahr .  auf  die  JieiBe>EinfluBS  ku  üben  beginnt,  hatBeiaen 
Grund  in  der  thatsäohUchen  ^^Sehwierigkeitv  baüehnngBweise  Un- 
niöglichkeit)  feBtsuttellen,  ob  .eine  eingetretene  reine  Seegefieiir  das 
ÜobüiS  auch  dann  betroffen  haben  würde,  wenn  die  Betse  nicht 
durch  Einwirkung  einesKridgsereigniBBeB'inodifixirt  worden  wäre/* 
Hat  daher  ein  Eriegsunfall  bereits  einen  Schaden  zur  Folge 
gehabt;  aber  keinen  Einfiuss  auf  die  Fortsetzung  der  Reise  geübt, 
ist  z.  B.  ,,das  Schiff  von  einem  verfolgenden  Kriegsschiff  oder  einer 
Strandbatterie  aus  durch  eine  Koget  geirdfen  worden'-,  ohne  das« 
es  dadurch  an  der  Fortsetssung  der  Beise  in  der  früheren  Weise 

fehindert  ist,  so  hat  der  Assekuradeur  allerdings  den  durch  das 
LriegsereignisB  adbst  zugefügten  Schaden  nicht  zu  ersetaen,  er 
wird  aber  nicht  von  fernerer  Haftung  für  Seegefahr  befreit  (Prot. 
VU  S-  8306)*). 

Die  Allgemeinen  Seeversicherungs-Bedingungen  §  lOO  stimmen 


beträgt.  Es  werden  aUo\  ^nachdem  der  Schaden  in  Gemässheit  dieser  Be- 
dingungen ermittelt  ist  f§§  60  und  61J  von  dem  so  ermittelten  Betrage  da 
Schadens  noch  die  vorbehahenen  Procenie  der  Taxe  (Serie),  nicht  des  Ge- 
sundwerths,  gekürzt.  Wenn  die  Güter  nach  einem  sfattgefundenen  Slrandungi- 
/alle  den  Bestimmungsplatz  im  beschädigten  Zustande  erreichen^  so  wird  der 
Schaden  eben  so  dispachirt  und  vergütet  ^  als  wenn  die  Güter  y^rei  von  Be- 
schädigunq  ausser  im  Strandungsfalle^*^  versichert  wären. 

*)  Die  französischen  Polizen-Formulare  enthalten  den  Satz:  Les  risquet 
de  guerre  ne  sont  ä  la  Charge  des  assureurs  ^^autant  qu'tl  y  a  Convention 
expresse  (art  2).  Die  Freizeichnung  von  risques  de  guerre  (assttrance  sout- 
crite  avec  exemption  de  tous  les  risques  de  guerre)  hat  dieselbe  Bedeutung 
wie  die  deutsche  Klausel:  „frei  von  Kriegsmolest".  Wenigstens  heisst  es  bei 
Goujet  et  MergcTy  dictionnaire  I  p,  533  squ.  n,  421 :  En  pareil  cas,  ia  prin 
par  Vune  des  parties  belligSrantes  du  ftavire  porteur  des  marehandtses  assu- 
r6es  alors  mime  qu'elle  n*a  iti  ni  validie  ni  maintenue,  rompt  le  üofßoge  ä 
V^gard  de  Vassureur  et  le  rend  itranger  h  tous  les'  6vhiements  ulUrieun. 
Si  donc  aprh  avoir  it4  captur4^  le  navire  vient  ä  etre  reläcM  comme  n'itant 
pas  de  bonne  pri^e  et  pSrit  avec  sa  cargaison  dans  le  cours  du  voyage  par 
lui  repris,  Vassureur  nest  pas  responsable  de  la  perte  des  faeultis  assur4es. 
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mit  Art  852  H.G.B.  über«i^j}    d^egen  verordnen   die  revidirten 
Bremer  Bedingungen  §  20  f 

'  •  'Bei  einet  Vermchenrng-  mü  der  Klmtsel  j,frei'  von  Kriegsmolestf* 
ist  keineri&i  Fel^  einer  feindseligen^  Behendlwig  dureh  diese  Ver^ 
eidiemng  gedeckt,  fmd  sie  iäufigäneUch  ab  ti»  dem  Angenblicke^  da 
da»  Schiffe  fMlehes^eo  vemckari  iet  ^eder  wekhe»  den  m  versicherien 
Oyegemtand  etUhäÜ^  itgendmoo,  wenn  €^/^'mireur  UfUerewehii^  ge* 
waitsam  eingebraeid  ^. 

Es  wird  demna(^  hei  einer  solehen  Ver^idienmg  enie  Beraubung, 
Beschädigung  oder  Vemidäwng  des  versicherten  U-egenstands  durch 
JKriegssehiffe  oder  Kaper,  mögen  ^iese  Kriegssekiffe  oder  Kaper  an^ 
erimmien  oder  nickt  anerkamiten  Motten  tmgtiiören,  meht  vergütet, 
-ftml  ebenfalls  nieki  eine  Havariegrosse ,  die  aue  einem  Seewurf 
oder  einer  sonstigen  Aufopferung,  eur  Vermeidung  dieser  Gefahren 
eder  eur  Befreiung  aus  denselben,  hervorgehen  mag. 

Vereinbart  siA  der  Versickerte  mit  dem  Versicherer  über  einen 
Wiederanfang  der  Versicherung  ßr  den  FaU  der  Freigabe  des  Skiffs 
innerhalb  eines  gewissen  Termins,  es  gesdiehe  dies  nun  bei  Absehluss 
See  Vertrags  oder  auch  erst^  nachdem  das  Schiff  aufgebraßt  worden, 
so  bedarf  es  einer  besonderen  Uebereinhunft  ^  wenn  Beschädigung, 
Leckage  oder  irgend  ein  sonstiger  Mangel  an  der  Waare  mit  ein- 
begriffen sein  soll. 

Axt.  853. 

Ist  vereinbarty  dass  der  Versid^erer  zwar  nicht  die  Kriegsgefahr 
übernehme  y  alle  übrigen  Gefahren  aber  aück  naek  Eintritt  einer 
Kriegsbeläsfigus^  tragen  sme  —  welche  Vereinbarung  namenüich 
angenommen  wird,  wenn  der  Vertrag  mit  der  Klausel:  „nifr  für  See- 
gefakr^'  abgeschlossen  ist  —  so  endet  die  Crefahr  für  den  Versicherer 
erst  mit  der  Kondemnation  der  versicherten  Seuche,  oder  sobald  sie 
geendet  hütte,  wenn  die  Kriegsgefahr  nicht  ausgenommen  worden 
wäre;  der  Versicherer  haftet  aber  nicht  für  die  zunächst  durch  Kriegs- 
gefahr verursachten  Schäden,  also  insbesondere  nicht: 
für  Konfiskation  durch  'kriegführende  Mächte;  / 

für  Nehmung,  Beschädigung^    Vernichtung  und  Plünderung  durch 

Kriegssch^e  und  Kaper, 
für  die  Kosten,  welche  enUtehen  aus  der  Anhältung  und  ReMch 
mirung,  aus  der  Blokade  des  Aufenthaltshafens,  oder  der  Zurück- 
weisung von  einem  blokirten  Hafen  oder  oms  dem  freiunlligen 
Aufenthalt  wegen  Kriegsgefcihr^ 
für  die  nachstehenden  Folgen  eines  solehen  Aufenthalts:    Verderb 
und  Verminderung   der  Guter,   Kosten  und  Gefahr  ihrer  Ent- 
löschung und  Lagerung,  Kosten  ihrer  Weiterbeförderung. 
Im  Zweifel  wird  angenommen,    dass    ein  eingetretener  Schaden 
durch  Kriegsgefahr  nicht  verursacht  sei. 

1.  Wenn  die  Voraussetzung  des  vorigen  Artikels  vorliegt, 
besonders  die  Polize  die  EUausel :  ,,frei  von  Kriegsmoleet^'  enthält, 
80  wird  die  Haftung  des  Versicherers  vollständig  aufgehoben,  sobald 
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die  Kriegsgefahr  irgend  welchen  £infti8&  auf  die  verudierte  Reise 
äussert^  Dei  der  Voraussetzung  dieses  Artikels ,  namentiioh  heiin 
Vorhandensein  der  Klausel:  ^nur  für  ä^ee^efabr'^  wird,  hbs  die 
Haftung  des  Assekuradeurs  besätigt  bei  den-Schlld^%  nirdche  „die 
unmittelbaren  Folgen  der  Kriegsgefahr^'  sfnd^y  (Prot  VIII 
8.  4362).  Hierbei  ist  es  freilich  irreleiyant^  ob  mit  ^der  Krie^ge£ahr 
eine  andere  Ge&hrkonkurrirte.  Würde  also  z.  B.  ein  Schm  ^orch 
ein  Unwetter  auf  einen  feindlichen  Strand  ^werfen,  ohne  erbeb- 
lieben  Schaden  zu  erleiden  oder  zum  Einläuten  in  emen  feindlichen 
Hafen  geal)thigt  und  in  Folge  hiervon  vom  Feinde  genommen ,  so 
würde  eine  JSrsatzverbindlichkeit  des  Versicherers  nicht  begründet 
sein"^).  Eben  so  wenn  die  Kehmung  des  Schiffs  durch  Baraterie 
des  Kapitäns  erst  ermöglicht  wurde,  indem  dieser  doloser  Weiae 
dasselbe  in  den  Bereich  der  feindlichen  Schiffe  brachte  oder  es 
dem  Feinde  geradezu  übergab  (vgl,  Entsch.  des  O-  A.  G.  zu  Lübeck 
vom  29.  September  1868  in  Kierulff's  Samml.  IV  S,  618—620). 
Wäre  dagegen  das  Schiff  durch  die  Kriegsgefahr  genöthigt  worden, 
von  seinem  Wege  abzuweichen  ^  und  wäre  es  nun  darch  einen 
Sturm,  der  dasselbe  ohne  die  Abweichung  wahrscheinlich  nicht  ge- 
troffen haben  würde,  auf  den  Strand  geworfen  und  dabei  zer- 
trümmert worden,  so  würde  der  Schaden  dem  Ässekuradeur  asur 
Last  fallen.    (Prot.  VII  S.  3308.  8311.) 

2.  Ob  die  feindlichen  Masöregeln,  duröh  welche  den 
versicherten  Gegenständen  Nachtbeil  zugefügt  worden  ist,  legal, 
d.  h  im  Einklänge  mit  den  aneiicannten  Gründsäts«!  des  Völker- 
rechts sind,  oder densdben  zuwiderlaufen,  ist  völlig  irrelevsin t***), 
wie  dies  bereits  aus  der  Thatsache  hervorgeht,  dass  der  Artikel 
unter  den  ^om  Versicherer  nicht  zu  vertretenden  Kriegsgefaiiien 
die  Plünderung  durch  Kriegsschiffe  und  Kaper  au£%hrt'  Eben  so 
kommt  es  nicht  in  Betracht,  wenn  die  Organe  des  feindiiriiea  Staate 
bei  Ausfiihrung  der  betreffenden  Massregeln  den  ihnen- lertt^Uten 
Befehlen  und  itistruktioneB  zuwider  gehandelt  haben«  Anders  läse 
die  Sache,  wenn  der  Nachtheil  dem  versicherten.  Gegenstände  nicnt 
durch  ein  Organ  des  feindlichen  Staats,  sondern  durch  eini^n  zur 
Vornahme  der  in  Rede  stehenden  Massregeln  nicht  autoriairfean 
Angehörigen  desselben  zugefugt  worden  wäre.  .Für  ein^n  derariig^i 
Schaden  würde  der  Versicherer  trotz   der  Klausel:   ,^ur  für  See- 

Srfahr''  zu  haften  haben.    (Vgl  Prot.  VII  S.  3313.  £rk/des  Hamb. 
andelflger.  vom  10.  Januar  1867  in  Kierulff 's  SammL  IV  S.  610.) 

8.  Dass  die  Massregeln  von  'einem  anerkannten  Staate, 
namentlich  von  einem  durch  die  Regierung  des  beschädigte  ver- 
sicherten Rheders,  Ladungseigenthümers  u.'s.  w.  resp.  des  Ver- 
sicherers anerkannten  Staate  ausgehen,  ist  in  Gemftssbeit  der  fest- 
stehenden  Grundsätze   des  Völkerrechts   (vgl.  Wheaton,   elemefUs 


*)  Vgl  Amoidd  II  p,  676  aqu. 
**J  So  auch  die  franzoBische  Praxis :  Caumont,  dicHonnaire  p.  33i,  tu  327. 
***)  So  auch  nach  engliBchein  Recht:  Amould  II  p.  696. 
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du  ar<nt  mknuit.  LeipE&.  1868y  I  S.*  279)  nicht  erfoisderlidi.  Viel- 
mdir  genügt  es,  dM8>d]eManregel:iiij£olg6.>6ine8-imt  oi^BÜirteu 
Streitlo-äften  geftUdrten  Krieges  verhängt  worden  iet  \^k.  dea 
Haaoib;  Handdsger.  vom  10.  Jaguar  1867  a.  a.  O.  S.  608).  Die 
Allgemeinen  (§  101),  wie  die  Bremer  Bedin^ttsigen  (§  21.  20^ 
hel^n  denn  aachaiiBdrücklich  hervor,  daaa  ea  keinen  Unterschiea 
begründe,  ob  die  Kriegaschife  oder  Kaper  anerkannten  oder  nicht 
anerkannten  Mäditen  angeboten. 

4.  Die  Bremer  revidirten  Bedingungen  §  21  beirren  den 
ABsekttradeur  noch  ftpeeiell  von  dem  Schaden,  welcher  aus 
der  Kondemnation  des  Schiffs  für  die  freigegebenen 
Güter  durch  den  Verkauf  derselben  oder  deren  Beförderung  sum 
BestvmmungsplaU  entstehen  mag. 

5..  Hinsichtlich  der  Folgen  eines  durch  Kriegsgefahr  verur- 
sachten Aufenthalts  treffen  die  Allgemeinen  Bedingungen  §  101 
noch  folgende  Bestimmung: 

Dauert  der  Aufenthalt  länger  als  ftwei  Monate^  so  gilt  die  Ver^ 
Sicherung  auf  Güter  ^  für  aUe  Fälle  und  unbeschadet  der  sonstigen 
vorstehenden  Bestirnmung,  frei  von  Beschädigung  und  rcsp.  Bruch 
ausser  im  SirandungsfaU,  bei  flüssigen  Waaren  in  Gebinden  frei  von 
Leckage,  ausgenommen  wenn  aas  SdUff  gestossen  hat; 

und  die  Bremer  revid.  Bedingungen. §21  verordnen; 

Dauert  die  As^haitung  länger  als  sswei  Monate ,  so  ist  der  Ver" 
sicherer  von  dem  Ursatß  aller  Beschädigu/ng,  Leckage^  ßo  wie  Bruchs 
und  jedes  sonstigen  Mangels  an  den  versicherten.  Güiem  frei^  es  sei 
deum^  dass  das  Sckiff  neuA  seiner  Freigabe  auf  der  Fortsetssung 
semer  Reise  strande,  in  welchem  FaUe  die  Bestimmungen  der  §§  iS 
«md  Iß,  wie  bei  einer  Versichermng  mit  der  Clausd  „frei  von  Be- 
ackädigumg  au$ser  im  StrandungsfaUe"  aur  Anwendung  kommen. 

6.  Bezüglich  des  Einflusses  der  Kriegsverh&ltnisse 
auf  die  Versicherungsprämie  ordnen  die  Allgemeinen  Be- 
dingungen §  101  an:      ' 

JVtrd  das  Schiff  in  Folge  von  'KriegsverhUÜmissen  in  einen 
Hafen  verwiesen  oder  a/uf gebracht  ^  so  hat  bei  einer  unter  der  hier 
injRede  stdtenden  Bedingung  abgescMössenen  Vdrsieherwng  der  Ver- 
sieJiertef .  insofern  er  niäit  a»f  die  Fortdauer  der  Versicherung  ver- 
aiekten  wi}l^  was  er  indessen  unversfüglich,  naekdem  er  von  der  Ver- 
weisung oder  der  Aufbringung  Nachnckt  erhalten  hai^  erklären  muss, 
eine  tiramien ^Verbesserung  von  V2  JProcent  ft^  jeden  angefangenen 
Msnat  von  dem  Zeitpunkt  der  Anbunfl  des  Schiffs  in  den  Auf- 
bringungshafen bis  Mu  dem  Zeitpunkte^  in  welchem  die  Gefahr  für 
■den  Versicherer  endet,  eu  zahlen. 

Art.  854. 

Wenn  der  Vertrag  mit  der  Klausel:  ^.fur  behaltene  Ankunft 
abgeschlossen  ist,  so  endet  die  Gefahr  für  den  Versicherer  schon  mit 
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dem  ZeitptmJä^  inweUhem'dM^  Schiff  im  J^eämmmj^  am  ^ 
brüuchlichen  öd^  ^feMrigeH- Phtjte  d4n  Anker  hat  fMeff^Utssm'oder 
hefesHgt  isV  ••    ■      '      '"•  "•  '••■:       :►.;,:•.'•.»   - 

Auch  haftet  der  Versicherer  nur:  i       -"   •  •  • 

1.    bei .  der  auf  das  Schiff  ^h  bMiehmden   Vernchemm^ ,    wenn 
entweder  ein  Totaherlust  eintritt,  oder  wenn  das  Sekiff'  äban^ 
domtirt  (Art,  865)  oder  in  Folge  eines  UnfaMs  vor  Er$teichung 
des  ßestimmungshafens  wegen  Meparatufunfähigkeit  oder  wegen 
ReparatHrunwürdigkeii  ijeriauft  wird  (Art.  8/7);     . 
^.    bei  der  atff  Giüer  sieh  beziehenden  rersichermgi    w^^m   He 
Güter   oder    ein  Theil  derselben  in  Folge  eines  UnfaMs  den 
Bestimmungshafen  nicht  erreichen,  insbesondere,  wenn  sie  vor 
Erreichung  desselben  in  Folge  eines  Ur^alls  verkauft  werden^ 
Erreichen   die.  Guter   den  Bestimmungshafen^   so  haftet  der 
Versicherer,  weder  für  eine  Beschädigung^  noch  für  einen  Ver- 
lust, welcher  Folge  einer  Beschädigung  ist 
Ueberdies  hat  der  Versicherer  in  keinem  Falle  die  in  ien^  Art, 
838  unter   Ziff.  1  bis  4   erwähnten  Beiträge ,    Aufopferungen  und 
Kosten  zu  tragen, 

\,  Eijo,e  uptQT  der  Klausel:  »für  behaltene.  Ankunft" 
oder  „auf  behaltene  oder  sichere  Fahrt"  . —7  .wie^a  in  Bremen 
(».  versieh. -  Beding.  §  22)  heisst  —  oder  j^^uf  behojtene  Rück- 
kunft^^ abgeschlossene  Versicherung  hat  hauptsächlich  zwei  Eigen- 
thümlichkeiten^  einmal^  dass  ^^die  Gefahr  fiir  den  Versicherer 
früher,  als  in  anderen  Fällen"  endet,  sodann  „dass  der  Assekuradeur 
in  vielen  Fällen  trotz  eines  während  der  Dauer  seines  Risikos  ein- 
getretenen Unfalls  keine  Entschädigung  zu  leisten"  hat  (Prot.  VII 
Ö.  3668).  In  letzterer  Hinsicht  will  der  Assekuradeur'  von  jeder 
Haftung  frei  sein,  wenn  die  versicherte  Sacho;  gleichviel  in  welchem 
Zustand ,  den  Bestimmungshafen  erreicht  (Prot.  VH  S.  3317.  3819. 
Entsch.  des  O.A.  G.  zu  Lübeck  vom  30.  Dezember  1867  in  Kierulff's 
Samml.  III  S.  1003  f.  S.  1006). 

2.  Die  Versicherung  unter  dieser  lOausel  kann  ,,zur  Deckung 
der  verschiedenartigsten  Interessen  dienen,  welche  der 
Versicherte  daran  hat,  dass  das  Schiff  die  Gefahren  der  Reise  be- 
stehe." Namentlich  häufig  bedient  man  sich  der  Klausel  bei  der 
Versicherung  von  Provisionen  des  imaginären  Gewinns,  seltener 
bei  Güter-  und  Kaskoversicherungen.  Doch  kommen  attch  Ver- 
sicherungen der  letzteren  Airt  mit  einer  solchen  Klausei  voi^,  wegen 
des  höheren  Werthi^,  welchen  das  Schiff  in  gewissen  Gewissem 
oder  in  bestimmten  Häfen  hat  (s.  0.  S;  220;  vgl.  Entsch.  des 
R.O.H.G.  VUI  S^  68  f.).  Eben  so  kommt  Fraohtversickenuig  mit 
der  in  Rede  stehenden  Klausel  vor.  Ueber  die  letztere  hat  Abb 
H.  G.B.  keine  besonderen  Bestimmiafngen  auij^stellt,  weil  hietbei 
lediglich  die  Grundsätze  dei»  Kaskoversicherung  sur '  Anwendnng 
zu  bringen  sind,  indem  bei  einer  sok;lien  Vek*sicheruDg  luadi  den 
Ansehatiungen  des  Verkehrs  die  Beaaatwoptimg  dter  „Prage^  db  der 
Assekuradeur  fUr  den  Frachtverlast  einso^tehen  habe,   von  der 
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Anfault)  d^  Sohiflb>  aldiilngeQ^^  «oU »  so  dass  in  Wahrheit  die  Ver- 
sicheraog  der.  Pracht  mcbtB  Anderes  ist,  .^^als  die  Versicherung 
eines  besonderen  Interesses  am  SchilBP  fiir  dessen  behaltene  Ankunft'^ 
(Prot.  VII  S.  3317). 

S.  Ueber  den  •  Begriff  des  Totalverlnstes  beim  Schiff 
vg).  Art.  858. 

4.  Bei  der  Gnter Versicherung  haftet  der  Versicherer 
nicht  hur,  wenn  die  Waaren  ganz  oder  zum  Theil  wegen  eigent- 
licher Seeschäden  den  Bestimmungshafen  nicht  erreichen,  sondern 
auch  wenn  dies  durch  sonstige,  dem  Assekuradeur  txir  Last  fal- 
lende Unfälle  verursacht  ist,  also  z.  B.  auch  „im  Falle  der  Bara- 
terie,  wenn  der  Schiffer  die  Güter  unterwegs  unbefugter  Weise 
verkauft^'  hat  (Prot.  VII  S.  8318).  Er  haftet  nicht,  wenn  die 
Güter  ankommen,  wenn  auch  in  einem  anderen  Schiffe,  mochte 
sogar  die  Klausel  ausdrüdcUch  „auf  behaltene  Ankunft  der  Waare 
mit  einem  bestimmten  Schiffe"  lauten  (Erk.  des  Hamb.  Oberger. 
vom  14.  Juli  1873  in  Goldschmidt's  Zeitschr.  XIX  S.  284  f.) 

5.  Dass  der  Versicherer  nicht  flir  die  im  Art.  838  auf- 
gezählten Beiträge,  Opfer  tind  Kosten  haftet,  erklärt  sich 
daraus,  dass  derselbe  bei  Anwendung  der  in  Rede  stehenden  Klausel 
von  jeder  Haftung  frei  sein  will,  wenn  die  versicherten  Gegen- 
stände den  Bestimmungshafen  erreichen,  gleichviel  „mit  welchen 
Mitteih  dieses  Hesultat  erreicht'^  ist  (Prot.  VlI  S.  38  9). 

6.  Die  Allg.  Bedingungen  (§  102)  stimmen  hinsichtlich  der 
Beurtheilung  der  Versicherung  „für  behaltene  Ankunft"  mit  Art. 
854  H.G.B.  überein.  Die  reviairten  Bremer  Bedingungen  ver- 
ordnen (§  22): 

Ist  die  „behaltene  oder  sichere  Fahrt"  eines  Schiffs  versichert, 
so  i$t  mit  der  Ankunft  dessejten  in  seinem  Bestimmungshafen  die 
VerMcher^ng  erloschen.  t)er  Versichere  ist  zur  Zahlung  nur  dann 
verpflichtet  y  wenn  das  Schiff  gänzlich  perunglücht,  wenn  es  durch 
Seeraub  verloren  geht,  wenn  es  von  Feindes  Sand  für  gfäe  Prise  er- 
Jclärt^  oder  wenn  es  in  einem  Noßhflfen  nach  ordnungsm/issiger  Be- 
sichtigung als  der  Beparatur  unwerth  condemnirt  wird  (siehe  §§  36^ 
56,  69);  oder  auch^  wenn  es  beim  Ausbleiben  aller  Nachrichten  ge- 
mäss den  Bestimmungen  des  §  64  als  verschollen  anzunehmen  ist. 

Unterbleibt  die  Fortsetzung  der  Beise  wegen  Unterlassung  der 
von  den  ^esicktigem  angeordneten  Beparatur,  so  ist  der  Versicherer 
entschlagen.  Der  Versicherer  ist  bei  solcher  Versicherung  frei  von 
jeder  Havarie-Qrosse  wie  particulaire. 

7.  Der  Preußische  Entwurf  (Art.  .647)  enthielt  eihe  Bestim- 
mung über  die  Bedeutung  der.  PoIi^ea-'KIausel:  ^,gegen  Total- 
verlttst.f  Die  Aufiwlime  einer  solchen  wurde  aber  abgetehnt* 
Hierflir  ma(^hte  man  gellfend:  die  Klausel  „nur  für  Toialverlusf ^ 
habe  nickt  %n  alldn  Orten  denselben  Sinn.  Es  sei  nun  einerseits 
ansunehmen,  dass  in  Zukunft  die  Eontrahtoten,  wenn  sie  sich  der 
in  Rede  stehchden  Klausel  bedienten^  den  Ausdruck  „Totalverlust" 
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im  Sinne  des  kommerziellen  Verke^hrs  und  nicht  dem  geBetslicfaen 
Sprachgebrauch  gemäss  verstehen  würden;  andererseits  - laase  et» 
sich  nicht  rechtfertigen,  den  Willen  derselben  ;^waltsaiii  so  zu 
interpretiren,  dass  er  mit  der  Ausdruoksweise  des  Gkeset^s  in  Ein- 
klang  stehe".  (Pi-ot  VII  S.  3671  f.)  Die  Bremer  revidirte»  Be- 
dingungen (§  24)  enthalten  über  diese  Klausel  folgende  Vorschrift: 
Sei  Versicherunpem  ,;nur  gegen  ToMverlusf'  gät  ah  saUAety 
wmm  das  versicherte  Schiff  oder  die  vm'siAerte  Waoite  vermikt  oder 
aufbretmt,  eder  im  Kriege  für  gute  J)^e  erklärt  urird  oder  durch 
Seeraub  verloren  geht^  oder  gemäss  den  Bestimmumgen  d^  §  6ä  dk 
verschollen  anemi^men  ist.  Ausser  diesen  FäUen  erkennen  die  Ver^ 
sicherer  einen  Totalverlust  im  Sinne  dieser  Clausd  nur  da$m  an 

1,  für  das  Schiff,  wenn  dasselbe  auf  Strand  gerüth  und  entweder 
zertrümmert  oder  nicht  wieder  abgebracht  werden  kann,  wäh- 
rend etwa  Theüe  des  Wracks  oder  Mventars  gereUet  werden; 

2.  für  die  WtMtre,  wenn  sie  am  einem  verungiOdieH  Stkiffe  see- 
triftig  geworden,  naddher  aber  noch  auf  irgend  eine  Weise 
geborgen  wird; 

und  wenn  in  beiden  Fällen  der  Schaden  einsifhliesslich  aller  ünr 
kosten  für  die  Bergung  minde$te^s  fünf  und  siebenzig  Procent 
der  Taxe  oder,  in  Ermangelung  einer  solchen^  des  Versiehe- 
rungswerths  beträgt 
Wird  der  Totalverlust  eines  gestrandeten  Schiffs  oder  der  ww 
Waaren  in  einem  solchen,  durch  Anwendung  ausserordentlicher  üfi- 
kosten  für  die  Abbringung  desselben,  resp,  Bergung.'  atts  demselben, 
verhütet,  so  erstattet  der  Ti/sr sicher  er  solche  tlnkost^n,  sotveit  sie  dem 
versicherten  Gegenstande  zur  Last  fallen^  wogegen  er  von  allen  ander- 
weitigen y  etwa  in  ffavariegrosse  oder  sonst  berechneten  Kosten  w^d 
Beiträaen  frei  ist. 

Ob  aufgewendete.  Kosten  als  ausserordentliche  zu  betrachten 
sind,  entscheidet  das  arbit/i'ium  iudicis  auf  Grund  eines  sachverstäD- 
digen  Gutachtens  (vgl:  Meier  im  C'entralorgan  f.  d.  D.  H.  n.  W.R. 
N.  F.  Vn  S.  485  f.). 

Art.  855. 

Werm  der  Vertraa,  mit  der  Klausel:  ,,frei.  n^n  Besdnidiffung 
ausser  im  Strandungsf€UP'  ebgesAloasen  ist,  m  haftet  der  Vermeierer 
nicht  für  einen  Sehaden,  welcher  aus  einer  Beschäätgung  entskmden 
ist^  ohne  Unterschiedy  ob  ders^e  in  einer  Werihsverü^genmg  oder 
in  einem  aämlidien  oder  theilweisen  Verluste  und  insbesondre  dcarin 
besteht,  aase  die  versicherten  GiUer  gängUeh  verderben  und  in  ihrer 
ursprünglichen  Best^Mffenheit  gerstört  den  Bestimmfmgshofen  erreiehet^ 
oder  während  ckr  Heise  wegen  Beschädigung  und  drohendet^  Verderbs 
verkauft  worden  sindy  es  sei  denn,  dass  das  Schiff  oder  das  Leichter- 
fabrgeug,  worin  die  versicherten  Guter  sich  befütden^  gestrandet  isL 
Der  Strandung  werden  folgende  SeeunfäUe  gleich  geächtet:  K^eni. 
SinJcen,  Zerbrechen  des  Bumpfes ,  Scheitern  und  jeder  Seetih%fdU^  wo- 
durch das  Schiff  oder  Leichterfahrgeug  reparaturunfähig  geworden  ist. 

Hai  eine  Strandung  oder  ein  dieser  gleidi  im  achimder  anderer 
Seeunfall  sich  ereignet,  so  haftet  der  Versicherer  fikr  jede  drei  IVo- 
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seni  ilib»ittigmide  (ArL  Stö)  Begehädigunj^ ,  icelcke  in  Folge  emes 
seichem^  SeeumfmBs^  eiUstanden-  ist,  mdit  €ker  fkt  eine  mmsHge  Be^ 
sd^&diffumg*  iEs  wird  Ü»  eum  Nadmme  des  GBgemfheih  wrmuthet, 
dass  eine  BeMkädigemp^  welche  mögUeherieeiee  Folge  des-  eingetretenen 
Semmfäße  sein  hmnr  in  Folge  desselben  entstamden  isL 

jpttr  jeden  Sehaden,  welcher  niehi  aus  einer  Beschädigung  ent- 
standen ist,  haftet  der  Versicherer,  ohne  Unterschied,  ob  eine  Stran- 
äumg  oder  ein  anderer  der  erwähnten  UnfäMe  sieh  tfugetragen  hat 
oder  nicht,  in  derselben  Weise,  als  wenn  der  Vertrag  ohne  die 
Klausel  abgeschlossen  wäre.  Jedenfalls  haftet  er  ßr  die  nn  Art 
838  unter  Ziff.  1,  ä  und  4  eru^ähnten  Beiträge,  Aufopferungen  und 
Kosten,  für  die  darin  utUer  ZiffS  erwähfuUen  Kosten  aber  nur  dann, 
taenn  sie  sur  Abwendung  eines  ihm  aur  Last  fallenden  Verlustes  ver- 
ausgabt sind. 

Eine  Beschädigung,  welche  erweislich  ohne  Sdbstentgündung  durch 
Feuer  oder  durch  Löschimg  eines  selchen  Feuers  oder  durch  Beschiessen 
entstanden  isty  wird  als  eine  solche  Bes(Aädigung ,  von  welcher  der 
Versicherer  durch  die  Klausel  befreit  urird,  nicht  angesehen. 

1.  Bei  der  Versiclierung  leicht  verdei*bUcher  Gegenstände; 
urelche  bereits  durch  die  Seefahrt  als  soldie  und  deinen  gewöhn- 
liche Vorkommnisse  beschädig  zu  werden  pflegen  ^  wandten  die 
Assekuradeure  früher  ganz  allgemein  die  Klausel:  ;,frei  von  Be- 
schädigung^' an.  Sie  thaten  dies «  um  sich  vom  Öaften  iiir  solche 
Schäden  zu  befreien  ^  die  ihren  Grund  eben  so  wohl  in  innerem 
Verderb  der  We«u*en,  resp.  den  gewöhnlichen  Vorkommnissen  der 
Seefahrt  als  in  eigentlichen  SeeunföUen  haben  können ,  „bei  denen 
also  eine  Verwecnselnng  des  eigentlichen  Grundes  zum  Nachtheil 
des  Assekuradeurs  sehr  leicht  möglich'^  ist.  Diese  Eliäusel  wird 
nun  heutzutage  ohne  Vorbehalt  wohl  nur  selten  gebraucht,  obwohl 
sie  nicht  unpraktisch  ist  wie  sich  denn  in  den  Allgemeinen  Bedin- 
gungen*) und  den  re^viairten  Bremer  Bedingungen**)  Bestimmun- 

*)  AUg.  Bed.  §  103:  Wenn  der  Vertrag  mit  der  Clausüi  ,^rei  von 
ßeschädigung^^  abgeschloesen  ist,  ts^  haiftst  der  Versicherer  nicht  für  einen 
Schaden^  wacher  au8  einer  Beschädigung  entstanden  ist;  ohne  Unterschied^ 
ob  derselbe  eW  eimer  Weriheverringertmg  oder  in  einem  gänalichen  oder  theü" 
wesMSn  Verhistund  imsbesandete  darim  beeiektj  dass  <!&  verncherten  ChUmr 
gSnsideh  verdorben  ttnd  tß  ihrer  umsffrü/ngtichen  Beschaffenheit  zerstört  de» 
Sestimmungshc^en  err eichen  oder  während  der  Reise  wegen  Beschädigung  und 
drohenden  Verderbs  nerhauß  worden  sind.  Eine  entsprechende  Wirkung  hat 
die  CUtuset:  ,^frei  von  Bruch.^ 

M^iedenSehaden^  weichernichistue  einer  Besckädißung'resp.durch  Bruch 
mäetsmdenist^  haßst-  der  Vereioberer  ü^  derselben  Weise,  0ls  we$m  der  Ver^ 
trag,  ohne  die  Clausel  abgeschlossen  wärCi'  Jedenfalls  hqftet  er  für  die  im 
§  84  unter  Ziff.  1  und  2  und  im  §69  a,  EJ erwähnten  Beiträge,  Aufopferungen 
und  Kosten^  für  die  im  §  84  unter  Ziff.  S  encähnten  Kosten  aber  nur  dann, 
toenn  eie  isur  Abwendung  eines  ihin  »ur£asi  fällenden  Verlustes  verausgabt  sind. 
f*)  ]ßre«ier.  Bad.  i  23s  Wenn  eine  versiisherung  unter  der  Bedingung: 
,Jrei  van  Beschädigung^^  ohne  weiteren  Vorbehalt  und,  Atmiahme  geschlossen 
ist,  80  ersetzt  der  Versicherer  im  Beschädigungsfalle  weder  die  didairch  ent- 
standene Verminderung  des  Werths,  noch  irgend  eine  Verminderung  des  ver- 
sicherten Gegenstands  selbst,  es  sei  im  Oetoicht,  in  der  Masse  oder  in  son- 
stiger Hinsicht. 
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fen  darübor  *  findeiL  Sekr  ihäii^g  abfir-  kcönmt  dioi  KIhubcL  not  zm 
ünschr&nkuiurea  ri»y  ^einBodr-in  d^r  Form:  ^»Crai  :vhIhi  bo.  imd  so 
viel  Pro^sent  SeiBchädigung^V  wobei,  der  Ve4!0ic.he.rQr . .aiM^h  die  Be- 
schädigung übernimmt  j  wenn  sie  eine  gewisse,  Quote  d^  Vor- 
sicheruDgswertbs  überateigt^  und  in  der  in  dlj&sem  Artikd..  behan- 
delten Form:  ^rei . von  Beschädigung  ausser  im  Strandungsfall'^, 
wobei  der  Versicherer  für  die  Beschämgung  einzustehen  v.ersprioht, 
weiche  durch  die  Strandungp.  des  Schiffs  verursacht*)  i^t.  (Vgl. 
Pohls.  Assekuranzrecht  I  ö.  326  ff..  Cropp,  jur.  Abb.,  I  S.  63  t 
Prot.  VU.  S,  3339.  3342.    Entscb,  des  R.O.aa.  XIII  S,  Ul.) 

2.  Durch  die  Worte:  „frei  Von  Beschädigung'^  in  der 
in  Rede  stehenden  Klausel  befreit  sich  der  Versicherer  ,^voa  der 
Haftung  für  jeden  Verlust,  der  Folge  einer  Beschäcügang^  ist; 
dagegen  ,;hat  er  jeden  sich  nicht  in  einer  Beschädigung  gr&n- 
denden'^  Verlust^  resp.  Vermindemng  eben  so  zu  ersetzen,  ids  wenn 
,,die  Klausel  nicht  gebraucht^'  wäre**).  So  hat  derselbe  z.  fi. 
wenn  ,,bei  einer  Salpeterlädtmg'  sich  ein  Theil  des  Salpeter?  durch 
eingedrungenes  Seewasser^'  auflöst,  ^^fUr  die  Vermihdening  nicht 
aumikommen.'^  Dagegen  muss  er  Ersatz  leisten,  wenn  etwa  ein 
Theil  der  Ladung  von  den  Welkn  verschlungen,  wird,  oder  wenn 
die  ganze  Ladung  oder  ein  Theil  derselben  geraubt  oder  gestc^ilen 
wird,     (Prot.  VII  &  3322  f.    Cropp,  jur.  Abb.  I  S.  85-) 

Aus  dieser  Bedeutung  der  Klausel  erklärt  es  sich  auch,  wes* 
halb  das  Gesetz  den  Versicherer  fUr  die  im  Art.  638  Ziff.  1.  2.  4 
aufgeführten  Opfer  und  Kosten  unbedingt,  für  die  in  Ziff.  8  ange- 
gebenen Kosten  wenigsten^  alsdann  haften  lässt,  wenn  sie  zur  Ab- 
wendung eines  von  demselben  zu  tragenden  Verlustes  aufgewendet 


*]  In  den  AUg.  Yeirsicherun^-Bodingungen  $  105  Abs.  1  heilst  «s:  Jeiie 
Güterversicheruna ,  bei  welcher  nicht  etwa  vereinbart  unräf.  da^s  der  Ver- 
sicherer von  jeglicher  Haftung  für  Beschädigung  frei  sein  solle  ,^frei  von 
Beschädigung^  ^  lOifJ^  gilt  als  geschlossen 

entweäBT  frei  t)dn  gentissen  Procenten  der  Bes^kädt^ung, 
oder  frei  ton  Beschädigung  ausser  m  S^randungsfaU. 

Die  für  Güterversicherungen  bestimmten  Palicen^Formtdare  werden,  das 
Nähere  darüber  enthalten^  für  welche  Güter  die  Versicherung  frei  von  gewissen 
Frocenten  det  Beschädigung,  und  moar  frei  von  toelchen  Ftocenten^  Über» 
nomfMn  wird.  FMr  die  nicht  eoiehmrgeetaU'  uufpef&hrten  und  nicht  etuns  mit 
besonderen  Klausein/  versieäerten  (Mten  güLt  dte  Versieberung  nf^  ^'^  ^^ 
Schädigung  ausser  im  Strandungsfcdl,'^ 

**)  Der  Code  de  commerce  bestimmt  (arf,  409) :  La  clause  franc  eFavaries 
ajfrcmehit  lest  assureurs  de  tinUes  avaries^  soit  communeSf  sott  par^eulihest 
excepti  dans  les  cas  qui  donnent  ouverture  au  dilaissiment  ^  et^  dans  ess 
cas^  les  assuris  ont  Voption  entre  le  dilaissement  et  Pescerciee  d*action  «Tarori«. 
Was  das  Wahlrecht  des  Versicherten  zwischen  der  Geltendmachung  des 
Abandons  and  der  Kla^e  auf  Ersatz  des  erlittenen  Schadens  gegen  den  Ver- 
sicherer betrifft ,  so  wird  der  Veraicherte  sich  zur  letzteren  nur  selten  ent- 
Bchliessen.  wohl  nur  dann,  wenn  es  sich  darum  handelt,  sich  den  Anspruch 
auf  eine  bedeutende  Fracht  zu  erhalten:  Caumont^  thctionnatre  p.' 3Sq  ^il»^ 
n.  749.  UO  p.  2S  n,4. 
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Bindet  ob^leiehr  dl«  t  hier  in -Betracht  kommeBdeü  £it]rbii86eii  in  einer 
Beschadigniig  «ler  irefaichffrteil  Gegenstttmib'  bes^fehea  kt^naen. 

^  '  In'^Betre^'cter  f^rage,  für  welche  Beschädigungen 
der  y  eröict'ö'rer  ißi  Strahdungsfall  (s.  Art.  857)  hafteti 
sind  im  Seöversicherungsrecht  überhaupt  ^rei  Systeme  aufgestellt 
Nach  dem  eineri'System  wird  die  öaöhe,  sobald  der  Stranduoffsfall 
überhaupt  eingetreten  ist,  so  angesehen,  ^^als  wenn  die  Elausei  gar 
nicht  geschrieben  und  die  Versicherung  ohne  jede  Beschränkung 
geschlossen'  wÄre.'^  Hiernach  hat  der  Versicherer  „beim  Eintritt 
einer  Strandung  für  alle  Beschädigungen  des  versicherten  Gegen- 
stands zu  haften^  ohne  iUlckaicfat  darauf ,  ob  sie  eine  f\)lge  der 
Strandimg  oder  naehweisbar  ünafaibänffig  von  derselben,  sei  es 
früher,  sei  es  später  entstandene^  sind^).  Nach  einem  zweiten 
System  hat  dtr  Veridcherer  f4ir  eine  Beschädigung  im  Fall  der 
StranduBg  nur: dann  zu  haften,  wenn  •  ein  Kansalnexiis  swischen 
der)  ersteren  und  der  ietzteren  nachgewiesen  ist.  Naeh  einem 
dritten  ^stom  genügt  es,  dass  ,,ein  Kausalvevbond  möglich^,  d.  h. 
dass  sich  die  Besohädigung  aus. der  StranduBg- erklären  iässl^.); 

Im  Preossischen  '£&!twurf  (Art  648  Abs.  1)  war  das  zweite 
System  zur  Anwendung'  gebracht.  Auf  ^der  Hamburger  Eonfbrenas 
wurde  zuerst  folgende  Fassung  beschlossen: 

Der  Assekuradeur  haftet  im  FaM  einer  StnmduHg  ßt  jeden 
Scheiden,  für  f/oelehen  er  haften  würde  ^  wewn  die  S^ausel  nicht  ge- 
braucht w&re^  es  sei,  d<ui8  er  nachweisi,  da^s  der  Schaden  entstcMr 
den  sem  t(?ürde,  auch  u^enn  daß  Schiff  nicht  gestrandet  wäre. 

Hierdurch  wurde  dem  Versicherer,  wenn  er  seijaer  Verbind- 
lichkeit zur  Erssitzleistung  entgehen  wollte  ^  geradezu  der  Beweis 
aufgebürdet,  ^^dass  der  Schaden  auch  ohne  die  yorgängige  Stran- 
dung eingetreten  sein  würde^S  ^in  Beweis^  den  er  regelmässig  nicht 
zu  rühren  rermöchte.     Bei   einer  abermaligen  Prürong  der  Sache 

fing  man  von  dem  gefassten  Beschlüsse  ab  und  setzte  fest;  ^dass 
er  Assekuradeur  im  Fall  der  Strandung  für  die  mit  derselben 
in  Kausalzusammenhang  stehenden  Beschädigungen  hafte.^'  Zu- 
gleich aber  wurde  die  Vermuthunff  aufgestellt^  ^^dass  dieser  Kausal- 
zusammenhang bei  allen  Beschäoigungen  vorhanden  sei,  welche 
sich  möglicher  Weise  aus  einer  Strandung  erklären  Hessen." 
(Prot-.VU  S.  3325—3331.)  Hat  also  der  an  sich  für  die  Güter 
^^unschädliche    Seeunfall    ein    gewisses    anderes    Vorkommniss    in 


*)  Dieses  System  gilt  in  England:  Amovld  II. p.  739^744'  Hier  heißst  es 
p,  739  geradezu:  if  the  ehip  be  strand^d  white  the  memorandvm  artieles  are 
Oft  hoard,  then  ihe  underwüer  ^is  liable  to  pay  aU  particular  average 
losseSf  vihether  eattsed  by  the  strandtng  or  not.  Just  eis  though  the  memoran- 
dum  did  not  exist.  vgl.  über  das  der  deutschen  Klausel :  ,4rei  von  Beschädi- 
^ng  ausser  im  Strandungsfalle"  entsprechende  englische  Memorandum  S.318f. 
Kote  *).  Nach.Cropp,  jur.  Abh.  I  S.  67  f.  hatte  dieses  Memorandxun  der 
deutschen  Klausel  zum  Vorbild  gedient. 

••)  Dieses  System  war  besonders  vom  Hamburger  Allgemeinen  Plan  und 
den  früheren  Bremer  Bedingimgen  adoptiit. 
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seinen  Folgen  herbeigeführt",  S^odnteh  die  Güter  beschfidigt  worden 
sind,  hat  2.  B,>daa^ufdea  Cbrutjed  geratb^aa  Schiff  BeliHD&ffiepA- 
rirung  iaei^en  Nathhafea  einlaufen  mü^saii  und  iat  de9.^Xadasg, 
welühe  weder  beim  Fealigßratheja  noch  beim  Wiedei»bbrii}gttD  des 
Schiffs  einen  Schaden  erlitten,  bei  dem  LOßchem.,- Lagern,  und 
Wiedereinladen  ein  solcher  zugefügt  worden»-  soast  ciine  Entachi- 
digungspflicht  des  Ässekuradeurs  nicht  begründet  (Entsch.  des 
R.O.H.G.  XVm  S.  411-413). 

4  Der  bereits  oben  (S.  329  f.)  hervorgehobeiiim  «rspriiDgUcheD 
Bedeutung  der  Klausel :  y^rei  von  Betfdiädigttng'^  onti^richt  es 
durchaus,  dass  früher  rielfach  trots  der  Anwenching  der  Kiaasdl 
eine  Haftung  der  Assekuradeure  für  solche  Beschäcyguuffen  ange- 
nommen wurde,  welche  nachweislich  aus  bestimmten  Unfällen  her- 
rührten*). Indem  die  Hambuiger  »KommlaMon'dei)aelbe&  Stand- 
punkt einnahm  (Prot.  VIII  S.  4365--4868>,  stellte  sie  der  Strau- 
düng  die  innerlich  verwandten  und  zum  Theil.scbwxereren 
Unfälle  gleich,,  welcbe  am  Ende  des  ersten  Absatzes  des  Ar- 
tikels aufgezählt  sind.  Die:  AUgemeiotien  und  die  Bremer  Bedin- 
gungen weichen  etwas  vom  Gesetz  ab.  Die  ersteren  (§  104  Abs.  21 
erachten  der  Strandui^  .  nur  bleich  JKentern ,  Ver&kdcen ,  Seheitem 
und  Verbrennen  (seil,  des  Schiff&)t  die  letateiren  (§  16  Abflu.v2)  zählen 
diese  Unf&ll«  gleiehfalls  auf,  fügen  aber  densdben  hinzu  Schaden 
am  Schiffe  dwch  Eis  öderKoluSan,  Mmm  dieselbe  so  bedeutend  ist. 
dass  sieh  die  Beschädigung  der  Qüür  daraus  erklärtsn  iä^t. 

5.  Aus  dem  in  der  vorigen  Nummer  angegebenen  Grunde 
wurde  auch  die  Bestiinihung  des  lets^ten  Absatzes  in  das  Qeseti 
aufgenommen.  Der  Versicherer  haftöt'  ffir  jede  durch  F^er,  die 
Löschung  desselben  und  Beschiessto  verursachte  Beschädigang: 
also  nicht  nur  fiir  verbrannte  Güter ,  sondern  auch  "fdi»  die  dura 
die  blosse  Hitze  beschädigten  Gegenstände,  z.  B.  'gesjwrungene 
Gläser,  sowie  für  die  durch  das  zum  Löschen  verwendete  WaaBcr 
verdorbenen  Waaren.  Er  hafitet  aber  nur  för  die  Beschfädigung. 
welche  unmittelbar  durch  das  Feuer  oder  durch  das  Löschen  d»- 
selben  odör  durch  Beschiessen  herbeigeführt  ist,  nicht  abei*  für  die 
Keschädigungeu,  welche  nur  mittelbare  Folgen  des  Feuers  öder  des 
Beschiessens  sind«  Er  haftet  also  z.  B.  nic£ty  wenn  in  die  in  Folge 
des  Feuers  geöffneten  Luken  oder  in  eine  dufch  eine  Kueel  ver- 
ursachte Oeffiiung  des  Schiffs  Seewasser  eindringt,  und  dadurch 
Güter  beschädigt  werden.  v 

Daaa  von  der  R^el  eine  Ausnahme  hinsichtUch  de»  durcb 
Selbstentzündung  der  Güter  entstandenen  Brandes  gemacht  wird, 
erklärt  sich  daraus,  dass  hier  die  Beschädigung  durch  inneren  Ver- 
derb entstanden  ist    (Prot.  VII  S.  3342  f.    VH!  S.  4368—4870.) 


*)  Ueberall  war  dies  freilich  nicht  der  Fall;  vgl.  Prot  VilX  S.4366  W 
Cropp,  jur.  Abh.  I  S.  68  ff. 
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Art.  866. 

Wenn  der  Vertrag  mit  der  KloMSel  „frei  van  Bruch  ausser  im 
StrandmgsfaW*  abgeschlossen  ist,  so  findeit  die  Sestimmungen  des 
vorsiehenden  Artikels  mit  der  Massgahe  Anwendung,  dass  der  Ver^ 
sicherer  für  Bruch  insoweit  haftet,  als  er  nach  dem  vorsiehenden 
Artikel  für  Beschädigung  aufkommt 

Art.  867. 

ßne  Strandwng  im  Sinne  der* Art.  855  und  856  ist  vorhan- 
den, wenn  das  Schiff  unter  nicht  gewöhnlichen  Verhältnissen  der 
Schifffahrt  auf  den  Orund  fesiger&th  und  entweder: 

nicht  wieder  fiott  wird,    oder  swar  wieder  flott  wird,  jedoch  ent" 
weder 

i.    mir uwter  AnwendmMj  ungewöhnliche  als:  Kappen 

der  Masiten,   Werfen  öder  Löschung  eines  Theils  der  Lmung 

und'dergleiehen,  oder  durch  den  Bintrüt  einer  ungewöhnlich 

hohen  Fhüh,  nicht  aber  a/u^chÜesiilieh  durch  Anwendung  ge* 

gewöhnkd^er  Massregeln,  ofe;  Winden  maf  den  Anker,  Baeh" 

stellen  der  Segel  und  dergleichen,  oder 

2.    erst  nachdem  das  Schiff  durt^  das  Festgerathen  einen  erheb* 

Uchen  Sduiden  am  Schiffskörper  erlitten  hat. 

Das  Qesetzbuoh  nimmt  nur   dann  eine  Sti'andung  an^   wenn 

das  Schiff  unter  nicht  gewöhnlichen  Verhältnissen  der  Schififabrt 

auf  den    Grund  geräth,  während    sowohl   die   Allgemeinen    Ver- 

sidliei'ungSi'ßQdinguugen  (g   104  Abs,  2)  .wie  die  Bremer  Bedin- 

gaj^gen  (§  16)  nur  voraussetzen,  dass  das  Schiff  überhai^t  ^uf  einen 

Grund  gerathen  ist*).     Andererseits  fordei'u  die  Allgemeinen  und 

die  Bremer   Bedingungen    wie    beoreits    das  ältere  Recht**)    zum 

Begriffe  der  StraoiHung   unter  allen  Umständen;,  dass   das  Schiff 

durch  solches  Festsitzen  Schaden  am  B/umpfe  erlitten  hat^  d^r  so 

bedeutend  %$i^    dass  sich  , die  Beschädigung  der  Guter  hieraus  er- 

klären  l&^ 


*)  Nach  Auffassang  der  englischen  Juristen  genügt  es  zum  Begriffe  der 
Strandüng  im  Sinne  des  Memorandums  (b.  o.  S.  dlS/.'^ote*),  dass  das  Schiff 
in  Folge  ungewöhnlicher  Ifeifttände  {under  any  estirftoTdinary  cireutnstanees 
of  timc'  &r  fiaee)  auf  «Leu  Önmd  (an  tke  obnrueting  ohieet  —  vtheHher  rock^ 
hank,  retf/orof  tohoi^ver  other  nahtre  —J  geräth^und  dort  evM  Zeit  laug 
in  ruhigem.  Zu3taude  {in  aquieacent  <(a^0>  sitzen  bleibt.  Tke  amouni  of  da- 
möge  nuflained  bylhe  skip  häsmothing  to  do  wiih  questtan  of  strancUng  or 
no  stranding.  Dagegen  wird  eine  Strandung  nicht  angenoinmen,  wenn  das 
Schiff  zwar  den  Grund  berührt  hat,  dann  aber  wieder  abgekotninen  ist;*  eben 
BD  wenig  wenn  ^  das  Sohiff  auf  den  G^und  gerathe»  ist  im  Verlauf  der  ge- 
wöhnlichen Schiffifafart  (in  the  ordinary  coursM  of  the  nafsigationj.  Where 
a  vesäd  takett  the  ground  in  the  ordtnary  and  usüal  courae  of  navigaiion 
and  management  in  a  Ode  river  or  Karb&ar^  upon  the  ebbing  of  ^e  tide,  or 
from  natural  deficiency  of  water,  so  that  she  mag  float  again  upon  the  flow 
of  tide  or  increase  of  water ^  such  an  event  shall  not  be  considered  a  Strand- 
ing  tffi^m  the  memorandum,    8.  Amouid  II  p.  7SS^^744. 

•)  Cropp,  jur.  Abb.  I  S.  72—83.  Allg.  Plan  Hamb.  S^ -Versiche- 
rungen §  93. 
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sind.  Hiermit  will  aber  das  Qeaetz  nicht  sagen,  dass  sänaButUcke 
yersicherte  Waaren  untergegangen  sein  müssen ,  wenn  .  von  Total- 
verlnst  die  Rede  sein  soll»  Vielmehr  liegt  ein  solcher  nicht  nnr 
dann  vor,  wenn  ein  Theil  der  versicherten  Güter  der  Seegefahr 
gar  nicht  ausgesetzt  worden  ist,  die  abgeladenen  aber  sämnitlich 
tmter^egangen  sind,  sondern  auch  dann,  wenn  gewisse  Güter  bereits 
gelösckt  waren,  als  der  Unfall  sich  ereignete,  durch  den  die  übrigen 
zu  Grunde  gingen.  Dass  dies  der  Sinn  der  Bestimmung,  geht  aa» 
der  Vorschrift  des  Art  870  hervor,  wonach  nur  die  Gegenstände 
zu  abandonniren  sind,  welche  zur  Zeit  des  Unfalls  den  Gefüiren 
der  See  ausgesetzt  waren.    Könnte  nämlich,  wenn  in  diesem  Zeit- 

Eunkt  nur  noch  ein  Theil  der  versicherten  Güter  sich  an  Bord 
efand,  lediglich  ein  Partialverlust  angenommen  werden,  so  hätte 
die  dem  Versichei^ten  eingeräumte  Beiugniss  zum  Abandon  keinen 
Sinn. 

Diese  Auffassung  wird  auch  durch  die  Verhandlungen  der 
Hamburger  Kommission  bestätigt.  In  erster  Lesung  wurde  nämlich 
auf  der  Konferenz  der  Grundsatz  adoptirt,  dass  es  zur  Begründung 
eines  Totalvörlustes  genüge,  wenn  der  versicherte  Gegenstand 
soweit  er  zur  Zeit  des  Unfalls  der  Gefahr  noch  ausgesetzt  gewesen, 
verloren  gegangen  sei,  indem  hinsichtlich  des  Theils,  der  die  Gefahr 
gelaufen,  derseloen  aber  bereits  entzogen  war,  die  Versicherung  als 
erloschen  angenommen  wurde  (Prot.  VH  S.  3441).  Dies  sollte 
auch  ausgedrückt  werden  durch  den  an  die  Spitze  des  V.  Ab- 
schnitts des  Versicherungsrechts  gestellten  Art.  742  des  Entwurfs 
aus  I.  Lesung: 

Im  Fälle  des  ToicHverlustes  hat  der  Versicherer  die  Versiehe- 
nmgssumme  filr  die  Gegenstände,  welche  zur  Zeit  des 
Unfalls  den  Gefahren  der  See  ausgesetzt  t€aren,  wm 
vollen  Betrage  im  zahlen. 

In  zweiter  Lesung  wurde  der  Antrag  gestellt,  den  gesperrt 
gedruckten  Satz  zu  streichen;  derselbe  wurde  zuerst  mit  6  gegen 
3  Stimmen  abgelehnt,  später  aber  um  eine  bessere  Fassung  des 
Art  757  Abs.  1  (des  jetzigen  Art.  845  Abs.  1)  zu  ermöglichen,  mit 
5  gegen  3  Stimmen  angenommen,  und  so  die  Bestimmung  auf  den 
regelmässigen  Fall  beschränkt,  wenn  das  Objekt  der  Versichemng 
während  des  Verlaufs  derselben  keine  Veränderung  erleidet,  sondern 
seinem  Umfange  nach  dasselbe  bleibt.  Hierbei  hoben  noch  zar 
Majorität  gehörige  Mitglieder  hervor ,  dass  ihrer  Ansicht  nach  der 
Ghiindsatz,   welcher   durch    die   gesperrt    gedruckten  Worte   aus- 

Sedrückt  sein   sollte,   sich  „auf  Grund  der  allgemeinen  Prinzipien 
es  Assekuranzrechts"   von   selbst  ergäbe.    (Prot.  VIII  S.  4882— 
4387.  S.  4402  f.). 

Selbstverständlich  ist  es,  dass  der  Versicherte  in  dem  Falle, 
wo  nach  der  Löschung  eines  Theils  der   versicherten   Güter  der 

fesammte    zurückgebliebene    Rest    verloren    gegangen    ist,    nicht 
ie  ganze  Versicherungssumme  beanspruchen  kann,  sondern  nur 
den    auf   die    untergegangenen    Güter    fallenden  Theil    derselben. 
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Trotssdem  ist  der  Gmadsaitz,  das»  hier  ein  TotalreiiiiBt  anmndhmen^ 
liir  alle  Fälle  von  groesster  Wielitigkeit,  wo  der  As^ekuradear  nach 
dem  VeMieberQiigfiv«rtirage<  nur  für  TotatrerluBt  eiikaBasteh»ii  hat. 

Natörlioh  ist  w^ek  nicht  erforderlich^  daM  alle  GUter^  welche 
das^Schiff  fährte^  aa  Grande  gegangen  sind;  es  gentigt- viehnehr 
der  Untergang  aftmmtlioher  GHlten^  des  betre£Fenden  Versicherten. 

Art.  S&9. 

Ein  Totaherhst  tri  Ansehung  der  Fracht  li^gt  vor^  wenn  die 
ganae  Fracht  verloren  gegangen  ist. 

1.  In  diesem  Artikel  kommt  die  Fracht  „nicht  blos  als  Fracht- 
forderung, sondern  als  Frachtverdienst"  in  Betracht.  Demgemäss 
ist,  abgesehen  von  dem  Fall/ wo  eine  „ganz  bestimmte  Fracht- 
forder  ung^^  versichert  worden ,  ein  Totalverlast  nicht  schon  dann 
anzunehmen,  ;,wenn  die  auf  dem  ursprünglichen  Frachtkontrakt 
beruhende  Forderung  in  Folge  von  Seeunfallen  erloschen,  sondern 
erst  dann,  wenn  auch  nicht  einmal  auf  Grund  eines  anderen^  jedoch 
fdr  dieselbe  Seise  abgeschlossenen  Kontrakts  irgend  eine 
Pracht  verdient  worden"  ist  (Prot  VII  S.  3400). 

2.  Aus  dem  Umstand,  dass  der  Tit.  11  des  H.G.B.  von  der 
Verwcherung  gegen  die  Gefahren  der  Seeschiffiahrt  handelt,  folgt, 
dass  dann  von  einer  Haftung  des  Asaekuradeurs  und  demgemäss 
von  einem  Totalverlust  im  Sinne  des  Seeversicherungsrechts  nicht 
die  Rede  sein  kann,  wenn  die  Fracht  bereits  verdient,  aber 
durch  Insolvenz  des  Schuldners  dem  Verfrachter  verloren  ge- 
gangen ist  (Prot.  VIII  S.  4892  f.). 

S.  War  bei  der  Versicherung  einer  bestimniten  Fracht- 
forderung ein  Theil  der  Fracht  mit  der  Abrede  vorher 
bezahlt,  dass  er  beim  völligen  Untergange  der  Waaren  nicht 
zurückeretatlet  zu  werden  brauchte,  so  liegt,  wenn  dieser  Fall 
eintritt,  ein  Tötalverlust  vor,  weU  der  pränumerirte  Betrag  nicht 
als  in  der  Versicherung  begriffen  anzusehen  ist.  War  in  dem 
gleichen  Fall  ein  Theil  der  Fracht  pränumerirt,  der  übrige  Theil 
aber  als  Rest  fr  acht  versidiert,  so  ist  ein  Totalverlust  anzunehmen, 
„seibat  w^in  man  von  der  Ladung  so  viel  rettet^  dass  der  Fracht- 
vorschnss  gedeckt  werden  kann,  fOr  die  Restfracht  aber  nichts  übrig 
bleibt".    (Brandt,  Seeversicherung  S.  50.) 

4.  Zu  diesem  Artikel  kommt  noch  in  Betracht  §  137  Abs.  2 
der  Allgemeinen  Bedingungen;   s.  u.  S.  375. 

Art.  860. 

Ein  Totalverlust  in  Ansehung  des  imaginären  Gewinns  oder  in 
Ansehung  der  Provision,  welche  von  der  Ankunft  der  Grüter  am  JBc- 
stimmungsorte  erwartet  werden,  liegt  vor,  wenn  die  Güter  den  Be- 
Stimmungsort  nicht  erreicht  hohen. 

Die  Versicherung  des  imaginären  Gewinns  und  der  Verkaufs- 
provision ist  „als  Versicherung  der  Reise"  aufzufassen.  Demgemäss 
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tritt  die  Verbindlichkeit  des  ABsekoradeurs  zum  SohadensenatB  ein, 
wenn  auch  die  Güter  „sm  einem  anderen  als  dem  Bestimmungsorte^' 
in  wohlbehaltenem  Zustande  einffetroffen  sind.  Auf  der  anderen 
Seite  ist  der  Versicherer  von  der  gedachten  Verpflichtung  frei, 
wenn  die  Qüter  im  wohlbehaltenen  Zustande  im  Bestimmungsplatz 
angekommen  sind,  aber  ,,aus  ander^a  Gründen  weder  Gewinn  noch 
Provision,  namentlich  wegen  Eonjunkturveränderung  kein  Gewinn 
erlangt^^  wird  (Prot.  VH  S.  3402). 

Art.  861. 

Ein  Totalverlust  in  Ansehung  der  Bodmerei-  oder  Havereigelder 
liegt  vor^  werm  die  Gegenstände^  welche  verbodmet  oder  fö/r  toddie 
die  Havereigelder  vorgeschossen  oder  verausgabt  sind,  entweder  t-o» 
einem  Totalverluste  oder  dergestalt  von  anderen  Unfällen  betroffen 
sind,  dass  in  Folge  der  dadurch  herbeigeführten  Beschädigunaen^ 
Verbodmungen  oder  sonstigen  Belastungen  eur  Deckung  jener  Gelder 
nichts  übrig  geblieben  ist 

Macht  der  Assekuradeur  der  Forderung  des  versicherten 
Bodmereigläubigers  gegenüber  den  Einwand  geltend,  ^^dass  das  ver- 
bodmete Objekt  von  Anfang  weniger  werth  gewesen  sei,  als  die 
Bodmereiforderung'^,  so  muss,  wenn  ders^e  diesen  Einwand 
beweisen  kann  —  was  freilich  nur  sehr  selten,  wie  z.  B.  in  dem 
Falle,  wo  „der  Schifi^r  bei  Aufiiahme  der  Bodmerei  betrügerisch 
zu  Werke  gegangen^',  der  Fall  sein  wird  —  der  Bodmerist  sich 
einen  entsprechenden  Abzug  gefallen  lass^i.  Der  Versicherer  trSgt 
nämlich  nur  die  Gefahren  der  SeescJiifffahrt,  er  kann  daher  dem 
versicherten  Bodmereigläubiger  nur  bis  zu  dem  Werthe  Ersatz 
leisten,  welchen  die  verbodmeten  Gegenstände  gehabt  haben  würden, 
wenn  sie  im  unbeschädigten  Zustande  im  Bestimmungshafen  der 
Bodmereireise  angekommen  wären.    (Vgl.  Prot.  VU  S.  3404  £) 

Art.  862. 

Im  Fälle  des  Totalverlustes  hat  der  Versicherer  die  Versicherung^' 
summe  ssum  vollen  Betrage  eu  eahlen,  jedoch  unbeschadet  der  nm 
Vorschrift  des  Art.  804  etwa  eu  machenden  Äbisüge. 

Art.  863. 

Ist  im  Falle  des  Totaherlustes  vor  der  Zahlung  der  Versiche- 
rungssumme etwas  gerettet^  so  "kommt  der  Erlös  des  Geretteten  von 
der  Versicherungssumme  in  Abzug.  War  nicht  eum  vollen  Wertht 
versichert^  so  unrd  nur  ein  verhältnissmässiger  Theil  des  Gereiietei^ 
von  der  Versicherungssumme  abgezogen. 

Mit  der  Zahlung  der  Versicherungssumme  gehen  die  Beckie  des 
Versicherten  an  der  versicherten  Sache  auf  den  Versicherer  über. 
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Erfolgt  erst  nach  der  Zahlung  der  Vereieherungseumme  eine  voVr 
ständige  oder  iheüweise  Bettung^  so  hat  auf  das  nachträglich  Ge- 
rettete nur  der  Versicherer  Anspruch.  War  nicht  0um  vollen  Werfhe 
versichert^  so  gebührt  dem  Versicherer  nur  ein  verhäUnissmässiger 
Thal  des  Geretteten. 

In  den  Fällen  eines  absoluten  Totalverlostes  wird  nach  den 
Bestimmungen  des  Gesetzbuchs  in  dem  Verlangen  der  Bezahlung 
eines  Totaischadens  von  Seiten  des  Versicherten  die  stillschweigende 
Erklärung  gefunden,  dass  er  gegen  diese  Zahlung  seine  Rechte  an 
dem  versicherten  Gegenstande  auf  den  Versicherer  übertrage.  Der 
Uebej^ang  dieser  Rechte  findet  daher  ipso  iure  Statt;  aber  erst  in 
dem  Zeitpunkt  der  wirklich  erfolgten  Zahlung.  Auf  der  anderen 
Seite  ist  der  Versicherte  nicht  berechtigt,  ^^durch  die  Erklärung, 
er  verlanee  die  Bezahlung  eines  Totalverlustes  und  sei  hiergegen 
seine  Rechte  an  dem  versicherten  Gegenstände  an  den  Versi<3ierer 
abzutreten  bereit ,  schon  vor  der  wirklichen  Zahlung  der  Ver- 
sicherungssumme einen  Moment  zu  fixiren,  welcher  fiir  die  defini- 
tive Regelung  der  Verhältnisse  der  Kontrahenten  in  dem  Sinne 
massgebend  wäre,  dass  der  Versicherer  fortan  die  GefEÜir  einer 
Veränderung  des  Thatbestandes  zu  tragen  hätte^,  so  dass  also  die 
Verpflichtung  des  Versicherers,  einen  Totalverlust  zu  ersetzen, 
bestehen  bliebe,  auch  wenn  der  versicherte  Gegenstand  zu  einem 
werthvollen  Bestandtheil  wieder  zum  Vorschein  käme,  z.  B.  die 
versicherten  Güter  zum  Theil  nachträglich  geborgen  würden  (Prot. 
VII  S.  8879  f.  S.  3888). 

Art.  864. 

Sind  hei  einem  TotaJverluste  in  Ansehung  des  imaginären  Ge- 
winns  (Art  860)  die  Gitter  während  der  Heise  so  günstig  verhauß, 
dass  der  Beinerlös  mehr  beträgt,  als  der  Versicherungswerth  der 
Güter,  oder  ist  für  dieselben,  wenn  sie  in  Fällen  der  grossen  Haverei 
aufgeopfert  sindy  oder  wenn  daßr  nach  Massgabe  der  Art.  612  und 
613  Ersatß  geleistet  werden  muss^  mehr  als  jener  Werth  vergütet,  so 
hmimt  von  der  Versicherungssumme  des  imaginären  Gewinns  der 
üeberschuss  in  Absug. 

Diese  Bestimmung  ist  lediglich  eine  Anwendung  des  obersten 
Grundsatzes  des  Versicherungsrechts,  wonach  durch  die  Versiche- 
rung von  dem  Versicherten  nur  ein  Kachtheil  abgewendet,  nicht 
aber  dadurch  demselben  ein  Gewinn  verschafft  werden  soll. 

Art.  865. 

Der  Versicherte  ist  befugt,  die  Zahlung  der  Versicherungssumme 
eum  vollen  Betrage  gegen  jBbiretung  der  in  Betreff  des  versicherten 
Gegenstandes  ihm  eustehenden  Rechte  in  folgenden  Fällen  zu  ver- 
langen (Abandon): 

1,    wenn  das  Schiff  verschollen  ist; 

22* 
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2.  'wenn  der  Gegenstand  der  Versicherung  daJMrch  bedroht  istj 
dass  das  Schiff  oder  die  Güter  unter  Embargo  geiegt,  von 
einer  hriegführenden  Macht  aufgebrüht,  auf  andere  Weise 
durch  Verßgung  von  hoher  Hand  angehalten  oder  durch  See- 
räuber genommen  und  während  einer  Frist  von  sechs  ^  neun 
oder  zwölf  Monaten  nicht  freigegeben  sind^  je  nachdem  die 
Aufbringung,  Anhältung  oder  Ndimung  geschehen  ist: 

a)  in  einem  europäischen  Hafen  oder  in  einem  europäisAcn 
Meere  oder  m  einem,  wenn  auch  nicht  zu  Europa  ge- 
hörenden Theile  des  Mittelländischen,  Schwärzen  oder 
Ajsouf sehen  Meeres^  oder 

b)  in  einem  anderen  Gewässer,  jedoch  diesseits  des  Vor- 
gebirges der  guten  Hoffnung  und  des  Kap  Hom,  oder 

c)  in  einem  Gewässer  jenseits  des  einen  jener  Vorgdnrge, 
Die  Fristen  werden  von   dem  Tag  an  berechnet,    an  wachem 

dem    Versicherer  der  Unfall  durch  den   Versicherten  -  angezeigt  ist 
(Art.  8J2J^. 

1.  Dass  ausser  dem  eigentUchen  ^  dem  absoluten  Totalverlust 
noch  ein  konstruktiver  Totalverlust  angenommen,  d.  h.  in 
Fällen;  wo  ein  Totalverlust  gar  nicht  stattgefunden  hat,  ein  solcher 
durch  Fiktion  geschaffen  wird;,  ist  in  dem  Wesen  und  dem 
Zweck  des  Versicherungsvertrags  begründe.t  Der 
Versicherte  sucht  sich  —  so  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz 
ausgeführt  (Prot.  VII  S.  3898)  —  ;;durch  die  Versicherung  gegen 
die  dem  von  ihm  beschlossenen  Unternehmen  drohenden  Gefahren 
zu  schützen''.  £r  will  sich  so  stellen;  dass  ihm  ;;das  Gelingen  des 
Unternehmens  gewiss''  ist,  entweder  ;;durch  das  wirkliche  Gelingen 
oder  durch  Empfang  der  Versicherungssunune".  Im  Falle  eines 
konstruktiven  Totalverlustes  ist  nun  ;;aas  Unternehmen  nicht  ge- 
lungen". Wenigstens  ist  durch  einen  ;;UnfaU  vorläufig  dasjenige 
nicht  erreicht;  was  erwartet  worden";  und  der  Versicherte  m  die 
schlimme  Li^  gebracht;  ;;dass  er  mindestens  das  in  dem  Unter- 
nehmen steckende  Kapital  weit  über  die  Zeit  hinaus ;  die  er  in 
Anschlag  gebracht;  entbehren*'  soll.  Nun  kann  man  aber  einen 
Totalvenust  ;;mcht  durch  n  Fiktion  schaffen  und  den  Assekuradeur 
auf  Grund  einer  solchen  Fiktion  nicht  für  verpflichtet  erklären, 
die  voUe  Versicherungssumme  zu  bezahlen,  ohne  zugleich  dem 
Versicherten  die  Pflicht  aufzuerlegen;  die  ihm  an  der  versicherten 
Sache  zustehenden  Rechte  dem  Assekuradeur  abzutreten".  Der 
Abandon  ist  also  die  nothwendige  Folge  des  konstruktiven  Total- 
verlustes.    (Prot.  VII  S.  8392.)*) 


*)  Der  Gebrauch  des  Abandons  ist  sehr  alt  Die  Ordonnanzen  von  Borgos 
von  1538  führten  für  die  Abandonerklärun^,  wenn  Waaren  yerloren  gegangen 
oder  beschädigt  waren,  welche  bereits  nacn  dem  früheren  Recht  TonBnrffos 
dem  Versicherten  gestattet  war^  bestimmte  Fristen  ein  (Reatz,  Gesdu  aes 
enrop.  Seeversicherungsrechts  I,  Leipz.  1870,  S.  263—265).  Verschollen- 
heit des  Schiffs  stellen  die  Ord.  von  Barcelona  von  1435  und  die  in  der  Oni 
von  Sevilla  von  1556  sufgestellten  Polizen-Formnlare  dem  Untergang  gleich 
(Reatz  a.  a.  0.  S.  141.  277.  283).  Der  Guidon  de  la  mer  (VII  arp.  12)  sto- 
tuirt  in  diesem  Falle  Abandon. 
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Man  darf  den  Abandon  nicht  als  dem  Wesen  des  Versicheranga- 
vertragB  widersprechend  oder  auch  nur  als  aus  der  Natur  des- 
selben sich  nicht  ergebend  unter  Berufung  auf  den  umstand  be- 
zeichnen ^  dass  durch  den  Abandon  dem  Versicherer  der  E^uf  des 
versicherten  Q^genstands  aufgezwungen  werde  (vgl.  Benecke^  JVm- 
cyples  of  Indemnity,  London  18ä4,  p.  337  squ.  Emerigon^  des  assvh 
Tcmces,  pat  Boulay-Patjf  1837,  U p.  173  squ.);  denn,  wie  Brandt 
(Seeversicherunff  ä.  51)  richtig  bemerkt,  ist  das  Verhältniss  in 
diesem  .Fall  nicht  wesentlich  verschieden  von  dem^  welches  in  den 
Fällen  des  absoluten  Totalverlustes  dann  stattfindet,  wenn  etwas 
gerettet  ist. 

Das  franaösische  Recht  fordert  in  allen  Fällen,  wo  der  Versicherte  An- 
spruch auf  die  ganze  Versicheningssamme  hat,  den  Abandon.  Bei  Gaujet 
et  Merger ^  dicitonnaire  I  p.  560  n.  569  heisst  es,  der  Versicherer  übernehme 
^wei  Verbindlichkeiten,  einmal  die,  de  payer  la  somme  portie  h  la  police^ 
dans  le  cos  de  perte  totale  ou  presque  totale  de  la  chose  a»9urie^  »auf  ä 
Vasturih  faire  Vaoandon  de  ee  quipetU  rester  de  la  chose  asstirie  et  des  droits  qui 
s^y  rattachent;  sodann  die,  eCindemniser  Vassuri  des  dommages  causisparfortune 
de  mer  aux  choses  assur^es.  Ces  deuxobligationsdonnerUnatssaneehdeuxactions 
distincts:  ä  savovr  Vaction  en  delaissemerU  et  Vaction  d*avarie.  Und  weiter 
^n.  571)  wird  dilaissement  bezeichnet  ^s  Vacte  parlequel  Vassuri  abandonne 
h  Vassureur  la  propriM  de  la  chose  asst/r^  et  au  moyen  duquel  ü  a  droit 
tfexiger  de  Vassureur  le  paiement  de  la  somtne  cusurSe,  Der  ijode  de  com- 
merce bestimmt:  (ort,  369)  Le  dilaissement  des  ohjets  assurds  petU  Stre  fait 
en  cas  de  prise;  de  naufrage;^  eTSchouement  avec  bris;  d'innavigabüiii  par 
jortune  de  mer;  en  cas  d^arret  d'une  puissance  itrangkre;  en  cas  de  perte 
ou  dit&rioration  des  effets  assuris,  si  la  d^tMoration  ou  la  perte  va  au  moins 
^  trois  quarts.  II  peut  etre  fait  en  cas  d^arret  de  la  part  du  gouoemement, 
4zpr^s  le  voyage  commenci,  (ort,  Sil)  Toms  autres  dommage^  sont  rfyutis 
avariesy  et  se  rkgUnt  entre  les  assureurs  et  les  assuris,  ä  raison  de  leurs 
intireis.  (art,  375  s.  S.  344  Note  •♦;  art.  387)  En  cas  darret  de  la  part 
d^une  puissanee^  Vassuri  est  tenu^  de  faire  la  signifleation  ä  Vassureur,  dans 
les  trois  jours  de  la  riception  de  la  nouvelle.  Le  dilaissement  des  objets 
<irrHis  ne  peut  etre  fait  qu'aprks  un  dilai  de  six  mois  de  la  signification, 
^i  Varret  a  eu  Heu  dans  les  mers  cVEurope,  dans  la  MiditerraniSj  ou  dans 
la  Baltique;  qufaprhs  le  dilai  eVun  an,  si  Varret  a  eu  lieu  en  pays  plus 
4loigni,  Ces  dilais  ne  courent  que  du  jour  de  la  signißcation  de  Parrit. 
Dans  les  cas  oii  les  marchandises  arreties  seraient  pirissablesj  les  dilais  ci- 
dessus  mentionnis  sont  riduits  ä  un  mois  et  demi  pour  le  premier  cas,  et 
'ä  trois  mois  pour  le  second  cas,  (art,  394)  Si,  dans  les  dilais  prescrits  par 
Varticle  387 ,  le  capitaine  rCa  pu  irouoer  de  navire  pour  recharger  les  mar- 
chandises et  les  conduire  au  lieu  de  leur  destination,  Vassuri  peut  en  faire 
le  dilaissement.  Die  Bestimmimg  des  letzten  Artikels  gilt  nicht  nur  für  den 
Fall  der  Anhaltnng,  sondern  auch  den  der  innavigabiliti  des  Schiffs  (cf, 
art.  390):  Caumont,  dictionnaire  p.  376  n,  668.  In  den  Polizen-Formularen 
«ind  die  Bestimmungen  des  Code  abgeändert.  Für  Kaskoversicherungen 
enthalten  dieselben  folgende  Vorschrift  (Art  9):  Par  dirogation  expresse  au 
Code  de  commerce,  le  dilaissement  ne  peut  itre  fait  que  pour  les  seuls  cas : 

1.  De  disparition  ou  destruction  totale  du  navire; 

2,  D* innavigabiliti  produite  par  fortune  de  mer; 
für  Waarenversicherungen  (Art.  8): 

Le  dilaissement  peut  etre  fait  aussi: 

1.  Dans  le  cas  privu  par  Vart.  394  du  Code  de  commerce; 

2.  Dans  le  cas  de  vente  ordonnie  ailleurs  qu'äu  points  de  dipart  et  de 

destination,  pour  cause  d^avarie  matirielle  ä  la  marchandise  provenant 
de  natifrage,  d^ichouement,  d^abofdage  ou  dincendie. 


342  Alfter  Titel,  Absclmitt  V. 

2.  Ein  konstruktiver  Totalyerlu«t  findet  nicht  nur  Anwen- 
dung bei  SchifT  und  Ladung;  sondern  in  gleicher  Weise  auch  \m 
der  Fracht;  dem  imaginären  Oewinn,  der  von  der  Ankunft  der 
Güter  im  Bestimmungshafen  abhängigen  Provision  ^rot  YII 
S.  8401 — 8403);  bei  den  Bodmerei-  und  Havari^elaem  (Prot 
S.  8406). 

8.  Nach  Ziff.  2  ist  ein  Abandon  nur  dann  zulässig;  wenn 
durch  die  daselbst  aufgezählten  Thatsachen  der  Gegenstand  der 
Versicherung  bedroht  ist.  £s  genügt  zur  Begründung  dea  Rechts 
des  Abandons  nicht  der  blosse  Ablauf  der  im  Gesetz  normirten 
Frist;  ;;Wenn  der  versicherte  Gegenstand  von  der  dauernden  An- 
haltung  irgend  wie  betroffen^'  ist,  sondern  es  muss  demselben  auch 
irgend   eine    Gefahr   aus  der   Anhaltung   drohen.     Diese    Gefahr 

3^  Dana  taus  le»  cos  äHnnavi^ahilüi  du  navire,  par  navfrage  au  atärt- 
meniy  n  aprh  le8  dilats  ci^aprhM  la  marchancuse  n'a  pas  pu  Hirt  re- 
mise  ä  la  disposütan  des  dMtinataires  ou  dea  cusuris,  ou  au  moin» 
ai  le  rechargement  ä  bord  dun  autre  navire,  pret  ä  la  rectoair  n*6n  a 

paa  M  commenci  dana  Ua  memea  düaia» 
Ijea  dilaia  aont: 

De  deux  maia  ai  Vidnement  a  eu  lieu  aur  Ua  cdtea  au  tlea  de  V Europa 
ou  aur  le  UUoral  ePAate,  ou  dAfrique  bordant  la.  Medüerranie  et  la 
mer  Noire; 

De  quatre  moia  ai  Vioinement  a  eu  lieu  aur  lea  cdtea  ou  tlea  de  VOcian 
AÜaniique  hora  dJSurope; 

De  aix  moia  ai  V6v^nemeni  a  eu  lieu  aur  lea  auirea  eötea  au  tlea. 

Lea  dilaia  eourent  du  jour  de  la  nt^ßcation  de  rinnamgabüiU  fadte 
par  lea  asawria  aux  aaaureura, 

Si  Vioinemenb  a  eu  lieu  dana  la  Baltique  ou  autre  mera  auaeepUbUa 
ditre  fermiea  par  la  glace,  le  düai  eat  prolongi  du  iempa,  pendant  lequel 
Vaccha  du  lieu  de  Viveniment  aura  6ti  notoirement  empecni, 

4,  Dana  le  eaa  oü,  indipendamment  de  ioua  fraia  gmelconquea ,    la  perta 
ou  la  ditMoraiion  matMeüe  abaorbe  lea  ttoia  quarta  de  la  valeur, 

Aucun  autre  caa  ne  donne  droit  au  dilaiaaement  dea /acultia. 

II  eat  expreaaiment  dArogi  aux  diapoaüiona  du  Code  de  commerce  (et 
notamment  dea  artidea  369  et  SJö},  contrairea  ä  cellea  dea  paragraphea  qui 
prickdent, 

Ueber  die  Verschollenheit  unten  S.  344  Note  **). 

Dasselbe  Prinzip  wie  im  Code  gilt  im  Spanischen  (Art.  90  t.  908^9 10)» 
PortugiesiBcben  (Art  1789.  1792.  1791.  1793.  1794),  und  HolländiBchen  H.G.B. 
(Art.  663.  665—669),  welche  in  den  Hauptpunkten  dieser  Materie  dem  Coda 
de  commerce  nachgebildet  sind. 

Das  gemeinsame  Merkmal  der  Unfälle,  welche  nach  englischem  Becht 
den  Begriff  eines  konstruktiven  Totalverlustes  ausmachen,  wobei  allein  der 
Versicherte  dem  Assekuradeur  eine  notice  of  abandonment  zukommen  lassen 
muss,  sind  bereits  in  dem  oben  (S.  334  Note  **)  gegebenen  Citat  aus  Amoold 
gekennzeichnet.  Genauer  charakterisirt  folgende  Erörterung  die  Nator  der 
yerschiedenen  Hauptarten  dieser  Unfälle:  The  thing  inaured  may  not  be  ab- 
aolutely  deatroyed,  or  irretrievably  loat;  there  may,  hotaever^  be  a  capturCf 
which,  ihaugh  primd  fade  a  total  loaa,  may  be/ollowed  by  a  recapture  which 
wauld  reveat  the  property  in  tke  aaaured.  There  may  be  a/oreiUe  detenüan 
which  may  either  apeedily  terminale ,  or  may  laat  ao  long  aa  to  and  in  the 
impoaaibility  of  bringing  the  ahip  or  the  gooda  to  tkeir  deatination.  There 
may  be  aome  other  perü  which  rendera  the  ahip  innavigable,  toithaut  any 
reaaonMe  hope  of  repair;  or  by  which  the  gooda  are  partly  loat^  or  ao  dam- 
maged  that  they  are  not  worth  the  eacpenae  of  bringing  them^  or  whatremaina 
of  ihemj  to  thetr  deatination  (Amoula  II  p,  913), 
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braucht  ^cht  gerade  die  des  EigenthmnsTerlnsteB  durch  Eoudem- 
nation»  Konfiskation  u.  fu  w.  zu  sein'';  vielmehr  hat  ,;die  Gefahr 
des  Verderbs,  der  Beschädigung  und  dgl/'  dieselbe  Wirkung  (Prot. 
Vn  S.  8474  f.). 

4.  Hinsichtlich  der  Nehmung  des  Schiffs  durch  See- 
räuber ist  zu  bemerken;  dass  zuwdlen  bereits  vor  Ablauf  der 
gesetzlichen  Fristen  ein  Totalverlust  angenommen  werden  muss, 
nämUdi  wenn  sich  schon  früher  Gewissneit  daflir  ergiebt^  ^^dass 
das  Schiff  nicht  wieder  zu  erlangen''.  In  diesem  Falle  greift 
der  Art  858  Platz^  d.  h,  es  liegt  ein  absoluter  Totalverlust  vor. 
(Prot  vn  S.  3356  f.) 

5.  Die  Bremer  revidirten  Versieherungs -Bedingungen 
erkennen  einen  Abandon  nicht  an.     §  65  bestimmt: 

Em  eigentlicher  Abandon  des  versicherten  Gegenstands  ist 
nicht  mlässig;  so  lange  letzterer  ganz  oder  theihoeise,  in  welchem  Zu- 
stande es  auch  sein  mögCj  vorhanden^  hat  der  Versicherte  ßr  die  Er- 
haltung dessen,  was  noch  einen  Geldwerth  hat,  soviel  als  möglich, 
sonst  aber  ßr  dessen  Verwerthung  zu  sorgen. 

Die  Hinzuziehung  eines  Vertreters  der  Versicherer  begrimdet  auch 
keine  Ausnahme  hiervon,  indem  die  Wirksamkeit  desseWen  sich  auf 
die  ControU  beschränkt. 

Ueber  das  Recht  des  Versicherten  bei  verschollenen  Schiffen 
nach  den  Bremer  Bedingungen  s.  S.  345  f. 

Art.  668. 

Ein  Schiff,  welches  eine  Reise  angetreten  hat,  ist  ob  verschollen 
anzusehen,  wenn  es  innerhalb  der  VerschoUenheilsfrist  den  Bestim- 
mungshafen nicht  erreicht  hat,  auch  innerhalb  dieser  Frist  den  Be- 
iheiUgten  keine  Nachrichten  über  dasselbe  zugegangen  sind. 

JDie  Verschollenheitsfrist  beträgt: 

1.  wenn  sowohl  der  Abgangshafen  als  der  Bestimmungshafen  ein 
europäischer  Hafen  ist,  bei  Segelschiffen  sechs,  bei  Vampf- 
schiffen  vier  Monate: 

2.  wenn  entweder  mvr  der  Abgangshafen  oder  nur  der  Bestim- 
mungshafen ein  nidtteuropäischer  Hafen  ist,  falls  derselbe 
diesseits  des  Vorgebirges  der  guten  Hoffnung  und  des  Kap 
Hom  belegen  ist,  bei  Segel-  und  Dampfschiffen  neun  Monate, 
falls  derselbe  jenseits  des  einen  jener  Vorgebirge  gelegen  ist, 
bei  Segel-  und  Dampfschiffen  zwölf  Monate; 

5.  wenn  sowohl  der  Abgangs-  als  der  Bestimmungshafen  ein 
nichteuropäischer  Hafen  ist,  bei  Segel-  und  Dampfschiffen 
sechs,  neun  oder  zwölf  Monate,  je  nachdem  die  Durchschnitts- 
dauer der  Reise  nicht  über  zwei  oder  nicht  über  drei  oder 
mehr  als  drei  Monate  beträgt. 
Im  Zweifel  ist  die  längere  Frist  abzuwarten. 

1.  Zur  Feststellung  des  Begriffs  der  VerschoUenheit  eines 
Schiffs  genügt    es^    dass   innerhalb   der  gesetzlichen  Fristen  ;;den 
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Betheiligten  *^  (dem  Versicherten,  Destinatar.  Versicherer  und  dgL) 
keine  Nachricht  davon  zugegangen^'  ist.  Ob  irfi^end  ein  Dritter 
innerhalb  der  in  Rede  stehenden  Zeit  noch  eine  ISachricht  erhalten 
hat,  ist  irrelevant.  Für  diese  Auffassung  wurde  auf  der  Hambureer 
Konferenz  geltend  gemacht,  dass  anderenfalls ,  ^der  Zweck,  den 
man  mit  dem  Institut  der  Verschollenheit  erreichen  wolle  und  jede 
Sicherheit  verloren"  gehen  würde.  (Prot  VII  S.  3472  f.)**)  Selbst, 
verständlich  liegt  dem  Versicherten  der  Beweis  nicht  ob,  dass  keine 
Kunde  eingegangen. 

Die  Fristen  dieses  Artikels  gelten  auch  für  die  Zeitversiche- 
rung,  ^***)  doch  kommen  für  diese  noch  Abs.  2  und  3  des  Art  835 
in  Betracht  (vgl.  Prot.  VII  S.  3422—3428). 

*)  Der  Coiie  de  commerce  {art,  373)  spricht  nur  von  Nachrichten,  welche 
dem  Versicherten  zuseganffen  sind.  Und  Caumont^  dictionnaire  p,  376 
n.  667  hemerkt:  //  evffit  h  Vassuri  de  diclarer  qu'ü  iCa  p<u  regu  de  nouveUee, 
c^eet  aux  aseureurs  a  ditruire  la  prisomption  de  la  perle  par  laj^retete  de 
VesneUnee  de  la  chose  (§3).  Le  rapport  faü  par  un  tiers  de  larencantre 
d'un  bdtiment,  dont  le  eignalement  coincidercut  avec  le  navire  aesur^  ne  doü 
pas  itre  amsid^ri  comme  prorogeant  le  dUai,  (§  2)  Dagegen  ist  in  den 
l^olizen  -  Formularen  die  Rede  schlechtweg  von  demikree  nouoellee  cannvea, 
was  wohl  Ton  den  Nachrichten  zu  verstehen  sein  dürfte,  die  irgend  Jemand 
erhalten  hat.    (S.  hier  unten  die  betr.  Bestimmungen  Note  **,) 

**)  Ueber  die  Fristen  des  französischen  Rechts  Art.  375  des  Code  de 
commerce:  Si  aprh  un  an  expirS,  ä  compter  du  jour  du  cUpart  du  namre^ 
ou  du  jour  auquel  ee  rappartent  le$  ddrnihree  nouvMee  re^uee ,  pour  le* 
voyagee  ordinaires^  aprhe  aeux  ans  pour  lee  voyagee  de  long  cours,  Vaeeuri 
diclare  iCaooir  re^  aucune  nouveUe  de  eon  navire,  ü  peui  faire  le  tU- 
laiesement  ä  Vaseureur,  et  demander  le  paiemeni  de  Vaeeurance  sane  gu'ü 
soit  besoin  d'aUeetaiton  de  la  perte.  Apree  Vexpiraiion  de  Van  ou  des  deux 
ansy  Vaeeuri  a,  pour  agvr,  lee  düaia  itoHie  par  Vartide,  —  Ueber  den  Be- 
griff von  long  cours  art,  377:  Sont  riputSs  voyagee  de  long  coure  ceux  qui  et 
fönt  aux  Indes  orientales  et  occidentales,  ä  la  mer  Pacifique,  au  Canada^  ä 
Terre-Neuve,  au  ChoenUind  ei  aux  andres  cdtes  et  tles  de  l'AmMque  miri- 
dionale  et  septentrionale^  aux  Agares,  Canariesj  ä  Madkre  et  dans  tautes  les 
cdtes  et  paps  situis  sur  VOcian^  au  delä  des  diiroits  de  Gribraltar  et  du  Sund 

In  den  französischen  Polizen-Formularen  findet  sich  folgende  Bestimmung 
in  Betreff  der  Verschollenheit  bei  Kaskoversichemng  (Art.  8):  Le  düaisse- 
ment  pour  dffaut  de  nouveües  peut  itre  feit:  aprhs  six  mois,  pour  tous 
voyagee  de  cabotage;  aprls  huit  mois^  pour  tous  voyagee  de  long  coure  en 
degä  des  caps  Hom  et  de  Bonne  Espirance;  aprhs  douMS  moM,  pour  tous 
voyagee  au  delä  des  dits  caps, 

Ces  dilais  doivent  se  compter  au  lieu  de  destination  du  demier  voyage 
entrepris,  et  de  la  date  des  demi^es  nouveües  connues, 

Ils  se  reduisent  du  quart  pour  lee  vapeure. 

JOassuri  est  tenu  de  juatißer  de  la  non  arrivSe  et  de  la  date  du  dipart. 

In  den  Waarenveisicherongs  -  Polizen  für  lonq  cours  finden  sich  ffleich- 
falls  die  Fristen  von  8  resp.  12  Monaten,  auch  stimmen  dieselben  im  Uebri- 
gen  mit  den  Polizen  für  Kaskoversicherung  überein. 

In  England  und  in  den  Vereinigten  Staaten  giebt  es  keine  gesetzliche 
Verschollenheitsfristen.  Die  Frage,  ob  ein  Schiff  als  verschollen  anzusehen, 
muss  daher  stets  im  konkreten  Falle  nach  den  besonderen  Umständen  des- 
selben entschieden  werden 

*♦•)  Der  Code  de  commerce 
Dans  le  cas  cTune  assurance 
^tablisj  comme  cidessus  (seit,  im  Art.  875)  pour  tes  voyages  ordinaires  et 
pour  ceux  de  long  coure  la  perte  du  nat^ire  est  prisumS  arrivie  dans  le  temps 
de  Vassurance. 
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2.  Von  den  Bestimmungen  des  H.G-.B.  über  die  Verschollenheit 
und  deren  Wirkungen  wesentlich  abweichende  Vorschriften  haben 
aufgestellt  die  Bremer  revidirten  Bedingungen  §  64: 

Als  verschollen,  so  dass  der  Versicherer  ßr  die  gegeiehnete 
Summe,  sei  es  auf  Casco^  Ladung,  Fracht  oder  anderes  Interesse,  in 
Anspru^  mi  nehmen  ist,  wird  ein  Schiff  anngesehen^  welches  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  an  welchem  es  den  Abgangsort  verliesSy  innerhalb 
der  weiter  unten  in  diesem  Paragraphen  bestimmten  Fristen  seine  Be- 
Stimmung  nicht  err eicht  hat;  ist  aber  nach  Abgang  des  Schiffs  den 
BeOieiligten  noch  Nachricht  Über  dasselbe  zugegangen,  so  soll  der 
Ort^  an  welchem  es  euleigt  unzweifelhaft  noch  eakstirt  hat,  als  Abgangs- 
ort angesehen  werden. 

Der  Versicherte  hai  in  solchem  Falle  gur  Begründung  seines 
Anspruchs  nachzuweisen,  an  welchem  Tage  das  Schiff  vom  Abgangs- 
hafen nach  See  abgegangen  ist,  und  ebenfalls  eine  von  obrigkeiÜicher 
oder  anderer  geeigneter  Behörde  am  Bestimmungshafen  ausgefertigte, 
vom  Agentdn  der  hiesigen  See-Versicherungs-Gesellschaften  oder,  wo 
ein  solcher  nicht  ist,  vom  Deutschen  und  in  dessen  Ermangelung  vom 
Consfd  einer  imderen  Nation  beglaubigte  Bescheinigung  darüber 
beizubringen,  dass  das  Schiff  an  dem  Tage,  mit  welchem  der  ent- 
sprechende Termin  für  die  versicherte  Reise  schliessi ,  noch  nicht  da- 
selbst angekommen  war. 

Ebenfalls  hat  derselbe  genügende  ErMärungen  darüber  abzugeben, 
dass  ihm  sonst  keine  Kunde  über  das  Schiff  oder  über  den  versicher- 
ten Gegenstand  zugekommen  ist. 

Sind  diese  Beweise  und  Erklärungen  beigebracht,  und  ist  zugleich 
das  Interesse  des  Versicherten  genügend  dargethan,  so  tritt  die  Ver- 
pflichtung des  Versicherers  zur  Zahlung  ein. 

Die  erwähnten  Zeitfristen  für  die  verschiedenen  Reisen  von  oder 
nach  der  Weser  sind: 

für  europäische  Reisen,  nördlich  bis  Bergen  oder  St.  Petersburgy 
und  südlich  bis  CHbrcätar:  Sechs  Monate;  doch  wird  bei 
Reisen  im  Winter  nach  und  von  der  Ostsee  der  Termin  um  zwei 
MoncUe  verlängert; 

für  desgh  über  diese  Häfen  hinaus,  nördlich  bis  Archangel  und 
südlich  mit  Einschluss  der  Canarischen  Inseln,  des  Mittelländischen 
und  des  Schwarzen  Meeres:  Acht  Monate; 

für  Reisen  nach  oder  von  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
Amerika  und  den  westindischen  Inseln:  Acht  Monate; 

für  desgh  nach  oder  von  Canada,  der  Ostküste  von  Mexäco  und 
von  Süd-Amerika  bis  Rio  Grande  do  Sul:  Zehn  Monate; 

für  desgl.  nach  oder  von  dem  La  Plaia  Strome  und  nach  oder  von 

der   iVesthüste  von  Afrika   bis  zum  Cap  der  guten  Hoffnung: 

Zehn  Monate; 
für  desgh  Über  das  Cap  der  guten  Hoffnung  und  Cap  Hom  hinaus, 

östlich  bis  Java  und  westlich  an  der  Amerikanischen  Küste  bis 

Mazatlan:  Zw ölf  Mo nate; 
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/är  desgl  nach  und  van  äßen  noch  entfernteren  Häfen:  Vierjsehn 

Monate; 
für  Beisen  auf  den  Bobbensehlag  und   Waüfisühfang  muk  der 

Osthüste  van  Qrönla/nd  und  nach  Spitzbergen  und  smrüek:  Zwölf 

Monate; 
für  desgl.  nach  der  Westküste  van  Grönland  und  der  Davisstrasse 

und  zurück:  Fünfzehn  Monate; 
für  desgl.  nach  dem  stiUen  Oeean  und  zurück:  Fünfzehn  Mo- 
nate. 

Die  Termine  für  Reisen  van  und  nach  anderen  Häfen  als  der 
Weser  werden  im  entsprechenden  Verhältnisse  und  mit  BücksiM  auf 
die  jedesmal  obwaltenden  Umstände  angenommen,  und  eben  so  wird 
verfahren,  wenn  nach  Abgang  eines  Schiffs  noch  Nachrieht  über 
dasselbe  eingegangen  ist. 

Bei  Reisen  von  Dampfschiffen  sind  die  verschiedenen  Fristen  zur 
Hälfte  anzunehmen. 

Kommt  nach  bereits  geschehener  Zahlung  der  Versicherungs- 
summe Seitens  des  Versicherers  der  als  verloren  angenommene  Gegen- 
stand ganz  oder  theüweise  wieder  zu  Tagcy  so  hat  der  Versicherie 
das  empfangene  Geld  dem  Versicherer  zurückzuzahlen  und  dagegen 
etwaige  Ansprüche  für  partiellen  Schaden  dhzwredmm. 

Art.  867. 

Die  Verschollenheitsfrist  wird  von  detn  Tage  an  berechnet^  an 
welchem  das  Schiff  die  Reise  angetreten  hat  Sind  jedoch  seit  dessen 
Abgänge  Nachrichten  von  demselben  angelangt^  so  wird  van  dem 
Tage  an^  bis  zu  welchem  die  letzte  Nachricht  reicht ,  diejenige  Frist 
berechnet,  welche  massgebend  sein  würde  ^  wenn  das  Schiff  van  dem 
Ihinkt^  an  welchem  es  nach  sicherer  Nachricht  zuletzt  sich  befunden 
hat,  abgegangen  wäre. 

Wenn  seit  Abgang  des  Schiffs  Nachrichten  von  demselben  eu- 
getroffen  sind,  so  lässt  das  Gesetz  für  die  Berechnung  der  Ver- 
schollenheitsfrist bestimmend  sein  den  Punkt,  wo  sich  das  Schiff 
zuletzt  befunden  hat.  Hiermit  soll  ausgedrückt  sein,  dass  f&r  die 
in  Rede  stehende  Berechnung  nicht  blos  der  Aufenthalt  des  Schifis 
in  einem  Hafen  oder  auf  einer  Rhode  massgebend  ist.  sondern  dass 
auch  Begegnungen  auf  hoher  See  in  Betracht  zu  ziehen  sind. 

Art.  868. 

Die  Abandanerklärung  muss  dem  Versicherer  mnerhdOf  der 
Abandonfrist  zugegangen  sein. 

Die  Abandonfrist  beträgt  sechs  Monate,  wenn  im  Falle  der  Ver- 
schollenheit (Art.  865  Ziff,  1)  der  Bestimmungshafen  ein  europä- 
ischer Hafen  ist  und  wenn  im  FaUe  der  Aufbringung,  AnhaÜung 
oder  Nehmung  (Art.  865  Ziff,  2)  der  Unfall  in  einem  europäischen 
Hafen  oder  in  einem  europäischen  Meere  oder  in  einem  ^  wenn  auch 
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nicht  0u  Europa  gehörenden  Theüe  des  MüteUändischeny  ScJuwareen 
oder  Assowschen  Meeres  sich  eugetragen  hat.  In  den  übrigen  FäUen 
beträgt  die  Ahandanfrist  neun  Monate.  Die  Ahandonfnst  begmnt 
mit  dem  Ablaufe  der  in  den  Art.  865  und  866  bezeichneten  Fristen, 
Bei  der  Rüchversicherung  beginnt  die  Abandonfrist  mit  dem  Ah- 
laufe  des  Tages  ^  an  weicht  dem  Rückversicherten  von  dem  Ter- 
sicherten  der  Abandon  erJdärt  worden  ist 

1.  Da  der  Versicherte  die  Wahl  hat,  ob  er  nur  einen  Partial- 
schaden liquidiren,  oder  den  versicherten  Gegenstand  abandonniren 
und  einen  Totalschaden  geltend  machen  wiU^  so  muss  im  Interesse 
des  Versicherers  eine  i^st  gesetzt  sein^  ^^nerhalb  welcher  der 
Versicherte  von  seinem  Wahlrecht  Gebrauch  zu  machen''  hat. 
Diese  Frist  aber  muss  ^^so  geräumig  sein,  dass  der  letztere  sich 
während  derselben  über  die  JLage  der  Sache  genügend  zu  unter- 
richten^ und  seinen  Entschluss  entsprechend  vorzubereiten  im 
Stande"  ist.  Auf  diesen  Erwägungen  (Prot.  VII  S.  3428  f.)  be- 
ruhen die  Bestimmungen  dieses  Artikels '^). 

2.  Ein  Abandon  des  Rückversicherten  gegenüber  dem 
Rückversicherer  setzt  selbstverständlich  einen  Abandon  des  Ver- 
sicherten voraus.  Liegt  ein  solcher  aber  vor,  so  ist  es  in  das  Be- 
lieben des  Versicherers  gestellt,  ;,ob  er  seinerseits,  gleichfalls  an 
den  Rückversicherer  abandonniren ,  oder  den  weiteren  Verlauf  ab- 
warten" will**).   (Prot.  Vn  S.  343ß  f.) 


*)  Auch  in  den  fremden  Rechten  ist  die  Ansübang  des  Abandons  an 
eine  gewisse  Frist  gebunden.  Der  Code  de  commerce  bestimmt  (art  *^73) : 
Le  däadasemewt  doit  Hre  faU  aux  auureurs  dans  le  ierme  de  eix   mois,    ä 

?airtir  du  jour  de  la  nouveüe  de  la  perte  arrivie  aux  ports  ou  cdtes  de 
Europe,  ou  eur  cellea  d'Asie  et  dAfriqm^  dans  la  MidiierraniCj  ou  bien, 
en  cos  de  prise,  de  la  riception  de  celle  de  la  conduüe  du  navire  iians  Vun 
des  ports  ou  lieux  situis  aux  cdtes  d'dessus  mentionn^es;  dans  le  dSlai 
dun  an  aprhs  la  riception  de  la  nouvelle  ou  de  la  perte  arrivie^  ou  de  la 
prise  conduite  aux  cotonies  des  Indes  occidentcUes,  aux  tles  Agores,  Canaries, 
Madhre  et  auires  iles  et  cdtes  oceidentales  d^Afrique  et  orient€ues  cTAmirigue  ; 
dans  le  düai  de  deux  ans  aprks  la  nottveUe  des  pertes  ärrivies  ou  desprises 
condmtes.  dans  toutes  les  autres  parties  du  monde;  et  ces  dSlais  passes^  les 
assuris  ne  seront  plus  recevables  ä  faire  le  d^laissement.  art.  3T5  (s.  S.  844 
Note  *.)  In  den  F&llen  der  Art.  887  und  394  (s.  S.  340  f.  Note  «)  beginnt 
die  Abandonfrist  erst  nach  Ablauf  der  in  diesen  Artikehi  für  die  Greltend- 
machung  des  Abandons  festgesetzten  Fristen:  CaumoxU^  dictionnaire  p.  31$ 
n.  669. 

Im  enelischen  Recht  giebt  es  keine  feststehende  Abandon-Frist.  Der 
Abandon  soll  erklärt  werden  wühin  a  reasonable  tirne  after  receiving  in- 
tellipence  of  the  loss,  nnd  zwar  soll,  wenn  ein  tmzweifelhafter  Abandon-Fall 
vorhegt,  die  notice  of  ahandonment  immedicUely  on  receipt  of  the  intelligence 
erfolgen:  Arnould  II  p.  853  squ. 

**)  Das  firanzösiscne  Recht  ränmt  dem  RückveTsicherten  eine  besondere 
Abandonfrist  nicht  ein.  Für  den  Fall,  dass  der  Versicherte  mit  der  Erklärung 
des  Abandons  bis  zum  Ende  der  Abandonfrist  wartet,  haben  einige  Schrift- 
steller die  Ansicht  aufgestellt,  der  RückTersicherte  doü  Jouir  du  dSlai  pour 
le  protet  accordi  en  matihre  de  lettre  de  change.  Die  Praxis  yerwirft  jedoch 
diese  Meinung.  C*est  au  ri<issuri  ä  stipuler  ä  son  profit  un  dilai  su/ppU- 
mentaire  sagt  Caumont,  dictionnaire  p,  377  n.  677, 
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Art  869. 

Nach  Ahlauf  der  Äbandonfrist  ist  der  Abandon  unsUxHhafl,  tm- 
beschadet  des  Rechts  des  Versicherten ,  nach  Massgabe  der  sonstigen 
Grundsätze  Veraütung  eines  Schadens  in  Anspruch  eu  nehmen. 

Ist  im  FaUe  der  VerschoUenheit  des  Schiffs  die  Abandonfrist 
versäumt,  so  kann  der  Versicherte  ewar  den  Ersaü  eines  TotcHscha- 
dens  fordern;  er  muss  jedoch,  wenn  die  versicherte  Sache  wieder  mm 
Vorschein  kommt,  und  sich  dabei  ergiebig  dass  ein  TotaherJust  nicht 
vorliegt,  auf  Verlangen  des  Versicherers  gegen  Verzicht  des  lebfteren 
auf  die  in  Folge  Zahlung  der  Versicherungssumme  nach  Art.  863 
ihm  zustehenden  Rechte  die  Versicherungssumme  erstatten  und  mä 
dem  Ersätze  eines  etwa  erlittenen  Partialschadens  sich  begnügen. 

Die  AusnahiDe,  welche  der  Abs.  2!  des  Artikels  von  dem  im 
Abs.  1  aufgestellten  Prinzip  zulässt^,  beruht  auf  der  Erwägung, 
dass  dieses  Prinzip  bei  VerschoUenheit  dem  Versicherten,  bei  der 
geringen  Wahrscheinlichkeit  der  Rückkehr  verschollener  Schiffe 
regelmässig  jede  Aussicht  auf  Schadensersatz  entziehen  würde, 
während  ihm  dasselbe  in  den  Fällen  der  Ziff.  2  des  Art.  765  nur  das 
Recht  nimmt,  ^^den  erlittenen  Schaden  in  einer  gewissen  günstigeren 
Form  geltend  zu  machen."    (Prot.  VII  S.  3438.) 

Art-  870. 

Die  Abandonerklärung  muss,  um  güJMg  zu  sein^  ohne  Vorbehalt 
oder  Bedingung  erfolgen  und  auf  den  ganzen  versicherten  Gegensiand 
sich  erstrecken,  soweit  dieser  zur  Zeit  des  Unfalls  den  Oefdhren  der 
See  ausgesetzt  war. 

Wenn  jedoch  nicht  zum  vollen  Werthe  versichert  war,  so  ist  der 
Versicherte  nur  den  verhältnissmässigen  Theil  des  versicherten  Gegen- 
Stands  zu  abandonniren  verpflichtet. 

Die  Abandonerklärung  ist  unwiderruflich. 

1.  In  (Jebereinstimmung  mit  den  fi'emden  Rechten^*)  hat  das 
H.  G.B.  angeordnet^  dass  der  Abandon  nicht  nur  ohne  Vorbehalt 
und  ohne  Bedingung  erfolgen ,  sondern  sich  auch  auf  alle  unter 
der  Versicherung  begriffenen  Objekte  erstrecken  muss, 
so  dass  z.  B.  bei  einer  Schiff  und  Fracht  umfassenden  Versicherang 
der  Abandon  nicht  auf  das  Schiff  beschränkt  werden  darf.  Es  ist 
dieses  Prinzip   in  der  Natur  der  Sache  begründet;   namentlich  ist 


*)  Nach  franzÖBischem  Recht  hat  die  Abandonfrist  Keradeza  den  Cha- 
rakter einer  VerjähningBfiriflt:  Code  de  comm.  ort,  43t:  S actum  endilaistt- 
merU  est  prescrite  dan*  les  dSlaü  exprimSs  par  Variicle  373, 

**)  So  bestimmt  der  Code  de  commerce  (ort.  372 J:  Le  dilaiaeememl  da 
objets  assurie  ne  peut  etre  partiel  m  eondüionnel.  II  ne  s'etend  qu^aux  eftU 
gut  sont  Vobjet  de  Vtueurance  et  du  risque.  Eben  so  das  englische  Recht 
(AmotUd  II  p.  847  squj,  das  holländische  Wetboek  van  Koophandel  art.677 
und  der  spanische  Codigo  de  comercio  art,  903. 
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es  selbstverständlich^  dass  der  Versicherte  ^^die  Bezahlung  der 
ganzen  Versicherungssumme  nur  dann  verlangen'^  kann,  ^^wenn  er 
alle  diejenigen  Gegenstände  abzutreten  bereit  ist,  ftir  welche  die 
Versicherungssumme  im  Vertrage  festgesetzt  worden/'  Welche 
Gegenstände  als  zusammen  versichert  anzusehen  sind,  ist  quaestio 
facti.  Bei  einer  taxirten  Polize  kommt  es  darauf  an,  ob  für  die 
verschiedenen  Gegenstände  eine  und  dieselbe  Taxe  festgesetzt,  oder 
fiir  jeden  derselben  eine  besondere  Taxe  vereinbart  ist.  Im  ersteren 
Falle  können  die  Gegenstände  nur  alle  zusammen,  im  letzteren 
kann  jeder  einzelne  abandonnirt  werden  (Art.  798  s.  S.  219).  Bei 
nicht  taxirter  Polize  wird  man  alle  Gegenstände,  welche  unter 
einer  gemeinschaftlichen  Versicherungssumme  begriffen  sind,  als 
Ein  Versicherungsobjekt  anzusehen  haben.  (Prot.  VII  S.  3440. 
Entsch.  des  O.A.G.  zu  Lübeck  vom  20.  März  1847  in  Seuffert^s 
Archiv  III  Nr.  96.) 

2.  Haben  mehrere  Versicherer  die  Versicherung  über- 
nommen, so  erfolgt  der  Abandon  jedem  pro  rata, 

8.  Die  unter  einer  und  derselben  Versicherung  begriffenen 
Objekte  sind  jedoch  nur  soweit  Gegenstand  des  Abandons,  als  sie 
zur  Zeit  des  hierzu  berechtigenden  Ereignisses  der  Seegefahr 
noch  ausgesetzt  waren.  Ist  z.  B.  ein  Theil  der  Ladung  bereits 
früher  in  einem  Zwischenhafen  gelöscht^  so  ist  der  Versicherte  nicht 
verpflichtet,  auch  diesen  mit  zu  abandonniren  (Prot.  VII  S.  8440  f.) 

4.  Die  Abandonerklärung  ist  für  den  Versicherten  unwider- 
ruflich, ohne  dass  es  hierzu  einer  Acceptation  von  Seiten  des 
Versicherers  bedürfte.  Selbstverständlich  kann  der  letztere  ^nicht 
auf  dem  Abandon  bestehen^',  wenn  er  selbst  zuerst  „dessen  Zuläs- 
sigkeit  bestritten^'  hat,  und  darauf  der  Versicherte  ciie  Unstatt- 
haftigkeit  zugesteht  und  deshalb  vom  Prozesse  Abstand  nimmt 
(Prot.  Vn  S.  3444). 

5.  Irgend  eine  Form  ftir  die  Abandonerklärung  hat  das 
H.G.B.  nicht  vorgeschrieben*).  Sie  kann  daher  mündlich  oder 
schriftlich  erfolgen. 


*  *)  Das  Preoss.  A.L.B.  hatte  solche  Formvorschrift  gegeben.  Dasselbe 
bestimmt  (§  2322  II,  8):  Die  Andeutung  des  AbandonnemevUe  mues  gericht- 
lich oder  durch  einen  Notarüitn  oder  vereideten  Mäkler  geschehen.  Der 
Code  de  commerce  sdireibt  als  Voranssetzon^  für  die  Abandonerklärang  vor 
eine  Notifikation  des  den  Abandon  rechtfertigenden  Ereignisses,  welche  der 
Versicherte  innerhalb  dreier  Tage  nach  dem  Bekanntwerden  des  letzteren 
an  den  Versicherer  gelangen  lassen  muss.  Code  de  comm,  ort.  374:  Dans 
le  eas  oü  U  düaissemeni  peut  etre  fait^  et  dans  le  ctu  de  tous  autres  aeddens 
ou  risque  des  assureurs,  Vassuri  est  tenu  de  signißer  ä  Passureur  les  avis 
^^U  a  regtis,  La  signifieaHon  doit  itre  faite  dans  les  trois  jours  de  la 
rieeption  de  Vavis,  art  387  (s.  o.  S.  340  f.  Note  *).  Art  390  Sonst  sind 
Formyorschriften  dem  französischen  Recht  fremd;  eben  so  dem  englischen. 
Wie  liberall,  so  ist  die  Abandonerklärang  auch  hier  gewöhnlich  scfurifüich: 
Amould  II  p.  860  squ. 
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Art.  871. 

Die  Äbandonerhlärung  ist  ohne  rechtliche  Wirkung^  wenn  die 
Thatsachen^  auf  welche  sie  gestützt  wird,  sich  nicht  bestätigen  oder 
eur  Zeit  der  Mittheilung  der  Erklärung  nicht  mehr  bestehen.  Da- 
gegen bleibt  sie  für  beide  Theile  verbindlich^  wenn  auch  später  Um- 
stände sich  ereignen,  deren  früherer  Eintritt  das  Recht  eum  Abandon 
ausgeschlossen  haben  uHlrde, 

Nach  dem  Gesetz  erscheint  der  Augenblick  der  Abandon- 
erklärung  als  der  „entscheidende  Moment  ^  nach  welchem  in  der 
Folge  aUe  Rechte  der  Parteien  zu  beurtheilen'^  sind.  Hiernach 
kann  auch  nach  dem  Ende  „der  Verschollenheitsfrist,  beziehungs- 
weise derjenigen  Frist,  nacb  deren  Ablauf  ein  bis  dahin  angehal- 
tenes Schiff  u.  8.  w.  abandonnirt  werden^  darf,  also  nachdem  der 
Versicherte  das  Recht  zu  abandonniren  bereits  erlangt^  hat,  bis 
zum  Augenblick  der  Abandonerklärung  „dieses  Recht  durch  eine 
Veränderung  des  Thatbestands  (z.  B.  durch  Rückkehr  des  ver- 
schollenen; oder  durch  Freigebung  des  angehaltenen  Schiffs)  wieder 
verloren  gehen.''  Durch  eine  erst  nachher  eingetretene  Aenderong 
des  Sachverhalts  bleibt  es  völlie  unberührt*). 

Ob  die  vor  Abgabe  der  Abandonerklärung  stattgehabte  Aen- 
derung  des  Sachverhalts  den  Parteien  oder  dem  Versicherten  allein 
erst  später  bekannt  geworden,  ist  irrelevant,  wie  es  überhaupt  nur 
darauf  ankommt,  ob  eine  zum  Abandon  berechtigende  Thataache 


*)  Das  engliBche  Recht  weicht  hieryon  ab.  Nach  diesem  ist  entscheidend 
nicht  der  Zeitpunkt,  in  welchem  notice  of  aha%donrMitit  abgegeben  ist,  son- 
dern der  der  Anstellung  der  Klage,  wenn  der  Versicherer  nicht  freiwillig 
den  Abandon  acceptirt.  If  however^  —  sagt  Arnould  II  p,  919  —  before 
actum  braugkt^  the  ship  he  recaptured  and  restored  to  the  possesnon  or  eontrol 
of  her  owners,  eiiher  undamaged  or  onlp  partiaUy  damaged,  the  aamured  camnat 
recaver  as/or  a  total  loss,  even  ihough  the  loss  was  total  at  the  time  he  gaoe  such 
notice,  The  prtnctple  of  the  Englüh  law  i»  ,,that  the  nature  ofthe  damnifieaJtum 
at  the  time  of  aetion  hrought  is  the  sole  ertterion  ofthe  right  to  recover  a»for 
a  total  loss,^*  Die  Seitens  des  Versicherers  acceptirte  Abandon-Erklärang  ist 
freilich,  abgesehen  von  einem  faktischen  Irrthum,  für  beide  Theile  bindend: 
Arnould  11  p.  8öH  sau.  Nach  dem  Recht  der  Vereinigten  Staaten  kommt 
es  dagegen  nur  auf  den  Zustand  zur  Zeit  der  Abandon-Erklärung  an:  The 
faete,  as  they  exist  at  the  time  tahen  a  notice  of  abandonment  is  gwen^  must 
he  euch  as  to  justify  it;  but  if  they  he  so  then  the  rule  is,  that  an  abamdon- 
ment  once  right^ully  made  is  hinding  and  conelusive  hetwesn  the  parOeSy  and 
the  rights  flowtng  from  it  hecome  vested  rights,  and  are  not  to  be  deoestsd 
by  oflM  subsequent  events :  Kenty  Commentaries  III  p.  324, 

Das  französische  Recht  stimmt  mit  dem  H.G.B.  überein.  Der  ChkU  de 
commerce  verordnet  {art,  38S):  Le  dikdssement  signifiS  ei  aeceptS  ou  jugi 
vcUabU^  les  effets  asmuris  appartiennent  ä  Vassureur^  h  partir  de  Vipotpts  om 
dilaissement,  Vassweur  ne  peut,  sous  pritexte  du  retour  du  navtre^  se 
dispenser  de  payer  la  somme  assurie.  Der  Kichterspruch,  der  hier  der  Accep- 
tation  des  Versicherers  gleichgestellt  wird,  hat  festzustellen,  ob  die  Abandon* 
erkl&rung  nach  dem  zur  Zeit  der  Abgabe  derselben  vorhandenen  Tha^e« 
Stande  gerechtfertigt  war.  Vgl.  Paniessus,  cours  de  droit  commercial 
III  n.  8ö4, 
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innerhalb  dea  angegebenen  2ieitraiuns  vorhanden  ^  gewesen  ist^  der 
Umstand  aber  gar  nicht  in  Betracht  kommt^  ob  eine  solche  Tbat- 
sache  von  einer  oder  auch  von  beiden  Pai'teien  als  bestehend  an- 
genommen wurde, 

Art.  872. 

Durch  die  Äiandonerhlärung  gehen  auf  den  Versicherer  äUe 
Hechte  über^  welche  dem  Yersichmien  in  Ansehung  des  äbandonnirten 
Gegenstands  zustanden. 

Der  Versicherte  hat  dem  Versicherer  Gewähr  eu  leisten  wegen 
der  auf  dem  äbandonnirten  Gegenstande  zur  Zeit  der  Abandon' 
erJdärung  haftenden  dinglichen  Bechte,  es  sei  denn^  d€tös  diese  in 
Gefahren  sich  gründen,  wofür  der  Versicherer  nach  dem  Versicherungs* 
vertrage  aufssukommen  hatte. 

Wird  das  Schiff  abandonnirt^  so  gebührt  dem  Versicherer  des- 
selben die  Nettofracht  der  Beise,  auf  welcher  der  Unfall  sich  m- 
getragen  hat^  soweit  die  Fracht  erst  nach  der  AbandonerJdärung 
verdient  ist  Dieser  Theil  der  Fracht  wird  nach  den  für  die  Er" 
mittehmg  der  Distanzfracht  geltenden  Grundsätzen  berechnet. 

Den  hiemach  für  den  Versicherten  entstehenden  Verlust  hat^ 
wenn  die  Fracht  selbständig  versichert  ist^  der  Versicherer  der  letz- 
teren  zu  tragen. 

1.  Das  H.G.B.  hat  den  Abandon  als  einen  wirklichen  Ueber- 
tragungsakt  in  Betre£f  der  versicherten  Sache  aufgefasst  Die 
Anerkennung  dieser  von  allen  neueren  Gesetzgebungen;  in  denen 
das  Abandonsystem  ausgebildet,  adoptirten  Auffassung*)  wurde  auf 
der  Hamburger  Konferenz  als  höchst  wichtig  für  den  Versicherer 
bezeichnet I  indem  dieser  ^^sonst  nicht  l^timirt  wäre,  die  nöthigen 
Ma^sr^eln  zur  Rettung  der  äbandonnirten  Sache  zu  treffen,  das 
angehauene  Schiff  zu  reklamiren  und  dgL'^    (Prot.  VII  S.  3447.) 

2.  ,;Die  nach  der  Uebertragnng  des  versicherten  Gegenstandes 
auf  den  Versicherer  entstehenden  Lasten^'  sind  selbstverständlich 
von  diesem  als  dem  nunmehrigen  Eigenthümer  der  Sache  zu  tragen. 
Die  vorher  entstandenen  Lasten  können  ihm  aber  ,Jiur  soweit  auf- 
'^bürdet  werden,  ald  er  nach  Massgabe  des  VersicheruDesvertraes 
nir  die  Unfälle  haftet,  durch  welche  sie  veranlasst  worden«^^  Die 
übrigen  hat  nach  wie  vor  der  Versicherte  zu  tragen.  Freilich 
bleiben  die  dinglichen  Rechte  der  Gläubiger  an  der  versicherten 
Sache  trotz  des  Abandons  bestehen,  und  der  Versicherer  kann 
deren  Geltendmachung  nicht  hindern.  Daher  ist  der  Versicherte, 
wenn   er   bei   dem  Aoandon  die  volle  Versicherungssumme   bean- 


*)  So  im  firanzösischen  Recht:  Code  de  comm.  ort,  SBö  (s.  S.  350 
Note  *).  Le  düaissemeni  —  heisst  es  bei  Caumontj  dictiownaire  p,  386  n. 
734  —  a  powr  effet  de  transporier  la  propriiU  des  effets,  II  fCeat  peu  hetoin^ 
pcur  ap^er  la  saUine^  d^un  acte  de  tranaport.  Eben  so  im  englischen  Recht: 
Amaiud  II  p.  863  squ. 
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spruclit^  dem  Versicherer  xegenüber  zxüc  Kautio^nsleiitang 
für  die  etwa  gegen  die  abanoonnirte  Sache  ffeltead  zu  maehenden 
dinglichen  Ansprüche  verpflichtet,    (Prot  Vli  S.  8448  £) 

3«  Das  U.G.B.  hat  nidit,  wie  andere  Rechte^,  jh  denen 
dae  Abandonsystem  anerkannt  ist,  den  Grundsatz  angestellt ,  dass 
dem  E^aakoyersicherer  mit  dem  Schifib  stets  zogleicn  die  ganze 
Fracht  der  Beise,  auf  welcher  das  den  Abandon  reranlaasende 
Ereigniss  eingetreten^  abandonnirt  werden  müsse.  Dagegen  hat  es 
demselben  die  auf  die  Zeit  nach  der  Abandonerkiftrung  treffende 
Ratenfracht  der .  betreffenden  Reise  zugesprochen.  Es  Inirde  für 
diese  Bestimmung^  deren  Au&ahme  in  oer  ersten  Lesung  abgddhnt 
und  erst  in  zweiter  Lesung  beschlossen  wurde  ^  geltend  gemacht, 
dass  der  gedachte  Theii  der  Fracht  rom  Assekunideur  ^^t  dem 
nunmehr  m  seinem  Eigenthum  befindlichen  Schiffe,  von  welchem 
er  die  yoUe  Gefahr  und  alle  Lasten  trage,  erworben  werde.^ 
(Prot.  VH  S.  3449.  S.  3456.  VIU  S.  4396.)  Dass  man  den  Ver- 
sicherer  der  Fracht  verpflichtete,  „dem  Versicherten  Ar  die  auf 
die  Zeit  nach  der  Abandonerklärung  treffende  Quote  der  Fracht 
Ersatz  zu  leisten,  beziehungsweise  bei  der  Abuidonnirung  der 
Fracht  den  Aiisfau  dieser  Quote  zu  tragen'',  wurde  auf  der  Ham- 
burger Konferenz  damit  motivirt,  dass  „wenn  die  nächste  Ursache 
des  Ausfalls  an  Fracht  auch  eine  freiwillige  Handlung  des  Ver- 
sicherten sei'',  doch  die  ganze  Sachlage,  weiche  den  Abandon  und 
damit  fiir  den  Versicherten  den  Verlust  des  Schiffs  und  der  m 
Rede  stehenden  Quote  der  Fracht  veranlasst  habe,  als  Folge  eines 
Seeunfalls  erscheine,  daher  hinsichtlich  der  Fracht  vom  Fracht- 
versicherer zu  vertreten  sei.    (Prot  VII  S.  3451.) 

A  Art.  873. 

Die  Zahlung  der  Vereu^erwigssumme  hmn  erat  veriat^ 
nachdem  die  mar  BecMfertigung  des  Abandons  dienenden  Urhinden 
dem  Versicherer  mUgetkeUt  siikd  tmd  eine  angemessene  Frist  gut 
Prüfimg  dersdben  abgelaufen  ist  Wird  wegen  Verschollenheit  des 
Schiffs  abandonnirt,  so  gehören  m  den  mUsutheämden  Urhmden 
glaubhafte  Bescheinigungen  über  die  Zeit,  in  u^leher  das  Sdiiff  den 
Abgangshafen  verlassen  hat,  und  über  die  Nichiankunft  desselben  im 
Bestimmungshafen  Ufährend  der  Verschollenheitsfrist 


SSo  das  englische  Hecht:  Amould  II  p.  969  sgu.  p,  971  #99. 
er  Code  €ie  commerce  bestimmt  {ort,  3S6) :  Le  fret  de»  marchandi$es 
sauvies^  guand  meme  ü  aurait  iU  payi  davance^  faü  parüe  du  dilaiatemmt 
du  navire.  ei  appartient  4gcUemerU  ä  raasureur,  sans  pr^udiee  desdraiUdei 
preief/rs  a  la  grosse,  de  ceux  des  mateloU  pour  leur  loyer,  ei  des  fraii  et 
dipenses  pendani  le  voyage.  Hiemach  wird  die  Fracht  nir  die  sor  2eit  des 
den  Abandon  herbeiführenden  Ereignisses  noch  an  Bord  des  Schiffii  befind- 
lichen Güter  vom  Abandon  ergriffen,  nicht  aber  fiir  die,  welche  schon  tot- 
her  gelöscht  waren.  Mit  dem  Code  stimmt  überein  das  Spanische  H.G.B. 
Art.  915. 
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Der  Versicherte  ist  verpflichtety  bei  der  Äbandonerhlärung  y  so- 
weit  er  dnm  im  Stande  isi  dem  Versicherer  anzuaeigen,  ob  und 
welche  andere  ^  den  abandonnirten  Gegenstand  betreffende  Versiehe- 
rungen  genommen  sind,  und  ob  und  welche  Bodmereischulden  oder 
sonstige  Betastungen  darauf  haften.  Ist  die  Anzeige  unterblieben, 
so  kann  der  Versicherer  die  ZaMung  der  Versicherungssumme  so 
lange  verweigern,  bis  die  Anzeige  nachträglich  geschehen  ist;  wenn 
eine  Zahlungsfrist  bedungen  ist,  so  beginnt  dieselbe .  erst  mit  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  die  Anzeige  nachgeholt  ist. 

Die  Bestimmungejl  dieses  Artikels  sind  mit  den  fremden 
Rechten  in  Einklang*).  £ine  feststehende  Zahlungsfrist  aber,  wie 
sie  das  Preossische  Landrecht**)  und  auswärtige  Rechte***)  kennen, 
ist  dem  H.G.B.  fremd.  Die  Dauer  der  billigen  Frist,  welche  das 
Gesetz  dem  Versicherer  zur  Prüfung  der  den  Abandon  rechtferti- 
genden Urkunden  einräumt,  wird  natürlich  durch  richterliches  Er- 
messen bestimmt. 

Nach  den  Allgemeinen  Bedingungen  wird  ganz  allgemein,  also 
auch  im  Falle  des  Abandons  die  Forderung  des  Versicherten  auf 
Schadensvereütung  zwei  Monate  nach  dem  Tage  der  Andienung, 
fällig  und  klagbar  vorausgesetzt,  dass  zugleich  oder  schon  vorher 
die  ochadensberechnung  mit  Belegen  dem  Versicherer  eingereicht 
ist  (s.  §  143  Abs.  3),  und  natürlich  auch  den  Voraussetzungen  des 
mit  Art.  873  Abs.  1  übereinstimmenden  §  124  Abs.  1  Genüge  ge- 
leistet ist. 

Art.  874. 

Der  Versicherte  ist  verpflichietf  auch  nach  der  AbandonerJdärung 
für   die  Rettung    der  versicherten  Sachen  und  für  die  Abwendung 


*)  So  mit  dem  Code  de  commerce :  (art.  379)  Vassurl  est  tenu,  en  fax- 
samt  le  düaieeement,  de  diclarer  toutee  les  (usurances  qu'ü  a  faUes  au  fait 
faire*  mime  ceüee  qu^ä  a  ordantUes^  et  Vargeni  qvüü  a  pris  ä  la  groese^  sott 
sur  le  navire,  sott  sur  les  marchandises ;  faute  de  quoi  de  dilai  dupaiement^ 
^i  doit  commencer  ä  courir  du  jour  du  dSlaissement,  sera  suspendu  jusqu^an 
jowr  oii  il  fera  notifier  IctdUe  declaration,  sans  qu^ü  en  rSstute  aucune  pro* 
rogation  du  dUai  HaJbli  pour  former  VctcUon  en  dUaissement,  (ort.  380) 
En  cas  de  diclaration  firauduUuse^  Vassuri  est  prici  des  effets  de  Vassuragice; 
il  est  tenu  de  payer  les  sommes  emprunt^es,  non  ohstant  ta  perte  qu  la  prise 
du  navire.  (art.  äSS)  Les  actes  justificatifs  du  chargement  et  de  la  perte  sont 
signifiis  h  Vassureur  avant  qu*ü  puisse  itre  poursuim  pour  le  patement  des 
sommes  assuries.  Eben  so  mit  dem  Spanischen  H.G.B.  Art.  911.  912.,  dem 
Holländischen  H.G.B.  Art.  675. 

**)  §  2310  A.L.R  II,  8:  Zwei  Monate  nach  dem  Tage  der  ihm  ztfge- 
kommenen  Andeutung  muss  der  Versicherer  gegen  Aushändigung  der  nöthigen 
Dokumente  Zahlung  leisten. 

***)  Code  de  comm,  art,  382 :  Si  Vipoque  du  paiement  n*est  point  fix^e 
par  le  contrat,  Vasiureur  est  tenu  de  payer  Vassurance  trois  mois  aprhs  la 
signification  du  düaissement.  Nach  dem  Holländischen  H.G.B.  Art.  680  be- 
trägt die  gesetzliche  Zahlungsfrist  sechs  Wochen  nach  der  Zustellung  der 
Ahandonerklärung.  Nach  dieser  Zeit  hat  der  Versicherer  gesetzliche  Zinsen 
^  zahlen. 

Lewis,  Seeredit    II.  23 
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grosserer  Na€hiheüiRndch'^i^^hf4fi  des  Art.  83Sund-  Mtlr  solange 
jm  sorgen,  hvt  der  Versicherer  se^st  dam  ffn^Siänißh  isC.- 

Erfährt  der  Ve^sichertbj  dass  ein  fSr  v^kiren  'irachietm'  Gh^en- 
stand  med^  mm,  Vorseht  gekommen  ist,  so  m^s  er  dies  dem  Ver- 
sicherer sofort  ureigen  tmaihm  auf  Verlangen  die  eur  Erlanffwng 
4>der  Verwerthmg  des  Qegenstönäes  erfordet^the  Hä^e  leisten. 

Die  Kosten  hat  der  Versicherer  zu  ersetzen;  auch  hat  derselbe 
den  Versicherten  auf  Verlangen  mit  einem  angemessenen  Vorschüsse 
sfu  versehen. 

1.  Nach  dem  Abs.  1  ist  der  Versicherte  verpiSichtet,  sdle  zur 
Rettung  der  versicherten  Gegenstände   und  zur  Abwendung 

Srösserer  Nachtheile  dienenden  Massregehi  zu  treflfen,  welche 
er  Eigenthümer  treffen  würde.  Unter  Umständen  hat  er  also 
auch  zur  Verwerthung  der  betreffenden  Sachen  fiir  Rechnung  des 
Assekuradeurs  zu  schreiten. 

2.  Die  Hülfsleistungy  weiche  Abs.  2  dem  Veraioherten 
im  Interesse  des  Versicherera  noch  beaopdets  zur  Pflicbt  macht, 
besteht  in  dem  Ertheilen  der  geeigneten  Ordre»  an  den  Kajatän 
des  abandonnirten  Schiffs,  in  4em  Beschaffen  der  Konnofleemente 
über  die  abandonnirten  Qütery  in  dem  Führen  der  entaprechenden 
Korrespondenz  mit  den  Behörden^  die  den  abandoimirten  O^en- 
stand  m  ihren  Gewahrsam  genommen.  Es  wurde  die3  auf  der 
Hamburger  Konferenz  in  folgender  Weise  motivirt:  Der  Abandon 
übertrage  dem  Versicherer  keines  von  den  Rechten,  ^welche  der 
Versicherte  bei  Kaskoversicherungen  aus  seinem  kontraktlichen 
Verhältnisse  zum  Schiffer,  oder  bei  der  Versicherung  der  Ladung 
gegenüber  dem  Verfrachter  und  dem  Schiffer,  als  seinem  Vertreter 
habe."  Hätte  nun  der  Versicherte  nur  die  im  Abs.  1  erwähnten 
Dienste  zu  Gunsten  des  Versicherers  zu  leisten,  so  würde  dieser 
zum  mindesten  „oft  grosse  Weiterungen  zu  überwinden  haben,  ehe 
er  zu  seinem  Rechte  gelange'',  indem  der  Schiffer  z.  B.  sich  weigern 
könne,  den  das  Schiff  betreffenden  Anordnungen  des  Verdicherers 
Folge  zu  leisten,  die  Güter  ohne  Aushändigung  der  Konnossemente 
auszuliefern.  Auch  zur  Geltendmachung  der  durch  den  Abandon 
auf  ihn  übergehenden  Rechte  würde  der  Assekuradeur  hSufig  erst 
im  Wege  des  Prozesses  seine  Legitimation  zu  fuhren  kabeoi.  IKeae 
Uebelstände  würden  grösstentb^s  vermieden  werden ,  wenn  der 
Versicherte  dem  Assekuradeur  seine  „geschäftlichen  guten  Dienste^^ 
zu  Theil  werden  liesse*).     (Prot.  VH  S.  3460  £) 


*)  Die  allgemeinen  französiffchen  Polizen- Formulare  für  Waaren -Ver- 
sicherang enthäten  folgende  Bestimmnngen  (Art.  19):  Toub  droÜ9  rSeipro- 
quement  riservis,  Vasntrt  doit  et  Vccssttreur  pettt,  dans  let  cas  de  n'nütretf 
veiller  ou  procider  au  eatwetage  des  ohjets  assur^,  prendre  cu  requMr  Umtet 
meduret  conservataires^  sana  ^on  puisse  hd  opposer  tfavoir  fait  acte  de 
proprium. 

L*as8ttreur  peut^  notammentj  en  eas  de  perte  au  €tinnamgaliüü4  du  na' 
vire,  pourvoir  lui-meme  ä  la  riexp^düion  des  marchandises  ä  leur  deHination, 
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3.  Daa  Geseta  Jbat  »uadrücklich  den  Aaeekoradeur  und  zwar 
sowohl  für  den  Fall  dea  Aba.  1  wie  iiir  den  des  Ab».  2  zum 
Tragen  dex  Kosten  verpfliehtet  Ob  der  Versicherte  filr. seine 
Dienatleii^ungen  auch  Anspruch  a.uf  eine  Provision  hat,  ist  nach 
Art  290  zu  beurtbeilen  (Prot  VII  S.  3462).  Hiernach  kann  er 
solche  yerlangen,  wenn  er  selbst  EAufbann  ist  und  die  Dienst- 
leistung in  den  Kreis  des  kauiinänniachen  Geachäfts  gehört.  Da- 
Segen  oestinimen  die  Allg.  Versicherungs-Bedingungen  (§  125)  aus- 
rückUch : 

Der  Versicherte  ist  nicht  berechtigt,  sich  eine  Provision  für 
seine  MiHhef/oaUimgen  0u  berechnen. 

Art.  375, 

.  Der  Versicherte  muss  dem  Versicherer,  wenn  dieser  die  Recht- 
mässigkeit des  Abandons  anerkennt^  auf  Verlangen  und  auf  Kosten 
dessemen  oher  den  fmch  Art.  8/2  durch  die  AbandonerMärung  einr 
getretenen  Uebergang  der  Rechte  eine  beglaubigte  Anerkenmmgsurbunde 
(Abandonrevers)  ertheiten  und  die  auf  die  abandonnitien  Gegenstände 
sieh  beziehend^  Urkunden  ausliefern. 

Der  Abandonrevers  soll  zur  Legitimation  des  Versicherers 
dienen  und  diesem  die  Möglichkeit  gewähren,  die  durch  den  Aban- 
don ^erworbenen  Rechte  beliebig  geltend  zu  machen.  Der  Revers 
ist  vom  Gesetzbuch  nicht  als  nothwendiger  B^leiter  der  Abandon- 
erklärung des  Versicherten  au%efas8t ,  vielmenr  setzt  seine  Aus- 
stellung ein  darauf  gerichtetes  Verlangen  des  Versicherers  voraus, 
und  dieser  ist  hierzu  erst  dann  berechtigt;  wenn  er  den  Abandon 
acceptirt  hat.     (Prot.  VII  S.  3462  f.) 

« 

Art.  876.  : 

Bei  einem  partiellen  Schaden  am  Schiff  best^  der  Schaden  in 
dem  nach  Vorschrift  der  Art.  711  und  712  »u  ermittelnden  Betrage 
der  Reparaturkosten^  soweit  diese  die  Beschädigungen  betreffen^  weldhe 
dem  Versicherer  ifur  Last  fallen. 

1.  In  Betreff  der  Ermittelung  der  Reparaturkosten  hat  das 
H.  G.  Bk  auf  die  darüber  im  Havariegrosse-Recht  aufgestellten  Be- 


L^€L8duri  doü  lui  foumir,  atü  en  ett  requia^  tous  dacuments  tUües  en  aon 
pouvoir  pour  aider  ä  Vex^eution  dee  mesurea  conservatoires, 

Vaasuri  est  responsable  de  sa  nigligence  ä  pr6venir  lea  aaeureurs  ou 
leurs  agenta,  ou  ä  prendre  lui-meme  lea  meaurea  de  eonaervaUon^  ainai  que 
des  obataclea  qu^ä  apporterait  ä  Vtiction  des  assureurs. 

In  den  Polizen-Formolaren  für  Kafikoveraicherang  finden  sich  (Art  30) 
die  Absätze  1  und  3;  nur  heisst  es  im  Abs.  1  statt  au  sauvetage  des  obieU 
aaauris:  au  sauvetage  ou  au  renflouement  du  namre^  und  ist  am  Schluss 
dieses  Absatzes  noch  der  Satz  hinzugefügt :  Uaasureur  peut  notamment  faire 
remorquer  ä  ses  frais  le  navire  assuri, 

2S* 
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stümnii^geA  if6rwie«eii.  J^aniicb  ^  «iiiid«  \itii.  dem  Falle  ;\  weim  das 
Schiff  -wäiadreDd  der>.ß«i($e'Jn9p«rirt  wizd/di^«au£'dwfiBMnilan\i«p- 
wtodet^n  Kosten  massgebend  »al^  nsxslit  AübcSiir  dBii\«nrobMfi«di^ 
yerständige>  ennittditQn  Betrag  binaiiB ,  respu^  falls  ^  die  sAüfiMhüe 
einer  Taxe  nkJiit  Biöglioh  war>  die  viriLÜob  att^ewmdteii  Kooiteift; 
iE  dem  Falle^  wo  die  Ausbesserong  nicht  während  der  £mfte  ^statt- 
findet^ die  ¥on.  den  Sachverstlindigeii  veransohktgteiivSaHttieir. 

2.  Pas  H.  G.  B.  legt  dem  Versicherten  init  Rücksicht  auf  sein 
Verhältniss  zum  Versicherer  nicht  die  Pflicht  auf,  zur  Repa- 
ratur zu  schreiten,  mag  das  Schiff  in  nnreparirtem  Skistande 
in  den  Bestimmungshafen  gelangen,  mag  fSr'  das  Schiff  in  diesem 
Zustande  die  Vollendung  der  Reise  nicht  möglich  sein.  Das  Gesetz 
unterscheidet  nämlich  lediglich  die  Fälle,  wo  während  der  Reise 
die  Ausbesserung  erfolgt,  und  "v^o  sie  nicht  geschieht.  Der  Ver- 
sicherte kann  daher  eine  dem  Tas^beiauf  eiiLtsprechende  Entschä- 
digungssumme beanspruchen,  wennschon  er  die  Reparatur  unter- 
lässt  und  das  Schiff  zum  Verkauf  bringt.  Will  jedoch  der  Rheder 
die  unter  die  Versicherung  fallende  Reise  fortsetzen,  so  hat  er  die 
Reparatur  vorzunehmen,  welchö  die  Sicherheit  derselben  erfordert, 
indem  er  sonst  far  keinen  während  der  Reise  sich  ereignenden 
Schaden  Ersatz  vom  Versicherer  fordern  könnte,'  der  in  der  Unter- 
lassung der  Reparatur  seinen  Grund  hat  (Art.  ,825). 

Die  Allgemeinen  Bedingungen  (§  130)  haben  in  fieser  Be- 
Ziehung  folgende  Vorschriften  gegeben:         \ 

'  Endet  die  Vemcherung  an  dem  vorffedaeJUen  Platety  so  ist  es 
dem  Ermessen  des  Versicheren  Uiberlasseny  ob  mid  eeenlueU  teofm  er 
mtr  Bepmaiur  des  S(^iffs  stkreHen  oder  wdehe  anderen  Änordmmgen 
er  in  Beireff  desselben  Neffen  mIL  Ihm  tsirdf  wie  er  auch  verfahren 
möge,  von  dem  Versicherer  SchadensverffUrnff^  nadi  Massgabe  der 
Taxation  i  und  swar  nur  nad^  derselben^  ffdeisiet.  Der  Bitrag  der 
etwa  in  Ausführung  gebnuMen  Reparatur  beÜieädgt  mithiti  den  Ver- 
sicheret ^ben^so  wenig f  wie  die  Kosten  der  für  ddeseibt  erforderlich 
werdenden  oder  gewordenen  Gelder. 

Endet  dagegen  die  Versicherung  nicht  an. dem  PDaiMe\  wo  das 
beschädigte  8eMff  sich  befindet,  hai  0.  JB.  das  Sehiff  M  einer  mf 
eine  einsfeine  Beise  geschlossenen  Versidierung  seinen  BesUnwmngsr 
ort  nicht  crreichi,  oder  liegt  eine  noehnickl  c^gdamfenes  Versicherung 
auf  mehrere  Beisen  oder  auf  Zeit  vor^  so  muSs^  und' »war  ohne 
Verssug  f  sur  Beparaiiur  geschritten  werden.  Nach  VoUendung  der 
Beparatur  ist  der  Versicherte  verpflichtet,  dem  Versicherer  die  Bepor 
raturrechnungen  vorzulegen.  Beläuft  sich  darnach  der  Gesamm&eirag, 
welcher  ßir  die  Beseitigung  der  den  Versicherer  treffenden  Sdiäden 
aufgewendet  worden  ist^  nidU  so  hoch,  wie  die  in  der  Taxation  dafür 
angesetßte  Summe,  so  ist  der  Schadensvergütung  nur  jener  geringere 
Belauf  SU  Gründe  eu  legen. 

Die  Bremer  Bedingungen  treffen  folgende  Anordnungen: 
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§  58  Ziffi  9  Dik  BepctnUmr  ^  i»o  ^ine  solek»  iAerhavpt  tiotrge* 
narnmen^  wntdy  imtssv  ^bM  19S<  den  Ummtiinden^  liinsft  ^egebehen  kafin^ 
hefam^  urntmii  ibunlükBiar  EUe  bemdifft  werdenk  VetsföaeH  der 
Versickerte  eder  dessen  Vertreier  sie  okm-  einen  nnek  bäi^em  Er- 
ine88mk4>Miff  amrmhenden  Grmnd - ^und  lässi  es  sich  nach  cfein  O^ 
achten  Sadirerständiuer  als  nichi  unwahrsoheinHch  heiräditeny  dass 
der  Sekaien  ^dureh  me  VeT99gerv»ff  grosser  geworden  sei,  so  ist  der 
Versicherer  eu  einem  Äbmge  von  mp^destens  25  JPtosent  von  der  ihm 
mr  Last  fallenden  Summe,  berechtiat^  wnbesciuideii  seines  Hechts  eu 
einem  grösseren  Aiztige,  falls  er  beweist  ^  dass  der  Scheiden  durch 
die  Verzögerung  um  mehr  als  25  Prozent  sugenommen  habe* 

Es  soU  als  ausreichender  Grund  der  Verzögerung  der  Reparatur 
angesehen  werden^  wenn  der  Schiffer  mit  Genehmigung  der  Vertreter 
der  Versicherer  zuvor  unter  Mnsendung  der  Sehadentaxation  um  Ver- 
haltungsmassregeln  nachsucht. 

Ziff.  6  JJie  vollzogene  Wiederherstellung  der  Schäden,  falls 
der  Versicherte  dazu  sdireitety  ist  demnächst  durch  Vorlage  der  Rech- 
nungen zu  erweisen. 

§  59  Differiren  —  die  taxirten  Beparaturlcosten  von  den  unrJclich 
verausgabten,  so  vergtdet  der  Versidkerer  nur  denjenigen  Betrag, 
welcher  sich  nach  Vergleu^  beider  ab  der  geringere  herausstellt  und 
zwar  unter  Abzug  des  Unterschieds  zwischen  aü  und  neu. 

Unterbleibt  die  Reparatur,  so  wird  nur  die  tawirte  Summe  unter 
gleichem  Abzüge  ersetzt. 

Fand  jedoch  die  Ermittelung  des  Sdkadens  in  einem  Weserhafen 
siattj  so  ist  der  Versieherte  beflmt^  dm  Suaden  nach  der  dem  Ver- 
sicherer vor  Beginn  irgend  wddher  Reparatur  einzureichenden  Taxa- 
tion Mnter  Abzug  des  Unterschieds  zwischen  ait  und  neu  ersetzt  zu 
verlangen,  nmss  aber  dieses  Verlangen  dem  Versicherer  ebenfalls  vor 
Beginn  irgend  welcher  Reparatur  erklären* 

Wird  wie'  vorstehend  die  Taxistion  der  Reparaturioosten  aJiein 
zur  Crrtmdlage  gemacht,  so  erlischt  der  Risiko  der  Versidterer  selbst 
bei  Zeitversicherungen  mit  der  desfaHsigen  Anzeige  6hne  Rückver- 
gütitung  von  Prämien. 

3.  Im  Einkkui^  mit  dem  H.G.B«  behalten  die  Allgemeinen 
und  die  Bremer  Bedmgungen  dem  Venidierer  das  Reciit  Tor^  vom 
Betrage  der  BeparatiuicDeten  einen  Abzug  bei  nicht  neuen 
Schiffen  zu  machen.  Während  Bie  aber  auch  dae  Prinzip,  dass 
wegen  des  Unterschieds  zwischen  alt  und  neu  ein  Drittel  zu  Kttrzen, 
festgehalten  haben ^  weichen  sie  in  Einzelheiten,  namentlich  mit 
Rticksicht  auf  die  hinsichtlich  des  Metallbeschlags  zu  machenden 
Abzüge,  vom  Gesetzbuch  ab. 

Da  die  Bremer  Bedingungen  (§  59)  nur  in  einigen  Punkten 
von  den  Allgemeinen  Bedingungen  diiFeriren  ^  von  denen  einer 
allerdings  Ton  grosser  Wichtigkeit  ist  —  im  Uebrigen  aber  mit 
diesen  fast  wörtlich  übereinstimmen,  so  sollen  im  Folgenden  nur 
die  Bestimmungen  der  letzteren  angegeben,  und  blos  die  Abwei- 
chungen der  Bremer  Bedingungen  hervorgehoben  werden. 
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Der  §  130  der  Allgemeinex).  Bedingungen  verordnet: 

Ist  —  der  Oesammtbelauf  der  Reparaiurhoslm,  sei  es  auf  Grund 
der  Taxationen  oder  der  wirTdichen  JReparatur-jiusßilirung,  in  Qewis»- 
heit  gebracht,  so  werdm  für  die  schliessliche  Fesstellung  des  von  dem 
Versicherer  eu  vergütenden  Beir^igs  von  jenem  Belaufe  nachstdwHde 
Abeilige  gemacht: 

A.  In  allen  Fällen,  in  welchen  nicht  eufolge  des  JSTachstekenden 
Ausnahmen  Statt  finden,  wird  wegen  des  Unterschieds  zwischen  aU 
und  neu  ein  Drittel  des  festgestellten  vollen  Betrags  jener  Kosten  m 
Ahgug  gebracht 

Die  Ausnahmen  sind: 
1.    Kein  Abzug  findet  Statt  im  Falle  von  Schäden 

a)  an  dem  Körper  oder  der  Bemastung  des  Schiffs,  wenn 
dieses  zur  Zeit  der  Beschädigung  noch  kein  voUes  Jahr 
zu  Wasser  gewesen  war; 

b)  an  einzelnen  Theilen  des  Körpers,  der  Bemastung  oder 
des  sonstigen  ^Zubehörs  des  Schiffs^  wenn  die  beschädigten 
oder  verloren  gegangenen  Theile  bei  Antritt  derjenigen 
Heise,  auf  welcher  der  Schaden  sich  zutrug^  ,neu  gewesen 
waren ,  mochte  im  Uebrigen  das  Schiff  neu  gewesen  sein 
oder  schon  eine  oder  mehrere  Reisen  gemacht  haiben;*) 

c)  an  Schiffsankem. 
Endlieh  wird  kein  Abzug  gemacht 

d)  von  dem  Betrage  solcher  vorläufigen  und  nothdürfiigen 
Beparaiuren ,  welche  in  einem  Noihhafen  nur  zu  dem 
Zwecke  ausgeführt  wurden^  um  das  Schiff  in  den  Stand 
zu  setzen,  die  Heise  nach  einem  Platze,  wo  die  eigentliche 
Beparatur  ausgeführt  werden  könne,  zu  unternehmen. 

J2.    Ein  geringerer  oder  grösserer  Abzug,   als  von  einem  Drittel, 
wird  gemacht   resp>   eine    Vergütung    der  bezfiglichen  Auf- 
wendungen findet  überhaupt  nicht  Statt  in  Betreff  folgender 
Gegenstände : 
Es  werden  abgezogen  bei  Schäden 

a)  an  AMcerketkn  (abgesehen  von  der  ersteh  Reise,  auf 
welcher  sie  verwendet  worden  sind  s.  Ib)  ein  Sechstel, 

b)  an  MetaUhäuten  wie  folgt: 

Bei  Schäden,  welche  an  einer  Kupfer-  oder  TeUou?- 
Metal'Saut  auf  der  ersten  Reise  y  nachdem  sie  um  das 
Schiff  gelegt  ist^  entstehen,  wird  Nichts^  auf  ferneren 
Reisen  bis  zum  Ablauf  des  ersten  Jahres  wird  V»!  ^f 


*}  Etwas  enger  ist  die  Yoncbriffc  der  Bremer  Bedingungen  (  59  Ziff.  1 : 
kein  Abzug  findet  9tait 

d)  bei  Sdioden  an  Segeln,  Tauen,  Ketien  und  eonttiffen  Cferä^sckt^ 
eines  neuen  Schiff»,  für  welehee  sie  n€u  angeechajfi  sind,  auf  der  ersten 
Peise; 

e)  bei  Schaden   an  Segeln^    Tauen   und  Ankerkeiten  auch    oMf  späUrt» 

Reisen,   wenn  sie  ertoeislieh  noch  gönn  neu  und  mtm  ersten  Male  gt- 
braucht  waren. 
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JUisen  im  eweiten  Jaf^e  werden  % ,  m  dritte  Vä  ?  *^ 
vierten  %  gekürzt.  Fi\r  Schoben,  welche  daran  auf  Meisen 
nach  Aofauf  des  vierten  Jahres  entstehen^  wird  dem  Ver- 
sicherten  Nichts  vergüiet 

Schaden  an  eitler  Zink-  oder  Eisenblechhaut  werden 
während  der  ersten  drei  Jahre  behandelt^  tme  Schäden  an 
einer  Kupfer-  oder  TeUow-Metal  Haiut  Für  Schäden, 
welche  daran  auf  Reisen  nctch  Ahlauf  des  bitten  Jcihres 

'     entstehen,  u)ird  dem  Versicherten  Nichts  ver{/ütet. 

Die  für  die  MetaUhäute  der  verschiedenen  Arten  hier 
angenommenen  Zeitbestimmungen  gelten  vom  Tage  der  be- 
endigten Umkgung  bis  zu  demjenigen  der  begonnenen 
Wiederabnahme,  Der  Abzug  ist  zu  machen  von  dem 
Kostenbetrage  der  neuen  Hdut^  einschliesslich  der  Um- 
legungskostm,  *)  nachdem  der  Werth  der  alten  Metallhaut 
zuvor  davon  gekürzt  worden  ist;  auch  ist  dabei  der  et- 
wanige  Unterschied  im  Geivichte  der  neuen  tmd  alten 
Saut  in  Anschlag  zu  bringen.^)  Hatte  die  alte  Haut 
eine  Spiekerhaut  zur  Unterlage  oder  eine  Üiiderlage  von 
FilZy  Papier  oder  dgl,  so  wird  deren  Erneuerung  mit  zu 
den  Umfegungskoßten  gerechnet 

Ist  das  Schiff  mit  einer  hölzernen  Wurm-  oder  Spieker- 
haut ohne  darübergelegtes  Kupfer  oder  sonstiges  Metall 
umgeben^  so  wird  deren  gewöhnliche  Dauer  auf  drei  Jahre 
angenommen^  also  wenn  nach  Ablauf  dieser  Zeit  eine 
Erneuerung  derselben  stattfindet^  der  hierdurch  verursachte 
Kostenaufwand  nicht  vergütet  Im  Falle  einer  früheren 
Erneuerung  tritt  der  gewöJinlictie  Abzug  von  einem 
Drittel  ein. 

e)  Falls,  das  Schiff  bei.  Gelegenheit  der  durch  die  Schäden 
veremlasstenlteparatu/r  vergrössertyVerstärM  oder  in  son- 
stiger Weise  gegen  den  früheren  Zustand  verbessert  wird^ 
oder  falls  neue  Stücie  in,  dasselbe  hineingebracht  werden^ 
.  welche  nicht  blos  einen  Ersatz  für  verloren  gegangene 
oder  unbrauchbar  gewordene  Stücke  entsprechender  Art 
bilden,  sondern  deren  Einfügung  besondere  Vortheile  für 
den  Versicherten  herbeiführt,  so  ist,  wenn  die  Schätzung 


*)  £ben  so  in  den  Bremer  Bedingungeil  §  59  Abs.  7  Ziff.  8,  doch  wird 
hier  hinzugesetzt ,  zu  welchen  (seil.  Ümlegongskosten)  jedoch  die  Kosten  der 
KalßUerv/ng  unter  deA^  Meiaü  nicht  gerechnet  werden» 

**)  Beträgt  z.  B.  das  Gewicht  der  alten  Metallhaut  1500  Kilogramm,  das 
der  neuen  2000,  so  bleiben  bei  Feststellung  der  Entschfidi^nessumme  500 
KilogramiB  ausser  Ansatz.    Fndet  daa  uingekehrte  Verhältniss  Statt,  so  ist 

Ji  des  Werths  der  alten  Haut  von  dem  Kostenbetrage  der  neuen  nicht  in 
beug  au  brinfpen  (TecUenboxff,  Kommentar  St.  79  Note).  Massgebend  kann 
hierbei  nur  sein  das  ursprün^che  Gewicht  der  alten  Haut,  nicht  das  zur 
Zeit  der  Abniüime  derselben  vorhandene.  Die  Bremer  Bedingungen  sagen  denn 
auch  auadrücklieh  (§  59  Abs.  7  Ziff.  SU  Auch  üt  dabei  der  Uniersehied  im 
Gewicht  moi»ehen  dir  alten  Haut  xwr  Zeit  der  Umlegung  derselben  und  der 
neuen  in  Anschlag  zu  bringen. 
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^    :     cZer  Bqfaraiuirhöstet^,  düf  tfm'ffedad^en  JäMtm  mü  cm- 

J^  J.t«5S6r  J.f}5af£r  jsru  Lasten  des  Versicherers  Weib^  und 
,  trudlet)  ako   dem  Versicherten  nici^  vergütet  die  Kopien, 
welche   dur^iJi  Maler-  und  ö-laser-ArheltenfSOtttie  durch 
Wiederherstellung  etwaniger  Verzierungen  des  Schiffs  ver- 
anlasst werden.**) 

B,  Es  kommen  femer  in  Abmg  der  volle  ErlO^  oddr  Werth 
der  etwa  noch  vorhandenen  alten  Stücfce^  ivßlche  durch  neue  ersetzt 
sind  oder  zu  ersetzen  sind. 

Findet  ein  solcher  Abzug  und  zugleich  der  Abzug  wegen  des 
Unterschiedes  zwischen  alt  und  neu  statt,  so  ist  zuerst  dieser  letztere 
und  sodann  erst  von  dem  verhleibevhden  Betrage  der  andere  Abzug 
zu  machen. 

In  dieser  letzteren  Beziehung  stellen  die  Bremer  Bedingungen 
(§  59  Abs.  8)  gerade  den  entgegengesetzten  Grundsatz  auf: 

Findet  ein  , solcher  Abzug  und  zugleich  ein  Abjsug  wegen  des 
Unterschieds  zwischen  alt  und  neu  statte  so  ist  zunächd  der  erstere 
und  sodann  erst  von  dem  verbleibenden  Betrage  der  letztere  zu 
machen. 

4.  Hinsichtlich  der  für  die  Anschaffung  de^f  nothwen- 
digeu  Gelder  aufzuwendenden  Kosten  sohreiben  die  All- 
gemeinen Bedingungen  §  130  Abs.  3  noch  vor: 

Dem  Versicherer  kommen  da,  wo  zur  Reparatur  geschritten  werden 
muss,  auch  die  Kosten  der  ßr  die  Reparatur  erforderlich  werdenden 
Gelder  zur  Last,  mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  denen  dieselbe  bei  noch 
nicht  abgelaufener  Versidierung  auf  Zeit  oder  auf  mehrere  Beism 
nach  Beendigung  einer  Reise  stattfindet. 

Die  Bremeji*  Bedingungen  y erordnen  in  dieser  Hinsieht  (§  59 
Abs.  6): 

Die  Kosten  für  Anschaffum  der  zur  Vornahme  der  Reparatur 
am  Bestimmungsplaize  erforderlichen  Gelder  fallen  dem  Versicherer 
nicht  zur  Last  mit  Ausnahme  der  gewöhnlichen  Traüenhommissümen 
und  Weehsdspesen. 

5.  Die  Allgemeinen  wie  die  Bremer  Bedingungen  haben  noch 
eingehende  Vorschriften  gegeben  in  Betreff  der  Bestellung  von 
Sachverständigen,   weldie  den  Schaden  festzustellen  and  den 


*)  In  den  Bremer  Bedin^ngcn  (§  59  Abs.  7  Ziff.  5)  lautet  die  diesem 
Absatz  entsprecheDde  Vorschrift:  Falte  bei  Gelegenheit  einer  Reparatur  ji^k« 
Stücke  in  da«  Schiff  hinemgebrackt  wurden,  die  nicht  blo9  ^inen  £reai»  flr 
tür gleichen  gebrochene  Stücke  bilden  und  deren  Einßlgung  dem  Vereicherte» 
zu  besonderem  Vortheile  gereichtt  so  findet  dafüT  ein  auseerordeniUcher  Ab- 
xug  statt.  Doch  wird  dieser  Bestimmung  dieselbe  Bedeutung,  wie  der  der 
Allg.  Bedlngunffeu  beizulegen  sein. 

**)  Diese    Bestimmung  findet  sich   in   den  Bremer  Bedingungen  nicht 
Die   unter  d)    aufgezählten  Kosten  fallen  also  hiernach  dem  Assekuiadeor 


zur  Last. 
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fiatrag-der  Bepttratctfkiwteti  M  tuiim  habw  ^AHg.  B^.  §  128"^), 
Biidm^vBed.  §  68  2&ff.  2-^4'^'*'>  und' in  BeÜ^-der  Fovtn  und  des 
Inhalts  des  von  diesen  Abzugebenden ■  Gutachten«.  (AUg.  Bed. 
§  129***)^  ßrem:  Bed/  g  58  Ziff.  6  und  7  f); 

Die  Polgen  der  Nichtbeachtung  dieser  Vorscfhrfften  sind  in  den 
Bremer  Bedingungen  und' den  Allgemeinen  Bedingungen  verschie- 

♦)  Hiernach  haben  der  Versicherte  resp.  der  S<ihiff^  uttd  der  Versicherer 
resp«  ein  Vertreter  desselben  •—  der  hierzu,  wenn  er  erreichbar,  raa  eisterem 
au&ufordern  ist  —  je  einen  Sachverständigen  zur  Vornahme  der  Besichtigung 
des  Schiffs,  urkunolichen  Feststellung  und  Taxirung  des  Schadens  zu  er- 
nennen. Rönnen  die  Sachverständigen  sich  in  dieser  nmsicbt  nicht  einigen, 
so  ist  ein  Obsuum  ven  thiien  su  ervr&hlen  —  dessen  Ausspruch  alsdann 
massgebend  ist  «—oder,  wenn  auch  in  dieser  Besiehung  keine  fiiaigong 
unter  ihnen  zu  erzielen  ist,  so  hat  der  Vegrsicherte  resp.  der  Schiti^'er  die  Er- 
nennung eines  Obmanns  zu  beantragen  bei  dem  eigenen  Konsul,  in  Er- 
mangelung eines  solchen  bei  dem  Ortsgericht  des  Havarieplatzes,  eventuell 
einem  daselbtfl  ^girenden  europäischen  oder  nordameriktmischen  Konsul, 
oder  wenn  auch  solche  nicht  vorbanden,  bei  einem  Lloyd's  Agenten  oder 
einem  etwa  anwesenden  Kommandanten  eines  eurc»)äischen  oder  nord- 
amerikanischen  Kriegsschiffs.  Ist  der  Versicherer  oder  ein  Vertreter  desselben 
nicht  ohne  erhebüehen  Zeitverlust  zu  errelehenJ  oder  ist  deren  Erreichbar- 
keit dem  Versicherten  resp.  dem  Schiffer  unbekannt,  oder  venreigem  sie 
ihre  Mitwirkung,  so  hat  der  Versicherte  resp.  der  Schiffer  die  genannten 
Behörden  um  Ernennung  zweier  Sachverständigen  und  erfordernden  Falls 
eines  Obmanns  anzugehen. 

**)  l)ie  Bremer  Bedingungen  stimmen  mit  den  AllKemeluen  übereki, 
doch  lassen  sie  in  Ermai^ehmg  einer  Mitwirkung  des  Vcirsicheren  (resp. 
eines  Agenten  desselben)  die  Sachveiständieen  durch  die  Behörde  und  den 
Versicherten  resp.  Kapitän  zusammei^  bestellen;  rechnen  sie  su  diesen  Be- 
hörden auch  noch.  Notare,  loelche  gesetzlich  oder  herkömmlich  cyn  dem  Orte, 
wo  das  SeMff  liegt,  hefagi  sind,  Havarie»Angelegenheiten  xu  leiten ;  bestimmen 
sie,  dass,  wenn  keine  der  genannten  Behörden  vorhanden  ist  oder  ihre  Mit- 
wirkung eintreten  lassen  will,  der  Versicherte  resp.  der  Kapitän  selbst  (nach* 
dem  diese  Thatsache  im  Schiffsjournal  notirt  ist)  die  Sachverständigen  zu 
wählen  hat ;  treffen  sie  ■  endlich  keine  Bestimmung  fUr  den  Fall ;  dass  die 
Sachverständigen  sich  hinsichtlich  der  Wahl  eines  Obmanns  nicht  einigen 
können.       * 

***)  In  IBfetreff  des  Inhalts  des  Gutachtens  ist  namentlich  hervorzuheben, 
dass  dasselbe  enthalten  muB$  eine  spezielle  Avffiihrxing  der  einzelnen  vor- 
gefundenen  Schäden  (Ziff.  2ejy  eine  Erklärung  der  Sachkundigen  darüber, 
welche  von  den  vorgefundenen  Schäden  sie  Seeunfällen  der  letsten  Reise  su« 
eckreiben f  welche  dagegen  als  Folge  anderer  Ursachen^  etwa  der  Abmitstung 
im  gewöhnlichen  Gebrauch,  des  Alters,  der  Fäulnigs  im  ffolz^  des  Wurm- 
frasses,  einer  fehierkaßen  Bauart  des  Schiffs  oder  einer  vor  Antritt  der 
letzten  Reise  erlittenen  Beschädigung  anzusehen  sind;  und  dass  die  Taxation 
der  Reparaturen  nicht  in  der  blossen  Angabe  einer  Gesammtsumme  bestehen 
darf,  sondern  die  einzelnen  Schäden  spezißzirt  zum  Gegenstand  der  Schätzung 
gemacht  werden  müssen  (Ziff.  2d). 

t)  I^ese  stimmen  mit  den  All^.  Bedingungen  überein,  nur  verordnen 
sie,  dass,  wenn  es  an  einer  ausdrücklichen  Erklärung  darüber  fehlt,  welche 
Schäden  Unfällen  der  letzten  Reise  zuzuschreiben  sind,  bis  auf  Weiteres 
angenommen  wird,  dass  sämmtliche  aufgezählte  Schäden  in  solchen  Unfällen 
ihren  Grund  haben,  dem  Versichera:  -jedoch  der  Beweis  des  Gegentheils  vor- 
behalten bleibt.  Femer  sehen  sie  von  dem  Erfordemiss  der  Taxation  der 
Schäden  ab,  wenn  eine  solche  an  dem  Besichtigungsort  nachweislich  nicht 
gebräuchlich  oder  von  den  Besichtigem  in  dem  Besichtigungsattest  für  un- 
ausführbar erklärt  ist 
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den.    Naeh.  den   ersteren    iet   die  Beehaobtong  der  VotBohriften 

Seradezu  die  Voransaetsusg  für  die  G^ltendmaohuag  ein^r  fotachSr 
igunesfbrderung  gegen  dea  Aeeekiurttdeari  Die  über  die  Beste!- 
Inng  der  Sachverständigen^  'Form  und  Inbalt  ^des  ^tAchtes»  ee- 
ffebenen  BestiaimuBgen  (§  58)  werden  n&mlioh  hier  durch. foJlgeBdai 
batz  eingeleitet: 

Der  Nachweis  des  Schadens  und  seines  Umfanges  —  kasm  dem 
Versicherer  gegenüber  nur  in  der  nachstehenden  Weise  geßhrt 
werden. 

Nach  den  Allgemeinen  Bedingungen  wird  durch  die  !Nicht- 
beobachtung  der  in  Rede  stehenden  VorscrLPten  nur  die  Beweis- 
fuhrung  für  den  Versicherten  wesentlich  erschwert^  wie  eine  gleiche 
Bestimmung  durch  das  H.G.B.  Art.  888  Ziff.  4  getroffen  bt  £» 
heisst  nämUch  in  den  Allgemeinen  Bedingungen  §.  127  Abs.  3: 
—  wird  —  nicht  m  Ocmässheit  dieser  Bestimmungen  verfahren^  so 
bleibt  es  freilich  dem  Versicherten,  falls  er  den  Versicherer  auf 
Schadensvergütung  in  Anspruch  nehmen  uoill,  unbenommen^  den  Be- 
weis zu  liefern^  dass  Schien,  und  ewar  welche  Schäden^  eu  der  Zeit, 
0u  welcher  die  SesicMigung  und  Begutachtung  hätten  vorgenommen 
werden,  müssen^  an  dem  Schiffe  vorhanden  gewesen,  sotcie  dass  die 
dem  Versicherer  eur  Lojst  gebrachten  Schäden  durch  ünfätte  der 
letzten  Heise  verursacht  worden  seien ;  es  sind  jedoch  hiebet  diejenigen 
BesichtigungS'  und  Taxationsdocumente^  welche  der  Versicherte  oder 
der  Schiffer  unter  Verletzung  der  hier  getroffenen  Best^muwen 
(z.  2?.  einseitig^  wo  er  den  Versicherer  oder  einen  Vertreter  desselben 
zuziehen  musste)  hätte  errichten  lassen,  beweisunkräfUg;  femer  sind 
als  Beweismittel  dabei  ausgeschlossen  das  Zeugniss  und  die  etwhnigen 
urJoundlichen  Erklärungen  des  Schiffers,  sowie  dmenigen  Personen, 
welche  bei  den  vorschriftswidriff  vorgenommenen  iSesickUguMgen  und 
Taxationen  aJs  Korrespondenten  des  Verfächerten  oder  als  Sachkundige 
gehandelt,  oder  an  der  Beweisaufnahme  als  Beqmrenten  oder  in 
anderer  Weise  Theil  genommen  haben, 

In  gewissen  Fftllen  hab^i  die  AU^meinen  wie  die  Bremer  Be- 
dingungen eine  Ausnahnie  von  der  Regel  zugelassen.  Von  den 
letzteren  bestimmt  §  58  Ziff.  8: 

Nur  dann  soU  eine  Abweichung  von  dem  vorstdtenden  Verfahren 
den  Versicherten  nicht  präjudiziren: 

a)  wenn  der  Schiffer  und  die  etwaigen  Korrespondenten  des  Ver- 
sicherten  an  demjenigen  Platze^  wo  der  Schaden  ermiUfM 
werden  musste,  nicht  damit  gekannt  waren  ^  dass  die  Ver* 
Sicherung  auf  Grundlage  der  vorstehenden  Bedingungen  ge- 
schlossen sei^  und  der  Versicherte  naehweiMch  ausser  Stande 
fear,  den  Schiffer  oder  die  Korrespondenten  rechtzeitig  davon 
zu  unterrichten; 
c)  wenn  bei  Kaskoversicherungen  nur  der  geringere  Thal  <mf 
Grundlage  der  vorstehende  Bedingungen,  der  grossere  Theil 
dagegen  auf  Grundlage  anderer  Bedingungen  oder  Gesäte 
versichert  ist 
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In  -diesen  —  FäJtteü  ^m^t  eSy  tamn  der  Vereidterie  cder  deeeen 
Yertre^  hei  EmUtttung  de^  8ohaäen&  und  -semeg  UnifangeSy  sowie 
der  Art  seiner  JEnMehung  ^msr  so- verfährt,  urie  es*  entweder  das 
deutsche  Bändels '^Gesetebüch  oder  däsjemffe  AssehwncmgreM  var^ 
sehreM,  nach  wdehem  das  Kasko-^  resp.  der  grössere  TheU  dessdben 
versichert  ist. 

Die  Allgemeinen  Bedingutigen  (§  127  letzter  Absatz)  ftchi^iben  vor : 

1.  Wenn  den  Umständen  nach  der  Versicherte  nicht  in  der 
Lage  gewesen  war  y  den  Schiffer  von  der  geschlossenen  Versicherung 
und  von  demjenigen^  was  auf  Orund  derselben  eventuell  zu  beachten 
sein  werde,  zeitig  in  Kenntniss  setzen  zu  können,  so  sind  solche  Be- 
sichtigungen und  Taxationen^  sowie  deren  Beurkundungen,  als  Grund- 
lagen für  die  Feststellung  der  Entschädigungssumme  zulässig  und, 
wenn  ihrem  Inhalte  nach  genügend,  beweiskräftig,  welche  in  (remäss- 
heit  der  Gesetze  oder  Gewohnheiten  des  Orts,  wo  die  Constatirung 
des  Schadens  vorzunehmen  war,  veranstaltet  wurden, 

2.  Bestellt  der  Versicherer  einen  speziellen  Vertreter  für  die 
betreffende  Havereisache^  oder  existirt  an  dem  Savereiplatze  oder 
für  denselben  ein-  allgemeiner  Vertreter  des  Versicherers  für  vor- 
kommende Havereisamen  —  in  tvelchen  Fällen  nach  §  128  der 
Versicherte  verpflichtet  isty  den  Vertreter  zu  den  vorzunehmenden 
Handlungen  zuziusiehen  —  so  ist  es  für  den  Versicherten  unpräjudi- 
cirUch,  wenn%  sei  es  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  oder  auch  nur 
unter  Mitwirkung  des  Vertreters  ^  von  den  in  Bede  stcliemjen  Be- 
stimmungen abgewichen  wird.  Der  Versicherer  ist  verbunden^  die 
HancOwigen  seines  Vertreters  in  Betreff  des  zu  konstatirenden  Schemens 
gelten  zu  lassen. 

Van  dieser  letzteren  Begtinunung  weichen  die  Bremer  Bedin- 
gungen wesentlich  ab.    Hier  wird  in  §  58  Ziff.  8  angeordnet: 

Eine  Abweichung  von  den  vorstehenden  Vorschriften  —  kann 
durch  Berufung  darauf,  dass  der  Vertreter  des  Versieherers  sie  ge- 
nehmigt odtr  vorgeschriebet^  habe,  niemsds  gerechtfertigt  werden,  es 
sei  dertn,  dass  dieser  Vertreter  von  dem  Versicherer  dazu  ausdrüi^ 
lieh  ermächtigt  worden  wäre.  In  alle»  anderen  Fäüen  beschränkt 
sich  der  Wirkungskreis  des  Vertreters  des  Versicherers  lediglich  auf 
die  oben  besckriebene  Mitwirkung  bei  der  Ernennung  der  Sachver- 
ständigen, auf  die  Kontrole  und  auf  die  Beglatd^igung  der  Havarie- 
Dokumente, 

•Art.  877. 

Ist  die  Reparaiurtmfähigkeit  oder  R^araturunwürdigkeit  des 
Schiffs  (Art.  444)  auf  dem  im  Art  499  vorgeschriebenen  Wege  fest- 
gestellt, so  ist  der  Versicherte  dem  Versicherer  gegen^er  befugt^  das 
Schiff  oder  das  Wrack  zum  öffentlichen  Verkaufe  zu  bringen,  und  be- 
steht m  Falle  des  Verkavfs  der  Schaden  in  dem  Unterschiede  zwischen 
dem  Reinerlöse  und  dem  Versicherungswerthe. 

Die  übernommene  Gefahr  endet  für  den   Versicherer  erst  mit 


SH  Elfter  Titelf  Abvslinitt  V. 

^km  Verkaufe  des 'Schiffs  oätr  4es  Wracks;  tMchyhajfM'^st'Vsr^ 
sid^er  für  dm  Eingnngdm  Kemfpreises^         '^    ^ 

'  £ei  der  jf^r  ErwMekmg  der^  B^araimumsüi^diffhnt  4ss  Sekiffi 
erforderlichen  FesisieVmng  des  Wer^'  desse&en  tnt  w/(bes'ekä8igiel^ 
JSusiande^  bleibt  dessen  VersüAerunpswerth^  fßeichfriei  ^fr  dieser  tieirt 
ist  oder  nichts  ausser  Betracht 

1.  Reparäturanfähigkeit  und  Reparaturunwui'dig- 
keit*)  werden  nach  dem  GeseU  ala  Total  vor  lust  angesehen, 
und  zwar  ohne  Unterschied  ob  die  e}ne  oder  die  andere  in  einem 
Noth-  resp.  Zwischenhafen  oder  im  Bestimniungshafen  konstatirt 
worden  ist. 

Die  Bremer  Versicherungs-Bedingungen  (§  06)  lassen  dagegen 
nur  im  Nothhafen  eine  Kondemnation  wegen  Kepäraturunfthigkeit 
oder  Reparatumnwürdigkeit  zu.  Am  Bestimmungsplatz^  ist  nach 
denselben  eine  Kondemnation  unzulässig  und  ein  ermtener  Schaden 
teird,  wenn  die  Herstellung  daselbst  unterbleibt,  nur  auf  Grundlage 
der  Taxation  von  dem  Versicherer  veraütet,  selbst  wenn  die  Reparatur 
erweislich  am  Bestimmungsplaiise  nicht  zu  beschaffen  ist. 

Die  Allgemeinen  Versicherunffs  -  Bedingungen  nehmen  einen 
T'otalverlust  bei  ReparaturunwürdigKeit  übeniaupt  nicht  an  **),  sta- 
tuiren  (Art.  131  Abs.  3)  auch  einen  solchen  bei  jeder  Art  der  Re- 


Jl  Das  fraosöalsche  Recht  llUst  einen  Abandon  2ü  im  Falle»  Toii  wno' 
iU  par  fortune  de  mer  und  e»  cas  €le  ditMor(Uion  des  efft^  auurh, 
Sita  det^rioration  va  au  tnoins  h  troia  guctrU  fari,  369  des  Uode  de  eom- 
metce).  Eben  so  das  Holländische  H.Gh.B.  Art  663.  664  und  das  Spaiu'ache 
H,G.B.  Art.  901, 

Die  englischen  Juristen  unterscheiden  drei  Fälle:  7.  ike  $hip^  ms  a  ship^ 
18  deUroyedi  and  sub^ist  only  aa  a  toreck;  nor  U  any  notice  of  €U>andon- 
ment  requiaiie  in  such  cases  to  entüle  the  assured  to  daün  a  total  loa 
(Am<nild  It  j9.  880).  Der  Verkaufserlös  kommt  freilich  dem  Versicherer  m. 
Gute,  wenn  er  die  Entschüdigungssumme  p^ezablt  hat  (eod,  p.  879 J,  2.  I/a 
ship  is  80  mjuredf  that  it  cannot  saÜ  toUhout  repain  and  oannol  bs  uäctA 
to  a  port  at  which  the  necessary  repain  can  he  exectUedj  there  is  an  actual 
total  losSffor  that  hat  ceased  to  he  a  ship  which  never  can  he  used/ortUe 
purposes  of  a  ship ;  3,  hiU  if  it  can  he  tatcen  to  a  port  and  repairtdy  tkougk 
at  an  expense  far  exceeding  iis  value ,  it  hajs  not  ceased  to  he  a  ship^  and 
unless  there  is  a  notice  of  abandonmeiisi^  there  is  not  even  a  öonstmetive  total 
loss,  (AmouLd  II  p,  882,  932.)  Es  wird  daher  Reparatumnwürdigkeit  nur 
angenommen,  wenn  die  Reparaturkosten  den  Werth  des  Schiffs  übersteigen 
würden  (s.  auch  eod,  ;>.  933  sgu»),  und  swar  ist  dieser  Werth  der  Werth, 
den  das  Schiff  nach  bestandener  Reparatur  für  den  Rheder  hat  {p.939).  In 
den  Vereinigten  Staaten  wird  Reparaturunwürdigkeit  bereits  an^peuommen, 
wenn  die  aufzuwendenden  Kosten  dem  halben  Werthe  des  Sehiffs  gleich 
kommen  (Philipps,  on  Insurance,  6,  ed.  Boston  lilb'7,IIn^  lö39).  Die  mdon 
Vereinigten  Staaten  zur  Erörterung  gekommene  Frage,  oh  bei  der  Schatsung 
der  voraussichtlichen  Reparaturkosten  wegen  des  Unterschieds  zwischen  alt 
und  neu  ein  Drittel  abzuziehen,  ist  durch  Story  und  den  obenten  GeiichtB- 
hof  verneint  worden  (Philipps  L  c»  II  n.  lÖi3J^ 

*'^)  AUg.  Bed.  §  131  Abs.  2:  Wegen  Reparaturunwürddgkeit,  also  nament- 
lich wegen  eines  Missverhältnisses  ztoischen  dem  Betrage  der  Reparatiarkoslen 
und  dem  Werth  des  Scht'ffSj  ist  der  Versicherte  nicht  hefugty  das  Schiff  för 
Rechnung  des  Versicherers  zum  Verkauf  zu  hringen. 
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panaUnmfiibigkeit  DUF,  wenh  äae  &Mff  im  Iws^^Miftm  Zätande 
an  einem  anderen  Platze  siekhßfimtei,  ob  an^dernftmigm^m  UfeM^mn 
die  'Qefakr  ^  des  Vemdmter»ienifveder  imfangen  •.  oder  enden  solüe 
(s,  S.  ^»etm  eSs4nyiinmn^Noähafenr  iff();  bestihrlliikeii  iko'ab^, 
toenn^  das  heaiehädigie  ßchiff^  o»  mnem  Flatze^siehbefinäet^  t4  wAckein 
die  Gefähr  des  Versickerers  entweder  anfangen  4^der  enden  soüie 
Regelmässig  dm  resp.  Abgangs-  oder  Bestimmungshafen),  auf  den 
Fall  absoluter  Repamturupfabigkeit.  ^)  Hierbei  ist  £u  beachten^ 
dass »  wenn  auch  Bacb  §  127  Abs.  4  Ziff.  2  der  Allgemeinen  Be- 
dingungen die  Vertreter  des  Vei^Igherers  durch  ihre  ausdrückliche 
oder  stillschweigende  Genehmigung  Abweichungen  von  den  das 
Konstatirungs* verfahren  betreffenden  Vorschriften  der  %  127  ff. 
für  den  Versicherten  unpräjudizirlich  mo^hen  können,  dieselben 
doch  nicht  befugt  sind,  ^^iiber  die  Kechtsfolgen  dp  Konstatirten 
Erklärungen,  welche  fiir  den  Versicherer  verbindlich  wären,  ab- 
zugeben.'^ Wenn  also  durch  die  Sachverständigen  ßeparaturun- 
Würdigkeit,  aber  nicht  Beparaturunfah^gkeit  konstatirt  worden  ist, 
und  der  Versicherte  dennoch  und  zwar  unter  Qntheissung  des 
Vertreters  des  A^sekuradeurs  zum  Verkauf  des  Schiffs  geschritten 
ist,  so  braucht  dieser  .vom  Versicherer  nicht  anerkannt  zu  werden». 
(Entsch.  des  R.O.H.G.  XIV  S.  381.  XVX  S.  109  f.)       - 

Der  Mangel  der  zur  Ausführung  der  Reparaturen  erforder- 
lichen Geldmittel  begründet  niemals  eine  Reparaturunföhigkeit^ 
(Allg.  Ver8ieb.-Bed.  §  lai  Abs«  5,  Bremer  Bed.  §  36  Abs.  3): 

2«  Soll  die  Reparaturunfähigkeit  oder  Reparatur- 
unwürdigJkeit  .des.  Schiffs  den  Versi^erten  bereehtigen^  einen 
Total  Verlust  zu  liquidiren.  so  muss  dieselbe  selbstvers^ndKch 
durch  UnfÄlle,  für  welche  der  Versicherer  haftet  her- 
beigeführt sein  (so  auch  Allg.  Versich.-ßed.  §  181  Abs.  4 
Ziff.  2).  Ist  die  Reparatur  Unfähigkeit  regp«  -Unwürd^keit  durch 
das  Alter  oder  den  nicht  seetüchtig«»  Zustand  des  Schiffs  oder 
mangelhafte  Ausrüstung  herbeigef&hrt,  so  ist  nicht  nur  die  Pflicht 
des  Versicherers I  die  gesammte  Versicherungssumme  zu  zahlen, 
sondern  überhaupt  jede  ^rsatzverbindlichkeit  desselben  auf  Grund 
des  Art.  825  ausgeschlossen.  Freilich  wird  man  nicht  edion  dann 
den  Assekuradeur  von  den  Folgen  der  Reparatumnfähigkeit  resp. 


*)  Ueber  den  <Unte»ehied  der  absoluten  und  relativen  Repamturanraiig- 
keit  8.  Bd.  I  S»  24.  Aug.  B«d,  §  \%\  Abs.  1.  in  d6n  jet2i|^en  UamiMiTger' 
Polioen  wird  folgende  Bestimmung  dem  §  1dl  der  Allg.  Bediagungen  hinm* 
gefügt:  Faü*  das  Schiß  ff cn  dem  Orte,  too  es  im  beschädifften  Zustande  sich 
befindet^  erst  eine  Reise  nmchen  nnisSf  tan  reparirt  werden  zu  können^  und 
von  amk*c/i  funtfsrenden  Sachverständigen  erJdärt  ist,  dass  das  Schiff  trotz 
dsr  erHUeifen  Beschädigung  die  cbenertsähnU  Reise  sm  mooA^n  im  Stande 
i»tf  so  läitft  der  Risiko  fort  bis  eur  beendeten  Reparatur  resp,  bis  zur  be- 
endeten Rückreise  des  reparirten  Schiffs  nach  dem  ffavarieplaize.  Für  tue 
Zeit  dsr  Hinreise  im  beschädigten  Zustande  ist  für  jede  ang^angene  13  Tage 
1  Prossnt^  für  die  Übrige  Zeit  eben  so  V4  Prozent  mu  bezahlen, 

**)  Nach  der  iranzönsohen  Praxis  ist  dies  dagegen  der  Fall:  Caumont^ 
dicUonnaire  p.  368  «.  G()2, 
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^Unwüfdigkeit  beft^ien  dürfen ,  ireim  die  den  9okiffe  dureh  See- 
unfUle  venufsaohte  Besohädk^ttiig  eine  solche  ist^  doM  ne  allecding« 
bei  eincim  ganz  neuen  Schiff  oder  einem  Sioiiiff  v^m  nossei^ew^hih 
lieh  stoarker  fiesdutffenheit  ehne  einen  unverhältaisaniäMig  hohen 
EoBtenaufveaäid  Hätte  reporirt  werden  kOnnen^  tticht  aber  bei  einem 
älteren  y  aber  noch  dnrchaos  seetiichtigen  SehifF  und  bei  einem 
Schiffe  von  gewöhnlicher  Qualität.  (Vgl.  Prot.  VII  8.  3608— S600.) 

Die  Bremer  Bedingungen  fordern  flir  den  Begriff  der  Repa- 
raturunfähigkeit einen  auf  der  versicherten  Reise  entstandenen  und 
in  Gemäseheit  der  Bedingungen  durch  den  Versicherer  zu  ver- 
gütenden Schaden  (§  36  Abs.  2\  und  eben  so  verlangen  die  Allge- 
meinen Bedingungen  (§  131  Ads.  4  TiSL  2),  dass  die  Reparatur- 
Unfähigkeit  durah  solche  auf  der  versicherten  Reise  vorgekommenen 
Unfiüü  verursacht  worden  ist,  ßr  welche  der  V^sidierer  nach  im 
Inhalt  des  Vertrags  zu  haften  hat.  Der  Umstanä,  —  ao  heisst  es 
in  den  Allgemeinen  Bedingungen  a.  a.  O.  weiter  -^  -wenn  das 
Schiff  erst  Surck  die  Verbindung  anderer,  den  Versicherer  nickt  an- 
gehender Schäden  (AhnuUmng,  Alter,  Fävlniss  u.  s.  w.  s.  §  139)  mi 
den  vorbejseiohneten  Schäden  reparaturunfähig  geworden  sein  soUte, 
ist  unvermögend,  dem  Versicherer  den  Verkauf  und  dessen  JErgeimiss 
zur  Last  zu  bringen,*) 

Nach  §  131  Abs.  4  Ziff.  2  der  Allgemeinen  Bedingungen 
muss  es  sich  aus  den  Erklärungen  der  Sacnverständigen  ergeben^ 
dass  die  Reparaturunfahigfeeit  durch  Unfälle  der  angegebenen  Art 
verursacht,  und  §  129  Abs.  1  Ziff.  2,  wie  auch  §  58  Ziff.  5  c)  der 
Bremer  Bedingungen ,  fordern  von  den  Sachverständigen  geradestt 
eine  Erklärung  darüber,  tvekhe  von  den  vorgefundenen  Schäden  sie 
Seeunfällen  der  letzten.  Reise  zuschreiben.  Allein  von  der  Anwen- 
dung dieser  Vorschriften  ,,ist  der  Natur  der  Sache  nach  in  aolchen 
Fällen  abzusehen,  in  welchen .  durch  eine  weitreichende  Zerstörung 
der  Gesammtheit  des  Schiffs  die  Untersuchung  der  Einzelheiten 
entweder  ganz  unthunlich  geworden^  oder  doch  dieselbe,  wo  etwa 
Einzelheiten  dem  früheren  Bestände  nach  erkennbar  geblieben 
sein  sollten,  augenscheinlich  als  unnöthig  anzusehen  ist'',  voraus- 
gesetzt, dass  tmfsLlle  namhaft  gemacht  sind,  die  keinen  Zweifel 
aufkommen  lassen,  dass  die  Ursache  der  Zerstörung  allein  in  ihnen 
und  nicht  in  irgend  welchen  sonstigen  Vorgängen  ausschliesslich 
oder  mit  zu  suchen  ist.  £s  muss  daher  auch  nadi  den  Allge- 
meinen Bedingungen  flir  vollkommen  ausreichend  befunden  werden, 
wenn  z.  B.  in  dem  Gutachten  unter  Hinweis  auf  die  Darl^ung 
der  Verklarung,  wonach  das  Schiff  von  schwerem  Wetter  aux  den 
felsigen  Strand  geworfen  worden  i  erklärt  wird,  dass  dasselbe  ein 
vollständiges  Wrack  geworden.  (Entsch.  des  R.  O.  H  G.  IV  S.  90  £) 


*)  Hierzu  bemerkt  Tecklenborg  ^Kommentar  S.  Sd  Note)  m.  £.  mit  Becht, 
es  sei  dieser  Grundsatz  nicht  bnchstäDlich  zur  Anwendung  zu  bringen,  indem 
sonst  unter  hundert  Schiffen  kaum  eins  für  Rechnung  der  Assekaradeure 
yerkauft  werden  könnte. 
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"  Qb  die  SiK^bverstäzidigan  toh  richtigen  Gründen  bei  ihrem 
AnsBprach  geleitet,  ob  eie  bei  der  BemchUfiffung  mit  der  gehöriffon 
GewiMenbaftigkett  ver&hren,  k^nn  von  dem  über  die  Eiatichär 
digongipfliidbi  der  Versicherer  erkennenden  Gericht  nicht  zum 
G^g^istand  derUnterBUohiinR  gemacht  werden.  Die  formell  tadel- 
lose Kondemnation  kann  vicänehr  nur  wegm  Betrags  angefochten 
werden.  (£jitsch.  dea  O.A.G.  su  Lübeck  vom  80.  April  1860  in 
Seebohm's  Samod.  S.  219,  vom  3a  April  1867  in  Eierulff's  Samml. 
lU  S.  352.    Entsch.  des  ß.O.H.G.  IV  S.  91  £) 

3.  Dass  das  Gesetss  bei  £rmittelane  der  Beparaturunwürdigkeit 
nicht  den  Versicherungswerth  des  Schiffs^  namentlich 
die  Taxe  massgebend  sein  läset,  hängt  damit  smsammen,  dass 
dieser  Werth  allein  iiir  das  Verhftltniss  des  Versicherers  und 
des  Versicherten  in  Betracht  kommt,  während  bei  Beantwortung 
der  Frage,  ob  das  Schiff  reparaturunwürdig  sei  oder  nicht,  es 
lediglich  darauf  ankommt,  festzusetzen,  ob  ein  verständiger  Mann, 
der  nicht  versichert,  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ein  Schiff 
ausbessern  würde*)  (Prot.  VII  S.  8362—3364), 

Die  Bremer  Bedingungen  aber  erklären  die  Taxe  der  Polize 
f&r  massgebend**). 

4.  Das  H.G.B.  hat,  abweichend  von  den  fremden  Rechten, 
bei  Reparaturunfähi^keit  und  -Unwürdigkeit  nicht  den  Abandon 
vorgeschrieben,  wohl  aber,  dass  das  Schiff  oder  Wrack  zum  öffent- 
lichen Verkauf  gebracht  werde.  Dass  dieser  angeordnet  ist, 
und  es  nicht  als  ausreichend  gilt,  wenn  der  durch  Sachverständige 
zu  ermittelnde  Werth  von  der  an  den  Versicherten  zu  zahlenden 
Versicherungssumme  in  Abzug  gebracht  wird,  wurde  auf  der  Ham- 
burger Konferenz  durch  die  Erwägung  begründet,  dass  die  Taxation 
eines  Schiffs  in  unreparirtem  Zustande  in  ihren  Resultaten  höchst 
unzuverlässig  sei,  während  man  „in  der  Bewilligung  des  Verkaufs 
des  Schifis  von  Seiten  des  Versicherten  eine  Garantie  dafür  finden 
dürfe,  dass  es  wirklich  reparaturunfiLhig  oder  doch  die  „Vornahme 
der  Keparatur  höchst  unzweckmässig  sei."  (Prot.  VII  S.  3502. 
3595.)  Dem  Mitbieten  des  Rheders  bei  dem  öffentlichen  Verkauf 
des  Schiffs  steht  nichts  im  Wege  (Prot.  S.  3595  f.). 


2  Derselbe  Grundsatz  ist  jetat  auch  in  England,  wo  früher  in  dieser 
t  eine  Rontroyerte  bestand,   anerkannt:   Amcidd  II  p,  9S9 — 942, 
Eben   so    nach   französischen  Recht:    Caumont^   dictionnaire  t>.  369  n.  608. 
Nach  holländischem  Recht  ist  dagegen  der  Yersicherangswerth  massgebend: 
Wetbaek  win  Koophandel  art,  664.  666,1 

**)  Dieselben  (§  86)  nehmen  Reparatunmw&rdigkeit  nur  an,  wenn  die 
durch  den  Versicherer  zu  verfjiUende  ßesehädigung,  Jedoch  ohne  Abstug  der 
sontt  üblichen  Kürzung  ßlr  Unterschied  tswieehen  alt  und  neu  (vgl.  §  59) 
und  ohne  Abzug  einer  etwaigen  Vergütung  in  Havariegrosee  mindeetena  fünf 
und  eiebenzig  Procent  von  der  Taxe  in  der  Police  betragen.  —  Vgl  §  58 
Ziff.  8  a.  £.  Dieselben  Terbieten  also  nicht  nur  den  Abzu^  wegen  des  Unter- 
schieds Ton  alt  und  neu,  sondern  auch  den  einer  etwaigen  Vergütung  in 
Havariegrosse. 
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Die  Allgemeinen  Bedingungen  (§131  Abs.  4)  fordern,  abgesehen 
von  dem  in  ordnungsmässiger  Weise  vorzunehmenden  öffentUchen 
Verkauf  des  ScbifFs  (Ziff.  4);  in  Ausfuhrung  und  theilweiser  Abändenung 
des  Art  499  H.  G.  B.  einmal,  dass  die  auf  Qrtmd  der  BesUmmmiga^ 
des  §  128  bestellten  Sackhimdigen  (eveniueü  der  Obmann),  mUer  Be- 
achkmg  der  Vorschriften  des  §  129  über  Farm  und  InkaÜ  der  abmur 
gebenc^  Gutachten  und  unter  Begründung  ihres  Anspruchs  durch 
Anfuhrung  der  ihrer  Ansicht  nach  daför  entscheidenden  Umstände  erJdäri 
haben,  dass  das  Schiff  (absolut  oder  relativ)  reparaturunfähig  sei 
(Ziff.  1)  und  femer,  dass  die  0um  Zweck  der  Constatmmg  des 
Schadens  aufgenommenen  Dokumente  dem  Ortsgerichte^  eventuell  der 
an  dem  betreffenden  Flatee  oder  för  denselben  bestehenden  obrigkeit- 
lichen Behörde  vorgelegt  worden  sind,  und  der  Versicherte  resp.  der 
Schiffer  durch  einen  auf  Grund  dieser  Documente  abgegebenen  Aus- 
spruch des  Gerichts  oder  der  Behörde  ssur  Vornahme  des  öffenüichen 
Verkaufs  autorisirt  {das  Schiff  „condemnirt^)  worden  ist  Für  den 
FaU^  wenn  weder  ein  Gericht  noch  eine  obrigkeitliche  Behörde  an 
dem  betreffenden  Piatee  oder  für  denselben  vorhanden  sein  sollte, 
hat  der  Versicherte  resp.  der  Schiffer,  unter  Constatirung  dieses 
Mangels,  sich  an  eine  andere  öffentliche  Behörde  des  Havereiplatzes 


(s,  §  128  unter  a)  zu  wenden,  und  durch  diese  die  Ordnungsmässig- 
%eit  seines  Verfahrens  bescheinigen  au  lassen  (Ziff.  3). 

Die  Bremer  Bedingungen  verlangen  fiir  den  Fall  der  Repa- 
raturunwürdigkeit,  dass  die  Reparatur  kosten  von  den  ordnungs- 
mässig, in  Gemässheit  der  Vorschriflen  des  §  58  zugezogenen 
Sachverständigen  abgeschätzt  werden ;  fär  den  Fall  der  Reparafur- 
unf&hi^keit,  ofass  die  Unmöglichkeit  der  Reparatur  des  Schadens, 
sowie  der  Versegelung  nach  einem  anderen  Hafen  zur  Herstellung 
desselben  genügend  nachgewiesen  wird.  (§  36.)  Dieser  Nachweis 
kann  aber  nur  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  des  §  58  ge- 
führt werden  (vgl.  den  Eingang  dieses  §  58  auf  S.  362). 

Von  dem  Erforderniss  eines  zu  der  Erklärung  der  Sachver- 
ständigen hinzutretenden  besonderen  Ausspruchs  eines  Gerichts, 
wie  es  das  H.G.B.  (Art.  499)  wenigstens  als  Regel  aufstellt,  sehen 
die  Allgemeinen  und  Bremer  Bedingungen  ab. 

Die  Nichtbeobachtung  der  von  den  Allgemeinen  und  Bremer 
Bedingungen  von?eschriebenen  Formen  hat  für  den  Versicherten 
den  Verlust  der  Geltendmachung  eines  Totalverlustes  zur  Folge*). 
Die  ersteren  stellen  deren  Beobachtung  geradezu  als  Bedingung 
dafür  auf,  dass  der  Verkauf  des  Schi&  von  dem  Versidierer  ats 
für  ihn  verbindlich  anzuerkennen  ist  (§  131  Abs.  4)  und  verordnen 
ausdrücklich : 


*)  Die  Bremer  Bedinj^nffen  §  36  Abs.  2  bestimmen:  Kann  darüber  (seil, 
dass  die  Reparatur  onmöglicn  ist  oder  mindestens  75  Prozent  der  Tase  be< 
tra^n  würde)  kein  Beweis  beigebraeJU  werden  —  so  wird  der  auf  der  letzte* 
Reiae  erlittene  Sehaden  auf  Grundlage  der  Taxation  der  Reparatur  dispachirt 
und  vergütet.  Der  Beweis  kann  aber  nach  $  5d  nur  unter  Beobachtung  der 
hier  gegebenen  Vorschriften  geführt  werden. 
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Da  wo  Kondemnation  imä  Verkauf  0ur  Last  des-  Versicherten 
bleiben  (wegen  ^--  M&ngd  im  Verfahren  — ^)  ist  der  Sehaden;^  soweit 
er  den  reräicherer  trifft,  auf  der  Grundlage  der  von  dem  Versidierten 
beijmbringenien  ordtmngsmässigen  Besichtigungs^  und  Schätdungs- 
dohumente  (§  12S)h  aufzumachen  und  sodann  vom  Versieherer  unter 
Abeug  wegen  des  Unterschiedes  ewisehen  alt  tmd  neu  m  vergüten 
(eod.  Abs*  5)* 

Diesen  unzweideutigen  Bestimmungen  gegenüber  ist  es  geradezu 
unmöglich^  ledi^ich  das  im  §  127  Abs.  3  aufgestellte  und  nur  für 
einen  Partialschaden  geltende  Präjudiz  (s.  o.  S.  362)  auf  den  Fall 
der  Reparaturunföhigkeit'  zur  Anwendung  zu  bringen.  (Ausführ- 
licher wird  dies  nachgewiesen  in  Entsch.  des  R.  O.  H.  Gr.  III 
S.  87.  89—92.) 

5.  Während  in  allen  anderen  Fällen  der  Kaskoversicherung 
das  Risiko  des  Assekuradeurs  aufhört;  sobald  die  Löschung  der 
Ladung  oder  des  Ballastes  in  dem  Bestimmungshafen  (Art.  827) 
oder  dem  Noth-  oder  Zwischenhafen,  in  welchem  die  Reise  endet, 
beendigt  ist  (Art.  832),  hat  das  Gesetzbuch  im  Falle  der  Reparatua*- 
unfähigkeit  oder  -Un Würdigkeit  aas  Risiko  des  Versicnerers 
ausgedehnt  bis  zu  dem  Verkauf  des  Schiffs  resp.  des 
Wracks  und  dem  Eingang  des  Eaufgeldes  bei  dem 
Versicherten.*)  Der  Assekuradeur  haftet  also  für  die  „Sol- 
venz des  Käufers"  und  dafür,  „dass  das  vom  Käufer  wirklich  be- 
zahlte Kaufgeld  in  den  Besitz  des  Versicherten  beziehungsweise 
eines  Vertreters  desselben  gelangt".**)  Als  Grund  hierfür  wurde 
auf  der  Hamburger  Konferenz  geltend  gemacht,  dass  anderenfalls 
das  Recht  des  Versicherten  auf  Vergütung  eines  Totalverlustes  in 
vielen  Fällen  illusorisch  werden  würde.  Vorausgesetzt  wird  hier- 
bei, dass  „den  Versicherten  nicht  etwa  wegen  ungeeigneten  Kredit- 
gebens u.  B.  w.  ein  Verschulden  trifft".  Diese  Beschränkung 
ergiebt  sich  aus  Art.  826  Ziff.  4  H.G.  B.  (Prot.  VII  S.  3600—3602.) 

6.  Die  Frage,  ob  der  Versicherte  berechtigt  ist,  ein  auf  den 
Strand  gerathenes  Schiff,  welches  aber  wieder  abgebracht  werden 
kann,  statt  es  abzubringen,  zu  verkaufen  und  einen  Totalverlust 
zu  liquidiren,  ist  lediglicn  danach  zu  beantworten,  ob  das  Schiff 
sich  in  einem  reparaturunfähigen  oder  reparaturunwürdigen  Zu- 
stande befindet  oder  nicht,  ]^r  im  ersteren  Falle  und  nach  den 
Allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen  allein  im  Fälle  der  Repa- 
raturunfähigkeit hat  der  Versicherer  den  Kauf  anzuerkennen,  sonst 


*)  Auch  die  Allg.  Bedin^ngen  (§131  letzter  Absatz)  beBtimmen  aus- 
drücklich, dass  die  Gefahr  für  den  Versicherer  erst  mit  dem  Verkaufe  des 
Schiffs  endet,  derselbe  auch  für  den  Eingang  des  Kaufpreises  haftet. 

**)  Dieser  Grundsatz  ist  dem  Holländischen  H.G.B.  Art.  669  nachgebildet, 
nach  welchem  der  Versicherte  berechtigt  ist,  wenn  der  Kaufpreis  des  auf 
der  Reise  wegen  Seeuntüchtigkeit  verkauften  Schiffs  nicht  innerhalb  der 
Verschollenheitsfrist  eingegangen  ist,  seine  Rechte  dem  Versicherer  zu 
abandonniren. 
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nicht.  Es  dürfen  namentlich  auf  den  in  Bede  stehenden  Fall  die 
Grundsätze  von  der  Reparaturunwürdigkeit  nicht  in  der  Weise 
analog  zur  Anwendung  gebracht  werden ,  dass  man  alsdann  den 
Versicherten  für  berechtigt  hält,  zum  Verkauf  zu  schreiten ,  wenn 
nach  der  Ansicht  der  Sachverständigen  „das  abgebrachte  Schiff 
einen  geringeren  Werth  ab  der  Belauf  der  Abbringungskosten 
betragen  hätte,  gehabt  haben  würde".*)  (Vgl.  Entsch.  des  O.A.G. 
zu  Lübeck  vom  80.  Dezember  1867  —  in  KierulflTs  SanmiL  III 
S.  1002  — ;  des  R.  O.  H.  G.  vom  3.  September.  1875  —  Entsch. 
XVIII  S.  286—290  — ,  wo  ein  solcher  Verkauf  des  SchiflFs  als  ein 
vom  Gesetz  und  den  ständigen  Versicherungs-Bedingungen  nicht 
anerkannter  Abandon  bezeichnet  wird.) 

Art.  878. 

Der  Beginn  der  Reparatur  schliessi  die  Ausübung  des  in  dem 
.vorhergehenden  Artikel  dem  Versicherten  eingeräumten  Rechts  nickt 
a«s,  wenn  erst  später  erhebliche  Schäden  entdeckt  werden^  welche  dem 
Versicherten  ohne  sein  Verschulden  unbekannt  geblieben  waren. 

Macht  der  Versicherte  von  dem  Rechte  nachträglich  Gebrauch^ 
so  muss  der  Versicherer  die  bereits  aufgewendeten  Reparaturkosten 
insoweit  besonders  vergüten^  als  durch  die  Reparatur  bei  dem  Ver- 
kaufe des  Schiffs  ein  höherer  Erlös  erzielt  worden  ist 

Art.  879. 

Bei  Gütern^  welche  beschädigt  in  dem  Bestimmungshafen  an- 
kommen^ ist  durch  Vergleichung  des  Bruttowerths  ^  den  sie  daselbst 
im  beschädigten  Zustande  wirklich  häben^  mitdemBruäowerth,  welchen 
sie  dort  im  unbeschädigten  Zustande  haben  uHlirden,  zu  ermitteln^  wie 
viele  Brozente  des  Werfhs  der  Güter  verloren  sind.  Eben  so  viele 
Prozente  des  Versicherungswerths  sind  als  der  Betrag  des  Schadens 
anzusehen. 

Die  Ermittelung  des  Werths,  welchen  die  Güter  im  beschädigten 
Zustande  haben,  erfolgt  durch  öffentlichen  Verkauf,  oder^  wenn  der 
Versicherer  einwilligt,  durch  Abschätzung.  Die  Ermittelung  des 
Werths,  welchen  die  Güter  im  unbeschädigten  Zustande  haben 
würden,  geschieht  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  ersten  und 
zweiten  Absatzes  des  Art.  612. 


*)  Hiermit  stimint  auch  überein  Code  de  comm.  art.  3ü9:  Le  dilais$e- 
ment  ä  iure  ä'innavigabüiti  ne  peut  etre  faü,  n  le  navire  echou6  peut  itre 
relevi,  repar4  et  mis  en  4tat  de  cofUinuer  sa  rotUe  powr  le  lieu  de  sa  desti- 
nation.  Dans  ee  cos,  VcLssuri  conserve  »on  recowrs  sur  let  aesureurs,  powr 
les  frais  et  avaries  oecasionnis  par  V4chouement, 

Eben  so  das  Wetboek  van  Kooohandel  art,  664^  wonach  der  Abandon 
ausgeschloBsen  ist,  wenn  das  gestrandete  Schiff  wieder  fiott  gemacht  und  in 
den  Stand  gesetzt  werden  kann,  seine  Reise  fortzusetzen,  ohne  dass  die 
Reparaturkosten  *U  des  Werths,  worauf  das  Schiff  bei  der  Versicherung 
taxirt  ist,  übersteigen. 
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Der  Versickerer  hat  oMSserdem  die  BesichügungS'^  Ahschäbsu/ng»' 
und  Verkaufskosten  eu  tragen. 

1.  Das  im  Abs.  1  ausgesprochene  Prinzip  ist  heutzu- 
tage im  Seeversicherungsrecht  allgemein  anerkannt*)  (Brandt, 
Seeversicherungsrecht  S.  61). 

2.  Von  den  ständigen  Seev^rsicherungs-Bedingungen  kommen 
folgende  Bestimmungen  in  Betracht: 

Bremer  Bedingungen: 

§60 — 1.  Wenn  Oüter  beschädigt  am  Bestimmungsorte  ankommen^ 
so  sind  dieselben  durch  Sachverständige  m  untersuchen  und  demnächst 
unter  gehöriger  Ankündigung  Bum  öffentlichen  Verkauf  zu  bringen, 
ticu^hdem  vor  demselben,  und  zwar  frühestens  am  Tage  vorher,  der 
derzeitige  Marktwerih  in  unbeschädigtem  Zustande  taxirt  worden  ist. 
Die  Besichtigung**)  muss  bei  Verhist  der  Entschädigungsansprüche 
innerhalb  14  Tagen  ^  der  Verkauf  innerhalb  vier  Wochen  nach  der 
Entladung  der  Oüter  Statt  finden,  wenn  und  insoweit  nicht  der  Ver- 
sicherte die  unvermeidliche  Nothwendigkeit  einer  längeren  Verzögerung 
genügend  nachweisen  kann. 

Als  Regel  gilt  demzufolge  der  öffentliche  Verkauf  der  beschädigten 
Waaren  gegen  baare  ZcMung;  doch  mag  auch  da,  wo  der  örtliche 
Gebrauch  solches  mit  sich  bringt^  statt  desselben  der  Minderwerth 
der  beschädigten  Waare  durch  ordnungsmässig  bestellte  sachkundige 
Personen  abgeschätzt  werden  und  diese  Abschätzung  zur  Ermittelung 
des  verhältnissmässigen  Schadenersatzes  dienen, 

3.  Bei  der  Besichtigung  muss  das  Beschädigte  von  dem  Unbe* 
schädigten  getrennt  werden,  selbst  bis  zu  einzelnen  Stücken  in  den 
einzelnen  KoUis,  soweit  dies  nach  dem  Urtheile  der  Sachverständigen 
geschehen  kann^  oJme  den  vollen  Werth  des  gesund  gebliebenen  Theils 
des  Kolli  zu  beeinträchtigen. 

Nach  Ziflf.  4  sollen  die  Sachverständigen  vornehmen 
die  Taxation  des  derzeitigen  Brutto -Marktwerthes  der  Waare 
im  unheschädigten  Zustande,  Unter  Bruttowerfh  wird  der  Werth 
inklusive  Zoll  verstanden,  wenn  nicht  die  Waare  im  Entrepot  oder 
in  Bond  verkauft  und  nachgeunesenermassen  am  Orte  ein  Marktpreis 
ohne  Zoll  üblich  ist  Wenn  am  Bestimmungsplatze  kein  Marktwerth 
der  Waare  existirt,  sq  haben  die  Sachverständigen  den  Werth  der^ 
selben  im  unbeschädigten  Zustande  nach  bestem  Ermessen  zu  ermit- 
teln, Ist  im  Taxationsatteste  nur  der  Werth,  nicht  aber  der  Zah- 
lungstermin angegeben,  so  werden  von  dem  Werthe  drei  Prozent  /ör 
Zeitverkauf  abgezogen,  vorausgesetzt,  dass  nicht  erhellt,  dass  der  Ver- 
kauf auch  auf  Zeit  geschehen  ist 

§  61  Ist  die  Waare  am  Bestimmungsorte  angekommen,  so 
ergibt  der   Unterschied  zwischen  dem,   wie  in  §  60  beschrieben, 


*)  Für  das  englische  Recht  vgl.  Arnould  II  p.  829. 
**)  In    dem   hiemach    auszustellenden  Qrutachten  muss    auch  angegeben 
werden,   welchen    äusseren    Unfällen   der  Reise    oder  welchen  sonstigen  Ur^ 
Sachen  die  Beschädigung  zuzuschreiben  ist  (Ziff.  4  e). 

24* 
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ermiiielten  Bruttowerthe  derselben  im  unbeschädigten  Zustande  wwf 
demjenigen  im  beschädigten  Zustande  den  Umfang  des  Schadens  und 
ist  dann  in  Gemässheit  des  Versicherungsvertrags  und  der  Vor- 
schriften der  bezüglichen  Paragraphen  dieser  Bedingungen,  nament- 
lich der  §§  10 j  12,  13  und  27  Absatz  8  und  9,  femer  zu  ermitteln^ 
ob  und  in  wieweit  derselbe  zu  Lasten  der  Versicherung  ist  Der 
Versicherer  hat  ausserdem  die  zur  Ermittelung  und  Feststellung  des 
ihm  zur  Last  fallenden  Schadens  erforderlichen  Kosten,  insbesondere 
die  Kosten  der  Besichtigung^  der  Abschätzung,  des  Verkaufs  und  der 
Anfertigung  der  Dispache  zu  tragen. 

Die  Allgemeinen  Bedingungen  schreiben  im  §  133*)  vor: 

—  Das  Seebeschädigte  muss  vom  Unbeschädigten  resp,  NichUSee- 
beschädigten  getrennt  werden;  und  zwar  sind  nicht  nur  die  verschie- 
denen Kolli,  sondern  auch  in  dem  Inhalt  eines  jeden  KoUo  die  ein- 
zelnen beschädigten  Stücke  von  den  unbeschädigten  zu  trennen,  wobei 
nur  in  Betreff  solcher  Waaren  eine  Ausnahme  gemacht  werden  darf^ 
bei  denen  die  Trennung  nicht  thurdich  oder  doch  nicht  üblich  ist 
Das  Seebeschädigte  muss  ohne  irgend  welchen  Verzug  in  öffentlicher 
Auktion  verkauft  werden. 

Beim  Verkaufe  am  Bestimmungsorte  sind  die  beschädigten 
Güter  vor  der  Auktion  und  zwar^  wenn  nicht  am  Tage  der  AukUon 
selbst,  auf  keinen  Fall  zu  einer  früheren  Zeit  cds  an  dem  der  Auktion 
vorangehenden  Tage,  durch  die  bestellten  Sachkundigen  zu  taxiren, 
und  ist  dabei  zu  Grunde  zu  legen  der  Marktpreis  (H.G.B,  Art  353), 
welchen  die  Güter ,  wenn  sie  unbeschädigt  gewesen  wären,  inklusive 
Zolly  damals  gegolten  hauen,  Falls  die  Waare  im  Enirepot  oder 
in  Bond  verkauft  unrd,  oder  am  Verkaufsorte  auch  ein  Markt- 
preis exclusive  Zoll  üblich  istj  so  wird  die  Feststellung  des  Preises 
ohne  Zoll  gemacht;  vorausgesetzt,  dass  nicht  etwa  die  Waare  ver- 
zollt verkauft  wird.  Demnächst  wird  der  Brutto  -  Auktionsertrag 
von  dem  wie  vorstehend  taxirten  Werth  abgezogen  tinä  der  Ausfall 
auf  die  Taxe  der  Polize,  resp.  den  Versicherungswerth,  reguUrt;  ist 
aber  die  Schätzung  der  Waare  im  unbeschädigten  Zustande  niedriger 
ausgefallen  als  die  PoUzentaxe  resp.  der  Versicherungswerth,  so  wird 
das  Ergebniss  jener  Schätzung  zu  Grunde  gelegt  Injenem^  wie  in 
diesem  Fall  wird  sodann  der  Schadensbeiauf  nebst  den  Verkaufskosten, 
sowie  der  Hälfte  der  Besichtigungs-y  Abschätzungs-  und  Dispache- 
kosten  (§  69  a.  F.),  vom  Versicherer  nach  diesen  allgemeinen  Ver- 
sicherungsbedingufigen  gezahlt 

In  Betreff  der  Bestellung  der  Sachverständigen  gelten  nach  den 
Bremer  (§  60  Ziff.  2)  wie  nach  den  Allgemeinen  Bedingungen 
(§  133  Abs.  2)  dieselben  Regeln^  wie  bei  den  Partialschäden  an 
Schiffen;  s.  o.  S.  361  Note  *)  und  ^*).  Die  Allgemeinen  Bedingungen 

*)  Auch  sie  verordnen  (§  188  Abs.  3)^  dass  bei  der  Besichtigimg  und 
Begutaebtung  der  Waare  besonders  ermittelt  werde,  oh  die  Beschädigung 
wirklich  auf  der  letzten  Reise  erdstanden  ist^  und  zwar  oh  sie  v&n  Seewasser 
resp,  von  sonstigen  Seeunfällen  herrührt. 


Umfang  des  vom  Yenücherten  erlittenen  Schadens.  373 

(Abs.  1  des  §  130)  verordnen  noch,  dass  bei  der  Eröffnung  der 
Güter  und  der  anzustellenden  Untersuchung  der  Versicherer  resp. 
ein  Vertreter  desselben  zugezogen  werde. 

In  Betreff  der  Bedeutung  dieser  Vorschriften  heisst  es  in  den 
Allgemeinen  Bedingungen  §  133  a.  E.: 

Jede  wesentliche  VerleUung  der  för  dcts  Verfcihren  des  Ver- 
sicherten im  Vorstehenden  gegebenen  Vorschriften  führt  den  Verlust 
des  Entschädigungsanspruchs  des  Versicherten ,  soweit  derselbe  auf 
eine  Beschädigung  der  Güter  gestützt  werden  könnte  ^  herbei.  Der 
ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Genehmigung  eines  von  den 
vorgedächten  Vorschriften  abweichenden  Verfahrens  seitens  eines  Ver- 
treters des  Versicherers  wird  auch  hierbei  Wirkung  beigelegt  (5. 
§  12r  a.  E). 

Und  ganz  dieselbe  Bedeutung  wie  der  erste  Satz  dieser  Be- 
stimmung nahen  die  Eingangsworte  des  §  60  der  Bremer  Be- 
dingungen. *) 

Hierbei  ist  es  auch  gleichgültig;  ob  irgend  welche  der  in  Rede 
stehenden  Vorschriften  von  dem  Versicherten  selbst  oder  von  den 
Sachverständigen  nicht  beobachtet  sind  (Entsch.  des  R.  O.  H.  G. 
XX  S.  61). 

Art.  880. 

Ist  ein  Theil  der  Güter  auf  der  Eeise  verloren  gegangen,  so  be- 
sieht der  Schaden  in  eben  so  vielen  JPtozenien  des  Versicherungs- 
werths,  als  Prozente  des  Werths  der  Güter  verloren  gegangen  sind. 

Die  Bestimmung  dieses  Artikels  hat  man  wohl  in  der  Weise 
erklärt,  dass  man  den  hier  behandelten  Fall  als  Totalverlust  eines 
Theils  der  versicherten  Güter  bezeichnete**)  (Brandt,  Seever- 
sicherungsrecht S.  60). 

Art.  881. 

Wenn  Güter  auf  der  Eeise  in  Folge  eines  Unfalls  verkauft 
worden  sewd,  so  besteht  der  Schaden  in  dem  Unterschiede  ztoischen 
dem  nach  Abzug  der  Fracht^  ZöUe  und  Verkaufskosten  sich  ergeben- 
den Reinerlöse  der  Güter  und  deren  Versicherungswerthe. 

Die  übernommene  Gefahr  endet  für  den  Versicherer  erst  mit 
dem  Verkauf  der  Güter;  auch  Jiaftet  der  Versicherer  ßr  den  Ein- 
gang des  Kaufpreises. 

Die  Bestimmungen  der  Art.  838  bis  842  werden  durch  die 
Vorschriften  dieses  Artikels  nicht  berührt 


*)  Der  Nachtüeis  des  Schadens  und  seines  üm/anges  bei  Veraieherungen 
auf  Güter  kann  dem  Versicherer  gegenüber  nur  in  der  nachstehenden  Weise 
geführt  loerden,  £ine  Ansnahme  findet  Statt,  wenn  nach  dem  Recht  des 
BeBtimmungsplatzes  eine  dortige  Behörde  die  Konstatirung  des  Schadens 
vornimmt^  ofme  dem  Versicherten  resp,  dessen  Vertreter  die  beschriebene  Mit- 
Wirkung  dabei  zu  gestatten  (§  60  Ziff.  2  a). 

**)  So  auch  für  das  englische  Recht:  Ärnould  II  p,  829  squ. 
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1.  Die  Berechnung  des  vom  Assekuradear  za  tragenden 
Schadens  im  Falle  des  Art.  881,  wo  die  Güter  wegen  eines  See- 
unfalls  auf  der  Keise  verkauft  worden  sind,  weicht  von  dem  des 
Art  879  ab;  wo  die  Güter  im  beschädigten  Zustande  im  Bestim- 
mungshafen angelangt  sind.  Im  ersteren  Falle  besteht  der  Schaden 
in  der  Differenz  zwischen  dem  Versicherungswerth  und  dem  Netto- 
erlöse der  Güter;*)  im  zweiten  in  so  viel  Prozenten  des  Ver- 
sicherungswerths  der  Güter,  als  der  für  den  Bestimmungshafen 
massgebende  Bruttowerth  der  Güter  im  unbeschädigten  Zustand 
durch  die  Beschädigung  eingebüsst  hat.  Im  Falle  des  Art.  879 
verliert  der  Versicherte  von  dem  Betrage  der  Fracht,  Zölle  und 
Verkaufskosten  so  viel  Prozent,  als  Prozent  des  Versicherungs- 
werths  den  Betrag  des  dem  Assekuradeur  durch  diesen  Artikel  zur 
Last  gelegten  Schadens  ausmachen. 

Es  möge  z.  B.  in  einem  Falle,  wo  die  Versicherungssumme 
dem  Versicherungswerth  der  Güter  gleich  ist,  der  letztere  6000  M. 
betragen,  der  Bruttowerth  der  Güter  (im  unoeschädigten  Zustand^ 
am  Bestimmungsort  8000  M.,  indem  die  Fracht  bis  dahin,  Zoll  una 
Verkaufskosten  2000  M.  ausmachen.  Werden  nun  die  Güter  in 
einem  Zwischenhafen  verkauft  (Art.  881)  zu  3000  M.  und  betragen 
Distanzfracht,  Zoll  und  Verkautskosten  1000  M.,  so  ist  das  Netto- 
provenü  2000  M.  Die  dem  Versicherer  zur  Last  bleibende  Differenz 
zwischen  dem  Versicherungswerth  von  6000  M.  und  dem  Reinerlöse 
von  2000  M.  beträgt  also  4000  M. 

Werden  die  Güter  aber  im  Bestimmungshafen,  woselbst  sie 
beschädigt  angekommen  sind  (Art.  879)  verkauft  iiir  3000  M.,  so 
sind  Vg  des  Bruttowerths  der  Güter  verloren  gegangen,  der  Asse- 
kuradeur hat  daher  */&  des  Versicherungswerths  von  6000  M^  d.  h. 
3750  M.  zu  ersetzen.  Von  den  3000  M.  gehen  nun  aber  fiir  Fracht, 
Zoll  und  Verkaufskosten  —  wie  angenommen  werden  soll  —  2000  M. 
ab,  so  dass  der  Versicherte  aus  dem  Verkauf  der  Güter  (1000  M.) 
und  vom  Versicherer  (3750  M.)  nur  die  Summe  von  4750  M.  er- 
hält. Dieser  Betrag  bleibt  hinter  dem  Versicherungswerthe  von 
6000  M.  um  die  Summe  von  1250  M.  zurück  und  dies  ist  gleich 
^U  der  Fracht,  Zölle  und  Verkaufskosten.  Gegen  diesen  Verlust 
kann  sich  der  Versicherte  dadurch  decken,  dass  er  die  bezeichneten 
Kosten  abgesondert  oder  in  Verbindung  mit  den  Gütern  versichert 
(Vgl.  Prot.  VII  S.  3508  f.  Brandt,  Seeversicherungsrecht  S.  61.) 

2.  In  Betreff  der  Haftung  des  Versicherers  für  den 
Eingang  des  Kaufpreises,  den  —  wie  dies  die  AUrameinen 
Bedingungen  (§  136^  noch  besonders  hervorheben  —  der  Ver- 
sicherte einzuziehen  nat,,  gilt  die  beim  Art.  877  (s.  o.  S.  869)  bereits 
hervorgehobene  Ausnahme. 

8.  Die  Allgemeinen  Bedingungen  enthalten  noch  die  Bestim- 
mung (§  134): 


*)  Eben  so  das  englische  Recht:  Arnould  II  p,  831  tqu. 
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Wenn  bei  der  Güterversicherung  das  Schiff  unfähig  wird, 
die  Reise  zu  vollenden^  eine  anderweitige  Weiterbeförderung 
der  Güter  aber  unverhältnissmässige  Kosten  verursacht  oder  in  an- 
gemessener  Zeit  nicht  beschafft  werden  kann,  so  ist  der  Versicherer 
berechtigt^  den  Verkauf  derselben  am  Havereiplatjse  zu  verlangen 
(§  136). 

[Art.  882. 

Bei  partiellem  Verluste  der  Fracht  besteht  der  Schaden  in  dem- 
jenigen Theile  der  bedungenen  oder  in  deren  Ermangelung  der  Üblichen 
Fracht^  welcher  verloren  gegangen  ist 

Ist  die  Fracht  taxirt  und  die  Taxe  nach  Vorschrift  des  vierten 
Absatzes  des  Art.  79V  in  Bezug  auf  einen  von  dem  Versicherer  zu 
ersetzenden  Schaden  massgebend,  so  besteht  der  Schaden  in  eben  so 
vielen  Prozenten  der  Taxe,  als  Prozente  der  bedungenen  oder  üblichen 
Fracht  verloren  sind. 

Zu  diesem  Artikel  kommen  in  Betracht: 
Bremer  Bedingungen  §  62  letzter  Absatz: 

Ist  die  Bruttofracht  versichert,  so  kommt  von  einem  vom  Ver- 
sicherer zu  ersetzenden  Schaden  an  derselben  derjenige  Theü  der 
darin  enthaltenen  Ausrüstungskosten  und  Heuer  in  Abzug,  welcher 
in  Folge  eines  Unfalls  erspart  wird. 

Dieser  Grundsatz  ist  durchaus  dem  Wesen  des  Versicherungs- 
vertrags entsprechend.  Trotzdem  lässt  die  Fassung  des  Art.  882 
Abs.-  1  wie  auch  die  gleichlautende  der  Allgemeinen  Bedingungen 
§137  Abs.  1  dessen  Anwendung  da  nicht  zU;  wo  nicht  auf  der 
Grundlage  der  Bremer  Bedingungen  versichert  wird. 

Allgemeine  Bedingungen  §  137  Abs.  2: 

Der  aus  einer  Kondemnation  oder  dem  Verkauf  des  Schiffs  sich 
ergebende  Frachtverlust  kommt  dem  Versicherer  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung  zur  Last,  dass  dabei  den  Vorschriften  des  §  131  genügt 
worden  ist.  Sollte  der  Frachtversicherer  geunsse  Gefahren  nicht 
übernommen  haben,  so  treffen  ihn  die  Folgen  der  Kondemnation  nur 
dann^  wenn  diese  in  Veranlassung  solcher  Beschädigungen  des  Schiffs 
erfolgt  ist,  welche  zu  seiner  Verantwortung  standen.  Die  in  diesem 
Absatz  getroffenen  Bestimmungen  gelten  auch  für  den  Fall  eines 
Totalverlustes  (§  110)^  sowie  bei  Versicherungen  auf  Frachtvorschuss. 

In  Betreff  der  Passage-  und  Verpflegungsgelder  bestimmen  die 
AUgemeinen  Bedingungen  (§  140)  Folgendes: 

Der  Versicherer  auf  Üeberfahrts-  oder  Passagegelder  (Fxacht" 
und  Verpflegungsgelder  der  Passagiere)  ist  im  Havereifälle  verpflichtet^ 
zu  erstatten  den  etwanigen  Beitrag  jener  Gelder  zur  grossen  Maueret^ 
die  Kosten  der  Landung  der  Passagiere,  deren  Beköstigung  und  Be- 
hausung im  Noihhafen  und,  falls  das  Schiff  seine  Reise  nicht  fort- 
setzen kann^  auch  die  sämmtlichen  Beförderungskosten  derselben  nach 
dem  in  der  Polize  genannten  Bestimmungsorte  sammt  den  ahseiten 
der  Behörden  dem  Versicherten  zur  Last  gebrachten  Kosten,  endlich 
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die   nach    den  Gesetzen  des  Abfertigungsorts  von  dem  Versicherten 
den  Passagieren,  etwa  isu  ersetzenden  Verluste. 

Jedoch  ist  der  Versicherer,  wenn  nicht  ausdrikMich  das  Gegen- 
theü  vereinbart  worden  ist,  nur  bis  mm  Belaufe  seiner  geedchieien 
Summe  verantwortlich^  so  dass  also  die  §§  92  und  93  hieibei  keine 
Anwendung  finden. 

Art  883. 

Bei  imaginärem  Gewinne  oder  Brovisum,  welche  von  der  An- 
Jcunft  der  Güter  erwartet  werden,  besteht  der  Schaden,  wenn  die 
Güter  im  beschädigten  Zustande  ankommen  j  in  eben  so  vielen  Pro- 
eenten  des  als  Gewinn  oder  Provision  versicherten  Betrags,  als  der 
nach  Art  879  zu  ermittelnde  Schaden  an  den  Gütern  Proeente  des 
Versicherungswerths  der  letzteren  beträgt. 

Hat  ein  Theil  der  Güter  den  Bestimmungshafen  nicht  erreicht, 
so  besteht  der  Schanden  in  eben  so  vielen  Prozenten  des  als  Gewinn 
oder  Provision  versicherten  Betrags,  als  der  Werth  des  in  dem  Be- 
stimmungshafen nicht  angelangten  Theils  der  Güter  Prozente  des 
Werths  aller  Güter  beträgt. 

Wenn  bei  der  Versicherung  des  imaginären  Gewinns  in  An- 
sehung des  nicht  angelangten  Theils  der  Güter  die  Voraussetzungen 
des  Art.  864  vorhanden  sind,  so  kommt  von  dem  Schaden  der  im 
Art,  864  bezeichnete  Ueberschuss  in  Abzug, 

Die  Allgemeinen  Bedingungen  §  138  stimmen  mit  dem  H.  G.B. 
überein. 

Die  Bremer  Bedingungen  enthalten  in  Betreff  des  hier  in  Rede 
stehenden  Rechtsverhältnisses  nur  folgende  Vorschrift  (§  29): 

—  Erreichen  —  die  Güter  ihre  Bestimmung  im  beschädigten 
Zustande,  so  wird  der  theilweise  Schaden  auf  erwarteten  Gewinn 
mit  eben  so  vielen  Prozenten,  wie  auf  die  Grüter  selbst,  bezahlt^  je- 
doch nur  bis  zur  vollen  Entschädigung  des  Versicherten. 

Art.  884. 

Bei  Bodmerei'  oder  Havereigeldern  besteht  im  Falle  eines  par- 
tiellen Verlustes  der  Schaden  in  dem  Ausfalle,  welcher  darin  sidi 
gründet,  dass  der  Gegenstand,  welcher  verbodmet  oder  für  welchen 
die  Havereigelder  vorgeschossen  oder  verausgäbt  sind,  zur  Deckung 
der  Bodmerei'  oder  Havereigelder  in  Folge  späterer  Unfälle  nicht 
mehr  genügt. 

Art.  885. 

Der  Versicherer  hat  den  nach  den  Art,  876  bis  884  zu  berechnendeti 
Schaden  vollständig  zu  vergüten,  wenn  zum  vollen  Werihe  versichert 
war,  jedoch  unbeschadet  der  Vorschrift  des  Art,  804;  war  nicht 
zum  vollen  Werthe  versichert,  so  hat  er  nach  Massgabe  des  Art.  796 
nur  einen  verhältnissmässigen  Theil  dieses  Schadens  zu  vergüten. 


Sechster  Abschnitt. 

Bezahlung  des  Schadens. 

Art.  886. 

Der  Versicherte  hat,  um  den  Ersatz  eines  Seitens  fordern  zu 
]oönnen,  eine  Schadensherechnung  dem  Versicherer  miimtheilen. 

Er  mt/tös  zugleich  durch  genügende  Belege  dem  Versicherer 
darthun : 

1.  sein  Interesse; 

2,  dass  der  versicherte  Gegenstand  den  Gefahren  der  See  ausgesetzt 
worden  ist; 

3.  den  Unfall,  worauf  der  Anspruch  gestüzt  wird; 

4,  den  Schaden  und  dessen  Umfang. 

1.  Das  Gesetz  verlangt  die  Mittheilung  einer  Schadensberech- 
nung  an  den  Versicherer  und  macht  davon  die  Geltendmachung 
des  Ersatzanspruchs  Seitens  des  Versicherten  abhängig.  Die 
Schadensberechnung  soll  mit  den  genügenden  Belegen  ausgestattet 
sein^  durch  welche  die  vier  vom  Gesetz  aufgezählten  Punkte  dargethan 
werden.  Dieselben  sind  freilich  nicht  wesentlich  iiir  die  Geltend- 
machung des  Ersatzanspruchs,  wohl  aber  um  den  Versicherer  in 
Verzug  zu  versetzen.  Dringt  daher  der  Versicherte,  der  die  in 
diesem  Artikel  in's  Auge  gefassten  Urkunden  nicht  hat  beibringen 
können^  im  Prozess  auf  Grund  anderer  Beweismittel  mit  seinem 
Anspruch  durch,  so  kann  der  Versicherer  nicht  zur  Zahlung  von 
Verzugszinsen  und  zum  Tragen  der  Kosten  verurtheilt  werden.*) 
(Prot.  VII  S.  3550—3552.) 


*)  Der  Code  de  comm&rce  bestimmt  zunächst  freilich  nur  für  den  Fall 
des  Abandons  (art,  S83) :  Les  actes  justißcattfß  du  chargement  et  de  la  perte 
»ofU  signifUe  ä  Vassureur  avant  gu'il  ptüsse  Stre  pourBuivi  pour  le  paiement 
des  sommee  aamriea.  Der  Beweis  des  Versicherten  hat  sicn  zu  richt9n  auf  : 
1^  Vexistence  de  la  chose  mise  en  risque;  2^  sa  valeur;  3^  la  perte  (Cau- 
mant,  diciionnairep.  383  n.  106),  Eines  besonderen  Beweises  des  eigenen  Inte- 
resses bedarf  es  nicht,  dieser  wird  vielmehr  durch  die  Polize  geführt  {Caumo^, 
dicttonnaire  p,  301  n.  74,)     In  den  allgemeinen  französischen  Pohzen-For- 
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2.  In  allen  schwierigeren  Fällen^  oder  wenn  sonst  die  Umstände 
es  räthlich  erscheinen  lassen ;  wird  die  Schadensberechnung  von 
einem  Dispacheur  angefertigt;  also  eine  eigentliche  Dispache 
vorgelegt  werden;  allein  wesentlich  ist  eine  solche  durchaus 
nicht.  Der  die  Zahlung  verweigernde  Versicherer  ist  viel- 
mehr schon  von  der  Vorlage  einer  vom  Versicherten  selbst  auf- 
gestellten Schadensberechnimg  an  in  mara,  „wenn  auch  vielleicht 
nachträglich  im  Prozesse  das  Gutachten  des  Dispacheurs  über  die 
Richtigkeit  der  Rechnung  sollte  eingeholt  werden  müssen"  (Prot. 
VII  S.  3525).  Dagegen  bestimmen  die  Allgemeinen  Bedingungen 
§  142: 

In  Fallen  besonderer  Haverei  bedarf  es  bei  Pariidlsckäden,  um 
seitens  des  Versicherten  den  Versicherer  in  Anspruch  nehmen  eu 
"können^  einer,  wo  dies  gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  amÜichy  softöt  in 
ortsüblicher  Weise  aufzumachenden  Schadensberechnung  („Dispache*'). 
Sei  einem  Totalverlust  genügt  in  der  Regel  die  Vorlegung  der  den- 
selben  nachweisenden  Dokumente  und  einer  Seitens  des  Versicherten 
aufgemachten  mit  Belegen  versehefien  Berechnung  der  aufgewendeten 
Kosten  und  der  etwa  aus  geretteten  Gegenständen  gelöseten,  von  der 
Versicherungssumme  in  Abzug  zu  bringenden  Beträge.  Soüte  jedoch 
diese  Berechnung  umfangreich  oder  verwickelt  sein^  so  ist  auch  bei 
einem  Totalverlust  der  Versicherer  berechtigt,  bevor  er  sich  {iber  die 
Anerkennung  oder  Nichtanerkennung  der  Schadensforderung  erklärty 
die  Aufmachung  einer  Dispache  zu  verlangen. 

3.  Das  Gesetz  fordert  vom  Versicherten  den  Nachweis  seines 
Interesses.  Es  genügt  also  nicht,  ^^das  objektive  Vorhandensein 
des  versicherten  Interesses  zu  erweisen'^,  sondern  es  muss  auch 
bewiesen  werden,  es  habe  dasselbe  dem  betreffenden  Versicherten  zu- 
gestanden, und  zwar  zur  Zeit  des  in  Rede  stehenden  Unfalls  (Prot.  VII 
S.  3552  fc  VIII  S.  4430.  f.  Entsch.  des  R.O.H.G.  XIV  S.  129  f.). 

4.  Wenn  das  Gesetz  den  Versicherten  verpflichtet  den  Un- 
fall nachzuweisen,  „durch  welchen  die  versicherte  Sache  beschä- 
digt worden  oder  verloren  gegangen"  ist,  so  verlangt  es  von  dem- 
selben nicht  etwa,  dass  er  z.  B.,  „wenn  das  Schiff  längere  Zeit 
schlechtes  Wetter  und  mehrere  Stürme  zu  bestehen  gehabt,  angebe, 
durch  welches  Unwetter  die  betreffende  Beschädigung^^  hervor- 
gerufen worden;  derselbe  kann  vielmehr  in  einem  solchen  Falle 
„seinen  Anspruch  auf  die  bestandenen   Unwetter  zusammen*  be- 

f runden.    In  jedem    Falle   aber   muss  „die    Gattung  des  Unfalls*^ 
ezeichnet  werden.    (Prot.  VII  S.  3550.  3553.) 


mularen  ist  dies  noch  besondeiB  festeesetzt  Polize  für  Kaskovenieheniogen 
Art.  25:  Totites  pertes  U  avaries  a  la  eharge  des  oBaureure  sont  paf6B9 
comptarU  trente  joura  aprh  la  remiae  compliu  dea  piheea  juHificattcea  am 
porteur  de  cea  pi^eea  et  da  la  priaente  poliee,  aana  qu'ü  aoü  beaoin  de  pro* 
curation,  Polize  für  WaarenTersicherangeu  Art.  14 :  —  lea  pertea  et  woarief 
{ßeront)  rigliea  paar  Vaaavraur  aa  porteur  de  la  police  et  dea  piieea  juaii' 
ficatives  aana  quü  aoit  beaoin  de  proeuration,  eof^omUment  aux  uaagea  de 
chaque  place. 
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5.  Die  Allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen  §  143  treffen 
noch  folgende  Bestimmung; 

Um  Fälligkeit  und  Klagharheit  •  der  Forderung  auf  Schadens" 
Vergütung  herbeizufuhren  ^  und  um  dadurch  zugleich  das  Recht  auf 
dieselbe  für  die  gesammte  Bauer  des  Verjährungszeitraums  (§  163) 
zu  konserviren,  hat  der  Versicherte  innerhalb  der  unten  anzugebenden 
Fristen  dem  Versicherer  den  Schaden  anzudienen  oder  andienen  zu 
lassen.  Die  An  dienung  besteht  darin,  dass^  wenn  der  Versicherte 
in  Folge  von  Nachrichten ,  welche  er  über  den  Gegenstand  der  Ver- 
sicherung erhalten  hat^  oder  in  Folge  des  Ausbleibens  aller  Nach- 
richten y  weiss  oder  schliessen  zu  milssen  glaubt^  dass  er  den  Ver^ 
sicherer  auf  Schadensvergütung  in  Anspruch  zu  nehmen  hohen  werde, 
er  dies  dem  letzteren  durch  eine  schriftliche  Erklärung  (,fAndienung"} 
ankündigt  Der  Versicherer  ist  verpflichtet,  wenn  der  Versicherte  es 
verlangt,  den  Empfang  der  Andienung  schriftlich  zu  bescheinigen, 
worin  indessen  keine  Anerkennung  Seitens  des  Versicherers  liegt,  dass 
er  den  Schaden  zu  tragen  habe. 

Ein  Schaden,  welchefi  der  versicherte  Gegenstand  auf  einer  Reise 
zwischen  europäischen  Plätzen  erleidet,  muss  innerhalb  zwölf  Monate, 
falls  auf  einer  Reise  anderer  Art,  innerhalb  achtzehn  Monate  nach 
dem  Tage,  an  welchem  die  versicherte  Reise  beendigt  ist  (§§  72 — 76), 
bei  der  Versicherung  auf  Zeit  innerhalb  zwölf  Monate  nach  dem 
Tage,  an  welchem  die  Versicherungszeit  endete,  endlich,  falls  das 
Schiff  verschollen  sein  sollte,  innerhalb  desselben  Zeitraums  nach  dem 
letzten  Tage  der  für  die  Verschollenheit  bestimmten  Frist  (§  117) 
angedient  werden,  widrigenfalls  die  Forderung  gänzlich  erlischt. 

Zwei  Monate  nach  dem  Tage  der  Af^ienung  wird  die  Forde- 
rung des  Versicherten  auf  Schadensvergütung  unter  der  Voraussetzung 
fällig  und  klagbar,  dass  dem  Versicherer  die  Dispache,  resp.  die 
Schadensher echnung,  mit  gehörigen  Belegen  (s,  §  142  und  146)  als- 
dann  zugestellt  wird  oder  schon  vorher  zugestellt  worden  ist. 

Gegen  die  Versäumung  der  rechtzeitigen  Andienung  findet  keine 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  statt.*) 

Art.  887. 

Sei  der  Versicherung  für  fremde  Rechnung  hat  ausserdem  der 
Versicherte  sich  darüber  auszuweisen,  dass  er  dem  Versicherungs- 
nehmer zum  Abschlüsse  des  Vertrags  Auftrag  ertheilt  hat  Ist  die 
Versicherung  ohne  Auftrag  geschlossen  (Art.  786),  so  muss  der  Ver- 
sicherte die  Umstände  darthun,  aus  welchen  hervorgeht^  dass  die 
Versicherung  in  seinem  Interesse  genommen  ist 
Vgl..S.  195ff. 

In  den  Allgemeinen  Bedingungen  (§  145)  ist  dem  aus  Art.  887 
hierüber  genommenen  ersten  Satz  noch  folgende  Bestinmmng  hin- 
zugefugt: 

—  und  ist  der  Versicherte  berechtigt,  Beibringung  des  Schreibens 
oder    der  Schreiben   zu  verlangen,    durch  welche  der  Auftrag  und 

*)  Vgl.  Bremer  Bedingungen  §  54.  §  71  (s.  u.  S.  404). 
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dessen  etwcmige  Nachträge  dem  Versicherungsnehmer  und  resp»  einem 
oder  mehreren  Zwischenbeauftragten  eugängig  gemacht  worden  shul 
Dies  letsftere  gilt,  und  ewar  für  aUe  Arten  der  Versicherung,  auch 
von  den  etwanigen  Benachrichtigungsschreiben,  welche  der  VersiAerie 
aber  die  bei  der  Versicherung  in  Betracht  gu  ziehenden  Umstände 
^erhalten  hat. 

Art.  888. 

Als  genügende  Belege  sind  anzusehen  im  Allgemeinen  solche 
Belege,  welche  im  Handelsverkehr  namentlich  wegen  der  Schwierig- 
keit der  Beschaffung  anderer  Beweise  nicht  beanstandet  eu  werden 
pflegen^  insbesondere 

1.  zum  Nachweise  des  Interesse: 

bei  der  Versicherung  des  Schiffs  die  üblichen  Eigenthrnns- 
Urkunden; 

bei  der  Versicherung  von  Gütern  die  Fakturen  und  Kon- 
nossemente^ insofern  nach  Inhalt  derselben  der  Versicherte 
zur  Verfugung  über  die  Guter  befugt  erscheint; 

bei  der  Versicherung  der  Fracht  die  Chart^artien  und 
Konnossemente; 

2,  zum  Nachweise  der  Verladung  der  Guter  die  Konnossemente; 

3,  zum  Nachweise  des  Unfalls  die  Verklarung  und  das  Schiffs- 
journal (Art.  488  und  494)^  in  KondemnaiionsfäUen  das  Er- 
kenntniss  des  Prisengerichts,  in  VerschoUenJieiisfäUen  glaub- 
hafte Bescheinigungen  über  die  Zeit,  in  welcher  das  Schiff 
den  Abgangshafen  verlassen  hat  und  über  die  Nichtankunft 
desselben  im  Bestimmungshafen  wahrend  der  VersckoUen- 
heitsfrist; 

4.  zum  Nachweise  des  Schadens  und  dessen  Umfangs  die  den 
Gesetzen  oder  Gebräuchen  des  Orts  der  SdiadensermiUehmg 
entsprechenden  Besichtigungs- ,  Abschätzungs-  und  Versteige- 
rungsurkunden ^  sowie  die  Kostenanschläge  der  Sachverstän- 
digen^ femer  die  quittirten  Rechnungen  über  die  ausgeführten 
Reparaturen  und  andere  Quittungen  über  geleistete  Zahlungen; 
in  Ansehung  eines  partiellen  Schadens  am  Schiff  {Art.  8/6. 
8/7)  genügen  jedoch  die  Besichtigungs-  und  Abschätzungs- 
urkunden, sowie  die  Kostenanschlage  nur  dann,  wenn  die 
etwaigen  Schäden,  welche  in  Abnutzung,  Alter,  Fäulniss  oder 
Wurmfrass  sich  gründen,  gehörig  ausgeschieden  sind,  und 
wenn  zugleich,  so  weit  es  ausfuhrbar  war,  solche  Saurer- 
ständige  zugezogen  worden  sind,  welche  entweder  ein-  /ör  alle- 
mal obrigkeitlich  bestellt  oder  von  dem  Ortsgericht  oder  dem 
Landeskonsul  und  in  deren  Ermangelung  oder,  sofern  deren 
Mitwirkung  sich  nicht  erlangen  liess,  von  einer  anderen  Be- 
hörde besonders  ernannt  wa/n'en. 

1.  Die  Bestimmung  dieses  Artikels ^  dass  die  Belege,  welche 
im  Handelsverkehr,   namentlich  wegen  der  Schwierigkeit  der  Be- 
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schafiung  anderer  Beweismittel  nicht  beanstandet  zu  werden  pflegen,, 
als  genügende  Belege  für  die  Schadensberechnung  anzusehen  sind, 
sowie  die  des  Art.  889,  dass  den  im  Art.  888  beispielsweise  ge- 
nannten Urkunden  ,^auch  im  Falle  eines  Rechtsstreits  in  der  Kegel 
und  dafern  nicht  besondere  Umstände  Bedenken  erregen ,  Beweis- 
kraft beizulegen^',  ist  nicht  ein  singulärer  Grundsatz  des  See- 
versicherungsrechts, sondern  steht  mit  den  Anschauungen  des 
Handelsverkehrs  und  dem  Geiste  des  Handelsrechts  im  Einklänge 
(Entsch.  des  R.O.H.G.  IV  S.  409  f.  V  S.  124  f.). 

Freilich  ist  die  Hervorhebung  dieses  Prinzips  nur  so  lange 
nothwendig,  als  im  Civilprozess  eine  feste  Beweistheorie  gilt;  dasselbe 
versteht  sich  von  selbst,  sobald  die  letztere  (wie  in  der  Reichs- 
Civilprozess-Ordnung  §  259)  beseitigt  ist. 

2.  Unter  den  unter  Ziff.  1  in  Betreff  des  Schifis  hervor- 
gehobenen üblichen  Eigenthumsurkunden  sind  Certifikat, 
Beilbrief  und  ähnliche  zu  verstehen. 

3.  In  Ziff.  4  werden  die  Gebräuche  des  Orts  der 
Schadensermittelun^  den  Gesetzen  gleichgestellt.  Der  Ver- 
sicherer muss  sich  daher  begnügen,  „wenn  die  an  dem  betreffenden 
Ort  gangbaren  offenkundigen  Gebräuche  beobachtet^'  sind,  selbst 
wenn  diese  mit  den  daselbst  geltenden  Gesetzen  nicht  im  Einklang 
stehen  (Prot.  VU  S.  3569). 

4.  Zu  den  in  Betreffeines  Partialschadens  am  Schiff 
in  Ziff.  4  gegebenen  Bestimmungen  vgl.  die  Vorschriften  der 
Allgemeinen  Bedingungen  §  127 — 129  und  der  Bremer  Bedingungen 
§  58  S.358  ff.,  besonders  S.  361  Note  *)  bis  t);.m  Betreff  eines 
solchen  Schadens  an  den  Gütern  vgl.  Allgemeine  Bedingungen 
§  133  und  Bremer  Bedingungen  §  60  S.  371  f. 

Art  889. 

Auch  im  Falle  eines  Rechtssireits  ist  den  im  Art  888  bezeich- 
neten Urkunden  in  der  Regel  und,  insofern  nicht  besondere  Umstände 
Bedenken  erregen,  Beweiskraft  beizulegen. 

Die  im  vorigen  Artikel  bezeichneten  Urkunden  werden  zum 
Beweise  im  Prozess  nur  in  der  Regel  „bei  einem  gewöhnlichen 
Verlauf  der  Sache"  vom  Gesetz  fiir  ausreichend  erklärt.  Erregen 
besondere  Umstände  Bedenken,  d.  h.  hat  der  Richter  Anlass  „Ver- 
dacht zu  schöpfen,  dass  nicht  Alles  in  Ordnung  sei",  so  ist  der^ 
selbe  nicht  gehindert,  einen  den  Frozessgesetzen  entsprechenden 
Beweis  zu  begehren  (Prot.  VII  S.  3554). 

Mit  der  Beseitigung  der  alten  Beweistheorie  erklärt  die  Reichs- 
Civilprozess- Ordnung  (Einführungsgesetz  §  13  Ziff.  2)  diesen 
Artikel  für  aufgehoben. 

Art.  890. 

Eine  Vereinbarung^  wodurch  der  Versicherte  von  dem  Nachweise 
der  im  Art.  886  erwähnten  Umstände  oder  eines  Theils   derselben 
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befreit  wird^  ist  gültig,  jedoch  unbeschadet  des  Rechts  des  Versiche- 
rers, das  Gegentheil  m  beweisen. 

Die  bei  der  Versicherung  von  Gütern  getroffene  Vereihbanmg, 
äass  das  Konnossement  nicht  eu  produziren  sei,  befreit  nur  van  dem 
Nachweise  der  Verladung. 

Der  im  Abs.  1  aufeestellte,  von  den  Prinzipien  des  bürger- 
lichen Rechts  abweichende  Grundsatz  war  schon  im  früheren  Recht 
anerkannt ;  und  es  wurde  namentlich  nicht  selten  in  die  Polize  die 
Klausel  aufgenommen^  dass  ^^im  Schadensfall  die  Polize  als  alleiniger 
Beweis  des  Interesses^'  oder  ^^als  Beweis  des  vorhandenen  Interesses 
«owohl,  wie  der  Taxe''  dienen  solle.  (Vgl.  Erk.  des  Hamb.  Han- 
delsger, vom  29.  September  1862  in  der  oamml.  von  Hermann  und 
Hirsch  S.  141  f.  Entsch.  des  O.  A.  G.  zu  Lübeck  vom  30.  Dezember 
1867,  vom  80.  November  1869;^in  Kieruirs  Samml.  III  S.  1012. 
1014  f  V  S.  635  f.)  Durch  eine  derartige  Vereinbarung  wird  der 
Versicherte  nur  von  der  Beweislast  befreit,  nicht  aber  von  der 
Verbindlichkeit,  ,,alles  zur  Begründung  seines  Anspruchs  Erforder- 
liche zu  behaupten'^  Es  wird  gewissermassen  in  einem  solchen 
Falle  eine  praesumpiio  iuris  für  die  zur  Begründung  der  Forderung 
des  Versicherten  dienenden  Thatsachen  anerkannt  ^  welche  aber 
durch  den  Gegenbeweis  des  Versicherers  entkräftet  werden  kann. 
(Prot.  VII  S.  3571.)  Dieses  Recht  des  Gegenbeweises  kann  dem 
Versicherer  nicht  durch  eine  hierauf  zielende  Vereinbarung  ge- 
nommen werden,  indem  eine  solche  dem  Wesen  des  Versicherungs- 
vertrags, welcher  stets  eine  Interesse  des  Versicherten  voraussetzt, 
direkt  widersprechen  würde. 

Art.  891. 

Bei  der  Versicherung  fUr  fremde  Rechnung  ist  der  Versiehe- 
rungsnehmer  ohne  Beibringung  einer  Vollmacht  des  Versicherten 
legitimirt,  über  die  Rechte,  welche  in  dem  Versicherungsvertrage  für 
den  Versicherten  ausbedwngen  sind,  zu  verfügen^  sowie  die  Versiehe- 
nmgsgelder  zu  erheben  und  einzuklagen»  Diese  Bestimmung  gilt  je- 
doch im  Falle  der  Ertheilung  einer  Polize  nur  dann,  wenn  der  Ver- 
sicherungsnehmer die  Polize  beibringt 

Ist  die  Versicherung  ohne  Auftrag  genommen,  so  bedarf  der  Ver- 
sicherungsnehmer zur  Erhebung  oder  Einklagung  der  Versicherungs- 
gelder der  Zustimmung  des  Versicherten. 

1.  Bei  einer  Versicherung  für  fremde  Rechnung  liegt  ein 
Vertrag  zu  Gunsten  eines  Dritten  vor  (Prot.  VII  S.  3578).  • 

Der  Versicherungsnehmer  kann  nicht  als  Kommissionär  be- 
trachtet werden  (Voigt,  Neues  Archiv  IV  S.  231  f  Note  59).  Es 
stehen  ihm  daher  eigene  Rechte  aus  dem  Versicherungsver- 
trage nicht  zu.  Der  Versicherer  verpflichtet  sich  dem  Versiche- 
rungsnehmer gegenüber  nicht,  „diesem  den  Schaden  zu  ersetzen, 
den  der  Versicherte  erleidet^',  sondern  „dem  Versicherten  den 
Schaden  zu  ersetzen/^  welchen  dieser  erleidet.  Als  der  eigentliche 
Liquidant  des  Schadens  erscheint  daher  nicht  der  Versicherungs- 
nehmer,  sondern  der  Versicherte  (Prot.  VIII  S.  4430.  S.  4437  f). 
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Trotzdem  ist  der  Versicfaerungsnehmer  auch  ohne  Vorlegung  einer 
Vollmacht  ,;^egen  Beibringung  der  Polize^',  wenn  solche  ausgestellt 
ist,  y^falls  die  Versicherung  ohne  Auftrag  genommen  war,  unter 
Zustimmung  des  Versicherten",  zur  Verfügung  „über  die  fiir  den 
Versicherten  im  Versicherungsverträge  ausbedungenen  Rechte,  sowie 
zur  Erhebung  und  Einklagung  der  Versicherungsgelder"  für  legi- 
timirt  erklärt.  Es  ist  diese  Bestimmung  eben  so  wohl  im  Interesse 
des  letzteren,  wie  zum  Schutze  des  ersteren  getroffen.  Es  ist  für 
den  Versicherten  von  der  grössten  Wichtigkeit,  dass  der  Ver- 
fiicherungsnehmer  auf  die  Hechte  aus  einer  Versicherung  zum 
Zwecke  der  Eingehung  einer  neuen  Versicherung  gültig  verzichten 
kann  (vgl.  Art.  793).  Anderenfalls  könnten  die  grössten  Nachtheile 
für  den  Versicherten  entstehen,  „weil  der  Verzicht  schon  bei  Ein- 
gehung der  neuen  Versicherung  rechtswirksam  erklärt  sein"  muss, 
falls  die  Jetztere  gültig  sein  soll,  „und  zwischen  dem  Bekannt- 
werden des  Umstands,  dass  die  ältere  Versicherung  keine  aus- 
reichende Deckung  mehr  bietet,  und  einer  Anfrage  beim  Ver- 
sicherten, ob  er  auf  dieselbe  verzichten  wolle,  beziehungsweise  dem 
Eintreffen  des  Auftrags  zur  Verzichtserklärung  sehr  leicht  ein 
Unfall  entstehen  oder  bekannt  werden,  und  in  Folge  hiervon  jede 
anderweite  Assekuranz  unstatthaft  werden"  kann.  Dasselbe  gilt 
von  der  „Wahl  und  Anerkennung  von  Sachverständigen  für  die 
Besichtigung  und  Schätzung  der  versicherten  Sachen",  der  „Aner- 
kennung von  Schiedsrichtern",  der  „Entscheidung  darüber,  ob  die 
versicherte  Sache  verkauft  werden  solle  oder  nicht  und  Trans- 
aktionen". Einerseits  kann  die  Vornahme  dieser  Handlungen  nicht 
„ohne  den  grössten  NachtKeil  für  den  Versicherten"  verschoben 
werden,  andererseits  ist  es,  wenn  der  Versicherte  in  weiter  Ferne 
wohnt,  „geradezu  unmöglich,  seine  Willensmeinung  über  solche 
Geschäfte  rechtzeitig  zu  erforschen  oder  eine  Vollmacht  desselben 
beizubringen"  (Prot.  VIII  S.  4440  f.).  Zum  Schutze  des  Ver- 
sicherungsnehmers dient  diese  Bestimmung,  eben  so  wie  die  der  Art. 
893.  894,  insofern  dadurch  die  ihm  gegen  den  Versicherten  in  Bezug 
üuf  den  versicherten  Gegenstand  zustehenden  Ansprüche,  wegen 
seiner  Vorschüsse,  als  Entrichtung  der  Prämie,  Verauslagung  von 
Havariegeldem  für  den  versicherten  Gegenstand  u.  s.  w.  gewahrt 
werden  (Prot.  VIII  S.  4434.  4442). 

2.  Der  Versicherungsnebfner  ist  zur  Vornahme  der  in  Rede 
Btehenden  Handlungen  nur  legitimirt,  d.  h.  er  tritt  als  prä- 
sumtiver Bevollmächtigter  des  Versicherten  auf,  nicht  aber  als  der 
Gläubiger.  Im  Falle  der  klagweisen  Geltendmachung  des  Ent- 
schädigungsanspruchs gegen  den  Versicherer  erscheint  demgemäss  als 
eigentlicher  Kläger  der  Versicherte,  und  der  Versicherungsnehmer 
hat  daher  stets  „den  wirklich  Versicherten  anzugeben,  dessen 
Interesse  und  Schaden  darzulegen"  (Prot.  VIII  S.  4439.  Entsch.  des 
R.O.H.G.  X  S.  129  f.  XIV  S.  122.  127  f.  Voigt,  Neues  Archiv  IV 
S.  229  ff.  Note  59.  Allg.  Seeversich.-Beding.  §  151).  Demgemäss 
kann  auch  der  Versicherte  dem  Versicherungsnehmer  „Aufträge  in 
Betreff  der  Behandlung  der  Versicherung   ertheilen,   zu  deren  Be- 
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folgun^  dieser  Torpfliqhtet  ist^  auch:  dem  Versidterer-  ^eigenUber 
Einapruclx  gegen  die  Ausführung  .deri  Weisungen  des  Versioherung»- 
neliniers''  erbeben  und  auf  dieee  Weige  füiri^eine  e^ge^e  Sicherheit 
sorgien,  spweit  er  nicht  ^^mit  den  Rechten  des  Hefajoier^  autf  gemach- 
ten Vorschüssen  und  de^gl.  in  Kollision^'  geräth  (Prot.  VIII 
S.  4441  f.). 

3.  Die  Dispositionsbefugniss  über  die  aus  dem  Ver- 
sicherungsverträge hervorgehefideii  Rechte  ist  im  weitesten  Sinne 
zu  nehmen,  so  dass,  wie  schon  oben  gelegentlich  bemerkt,  dieselbe 
sich  auch  auf  Verzichtleistungen  und  Vergleiche  bezieht.  (Vgl. 
Entsch.  des  RO.H.a  XIV  S.  137  f.) 

4.  Der  zweite  Absatz  erklärt  *  sich  daraus,  dass ,  wenn  der 
Versicherungsnehmer  auch  im  Falle  der  hier  berührten  Versicherung 
berechtigt  wäre,  die  Versicherungsgelder  ohne  Zustimmung  des 
Versicherten  zu  erheben,  derselbe  in  den  Stand  gesetzt  seia  würde, 
„die  Versicherung  zu  schliessen,  die  Versicherungsgelder  einzuheben 
und  für  sich  zu  behalten,  ohne  dem  Versicherten  von  dem  Einen 
oder  dem  Anderen  etwas  mitzutheilen'^ :  dadurch  also  „Versiche- 
rungai  ohne  Interesse  begünstigt^'  würaen.  Es  ergiebt  sich  der- 
selbe aber  auch  aus  der  m.  E.  richtigen  Auffassung  von  den  Ver- 
trägen zu  Gunsten  dritter  Personen.  (Vgi.  Beseler,  deutsches 
Privatrecht  I  8;  411  f.)  Unter  welchen  Voraussetzungen  die 
Zustimmung  des  Vei^sicherten  anzunehmen'^,  ist  Sache  der  rich- 
terlichen Beurtheilung  im  konkreten  Falle.  (Prot  VIII  S.  4488.) 

Art.  892. 

Im  Falle  der  ErOieilung  einer  Tolize  hat  der  Versicherer  die 
Versichertingsgelder  dem  Versicherten  zu,  zahlen^  tcenn  dieser  die 
Polize  beibringt. 

Die  Versicherungs-Polize  ist  lediglich  Beweis- ürkujade,  nicht 
etwa  (wie  der  Wechsel)  „Trägerin  oder  doch  unerlässliche  Voraus- 
setzung der  Geltendmachung  des  bezüglichen  Fordenmgsrechts/' 
Bei  einer  Versicherung  für  eigene  Rechnung,  wobei  Versicherungs- 
nehmer und  Versicherter  eine  Person  ist,  kann  daher  der  Asse- 
kuradeur  i—  soweit  nur  die  Bestimmungen  des  H.  Gr.B.  in  Frage 
stehen  —  die  Zahlung  nicht  bis  zur  Aushändigung  der  Polize 
zurückhalten  oder  dieselbe  davon  abhängig  machen,  dass  der  Ver- 
sicherte die  vernichtete  oder  verloren  gegangene  Polize  amorti- 
siren  lässt.  Lassen  es  die  Umstände  mögli^  erscheinen,  dass  ihm 
aus  der  Nichtauslieferung  der  Polize  Schaden  erwachse ,  so  kann 
derselbe  lediglich  Sicherheit  hiergegen  (durch  Kautionsleistung  und 
dergl.)  verlangen  (Voigt  im  Neuen  Archiv  IV  S.  230  Note 
59).  Bei  der  Versicherung  für  fremde  Rechnung  —  denn  nur 
auf  diese  bezieht  sich,  wie  aus  der  Stellung  hervorgeht,  der  Art. 
892  —  hat  aber  das  H.GiB.  die  Ausübung  des  Forderungsrechts 
aus  dem  Versicherungsvertrage  Seitens  des  Versicherten  von  dem 
Besitz  der  Polize  abhängig  gemacht,  vorausgesetzt  dass  eine  solche 
ausgestellt  ist.    Es   ist    diese  Vorschrift  zur  •  Sicherung  des   Ver- 
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Sicherungsnehmers  aufgestellt  und  sie  erhält  ihre  Ergänzung  durch 
den  Art.  894  (vgl.  Prot.  VIII  S.  4433—4486).  Dagegen  bedarf 
auch  der  ursprünglich  ungenannte  Versicherte  keiner  Cession 
Seitens  des  Versicherungsnehmers,  da  er  der  eigentliche  Glänbiger 
ist.    (Vgl.  Voigt  a.  a.  O.  S.  236  Note  59). 

Art.  898. 

Der  Versicherungsnehmer  ist  nicht  verpflichtet,  die  Folize  dem 
Versicherten  oder  den  Gläubigem  oder  der  ^Konkursmasse  desselben 
auszuliefern,  bevor  er  wegen  der  gegen  den  Versicherten  in  Bezug 
auf  den  versicherten  Gegenstand  ihm  zusiehenden  Ansprüche  befriedigt 
ist.  Im  Falle  eines  Schadens  Tcarm  der  Versicherungsnehmer  wegen 
dieser  Ansprüche  aus  der  Forderung,  welche  gegen  den  Versicherer 
begründet  ist,  und  nach  Einziehung  der  Versicherungsgelder  at4S  den 
letzteren  vorzugsweise  vor  dem  Versicherten  und  vor  dessen  Gläubigem 
sich  befriedigen. 

Das  Retentionsrecht  des  Versicherungsnehmers  an  der  Polize, 
eventuell  den  eingezogenen  Versicherungsgeldern  wird  nach  diesem 
Artikel  nicht  ^  wie  im  Allgemeinen  das  kaufmännische  Retentions- 
recht (Art.  313.  314  H.  G.B.)  durch  jede  Forderung,  sondern  nur 
durch  eine  konnexe  Forderung  desselben  (^^in  Bezug  auf  den 
versicherten  Gegenstand  ihm  zustehende  Ansprüche")  begründet 
(Voigt  im  Neuen  Archiv  IV  S.  235  Note  59). 


Art.  894. 

Der  Versicherer  macht  sich  dem  Versicherungsnehmer  verant- 
wortlich y  wenn  er,  während  dieser  noch  im  Besitze  der  Polize  sich 
befindet,  durch  Zahlungen,  welche  er  dem  Versicherten  oder  den 
Gläubigem  oder  der  Konkursmasse  desselben  leistet,  oder  durch  Ver- 
träge y  welche  er  mit  denselben  schliesst,  das  in  dem  Art  893  be- 
zeichnete Hecht  des  Versicherungsnehmers  beeinträchtigt. 

Inwiefern  der  Versicherer  einem  Dritten,  welchem  Rechte  aus 
der  Polize  eingerämimt  sind,  sich  dadurch  verantwortlich  macht,  dass 
er  über  diese  Rechte  Verträge  scMiesst,  oder  Versicherungsgelder 
zahlt,  ohne  die  Polize  sich  zurückgeben  zu  lassen  oder  dieselbe  mit 
der  erforderlichen  Bemerkung  zu  versehen,  bestimmt  sich  nach  den 
Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechts. 

Art.  895. 

Wird  der  Versicherer  auf  Zahlung  der  Versicherungsgelder  in 
Anspruch  genofnmen,  so  kann  er  bei  der  Versicherung  für  fremde 
Rechnung  Forderungen,  welche  ihm  gegen  den  Versicherungsnehmer 
zustehen,  nicht  zur  Kompensation  bringen. 

Lewis,  Seerecbt.    IL  25 
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Im  früheren  Recht  war  die  Ansicht  herrschend,  dass  bei  der 
Versichemn^  far  fremde  Rechnung  der  Assekuradeur  all«  Forde* 
rungen^  welche  ihm  gegen  den  Versichemngsfiehmer  zuständen, 
dem  den  Entschädigungsanspruch  geltend  markenden  Versicherten 
compensando  entgegensetzen  Könne.  Hervorgegangen  ist  dieser  Satz 
aus  der  Auffassung  des  Versicherungsnehmers  fiir  fremde  Rech- 
nung als  Kommissionär  (Voigt  im  Neuen  Archiv  IV  S.  233  f. 
Note  59.  Allg.  Plan  Hamb.  See-Versich,  von  1847  §  84*).^  Dieser 
Grundsatz  ist  bereits  im  Revidirten  Plan  Hamburgischer  See- Ver- 
sicherungen von  1853  insofern  modifizirt,  aU  dem  Versicherer  gegen 
die  Ansprüche  des  Versicherten  zu  kompensiren  nur  gestattet  wurde 
Främien-  oder  sonstige  aus  seinem  Versicherungsverkehr  mit  dem 
Versicherungsnehmer  sich  herschreibende  Forderungen^"^). 

Das  H.G.B.;  welches  von  der  Auffassung  ausgeht;  dass  bei 
der  Versicherung  filr  fremde  Rechnung  das  aus  dem  Versicherungs- 
verträge geltend  zu  machende  Recht  ein  Recht  des  Versicherten 
und  nicht  des  Versicherungsnehmers  ist,  lässt  Fordeinmgen  des 
Assekuradeurs  gegen  den  Versicherungsnehmer  nicht  zur  Kompen- 
sation bringen.  Wohl  aber  können  Forderungen  gegen  den  Ver- 
sicherten kompensirt  werden,  mag  dieser  selbst,  mag  der  Ver- 
sicherungsnehmer klagen.  Doch  erleidet  die  Geltendmachung  dieses 
Kompensationsrechts  im  letzteren  Falle  auf  Grund  der  Art  893. 
894  insoweit  eine  Einschränkung,  als  durch  dasselbe  nicht  die  Be- 
friedigung des  Versicherungsnehmers  wegen  der  gegen  den  Ver- 
sicherten in  Bezug  auf  den  versicherten  Gegenstand  ihm  zustehen- 
den Ansprüche  beeinträchtigt  werden  darf  (Voigt  a.  a.  O.  S.  236 
Note  59). 

Nach  dem  Erörterten  beantwortet  sich  auch  die  Frage  von 
selbst,  ob  und  inwieweit  der  Assekuradeur  berechtigt  ist,  gegen 
den  den  Schadensersatz  beanspruchenden  Versicherten  mit  der  For- 

*J  Der  Versichdrer  iiit  berechtigt^  jede  Forderung  ohne  Unierechied  und 
Ausnahme,  an  einen  insolvent  gewordenen  Vereicherten  (and  daranter  ist  liier 
der  Versicherungsnehmer  zu  verstehen) ,  mit  allen  Hanfarie-  und  Sehadens- 
Forderungen  f  welche  auf  die  durch  elenselben  geschioeeenen  Vermcherungmin 
es  sei  für  eigene  oder  fremde  Rechnung,  oder  für  Rechnung  toen  es  amßskt, 
fallen^  zu  kompensiren^  sellfst  dann^  wenn  die  Polize  dem  dgentlichen  hätr- 
essenten^  ohne  dass  der  Versicherer  solche  Oession  f>orher  schriftlich  gf' 
nehmigt  hätte ^  cedirt  sein  sollte,  ttnd  kann  der  Versicherer  vur  gegen  Be- 
zahlung aller  vom  Versicherten  schtddigen  Prämien  zur  Genehmigung  einer 
Cession  als  verpflichtet  angesehen  werden. 

**)  —  ist  der  Versicherer  stets  berechtigt,  jede  ihm  an  den  insolvfat 
getoordenen  Versicherten  (hierunter  ist  auch  im  Revid.  Plan  der  Versicherungs- 
nehmer zu  verstehen)  aus  eigenem  Recht  zustehende  Prämien-  oder  sonstige 
aus  seinem  Versicherungsverkehr  mit  demselben  sich  herschreihende  Forde- 
rungen gegen  Havarie-  und  Schadensf orderungen  zu  kompensiren;  andere 
ihm  an  den  Versicherten  zustehende  Forderungen  ist  er  —  so  weit  solches 
überhaupt  den  Rechten  nach  zulässig  —  nur  dann  zu  kompensiren  berechtigt, 
wenn  die  Versicherung ,  auf  welcher  die  Havarie-  oder  Schadens-ForderuhQ 
beruht,  für  eigene  Rechnung  des  Versicherten  validirt. 
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denxBg  auf  die  Prämie  zu  kompenftiFeD«  Deraelbe  ist  hieraa  be- 
ügt,  ioweit  der  Versich^tte  ^u  dfereu  Zahlung  verpflichtet  ist,  d.  h. 
(naoh  Art  816)  wenn  def  Veraicherun^nehmer  insolvent  gewordjen 
und  die  Prämie  nicht  etwa  vom  Versicherten  erbalten  bat. 

Auf  der  Hamburger  Konferenz  (Prot.  VHI  S.  4432  f.)  wnrde 
in  zweiter  Lesung  die  Frage  erwogen,  ob  dem  Versicherer  aus- 
drücklich das  Recht  einzuräumen  sei,  „dem  Versicherten  gegenüber 
mit  der  Prämie  zu  kompensiren."  Hierbei  machte  man  für  die 
Bejahung  derselben  auch  geltend,  dass  sich  diese  „von  selbst  aus 
dem  Gesetze  ergebe,  da  der  Versicherte  nur  aus  dem  Vertrage  des 
Nehmers  klagen  könne  und  sich  somit  alle  Einreden  aus  dem  Ver- 
sicherungsvertrag gefallen  lassen  müsse^',  zu  diesen  Einreden  aber 
die  Behauptung  gehöre,  „dass  die  Prämie  noch  nicht  bezahlt  sei." 
Doch  wurde  hiergegen  eingewendet,  das«  diese  Dedaktion,  ,^durch 
die  Fassung  des  Art  706"  des  Entwurfs  aus  I.  Lesung  (d.  i.  des 
jetzigen  Art.  816)  aasgesohlosaen  aei.  Darauf  wurde  die  Frage 
verneint 

Die  AUgemieinen  Veraicherungs-Bediogungen  fassen  das  Kom- 
pensationsreoht  des  Versicherera  in  dem  hier  dargelegten  Sinn  auf '^). 

Art.  896. 

Der  Versicherte  ist  befugt,  nicht  allein  die  aus  einem  iereits 
eingetretenen  Unfall  ihm  zustehenden,  sondern  auch  die  Mnßigen 
EntschädigungS'Ansprüche  einem  Dritten  aburutreten .  Ist  eine  Polize 
ertheilty  welche  an  Order  lautet,  so  Jcann  dieselbe  durch  Indossament 
Übertragen  werden;  in  Ansehung  eines  solchen  Indossaments  kommen 
die    Vorschriften  der  Art.  301,  303,  305  mr  Anwendung.    Bei  der 


*)  AUg.  Versich. - Bed.  §  151:  Für  die  Frage,  mitteUt  welcher  iJim  zu- 
stehender Forderungen  der  Versicherer  gegen  einen  wider  ihn  geltend  ge- 
machten Sohadensaneprueh  kompensiren  kann,  ist  es  entscheidend,  dass  immer, 
mag  der  Versicherie  selbst,  oder  ein  Vertreter  desselben^  oder  (bei  €ier  Ver- 
sicherung für  fremdA  Rechnung)  der  Versicksrtmgsnehm&r  mit  jenem  An- 
sprüche auftreten,  der  Versicherte  derjenige  ist,  aus  dessen  Recht  der  An- 
spruch erhoben  wird:  Nur  Forderungen  des  Versicherers  geQsn  den  Ver- 
sicherten sind  mithin  zur  Kompentation  geeignet.  —  Das  Recht  des  Ver- 
sicherers, mittelst  einer  gegen  den  Versicherten  ihm  zustehenden  Forderung 
zu  kompensvren,  erleidet  jedoch  dann  eine  Beschrdaki^ng,  wenn  bei  der  Ver- 
sicherumg  für  fremde  Rechnung  der  Versicfierungsnehmer  es  ist,  welcher  unter 
Vorlegung  der  Polize  die  Schadenssfunme  einfordert  und  nach  Massgabe 
des  §  150  (=»  den  Art  893.  8^4  H.G-.B.)  berechtigt  ist,  sich  aas  den  Ver- 
sicherungsgeldern vorzugsweise  vor  dem  Versicherten  und  vor  tlessen  Grläu- 
bigern  bezahlt  zu  machen  —  Selhstverstäadlich  tritt  im  letzteren  Falle  bis  zu 
dem  betreffenden  Belauf  ein  Kompensationsrecht  des  Versicherers  mit  etwa- 
nigen  Forderungen  an  den  Versicherungsnehmer  selbst  ein,  z.  B.  wegen  noch 
nicht  berichtigter  Prämie. 

In  den  Fällen,  in  welchen  der  Versicherte  die  ihm  an  den  Versicherer 
zustehenden  gegenioärtigen  oder  ztikiiaftigen  Ansprüche  durch  Cession  auf 
den  Versicherungsnehmer  oder  auf  einen  Dritten  überträgt,  kommen  die  all- 
gemeinen Rechtsgrundsätze  zur  Anwendung. 

25» 
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Versichßnmg  fw  fremde  Bechnung  ist  zw  ßisUiakeü.fier  .^esifskn 
Vebertragmg  das  Indossament  des  Versicherungsnehmers  g&mgeni, 

1.  Barch  die  Ceftaioii  können  Redite  und  Pfliebten  d«li  Ver* 
sicherers  nicht  geändert  werden.  Der  OesMonar  kafi«  nüiiüich 
y^seine  Ansprüche  itamer  xmr  aus  der  Persein  des  Versicherten  be- 
gründen^^  und  nrass  sich  daher  alle  Einreden  gefiailen  lassen, 
^^welofae  dem  Versicherten  oppoolrt  werden'^  können.  Dem  Ittdos* 
satar  können  allerdings  ^^keine  Einreden  aus  der  Person  «eines 
Vortnanns  entgegengestellt  werden^^  (Art.  808  H.Gr.B.):,  doch  er* 
leidet  dieser  Grundsatz  hier  insofern  eine  Besohtänkungy  als  alle 
Einreden  aus  dem  Versicherungsverträge  selbst^  sowie  die^  welche 
sich  auf  ,;die  Eritilhing  der  Bedineungen^'  besiehen^  y}^<f^  denen 
die  Entstehung  eines  Ersatzanspruchs  •  gesetalich  oder  nach  inhah 
des  Vertrags  abhängig  ist;  wie  s,  B^  die  Anseigep^eht^  der  Indes- 
sirung  unerachtet  dem  Versicherer  vorbehialtesL^  bleiben»  Ausge- 
schlossen sind  daher  nur  die  Einreden >  die  ^pieben  dmt.Vafcssiche- 
rungsvertrag'^  stehen,  ^wie  2»  B.  die  Einrede  der  Zahlung  dar  Kom- 
pensation, des  Vergleichs, ^  Vecziehts  und  der  .  coM^^tisio-  und  dgl.'^ 
(Prot  Vli  S.  3579  f.)  Dia  In  do SS  ir^uuff  Jhat  danach  mir  die 
Folge ;  dass  der  Indossatar  „ohne  weitere  Prüfung  .der  Aechtheit 
des  Indossaments,  und  ohne  den  neben  dem  Aesekuranä&vertrag 
stehenden,  von  der  Person  früherer  Inhaber  herrührenden  Eicnreden 
ausgesetzt  zu  sein''  (Art,  £[05  H.6.B.),  das  Becht  baty  ,,die  dem 
wirklichen  Versicherten  nach  Massgabe  des  Versicherungsvertrags 
zustehende  Entschädigungsforderung  geltend  zu  machen/'  (Proc 
S.  3580.)  •".      •    ' 

2.  Der  letzte  Satz  des  Artikels  ist  allerdings  eine  ^no- 
mali^,  da  d^r  VersicherunKsnehmer  Rechte  aus  der  Polize  nicht 
erwirbt^  solche  ^Iso  auch  durch  Indossament  nicht  auf  ^pen  Anderen 
übertragen  können  sollte  (vgl.  Prot.  Ö.  3582). 

Art.  897. 

,        »   -  .1  <      .  .. 

Wenn  nach  Abl<mf  fneeier  Monate  seit  der  Ameige  des  Unfalls 
die  Schadensherechmng  (Art,  886)  ohne  Verschulden  (fes  Ver$^cherf€ti 
noch  nicht  vor  gelegt^  wohl ,  aJ^er  durch  ^ungefähre^Ermittdu/ng  die 
Summe  festgestellt  ist,  welche  dem  Versicherer  mmdestem  jsur  Last 
fällt,  $0  hat  der  letztere  diese  Stamme  in  Anrechnung  auf  seine 
Schuld  vorläufig  zu  zahlen^  jedoch  nicht  vor  Ahlauf  der  etwa  für  die 
Zahlung  der  Versicherungsgelder  gedungenen  ^  FtisL  SoN  tjle  Zah- 
lungsfrist mit  dem  Zeitpunkt  leginnen^  in  welchem  dem  .Viersicherer 
die  Schaden^berechmmg  mügeineilt  ist,,  so  wird  dieselibe  im  Falle 
dieses  Artikels  von  der  Zeit  an  berechnet^  in  welcher  dem  Versicherer 
die  vorläufige  Ermittelung  mitgetheilt  ist 

Der  Sinn  des  Artikels  ist  der,  dass  der  Versicherer,  wenn  alle 
iip  Art.  886  angegebenen  ,,Vorau88etz,\ingeA  der  Verpflicfctwg  zur 
Schadensersatzleistung  mit  Ausnahme,  der  ErnoitteJung^  auf  welche 
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Buimne  der  etlittöhe  Schäden  sich  bblaüfid;  l)ereit8  feststehen^ 
däBjeni^lÄ,  was  er  „nach  einer  provisorischen '  und  zugleiöh  nur 
beilfiofii^n.  ^iAtiat^^  aöiidäiiteo«  au  ibesahlen  haben  -vmid,  ^^einst- 
woflüa  .uikd.  anpdr^uoiebliQbi  der  maierendefinitiyea  Taxation  be^ 
zahlen^'  a^U.  Vopanssetsun^  der  Zahiwngapflioht  des.  Yen^cherers 
iBt  daher  nicht ,  ^^dass  9chon  '  ein^  Theil  des  Sobadens  definitiv  ab- 
gedebätat^'  ist,  wie  es  sieh  überhaupt  naeh  deär  B^stömmui^  des 
Artikels«,  keines  Wegs -blos  um  eine  Trennung^>  des  LiquidcoL.Tbm  Illi- 
quiden handelt*  (Pn»t.  VHS,  3&84.  ViU  S.  4448).  I^ab  der 
Versicherte  zttr  Rückzahlung  des '  zuTiel  Erhaltenen  vevpfliobtef, 
ist  solbstreratändlich;  dagegen  haftet  der  VerBicherungsnehnier 
für  die  £ückzaUung>  wenn  eor  die  rürlftofige  Zahlung  inlEimpfang 
genommen,  an  sich  nicht  persönlich  (ygL  Prot.  Si  3^4). 

In  den  AUgemeiaeii  Bedingungen  |läutet  der  diesem  Artikel 
entsprechende  §  152  folgendermassen : 

Wennßwei  Monate  nach  der  Andiemmg  des  Schadens  (§  143) 
verflossen  sind  und  der  Belauf  desselben  ohne  Verschulden  des  Ver- 
sicherten noch  nicht  liquide  gesieHi  und  berechnet,  resp.  die  Dispache 
(§  142}  nodh  nicht  vorgelegt,  wohl  aber  durch  ungefäire  Urmiüehmg 
die  Suntme  festjmsieRen  ist^  welche  dem  Versicherer  mindestens  0ur 
Last  fäUt,  SO'  hat  der  letztere  ewei  Drittel  dieser  Smmne  in  Anrech- 
nung auf  seine  Schuld  vortäußg  m  Bohlen. 

Vgl  auch  §  153  Abs.  8  und  4  (unten). 

Art.  898. 

Der  Versicherer  hat: 

1.  in  SavereifäUen  zu  den  fXr  die  Bettung,  EtJuiltung  oder 
Wiederherstellung  der  versicherten  Sache  nöthigen  Ausgaben 
in  Anrechnung  auf  seine  später  festzusteUende  Schuid  zwei 
Drittel  des  ihm  zur  Last  fallenden  Betrags^ 

2.  bei  Aufbringung  des  Scififfe  o^e/r  der  Güter  den  vollen  Bebrag 
der  ihm  zur  Last  fallenden  Kosten  des  BeMameprozesses,  so 
wie  sie  erforderlich  werden^  vorzusdiiessen, 

Dass  in  Ziff.  1  der  Versicherer  nur  zwei  Drittel  des  ihm  zur 
Last  fallenden  Betrags  der  Ausgaben  vorzuschiessen  hat.  während 
in  Ziff.  2  diese  Beschränkung  nicht  vorhanden  ist,  erklärt  sich 
daraus;  dass  im  ersteren  Falle  die  Kosten  ^vor  ihrer  Verwendung 
veranschlagt  werden"  müssen,  ^^eine  jede  solche  Veranschlagung 
aber  nur  ein  ^^unsicheres  Resultat^  gewÜhHi;  während  die  Reklame- 
kosten vom  Versicherer  nur  vorzuschiessen  sind,  „so  oft  eine 
Zahlung  nothwendig^  ist  (Prot.- VH  S.  8591  f.). 

Die  Allgemeinen  Bedingungen  (§  153)  haben  den  beiden  aus 
diesem  Artikel  herübergenommenen  Absätzen  noch  folgende  zwei 
Absätze  hinzugefügt: 

Bei  allen  Vorschüssen  und  vorläufigen  Zahlungen,  welche  der 
Versicherer  in  Gemässheit  dieses  und  des  vorstehenden  Paragraphen 
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leistet^  ist  der  Versicherte  zur  unverzüglichen  Rückzahlung  desjenigen 
verpflichtet,  wovon  es  sich  später  herausstellt,  dass  es  dem  Versicherten 
nicht  gebühre.  Auf  demjenigen,  welcher  für  fremde  Rechnung  oder 
als  Vertreter  eines  Dritten  Versicherung  genommen  hat,  lastet  deshalb 
keine  persönliche  Verbindlichkeit. 

Ist  eine  Versicherung  für  fremde  Rechnung  oder  im  Auftrage 
und  Namen  eines  Auswärtigen  geschlossen^  so  braucht  der  Versicherer 
die  Vorschüsse  und  vorläufigen  Zahlungen,  welche  auf  Grund  dieses 
und  des  vorstehenden  Paragraphen  ihm  obliegen,  nur  gegen  eine  zu 
bestellende  sichere  Kaution  zu  leisten. 


Siebenter  Abschnitt. 

Aufhebung  der  Versicherung  und  Rückzahlung  der 


Art.  899. 

Wird  die  Unternehmung,  auf  welche  die  Versicherung  sich  be- 
zieht y  gane  oder  zum  Theil  von  dem  Versicherten  aufgegeben  ^  oder 
wird  ohne  sein  2kithun  die  versicherte  Sache  ganz  oder  ein  Theil 
derselben  der  von  dem  Versicherer  übernommenen  Gefahr  nicht  aws- 
gesetzt,  so  kann  die  Prämie  ganz  oder  zu  dem  verhältnissmässigen 
Theil  bis  auf  eine  dem  Versicherer  gebührende  Vergütung  zurück- 
gefordert oder  einbehalten  werden  (Btstorno). 

Die  Vergütung  (Ristomogebühr)  besieht^  sofern  nicht  ein  anderer 
Betrag  vereinbart  oder  am  Orte  der  Versicherung  üblich  ist,  in  einem 
halben  Prozent  der  ganzen  oder  des  entsprechenden  Theils  der  Ver- 
sicherungssumme, wenn  aber  die  Prämie  nicht  ein  Prozent  der  Ver- 
sicherungssumme erreicht,  in  der  Hälfte  der  ganzen  oder  des  verhält- 
nissmässigen Theils  der  Prämie. 

1.  Nach  allgemeinen  Reehtsffrundsätzen  würde  dem  Versicher- 
ten ein  Kücktrittsrecht  aus  irgend  welchen  Gründen  nicht  zustehen. 
Auch  wenn  die  von  demselben  genommene  Versicherung  ihre  Be- 
deutung für  ihn  verloren  hätte,  weil  ein  vom  Assekuradeur  zu 
tragenoes  Risiko  nicht'  mehr  vorhanden  ist;  so  wäre  er  doch  zur 
Entrichtung  der  vollen  Prämie  verpflichtet,  da  er  auf  Grund  des 
Vertrags  hierzu  verbunden  ist,  nicht  aber  auf  Grund  der  Ueber- 
nahme  des  Risikos  von  Seiten  des  Versicherers.  Wenn  trotzdem 
das  Versicherungsrecht  und  so  auch  das  H.G.B.  dem  Versicherten 
das  Recht  einräumt,  in  gewissen  Fällen  einen  Theil  der  Prämie 
zurückzufordern  oder  zurückzubehalten,  so  ist  dies  lediglich  aus 
Billigkeitsrücksichten  *)  zu  erklären.    In  allen  Fällen,  wo  der  Ver- 


*)  Wenn  auf  "der  Hamburger  Konferenz  Seitens  des  Referenten  (Prot. 
VII  S.  3605)  heryoreehoben  wurde,  dass  das  dem  Versicherten  eingeräumte 
Recht  sich  juristisch  so  auffassen  lasse,   ,,da6s  der  Versicherangsvertrag  zu 
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äicberuDgsvertrag  aufgelöst  wird  unter  BückzaUuqg.oder  Nachlass 
eines  Theils  der  Prämie  Seitens  des  Versicherers,  sprioht-tilaii  yon 
Ristorno*). 

2.  Kach  dem  Artikel  ist  Ristorno  fiir  den  Versicherten  zu> 
lässig,  einmal  .wenn  das  Unternehmen,  worauf  sich  die  Ver- 
sicherung bezieht,  vom  Versicherten  selbst  aufgegeben  wird, 
wie  z.  B.  wenn  der  Versicherte  die  versicherten  Güter,  die  er  ver- 
senden wollte,  aus  irgend  einem  Grunde  .^am  Abladungsorte  zu 
verwerthen"  sich  entschliesst,  „wenn  das  Schiff  statt  auf  die  ver- 
sicherte Reise  auf  eine  ^anz  andere  Reise  gesandt^^  wird;  zweitens 
„wenn  die  versicherte  Sache  ohne  Zuthun  des  Ver- 
sicherten, ja  vielleicht  ohne  sein. Wissen  und  Wollen  der  über- 
nommenen Gefahr  nicht  ausgesetzt^'  wird,  wie  z.  B.  wenn 
„der  Schiffer  die,  versicherten  Güter  am  Abladungsorte^^  zurüeklftsst, 
oder  „wenn  sie  der  Gefahr,  gegen,  welche  die  Versieherung  ge- 
nommen worden,  gar  nicht  ausgesetzt  werden^^  können,  weil  die- 
selbe nicht  mehr  existirt,  wie  z.  B.  „wenn  die  Vemi^enaig  ge^n 
die  Gefahr  eines  bestimmten  Exieges  genommen  und  noch  vor  An- 
tritt der  Reise  der  betreffende  Krieg  durch  einen  definitiven  Frieden 
beendigt  worden  ist  (Prot.  VII  S.^öÖ?' f.)**). 

3.  An  die  Stelle  des  vom  Gesetzbuch  nonnirten  Betrags 
der  Ristornogebühr***)  haben  die  Allgemeinen  Bedingungen  <§  154^ 
Vi  7o  ^®r  ganzen  oder  des  entsprechenden  TheiU  der  VerslGberungB- 
summe  und;  w^enn  die  Prämie  nicht  Vs  7»  ^^^  VersicheniligsaumHie 
erreicht,  die  Hälfte  der  ganzen  oder  des  verfaältnissmässigen  Theik 
der  Prämie  gesetzt f).  JDie  Bremer  Bedingungen  (§  67)  durchweg 
V4  7o  der  Versicherungssumme. 


Gonaten  des  Versicheiten  die  ttiUsohweigeade  Bedii>güBe"etitha)te,  er  hkbc 
nur  einen  Theil  der  Prämie  zu  entrichten,  wenn  der  A««eEuradeiir'  gu»  eder 
theilweise  von  der  Gefahr  befreit  bleibe,  so  ist  hierbei  voraasgesetzt ,  dasa 
das  in  Rede  stehende  Recht  dem  Versicherten  durch  das  Gesetz  bereits  ein- 

geräumt  ist.    Verkehrt  ist  es,  wenn  Marshall  (o«  Insurance  II  ^.  648J  sagt, 
refahr  und  Prftmie  stehen  in  ei|xem  wechselseitigen  Verhaltniss,  sie  ^öniieu 
daher  nicht  getrennt  werden. 

*)  Die  ersten  Bestimmungen  über  die  Aufhebung  des  Verslchemugö- 
vertrlkgs  wegen  mangelnden  RiBikos  finden  sich  in  der  Ordonnanz  von  Bar- 
celona von  1458,  doch  Iftsst  sie  eine  solche  nur  in  sehr  beschränktem  .Um- 
fange zvL  AUgemeia  ist  dieselbe  anerkannt  m  der  Ordonnanz  von  Barcelona 
von  1484  (TgL  Beatz,  Gesch.  des  europ.  SeeTersichefungsr.  I  S.  142—150). 

**)  Die  Grundsätze,'  welche  das  H.G.B.  aufc^estellt  hat,  sind  in  aUea 
Rechten  anerkannt:  Code  de  comm.  art.  34$:  Si  levoyage  est  rompu  avani 
le  d4part  du  poigseaUj  mim^  par  le  fait  de  VQ»9vriy  VtiMsurance  eH<innidUe; 
Vttsßureur  re^oü  h  tttre  d'tnderhmte  demi  pour  cent  de  la  eomme  aetnrft. 
Amould  II  p.  $8^'-'989.  Hollandisches  H.G.1J.   Art.  635.  Portugies.  ILG.B. 


1750.  Spanisches  H.G.B.  Art,  889.  800. 
***;  Der  Betrag  von  */a  Proient 


t  der  Versicherungssumme  ist  fast  in  allen 
fremden  Rechten  ^anerkannt ,  so  itn  englischen,  französischen,  spanischeu, 
holländisohen,  portugiesischen  Recht;  s.  die  oben  citirten  Stellen. 

t)  Dieser  Betrag  der  Ristomogebühr  findet  sich  bereita  im  Allg.  Plan 
Hamb   Seeversich.  §  78.     Im  Preuss.  L.R.  war  derselbe  V4  Prozent,   wenn 
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4.  Die  Allgemeinen  Bedingungen  enthalten  noch  folgende  he- 
«ondere  Befiptimmungen : 

(§  158)  Bestehen  mehrere  Versichenmgen  auf  denselben  Gegen- 
stand, so  steht,  möffen  die  Versicherungen  an  demselben  Orte  oder 
an  verschiedenen  Orten,  zu  derselben  Brämie  oder  zu  verschiedenen 
Prämien,  auf  Grundlage  derselben  oder  verschiedener  Vertragsbe- 
dingungen, abgeschlossen  sein,  bei  der  Ristomirung  eines  Theüs  des 
versidherten  Bdaußs  es  nidtt  in  des  Versicherten  WülMr,  welche 
Versicherungen  er  ristomiren  wiU.  Sind  die  Versicherungen  gleich- 
zeitig abgeschlossen  (§  JO^  so  wird  der  Ristomo  über  alle  Versicherer 
gleichmässig  vertheüi;  sind  sie  zu  verschiedenen  Zeiten  abgeschlossen, 
so  sind  die  jüngeren  Versid^eruhgen  vor  den  älteren,  je  nach  der 
Zeit  des  Äbschiusses,  zu  ristomiren. 

i§  1Ö9)  Der  Ristomo  nrnss  innerhalb  Jahresfrist  nach  dem 
Tage^  an  welchem  die  Folize  unterzeichnet  ist  und,  wenn  Iceine  Polize 
ausgestellt  sein  soUie,  ncuih  dem  Tage  des  Äbschiusses  der  Versiche- 
rung, gefordert  werden,  widrigenfalls  jeder  Anspruch  darauf  erlischt 

Art.  900. 

Ist  die  Versicherung  wegen  Mangels  des  versicherten  Interesse 
(Art,  782)  oder  wegen  üeberversicherung  (Art  790)  oder  wegen 
Doppelversicherung  (Art,  792)  unwirlcsam,  und  hat  sich  der  Ver- 
sicherungsnehmer bei  dem  Äbschluss  des  Vertrags  mid  imFdüe  der 
Versicherung  ßlr  fremde  Rechnung  auch  der  Versicherte  hei  der  Er- 
theüung  des  Auftrages  in  gutem  Glauben  befunden^  so  kann  die 
Prämie  gleichfalls  bis  auf  die  im  Art  899  bezeichnete  RistomogebiJihr 
zurücJcgefordert  oder  einbehalten  werden. 

Die  in  dieflem  Artikel  aufgestellten  Grundsätze  stimmen  mit 
den  auswärtigen  Rechten  überein  ^). 


die  Prämie  selbst  nicht  über  2  Prozent  betrug,  sonst  auch  Vs  Prozent  (§2335. 
2334  A.L.R.  II,  8).  In  einigen  Fällen,  wo  die  Versicherung  im  Interease  des 
Versicherers  ristocnirt  wird,  ist  die  RiBtornogebühr  auch  nach  den  Allg.  Be- 
dingungen =»  V»  Prozent,  wenn  die  Prämie  1  ProEpi^t  oder  darüber  beträgt, 
sonst  (Se  Hälfte  der  Prämie  (§  44.  46.  47.  64). 

'*')  So  bestimmt  der  Code  de  commerce  in  Betreff  der  Ueberversieherung 
{art,  3öS):  —  les  astur eura  —  ne  regoiveiU  pag  la  prime  de  cet  exc^dard  de 
valeur,  maia  seidement  VindemniU  de  demi  pour  i^ent,  und  in  Betreff  der 
DoppelTersicherung  (arLS39):  —  les  aasurettrs  gut  ont  signi  lea  eontmta  wb» 
Biquena  —  ne  re^otvent  que  demi  pour  cent  de  ta  aomme  cuaurie.  (Vgl.  oben 
S.  205  Note  •),  S.  2Q8  Note  *).  In  England  findet  bei  der  üeberversiche- 
rung theiltreise  Rück^be  der  Prämie  Statt;  eben  so  bei  der  mehi:fiachen 
Versieherung,  wenn  die  rerschiedenen  Versicherer  auf  derselben  Polise,  oder 
auf  verschiedenen  Polizen,  aber  unter  demselben  Datum  gezeichnet  haben. 
Haben  sie  aber  auf  verschiedenen  Polizen  unter  verschiedeaem  Datum  ge- 
zeichnet, so  sind  die  früheren  Zeichner,  deren  Zeichnungen  den  Versicherung* 
werth  noch  nicht  erreichten,  zur  theilweisen  Rückgabe  der  Prämie  nidit 
verpflichtet,  weil  diese   2u  emer  Zeit   (nämlich  als  die  späteren  noch  nicht 
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§  156  der  Al^emeoien:  Bedingliiigeii  ist  mh  dem  Art.  809 
gleicblaateod;  dagegen  setzen  die  Bremer  Bedingaiigeii  ftst: 

(§  70)  Weim  mehf^  versichert  ist,  ü3s  woßr^  im  FaB  von 
Schaden,' aer  Vir  sicher  er  hätte  in  Anbruch  ffenommen  ivereben  kcnneny 
wird  das  Mehrere  gegen  Ein  viertel  Ttoistnt  'Vergüiufig  em  den  Ver- 
sicherer fistotnitt,  Versicherungen  von  defn3eü^eii\  Tage  ristomiren 
im  gleichen  Verhältniss. 

(§  69)  Falls  ein  und  dasselbe  Interesse  doppelt  oder  mehrfach 
versichert  worden,  so  ist  jede  Versicherung  darauf  ungültig,  die 
Prämie  aber  dennoch  zu  befahlen.  Liefert  jedoch  der  Ver^cherte 
den  Beweis,  dtxss  die  erste  Versicherwng  ohne  sein  Vorwiesen  ge- 
nommen sei,  so  ist  er  befugt,  die  Bistomirung  der  späteren  gegen 
Ein  viertel  Prozent  Vergütung  m  verlangen. 

Hierbei  ist  d^Uerdings  nicht  abzusehen ^  weshalb' die  Bremer 
Bedingungen  die  bona  fides  des  Versicherten  nuf  im  Falle  des  ^§  69 
für  das  I^ht  der  Ristoi^nirung  fordern. 

Art.  901. 

,  I 

Die  Anwendung  der  Äri,  899  und  900  ist  dadurch  mcht  ausge- 
schlossen, dass  der  Versicherungsvertrag  für  den  Versicherer  wegen 
Verletzung  der  Anzeigepflicht  oder  aus  arideren  Gründen  unverbrnd'- 
lieh  ist,  selbst  wenn  der  Versicherer  ungeachtet  dieser  Unverbindlich- 
heit  auf  die  volle  Framie  Anspruch  hätie^ 

Von  dem  Grundsatz  dieses  Artikels  machen  die  Allgemeinen 
Bedingungen  (§  166)  die  denselben  gleichfalls  angenommen;  folgend«^ 
Ausnahme: 

Sollte  bei  dem  Abschlüsse  des  Vertrags  oder  bei .  den  gun^  Zwecke 
desselben  vorgenommenen  vorangehenden  Handlungen^  sei  es  van  dem 
Versicherungsnehmer,  dem  Versicherten  oder  einem  Vertreter  des- 
selben oder  einem  Zwischenbeauftragten,  eine  Täuschung  des  Ver- 
sicherers beabsichtigt  worden  sein,  so  findet  kein  Ristomo  StaiL 
Die  Absicht,  den  Versicherer  0u  täuschen,  ist  schon  dann  angu- 
nehmen^  wenn  eine  der  vorbezeichneten  Personen  iiber  erhebliehe  Un^ 
stände  (§  29)  Erklärungen  gegen  besseres  Wissen  gemacht  hat. 

Art.  902; 

Ein  Eistomo  findet  nicJU  statt,  wenn  die  GefaJir  für  den  Ver- 
sicherer bereits  eu  laufen  begonnen  hat 

Der  Grundsatz  ist  der  Katur  der  Sache  durchaus  ^mäss. 
Wenn  die  Versicherux^  auf  mehrere  Reisen  geschlossen  ist,  so 
steht  dem  Versicherer,  wenn  eine  R^se  bereits  angetreten  ist,  ein 
Rücktritt^recht  hinsichtlich  der  übrigen  nur  dann  zn^  wenn  ,,über 


S »zeichnet  hatten)  für  den  ganzen  toq  ihnen  geseiobneten  Betrag  hafteten, 
nr  die  ipäteren  haben  pro  rcUa  ihrer  Niohthaftang  die  Pvimie  sttrücksu- 
geben;    Arnould  II  p.  997—1000.  I  p.  313. 
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jede  R^se  ^ne  besondere  Verdicherong  yorJield;*).  Die  Allge- 
meinen Bedhigiingeii  (§  157)  •  Gagen  denn  «aon'  dem  uto  dem 
Art.  902  berübeir  gocommenen  Satz  die  Worte  liinatt: 
und  mcteki  «s  hiei^  keinen  ünfersehied,  oh  die  V^sid^enmg  auf 
eine  eineeine  Mei^/  ob  mne  Zeitversicherung  oder  eine  Versicherung 
auf  k(mAinirte  Beiden  geschhesen  M,    (S.  jedoch  §  162  a,  E.) 

Art  »es. 

Wemi  der  Versicherer  s^hhmg^mfähig  gew&rden  ist^  so  ist  der 
Versicherte  befugt,  neteh  seiner.  Woihl  entweder  von  dem  Vortrage 
eftrüdandreten  und  die  gtmse  Prcmie  ^nmickBufordem  oder  einrnbe- 
halten^  oder  auf  Kosten  des  Versicherers  nach  Massgabe  des  Art.  793 
eine  neue  Versicherung  au  nehmen^  Dieses  Jtecht  steht  ihm  jedoch 
Ytieht  0u  4  :  wenn  ihm  wegem  JErfGlhmg  der  Verpflichtungen  des  Ver- 
sicherers genügende  Sicherheit  beeieW^  unrä^  bevor  er- von  dem  Ver- 
trage zurückgetreten  ist  oder  die  neue  Versicherung  genommen  hat 

Wie  die  meisten  Assekuriotgetettee  **),  so  hat  auch  das  H.  Ot,  B. 
dem  Versicherten  Mittel  gewährt,  die  Gefahr  su  verringern,  welche 
ihm  aus  der  Zahlungsunfanigkeit  des  Vfersichei'cirff  droht.     Ei  giebt 


*)  Daß  eogli&che  BeQht  »timmt  mit  dem  deutscheu  übereip:  //  therük 
he  entire  and  indiviable^  and  hos  once  commenced  jor  inatancey  hy  tke  ship 
getting  under  way,  the  premivm  ia  acquired l  thöug  sie  möy  return  the  neust 
tMianb  and  toholly  abändan  ike  n^y^e,  Or^  wkere  tke  insurance  ia  t,at  and 
/rom'\  if  the,rUk  be  eiUire^  there  can  öe  no  return  of  pr^mium^  though  the 
»hlp  may  he  lost  white  at  the  port  waiting  to  take  in  a  cargo,  S.  Arnovld 
II  p  989  gqu.  Eben  bo  das  franzÖBiBche  Recht:  Code  de  comrh.  art.  349, 
art.  351:  Taut  changemeint  de  route^  de  voyage  öu  de  naisaeav^  et  touiea 
pertes  et  dommagw  provenaini  du  faü  de  l^asauri,  ne  S4mt  poiM  b,  la- Charge 
de  VfuaurewTy  et  ^meme  Iß  prime  hU  est  acipiiae  a^il  a  commenc^  ä  oourir  Ua 
riaquea.  Eine  besondere  rein  positive. Bestimmung  enthält  art,i^ö6:  S£  Vasau* 
rarLce  a  pour  oljet  des  marchandisea  pour  V alter  et  le  retour;  etaiy  le  vaisaeau 
Haiit  parifenn  ä  aa  premitre  deatinatian^  ü  ne  ee  fhii  poiitt  de  chürgement 
en  retour,  ou  ai-  U  cikixrgement  an  retour  n^aat  paa  eomplety  Vaamurewr  re^oit 
seidement  le^  deusa  Hera  j^ropottionnela  de  la  prime  conu^nve^  sHl  n'y  a  sti- 
pulation contraire.  Eine  Ausdehnung  dieser  Bestimmung  auf  die  Kasko- 
versicherung verwirft  die  französische  Jurisprudenz:  Goujet  et  Merger,  diction- 
vaire  I  p.  580  n.  671,  Das  Portugiesische  H.G.B.  Art.  1751  und  das  Hol- 
ländische H.  G.  B.  Art.  636  enthak^u  die  abweichende  Bestimmung,  dass,  wenn 
die  Reise  aufgehoben  wird,  nachdem  d!e  Gefahr  für  den  Versicherer  zu 
laufen  begonnen,  aber  ehe  die  Anker  gelichtet  oder  die  Taue  losgebunden 
sind,  der  Assekuradeur  Anspruch  auf  1  Prozent  von  der  Versicherungssumme 
hat,  falls  die  Prämie  1  Prozent  oder  mebr  beträgt,  dagegen  auf  die  gaiue 
Prämie,  wenn  diese  weniger  als  1  Prozent  beträ|:t;  eben  so  auf  die  ganze 
Prämie,  falls  der  Versicherte  irgend  einen  Schadensersatz  verlangt. 

**)  Der  Code  de  commerce  (art,  346)  bestimmt:  Bi  VasSurear  tomhe  en 
faiUiU  l&raqae  le  ritque  W^t  pa»  'eneoreßtä,  l*aas\!ir4  p^autr  damandar  caytion 
ou  la  rSaUiation  dw  jcontrai,  Vaaawteur  a  le  mfme  droit  en  eaa  da  faUlite 
de  rasaur^.  Dieselbe  Bestimmung,  so  weit  sie  den  Bankerott  des  Versicherers 
betrifift,  enthält  das  holländ.  Wetöoek  van  Koophandel  art.  285,  Nach  dem 
spaniiene»  Codigo  de  eomercio  art,  886  hat  der  Versicherte  in  solchem  Falk 
aas  Recht,  fiüi-gsöhafb  eu  fbvdem,  wird  diese  nicht  in  drei  Tagen  gestelH, 
80  ist  der  Vertrag  aufzuheben. 
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ihm  die  Befugniss,  nach  Beii)W>\^^|^  vom  Versicherungsverträge 
unter  EinbehaltUDg  oder  Rückforderung  der  Prämie  zurückzutreten, 
oder  aaf  Eoaten  des  V^raeherarBxresp«  der  fionkuTsmasae  (iefteelben 
^ne.  QQUQ.  Versicherung  teinjHigeileoy  vlan  ^eoBtetkn  >  SUl»^  hat  der 
Vei^sich^rte,  da  derVetr$iQfaerttiigil¥ertrkg."^*mid  «war  eheft«o  wohl 
bei  Rei&evecsiehiQruD^ny .  wie«  bei*  Zeitverftichemngea  ^^^  ektv.iiiiikeil- 
bares  Ganze  V  iat,  den  gansen  Ver^a^  aufzulösen  und  cUe  eanze 
i^rämie  2airüQk»Qfordorn  ohne  Rüek&icht  auf  den  vom  Verak^erer 
bereits  getragenen  Theil  de»  Kisikps,  Dies  gilt .  im.  Ghinataa  des 
Versicherteir^  aber  auch  des  Versicherer&reap«  der  Konkuramasae 
desselben,  so  dass  der  Versicherte,  wenn  er*  von  der  erst^xi  Alter- 
native Gebrauch  machte  nicht,  befuet  ist)  den  Vertx:ag  nur  ,;fur 
xlie  Folge  autzugeben  und  wegen  bereits  eingetretener  Schäden 
die  Konkurßmasae  des  Versicherer»  in  Am^pruch  au.  nehiaen" 
(Prot.  VI!  S.  3615  f,).  Indem  das  Gesetz  dem  Versicherer  4^» 
Recht  gewährt,  durch  Kautionsstellui^  die  bezeichoeten  Maasregeln 
abzuwenden,  aber  nur  so  lange  diese  noch  nicht  ergriffen  amd, 
hat  es  die  Interesaen  des  Versicherttsn  ^it  dienen  des  Versicherers 
vereinigt.  .  .  , 

Dieselbe  Bestimmung  wie  Art.  903  enthalten  die  Allgemeinen 
Bedingungen  §  X60.  Ausserdem  treffen  sie  noch  folgende  An- 
ordnung für  den  FsJl  der  Insolvenz  des  Veröicherungsnehmers : 

'  Andererseits  ist  der  Versicherer,  ic^nn  der  Versieherungsnekmer 
zahlungsunfähig  geworden  ist,  her  echtigt,'  alle  von  demselben  für 
eigene  Bechnung  genommenen  Versicherungen  /ör  erloschen  zu  er- 
klären,  wenn  ihm  nicht  innerhalb  zweimal  ii  Stunden  nacJi  eiwr 
deshalb  dem  Versicherungsnehmer  oder  dessen  Vertretern  gemachten 
Ankündigung  für  alte  Prämien,  welche  der  Versicherungsnehmer 
noch  schuldet,  diejenigen  jedoch  ausgenommen,  wegen  deren  der  Ver- 
sicherer mfolge  §  59  sich  aueh  an  den  Versicherten  hatten- kann  — 
iffelcke  Ausnahme  indessen  dann  hinwegfaUty  wenn  auch  der  be- 
treffende Versicherte  zahlungsunfähig  geworden  sein  solUe  -^  ^Zahlung 
oder  genügende  SieherJieit  geleistet  wird.  Bei  einer  Mehrzahl  ron 
für  fremde  Rethming  genommenen  Versieherungen  kaum  der  Ver- 
sicherer aufCfründ  der  Zahlungsunfähigkeit  des  Versieherungsnehnier^ 
nur  di^enigen  für  erloschen  erklären,  für  welche  die  tVämie  nicht 
innerhalb  der  vorgedachten  Frist  gezahlt  oder  sichergestelU  wird, 
80  dass  also  jede  Versicherung,  ßr  weUhe  die  Zahlung  6der  Sifher- 
Stellung  der  Prämie  innerhalb  der  angegebenen  Frist  erfolgt,  t» 
Wirksamkeit  bleibt,  wenngleich  für  andere  Versicherungen  die  Rrämk 
weder  gezahlt  noch  sichergestellt  werden  soUte."^) 


*)  S.  Code  de  eomm.  arU  S4S  8.  995  Note  **).  Das  allgemeine  fnmz6> 
fiiaehe  Polizen-Formular  für  Kaskovertichenmg  enthält  folgende  Bestimmung 
(Art  21) :  En  cos  de  faiUüe  ou  de  euspemion  iwioire  de  payemettts  de  fitfttrr^ 
OH  en  eae  de  non-payement  de  U»  prime  ickue,  iee  aeeureure,  apr^  Mmma- 
tion  reetie  t^fructueuse  faite  au  domicile  de  VassurS  tVavoir  ä  pofer  ou 
faurnir  o€Uiiian  valab  le  dane  les  vingt  -  quätre  heure^,  peu^eut  annuler,  ä 
partir  des  demihree  nouvelles^   par  une  simple  notificcUion^  taute  assurane^ 
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TFtMhrJ  der  versUherie  Qegmstanä  veräMSgert,  so  köfmeik  dem  Er^ 
Werber  die  d&m  Vermjchert&n  nach  dem  Versicherungsverträge  auch 
in  Sejfug  auf  hünftige  Unf^e  eusiekenden  Bechte  inii  der"  Wirkung 
fibetiragen  werden^  dass  der  Erwerber  den  Versicherer  eben  so  in 
Anspruch  au  nehmen  befugt  ist,  als  wenn  die  Veräusserung  nicht 
skxiiffefunden  hätte  und  der  Versicherte  selbst  den  Anspruch  erhöbe. 

Der  Versicherer  bleibt  von  der,  Baftung  für  die  Gefahren  be- 
freit^ welche  nicht  eingetreten  sein  würden,  wenn  die  Veräusserung 
unterblieben  wäre. 

Er  kamt  sich  nicht  nur  der  Einreden  und  Gegenforderungen 
bedienen  y  welche  ihm  tmmittelbar  gegen  den  Erwerber  zustehen, 
sondern  auch  derjenigen,  welche  er  deni  Versicherten  hätte  entgegen-' 
stellen  können,  der  aus  dem  Versicherungsvertrage  nicht  hergeleiteten 
jedoch  nur  insofern,  als  sie  bereits  vor  der  Anzeige  der  Uebertragung 
entstanden  sind. 

Dwrch  die  vorstehende  Bestimmung  werden  die  rechtlichen  Wir- 
kungen der  mittelst  Indossaments  erfolgten  Uebertragung  einer  JPolize^ 
welche  an  Order  lautet,  nicht  berührt 

1.  An  sicli  sollte  die  Versicherung  durch,  Veräuasaioiug  des 
versicherten  Gegenstands  .  ausser  Kraft  treten.  Das  Interesse  des 
Versicherten  ist  ^^durch  die  Veräusserung  erloschen/^  Ereignet  sich 
daher  später  ein  Schaden,  so  kann  der  Versicherte  dafür  keinen 
Ersatzanspruch  geltend  machen,  w^il  eine  .^Versicherung  ohne  In* 
teresse  nicht  zu  Recht''  besteh^;  „das  Interesse  des  neuen  Erwerbers^* 
kann  nicht  in  Betracht  kommen;  weil  es  ;;ein  anderes  als  das  dos 
Versicherten"  ist 

Mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  und  dia  seit 
langer  Zeil»  namentlich  ^^in  den  zahlreichen  Fällen  de»  Verkauf» 
einer  aehwimmenden  Ladung"  bestehende  Uebung  hat  das  H.G^.  H. 
im  Einklai)g<mit  einigw  nevtören  Gesetzen*)  ,,die  MöffUchkeit  der 
Uefaer^agung  der  Veraic^ning  auf  de«i  neuen  Erwerber  im  Fall» 
der  Veräusserung  des  versicherten  Gegenstands"  Atatnitt  Gleieh« 
zeitig  hat  das  Gesetz  Sorge  getragen,  dass  die  Lage  des  Ver- 
sichererB  durch  eine  »olche  Uebei*tragung  nicht  erschwert  wird^ 
indem  ea  die  Kothwendigkeit  der  objektiven  Id^itität  des  Interesses 


evk  ^ouru  ttisiffit^'  dans  Vtxplodt,  '«n  dSölaraiiU  reniotnoer  ^  tcC  prime  pröpor* 
tionn^emetit  ä  la  durSe  de$  riagueB  rt^giant  ä  coutw\  Ißß  ßuweurs  €itfneuran$ 
crianciers  du  surplus,  pltut  des  frais  iTenregisirement  et  de  slgnification. 
In  dem  Polizen-Formular  für  Waarenveraicherung  heiast  es  dagegen  (Art.  17)  ^ 
En  009  de  failUte  ou  de  sttspennon  notoire  de  paiemeMs  de  Va&9uri,  loraque 
le  riggue  u*esi  pas  en0or4  fini  ni  Icu  prime  pa^e,  Vastureur  petU  dmnander 
caiUiVm,  ei  ^  d^avi^  de  <f<uUiofi^  la  retnlüktion  du  oontraL  Jj^umr^  a  lea 
memsg  drjoita  en  cos  de  failliU  ou  de  MU^petmon  uoioire  de  payements  d^ 
Vassurevr^ 

*)  So  d^m  HoUändifichon  H.|Gr.B.  Art  263,  dem  Portogicsisches  H.G.B. 
Art.  imi. 
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festhielt  (Prot  VII  S.  3640--3642).  D&raua  erklären  steh  Abs. 
2  und  8.  Nach  ersterem  berühren  Gefahren,  welehe  ihren  Grund 
lediglich  in  dem  Wechsel  der  Person  des  Versicherten  haben,  deo 
Versicherer  nicht.  Hätte  z.  B.  zu  Kriegazeiten  ein  Angehöriger 
dner  neutralen  Macht  den  ihm  gehöriTOn  versieherten  Gegenstand 
einem  Angehörigen  einer  der  streitenden  Mächte  überragen,  so 
würde  die  Versicherung  so  zu  behandeln  sein^  als  wäre  sie  mit  der 
Klausel :  ,,frei  von  EriegsmolesV^  gezeichnet.  (Vgl.  Voigt  im  Neuen 
Archiv  rV  S.  218  f.  Note  49). 

Abs.  3  zeigt;  dass  das  Gesetz  die  Uebertragong  der  Versiche- 
rung als  Substituirjung  eines  neuen  Versicherten  in  der  Person  des 
Erwerbers  behandelt.  Trotzdem  giebt  es  dem  Versicberw  das 
Recht;  dem  Erwerber  gegenüber  nicht  nur  alle  ihm  aus  dessen 
Person  zustehenden  Einreden  und  Gegenforderungen;  sowie  alle 
Einreden  aus  dem  Assekuranzrecht  (wie  z.  B.  wegen  Verletzung 
der  Anzeigepfiicht  Seitens  des  ersten  Versicherten)  gehend  zu 
machen;  sondern  auch  alle  nicht  assekuranzrechtlichen  Einredeu 
aus  der  Person  des  ersten  Versicherten,  soweit  sie  aus  d^  Zeit 
,.vor  der  Anzeige  der  Uebertragung"  herrühren.  (Prot.  VH 
S.  3648  f.) 

2.  Ist  die  an  Order  lautende  Polize  durch  Indossament 
auf  den  Erwerber  des  versicherten  Objekts  übertragen  worden,  so 
sind  f&r  das  Verhältniss  des  Assekuradeurs  zum  Erwerber  die 
Art.  303  und  305  massgebend. 

üeber  Kaskoversicherung,  auf  welche  sich  der  Artikel  an  und 
für  sich  nicht  bezieht,  s.  Art.  905. 

Art.  905. 

Die  Vorschriften  des  Art  904  gelten  auch  im  Falle  der  Ver- 
sicherung einer  Schiffspart, 

Ist  das  Schiff  selbst  versichert,  so  Jcommen  dieselben  nur  dann 
zur  Anwendung,  wenn  das  Schiff  während  einer  Reise  veräusseri 
wird.  Anfang  und  Ende  der  Reise  bestimmen  sich  nach  Art.  827, 
Ist  das  Schiff  auf  Zeit  oder  für  mehrere  Reisen  (Art.  7iS0)  versichert 
so  dauert  die  Versicherung  im  Falle  der  Veräusserung  während  einer 
Reise  nur  bis  zur  Entlöschung  des  Schiffs  im  nächstm  Bestirnnrnngs- 
hafen  (Art.  827). 

Dass  die  Uebertragung  einer  Kaskoversicherung  nicht  einfach 
unter  den  im  Art.  904  aufgestellten  Regeln  der  Uebertragung  einer 
Versicherung  überhaupt  steht,  wurde  auf  der  Hamburger  Konferenz 
damit  motivirt,  ;;dass  die  Assekuradeure  bei  Kaskoversicherungen 
grosses  Gewicht  auf  die  Persönlichkeit  des  Rheders  zu  legen 
gewöhnt"  wären,  namentlich  anerkannt  tüchtigen  Rhedern,  welche 
ihre  Schiffe  mit  aller  nur  möglichen  Sorgfalt  auszurüsten  pflegten, 
;, Versicherungen  oft  gegen  viel  geringere  Prämien  bewilligt''  würden, 
als  anderen,  weshalb  das  Recht  des  Versicherten,  die  Versicherung 
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zu  überkagem,  auf  diejenigen  Fälle  beacfarstild;-  werdeti  müflse,  ,^ 
denen  eine  EinVrirkung  des  Erweirbecs  auf  die  Gefahr  &st  gänzlich 
jLUBgesohlofesen  sei^^  Dies  ist  einmal  der  Fall  bei  der  Versicherung 
iron  Schiffsparten ,  weil  hierbei  nicht  anzunehmen,  daas  der  Ver- 
sicherer ein  sonderliches  Gewicht  auf  die  Peraon  des  Partinhabers 
lege,  aodann  bei  der  Versicberung  des  ganzen  Schiffs ,  wenn  das 
Schiff  während  einer  Reise  yeräussert  wird,  weil  die  Persönlich- 
keit des  Bheders  nur  mit  Rücksicht  auf  die  Ausrüstung^  Be- 
mannung des  Schiffs  und  dgl. ,  also  vor  Antritt  der  Reise  von 
grosser  Bedeutung  ist    (Prot  VII  S.  8654-3656.  VIII  S. 4453 f.)*) 

Die  Allgemeinen  Bedingungen  (§  162)  fugen  den  Bestimmungen 
dieses  Artikels  die  Vorschrift  hinzu: 

Von  dem  Thetl  der  IVämie,  toeleher  auf  den  Zeitraum  nach 
der  vorgedachien  Entlöschung  des  Schiffs  vaJidirt  resp.  verhäÜniss- 
massig  fUr  die  fermren  Meisen  zu  retAnes^  ist,  hat  der  Versicherer 
dem  Versicherten  snjm  DriUtheüe  aurück  eu  vergüten.. 


*)  Das  regelmässige  französische  PoUzen-Pörmular  (fiir  Kaskoversiche- 
rung Alt.  28)  eathäh  folgende  BeBtimmiing  i  La  venie  pufiKque  du  navire 
jait  cesser  de  plein  droit  Tcusurance  au  jour  de  la  vente,  L'aseurane^  con- 
tinue  de  plein  droits  en  cos  de  vente  privie  s'appliquant  ä  moins  de  moiti4 
de  VifitSrH  OMUrL  En  cos  de  vente  prwSe  sfapplvquant  ä  moitiS  au  moins 
de  VinUret^  et  tM;mHon$U  eur  Vaots  de  francieation^  Vu9$nranoe  de  l^int^ret 
vendu  ae  continue  quA  si  Vacqy^reur  Va  demand6  attx  ae^ureurg  et  aHi  agrei 
par  eux. 
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leistet^  ist  der  Versicherte  mr  unverzüglichen  Rückzahlung  desjenigen 
verpflichtet,  wovon  es  sich  später  herausstellt^  dass  es  dem  Versicherten 
nicht  gebühre.  Auf  demjenigen^  welcher  für  fremde  Rechnung  oder 
als  Vertreter  eines  Dritten  Versicherung  genommen  hat,  lastet  deshalb 
keine  persönliche  Verbindlichkeit 

Ist  eine  Versicherung  für  fremde  Rechnung  oder  im  Auftrage 
und  Namen  eines  Auswärtigen  geschlossen,  so  braucht  der  Versicherer 
die  Vorschüsse  und  vorläufigen  Zahlungen,  welche  auf  Grund  dieses 
tmd  des  vorstehenden  Paragraphen  ihm  obliegen,  nur  gegen  eine  jbu 
bestellende  sichere  Kaution  zu  leisten. 
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einer  Ge&hrdung  ihres  Pfandrechts  entstehen.  Lässt  z.  B.  ^,der 
Schiffer  oder  der  Rheder  sich  eine  das  Bodmereiobjekt  ge&hrdende 
Handlung  vor  dem  Fälligwerden  der  Bodmereischuld''  zu  Schulden 
kommen,  so  verjährt  doch  die  Entschädigungsforderung,  obwohl 
sie  ^,mit  dem  Eintritt  der  beschädigenden  Handlung'^  entsteht  und 
fälhg  wird^  erst  in  demselben  Zeitpunkt,  wie  die  Bodmereischuld 
selbst  (Prot.  VI  S.  2966  f.). 

Art.  908. 

■ 

Die  Verjährung  beginnt: 

1.  in  Ansehung  dkr  Forderungen  der  Schiffsbesatzung  (Art.  75/ 
2Xff.  4)  mit  dem  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  das  Dienst- 
oder  HeuerverhiUniss  endet,  und  •  fäRs  die  Anstellung  der 
Klage  früher  möglich  und  zulässig  ist,  mit  dem  Ablaufe  des 
Tages^  an  welchem  diese  Voraussetzung  zutrifft;  jedoch  itomnvt 
das  Recht,  Vorschuss-  und  Abschlagszahlungen  zu  verla/ttgen^ 
für  den  Beginn  der  Verjährung  nicht  in  Betracht; 

2»  in  Ansehung  der  Forderungen  wegen  Beschädigung  oder  ver- 
späteter Ablieferung  von  Cfütem  und  Rei^^e-Effekten  (Art.  757 
Ziff.  8  und  10)  und  wegen  der  Beiträge  zur  grossen  Haverei 
(Art.  757  Ziff.  6)  mit  dem  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem 
die  Ablieferung  erfolgt  ist,  in  Ansehung  der  Forderungen  wegen 
Nichtablieferung  von  Gütern  mit  dem  Ablaufe  des  Tages,  an 
welchem  das  Schiff  den  Hafen  erreicht,  wo  die  Ablieferung  erfolgen 
sollte,  und  wenn  dieser  Hafen  nicht  erreicht  wird,  mit  dem 
Ablaufe  des  Tages ^  an  welchem  der  Betheiligte  sowohl  hiervon 
als  auch  von  dem  Schaden  zuerst  Kenntniss  gehabt  hat; 

3.  in  Ansehung  der  nicht  unter  die  Ziff.  2  fallenden  Forderungen 
aus  dem  Verschulden  einer  Person  der  Schiffsbesatzung  (Art^ 

•  757  Ziff.  10)  mit  dem  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  der  Be^ 
theiltgte  von  dem  Schaden  Kenntniss  erlangt  hat,  in  Ansehung 
der  Entschädigungsforderungen  wegen  des  Zusammenstosses 
von  Schiffen  jedoch  mit  dem  Ablaufe  des  Tages ,  an  welchem 
der  Zusammenstoss  stattgefunden  hat; 

4.  in  Ansehung  edler  anderen  Forderungen  mit  dem  Ablaufe 
des  Tages,  an  welchem  die  Forderung  fällig  geworden  ist. 

Wenn  das  Gesetz  in  Ziff.  1  von  der  Möglichkeit  der  Klage- 
anstellung spricht,  so  hat  es  dabei  im  Auge  sowohl  die  Juristische 
Möglichkeit^*  derselben,  ^^die  Elagbarkeit  des  Ätisprucfas^;  als  auch 
^die  faktische  Möglichkeit  der  Verfolgung  der  Elage^  durch  den 
Gläubiger,  welche  Möglichkeit  dann  z.  B.  nicht  vorhanden  ist, 
wenn  weh  der  Schiffer  reap.  der  Schiffsmaim  noch  auf  der  Reise 
befindet»  Indem  das  Gesetz  das  Erfordemisa  der  Zulässigkeit 
hinzufügt^  trägt  es  dem  Umstände  Rechnung,  dass  der  Schinsmann 
den  Sehiffer  vor  einem  fremden  Gericht  nicht  belangen  darf.  (Prot 
VI  &.  2951  f.;  vgl.  Semanns-0.  §  105). 

Lewis,  Seeredit.    K.  26 
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Att.  90^.    ■  ^-'  '     '" 

Femer  verjähren  in  einefn  Jahre  die  wif  defh  Oütehn  ^tmffen  der 
Fracht  Mbst  aüen.  NSengehükrefij  wegen  rföS  Liegegeldes,  der  mts- 
gelegten  Zölle  tmd  sartstigen  AKslctgen^  wegen  der  !Bodini€reigdSer, 
der  Beiträge  mr  grossen  S&v&ei^  find  der  Bergung^  tmd  SSäfskoskn 
haftenden  Fordenmgen,  sowie  alle  persönHiohen  Ansprüdte  gegen  dk 
LadMngshetheiligten  und  die  Forderungen  wegen  der  UeberfiArtS' 
gelder. 

Die  Verjähnmg  beginnt'  in  Ansehung  der  Beiträge  zwt  grossen 
Saverei  mit  dem  Ablaufe  des  Talges,  an  twelchem  die  heitragspftick- 
tigen  Güter  abgeUeferi  sind,  in  Ansehung  der  übrige»  Formierungen 
mit  dem  AJbla/ufe  des  Tages,  an  ioelchem>  die  FäUigkeit  eingetreten  ist. 

1.  Der  Artikel  handdt  selbstverBtäudlich.  nicht  hloa  von  den 
Forderungen  des  VerirachterB;  sondern  aller  PerBonem,  denen  die 
hier  ao/gezählten  ForderuDgen  xusteben  können ,  des  Bodmerei- 
gläubigers, der  Havarieinteressenten  u.  s.  w. 

2.  Wenn  alle  persönlichen  AnsprfLche  gegen  die 
Ladungsbetheiligten  der  einjährigen  Verjährung  unterworfen 
werden,  so  sind  hierunter  ni.  C  nicht  alle  Forderungen  aus  Fracht- 
verträgen zu  vex'stehen..  Es  war  nämliah,.  wie,  auf  der  BGamburger 
Konferenz  hervorgehoben  wurde,  durchaus  nicht  die  Absicht^  för 
«alle  aus  dem  Schifffahrtsbetrieb  herrührenden  Forderungen"  eine 
Kurze  Verjährungszeit  vorzuschreiben.  Vielmehr  .«oUtQn  die  Be- 
stimnoiungen  des  bürgerlichen  Rechts  über  die  Da^er  der  Verjährangsr 
zeit  nur  so  weit  ausser  V^irksamkeit  sresetzt  werden^  alß  ,,da8  be- 
sondere Bedürfniss  des  Seehandels  und  der  Schifflfahrt"  es  erfordert. 
Demnach  wurde  auch  ausdrücklich  anerkannt,  dfiss  die  Forderungen 
gegen  den  Schiffer  und  die  Schiffsleute  aus  den  Dienst-  und  Heuer- 
verträgen, die  Forderungen  wegen  Bruchs  der  Cbartepartie  Seitens 
des  Rheders  nicht  der  kurzen  Verjähiningsfrist  unterliegen  sollten. 
nProt.  Vt  S-  2960-29625  vgl.  Entsch.  des  R  O.H.G,  XX  S- 260.1.) 
Allerdings  hatte  der  Preussische'  Entwurf  (Art.  689)  ganz  all- 
gemein die  Forderungen  des  Schiffers  oder  liheders  auf  Zahlung 
der  FVacht  oder  Passagegelder  der  einjährigen  Verjährung  unter- 
worfen. Allein  dass  man  auf  der  Hamourger  Konferenz  hierunter 
gleichfalls  nicht  schon  jede  Forderung  aus  dem  Fracht  vertrage 
verstand,  ergiebt  sich  daraus,  dass  man  noch  ausdrücklich  an« 
erkannte,  dass  in  „den  Ansprüchen  auf  Fracht"  zugideh  die  Regress- 
klagen   gegen   den    Befrachter  wegen   der  Fracht"  begriffen  seien 

Prot.  VI  S.  2952).  Bei  der  jetzigen  Fassung  des  Artikels  aber, 
ie  sich  bereits  im  Entwurf  aus  I.  Lesung  (Art.  673)  findet,  kann 
man,  wie  das  Hamburger  Handelsgericht  in  einem  vom  Obergericht 
bestätigten  Erkenntniss  vom  8.  Oktober  1874  (Hamb.  Handelsge- 
richts-Zeit  von  1874  Nr.  239,  von  1875  Nr.  25)  richtig  ausführt, 
unter  einem  Ladungsbetheiligten  „nur  den  Eigen thümer  des 
verladenen  Guts  oder  denjenigen,  welcher  als  Inhaber  des  Kon- 
nossements oder  aus  sonst  einem  Grunde  zur  Verfügung  über  das 
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Gat  berechtigt  ist^^  verstehen,  amd  Uerauf  weisen  auch  die  in  der 
Fassung  des  in  Rede  stehenden  Artikels  im  Entwurf  aus  I.  Lesung 
sieh  findenden  j  spA^ier  beseitigten  Oitate  (Art.  558  =^  624.  Art. 
689  =  680  und  681,  Art.  629  s=  783)  hin.  Danach  würde  der  ein- 
jährigen  Ventthrang  unterliegen  die  auf  Art.  615  sich  stützende 
Klage  des  Verfrachters^  g^en  den  Empfänger  der  Güter  und  die 
auf  Art.  628.  629  basirte  Regressklage  gegen  den  BefVachter;  denn 
in  diesen  Fällen  wird  der  letztere  mit  Rücksicht  auf  sein  Verhält- 
niss  zu  den  verladenen  Gütern  in  Anspruch  genommen.  Dagegen 
gr^  bei  der  Frachtfordenxng  ge&en  den  Befrachter,  die  sich 
ledigUoh  auf  die  von  ihm  in  der  Onartepartie  übernommene  Yer- 
bincUiehkeit  zur  Zahlung  gründet,  die  V^ährung  des  bürgerlichen 
ßechts  PlatB.  Demgemäss  auch,  wie  das  Hambui*ger  Handelsgericht 
in  dem  oben  citiften  Erkenntnise  ausfährt,  die  nach  Art.  642  dem 
Yerfirachter  für  eine  Zrureise  des  Schiffs  in  Ballast  unter  den  da- 
selbst angegebenen  Voraussetzungen  zustehende  Entschädigungs- 
forderung. 

'  Art  910. 

JEä  vmdfiren  in  fmf  Jahrm  die  Forderungen  des  Versicherers 
tmä  des  Versieherten  aus  dem  Versicherungsverträge. 

Die  Verjährung  beginnt  mit  dem  Ablaufe  des  letzten  Tages  des 
Jahres,  in  welchem  die  tersieherie  Heise  beendigt  ist,  und  bei  der 
Versicherung  auf  Zeit  mit  dem  Äbtaufe  des  Tages,  an  welchem  die 
Versfcherungsaevt  endet.  Sie  beginnt,  wenn  das  Schiff  verschollen 
ist,  mit  dem  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  die  Verschollenheitsfrist 
endet 

Die  für  den  Fall  der  Verschollenheit  des  Schiffs  getroffene 
Bestimmung  über  den  Beginn  der  Verjährung  findet  sowohl  bei 
der  Reise-  wie  Zeitversicherung  Anwendung,  und  zwar  greift, 
'wie  der  Wprtlaut  (,,wenn  das  Schiff  verschollen  ist'')  zei^  dieae 
Berechnung  der  Verjährungszeit  nicht  nur  Platz  hinsichtlich  der 
jjBiVLH  der  Verschollenheit  sich  ergebenden'^  Ansprüche,  sondern 
auch  hinsichtlich  aller  anderen  „etwa  schon  vor  Beginn  der  Ver- 
schollenheitsfrist begründeten  und  aus  derselben  Versicherung  her- 
rührenden" Forderungen,  „selbst  wenn  diese  unter  anderen  Verhält- 
nissen einer  anderen  Verjährungsfrist  unterliegen  würden."  (Prot. 
Vn  S.  8680.) 

In  den  Allgemeinen  Bedingungen  lautet  der  diesem  Artikel 
entsprechende  §  163: 

Die  Forderung  des  Versicherten  an  den  Versicherer  aus  dem 
Versicherungsvertrag  erlischt  durch  TerjäJirung,  wenn  sie  nicht  inner- 
halb  fünf  Jahre  nach  dem  Tage  der  geschehenen  Andienung  des 
Schadens  (ß  143)  durch  Anstellung  gerichtlicher  Klage  geltend  ge- 
macht mra. 

Die  dem  Versicherer  gegen  den  Versicherten  zustehenden  Forde- 
rungen (auf  Prämie ,  auf  etwanige  Rückvergütung  u.  dgl.)  erlöschen 
durch  Verjährwng,   wenn  sie  nicht  innerhalb  fünf  Jahre,  nachdem 
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sie  entstanden  äindy  durch  Anstellung  gerichÜicher  Klage  geltend  gc 
nMcht  werden. 

ÄussergericMUche  Mahnungen  verhindern  den  Eintritt  der  Ter- 
jährung  nicht. 

Gegen  die  Versäumung  der  rechtBeitigen  Klagstellung  findet  keine 
Wiedereinsetjning  in  den  vorigen  Stand  Statt, 

Die  Bremer  Bedingungen  verordnen  (§  71): 

Versäumt  der  Versicherte  die  Anmeldung  eines  auf  einer  euro- 
päischen Reise  entstandenen  Schadens  länger  ais  achtzehn  Monate, 
oder  eines  atff  ei^er  andern  Reise  ent$t(fndenen  länger  als  zwei  JahrCy 
vom  Tage  'Ser  Polis^  m^ff^r^ä^id;  s^^^  ^Mti&lM'J^Upfttihe  an  den 
Versicherer  erloschen,  und  zu)ar  dergestalt,  dass  sie  auch  nidU  als 
Einreden  geltend  gemacht  werden  können;  nicht  weniger,  wenn  An- 
sprüche zwar  erhoben^  aber  ün  Falle  verweigerter  Zahlung  nicht 
innerhalb  dreier  Jahre,  vom  nämlichen  Tage  an  gerechnet^  bei  Ge- 
richt anhängig  gemußt  sind.  ^      *.   ^      .*    M  s»,»    ;.,.. 

Nur  dann  wenn  der  Versicherte  nachweist;  dass 'eine  rechtzeitige 
Anmeldung  öder  eine  gerichtliche  Bettendmcuhung  seines  Ansprudie 
den  Umständen  nach  unmöglikh  war,  kömmt  ihm  nodh  von  dem 
Augenblicke  an,  da  er  zur  Anmeldung  oder  zur  gerichttidhen  GeUpnd- 
machung  %m  SjLQ(i^de  war,^  eine  neue  Fr^t  vi(m,ß Monaten  m^  Oute. 
Indessen  darf  in  keinem  Falle  die  Frist  fünf  JcAre  vom  Tag^  der 
FoUze  an  überschreiten:*) 

■    ,     ',      ,  Art'  911., 

Fme,  Forderung^  welche  nach  den  Art  906  bis  9i0  verjährt  ist, 
kann  oMch  im  Wege  der  Kompensation  oder  sonst  als  Qegenfi^rderung 
nicht  geltend  gemacht  werden,  wenn  sie  zu/r  Zeä  der  JEnisiehung  der 
anderen  Foraemna  bereits  verjährt  war. 

Das  Qesetz  hat  nicht  die  Förderung  durch  diö;  Ver Jährunff 
voUflCändig  untergehen  lassen  ^  sondern  nur  den  Satz  aofgeateilt, 
dttHB  eine  verjäJirte  Forderung  ^^dann  moht  exdpiendo  und  nament- 
lich nicht  compensando  geltend  gemacht  werden'*  darf,  wenn  „der 
eingeklagte  Anspruch  erst  nach  der  Venährung  derjenigen  Forde- 
rung entstanden^'  ist,  welche  excipienao  geltend  gemacht  weorden 
soll.  (Vgl.  Prot.  VIII  S.  4203—4209.)  Dagegen  erklären  die 
Bremer  Bedingungen  (§71)  durch  die  Verjährung  den  Anspruch 
selbst  filr  erloschen. 


*)  Hinsichtlich  des  Beginns  der  Veijährangszeit  stiramen  <fie  Bremer 
Bedingungen  mit  dem  Codf  de  commerce  überein:  (ort.  4S2)  TotUe  action 
dMvant  —  d^une  ^olice  d^aasurance^  est  prescrüe  apres  einq  ans,  ä  eompter 
de  la  date  du  contra^. 


•**'    '^X  ]r.\ 


(Vgl  B<L  I  S.,  335  f.) 

>  .'       '  •  .     .  \>      '  \  .         ■  ,  «.      .  • 

Abbott  (Lord  Tenterder^J^  treatüe  of  (he  law  r^latwe  ia  v^er^homt  ßh^s  and 

feofMUy  U.  M  hl.  Sih$$,,  J^Q^doH^  t$S7. .  , 

AUgemeiae  Seeyfir8|cl)arm»g9:B«diagu^gei^  von « der  Handelskmppmaei  ia  HuabiiYg 

veraoBtaltete  Au^l^e.    Hamburg  1867., 

Vorarbeiten  hierzu : 

L   Neu   revidirter  Plan  Hambuxgischer  Seevermcherungen  (auf  Veranlassung 

der  JBUunbnrger  Kommerz -Deputation  von  Voigt  in  Lübeck  ausgeaibeitet). 

Hambuig  1868. 
2.  ErläutezSnffen  zu  dem  Entwurf  eines  neu  revidirten  aJUgomaineo  Plana  Hanv 

burgischer  E^eeversicherunKen  (von  Vo^).    Hamburg  1868. 
.  3.  Allgemeine   VersicherunfSbediqgiinffQi^  ,  der   norddeutschen  Versicherungs- 

Gesellschaften  auf  der  Grundlage  des  A.  D.  H.G.B.    Entwurf  von  Voigt. 

Hamburg  1864- •)       ,  ,^ 

4.  Aendei*ung8 -Vorschläge  der  Stettiner  'See-Veracherer  zu  dem  Voigf sehen 
£ntwa^  All^eoieiner  Versichenmefl-Bednurangeii  deor  norddeutsoken  Ver- 

5.  Erl&uteruneen  der  Stettiner  AendemngS'Vorschl&ge  zu  dem  Voigfschen 
Entwurf^  AUgen^einer  Versicherungs- Bedingungen  der  norddeutschen  Ver- 
sicherungs-Gesellschaften. 

6.  Bemerkungen  dör  Lübeeker  Haud^skammer  zu  dBln  EnCwiirfe  der  Allge* 
meinen  VsrsiolieniqCT-BQdinfinmgen.  der  nord^aatsdheik  See^Versichorungs- 
G^aellsohaflpn  auf  dev  Gmnqlafre  des  A,  X>«;]^G.B.    Lübeck  1865. 

7.  Bemerkungen  der  Bremischen  Kommission  für  die  Abänderung  der  Asse- 
kuianz-BeäingungenTon  1854  zu  dem  Entwurf  der  Allgemeinen  Vendc^ertm^- 
Bedingungen  del  norddentächen  Versiehemngs-G^eHsefaafteii  yxm   1884. 

-BreKica.lc65.  ■ 

^  Hamborgisdie  Aen4^rQ«gV-VoiBchl&ge  zu  dem  Entwurf  AllgeiAeiner  Ver- 
sidierungs-Bedingungen  auf  Grundlage  des  A.  t).  H.G.B. 

9.  Allgememe  Bemngungen  der  noradeutschen  See -V^rracherungs- Gesell- 
schaften. Revidirter  l&itwurf.  Hamburg  1866  (von  Voij^t  unter  Berück- 
ttohtigvng  der  von  SachveratioMÜg^  zu  Stettin,  Lübeck^  Sremen,  Hamburg 
erhobenen  Monita,  mit  fortlaufenden  Anmerkungen  des  Verf.). 

10.  Antrage  der  Stettiner  See -Versicherer  auf  Abänderung  des  revidirten  Ent- 
wurfs zu  den  Allgemeinen  Bedingungen  der  norddeutschen  See-Versiche- 
mngs-Gesellschaften. 

11.  Hamburger  Bemerkungen  zum  Entwurf  von  1866. 

*)  Diesor  Entwurf  ist  der  Ordnnng  dea  H.G.B.  angepaist,  w&hrend  der  erate  yoigt*fclie  Entwwf 
der  Ordnang  dee  Allg.  PUns  Hamburgifcher  Seerecpiolieniiigen  folgt.  Die  Htmbnrger  jEommerx-Depn- 
tation  hatte  du  auf  eine  derartige  Umgestaltang  dee  Entwurfs  gerichtet«  Ersuchen  an  Voigt  anf  die 
Teranlaasnng  ron  Bremen  gestellt. 
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12.  Zum  revidirten  Entwurf  der  Allgemeinen  Bedingmigen  der  norddeQiBchen 
See -Veisicheranes- Gesellschaften  von  1866.  BemerSnnffen  zn  den  Monitis 
der  Hamburgiscnen  Assekuradeure  mid  der  Stettmer  See-Verncherer  von 
November  und  Dezember  1866  (von  Voigt). 

Arnotddy  on  the  law  of  marine  insurance,  4,  ed.  by  Maclachlan.   London  1872, 

Benecke's  System  des  See-A^sekuranz-  und  Bodmerei-Wesens,  umgearbeitet  von 
Nolte.    Hamburg  1851.  1852. 

Brandt,  über  Seeyendchemng.  Leipzig  1878  (aus  den  Annalen  des  gesammten 
Versichemngswesens). 

Caumont,  dictionnaire  univereel  de  droit  maritime.    Paris  1869, 

Crespo  coure  de  droit  maritime^  ed.  Laurin.  Paris — Aix  1876,  1878, 

Crump^  the  prinoiples  of  tfie  law  rfil^nf  <#  fiHsrim)  tnsur^f^Cf*  Jtondan  1875. 

Französische*)  See-Versicherung -Polizen  (für  KaaJ^overeicherung  vom  15.  Juli 
1878  und  für  Waarenversicnerung  vom  15.  December  1873)  in  Victor  von 
John,  die  See-Versicherungs-Polizen  der  wichtigsten  Seeplätze  der  Erde. 
Triest  1874.    S.  185  ff.    S.  201  ff..      • 

Goujet  et  Merger  ^  dictionnaire  de  droit  commercial  3.  ed.  par  Ruhen  de 
Cottder,    Paris  1877. 

Maclachlan ,  treatise  on  the  law  of  merchant  shippingf,  2  ed.    London  1876, 

Pardessus^  oowrs  de  droit  commercial  III  6.  ed,    Paris  t86$* 

Pohls,  Darstellung  des  See-Asseknranzrechte  (Band  IV  der  DaialelluDg  des 

femeinen  Deutschen   imd    des  Hamburgischen  HandebreohtB).     HamlHirg 
832.  1834. 

Tecklenboig,  Allgemeine  See-yersichemngs- Bedingungen  von  1867  mit  einem 
Kommentar.    Bremen  1868. 

Tecklenboig,  System  des  See-Versiclilerung^weBtos.    Bremen  186S. 

Versicherungs  -  Bedin^ngen  der  Bremischen  See -Versichenmgs- Gesellschaften, 
revidirt  1875.  (von  den  Ass^rnradeuren  angestellt.  Der  vt)n  der  Bremer 
Handelskammer  gemachte  Versuch  einer  Revision  der  Bremer  Bedingungen 
von  1854  fürte  zu  keinem  ResullHte.) 


*)  Im  Jfthre  1878  hat  eine  zu  Paris  tagende  Yereammlang  der  fransMsehen  ▼ecsiekerer  der 
scUedetieB  Pl&tie  geneinsame  Peliien-Formmlare  Ar  Kaekovertidhemiif  und  Waaiwivarnckenaig 
angenommen  (Labraqtu-Bwdmtae,  tra/iU  dta  aaaurancef  maritimes.  Forts  —BordtauM  2B76  p,  4$  tfM- 
54  »qu. 
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Bystem  des  Deutschen  Seerechts  hn  Onmdriss. 


H.G.B.  Y  Tft.  I. 

Vom  SchiflferegiBter:  Art.  482-438. 

Von  der  Verausserung  des  Schiffs  und  der  Schiffsparten:  Art.  439 — 442. 

Vom  Schiff  und  den  Fertinftnzen  desselben:  Art.  443. 

Von  der  Reparaturunf&higkeit  und  -Un Würdigkeit  de«  Schiflfe:  Art.  444. 

Von  der  Scmü^besatzung :  Art.  445. 

Arrestfreiheit  des  Schifib,  der  Ladung  und  der  Besatzung:  Art  446. 

H.O.B.  Y  Tit.  U. 

Vom  Rheder:  Art.  450—455. 

Von  der  Rhederei:  Art.  456—468.  467—475. 

Vom  Korrespondentrheder;  Ajt»  459 — 466.         ^   . 

Vereinigung  mehrerer  Personen  zur  Erbauung  eines  Schifi^  und  zur  Verwendung 

desselben  zur  Seefahrt:  Art.  476. 
Verwendung  eines  fremden  Schiflfe  zum  Erwerb  durch  die  Seefahrt:   Art.  477, 

H.G.B.  Y  Tit,  in. 

Von  den  Pflichten  des  Schiffers  in  seiner  Eigenschaft  als  Führer  des  Sofaiffii: 

Art.  478—485. 
Vom  Schiffsjournal:  Art.  486-489. 
Von  der  Verklarung:  Art.  490—494. 

Der  Schiffer  als  Vertreter  des  Bheders:  Art.  495—503.  512. 
Der  Schiffer  als  Vertreter  der  Ladungsinteressenten:  Art.  504 — 511.  512. 
Der  Schiffer  soll  lediglich  im  Interesse  der  Bheder  das  Schiff  fuhren:  Art.  513  f. 
Vertragsverhältniss  zwischen  Schiffer  und  Rheder:  Art  515—526. 
QualiSation  des  Schiffers:  Art.  527. 

Seemannsordniuig  vom  27.  Dezember  1872. 

Bedeutung  der  Bezeichnung  „Schiffer^:  §  2. 

Bedeutung  der  Bezeichnung  „Schi&nannschaft^:  §  3. 

Vom  Seemannsamt:  §  4. 

Von  den  Seefahrtsbüchem:  §  5 — 9. 

Von  der  Musterung:  §  10 — 23. 

Vom  Heuervertrag:  §  24 — 27. ' 

Vertra^sverhältniss  des  Schiffismanns:  §  28 — 71. 

Disziplmargewalt  des  Schiffers:  §  72—80. 

Strafoestimmungen  gegen  den  Schifismann:  ^  81 — 95. 

Straf bestimmungen  gegen  den  Schiffer  und  die  Offiziere:  §  96—99. 

Oertliche  Herrschaft  der  Straf  bestimmungen  und  Verjährung:  §  100. 

Das  Seeamt  al^  Untersuchungsgericht:  §  101. 

Der  Schiffer  als  Vertreter  der  Kriminalpolizei  auf  See:  §  102  f. 


Stir«t%kieiteti]29td8cfaetf^dchifito'utid43^sl^^  '    i:'.; 

Verwendung  der  Strafgelder:  §  107.  '  '  -T    •  »     n  .i-^  im\^   ,v^.:.-  .  • 

Arten  des  Frachtvexiangs:  .Ajrt.  £i57:— 559«       ,»1...  .  i.iu.H-tt^ 

Verpflichtungen  deßT^^öicfitÄs:  Art.  5«tf-^^.  SS^T'"^^ 

Verpflichtungen  des  Befrachters  in  Bezug  auf  di^  atenaadeaideniGiiter!  Art  $01  £ 

Von  det  AMääun^  4et  Ofiter:  Ait  5^-^580.  586i  dSa  591. 'ft98/ 

Recht  «kto  Böfeftchters,  tOtt  Frachtverträge '^vülkfirlkhy>llbe^^^^  fintriohtmig 
von  Fautfracht  zurückzutreten:  Art^l— 585;  587  f.  ödO-  •    . 

Von  der  Entl5dchung  der  Oiltef  und  der  Pflicht  'des  Fmpftafcgwm^  dieBelben 
abzunehmen:  Art.  593-606.  '    < 

Umfang  der  Hafbfthg-des  VeiCr4ii(hltiMi&r^<die  empftiig«toen>G4te;  Aii^  j50{7---4i4. 

Verbindlichkeit  des  Ladungsempfangers  zur  Zahlung  der  Fracht  mit  Neben- 
gebühren und  zur  Berichtigung^  d^.yLätflal{^en  und  Unkosten  des  Ver- 
pächters: Art  615^628.  .' 

Sicherung  des  Verfrachters  w^en  seiner  Ansprüche  gegen  den  Emp^Miger: 
Art  624.-628,  ^  .  ,    . 

Verj^lchtung  des  Be£rachtexB  zur  Be$;iedigung  des^  Vei^fracbters  w^igen  seiner 
Forderungen  aus  dem  Frachtvertrage:  Art.  629. 

Auflösung  des  Frachtvertrags  kx  Fq^  ^^  .^^f!1^  *  ^^  ^^ — ^^ 

Vom  Konossement:  Art  64f— *6^. 

Von  der  Unterverfrachtung:  Art.  664«: 

H.G.B.  T  yitivi. 

Von  dem  Frachtgeschäft  zur  Befc^rdenrng  ron  Beisei)de&:.  Art  OlSd'^-^679. 

H.G.B^  V  Tit.  Vn.  : 

Wesen  des  Bodmereigeschäfts:  Art  680^-682.  ese-TOft.    '    *  '       ' 

Der  Bodmereibrief:  Art  683— «85.  687. 

Zahlung  der  Bodmereischuld :  Art.  688— 696.  '    ' 

Becht  des  Bodmereigläubigers:  Art  691  f.  697.  698. 

Verpflichtung  des  Schiffers  (und  eventuell  des  Itheders)  aus  einem  angegangenen 

BodmereigeBohaft.    Art.  693-^696. 
Aud^a^eben  dev  Bodmereiseiset  Axt' 0^4. 
Uneigentliche  Bodmerei:  Art.  701  (Hinweis  auf  die  Partikularrechte). 

,    H.e.B.  T  Tit.  vni. 

Abschn.  L 

B^riff  der  grossen  Havarie:  Art.  702.  7<H— 7p7. 
Wichtigste  Fälle  der  gropsen  Havarie:  Art  708. 
Besondere  Havarie:  Art  708.  709. 

Ermittelung  des  in  die  Havariegrosse  gehörenden  Schadens:  Art.  711—717.710. 
Feststellung  und  Vertheüung  des  Schadens;  von  der  Dispache:  Art.  718.  729 — ^731. 
Berechnung  der  zum  Schadensersatz  beitragenden  Werthe:  Art  719 — 726. 
Hechte  der  aus  der  Havariegrosse  Vergutungsberechtigten:  Art  727.  728.  732  t 
Nach  Analogie  der  Havariegrosse  behandelte  Fälle:  Art  637.  734w  735. 

Abschn.  IL 
Schaden  durch  Zusammenstoss  von  Schiffen:  Art  786—741. 

GdsetK  vom  27.  J«li  1877» 

Untersuchung  von  SeeunföUen. 

H.O.B,  Y  Tit  IX. 

Begriff  der  Bergung  und  der  HülMeistung  in  Seenoth:  Art.  742. 
Festsetzung  des  Bergelohns  und  Hulfislohns:  Art.  743—749. 


S^toaite  D^i^bidnB  aecnehte.' ifll  Ci^tiudrm;^  40d 

Vertheaunff  des  BttgekAas  jtKlorifiiiiftAohoa  imteif;  il»eliT0^         (der*  B«t«iui^ 

beiheiEgte  Personen:  Art.  750  £  '<  f  ;>    .  1:     t  .:;<  -  »•    .  .      -  .      ; 

AwwchliMH  vom  Ansprach  anf  Berge-  und  HülMbhn:  Art.  752. 
Siehenmg  der  Ansprache  wegen^  B«tg«-Vai«|  ^ülfelohn:  753—755. 

StraB4vBf8<Mrdn1^^[r  Tom  i?,  l^al  199f4.  '.         '  ,' 

Voll  4eD  45tnaiilbehiM«n:  §  1^8..  . 

Von  dem  VerfahMn  bfii  Bergung  and  H&l&lebtung  in  Seettoth:  g  4-^*19. 

y«i.  Seenttwuif  und  slnndtHiftigte  Ckgenständen^  sowie  yoa  gesoxikeiüen  und 

seetriftigen  Gegenstätfdi^n:  1^  20-*-^. 
Yoii  dem  Aafgehb*»  Veriiihretti  in  BeBgunpBfiadiqa  mnd.  4eB\  Beehte  auf  herven-' 

lose  geborgene  Gegenstände:  §  26—35. 
Von  d^ör^Festaetsadig-  der.  Bforgttiig»'  lOid  Aülftkostm :  §  86— 4ili  . 

■  ''..■■»  '■■..•"    ««.a.B*  y  TIt  X. 

Arten  der  Forderungen,  welche  die  Rechte  eines  Schiffisgl&ufaigers  gewähren: 

Art.  757.  '       ■ 

Natar  der  Rechte  der  Schifegdäubiger:  Art,  758—769.  774—780.  781  Abs.  2.    . 
Moritätsordnung  der  ScHÄgBlubiger:  Art.  770—773.  774  Abs.  2.  781  Ah^.  1. 


.#  .    >    • 


Abschnj'L    ' 

Gegenstand  der  Seeversicherung;-  Art«  782-^784.  -789. 

Yersichming  für  eigene  und  fremde  Re(mnung:  Art  785—787. 

Form  des  VersiiSheraigtrvettraeB}  Art.  788. 

Vom   Yersicherungswerth    und    seinem   Yerhältniss    zur   Yersicherungssumme : 

Art.  790—807.  ..'..• 

Yom  Eintreten  des  Yersidberers  -nach  Erfüllung  seiner  YerpfÜQhtung.  in  die  dem 

Yersicherten  gegen  Dritte  zustehend^  Ansprüche,  welche  in  einem  Yer- 

hältniss  zur  fisatzleistung  stehen:  Art.  808  f. 

Abschn.  II. 

Anzeigepflicht  des  Yersicherungsnehmers   resp.   (bei  Yersichenmff  fax  &amde 
Itecnnung)  des  Yersicherten  beim  Abseblusse  des  YertragBi'  Art  81^-*815. 

Abschn«  HL 

Yon  der  Pflicht  des  Yersicherungsnehmers  resp.  (bei  Yersicherune  für  fremde 

Rechnung)  des  Yersicherten  zur  Zahlung  der  Prämie:  Art.  816. 
Yon  der  Yej^derung  der  vom  Yersicherer  übernommenen  Gefahr  nach  Ein- 
gehung des  Yertrags:  Art.  817—821. 
Yexpflichtungen  des  Yersicherungsnehmers  resp.  des  Yersicherten  nach  einge- 
tjtretenem  Un£Em:  Art,  822  £ 

Abschn   lY. 

Yon  den  Ge^hren,  für  welche  der  Yetsicherer  einzustehen  hat:  Art.  824  f. 
Yerhältniss  der  Entschädigunec^flicht  des  Yersieherers  zu  der  Ersatspflicht  eines 

Dritten  ^esenüber  dem  Yersicherten:  Art  826. 
Dauer  des  RisiSos  des  Yersieherers:  Art  827—837. 
Opfer,  Aufwendungen- und  Schäden,  welche  dem  Yersidierer  zur  Last  fisdlen: 

Art.  838-848.  848. 
Grenze  der  Haftung  des  Yeisiehereis:  Art  844 — 847. 
Gesetzliche  Beschr^ikung  der  Haftung  des  Yersieherers:  Art  849  f. 
Yertragsmässige  Beschrtmkung  der  Haftung  des  Yersieherers:  Art.  851 — 857. 

Abschn.  Y. 
Begriff  des  absoluten  Totalyerlustes:  Art.  858—861: 
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Umfang  der  Haftang  des  YendchererB  im  Falle  eines  absoluten  TotalverlnsteB: 

Art  862-864. 
Vom  Abandon:  Art.  865—875. 
Recht  des  Yersicberten  im   Falle  von  Beparaturonfähigkeit  oder  Beparator- 

unwürdigkeit  des  Schiffs:  Art.  877  f. 
Umfang  der  Haftung  des  Versicherers  im  Falle  eines  Partialschadens:'  Art  876. 

879-885. 

Abschn.  VI. 

Beweispflicht  des  Versicherten  bei  Geltendmachung  eines  Ersatzaspruchs  gegen 

den  Versicherer:  Art  886—890. 
Stellung  des  Versicherungsnehmers  und  des  Versicherten  bei  der  Versieherung 

für  fremde  Bechnung  gegenüber  dem  Versicherer:  Art.  891—895. 
Becht  des  Versicherten,  seme  Entschädigungsansprüche  aus  dem  Versicherung»- 

vertra^e  einem  Dritten  abzutreten:    Art.  896. 
Pflicht    des   Versicherers    zu    AbataMagazatfaingen    und   Vorschusaldstungen : 

Art.  897  f. 

Abschn.  VIT. 
Vom  Eistomo:  Art.  899—902. 

Einfluss  der  Insolvenz  des  Versicherers  auf  den  Versicherungsvertrag:  Art  90S. 
Uebertragimg  der  dem  Versicherten  aus  dem  Versicherungsvertrage  zustehenden 

Rechte  Sei  Veräusserung  des  versicherten  Gegenstandes  aui  den  Ibrwerber 

desselben:  Art.  904  f. 

H.G.B.  T  Tit.  XII. 

Von  der  Verjährung:  Art  906—911. 


Register. 

(Die  Zahlen  beziehen  sich  anf  Band  und  Seite.) 


A«  Anwendung  von  Nebelsignalen  II,  84. 

Abandon  II,  389  fF.  ^H.JmJ.^u'^^    ^'     ^^ 

Abandon  d^  Rückversicherten  II.  347.   ,  Abandonerklärung  11,  353. 
Abandonerklärung,    Beachaft'enheit   n,  Anzeigen,  unnchhge,  des  Versichenings- 

348  f.  Wirkung  H,  351  f.  nehmers  II,  257  f.  259. 

Abandonfrist  II,  346  f.  348.  Anzei^epfiicht  der  Berger  bei  Seeaus- 

Abandonrevers  n,  .355.  wun  und  Strand  triftigen  Gegenständen 

Abfertigung  des  bchiffers  I,  210  S.  IL   134,  bei  versunkenen   und  see- 

Ablader  I,  183.  triftigen  Gegenständen  II,  135  f. 

Abladung  I,  198.  Anzeigepflicht  desYersicherungsnehmers 

Abmusterung  I,  142  f.  II,  233  f.  237  ff.  240  f.  243  ff.  246  ff. 

Abrechnungsbuch  I,  149.  250  f.  251.  252.  253.  254  ff.  259. 

Abschätzung  des  zur  grossen  Havarie  Arrestfreiheit  eines  segelfertigen  Schiffs 

gehörigen  Schadens  am  Schiffll,  52  f.       1,  27. 
Abschlagszahlungen    des    Versicherers  Arrestlegung  zu   Lasten  des  Versiehe- 

II,  388  f.  ^  rers  11.  278. 

Abzug  wegen  des  Unterschieds  zwischen  Auf  behaltene  Fahrt  (Polizen  -  Klausel) 

alt  und  neu  II,  54.  357  ff.  II,  326. 

Aenderung  in   den  Personen   der  Mit-  Auf  behaltene  Rückkunft  (Polizen-Klau- 

rheder  I,  69  f.  sel)^  II,  326. 

Aktiengesellschaft,  Eigenthümerin  eines  Auf  sichere  Fahrt  (Polizen-Klausel)  II 

Schiffs  I,  39.  326.  • 

Andienung   des  Schadens   Seitens  des  Aufenthaltskosten  beim  Aufenthalt  im 
Versicherten  II,  379.  Noth-    oder    Zwischenhafen    I,    281. 

Anfang  des  Risikos  für  den  Versicherer      II,  47. 
bei  ELaskoversicherung  IT,  290  f^  bei  Aufgeben  der  Reise,    Einfluss   auf  die 
Veracherung   der  Fracht  11,  294  f,      Versicherung  II,  299. 
der  Ueberfahrtsgelder  II,  294  f.  297,  Aufoeben  der  Schiffspart  I,  62. 
von   Bodmereigeldem   II,    297,  von  AuSebotsverfahrcn  m  ßergungssachen 
Gütern,  imaginärem  Gewinn  und  zu      II,  137  ff. 

verdienenden  Provisionen  II,  292  f.,  Aufhebung  der  Versicherung  II,  391  ff. 

von  Havariegeldem  II,  297.  Auflösung  der  Rhederei  I,  70  f. 

Anlegen   eines   Schifife  auf  Stückgüter  Auflösung  des  Frachtvertrags  I,  273. 277. 

1,  225  f.  Auflösung  des  Heuervertrags,  vorzeitige, 

Anmusterung  I,  141.  durch  den  Schifl&mann  I,  162  ff. 

Annahme   der   Güter   verpflichtet   zur  Auflösung   des  Ueberfahrtevertrags   I, 

Zahlung  der  Fracht  I,  254  f  329  f 

Anweudmig  der  Steuerregeln  II,  84.       Aufinachung  der  Dispache  11,  69.  71  ff. 


AlfllwQi»m)»ig.<ie8i.Si)llllb'>^wUu^^  Beweiskraft  der  yerkkraiig  I,  97  ff. 

Heise,   £influs8   derselben  ifMof >xlen  886  Zus.              -^ 

Frachtvertrag   X,  .28&N>f.|.  Nimfv  dek\  Bt90kokDQnoMeBi«»triI<  ,895»,  ,    .      . 

Ueber&lurt0reitrag  Iv ^»  <<    '        I  BlokadesJSiififM4{d««ellimi  aii£J>i«B0t^ 

AoaeiflUii^koBteii  .1,  1965  f  -          ;  ■ .'  und  Heuerverträge  I,    128  f.  i5B  £, 

Ausfuhrverbot,  .£bfl«sa  de«elb«il  auf  Huf  FHchtf^rti^j;,  216  f. 

Dienst-  und  Heuenrefträ^  I,  ,128  fi  BoäfBam»ll,  l  £,  dm  Be&aehle»  n, 

158  f.,  a«f  Fraoktviertcftga  J,  275  f.  t  26,  des  Rheders  II,  26,  des  Bdriffm 

Aoakukf  soUecktor  Ilt  84«  H^  8  £*,  26,  uneu^tiliobe  O,  26  £. 

Attsrestoiig  II,  282.  Bodmereibriefll)  8 ^^  Bestandiheae  U. 

Attswanderwwdwesai  I,  384.  10  f.,  an  CMer,  indoasab«!  .n,  12. 13f. 

Auflweieli£9i  wr  Bchilfe  II,  92  f.  Bodm€rei|^ber  s. .  Bodmerei^iiafaiger. 

.    y  Bodmerist  0.  Bodmcgreiflri&ubi^per. . 

'   B.                  .  -  ,  .  Bodmereigläubiger  11,  2. 

Baraterie  IL  278  t                         !  <  Bodmerdinehmer  s.  Bodmenmaehnldiier. 

Be&achter  X,  DBS.   .  Bodmereiprämie  II,  7. 

Beilbrief  I,  14.  II,  26.  Bodmerdseiae  II,  2;  LS  f. 

Behrftge  aur  grossen  Havarie  II,  147.  Bodmereischuldner  II,  2. 

160,  zu  Lasten  des  VensicherarB  II,  Boot  I,  22. 

805  f.  Boolsmatm  I,  13$  f.  . 

Beitragspflicht  der  FtadU^okder  in  der  Bruttoravmgehalt  dea  ISchifii  I,  IL 

Havanegrosse  11,  64  f.,  der  Ladung  BondeBflagge  I,  6«.    . 

n,   61  ff.)  der'  Üeber£ahrttgeldie»  l^: 

64.  66,  des  tichilfe  II,  «).   .  .  C, 

Beitragftpflicht  dea  Mitehedeia  I,  60.     '  Qertifikat  I   14    > 

Beköstigung  Ser  Matinschaft  L  151.         r*  w  ^^-T^4  ?»  ®'  *• 

Belege   der    SchadensbweclbivBg    de«'  J^^I^t«««     J;«.»->u™i  t-s  ii<^ 

R^ZTniTr^  Ho^  T  o^  ««TrrLklJi;^^       üeberliegezcit  I,   230,  filr  die  Zat- 
^dt  I,^  r  üebejfhege-       vcrsichSmg  ü,  301. 

BerechBODg  der  Liösch-  und  Ueberllege-  n 

zeit  I,  231  f.  ^' 

Berechnung  der  YerfiChoUenheitBfrist  H,  Dauer  der  Ladezeit  I,  196  ff. 

846.  Dauer  der  Löschzeit  I,  230  & 

Berechnung  der  Zeit  bei  der  Zeitver*  Daber  der  Ueberlieeeadt  1, 1Ö6 1  290  £ 

Bieherung  II,  800l  Dauer  der  VerscholTenhfiit^bist  n«  348. 

Bergelohn  II,  113  ff,  345  f. 

BeijgniwII»  113  ff.,  YerfAbren  daibei  II,  I>eK}hiirglniJngdeBiO>n<eflpondentrhedeK9 

Bemmgs-    und    Hi^fskosten  ü,'   1^.  Deckladung  I,  192  £11,^1. 

147.  160.  Deponirung  der  Güter  durch  den  Schiffer 
Be8chluaqfaflSi9ie'beiein«rBhedeireiI,45»       I,  233.  ^  f.  297  4 

BeschrankxiQg  acr  BeAigaisse  des  Kor*  Desertion  des  Schifismanns  I,  169  f. 

respondcntrhedera  I,  55  f.  57.  Deviiatioti  bd  der  Bodiiierei  U,  .  18  £, 
Beschwerderecht  der   Mannschaft   bei       bei  der  Versicherung  n,  264  ff. 

Seeuntüohtigkeit   und    nuuageQiaflet  Diebstahl  zu  Laat^  des  Yeo^ichere» 

Audrüstung  des  Schieb  I,  152.  173  f.        II,  278. 

Besichtigung  der  Güter  I,  244  ff.  Dienatseit  dm  Sehifenaans  J,  156. 

Beaitzübejtragung  bei  Schiffen  I,  20i  Diq[>aehe  H,  69.  309  l  311.  312.  378. 

Bestätigung,  nchterllche,  der  Dispache  Dispacheur  II,  71  f. 

II,  78.  Dis1ftn<ft«ciit  I,  277  fc 

BesteUnng    des    Kortcspondentrheders  Disziplinargewalt  des  gchiffera  über  die 

I,  49  f.  Mknnsohaft  I,  167. 

Bevoümftchtigter  bei  der  Versiciiemng»-  Doppel  versieh  eirusg  U,  177»  208  f.  210  £ 

nähme  II,  19$  f.  898«  , 

Beweiskraft  des  Journals  I.  90.  836  Zas.  Dünetten  I,  193. 
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.  ••'      •■••«•  •■f47J^I61."''' '•'    '  '           .' •.  I           •  : 

Effekten  der  Beebtinm^  nicbt  toitiv^-i  F^tuh»' de  iner  %  $1|.  .          ,.:!       . 

^pftkliüg'  bei' 'der:  Hä^miiegrMse' lly  Fracht,  bedongei  nftcb  Mas»  oder  Ge- 

66  i                '    .,      i.         i     :..M  wicht   der  Göt^  1,  «6e>-itt«dif  Zeft 

fWnthuiAseF#eA)  «tt  i^ebitf  1/17-^  •  I^  2«ly  übi6she'i;i8^.       • . 

Ei^enthumodrwerb  an  eiber  iSehiffinart  fhraahtvertsMgi  %  188  £ 

I,  17  ff.    •           !•  Frtiiidäselllv  806  Notla- 018^ f; Note. 821. 
EiufluM  der  Veräiusemftg  einei  BcUIffs  Frei  vonBe8chiäi^ng>(fi:oii»O88ein0ntB- 
oder  eüier8ct&ä8t>Arttaef  die  pei^ii-i  Klausel)  I,  321,  (fSlketit-Kiandel)  II, 
liehen  •  V«vtniidll«hkeit6il    des    Vier-  329,  ausser  ixk  »traiid«|Ei|^faU9  (Po^ 
ftowerer»  e«gen  BHtte  I,  21^  MifO^e-^  lizen-Klabs^l)  It,   328  #.,  vok»  Brach 
wiun    QUO-  V  «rl«8t  von  filier  R«M  (Konnossements-Klaasel}!.  821,  ausser 
I,  20.  im  StrandungsfiäHe  (Pohzen -Klausel) 
¥&ahi»tea  taahi  ski   Lasteti   des  Ver^  II,  333,  von  Kriegsmolest   (P^liireKi- 
sicherers  II,  278«      -                       '  Klausel)  II,  322,  von  Leckage  (Kon- 
Einfuhrverbot  ^  £ibflus0  desselben   auf  nossements-Kladtel)  1/  258  ff.  821, 
Dienst-  und  Hoilervertrftge  I,  128  f.'  von  i&  und  so-  viel  Prozent  Besohl 
158  f.,  auf  Frachtverträge  i;  2t5  f.  'Aigöng  '(iMlüeÄ-fclausel)H,  821.830. 
Einlaufen  in  einen  KothEalbn  li,'45'  f.  >  Frist  zur  Anzeige  von  Thatsachen/ die 
Einnahme  der  liadttHg  l,  lä7  1  •      >     •  >  iti  däs8eldfiiN^8ief  emzUtr^^gm  sind 
Embargo,  Einfluss  desselben  «orfDi^BOflt^'  -1,15^'                *        '    • 
und  Heuervertrage  I,   123  f.    158  f.,  Fühmi  von  iLfehtemill,  00  t     • 
auf  Frachtvertrag^  I,  275  f.,  Grund  Führung  Reefet  filer  I,  167  f    - 
des  Abandons  II,  340  ^   t   .              ,  Für  behaltene  Ankunft  (Polikeil-Klaiitel) 
Kwipfane^fi)ieijo,bQi  AJbjiftdung  d,^\^&aien  il.  325  f^ 

I,  290.       ^   •-      r        ..    ,       .  .  .  .    '           •    ^ 

Ende  des  Kakos,  bei  KÄskovßrwcherung ,  i   .    '     -."•!', 

H,  290  f<j  b«  Versicherung  der  Fracht  G«xiiiruiig  I,  84. 

n,  294  f.,  der  Ueberfahrtsgelder  U,  Gefahren  (rotn  Versicherer' nicht  tber- 

294  f,,.  von  ^odmereigeldem  11,  297,  nomtiidne)  II,  817'  f.      ■ 

von  Gütern,  iinaginarem  tiewi^n  und  Geffett   Totalverlttst  (PoÜzeii^  Klausel) 

zu  verdienender  Provision  D,  292  f.,  I,  887  f. 

von  Havaii^eldem  11,  297.  Gericht,  fremdes,  darf  vom  tieki&nann 

Endigung  des  Heuerrertrags  I,  157.  gegenr'  dem  Senifier  nicht  ang^emfen 

Entlassung  des  Schiffers  1,  121  ff.  werden  I,  177  f. 

Entlassung,  vorzeitige^  des  86hif&mai»s  G^chtfistand  der  Mitrheder  I,  98. 

I,  158  ff                                              '  Gerichtsstand  des  Bheders  I,  39. 
Erhöhung  der  zu  entrichtenden  HavwieL  Gew^t.  höhere.  I,  238  ff.  242: 

beitrage  II,  tf?.                                   '  •  Gewaltthfttigkeit,  zu  Lasten  des  Ver- 
Erkrankung des  Schiffers  I,  131.  sicherers  II,  276. 
Erkyankäng  des  Sehiffionamis  I,  158  f.  Grossav^nturrertaraig   s.   Bodmerei  des 
Erleichterung  des  Schiffs  II,  41.  Befrachters. 
Erwerb  einer  Soluflfepart  I,  69.  -n 

p.  Hafengelder  I«  265  f.  II,  147.  160. 

Haftai^  der  MitHieder  I,  72  f. 

Fälligkeit  der  Bodöf^ereischuld  II,  14  f.  Haftung  des  Bheders  I,  82  f. 

22  f.  Haftung  einer  LootsengeseUsobaft  I,  84« 

:Fahrt,    in  der,   befindliches  Schiff  II;  Haftung  mit  Schiff  und  Fmcht  I,  84. 

97  f.                                                     '  Haftung,  personliche,  des  Bheders  L  84. 

Fautfracht  I,  211.  215  f.  217  f  220.  87  f.  m, 

Festsetzung,  alternative,  mehrerer  Be^  Handelsgesellschaft^   offene,  Eigentbn- 

stimmnngshäfen  II,  304.  merin  eines  Schifin    I,  89. 

Festsetzung  des  Berge*  und  HülMohns  Handlungen    des   Schiffers,    inwiefern 

II,  118  ff.  142  ff.  bindend  fnrdieLadungsbetheiligten? 
Festsetzung,  kopulative,  mehrerer  Be-  I,  114  ff. 

stimmungshäfen  n,  804.  Havarie  II,  28  ff.  82  f. ,  besondere  II, 

Forderungen   aus  Dienst-  und  Heuer-  32  f.   49  ff.,  grosse  U,  28  ff.,   kleine 

vertragen  II,  147.  160.  II,  82  f. 
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fiararie,  beoondaret  inwieweit  zn  Lasten       entBcheidend  fftr  das  Beditsveilillt- 

des  Versicherers?  II,  818  ff.  niss  von  Verfrachter  m&d  Empftnger 

Havarie,  nicht  zu  Lasten  des  Bodmerei-       I,  307  ff. 

gläubigers  II,  16.  KoBnossementamhober  I,  296  f.  804  € 

Havarieerosse  s.  grosse  Havarie,  Haupt*  Konsulat,  als  Seemannsamt  I,  188  f. 

falle  derselben  II,  86  ff.,  inwieweit  zu  Korrespondeatrheder  I,  48  ff. 

Lasten  des  Versicherers?  H,  806  ff.  Kosten  der  Abbringung  des  Schiffs  II, 
Havari^rossebeitrage ,     inwiefern    tu        92  f. 

Lasten  des  Versicherers?  H,  313  f.  Kosten  der  Abladung  der  Güter  I,  188. 

Heunathshafen  I,  13.  39.  73.  Kosten  der  Anfertigung  der  Dispache 
Herrenlose  Gegenstände,  geborgene  U       zu  Ijasten  des  ^rsicherers  II,  806. 

138  f.  808  f. 

Heuer,  nicht  beitzagspfliehtigbeiHaTarie«  Kosten   der   Ausladung  der  Gfiter  I, 

grosse  II,  66  f.  227  f.  286. 

Heuerbuch  1,  149.  Kosten  der  Bewachung  und  Bewahrung 
Heuererhöhung  nach  zweijähriger  Fahrt       des  Schiffs  II,  147.  159. 

I,  150.  Kosten  der  Ermittelung  des  Schadens 
Heuerforderung    der    tächitifebesatsung,        zu  Lasten  des  Versicüerers  H,  305  & 

nicht  versicherbai«  H,  191  f.  Kosten  der  Löschufag  I.  227  f.  286. 

Heuervertrag  I,  145  f.  Kosten  der  Verklanmg,  inwieweit  vom 
Henenoahlung  I,  148  £  Ven«icherer  zu  tragen?  11,  808. 

Hülfeleistung  in   Seenoüi   II,   118  ff.,  Kosten  d^  Zwangsverknufe  des  Scfaifft 
Verfahren  dabei  II,  129  ff  U,  147.  159. 

Hül&lohn  II,  114  ff«  Krieg,   Einfluss  desselben  auf  Dienst- 
Hütten  I,  193.  und  Heuervertrige  t,  138  f.   158  £, 

j  auf  Fraoht^ertrftge  I,  ^5  f.,  zu  Lasten 

des  Versicherers  H,  276. 

Indizien-Beweis    bei   Schifibkollisionen  Kriegritontrebande  I,  85.  189. 

U,  86.  Krie^vorräthe    nicht   beitragspflichtig 
Indossament  bei    einer  Versicherungs-        bei  der  Havari^fosse  ü,  ^  f. 

Polize  II,  387  £.  897.  Kündigungsfrist    bei    der   Lade-    und 
Ingenieur  1,  136.                                     '       Ueberliegezeit  I,  200  f. 

Inhaber  des  Bodmeteibrieft  H,  15  f.  Küstenfahrer  I,  16.  90  f.     • 

Inhalt  unbekannt  (Ronnossements-Klau-  Kästenschifffahrt  I,  192.  194. 

sei)  I,  314  f.  . 
Interesse    des    V  ersicherten  ^    Voraus-  Im. 

Setzung  der  Versicherung  H,  175  £  t   j  x^-i.«  i--.lt   -ia 

393,^d«,  Anspruchsauf  ßcLiensersate  ]^t^^^,i  llh.  m. 

Inventar  der  geborgenen  Gegenstände  Lad^^^gspapiere  IL  132^ 

n   iqQ         o       o  ^  Leckage  I,  241,  mwiefem  xa 

^  ^^  desVeraohere»?  H,  286  f. 

K.  Leuchtfeuergelder  L  165  £  II,  147. 

Kapitän  I,  78  £  134.  ^^SfÄJ'  ^^^'  ^'  ^-  ^-  ^  ^• 

Kaplaken  I,  118  £  265.  t-    V     t    m. 

Kausalnexus  zwischen  der  Seeuntdeh-  J^^^**?®/»,}?/- 

tigkeit  des  Schiffe  und  dem  stattge^  t -^^^^l-    '  ^^'   x>u^     -  t  nc. 

htbteu  Schaden  H,  284.  Liquidation  ema  Rhederm  I,  72. 

Klage  des  BodmereigUubige»  H,  90  £  Loschbereitechaft  im  £ 

KlSialten  der  Anker  H,  lt.  J^«^^'*".fP^^^\.226  f- 

Koch  I    136  Loschzeit  I,  228  ff. 

KoUision   von  Schiffen  II,  82  ff ,   von  J"^^"^?"".«^;  ^Ir^'na  r 

mehr  als  zwei  Schiffen  II,  100  £  ^^^^  ^'  }^^'  ^^f^  ^;  „    , .-    ,^ 

Kompensalionsrecht    des    Veraioherers  ^''^''^^"if^^f  \?^Jn  ■^^}^^'  ^^ 

II   3«5  £  Loskautekosten  H,  147.  160. 

Kondemnation   des  reparaturunfthiGren  w 

Schiffs  n,  368.  J»- 

Konkurs  eines  Mitrheders  I,  69.  Mannschaft  s.  Schiffsmannschaft 

Konnossement  I,  290  ff.,  Bestandtheile  Marktpreis  1,  252  £ 

I,  293  £,  durchgehends  I,  312  Note,  Matrosen  I,  136. 


itdgiBtöf.  415 

MaximalbMrajr  des  Berge*  und  HUfis-       Beweis  de»  IntereBse»  VWfnnhiutt  11, 

lohBS  II,  im  ff.  382,  an  Order  11,  887  f.,   offene  II, 

Miflsachtune  der  Steuerregebi  n,  84  214  iE,  texirte  Ü,  814  ff.,   vorl&nfig 

Mitnahme  hülülbedürfkiger  Seeleute  I,       taxirte  II«  217. 

180  f.  Polixdgesetze  I,  85.  189  f. 

Mitrheder,  Verhaltniss 'derselben  EU  ein*-  Poatanstalten  I,  90. 

ander  I,  45.  Pr&mi(än  auaser  der  FVacht  I,  ^5. 

Mitwirkung  des  Versicherten  bei  Gel-  Prangen  ü,  50. 

tendmacnung   to&   AA^iüchen,   di^  Primage  I,  119. 

von  ihm   auf  den  Vexsioberer  über- 

gegangen  II,  289.  ^- 

Moorsom'scheVermessungB-Methodelfll-  Qualifikation  des  Schiffers  I,  138. 

Munition,  nicht  beitragspflichtig  bei  der  Qnarantainegelder  I,  265.  11,  147. 

Havariegrosse  II,  66  f.  Quittung     des    Leichterschmers    oder 
Musterung  I,  141  ff  Evermhrers  I,  251. 

MustenmgsbehOrde  I,  138  f.  _ 

MuBterroUe  I,  141  £  ^• 

Beoeptum  I,  287  f. 

^*  Rechnunffslegiinff,  Pflicht  zur,  des  Kor- 
Name  des  Schi£&  I,  9.  responaentrheoers  I,  59. 

Namenskonqossement  I,  295»  324.  Becht  auf  herrenlose  geborgene  G^en- 
Nettoraumgehalt  des  Schiffs  I,  11.  stände  11^  141  f. 

Nehmung  des  Schifb  durch  Seerftuber,  Bechtshandlungen  des  ScluffeiB,  inwie 

Grund  zum  Abandon  II.  343.  weitfur  denBheder  binddiid?L100ff. 

Nichtanbrinraig  von  Latctmeil  II,  84.  Beichskommissar  bei  SeeunfiEills-Unter- 
Nichtaxiwenaung     von     Nebelsignalen        suchungen  n,  10^  ff. 

IT,  84.  Beisende  I,  328  f. 

Nur  für  Seegefahr  (Policen-Klausel)  U,  Beüseeffekten  der  Passagiere  I,  331  f., 

823  f.  nicht  beitragspflichtig  zur  Havarie- 

fi  grosse  n,  6o  t 

^*  BÄlamekosten  II,  49.  147.  160. 

Ober-Seeamt  II,  HO  f.  Beparaturkosten  II,  49.     '    ^ 

Orderhafen  I,  294.  Beparatuiunfthigkeit   m^    Scbifib   I, 
Orderkonnossement  I,  296,  823  f.,  in-        24,  absolute  1,   24,   rela^ve   I,  24, 

dossabel  I,  295.  Einfluss  derselben  auf  den    Fracht- 

en vertrag  I,  273,  im  Versicherungsrecht 

^-  U,  363  ff. 

Partialschaden  am  Schiff  II,  355.  Beparatunmwnrdigkeit  eines  Sehifib  I, 
Partialschaden  an  Gütern  II,  370  ff.  24  f ,  Einfluss  auf  den  Fracfatverta^ 

Partialverlust  bei  Bodmerei-  und  Ha-        I,    273,    im    Venioherungsreeht    II, 

varie^eidem  II,  376,  bei  im£L|;inärem        363  ff. 

Gewmn    II,   376,   bei  Provision  II,  B^pondentias.BodmerddesBefirachters 

376,  der  Fracht  ll,  375  f.  Betentionsrecht  des  Versicherungsneh- 
Passagegeld^r  s.  Ueberfethrtsgelder.  mers  II,  385. 

Passagevertrag  s.  Ueberfahrtsvertrag.  Bettung  der  veröoherten  Sachen,  Pflicht 
Pfandrecht  des  BodmereigUlubigers  11,        des  Verslckertett  II,  872. 

1  £  153.  172  f.  Berior  des  Heimathshafens  I,  29. 

Pfendreoht    des    Schiffsgläubigers    IL  Bheder  I,  31  ff.  75  f. 

150  f  153  l  162  f.  169  £  Bhederei  I,  89.  40  ff. 

Pfandrecht  des   Verfrachters  I,  269  ff.  Bhedereivertrag  I,  47. 

332.  II,  172  l  Bistomo  ü,  391  ff. 

PÜBindrecht  we^en  Bergungs-  und  Hülfs-  Bistomogebühr  11,  891  f. 

kosten  U,  124.  172  t  Büclüprache  des  Versicberten  mit  dem 
Pflichten  des  Schiffers  gegenüber  dem        Versicherer  über  die  Behufs  Bettung 

Ladungsbetheiligten  I,  ll4  ff.,  gegen-        der  versicherten  Sachen  zu  treffenden 

über  dem  Bheder  I,  112  ff.  MMsregeln  II,  273. 

Plünderung,  zu  Lasten  des  Versicherers  Bücktrittsrecht     beider    Kontrahenten 

n,  276.  vom  Frachtvertrage  I,  275  f.  280  f. 

Police  dhonneur  II,  177  f.  Note.  Bücktrittsrecht    des   Befrachters    vom 
Polize  n,    199  f.   384  f ,   ab  alleiniger        Frachtvertrage  I,  210  t  218  f.  283. 
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Büektrittsrecht     des    BeiBenden    vom  Staming,  gehörige,  I,  83. 

Passagevertrage  I,  380.  Steuergesetze  I,  85.  189  i 

Rackversicberang  II,  187  i  Steaerauum  I,  135  f.,  als  Jonmalfiihrer 

fi  I,  87  f  .          , 

"•  Stoppage  in  transilu  I,  303. 

Schadensberechnune  ,      Voraassetsmig  Strandamt  II.  127  ff. 

eines  vom  Versicnerer  zu  erlangten-  Strandbehörden  II,  127  £ 

den  ScfiadenserBatzes  II,  877  S.  Stranden,  freiwilliges  II,  41  1  44» 

SchlUien,  durch  Abbringong  des  Schifis  Strandhauptmann  II,  1^. 

verursacht  II,  42.  Strandtriftige  Gegenstände  II,  134. 

Schiffer  I,   78  f.  134,  als  Mitrheder  I,  Strandung  II,  333. 

130  f.,  Stellung  desselben  bei  Bergung  Strandunterbeamte  n,  129. 

und  Hül&leistung  in  Seenoth  II,  129.  Strandvogt  II,  127  f. 

Schiff ^hrtsabgaben  11,  147.  160.  Stuckgüter-Frachtvertrag  I,  222  £  236  f. 

Schifisabgaben  U,  147.  160.  289  f. 

Schiffsbesatzung  I,  26.  SrntCf  droü  de,  s.  stoppage  in  tran$itu, 

Schiffadirektor,  s.  Korrespondentrheder.  « 

Schif&disponent  8.  Korrespondentrheder.  „     ^         ^ 

Schiffsdunst,   Schaden  durch,   nicht  zu  Taxe  II,  214  f.  219  f. 

Lasten  des  Versicherers  n,  286.  Tod  des  Schiflfers  I,  131  f. 

Schiflfegläubiger,  Arten  der  Forderungen  Tod  des  Schiffsmanns  I,  154  t 

n,  U7  ff.  Tod  eines  Mitrhedcrs  I,  69  f. 

SchijßBsinventar  I,  22.  Tonnengelder  II,  147. 

Schifeioumal,  Bedeutun«  L  87  £,  In-  Totalverlust  11,  334  ff.  338  f.,  absoluter 

.    halt  I,  88  /.  n,  334  f.,  der  Fracht  H,    337,  der 

Schiffejunge  I.  136.  Güter  II,  335  ff.,  des  Schiflfe  11,  335, 

Schiffsmannschaft  I,  134  f.  '^  Ansehmiff  der  ßodmereigelder  oder 

Schiffsoffizier  I.  185.  Havariegelder   II,   338,   der  zu  ver- 

Schiffspapiere  L  14.  U,  132.  282.  dienenden   Provision   U,  337  f.,   d« 

Schiffsrath  I,  87.  miagmÄren  Gewmns  II. -337  f.,  339, 

Schiffsregister,    Bedeutung    I,   3,    -Be-  konstruktiver  II  334  f.  340  ff. 

hörden  I,  7,  Eintragung  in  dasselbe  JI^^^^^^^Ü^^^^A-^^^-tt  o7  .r 

I,  5,  Inhalt  I,  8  f.  Treiben,  im,  betinduches  Schiff^  U,  97  ff. 

Schiffsvermessung  I,  11.  tj 

sSTbuJ'l,^  W9  1  üebjJ^be  "dTJ^Uonno^ementB  I. 

lüüüS^iT'i  1 Q  }^  *•  üeberli^ezeit,  b«  der  Abladnng  1, 195. 

«!^  T  Sl  W7.  Is.  2CT  ff,  bei  der  Lgschung 

i»eepa«e  1,  14.  r  ggg  «oa          '                          ^ 

S^b,  zn  Lasten  dea  Vendchere»  II,  üebemahme  der  Güter  durch  denEm- 

S!!Ä!fÄ„^^/n   iqs  f  UettteuL^^r  Taxe  ü,  215  f.  218. 

beim  ^htvertrage  I,  186 1  ^''^t^thhJT  \^t            ^^' 

102  ff,  zu  Lasten  des  Veracherers  II,  ^^^^  p^^  (Vermerk  anf  dem  Kon- 

Se«m"tuchtigkeit  1,  25,  inwieweit  da-  tw^^mSA^^V   w«;  ff 

See^Ä"^       '  ^'    •  ^'iÄnÄ^^Ä?  Ä 

Seffplfertiff  L  27  ausserung   eines   ocml&    oder    emer 

S^ehnacEe/l,  i36.  n^S'JÜVI!^«.  T    19 

Seteungsrecht  I,  62  ff'.  Ursprung  des  Schiffs  I,  12. 

Sorgfalt  eines  ordentlichen  Bheders  1, 57  f.  T . 

Sorgfalt    eines    ordentlichen   Sehiffers  Veränderung  der  Reise,  Einflnss  auf  die 

I,  79.  Versicherung  II,  261  f. 
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Veräonening  des  S^hiffir  Iv  IZ   - 

Yeräussening  der  vräSLckerten  Gtegen" 
stands  U,  d97  ff., . 

Verfiuflserungsrecht  der  Mitrhcdef  in 
Betreff  der  ScHifikparted  I,  67; 

Yer&iisaerung  einer  Seldfikuitt  I, "  IT/ 
67  f. 

Vereine  zur  Betttmr  SohiffbrÜchiirer  II, 
130  f. 

Yereinigon^'  mehxoper  Personen;  zur  Er- 
bauung eines  Schififo  I,  7S  f, 

Verfolgungsrecht  s.  Hoppage  in  trtmäih^, 

Verfrachter  I,  183.  . 

Verfrachtung  des  Sehüb  im*  Ganzen  I, 
185  f.,  eines  bestimmten  Baums  I, 
221  f.,  eines  quoten  Theils  eilkes 
solchen  I,  221  f.    , 

Verfügung  von  hoher  Hand,  Anh|Jtung 
dadurch,  £influds  derselben  auf  deki 
Prachtvertrag  I,  275  f*  284,  Grund 
zum  Abandon  n,  340  f.>  zu  Lasten 
des  Versicherers  IJ,  276. 

Vergütung  für  aufge<mferte  Waaren  II, 
55  £ 

Vergütung  für  die  als  Havaiiegrosse  er- 
scheinende Beschädigung  am  Schiff 
U,  54,  an  Gütern  U.  57. 

Vffl^tttng  für,  entgangene  Fracht  in 
Havariegrosse  11,  58  f. 

Verh&ltnifls  mehrerer  für  verschiedene 
Gefahren  überoommenen  Versicherun- 
gen, wenn  die  UnflÜle  nach  einander 
eingetreten  sind  II,  318. 

Verhalten  der  Schiff«  nach  einem  Zu- 
sammenstoß II,  93  f. 

Verhinderung  der  Ausladung  aus  dem 
Schiffe  I,  231  f.  ^ 

Verhinderung  der  Lieferung  der  Ladung 
I,  206  f. 

Verhinderung  der  Uebemahme  der 
Ladung  I,  206  f. 

Verhinderung  des  Transports  der  Ladi^ig 
an  das  Land  I,  231  f. 

Verjährung  II,  400  ff. ,  der  Entschädi- 
gungsforaernngen  aus  dem  Zusammen- 
stosa  voniBchiffen  11,  400. 

Verjährungsfrist  U,  400,  bei  Dienst-  und 
Heu^o^erungen  II,  400. 

Verkauf,  öffentlicher,  des  einer  Ehederei 
gehörigen  Schifls  I,  70. 

Verkauf,  öffentlicher^  des  für  reparatur- 
unfähig oder  -unwürdig  erklärten 
Schiffs  n,  367. 

Verkauf,  Öffentlicher,  des  Schiflfe  durch 
den  Schiffer  I,  108  f. 

Verklarung  I.  91  ff. 

Verladen  der  Güter  auf  das  Verdeck 
I,  192  f. 

Verlängerung,  gesetzliche,  der  Versiehe^ 
rungszeit  II,  302  f. 

Lewis,   Seerecbt.    II. 


Vettetzdng  'd«ir  DiendtpflidhiSeRieiiB  des' 
Schifibmanns  I,  17*1.  -  - 

Verlust  des  Anspruchs  auf  Berge-  resp. 
Hülfslohn  n,  124. 

Verlust  des  Bechts,  cue  Bundesflagge  zu 
fBhiheD  I,  15. 

Varhist  des  Schiffb,  Einfluss  auf  die 
Stellung  des  Schiffers  I,  132 

Verpfandung  des  Sahifk  X,  13. 

Verpfandung  von  SchiffsparteiV  I,  18. 

Verpflichtung  des  Versichentog^ehmers ' 
req;>.   des  versicherten   zur  Anzeige 
eingetretener  Unfälle  II,  270  t, 

Verpflichtiing-  des-  Versicherten-,  für 
Rettung  der  versicherten  Sachen  zu 
sorgen  II,  272  f  353  f. 

Verpflichtung  zur  Anzeige  vOn  That- 
sacben,  die  in  das  Schimregister  ein- 
autragen  sind  I.  15  f. 

Verpfliontung  zur  Entrichtung  von'Berge- 
und  HÜlfskosten  II.  125. 

Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Ver- 
sicherungsprämie II.  260  f 

VeiBchoUenheit  II,  348  ff.  348. 

Verschulden  des  Rheders  I^  37. 

Verschulden  des  Verdcherten,  dadurch 
verursachter  Schaden  nicht  zu  Lasten 
des  Versicherers  II.  288 

Veracherer  II,  174.  229  f. 

Versicherter  II,  174.  22S(  f. 

Ver^cherung  II,  IT4  ff.' 

Versieherung  auf  tmagmären  Gewinn 
II,  185  f,  auf  Kasko  IL  180.  der 
Ausrüstungskosten  II,  222  f.,  226,  der 
Bodmereigelder  II,  183  f  228  f.,  der 
Bodmereiprämie  II,  228  f.,  der  Brutto- 
fracht II,  222  f.  224.  226  f ,  der  Fracht 
n,  181.  223  f.  der  Havariegelder  II, 
184  f,  der  Heuer  Seitens  des  Rheders 
IL  222  f ,  226  f.,  der  Nettofracht  II, 
223  f..  der  Ueberfahrtseelder  II,  182  f., 
der  Versicherungskosten  II,  188  f. 
222,  der  Waaren  II,  183.  227  f.,  der 
zu  verdienenden  Provision  11/186, 
eines  Frachtvorschusses  II,  181  f.,  fiir 
eigene  Rechnung  II,  192  f.,  für  fremde 
Rechnung  II,  193  f.  195  f.  198  879. 
382  f..  füi"  Rechnung  ,.wen  es  angeht** 
II,  193  f ,  mehrfache  H.  205  ff.,  212  f., 
von  Gütern  in  unbestimmtem  Schiff 
II,  268  f.,  mit  Bezeichnung  des  Schiffs 
n.  267  f. 

Versicherungsbediugungen,  ständige  II, 
174  f 

Versicherungsnehmer  II,  192  f. 

Versicherungsprämie  II,  200  f 

Versicherungssumme  II,  204  f.,  inwie- 
fern Maximum  des  vom  Versicherer 
zu  leistenden  Schadenersatzes?  II, 
315  f. 
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VersicherungsweTth  IL  204  f.,  bei  ima- 
gmärein  Gewinn  ü,  228,  bei  Provision 
fi,  228,  der  Güter  H,  225  f.,  des 
Schiffs  n.  220  f. 

Versunkene  Gegenstände  11,  135. 

Vertheilung  des  Berge-  resp.  Hülfelohns, 
wenn  mehrere  Personen  sich  bei  der 
Bergung  oder  Hülfsleistung  betheiligt 
haben  II,  122  f. 

Vertheilung  des  Schadens  in  Havarie- 
grosse  11,  59. 

Vertn^  über  die  Höhe  des  Berge-  und 
Hülfelohns  II    116  ff. 

•Vertreter  bei  der  Versicheningsnahme 
n,  198  f. 

Vertretungsbefngniss  desKorrespondent- 
rheders  I,  51  f.  54  f. 

Verweigerung  des  Gehorsams  Seitens 
eines  Schi&manns  I,  171  f.  * 

Verwendung  eines  fremden  Schilfe  zum 
Erwerb  durch  Seefahrt  L  75  f. 

Verwundung  des  Schiffers  I,  131. 

Verwundung  des  Schiffsmanns  1, 152  ff. 

Verzögerung  der  Reise,  Einfluss  auf 
die  Versicherung  II,  264  f. 

Vis  mnior  s.  höhere  Gewalt. 

Vorkauferecht,  kein  gesetzliches,  der 
Mitrheder  I,  67. 

Vorschriftswidriges  Anbringen  von  La- 
ternen n,  84. 


Vorschüsse,  von  Sdten  des  Versicherers 
zu  leistende  ü,  389  f. 

W. 

Wartezeit  I,  210  ff.  218  f. 
Wasserschout  I,  138. 
Wettassekuranz  II,  177  f. 

Z. 

Zahl,  Mass,  Gewicht  unbekannt  (Kon- 
nossements-Klausel) I.  316  ffl 

Zahlung  der  Versicherungssumme  U, 
316. 

Zahlungsunfähigkeit  des  Versicherers 
H,  395  f. 

Zahlungsunfähigkeit  des  Versicherten 
n,  396. 

Zahlungsunfähigkeit  des  Vermcherongs- 
nehmers  E,  SsO.  396. 

Zimmermann  I,  136. 

Zollgesetze  I,  85   189. 

Zubehör  des  Schiffe  I^  22. 

Zureise  des  Schiffe  in  Ballast  I,  286  ff. 

ZusammenstoBS  von  Schiffen,  herbei- 
geführt durch  Verschulden  einer  Per- 
son der  Besatzung  des  einen  II,  82  ff., 
nicht  herbeigeführt  durch  Verschulden 
einer  Person  der  Besatzung  des  einen 
n,  94  ff.,  zu  Lasten  des  Versicherers 
II,  276. 

Zwangslootse  I,  137.  IL  99  £. 


Yerbesserungen  und  Zusätze. 


Bd.  I  S.  12  Note  adde:  Beotimmung  vom  8.  Juli  1874,  betr.  die  Yer- 
messimg  der  Dampfschiffe  för  die  Fahrt  durch  den  Suezkanal:  Centralblatt  f. 
1874,  s:  282  f.,  Stabenow  S.  342  l 

Bd.  I  S.  26  Z.  17  von  oben  (Art.  446):    ,,lei8ten^<  statt  „fordernd 

Bd.  I  8.  79  letzte  Z.  von  unten:  „418"  statt  „428". 

Bd.  I  S.  88 *Z.  7  von  oben:  „nach  den  (wenn  auch  nicht  auf  Gesetz  be- 
ruhenden) Einrichtungen^  statt  „nach  den  Einrichtungen". 

Bd.  I  S.  92  Z.  2  von  unten:  „1868"  statt  „1865." 

Bd.  I  S.  95  Z.  19  von  oben  adde:  „§  48." 

Bd.  I  S.  106  Z.  17  von  unten:  „L.  1  §  9"  statt  „L.  9". 

Bd.  I  S.  231  An  Stelle  des  §  4  des  Bremischen  Gesetzes  vom  9.  Februar 
1866  hat  das  Bremische  Gesetz,  betreffend  Abänderungen,  des  Gesetzes  wegen 
Liöschung  der  Seeschiffe  vom  6.  Mai  1877  folgende  Bestimmung  gesetzt: 

Im  Falle  der  Verfrachtung  eines  Schiffes  im  Ganzen  dauert  die  Lösch- 

jseitf  falls  unter  den  Parteien  nicht  Anderes  verabredet  ist : 

Tom  1.  Maru  li»       Tom  1.  Not.  bis 
awm  8h  OUbr.     tum  Utiten  Febr. 

Beischiffen  bis  zur  Grösse  v.  100  gemessenen 

Regtster-Tons  Netto-RaumgehaU     .    .  6  Tage  8  Tage 

van    JOl  bis    200  Reg, -Tons 7  „  ^  „ 

„      201    „      '300          „              ^  „  10  „ 

^      301    ^      400          „               10  „  22  „ 

^      401    ^      300          „               12  ^  14  „ 

^      501    ^      600          „              74  „  16  „ 

^     601    „      WO         „             15  „  n  „ 

„      7M    „800          , 16  „  18  „ 

„      801    „900          „              17  „  19  .„ 

„     901    ,,1000          „              18  „  20  „ 

„    1001    „    1100          , 19  ,,  22  „ 

„    1101    „    1200          „              20  „  23  „ 

„    VJOl    „1300          „              21  „  25  ri     . 

„    1301    „    1400         „              22  y,  26  „ 

„    1401    „    1500          „              23  ,y  28  „ 

„    1501    ,,    1600          „              54  „  29  ,, 

„    1601    ,,1700          „              25  „  31  „ 

jPör  jede  weiteren  100  Tons  werden  in  der  Zeit  vom  1.  Mär»  bis 
31.  Okiober  1  Tag^  und  in  der  Zeit  vom  1.  November  bis  zum  letzten  Februar 
2  Tage  Löschzeit  mehr  gerechnet. 

•         Der  Beginn  der  Löschzeit   richtet  sich   nach   Art.  595   des   Handels- 
gesetzbucJis. 
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Im  Haftn  zu  Bremerhaven  darf  die  Löschung  einea  Schiffes  nur  an 
dem.  vom  Hafenmeister  angewiesenen  Löschplätze  geschehen  fvergl,  §§  12 
und  13  der  Hafenordnung  vom  23.  Janr.  1873). 

Bei  nur  th^üweise  beladenen  Schiffen  wird  die  Löschzeit  Verhältnisse 
massig  kürzer  berechnet. 

Sonn^  und  Feiertage  kommen  bei  Berechnung  dieser  Fristen  nicht  in 
Anschlag, 

Bd.  I  S.  244  Der  §  2  der  Bremischen  Verordnung  vom  9.  Februar  1866 
ist  abgeändert  durch  das  Bremische  Gesetz  vom  6.  Mai  1877.  Hiemach  lautet 
der  {2: 

Der  Transport  des  Frachtguts  vom  Löschplatz  nach  Bremen  geschieht 
auf  Gefahr  und  Kosten  des  Ladungttempfängers^  welcher  daher  das  Frachtgut 
am  Löschplätze  in  Empfang  zu  nehmen  hat. 

Wegen  verweigerter  otler  verzögerter  Empfangnahme  kommen  die  Vor- 
schriften des  H.  G,  B,  (Art  595  und  ff.)  über  verweigerte  oder  verzögerte 
Abnahme  zur  Anwendung. 

Die  üebemahme  des  Frachtguts  gilt  aber  erst  nach  Ankunft  der  Waare 
in  Bremen  als  vollendete  Der  Schiffer  ist  verpflichtet  ^  das  Frachtgut  am 
Löschplatz  auszulief ern  y  ohne  voi'ab  die  Zahlung  der  Fracht  oder  die  Er- 
füllung  der  übrigen  Obliegenheiten  des  Empfängers  oder  deren  Sicherstellung- 
verlangen  zu  können  y  Jedoch  unbeschadet  seines  Rechtes  ^  wegen  besonderer 
Gefährdung  seiner  Ansprüche  gerichtliche  Sicherheitsmassregeln  zu  beantragen. 

Werden  indess  CHUer  am  Löschplatz  zum  Zweck  der  Lagerung  belassen 
oder  werden  sie  von  da  nicht  nach  dem  Bestimmungsort^  sondern  nach  einem 
andern  Platz  verladen^  so  gilt  damit  die  üebemahme  als  geschehen  und 
tritt  die  Zahlungspflicht  des  Empfängers  nach  Massgabe  der  Art  €16  ff.  des 
H.G.B.  ein, 

Bd.  I  S.  268  adde  zu  den  Ausführungen  zum  Art  615  das  Bremisch» 
Gesetz  vom  6.  Mai  1877  §  7: 

Die  Fracht  gleich  wie  das  dem  Schiffer  oder  dem  Verfrachter  nach  dem 
Frachtverträge  oder  dem  Conossemente  ausserdem  Gebührende  ist  —  ahge^ 
sehen  von  dem  in  §  2  Absatz  4  erwähnten  Falle  —  in  der  Stadt  Bremen 
am  ztveiten  Werktage  nach  erfolgter  Ankut^t  des  Frachtguts  daselbst,  jeden- 
falls ahcTy  solche  Ankunft  mag  bereits  erfolgt  sein  oder  nicht,  spätestens  am 
10.  Tage  nach  der  Empfangnahme  dessäben  aus  dem  Seeschiffe  zu  bezahlen^ 

Die  Fristberethnung  geschieht  fUr  jedes  Connossement  besonders  und 
beginnt  für  die  Frachtzahlung  avf  jedes  Connossement  mit  dem  Tage,  welcher 
auf  die  Abliefening  des  letzten  &üekes  der.  in  dem  Connossement  bezeich- 
neten Grüter  vom  Bord  des  Seeschiffes  folgt. 

Bd.  II  S.  52  Z.  23  f.  ron  oben:  „wo  dieselbe  während  der  Heise  nicht 
stattfindet'*  statt  „wo  dieselbe  erst  nach  Vollendung  der  Reise  im  Bestimmunga- 
hafen  stattfindet*  ^ 

Bd.  n  S.  94  adde  zu  den  Ausführungen  zum  Art.  786  die  Noth-  und 
Lootsen-Signalordnung  für  Schiffe  auf  See  und  auf  den  Küstengewäfieni ,  rom 
14.  August  1876  •):  ^ 

§  1  Die  nachstehenden  Vorschriften  finden  Anwendung  auf  alle 
Schiffe,  Fahrzeuge  und  Boote ,  welche  auf  See  oder  auf  den  mit  der  See 
im  Zusammenhanpe  stehenden,  von  Seeschiffen  befahrenen  Gewässern  verkehren, 
§  2  Nothstgnale  im  Sinne  dieser  Vorschriften  sind  Signale^  durch 
welche  angedeutet  toird^  dass  die  signalisirenden  Schiffe  in  Noth  oder 
Gefahr  sind. 

Als  Nothsignale  gelten : 
a)  bei  Tage: 

L  Kanonenschüsse  j  welche  in  Zwischenräumen  von  ungefähr  emer 

Minute  Dauer  abgefeuert  werden;  oder 
2,   das  Signal  ^jN  C*^  des  ^internationalen  Signalbuchs^ ;  oder 


*)  Ich  fikfe  die  SignmlordBuiif  Aoeh  hinn,   weil   sie  Ooldaelunidt  in  llako««r*t  Komentsr 
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3.  das  F&msiofMl,  bestehend  aus  einer  viereckigen  Flcufge^  über  oder 
unter  welcher  ein  Bau  oder  ehvaSf  was  einem  Ball  ähnlich  sieht^ 
au/geheisst  ist; 
b)  bei  Nacht: 

1,  Kanonenschüsse^  welche  in  Zwischenräumen  von  ungefähr  einer 
Minute  Dauer  angefeuert  werden;  oder 

2,  Flammen  von  brennenden  Theer-  oder  Oeltonnen  etc.;  oder 

3,  Raketen  oder  Leuchtkugeln  von  beliebiger  Art  und  Farb^j  welche 
einzeln  in  Zwischenräumen  von  kurzer  Dauer  abgefeuert  werden, 

§  3  Die  Nothsignale  (§  2)  dürfen  auf  den  Schiffen  nur  dann  ange- 
wendet werdeuj  wenn  sie  in  Noih  oder  Gefahr  sind, 

'  §  4    Lootsensiguale  im  Sinne  dieser  Vorschriften  sind  Signale,  durch 

welche  angedeutet  wird,  dass  aiuf  den  signalisirenden  Schiffen  Lootsen  ver- 
langt  werden. 

Als  Lootsensignale  gelten: 

a)  bei  Tage: 

1,  die  am  Vormast  geheisste,  mit  einem  weissen  Streifen  von  Vs  der 
Flaggenbreite  umgebene  Reichsflagge  ( Lootsen fla gge) ;  oder 

2,  das  Signal  „P,  T.'*  des  j^ntemcOionalen  Signalbuchs^^ ; 

b)  bei  Nacht: 

1.  Blanfeuer^  welche  alle  fünfzehn  Minuten  abgebrannt  werden;  oder 

2,  ein  unmittelbar  über  der  Verschaneung  in  Zvjischenräumen  von 
kurzer  Dauer  gezeigtes  helles  weisses  Licht^  welches  jedesmal  unr 
gefähr  eine  Minute  lang  sichtbar  ist. 

§  5  Die  Lootsensignale  (§  4)  dürfen  auf  den  Schiffen  nur  elann  zur 
Anwendung  gelangen^  wenn  auf  ihnen  Lootsen  verlangt  werden.  Auch  dürfen 
auf  den  Schiffen  andere^  als  die  im  §  4  bezeichneten  Signale  als  Lootsen- 
Signale  nicht  benutzt  werden. 

Bd.  II  S.  222  Z.  15  von  oben  (Art  800):  ,,dle  Heuer  und  [die  Ter- 
siehernngskosten^^  statt  „die  Heaer-  und  die  Versicherungskosten". 

Bd.  II  S.  318  letzte  Z.  von  unten:  „die  Francbise"  statt  „dieselbe". 


^  Sil.- 


Pierar^sche  Hofbnchdrackerei.    Stephan  Q«ibel  A  Co.  in  Altmbvzg. 
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